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Vorwort 

des  Herausgebers 
zum  yierten  Bande. 

Mit  dem  vorliegenden  Hefl^  welches  den  vierten  Band  des  Sammelwerks  be- 
ginnt^ greift  die  Darstellung  bereits  auf  außerenropälBches  Gebiet  über.  Oewiß 
ein  erfreuliches  Zeugnis  für  die  werbende  Kraft  und  die  nachhaltige  Einwirkung, 
welche  die  Grundgedanken  der  deutschen  Arbeiterversicherung  auf  immer 
weitere  Kreise  ausüben.  Ein  Blick  auf  das  vorstehende  Inhaltsverzeichnis  des  Werkes 
(s.  S.  2*^)  zeigt,  daß  es  in  Europa  kaum  noch  einen  Industriestaat  gibt;  der  nicht  mehr 
oder  minder  dem  deutschen  Vorgang  gefolgt  ist,  und  die  steigende  Zahl  der  ,,Nach- 
trags^-Hefte  läßt  erkennen,  daß  diese  Bewegung,  einmal  in  Fluß  gekommen,  sich 
mit  kulturgeschichtlicher  Notwendigkeit  von  selber  fortentwickelt  und  jeden 
modernen  Staat  dazu  drängt,  seine  „soziale'*  Gesetzgebung  weiter  auszubauen,  um 
den  immer  breiter  anschwellenden  Massen  der  Lohnarbeiter  einen  steigenden  An- 
teil an  den  Fortschritten  unserer  Kultur  zu  sichern  und  damit  die  Wohlfahrt  des 
gesamten  Volkes  zu  fördern.  So  zeugt  es  von  der  lebendigen  Ejraft  und  inneren 
Notwendigkeit  dieser  Fortentwicklung,  wenn  zur  Stunde  für  eine  ganze  Reihe  von 
Staaten  bereits  soviel  Material  über  teils  neue,  teils  ergänzende  Arbeiter- 
versicherungsgesetze und  -entwürfe  vorliegt,  daß  der  vierte  Band  schon  heute 
damit  gefüllt  werden  könnte.  Die  Voraussage  des  um  die  Entwicklung  der 
Arbeiterversicherung  so  hochverdienten  ersten  Präsidenten  des  deutschen  Reichs- 
Versicherungsamts,  Dr.  Bödiker  (f  4.  Febr.  1907),  daß  „die  deutsche  Arbeiter- 
versicherung ihren  Siegeslauf  durch  die  Welt  nehmen  werde^,  geht  somit  ihrer 
Erfüllung  entgegen,  und  es  kann  uns  Deutsche  mit  stolzer  Freude  erfüllen,  auf 
diesem  Gebiet  des  sozialen  Fortschritts  allen  Nationen  vorangegangen  zu  sein. 
Aber  es  ist  nicht  deutsche  Art,  sein  eignes  Werk  zu  loben  und  auf  seinen  Lor- 
beeren auszuruhen.  Das  „Volk  der  Denker  und  Dichter^  ist  zu  kritisch  ver- 
anlagt, um  Selbstvollbrachtes  je  als  vollkommen  anzusehen,  ja,  es  ist  gewisser- 
maßen ein  nationaler  Erbfehler,  Einheimisches  zu  gering,  Ausländisches  zu  hoch 
einzuschätzen.  Und  so  hat  es  auch  unserer  Arbeiterversicherung  an  Kritiken  nicht 
gefehlt,  die  an  Schärfe  die  des  Auslandes  nicht  selten  übertrafen.  Aber  eine  an 
sich  gute  Sache  braucht  die  Kritik  nicht  zu  scheuen,  und  so  werden  wir  bei 
näherer  Betrachtung  finden,  daß  auch  die  schärfsten  Kritiken  vor  der  Macht  der 
Tatsachen  verblassen;  denn  diese  lassen  unschwer  erkennen,  daß  die  Grundlagen 
der  deutschen  Arbeiterversicherung  sich  glänzend  bewährt  haben,  und  daß  es  sich 
lediglich  darum  handeln  kann,  daa  Gebäude,  welches  seinem  historischen  Werde- 
gang eiitsprechend  die  verschiedensten  Stilarten  und  Anbauten  zeigt,  in  einen  eben- 
mäßig gegliederten  Renaissancebau  umzuwandeln,  in  welchem  sich  alle  Beteiligten 
behaglich  fühlen  und  namentlich  diejenigen,  für  die  er  in  erster  Linie  geschaffen 
ist,  —  die  Arbeiter. 

Doch  sehen  wir  zu,  welcher  Art  die  Kritiken  sind.  Fangen  wir  mit  den 
extremsten  an,  so  hat  auf  der  einen  Seite  die  Sozialdemokratie  das  bekannte  Wort 
von  dem  „bißchen  Sozialpolitik''  geprägt,  das  „nicht  der  Rede  wert  sei'',  während 
auf  der  andern  Seite  gewissen  noch  patriarchalisch  oder  autokratisch  gesinnten 
Unternehmerkreisen  nachgesagt  wird,  daß  sie  die  ganze  Arbeiterversicherung  ledig- 
lich als  einen  „verhängnisvollen  Schritt"  betrachten,  den  man  sich  „besser  erspart" 
hätte.  Den  einen  bietet  also  die  Arbeiterversicherung  nicht  genug,  den  anderen  zu- 
viel.    Wer  von  beiden  Teilen  hat  recht?  Lassen  wir  die  Tatsachen  sprechen. 

Das  „bißchen  Sozialpolitik"  hat,  obwohl  die  Arbeiterversicherungsgesetze 
nach  und  nach  eingeführt  wurden  und  erst  mit  der  1900/1903  durchgeführten 
Revision  in  volle  Wirksamkeit  traten,  immerhin  bis  Ende  1905  der  Arbeiterschaft 
schon  fünf  Milliarden  Mark  an  Entschädigungen  zugeführt  und  damit  rund 
70    Millionen    Personen    —   Erkrankten,    Unfallverletzten,    Invaliden,    Alters- 
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schwachen  und  deren  Familienangehörigen  —  Hilfe  und  Trost  gespendet!  ^)  Welche 
Unsumme  menschlichen  Elends  hat  damit  gehoben  oder  doch  gemildert  werden 
können  und  mit  welcher  Befriedigung,  mit  welchem  Selbstbewußtsein  muß  es  alle 
Beteiligten  erfüllen,  das  alles  nicht  als  Almosen,  sondern  als  gutes,  selbsterworbenes 
Recht  empfangen  zu  haben.  Denn  wenn  auch,  dank  der  Eigenart  der  deutschen 
Zwangsversicherung,  die  Arbeitgeber  die  größere  Hälfte  der  Beitragslasten  auf- 
zubringen haben,  so  tragen  immerhin  die  Arbeiter  die  andere  Hälfte  der  Beiträge 
selbst  und  haben  sich  dadurch  auch  ein  moralisches  Anrecht  auf  die  Wohltaten 
der  Arbeiterversicherung  erworben.  Zugleich  ist  durch  diese  Gesetzgebung  der 
Wert  der  Arbeit  als  solcher  und  als  wichtiger  Faktor  im  sozialen  Leben  un- 
zweideutig zur  Anerkennung  gebracht  und  damit  nicht  bloß  eine  wirtschaftliche, 
sondern  auch  eine  moralische  Hebung  der  arbeitenden  Klassen  bewirkt,  wie  dies 
umfassender  und  nachhaltiger  kaum  je  zuvor  geschehen  ist. 

Nach  sozialdemokratischer  Auffassung  sollen  nun  freilich  die  Unternehmer- 
beiträge nichts  weiter  bedeuten  als  den  Arbeitern  „vorenthaltene  Lohnbeträge*', 
„da  der  Unternehmer  die  Versicherungsbeiträge  den  Betriebsergebnissen  entnimmt, 
die  ihm  seine  Arbeiter  erarbeiten  müssen",  so  daß  hiernach  die  Arbeiter  die  ge- 
samten Lasten  ihrer  Versicherung  allein  trügen.  Diese  Auffassung  entspricht 
allerdings  dem  Marx  sehen  Dogma,  daß  aller  Mehrwert  der  Produktion  nur  der 
Arbeit  entspringt  und  demgemäß  der  sogenannte  Untemehmergewinn  von  Rechts 
wegen  den  Arbeitern  gebtlhre.  Aber  diese  Lehre  ist  in  der  ganzen  nicht- 
sozialdemokratischen  Welt  längst  als  irrtümlich  erkannt,  weil  sie  den  Hauptfaktor 
im  modernen  Produktionsprozeß,  die  Unternehmerintelligenz,  völlig  ausschaltet  und 
in  ihren  Schlußfolgerungen  —  der  zunehmenden  Verelendung  der  arbeitenden 
Klassen  —  durch  die  Tatsachen  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  längst  widerlegt 
ist.  ^  Hätte  der  Theoretiker  Marx  noch  unsere  reale  Gegenwart  erlebt,  in  weicher 
sich  die  technischen  Erfindungen  nahezu  überstürzen,  sich  fast  täglich  die  größten 
Umwälzungen  in  den  Produktionsweisen  vollziehen,  der  menschliche  Geist  in  der 
Ausnutzung  der  elementaren  Kräfte,  der  Aufschließung  stets  neuer  Arbeitsgebiete, 
der  kunstvollen  Ausgestaltung  der  modernen  Riesenbetriebe  ungeahnte  Triumphe 
feiert  und  die  arbeitenden  Klassen  an  all  diesen  Fortschritten  einen  immer 
steigenden  AnteU  nehmen,  so  würde  er  vermutlich  zu  anderen  Anschauungen  ge- 
langt sein.  Es  ist  ein  fundamentaler  Lrtum,  angesichts  eines  solchen  Ent- 
wicklungsganges von  einer  Gleichberechtigung  oder  gar  Gleichwertigkeit  zwischen 
den  beiden  Produktionsfaktoren  Kapital  und  Arbeit  oder  Unternehmerschaft  und 
Arbeiterschaft  sprechen  zu  wollen.  Gleichberechtigt  sind  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer in  ihrer  Persönlichkeit  und  als  Parteien  des,  sei  es  individuellen  oder 
kollektiven,  Arbeitsvertrages;  aber  gleichwertig  in  bezug  auf  den  wert- 
schaflFenden  Produktionsprozeß  sind  sie  keineswegs,  sondern  hier  überwiegt  durch- 
aus der  schöpferische,  leitende  Kopf,  der  den  ganzen  Betrieb  und  damit  die  Arbeits- 
gelegenheit erst  schafft,  den  Produktionsprozeß  überwacht  und  dirigiert,  und  lediglich 
durch  richtige  Erkenntnis  und  rechtzeitige  Würdigung  der  wirtschaftlichen  Konjunk- 
turen den  gedeihlichen  Fortgang  des  Unternehmens  und  damit  den  Mehrwert  zu  erzielen 
vermag.  Wenn  von  sozialdemokratischer  Seite  eingewendet  wird,  daß  Kapital  und 
Intelligenz  in.  der  Person  des  Unternehmers  keineswegs  immer  zusammenfallen,  so 
ist  das  au  sich  zwar  richtig,  beweist  aber  noch  nicht,  daß  dann  die  schöpferische 
und  leitende  Kraft  bei  der  —  lediglich  fremde  Ideen  ausführenden  —  Arbeiter- 
schaft zu  finden  sei.  Man  kann  noch  so  viel  Kapital  und  noch  so  viele  Arbeiter 
zur  Verfügung  haben,  und  wenn  sich  nicht  der  richtige  Kopf  dazu  findet,  der  beide 
miteinander  zu  produktivem  Schaffen  zu  vereinigen  versteht,  so  entsteht  eben  nichts. 
Pioniere  der  Industrie  sind  stets  Einzelpersonen,  nicht  die  Massen. 

^)  Vgl.  „Leitfaden  zur  Arbeiterversichenmg  des  Deutschen  Reichs*  (bearbeitet  im  Reichs- 
Versicherungsamt),  11.  Ausgabe,  Berlin  1906,  S.  34  ff. 

^  Vereinzelt  wird  dies  auch  schon  von  sozialdemokratischer  Seite  anerkannt.  Vgl. 
„Streifzüge  durch  die  Theorie  und  Praxis  der  Arbeiterbewegung"  (Abschnitt  XIII  S.  64  ff.: 
Die  Verelendungs-  und  ökonomische  Widerspruchstheorie  und  die  Gewerkschaften)  vonEampff- 
meyer,  Stuttgart  1907,  desgl.  „Die  Arbeiterversichenmg  und  die  Sozialdemokratie"  in  Nr.  9, 
Jahrg.  1902  S.  685  ff.  der  „Sozialistischen  Monatshefte",  Berlin  1902,  sowie  die  S.  11  Note  1 
angezogenen  Aufsätze  von  Bernstein,  Calwer  und  Schippel. 
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Vorwort  zum  Band  IV.  7* 

Zahllos  sind  die  Fälle,  in  welchen  Arbeitergenossenschaften  nicht  aas  Mangel 
an  Kapital  and  Arbeitskräften,  wohl  aber  ans  Mangel  an  kaofmännischer  Ein- 
sicht and  Disposition  zngnmde  gegangen  sind,  and  ebenso  lehrt  die  tägliche  Er- 
fahrang,  daß  große  florierende  Werke,  welche  der  eine  oder  andere  „seif  made  man" 
dorch  seine  Tüchtigkeit  geschaffen  hat,  zwar  alle  Wandlangen  im  Arbeiter-  and 
selbst  im  Betriebspersonal  vertragen,  aber  za  kränkeln  and  dahinznsiechen  pflegen, 
sobald  die  schöpferische  Kraft,  der  leitende  Kopf  dahingegangen  ist  and  nicht  den 
richtigen  Ersatz  oder  Nachfolger  gefanden  hat.  Daraas  folgt  zagleich,  daß  in 
jedem  derartigen  Großbetriebe,  der  oft  Tansenden  von  Arbeitern  and  Angestellten 
Beschäftigong  bietet,  eine  gewisse  Unterordnong,  i^em  technischen  and  sozialen 
Aafbaa  entsprechend,  anentbehrlich  ist,  damit  das  Ganze  wie  ein  künstlich  aas- 
gearbeitetes Uhrwerk  ohne  Beibangen  and  Störangen  fanktioniert,  and  wenn  dies 
gerade  inDeatschland,  dank  der  allgemeinen  Schal-  and  Wehrpflicht,  glücklicher- 
weise der  Hanptsache  nach  noch  zatrifit,  so  wird  gerade  aaf  diese  Disziplin  in 
dentschen  Betrieben  deren  Ueberlegenheit  selbst  von  aasländischen  Konkarrenten 
zarückgeführt.^) 

Glaabt  aber  die  sozialdemokratische  Aaffassong  in  den  Zwangsbeiträgen  der 
Unternehmer  gleichwohl  nar  „vorenthaltene  Lohnbeträge"  erblicken  za  sollen,  so 
haben  die  dentschen  Arbeiter,  da  ja  alle  Einnahmen  der  Arbeiterversichernng 
lediglich  za  ihren  Gnnsten  verwendet  werden,  diese  „mittelbare"  Lohnerhöhnng, 
die  sich  nach  obigem  schon  aaf  Milliarden  belänft,  doch  wiederam  nar  dem  „bißchen 
Sozialpolitik"  za  verdanken;  and  daß  aach  von  einer  Abwälzung  der  Untemehmer- 
beiträge  aaf  die  Arbeitslöhne  keine  Rede  sein  kann,  ergibt  sich  schon  daraas,  daß 
anter  der  Herrschaft  der  Versichernngsgesetze  die  Löhne  fortgesetzt  gestiegen 
and  selbst  nach  aasländischen  Beobachtungen^)  schneller  gestiegen  sind  als  in 
irgendeinem  anderen  Lande.  Und  wenn  neuerdings  mehrfach  behauptet  worden 
ist,  daß  diese  Lohnsteigerung,  welche  schon  für  die  „ungelernten"  Arbeiter  auf 
durchschnittlich  25  ®^,  für  die  „gelernten"  Arbeiter  aber  auf  50  7o  ^"^d  mehr 
veranschlagt  wird,  zufolge  der  Rückwirkungen  der  seit  1.  März  1906  verschärften 
Schutzzollpolitik   bzw.   der  dadurch  bewirkten  Lebensmittelverteuerung    „mehr   als 

^)  V^l.  hierzu  auch  das  preisgekrönte  Werk  „Methods  of  indnstrial  peace"  von  Nicholas 
Paine  Gilman,  Professor  der  Sozialökonomie  an  der  Universität  Meadville  (Pennsylvania^, 
Boston  und  New  York  1904  (dentsch:  „Wege  zum  gewerblichen  Frieden",  anton- 
sierte  Uebersetzun^  von  Dr.  Bernhard  Franke,  Band  I  der  „Modernen  Wirtschaft«- 
probleme,  Internationale  Beiträge  zur  neuen  Wirtschaftsentwicklung",  herausgegeben  von  Re- 
gierungsrat Dr.  Leo,  Carl  Heymanns  Verlag,  BerKn  1907),  insbesondere  die  treffliche 
Oharakterisierong  des  Verhältnisses  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  S.  9  des  Originals 
(S.  7  der  deutschen  Ausgabe):  „Ein  verhältnismäßiger  Erfolg  des  demokratischen  Prinzips  auf 
politischem  Gebiet  sollte  uns  nicht  blind  machen  gegenüber  der  Bedeutung  des  aristokrati- 
schen Prinzips  auf  wirtschaftlichem  Gebiet.  Der  erf ol  greiche  Unternehmer  erhebt  sich 
aus  der  Masse  der  gewöhnlichen  Menschen  durch  einen  Prozeß  natürlicher  Auslese,  welche 
keine  Schlußfolgerungen  demokratischer  Theorie  beseitigen  können.  Wenn  alle  Menschen  in  gleicher 
Weise  mit  Untemehmertalent  begabt  wären  ^was  vieUeicht  gleichbedeutend  ist  mit  der  Voraus- 
setzung, daß  alle  Menschen  desselben  in  gleicher  Weise  bar  wären),  so  wäre  offenbar  ein  sehr 
S'oßer  Teil  des  modernen  Fortschritts  unmöglich  gewesen,  da  dieser  davon  abhängt,  daß 
enschen  in  großer  Zahl  vereinigt  werden,  um  miteinander  zusammenzuwirken  und  in  hohem 
Maße  die  Arbeit  untereinander  zu  teilen.  Eine  gewerbliche  Welt,  zusammengesetzt  aus  Indivi- 
duen, die  jedes  für  sich  allein  und  jedes  für  seine  eigne  Rechnung  arbeiten,  würde  notwendig 
weit  hinter  unserm  20.  Jahrhundert  zurückgeblieben  sein.  Glücklicherweise  ist  die  Menschheit 
bisher  eben  sowohl  durch  die  Prinzipien  einer  natürlichen  Aristokratie  wie  durch  die  einer 
natürlichen  Demokratie  geleitet  worden  und  die  häufigsten  aller  sozialen  Erscheinungen  waren 
die  Fähigkeit  einiger  weniger,  zu  leiten,  und  die  Bereitwilligkeit 
vieler,  zu  folgen." 

*)  Vgl.  „Das  Aufsteigen  der  arbeitenden  Klassen  Deutschlands  im  letzten  Vierteljahr- 
hundert"  von  A  s  h  1  e  y ,  Professor  der  Handelswissenschaft  an  der  Universität  Birmingham, 
vormals  Professor  der  Wirtschaftsgeschichte  an  der  Harvard-Universität,  Vereinigte  Staaten 
vo»  Nordamerika;  deutsch  von  Scharf,  Tübingen  1906.  „The  German  Workman",  A  study  in 
national  efficiency,  von  William  Harbutt  Dawson,  London  1906.  „L*essor  industriel  et 
commerdal  du  peuple  allemand",  von  Professor  Blondel,  2.  Aufl.,  Paris  1899.  „Le  assicu- 
razioni  operaie  nella  legislazione  soziale^  von  Professor  L.  G.  Profumo  in  Genua,  Biblioteca 
di  Scienze  sociali,  Volume  XLIII,  Torino  1903.  „Berlin  und  seine  Arbeiter  in  englischer  Be- 
leuchtung", ein  vergleichender  Bericht  von  Best,  Davis,  Perks  aus  Birmingham;  deutsch  von 
Dr.  Zimmermann,  Berlin  1907.  „Life  and  Labour  in  Germ  an  y"  (Reisebericht  einer  englischen  Ar- 
beiterdelegation), London  1907.  Berichte  und  Verhandlungen  des  Litemationalen  Arbeiterversiche- 
nmgskongresses  zu  Düsseldorf  vom  17./24.  Juni  1902,  und  zu  Wien  vom  17./23.  September  1905. 
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ausgeglichen^  sei,  so  ist  dies  eine  Behauptung,  die  den  Tatsachen  widerstreitet  und 
an  Hand  solcher,  wie  wir  weiter  nnten  sehen  werden,  von  beachtlichen  Stimmen 
im  In-  and  Auslände  and  selbst  im  sozialdemokratischen  Lager  als  anrichtig 
dargelegt  worden  ist. 

Allerdings  werden  in  der  Arbeiterpresse  and  selbst  in  solchen  Blättern, 
welche  ernst  genommen  sein  wollen,  mitunter  eigentümliche  Methoden  eingeschlagen, 
um  die  Arbeiter  über  den  Wert  und  die  Leistungen  der  Arbeiterversicherung  „auf- 
zuklären^. So  wird  in  einem  der  führenden  Glewerkschaftsblätter,  welches  in 
einem  längeren  Leitartikel  die  „Deutsche  Arbeiterftlrsorge"  behandelt,^)  allen 
Ernstes  die  angebliche  Gleringlügigkeit  dieser  Fürsorge  den  Arbeitern  dahin  yor- 
demonstriert,  daß  bei  jedem  der  drei  Versicherungszweige  (in  übrigens  nicht  ein- 
mal richtiger  Rechnung)  die  Summe  der  im  Rechnungsjalir  1904  ausgezahlten 
Entschädigungen  durch  die  Gesamtzahl  der  Versicherten  dividiert  w^  dann 
die  so  gefundenen  Durchschnittszahlen  —  19.97  Mk.  für  die  Ej*ankenyersicherung, 
6.37  Mk.  für  die  Unfallversicherung  und  7.94  Mk.  für  die  Invalidenversicherung  — 
einfach  zusammengezählt  werden  und  aus  diesem  Sammelsurium  dann  der  ver- 
blüffende Schluß  gezogen  wird,  daß  „im  Gesamtdurchschnitt  auf  jeden  Versicherten 
eine  Unterstützung  von  9.22  Pfg.  pro  Tag  entfällt,  wozu  das  Reich  einen  Zuschuß 
von  0.67  =  ^/g  Pfg.  leistet"!  Daß  ein  solches  Rechenexempel  ohne  jeden  Wert 
ist,  liegt  auf  der  Hand.  Will  man  eine  richtige  Vorstellung  von  den  durchschnitt- 
lichen Entschädigungsleistungen  geben,  so  darf  man  natürlich  die  Ekitschädigungs- 
summe  nur  durch  die  Zahl  der  entschädigten  (nicht  der  übeiiiaupt  versicherten) 
Personen  dividieren  und  darf  diese  Durchschnittebeträge  der  verschiedenen  Ver- 
sicherungszweige auch  nicht  miteinander  zusammenzählen.  Dann  stellt  sich  die 
entsprechende  Durchschnitteleistung  pro  Kopf  und  Jahr:,  für  die  Krankenver- 
sicherung nicht  auf  19.97,  sondern  auf  61.07  Mk.,  für  die  Unfallversicherung 
nicht  auf  6.37,  sondern  auf  130.29  Mk.  (pro  entechädigten  Unfall  auf  152.46  Mk.), 
und  für  die  Invalidenversicherung  nicht  auf  7.94,  sondern  auf  130.13  Mk.  (pro 
Invalidenrente  auf  155  Mk.,  pro  Altersrente  auf  157  Mk.  und  pro  Pflegling 
auf  257  Mk.);  auch  stellt  sich  der  Reichszuschuß  nicht  auf  ^/g  Pfg.  (pro  Ver- 
sicherten und  Tag),  sondern  auf  50  Mk.  (pro  Rente  und  Jahr).^  Doch  weiter  l 
Ziehen  wir  auch  die  Vergleiche  mit  dem  Auslande'),  wie  es  jener  Artikel  — 
freilich  In  seiner  Weise  —  tut,  dann  finden  wir,  daß  die  deuteche  Krankenver- 
sicherung mit  51  Mk.  pro  Erkrankten  oder  2.60  Mk.  pro  Krankentag  von  sämt- 
lichen Arbeiterversicherungen  des  Auslandes  die  höchsten  Durchschnittssätze  ge- 
währt, obwohl  sie  als  Zwangsversicherung  nahezu  die  gesamte  Lohnarbeiterschaft 
(11.4  Millionen  Versicherte)  umfaßt,  also  auch  die  große  Masse  der  niedrig 
gelohnten  Arbeiter,  so  daß  der  Durchschnittssatz  demgemäß  noch  verhältnismäßig 
gering  ausfallen  muß,  während  z.  B.  Frankreich,  welches  jenen  Sätzen  mit  40 
bzw.  2  Mk.  noch  am  nächsten  kommt,  so  hohe  Sätze  nur  deshalb  zahlen  kann, 
weil  seine  „freiwillige"  Bjrankenversicherung  als  solche  nur  die  Elite  der  Arbeiter- 
schaft bzw.  die  besser  gelohnten  Arbeiter  umfaßt,  die  große  Masse  der  niedrige 
gelohnten  und  daher  um  so  bedürftigeren  Arbeiter  aber  trotz  staatlicher  Sub- 
vention nicht  erfaßt  hat.^)  Ebenso  ist  bei  der  deutechen  Unfallversicherung  zu 
berücksichtigen,  daß  der  Durchschnittssatz  der  Unfallrenten  verhältnismäßig 
niedrig  ausfallen  muß,  weil  die  übergroße  Mehrzahl  (rund  90 ^o)  ^^^^  Unfallrenten 
in  Teil  reuten  besteht  und  die  steigende  Ziffer  der  Teilrenten  für  leichte  Unfälle 
(vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit)  einen  immer  größeren  Divisor  ergibt.^)  Dar- 
aus erklärt  sich,  wenn  Unfallrenten  bei  hohen  Prozenteätzen  der  Erwerbsunfähig- 
keit oder  Vollrenten,  die  nach  der  Novelle  von  1900  (§  9)  im  Falle  völliger 
Hilflosigkeit   sogar    bis   zum    vollen   Betrage   des  Jahresarbeitoverdienstes   erhöht 

^)  „Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Dentechlands'S  Nr.  2 
vom  12.  Jannar  1907,  Berlin. 

«)  Vgl.  „Leitfaden«  a.  a.  0.,  S.  35  ff. 

^  Vgl.  a.  a.  0.  die  internationalen  üebersichten  S.  40  ff. 

*)  Vgl.  Heft  IVa  S.  18  und  VII.  Internat  Arbeiterversicherungs-Kongreß  in  Wien  vom 
17./23.  September  1905,  Wien  1906,  Bd.  H  S.  595. 

*)  Vgl.  „Die  deutsche  Arbeiterversichemng  als  soziale  Einrichtung"  (bearbeitet  im  Kelchs- 
Versicherungsamt),  3.  Aufl.,  Berlin  1906,  S.  51,  69. 
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werden  kömieii  und  dann  für  Lebenszeit  laufen,  oft  das  Yielfaohe  jenes  Doroh- 
sehnittssatzes  betragen.^)  Dazu  kommt,  dafi  die  deutschen  Arbeiter,  anders  als 
im  Auslände,  zur  Unfallversieherung  keine  Beiträge  zahlen),')  fttr  alle  Betriebs- 
onfiüle  (aufier  bei  Vorsatz)  entschädigt  werden,  ein  kostenfreies  Streityerfahren  zur  Ver- 
fügung haben  und  auf  Grund  dieser  Einrichtungen  schon  ttber  eine  Milliarde  Mark 
an  Entschädigungen  bezogen  haben  —  eine  Summe,  welche  also  ausschließlichr 
von  denUntemehmem  aufgebracht  ist  und  die  gesamten  bisherigen  Leistungen  der  In- 
ralidenTersioherung  noch  übersteigt.^  Die  Invaliden  Versicherung  endlich  bietet 
den  deutschen  Arbeitern  ein  System  der  sozialen  Ftlrsorge,  welches  Überhaupt 
noch  kein  anderes  Land  der  Welt  anzuweisen  hat;  sie  umfaßt  die  gesamte  Lohn- 
arbeiterschaft (13.7  Millionen  Versicherte),  gewährt  dem  alten  Arbeiter,  einerleit 
ab  er  bedürftig  ist  oder  nicht,  eine  Altersrente  bis  an  sein  Lebensende  und  dem 
invaliden  Arbeiter,  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter,  in  welchem  die  Invalidität 
eintritt,  für  deren  ganze  Dauer  eine  Invalidenrente  —  Renten,  welche  zwar 
nicht  80  hoch  sind,  wie  die  nach  dem  Individualverdienst  berechneten  Unfall- 
lenten,  aber  doch  in  der  Regel  hinreichen,  um  die  Armenpflege  auszuschließen. 
Die  Wohltaten  dieser  Versicherung,  zu  welcher  auch  das  Reich  (50  Mk.  pro  Rente, 
oder  im  ganzen  schon  50  Millionen  Mark  jährlich)  beisteuert,  genießen  aber  die^ 
deutschen  Arbeiter  bereits  eineinhalb  Jahrzehnte  lang  —  in  den  ersten  14  Jahren 
(1891/1904)  sind  1  639  924  (427  222  Alters-  und  1  212  702  Invaliden-)Renten  be- 
willigt  worden,^)  —  während  ihre  Bernfsgenossen  im  Auslande,  wie  z.  B.  in  Ehig- 
land  und  Frankreich,  noch  immer  darum  kämpfen,  ohne  das  Ziel  erreichen  zu 
können. 

Dazu  kommt,  daß  die  deutsche  Arbeiterversicherung  in  ihren  mittelbaren 
Wirkungen,  insbesondere  durch  ihre  vorbeugenden  Maßnahmen,  wie  sich  noch 
weiter  unten  zeigen  wird,  in  immer  steigendem  Maße  das  gesamte  Gebiet  der  Volks - 
hygiene  und  Volkswohlfahrt  beeinflußt  und  damit  der  deutschen  Arbeiterschaft 
Vorteile  bietet,  wie  sie  in  gleichem  Umfang  keine  Arbeiterversicherung  des  Aus- 
landes aufzuweisen  vermag.  Der  Grund  für  diese  Ueberlegenheit  der  deutschea 
Arbeiterversicherung  ist  aber  wiederum  in  ihrer  Eigenart  zu  suchen.  Sie  geht  von 
dem  Grundsatz  aus,  daß  die  produktive  Arbeit  die  Schäden,  welche  sie  mit  sich 
brin^  auch  aus  ihrem  Ertrage  decken  soll;  daher  zieht  sie  beide  Parteien,  Arbeit- 
nehnaer  wie  Arbeitgeber,  zu  den  Beitragslasten  heran  und  nimmt  zur  Verfolgung 
der  gemeinsamen  Ziele  die  Mitwirkung  beider  Teile  in  Anspruch.  So  haben 
die  deutschen  Arbeiter  den  Vorteil  erlangt,  daß  ihre  Arbeitgeber  für  diese  Ziele 
nicht  bloß  mit  erheblichen  Barmitteln  —  beiläufig  bisher  drei  Milliarden 
Mark^)  — ,  sondern  auch  mit  ihrem  reichem  MaiS  an  Wissen  und  Er- 
fahnmg  eingetreten  sind  und  dadurch  die  Arbeiterversicherung  befähigt  haben, 
nicht  nur  ihre  unmittelbaren  Aufgaben  zu  lösen,  sondern  darüber  hinaus  noch 
weitere,  höhere  Ziele  zu  verfolgen.  Eine  lediglich  auf  dem  Grundsatz  der  „Frei- 
willigkeit" ausbaute  Versicherung  kann,  wie  die  Erfahrungen  des  Auslandes  zur 
O^Dflge  zeigen,  den  Arbeitern  auch  nicht  annähernd  Gleichwertiges  bieten,  ^  selbst 
wenn  sie  die  mangelnde  Mitwirkung  der  Arbeitgeber  durch  starke  Subventionen 
zu  ersetzen  sucht;  im  Gegenteil,  je  mehr  diese  gesteigert  werden,  um  auch  die 
schwachen  und  schwächsten  Schichten  der  Arbeiterschaft  zu  erfassen,   um  so  mehr 


0  Vgl.  „Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale  Einrichtung",  a.  a.  0,  S.  51,  69  ff. 
«nd  ,3eich8-Arbeitsblatt<S  Berlin,  Jahrgang  1906  S.  655/782  ff. 

*)  Daß  die  Belastung  der  Kranken  kassen  und  damit  auch  der  Arbeiter  als  Kassen- 
mitgUeder  infolge  der  sog.  „Wartezeit"  der  Unfallversicherung  (deren  Leistungen  in  der  Regel 
erst  mit  der  14.  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  beginnen)  im  umgekehrten  Verhältnis  zu  der 
Zahl  der  mnerhalb  der  Wartezeit  sich  erledigenden  Unfälle  steht,  und  diese  mittelbare 
Bekstnng  der  Arbeiter  auf  nur  8  %  der  UnfaUasten  zu  veranschlagen  ist,  haben  wir  schon  an 
nderer  Stelle  nachgewiesen.  Vgl.  „Unfallstatistik^  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
Jena  1901,  Bd.  7  8.  274. 

«)  Vgl.  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  18,  22,  31,  42  ff. 

*)  VgL  „Lwtfaden"  a.  a.  0.,  S.  31, 

^)  VgL    „Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale  Einrichtung**,  a.  a.  0.,  S.  46. 

•)  V^.  Heft  XVI  und  die  dort  angezogene  Literatur,  sowie  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  40  ff. 
(Intern.  Übersicht)  und  Internat.  Arbeiterversicherungs-Kongreß  in  Wien  1905,  I  595  ff. 
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schwindet  der  Charakter  der  Versicherung  als  der  organisierten  Selbsthilfe  nnd 
um  so  näher  tritt  die  Gefahr  des  Staatssozialismos^  der  das  Gegenteil  von  Selbst- 
hilfe bedeatet.  Deshalb  ist  die  deutsche  Arbeiterversichernng,  weil  sie  beide  Teile 
an  ihre  wechselseitigen  sozialen  Pflichten  erinnert  und  lediglich  die  genossen- 
schaftliche Selbsthilfe  organisiert,  trotz  ihres  gesetzlichen  Zwanges  in  sozialer  Be- 
ziehung ungleich  höher  einzuschätzen,  und  wo  sie  auf  die  Beisteuer  der  Gesamtheit 
zurückgreift,   geschieht   dies  nur  ausnahmsweise  und  aus  berechtigten  Gründen.  ^ 

Schon  das  Billigkeitsgefühl  hätte  es  erfordert,  auf  diese  grundsätz- 
lichen Unterschiede  zwischen  der  deutschen  und  der  ausländischen  Arbeiter- 
yersicherung  hinzuweisen  und  damit  der  Wahrheit  die  EUire  zu  geben,  daß  in 
dieser  Beziehung  die  „deutsche  Arbeiterfürsorge"  noch  von  keinem  Lande  der 
Welt  übertroflfen  wird;  gerade  von  einem  Gewerkschaftsblatt  durfte  man  dies 
um  so  mehr  erwarten,  als  doch  die  Gewerkschaften  vornehmlich  dazu  berufen  sind, 
die  Arbeiter  über  ihre  beruflichen  und  wirtschaftlichen  Interessen  sachgemäß  auf- 
zuklären, um  ihnen  den  Gesichtskreis  zu  erweitern  und  den  Blick  für  die  Ver- 
hältnisse des  praktischen  Lebens  zu  schärfen.  Statt  dessen  wird  nach  gleichem 
Muster  wie  oben  den  Arbeitern  weiter  vorgerechnet,  daß  ,,das  Reich  für  die  3,48  Mk. 
(soll  heißen  2,44  Mk.),  die  es  dem  Arbeiter  jährlich  in  Gestalt  eines  Zuschusses 
(zur  Invalidenversicherung  mit  jenem  ^j^  Pfennig  pro  Kopf  und  Tag)  schenkt,  ihm  im 
Wege  der  Lebensverteuerung  das  Hundertfache  wieder  abnehme,  indem  seine 
Zoll-  und  Ste.uergesetzgebung  zugleich  auf  Lohnhöhe  und  Lebenshaltung  der 
Arbeiter  drücke",  und  es  wird  auf  Grund  gleich  haltloser  Unterlagen  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  deutschen  Arbeiter  als  eine  derart  jammervolle  geschildert, 
daß  die  deutsche  Sozialpolitik  schließlich  eine  „Politik  der  Volksausbeutung,  Volks- 
entrechtung und  Volksverdummung"  genannt  wird.  Ganz  gleichartige  Artikel 
konnte  man  zur  selben  Zeit  auch  in  sozialdemokratischen  Partei  blättern  ^  lesen, 
die  sich  in  den  verschiedenartigsten  Variationen  dahin  ergingen,  daß  die  Lohn- 
erhöhungen infolge  der  „wucherischen"  Fleisch-  und  Getreidezölle  „mehr  als  aus- 
geglichen" seien,  daß  „der  deutsche  Arbeiter  fünfmal  so  hoch  besteuert  sei  als 
der  englische",  daß  „eine  schändliche  Schutzzoll-  und  Agrarpolitik  den  ärmeren  Volks- 
schichten die  notwendigsten  Lebensmittel  zum  eigenen  Vorteil  der  herrschenden 
Klassen  verteuere"  usw.  Ob  mit  derartigen  Uebertreibungen  und  Entstellungen 
den  Interessen  der  Arbeiterschaft  gedient  wird,  darf  billig  bezweifelt  werden;  es 
gibt  aber  eine  Erklärung  dafür,  daß  —  im  Gegensatz  zum  Auslande  —  die  deutsche 
Arbeiterschaft  auch  heute  noch  das  Verständnis  für  eine  richtige  und  gerechte 
Einschätzung  unserer  Arbeiterversicherung  vielfach  vermissen  läßt. 

Immerhin  gibt  es  auch  Arbeiterfachblätter  und  selbst  Zeitschriften  sozial- 
demokratischer Richtung,  welche  sich  ein  unbefangenes  Urteil  gewahrt  haben  und 
die  Tatsachen  nicht  auf  den  Kopf  stellen,  sondern  der  Wahrheit  die  Ehre  geben. 
So  kommt  u.  a.  der  „Zimmerer",  Organ  des  Zentralverbandes  der  Zimmerer  und 
verwandten  Berufsgenossen  Deutschlands  (Nr.  1,  Hamburg,  5.  Januar  1907),  bei 
der  kritischen  Behandlung  des  „Wirtschaftsjahres  1906"*  zu  folgenden  Ergebnissen: 
„Auf  Grund  allen  einschlägigen  Materials  und  aller  Einzelbetrachtungen  liegt  der 
Schluß  nahe,  daß  im  allgemeinen  die  Arbeiterbevölkerung  auch  im  Jahre  1906 
noch  am  Aufschwung  teilgenommen  hat;  die  Löhne  sind  so  ausgefallen,  daß  die 
Steigerungen  der  Warenpreise  keinen  Rückgang  des  Verbrauchs  bewirkten,  sondern 
daß  vielmehr  noch  eine  Konsumzunahme  stattfinden  konnte"  ....  „Alles  in  allem 
muß  für  das  Jahr  1906  eine  weitere  Hebung  des  wirtschaftlichen  Niveaus  der 
Arbeiterbevölkerung  konstatiert  werden"  ....  Und  ähnliche  Feststellungen  auf 
Grund  kritisch  wissenschaftlicher  Untersuchungen  finden  sich  in  den  „Sozialistischen 
Monatsheften",   welche   den  Einwand   der   Schönfärberei   gewiß    nicht   aufkommen 


^)  So  beim  Eeichszuschuß  zn  den  Inyaliden-  und  Altersrenten  und  bei  den  Gemeinde- 
bzw. Kommunalbeiträgen  zur  Unfallversicherung  der  kleinen  Kegiebauten  und  der  Kleinscbiffer 
und  Seefischer,  weil  diesen  Beitragslasten  eine  entsprechende  Entlastung  der  Armenpflege  gegen- 
übersteht. Vgl.  §  27  des  Invaliden- V.G.  vom  13.  Juli  1899,  §  23  b  des  Bauunfall-V.G.  vom 
50.  Juni  1900  und  §§  162,  163  des  Seeunfall- V.G.  vom  30.  Juni  1900  nebst  Motiven. 

*)  Vgl.  n.  a.  „Vorwärts",  Zentralorgan  der  sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands, 
Berlin,  Nr.  17/18  vom  20./22.  Januar  1907.  ^ 
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lassen.  So  hat  sckon  im  Jahre  1902  (Septemberheft  S.  685  ff.)  Paul  Kampff- 
meyer  in  einem  Aufsatz  „Die  Arbeiterversichernng  und  die  Sozialdemokratie** 
darauf  hingewiesen,  daß  „die  deutsche  Arbeiterversicherung  eine  tatsächliche  öko- 
nomische Besserstellung  der  Arbeiterschaft  um  eineinhalb  Milliarden  Mark  be- 
deute** (die  damalige  Höhe  der  Unternehmerbeiträge),  daß  „die  Tatsache  der 
Lohnsteigerungen  und  des  trotz  der  Lebensmittelverteuerung  gestiegenen  Massen- 
konsums sehr  entschieden  gegen  eine  Abwälzung  der  Versicherungslast  von  den 
Unternehmern  auf  die  Arbeiter  spreche"  und  „daß  die  Arbeiterversicherung  un- 
zweifelhaft den  physischen  Kräftezustand  der  deutschen  Arbeiterklasse  beträchtlich 
gehoben  habe".  In  gleicher  Weise  wird  noch  in  den  neuesten  Nummern  dieser 
Monatshefte^)  von  den  bekannten  sozialdemokratischen  Volkswirtschaftlem  Eduard 
Bernstein,  Kichard  Calwer,  Max  Schippel  gegen  die  „überlebte  Orthodoxie", 
die  „unfruchtbare,  rein  negative  Kritik",  die  „ewige  Schwarzmalerei"  der  sozial- 
demokratischen Partei  Front  gemacht,  auch  deren  Behauptung  widerlegt,  daß  „durch 
den  Schutzzoll  sämtliches  im  Inlande.  angebaute  Getreide  um  den  vollen  Zollbetrag 
über  den  Weltmarktpreis  verteuert  würde"  und  „der  deutsche  Arbeiter  fünfmal  so 
hoch  besteuert  sei  als  der  englische  Arbeiter".'^) 

In  dieser  Beziehung  ist  im  deutschen  Reichstag  von  zuständiger  Stelle  auf 
Grund  amtlichen  Materials . der  Nachweis  geführt,  daß  der  deutsche  Arbeiter  nicht 
am  meisten,  sondern  umgekehrt  am  wenigsten  belastet  sei,  indem  sich  zur  Zeit 
die  Zollbelastung  pro  Kopf  in  Großbritannien  auf  15.80,  in  den  Vereinigten  Staaten 
auf  14.95,  in  Deutschland  aber  nur  auf  10.15  Mk.  stelle,  wobei  noch  ins  Gewicht 
falle,  daß  sich  in  Deutschland  diese  Zollbelastung  von  10.15  Mk.  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  auf  eine  große  Reihe  von  Verbrauchsartikeln  verteile,  die  gar  nicht 
Gegenstand  des  Verbrauchs  der  unbemittelten  Volksklassen  seien,  und  daß  die 
deutschen  Zölle  nur  zum  Teil  Finanzzölle,  tiberwiegend  aber  Schutzzölle  seien. 
Auch  sei  die  Theorie,  daß  die  Waren,  die  im  Inlande  erzeugt  und  durch  Zölle 
geschützt  werden,  im  Inlande  unter  allen  Umständen  um  den  Betrag  des  der  aus- 
ländischen Ware  auferlegten  Zolles  im  Preise  steigen  müssen,  nicht  haltbar,  weil 
die  Verteuerung  wesentlich  abhänge  von  dem  Prozentsatz  an  Waren,  der  eingeführt 
werde,  im  Verhältnis  zu  dem  Prozentsatz,  der  im  Lande  selbst  erzeugt  werde.*) 


»)  Vgl.  „Sozialistische  Monatshefte",  Berlin,  Jahrgang  1907,  S.  101  ff.:  „Der  25.  Januar" 
(K  Calw  er);  S.  108  ff.:  „Was  folgt  aus  dem  Ergebnis  der  Reichstags  wählen?"  (Ed.  Bern- 
stein); S.  192  ff.:  „Kolonialpolitik  und  Sozialdemokratie"  (R.  Calw  er);  S.  200  ff.:  ,;Europä- 
ische  Landwirtschaft  unter  Freihandel  und  Schutzzoll**  und  8.  271  ff.:  „Agrarkrisis,  Industrie 
und  Industriearbeiter**  (M.  Schippel). 

*)  So  wird  z.  B.  in  der  bereits  angezogenen  Nr.  2  des  ^»Korrespondenzblattes  der  General- 
kommission der  Gewerkschaften  Deutschlands"  vom  12.  Januar  1907  die  Belastung  einer  ftinf- 
köpfigen  Arbeiterfamilie  durch  die  Zölle  und  Verbrauchssteuern  des  Reichs  (nach  dem  Ansatz  des 
Etats  pro  1907/8)  auf  85  Mk.  berechnet  und  dann  fortgefahren:  „Das  ist  aber  nur  ein  Teil  der 
Abgaben  des  Arbeitshaushalts.  Die  deutschen  Zölle  sind  Schutezölle j  sie  verteuern  nicht  nur 
das  vom  Ausland  hereinkommende  Getreide  (bzw.  Fleisch  usw.),  sondern  auch  das  inländische, 
wofür  der  Konsument  einen  gleichen  Tribut  an  den  Junker  und  Grundbesitzer  zahlen  muß.'* 
Auf  Grund  solcher  Unterlagen  kommt  dann  der  „Vorwärts*'  in  dem  schon  erwähnten  Artikel 
„Steuerbelastung  der  deutschen  und  der  englischen  Arbeiter**  zu  dem  Ergebnis,  daß  „der  deutsche 
Arbeiter  ungefähr  fünfmal  so  hoch  besteuert  sei  als  der  englische  Arbeiter". 

^)  Vgl.  Reichstagsverhandlungen  vom  1./2.  März  1907  S.  162/197  ff.  und  (über  die  geringe 
Steuerbelastung  der  deutschen  Arbeiter)  vom  6./7.  Dezember  1905  S.  119/163  ff.  —  üeber  den  Unter- 
schied zwischen  Finanz-  und  Schutzzöllen  und  deren  Einwirkung  auf  die  Inlandspreise  vgl.  des  näheren 
„Reichspolitik  oder  Freihandelsargument*'  von  Ober-Regierungsrat  Georg  Evert,  Berlin  1902,  und 
„Europäische  Landwirtschaft  unter  Freihandel  und  Schutzzoll"  von  Max  Schippel  (Sozialistische 
Monatshefte,  Berlin  1907,  S.  200  ff.),  welcher  (S.  209)  die  Schlußfolgerung  der  englischen  Agrarkom- 
mission :  „So  war  in  Deutschland  das  Brotkom  in  der  Zollperiode  billiger  als  in  der  Periode  der  Frei- 
einfuhr*', „für  jeden  Sachkundigen  als  ganz  unanfechtbar*'  bezeichnet.  Nach  Evert  S.  27ff.  ist,  so- 
weit der  Zoll  im  Warenpreise  überhaupt  zum  Ausdruck  kommt,  immer  der  Inlandspreis  gleich  Aus- 
landspreis plus  Zoll,  mag  dieser  als  Finanzzoll  oder  als  Schutzzoll  oder  als  Mischung  von  beiden 
wirken,  mag  er  als  „Verteuerung  des  Inlandspreises"  oder  als  „Verbilligung  des  Auslandspreises" 
oder  in  gemischter  Form  zur  Geltung  kommen,  während  die  Verteilung  der  Zollast  zwischen  Inland 
und  Ausland  wesentlich  von  der  Dringlichkeit  des  Angebotes  und  der  Nachfrage  (bzw.  wie  oben 
ausgedrückt,  von  dem  Verhältnis  zwischen  Inlandsproduktion  und  Einfuhrbedarf)  abhängt  und  daher 
bald  tiberwiegend  das  Ausland,  bald  überwiegend  das  Inland  treffen  wir.d,  olme  daß  eine  zahlen- 
mäßige  Berechnung  der  beiderseitigen  Anteile  möglich  wäre. 
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Nur  unter  einem  Gesiohtspttnkt  könnte  man  angesichts  der  fünf  Milliarden 
Entschädigungsleistungen  von  dem  „bißchen  Sozialpolitik^  sprechen,  wenn  man 
nämlich  diesen  Entschädigungen  für  Verlust  an  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter 
das  gegenüberstellt,  was  die  Arbeiterv^ersicherung  durch  ihre  ,, vorbeugenden  Maß- 
nahmen^ den  Arbeitern  an  Lebenskraft  und  -glück  erhält.  Diese  Wirkungen 
sind  weder  in  Ziffern,  noch  in  Geld,  noch  überhaupt  abzuschätzen;  es  sind  un- 
schätzbare Güter,  die  sie  schützen,  denn  mögen  die  Entschädigungen  im  Einzel- 
fall noch  so  hoch  ausfallen,  so  kann  doch  eine  Rente  dem  Krüppel  niemals  die 
gesunden  Glieder  und  die  Einbuße  an  Lebensfreude,  der  Familie  niemals  den  ver- 
lorenen Vater  und  Broterwerber  ersetzen.  Und  es  läßt  sich  gar  nicht  leugnen, 
daß  die  modernen  Produktionsweisen  mit  ihren  stets  neuen  technischen  Ver- 
änderungen, chemischen  Prozessen,  komplizierten  Maschinerien,  intensiven  Arbeits- 
methoden, massenhaften  Einstellungen  neuer  ungeschulter  Arbeitskräfte  die  Risiken 
der  Arbeiter  in  bezug  auf  Gewerbekrankheiten,  Betriebsunfälle,  frühe  Berufs- 
iuvalidität  und  vorzeitigen  Kräfteverbrauch  außerordentlich  steigern.  Hier  gerade 
bieten  die  umfassenden  und  sorgfältigen  Statistiken  der  deutschen  Aibeiterversicherung 
eine  sichere  Grundlage,  um  diese  vielseitigen  und  steigenden  Gefahren  des  Arbeiter- 
lebens kennen  zu  lernen  und  den  Ursachen  derselben  nachzugehen.  Mit  der 
Kenntnis  kommt  die  Erkenntnis,  und  diese  wiederum  bringt  die  Abhilfe.^)  Gerade 
auf  diesem  Gebiet  einer  planmäßigen  und  zielbewußten  Prophylaxe  wird  die 
deutsehe  Arbeiterversicherung  noch  ihre  höchsten  Triumphe  feiern,  weil  sie  nach 
und  nach  über  den  engen  Rahmen  der  eigentlichen  Krankheits-  und  Unfall- 
verhütung hinaus  sich  in  selbsttätiger  Fortentwicklung  des  ganzen  weiten  Gebiets 
der  Volkshygiene  bemächtigen  und  so  der  gesamten  Nation  durch  Steigerung 
der  Arbeitskraft,  Leistungsfähigkeit,  Lebensenergie  und  Wehrkraft  noch  unschätzbare 
Dienste  leisten  wird.  Zum  Belege  dessen  sei  darauf  hingewiesen,  daß  trotz  der 
Jugend  dieser  Entwicklung  doch  schon  überall  mächtige  und  verheißungsvolle 
Ansätze  wahrzunehmen  sind.  So  haben  erst  die  reichen  Kräfte  und  Mittel  der 
deutschen  Arbeiterversicherung,  an  deren  Organisation  die  Vereinigungen  der  freien 
Hilfsstätigkeit  (Vereine  vom  Roten  Kreuz,  Vaterländische  Frauenvereine,  G^meinde- 
pflegestationen,  Zentralkomitee  zur  Errichtung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  usw.) 
einen  festen  Rückhalt  fanden,  es  ermöglicht,  der  verheerenden  Volksseuche  der 
Tuberkulose  in  so  umfassender  und  durchgreifender  Weise  entgegenzutreten, 
daß  z.  B.  in  den  Großstädten  (über  100  000  Einwohner)  die  Todesrate  von  37,36 
im  Jahre  1886  auf  22  im  Jahre  1902  pro  10  000  Lebende  gesunken  ist  und  so 
die  begründete  Hoffnung  besteht,  die  Menschheit  mit  der  Zeit  von  dieser  Seuche 
ganz  zu  befreien.^ 

Nicht  minder  bedeutsam •  ist  die  Bekämpfung  des  Alkohol ismus,  deren  sich 


0  Vgl.  „Reichsarbeitfiblatt",  Berlin  1907,  Nr.  3  S.  262 ff.:  „Die  Entwicklung  der  ünfaU- 
verhütangsmaßnahmen  in  den  letzten  Jfüiren^,  und  „Internationaler  Arbeiterversicherangskongreß 
in  Düsseldorf  vom  17.— 24.  Juni  1902«  S.  501  ff.:  „Die  Entwicklung  der  ünfallverhütungstechnik 
in  Deutschland«  von  Professor  Konrad  Hartmann,  Senatsvorsitzendem  und  Geheimem  Be- 
gierungsrat im  Reichs-Yersicherungsamt,  und  „Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale  Ein- 
richtung«, 3.  Aufl.,  Berlin  1906,  S.  49,  76, 119  ff.;  femer  die  Beichstagsverhandlungen  vom  4.J6,  März 
1907  (S.  215/258),  in  welchen  regierungsseitig  gerade  wegen  der  fortschreitenden  Industrialisierung 
Deutschlands  die  Fortführung  der  Soziupolitik  (Arbeiterschutz,  Arbeiterversicherung)  zur  Erhaltung 
der  Arbeits-  und  Wehrkraft  der  Nation  als  durchaus  notwendig  bezeichnet  wurde. 

^  So  hat  die  deutsche  Invalidenversicherung  in  den  acht  Jahren  1897 — 1904  fttr  233531 
kranke  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  56  252  921  Mk.  an  Heilbehandlungskosten  (pro  Kopf  240  Mk.) 
ausgegeben,  wovon  der  bei  weitem  größte  Teil,  nämlich  35  532  883  Mk.,  auf  Lungentuberkulose 
entfällt.  Für  letztere  stehen  zurzeit  nahezu  100,  allen  hygienischen  Anforderungen  genügende» 
Heilstätten  zur  Verfügung,  und  es  werden  die  Kranken  je  nach  dem  Stadiam  der  Krankheit  in 
diesen  „Sanatorien«  oder  in  „Glenesungshäusem«,  „Erholungsstätten«,  „ländlichen  Kolonien«  oder 
,,Gemeindepflegestationen«  behandelt.  Auch  hat  die  Invalidenversicherung  aus  ihren  Kapital- 
Beständen  von  Anfang  1891  bis  Ende  1905  für  den  Bau  von  eigenen  und  fremden  Krankengenesungs- 
häusem,  Volksheilstätten,  Herbergen  zur  Heimat,  Volksbädem,  Kleinkinderschulen,  Wasserleitungs-,^ 
KanaHsationsanlagen  usw.  nicht  weniger  als  210  Millionen  Mark  und  weitere  155  Millionen  Mark 
für  den  Bau  gesunder  Arbeiterwohnungen  hergegeben.  Vgl.  „Die  deutsche  Arbeiterversicherung 
ak  soziale  Einrichtung«,  a.  a.  0.,  S.  123  ff.,  und  „Invalidenversicherung  und  Volksgesundheit« 
Bericht  vor  dem  VII.  Internationalen  Arbeiterversicherungskongreß  in  Wien,  17./23.  September 
1905)  von  Bielefeldt  (Direktor  der  Landesversicherungsanstalt  der  Hansestädte). 
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in  steigendem  Maße  nnii  die  Arbeiter  selbst  in  ihren  Krankenkassen  und  Ge- 
werkschaften annehmen,  nachdem  auch  hier  die  Statistiken  der  Arbeiterr^^iehe- 
rang  dem  Volke  erst  die  rechte  Aofklänmg  gebracht  haben.  ^) 

Des  weiteren  haben  Krankenkassen  nnd  Invalidenversicherongsanstalten  sich 
der  planmäßigen  Bekämpfung  der  leider  nur  zu  verbreiteten  Geschlechts- 
krankheiten zugewandt,  und  größere  Krankenkassen  sind  bereits  dem  städtischen 
Wohnungselend  nähergetreten,  indem  sie  einerseits  wertvolle  Erhebungen  über  die 
Wohnungsverhältnisse  der  Kassenmitglieder  angestellt  haben,  andererseits  in  solchen 
Fällen,  wo  die  Heilung  eines  Kassenkranken  wegen  ungesunder  Wohnung  aus- 
geschlossen erscheint,  entweder  auf  UeberfUhrung  des  Kranken  in  ein  städtisches 
Krankenhaus  oder  bei  der  zuständigen  Behörde  auf  Sanierung  der  Wohnung  hin- 
wirken.^ 

So  sehen  wir  überall  vielversprechende  Ansätze,  welche  mit  Naturnotwendig- 
keit zu  weiterer  Entwicklung  und  zu  bedeutsamen  Kulturfortschritten  führen  werden,^ 
wie  sie  andere  Länder,  denen  die  Einrichtung  einer  allgemeinen  Arbeiterversicherung 
fehlt,  wenn  überhaupt,  so  doch  sehr  viel  unvollkommener  und  langsamer  erreichen 
werden.  Diesen  idealen  Elrfolgen  der  Arbeiterversicherung  gegenüber  wird  dann 
aach  das  spöttische  Wort  von  „dem  bißchen  Sozialpolitik^^  verstummen. 

Doch  wenden  wir  uns  nun  zu  der  Gegenseite,  d.  h.  zu  denjenigen,  welchen 
die  Arbeiterversicherung  schon  in  ihrem  heutigen  Umfang  zu  viel  bietet,  zu  teuer 
ist  oder  als  ein  „notwendiges  üebel",  ein  „verhängnisvoller  Schritt"  erscheint,  wenn- 
gleich eine  solche  Bezeichnung  mehr  eine  reservatio  mentalis  als  eine  offene  Kund- 
gebung bedeutet,  da  diese  heutzutage  in  Deutschland  schon  die  gesamte  öffentliche 
Meinung  gegen  sich  haben  würde. '^)  Auch  hier  wollen  wir  uns  an  die  nackten 
Tatsachen  halten,  um  solche  „reaktionäre"  Kritiken  auf  ihr  richtiges  Maß  zurück- 
zuführen. 

Ein  beliebtes  Schlagwort  auf  dieser  Seite  ist  es  noch  immer,  daß  Deutsch- 
land allein  die  riesigen  Kosten  der  Arbeiterversicherung  —  zurzeit  1.5  Millionen 
Mark  täglich  oder  über  eine  halbe  Milliarde  Mark  jährlich^)  —  nicht  tragen  könne, 
zumal  es  mit  natürlichen  Reichtümern  nicht  gesegnet  sei,  und  daß  die  immer  noch 
ansteigenden  Lasten  am  so  drückender  und  bedrohlicher  würden.  Je  weniger  das 
Ausland  daran  denke,  die  kostspieligen  Experimente  Deutsehlands  nachzumachen". 
Angesichts  der  bereits  vorliegenden  drei  Bände  dieses  Sammelwerks,  welche  die 
unausgesetzten  Fortschritte  der  Arbeiterversicherung  in  ganz  Europa  an  Hand  zahl- 
reicher, immer  neuer  Gesetze  und  Gesetzesnovellen,  umfassender  Statistiken  und 
sonstiger  amtlicher  Materialien  darstellen,  erscheint  dieser  Einwand  allerdings  nicht 
mehr  haltbar.  Wenn  aber  so  viele  Staaten  dem  bahnbrechenden  Vorgange  Deutsch- 
lands in  der  einen  oder  anderen  Weise,  der  Eigenart  ihres  Landes  und  Volkes 
entsprechend,  gefolgt  sind,  so  haben  sie  dies  nicht  etwa  Deutschland  znliebe 
getan,  sondern  nach  dem  bereits  Vorausgeschickten  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein, 
daß  sie  es  lediglich  aus  eigenstem  Interesse  und  innerster  Ueberzeugung  heraus 
getan  haben,  um  diejenigen  Vorteile,  deren  sich  Deutschland  dank  der  kaiserlichen 
Initiative  und  Sozialpolitik  schon  seit  zwei  Jahrzehnten  erfreut  und  denen  nach 
dem  allgemeinen  Urteil  des  Auslandes  der  beispiellose  Aufschwung  Deutschlands 
mit  zuzuschreiben  ist,^  auch  ihrem  eigenen  Lande  zu  erschließen.  Wollten  wir 
uns  wirklich  auf  den  Standpunkt  jener  Kritiker  stellen,  so  müßten  wir  geradezu 
wünschen,  daß  kein  anderer  Staat  miserer  Sozialpolitik  folgen  möchte,  da  uns 
dann  deren  Vorteile  ganz  allein  zufielen,  d.  h.  unsere  nationale  Leistungsfähigkeit 

1)  Vgl.  ^Reichsarbeksblatt"  Jahrg.  1905  Nr.  12,  1906  Nr.  1—6,  1907  Nr.  1. 

^)  Auf  diesem  Gebiet  ist  bahnbrechend  die  „  Ortskrankenkasse  für  den  Gewerbebetrieb  der 
Kaufleute,  Handelsleute  und  Apotheker  in  Berlin**  vorgegangen  (v^i.  Albert  Kohn,  „Unsere 
Wohnungsenquete  im  Jahr  1902'',  Berlin  1903)  und  ihrem  Beispiele  sind  viele  andere  Kassen 
(in  Magdeburg,  Straßburg,  Kiel,  Gera,  Leipzig,  Höchst  a.  M.,  Sonneberg  usw.)  mit  gleich  günstigem 
Ergebnis  gefolgt  Vgl.  „Die  Arbeiterversicherung  als  soziale  Einrichtung'*  a.  a.  0.,  S.  119  ff. 
und  „Die  Arbeiter-Versorgung«,  Berlin,  Nr.  11  vom  10.  April  1907,  S.  216  ff. 

^  Vgl.  „Grundzüge  der  Sozialpolitik"  von  Dr.  R.  van  der  Borght,  Leipzig  1904. 
S.  381  ff.  (§  6:  Die  allgemeine  Bedeutimg  der  obligatorischen  Arbeiterversicherung). 

*)  Vgl.  „Reichstagsverhandlungen"  vom  9.  März  1907  (S.  344). 

•*)  Vgl.  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  34,  35. 

•)  Vgl.  S.  7  Fußnote  2. 
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immer  größer,  die  unserer  Konkurrenten  immer  geringer  werden  würde.  Will  man 
aber  das  langsamere  Vorgehen  des  Auslandes  gerecht  beurteilen,  so  darf  man 
auch  nicht  vergessen,  daß  Deutschland  die  überraschend  schnelle  Einführung  und 
Durchführung  seiner  gewaltigen  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  —  innerhalb  eines 
knappen  Jahrzehntes^)  —  nur  ganz  außergewöhnlichen  Umständen  zu  verdanken 
hat,  der  großherzigen  Initiative  Kaiser  Wilhelms  I.  und  der  machtvollen  Per- 
sönlichkeit eines  Bismarck,  und  daß  auch  bei  uns  das  letzte  und  größte  dieser 
Gesetze,  das  „Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz",  eine  so  starke  Gegner- 
schaft hatte,  daß  es  im  Reichstag  (1889)  nur  mit  zwanzig  Stimmen  Mehrheit  an- 
genommen wurde/'*) 

Wir  haben  aber  den  Einwand,  daß  die  Arbeiterversicherung  für  Deutschland 
„zu  teuer"  sei,  schon  an  anderer  Stelle*)  mit  dem  Hinweis  zurückgewiesen,  daß 
ein  Volk,  welches  sich  den  ebenso  überflüssigen  wie  schädlichen  Luxus  gestattet, 
alljährlich  an  drei  Milliarden  Mark  für  alkoholische  Getränke  auszugeben, 
den  nur  ein  Sechstel  davon  erfordernden  Jahresaufwand  für  die  Arbeiterversicherung 
um  so  eher  tragen  könne,  als  diese  Aufwendungen  lediglich  den  arbeitenden  Klassen, 
also  den  minderbegüterten  Schichten  des  Volkes  zugute  kommen.  Eine  Nation^  welche 
im  Gesamtwelthandel  an  zweiter  (mit  der  Einfuhr  an  zweiter,  mit  der  Ausfuhr  an  dritter) 
Stelle  steht,  *)  unter  der  Herrschaft  einer  nationalen  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  binnen 
kaum  zweieinhalb  Jahrzehnten  ihr  Volks  vermögen  um  30  Milliarden  gesteigert  hat,*)  ein 
Sparkassenvermögen  von  13  Milliarden  mit  jährlichen  Einlagen  von  mehr  als  einer 
halben  Milliarde  aufweist,**)  ausweislich  der  Einkommensteuer-  und  Lohnstatistik  sich 
eines  auch  die  breiten  Volksschichten  erfassenden  steigenden  Wohlstandes  erfreut,^) 
kann  sich  nicht  mehr  arm  nennen  und  darf  sich  ihren  sozialen  und  kulturellen  Pflichten 
um  so  weniger  entziehen.  Den  Gegnern  der  sozialen  Gesetzgebung  ist  entgegen- 
zuhalten, daß  Deutschland  nicht  aus  Liebhaberei  Sozialpolitik  treibt,  sondern  aus 
innerer  Notwendigkeit,  die  sich  aus  der  starken  Bevölkerungszunahme  (nahezu  eine 
Million  jährlich)  und  der  zunehmenden  Industrialisierung  ergibt.  Wie  Deutschland 
Schutzzollpolitik  treiben  muß,  um  die  nationale  Arbeit  und  den  heimischen 
Markt  zu  schützen,  und  Kolonialpolitik,  um  sich  die  nötigen  Rohstoffe  und  Absatz- 
märkte zu  sichern,  so  muß  es  Sozialpolitik  treiben,  um  die  Leistungsfähigkeit 
der    Nation    zu    erhalten;**)    deshalb    „wird    auf   diesem    Gebiet",    wie    noch    am 

1)  Vgl.  „Leitfaden'-  a.  a.  0.,  S.  2  ff. 

*)  Nachdem  die  Bevölkerung  den  Segen  dieses  Gesetzes  kennen  gelernt  hatte,  wurde  zehn 
Jahre  später  das  revidierte  „Livalidenversicherangsgesetz"  (vom  13.  Juli  1899)  fast  ein- 
stimmig (gegen  nor  fünf  Stimmen)  angenommen. 

^  Vgl.  Heft  XVI  S.  5  ff.  Hierbei  ist  die  Angabe  S.  6  daselbst,  daß  der  Branntweinverbrauch 
von  4:fi  auf  8,4  1  gestiegen  sei,  dahin  zu  berichtigen,  daß  ausweislich  des  „Statistischen  Jahrbuchs 
für  das  Deutsche  Reich",  Jahrgang  1905  8.  213,  der  Branntwein  verbrauch  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung im  Jahrzehnt  1890/1900  sich  auf  4,4  1  reinen  bzw.  (bei  der  üblichen  Umrechnung  in 
Trinkbranntwein)  auf  8,8  1  Trinkbranntwein  erhalten  hat,  also  nicht  gestiegen,  aber  — 
trotz  der  erheblichen  Steigerung  des  Bierkonsums  von  99,2  auf  125  1  —  auch  nicht  gefallen 
ist.  Vgl.  Näheres  über  die  Wechselbeziehungen  zwischen  Alkoholismus  und  Arbeiterversicherung 
,.Reichsarbeit8blatt"  Jahrg.  1905  Nr.  12,  1906  Nr.  1—6,  1907  Nr.  1  und  die  Sonderausgabe 
„Wein,  Bier,  Branntwein",  Berlin  1906  (Heynianns  Verlag),  sowie  „Arbeiterfreimd"  Berlin, 
Jahrg.  1904  S.  62  ff. 

*)  Vgl.  „Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich",  Jahrg.  1906,  S.  34*  (Internationale 
Uebersichten),  und  „Deutschlands  Handelsstellung  im  Bild"  von  Reg.-Rat  Dr.  Leo  („Die  Woche" 
Berlin  1904,  Nr.  1,  S.  3—6). 

^)  Vgl.  Mulhall,  „Dictiouary  of  Statistics",  Fourth  Edition,  London  1899,  S.  588  589  ff. 
und  Bernhard  Dernburg  (Wirklicher  Geheimer  Rat),  „Zielpunkte  des  deutschen  KoloniaU 
wesens",  Berlin  1907,  S.  14,  15,  24,  sowie  Kreuz-Ztg.,  Berlin,  Nr.  171  vom  13.  April  1907. 

**)  Vgl.  Statistisches  Jahrbuch  a.  a.  0.,  S.  226,  und  Bernhard  Dernburg  a.  a.  0.,  S.  14. 

')  Vgl.  Georg  Evert  (Oberreg.-Rat  und  Mitglied  des  Kgl.  Preuß.  Statistischen  Landes- 
amtsj,  „Das  Volksvermögen  in  den  wichtigsten  Kulturländern"  in  der  Zeitschrift  „Die  Woche'% 
Berlin,  Nr.  34  vom  25.  August  1906,  und  „SozialstÄtistische  Streifzüge  durch  die  Materialien 
der  Ergänzungssteuer-  bzw.  der  Staatseinkommensteuer- Veranlagung  in  Preußen"  in  der  Zeitschrift 
des  Kgl.  Preuß.  Statistischen  Landesamts,  Berlin  1901/2,  41.  Jahrg.  S.  217  ff.  bzw.  42.  Jahrg. 
S.  245  ff.,  sowie  die  Rechnungsergebnisse  der  deutschen  Beruf sgenossen Schäften,  die  Lohn- 
statistiken der  Bergwerks-  und  Eisenbahnverwaltung  usw.,  auch  Reichstagsverhdl.  vom  6.  7.  XII. 
1905,  S.  119/162  ff.  und  „Die  deutsche  Arbeiterversich crung  als  soziale  Einrichtung",  a.  a.  0.  S.  127  ff. 

^)  Beim  Ersatzgeschäft  im  Jahr  1902  waren  von  den  Mannschaften  vom  Lande  58'/^%, 
aus  den  Städten  nur  53^2 '^'o  (^^^  Berlin-Stadt  sogar  nur  33  %)  tauglich.  Vgl.  Reichstacrs- 
verhandlun^  vom  2.  März  190:),  S.  4941. 
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Vorwort  zum  Band  IV.  15* 

25.  Februar  1907  der  Reichskanzler,  Fürst  von  Bülow,  im  Reichstag  erklärte, 
„nicht  Rückschritt  und  nicht  Stillstand,  sondern  Fortschritt  unsere 
Losung  sein"!^) 

Das  einzige  Zugeständnis,  welches  jenen  Klritiken  yielleicht  gemacht  werden 
kann,  wäre  die  Erwägung,  daß  die  durch  die  moderne  Entwicklung  zum  Groß- 
betrieb und  zur  Kapitalkonzentration  ohnehin  bedrängten  Unternehmer  des  Hand- 
werks, Kleingewerbes  und  Kleinbesitzes  durch  die  Beitragslasten  der  Arbeiter- 
versicherung doppelt  schwer  getroffen  werden  können,  weil  solche  Arbeitgeber 
sich  häufig  in  bedrängterer  Lage  befinden  als  ihre  Arbeiter,  für  die  sie  die  Bei- 
träge zu  zahlen  haben.  Aber  wo  solche  Uebelstände  hervortreten  oder  zu  be- 
fürchten sind,  treffen  sie  nicht  das  System  als  solches,  sondern  nur  seine  Aus- 
ftlhrung  bei  Verteilung  der  Lasten,  und  es  würde  sich  dann  lediglich  darum 
handeln,  entweder  nach  der  Analogie  schon  bestehender  Gesetzesbestimmungen 
(s.  S.  10  Note  1)  Staat  und  Gemeinde,  welchen  aus  der  Arbeiterversicherung 
mittelbar  ganz  erhebliche  Vorteile  erwachsen,^  eventuell  nach  dem  Vorsehlage 
der  Steuer-  und  Wirtschaftsreformer*)  auch  das  mobile  Kapital,  welches  seine 
Zinsen  aus  dem  Ertrage  der  Arbeit  entnehme,  (durch  einen  Zuschlag  zur  Ein- 
kommensteuer) mit  heranzuziehen,  oder  noch  besser  durch  eine  wirksame  Mittel- 
standspolitik diese  notleidenden  Schichten  so  zu  kräftigen,  daß  sie  ihren  sozialen 
und  kulturellen  Pflichten  ohne  eigene  Schädigung  nachzukommen  vermögen  und 
hinter  der  fortschreitenden  Hebung  des  Arbeiterstandes  nicht  zurückbleiben.^) 

Wenn  von  jener  Seite  ferner  mehrfach  darauf  hingewiesen  worden  ist,  daß 
die  „übertriebene"  Fürsorge  der  sozialen  Gesetzgebung  zu  vielfachen  Mißbräuchen 
geführt  habe  und  die  Arbeiter  geradezu  „demoralisiere**,  so  ist  dies,  sofern  man 
den  Tatsachen  auf  den  Grund  geht,  doch  nur  cum  grano  salis  zu  verstehen.  Tat- 
sache ist,  daß  manche  Krankenkassen,  namentlich  die  des  Baugewerbes,  zu  Zeiten 
knapper  Arbeitsgelegenheit,  so  besonders  im  Winter  oder  zur  Zeit  der  toten 
Saison,  auffallend  hohe  Krankenziffem  aufweisen  und  nach  dem  eigenen  Urteil  der 
Bjrankenkassen  gewissermaßen  als  „Arbeitslosenversicherung**  mißbraucht  werden;^) 
femer  daß  auf  dem  Gebiet  der  Unfallversicherung  vielfach  das  Bestreben  hervor- 
tritt, aus  jedem  auch  noch  so  geringfügigen  Unfall  eine  möglichst  hohe  Entschädigung 
herauszuschlagen,  auch  noch  so  gerechtfertigte  Rentenkürzungen  oder-  einstellungen 
durch  alle  Instanzen  hindurch  zu  hintertreiben,  daß  sogar  die  zunehmende. 
Häufigkeit  der  sogenannten  „Unfallneurose"  einen  berühmten  Nervenarzt  zu  dem 
Ausspruch  veranlaßte:  „Früher  war  die  Hysterie  eine  Frauenkrankheit,  heute  ist 
die  Unfallhysterie,  die  krankhafte  Willensschwäche  und  Energielosigkeit  der  Unfall- 
verletzten, das  Kreuz  der  Aerzte";  und  daß  Invalidenrenten  häufig  durch  Ver- 
schweigung noch  ausreichender  Erwerbsfähigkeit  erlangt  worden  sind.  ^)  Wir  sind  gewiß 
die  letzten,  die  ein  unwahres  Verhalten  der  Anspruchsberechtigten  irgendwie  in  Schutz 
nehmen  möchten,  vielmehr  sollte  jeder  derartige  Mißbrauch  im  Interesse  des  Ansehens 


»)  Vgl  Reichstagsverhandhmgen  vom  25./26.  Februar  und  4..  5.,  9.  März  1907  (S."38,  67, 
216,  253,  344:  Beden  des  Reichskanzlers  Fürsten  von  Bülow  und  des  Staats- 
sekretärs des  Innern  Dr.  Grafen  von  Posadowsky- Wehner).  —  Selbst  von 
sozialdemokratischer  Seit«  wird  dieser  Standpunkt  der  Keichspolitik  geteilt,  sobald  den  wirt- 
schaftlichen Tatsachen  und  den  nationalen  Bedürfnissen  Rechnuii";  getragen  wird  (vgl.  dazu  die 
volkswirtschaftlichen  Artikel  von  Bernstein,  Calwer,  Schipp  el  S.  11  Note  1). 

2)  Vgl.  S.  10  Note  1,  sowie  Dr.  phil.  D.  Grünspecht,  „Die  Entlastung  der  öffentlichen 
Armenpflege  durch  die  Arbeiterversicherung",  Doktordissertation  Halle  1906  (Jahrbücher  für 
Nationalökonomie  und  Statistik,  Band  32,  3.  Folge,  Jena  1906). 

')  Vgl.  die  Verhandlungen  und  Resolutionen  der  32.  Jahresversammlung  der  Vereinigung 
der  Steuer-  und  Wirtschaftsreformer,  Berlin,  12.  Februar  1907,  sowie  die  Verhandlungen  im 
Preuß.  Abgeordnetenhaus  vom  3.  Februar  1906,  Stenogr.-Prot.  S.  982—1014. 

*)  Vgl.  u.  a.  Protokoll  über  die  „IX.  Jahresversammlung  des  Zentralverbandes  von  Orts- 
krankenkassen im  Deutschen  Reich"  vom  5. — 7.  Oktober  1902  in  Hamburg,  zu  Punkt  4  der 
Tagesordnung  „Arbeitslosenversicherung  und  Krankenkassen^^  S.  27/49  ff. 

^)  Vgl.  Reichstagsverhandlung  vom  13.  Dezember  1904  S.  3553  und  2.  März  1905  S.  4937  ff., 
sowie  Geschäftsbericht  des  Reichsversicherungsamts  für  das  Jahr  1906,  Reichstagsdrucksache 
12.  Legisl. -Periode,  I.  Session,  1907,  Nr.  230  S.  68 ff.;  femer  die  „Berichte,  Denkschriften  und 
Verhandlungen  des  IV.  Internat.  Kongresses  für  Versicherungsmedizin  zu  Berlin  vom  10.  bis- 
15.  September  1906",  und  die  Abhandlung  „Ueber  die  traumatische  Neurose'*  von  Dr.  Franz  C. 
Müller  („Zeitschrift  für  die  gesamte  Versicheningawissenschaft",  Berlin,  Jahrg.  1907,  S.  203  ft'.). 
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der  ganzen  Institution  mit  aller  Strenge  zurückgewiesen  werden.    Aber  wenn  man 
zn   einer  gerechten  Wflrdignng  and  zu  einem  richtigen  Verständnis  solcher  Mi£- 
l)ränche   gelangen   will,  maß  man  sie  auch  psychologisch  za  erklären  and  za  be- 
greifen  Sachen.    In   dieser  Beziehung  läßt  sich  gar  nicht  verkennen,  daß  die  von 
so   edlen   und  menschenfreundlichen  Gedanken  getragene   Institution  der  Arbeiter- 
versicherung  bei  ihrer  Einftthrung  dem  Begriffsyermögen  eines  großes  Teils  unserer 
derzeitigen  Arbeiterwelt  sozusagen   um   ein  Menschenalter  vorausgeeilt  war,  und 
daß   es  verabsäumt   war,   diese  komplizierte  und  neuartige  Einrichtung,  die  nicht 
einmal   in   den   erleuchteten  Parlamenten   des  In-   und  Auslandes   durchweg  das 
rechte  Verständnis   fand,   dem  Verständnis  der  breiten  Massen  der  Arbeiter  näher 
zu  bringen.     Einen   schlagenden  Beweis   dafttr   bot   die   rasche   Entwicklung   der 
sozialdemokratischen  „Arbeitersekretariate"  und  der  konfessionellen  „Volksbureaus*^ 
welche  bald  nach  Abschluß  der  Arbeiterversicherungsgesetze  ins  Leben  traten,  um 
den  Arbeitern  hauptsächlich  auf  dem  verwickelten  Gebiet  der  Arbeiterversicheruog 
mit  sachkundigem   Bat  zur  Seite   zu  stehen,   und  zur  Zeit   insgesamt  schon  weit 
über  100,  ihre  jährlichen  Auskünfte  aber  nach  hunderttausenden  zählen.  ^)     Wenn 
solche  Auskünfte,   namentlich   in  der  Anfangszeit  und  solange  eigene  Erfahrungen 
noch   nicht  vorlagen,   den  Angaben    des  Ansprucherhebenden   oft  zu  einseitig  und 
ohne   ausreichende   Nachprüfung   des  Falles   folgten   und  so  häufig  unberechtigte 
Ansprüche   in   die  Instanzen   brachten,   so  ist  das,   wenn  auch  nicht  entschuldbar, 
so   doch   erklärlich   und   begreiflich.    Daß   aber  ein  Bedürfnis  für  sachliche  Aus- 
kunfterteilung   und  Beratung  auf  dem  Gebiet  der  Arbeiterversicherung  heute  auch 
von   behördlicher   Seite   durchaus   anerkannt   wird,   läßt   sich   aus  neueren  Rund- 
schreiben verschiedener  Zentralbehörden  entnehmen,  in  welchen  den  Stadtverwaltungen 
die    Einrichtung    gemeindlicher    bzw.    Förderung    gemeinnütziger,    unentgeltlicher 
Rechtsauskunftsstellen  nahegelegt  wird.  ^     Weiter  sind  auch  nach  den  Erfahrungen 
der  Privatversicherungsgesellschaften,   insbesondere    der  Feuerversicherungsgesell- 
schaften,    die    Fälle    gar    nicht    so    selten,    wo    auch    seitens    der    besitzenden 
Klassen   sich   das   Bestreben   zeigt,    aus   einem   Schadensfall   einen   Glücksfall 
zu  machen,   und   demgegenüber   dürfte   es  immerhin  eine  minder  schwere  Schuld 
bedeuten,  wenn  ein  armer  Teufel,  der  mit  jedem  Pfennig  zu  rechnen  hat  und  bei 
Verlust  seiner  Arbeitsfähigkeit  etwa   um   das  Schicksal  einer  zahlreichen  Familie 
besorgt  ist,  aus  der  Arbeiterversicherung  herauszuholen  sucht,  was  er  irgend  kann, 
zumal   diese  Institution   mit   ihren   angesammelten   Milliarden    nach   der   unklaren 
Vorstellung  noch  weiter,  namentlich  der  kulturell  zurückgebliebenen  Arbeiterkreise 
.,nur   so   im  Gelde   schwimmt^^   und   deshalb   „mit  den  Renten  nicht  so  zu  kargen 
braucht".    Endlich   glaubt   der  Verfasser   dieses   auf  Grund   einer   12jährigen  Er- 
fahrung als  Senatsvorsitzender  im  Reichsversicherungsamt  zur  Ehrenerklärung  der 
deutschen  Arbeiterschaft  hier  ausdrücklich  hervorheben  zu  sollen,   daß  die  Fälle,  in 
welchen  Entschädigungsansprüche  fingiert,  also  Renten  wider  besseres  Wissen 
ohne    jede    tatsächliche    Unterlage    einfach    erschwindelt    werden,    seltene 
Ausnahmen  bildeten  und  gegenüber  den  Millionen  von  Ansprüchen,  die  alljährlich 
auf  Grund  der  Arbeiterversicherung  geregelt  werden,  *)  nichs  weiter  beweisen,  als 
daß  es  wie  in  allen  anderen  Gesellschaftskreisen  so  auch  unter  der  Arbeiterschafft 
etliche  schlechte  Menschen  gibt;  dasselbe  gilt  zum  guten  Teil  auch  von  der  oben  er- 
wähnten Ausnutzung  der  Krankenkassen  als  Arbeitslosenkassen,  weil  viele  mit  chro- 
nischen Leiden  behaftete  Arbeiter  aus  Rücksicht  auf  die  Versorgung  ihrer  Familien  die 
Zeiten  flotten  Erwerbes   nicht  gern  durch  Krankheitsbehandlung  unterbrechen   and 
diese  lieber  auf  die  Zeiten   mangelnder  Arbeitsgelegenheit  verschieben.     Richtig 

1)  Vgl.  „Reichs-Arbeitsblatt",  Berlin,  Jahrg.  1906,  S.  829/952  ff.  und  „Soziale  Praxis", 
Berlin,  Jahrg.  1907,  S.  714  ff. 

^  Vgl.  n.  a.  die  Ministerial-Rundschr.  vom  2.  Juli  1904  bzw.  4.  April  1906  ftlr  PrenBcB 
und  vom  August  1905  für  Bayern  („Soziale  Praxis",  Berlin,  Nr.  27  vom  5.  April  1906;  Nr.  31 
vom  3.  Mai  1906;  Ministerialblatt  der  Handels-  und  Gewerbeverwaltung,  Berlin,  Jahrg.  1906, 
Nr.  8)  sowie  „Bericht  über  die  Verhandlungen  des  Verbandes  der  deutschen  gemeinnützigen  und 
unparteiischen  Rechtsauskunftsstellen",  Magdeburg,  6.  Januar  1906,  und  „Konkordia",  Zeitschrift 
der  „Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt",  Berlin,  Nr.  1  vom  1.  Januar  1907. 

')  Vgl.  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  35,  und  Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale 
Einrichtung*'  a.  a.  0.,  S.  35/37  ff. 
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ist  freilich,  daß  in  rectit  vielen  Fällen  Uebertreibangen  vorkommen,  d.  h.  daß 
an  sich  zwar  vorhandene  Schäden  schlimmer  dargestellt  werden,  als  sie  in  Wirklich- 
keit sind;  aber  in  solchen  Fällen  ist  es  oft  recht  schwierig,  festzustellen,  inwieweit 
derartige  Uebertreibnngen  mala  fide  oder  bona  fide,  bewußt  oder  unbewußt,  er- 
folgen und  demgemäß  die  bezüglichen  Entschädigungsansprüche  zurückzuweisen 
oder  anzuerkennen  sind.  Einmal  spielen  hier  psychische  und  pathologische  Gründe, 
Autosuggestionen  der  Erkrankten  oder  Verletzten  eine  große  Rolle,  deren  zweifels- 
freie Klarstellung  um  so  schwieriger  wird,  je  weniger  der  sogenannte  „objektive 
Befund'^  entsprechenden  Aufschluß  gibt.  Dazu  kommt,  daß  gerade  in  solchen 
Fällen  auch  Aerzte,  namentlich  wenn  sie  mit  den  schwierigen  Details  der  sozialen 
Gesetzgebung  und  ihrer  Spruchpraxis  nicht  genau  vertraut  sind,  nur  zu  geneigt 
sind,  nach  dem  Grundsatz  „in  dubio  pro  reo''  den  beweglichen  Klagen  des  Klienten 
Glauben  zu  schenken  und  ihn  so  in  der  Verfolgung  von  Ansprüchen  zu  unter- 
stützen, die  sich  nachher  im  weiteren  Instanzenzuge  als  nicht  haltbar  herausstellen.  ^) 
Glückt  es  aber  dem  einen  oder  andern  bei  der  Weitherzigkeit  mancher  Spruch- 
stellen, mit  solchen  Ansprüchen  durchzukommen,  so  reizen  derartige  Fälle  wiederum 
zur  Nachahmung  an,  nach  dem  bekannten  Erfahrungssatz,  daß  schlechte  Beispiele  gute 
Sitten  verderben.  Insbesondere  haben  in  dieser  Beziehung  die  kleinen  Unfall- 
renten verderblich  gewirkt,  welche  namentlich  in  früheren  Jahren,  sogar  in 
Abstufungen  bis  zu  10  7o  Erwerbsunfähigkeit,  häufig  gewährt  wurden  —  zwar  nach 
dem  Buchstaben,  aber  nicht  nach  dem  Sinn  des  UnfaUversicherungsgesetzes, 
welches  keine  theoretische,  sondern  nur  wirkliche  Einbuße  an  Erwerbsfähigkeit 
entschädigt  wissen  will  —  und  im  Volksmunde  bezeichnenderweise  „Schnaps- 
renten" genannt  werden.*)  Endlich  kommt  noch  das  Unwesen  der  „Winkeladvokaten" 
in  Betracht,  welche  besonders  solche  Arbeiter,  die  in  ihrem  Bildungsstande  noch 
rückständig  und  über  die  einschlägigen  Vorgänge  meist  sich  selbst  nicht  klar  sind, 
zur  Verfolgung  unbegründeter  Ansprüche  anreizen  und  ihre  Klienten  noch  dazu  in 
den  Glauben  versetzen,  „ihr  gutes  Recht  zu  wahren". 

Erscheinen  hiernach  jene  „Uebertreibungen"  als  menschlich  erklärlich  und 
im  Einzelfall  vielleicht  verzeihlich,  so  bleiben  sie  nichtsdestoweniger  moralisch 
und  rechtlich  verwerflich.  Man  muß  ihnen  darum  mit  allem  Nachdruck  entgegen- 
wirken, und  die  Abhilfe  erscheint  nicht  so  schwierig.  Einmal  wird  dem  Unwesen 
des  Winkeladvokatentums  und  tendenziöser  Rechts belehrung  durch  weitere  Einrichtung 
neutraler,  tunlichst  unentgeltlicher  Rechtsauskunfts-  und  Beratungsstellen  zu  steuern 
sein,  und  daß  dies  in  zunehmendem  Maße  geschehen  wird,  darf  nach  dem  neueren 
Vorgehen  der  Zentralbehörden  nicht  bezweifelt '  werden,  zumal  in  Preußen  die 
Förderung  der  gemeindlichen  Rechtsauskunftsstellen  durch  Einstellung  ent- 
sprechender -  Mittel  in  den  Etat  finanziell  unterstützt  wird,  auch  ein  vielver- 
sprechender y» Verband  der  deutschen  gemeinnützigen  Rechtsauskunftsstellen" 
sich  gebildet  hat*)  Auch  darf  man  billigerweise  von  den  „Arbeitersekretariaten" 
und  „Volksbureaus"  erwarten,  daß  sie  ihre  Klienten  von  der  Verfolgung  unbe- 
gründeter und  aussichtsloser  Ansprüche  durch  entsprechende  Aufklärung  und  Be- 
lehrung abhalten.  Sodann  wird  es  darauf  ankommen,  den  Aerzten  einem  mehrfach 
ausgesprochenen  Wunsch  gemäß,  sei  es  durch  Eingliederung  der  Arbeiterversiche- 
rungsmaterie, insbesondere  der  „sozialen  Medizin",  in  das  medizinische  Studium 
oder  durch  Einrichtung  besonderer  Seminare,  die  Möglichkeit  einer  planmäßigen 
Vorbildung  auf  diesem  so  schwierigen  und  weitsehichtigen  Gebiet  zu  verschaffen 
und  bei  der  bevorstehenden  Reform  der  gesamten  Arbeiterversicherung  den  für 
ihre  wirksame  Durchführung  so  wichtigen  ärztlichen  Dienst  entsprechend  zu  regeln.^) 


*)  Vgl.  S.  15  Fußnote  5,  auch  Intern.  Arbeiterversicherungskongreß  Wien  1905,  Bd.  I S.  501ff. 

2)  Vgl.  „Handbach  der  Unfallversicherung**,  2.  Aufl.,  Leipzig  1897,  S.  169  litt,  d,  und 
„Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale  Einrichtung",  3.  Aufl.,  Berlin  1906,  S.  52,  sowie 
die  Verhandlungen  im  Preuß.  Abgeordnetenhaus  vom  3.  Februar  1906,  S.  982  ff.  und  im  deutschen 
Reichstag  vom  19.  Februar  1906,  S.  1390  ff.,  11.  und  13.  April  1907,  S.  697/734  ff. 

^)  Vgl.  S.  16  Note  2. 

*)  Vgl.  die  Protokolle  der  internationalen  Kongresse  für  Versichenmgswissenschaft  und  für 
Versicherungsmediziu  in  New  York,  September  1903,  und  in  Berlin,  September  1906,  die  Ver- 
bandlungen der  deutschen  Aerztetage  und  „Die  Versicherungswissf  nschaft  auf  deutschen  Hoch- 
schulen" von  Dr.  Manes,   Berlin  1903.     Es  mag  hier  nur  daran  erinnert  werden,  daß  z.  B. 
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Des  weiteren  sollten,  neben  sorgfältiger  Klarstellung  des  Sachverhalts  in  der 
Lokalinstanz,  auch  die  Spruchinstanzen  immer  dessen  eingedenk  bleiben,  daß 
sie  nicht  Wohltaten  zu  üben,  sondern  Recht  zu  sprechen  berufen  sind,  also 
den  Boden  des  Gesetzes  niemals  verlassen  dürfen,  wenngleich  die  Rechtsprechung 
mit  warmem  menschlichem  Empfinden  erfolgen  soll.  Vor  allem  wird  es  sich  aber 
darum  handeln,  die  Arbeiterwelt  selbst  über  die  hohe  sittliche  Bedeutung  der 
Arbeiterversicherung  und  über  ihre  Grundprinzipien,  am  besten  schon  in  den  Volks-, 
Fach-  und  Fortbildungsschulen,  in  nachhaltiger  Weise  aufzuklären,  um  so  durch 
„Aufklärung"  dahin  zu  wirken,  daß  jeder  Mißbrauch  des  einzelnen  als  ein  Un- 
recht gegen  alle  anderen  empfunden  und  verurteilt  wird. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  aktuellen  Kritiken,  d.  h.  zu  den  Ausstellungen, 
welche  die  weiteren  Kreise  und  die  öffentliche  Meinung  beschäftigen  und  einer- 
seits in  der  einmütigen  Reichstagsresolution  vom  30.  April  1903  auf  „Vereinfachung 
und  Verbilligung  der  Arbeiterversicherung"  ihren  Niederschlag  und  andererseits  in 
der  Erklärung  des  Staatssekretärs  des  Innern  vom  2.  März  1905  (bzw.  6.  Februar  1906 
und  11.  April  1907)  die  Zusage  ihrer  Lösung  durch  Inangriffnahme  einer  Gesamt- 
reform   gefunden  haben.  ^) 

Vorweg  sei  hierzu  bemerkt,  daß  sich  alle  diese  Ausstellungen  weder  gegen 
das  System  als  solches,  noch  gegen  seine  Grundlagen  richten,  vielmehr  nur  auf 
eine  Vereinfachung  und  Verbilligung,  Verbesserung  und  Ergänzung  der 
Arbeiterversicherung  abzielen:  Es  handelt  sich  also  weder  um  einen  Abbruch, 
noch  um  einen  Neubau,  sondern  lediglich  um  einen  Um-  und  Ausbau  des  schon 
vorhandenen  Gebäudes,  um  dieses  für  alle  Beteiligten  wohnlicher  zu  gestalten. 

Allgemein  wird  als  unbequem  empfunden  die  Dreiteilung  der  Arbeiterver- 
sicherung —  in  Kranken-,  Unfall-  und  Invalidenversicherung  als  streng  voneinander 
abgesonderte  Versicherungszweige  —  und  die  Vielgestaltigkeit  der  Organi- 
sationsformen innerhalb  dieser  einzelnen  Versicherungszweige.-)  So  zählt  die 
Krankenversicherung  allein  schon  22  912  Einzelkassen  in  sieben  verschiedenen 
Kassenarten,  die  Unfallversicherung  66  gewerbliche,  48  landwirtschaftliehe  Be- 
rufsgenossenschaften und  503  staatliche  bzw.  kommunale  Ausführungsbehörden,  die 
Invalidenversicherung  31  Landes-Versicherungsanstalten  und  neun  besondere 
Kasseneinrichtungen,  *)  und  die  verschiedenen  Reichsgesetze,  welche  alle  diese 
Organisationsformen  regeln,*)  sind  trotz  wiederholter  Einzelrevisionen  und  Verein- 
fachungen immerhin  noch  so  umfangreich  und  kompliziert,  daß  sich  ein  Laie  in 
ihren  Einzelheiten  ohne  Beihilfe  kaum  zurechtfindet.^)  Diese  durch  die  Dreiteilung 
der  Arbeiterversicherung  mitbedingte  Kompliziertheit  der  ganzen  Einrichtung  hat 
aber  ftlr  die  Beteiligten  recht  unbequeme  Folgen.  Der  einfache  Arbeiter,  dem 
diese  Gesetzgebung  in  erster  Linie  dienen  soll,  vermag  sie  nicht  zu  übersehen 
und  fühlt  sich  deshalb  in  der  rechtzeitigen  und  richtigen  Verfolgung  seiner  An- 
rechte gehemmt.®)  Die  Arbeitgeber  wieder  fühlen  sich  dadurch  beschwert,  daß 
sie  die  vielerlei  Formalitäten  und  Beitragszahlungen  statt  bei  einer  Stelle,    bei  so 


der  Begriff  der  „Erwerbsunfähigkeit"  in  den  verschiedenen  (lesetzeu  der  Arbeiter  Versicherung: 
(Kranken-,  Unfall-,  Invalidenversicherung)  ein  s^anz  verschiedener  ist,  und  daß  die  ärztliche 
Feststellung,  ob  im  Einzelfall  die  eine  oder  die  andere,  eine  dauernde  oder  vorübergebende,  eine 
völlige  oder  nur  teüweise  und  in  welchem  Malie  vorliegt,  eine  grürfdliche  Kenntnis  nicht  bloß 
der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  und  ihrer  Spruchpraxis,  sondern  auch  der  Lebens-  und  Benifs- 
verhältnisse  der  Arbeiter  zur  notwendigen  Voraussetzung  hat.  Da  aber  ohne  ärztliches  Gutachten 
weder  Krankengeld  noch  Rente  erhältlich  sind,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  daß  gute  Vorbildung 
und  zweckentsprechende  Regelung  des  ärztlichen  Dienstes  für  die  Arbeiterversicherung  nicht 
nur  in  finanzieller,  sondern  auch  in  ethischer  Beziehung  von  der  allergrößten  Bedeutung  sind. 
Vgl.  über  die  Schwierigkeiten  einer  einwandfreien  Feststellung  der  Erwerbsunfähigkeit  die  Ab- 
handlung ,,Der  Begriff  der  Erwerbsunfähigkeit  auf  dem  Gebiet  des  Versicherungswesens'*  von 
S  i  e  f  a  r  t  (Reg.-Rat  und  ständiges  Mitglied  des  Reichsversicherungsamts),  Berlin  1906,  und 
über  die  Rückwirkung  ungeregelter  Arztverhältnisse:  „Die  Arbeitersorgung",  Berlin,  Nr.  24 
vom  21.  August  1903  S.  586,    sowie  Heft  la  S.  11,   IV  8.  11  und  IVa  S.  4. 

1)  Vgl.  Reichstagsverhandlungen  1903  8.  9207,  1905  S.  4937,  1906  S.  1048,  1907  S.  688  ff. 

')  Vgl.  Reichstagsverhandlungen  1905  S.  4937 ff. 

»)  Vgl.  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  6/36 ff. 

*)  Vgl.  „Leitfaden"  a.  a.  ().,  8.  4  35 ff. 

^)  Vgl.  „Die  Arbeiter-Versorgung",  Berlin,  Xr.  24  vom  21.  August  1903,  8.  577  ff. 

<*)  Vgl.  die  Jahresberichte  der  Arbeitersekretariate  und  Volksbureaus. 
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und  soviel  verschiedenen  Stellen,  zu  ganz  verschiedenen. Zeiten  und  in  ganz  ver- 
schiedenen Formen  zu  erledigen  haben.  Für  die  Versicherungsträger  ergeben  die 
zahlreichen  Streitigkeiten  bezüglich  der  vrechselseitigen  Befugnisse  und  Verrech- 
nungen eine  Fülle  zeitraubender  Verwaltungsarbeiten,  welche  für  die  Versicherten 
selbst  ohne  jeden  Nutzen  sind.  Die  Verwaltung  wird  durch  den  vielgestaltigen 
Apparat  wesentlich  erschwert  und  verteuert,  und  die  Rechtsprechung  läuft  Gv- 
fahr,  sich  bei  den  vielen  nebeneinander  laufenden  und  ineinander  greifenden  Ge- 
setzen in  eine  kaum  übersehbare,  vielfach  w^iderspruchsvolle  Kasuistik  zu  verlieren,  zu- 
mal das  weite  und  wichtige  Gebiet  der  Krankenversicherung  einer  einheitliehen  Uevisions- 
instanz,  wie  sie  die  Unfall-  und  Invalidenversicherung  im  Keichs-Versicherungs- 
arat  von  Anfang  an  erhielten,  noch  entbehrt.  Auch  wird  es  bemängelt,  daü  die  prak- 
tische Durchführung  einer  so  vielgestaltigen  Organisation  an  die  ehrenamtliche  Selbst- 
verwaltung und  an  baren  Verw  altungskosten  —  z.  Z.  rund  50  Mill.  Mark  *)  -  mi- 
verhältnismäßige  Anforderungen  stelle,  wenngleich  diese  Selbstverwaltung  der 
Arbeiterversicherung  noch   dreimal   so   billig  arbeite   als    die  Privatversicheriuig.-') 

Wesentlich  auf  diese  Umstände  ist  es  zurückzuführen,  wenn  das  Ausland 
lange  Zeit  eine  gewisse  Scheu  zeigte,  ähnliche  Pfade  zu  betreten,  und  der  deutschen 
Arbeiterversicherung,  namentlich  solange  ihre  Erfolge  noch  nicht  deutlich  zutage 
traten,  eine  wenig  freundliche  Würdigung  zuteil  werden  ließ.  Eine  richtige 
Würdigung  konnte  dieser  „ungeheure  Apparat"  auch  nur  dann  finden,  wenn  man 
sich  seinen  historischen  Werdegang  verdeutlichte  und  die  Eigenart  deutscher  Ver- 
hältnisse mit  in  Betracht  zog^)  —  beides  x\nforderungen,  denen  gerecht  zu  werden 
Ausländern  doppelt  schwer  fallen  mußte. 

Bei  der  Krankenversicherung,  welche  zuerst  durch  das  Reichsgesetz 
vom  15.  Juni  1883  geregelt  wurde,  glaubte  der  Gesetzgeber  einerseits  schon  Be- 
stehendes erhalten  zu  sollen,  andererseits  in  kleinen,  örtlich  und  beruflich  ab- 
gegrenzten Kassen  die  beste  Form  der  auf  Gegenseitigkeit  und  Selbst- 
verwaltung zu  gründenden  Versicherung  zu  finden,  weil  sie  (nach  den  Motiven) 
1.  bei  der  relativen  Gleichheit  der  Krankheitsgefahx  die  rationellste  sei,  2.  durch 
die  bei  ihr  am  leichtesten  durchzuführende  Selbstverwaltung  einen  wohltätigen 
moralischen  Einfluß  übe,  3.  durch  die  nahen  Beziehungen  der  Kassenmitglieder 
zueinander  die  zur  Bekämpfung  der  Simulation  unentbehrliche  Kontrolle  erleichtere.  *) 
So  kam  man  zu  den  vielen  kleinen  Kassen  und  zu  den  sieben  verschiedenen 
Kassen  arten,  wie  es  den  derzeitigen  gewerblichen  Verhältnissen  auch  durchaus 
entsprach.  Aber  diese  Verhältnisse  haben  sich  mit  der  überraschen  industriellen 
Entwicklung  Deutschlands  —  mit  den  technischen  Umwälzungen  der  Neuzeit,  der 
steigenden  Konzentrierung  der  Produktionsprozesse,  dem  Vordringen  des  Groß- 
betriebes, der  Heranbildung  zahlloser  Berufsarten, '')  dem  zunehmenden  Berufs-, 
Orts-  und  Platzwechsel  der  Arbeiter,  der  Auswanderung  der  großstädtischen 
Arbeiter  in  die  Vororte  usw.  —  derart  verändert,  daß  das,  was  derzeit  Wohltat 
war,  heute  zur  Plage  geworden  ist.  Die  vielen  kleinen  Kassen,  welche  enge 
und  gebundene  Verhältnisse  voraussetzen,  passen  nicht  mehr  für  diese  neue  Welt; 
sie  beschweren  die  Arbeiter  wie  die  Arbeitgeber,  erschweren  die  Verwaltung  und 
können  den  gesteigerten  Anforderungen,  welche  die  moderne  Krankenfürsorge  und 
Volkshygiene  an  sie  stellt,  schlechterdings  nicht  nachkommen.  Daher  sind  größere 
Industriestädte  wie  Leipzig,  München,  Dresden,  Frankfurt  a.  M.,  Stuttgart  usw. 
mehr  und  mehr  dazu  übergegangen,  die  vielen  kleinen,  nach  Gewerbszweigen  ge- 
trennten Ortskrankenkassen  zu  einer  gemeinsamen  „zentralisierten"  Ortskranken- 
kasse   zu  verschmelzen,    und   haben    mit   diesem  Vorgehen,   das  sich  durchaus  be- 

1)  Vffl.  „Leitfaden"  S.  35. 

2)  Vgl.  Heft  XVI  S.  19,  XIV  S.  16,  Xlla  S.  54  nebst  der  dort  angezogenen  Literatur; 
femer  Keichstagsverhandlungen  vom  3.  Februar  190Ü  (S.  980),  wonach  die  Arbeiterversicherun*::, 
deren  Vei-waltijmgskosten  sich  im  Jahre  1901  in  der  Kran kenvcr sie hemiitj  auf  1.05  Mk.,  in  der 
Unfallversicherung  auf  0.85  Mk.  und  in  der  Invalidenversicherung  auf  0.81  Mk.,  ins«resamt  auf 
2.71  Mk.  pro  Kopf  stellten,  ,.noch  immer  unendlich  viel  billiger  als  die  Privatversicherungs- 
anstalten arbeitet".  ^)  Vgl.  van  der  Borgh  t,  „Gnindzüge  der  Sozialpolitik",  Leipzig  1904,  8.  323  it". 

*)  Vgl.  von  Woedtke  Krankenversicherungsgesetz,  10.  Aufl..  Berlin  1903,  S.  26. 
^)  Vgl.  Bd.   102  und  113  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  wonach  das  Gewerbe-  und 
das  Berufsverzeichnis  schon  über  10000  verschiedene  Benennungrn  aufweist. 
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währt  hat,  —  die  Leipziger  Ortskrankeiikasse  (mit  ca.  155  000  Mitgliedern)  beispiels- 
weise hat  wegen  ihrer  mastergültigen  Einrichtungen  und  Leistungen  auf  den  Weltaus- 
stellungen in  Paris  1900  und  St.  Louis  1904  die  höchsten  Preise  erhalten  —  zu- 
gleich der  allseitig  gewünschten  Reform  des  Krankenkassenwesens  die  Bahn 
geebnet.  0 

Bei  det  Unfallversicherung  beschritt  man  ganz  neue  Wege. ^)  Auf  Grund 
der  allgemeinen  Erfahrungen  mit  den  Haftpflichtgesetzen  und  auf  Grund  besonderer 
statistischer  Vorarbeiten  war  man  zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  daß  die  zahl- 
reichen „Betriebsunfälle"  viel  weniger  persönlichem  Verschulden  als  vielmehr  der 
Eigenart  der  modernen  Betriebsweisen  (mit  ihren  komplizierten  Einrichtungen, 
intensiven  Arbeitsmethoden,  zusammengedrängten  Arbeitermassen  usw.)  zuzuschreiben 
seien,  und  daß  deshalb  die  Betriebe,  welche  diese  Gefahren  mit  sich  bringen,  auch 
die  Lasten  dafür  zu  tragen  hätten.  Man  bekannte  sich  daher  zu  dem  Grundsatz, 
daß  an  Stelle  der  persönlichen  Haftung  des  Betriebsunternehmers  für  ver- 
schuldete Unfälle  die  Kollektivhaft  der  berufsverwandten  Betriebe  für  alle 
darin  vorkommenden  Unfälle  (außer  bei  Vorsatz  des  Verunglückten)  einzutreten 
hätte,  und  daß  die  bezüglichen  Lasten  als  ein  Bestandteil  der  Produktionskosten 
anzusehen  seien.  In  zielbewußter  Ausgestaltung  führte  diese  Auffassung  zur 
öffentlich-rechtlichen  Zwangsversicherung,  welche  durch  Einführung  eines 
gesetzlich  normierten  Versicherungs-  und  Entschädigungszwanges  die  persönliche 
Haftpflicht  der  einzelnen  Betriebsunternehmer  in  eine  gleichsam  dingliche  Be- 
lastung des  ganzen  Gewerbszweiges  umwandelt  und  den  einzelnen  Betrieb  nach 
Maßgabe  seines  Unfallrisikos  und  Arbeitsverbrauchs  heranzieht.  In  diesem  System 
verkörperte  sich  die  moderne  sozialpolitische  Anschauung,  daß  die  Schäden,  welche 
die  Industrie  hervorrufe,  auch  von  dieser  selbst,  nicht  t—  wie  bis  dahin  in  neun 
Zehnteln  der  Fälle  —  von  der  Armenpflege  oder  der  Arbeiterfamilie  zu  tragen  seien, 
und  daß  für  die  Schadloshaltung  der  Verunglückten  nicht  das  formale  Verschuld ungs-, 
sondern  das  soziale  Versorgungsprinzip  maßgebend  sei,  da  die  meisten  Unfälle  unver- 
meidlichen Betriebsvorgängen  entspringen.*)  Auf  diese  Weise  kam  man  dazu,  mit  dem 
Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  die  „Berufsgenossenschaften" 
als  Träger  der  Unfallversicherung  zu  schaffen  und  ihnen  neben  der  Durchführung 
der  Unfallentschädigung  auch  das  noch  wichtigere  Gebiet  der  Unfallverhütung 
zu  überweisen,  um  so  der  genossenschaftlichen  Selbstverwaltung  die  Handhabe  zu 
geben,  unter  Mitwirkung  der  Arbeiter  die  UnfaUgefahren  im  beiderseitigen  Interesse 
auf  das  geringste  Maß  herabzumindern.^) 

Allerdings  hatte  Fürst  Bismarck,  der  sich  für  diese  Lösung  der  Frage  besonders 
interessierte,  nach  dem,  was  darüber  bekannt  geworden,  sich  mit  viel  weitergehenden 
Plänen  getragen;  ihm  schwebte  die  Idee  vor,  den  Berufsgenossenschaften  nicht  bloß 
die  Unfallverhütung,  sondern  auch  die  praktische  Durchführung  der  Gewerbe- 
hygiene und  des  gesamten  gewerblichen  Arbeiterschutzes  zu  übertragen, 
also  eine.  Art  gewerblicher  Selbstverwaltung  einzuführen  und  bei  dieser  auch  die 
Arbeiter  zur  paritätischen  Mitwirkung  heranzuziehen,  um  so  die  spezifischen  Fach- 
kenntnisse und  Erfahrungen  der  Beteiligten  zur  Förderung  und  Lösung  aller  ihren 


•)  Nach  dem  „Geschäftsbericht  der  Ortskrankenkasse  für  Leipzig  und  Umgegend  ftii  das 
Jahr  1905"  (T^eipzig  1906)  hatten  am  1.  Juli  1905  die  13  größten  Ortskrankenkassen  in  Deutsch- 
land folgende  Mitgliederzahlen:  Leipzig  154807,  München  98891,  Dresden  96642,  Berlin  (Kauf- 
leute) 90442,  Frankfurt  a.  M.  82578,  Berlin  (gewerbliche  Arbeiter)  77387,  Stuttgart  38637, 
Bannen  32230,  Charlottenburg  28982,  Berlin  (Schneider)  28850,  Straßburg  27034.  Vgl  auch 
Protokoll  des  Internat.  Arbeiterversicherungskongresses  in  Düsseldorf  vom  17./24.  Juni  1902,  S.  898  ff. 

^  Vgl.  Bödiker,  „Die  Unfallgesetzgebung  der  europäischen  Staaten",  Leipzig  1884,  u. 
m.  Artikel  „Unfallversicherung^  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.,  Jena  1901 
S.  285  ff. 

^)  Vgl.  Heft  XVI  S.  17  ff.  und  die  dort  angezogene  Literatur,  sowie  „Leitfaden"  a.  a.  0., 
S.  9ff. 

*)  Ueber  die  bisher  erzielten  Erfolge  auf  diesem  Gebiet  vgl.  die  auf  der  Pariser  Welt- 
ausstellung 1900  mit  der  goldenen  Medaille  ausgezeichneten  „Tnf all verhütuugs Vorschriften  der 
deutscheu  Berufsgenossenschaften"  (zusammengestellt  vom  Verband  der  deutschen  Berufsgenossen- 
schaften, Berlin  1900),  femer  „Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale  Einrichtung'*  a.  a.  0., 
Teil  in  „Unfallverhütung  und  Arbeitshygiene'',  sowie  Hart  mann  a.  a.  0.  (s.  oben  S.  12 
Fußnote  1). 
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Beruf  berührenden  Fragen  zu  verwerten.  Aber  er  fand  mit  diesen  weitschauenden 
Plänen  weder  bei  der  Großindustrie,  in  welcher  derzeit  noch  patriarchalische  und 
autokratische  Auffassungen  vorherrschten,  noch  sonst  ausreichende  Unterstützung^ 
80  daß  es  bei  den  eng  begrenzten  Aufgaben  verblieb,  die  im  Gesetzent- 
wurf vorgesehenen  „  Arbeiterausschüsse  ^  gestrichen  wurden  und  die  Mitwirkung 
der  Arbeiter  darauf  beschränkt  wurde,  daß  lediglich  selbstgewählte  Vertreter 
der  Arbeiter  bei  den  Verhandlungen  über  die  UnfallverhUtungsvorschriften  und 
den  polizeilichen  Unfalluntersuchungen  sowie  bei  der  Rechtsprechung  in  den  Schieds- 
gerichten und  dem  ßeich8-(Landes-) Versicherungsamt,  und  zwar  zu  gleichen  Rechten 
mit  den  Genossenschaftsvertretem,  teilnehmen  sollten.^)  Diese  Ausschaltung  der 
Arbeiter  aus  der  Organisation  der  Berufsgenossenschaften,  insbesondere  aus  der 
ftir  sie  so  wichtigen  erstinstanzlichen  Feststellung  der  Unfallentschädigungen,  wurde 
vornehmlich  damit  begründet,  daß  sie  zu  den  Unfallasten  nichts  beitrügen,  also 
auf  eine  solche  Mitwirkung  auch  keinen  Anspruch  hätten.  Abgesehen  davon,  daß 
diese  Begründung,  wie  schon  an  anderer  Stelle  dargelegt,  *)  nicht  stichhaltig  erscheint, 
hat  sich  die  Ausschaltung  der  Arbeiter  doch  insofern  als  ein  Fehlgrifl'  erwiesen, 
als  die  anhaltende  Abneigung,  welche  die  Arbeiterschaft  trotz  der  außerordentlichen 
Verdienste  der  Bernfsgenossenschaften  diesen  gegenüber  beibehält  im  wesentlichen 
auf  jene  —  in  der  neueren  luxemburgischen  Gesetzgebung  (G.  v.  5.  April  1902 
Art  34/35  0.)  bereits  vermiedene  —  einseitige  Regelung  zurückzuführen  ist;  sie 
ist  der  Hauptgrund  dafür,  daß  sich  nicht  dasselbe  Vertrauensverhältnis  herausgestellt 
hat,  wie  aul  allen  anderen  Gebieten  der  Sozialpolitik  mit  paritätischer  Mit- 
wirkung beider  Teile,  und  daß  die  Berufungen  und  Rekurse  in  Unfallstreitsachen 
fortgesetzt  steigen.^ 

Da  man  auf  dem  neuen  Wege  nur  schrittweise  vorgehen  konnte,  erfolgte 
die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  —  im  wesentlichen  nach  den  Grundsätzen 
des  zunächst  für  das  Großgewerbe  geschaffenen  „Stammgesetzes"  —  durch 
weitere  vier  Gesetze:  1885  auf  die  Transportbetriebe,  1886  auf  die  Land- 
und  Forstwirtschaft,  1887  auf  das  Bauwesen  und  auf  die  Seeschiffahrt, 
Von  einer  abschließenden  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf  die  übrigen 
Betriebe,  insbesondere  Handwerk  und  Kleingewerbe,  wie  es  ein  in  Nr.  144 
des  „Reichsanzeigers"  vom  21.  Juni  1894  veröffentlichter  Gesetzentwurf  in  Aussicht 
stellte,  wurde  abgesehen,  da  einerseits  die  berufsgenossenschaftliche  Organisation 
nach  den  damit  gemachten  Erfahrungen  für  die  über  das  ganze  Reichsgebiet  zer- 
streuten Kleinbetriebe  nicht  geeignet  erschien  und  andererseits  die  Unfall- 
gefahren in  diesen  mehr  handwerksmäßig  ausgeübten  Betrieben  nicht  für  so 
erheblich  erachtet  wurden,  um  den  ohnehin  notleidenden  Mittelstand  noch  mit  den 
Kosten  einer  besonderen  (territorialen)  Organisation  zu  belasten.  Aus  diesem 
schrittweisen,  aber  unvollständigen  Aufbau  der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation 
und  dem  —  auch  bei  der  Revisionsgesetzgebung  von  1900  betätigten  —  Bestreben, 
die  Grenzen  der  Unfallversicherung  tunlichst  weit  zu  ziehen,  erklärt  sich  zugleich, 
daß  durch  die  notwendige  Zusammenfassung  auch  ganz  verschiedenartiger  Betriebs- 
gmppen  Berufsgenossenschaften  entstanden,  die  dieser  Bezeichnung  kaum  noch 
entsprachen,  daß  sonst  nicht  unterzubringende  Kleinbetriebe  den  zwar  äußerlich, 
aber  nicht  innerlich  verwandten  Großbetrieben  angegliedert  wurden,  daß  Berufs- 
genossenschaften, welche  überwiegend  kleine  und  über  das  ganze  Reich  verstreute 
Betriebe  umfassen,  mit  außerordentlich  hohen  Verwaltungskosten  arbeiten,  und  daß 
die  Grenzen  zwischen  schon  versicherungspflichtigen  und  noch  nicht  versicherungs- 
pflichtigen Betrieben  oder  Betriebsteilen  oft  schwer  erkennbar  sind.  Soweit  Klagen 
aus  Untemehmerkreisen  gegen  die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  vorliegen^ 
richten  sie  sich  vornehmlich  gegen  diese  Mängel  und  die  Unbequemlichkeit,  wirt- 
schaftlich zusammenhängende  und  demselben  Unternehmer  gehörende  Betriebe 
lediglich  aus  versicherungsrechtlichen  Gründen  den  verschiedensten  Berufsgenossen- 


*)  Vgl.  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  18. 

«)  Vgl.  Heft  la  S.  37  Note  3. 

)  Vgl.  „Die  deutsche  Arbeiterversicherang  als  soziale  Einrichtung",  a.  a.  O.,  Ö.  37  und 
Geschäftsbericht  des  Reichs- Versicherungsamts  Ar  das  Jahr  1906,  a.  a.  0.,  S.  24/34  ff.,  80\^ie 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  unter  „Unfallversicherung^^  a.  a.  0. 
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Schäften  zugeteilt  zu  sehen.  ^)  Ob  und  welche  Abhilfe  hier  die  geplante  Reform 
der  Arbeiterversicherung  bringen  wird,  läßt  sich  zurzeit  nicht  übersehen,  zumal 
die  Ansichten  der  Beteiligten  noch  weit  auseinandergehen.  Doch  ist  u.  a.  auch 
der  Vorschlag  gemacht  worden,  die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  der 
Unfallversicherung  ihrer  Eigenart  entsprechend  auf  das  Großgewerbe  zu  beschränken, 
sie  im  übrigen  aber,  sofern  eine  Verbindung  zwischen  Unfallversicherung  und 
Invalidenversicherung  erfolgen  sollte,  in  der  territorialen  Organisation  der  letzteren 
aufgehen  zu  lassen,  mit  der  sie  sich  ohnehin  nahezu  decke.  ^) 

Die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  endlich,  welche  ursprünglich 
den  Unfallberufsgenossenschaften  zugedacht  war,  erhielt  durch  das  die  Arbeiter- 
versicherung zunächst  abschließende  Reichsgesetz  vom  22.  Juni  1889  eine 
territoriale  Organisationsform,  weil  man  eine  derart  weittragende  und  noch 
nirgends  erprobte  Rentenversicherung  der  gesamten  Lohnarbeiterschaft  (von  derzeit 
rund  zwölf  Millionen  Personen)  im  Hinblick  auf  den  häufigen  Berufs-,  Orts-  und 
Platzwechsel  der  Arbeiter  und  die  schwankenden  Unterlagen  des  den  Berufs- 
genossenschaften bewilligten  „Umlageverfahrens"  ^  diesen  nicht  glaubte  übertragen 
zu  dürfen,  zumal  sie  selbst  dem  widerstrebten,  auch  —  wie  erwähnt  —  nicht  alle 
Berufszweige  umfaßten.  Gerade  diese  Aengstlichkeit,  sich  von  den  versicherungs- 
technischen Grundsätzen  der  Privatversicherung  freizumachen,  hat  wohl  mit  dazu 
beigetragen,  daß  diese  Gesetzgebung  besonders  kompliziert  ausfiel  und  sich  sowohl 
in  den  Arbeiter-  wie  in  den  Arbeitgeberkreisen  nur  langsam  einzubürgern  ver- 
mochte.^) Auch  bei  der  Invalidenversicherung  führte,  wie  bei  der  Kranken- 
versicherung, das  Bestreben,  schon  Bestehendes  tunlichst  zu  erhalten,  dazu,  neben 
den  31  „territorialen"  Versicherungsanstalten  noch  „berufliche"  Sonder- 
organisationen als  „besondere  Kasseneinrichtungen"  zuzulassen,  deren  es  zurzeit 
neun  gibt  (für  die  Großbetriebe  der  Eisenbahn-  und  Bergbauverwaltungen).®) 

Weiter  wird  es  in  den  beteiligten  Kreisen  unbequem  empfunden,  daß  die 
Personenkreise  der  drei  Versicherungszweige  sich  nicht  miteinander  decken. 
Denn  die  Krankenversicherung  umfaßt  im  wesentlichen  nur  Gewerbe  und 
Handel,  aber  nicht  Land(For8t)wirt8chaft  und  Hausdienste,  die  Unfallversicherung 
wieder  Gewerbe  und  Land(Forst)wirtschaft,  aber  nicht  Handwerk  und 
Händel,  die  Invalidenversicherung  dagegen  die  Lohnarbeiter  aller  Berufs- 
zweige. ^  Aus  dieser  verschiedenen  Abgrenzung  ergeben  sich  aber  mancherlei 
Unsicherheiten  und  Unzuträglichkeiten:  für  den  Arbeiter,  weil  er  im  ungewissen 
ist,  ob  und  inwieweit  er  durch  die  Versicherung  gegen  Krankheit,  Unfall  oder  In- 
validität gedeckt  ist;  für  den  Arbeitgeber,  weil  sich  diese  Schwierigkeiten  für 
ihn  mit  der  Zahl  seines  Personals  und  seiner  Betriebe  noch  erhöhen,  zumal  das 
Gesetz  die  Abführung  der  Beiträge  für  alle  drei  Versicherungszweige  dem  Arbeit- 
geber auferlegt  und  diese,  wie  schon  erwähnt,  bezüglich  jedes  Versicherungszweiges 
an  anderer  Stelle,  zu  anderen  Zeiten  und  in  anderen  Formen  erfolgt. ")  Ins- 
besondere wurden  in  den  ersten  Jahren  der  Invalidenversicherung  bewegliche 
Klagen  über  das  „Markenkleben"  (in  die  „Quittungskarten"  der  Versicherten  als 
Ausweis  der  gezahlten  Wochenbeiträge)  geführt,  welche  dem  Invaliditäts-  und 
Altersversicherungsgesetz  vom  22.  Juni  1889  bekanntlich  den  Namen  „Klebegesetz" 

*)  Vgl.  „Die  Arbeiterversorgung",  Berlin,  Nr.  24  vom  21.  August  1903  S.  581,  sowie 
„Handbuch  der  Unfallversicherung",  2.  Aufl.,  Leipzig  1897,  S.  197  Anm.  5,  S.  2U  Anm.  26. 
B.  220  Anm.  28,  S.  222  Anm.  29,  und  „Rechnungsergebnisse  der  Berufsgenossenschaften  für  das 
Jahr  1905^*,  ßeichsta^sdrucksache  Nr.  205. 

2)  Vgl,  die  Berichte  und  Verhandlungen  des  VJI.  Internationalen  Arbeiterversicherungs- 
kongresses in  Wien  vom  17.  bis  23.  Sept.  1905,  Wien  1906,  Bd.  I  S.  515  und  Bd.  IT  S.  451  ff.: 
femer  die  Verhandlungen  im  preuß.  Abgeordnetenhaus  vom  3.  Februar  1906,  Stanogr.  Prot.  S.  982 
bis  1014,  der  32.  Jahresversammlung  der  „Vereinigung  der  Steuer-  und  Wirtschaftsreformer" 
in  Berlin  vom  12.  Februar  1907  und  der  11.  Hauptversammlung  des  Deutschen  Vereins  für 
ländliche  Wohlfahrts-  und  Heimatspflege  in  Berlin,  13./14.  Februar  1907. 

«)  Vgl.  Heft  XVI  S.  20. 

*)  Vgl.  Heft  lila  S.  62 ff.  und  die  dort  angezogene  Literatur. 

»)  Vgl.  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  22  ff. 

«)  Vgl.  „Leitfaden**  a.  a.  0.,  S.  35  ff. 

^  Vgl.  „Leitladen"  a.  a.  0.,  S.  8,  16,  26,  und  „Die  Arbeiterversorgung"  Berlin,  Nr.  24 
vom  21.  August  1903,  S.  580. 


Digitized  by 


Google 


Vorwort  zum  Band  IV.  23* 

einbrachten,  nnd  es  haben  diese  Klagen  erst  in  späterer  Zeit  nachgelassen,  nach- 
dem das  revidierte  Invalidenversicherungsgesetz  vom  13.  Juli  1899  gewisse  Er- 
leichterungen (Marken  für  eine,  zwei  und  dreizehn  Wochen)  zugelassen  hatte  (§  130) 
und  die  Einziehung  der  Beiträge  mehr  und  mehr  den  Krankenkassen  übertragen 
wurde  (§  148).  ^)  Immerhin  haben  jene  Unbequemlichkeiten  den  Wunsch  ver- 
aUgemeinert,  daß  alle  drei  Versicherungszweige  den  nämlichen  Personenkreis, 
d.  h.  die  gesamte  Lohnarbeiterschaft  erfassen  sollten. 

Eine  weitere  Folge  des  schrittweisen  und  empirischen  Aufbaues  der  Arbeiter- 
versicherung war  es,  daß  jeder  der  drei  Versicherungszweige  sein  eigenes  Finanz- 
system erhielt.  Die  Krankenversicherung,  welche  es  vorwiegend  mit  vorüber- 
gehenden Leistungen  zu  tan  hat,  regelt  die  Beitragsleistungen  periodisch  nach 
dem  durchschoittlichen  Jahresbedarf  (in  Prozentsätzen  der  Löhne)  und  begnügt 
sich  im  allgemeinen  mit  einem  den  durchschnittlichen  Jahresbedarf  deckenden  Re- 
servefonds, um  etwaige  Schwankungen  in  den  Jahresausgaben  ausgleichen  zu 
können.^  Der  Unfallversicherung  dagegen  wurde  das  (von  versicherungs- 
technischer Seite  freilich  stark  angefochtene)  Umlage  verfahren  bewilligt,  welches 
die  Beiträge  nach  den  tatsächlicheil  Jahresausgaben  bemißt,  also  der  Natur  der 
ßentenversicherung  entsprechend  an  sich  mit  niedrigen  Beiträgen  anfängt  und  bis 
zum  sogenannten  Beharrungszustand  (wo  sich  Rentenzugänge  und  -abgänge  aus- 
gleichen) mit  ansteigenden  Beitragslasten  zu  rechnen  hat;  jedoch  hatte  schon  das 
Stammgesetz  von  1884  zur  Abmilderung  dieser  Steigerung  gewisse  Reservefonds- 
zuschläge, (300  bis  herab  zu  10  ®/,j  Zuschlag  zu  den  jeweiligen  Entschädigungs- 
beträgen während  der  ersten  elf  Jahre)  vorgesehen,  welche  durch  die  Novelle  von 
1900  noch  wesentlich  verschärft  wurden  (10  bis  herab  zu  4  ®/^  Zuschlag  zum  je- 
weiligen Reservefonds  während  der  nächsten  21  Jahre),  um  den  späteren  Ueber- 
gang  zum  Kapitaldeckungs verfahren  (mit  dauernd  gleichen  Beiträgen)  zu  er- 
möglichen. *)  Diese  Verschärfung  ist  freilich  von  der  gesamten  Industrie  lebhaft 
bekämpft  worden,  einmal,  weil  sie  auf  die  einzelnen  Berufsgenossenschaften  sehr 
ungleich  einwirkte,  sodann,  weU  sie  für  unnötig  und  unwirtschaftlich  erachtet  wurde; 
denn  es  sei  volkswirtschaftlich  weder  richtig,  dem  Gewerbe  große  Kapitalien  zu 
entziehen,  um  sie  zu  niedrigem  Zinsfuß  festzulegen,  noch  auch  nötig,  da  die 
nationale  Industrie  stark  genug  wäre,  um  auch  steigende  Lasten  zu  tragen,  und 
die  Sicherheit  der  laufenden  Unfallrenten  überdies  durch  staatliche  Garantie  stets 
gedeckt  sei  (vgl.  §§  54,  127  U.V.G).  *)  Die  Invalidenversicherung  endlich 
folgte  in  ihrem  finanziellen  Aufbau  mehr  den  versicherungstechnischen  Grundsätzen 
der  Privatversicherung  und  wählte  das  Verfahren  der  Kapital deckung  (zunächst 
nach  Perioden,  seit  der  Revision,  d.  h.  seit  1.  Januar  1900,  nach  Durchschnitts- 
prämien), um  jene  Schwankungen  in  den  Beitragslasten  zu  vermeiden  und  mit 
tunlichst  gleichbleibenden  Beiträgen  zu  arbeiten,  da  es  bedenklich  erschien,  die 
Arbeiter,  welche  hier  die  Hälfte  der  Beiträge  zu  leisten  haben,  wechselnden  oder 
gar  steigenden  Beitragslasten  auszusetzen.^)  Die  vor  einigen  Jahren  infolge  auf- 
fallender Zunahme  der  Invalidenrenten  eingetretene  Besorgnis,  demnächst  mit  einer 
wesentlichen  Erhöhung  der  Beiträge  rechnen  zu  müssen,  hat  sich  neuerdings  als 
unbegründet  erwiesen,  nachdem  entsprechende  Nachprüfungen  der  Aufsichtsbehörden 
ergeben  hatten,  daß  viele  Renten  ohne  ausreichende  gesetzliche  Unterlagen  be- 
willigt  worden  waren,   und   nachdem    Vorkehrungen   hiergegen  getroffen  waren.  •) 

Nach  diesen  Darlegungen  kann  es  nicht  überraschen,  daß  die  deutsche  Arbeiter- 


^)  Vgl.  „Leitfaden",  S.  26,  27,  sowie  §§  130,  140  ff.  des  Invalidenversicherungsgesetzcs 
vom  13.  Juli  1899.     «)  Vgl.  Heft  XVI  S.  16,  sowie  „Leitfaden"  S.  7,  8,  36. 

«)  Vgl.  Heft  XVI  S.  20,  IVa  S.  70  und  III  a  S.  62  ff.  nebst  der  dort  angezogenen  Literatur, 
sowie  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  16,  32,  37,  und  von  Löper  (s.  S  28*  Note  2)  S.  156. 

*)  Vgl.  das  Nähere  in  Heft  Illa  S.  72  ff.  und  Reichstagsverhandlung  Tom  16.  April  1907 
(S.  803 — 805),  in  welcher  die  Notwendigkeit  der  verstärkten  Reservefondszuschläge  regierungs- 
seitig näher  dargelefift  wurde. 

^)  Vgl.  Heft  XVI  26  und  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  25,  32,  38. 

®)  Vgl.  Reichstagsverhandlungen  vom  2.  März  1905  S.  4937  0.  und  Geschäftsbericht  des 
Reichs- Versichcrungsamts  für  das  Jahr  1906,  Reichstagsdrucksache  Nr.  230,  S.  48,  68  ff.,  wonach 
•die  Anzahl  der  bewilligten  Invalidenrenten  sich  wie  folgt  stellte:  1899:  96665;  1900:  125739; 
I901:130480j  1902:142789;  1903:152862;  1904:140092;  1905:122868;  1906:110969. 
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Versicherung  alles  in  allem  ein  Verwaltongspersonal  von  kaum  weniger  als  einer 
Yiertelmillion  in  Anspruch  nimmt,  daß  die  Verwaltungskosten  —  trotz  der  ehren- 
amtlichen Tätigkeit  zahlloser  Privatpersonen  und  der  unentgeltlichen  Mitwirkung 
der  beteiligten  Behörden  —  rund  50  Millionen  Mark  jährlich  erfordern,  und  daß 
die  angesammelten  Kapitalbestände  sich  der  zweiten  Milliarde  nähern.  ^)  Wenn 
Ausländer  dies  einen  ,,  Ungeheuern  und  kostspieligen  Apparat^^  nennen,  so  ist  das 
leicht  begreiflich,  aber  eine  gerechte  Würdigung  muß  auch  in  Betracht  ziehen,  daß 
es  sich  um  die  Versicherung  der  gesamten  arbeitenden  Bevölkerung  handelt  (11.-4 
Millionen  Personen  in  der  Krankenversicherung,  13.7  Millionen  in  der  Invaliden- 
versicherung und  17.5  Millionen  —  einschließlich  4.8  kleiner  Landbesitzer  —  in 
der  Unfallversicherung),  daß  die  zahlreichen  und  periodisch  wechselnden  Ehren- 
ämter dazu  beitragen,  das  Interesse  und  Verständnis  für  die  soziale  Versicherung 
in  immer  weitere  Volkskreise  zu  tragen,  daß  die  Arbeiterversicherung,  wie  schon 
oben  (S.  19)  erwähnt,  noch  immer  unendlich  viel  billiger  arbeitet  als  jede  andere 
Versicherung,  insbesondere  drei-  bis  viermal  so  billig  wie  die  bestgeleiteten  Privat- 
versicherungsgesellschaften, und  daß  die  angesammelten  Deckungskapitalien  es  er- 
möglicht haben,  schon  eine  halbe  Milliarde  für  die  Verbesserung  des  Arbeiter- 
wohnungs-  bzw.  Volksgesundheitswesens  aufzuwenden  und  in  gleicher  Weise 
anderen  wichtigen  Kulturaufgaben  näher  zu  treten.  ^  Gerade  diese  „mittelbaren 
Wirkungen"  der  deutschen  Arbeiterversicherung  —  die  soziale  Erziehung  des 
ganzen  Volkes  und  die  Förderung  der  gesamten  Volks  Wohlfahrt  —  fanden  u.  a. 
schon  auf  dem  internationalen  Arbeiterversicherungskongreß  in  Düsseldorf  (Juni 
1902)  aus  französischem  Munde  beredte  Anerkennung  ^)  und  erwerben  der  deutschen 
Arbeiterversicherung  auch  im  Auslände^)  immer  neue  Freunde,  jemehr  diese  Ent- 
wicklung zur  zielbewußten  Prophylaxe  (s.  oben  S.  12)  praktisch  greifbare  Erfolge 
zeitigt.  Alle  diese  Errungenschaften  wären  aber  ohne  die  lebendige  Mitwirkung 
jener  Tausende  und  Abertausende,  die  sich  in  der  „freien  Selbstverwaltung"  der 
deutschen  Arbeiterversicherung  gewissermaßen  allgegenwärtig  verkörpert,  und  ohne 
jene  großen  Mittel,  die  überall  befruchtend  wirken,  kaum  zu  erreichen.  Femer 
ist  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  die  deutsche  Arbeiterversicherung,  weil  sie  im  Wege 
des  Versicherungszwanges  den  Arbeitgebern  die  größere  Hälfte  der  Beitragslasten 
auferlegt,  den  Arbeitern  so  billige  und  günstige  Versicherungs- 
bedingungen verschaflFt  hat,  wie  sie  kein  anderes  Versicherungssystem  auch  nur 
annähernd  zu  bieten  vermag,  und  wenn  diese  Unternehmerbeiträge  von  sozialdemo- 
kratischer Seite  „vorenthaltene  Lohnbeträge"  genannt  werden  (s.  oben  S.  7),  so 
läßt  es  sich  doch  nicht  bestreiten,  daß  diese  „mittelbare  Lohn  Verbesserung"  den 
deutschen  Arbeitern  —  im  Gegensatz  zum  Auslande  ohne  solche  Zwangs- 
versicherung —  bereits  Milliarden  eingebracht  und  die  deutsche  Gesetzgebung  in  den 
Iriteressenstreit  zwischen  Kapital  und  Arbeit  über  die  Verteilung  des  gemeinsamen 
Arbeitsertrages  ganz  erheblich  zugunsten  der  Arbeiter  eingegriffen  hat,  wofür  die 
nachfolgende  Darstellung  über  Amerika  und  die  verhältnismäßige  Rüekständigkeit 
des  Arbeiterunterstützungs-  und  -Versicherungswesens  in  allen  jenen  Ländern,  wo 
den  Arbeitern  dieser  Beistand  des  Gesetzes  versagt  geblieben  ist,  schlagende  Be- 
lege liefern.  Endlich  birgt  die  gemeinsame  Selbstverwaltung  der  deutschen  Arbeiter- 
versicherung, zumal  wenn  sie  demnächst  (s.  u.)  noch  weitere  Ausgestaltung  und 
Förderung  erfährt,  den  entwicklungsfähigen  Keim  zur  Ueberwindung  der  sozialen 
Gegensätze  unseres  Zeitalters,  weil  ihre  weitere  Fortentwicklung  immer  mehr  die 
Erkenntnis  vertiefen  muß,  daß  im  Grunde  auch  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ge- 
meinsame Interessen  haben,  da  auf  die  Dauer  kein  Teil  ohne  den  andern  und  am 


*)  Vgl.  Y,Leitfaden**  a.  a.  0.,  S.  35,  und  „Die  Arbeiterversorgung"  a.  a.  0.,  S.  578,  583  ff., 
sowie  die  Rechnangsergebnisse  der  Berufsgenossenschaften  und  Invalidenversicherongsanstalten 
für  das  Jahr  1905,  Beichstagsdrucksachen  Nr.  205. 

«)  Vgl.  „Leitfaden"  a.a.O.,  S.  34,  „üeschäftsbericht  des  Reichs-Versichenmgsamts  für  1906",  S.  74, 
„Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale  Einrichtung",  a.  a.  0.,  („Arbeiterversicherung  und 
Volksgesundheit")  S,  98  ff.  und  „VII.  Intern.  Arb.-Versich.-Kongreß  Wien  1905",  11  33,  53,  97  ff. 

*)  Vgl.  Protokoll  des  Kongresses  S.  869  ff.  „Les  effets  indirects  et  agents  secondaires  de 
PAssurance  allemande'*  (Ed.  Fnster,  D61eg;u6  du  Mns6e  social  de  Paris). 

*)  Vgl.  u.  a.  die  Verhandlungen  der  internationalen  Tuberkulosekonferenzen  Berlin  1902,. 
Paris  1903  etc. 
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Vorwort  zum  Band  IV.  25^^ 

allerwenigsten  —  und  das  ist  der  Kompafi  für  die  Weiterführong  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  —  das  nationale  Gesamtwohl  prosperieren  kann,  so- 
lange beide  Teile  statt  miteinander  nur  gegeneinander  arbeiten.  In  dieser  Be- 
ziehung haben  wir  schon  an  anderer  Stelle  ausgeftthrt,  daß  wir  das  heutige  Streik- 
und  Aussperrungswesen  sowohl  vom  sozialen  wie  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt aus  für  ebenso  verderblich  wie  entbehrlich  erachten,  und  daß  an  Stelle 
dieser  rückständigen  Methoden  durch  weiteren  Ausbau  der  sozialpolitischen  Gesetz- 
gebung, d.  h.  durch  eine  zeitgemäße  Regelung  des  kollektiven  Arbeitsvertrags  und 
des  paritätischen  Einigungs-  und  Schiedswesens,  namentlich  wenn  hierbei  der 
privaten  Initiative  und  Autonomie  freie  Bahn  gelassen  wird,  sich  unschwer  andere 
Formen  des  Ausgleichs  schaffen  lassen,  welche  nicht  nur  den  heutigen  Anschauungen 
und  Anforderungen  mehr  entsprechen,  sondern  auch  dem  wohlverstandenen  eigenen 
Interesse  der  Beteiligten  und  dem  Gesamtinteresse  besser  gerecht  werden.^) 

Ergibt  sich  aus  dem  skizzierten  Werdegang  der  deutschen  Arbeiterversiche- 
rung ^  die  Erklärung  dafür,  daß  jeder  Versicherungszweig  seinen  besonderen  Per- 
sonenkreiSj  seine  besondere  Organisation  und  sein  besonderes  Finanzsystem 
erhielt,  indem  man  stets  den  nächstliegenden  Zweck  mit  den  nächstliegenden 
Mitteln  zu  erreichen  suchte  und  es  späteren  Erfahrungen  vorbehielt,  ob  und  welche 
Verbesserungen  und  Vereinfachungen  sich  als  notwendig  und  durchführbar  heraus- 
stellen wtlrden,  so  hatte  sich  Deutschland  mit  dieser  Pionierarbeit  um  so  mehr  den 
Dank  des  Auslandes  verdient,  weil  es  diesem  eine  ganze  Musterkarte  von  Systemen 
zur  Auswahl  stellte,  so  daß  jeder  fremde  Staat  sich  das  für  ihn  Passende  aus- 
wählen konnte,  ohne  erst  selbst  teures  Lehrgeld  zahlen  zu  müssen.  Es  stand  da- 
her  auch  nichts  im  Wege,  auf  Grund  der  deutschen  Erfahrungen  nunmehr  ver- 
einfachte Systeme  aufzustellen,  wie  dies  z.B.  in  den  verschiedenen  schwedischeu 
(1893,  1895,  1898),  schweizerischen  (1900,  1906),  österreichischen  (1904)  und 
ungarischen  (1906)  Gesetzentwürfen*)  versucht  worden  ist.  Wenn  gleichwohl 
solche  „vereinfachte  Systeme"  bisher  noch  nirgends  zustande  gekommen  sind,  so 
wird  man  daraus  den  Rückschluß  ziehen  dürfen,  daß  die  Schwierigkeiten,  ein 
solches  System  in  die  Praxis  zu  überführen,  ungleich  größere  sind,  als  wenn  man,^ 
wie  es  Deutschland  getan  hat,  zunächst  schrittweise  vorgeht  und  die  weitere  Ver- 
vollkommnung einer  späteren  Zeit  und  späteren  Erfahrungen  vorbehält.  Immerhin 
läßt  sich  aus  jenem  selbständigen  und  zielbewußten  Vorgehen  des  Auslandes  ent- 
nehmen, daß  die  frühere  Scheu  vor  dem  „ungeheuren  Apparat"  der  deutschen 
Arbeiterversicherung  mehr  und  mehr  schwindet,  nachdem  eine  nähere  Bekannt- 
schaft mit  diesem  Apparat  ergeben  hat,  daß  er  zwar  ein  historisches  Produkt,  aber 
kein  notwendiges  Requisit  der  Arbeiterversicherung  ist. 

Daß  die  üeberzeugung  von  der  Notwendigkeit  einer  Vereinfachung  unserer 
Arbeiterversicherung  auf  Grund  der  inzwischen  gewonnenen  Erfahrungen  auch  in 
Deutschland  eine  allgemeine  geworden  ist,  wurde  bereits  erwähnt  (s.  S.  18).  So- 
viel sich  aus  der  großen  Fülle  der  Reformvorschläge  entnehmen  läßt,*)  zielen  die 

*)  Vgl.  „Der  Arbeiterfreund'*,  Berlin,  Jahrg.  1904  S.  48  ff.  („Zur  Verhütung  von  Arbeits- 
ausständen**); femer  „Reichs-Arbeitsblatt**,  Berlin,  Jahr^.  1905  S.  212  ff.  („Organe  für  Einigung 
und  Schiedssprnch  im  Deutschen  Reich  und  im  Ausland**)  und  „Beiträge  zur  Arbeiterstatistik*' 
(Veröffentlichung  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts,  Abteilung  für  Arbeiterstatistik)  Nr.  3^ — 5 
Berlin  1906:  „Der  Tarifvertrag  im  Deutschen  Reich**,  bearbeitet  von  Beg.-Rat  Dr.  Leo;  femer 
das  S.  7*  Nr.  1  erwähnte  Werk  von  Nicholas  Paine  Gilman  „Methods  of  industrial  peace**, 
sowie  Heft  la  S.  33  Note  1  und  „Methoden  des  gewerblichen  Einigungswesens",  Jena  1907 
(Schriften  der  Gesellschaft  für  soziale  Beform,  Heft  23/24). 

*)  Vgl.  Dr.  Laß,  „Arbeiterversicherungsrecht"  (Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  II 
(1904)  763  ff. 

»)  Vgl.  Heft  n  S.  7,  50  ff.,  XI  12,  66  ff.,  Vlla  70  ff.,  VIHa  13  ff.  und  den  neueren  „Ge- 
setzentwurf über  die  Kranken-  und  Unfallversichemng  der  gewerblichen,  Fabriks-  und  kommerziellen 
Angestellten"  vom  10.  Oktober  1906;  herausgegeben  vom  Kgl.  Ungarischen  Handelsminister, 
Budapest  1906. 

*)  Vgl.  „Das  gesamte  Material  zur  Reform  der  Arbeiterversicherung  in  Deutschland"  von 
Hans  Seelmann,  Frankfurt  a.  M.  1906;  femer  Verhandlungen  des  deutschen  Reichstages 
vom  13.  Dezember  1904  (S.  3537  ff.),  2.  März  1905  (S.  4937  ff.),  3.  Febraar  1906  (S.  979  ff.), 
19.  Februar  1906  (S.  1399 ff.),  14.  März  1907  (S.  466  ff.),  des  preuß.  Abgeordnetenhauses 
vom  8.  Febroar  1906  (S.  982  ff.),  der  Vereinigung  der  Steuer-  und  V^irtschaftsreformer  in  Berlin 
vom  12.  Februar  1907,  und  Vn.  Intern.  Arb.-Versich.-Kongreß  in  Wien  1905,  I  515,  11  453  ff. 
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Wünsche  im  allgemeinen  darauf  ab:  1.  daß  die  Zwangsversicherung  durchweg 
die  nämlichen  Personenkreise  erfassen  soll  —  insbesondere  die  gesamte 
Arbeiterschaft  einschließlich  der  Witwen-  und  Waisenversorgung  ^)  — ,  um  so  die 
erste  Vorbedingung  für  eine  Vereinfachung  der  Arbeiterversicherung  zu 
bieten;  2.  daß  an  Stelle  der  heutigen  Zersplitterung  der  Krankenversicherung 
einheitliche,  leistungsfähige  Ortskrankenkassen  geschaffen  werden, 
welche  den  gesteigerten  Anforderungen  einer  modernen  Krankenfürsorge  ent- 
sprechen können  und  tunlichst  die  Funktion  eines  örtlichen  Organs  für  die  ge- 
samte Arbeiterversicherung,  übernehmen,  damit  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer  bei 
der  Abwicklung  aller  lokalen  Geschäfte  regelmäßig  nur  mit  dieser  einen,  leicht 
erreichbaren  Stelle  zu  tun  haben;  3.  daß  die  (Unfall-  und  lnvaliden-)Renten- 
Versicherung  sowohl  in  organisatorischer  wie  in  finanztechnischer  Beziehung  nach 
Möglichkeit  vereinfacht  und  mit  der  für  die  Erledigung  der  vorübergehenden 
Versorgungsfälle  bestimmten  örtlichen  Krankenfürsorge  behufs  Vermeidung  der 
bisherigen  Unzuträglichkeiten   in   eine    organische  Verbindung   gebracht   wird;^) 

*)  Vgl.  „Die  Versicherung  derArbeiter\vitwenTmd-waiseninDeutschlaiid",vonDr.von  Lop  er, 
Berlin  1907,  und  R.-G.  vom  8.  April  1907,  betr.  den  „Hinterbliebenen-Versicherungsfonds". 

*)  Gerade  über  die  organisatorische  Reform  der  Arbeiterversichening  gehen  die  An- 
sichten noch  sehr  auseinander,  doch  lassen  sich  immerhin  drei  verschiedene  Strömungen  kenn- 
zeichnen, welche  wir  schon  an  anderer  Stelle  (vgl.  „Die  Arbeiter- Versorgung",  Berlin,  Jahrgang 
1903,  S.  586)  in  folgender  Weise  zu  charakterisieren  versucht  haben: 

„Eine  ältere  Richtung,  welche  mehr  in  der  Vergangenheit  wurzelt  und  das  üeberlieferte 
tunlichst  erhalten  will,  sucht  die  Reorganisation  auf  beruflicher  Grundlage,  wie  solche  grund- 
sätzlich in  der  Krankenversicherung  und  Unfallversicherung  zum  Ausdruck  gekommen  ist  und 
ihrer  Meinung  nach  bei  der  Invalidenversicherung  zu  Unrecht  verlassen  worden  ist,  weil  der 
berufliche  Aufbau  der  gesamten  Arbeiterversicherung  gegenüber  den  auflösenden  Tendenzen 
des  modernen  Erwerbslebens  diesem  wieder  einen  festen  Halt  geben  würde. 

Eine  neuere,  ganz  entgegengesetzte  Richtung  faßt  lediglich  den  Versicherungszweck  ins 
Auge  und  glaubt  diesen  am  einfachsten  und  billigsten  auf  rein  territorialer  Grundlage  er- 
reichen zu  können,  derart,  daß  die  vorübergehenden  Leistungen  der  Krankenfürsorge  den  ört- 
lich zu  zentralisierenden  Krankenkassen,  alle  dauernden  oder  finanziell  erheblichen  Leistungen 
aber  den  großen  (aus  einer  Verschmelzung  der  Unfallberufsgenossenschaften  und  Invaliden- 
versicherungsanstalten zu  bildenden)  Territorialverbänden  zufallen  und  die  Krankenkassen  den 
Örtlichen  I^nterbau  für  die  gesamte  Arbeiterversicherung  (behufs  Abwicklung  aller  lokalen  Ge- 
schäfte) abgeben  sollen. 

Eine  vermittelnde  Richtung  sucht  die  Vorzüge  der  beiden  anderen  zu  verbinden  und  ihre 
Nachteile  zu  vermeiden.  Sie  geht  von  der  Anschauung  aus,  daß  die  berufliche  Gliederung  der 
älteren  Zeit,  wo  jeder  Beruf  seinen  besonderen  Lehrgang  erforderte  und  sich  durch  die  Betriebs- 
weise von  anderen  Betrieben  deutlich  unterschied,  sich  bei  dem  stetig  wechselnden  und  fort- 
schreitenden Stande  der  modernen  Technik  praktisch  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  läßt;  sie 
glaubt  daher,  eine  berufliche  Gliederung,  abgesehen  von  der  in  sich  homogenen  Landwirtschaft, 
zur  Vermeidung  großer  Unzuträglichkeiten  nur  für  die  Großindustrie  im  Sinne  der  modernen 
Kartell-  und  Syndikatsbildungen  festhalten,  im  übrigen  aber  das  vorbezeichnete  Territorialprinzip 
annehmen  zu  sollen.  Es  läßt  sich  diese  Auffassung,  je  nachdem  man  das  berufliche  oder  das 
territoriale  Prinzip  in  den  Vordergrund  rückt,  in  eine  doppelte  Formel  kleiden:  berufliche 
(Tliederung  der  gesamten  Arbeiterversicherung  mit  ergänzender  Territorialorganisation,  soweit 
die  erstere  nicht  durchführbar  erscheint  (Handwerk,  Kleingewerbe,  Hausindustrie,  zerstreute 
Industrie),  oder  territoriale  Gliederung  der  Arbeiterversichenmg  mit  Abhebung  von  Berufs- 
verbänden,  soweit  solche  angezeigt  und  praktisch  durchführbar  erscheinen  (Großindustrie,  Land- 
wirtschaft). 

Diese  vermittelnde  Richtung  hat  den  Vorzug,  weit  weniger  einschneidende  Veränderungen 
als  die  Durchfühnuig  des  territorialen  Prinzips  zu  erfordern,  sich  den  Neubildungen  und  An- 
forderungen der  modernen  Industrie  besser  anzupassen  und  die  spätere  Angliederung  einer 
Arbeitslosenversicherung  wesentlich  zu  erleichtem,  da  diese,  wenn  sie  überhaupt  in  Form  der 
Versicherung  durchgeführt  werden  soll,  sich  wohl   nur   auf  beruflicher  Grundlage  regeln  läßt." 

Darüber,  daß  einer  organisatorischen  Vereinfachung  der  Arbeiterversicherung 
die  Verschiedenheit  der  Finanzsysteme  nicht  entgegenstehen  darf,  auch  sich  tiber- 
winden läßt,  vgl.  a.  a.  0.  S.  585  nebst  den  daselbst  angezogenen  ParallelsteUen  der  bestehen- 
den drei  Versicherungsgesetzgebungen,  femer  Heft  XVI  S.  16,  20,  26  und  Illa  S.  62  ff.  mit 
der  angeführten  Fachliteratur,  endlich  die  Verhandlungen  des  IV.  Internationalen  Kongresses  fttr 
Versicherungswissenschaft  in  New  York,  September  1903,  insbesondere  das  Referat  von  Professor 
Dr.  L.  von  Bortkiewicz-Berlin  „Ueber  versicherungs-mathematischen  Unterricht  an  den  Uni- 
versitäten" (Man es  a.  a.  <).,  S.  64 ff.).  Soweit  die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  beibehalten 
werden  sollte,  könnte  die  Funktion  der  allgemeinen  Ortskrankenkassen  als  lokales  Unterorgan 
der  vereinfachten  Arbeiterversicherung  in  analoger  Weise  von  der  Betriebskrank^nkasse 
wahrgenommen  werden,  was  sich  den  bestehenden  Verhältnissen  am  meisten  anschließen  würde, 
da  die  Orts-  und  die  Betriebskrankenkassen  sowohl  ihrer  Zahl  wie  der  Mitgliedschaft  nach  den 
größten  Teil  der  gesamten  reichsgesetzlichen  Krankenversichemng  umfassen  (vgl.  Statistisches 
Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich,  Jahrgang  1906,  S.  280). 
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4.  daß  das  gesamte  Entschädigungsstreitverfahren  —  bei  durchweg  pari- 
tätischer Besetzung  auch  in  erster  Instanz  und  Verstaatlichung  der  Mittel- 
instanz  (mit  gleichzeitiger  Hebung  der  Stellung  des  Schiedsgerichtsvorsitzenden  im 
Hauptamt)  —  regelmäßig  auf  diese  beiden  Instanzen  beschränkt  wird  und  darüber 
hinaus  nur  (wegen  formeller  oder  materieller  Rechtsverletzung,  wie  nach  §  116  des  In- 
validenversicherungsgesetzes) Revision  an  das  Reichsversicherungsamt  (zwecks 
einheitlicher  Auslegung  der  Gesetzgebung)  stattfinden  soll;  5.  daß  von  einer  weiteren 
Anhäufung  von  Deckungskapitalien  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  ab- 
zusehen sei,  zumal  die  nahezu  angesammelten  zwei  Milliarden  Mark  neben  den 
bereits  bestehenden  Garantien  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten  (§§  54,  127  des 
Unfallversicherungsgesetzes  und  §  68  des  Invalidenversicherungsgesetzes)  ^)  für  die 
laufenden  Rentenverbindlichkeiten  ausreichende  Sicherheit  böten,  und  bei  der 
Ausdehnung  der  Arbeiterversicherung  auf  die  gesamten  arbeitenden  Klassen  der 
Nation  eine  Kapitaldeckung  nach  den  versicherungstechnischen  Grundsätzen  der 
Privatversicherung  nicht  nur  unnötig,  sondern  auch  unwirtschaftlich  sei;^)  6.  daß 
die  zunächst  für  die  „Arbeiter"  geschaffene  Versicherung  aus  wirtschafts-  und 
sozialpolitischen  Gründen  zu  einer  sozialen  Versicherung  ausgestaltet  werde,  einer- 
seits durch  Ausdehnung  der  Zwangsversicherung  auf  die  gesamte  Hausindustrie  und 
Hausdienste  (Hausgewerbetreibende,  Dienstboten),  andererseits  durch  Gewährung 
bzw.  weitere  Ausgestaltung  der  (teils  freiwilligen,  teils  obligatorischen)  Anschluß- 
versicherung für  andere  notleidende  Schichten,  wie  für  den  sogenannten  „neuen 
Mittelstand"  der  Privatangestellten,  deren  Zahl  bereits  auf  zwei  Millionen  oder  ein- 
schließlich ihrer  Familienangehörigen  auf  fünf  Millionen  Personen  geschätzt  wird, 
und  den  fast  ebenso  zahlreichen  „alten  Mittelstand"  der  kleinen  Handwerksmeister 
und  sonstigen  Kleinunternehmer,  welche  sich  oft  in  wirtschaftlich  bedrängterer  Lage 
befänden  als  ihre  Arbeiter,  für  welche  sie  Versicherungsbeiträge  zu  entrichten 
hätten.^)  Es  kommt  hiermit  zugleich  der  Wunsch  zum  Ausdruck,  die  Prinzipien 
des  staatlichen  Zwanges  und  der  persönlichen  Selbsthilfe  zu 
wechselseitig  fördernder  und  erzieherischer  Wirkung  miteinander  zu  verbinden  und 
damit  der  ganzen  Einrichtung  nicht  nur  den  Beigeschmack  einer  bloßen  Zwangs- 
und Klassengesetzgebung  zu  nehmen,  sondern  auch  eine  Grundlage  zu  schaffen, 
auf  welcher  der  eigenen  Initiative  und  Selbstverwaltung  der  Beteiligten  noch  weit 
mehr   als   bisher   freie   Bahn    und   weitere   Förderung   gegeben   werden    könnte/) 

1)  Vgl.  „Leitfaden"  a.  a.  0.,  S.  12,  29.    «)  Vgl.  S.  26  Note  2. 

*>  Nach  der  mehrfach  angezogenea  Schrift  „Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale 
Einrichtung**  S.  25  ist  „die  bisherige  Gesetzgebung,  was  den  Kreis  der  versicherten  Personen 
anlangt,  in  der  Weise  vorgegangen,  daß  sie  diejenigen  Klassen  von  Personen,  welche  der  sozialen 
Ftlrsorge  unbedingt  bedürfen,  ohne  weiteres  kraft  Gesetzes  der  Versicherung  unter- 
stellt hat,  auf  andere  Klassen  von  Personen  kann  die  Versicherungspflicht  je  nach  dem  Be- 
dürfnis kraft  Statuts,  Bundenratsheschlusses  usw.  erstreckt  werden; 
daneben  hat  das  Gesetz  für  solche  Personenklassen,  bei  welchen  eine  solche  Fürsorge  nicht  un- 
bedingt geboten  ist,  aber  wünschenswert  erscheint,  die  freiwillige  Versicherung  bei  den 
öffentlich-rechtlichen  Versicherungseinrichtungen  zugelassen".  Hieraus  erklärt  sich,  daß 
die  über  den  Arbeiterstand  hinausreichenden,  oben  bezeichneten  Schichten  (insoweit  sie  nicht 
unmittelbar  durch  das  Gesetz  dem  Versicherungszwang  unterstellt  sind,  vgl.  S.  25  a.  a.  0.)  nur 
zum  kleinsten  Teil  der  Wohltaten  der  Versicherung  teilhaftig  werden,  weil  diese  nicht 
unmittelbar  kraft  Gesetzes  emtritt,  bei  der  Einkommensgrenze  von 
2000/3000  M.  pro  Jahr  schon  abschneidet  und  in  ihren  Bestimmungen  über  frei- 
williges Eingehen  des  Versicherungsverhältnisses  so  wenig  übersichtlich,  zugänglich  und 
anziehend  gestaltet  ist,  daß  von  diesen  Rechten  bisher  nur  verschwindend  geringer  Gebrauch 
gemacht  worden  ist.  Vgl.  u.  a.  die  Eeichstagsverhandlungen  vom  13.  Dezember  1904  S.  3537  ff. 
(Ausdehnung  der  Invalidenversicherung  auf  die  selbständigen  Handwerker,  von  welchen  ^j^  nur 
etwa  2000  M.  Jahresverdienst  haben  sollen),  vom  3.  Februar  1906  8.  979  ff.  (Ausdehnung  der 
Krankenversicherung  auf  Hausindustrie  und  Landwirtschaft,  Einführung  der  Witwen-  und  Waisen- 
versicherung),  vom  14.  März  1907  S.  466  ff.  (Ausdehnung  der  Versicherung  einschließlich  Hinter- 
bliebenenversorgung auf  die  Privatangestellten,  von  welchen  die  gegenwärtige  Versicherung  nur 
einen  kleinen  Bruchteil  erfasse);  ferner  HeftUIa  S.  69  und  von  Lop  er  a.  a.  0.,  S.  70/75  ff. 

*)  Der  wirtschaftliche  Aufbau  dieser  sozialen  Versicherung  würde  etwa  folgende 
Grundform  zeigen : 

1.  Arbeiter:  Versicherungs  z  w  a  n  g ,  ohne  Rücksicht  auf  die  Lohnhöhe; 

2.  Privatangestellte    und  r  Versicherungs  z  w  a n  g  bis  3000  M.  Jahresverdienst; 
Hausgewerbetreibendelf reiw.  Versicherung     „    5000    „  „  ; 

3.  Handwerksmeister  u.  i  ^     j^    Versicherung  bis  5000  M.  Jahreseinkommen. 
Kleinun  tern  ehmer       i  ^ 
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Man  ersieht  hieraus,  daß  es  an  Vorschlägen  and  Wünschen  nicht  mangelt,  und 
wenn  manches  daranter  vielleicht  noch  als  Zukanftsmosik  zn  betrachten  ist,  so 
darf  man  doch  nach  dem  bisherigen  Gange  der  Entwicklung  hoflfen,  auch  fernerhin 
Schritt  für  Schritt  weiterzukommen,  zumal  eine  Reihe  von  Vorarbeiten  schon  im 
Gange  ist.  So  erklärte  der  Staatssekretär  des  Innern,  Dr.  Graf  v. 
Posadowsky-Wehner,  in  seiner  schon  erwähnten  Keichstagsrede  vom 
6.  Februar  1906,  daß  die  Vereinheitlichung  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
keineswegs,  wie  von  manchen  Seiten  angenommen,  ad  calendas  graecas  vertagt» 
vielmehr  die  Vorarbeiten  bereits  eingeleitet  seien  und  die  Hoffnung  bestände 
—  am  11.  April  1907  wurde  dies  bekräftigt  — ,  gegen  Ende  des  Jahres  1907 
mit  dem  bezüglichen  Gesetzentwurf  im  Reichsamt  des  Innern  fertig  zu  werden.^) 
Femer  soll  die  durch  das  Reichsgesetz  vom  25.  März  1907  für  den  12.  Juni  1907 
vorgesehene  Berufs-  und  Betriebszählung  u.  a.  durch  Auszählung 
der  invalidenversicherungs-  bzw.  beitragspflichtigen  Personen,  der  Unfall-  und  Invaliden- 
rentner sowie  der  Witwen  und  Waisen  die  statistischen  Unterlagen  für  die  (nach 
§  32  des  Invalidenversicherungsgesetzes  zum  31.  Dezember  1910  vorgeschriebene) 
anderweite  Festsetzung  der  Beiträge  zur  Invalidenversicherung,  sowie  zur  Vor- 
bereitung der  (nach  §  15  des  Zolltarifgesetzes  vom  25.  Dezember  1902  bis  zum 
Jahr  1910  einzuführenden)  Witwen-  und  Waisenversicherung  ^)  liefern  und  wird  zu- 

Damit  käme  zugleich  der  Grundgedanke  der  sozialen  Versicherung  zum  Ausdruck,  daß 
sie  grundsätzlich  nur  so  weit  gehen  soll,  als  die  S  e  1  b  s  t  h  i  1  f  e  nicht  ausreicht,  d.  h. 
nur  die  minder  bemittelten  Schichten  der  Bevölkerung  umfassen  darf,  und  den  Versicherungs- 
zwang  in  der  Regel  auf  die  wirtschaftlich  Unselbständigen  zu  beschränken  hat. 
Dies  schließt  nicht  aus,  daß  gewisse  Verschiebungen  und  anderweite  Kombinationen  in  jener 
Grundform  angezeigt  sein  können,  wie  schon  die  bestehende  Gesetzgebung  z.  B.  durch  die  Aus- 
dehnung des  gesetzlichen  Versicherungs  z  w  a  n  g  e  s  auf  die  wenig  leistungsfähigen 
rnternehmer  der  Klein  Schiffahrt  und  Fischerei  (§  153  des  See-U.V.G.),  bzw.  durch  die 
Zulassung:  statutarischer  oder  bundesrätlicher  Abweichungen  und  durch  die  Kombination  von 
obligatorwcher  und  freiwilliger  Versicherung  (vgl.  S.  24/26  a.  a.  0.)  den  vielseitigen  Anforderungen 
des  praktischen  Lebens  nach  Möglichkeit  Rechnung  zu  tragen  versucht. 

In  letzterer  Beziehung  ist  die  Arbeiterversicherung  noch  sehr  ausgestaltungsfählg,  da  sie 
der  freiwilligen  Zusatz-  und  Ergänzungsversicherung  der  Arbeiter,  sowohl  in  indi- 
vidueller wie  in  genossenschaftiieher  Form,  den  weitesten  Spielraum  und  die  denkbar  günstigsten 
Vorbedingungen  gewährt,  und  dies  sollte  von  der  Arbeiterschaft  um  so  mehr  ausgenutzt  werden, 
als  eine  allgemeine  Zwangversicherung  ihrer  Natur  entsprechend  weder  über  das  Not- 
wendige, noch  über  das  Schematische  hinauskommen  kann,  also  den  unendlich  verschiedenen  indi- 
viduellen Verhältnissen  sich  niemals  so  anzupassen  vermag,  wie  die  freie  Selbstvorsorge  des 
Einzelnen.  Wenn  z.  B.  in  Arbeiterkreisen  darüber  geklagt  wird,  daß  die  Invalidenrenten  vielfach 
die  Armenpflege  nicht  ausschließen,  sei  es,  weil  die  Invalidität  besonders  früh  eingetreten 
und  die  Rente  deshalb  niedrig  ausgefallen  ist,  oder  weil  der  Invalide  eine  zahlreiche  Familie 
hat  oder  selbst  noch  hilfsbedürftige  Angehörige  unterhalten  soll  usw.,  so  sind  das  eben  Fälle  — 
und  dasselbe  j^lt  von  dem  Gebiet  der  Krankenversicherung  — ,  für  welche  die  eigene 
Vorsorge  rechtzeitig  einzusetzen  hätte,  ganz  abgesehen  davon,  daß  sowohl  die  Krsmken- 
wie  die  Invalidenversicherungsgesetzgebung  es  den  Versicherten  gestattet,  über  die  gesetzlichen 
Mindestleistungen  hinauszugehen  (vgl.  „Leitfaden'*  a.  a.  0.,  S.  8,  26).  Hiemach  haben  es  die 
deutschen  Arbeiter,  besonders  die  bessergelohnten,  um  so  mehr  in  ihrer  Hand,  sich  durch- 
weg auskömmliche  Unterstützungen  zu  sichern,  als  ihnen  —  im  Gegensatz  zum  Auslande  — 
die  Zwangsbeiträge  der  Arbeitgeber  die  größere  Hälfte  der  bezüglichen  Lasten  abnehmen 
und  damit  ihr  genossenschaftliches  Unterstütznngswesen  außerordentlich  entlasten.  Das  letztere 
würde  aber  noch  sehr  viel  mehr  als  bisher  leisten  können  (vgl.  Statistisches  Jahrbuch  für  da& 
Deutsche  Reich,  Jahrg.  1906  S.  814  ff.,  wonach  u.  a.  die  „freien  Gewerkschaften**  im  Jahr  1904 
bei  1  Million  Mitglieder  und  20  Millionen  Mark  Einnahme  11  Millionen  Mark  für  Unterstützungs- 
zwecke verausgabt  haben),  sobald  verbesserte  Methoden  zur  Ausgleichung  der  Arbeitsstreitfg- 
keiten  (s.  oben  S.  25)  die  enormen  Opfer  für  Streiks  und  Aussperrungen  erübrigen  und  eine 
bessere  Erkenntnis  der  Schädlichkeiten  des  Alkoholmißbrauchs  die  noch  gewaltigeren  Aus- 
gaben für  alkoholische  Getränke  —  bekanntlich  beziffern  sich  diese  Ausgaben  für  die  arbeitenden 
Klassen  in  Deutschland  auf  mehr  als  P/,  Milliarden  jährlich  (vgl.  „Reichs- Arbeitsblatt*', 
Berlin  1906  S.  55)  —  jenen  edleren  Zwecken  zuführen  würden.  Es  wäre  eine  der  schönsten  und 
dankbarsten  Aufgaben  praktischer  Gewerkschaftspolitik,  durch  unablässige  Auf- 
klärung, Fortbildung  und  Erziehung  der  Arbeiterschaft  dahin  zu  wirken,  daß  die  „freie  Selbst- 
hilfe", in  Ergänzung  der  Selbstverwaltung  der  gesetzlichen  Zwangsversicherung,  deren  Ergebnisse 
immer  mehr  vervollkommnet  und  so  zu  einem  beiden  Prinzipien  —  dem  der  Staats  hilfe 
und  dem  der  Selbst  hilfe  —  in  gleichem  Maße  gerecht  werdenden  Versicherungssystem  führt, 
an  welchem  die  Arbeiterwelt  volle  Befriedigung  findet. 

^)  Vgl.  Reichstagsverhandlungen  1906  S.  980,  1048,  und  1907  S.  688  ff. 

*)  Vgl.  „Die  Versicherung  der  Arbeiterwitwen  und  -waisen  in  Deutschland**  von  Dr.  von 
L  ö  p  e  r ,  Berlin  1907,  S.  50  ff. 
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gleich  die  erforderliche  AafkläroDg  über  die  Ausbreitung  der  bisher  nur  teilweise 
versicherungspflichtigen  Hausindustrie^)  bringen.  Endlich  ist  den  Wünschen  der 
Privatbeamten  entsprechend  eine  von  den  Organisationen  der  Privatangestellten  im 
Oktober  1903  selbst  erhobene  Statistik  in  reichsstatistische  Verarbeitung  genommen 
und  die  Lösung  der  Versicherungs-  bzw.  Kostenfrage  in  einer  am  14.  März  1907  dem 
Reichstag  zugestellten  Denkschrift  des  Reichsamts  des  Innern  behandelt  worden.^)  Die 
Sache  ist  also  überall  im  Fluß  und  dafür,  daß  die  Sozialpolitik  im  Sinneihres  Schöpfers, 
des  ersten  deutschen  Kaisers,  Wilhelm  I.,*)  zielbewußt  weiter  geführt 
werden  soll,  liegen  in  der  25jährigen  Jubiläumsbotschaft  vom  21.  November  1906 
und  in  der  Thronrede  vom  19.  Februar  1907,  mit  welcher  der  gegenwärtige  Reichs- 
tag eröfltaet  wurde,  unzweideutige  Kundgebungen  der  Allerhöchsten  Stelle  vor 
(vgl.  den  Abdruck  dieser  Urkunden  am  Schluß). 

Wiederholt  sind  demgemäß  sowohl  im  früheren  wie  im  gegenwärtigen  Reichs- 
tag programmatische  Erklärungen  seitens  der  leitenden  Stellen  der  Reichsverwaltung 
abgegeben  worden.  So  äußerte  sich  der  Reichskanzler,  Fürst  von  Bülow, 
am  20.  Januar  1903  im  Reichstag,  dahin:  „Es  ist  die  Ansicht  Seiner  Majestät  und  die 
Ansicht  der  verbündeten  Regierungen,  daß  der  Ausbau  der  sozialen  Gesetzgebung 
die  Aufgabe  dieses  Jahrhunderts  ist",  und  setzte  diesen  Gedanken  in  seiner  Rede 
vom  10.  Dezember  desselben  Jahres  dahin  fort:  „Meine  Herren,  ich  habe  vor  etwa  Jahres- 
frist gesagt,  daß  von  einem  Stillstand  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
keine  Rede  sein  könne;  daran  halte  ich  fest.  Die  verbündeten  Regierungen 
werden  sich,  wie  Sie  aus  der  Thronrede  ersehen  haben,  in  ihren  arbeiterireund- 
lichen  Bestrebungen  nicht  irre  machen  lassen  .  .  .  Wir  betrachten  es  als  die  Pflicht 
des  Staates,  den  Arbeiter  in  möglichst  umfassender,  ihn  möglichst  wenig  be- 
drückender Weise  gegen  die  Gefahren  seines  Berufslebens  zu  schützen.  Wir 
wollen  nicht  nur  fortführen,  was  auf  dem  Gebiet  des  Arbeiterschutzes  und  der 
Arbeiterversicherung  schon  geschaffen  ist,  sondern  wir  hoffen  auch,  allmählich  den- 
jenigen Aufgaben  näher  treten  zu  können,  die  noch  der  Lösung  harren.  Diese 
Aufgaben  sind  für  das  nächste  Jahrzehnt  die  Witwen-  und  Waisenversorgung 
und,  wie  ich  hoffe,  später  auch  einmal  die  Arbeitslosenversicherung."*)  Noch 
schärfer  kennzeichnete  der  Reichskanzler  diesen  Standpunkt  in  seinen  beiden  ersten 
Reden  vor  dem  neuen  (am  19.  Februar  1907  zusammengetretenen)  Reichstag  in  dem 
Ausspruch:  „Auf  diesem  Gebiet  (der  Sozialpolitik)  wird  nicht  Rückschritt  und 
nicht  Stillstand,  sondern  Fortschritt  unsere  Losung  sein."  ^)  In  gleicher  Weise 
hatte  der  Staatssekretär  des  Innern  und  Ressortminister  der  Sozialpolitik, 
Dr.  Graf  v.  Posadowsky- Wehner,  in  seinen  zahlreichen  Reichstagsreden 
immer  wieder  darauf  hingewiesen,  daß  es  keine  „ideologische  Marotte"  sei,  wenn 
Deutschland  Sozialpolitik  treibe,  sondern  daß  uns  innere  Gründe,  das  nationale 
Interesse  an  der  Erhaltung  unserer  Volks-  und  Wehrkraft,  unserer  Arbeits-  und 


^)  Vgl.  Reichstagsverhandlimgen  vom  5.,  16.,  18.,  19.  März  1907  (S.  25411'). 

*)  Vgl.  Reich.stagsverhandlungren  vom  14.  März  1907  (S.  466  ff.)  und  Drucksache  Nr.  226: 
„Denkschrift  über  die  von  den  Organisationen  der  Privatangestellten  im  Oktober  1903  veran- 
stalteten Erhebungen  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Privatangestellten  nebst  einer  Berechnung 
der  Kosten  einer  Pensions-  und  Hinterbliebenen  fürsorge  dieser  Berufskreise'*,  sowie  Heft  32  der 
Schriften  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt:  „Pensionseinrichtungen  flir  Privatbearate"  von 
Dr.  Dilloo,  Berlin  1907;  femer  das  österreichische  „Gesetz  vom  16.  Dezember  1906,  betr. 
die  Pensionsversicherung  der  in  privaten  Diensten  und  einiger  in  öffentlichen  Diensten  An- 
gestellten", mit  kurzen  Erläuterungen  von  Dr.  Korkisch,  Wien  1907. 

■*)  Vgl.  „Leitfaden**  a.  a.  ().,  S.  3  ff.  und  den  Abdruck  der  Allerhöchsten  Botschaft  vom 
17.  November  1881  am  Schluß. 

*)  Vgl.  Reichstagsverhandlungen  vom  20.  Januar  1903  S.  7430  ff.  und  vom  10.  Dezember 
1903  S.  54  ff.,  sowie  die  im  Auftrage  des  Reichskanzlers  einer  Resolution  des  Reichstags  zu- 
folge im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  Abteilung  für  Arbeiterverversicherung 
(von  deren  Mitglied  Regierungsrat  Dr.  Leo)  bearbeitete  Denkschrift  „Die  bestehenden 
Einrichtungen  zur  Versichenmg  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im  Auslande  und  im 
Deutschen  Reich"  (Beiträge  zur  Arbeiterstatistik  Nr.  3—5)  Berlin  1906;  femer  Heft  XVI  8.  28 
und  la  S.  30  ff.  —  In  der  nämlichen  Reichstagsrede  kennzeichnete  der  Reichskanzler  die  Un- 
duldsamkeit der  orthodoxen  Sozialdemokratie  mit  dem  geflügelten  Wort:  „Und  willst  du  niclit 
mein  Bruder  sein,  So  schlag'  ich  dir  den  Schädel  ein**. 

^)  Vgl.  Reichstagsverhandlungen  vom  25./26.  Februar  1907,  S.  38  67  ff. 
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Leistungsfähigkeit  dazu  zwingen.^)  Daß  diese  Fortschritte  sich  nicht  im  „Automobil- 
tempo" verwirklichen  lassen,  wie  manche  befürchten,  lehrt  die  Erfahrung  des  In- 
und  Auslandes,  da  wirksame  Sozialpolitik  ohne  Darbringung  von  Opfern  und  ohne 
Beeinträchtigung  anderweiter  Interessen  nicht  durchführbar  ist.  Aber  wie  diese 
zu  überwindenden  Widerstände  schon  von  selbst  dafür  sorgen,  daß  keine  Ueber- 
stürznng  im  Tempo  und  keine  Ueberspannung  der  tragfähigen  Kräfte  zu  be- 
fürchten sind,  so  sollten  sich  diejenigen,  welche  dabei  vorwiegend  Opfer  zu  bringen 
haben,  immer  vor  Augen  halten,  daß,  wie  im  politischen  Leben  das  natio- 
nale Interesse  stets  über  das  Partei  Interesse  zu  stellen  ist,  so  auch  im  sozialen 
Leben  unserer  heute  so  zerrissenen  Zeit  das  Einzelinteresse  sich  dem  (resamt- 
interesse  unterzuordnen  hat,  und  daß  die  deutsche  Nation,  wie  seinerzeit  ihre 
politische  Wiedergeburt,  so  auch  jetzt  ihre  soziale  Gesundung  nur  von  der  Be- 
tätigung ihrer  sittlichen  Kräfte  erwarten  darf  und  es  als  ein  besonders  gütiges 
Geschick  dankbar  anerkennen  sollte,  durch  ein  über  den  Partei-  und  Klassen- 
gegensätzen stehendes  weitblickendes  Kaisertum  höheren  Kulturzielen  entgegen- 
geführt zu  werden  —  ein  Vorzug,  den  Deutschland  vor  allen  anderen  Kultur- 
staaten voraus  hat,  dem  es  seinen  Aufschwung  zur  Weltmacht  verdankt  sowie 
den  Ruhm,  in  der  Förderung  des  sozialen  Fortschritts  bis  heute  noch  allen  anderen 
Ländern  voraus  zu  sein. 

Daß  diese  kulturelle  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung  auch  im 
Auslande  immer  mehr  erkannt  und  gewürdigt  wird,  dafür  liegen  zahlreiche  Belege 
vor,  von  denen  hier  einige  Erwähnung  finden  mögen.  So  war  im  November  19U2 
eine  Deputation  der  englischen  Friendly  Societies^)  nach  Berlin  gekommen,  um 
die  Einrichtungen  der  deutschen  Arbeiterversicherung  an  Ort  und  Stelle  kennen 
zu  lernen.  In  der  Abschiedsrede  faßte  der  Führer  der  Deputation  namens  seiner 
Freunde  die  Eindrücke  ihrer  Wahrnehmungen  dahin  zusammen,  daß  er  wörtlich 
sagte:  „Selbst  wenn  die  Namen  eines  Cäsar  und  Napoleon  längst  verklungen  sein 
werden,  so  wird  das  deutsche  Kaiserwort  (s.  die  Allerhöchste  Botschaft  Kaiser 
Wilhelms  I.  vom  17.  November  1881,  am  Schloß)  ewig  fortleben,  noch  in  den  fernsten 
Jahrhunderten  die  Herzen  bewegen  und  andauernd  das  Gedächtnis  an  den  großen 
deutschen  Kaiser  wachhalten,  der  die  Worte  seiner  an  den  deutschen  Reichstag 
gerichteten  Botschaft  nicht  nur  ausgesprochen,  sondern  auch  kraftvoll  in  die  Tat 
umgesetzt  hat.-'^) 

In  ähnlicher  Weise  hatte  sich  der  frühere  französische  Handelsminister 
Millerand  bei  einer  Unterredung  mit  dem  deutschen  Botschafter  in  Paris  (im 
November  1901)  anläßlich  der  damaligen  Altersversicherungsvorlagen  dahin  geäußert, 
„daß  seine  Bemühungen  darauf  gerichtet  seien,  einen  ähnlichen  Zustand  zu  schaffen, 
wie  ihn  die  Hochherzigkeit  und  Weitsicht  des  Kaisers  Wilhelm  in  Deutschland  ge- 
fördert habe,  einen  Zustand  der  humanitären  Behandlung  der  arbeitsunfähig  Ge- 
wordenen". ^) 

Ferner  hatte  auf  dem  VI.  Internationalen  ArbeiterversicherungskongreÜ 
in  Düsseldorf  (17. — 24.  Juni  1902),  wo  den  Kongreßteilnehmern  auch  Ein- 
blick in  die  praktische  Durchführung  der  Arbeiterversicherung  gewährt  wurde, 
u.  a.  der  Professor  an  der  Universität  zu  Lüttich,  Ernst  Mahaim,  den 
sozial  erziehlichen  und  versöhnenden  Einfluß  dieser  Einrichtungen  als  besonders 
wertvoll  anerkannt:  „Man  fühlte,  wie  der  Geist  dieser  Einrichtung  alle  die  durch- 
drungen hatte,  die  ihr  dienen,  und  welchen  wirksamen  und  heilsamen  Einfluß  er 
auf  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  ausübt",  '*)  während  der 
amtliche  Vertreter  der  Kaiserlich  russischen  Regierung,  Graf  Skar- 
zynski,  kundgab,  daß  gerade  die  praktischen  Erfolge  und  die  soziale  Ueberlegen- 
heit  der   deutschen  Arbeiterversicherung   gegenüber  allen  anderen  Systemen  die 

^)  Vgl.  u.  a.  die  Reichstagsverhaiidlungen  vom  13.  Dezember  1904  S.  3553  ff.,  2.  März 
1905  S.  4937  ff..  6.  Februar  1906  S.  1048  ff.,  4.  März  1907  S.  216  ff.,  5.  März  1907  JS.  253  ff., 
9.  April  1907  S.  344  ff. 

')  Yirl  Hett  V  S.  3  und  Va  S.  5  ff. 

^)  Vjrl.  die  ReichstajTsrede  des  Reichskanzler»,  Fürsten  von  Biilow,  vom  20.  Jan. 
1903,  Keichstag^verhandlunyren  1903  S.  7429. 

*)  Vgl.  „Die  ArbeiterversicherunjiT  als  soziale  Einrichtung*'  a.  a.  0.,  S.  74  und  „L'Echo  de 
rindui^trie'S  Nr.  28,  Charleroi,  13.  Juli  1902. 
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russische  Regierung  bestimmt  hätten,  ihren  Gesetzesentwürfen  das  deutsehe  Prinzip 
der  Zwangs  Versicherung  zagrunde  zu  legen,  weil  nur  diese  der  Gesamtheit 
der  Arbeiter  die  nötige  soziale  Fürsorge  sichere,  dagegen  jede  freiwillige  Ver- 
sicherung erfahrungsgemäß  immer  nur  einen  Bruchteil  der  Arbeiter  erfasse  und 
den  meisten  nur  eine  Kranken-,  den  wenigsten  eine  Unfall-,  Invaliden-  oder  Alters- 
fürsorge gewährleiste,  so  daß  z.  B.  alle  Länder  der  freien  Privatinitiative  zusammen 
noch  nicht  halb  soviel  altersversicherte  Arbeiter  aufzuweisen  hätten  wie  das 
einzige  Deutschland  mit  seinen  Zwangsversicherungsergebnissen.  ^)  Derselbe  Dele- 
gierte äußerte  sich  auf  dem  IX.  Internationalen  Kongreß  gegen  den  Alkoholisraus 
(Bremen,  14. — 19.  April  1903):  „Das  19.  Jahrhundert  hinterließ  uns  die  traurige 
Erbschaft  schwerer  sozialer  Verhältnisse  und  verwickelter  Fragen,  die  wir  im  20. 
Jahrhundert  auszugleichen  und  zu  lösen  berufen  sind."  „Völker  wie  Regierungen 
sind  eifrig  bemüht,  die  sozialen  Verhältnisse  zu  bessern.  Menschenfreunde  ver- 
folgen mit  Freude  die  sozialen  Versicherungseinrichtungen  in  Deutschland.  Die  Sicher- 
stellung der  ungewissen  Zukunft  der  arbeitenden  Klassen,  wie  sie  Deutschland  ein- 
geführt hat,  ist  eins  der  größten  Mittel  gegen  den  Alkoholismus;  denn  der  Arbeiter, 
dem  bange  wird  um  seine  Zukunft,  sucht  das  Vergessen  im  trunkenen  Rausche, 
und  wie  der  große  deutsche  Chemiker  Liebig  sagte:  „Alkoholismus  ist  öfters  nicht 
die  l^rsache,  sondern  die  Folge  des  Elends".  „Die  deutsche  soziale  Gesetzgebung 
ist  sicherlich  eins  der  mächtigsten  Kampfesmittel  gegen  den  Mißbrauch  geistiger 
Getränke."  ^ 

Als  im  Januar  desselben  Jahres  (1903)  im  dänischen  Reichstag  gelegent- 
lich der  Beratungen  über  den  weiteren  Ausbau  der  dänischen  Arbeiterftirsorge- 
gesetzgebung  von  sozialdemokratischer  Seite,  ganz  wie  bei  uns,  die  Wirkungen  der 
deutschen  Arbeiterversicherung  heruntergesetzt  wurden,  fühlte  sich  ein  Abgeordneter 
auf  Grund  eigener  Nachforschungen  in  Deutschland  zu  folgender  Entgegnung  ge- 
drungen: „Als  ich  im  Vorjahr  in  dieser  Sache  das  Wort  nahm,  erlaubte  ich  mir, 
auf  die  ausgezeichneten  Erfolge  der  deutschen  Arbeiterversicherung 
hinzuweisen,  doch  wurde  von  sozialdemokratischer  Seite  eingewendet,  daß  man  in 
Deutschland  mit  den  Ergebnissen  keineswegs  zufrieden  sei.  Ich  habe  seitdem  Ge- 
legenheit gehabt,  die  Sache  persönlich  an  den  verschiedensten  Stellen  in  Deutsch- 
land selbst  zu  untersuchen  und  bin  mit  den  allerbesten  Eindrücken  heimgekehrt. 
Dieselben  waren,  gerade  herausgesagt,  derartige,  daß  man  von  den  aus- 
gezeichneten Erfolgen,  die  mit  der  Arbeiterversicherung  erreicht 
waren,  ganz  frappiert  blieb.  Und  es  herrschte  ebenso  große  Zufriedenheit 
damit  unter  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  wie  unter  denjenigen,  die  sonst  mit 
der   Arbeiterversicherung   zu   tun    hatten.**  ^ 

Weiter  schließt  mit  Bezug  auf  die  (schon  oben  S.  12  behandelten)  vor- 
beugenden Wirkungen  der  Arbeiterversicherung  Edouard  Fuster-Paris,  einer 
der  besten  Kenner  des  Versicherungswesens  und  der  Volkswohlfahrt  in  den 
europäischen  Ländern,  seine  Abhandlung  „L'aide  social  au-dessus  des  partis"  mit 
den  Worten:  „So  ist  die  deutsche  Arbeiterversicherung  —  reich  an  Erfahrungen, 
von  vornherein  sicher  ihres  Weges  —  bestrebt,  für  ihre  Millionen  von  Arbeitern 
und  durch  ihre  Pfennig  um  Pfennig  angesammelte  Milliarde  ihren  Traum,  der 
auch  unser  (der  Franzosen)  Traum  ist,  zu  realisieren.  Die  bureaukratischen  Ein- 
richtungen der  Geldunterstützung  werden  umgewandelt  in  freie,  lebendige  Ein- 
richtungen der  Vorbeugung,  an  die  Stelle  der  KrankenunterstUtzung,  der 
Invaliden-  und  UnfaUrente  treten  mehr  und  mehr  die  Pflege  der  Hygiene  und 
der  Heilbehandlung.  So  wird  den  deutschen  Arbeitern  die  Gesund- 
heit, der  deutschen  Nation  die  Lebenskraft  erhalten.  Mit  einem  Wort, 
es  wird  zur  rechten  Zeit  alles  getan,  was  nötig  ist,  um  das  menschliche  Elend 
zurückzudrängen."  *) 

M  Vfjfl.  Heft  IX  und  IX  a  (Rußland)  sowie  Verhandlungen  des  Intern.  Arbeiter- 
versicheruntrskongresses  in  Düsseldorf  1902  S.  918  ff.  und  in  Wien  1905  S.  595  ff. 

^  Vgl.  Bericht  über  den  IX.  Internationalen  Kongreß  ixegen  den  Alkoholismus  vom 
14.— 19.  April  1903  zu  Bremen,  Jena  1904,  S.  24. 

')  Vgl.  Stenogr.  Prot,  der  dänischen  Reichstagsverhandlungen  von  1903,  S.  2819  ff. 

*)  Vgl.  „Üie  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale  Einrichtung"  a.  a.  0.,  S.  126,  und 
Verhandlungen  des  Intern.  Arbeiterversicherungskongresses  in  Düsseldorf  1902,  a.  a.  0.,  S.  869  ff. 
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Das  englische  Weltblatt,  die  „Times",  brachte  im  Herbst  1903  eioe 
Reihe  von  Artikeln  „Industrial  conditions  in  Germany",  welche  den  Ursachen  des  in- 
dastriellen  Aufschwungs  Deutschlands  nachforschten  und  in  dem  der  deutschen  Arbeiter- 
Versicherung  gewidmeten  Abschnitt  (Xu  in  Nr.  37  217  vom  21.  Oktober  1903)  be- 
merkenswerte Belege  dafür  gaben,  wie  sich  auch  in  England  das  Urteil  über 
die  volkswirtschaftiichen  und  kulturellen  Rückwirkungen  dieses  Versicherungs- 
systems allmählich  gewandelt  hat  und  die  anfangs  fast  durchweg  ablehnende 
Haltung  einer  zunehmenden  Wertschätzung  und  Nacheiferung  Raum  gibt.^)  Nach 
einer  einleitenden  Bemerkung  über  die  Kompliziertheit  der  deutschen  Arbeiter- 
Versicherung,  welche  hiernach  selbst  gewiegten  Fachleuten  meist  ein  Buch  mit 
sieben  Siegeln  bleibe,  fährt  die  „Times"  fort:  „Immerhin  stellt  die  Arbeiter- 
Versicherung  in  der  gewerblichen  Entwicklung  Deutschlands  einen  so  erheblichen 
Faktor  dar,  daß  man  sie  nicht  außer  acht  lassen  darf.  Andernfalls  würde  jede 
Darstellung  der  Arbeitsbedingungen  und  der  Arbeitergesetzgebung  Deutschlands  nicht 
nur  lückenhaft,  sondern  sogar  irreführend  sein.  Es  steht  außer  allem  Zweifel, 
daß  die  allgemeine  Wohlfahrt  der  arbeitenden  Klassen,  welche  —  trotz 
mancherlei  ungünstiger,  bereits  erwähnter  Umstände  —  ganz  augenfällig  und 
statistisch  nachweisbar  ist,  in  erheblichem  Maße  jenem  bemerkenswerten 
Versicherungssystem  zuzuschreiben  ist,  welches  auf  dem  Versiche- 
rungszwange, staatlicher  Mitwirkung  und  der  Heranziehung  der  Arbeit- 
geber beruht.  Die  hauptsächlichsten  Ursachen  von  Armut  und  Elend  sind 
Krankheit  und  Invalidität;  es  ist  aber  der  Zweck  dieser  Versicherung,  denselben 
entgegenzuwirken,  und  zweifellos  wird  dies  auch  erreicht."  Der  Berichterstatter 
erblickt  femer  in  der  Beisteuer  der  Arbeitgeber  und  des  Staates. den  Hauptvorteil 
fUr  die  Arbeiter,  weil  sie  bei  dieser  „staatlichen"  (öffentlich-rechtlichen)  Ver- 
sicherung, im  Gegensatz  zu  jeder  Privatversicherung,  lediglich  gewinnen 
können,  aber  niemals  Gefahr  laufen,  fremde  Dividenden  zu  bezahlen,  und  „soweit 
der  Arbeiter  selbst  Beiträge  zu  leisten  habe,  stelle  die  Versicherung  eine  Art 
Sparzwang  dar  und  übe  damit  einen  guten  sittlichen  Einfluß  aus,  selbst 
wenn  der  einzelne  Arbeiter  niemals  in  die  Lage  kommen  sollte,  aus  der  Ver- 
sicherung einen  Vorteil  zu  ziehen".  Nachdem  dann  der  englische  Berichterstatter 
die  drei  Versicherungszweige  in  kurzem  Abriß  geschildert  hat,  „um  dem  Leser 
eine  Vorstellung  von  dem  Charakter  und  Zweck  dieses  gigantischen  Systems  zu 
geben",  geht  er  auf  die  praktischen  Ergebnisse  ein  und  weist  darauf  hin,  daß 
allein  im  letzten  Rechnungsjahr  (1902)  die  Krankenversicherung  an  4  800  00C  Per- 
sonen 206.0  Mill.  M.,  die  Unfallversicherung  an  384  566  Personen  107.2  Mill.  M., 
die  Invalidenversicherung  an  1  100 000  Personen  121.0  Mill.  Mk.  als  Ent- 
schädigungen gewährt  haben,  insgesamt  an  6735000  Personen  434Mill.M. 
„Von  dieser  ganzen  Summe",  fährt  er  fort,  „sind  vom  Staate  41,  von  den  Arbeit- 
gebern 210  und  von  den  Arbeitern  182  Mill.  M.  beigesteuert  worden.  Das  heißt, 
die  Arbeiterschaft  empfing  etwa  eine  Viertel  Milliarde  Mark 
insgesamt  oder  drei  Viertel  Millionen  Mark  täglich  mehr,  als 
ihre  eigenen  Beiträge  ausmachten."  Er  wirft  dann  die  Frage  auf,  ob 
die  Beteiligten  bei  diesen  erheblichen  Beisteuern  auf  ihre  Kosten  kommen,  ins- 
besondere ob  sie  damit  die  „Wirksamkeit  und  Zufriedenheit  der  Arbeit"  (the  efficiency 
and  contentment  of  labour)  erkaufen,  und  glaubt  als  ,.neutraler  und  vorurteilsfreier 
Beobachter"  diese  Frage  unbedingt  bejahen  zu  sollen.  Es  wird  dies  in  ähn- 
licher Weise  begründet,  wie  bei  den  bereits  erwähnten  Gelegenheiten;  von  be- 
sonderem Interesse  dabei  ht  aber  das  englische  Urteil  über  die  sozialdemo- 
kratische Unzufriedenheit  der  deutschen  Arbeiter:  „Sicherlich  seien  die 
arbeitenden  Klassen  nicht  zufrieden,  und  wer  sei  es?  Aber  die  Unzufriedenheit 
in  den  Massen  komme  in  der  mildesten  Form  zum  Ausdruck  —  man  stimme  bei 
den  lieichstagswahlen  für  sozialdemokratische  Kandidaten  —  und  wenn  auch  die 
Sozialdemokratie  bei  den  Wahlen  steigende  Erfolge  aufzuweisen  habe,  so  brauche 
dies  nicht  zu  beunruhigen    und   bedeute   noch   keineswegs  eine  Revolution.     Trotz 

^)  Vgl.  Heft  V,  Va,  XVI  sowie  „Die  englische  Arbeiterunfallversicherung  nach  der  Novelle 
zum  Haftpflichtj^esetz"  von  Henry  W.  Wolff-London  in  der  „Zeitschrift  für  die  gesamte 
Versicherungswissenschaft",  Berlin,  Jahrg.  1907  S.  268  ff. 
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iiller  Kongreßresolutionen  sei  das  revolutionäre  Programm  tatsächlich  ebenso  tot, 
wie  die  Wirtschaftstheorie,  auf  der  es  aufgebaut  sei.  Wie  die  meisten  anderen 
Wirtschaftstheorien  sei  es  durch  den  Verlaoi  der  Tatsachen  über  den  Haufen  ge- 
worfen, und  diejenigen,  welche  noch  daran  glaubten  —  ein  zusammenschmelzendes 
Häuflein  — ,  rennen  nach  der  Gewohnheit  solcher  Leute  lediglich  mit  dem  Kopf 
gegen  die  feste  Wand  der  Tatsachen.  Die  Arbeiterfrage  werde  keine  plötzliche 
und  gewaltsame  ,Lösung*,  sondern  eine  friedliche  ,Auflösung^  finden;  sie  werde 
allmählich  verschwinden  wie  alle  derartigen  Fragen  und  anderen  Platz  machen. 
Daß  die  wachsende  Macht  der  Arbeiterverbände  eher  diesen  Weg  genommen  habe 
als  den  der  Einmischung  in  die  Betriebsleitung,  bedeute  für  die  Arbeitgeber  einen 
größeren  Vorteil  als  in  Geld  überhaupt  abgeschätzt  werden  könne;  ohne  Zweifel 
sei  dies  in  erheblichem  Maße  den  wohltätigen  und  versöhnenden  Wirkungen  der 
Arbeiterversicherungsgesetze  zuzuschreiben."  ^) 

Eine  englische  Arbeiterdelegation,  welche  im  Winter  1905/06  ver- 
gleichender Studien  halber  deutsche  Industriebezirke  bereiste,  kam  zu  dem  Schluß- 
ergebnis, daß  in  Deutschland  zufolge  der  nationalen  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik 
„die  soziale  und  wirtschaftliche  Lage  der  arbeitenden  Klassen  sich  außerordentlich 
gehoben  habe  und  diese  sich  eines  bei  weitem  größeren  Anteils  an  Lebenskomfort 
erfreuen  als  ihre  Eltern  es  sich  für  ihre  eigne  Generation  zu  erhoffen  je  hätten 
träumen  lassen".  (Reports  of  the  Gainsborough  Commission:  "Life  and  Labour  in 
Germany",  London  1907,  p.  44,  57,  84,  228,  286.) 

Endlich  bemerkte  Sir  John  Cockburn,  ehemaliger  Premierminister  von 
Süd-Australien  und  Delegierter  des  australischen  Staatenbundes  auf  dem  Inter- 
nationalen Arbeiterversicherungskongreß  in  Wien  1905,  in  seinem  Bericht  über 
diesen  Kongreß  und  das  deutsche  Versicherungssystem:  „Seit  der  Einführung  der 
Arbeiterversicherung  haben  Gewerbe  und  Handel  in  Deutschland  außerordentlich 
zugenommen  und  der  Wohlstand  der  deutschen  Nation  ist,  trotz  gelegentlicher 
Perioden  finanzieller  Depression,  ganz  erheblich  gestiegen",  (The  Parliament  of  the 
Commonwealth  of  Australia,  1907,  ßeport  of  September  7,  1906,  p.  4)  und  die 
gleiche  Auffassung  bekundete  der  amerikanische  Botschafter  Charlemagne 
Tower  auf  einem  Bankett  in  New  York  am  8.  April  1907. 

Wenn  hiernach  die  Grundgedanken  der  deutschen  Arbeiterversicherung  im 
Auslande  zunehmende  Würdigung  und  Nachahmung  finden,  so  ist  dies  —  neben 
den  mehrfach  erwähnten  „Internationalen  Arbeiterversicherungs- 
Kongressen",  auf  welchen  die  deutsche  Arbeiterversicherung  in  dem 
ersten  Präsidenten  des  Reichsversicherungsamtes,  Dr.  Bödiker,  stets  den 
eifrigsten  und  überzeugendsten  Vertreter  gefunden  hat,  —  nicht  zum  wenig- 
sten auch  den  internationalen  Weltausstellungen  zu  danken,  welche 
angesichts  der  überraschen  Umformung  unserer  wirtschaftlichen  und  gesellschaft- 
lichen Verhältnisse  nicht  bloß  den  technischen,  sondern  auch  den  sozialen 
Wandlungen  unserer  Zeit  eine  steigende  Aufmerksamkeit  zugewandt  und  in  besonderen 
Gruppen  für  „Soziale  Ökonomie"  dem  internationalen  Studium  der  sozialen  Fragen 
eine  besondere  Stätte  bereitet  haben.  Von  Chicago  1893  anfangend  bis  zu  St.  Louis 
1904  ist  auch  die  deutsche  Arbeiterversicherung  auf  diesen  Weltausstellungen  zur 
Darstellung  gelangt  (Chicago  1893,  Brüssel  1897,  Paris  1900,  St.  Louis  1904), 
indem  ihre  Einrichtungen  und  Wirkungen  in  statistischen,  graphischen,  bildlichen 
Darstellungen  und  wissenschaftlichen  Ausarbeitungen  zur  Vorführung  gelangten.^) 
Vielfach  sind  diese  Vorführungen,  auch  bei  uns  in  Deutschland,  als  belanglos 
bespöttelt  oder  gar  als  unangebrachte  „Reklame  der  deutschen  Sozialpolitik"  ver- 
urteilt und  solchen  internationalen  Veranstaltungen  überhaupt  jeder  Wert  abgesprochen 
worden,  wie  seinerzeit  auch  der  „internationalen  Ar  bei  terschutzkonferenz  in 


1)  Dieses  englische  Urteil  hat  in  dem  Ergebnis  der  letzten  detitschen  Reichstags  wähl 
(25.  Januar  1907),  welche  der  Sozialdemokratie  fast  die  Hälfte  ihrer  Sitze  nahm,  und  in  der  Beurteilung 
dieses  Vorganges  auch  seitens  sozialdemokratischer  Zeitschriften  eine  überraschende  Bestätigung 
gefunden.     Vgl.  S.  6/11  und  die  dort  angezogene  Literatur. 

*)  Vgl.  das  Nähere  über  diese  jedesmal  vom  Reichs-Versicherungsam.t  und 
Kaiserlichen  Statistisch  en  Amt  hergestellt<»n  Bearbeitungen  in  den  betreffenden  amt- 
lichen deutschen  Ausstellungskatalogen  (für  Paris  S.  384  ff.,  für  St.  Louis  S.  350  ff.). 
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Berlin  (15. — 29.  März  1890).^)  Solche  Kritiker  haben  es  ganz  übersehen,  daß  derartige 
Veranstaltungen  neben  äußeren,  sichtbaren  Erfolgen  auch  gewisse  moralische 
Eroberungen  zu  zeitigen  pflegen,  und  dafür,  daß  in  dieser  Beziehung  die 
letztgenannte  Konferenz  keineswegs  erfolglos  geblieben  ist,  läßt  sich  u.  a.  ein 
englisches  Blaubuch  anführen,  das  in  einer  internationalen  Uebersicht  (für 
14  Staaten)  Aufschluß  darüber  gibt,  welche  beachtenswerten  Fortschritte  in- 
zwischen auf  dem  Gebiet  des  internationalen  Arbeiterschutzes  gemacht  worden 
sind.^)  Können  diese  auch  nicht  als  unmittelbare  Erfolge  der  —  bekannt- 
lich auf  die  Initiative  Kaiser  Wilhelms  II.  zurückzuführenden  —  Berliner 
Konferenz  angesprochen  werden,  so  doch  immerhin  als  mittelbare  Folgen 
jener  communis  opinio,  die  sich  auf  Grund  jener  Verhandlungen  betreffs  der 
gemeinsamen  Zielpunkte  wie  der  einzuschlagenden  Richtungen  herausgebildet 
hatte  und  neuerdings  schon  in  Form  internationaler  Verträge  auf  das  Gebiet  der 
Arbeiterversicherung  hinübergreift.*)  Das  gleiche  gilt  von  den  Darstellungen  der 
deutschen  Arbeiterversicherung  auf  den  verschiedenen  Weltausstellungen.  War  es 
noch  vor  einem  Jahrzehnt  keine  Seltenheit,  in  ausländischen  Fachschriften, 
Parlamentsverhandlungen  und  selbst  förmlichen  Gesetzesvorlagen  auf  eine  befremd- 
liche Unkenntnis  und  Mißdeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung  zu  stoßen, 
so  lassen  sich  heute  an  denselben  Stellen  recht  häufig  Spuren  dafür  finden,  daß 
die  für  die  Weltausstellungen  in  besonderer  Uebersichtlichkeit  und  Verständlichkeit, 
auch  mehrsprachig  hergestellten  und  in  Massen  unentgeltlich  verteilten  Ausstellungs- 
arbeiten der  deutschen  Arbeiterversicherung  inzwischen  ihre  moralischen  Eroberungen 
gemacht  haben.  Auch  kann  der  Unterzeichnete,  der  bei  allen  diesen  Weltausstellungen 
in  der  Gruppe  „Sozialökonomie"  als  Mitglied  der  Internationalen  Jury  in  oft  wochen- 
langen Sitzungen  mitgevnrkt  hat,  auf  Grund  eigener  Erfahrungen  bestätigen,  daß  selbst 
bei  kritischen  Fachleuten  anfängliche  Abneigung  gegen  die  „staatliche  Zwangs- 
Versicherung"  oft  genug  in  ebenso  hohe  Bewunderung  .umschlug,  sobald  erst  einmal 
dieses  System  in  seinen  humanitären  Grundgedanken  und  in  seiner  kulturellen  Bedeu- 
tung klar  erfaßt  war.  Alsdann  wollte  man  um  so  weniger  verstehen,  daß  diese  so  weit- 
gehende soziale  Gesetzgebung,  die  für  die  amerikanischen  Arbeiter  einstweilen  nur 
ein  schöner  Traum  sei,  bei  den  deutsehen  Arbeitern  noch  so  wenig  geschätzt  werde. 
In  dieser  Beziehung  herrschen  bei  uns  freilich  noch  mancherlei  Vorurteile. 
Wenn  vielen  in  Deutschland  gerade  die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  als  das 
Dorado  der  Arbeiter  gilt,  weil  der  amerikanische  Arbeiter  sich  hohen  Lohnes, 
kurzer  Arbeitszeit  und  reichlicher  Lebenshaltung  erfreue,  so  übersehen  sie  dabei, 
wie  diese  Vorteile  wieder  dadurch  aufgewogen  werden,  daß  kurze  Arbeitszeit  und 
hoher  Lohn  auch  eine  viel  intensivere  Arbeitsleistung  bedingen,  so  daß  40 — 45  jährige 
Arbeiter  dort  im  allgemeinen  schon  als  „ausgedient"  gelten  und  ältere  Leute  sich 
häufig  durch  Färben  der  Haare  ein  jüngeres  Aussehen  zu  geben  suchen,  um  über- 
haupt noch  Annahme  zu  finden,  daß  von  gesetzlichem  Schutz  gegen  die  Gefahren 
der  Gewerbekrankheiten  und  Betriebsunfälle  oder  dessen  energischer  Durchführung 
kaum  die  Rede  ist,  daß  eine  geordnete  und  gesicherte  Kranken-,  Unfall-,  Invaliden- 
und  Altersversicherung  noch  so  gut  wie  unbekannt  ist,  daß  der  Uebergang  zur 
Selbständigkeit  heutzutage  in  Amerika  noch  schwerer  ist  als  im  alten  Europa,  und 
daß  soziales  Pflichtgefühl,  welches  in  Deutschland  auf  allen  diesen  Gebieten  zu- 
gunsten der  arbeitenden  Klassen  schon  so  vieles  geschaffen  hat,  der  noch  ganz  in 
manchesterlichen  Auffassungen  befangenen  amerikanischen  Gesellschaft  —  mit  ver- 

*)  Vgl.  m.  Vortrag  vor  dem  Diteriiationalen  Kongreß  für  Arbeiterfragen  in  Chicago, 
28.  August  bis  4.  September  1893,  über  »»Arbeiterbewegung  und  Sozialreform**  (deutsch  Carl  Hey- 
manns Verlag,  Berlin  1893),  sowie  m.  Beitrag  zum  amerikanischen  sozialstatistischen  Jahrbuch 
"Social  Service'',  New  York  1904/1905,  über  „Die  soziale  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reichs" 
(deutsch  im  „Arbeiterf round",  Berlin,  Jahrg.  1904  S.  120/397  ff.)- 

^)  Vgl.  „International  Conference  onLabour":  Return  to  an  Address 
of  the  Honourable  The  House  of  Commons  dated  28  March;  —  for,  „Return  showing  the 
Terms  of  the  foUowing  Resolution«  embodied  in  the  final  Protocol  of  the  I.  C.  on  L.  in  Factories 
and  Mines,  held  at  Berlin  in  1890  .  .  .  and  the  degree  to  which  the  Recommandations  in  each 
of  the  Said  Resolutions  are  now  carried  out  in  each  of  the  Countries  i-epresented  at  that  Conference". 
Home  Office  3.  Aiigast  1905;  Siimmary  p.  39.  «)  Vgl.  Heft  Via  (Italien)  S.  132  ff.  und  Dr.  Laß, 
„Internationale  Rechtsbeziehungen  auf  dem  (rebiete  der  Arbeiterversicherung"  (Internat.  Arb.- 
Versich.-Kongreß  Wien  1905,  I  467  ff.). 
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einzelten  Ausnahmen  —  bisher  nahezu  fremd  preblieben  ist.  Demnach  glaubte  der 
Unterzeichnete  diesen  Gegensatz  zwischen  kontinentaler  und  transatlantischer  Auf- 
fassung in  seinem  Ausstellungsbericht  wie  folgt  klarstellen  zu  sollen:^) 

„Die  besondere  Auszeichnung  der  „Deutschen  Arbeiterversicherung"  durfte 
darauf  zurückzuführen  sein,  daß  unter  den  zahlreichen  Ausstell nngsgruppen  im 
Versicherungswesen  lediglich  die  deutsche  Sektion  ein  von  einheitlichen  Grund- 
gedanken getragenes  System  sozialer  Versicherung  zur  Anschauung  brachte  und 
damit  einen  bemerkenswerten  Beitrag  zur  Lösung  des  sozialen  Problems  unseres 
Zeitalters  lieferte.  Gerade  die  Vergleichung  mit  den  ausländischen  Sektionen  ließ 
auf  diesem  Gebiete  zwei  verschiedene  Grundanschauungen  klar  hervortreten.  Die 
eine  wurzelt  in  der  überlieferten  Ueberzeugung,  daß  nur  das  größte  Maß  von 
Freiheit  ftlr  jeden  einzelnen  die  tüchtigsten  und  besten  Kräfte  der  Nation  und 
damit  auch  die  Nation  selbst  zur  vollen  Elntwicklung  bringen  kann.  Die  andere 
geht  von  der  neueren  sozialen  Auffassung  aus,  daß  der  moderne  Kulturstaat 
nicht  als  ein  Konglomerat  von  Individuen,  sondern  als  ein  fein  gegliederter  sozialer 
Organismus  anzusehen  ist,  und  daß  deshalb  die  Lösuug  des  sozialen  Problems 
eine  organische  sein  muß,  aber  nicht  ausschließlich  dem  freien  Spiele  der 
Kräfte  überlassen  werden  darf.  Begreiflicherweise  fand  die  alte  Richtung  vor- 
nehmlich in  der  neuen  Welt,  die  neue  Richtung  in  der  alten  Welt  ihre 
Hauptvertretung.  So  boten  die  amerikanischen  Sektionen  des  Ausstellungspalastes 
für  Social  Economy  zwar  eine  überreiche  Fülle  individueller,  d.  h.  von  einzelnen 
Personen,  Firmen,  Gesellschaften,  Vereinen  usw.  ausgehender  Reformversuche  aller 
Art,  aber  zugleich  das  Bild  völliger  Anarchie  und  wirkten  daher  auf  den  gewöhn- 
lichen Ausstellungsbesuoher  eher  verwirrend  als  aufklärend.  Die  sozialpolitische 
Ausstellung  Deutschlands  ließ  dagegen  sofort  erkennen,  daß  es  sich  hier  um  eine 
soziale  Reform  im  großen  Stile  handelt,  welche  von  einem  einheitlichen  Grundgedanken 
beherrscht  wird   und   die   Wohlfahrt   der   gesamten   Nation   zum    Zielpunkte   hat. 

Eine  Vergleichung  der  internationalen  Sektionen  untereinander  führte  überall 
auf  den  Ctegensatz  zwischen  freiwilliger  Versicherung  und  Zwangs  Ver- 
sicherung als  den  Ausdruck  jener  verschiedenen  Grundanschauungen.  Hatte  aber 
die  deutsche  Arbeiterversicherung  allein  durchschlagende  Erfolge  aufzuweisen,  so 
entsteht  die  Frage,  worauf  gründet  sich  diese  Ueberlegenheit  der  Zwangsver- 
sicherung?   Hier  konmien  vornehinlich  drei  Gesichtspunkte  in  Betracht: 

1.  Die  Erfahrungen  und  Ausstellungen  aller  Länder  ohne  Zwangsversicherung 
liefern  den  Beweis,  daß  jedes  System  freiwilliger,  auf  den  eigenen  Antrieb 
und  die  alleinige  Selbsthilfe  der  Arbeiter  begründeter  Versicherung  gegen  die  Be- 
einträchtigung oder  den  Verlust  der  Arbeitskraft  infolge  von  Gewerbekrankheiten, 
Betriebsunfällen,  vorzeitiger  Invalidität  und  Altersschwäche  trotz  aller  Begünstigungen 
und  Erleichterungen  regelmäßig  nur  die  Elite  der  Arbeiterschaft  erfaßt,  dagegen 
die  breiten  Massen  der  Lohnarbeiter  und  gerade  die  der  Fürsorge  bedürftigsten 
Schichten  nach  wie  vor  in  ihrer  Lethargie  und  Hilflosigkeit  beläßt.  Hier  haben, 
wie  z.  B.  in  Elngland  und  Frankreich,  die  Erfahrungen  von  Menschenaltern  gezeigt, 
daß  das,  was  die  Verfechter  des  reinen  "help  your  seif"  von  diesen  Massen 
verlangen,  das  Maß  ihrer  Kräfte  bei  weitem  übersteigt,  und  daß  das  erstrebte  Ziel 
ohne  gesetzlichen  Zwang  und  ohne  die  soziale  Mithilfe  der  Arbeitgeber  und  Bei- 
hilfe des  Staates  schlechterdings  nicht  zu  erreichen  ist.  Was  nützen  in  dieser 
Beziehung  z.  B.  dem  amerikanischen  Arbeiter  die  hohen  Löhne,  wenn  er  bei  zahl- 
reichen Arbeitsstockungen  überhaupt  keinen  Verdienst  hat  und  schon  mit  40  Jahren 
von    vielen  Betrieben  ausgeschlossen  wird? 

Macht  man  der  Zwangsversicherung  den  Vorwurf,  das  Gefühl  der  Selbstverant- 
wortung zu  schwächen,  so  ist  darauf  zu  erwidern,  daß  gerade  umgekehrt  die 
Zwangsversicherung  jene  Millionen,  welche  für  die  freiwillige  Versicherung  un- 
erreichbar sind,  aus  ihrer  Lethargie  und  Hilflosigkeit  emporhebt,  sie  sozialpolitisch 
erzieht  und  durch  die  paritätische  Heranziehung  der  Arbeitgeber  beziehungsweise 
auch  des  Staates  das  Endziel  d.  h.  die  Hebung  des  gesamten  Arbeiterstandes 
und   damit  der  ganzen  Nation  tatsächlich  erreicht. 

^)  Vgl.  Amtl.  Bericht  des  deutschen  Reichskommissars  für  die  Weltaussteilong  in  St.  Loiils 
11)04,  Berlin  1906,  S.  516/518. 
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Da  die  Zwangsversichenmg  als  solche  naturgemäß  auf  das  Notwendige 
beschränkt  bleiben  muß,  so  bietet  sie  gleichwohl  in  Form  der  freiwilligen  Zusatz- 
versicherung den  wirtschaftlich  und  intellektuell  höherstehenden  Schichten  der 
Arbeiterwelt  auch  fttr  die  eigene  Betät^ung  einer  weitergehenden  Ftirsorge  nicht 
nur  völlig  freien  Spielraum,  sondern  auch  erleichterte  Wege.  Die  Zwangsversiche- 
rung steht  also  der  Förderung  und  Vertiefung  des  persönlichen  Selbstverantwort- 
lichkeitsgefühls keineswegs  entgegen,  bietet  vielmehr  erhöhte  Garantien  fttr  die 
wirtschaftliche  Hebung  des  Arbeiterstandes,  wie  dies  auf  dem  letzten  internationalen 
Arbeiterkongreß  in  Amsterdam  (August  1904)  einmütig  anerkannt  worden  ist. 

2.  Femer  wird  mehrfach,  besonders  in  Amerika,  die  Anschauung  vertreten, 
es  sei  eine  humanitäre  Schwärmerei,  wenn  Deutschland  alljährlich  Millionen  ver- 
ausgabe, um  Kranke,  Krüppel,  Sieche  und  Schwache  zu  verpflegen,  statt  dem 
natürlichen  Ausleseprozesse  seinen  Lauf  zu  lassen;  nur  durch  Ausscheidung  alles 
Minderwertigen   könne   eine   Nation   groß   und  stark  werden. 

Eine  solche  Auffassung  erscheint  schon  volkswirtschaftlich  verfehlt.  Man 
übersieht  dabei,  daß  jede  produktive  Arbeitskraft  der  Nation  mehr  oder  minder 
große  Auslagen  an  Erziehungs-  und  Ausbildungskosten  verursacht  hat,  und  daß 
diese  Auslagen  durch  die  Produktivität  der  Arbeit  erst  wieder  eingebracht  werden. 
Wenn  also  diese  Verwendung  der  Arbeitskraft  vorzeitig  endigt,  entsteht  für  die 
Nation  ein  volkswirtschaftlicher  Ausfall.  Die  Therapie  der  deutschen  Arbeiter- 
versicherung, namentlich  in  ihrer  neueren  Vervollkommnung,  deren  Methoden  und 
Ergebnisse  in  St.  Louis  vorgeführt  waren,  läßt  aber  keinen  Zweifel,  daß  der  bei 
weitem  größte  Teil  der  im  Berufe  geschädigten  Arbeitskräfte  durch  rechtzeitige 
und  sachgemäße  Hilfe  wiederherzustellen  ist  und  die  darauf  verwendeten  Mittel 
sich  überreich  verzinsen.  Wenn  aber  dem  verbleibenden  Reste  in  Form  von  Un- 
fallrenten oder  Invalidenrenten  als  „Arbeitsinvaliden"  wenigstens  die  Lebens- 
notdurft gesichert  wird,  so  ist  dies  ebenso  eine  Ehrenpflicht  der  Nation  wie  die 
gleiche  Versorgung  der  K  r  i  e  g  s  invaliden. 

3.  Endlieh  lehren  die  Erfahrungen  Deutschlands,  daß  die  Zwangsversicherung 
immer  mehr  von  dem  Gebiete  der  Therapie  auf  das  der  Prophylaxis  hinüberleitet, 
weil  die  deutsche  Arbeiterversicherung  mit  ihrer  umfassenden  Sozialstatistik  die 
verschiedenen  Schäden  am  Volkskörper  klar  erkennen  läßt  und  mit  ihren  viel- 
seitigen Einrichtungen,  Kräften  und  Mitteln  zugleich  die  Möglichkeit  bietet,  in  Ge- 
meinschaft mit  den  Organen  der  freien  Hilfstätigkeit  vorbeugende  Maßnahmen  im 
großen  Stile  zu  treffen.  Es  braucht  hier  nur  an  die  Maßnahmen  gegen  die  Tuber- 
kulose, Geschlechtskrankheiten  und  andere  Volkskrankheiten,  gegen  den  Alkoholmiß- 
brauch, das  Wohnungselend  der  unbemittelten  Volksschichten  und  dergleichen  mehr 
erinnert  zu  werden  —  alles  Kulturfortschritte,  w  eiche  ohne  die  Institution  der 
Zwangsversicherung  kanm  so  schnell  und  so  umfassend  zu  erzielen  gewesen  wären. 

Wird  es  allmählich  immer  mehr  communis  opinio,  daß  die  außerordentliche 
Hebung  der  deutschen  Arbeiterschaft  und  damit  die  wirtschaftlichen  Fortschritte 
Deutschlands  nicht  zum  wenigsten  auf  die  Kückwirkungen  seiner  sozialen  Gesetz- 
gebung mit  zurückzuführen  sind,  so  dürfte  damit  die  Ueberlegenheit  der  deutschen 
Sozialpolitik,  welche  die  beiden  treibenden  Kräfte  im  Volksleben:  Selbsthilfe  und 
Staatshilfe  einander  ergänzen  läßt  außer  Zweifel  gestellt  sein.  (Vergleiche  hierzu 
die  Aufsätze  „Arbeiterschutz**  und  „Arbeiterversicherung"  im  deutschen  Aus- 
stellungskatalog S.  339  und  .JoOfl.)" 

Zar  Bekräftigung  dieser,  auch  auf  vielfache  Studien  im  Auslande  gestützten 
Auffassung  können  wir,  soweit  Amerika  in  Betracht  kommt,  auf  die  nachfolgende 
Darstellung  (S.  1  ft.)  aus  der  Feder  eines  anerkannten  Fachmannes  ^)  verweisen,  sowie 
auf  die  verschiedentlichen  Kongreßbotschaften  und  Programmrcden  des  Präsidenten 
Koösevelt  Bezug  nehmen,  in  dessen  markanter  Persönlichkeit  wir  einen  ebenso 
scharfen  Beobachter  seines  Landes  wie  aufrichtigen  Bewunderer  der  kaiserlichen 
Sozialpolitik  kennen  lernten.  In  diesen  Kundgebungen  des  amerikanischen  Staats- 
oberhauptes, welche    den  sozialen    Problemen    unserer    Zeit    vielfach    nähertreten, 

1)  \irl  „Amtlicher  Beii(  ht  über  die  Weltausstelluiii?  in  tSt.  Louis  1904-,  a.  a.  0.,  S.  523  ff., 
und  VII.  Internationaler  Arbeiteiversicherungs-Kongreß  in  Wien  1905,  I  57  und  II  493  ff. 
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werden  die  sozialen  Pflichten,  die  nicht  nur  der  Einzelne,  sondern  auch 
Staat  und  Gesellschaft  zur  Förderang  des  Gesamtwohls  zu  erfüllen  haben,  wieder- 
holt stark  betont,  und  die  Amerikaner  erblicken  in  dieser  durchaus  modernen  und 
humanitären  Denkungsart  ihres  Präsidenten  mit  Stolz  eine  gewisse  Kongenialität  mit 
der  ausgeprägten  Persönlichkeit  des  deutschen  Kaisers.  Besonders  bemerkenswert 
3ind  in  dieser  Beziehung  die  beiden  letzten  Botschaften  des  Präsidenten  an  den 
59.  Kongreß  vom  5.  Dezember  1905  (1.  Session)  und  3.  Dezember  1906  (II.  Session).^) 
Diese  Kundgebungen  an  die  Bundeslegislatur  gehen  von  der  Grundanschauung 
aus,  daß  den  mächtigen  Verbänden  des  Kapitals  einerseits  und  der  Arbeit  anderer- 
seits —  corporations  and  trades  unions  —  entsprechend  den  modernen,  insbesondere 
amerikanischen  Anschauungen  zwar  grundsätzlich  volle  Aktionsfreiheit  zu  belassen 
sei,  daß  aber  diese  in  den  Rücksichten  auf  das  nationale  Gesamtwohl  ihre  not- 
wendigen Schranken  finde  und,  soweit  erforderlich,  solche  in  Form  staatlicher 
Regelung  und  Aufsicht  —  regulation  and  supervision  —  durch  eine  zielbewußte 
Gesetzgebung  erhalten  müsse.  Es  wird  dann  einerseits  auf  die  Schwierigkeiten 
hingewiesen,  welche  wegen  der  mangelnden  Bundeskompetenz  einer  einheitlichen 
sozialpolitischen  Gesetzgebung  in  den  Vereinigten  Staaten  entgegenstehen,  anderer- 
seits auf  die  Rückständigkeit,  Vielgestaltigkeit  und  mangelhafte  Durchführung  der 
einzelstaatlichen  Gesetzgebung  verwiesen  und  demnach  die  dringende  Notwendigkeit 
betont,  den  sozialen  Problemen  in  der  Gesetzgebung  eine  weit  ernstere  Aufmerk- 
samkeit als  bisher  zu  widmen,  insbesondere  im  Interesse  der  nationalen  Zukunft 
Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  unter  verschärften  gesetzlichen  Schutz  zu 
stellen,  strengere  Haftpflichtgesetze  einzuführen,  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  den 
Fabriken  einzuschränken  und,  soweit  der  Bund  (Kongreß)  die  Zuständigkeit  besitze, 
wie  auf  dem  Gebiet  des  zwischenstaatlichen  Eisenbahnwesens,  „Mustergesetze-' 
zu  schaffen,  um  auf  diese  Weise  die  (45)  Einzelstaaten  zur  Nachfolge  und  zu  ein- 
heitlichem Vorgehen  anzuspornen.  Demgemäß  wird  in  der  ersten  Botschaft  (vom 
5.  Dezember  1905)  vorgeschlagen,  alsbald  die  Arbeitszeit  der  Eisenbahnangestellten 
durch  Bundesgesetz  zu  regeln  (behufs  Anbahnung  einer  allgemeinen  achtstündigen 
Arbeitszeit),  für  den  Bundesdistrikt  Columbia  ein  mustergültiges  Haftpflichtgesetz  und 
vorbildliche  Arbeiterschutzgesetze  zu  erlassen,  *)  durch  das  Department  of  Commerce 
and  Labor  (Bundesarbeitsamt  in  Washington)*)  eingehende  Erhebungen  über  die 
aUgemeinen   Arbeitsbedingungen,   insbesondere   betreffs   der   ausgedehnten  Kinder- 

^)  Vgl.  Congressiomal  Becord:  containing  the  Proceedings  and  Debates  of  the 
59.  Congress,  I.  Session,  also  special  Session  of  the  Senate.  Vol.  XL,  Washington  1906, 
p.  91—105  (Message  of  the  President  of  the  United  States,  December  5,  1905) 
und  Message  of  the  President  of  the  United  States  communicated  to  the  two 
Houses  of  Congress  at  the  Beginning  of  the  II.  Session  of  the  59.  Congress,  December  3,  1906, 
Washington  1906. 

^)  Vgl.  den  Abdruck  des  Gesetzes  als  Anlage  1,  S.  124.  Dieses  Gesetz  ist  inzwischen  durch 
Gerichtsentscheidung  gemäß  Zusatz  14  zur  Bundesverfassung  für  „inkonstitutionell"  erklärt; 
dieser  Zusatz  lautet:  „Kein  Staat  darf  ein  Gesetz  machen  oder  ausführen,  welches  die  Rechte 
oder  Gerechtsame  von  Bürgern  der  Vereinigten  Staaten  beeinträchtigt"  .  .  .  und  hat  den  amerika- 
nischen Gerichten  vielfach  die  Unterlage  geboten,  formell  erlassene  Gesetze  wieder  außer  Kraft 
zu  setzen. 

')  Vgl.  „Reichs-Arbeitsblatt'S  BerUn,  Jahrg.  1905  S.  199  if.  und  1907  S.  211  ff.  betr.  „Die 
arbeitsstatistischen  Aemter  im  Auslande"  sowie  „Beiträge  zur  Arbeiterstatistik''  Nr.  1:  „Die 
Fortschritte  der  amtlichen  Arbeiterstatistik  in  den  wichtigsten  Staaten",  Berlin  1904,  S.  7  ff. 
Das  „Department  of  Commerce  and  Labor"  wurde  durch  B.G.  vom  14.  Februar  1903, 
nachdem  die  durch  B.G.  vom  18.  Juni  1898  eingesetzte  (aus  Senatoren,  Abgeordneten  und  hervor- 
ragenden Industriellen  bestehende)  „Industrial  Commission"  sich  in  ihren  Berichten 
grundsätzlich  für  Bundesaufsicht  und  Bundesgesetzgebung  hinsichtlich  aller  im  zwischenstaatlichen 
Handel  tätigen  Korporationen  und  Korporationsverbindungen  ausgesprochen  hatte,  ins  Leben  ge- 
rufen, um  eine  schärfere  Kontrolle  der  Korporationen  durch  Einführung  einer  gewissen  Oeffent- 
lichkeit  ihres  Geschäftsbetriebes  herbeizuführen  j  zu  diesem  Zweck  stellte  es  die  sämtlichen  im 
zwischenstaatlichen  Handel  und  Verkehr  tätigen  Korporationen,  mit  Ausnahme  der  dem  Bundes- 
bahnamt unterstehenden  Bahngesellschaften,  unter  die  Aufsicht  eines  „Commissioner  of  Corporations" 
(als  Spitze  eines  Korporationsamts,  des  Bureau  of  Corporations)  und  räumte  ihm  die  gleichen 
Machtvollkommenheiten  hinsichtlich  der  Untersuchung  des  Geschäftsbetriebes  dieser  Korporationen 
usw.  ein,  wie  sie  das  Bundesbahnamt  unter  dem  Bundesbahngesetz  hinsichtlich  der  Bahnen  besitzt 
(vgL  S.  40*  Note  1).  Die  „Industrial  Commission"  erhielt  durch  das  Bundesgesetz  vom  18.  Juni  1898 
u.  a.  die  Aufgabe,  insbesondere  auch  die  Arbeiterverhältnissc  innerhalb  der 
Vereinigten  Staaten  zu  studieren  und  dem  Arbeiter  sowohl  wie  dem  Arbeitgeber 
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arbeit  und  der  gewerblichen  Frauenarbeit  —  schon  im  Hinblick  auf  die  zu- 
nehmende Zahl  solcher  Frauen  (ca.  fünf  Millionen)  und  die  sinkenden  Heirats-  und 
Geburtsziffem  als  „one  of  the  most  greatest  sociological  phenomena  of  our  time^ 
—  zu  veranstalten,  um  die  notwendigen  und  zuverlässigen  Unterlagen  für  eine 
zweckentsprechende  und  einheitliche  Gesetzgebung  zu  beschaffen ;  desgleichen  wird 
eine  weitere  Förderung  der  Bondesgesetzgebung  und  Kontrolle  gegenüber  den  großen 
Korporationen,  insbesondere  auf  dem  Gebiet  des  Eisenbahn-  und  des  Versicherungs- 
wesens, befürwortet,  zumal  die  Regelung  und  Aufsicht  der  Einzelstaaten  diesen 
über  die  verschiedensten  Staatsgebiete  sich  erstreckenden  Geschäftsbetrieben  gegen- 
über völlig  versagt  hätten. 

Die  zweite  Botschaft  (vom  3.  Dezember  1906)  kommt  auf  einzelne  dieser 
Aufgaben  noch  dringlicher  zurück.  So  heißt  es  mit  Bezug  auf  die  wieder- 
holt dem  Kongreß  ans  Herz  gelegte  „eingehende  Untersuchung  über  die 
Bedingungen  der  Kinder-  und  Frauenarbeit  in  den  Vereinigten  Staaten": 
„Mehr  und  mehr  bricht  sich  in  unserem  Volke  die  Erkenntnis  Bahn,  daß  die 
Fragen,  welche  nicht  bloß  industrielle,  sondern  soziale  Bedeutung  haben,  alle 
anderen  überwiegen;  und  diese  beiden  Fragen  berühren  in  weittragendster  Weise 
das  Familienleben  der  Nation.  Die  Mißstände,  welche  mit  der  Beschäftigung 
junger  Kinder  in  Fabriken  und  Werkstätten  verbunden  sind,  sind  ein  Schandfleck 
unserer  Zivilisation.  Es  ist  richtig,  daß  jeder  Staat  schließlich  die  Fragen  in 
seiner  Weise  zu  regeln  hat;  aber  eine  gründliche  amtliche  Untersuchung  der 
ganzen  Angelegenheit,  mit  weitester  Veröffentlichung  der  Ergebnisse,  würde  wesent- 
lich dazu  beitragen,  das  öffentliche  Gewissen  wachzurufen  und  eine  einheitliche 
Gesetzgebung  zu  sichern.  Es  gibt  aber  ein  Gesetz  auf  diesem  Gebiet,  welches 
sofort  erlassen  werden  sollte,  weil  es  keiner  weiteren  Untersuchung  bedarf,  und 
dessen  Unterlassung  die  Bundesregierung  bloßstellen  würde:  ein  drastisches  und 
durchgreifendes  Kinderarbeitgesetz  für  deii  Distrikt  Columbia  und  die 
Territorien!" 

Bezüglich  der  Unternehmerhaftpflicht  wird  das  in  der  ersten  Session 
angenommene  Bundesgesetz  (s.  Anlage  1,  S.  124)  zwar  als  ein  bemerkenswerter  Fort- 
schritt begrüßt,  aber  als  noch  nicht  weitgehend  genug  bezeichnet  und  zur  Be- 
gründung dessen  fortgefahren:  „Trotz  aller  Verhütungsmaßnahmen  der  Unter- 
nehmer gibt  es  unvermeidliche  Betriebsunfälle  und  selbst  Tötungen  in  fast  allen 
mechanischen  Geschäftsbetrieben.  Diese  unvermeidlichen  Opfer  an  Menschenleben 
können  auf  ein  Mindestmaß  beschränkt,  aber  nicht  Völlig  beseitigt  werden.  Es 
ist  eine  große  soziale  Ungerechtigkeit,  dem  Arbeiter  oder  vielmehr  der  Familie 
des  Verunglückten  oder  Verletzten  die  ganze  Last  eines  solchen  unvermeidlichen 
Opfers  aufaubürden.  Mit  anderen  Worten,  die  Gesellschaft  entzieht  sich  ihrer 
Pflicht,  wenn  sie  die  ganzen  Kosten  dem  Verunglückten  auferlegt,  während  doch 
die  Verletzung  nur  eine  Folge  der  unvermeidlichen  Betriebsgefahren  darstellt.  Die 
Entschädigung  für  Unfälle  oder  Tötungen,  welche  sich  als  die  Begleiterscheinungen 
der  modernen  Industrie  ergeben,  sollten  von  dem  Teil  der  Gesellschaft  bezahlt 
werden,  zu  dessen  Gunsten  das  betreffende  Grewerbe  betrieben  wird,  d.  h.  von 
jenen,  welche  aus  dem  Gewerbe  ihren  Gewinn  ziehen.  Wenn  das  ganze  Gefahren- 
risiko dem  Unternehmer  auferlegt  wird,  so  wird  er  es  sofort  den  regelrechten 
Produktionskosten  zuschlagen  und  auf  die  Abnehmer  seiner  Produkte  entsprechend 
abwälzen.  Danach  ist  meines  Erachtens  klar,  daß  das  Gesetz  das  ganze  Unfall- 
risiko (-^risk  of  a  trade")  dem  Unternehmer  auferlegen  sollte.  Weder  geht  das 
Bundesgesetz,  noch,  soweit  ich  unterrichtet  bin,  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten 
auf  diesem  Gebiete  weit  genug.  Das  Bundesgesetz  sollte  jedenfalls  die  in  Schifis- 
werften,  Arsenalen  und  ähnlichen  Betrieben  Beschäftigten  mit  einschließen.^ 

ffererht  werdende  Gesetze  in  Vorschlag  zu  bringen,  die  als  Grundlage  einer 
übereinstimmenden  Arbeit ergesetzgebong  der  versehiedenen  Staaten  dienen 
könnten,-  nach  ihren  Berichten,  welche  Uebersichten  über  die  Arbeitergesetzgebung  der  Einzel- 
staaten freben,  wird  die  Gesamtzahl  der  erwerblich  tätigen  Kinder  Runter  16  Jahren)  auf  zwei 
Millionen,  die  der  Frauen  auf  fünf  Millionen  geschätzt.  Als  Aufgabe  des  „Department  of 
Commerce  and  Labor"  bezeichnet  das  Gesetz  vom  14.  Februar  1903  die  Hebung  und  Förderung 
von  Handel  und  erwerbe,  Schiffahrt  und  Fischerei,  Arbeit  und  Verkehr.  Vgl.  S.  40*  Note  1, 
Herr,  a.  a.  ().,  S.  32,  144,  155. 
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Hinsichtlich  der  Arbeitsstreitigkeiten  (Disputes  beiween  Capital  and 
Labor)  wird  bemerkt,  daß  das  Gutachten  der  anläßlich  des  großen  Kohlenarbeiter- 
streiks (im  Oktober  1902)  eingesetzten  Untersuchnngskommission  dahin  gehe,  „daß 
die  Staaten  and  der  Bond  Einrichtungen  treffen  sollten,  welche  die  Untersuchung 
von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  obligatorisch  machen, 
sobald  sie  entstehen".  „Dieses  Gutachten  verdient  eine  wohlwollende  Berück- 
sichtigung des  Kongresses  und  Umformung  seiner  Vorschläge  zu  einem  Gesetz. 
Ein  (Gesetzentwurf  ist  bereits  dieserhalb  vorgelegt.  —  Die  Berichte  zeigen,  daß 
während  der  20  Jahre  vom  1.  Januar  1881  bis  31.  Dezember  1900  die  Streiks 
117509  Betriebe  erfaßten  und  6105694  Arbeiter  außer  Arbeit  stellten.  Während  der- 
selben Periode  gab  es  1005  Aussperrungen,  welche  etwa  10  000  Betriebe  erfaßten 
und  über  eine  Million  Arbeiter  außer  Arbeit  setztea  Diese  Streiks  und  Aus- 
sperrungen verursachten  einen  schätzungs weisen  Verlust  von  307  Millionen  Dollars 
für  die  Arbeiter  und  von  143  Millionen  Dollars  für  die  Arbeitgeber,  insgesamt 
450  Millionen  Dollars  (gegen  zwei  Milliarden  Mark).  Das  Publikum  erlitt  un- 
mittelbar und  mittelbar  wohl  einen  ebenso  großen  Schaden.  Aber  der  Verlust  an 
Geld,  so  groß  er  auch  war,  steht  in  keinem  Vergleich  zu  der  Seelenangst  und  den 
Leiden,  welche  die  Frauen  und  Kinder  der  Arbeiter  zu  erdulden  hatten,  sobald 
mit  der  Arbeit  auch  der  Lohn  fortfiel,  oder  zu  den  verderblichen  Rückwirkungen 
der  Streiks  oder  Aussperrungen  auf  das  Geschäft  des  Arbeitgebers,  oder  zu  der 
Steigerung  der  Produktionskosten  und  zu  der  Beunruhigung  und  Schädigung  des 
Publikums.  . . ."  „In  diesem  Zeitalter  der  großen  Unternehmer-  und  Arbeiterverbände 
sollten  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeitnehmer  in  ihren  Streitigkeiten  dem  stärkeren  Teil 
auf  Gnade  und  Ungnade  ausgeliefert  werden,  ohne  Rücksicht  auf  die  Berechtigung 
ihrer  bezüglichen  Forderungen.  Die  vorgeschlagene  Maßnahme  (Einrichtung  einer 
nationalen  Einigungs-  und  Schiedskommission)  würde  zu  der  Erkenntnis  führen,  daß 
bei  vielen  Streiks  das  Publikum  selbst  ein  Interesse  hat,  welches  nicht  wohl  außer 
acht,  gelassen  werden  darf;  ein  Interesse,  welches  nicht  bloß  die  allgemeine 
Bequemlichkeit  berührt,  vielmehr  ist  die  Frage  einer  gerechten  und  richtigen 
Staatspolitik  dabei  auch  in  Betracht  zu  ziehen.  Es  empfiehlt  sich,  auf  diesem 
Gebiet  der  Gesetzgebung  vorsichtig  vorzugehen  und  jeden  Schritt  an  Hand  der 
tatsächlichen  Erfolge  zu  erproben ;  der  vorgeschlagene  Schritt  kann  sicherlich  ohne 
Bedenken  gemacht  werden,  da  die  Entscheidungen  der  Kommission  die  Parteien 
zwar  nicht  in  gesetzlicher  Form  binden,  aber  doch  der  öff*entlichen  Meinung  die 
Möglichkeit  geben  würden,  ihr  ganzes  Gewicht  zugunsten  des  Rechts  in  die 
Wagschale  zu  werfen."^) 

Mit  Bezug  auf  die  Bundesaufsicht  und  Kontrolle  über  die  zwischenstaatlichen 
Unternehmerverbände  (corporations)  wird  die  Annahme  einiger  Gesetzesvorlagen 
(betr.  Eisenbahntarife,  Nahrungsmittelkontrolle  etc.)  bewillkommnet,  dann  aber  fort- 
gefahren: „Man  darf  jedoch  nicht  annehmen,  daß  mit  der  Erledigung  dieser  Ge- 
setze eine  weitere  Ausdehnung  der  Bundeskontrolle  über  das  in  zwischenstaatlichen 
Unternehmungen  angelegte  Kapital  sich  erübrige.  So  wird  es  z.  B.  schließlich 
einer  Erweiterung  der  Zuständigkeiten  der  Interstate  Commerce  Commission  (bundes- 
staatliche Aufsichtsbehörde  für  Unternehmungen,  die  sich  über  verschiedene  Staaten 
erstrecken,  s.  S.  40*  Note  1)  nach  verschiedenen  Richtungen  bedürfen,  um  ihr  eine  um- 
fassendere und  wirksamere  Aufsicht  über  die  Eisenbahnen  zu  ermöglichen.  —  Es 
kann  nicht  oft  genug  wiederholt  werden,  wie  schlagend  die  Erfahrung  dargetan  hat, 
daß  auf  dem  Gebiet  der  Staatsaufsicht  über  die  großen  Korporationen,  deren 
Geschäftsbetrieb  über  das  Gebiet  des  einzelnen  Staates  hinausgeht,  durch  die  Aktion 
von  nahezu  einem  halben  Hundert  verschiedener  Staatslegislaturen  nur  ein 
wirkungsloses  Chaos  geschaffen  wird"  ....  „Die  tatsächliche  Wirkung  unserer  Ge- 
setze hat  gezeigt,  daß  die  Anstrengung,  alle  Vereinigungen,  ob  gut  ob  schlecht, 
zu  verbieten,  schädlich,  wenn  nicht  wirkungslos  ist.  Die  Vereinigungen  des 
Kapitals   wie   die   der  Arbeit   sind   ein   notwendiges  Element  unseres  bestehenden 


1)  Vgl.  „Reichs- Arbeitsblatt'S    Berlin,   Jahrg.  1905  S.  212 ff.:    „Organe  für  Einigung  und 
Schiedsspruch  in  Arbeitsstreitigkeiten  im  Deutschen  Reich  und  im  Auslande". 
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Wirtschaftssystemb.  Es  ist  nicht  möglich,  sie  ganz  zu  verhindern;  und  wenn  es^ 
möglieh  wäre,  würde  eine  solche  völlige  Unterbindung  dem  Staatskörper  Schaden 
tun.  Was  uns  not  tut,  ist  nicht  der  fruchtlose  Versuch,  alle  Verbindungen  zu  ver- 
hüten, sondern  die  Sicherung  einer  strengen  und  passenden  Kontrolle  und  Aufsicht 
über  die  Verbindungen,  um  sie  zu  verhindern,  das  Publikum  zu  schädigen."   .  . 

Endlich  heißt  es  noch  bezüglich  des  gewerblichen  Fach-  und  Fort- 
bildungsunterrichts (technical  and  industrial  training):  „Industrie  und  Land- 
wirtschaft, Kapitalisten  und  Lohnarbeiter  müssen  zusammenarbeiten,  wenn  das 
Beste,  was  ein  Land  leisten  kann,  getan  werden  soll.  Es  ist  wahrscheinlich,  daß 
ein  durchgreifendes  ünterrichtswesen  dem  Einfluß  des  Patriotismus  zunächst  kommt, 
um  nationale  Erfolge  dieser  Art  zu  zeitigen.  Unsere  staatsrechtliche  Form  als 
Bundesstaat,  so  förderlich  sie  in  gewisser  Beziehung  unserem  Volk  ist,  beschränkt 
doch  in  anderer  Beziehung  zweifellos  unsere  nationale  Leistungsfähigkeit.  Es  ist 
z.  B.  für  die  Bundesregierung  nicht  möglich,  die  Führung  in  dem  gewerblichen 
Unterrichtswesen  zu  übernehmen,  dafür  zu  sorgen,  daß  das  Volksschulwesen  in 
unserem  Lande  sich  nach  allen  seinen  technischen,  gewerblichen,  wissenschaftlichen 
und  geschäftlichen  Richtungen  hin  entwickelt.  Dies  muß  in  erster  Reihe  den  ver- 
schiedenen Staaten  überlassen  werden.  Immerhin  sind  der  Bundesregierung  die 
Schulen  des  Distrikts  Columbia  unterstellt,  und  sie  sollte  darauf  hinwirken,  daß 
diese  Schulen  die  vollkommenste  Ausbildung  der  Schüler  sowohl  in  industrieller 
wie  in  kommerzieller  Beziehung  anstreben.  Der  Handelsunterricht  sollte  in  einem 
seiner  Fächer  sich  auch  mit  fremdem  Handel  beschäftigen.  Der  Gewerbeunterricht 
ist  aber  noch  wichtiger.  Es  sollte  eine  unserer  vornehmsten  nationalen  Aufgaben 
sein,  soweit  wie  irgend  tunlich  beständig  daran  zu  arbeiten,  dem  Handwerker, 
dem  Lohnarbeiter,  der  mit  seinen  Händen  schafl't,  zu  einer  höheren  Leistung  und 
Entlohnung  zu  verhelfen,  um  auf  diese  Weise  seine  Leistungsfähigkeit  in  der 
ökonomischen  Welt  und  die  Würde,  Entlohnung  und  Macht  seiner  Stellung  in  der 
sozialen  Welt  zu  steigern"  .  .  .  „Auf  jede  mögliche  Weise  sollten  wir  dem  Lohn- 
arbeiter helfen,  der  mit  seinen  Händen  schafft  und  wie  wir  hoffen,  in  stets 
steigendem  Maß  auch  mit  seinem  Kopf  schaffen  muß.  Nach  der  Verfassung  kann 
die  Bundesgesetzgebung  nur  wenig  von  unmittelbarer  Wirkung  für  seine  Wohlfahrt 
tun,  außer  soweit  er  in  Betrieben  tätig  ist,  welche  der  Klausel  des  zwischen- 
staatlichen Geschäftsbetriebes  unterzogen  werden  können;  und  dies  ist  einer  der 
Gründe,  weshalb  ich  so  ernstlich  hoffe,  daß  sowohl  die  Gesetzgebung  wie  die 
Rechtsprechung  der  Bundesgewalt  diese  Klausel  der  Verfassung  in  der  weitest 
möglichen  Weise  auslegen  sollten.  Wir  können  jedoch  auf  solchen  Gebieten,  wie 
dem  gewerblichen  Unterrichtswesen,  der  Kinderarbeit  und  der  Fabrikgesetze,  den 
Staaten  ein  Beispiel  geben  durch  Erlaß  der  fortgeschrittensten  Gesetzgebung,  so- 
weit solche  für  den  Distrikt  Columbia   verständigerweise   erlassen   werden  kann." 

Daß  Grund  genug  dazu  vorliegt,  an  das  soziale  Pflichtgefühl  zu 
appellieren,  daftlr  einige  bemerkenswerte  Aeußerungen  aus  amerikanischen  Kreisen 
selbst.  Greifen  wir  z.  B.  das  Gebiet  der  Betriebsunfälle  heraus,  so  stellt  sich 
für  das  Eisenbahnwesen,  welches  der  Bundesaufsicht  unterliegt  und  deshalb  über 
eine  amtliche  Statistik  verfügt,^)  die  Zahl  der  Unfälle  wie  folgt: 


^)  Das  Eisenbahnwesen  der  Union,  welches  in  den  Händen  weniger  großer  Privatgesell- 
schaften bzw.  der  sog.  „Eisenbahnkönige"  liegt  und  etwa  ^/^  des  gesamten  Eisenbahnnetzes  der 
bewohnten  Erde  ausmacht,  umfaßte  nach  dem  Stand  vom  30.  Juni  1904  insgesamt  350  000  km 
Schienenlänge  mit  2104  Bahnen,  13  213124  679  Dollars  Anlagekapital  (64  265  Dollars  pro 
Meüe  =  1,6  km)  und  1  296  121  (am  30.  Juni  1905:  1  312  537)  Angestellte  mit  rund  818  Millionen 
Dollars  Gehalt.  Die  Zahl  der  beförderten  Passagiere  betnig  im  Betriebsjahr  1903/1904  715419682, 
die  der  gefahrenen  Meilen  an  22  Milliarden  j  Frachttons  wurden  1 309  899 165  befördert  bei 
einer  Gesamtmeilenzahl  von  rund  175  Milliarden;  der  Betriebskoeffizient  betrug  1902/03  66,16  */,,, 
1903/04  67,79  \,  1904/05  66,74  %. 

Nach  M  0  0  d  y  (*'The  Truth  about  the  Trusts",  New  York  1904)  beherrschten  (von  den 
damals  12  Milliarden  Dollars  Eisenbahnkapital)  sechs  Hauptgruppen  75  %  des  amerikanischen 
fösenbahnnetzes :  Vanderbilt-Gruppe  1169,  Pennsylvania-Bahn  1822,  Morgan  2265,  Gould- 
Rockefeller  1369,  Harriman-Kuhn-Loeb  1321,  Moore  1070,  zusammen  9  017  Millionen  Dollars. 

Die  Unzulänglichkeit  der  einzelstaatlichen  Aufsicht  und  Gesetzgebung  (der  45  Staats-  und 
6  Territorialgebiete)  gegenüber  dem  das  ganze  Uniousgebiet  überziehenden  Eisenbahnwesen  führte 
allmählich  dazu,   in  erweiterter  Auslegung  des  Art.  1  §  8  der  Bundesverfassung,   wonach  der 


L 


Digitized  by 


Google 


Vorwort  zum  Band  IV. 


41* 


Es  worden  getötet: 

Passagiere 

Angestellte 

Verletzt 
Passagiere        Angestellte 

im  Jahr  1902      .     .     . 
„      „     1903      .     .     . 
„      „     1904      .     .     . 
„       „     1905      .     .     . 

303 
321 
420 
537 

2  516 

3  233 
3  367 
3  261 

6  089 

6  973 

8  077 

10  040 

33  811 
39  004 
43  266 
45  426 

1902—1905 

1581 

12  377 

31179 

161507») 

Und  diese  Unfallziflfern  betreffen  nur  einen  einzelnen  Industriezweig,  der 
noch  dazu  von  Bundeswegen  beaufsichtigt  und  kontrolliert  wird.  Für  die  übrigen 
Industriezweige  gibt  es  keine  zuverlässige  Statistik,  zumal  die  gesetzliche  An- 
zeigepflicht, wie  in  Deutschland,  in  den  wenigsten  Staaten  eingeführt  oder  durch- 
geführt ist  ^)  Aber  nach  zuverlässigen  Schätzungen  von  Fachleuten  (s.  S.  42*  ff.)  wird 
die  Gresamtzahl  der  Tötungen  und  Verletzungen  durch  Betriebsunfälle  auf  eine 
halbe  Million  jährlich  veranschlagt,  und  diese  Anzahl  von  Opfern  an  Leben  und 
Gesundheit  hat  —  übrigens  im  unmittelbaren  Anschluß  an  die  Weltausstellung 
in  St.  Louis  und  das  dadurch  veranlaßte  Studium  der  europäischen  Unfallmuseen 
in  Charlottenburg,  München,  Wien,  Amsterdam  usw.  —  dahin  geführt,  daß,  wie 
80  oft  in  dem  „aller  Regiererei"  abgeneigten  Amerika,  sich  zunächst  die 
private  Initiative  dieser  Sache  anoahm  und,  nach  dem  Vorbilde  der  deutschen 
Ausstellung  für  Unfallverhütung  zu  Berlin  1889,  anfangs  1907  in  New  York  eine 
gleichartige  Ausstellung  ins  Leben  rief,  um  das  Gewissen  der  Nation  zu  wecken 
und  eine  der  Charlottenburger  Einrichtung  —  „Ständige  Ausstellung  für  Arbeiter- 
wohlfahrf*  —  nachgebildete  Musteranstalt  zu  begründen.  Träger  dieser  Bewegung 
ist  das  American  Institute  of  Social  Service  in  New  York,  welches  anläßlich 
der  Pariser  Weltausstellung  begründet  bzw.  weiter  ausgebaut  wurde  und  mit  lebhafter 
Unterstützung  der  Universitäten  und  aufgeklärter  Industrieller  sich  in  den  Dienst 
der  sozialen  Ideen  gestellt  hat,  auch  durch  Einrichtung  eines  internationalen 
Informationsbureaus  diesen  eine  intensive  praktische  Förderung  zuteil  werden  läßt.'^) 
An  den  verdienstvollen  Präsidenten  dieses  Instituts,  Dr.  Josiah  Strong,  richtete 
Präsident  Eoosevelt  zur  Eröfinung  der  Ausstellung  (28.  Januar  1907)  das 
folgende  Schreiben:  „Weißes  Haus,  Washington,  den  13.  Dezember  1906.  Mein 
werter  Dr.  Strong!  ich  wünsche,  ich  könnte  anwesend  sein  bei  der  Eröffnung  der 
Ausstellung  für  Unfallverhütung  uod  Gewerbehygiene,  welche  unter  den  Auspizien 

Kongreß  die  Macht  hat,  „to  regalate  commerce  with  foreign  nations,  aud  among  the 
•  everal  States  and  with  the  Indian  tribes",  durch  das  Bandesbahngesetz  vom  4.  Februar 
18S7,  gewöhnlich  Interstate  Commerce  Act  genannt,  den  gesamten  zwischenstaatlichen  Eisenbahn- 
rerkehr  der  Bundesgewalt  zu  unterstellen  und  in  der  „Interstate  Commerce  Commission** 
in  Washington  ein  Bundeshahnamt  als  zentrale  Aufsichtsbehörde  zu  schaffen,  welche  nach  der 
Novelle  vom  3.  März  1901  monatliche  Berichte  ^ber  Eigenbahnunfälle  zu  erstatten 
hat  und  durch  die  Novellen  vom  2.  März  1893/1903  auch  die  Befugnis  zum  Erlaß  gewisser 
ünfallverhütungs  Vorschriften  (in  bezug  auf  Bremsen,  selbsttätige  Kuppelung  usw.)  erhielt. 
Eine  wesentliche  Erweiterung  erfuhr  die  Zuständigkeit  der  Bundesaufsichtsbehörde  namentlich 
in  bezog  auf  die  Regelung  des  Tarifwesens  durch  die  in  der  Botschaft  des  Präsidenten  vom 
5.  Dezember  1905  vorgeschlagene,  aber  erst  nach  heftigen  Kämpfen  durchgobrachte  sog.  Hep- 
bom-Bill,  welche  Juni  1906  Gesetz  wurde.  Vgl.  Dr.  jur.  E.  Herr,  „Der  Zusammenbruck 
der  Wirtschaftsfreiheit  und  der  Sieg  des  Staatssozialismus  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika",  Jena  (Verlag  von  Gustav  Fischer)  1906,  S.  68  (§  5  Eisenbahnwesen)  ff. 

*)  Verglichen  mit  diesen  Zahlen  erscheint  die  Betriebssicherheit  in  Deutschland  ungefähr  21 
mal  größer.  Die  ständige  Zunahme  der  amerikanischen  Eisenbahnunfälle  wird  zum  großen  Teil 
den  Bahnen  zur  Last  gelegt,  zumal  die  Linien  fast  durchweg  eingleisig  sind  (vom  Gesamt- 
tchienennetz  der  Union  waren  am  30.  Juni  1904  eingleisig  212  243,  zweigleisig  15  824,  drei- 
gleisig  1467,  viergleisig  1046  Meilen)  und  Beamte  aus  Sparsamkeitsrücksichten  vielfach  nur  in 
ungenügender  Zahl  vorhanden  sind.    Vgl.  Herr,  a.  a.  0.,  S.  108. 

^  Vgl.  Bulletin  of  the  Bureau  of  Labor,  Washington,  Nr.  54  (September  1904)  S.  1421  ff. 
ind  das  sozialstatistische  Jahrbuch  „Social  Service",  New  York,  Jahrg.  1906  S.  153  ff. 

•)  Das  Institut  hat  seinen  Sitz  in  New  York,  City,  287.  Fourth  Avenue,  gibt  unter  dem 
Utel  „Social  Service"  ein  Monatablatt  und  ein  sozialstatistisches  Jahrbuch  heraus  (vgl.  Jahr- 
bach 1906  S.  288  ff.),  und  unterhält  seit  Anfang  1906  ein  „Department  of  international  social 
Information". 
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des  American  Institute  of  Social  Service  abgehalten  werden  soll.  Da  die  moderne 
Zivilisation  beständig  neue  Grefahren  fttr  Leib,  Leben  und  Gesundheit  schaflFt, 
so  ist  es  unsere  Pflicht,  den  neuen  Gefahren  mit  neuen  Schutzmaßnahmen  zu  be- 
gegnen. In  unserer  Gesetzgebung  und  im  Gebrauch  von  Sicherheitseinrichtungen 
zum  Schutze  der  Arbeiter  stehen  wir  hinter  den  europäischen  Nationen  weit  zurück 
und  demzufolge  übertreffen  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Unfälle,  welche  das 
friedliche  Gewerbe  mit  sich  bringt,  jene,  welche  ein  großer  und  .andauernder 
Krieg  verursachen  würde.  Viele,  ja  die  meisten  dieser  Unfälle  sind  vermeidbar 
und  es  ist  nicht  statthaft,  daß  wir  eine  Politik  fortsetzen  sollten,  unter  welcher 
Leben  und  Gesundheit  geopfert  werden,  weil  es  für  billiger  gilt,  Menschen  zu  ver- 
stümmeln und  zu  töten  als  sie  zu  schützen.  Mit  dem  Wunsche  besten  Erfolges  zu 
Ihrem  Unternehmen  verbleibe  ich  Ihr  ergebener  Theodore  Roosevelt. 

In  ähnlichem  Sinne  äußerte  sich  der  Gouverneur  des  Staates  New  York, 
Charles  E.  Hughes,  in  der  Eröffnungsrede  . . .  „Wir  schaudern  bei  dem  Gedanken  der 
Metzelelen  eines  Krieges,  aber  wir  schenken  zu  wenig  Aufmerksamkeit  den  Ge- 
fahren unserer  industriellen  Armee  und  den  unnötigen  Opfern  an  Leben  und 
Schaffenskraft,  welche  das  Ergebnis  vermeidlicher  Unfälle  in  der  Industrie  sind. 
Wir  ermangeln  ausreichender  Daten,  um  mit  Genauigkeit  die  Zahl  der  Opfer  fest- 
stellen zu  können,  aber  soweit  solche  Statistiken  vorliegen,  führen  sie  zu  erschreckenden 
Folgerungen.  Man  hat  veranschlagt,  daß  die  sogenannten  Betriebsunfälle  (industrial 
accidents)  in  den  Vereinigten  Staaten  500000*)  im  Jahr  übersteigen.  Mag  dies 
nun  zutreffend  sein  oder  nicht,  so  kann  doch  über  die  beunruhigende  Ausdehnung 
dieser  Opfer  im  Frieden  kein  Zweifel  herrschen,  und  dasselbe  menschliche  Mit- 
gefühl, welches  in  den  Bemühungen,  den  Krieg  zu  vermeiden  und  seine  Schrecken 
zu  mildem,  Ausdruck  gefunden  hat,  sollte  dahin  führen,  alle  erdenklichen  Maß- 
nahmen zum  Schutz  unserer  gewerblichen  Arbeiter  zu  ergreifen.  Es  ist  ein  be- 
schämendes Gefühl,  daß  der  Lohnarbeiter  des  Landes,  welcher  durch  seine  tägliche 
Arbeit  den  industriellen  Aufschwung  ermöglicht,  auf  den  wir  stolz  sind,  aus 
Unwissenheit  und  Gleichgültigkeit  unnötigen  Gefahren  ausgesetzt  sein  soll.  Die 
Interessen  der  Arbeit  sind  die  Interessen  des  ganzen  Volkes,  und  der  Schutz  des 
Lohnarbeiters  zur  Sicherung  von  Leben  und  Gesundheit  in  jeder  erdenklichen 
Weise  ist  eine  der  heiligsten  Pflichten  der  Gesellschaft.  Es  ist  von  der  aller- 
größten Bedeutung,  daß  diese  Verpflichtung  freiwillig  anerkannt  und  jede  An- 
strengung gemacht  werden  sollte,  um  das  Los  der  Lohnarbeiter  durch  Hebung 
uud  Sicherung  der  Arbeitsbedingungen  zu  verbessern."*) 

Der  mit  der  Vertretung  des  Präsidenten  Roosevelt  betraute  frühere  Leiter  des 
Arbeitsamts  in  Washington  (seit  dessen  Umwandlung  1905  Präsident  der  Clark- 
Universität  in  Worcester,  Mass.),  Carroll  D.  Wright,  bemerkte  u.  a.:  „Wenn 
wir  uns  vergegenwärtigen,  daß  die  Zahl  der  alljährlich  in  diesem  Lande  Getöteten 
und  Verletzten  die  Zahl  der  Toten  und  Verwundeten  in  Kriegen  und  großen 
Schlachten  weit  übertrifft,  so  erhalten  wir  eine  annähernde  Vorstellung  von  diesem 
Trauerspiel  der  Industrie.  Während  der  drei  Jahre  vom  1.  Juli  1902  bis  1.  Juli  1905 
wurden  auf  den  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten  über  7500  Menschen  mehr 
getötet,  als  während  der  drei  Jahre  des  südafrikanischen  Krieges  durch  Tod  oder 
tötliche  Verwundungen  verloren  gingen,  während  die  Zahl  der  auf  den  Dampf- 
und Straßenbahnen  während  derselben  Zeit  Getöteten  und  Verletzten  die  Verluste 
der  Schlacht  bei  Waterloo  und  während  der  dreitägigen  Schlacht  bei  Gettysburg 
um  45000  überstieg.  Diese  bemerkenswerten  Tatsachen  bezeugen  die  Notwendig- 
keit des  edlen  Unternehmens,  ein  Museum  für  Unfallverhütungseinrichtungen  zu 
begründen." 

Bezüglich  der  Einrichtung  und  Bestimmung  dieses  Museums  äußerte  sich 
Dr.  Streng: 


')  Nach  dem  letzten  Zensus  hatten  im  Jahre  1900  in  den  Vereinigten  Staaten  57513  Personen 
einen  gewaltsamen  Tod  erlitten,  was  Europa  gegenüber,  soweit  vergleichbare  Unterlagen  vor- 
liegen, auf  eine  mehr  als  doppelt  so  große  UiSallziffer  schließen  läßt,  während  die  Ver- 
letzungen auf  mehr  als  eine  halbe  Million  veranschlagt  werden.  Vgl.  „Charities  and  the 
Commons",  a  weekly  Journal  of  philanthropy  and  social  advance,  Vol.  XVII,  Nr.  18,  New  York^ 
February  1907  p.  759  ff. 
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,^8  gibt  in  Europa  mehrere  Museen  für  Unfallversicherung  *und  Gewerbe- 
hygiene, welche  dem  Zweck  dienen,  Leben,  Leib  und  Gesundheit  der  Arbeiter  zu 
schützen.  Eine  solche  ständige  Einrichtung  in  dieser  Stadt  würde  eine  fortlaufende 
Ausstellung  von  Maschinen  im  Betriebe,  Modellen  und  Photographien  bieten,  welche 
alle  erdenklichen  Vorrichtungen  zum  Schutz  von  Leben  und  Gesundheit  vorführen. 
Damit  würde  für  die  staatliche  Gesetzgebung  die  Notwendigkeit  erbracht  werden, 
genaue  Berichte  über  Betriebsunfälle  vorzuschreiben.  Da«  Institut  würde  die  ein- 
schlägigen Gesetze  aller  Industriestaaten  sammeln  und  durch  das  Studium  der  Ent- 
stehung und  Wirkung  solcher  Gesetze  den  Wert  derartiger  Gesetzesvorschriften 
bekräftigen."^)  In  einem  mit  bildlichen  Darstellungen  erläuterten  Artikel  „Museums 
of  Security"  (vgl.  die  Zeitschrift  „Charities"  New  York,  vol.  XVII  Nr.  18  vom 
2.  Februar  1907,  S.  812 flF.)  gibt  Dr.  Strong  an  Hand  der  europäischen  Ein- 
richtungen (in  Paris,  Berlin— Charlottenburg,  Wien,  Amsterdam,  Mailand,  Moskau, 
München,  Stockholm,  Zürich)  näheren  Aufschluß  hierüber  und  begründet  die  Not- 
wendigkeit eines  amerikanischen  Unfallmuseums  mit  den  Worten:  „Unsere  Gesetze 
sind  so  lax,  wir  sind  so  indifferent  gegen  Schutzvorrichtungen  und  so  sorglos 
gegen  Leben  und  Gesundheit,  daß  bei  uns  von  derselben  Anzahl  Arbeiter  in 
Gewerbszweigen,  welche  exakte  Zahlen  zum  Vergleich  bieten,  mehr  wie  doppelt 
so  viele  als  in  Europa  getötet  und  verletzt  werden." 

In  derselben  Zeitschrift  (Charities  a.  a.  0.,  S.  791  flF.)  findet  sich  ein  mit  inter- 
essanten Abbildungen  ausgestatteter  Artikel  „Die  Todesliste  der  Industrie"  ("The 
Death  Roll  of  Industry"  von  Arthur  B.  Reeve),  welcher  auf  Grund  amtlicher 
Unterlagen,  soweit  solche  vorhanden  sind,  die  Rückständigkeit  der  amerikanischen 
Unfallverhütung  des  näheren  beleuchtet:  „Frankreich,  Deutschland,  Holland  und 
England  sind  so  weit  gekommen,  die  Todeslisten  ihrer  Industrie  festzustellen  und  zu 
vermindern.  Amerika  hält  es  nicht  einmal  für  nötig,  die  Menschenleben  zu  zählen. 
Wir  kennen  die  Zahl  der  Rinder  und  Schweine,  welche  zur  Ernährung  geschlachtet 
werden,  aber  wir  kennen  nicht  die  Zahl  der  Männer,  Frauen  Und  Kinder,  deren 
Leben  und  Glieder  von  den  Rädern  der  mit  äußerster  Geschwindigkeit  arbeitenden 
Industrie  zermalmt  werden.  Obwohl  wir  den  Gesamtverlust  nicht  genau  wissen, 
so  leiten  doch  alle  Schätzungsmethoden  zu  der  Schlußfolgerung,  daß  die  Gesamt- 
zahl sich  auf  etwa  eine  halbe  Million  stellt  —  eine  Zahl,  die  etwa  der 
Hälfte  der  jährlichen  Einwanderung  gleichkommt.  Und  diese  Verluste  ereignen 
sich  zu  einer  Zeit,  wo  der  Ruf  nach  mehr  Arbeitskräften  in  jedem  Gewerbs- 
zweig durch  das  ganze  Land  geht.  Vor  allem  tut  es  not,  die  Tatsachen  zu  prüfen, 
welche  wir  schon  kennen.  Der  erste  Schritt  im  Reformprogramm  sollte  sein  Ver- 
hütung, —  vor  dem  Ereignis;  der  zweite  Entschädigung,  —  nach  dem 
Ereignis.  Mehr  Unfallverhütungseinrichtungen  an  unserer  Maschinerie  anbringen, 
mehr  sanitäre  Vorbeugungsmaßnahmen  in  unseren  Werkstätten  treflfen  und  im  all- 
gemeinen unsere  gegenwärtig  schwache  Schutzgesetzgebung  energisch  zu  fördern, 
alles  dies  macht  den  ersten  Teil  des  Programms  aus.  Gleichzeitig  kommt  aber 
die  andere  Seite  des  Programms:  die  Entschädigung.  Ein  Rettungswerk  ist  ver- 
sucht worden  in  den  „Bureaus  für  Krüppel",  welche  die  Opfer  gefährlicher  Ge- 
werbszweige soweit  möglich  dahin  zu  bringen  suchen,  sich  selbst  zu  unterhalten. 
Das  schließliche  Ziel  eines  solchen  Progranuns  wird  wahrscheinlich  die  Arbeiter- 
versicherung gegen  Unfälle  sein,  nach  der  Theorie,  daß  die  Abnutzung 
der  Menschenkraft  ebenso  zu  den  Produktionskosten  gehört  wie  die  Abnutzung  der 
Maschinerie,  und  daß  es  gerechter  ist,  mit  Betriebsgefahren  die  Konsumenten  en 
masse  zu  belasten  als  den  einzelnen  Arbeiter  oder  die  öflFentliche  Armenpflege." 
Bei  der  weiteren  Erörterung  des  Problems  der  „gesellschaftlichen  Verantwortlichkeit 
gegenüber  den  Betriebsunfällen"  folgt  Reeve  den  verdienstvollen  Arbeiten  von 
W.  F.  Willoughby,  früherem  Experten  des  Bundesarbeitsamts  (auch  Vertreter 
desselben  auf  der  Pariser  Weltausstellung  1900),  welcher  sechs  große  Gewerbe- 
gruppen (Eisenbahnen,  Bergwerke  und  Steinbrüche,  Fabriken  und  Werkstätten,  Bau- 
wesen, Land-  und  Forstwirtschaft,  persönliche  und  häusliche  Dienste)  unterscheidet. 


1)  Vgl.  „New  York  Tribüne"  vom  29.  Januar  1907,   sowie  das  Jahrbuch  „Social  Service" 
1906  S.  153,  288,  310. 
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iu  denen  diernnd  29  Millionen  Lohnarbeiter  der  Vereinigten  Staaten  (bei  76.2  Millioneö 
Einwohnern  am  1.  Juli  1900)  beschäftigt  sind. 

Für  das  Eisenbahnwesen  werden  die  amtlichen  Statistiken  der  "Interstate 
Commerce  Commission"  (s.  oben  S.  40*  Note  1)  für  das  erste  (1889)  und  das  letzte 
(1905)  Betriebsjahr  gegenübergestellt  —  1889  waren  von  704  743  Eisenbahn- 
angestellten 1972  getötet  und  20  228  verletzt,  1905  von  1382196  Angestellten 
3361  getötet  und  66  833  verletzt  — ,  woraus  sich  ergebe,  daß  sich  in  dieser  Zeit 
das  Personal  noch  nicht  verdoppelt,  die  Unfälle  aber  mehr  als  verdreifacht  hätten. 
Es  heißt  dann  weiter  in  dem  Artikel  (S.  793):  „In  seiner  letzten  Botschaft  hat 
Präsident  Roosevelt  auf  die  Notwendigkeit  eines  Achtstundentages  für  Eisen- 
bahnangestellte hingewiesen  (s.  oben  S.  37*).  Etwa  einen  Monat  später  ereignete 
sich  ein  furchtbarer  Eisenbahnunfall  nahe  Washington  selbst.  Die  beschworenen 
Zeugenaussagen  ergaben,  daß  der  Maschinist  alles  in  allem  in  den  letzten  57 
Stunden  nur  8  Stunden  Ruhepause  gehabt  hatte.  Seine  Zeiteinteilung  scheint  ge- 
wesen zu  sein:  22  Stunden  Dienst,  dann  4  Stunden  Schlaf,  19  Stunden  Dienst, 
dann  4  Stunden  Schlaf  und  endlich  8  Stunden  Dienst.  Wieviel  Unfälle  sind 
darauf  zurückzuführen,  daß  ein  Maschinist  oder  Zugführer  weit  über  das  Maß 
menschlicher  Ausdauer  hinaus  im  Dienst  gewesen  ist,  ohne  daß  das  Publikum 
davon  etwas  erfährt.  Senator  La  Follette  verlas  eine  lauge  Anklageliste,  als  er 
seinen  Gesetzesantrag  auf  einen  Maximalarbeitstag  von  16  Stunden  vertrat.  Als 
der  Gesetzentwurf  zur  Abstimmung  durch  Zuruf  kam,  stimmten  viele  Senatoren 
gegen  den  Autrag;  als  es  dann  aber  zur  namentlichen  Abstimmung  kam,  wagte 
nur  einer  mit  ,,nein^*  zu  stimmen"  .  .  .  ,,Ein  anderer  Fall,  welcher  die  Mißachtung 
der  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Verpflichtungen  gewisser  Transportgesellschaften 
gegenüber  ihrem  Personal  beleuchtet,  ist  der  eines  Mechanikers,  der  viele  Jahre 
in  den  Werkstätten  derselben  Kompagnie  beschäftigt  gewesen  war.  Er  wurde  von 
einem  elektrischen  Draht  getroffen,  welcher  sein  Herz  affizierte,  ihm  den  Hals  ver- 
drehte, teilweise  das  Augenlicht  zerstörte  und  das  ganze  Nervensystem  zerrüttete. 
An  dem  Tage  dieses  Unfalls  erhielt  er  nur  für  sieben  Stunden  Lohn,  weil  er  nicht 
einen  vollen  Tag  gearbeitet  hatte!  Nach  seiner  teilweisen  Wiederherstellung 
wurde  er  als  Wächter  angestellt  und  zu  bestimmen  gesucht,  gegen  zehn  Dollars 
einen  Verzicht  auf  seinen  Entschädigungsanspruch  zu  unterschreiben.  Er  lehnte 
dies  ab  und  wurde  entlassen,  weil  er  seinen  Entschädigungsprozeß  nicht  einstellen 
lassen  wollte.  Der  Prozeß  endigte  zu  seinen  Gunsten  mit  einem  Zuspruch  von 
2000  Doli.  Davon  kamen  auf  seinen  Anwalt  1000  Doli,  400  Doli,  auf  Zeugen- 
gebühren usw.,  ihm  selbst  verblieben  nur  400  Doli,  als  Ersatz  für  alles  das,  was 
das  Leben  lebenswert  macht.  Das  Schlußergebnis  war,  daß  er  in  kurzer  Zeit  der 
Armenpflege  anheimfiel." 

Die  beständig  ansteigenden  Unfallziffem  in  den  Bergwerksbetrieben 
werden  nach  dem  Gutachten  des  Chefs  der  Bergwerksverwaltung  von  Pennsyl- 
vanien,  James  E.  Roderick  (S.  794  ff.),  namentlich  auf  zwei  Ursachen  zurück- 
geführt, auf  die  Einführung  der  (Kohlen-)  Bohrmaschinerie  und  den  großen  Zu- 
fluß von  ausländischen  Arbeitern,  von  welchen  mehr  als  die  Hälfte  weder  mit  der 
Landessprache  noch  mit  den  Betriebsgefahren,  die  sie  umgeben,  irgendwie  be- 
wandert sind.  „Meiner  Meinung  nach",  so  äußert  sich  dieser  Fachmann,  „sollte  ein 
Werkftlhrer,  welcher  ungelernte  Ausländer,  die  kein  Englisch  verstehen,  zusammen- 
arbeiten läßt,  im  Falle,  daß  einen  solcher  Leute  ein  tödlicher  Unfall  trifft,  der 
fahrlässigen  Tötung  für  schuldig  erachtet  werden."  Die  Gesamtzahl  der  in  Berg- 
werken jährlich  getöteten  und  verletzten  Arbeiter  wird  von  John  Mitchell,  Vor- 
sitzendem der  United  Mine  Workers  (Bergarbeiterverband),  auf  Grund  der  Statistik 
von  15  Staaten,  welche  solche  führen,  und  unter  entsprechender  Abschätzxmg  für 
die  weiter  in  Betracht  kommenden  15  Staaten,  einschließlich  der  Steinbrüche,  auf 
11986    veranschlagt. 

Bezüglich  der  Fabriken  und  Werkstätten,  in  welchen  über 
sieben  Millionen  Arbeiter  beschäftigt  sind,  heißt  es  (S.  794  ff.):  „Nur  zehn 
Staaten  machen  einige  Anstrengung,  Anzeigen  über  Betriebsunfälle  zu  erfordern. 
Was  den  wirklichen  Wert  dieser  Unfallanzeigen  betrifft,  so  hat  sie  noch  kein 
Statistiker  ernst  genommen,   denn  nirgendwo  ist   die  Forderung  gestellt,  daß  voll- 
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ständige  Anzeigen  erstattet  werden,  noch  auch  weiß  man  die  Anzahl  der  Arbeiter, 
auf  welche  sich  die  erhaltenen  Ziflfern  beziehen.  Die  Begriflfsbestimmung,  was 
man  unter  Betriebsunfall  zu  verstehen  hat,  ist  in  fast  jedem  Staat  eine  andere 
und  etAvas,  was  man  irgendwie  als  Anzeigepflicht  ansprechen  kann,  existiert 
nicht  ....  Der  gewöhnlichste  Typ  des  Fabrikunfalls  ist,  was  die  Zeitungen 
'^caught  in  the  machinerj"  (von  der  Maschine  gepackt)  nennen.  Nach  einem 
Zeitungsartikel  entfielen  von  612  Unfällen  30  ^/^  auf  solche  Ursachen.  Ein  großer 
Teil  dieser  Unfälle  könnte  durch  einfache  Eingitterung  oder  Umkleidung  der  be- 
wegten Maschinenteile  vermieden  werden.  Dies  ist  oft  gesetzlich  vorgeschrieben, 
wird  aber  häufig  nicht  beobachtet"  .  .  .  ,,Junge  Mädchen  sowohl  wie  Ausländer 
haben  schwer  zu  leiden.  Fälle  von  Verlust  von  Armen  in  den  großen  Wäschereien 
und  von  Händen  in  den  Mangeln  sind  häufig;  fast  niemals  gibt  es  dafür  eine  Ent- 
schädigung." Durch  Dampfkesselexplosionen,  heißt  es  weiter  (S.  801),  wurden  im  Jahre 
1905  in  den  Vereinigten  Staaten  383  Personen  getötet  und  505  verletzt,  gegenüber 
14  Tötungen  und  40  Verletzungen  in  Großbritannien.  „Die  Zahl  der  Dampfkessel 
in  Amerika  ist  nicht  50  ^/^  größer  als  die  in  Großbritannien,  wo  im  Durchschnitt 
der  letzten  20  Jahre  28  Personen  getötet  und  60  verletzt  wurden.  Die  Zahl  der 
Tötungen  sollte  hiemach  in  Amerika  nicht  40  überschreiten.  Tatsächlich  ist  die 
Todesliste  über  zehnmal  so  groß"  („The  Locomotive",  Hartford,  Conn.).  „In 
Gießereien,  Maschinenwerkstätten,  Stahlfabriken,  Eisenformereien,  Hochöfen,  Wagen- 
bauereien,  Lokomotivwerkstätten,  Walzwerken  und  Drahtfabriken  werden  alljähr- 
lich Tausende  von  Arbeitern  von  den  Maschinen  erfaßt,  von  schweren  Metall- 
gußstttcken  oder  von  arbeitenden  Stahlkranen  oder  Stahlschienen  getroffen,  ver- 
brannt, zermalmt  oder  verstümmelt.  Man  braucht  nicht  zu  glauben,  daß  alle 
Fabriken  Beinhäuser  sind,  oder  daß  alle  Unternehmer  herzlos  ihre  Leute  opfern 
und  deren  Blut  in  Dollars  umprägen.  Indessen  gibt  es  bei  dem,  was  wir  als  eine 
friedliche  Industrie  anzusehen  gewohnt  sind,  eine  Kehrseite,  die  grausig  ist.  Hier 
ist  die  Erklärung  von  Joseph  G.  Armstrong,  Leichenbeschauer  des  Alleghany- 
bezirks,  wo  es  Hochöfen  und  Walzwerke  gibt:  „Die  Zahl  der  Tötungen  von 
ausländischen  Arbeitern  in  den  Fabriken  von  Pittsburg  und  Umgegend  ist  ganz 
erschrecklich  geworden,  und  nach  sorgfältiger  Untersuchung  bin  ich  zu  der  Ueber- 
zeugung  gekommen,  daß  eine  große  Zahl  davon  auf  den  Mangel  an  Schutzvor- 
richtungen zurückzuführen  ist.  Die  Verhältnisse  sind  heute  so,  daß  das  Leben 
eines  in  den  Fabriken  beschäftigten  Ausländers  weniger  geachtet  wird  als  das 
Leben  eines  Pferdes  oder  Maultieres."  ,.Wenn  wenigstens  die  bestehenden  Gesetze 
ausgeführt  würden,  würden  die  Dinge  nicht  so  schlimm  stehen,"  sagte  der  öster- 
reichisch-ungarische Konsul  zu  Pittsburg.  Ungarn,  wurde  behauptet, 
jverschwinden'  von  der  Höhe  des  Hochofens,  wo  ein  einziger  Fehltritt  einen  Tod 
bedeutet,  der  schlimmer  als  die  Hölle  ist.  Einer  von  den  Ausschnitten  eines 
Zeitungsberichts  war  überschrieben:  „Slawe  durch  eine  rotglühende  Eisenschiene 
aufgespießt!"  ...  Es  sollte  aber  in  Betracht  gezogen  werden,  daß  dieser  Artikel 
nicht  die  ,Gewerbekrankheiten^  behandelt.  Wir  beschäftigen  uns  hier  nur  mit 
den  wirklichen  Unfällen,  wahrnehmbar  für  das  Auge  und  zählbar.  Wenn  diese 
schon  ungezählt  sind,  so  können  wir  nur  mutmaßen,  welche  Menschenopfer  das 
Bleiweiß  mit  seiner  Handgelenkerkrankung  und  Paralyse  erfordert,  die  Phosphor- 
ztindhölzchen  mit  der  Phosphornekrose,  die  Töpferschwindsucht  das  Hutmacher- 
zittem,  das  Bergarbeiterasthma  und  die  Kohlenlungen  (anthracosis)  und  die  Unzahl 
heimtückischer  Krankheiten,  wie  der  Lungenschwindsucht,  welche  in  den  Materialien 
und  Arbeitsräumen  versteckt  lauern.  Wir  sind  zumeist  ebenso  unwissend  über  die 
Ausdehnung  und  Art  der  Betriebsunfälle,  wie  wir  es  betreffs  der  Gewerbekrank- 
heiten sind."  ^) 

Bei  Besprechung  des  Bauwesens  wird  auf  die  besondere  Gefährlichkeit 
der  Herstellung  der  bekannten  Wolkenkratzer  (skyscraper.  d.  h.  Gebäude  aus  Stahl 
und  Eisen  bis  zu  30  Stockwerken  hoch,  von  denen  einige  das  furchtbare  Erdbeben 
in  San  Francisco  am  18.  April  1906  überlebt  haben)  hingewiesen,  zumal  wenn 
dabei  die  Arbeiter  noch  zur  höchsten  Eile  angetrieben    werden  und  dann  weniger 

0  Vgl-  „Reichs-Arbeitsblatt",  Berlin,  Jahrg.  1905  S.  970,  und  Internationaler  Arbeiter- 
versicherungs-Kongreß  Wien  1905,  II  373  ff. 
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vorsichtig  arbeiten.  „So  erforuerten  z.  B.  Chicagos  Himmelskratzer  im  letzte» 
Jahre  den  höchsten  Tribut  an  Menschenleben,  der  je  in  der  Baugeschichte  dieser 
Stadt  zu  verzeichnen  gewesen  ist.  Die  Zahlen  in  den  jährlichen  Todeslisten  des 
Brücken-  und  Eisenbauarbeiterverbandes  (Bridge  and  structural  iron  Workers 
Union)  zeigten  ein  starkes  Anschwellen  der  tödlichen  Unfälle  unter  den  Mitgliedern. 
Von  der  Gesamtmitgliedschaft  mit  1358  Mann  hatten  156  ihr  Leben  verloren  oder 
waren  völlig  oder  teilweise  invalide  geworden.  Im  Jahre  zuvor  waren  26  getötet 
und  26  waren  so  verletzt,  daß  sie  ihren  Beruf  nicht  wieder  aufnehmen  konnten, 
und  etwa  80  waren  weniger  schwer  verletzt  worden.  Die  Steigerung  der  Unfälle 
von  10  auf  12  ^!q  der  Mitgliedschaft  wurde  auf  die  Eilfertigkeit  der  Bauten  zurück- 
geführt, welche  dazu  beitrug,  die  Leute  weniger  achtsam  zu  machen."  .  .  .  „Fall 
von  Stahlkonstruktionen  macht  Brückenbauten  mit  zu  den  gefährlichsten  Gewerbs- 
zweigen. Ein  großer  Prozentsatz  von  Unfällen  bei  Konstruktionswerken  wird  ver- 
ursacht durch  Fall  von  unsicheren  Gerüsten,  losem  Bodenbelag  und  Zusammenbruch 
leichtfertiger  Bauten.     Unfälle  dieser  Art  sind   in  den  meisten  Fällen  vermeidlich." 

„In  der  Landwirtschaft  sind  die  Unfallziffern  zwar  geringer  als  im 
Bauwesen,  gleichwohl  ist  der  Ackerbau,  entgegen  der  allgemeinen  Meinung,  eine 
*  gefährliche  Beschäftigung.  Der  Grund  dafür  ist  sehr  einfach.  Der  Farmer  kleinen 
Stils  folgt  meist  jeder  Beschäftigung,  ohne  eine  besondere  Vorbildung  oder  Kenntnis 
davon  zu  haben,  das  Ackern  ausgenommen.  Mehr  als  dies,  jedes  Jahr  sieht  dea 
Farmer  mit  mehr  Maschinerie  sein  Werk  verrichten,  Maschinerie,  welche  schon 
an  sich  bei  weitem  gefährlicher  ist  als  die  Maschinerie  in  Fabriken,  zumal 
sie  meist  voll  von  Messern  und  Schneidevorrichtongen  ist,  auch  selten  so  gut 
beaufsichtigt  und  so  vorsichtig  behandelt  wird."  .  .  . 

„Es  entsteht  schließlich  die  Frage,  ob  wir  nicht  wenigstens  den  jährlichen 
Gesamtverlust  abschätzen  können?  Verschiedene  Methoden  führen  zu 
der  Schlußfolgerung,  daß  die  Zahl  der  durch  Betriebsunfälle  in  den  Vereinigten 
Staaten  getöteten  und  verletzten  Personen  einehalbeMillionüberschreitet: 
1.  Nehmen  wir  die  französische  Erfahrung  als  Grundlage.  Bergwerke  und 
Eisenbahnen  ansgenonmien,  hatte  Frankreich  im  Jahr  1905  an  getöteten  und  ver- 
letzten Arbeitern  222  124.  Frankreich  hat  eine  Bevölkerung  halb  so  groß  als  die 
Vereinigten  Staaten,  außerdem  eine  vorzügliche  Arbeiterschutzgesetzgebung.  Nehmea 
wir  an,  daß  wir  ebenso  vorsichtig  sind  wie  die  Franzosen,  so  würde  unser  Verlust 
in  demselben  Jahr  sich  etwa  auf  444  248  stellen.  Fügt  man  hierzu  die  bekannte 
Unfallziffer  der  Eisenbahnen  mit  70  000  und  die  wahrscheinliche  Ziffer  der  Berg- 
werksnnfälle  mit  12  000  (s.  oben  S.  44*),  so  ergibt  sich  die  erstaunliche  Gesamt- 
ziffer von  526  500  Betriebsunfällen.  2.  Nehmen  wir  weiter  die  deutsche 
Erfahrung  als  Grundlage.  Im  Jahre  1899  übertrug  das  Arbeitsamt  in  New  York 
diese  Ziffern,  soweit  es  angängig  war,  auf  die  Vereinigten  Staaten  und  kam  zu 
dem  Ergebnis,  daß  bei  uns  alljährlich  10  000  Arbeiter  getötet,  68  000  invalide. 
55  000  zwar  nicht  für  immer,  aber  doch  für  mehr  als  drei  Monate  arbeitsunfähig 
und  400  000  erwerbsunfähig  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  wurden.  Der 
New  Yorker  Bericht  schließt  mit  den  Worten :  Im  Durchschnitt  erleiden  mehr  als 
500  000  Personen  alljährlich  solche  Betriebsunfälle,  die  sie  zeitweise  oder 
dauernd  aus  den  Reihen  der  Industrie  ausscheiden  und  sie  bezüglich  ihres  Lebens- 
unterhaltes auf  ihre  eigenen  Ersparnisse  oder  auf  das  Mitleid  von  Freunden  oder 
auf  die  öffentliche  Mildtätigkeit  verweisen,  mit  Ausnahme  der  wenigen  Fälle,  in 
welchen  sie  sich  gegen  solche  Zufälle  selbst  versichert  haben.  3.  Gehen  wir 
von  der  Erfahrung  aus,  welche  Wisconsin  unter  dem  neuen  im  Jahre  1905 
angenommenen  Gesetz  gemacht  hat.  Während  der  zwölf  Monate  bis  Ende 
September  1906  waren  etwa  12  000  Unfälle  gemeldet,  4^/^  tödlich,  80%  schwer 
und  16  %  leicht  Die  Gesamtzahl  der  Lohnarbeiter  des  Landes  ist  ziemlich  genau 
40  mal  so  groß  als  die  von  Wisconsin.  Nach  diesem  Verhältnis  würde  sich  eine 
Gesamtzahl  von  480  000  Betriebsunfällen  ergeben.  4.  Nehmen  wir  die  Erfahrung 
der  Versicherungsgesellschaften.  Eine  der  größten  auf  dem  Gebiete 
der  Haftpflichtversicherung  tätigen  Gesellschaften  hatte  in  einem  vollständig 
geführten  Rechnungsjahr  auf  eine  Lohnsumme  von  29  158  000  Dollars  Versiche- 
rungen   ausgeschrieben.      Der    jährliche     Durchschnittslohn     derart     versicherter 
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Arbeiter  beträgt  nach  den  Erfahrungen  der  VersicheruBgsgesellschaften  ungefähr 
500  Dollars.  Demnach  würde  jene  Lohnsumme  58  316  Arbeiter  ergeben.  Während 
des  Jahres  waren  2081  Unfälle  gemeldet.  Hiemach  muß  ein  Arbeiter  auf  28.02^ 
während  des  Jahres  verletzt  worden  sein.  Weder  Eisenbahnarbeiter  noch  Farmer 
waren  bei  dieser  Gesellschaft  versichert,  dagegen  die  in  häuslichen  und  persön- 
lichen Diensten,  sowie  die  in  Bergwerken,  Fabriken  und  Bauten  Beschäftigten. 
Diese  Gewerbszweige  deckten  ungefähr  Gewerbszweige,  welche  weit  mehr  als  die 
Hälfte  aller  Lohnarbeiter  der  Vereinigten  Staaten  beschäftigen.  Ueberträgt  man 
das  Verhältnis  nur  auf  die  Hälfte  der  Lohnarbeiter,  so  ist  das  Ergebnis  518  000. 
Bei  Hinzurechnung  der  Eisenbahnen  und  der  Landwirtschaft  wttrde  die  Gesamtziffer 
fast  600  000  erreichen.  5.  Nehmen  wir  noch  die  Zahlen  einer  anderen  Ver- 
sicherungsgesellschaft, welche  das  gleichartige  Geschäft  betreibt.  Diese 
Zahlen  sind  das  Ergebnis  einer  15  jährigen  Erfahrung  auf  Grund  einer  Lohnliste 
von  $  1 905  398  000.  Unter  der  -^mahme  eines  durchschnittlichen  Jahreslohnes 
von  $  500  wttrde  dies  die  Beschäftigung  von  3  811030  Personen  im  Jahre 
bedeuten.  Die  angemeldeten  Unfälle  beziffern  sich  auf  185  086.  Aus  dem  Ver- 
hältnis dieser  beiden  Zahlen  zueinander  wttrde  sich  ergeben,  daß  eine  auf 
20.59  Personen  jährlich  im  Betriebe  verletzt  wurde.  Die  Gewerbszweige,  auf 
welche  sich  dieses  Zahlenverhältnis  bezieht,  umfassen  zumeist  Fabrik-  und 
Maschinenbetriebe  (^^mannfacturing  and  mechanical  pursuits^).  Die  Uebertragung 
dieses  Verhältnissatzes  auf  die  G^amtzahl  solcher  Arbeiter  im  Lande  ergibt  allein 
schon  344  000  Unfälle.  Dr.  Josiah  Streng  hat  schätzungsweise  angenommen, 
daß  alle  übrigen  Beschäftigungen  nur  ein  Fünftel  so  gefährlich  sind  wie  die  Fabrik- 
und  Maschinenbetriebe.  Obwohl  fttr  diese  Schätzung  kein  besonderer  Grund  vor- 
zuliegen scheint,  so  wttrden  dennoch  immerhin  noch  220  000  Unfälle  zu  jenen 
344  000  hinzukommen,  so  daß  sich  eine  Gesamtsumme  von  564  000  ergibt,  die 
von  der  oben  erwähnten  Gesamtziffer  einer  Konkurrenzgesellschaft  nicht  erheblich 
abweicht.  Bei  alledem  ist  es  aber  wichtig,  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  alle  diese 
Ziffern  lediglich  auf  Folgerungen  beruhen.  Sie  erweisen  die  Notwendigkeit 
von  Tatsachen  und  daß  der  nächste  Zensus  nicht  verabsäumen  sollte,  eine 
Erhebung  ttber  die  Ausdehnung  der  Betriebsunfälle  vorzunehmen.  Solange  bis  die 
Tatsachen  endgttltig  festgestellt  sind,  kann  man  mit  Fug  und  Recht  behaupten, 
daß  wir  jede  Minute  im  Jahre  einen  Arbeiter  ins  Krankenhaus 
oder  auf  den  Kirchhof  befördern." 

In  derselben  Zeitschrift  kennzeichnet  der  Verfasser  des  nachstehenden  Heftes 
Charles  Kichmond  Henderson,  Professor  der  Volkswirtschaft  an  der 
Universität  Chicago,  den  gegenwärtigen  Stand  der  Arbeiterunfallversicherung 
(„Workingmen's  Accident  Insurance",  8.  823  ff.)  mit  den  Eingangsworten:  „Bis 
zu  dieser  Stunde  besteht  der  einzige  gesetzliche  Schutz  fttr  einen  verwundeten 
Soldaten  in  der  Armee  der  Arbeit  in  dem  alten  und  veralteten  Unternehmer- 
Haftpflichtgesetz  und  dem  Kreisarmenhause.  Das  Haftpflichtgesetz  versagt  selbst 
auf  seinem  engbegrenzten  Gebiet  ..."  und  im  Anschluß  hieran  gibt  George  W. 
A 1  g  e  r,  Vorsitzender  des  Kinderschutzkomitees  in  New  York,  folgende  Schilderung 
von  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Uuternehmerhaftpf licht  (The  present  Situation 
of  employers'  liability,  S.  826  ff.):  „Die  Botschaft  des  Präsidenten  hat  aufs  neue  ein 
erhebliches  Interesse  fttr  die  Frage  erweckt,  die  Entschädigung  fttr  Betriebsunfälle 
gesetzlich  zu  regeln.  Die  gegenwärtige  Lage  bezttglich  der  Entschädigung  von 
ünfallverletzungen  ist  weit  davon  entfernt,  zu  befriedigen.  Wir  sind  auf  diesem  Ge- 
biet tatsächlich  hinter  jedem  Industriestaat  in  der  Welt  zurttck.  Eine  große  Masse 
von  Betriebsunfällen  ereignen  sich,  und  ein  sehr  kleiner  Prozentsatz  der  bezttglichen 
Fälle  ftthrt  zu  einer  wirklichen  Entschädigung,  die  der  Arbeiter  mit  Hilfe  der 
Gerichte  schließlich  erlangt  ..."  „Seitens  der  Gerichte  besteht  in  New  York 
wenig  Neigung,  die  Vorschriften  des  Unternehmerhaftpflichtgesetzes,  welches  darauf 
abzielt,  die  Hapftflicht  des  Unternehmers  auf  die  Handlungen  seiner  eigenen  Betriebs- 
beamten auszudehnen,  liberal  auszulegen,  und  dasselbe  gilt  betreffs  der  Klausel  im 
Gesetz,  welche  die  Wirkung  des  Ein  vvandes  der  ttbernommenen  Gefahr  etwas  einschränken 
will,  dL  h.  des  Einwandes,  daß  der  Arbeiter  die  Betriebsgefahr  kannte,  welcher  ihn 
die  Nachlässigkeit  seines  Unternehmers   ausgesetzt   hatte,   und   daß   er   durch  die 
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Fortsetzung  der  Arbeit  sein  Einverständnis  bekundet  habe,  das  Risiko,  verletzt  zu 
IV erden,  auf  sieh  zu  nehmen,  ohne  dafür  von  seinem  Unternehmer  Entschädigung  zu 
beanspruchen.  Dieser  letztere  Einwand  des  übernommenen  Risikos  hat  in  New  York 
in  Wirklichkeit  den  ganzen  Wert  der  Vorschriften  des  Arbeitsgesetzes,  welches 
an  der  Maschinerie  in  Fabriken  Schutzvorrichtungen  zugunsten  der  Arbeiter 
verlangt,  die  Reinigung  der  im  Gange  befindlichen  Maschinen  verbietet  und  ähnliche 
Vorschriften  macht,  einfach  hinweggefegt.  Die  New  Yorker  Gerichte  haben  diese 
Vorschriften  des  Axbeitsgesetzes  so  ausgelegt,  daß  der  Arbeiter,  falls  er  bei  der 
Arbeit  verbleibt,  obwohl  er  weiß,  daß  das  Gesetz  von  seinem  Arbeitgeber  verletzt 
worden  ist,  dadurch  sein  stillschweigendes  Einverständnis  mit  der  Gesetzesverletzung 
zu  erkennen  gibt  und  einräumt,  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung  zu  haben, 
sobald  er  infolge  jener  Gesetzesverletzung  einen  Unfall  erleidet.  Dies  ist  allgemeiner 
amerikanischer  Grundsatz  mit  wenigen  Ausnahmen.  Es  ist  aber  gerade  das 
Gegenteil  von  dem  englischen  Grundsatz,  nach  welchem  die  Gerichte  solcher  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung volle  Wirksamkeit  geben.  Die  Grundsätze  des  amerikanischen 
Rechtes  beruhen  noch  durchweg  auf  der  Theorie,  den  Arbeitgeber  als  einen 
llebeltäter  für  persönliche  oder  zurechnungsfähige  Nachlässigkeit,  wo  diese  nach- 
gewiesen werden  kann,  zu  bestrafen,  statt  die  Industrie  für  ihr  eigenes  Blut- 
vergießen zahlen  zu  lassen.  Bei  uns  liegt  Asquiths  (englischer  Finanzminister) 
Ausspruch,  ,das  Leben  des  Arbeiters  ist  den  Produktionskosten  zuzurechnen* 
noch  außerhalb  dessen,  was  wir  unter  der  Gerechtigkeit  verstehen  .  .  ."  „In  dieser 
veralteten  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  sind  indessen  in  den  letzten 
zehn  Jahren  einige  Fortschritte  gemacht  worden.  Der  Fortschritt  ist  aber  ein 
sehr  langsamer,  da  die  gesetzgebenden  Körperschaften  mehr  auf-  die  Interessen  der 
großen  Geschäftsleute  hören,  welche  aus  dem  Staat  auszuwandern  drohen,  falls  ihre 
Htiftpflicht  verschärft  wird,  als  auf  die  von  der  Arbeiterschaft  erhobenen  Ansprüche 
.auf  Gerechtigkeit.  Die  wirtschaftliche  Konkurrenz  zwischen  den  Staaten  hat  viel 
dazu  beigetragen,  die  Arbeitergesetzgebung  zu  verzögern  und  besonders  die 
Haftpfiichtgesetzgebung;  soweit  solche  Gesetze  erlassen  sind,  haben  sie  sich  zum 
allergrößten  Teil  darauf  beschränkt,  die  sogenannte  "fellow-8ervant"-Theorie,^) 
welche  dem  gemeinen  Recht  gemäß  den  Arbeitgeber  von  der  Haftpflicht  befreit, 
sobald  der  Unfall  durch  die  Nachlässigkeit  eines  Mitarbeiters  veranlaßt  ist,  ab- 
zuändern (oder  in  einigen  wenigen  Fällen  abzuschaflfen).  Einige  wenige  Staaten 
haben  den  vorhin  erwähnten  gemeinschaftlichen  Grundsatz  des  ,übernommenen 
Risikos'  ein  wenig  abgeändert.  Das  Bunde  shaftpflichtgesetz,  welches  die 
zwischenstaatlichen  Eisenbahnen  betriflPt,  würde  für  etwa  eine  Million  Eisenbahn- 
arbeiter eine  sehr  große  Wohltat  bedeuten,  falls  seine  Konstitutionalität  von  den 
höheren  Bundesgerichten  aufrechterhalten  würde.  ^)  Diese  Frage  ist  zurzeit  noch 
nicht  entschieden,  obwohl  die  Entscheidungen,  welche  das  Gesetz  für  verfassungs- 
widrig erachten,  sehr  anfechtbar  erscheinen." 

Nach  dem  Vorausgeschickten  wird  man  sagen  dürfen,  daß  im  Vergleich  zur 
deutschen  Arbeiterschutz-  und  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  ^)  die  sozialpolitische 
Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten,  insoweit  von  einer  solchen  überhaupt  schon 
gesprochen  werden  kann,  sich  noch  in  den  ersten  Anfängen  befindet  und  der 
Arbeiterschaft  ein  sehr  geringes  Maß  von  Schutz  und  Fürsorge  zuwendet, 
besonders  aber  auf  dem  Gebiet  der  Betriebsunfälle  und  der  Gewerbekrank- 
heiten sowohl  in  bezug  auf  die  Verhütung  solcher  Berufsgefahren  wie  hin- 
sichtlich der  Entschädigung  ihrer  verderblichen  Folgen  nahezu  versagt.^) 

Da  nach  der  Konstitution  der  Union  das  Gewerberecht  nicht  zur  Zuständig- 
keit der  Bundesgesetzgebung  gehört  und  jeder  Einzelstaat  aus  Furcht  vor  der 
Konkurrenz    der   anderen    Staaten    Bedenken    trägt,    seine   Industrie    einseitig    zu 

0  Vgl.  das  Nähere  im  Heft  XVIT  S.  39  ff. 

^)  V;?l.  oben  S.  37  Note  2. 

=*)  Vgl,  „Arbeiterbewegung  und  Sozialreform  in  Deutschland",  Berlin  1893,  und  „Die 
soziale  GesetzgebunüT  des  Deutschen  Reiches",  Berlin  1904  (in  der  Zeitschrift  „Der  Arbeiter- 
freund^',  Jahrg.  19üi  8.  120  ff.  und  in  dem  sozialstatistischen  Jahrbuch  „Social  Service",  New 
York  1904  unter  „Social  legislation  of  the  Gemian  Empire"). 

*)  ^gJ-  rSt)cial  Service"  a.  a.  0.,  S.  158  ff.  und  ,,Bulletin  of  the  Bureau  of  Labor",  a.  a.  0. 
S.  1421  ff. 
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„reglementieren'*,  so  ist  in  bezog  auf  Unfall-  und  Krankheitsverhütung  das  herkömm* 
liehe  „laissez  faire,  laissez  aller'*  meist  vorherrschend  oder  aber  die  angeordneten 
Schutzvorschriften  bleiben  in  Ermangelung  einer  durchgreifenden  Kontrolle  auf  dem 
Papier.  Ebenso  unwirksam  erweisen  sich  die  überaus  buntscheckigen  und  lUeken- 
haften  einzelstaatlichen  Haftpflichtgesetze,  ^)  zumal  dieses  ganze  Rechtsgebiet  vor- 
nehmlich noch  von  der  berüchtigten  „fellow-servant  Theorie"  beherrscht  wird,  welche 
wegen  ihrer  Ungerechtigkeit  gegen  die  verunglückten  Arbeiter  selbst  in  England 
«chon  vor  zehn  Jahren  (durch  das  Unfallentschädigungsgesetz  von  1897)  abgeschafft 
worden  ist.  *)  Wie  rückständig  auf  diesen  sowohl  für  die  Arbeiterwelt  wie  für 
das  Gesamtwohl  so  wichtigen  Gebieten  die  amerikanische  Gesetzgebung  noch  ist, 
ergibt  sich  im  Einzelnen  aus  der  nachfolgenden  Darstellung  des  Professor  Hen- 
derson,  und  es  ist  danach  begreiflich,  wenn  seit  einem  Jahrzehnt,  jemehr  diese 
Erkenntais  durchbricht,  sich  immer  zahlreichere  und  gewichtige  Stimmen  erheben, 
die  zu  Gunsten  der  ca.  29  Millionen  Lohnarbeiter  der  Union  eine  zielbewußte  und 
durchgreifende  Zwangsversicherung  nach  dem  erprobten  deutschen  Vorbilde  ver- 
langen. ^)  Allerdings  stehen  der  Lösung  dieser  Fragen  in  Amerika  ganz  besondere 
Schwierigkeiten  entgegen.  Nicht  allein  daß  das,  was  man  bei  uns  in  Europa 
unter  „sozialen  Pflichten"  begreift,  der  amerikanischen  Gesellschaft  noch  so  gut 
wie  unbekannt  ist  und  deshalb  seitens  der  Interessenten  und  Parlamente  um  so 
größere  Widerstände  zu  erwarten  sind,  fehlt  es  auch  an  den  verfassungsmäßigen 
Grundlagen,  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung  einheitlich  vorzugehen,  da  jeder 
der  45  Einzelstaaten  sein  eigenes  Gesetzgebungsrecht  hat  und,  wie  schon  erwähnt, 
keiner  den  ersten  Schritt  tun  will.  Der  Verfasser  der  nachfolgenden  Darstellung  (S.  1  ff.) 
hält  eine  bezügliche  Veriassungsänderung  bis  auf  weiteres  für  ausgeschlossen 
und  erhofft  die  Lösung  der  Schwierigkeiten  davon,  daß  durch  vorbildliches  Vor- 
gehen der  Bundesgewalt  auf  den  ihrer  Einwirkung  unterliegenden  Gebieten  (s. 
oben  S.  37"^)  und  durch  den  Druck  der  öffentlichen  Meinung  auf  ein  tunlichist 
gleichzeitiges  und  gleichartiges  Vorgehen  der  Einzelstaaten  hingewirkt  wird.  Wenn 
man  sich  aber  vergegenwärtigt,  wie  es  schon  in  den  einzelnen  Staaten  Europas 
oft  jahrzehntelanger  Anstrengungen  bedurft  hat,  um  nur  ein  einziges  sozial- 
politisches Gesetz  zu  Stande  zu  bringen,*)  so  dürfte  doch  die  Frage  entstehen, 
ob  nicht  bei  der  überschnellen  Entwicklung  des  amerikanischen  Indostrialismus 
einerseits  die  Notwendigkeit  sozialer  Schutzgesetze,  andererseits  der  Einfluß  der 
Arbeiterschaft  sich  in  kurzem  derart  geltend  machen  werden,  daß  der  Weg  der 
Verfassungsänderung  —  sei  es  mittels  einer  formellen  Abänderung  oder  einer  den 
zeitlichen  Anforderungen  Rechnung  tragenden  Auslegung  der  „Interstate  commerce" 
Klausel  (Art  1  §  8;  s.  oben  S.  40*  und  Herr  a.  a.  0.,  S.  77)  —  d.  h.  der  Weg 
der  Bundesgesetzgebung  als  der  einzige  ans  Ziel  führende  erkannt  wird.  ^)  Wir 
dürfen  in  dieser  Beziehung  daran  erinnern,  daß  z.  B.  in  der  freien  Schweiz 
unter  ganz  gleichartigen  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  nnd  nach 
jahrelangem  Herumprobieren  mit  einzelstaatlichen  Gesetzen  schließlich  auch  jener 
Weg  betreten  wurde,*)  und  daß  es  in  England  dem  Einfluß  der  mit  den  letzten 
Parlamentswahlen  erstandenen  neuen  „Arbeiterpartei"  zuzuschreiben  war,  wenn 
u.  a.  in  der  Trade  Disputes  Act,®)    der  Workmen's  Compensation   Act^)   und  der 

1)  Vgl.  -Bulletin  of  the  Bureau  of  Labor",  Washington  1904,  Nr.  54  S.  1469  ff.  und  das 
Jahrbuch   „Social  Service",  New  York  1906,  S.  156  sowie  H  err ,  a.  a.  0.,  S.  144  0. 

«)  Vgl.  Heft  XVI  S.  17  ff.,  V  S.  16,  80  und  Va  S.  59  ff.,  sowie  Herr,  a.  a.  0.,  S.  48  ff.' 

')  Vgl.  Herr,  a.  a.  ().,  S.  48 ff.,  ferner  „Industrial  Insurance",  The  existing  need 
of  providing  aW  for  injured  workingmen  and  their  dependent  families  —  A  review  of  methods 
—  Reprinted  from  the  Chicago  Daily  News,  Chicago  1907,  und  „Bulletin  of  the  Bureau 
of  Labor",  Washington  1906,  Nr.  67  S.  781—822,  wonach  „industrial  insurance"  (Arbeiter- 
Tersicherung)  mit  kleinen  und  häufigen  Prämienzahlungen  sich  um  das  Vielfache  teurer 
stellt  als  „ordinary  insurance"  mit  großen  und  seltenen  Prämienzahlungen. 

♦)  Vgl.  die  internationaleu  Uebersichten  in  Heft  XVI  und  im  „Leitfaden"  1906  a.  a.  0. 

^)  Vgl.  Heft  XI  S.  3,  7  ff. 

^  Vgl.  „Beichsarbeitsblatt",  Berlin  1907,  S.  150.    Durch  dieses  Gesetz  vom  21.  Dezember 

1906  wurde  u.  a.  die  durch  eine  Entscheidung  des  House  of  Lords  im  Jahr  1901  statuierte 
zivilrechtliche  Haftung  der  Gewerl^vereine  für  die  Handlungen  ihrer  Mitglieder  oder  Beamten  in 
bezug  auf  Schadensersatz  bei  Streiks  wieder  beseitigt.    Siehe  auch  O  i  1  m  a  n ,  a.  a.  0.  8.  181  ff. 

')    Durch    das   neue   üntallentschädigungsgesetz   vom   21.    Dezember   1900   (am    1.   Juli 

1907  in  Kraft  tretend)  ist  die  Unfallversicherung,  welche  das  Stammgesetz  von  1897  i.  W.  auf 
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Vorbereitung  eines  Old  Age  Pension  System  ^)  in  kürzer  Aufeinanderfolge 
Forderungen  durchgesetzt  wurden,  welche  bis  vor  kurzem  noch  als  unerfttllbar 
galten.  Daß  die  Entwicklung  in  den  Vereinigten  Staaten  nach  ähnlicher  Richtung 
drängt,  dafür  liegen  auf  den  vorbezeiehneten  Gebieten,  die  in  einer  so  großen 
Volkswirtschaft  wie  die  der  Vereinigten  Staaten  mit  ihren  51  Einzelgebieten  um 
so  mehr  nach  einheitlicher  Regelung  verlangen,  schon  eine  ganze  Reihe  von  An- 
sätzen vor,  wie  sich  u.  a.  aus  der  zunehmenden  Zahl  solcher  Bundesgesetze  bzw. 
Bundesämter,  aus  den  Berichten  der  Industrial  Commission  und  aus  den  verschie- 
denen Kongreßbotschaften  unschwer  erkennen  läßt  ^  Hat  aber  die  amerikanische 
Nation  erst  einmal  in  ihrer  Mehrheit  die  Ueberzeugung  gewonnen,  daß  sich  nur 
im  Wege  der  Bundesgesetzgebung  die  Schattenseiten  der  modernen  Entwicklung 
überwinden,  die  sozialen  Fortschritte  durchsetzen,  die  Wohlfahrt  der  Gesamtheit 
sicherstellen  lassen,  so  wird  sie  bei  der  bekannten  Energie  und  dem  praktischen 
Sinn  der  Amerikaner  auch  über  jene  Kompetenzschvnerigkeiten  hinauskommen,  uih 
ihre  reichen  Mittel  und  Kräfte  dem  Kulturfortschritt  dienstbar  zu  machen. 

Nach  alledem  dürften  die  deutschen  Arbeiter,  welche  alles  das  an  ge- 
setzlichem Schutz  und  Beistand  schon  besitzen,  was  die  amerikanischen  Arbeiter  noch 
entbehren,  kaum  Veranlassung  haben,  diese  zu  beneiden.  Ebenso  haltlos  ist  die 
in  unserer  Arbeiterpresse  so  häufig  aufgestellte  und  auch  sonst  gehörte  Behauptung^ 
daß  die  wirtschaftliche  Lage  der  deutschen  Arbeiter  angeblich  selbst  noch  hinter 
der  der  englischen  zurückstehe,  daß  der  deutsche  Arbeiter  sich  nicht  nur  mit 
einem  niedrigeren  Lohn  abzufinden  habe,  sondern  überdies  durch  die  deutschen  Schutz- 
(Vieh-  und  Getreide-)  Zölle  fünfmal  so  hoch  besteuert  werde  als  der  englische 
Arbeiter  (s.  oben  S.  11*).  Auch  hier  beurteilt  man  im  Auslande  selbst  die  Verhältnisse 
wieder  einmal  unbefangener  und  gerechter  als  bei  uns  zu  Hause.  Daß  der  bei- 
spiellose wirtschaftliche  Aufschwung  Deutschlands  im  letzten  Vierteljahrhundert 
nicht  rein  zufällig  mit  der  kaiserlichen  Sozialpolitik  und  der  damit  in  engster 
Wechselbeziehung  stehenden  nationalen  Schutzzoll-  und  Wirtschaftspolitik  zusammen- 
fäUt,  sondern  im  wesentlichen  hierdurch  hervorgerufen  wurde,  ist  eine  Er- 
kenntnis, die  gerade  in  England  immer  mehr  durchbricht,  und  es  ist  dort 
mehrfach  festgestellt  worden,  daß  die  Lebenslage  der  deutschen  Arbeiter  heutzutage 
im  ganzen  günstiger  und  gesicherter  sei  als  die  der  englischen  Arbeiter.  Es  ist 
schon  oben  (S.  7*/32*)  erwähnt,  mit  welchem  lebhaften  Interesse  man  in  England  den 
Ursachen  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  Deutschlands  nachforscht,  und  wie  schon 
vor  einigen  Jahren  selbst  die  wenig  deutschfreundliche  „Times"  auf  Grund  ein- 
gehender Studien  zu  dem  vorbezeichneten  Ergebnis  kam.  Aus  neuerer  Zeit  liegt 
ein  weiteres  Zeugnis  vor,   welches  um  so  schwerer  ins  Gewicht  fällt,   als   es   von 


die  Großindustrie  mit  rund  sechs  Millionen  Arbeiter  und  die  Novelle  von  1900  auf  die  Land- 
wirtschaft mit  rund  einer  Million  Arbeiter  erstreckte,  einerseits  auf  sämtliche  Lohnarbeiter 
einschließlich  der  Dienstboten,  d.  h.  auf  noch  weitere  vier  bzw.  zwei,  im  ganzen  13  Millionen 
Personen,  andrerseits  —  nach  dem  Vorgange  der  schweizerischen  und  französischen  Gesetzgebung 
—  auch  auf  „Gewerbekrankheit^n"  (industrial  diseases)  ausgedehnt  worden.  Vgl.  „Die  englische 
Arbeitemnf  all  Versicherung  nach  der  Novelle  zum  Haftpflichtgesetz"  von  Henry  W.  Wolff- 
London  a.  a.  0.,  sowie  Heft  XI  S.  8,  auch  Georges  Faulet-  Paris,  „Les  assurances  sociales 
en  Rrance"  und  Reg.-Rat  S  i  e  f  a  r  t ,  „Betriebsunfall  und  Berufskrankheit"  (VII.  Inter- 
nationaler Arbeiterversicherungskongreß  Wien  1905,  I  223  und  II  373  ft.). 

*)  Den  letzten  Nachrichten  zufolge  soll  aus  den  Budgetüberschttssen  alsbald  eine  Summe 
von  20  Millionen  Mark,  die  allmählich  bis  auf  200  Millionen  Mark  ansteigen  soll,  dazu  ausgeworfen 
werden,  um  zunächst  über  75  Jahre  alten  bedürftigen  Personen  eine  Wochenrente  von  fünf  Mark 
zu  gewähren,  was  einstweilen  etwa  600  000  Personen  zugute  kommen  würde,  während  nach  den 
Wünschen  der  „Arbeiterpartei"  dicise  Maßnahme  auf  alle  über  65  Jahre  alten  d.  h.  etwa  drei 
Mülionen  Arbeiter  auszudehnen  wäre.    Vgl.  „Soziale  Pra-xis",  Berlin,  Nr.  25  vom  21.  März  1907. 

^)  Vgl.  oben  S.  37"*^  ff.  und  die  auf  einheitliche  Regelung  hindrängenden  Bestrebungen 
auf  den  für  die  nationale  Volkswirtschaft  so  wichtigen  Gebieten  des  Verkehrs  (Eisenbahn, 
Schiffahrt,  Telegraph  und  Telephon),  des  Bank-  und  Versicherungsweseps,  der 
Nahrungsmittelkontrolle,  des  Einwanderungswesens  usw.  Insbesondere  hat 
dem  gewaltigen  Versicherungswesen  gegenüber,  welches  über  50  Milliarden  Dollars  Versicherungs- 
summe und  etwa  20  Millionen  Policenmhaber  mit  jährlicher  Prämienzahlung  von  einer  Milliarde 
Dollars  umfaßt,  ausweislich  der  bekannten  New  Yorker  Enthüllungen  vor  dem  Armstrong-Unter- 
suchungsausschuß im  Jahre  1905  die  einzelstaatliche  Ofesetzgebung  und  Kontrolle  völlig  versagt 
imd  läßt  sich  auf  diesem  Wege  eine  durchgreifende  Reform  auch  kaum  erwarten.  Vgl.  Herr, 
a.  a.  0.,  8.  36,  50,  57,  63,  114,  116,  126,  132  ff.  sowie  oben  S.  49*  Note  3. 
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wissenschaftlicher  Seite  kommt  und  mit  einer  Fülle  statistischen  Materials  belegt 
wird.  In  seiner  auch  ins  Deutsche  übertragenen')  Schrift  ,,Das  Aufsteigen  der 
arbeitenden  Klassen  Deutschlands  im  letzten  Vierteljahrhundert'*  kommt  W.  J.  Ashley, 
Professor  der  Handelswissenschaft  an  der  Universität  Birmingham,  vormals  Professor 
der  Wirtschaftsgeschichte  an  der  Harvard-Universität  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  außerordentliches  Mitglied  und  Dozent  des  Lincoln  College  in  Oxford, 
zu  dem  Ergebnis,  daß  im  Vergleich  zu  England  „Deutschland  tatsächlich  einen 
großen  Fortschritt  im  Wohlstand  der  großen  Volksmassen  im  letzten  Viertel  Jahrhundert, 
also  in  einer  Periode  energisch  betriebener  Schutzzollpolitik,  aufzuweisen  habe,  und 
daß  die  günstigere  Lage  der  Massen  in  Deutschland  zu  einem  großen  Teil 
das  Resultat  der  praktischen  Sozialreform  sei,  wie  sie  sowohl  durch  die  Ge- 
setzgebung, als  auch  durch  private  Bestrebungen  nach  vielen  Richtungen  hin  unter- 
nommen   worden    sei"  (S.  UI,  IV  a.  a.  0.) „Meine   deutschen    Freunde 

werden  hoffentlich  nicht  der  Ansicht  sein,  daß  ich  die  Verhältnisse  ihres  Landes 
in  zu  hellen  Farben  gemalt  habe.  Wir  müssen  alle  anerkennen,  daß  Deutschland 
seine  Laufbahn  als  Weltmacht  unter  vielen  ungünstigen  Umständen  begonnen  hat; 
wir  müssen  uns  vergegenwärtigen,  daß  während  des  letzten  Vierteljahrhunderts 
eine  gewaltige  innere  wirtschaftliche  Umbildung  stattgefunden  hat,  die,  wie  in  allen 
andern  Ländern,  so  auch  in  Deutschland  große  Uebelstände  hervorrufen  mußte. 
Deutschland  ist  ein  großer  Industriestaat  geworden;  die  mit  dem  modernen 
Maschinenwesen  und  dem  Großkapital  verbundenen  neuen  Betriebsweisen  haben 
bis  dahin  ungekannte  Beschäftigungsformen  geschaffen;  gewaltige  Anhäufungen  in 
den  Städten  sind  in  die  Erscheinung  gerufen  worden;  die  Hausindustrien  sind  ver- 
nichtet oder  in  Gefahr,  bloße  Parasiten  im  Volkskörper  zu  werden,  und  zu  gleicher 
Zeit  ist  die  nationale  Landwirtschaft  wie  bei  allen  alten  europäischen  Nationen 
dem  drückenden  Wettbewerb  des  jungfräulichen  Bodens  neuer  Länder  ausgesetzt 
worden.  Daß  Deutschland  aus  dieser  Prüfung  nicht  mit  mehr  Trümmern  und 
Verlusten  hervorgegangen  ist,  als  es  tatsächlich  erlitten  hat,  daß  seine  Gesetz- 
geber Anstrengungen  von  beispielloser  Größe  gemacht  haben,  das  Volk  gegen  die 
Not  mit  ihren  entsittlichenden  Folgen  zu  versichern,  daß  die  Landwirtschaft  ge- 
rettet und  als  ein  großer  Bestandteil  im  gesunden  Leben  der  Nation  erhalten 
worden  ist^  —  das  alles  ist  wahrlich  für  jeden  deutschen  Bürger  Grund  genug, 
sieh  zu  beglückwtlnsohen"  (S.  V,  VI  a.  a.  0.).  Nachdem  dies  durch  Vergleiche 
zwischen  den  deutschen  und  englischen  Arbeiterklassen  in  bezug  auf  V  erdienst, 
Lohnsätze ,  Arbeitszeit ,  Fabrikeinrichtung ,  Versicherung ,  N  eben  beschäftigung , 
Lebensmittelpreise,  Kleidung  und  Wohnung  eingehend  erläutert  worden  ist 
(8.  1 — 45  a.  a.  0.),  geht  der  Verfasser  zu  einigen  „handi^eiflichen  Kennzeichen 
des  Volkswohlstandes'*  über,  um  festzustellen,  daß  z.  B.  „die  Last  der  öffentlichen 
Armenunterstützung  in  England  ungefähr  zweimal  so  groß  als  in  Deutschland 
ist",*)  „daß  die  in  den  Sparkassen  Großbritanniens  niedergelegten  Beträge  wiederum 
nur  halb  so  groß  sind  als  die  in  den  gleichartigen  deutschen  Instituten'^/)  „daß 
die  durchschnittliche  Lebensdauer  der  Männer  und  Frauen  in  England  geringer  ist 
als  in  Preußen":   (s.  die  Tabelle  auf  S.  52*). 

Bezüglich  der  „ländlichen  Arbeiterklassen"  wird  dann  als  besonders 
bemerkenswertes  Elrgebnis  der  beiden  Berufszählungen  von  1882  und  1895  her- 
vorgehoben (S.  59),  „daß  während  der  13  Jahre  1882 — 1895  die  bäuerlichen 
Betriebe  von  2 — 20  ha,  was  im  wesentlichen  identisch  sei  mit  bäuerlichem  Eigen- 
tum, sowohl  in  der  Gesamtgröße  an  und  für  sich,  wie  auch  im  Verhältnis  zur 
angebauten  Fläche  zugenommen  hatten,  während  gleichzeitig  die  Parzellen- 
betriebe unter  2  ha  sowohl   an    Gesamtfläche   wie   im  Verhältnis    ein  wenig,    alle 

')  F.  Scharf,  Tübingen  1906  (Lanppsche  Buchhandlong). 

=*)  Vgl.  The  Tariff  Commission,  Vol.  III:  „Report  of  the  Agricultural  Committee",  London 

1906,  sowie  Max  Schippel   „Europäische  Landwirtschaft  unter  Freihandel   imd  Schutzzoll" 
und  ^Agrarkrisis,  Indnstrie  und  Industriearbeiter"  in  den  .,Soziali8ti8chen  Monatsheften",  Berlin 

1907,  S.  200/271  ff. 

*)  Schmoller,  ..Grundriß  der  allgremeinen  Volkwirtschaftslehre"  II  (1904)  S.  325. 

*)  S  c  h  m  0  11  e  r ,  a.  a.  0.,  S.  251.  Vgfl.  auch  „Arbeiterversichernng  und  Volkswirtschaft" 
S.  127  ff.  (8.  S.  31*  Note  4  und  S.  11*  Note  3)  und  „Life  and  Labour  in  Gennany"  S.  1  U  ff. 
(15.  8.  7*  Not»  2). 
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Lebenserwartung   der   verschiedenen   Altersstafen 
in   Preaße«[   und   England.^) 

(Tabelle  zu  Seite  51*) 


Altersstufe 

Männer 

Frauen 

Preaßen 

England 

Preußen 

England 

20 

41.6 

40.3 

44. 

42.40 

30 

33.87 

32.52 

36.17 

34.76 

40 

26.3 

25.42 

28.67 

27.60 

50 

19.47 

18.82 

21.08 

20.56 

60 

13.3 

12.88 

14. 

14.10 

70 

8.22 

8.04 

8.69 

8.77 

größeren  Besitzungen  aber  (mit  Ausnahme  der  ganz  großen)  bedeutend  abgenommen 
und  die  ganz  großen  Besitzungen  nur  um  ein  geringes  zugenommen  hatten^.  ^  Zur 
Charakterisierung  dieser  Entwicklung,  deren  Tendenz  nach  allgemeiner  Auf- 
fassung noch  fortdauere,  die  Marx  sehe  Verelendungstheorie  aber  widerlege^ 
zitiert  Ashley  aus  dem  „gediegenen  Buch  von  Dr.  David,  einem  sozial- 
demokratischen Schriftsteller,  der  auch  als  große  Autorität  in  Agrarfragen  gilt*', 
folgenden  Ausspruch:  „Danach  sind  also  gerade  die  Betriebe  der  bäuerlichen 
Selbstwirtschafter  im  Vormarsch  begriffen,  d.  h.  die  Betriebe,  die  groß  genug  und 
nicht  größer  sind,  als  nötig  ist,  um  einer  Bauemfamilie  volle  Arbeit  und  Existenz 
zu  gewähren." *)  Mit  Bezug  auf  die  englische  Entwicklung  bemerkt  hierzu 
Ashley  (S.  64),  „daß,  während  Deutschland  aus  der  schlimmsten  Periode  der 
landwirtschaftlichen  Depression  mit  einer  tatsächlichen  Zunahme  seines  unab- 
hängigen Bauernstandes  hervorging,  die  spärlichen  Reste  einer  ähnlichen  Klasse  in 
England  dem  ungemilderten  Druck  der  amerikanischen  Konkurrenz  ausgesetzt 
waren  und  so  zum  großen  Teil  um  ihre  Existenz  gebracht  wurden".*) 

Hinsichtlich  der  Landarbeiterklasse,  welche  in  Deutschland  etwa  fttnf- 
mal  so  groß  sei  als  in  England  (5  445  924  nach  der  Berufszählung  von  1895  gegen 
rund  eine  Million  in  England)  und  deshalb  für  Deutschland  von  allergrößter 
Wichtigkeit  sei,  wird  „die  Tatsache,  daß  sich  ihre  Lage  während  der  letzten 
wenigen  Jahrzehnte  ohne  Frage  erheblich  gebessert  habe",  als  besonders  bedeu- 
tungsvoll bezeichnet.  Selbst  in  den  sechs  östlichen,  am  wenigsten  fortgeschrittenen 
Provinzen  hätten  sich  die  Wochenlöhne  von  1849  bis  1892,  nach  ihrer  Kaufkraft 
in  Roggen  abgeschätzt,  verdoppelt  (1849:  3—4.2  M.  =  30  kg  Roggen;  1892: 
7 — 9  M.  =  60  kg  Roggen),^)  und  die  Steigerung  der  länfiichen  Tagelöhne 
seit  1873  werde  auf  meb:  als  50%  veranschlagt.^ 

Der  Verfasser  geht  dann  zur  Besprechung  der  Lage  der  deutschen  Industrie- 
arbeiter über  und  verweist  auf  ein  englisches  Blaubuch,  ^  nach  dessen  „vor- 
läufigen und  teilweisen  Untersuchung*'  zwar  in  allen  fttnf  (untersuchten)  Ländern 
—  Großbritannien,  Vereinigte  Staaten,  Deutschland,  Frankreich,  Italien  —  eine 
Lohnsteigerung  stattgefunden  habe,  „die  Steigerung  in  Deutschland  aber  die 
größte  sei",  „auch  nicht  durch  eine  Steigerung  der  Lebensmittelpreise  auf- 
gewogen worden  sei". 

Unter  Beiziehung  umfangreichen  statistischen  Materials  wird  diese  Lohn- 
steigerung während  der  letzten  20  Jahre  (1884 — 1904)  für  gelernte  Arbeiter  mehr- 
fach  auf   50  ^/o    und   selbst   für   ungelernte  gewöhnliche  Tagearbeiter  (im  Durch- 


')  B  a  1 1 0  d  ,  „Die  mittlere  Lebensdauer  in  Stadt  und  Land"  (Schmollers  Forschungen) 
1899,  S.  23—26. 

^)  Vgl.  „Die  Landwirtschaft  im  Deutschen  Reich"  (Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Neue 
Folge,  Band  112),  BerHn  1898  S.  15  ff. 

^  „Sozialismus  und  Landwirtschaft",  1903,  Bd.  I  S.  49. 

*)  Vgl.  Final  Report  of  the  Royal  Commission  on  Agriculture,  London  1898,  S.  31  ff. 

^)  S  c  h  m  0  1 1  e  r ,  a.  a.  0.,  S.  296. 

®)  Dr.  Steinbrück,  „Die  deutsche  Landwirtschaft"  im  „Handbuch  der  Wirtschafts- 
kunde Deutschlands"  1902,  II  41,  und  Dr.  Victor  Böhmert  im  „Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften",  Jena  1898,  I  892. 

')  British  and  Foreign  Trade  and  Industry,  London  1903,  Cd.  1761,  S.  224,  226,  275. 
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schnitt  der  Städte  über  100  000  Einwohner)  auf  nahezu  25  ^^  berechnet  (S.  76 
biß  100).  Um  das  Bild  noch  weiter  zu  vervollständigen,  untersucht  der  Verfasser 
sodann  gewisse  ,,Kennzeichen  zunehmenden  Wohlstandes"  (S.  100  flf.).  Aus  der 
Einkommensteuerstatistik  für  das  Königreich  Sachsen,  welche  den  besonderen 
Vorzug  habe,  bis  1880  zurückzureichen,  einen  hohen  Grad  der  Genauigkeit  zu  ver- 
btlrgen  und  den  industriell  höchst  entwickelten  Teil  Deutschlands  zu  vertreten, 
ergebe  sich  unzweifelhaft,  „daß  ein  höchst  befriedigender  Wechsel  in  der  öko- 
nomischen Struktur  der  Gesellschaft  vor  sich  gegangen  ist.  Die  Klassen  mit  dem 
niedrigsten  Einkommen  (und  in  Sachsen  gehen  die  Berichte  bis  auf  400  M.  jähr- 
liches Einkommen  herunter)  haben  sich  in  ihrem  Verhältnis  zur  Gesamtbevölkerung 
in  einem  höchst  bemerkenswerten  Grade  vermindert,  während  die  Einkommen  der 
nächsthöheren  Stufen  sich  deutlich  vermehrt  haben".  ^) 

1  Verhältnis  der  Einkommen  bestimmter  Einkommensklassen  zum 
Gesamteinkommen  in  Sachsen  in  den  Jahren  1880  und  1896,  in  %  ausgedrückt. 


Klassen 

1880 

1896 

Unter  950  M. 

950  bis  1250    „ 

1250    „    1600    „ 

1600    „    1900    „ 

1900    ,.    2200    „ 

45.00 
7.63i 
6.05 
3.66 
3.O5J 

•20.39 

36.00 
9.861 
6.74 
3.67 
3.I7J 

•23.44 

n.  Verhältnis  der  Personenzahl  in  bestimmten  Einkommensklassen  zur 
Bevölkerung,  in  ^Iq  ausgedrückt. 


Klassen 

1880 

1896 

Unter  950  M. 

30.76 

30.54 

950  bis  1250    „ 

2.32 

4.27 

1250    „    1600    „ 

1.38 

2.23 

1600    „    1900    „ 

0.69 

0,99 

1900    „    2200    „ 

0.49 

0.73 

IlL  Verteilung    der  Zensiten   bestimmter  Einkommenklassen  von  Dres- 
den, Leipzig,  Chemnitz,  in  ^j^. 


Klassen 

Dresden 

Lei 

pzig 

Chemnitz 

1880 

1896 

1880 

1896 

1880 

1896 

Unter  600  M. 

50 

32 

47 

36 

56 

41 

600  bis     950    „ 

28 

37 

28.5 

29.5 

25 

30 

950    ,.    1260    „ 

10.5 

16 

11.5 

17.5 

10 

14.5 

1250    „    1600    „ 

6 

8 

7               10 

0 

8.5 

1600    .,    2200    „ 

5.5 

7 

6 

7 

4 

G 

Unter  Hinweis  auf  die  neuere  Statistik  (1896—1902)  im  „Statistischen  Jahr- 
buch für  das  Königreich  Sachsen",  Jahrgang  1904,  welche  dieselbe  Fortentwicklung 
erkennen  lasse,  heißt  es  (S.  105):  „Wenn  die  Statistik  überhaupt  etwas  lehren 
kann,  so  zeigt  die  vorliegende,  daß  die  Zahl  der  kleinsten  Einkommen  im  Ver- 
hältnis stetig  abnimmt,  während  die  der  vergleichsweise  gut  situierten  Arbeiter- 
klassen stetig  zunimmt."  Hinsichtlich  des  Materials  für  Preußen,  welches  in 
allgemeiner  Weise  die  schon  so  deutlich  geschauten  Folgerungen  bestätige,  bezieht 
sich  der  Verfasser  „auf  eins  der  einflußreichsten  und  merkwürdigsten  Bücher  der 
letzten  Jahre",  „Die  Voraussetzung  des  Sozialismus"  von  Eduard  Bernstein, 


^)  Dr.  Victor  Böhmert,   ..Die  Verteilung  des  Einkoiniuens  in  Preußen  und  Sachsen", 
1898.  S.  11  ff 
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dem  kompeteDtesten  nnter  den  lebenden  sozialdemokratischen  Schriftstellern 
Deutschlands"  mit  folgendem  Zitat  (S.  49  a.  a.  0.):  „In  Preußen  gab  es,  wie  die 
Leser  Lassalles  wissen,  1854  bei  einer  Bevölkerung  von  16.3  Millionen  nur 
44  407  Personen  mit  einem  Einkommen  von  über  1000  Talern.  Im  Jahre  1894/95 
versteuerten,  bei  einer  Gesamtbevölkerung  von  gegen  33  Millionen,  321  296  Personen 
Einkommen  über  3000  Mk.  1897/98  war  die  Zahl  auf  347  328  gestiegen. 
Während  die  Bevölkerung  sich  verdoppelte,  hat  sich  die  Schicht  der  besser  situierten 
Klassen  mehr  als  versiebenfacht.  Selbst  wenn  man  dagegen  in  Anrechnung  setzt, 
daß  die  1866  annektierten  Landesteile  meist  größere  WohlhabenheitsziflFern  auf- 
weisen als  Altpreußen,  und  daß  viele  Lebensmittelpreise  in  der  Zwischenzeit  er- 
heblich gestiegen  sind,  kommt  noch  mindestens  ein  Zunahmeverhältnis  der  besser 
Situierten  gegen  das  der  Gesamtbevölkerung  von  weit  über  2:1  heraus."  Ashley 
bemerkt  hierzu  (S.  107):  „Um  den  Gegensatz  zu  den  Verhältnissen  zur  Zeit  Lassalles 
zu  beleuchten,  mußte  Bernstein  die  Einkommen  über  3000  M.  (diese  Zahl  be- 
deutet für  Deutschland  ein  Mittelklasseneinkommen)  heranziehen,  weil  damals  und 
noch  lange  nachher  die  preußische  Einkommensteuer  von  dieser  Ziffer  ausging. 
Aber  dieses  relative  Zunehmen  des  Wohlstandes  der  unteren  ,Bourgeoisie*  ist  von 
derselben  Art  wie  die  Einkommenssteigerung  bei  den  arbeitenden  Klassen.  Es  legt 
Zeugnis  ab  für  ein  sich  über  die  ganze  Nation  erstreckendes  Fortschreiten  des 
allgemeinen  Wohlstandes."  Die  Ziffern  des  gegenwärtigen  Einkommens- 
steuersystems zeigten  aber,  obwohl  sie  sich  nur  über  wenige  Jahre  erstrecken, 
für  Preußen  einen  ähnlichen  Fortschritt  auch  unter  den  ärmsten  Klassen,  wie  er 
in  Sachsen  vorhanden  sei,  da  in  Preußen  1892  noch  70.77  ^/^j  1900  nur  62.41  ^/^ 
der  Zensiten  ein  Einkommen  von  weniger  als  900  M.  hatten.  In  ähnlicher  Weise 
wird  an  Hand  der  deutschen  Sparkassenstatistik  (für  Preußen,  Bayern, 
Sachsen)  nachgewiesen,  wie  im  letzten  Vierteljahrhundert  die  Einlagen  in  den 
deutschen  Sparkassen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  sowohl  an  Zahl  wie  an  Höhe 
stetig  zugenommen  haben,  und  „daß  die  eigentlichen  Arbeiter  hieran  ganz  hervor- 
ragend —  etwa  mit  der  Hälfte  der  Einlagen  —  beteiligt  seien."  ^) 

Einen  weiteren  Beleg   biete   der   erstaunliche  Aufschwung   der  Genossen- 
schaftsbewegung  unter  den  arbeitenden   Klassen  Deutschlands   seit   1886 :  *) 


Jahr 

Zahl  der  berichtenden  Vereine 

Mitglieder 

Umsatz  in  Mill.  Mark 

1886 

164 

144  000 

38.3 

1888 

198 

173  000 

46.8 

1893 

377 

264000 

68.3 

1895 

460 

292  000 

82.6 

1899 

534 

468  000 

115.0 

1900 

568 

522  000 

126.9 

obwohl  diese  Tabelle  nur  die  dem  „Allgemeinen  Verband  deutscher  Erwerbs- 
and Wirtschaftsgenossenschaften "  angehörenden  Genossenschaften,  d.  h.  wahrschein- 
lich nnr  '/^  bis  -/^  der  wirklich  vorhandenen,  umfasse,  wenngleich  diese  als  die 
bestorganisierten  wohl  melir  als  die  Hälfte  der  Mitglieder  und  des  Umsatzes  dar- 
stellen. Ferner  wird  aus  der  Konsamstatistik  (S.  112 ff.)  nachgewiesen, 
„daß  im  letzten  Vierteljahrhundert  der  Verbrauch  aller  gewöhnlichen  Nahrungs- 
mittel pro  Kopf  der  Bevölkerung  gestiegen  ist,  auch  der  Fleischverbrauch  in 
Deutschland,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  tatsächlich  bedeutend  zu- 
genommen hat"  (im  Königreich  Sachsen  z.  B.  von  1880  auf  1900  Rindfleisch  von 
11.1  auf  15.2  kg  und  Schweinefleisch  von  18.1  auf  27.9  kg).')  Auch  eine  zu- 
nehmende Verkürzung   der   Arbeitszeit   (bei   gleichzeitiger   Steigung  der 

')  S  c  h  m  0 1 1  e  r ,  a.  a.  0.,  11  5ä51,  sowie  die  S.  51*  Note  4  angezogenen  Quellen. 
''^Keinhold    Riehn,     „Bas   Eonaumvereinsweeen    in    Beatgehland" ,    1902,    S.    30 
(Münrhoner  Volkswirtschaftliche  Studien,  Heft  51). 

')  Statistisches  Jahrbuch  für  Sachsen  1904,  S.  73. 
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Arbeitslöhne,  s.  oben  S.  52*)  sei  festzustellen,  worüber  sich  Dr.  Victor  Böhmert 
1898  folgendermaßen  geäußert  habe:^) 

„Unter  Berücksichtigung  des  Materials  .  .  .  ergibt  sich,  daß  die  tatsächliche 
tägliche  Arbeitszeit  der  deutschen  Arbeiter  gegenwärtig  (1897)  im  Durchschnitt 
zwischen  neun  und  elf  Stunden  schwankt.  Wäirend  die  1885  er  lErhebung  in  zahl- 
reichen Fällen,  namentlich  im  östlichen  Deutschland  und  im  Königreich  Sachsen, 
eine  zwölfstündige  und  längere  Arbeitszeit  feststellte,  weisen  alle  späteren  Berichte 
stetig  sich  mehrende  Fälle  von  einem  Zurückgehen  der  täglichen  Arbeitsdauer  auf, 
so  daß  man  eine  allmähliche  Verkürzung  der  Arbeitszeit  als  Tendenz  der  neueren 
Zeit  feststellen  kann",  eine  Tendenz,  die  nach  den  neueren  Wahrnehmungen  noch 
andauernd  fortwirke.  Besonders  bemerkenswert  sei  weiter,  daß  die  Sterbe- 
ziffer in  Deutschland  im  letzten  Vierteljahrhundert  bedeutend  und  ständig 
heruntergegangen  sei,  so  von  28.0  pro  1000  Einwohner  im  Jahr  1877  auf  20.6 
im  Jahr  1902.  Die  Besserung  sei  geradezu  wunderbar  in  den  großen  Städten 
gewesen,  trotz  eines  Zusammenhäufens  der  Bevölkerung,  wie  man  es  gewöhnlich 
nur  bei  amerikanischen  Städten  sich  vorstelle;  so  seien  die  ZifiFem  für  Berlin 
1871/1880:  32.70,  1903:  17.38  und  für  München  1871/75:  40.4,  1902:  21.4. 
Die  Zahl  der  Selbstmorde  (S.  122)  unter  der  städtischen  Bevölkerung,  wo  sie 
stets  am  größten  sei,  habe  sich  bedeutend  vermindert,  von  31  auf  100  000  Einwohner 
pro  1877/1881  auf  24.5  pro  1897/1901,  wozu  das  Kaiserliche  Statistische  Amt 
(3.  Vierteljahrsheft  1903  S.  166)  bemerke:  „Es  steht  zu  vermuten,  daß  die  Abnahme 
der  Selbstmorde  zusammenhängt  mit  den  erleichterten  Erwerbsbedingungen,  zu- 
nehmender Wohlhabenheit,  Hebung  der  Lebenshaltung  —  Tatsachen,  für  welche  die 
Einkommens-,  Vermögens-,  Sparkassen-,  Lebensversicherungs-  und  Verbrauohs- 
statistik  die  Beweise  liefert."  Die  Auswanderung  (S.  123)  sei  während  des 
letzten  Jahrzehnts  auf  äußerst  niedrige  Ziffern  heruntergegangen;  so  sei  die  über- 
seeische Auswanderung  aus  dem  Deutschen  Reich  von  149  065  =  3.22  7oo  ^^^ 
Bevölkerung  im  Jahre  1884  auf  22  309  =  0.40  7^0  ™  ^^^^  ^^^^  gesunken 
(Statist.  Jahrbuch,  1904  S.  22).  Das  Armenwesen  zeige  ebenfalls  günstigere 
Verhältnisse,  sowohl  in  der  sinkenden  ZiflFer  der  Hilfsbedürftigen,  wie  in  der  zu- 
nehmenden Entlastung  durch  das  inmier  wirksamer  ausgestaltete  Arbeiter- 
versicherungssystem. *)  Aus  alledem  lasse  sich  erkennen,  daß  der  von  Marx 
gelehrte  und  seitdem  durch  die  kämpfende  Sozialdemokratie  zum  Dogma  verhärtete 
Grundsatz  von  der  „Verelendung",  d.  h.  der  beständigen  und  unvermeidlichen 
Tendenz  zur  fortschreitenden  Verarmung  der  Massen  unwahr  sei,  und  daß  die 
„revisionistische"  Bewegung  in  der  zwingenden  Gewalt  der  Tatsachen  ihre  natur- 
gemäße Erklärung  finde.  —  Zu  ganz  gleichen  Ergebnissen  sind  englische 
Arbeiter  gekommen,  welche  1906  im  Auftrage  ihrer  Berufsgenossen  nach  Deutsch- 
land kamen,  um  sich  durch  eigene  Anschauung  an  Ort  und  Stelle  über  die 
wirtschaftliche  Lage  der  deutschen  Arbeiter  zu  unterrichten  (s.  S.  33*).  In  dem 
kürzlich  erschienenen  Reisebericht  wird  der  Gesamteindruck  dahin  zusammengefaßt: 
„Wir  sind  durch  die  Tatsachen  zu  der  Feststellung  gezwungen,  daß  Deutschland 
seit  der  Einführung  der  Schutzzollpolitik  durch  den  Fürsten  Bismarck  im  Jahr  1879 
aufgehört  hat,  arm  zu  sein,  daß  es  vielmehr  wohlhabend  geworden  ist,  daß  die 
Arbeiter  zu  erheblich  gestiegenen  und  noch  steigenden  Löhnen  arbeiten,  daß  die 
allgemeine  soziale  Lage  der  Arbeiterschaft  sich  gebessert,  die  Industrie  Deutsch- 
lands sich  entwickelt  hat,  und  daß  es  Deutschland  gelungen  ist,  seinen  Ausfuhr- 
handel zu  erweitem  und  für  seine  fortgesetzt  wachsende  Industrie  neue  Märkte  zu 
gewinnen."^ 

Ergibt  sich  aus  den  vorstehenden  Darlegungen,  daß  unsere  nationale  Wirt- 
schafts- und  Sozialpolitik   im  Auslande   vielfach   richtiger   und   gerechter  beurteilt 

*)  „Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften",  I  1018. 

2)  Dr.  Bödiker,  „Die  Fortschritte  der  deutschen  Arbeiterversichemng  in  den  letzten 
15  Jahren",  in  Schmollers  Jahrbuch  XXVIII  (1904)  S.  91;  Dr.  Zahn,  „Arbeiterversiche- 
mng and  Volkswirtschaft"  a.  a.  0.  (s.  S.  51*  Note  4);  Dr.  Freund,  „Armenpflege  nnd  Ar- 
beiterversicherung"  (Schriften  des  Vereins  flir  Armenpflege  1895,  S.  21);  Dr.  Grünspecht, 
a.  a.  0.  (s.  S.  15*  Note  2)  und   v  o  n   L  ö  p  e  r ,  S.  144  Note  1  (s.  S.  28*  Note  2). 

^  „Life  and  Labour  in  Germany",  London  1907,  S.  44/57  (s.  S.  7*  Note  2). 
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wird  als  im  eigenen  Lande  und  in  der  eigenen  Arbeiterschaft,  so  sollten  die- 
jenigen, die  diese  Politik  zn  bekämpfen  für  gut  befinden,  sich  doch  ernstlich  die 
Frage  vorlegen,  wie  denn  anders  der  Lebensunterhalt  für  den  jährlichen  Zawachs 
der  deutschen  Bevölkerung  von  nahezu  einer  Million  Menschen  beschafft  werden 
soll  Die  innere  Kolonisation  versagt  gegenüber  solchen  Massen,  da  sie  unter 
den  gegebenen  geographischen  und  klimatischen  Verhältnissen  Deutschlands  selbst 
bei  intensivster  Förderung  nach  sachkundigem  Urteil  höchstens  einige  solcher 
Jahresüberschüsse  in  der  Landwirtschaft  unterbringen  könnte  und  diese  dann  erst 
recht  eines  ausreichenden  Zollschutzes  bedürfte.  ^)  Die  äußere  Kolonisation 
bietet  ebensowenig  eine  Lösung;  denn  abgesehen  davon,  daß  zur  Auswanderung 
niemand  gezwungen  werden  kann,  liefern  die  seit  Einführung  der  nationalen 
Schutzzollpolitik  ständig  sinkenden  Auswanderungszifiem  ^  gerade  einen  schlagenden 
Beweis  dafür,  daß  die  Erwerbsverhältnisse  für  die  breiten  Massen  in  Deutschland 
günstiger  als  im  Auslande  liegen,  da  sonst  Massenauswanderungen,  vde  vor  jener 
Wirtschaftspolitik,  nach  den  gelobten  Ländern  stattfinden  würden.  Es  läge  auch 
nicht  im  nationalen  Interesse  und  noch  weniger  im  Interesse  unserer  Arbeiterschaft, 
hochwertige  nationale  Arbeitskräfte  an  das  Ausland  abzugeben  und  dafür  minder- 
wertige fremde  Arbeitskräfte  einer  niedrigeren  Kulturstufe  einzutauschen  oder 
einem  solchen  Zuzug  mehr  als  unbedingt  notwendig  die  Wege  zu  ebnen ;  *)  hat  sich 
doch  die  amerikanische  und  die  englische  Arbeiterschaft  gegen  eine  derartige  Ein- 
wanderung fremder,  lohndrückender  Elemente  bereits  mit  aller  Entschiedenheit  aus- 
gesprochen. Eine  Massenabwanderung  in  unsere  eigenen  Kolonien  kann  aber, 
solange  sie  wirtschaftlich  noch  nicht  erschlossen  sind,  nicht  in  Frage  kommen  und 
wtlrde  auch  fernerhin  in  dem  tropischen  Charakter  des  größten  Teils  der  Kolonien 
ihre  bestimmte  Grenze  finden.*)  Der  überwiegende  Teil  des  Bevölkerungszuwachses 
bleibt  also  auf  die  Industrie  verwiesen,  mit  deren  Fabrikaten  der  Lebens- 
unterhalt für  jene  Massen  gewonnen  werden  muß.  Daraus  folgt,  daß  die  deutsche 
Industrie  in  zunehmendem  Maße  sich  einerseits  die  Zufuhr  fremder  Rohstoffe  (die 
im  eigenen  Lande  nicht  erhältlich  sind)  und  andererseits  den  Absatz  ihrer 
Fabrikate  sichern  muß.  Da  dies  mit  der  wirtschaftlichen  Erstarkung  der  Kon- 
kurrenzmächte immer  schwieriger  wird,  so  ist  es  eben  die  Aufgabe  der  nationalen 
Wirtschaftspolitik,  teils  durch  Handelsverträge,  teils  durch  die  wirtschaftliche  Er- 
schließung der  eigenen  Kolonien  diesen  nationalen  Bedürfnissen  Rechnung  zu 
tragen.')  Stellen  sich  die  deutschen  Arbeiter  wie  bisher  auf  den  Standpunkt,  diesen 
Schutz  nicht  nötig  zu  haben,  so  bekämpfen  sie  damit  ihre  eigenen  Interessen  und 
zeigen  dieselbe  Kurzsichtigkeit  wie  die  englischen  Arbeiter  gegenüber  dem 
Chamberlain sehen  Wirtschaftsprogramm,  welches  im  Grunde  dieselbe  arbeiter- 
freundliche Tendenz  verfolgt.  Ganz  mit  Recht  hatte  Chamberlain  den  Trades 
Unions,  welche  von  seiner  Politik  eine  Verteuerung  der  Lebenshaltung  befürchteten, 
entgegengehalten,  daß  es  vorteilhafter  für  die  Arbeiter  wäre,  wenn  sie  dauernden 
und  reichlichen  Verdienst  hätten  und  dann  für  Brot  und  Fleisch  einige  Pfennige 
mehr  zahlten,  als  wenn  sie,  wie  gegenwärtig,  zeitweise  nichts  verdienten*)  und  dann 
auch  nicht  einmal  das  billige  Brot  kaufen  könnten.  Daß  für  die  deutschen  Arbeiter 
ganz  dasselbe  zutrifiit,  sie  also  unter  der  herrschenden  Wirtschaftspolitik  weit  besser 
gestellt  sind,  haben  die  Tatsachen  gelehrt  (s.  oben  S.  50* fi).  Jedem  selbst- 
denkenden Arbeiter  sollte  aber  schon  der  gesunde  Menschenverstand  sagen, 
daß  in  unserer  heutigen  Zeit  eine  nationale  Wirtschaftspolitik,  welche  die  Interessen 
der  Arbeiter  als  des  bei  weitem  größten  Teils  der  Nation  nich,t  berücksichtigt, 
ganz  ausgeschlossen  ist,  da  eine  Nation  in  dem  heute  so  verschärften  Wett- 


1)  Vgl.  Statistisches  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs,  Berlin,  Jahrg.  1906  S.  2,  13,  15*. 

^  Vgl.  a.  a.  0.,  S.  22  und  „Reichs- Arbeitsblatt",  Berlin,  Jahrg.  1907  S.  375;  femer  Heft  la 
S.  39/44  und  Via  S.  141. 

*)  Vgl.  Bernhard  Dernburg,  „Zielpunkte  des  deutschen  Kolonial wesens",  Berlin 
1907,  und  den  vom  Kolonialpolitischen  Aktionskomitee  herausgegebenen  ,.Kolonialpolitischen 
Führer",  Berlin  1907. 

*)  Vgl.  dazu  die  englischen  Parlamentsverhandlungen  über  die  Ursachen  der  Arbeitslosig- 
keit und  die  Unemployed  Act  vom  11.  August  1905,  sowie  „Die  bestehenden  Einrichtungen  zur 
Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im  Auslande  und  im  Deutschen  Reich", 
Berlin  1906,  Bd.  I  S.  18  und  HI  S.  37  ff. 
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bewerb  der  Völker  nur  dann  vorwärts  kommen  kann,  wenn  es  nicht  Einzelnen, 
sondern  der  Gesamtheit  gnt  geht,  d.  h.  wenn  die  Leistungsfähigkeit,  Kaufkraft, 
Lebensenergie  and  Rnlturfähigkeit  der  breiten  Massen  des  Volkes  stetig  gehoben 
wird  —  und  dies  ist  gerade  der  Zielpunkt  unserer  ganzen  Wirtschafts- und  Sozial- 
politik, wie  dies  im  Reichstag  von  maßgebendster  Seite  so  häufig  mit  schlagender 
Begründung  dargelegt  worden  ist  (s.  oben  S.  29*).  Solange  aber  die  Weltwirtschaft 
noch  an  nationalen  Abgrenzungen  festhält,  haben  kosmopolitische  Phantasien 
keinen  praktischen  Wert. 

Es  ergibt  sich  hiemach  für  Staat  und  Gesellschaft  die  bedeutsame  Aufgabe, 
der  Arbeiterwelt  durch  weitgehendste  Aufklärung  über  ihre  eigensten  Lebensinteressen 
das  Verständnis  für  jene  Maßnahmen  zu  erschließen  und  dadurch  die  Arbeiter  zum 
selbständigen  Denken  anzuregen,  ohne  welches  wirkliche  Kulturfortschritte 
einer  Nation  nicht  erreichbar  sind.  Es  würde  sich  dabei  u.  a.  um  die  bekannte  For- 
derung handeln,  durch  energische  Förderung  des  obligatorischen  Fortbildungs- 
und Fachschulunterrichts  die  beklagenswerte  Lücke  zwischen  Volksschule  und  Militär- 
zeit sowohl  im  Interesse  der  aufwachsenden  Generationen  wie  im  Interesse  der  nationalen 
Gresamtheit  allmählich  zu  schließen  und  durch  systematische  Förderung  der  popu- 
lären Vortragsabende,  volkstümlichen  Vortragsreihen,  sozialen  Ausbildungskurse  usw. 
—  kurz  alles  dessen,  was  man  in  Engl  and- Amerika  unter  „university  extension. 
movement"  als  höheres  Fortbildungswesen  für  die  arbeitenden  Klassen  zusammen- 
faßt und  bei  uns  in  Deutschland  bisher  erst  vereinzelte  Nachahmung  gefunden 
hat  ^)  —  dem  „Bildungshunger"  der  reiferen  Altersklassen  und  begabteren  Elemente 
entgegenzukommen,  um  auf  diesen  Wegen  die  aufwachsenden  Generationen  mit 
den  Grundgedanken  und  Zielpunkten  unserer  nationalen  Sozial-  und  Wirtschafts- 
politik vertraut  zu  machen  und  den  Einzelnen  über  die  Hauptinteressen  seine» 
Berufslebens  so  weit  aufzuklären,  daß  er  zur  Erfüllung  seiner  staatsbürgerlichen 
Pflichten  und  zur  Erkenntnis  seiner  beruflichen  Interessen  fremder  Geisteskrücken 
und  parteipolitischer  Bevormundung  nicht  weiter  bedarf. 

Man  sage  nicht,  daß  diese  Zielpunkte  Utopien  sind.  Hatte  z.  B. 
noch  bis  vor  kurzem  bei  uns  ein  großer,  wenn  nicht  der  größere 
Teil  der  sog.  „gebildeten"  Kreise  von  unserem  Kolonialwesen  kaum  nähere 
Kenntnisse  als  von  den  Kraterringen  der  Mondoberfläche,  während  durch  die 
Beiehstagsauflösung  vom  13.  Dezember  1906  und  die  seitdem  betriebene  Auf- 
klärungsarbeit die  Situation  in  wenigen  Monaten  sich  gänzlich  verändert  hat,  so 
wtlrde  es  auch  nicht  so  schwierig  sein,  beispielsweise  einem  einfachen  Textil- 
arbeiter an  Hand  bestimmter  Tatsachen  und  Zahlen  —  etwa  durch  den  Hinweis 
auf  das  grenzenlose  Elend  der  englischen  Textilarbeiter  zur  Zelt  des  amerikanischen 
Sezessionskrieges,  als  die  Rohstoffzufuhr  ausblieb,  und  auf  die  erheblichen  Preis- 
schwankungen des  Baumwollmarktes  —  es  alsbald  klar  zu  machen,  von  welchen 
Umständen  nicht  bloß  für  ihn  Arbeitsgelegenheit  und  Verdiensthöhe,  sondern  auch 
das  Wohlergehen  der  Million  Menschen,  die  in  unserer  Textilindustrie  ihr  Brot 
finden,  abhängig  sind.  Und  ebenso  wäre  es  wohl  möglich,  jedem  Arbeiter,  der 
etwas  gesunden  Menschenverstand  hat  und  noch  nicht  agitatorisch  bearbeitet  ist^ 
die  Wechselbeziehungen  zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft,  die  bei  uns  in 
bezug  auf  die  Erwerbsmöglichkeit  sich  erfreulicherweise  noch  ziemlich  die  Wage 
halten,  ^)  dahin  begreiflich  zu  machen,  daß  hohe  Industrielöhne  und  niedrige  Getreide- 
und  Viehpreise  sich  einander  ausschließen,  oder  mit  anderen  Worten,  daß  die  Industrie- 
arbeiter  nicht   für   sich  dauernd   hohe  Löhne  erwarten  können,  wenn   gleichzeitig 


^)  Vgl.  dazu  „Handbuch  der  sozialen  Wohlfahrtspflege  in  Deutschland"  von  Prof.  Dr. 
Albrecht,  Berlin  1902,  S.  291/304 ff.,  „Die  Wohlfahrtseinrichtongen  Berlins",  3.  Aufl.,  Berlin 
1904  S.  350 ff.  und  „Soziale  Fürsorge"  von  Dr.  Karl  Singer,  München  1904,  S.  19 ff.,  über 
die  der  englischen  Üniversity-Extension  Bewegung  nachgebildete  deutsche  „Volks hochschul- 
bewegung",  insbesondere  die  verdienstvollen  Bestrebungen  des  1899  begründeten  „Verbandes  für 
volkstümliche  Kurse  von  Hochschullehrern  des  Deutschen  Reichs"  und  ähnlicher  Vereinsbildungen 
mit  gleichartigen  Zielen  („Bureau  für  Sozialpolitik"  in  Berlin,  „Institut  für  Gemeinwohl"  in 
Frankfurt  a/M.,  „Zentralverein  für  freie  Hochschulen"  usw.),  und  über  Nachbildungen  der  gleich- 
falls englisch-amerikanischen  „Settlements"  in  Hamburg,  Wien  a.  a.  0. 

*)  Mit  je  8,3  Millionen  im  Hauptberuf  erwerbstätigen  Personen  (nach  4er  Beruf szählung 
vom  14.  Juni  1895).    Vgl.  Statistisches  Jahrbuch  a.  a.  0.,  1906  S.  13,  15*. 
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dem  ländlicheD  Arbeiter  und  Unternehmer  die  Existenzbedingungen  abgegraben 
werden,  weil  abnehmende  Kaufkraft  der  Landwirtschaft  für  die  Industrie  sinkende 
Löhne  und  zunehmende  Arbeitslosigkeit  bedeutet.  Gerade  das  neutrale  Gebi^ 
allgemeiner  Aufklärung  über  feststehende  Tatsachen  und  statistisch  klargelegte 
Verhältnisse  bietet  die  beste  Gelegenheit,  zwischen  den  besitzenden  und  nicht 
besitzenden  Klassen,  zwischen  den  schon  und  den  noch  nicht  gebildeten  Kreisen 
der  Nation  die  Brücke  wechselseitiger  Verständigung  zu  schlagen,  und  gibt  auch 
jedem  Einzelnen  die  Möglichkeit,  mit  seinem  reichten  Maß  an  Wissen  und 
Erfahrung  seinem  schwächeren  Mitmenschen  menschlich  nahe  zu  treten.  Werden 
dabei  auch  nicht  immer  gleich  die  besten  Erfahrungen  gemacht,  so  darf  man 
gleichwohl  in  diesem  Bestreben,  an  dem  allgemeinen  Fortschritt  der  Nation  mit- 
zuarbeiten, nicht  erlahmen  und  muß  dessen  eingedenk  bleiben,  daß  es  leichter  ist,  Ver- 
trauen zu  verlieren  als  es  wieder  zurückzugewinnen;  daß  aber  in  dieser  Beziehung 
stets  durchweg  und  überall  seitens  der  besitzenden  und  gebildeten  Erlassen  das 
Nötige  geschehen  sei.  läßt  sich  kaum  behaupten,  da  sonst  die  bestehenden  Gegen- 
sätze sich  nicht  zu  solcher  Schärfe  herausgebildet  hätten. 

Allerdings  treten  bei  diesem  Aufklärungsdienst  auch  an  die  Arbeiter 
selbst  erhöhte  Anforderungen  heran.  Das  Beste  zu  tun  bleibt  ihnen  seihst  vor- 
behalten, denn  ohne  eigene  Anstrengungen  gibt  es  kein  Vorwärtskommen,  und  hier 
hätten  die  beruflichen  Organisationen  (Gewerkschaften,  Gewerkvereine)  ihre  vor- 
nehmste Aufgabe  zu  erfüllen :  ihre  Mitglieder  im  Lichte  der  Wahrheit  und  der  Tat- 
sachen über  die  Interessen,  Rechte  und  Pflichten  ihres  Berufslebens  aufzuklären 
und  durch  diese  Aufklärung  zu  eigenem,  selbständigem,  abgeklärtem  Denken  zu 
erziehen.  Mit  solchen  Mitgliedern  wäre  es  möglich,  eine  positive  praktische 
Gewerkschaftspolitik  zu  treiben  und  auf  dem  für  die  Arbeiterwelt  so  wichtigen 
Gebiet  des  Genossenschaftswesens  ähnliche  Erfolge  zu  erzielen,  wie  sie  die 
englische  Arbeiterschaft  mit  ihren  großartigen  Konsum-  und  Produktivgenossenschaftep 
erreicht  hat,  deren  Jahresumsatz  sich  bereits  auf  Hunderte  von  Millionen  Mark  belauft^) 
Da  die  deutsche  Arbeiterschaft  mit  ihren  zurzeit  mehr  als  zwei  Millionen  Mitgliedern 
und  20  Millionen  Mark  Jahreseinuahmen  an  der  Spitze  aller  Arbeiterorganisationen 
der  Welt  steht,  trägt  sie  auch  eine  um  so  höhere  Verantwortung  dafür,  diese 
reichen  Kräfte  und  Mittel  nicht  wie  bisher  in  unfruchtbarer  Parteipolitik  und  ödem 
Klassenkampf  aufzureiben,  sondern  nach  dem  Erfahrungssatz  viribus  unitis  für  die 
Lösung  praktischer  Lebensaufgaben  zusammenzufassen.  Die  bisherige 
„Alles  oder  Nichts" -Politik  und  der  Streikfanatismus  haben  der  ArbeiterschaJfc 
nichts  weiter  eingebracht  als  eine  mächtige  Gegenkoalition  der  Unternehmerschaft 
und  eine  unliebsame  Hemmung  des  sozialpolitischen  Fortschritts;  und  wohin  blinder 
Parteiterrorismus  und  geflissentliche  Verschleierung  realer  Tatsachen  führen,  hat  der 
25.  Januar  1907  zur  Genüge  gezeigt  (s.  S.  11*,  33*).  Demokratische  Freiheit  kann  zu 
der  Menschheit  Höhen  führen,  wenn  sie  richtig  gebraucht  wird,  aber  sie  gereicht 
zum  Unsegen  denjenigen,  die  sie  mißbrauchen.  Je  größer  die  Freiheit,  um  so 
größer  muß  auch  die  Selbsterziehung  und  Selbstbeherrschung  sein,  soll  etwas 
Gutes  dabei  herauskommen.  In  dieser  Beziehung  haben  die  deutschen  Arbeiter, 
ebenso  wie  die  amerikanischen,^)  den  Befähigungsnachweis  erst  noch  zu  erbringen. 
Dafür,  daß  er  ihnen  gelingen  möge,  haben  Staat  und  Gesellschaft  im  Interesse  des 
nationalen  Gesamtwohls  und  des  gemeinsamen  Kulturfortschritts  zielbewußt  mitzu- 
wirken, wie  dies  in  dem  preisgekrönten  Werk  des  amerikanischen  Professors 
Nicholas  Paine  Gilman  —  einem  in  deutschen  Unternehmer-  und  Arbeiter- 
kreisen noch  viel  zu  wenig  bekannten  Werk  —  in  einer  selten  klaren  und 
objektiven  Weise  eingehend  dargelegt  ist.^) 


1)  Vffl.  Reichs-Arbeitsblatt,  Berlin,  Jahrg.  1904  S.  206  und  1905  S.  966  ff., 
sowie  den  letzten  Geschäftsbericht  der  englisch-schottischen  Co-operative  Wholesale  Societies  in 
Manchester  und  Glasgow:  Annual  for  1907.  Danach  betrug  der  Gesamtumsatz  für  das 
Jahr  1904  (bei  2,3  Mill.  Mitgliedern)  96  Mill.  £,  also  fast  2  Milliarden  Mark,  und  der  Gewinn 
9,8  Mill.  £  (fast  20  Mill.  Mark),  während  sich  die  betreffenden  Zahlen  für  die  gesamte  Ge- 
schäftszeit 1862  bis  1904  auf  1,5  Millliarden  £  (30  Milliarden  Mark)  Umsatz  und  144  Mill.  £ 
<ca.  3  Milliarden  Mark)  Gewinn  stellen  (S.  YIII  ff.  und  309  ff.,  a.  a.  ().). 

^)  Vgl.  Gilman,    „Methods  of  industrial  peare'*  a.  a.  0.  (s.  iS.  25"'  Note  1  ).'^ 
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Insbesondere  erfährt  dort  das  Verhältnis  zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern,  welches  neuerdings  in  allen  Industriestaaten  in  den  Vordergrund  der  aktu- 
ellen Interessen  getreten  ist,  eine  geradezu  meisterhafte  Darstellung,  die  sich  ebenso 
sehr  durch  wissenschaftliche  Gründlichkeit  wie  durch  strengste  Objektivität  aus- 
zeichnet. Und  es  läßt  sich  gar  nicht  leugnen,  daß  gerade  hier  der  Sozialpolitik 
die  schwierigste  Aufgabe  noch  zu  lösen  verbleibt.  Hat  die  sozialpolitische  Gesetz- 
gebung bisher  sich  auf  das  Gebiet  des  Arbeiterschutzes  und  der  Arbeiterver- 
sicherung beschränkt,  um  einerseits  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  gegen 
die  Berufs-  und  Betriebsgefahren  zu  schützen,  andererseits  bei  doch  erlittenem  Schaden 
£rsatz  zu  sichern,  so  ersteht  ihr  jetzt  die  weitere  Aufgabe,  in  das  neuzeitliche 
Arbeitsverhältnis  selbst  regelnd  einzugreifen.^)  Denn  der  individuelle 
Arbeitsvertrag,  der  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  von  Person  zu  Person  ge- 
schlossen wird  und  die  Grundlage  des  bestehenden  Arbeitsvertragsrechts  bildet,  existiert 
in  modernen  Großbetrieben  nicht  mehr;  an  seiner  Stelle  erscheint  als  Neubildung 
des  Sozialrechts  der  kollektive  Arbeitsvertrag,  bei  welchem  der  einzelne  Ar- 
beiter ganz  einflußlos  ist  und  als  Vertragsparteien  in  der  Regel  beiderseits  Personen- 
mehrheiten auftreten,  um  die  Arbeitsbedingungen  kollektiv  für  die  gemeinsame 
Branche  oder  den  gesamten  Erwerbszweig  zu  regeln.  Diese  neue  Rechtsbildung, 
welche  in  der  Form  des  „kollektiven  Arbeitsvertrags"  (coUective  bargaining)  oder 
„Tarifvertrags"  neuerdings  in  allen  modernen  Industriestaaten  sich  mit  elementarer 
Gewalt  durchringt,^)  hat  aber  überall  mit  den  größten  Schwierigkeiten  zu  kämpfen, 
weil  sie  in  dem  bestehenden  Recht  noch  keinen  Ausdruck  gefunden  hat,  so  daß 
auf  dem  ganzen  Gebiet  die  größte  Rechtsunsicherheit  und  -Unklarheit  besteht.  Aus 
den  nämlichen  Gründen,  dem  unzureichenden  Ausbau  unseres  Rechtssystems  und 
dem  hinter  den  praktischen  Anforderungen  der  Neuzeit  zurückgebliebenen  Ausbau 
der  sozialpolitischen  Gesetzgebung,  erklärt  es  sich,  wenn  in  dieser  Sturm-  und 
Drangperiode  wirtschaftlicher  Umformung  auch  die  kollektiven  Arbeits- 
streitigkeiten an  Umfang  und  Schärfe  so  bedrohlich  zugenommen  haben,  daß 
sie  das  öffentliche  und  das  nationale  Interesse  erheblich  in  Mitleidenschaft  ziehen. 
Es  sei  hier  nur  an  die  wiederholten  gewaltigen  Streiks  und  Aussperrungen  in  der 
Kohlenproduktion,  im  Eisenbahnbetriebe,  in  der  Elektrizitätsbranche  usw.  erinnert. 
Demgemäß  wird  die  Aufgabe  der  fortschreitenden  Gesetzgebung  eine  doppelte  sein. 
Einerseits  wird  es  sich  darum  handeln,  die  privatrechtliche  Seite  dahin  zu 
regeln,  daß  für  die  Eingehung,  Durchführung,  Abänderung  und  Auflösung  kollektiver 
Arbeitsverträge  zweckentsprechende  Rechtsformen  und  Rechtsnormen  festgelegt 
werden,  um  den  Beteiligten  ftlr  ihre  wechselseitigen  Abmachungen  klare  Riechts- 
unterlagen  zu  bieten  und  dadurch  den  bestehenden  Unzuträglichkeiten  zu  begegnen. 
Andererseits  wird  auch  die  öffentlich-rechtliche  Seite  einer  gesetzlichen 
Regelung  bedürfen  (s.'oben  S.  25*). 

Daß  die  heutzutage  üblichen  „Machtproben"  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
keinen  befriedigenden  Zustand  darstellen,  wird  allgemein  empfunden,  und  wir 
haben  dies  schon  an  anderer  Stelle  in  folgender  Weise  charakterisiert :*)  „Alle 
Welt  ist  heute  darüber  einig,  daß  die  bisherige  Art  und  Weise,  Interessenstreitig- 
keiten zwischen  Kapital  und  Arbeit  in  Form  von  Streiks  und  Aussperrungen 
zum  Austrag  zu  bringen,  eine  unbefriedigende  ist,  unbefriedigend  in  mehrfacher 
Beziehung:  rechtlich,  weil  nicht  das  Recht,  sondern  die  jeweilige  Macht  der 
einen  oder  der  anderen  Partei  den  Ausschlag  gibt;  wirtschaftlich,  weil  die  Un- 
kosten eines  solchen  Prozesses  nicht  allein  die  unterliegende  Partei,  sondern  in  der 
Regel  beide  Parteien  und  meist  noch  ganz  unbeteiligte  Erwerbskreise  treffen; 
sozial,  weil  das  erzwungene  Ergebnis  der  gegenseitigen  Machtprobe  stets  den 
Keim   neuer  Zwietracht   in   sich  birgt,  mithin   den  sozialen  Frieden   nicht  fördert. 


')  Vgl.  Heft  XVI  S.  4,  13  ff.  und  IHa  S.  63,  66.  _ 

*)  Vgl.  Giiman  a.  a.  0.,  S.  62  (Deutsche  Ausübe  S.  46)  ff.  und  ^Der  Tarifvertrag  im 

Deutschen  Reich",  Beiträge  zur  Arbeiterstatistik  Nr.  3  bis  5,  bearbeitet  im  Kaiserlich  Statistischen 

Amt,  Abteilung  für  Arbeiterstatistik,  Berlin  1906. 

^  Vgl.  „Der  Arbeiterfreund",   Berlin,   Jahrj;.   1904  S.  48ff.;   femer   Schmoller   „Ueber 

Organe  für  Einigung  und  Schiedssprüche  in  Arbeitsstreitigkeiten",  daselbst  S.  54. 
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sondern  hindert;  national  endlich,  weil  derartige  Machtproben  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  mit  Millionen  verlorener  Arbeitstage  und  entgangener  Untemehmer- 
gewinne,  ja  häufig  mit  dem  Ruin  des  kämpfenden  Industriezweiges  oder  mit  dem 
Verlust   des  Absatzmarktes  verbunden  sind.^ 

Das  Bedürfnis,  an  Stelle  dieser  Kampfesmethoden  eine  höhere  Form  des 
Interessenausgleichs  heranzubilden,  wird  sich  hiemach  kaum  bestreiten  lassen. 
Fragt  sich  weiter,  ob  die  Gesetzgebung  berechtigt  erscheint,  in  diese  Interessen- 
streitigkeiten regelnd  einzugreifen.  Auch  diese  Frage  wird  zu  bejahen  sein.  Hat 
die  sozialpolitische  Gesetzgebung  in  den  individuellen  Arbeitsvertrag  eingegriffen, 
um  Leben  und  Gesundheit  des  einzelnen  Arbeiters  zu  schützen  und  bei  ent- 
sprechender Schädigung  ihm  oder  seiner  Familie  Versorgung  zu  sichern,  so  handelt 
es  sich  bei  der  vorliegenden  Frage  um  den  Schutz  nicht  minder  hoher  Güter: 
den  sozialen  Frieden  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  den  gewerblichen 
Frieden  für  die  mitbeteiligten  Erwerbskreise,  den  öffentlichen  Frieden  für  die  Ge- 
samtheit, die  allgemeine  Rechtsordnung  im  Staatsleben  und  die  ungestörte  Fort- 
entwicklung der  nationalen  Industrie.  Die  bestrittenste  und  wohl  auch  die 
schwierigste  Frage  ist  die  der  Durchführbarkeit  anderer  Methoden  des  Interessen- 
ausgleichs zwischen  Kapital  und  Arbeit.  Hier  begegnet  man  vielfach,  sowohl  in 
Unternehmer-  wie  in  Arbeiterkreisen,  im  Inlande  wie  im  Auslande,  der  Auffassung, 
daß  es  ebensowenig  Mittel  und  Wege  gebe  die  Arbeitskämpfe  aus  der  Welt  zu 
schaffen,  wie  es  vergeblich  sei,  im  Wege  internationaler  Schiedsgerichte  die  Kriege 
zwischen  den  Nationen  abzuschaffen,  denn  in  beiden  Fällen  handele  es  sich  ledig- 
lich um  Machtfragen,  und  solche  könnten  immer  nur  durch  den  Appell  an  die 
Macht  entschieden  werden.  Wir  vermögen  dieser  Auffassung  nicht  beizupflichten, 
wie  wir  schon  a.  a  .0.  ausgeführt  haben:  „Sie  hat  zwar  ihre  volle  Berechtigung, 
wo  es  sieh,  wie  z.  B.  bei  Streitigkeiten  zwischen  zwei  Staaten,  um  Parteien 
handelt,  die  beiderseits  Träger  einer  Souveränität  sind  und  keinerlei  höhere 
Autorität  über  sich  haben,  die  auf  sie  zwingend  einwirken  könnte.  Daher  die 
Unfruchtbarkeit  internationaler  Schiedsgerichte,  sobald  der  Einigungswille  auf  der 
einen  oder  anderen  Seite  fehlt.  Ganz  anders  aber  liegt  die  Sache,  wenn  es  sich 
innerhalb  eines  und  desselben  Staates  um  Interessenstreitigkeiten  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  handelt  Hier  ist  eine  höhere  Autorität  vorhanden, 
welcher  die  streitenden  Teile  unterstehen.  Es  ist  dies  die  staatliche  Autorität, 
d.  h.  das  in  der  staatlichen  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  modernen  Sozial- 
staates verkörperte  Kulturprinzip,  welches  darauf  hinausgeht,  die  widerstreitenden 
.Interessen  nicht  bloß  der  einzelnen  Staatsbürger,  sondern  auch  der  verschiedenen 
Erwerbsstände  zueinander  durch  organische  Einrichtungen  zur  Ausgleichung 
zu  bringen  und  an  Stelle  von  Willkür  und  Selbsthilfe  Ordnung  und  Gesetz  ein- 
zusetzen. Die  Austragung  solcher  Interessenstreitigkeiten  im  Wege  wirtschaftlicher 
Vergewaltigung  des  Schwächeren  durch  den  Stärkeren  widerspricht  aber  dieser 
Staatsraison."  Es  wäre  verfehlt,  hiernach  annehmen  zu  wollen,  daß  es  etwa 
die  Aufgabe  der  fortbildenden  Gesetzgebung  sein  sollte,  fortan  an  Stelle  der  Be- 
wegungsfreiheit und  Selbstverantwortung  der  Beteiligten  starren  Gesetzeszwang 
und  staatliche  Omnipotenz  zu  setzen.  Es  sollte  lediglich  auf  den  grundsätzlichen 
Unterschied  hingewiesen  werden,  daß  in  dem  einen  Fall  lediglich  eine  moralische 
Bindung  vorliegt,  die  mit  dem  freien  consensus  omnium  (der  Staaten)  steht  und 
fällt,  im  andern  Fall  dagegen,  sobald  ein  bezügliches  Gesetz  verbesserte  Aus- 
gleichsmethoden einführt,  eine  rechtliche  Bindung  und  damit  auch  die  Möglich- 
keit des  Durchführungszwanges  geschaffen  ist,  wie  dies  die  ausländische  Ge- 
setzgebung auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Einigungs-  und  Schiedswesens 
mehrfach  erkennen  läßt.^)  Der  mechanische  Zwang  des  Gesetzes  wird  auch  ent- 
behrlich, wenn  die  neuen  Methoden  des  Interessenausgleichs  für  die  streitenden 
Parteien   so  vertrauenswürdig  und  annehmbar  ausgestaltet  werden,   daß   sie  allein 


')  Vgl.  ^Reichs-Arbeitsblatt",  Berlin,  Jahrg.  1905  S.  212ff.:  „Orgaue  für 
Eiuigung  und  Schiedsspruch  in  Arbeitsstreitigkeiten  im  Deutschen  Reich  und  im  Auslände",  und 
„Methoden  des  gewerblichen  Einigungswesens"  in  den  Schriften  der  Gresellschaft  für  soziale 
Reform,  Jena  1907  (Heft  23/24),  sowie  G  i  1  m  a  n  ,  a.  a.  0,  S.  204,  298,  324ff.  (deutsche  Ausgabe). 
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dnroh  ihre  Ueberlegenheit  die  alten  Methoden  außer  Kurs  setzen.  Mit  Recht  hebt 
Präsident  Boosevelt  in  seiner  Botschaft  vom  3.  Dezember  1906  hervor,  daß  auf 
diesem  Gebiet  die  Gesetzgebung  nur  vorsichtig  Schritt  fttr  Schritt  vorgehen  darf; 
und  sie  riskiert  auch  nichts,  wenn  sie  sich  zunächst  darauf  beschränkt,  lediglich 
80  weit  zu  gehen,  wie  die  private  Initiative  und  Autonomie  der  beteiligten  Kreise 
schon  selbst  gegangen  ist,  und  deren  empirische  Praxis  zunächst  legalisiert 

Es  würde  sich  also  darum  handeln,  zugleich  mit  der  privatrechtlichen 
Regelung  der  fttr  die  Abschließung,  Durchführung,  Abänderung  und  Auflösung 
kollektiver  Arbeitsverträge  maßgebenden  Formen  und  Grundsätze  auch  im  öffentlich- 
rechtlichen  Interesse  bestimmte  Formen  und  Grundsätze  für  die  Austragung  kollek- 
tiver Arbeitsstreitigkeiten  vor  sachgemäß  gebildeten,  paritätischen  Einigungs-  und 
Schiedsorganen  festzulegen  und  damit  aus  den  oben  angeführten  Gründen  die 
Bestimmung  zu  verbinden,  daß  Streiks  und  Aussperrungen  erst  statthaft  sind,  nach- 
dem jene  Organe  in  Anspruch  genommen  und  einen  friedlichen  Ausgleich  nicht 
zu  erzielen  vermocht  haben.  Das  letztere  wird  nur  ausnahmsweise  vorkommen, 
wenn  die  Vorschriften  über  die  Konstituierung  dieser  Friedensorgane  einerseits  der 
Selbstbestimmung  der  beteiligten  Kreise  freien  Spielraum  gewähren  und  anderer- 
seits für  die  Errichtung  und  Wirksamkeit  jener  Organe  in  bezug  auf  Vertrauens- 
würdigkeit, Sachkunde  und  Unparteilichkeit  solche  Garantien  vorsehen,  daß  schon 
das  Eigeninteresse  der  Beteiligten  regelmäßig  dahin  führen  wird,  die  entstandenen 
Streitigkeiten  lieber  vor  selbstgeschaffenen  Vertrauensorganen  zum  Austrag  zu 
bringen,  als  das  im  Grunde  stets  beide  Teile  schädigende  Risiko  eines  Arbeits- 
ausstandes mit  all  seinen  schädlichen  Begleiterscheinungen  auf  sich  zu  nehmen. 
Bei  einer  derartigen  gesetzlichen  Regelung  des  gewerblichen  Einigungs-  und  Schieds- 
wesens  würde  man,  nach  dem  Vorbilde  einiger  ausländischer  Gesetze,  sogar  so  weit 
gehen  können,  den  unter  Wahrung  der  gesetzlichen  Vorschriften  autonom  gebildeten 
Einigungs-  und  Schiedsorganen  der  beruflichen  Organisationen  behufs  zweckent- 
sprechender Aufklärung  des  Sachverhaltes  und  sachgemäßer  Entscheidung  gleich- 
artige Befugnisse  beizulegen  wie  den  behördlichen  Einrichtungen,  ^)  welche  dann 
nur  noch  subsidiär  da  einzutreten  hätten,  wo  autonome  Einrichtungen  nicht 
gescqaffen  sind. 

Das  letztere  würde  alsbald  zur  Ausnahme  werden,  nachdem  eine  gesetzliche 
Regelung  der  vorgedachten  Art  dieser  Entwicklung  eine  klare  Rechtsgrundlage 
und  einen  mächtigen  Impuls  gegeben  hätte.  Das  natürliche  Bedürfnis  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  und  die  Ueberlegenheit  dieser  neuen  Ausgleichsmethode 
wtlrden  dann  ganz  von  selbst  dahin  führen,  Streiks  und  Aussperrungen  als  das 
Minderwertige  aufzugeben  und  höchstens  in  seltenen  Ausnahmefällen  an  diese 
ultima  ratio  zu  appellieren,  wenn  alle  anderen  Mittel  vergeblich  erschöpft  und 
versucht  worden  sind.  Die  „Wege  zum  gewerblichen  Frieden"  wären  frei  und 
geebnet.  Angesichts  solcher  Aussichten,  für  welche  sowohl  im  Inland  wie  im  Aus- 
Jand,  in  der  Gesetzgebung  wie  in  den  beruflichen  Tarifvereinbarungen,  in  der 
Fachpresse  wie  in  den  wissenschaftlichen  Erörterungen  reale  Unterlagen  und  An- 
sätze überall  zu  finden  sind,  lassen  sich  grundsätzliche  Bedenken  gegen  die  Regelung 
•dieser  Fragen  durch  eine  Weiterfuhrung  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
wohl  um  so  weniger  geltend  machen,  als  dadurch  die  bestehenden  Verhältnisse 
lediglich  verbessert  und  im  Interesse  der  Beteiligten  wie  des  Gesamtwohls  einer 
höheren  Entwicklungsstufe  entgegengefUhrt  würden.  Im  Gegenteil,  die  ganze 
Bewegung  sich  selbst  überlassen  in  der  Erwartung,  daß  sie  schließlich  durch  die 
empirischen  Erfahrungen  nach  dem  Grandsatz  „Schaden  macht  klug^  ganz  von 
selbst  zur  Gesundung  führen  werde,  dürfte  wirtschaftlich  und  sozial  so  hohe 
Opfer  erheischen,  daß  die  Uebertragung  dieses  Erziehungsgrundsatzes  der  E  i  n  z  e  1  - 
Wirtschaft  auf  die  Volkswirtschaft  nur  verhängnisvoll  wirken  könnte.  Die- 
jenigen aber,  die  jedem  neuen  Schritt  der  Sozialpolitik  widerstreben,  mögen 
daran  erinnert  sein,  daß  es  auf  diesem  Gebiet  einen  Stillstand  nicht  gibt  und  nicht 
geben   kann,   weil    unsere   Zeit   der   wirtschaftlichen   und   gesellschaftlichen    Um- 

1)  Vgl  §§  62  ff.  des  Reichsgesetzes,  betr.  die  Gewerbegerichte,  vom  29.  September  1901. 
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formung  fortgesetzt  neue  Probleme  schafft,  welche  gebieterisch  eine  Lösung 
erheischen,  und  diese  läßt  sich  nur  erreichen,  wenn  man  rechtzeitig  und  energisch 
daran  geht,  die  Erscheinungen  zu  meistern,  statt  sich  von  ihnen  meistern  zu  lassen 
—  where  is  a  will,  there  is  a  way! 

Den  Ausspruch,  daß  „der  Ausbau  der  sozialen  Gesetzgebung 
die  Aufgabe  unseres  Jahrhunderts  sei",  hat  kein  Geringerer  getan  als 
Kaiser  Wilhelm  II! 

Berlin,  Ostern  1907. 

Dr.  Zacher. 
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Beilage  1. 

(Aus  der  Allerhöchsten  Botschaft,   welche  Seine  Majestät  Kaiser 
Wilhelm  I.   am  17.  November  1881    durch   den  Kanzler  Fürsten  Bismarck  dem 

Reichstage  zugehen  ließ.) 

Wir  halten  es  für  Unsere  kaiserliche  Pflicht  dem  Reichstag  die  Förderung 
des  Wohles  der  Arbeiter  von  neuem  ans  Herz  zu  legen,  und  Wir  würden  mit  um 
so  größerer  Befriedigung  auf  alle  Erfolge,  mit  denen  Gott  Unsere  Regierung  sicht- 
lich gesegnet  hat,  zurückblicken,  wenn  es  Uns  gelänge,  dereinst  das  Bewußtsein 
mitzunehmen,  dem  Vaterlande  neue  und  dauernde  Bürgschaft  seines  inneren  Friedens 
und  den  Hilfsbedürftigen  größere  Sicherheit  und  Ergiebigkeit  des  Beistandes,  auf 
den  sie  Anspruch  haben,  zu  hinterlassen.  In  Unseren  darauf  gerichteten  Be- 
strebungen sind  Wir  der  Zustimmung  aller  verbündeten  Regierungen  gewiß  und 
vertrauen  auf  die  Unterstützung  des  Reichstags  ohne  Unterschied  der  Partei- 
stellungen. In  diesem  Sinne  wird  zunächst  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Betriebsunfälle  vorbereitet.  Ergänzend 
wird  ihm  eine  Vorlage  zur  Seite  treten,  welche  sich  eine  gleichmäßige  Organisation 
des  gewerblichen  Krankenkassenwesens  zur  Axifgabe  stellt.  Aber  auch 
diejenigen,  welche  durch  Alter  oder  Invalidität  erwerbsunfähig  werden, 
haben  der  Gesamtheit  gegenüber  einen  begründeten  Anspruch  auf  ein  höheres 
Maß  staatlicher  Fürsorge,  als  ihnen  bisher  hat  zuteil  werden  können.  Für  diese 
Fürsorge  die  rechten  Mitikel  und  Wege  zu  finden,  ist  eine  schwierige,  aber  auch 
eine  der  höchsten  Aufgaben  jedes  Gemeinwesens,  welches  auf  den  sittlichen  Funda- 
menten des  christlichen  Volkslebens  steht.  Der  engere  Anschluß  an  die  realen 
Kräfte  dieses  Volkslebens  und  das  Zusammenfassen  der  letzteren  in  der  Form 
korporativer  Genossenschaften  unter  staatlichem  Schutz  und  staatlicher 
Förderung  werden,  wie  Wir  hoffen,  die  Lösung  auch  von  Aufgaben  möglich  machen^ 
denen  die  Staatsgewalt  allein   in   gleichem  Umfange  nicht  gewachsen  sein  würde. 

Beilage  2. 


(Allerhöchster   Erlaß   Seiner  Majestät  Kaiser  Wilhelms  U.  vom 

17.  November  1906.) 

Der  heutige  Tag,  an  welchem  vor  25  Jahren  der  in  Gott  ruhende 
Kaiser  und  König  Wilhelm  der  Große  Seine  unvergeßliche  Bot- 
schaft erließ,  gibt  Mir  willkommenen  Anlaß,  mit  dem  deutschen  Volke  in  ehr- 
furchtsvoller Dankbarkeit  dieses  Friedeuswerkes  zu  gedenken,  durch  welches  Mein 
erlauchter  Ahnherr  zum  Schutze  der  wirtschaftlich  Schwachen  der  Gesetzgebung 
neue  Bahnen  wies. 

Nach  Seinem  erhabenen  Willen  ist  es  unter  freudiger  Zustinmiung  der  ver- 
bündeten Regierungen  und  der  verständnisvollen  Mitwirkung  des  Reichstags  ge- 
lungen, den  schwierigen  und  weitverzweigten  Ausbau  der  staatlichen  Arbeiterfürsorge 
auf  dem  Gebiete  der  Kranken-,  Unfall-  und  Invalidenversicherung  so  zu 
fördern,  daß  die  Hilfsbedürftigen  in  den  Tagen  der  Not  einen  Rechtsanspruch  auf 
gesetzlich  geregelte  Bezüge  besitzen.  Die  Arbeiter  haben  damit,  dank  den  um- 
fassenden Leistungen  des  Reiches  und  ihrer  Arbeitgeber  sowie  auf  Grund  ihrer 
eigenen  Beiträge  eine  erhöhte  Sicherheit  für  ihren  notwendigen  Lebensunterhalt 
und  für  den  Bestand  ihrer  Familien  erreicht.  Die  großen  und  werbenden  Gedanken 
der  Kaiserlichen  Botschaft  haben  diesen  Erfolg  aber  nicht  nur  in  unserem  eigenen 
Vaterlande  gezeitigt,  sondern  wirken  auch  weit  über  dessen  Grenzen  hinaus  vor- 
bildlich und  bahnbrechend.  Leider  wird  die  Erreichung  des  höchsten  Zieles  der 
Kaiserlichen  Botschaft  gehemmt  und  verzögert  durch  den  andauernden  Widerstand 
gerade  von  der  Seite,  welche  glaubt,  die  Vertretung  der  Arbeiterinteressen  vor- 
zugsweise für  sich  in  Anspruch  nehmen   zu  können.     Gleichwohl  vertraue  Ich  auf 
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■den  endlichen  Sieg  gerechter  Erkenntnis  des  Geleisteten  nnd  auf  wachsendes 
Verständnis  für  cde  Grenzen  des  wirtschaftlich  Möglichen  in  allen  Kreisen  des 
deutschen  Volkes.  Dann  wird  sich  auch  die  Hoffnung  Kaiser  Wilhelms  erfüllen, 
daß  sich  die  Arbeiterversicherung  als  dauernde  Bürgschaft  inneren  Friedens 
für  das  Vaterland  erweisen  möge.  In  dieser  Zuversicht  ist  es  Mein  fester  Wille, 
daß  die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  sozialpolitischen  Fürsorge 
nicht  ruhe  und  in  Erfüllung  der  vornehmsten  Christenpflicht  auf  den  Schutz  und 
das  Wohl  der  Schwachen  und  Bedürftigen  fortgesetzt  bedacht  sei. 

Durch  gesetzliche  Vorschriften  und  Leistungen  allein  ist  indes  die  Aufgabe 
im  Geiste  der  Kaiserlichen  Botschaft  und  ihres  erlauchten  Schöpfers  nicht  zu  lösen. 
Ich  erkenne  es  an  dem  heutigen  Tage  gerne  an,  daß  es  im  deutschen  Volke  nie 
Au  Männern  und  Frauen  gefehlt  hat,  die  freiwillig  und  freudig  ihre  Kraft  in  den 
Liebesdienst  am  Wohle  des  Nächsten  stellten,  und  sage  allen,  die  sich  dem  großen 
sozialen  Werke  unserer  Zeit  selbstlos  und  opferwillig  widmen,  Meinen  Kaiserlichen 
Dank. 

Ich  beauftrage  Sie,  diesen  Erlaß  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen. 

Gegeben  Donaueschingen,  den  17.  November  1906. 

Wilhelm,  L  R. 

An  den  Reichskanzler.  v.  Bülow. 


Beilage  8^ 

(Aus  der  Thronrede,  mit  welcher  Kaiser  Wilhelm  U.  am  19.  Februar 
1907  den  neugewählten  Reichstag  eröfl'nete.) 
Der  gesunde  Sinn  in  Stadt  und  Land  hat  im  Wahlkampf  einer  Bewegung 
Halt  geboten,  die  sich,  alles  bestehende  Gute  und  Lebenskräftige  verneinend,  gegen 
Staat  und  Gesellschaft  in  ihrer  stetigen  friedlichen  Entwicklung  richtet.  Die 
großen  grundlegenden  Gesetze  zum  Schutze  der  wirtschaftlich  Schwachen  sind 
^egen  den  Widerstand  der  Fraktion  geschaffen  worden,  die  sich  als  die  wahre 
Vertreterin  der  Arbeiterinteressen  bezeichnet,  selbst  aber  nichts  für  sie  und  für 
den  Kulturfortschritt  geleistet  hat.  Gleichwohl  zählen  ihre  Wähler  immer  noch 
nach  Millionen.  Der  deutsche  Arbeiter  darf  darunter  nicht  leiden.  Jene 
Gesetzgebung  beruht  auf  dem  Grundsatz  der  sozialen  Verpflichtung  gegenüber  den 
arbeitenden  Klassen  und  ist  daher  unabhängig  von  der  wechselnden  Parteigestaltung. 
Die  verbündeten  Regierungen  sind  entschlossen,  das  soziale  Werk  in  dem 
erhabenen  Geiste  Kaiser  Wilhelms  des  Großen  fortzusetzen. 


Beilage  4> 

(Anschreiben  des  Reichskanzlers  Fürsten  von  Bülow  an  den  Heransgeber.) 

B  e  r  1  i  n ,  den  22.  Februar  1903. 

Euerer  Hochwohlgeboren  erwidere  ich  auf  Ihr  gefälliges  Schreiben  vom  18.  d.  M.,  daß  ich 
Ihr  Sammelwerk  über  die  Arbeiterversicherung  im  Auslande  sowie  Ihren  Leitfaden 
zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reiches  gern  entgegengenommen  habe  und 
Ihnen  für  deren  freundliche  Uebersendung  verbindlichst  danke. 

Wie  ich  vor  nicht  langer  Zeit  im  Reichstag  ausgeführt  habe,  stimme  ich  mit  Ihnen  darin 
überein,  daß  im  Deutschen  Reiche  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicheining  verwirklicht  worden 
ist,  was  bisher  noch  kein  anderes  Land  der  Welt  erreicht  hat,  und  daß  das  deutsche  Vorgehen 
auf  diesem  Gebiete  für  alle  anderen  Staaten  vorbildlich  war  und  noch  ist.  Mit  Recht  haben  Sie 
in  Ihrer  „Arbeiterversicherung  im  Auslande"  unserem  wohlbegründeten  Stolze  auf  unseren  in 
kultureller  Beziehung  so  wichtigen  Vorsprung  vor  den  anderen  Staaten  Ausdruck  gegeben  und 
schon  dadurch  Ihr  Werk  für  jeden  Deutschen  wertvoll  gemacht.  Ihre  klare  und  übersichtliche 
Zusammenstellung  des  umfangreichen  Stoffes  wird  aber  auch  für  alle  Politiker  von  Nutzen  sein, 
welche  sich  mit  der  weiteren  nötigen  Vervollkommnung  der  Arbeiterversicherung  beschäftigen, 
namentlich  aber  für  uns  Deutsche,  denen  jener  Vorsprung  unserer  Gesetzgebung  die  Pflicht  auf- 
erlegt, dafür  zu  sorgen,  daß  dem  Deutschen  Reiche  sein  jetziger  Platz  an  der  ersten  Stelle  auch 
dauernd  gewahrt  bleibt 

Besonders  dankenswert  ist  es,  daß  Sie  die  Ergebnisse  Ihrer  Arbeiten  in  populärer  Sprache 
auch  dem  einfachen  Arbeiter  zugänglich  gemacht  haben. 

Euerer  Hochwohlgeboren 
ergebener 
gez.  von  Bülow. 
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Die  Arbeiterversicherimg  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 

I. 

Einleitung. 

1.  Anzahl  der  Einwohner,  die  soziale  Versicherung  benötigen. 
Statistik  und  Berechnung.  —  Gewöhnlich  wird  behauptet,  daß  bei  den  hohen 
Arbeitslöhnen  in  den  Vereinigten  Staaten  soziale  Fürsorge  überflüssig  sei,  und 
daß  Vereine  und  Privatversicherungsgesellschaften,  ohne  Hilfe  der  Regierung,  für 
alle  nötige  Versicherung  aufkommen  können.  Dieser  Behauptung  steht  aber  das 
Verlangen  nach  einer  billigen  und  gesicherten  Versicherung  gegenüber,  welches 
sich  ebenso  bei  der  minder  gut  bezahlten  Arbeiterklasse  als  bei  der  höher  ent- 
lohnten geltend  macht.  Freilich  ist  es  ausgeschlossen,  für  Geistesschwache, 
Wahnsinnige,  Vagabunden  und  Verbrecher  durch  Versicherungseinrichtungen  sorgen 
zu  wollen.  Denn  die  Leiden  der  Armen  werden  durch  die  Armenpflege  gelindert, 
während  ftlr  Vagabunden  und  Verbrecher  Korrektions-  und  Strafanstalten  eintreten. 
Eine  Arbeiterversicherung  ist  ihrem  Wesen  nach  nur  für  Arbeiter 
da,  d.  h.  für  die  schaflFenden  und  gesunden  Mitglieder  der  Gesellschaft,  welche  von 
Löhnen  und  mäßigen  Gehältern  leben.  Es  ist  gerade  die  wohlhabende  Klasse,  die 
schon  die  Vorzüge  der  „Versicherung"  erkannte.  Vielleicht  hat  sie  ihre  Ver- 
sicherung zu  teuer  erkauft  und  haben  die  Beamten  einiger  berühmter  Privat- 
gesellschaften viel  von  deren  Gelde  verschwendet.  Die  Reichen  aber  können  sich 
durch  ihre  tägliche  Geschäftserfahrung  helfen;  bei  den  Arbeitern  jedoch  ist  das 
nicht  der  Fall. 

Der  Fürsorgemaßstab.  —  Es  ist  verschiedentlich  versucht  worden,  das 
durchschnittliche  Einkommen,  welches  die  Arbeiterfamilie  von  der  Armenpflege  unab- 
hängig macht,  festzustellen,  aber  keiner  dieser  Versuche  ist  geglückt.  Der  Tausch- 
wert des  durchschnittlichen  Einkommens  (Reallohns)  ist  in  den  verschiedenen  Orten 
je  nach  den  Kosten  der  Lebensmittel  verschieden.  Ein  bedeutender  Teil  der  Ein- 
wohnerschaft erreicht  niemals  das  durchschnittliche  Einkommen.  Die  Arbeiter 
gewisser  Industrieen  wohnen  in  den  Großstädten,  New  York,  Chicago,  Philadelphia 
usw.,  wo  Lebensmittel  und  Mieten  sehr  teuer  und  die  Löhne  infolge  der  großen 
Konkurrenz  außerordentlich  niedrig  sind.  Im  folgenden  sind  Berechnungen  von 
Persönlichkeiten  angeführt,  deren  Ansichten  auf  diesem  Gebiet  als  maßgebend  gelten. 
P.  Roberts ')  sagt:  „Das  Bureau  of  Statistics  von  Massachusetts  beweist,  daß  eine 
Familie  von  fünf  Personen  jährlich  $  754^)  für  ihren  Lebensunterhalt  benötigt. "* 
Dieses  ist  nicht  ein  Minimum,  sondern  ein  Maßstab  für  mäßiges  Wohlleben  im 
Staate  Massachusetts.  Eine  Familie  von  Negern  dagegen  im  Staate  Süd-Carolina 
würde  sich  schon  bei  einem  jährlichen  Einkommen  von  §  400  sehr  behaglich 
fühlen.  —  Dr.  E.  T.  Devine,^)  der  wohlbekannte  Sekretär  der  „Charity 
Organisation  Societ} "  in  der  Stadt  New  York,  behauptet,  daß  das  Mindestlohn- 
einkommen,  welches  eine  bescheiden  lebende  Familie  in  seiner  Stadt  von  der 
Armenpflege  unabhängig  macht  mindestens  $  600  jährlich  betrage. 


^)  P.  Roberts,  Anthracite  Goal  Communities,  S.  346. 

«)  1  Dollar  =  100  Cents  ^  4,20  Reichsmark. 

»)  E.  T.  Devine.  Principles  of  Relief,  S.  34—36. 
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Die  Stadt  New  York  ist  die  größte  und  dichtest  bewohnte  Stadt  in  der 
Union,  mit  den  höchsten  Mieten  und  den  teuersten  Lebensmittel;  ferner  verlangt 
das  kalte  Klima  viel  Brennmaterial  und  warme  wollene  Kleidung.  Im  allgemeinen 
sind  die  Personen,  welche  Vorteile  aus  einem  Systeme  der  sozialen  Versicherung 
ziehen  können,  nicht  die  Reichen,  auch  nicht  die  Gebrechlichen,  Verarmten  oder 
Verbrecher,  sondern  die  große  Menge  derjenigen,  die  mäßige  Löhne  oder 
kleineGehälter  beziehen  und,  um  anständig  leben  und  ihre  Kinder  ordentlich 
erziehen  zu  können,  immer  angestrengt  arbeiten  müssen.  Zu  dieser  Kategorie  ge- 
hören in  den  Vereinigten  Staaten  heute  wohl  mindestens  40 000 000  Einwohner^ 
Broterwerber  mit  ihren  abhängigen  Familienmitgliedern.  Der  Zweck  der  sozialen 
Fürsorge  in  unserer  Nation  ist  nicht  nur,  die  absolut  Schwächsten  vor  größter  Not 
zu  schützen,  sondern  vielmehr  das  Niveau  der  Arbeiter  zu  heben  und 
sie  an  den  Kulturfortschritten  teilnehmen  zu  lassen. 

Statistik  der  Einwohner  der  Union.  —  Die  Gesamtzahl  der  Ein- 
wohner der  Vereinigten  Staaten  nach  dem  „12*«*'  Census"  (1900,  nicht  ein- 
gerechnet Alaska,  Hawaii,  Indian  Territory  und  die  Indianer  auf  dem  Keservat- 
gebiete)  betrug  75  693  734  (66  890  190  Weiße  und  8  803  535  afrikanischer  Ab- 
stammung).*)   Die  Gebürtigkeit  der  Einwanderer  *)  stellte  sich  wie  folgt: 

Austria  (Oesterreich) 275  907 

Bohemia  (Böhmen) 156  891 

Canada  (Englisch) 784  741 

Canada  (Französisch) 395  066 

China 81534 

Denmark   (Dänemark) 153  805 

England 840  513 

France  (Frankreich) 104197 

Germany  (Deutschland) 2  663  418 

Holland  (Niederlande) 104  931 

Hungary  (Ungarn) 145  714 

Ireland  (Irland) 1  615  459 

Italy  (Italien) 484  027 

Mexico ,     .     .     .     .  103  393 

Norway    (Norwegen) 336  388 

Poland  (Polen) 383  407 

Russia   (Rußland) 423  726 

Scotland  (Schottland) 233  524 

Sweden   (Schweden) 572  014 

Switzerland  (Schweiz)  .     .     .     .     : 115  593 

Wales 93  586 

Andere   Nationen      . 273  442 

Gesamtzahl     10  341  276 

Zahl  der  Erwerbstätigen  im  Alter  von  zehn  Jahren  aufwärts,, 
eingeteilt  nach  Beruf  und  Geschlecht,  im  Jahre  1900.  —  Nur  die 
wichtigsten  Angaben  werden  hier  verzeichnet.  Von  10  381 765  ackerbau- 
treibenden Einwohnern  sind  4  410  877  Arbeiter  und  5  674  875  „Farmers". 
Viele  andere  Arbeiter  sind  in  der  Waldwirtschaft-  und  Holzindustrie  beschäftigt. 
Wegen  der  Verschiedenheit  der  ökonomischen  Zustände  muß  die  Negerfrage 
allein  behandelt  werden.  Den  höheren  Berufen  gehören  sowohl  446  133  Lehrer 
und  Lehrerinnen,  wie  die  Professoren  der  Gymnasien  und  Universitäten  an,  von 
welchen  die  Mehrzahl  eine  soziale  Versicherung  benötigen.  Von  den  5  580  657 
Personen  (3  485  208  männlichen  und  2  095  449  weiblichen  Geschlechts),  die 
häusliche  Dienste  versehen,  bedürfen  fast  alle  einer  sozialen  Versicherung.  Die 
Klasse  „Handel  und  Transport"  schließt  4  766  964  Personen  mit  sehr  verschiedenen 


0  Statistical  Abstract,  1903,  S.  22. 

«)  Statistical  Abstract,  1908,  S.  494,  423. 
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Löhnen  ein;  beinaht  alle  aber  sollten  die  Vorteile  der  sozialen  Versicherung  ge- 
nießen, zumeist  ist  eben  in  dieser  Klasse  die  Versicherung  schon  am  besten 
organisiert.  In  der  Klasse  „Gewerbe  und  Industrie"  fanden  sich  7  085  992  Ein- 
wohner (5  772  788  männlichen,  1  313  204  weiblichen  Geschlechtes).  Die  Mehr- 
zahl sind  Lohnarbeiter;  die  übrigen  sind  Arbeitgeber,  deren  genaue  Zahl  im 
Census  nicht  angegeben  ist.  Es  ist  festgestellt,  daß  die  Zahl  der  Arbeiter,  die 
schon  verhältnismäßig  in  der  Ueberzahl  sind,  mit  dem  Heranwachsen  der  Groß- 
industrie weiter  zunimmt.  Die  Gesamtzahl  der  mit  Verdienst  (gegen  Lohn  oder 
Gehalt)  angestellten  Einwohner  beträgt  29  074  117  (23  753  205  männlichen,  5  319  912 
weiblichen  Geschlechtes). 

Familieneinnahmen.  Die  Bundesregierung  hat  einen  wertvollen  Bericht 
über  das  Einkommen  von  Arbeiterfamilien  herausgegeben,  der  auf  Untersuchungen 
über  die  Lebensverhältnisse  von  25440  Familien  beruht.^) 

Das  Material  hierzu  wurde  in  den  Hauptorten  der  Industrie  von  33  Staaten 
(einschließlich  des  Distrikts  Columbia)  gesammelt.  Die  Untersuchung  wurde  auf 
die  Familien  der  Lohnarbeiter  und  Beamten  mit  jährlichem  Lohn  und  Gehalt  unter 
I  1200  beschränkt;  Kleinhändler  wurden  ausgeschlossen.  Die  Angaben  beziehen 
sich  hauptsächlich  auf  das  Jahr  1901.  Hier  sei  ein  Auszug  daraus  wiedergegeben: 
„Das  Gesamtfamilieneinkommen  steigt  von  $  420.03  in  Süd-Carolina  auf  $  908.68 
im  Staate  Colorado.  In  acht  Staaten  betrug  das  jährliche  Einkouimen  über  $  800; 
in  zwölf  Staaten  zwischen  $  700  und  |  800;  in  zehn  Staaten  zwischen  ^  600  und 
I  700;  in  zwei  Staaten  zwischen  |  500  und  $  600;  in  einem  Staate  unter 
I  500.  Das  höchste  durchschnittliche  Familieneinkommen  aus  allen  Quellen  war 
I  883.39  in  der  Weststaatengruppe.  In  den  Nord-Atlantik-Staaten  betrug  es 
$  755.49;  in  den  nördlichen  Zentralstaaten  §  751.62;  in  den  Süd- Atlantik-Staaten 
I  690.80;  und  in  den  südlichen  Zentralstaaten  $  675.42."  Diese  Familienein- 
kommen stammen  aus  mehreren  Quellen.  79.49^/^^  des  Familieneinkommens  wurde 
von  Männern  beigesteuert;  von  Frauen  1.47*^/^;  von  Kindern  7.78®/^,;  und  aus  andern 
Quellen  gingen  1.77®^  ein.^) 

Lohnberechnungen.  Professor  Mayo-Smith  bemerkt,  daß  alle  Berech- 
nungen dieser  Art  sehr  bedenklich  und  unzuverlässig  sind.  Vielleicht  entspricht 
die  Zahl  |  444.83  am  genauesten  dem  durchschnittlichen  Lohn  der  Arbeiter, 
die  Löhne  und  Gehälter  der  Kleinhändler  und  Geschäftsangestellten  nicht  einge- 
rechnet. Sie  bedeutet  aber  nicht  den  typischen  Lohn,  weil  die  Löhne  der  Männer, 
Frauen  und  Lehrlinge  darin  eingeschlossen  sind.  Die  durchschnittlichen  Jahreslöhne 
betrugen  beiläufig  für  Männer  (über  16  Jahren)  §  498.  für  Frauen  (über  15  Jahren) 
$  276,  für  Kinder  §  141.») 

Die  Grubenarbeiter  der  Steinkohlenbergwerke  im  Staate  Pennsylvanien  haben 
durchschnittlich  Familien  von  fünf  bis 'sechs  Personen;  die  Jahreslöhne  der  Akkord- 
arbeiter, die  nur  25^0  ^Her  in  den  Gruben  arbeitenden  Angestellten  betragen,  belaufen 
sich  ungefähr  auf  $  600;  der  Jahreslohn  anderer  Arbeiter  (öO^o)  nur  auf  $  450.^) 

Familienausgaben.'*)  Die  durchschnittlichen  Gesamtausgaben  von 
20615  Familien  in  den  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1900  beliefen  sich  auf  je 
$  699.24  und  schwankten  in  den  verschiedenen  Staaten  zwischen  ^  365.15  in 
Süd-Carolina  und  §  786.64  im  Distrikt  Columbia.  Die  durchschnittlichen  Aus- 
gaben in  den  Nord-Atlantik-Staaten  betrugen  §  704.16,  in  den  Süd-AtI antik- Staaten 
$  650.18,  in  den  Süd-Zentralstaateh  $  640.44.  Die  Ausgaben  in  den  Nord- 
Atlantik-Staaten   beliefen   sich  auf  93.21^/^,   des  Familieneinkomraens:    in  den  Süd- 

')  18th  Annual  Report  of  Comraissioner  of  Labor,  1903:  Cost  of  Living  and 
Retail  Prices  of  Food.  \<r\.  dazu  die  Besprechung  von  Ho  iß  in  Seh  m  olleres  Jahrbuch  für 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  Jahrg.  XXX  (1906)  S.  811—356. 

'')  Vgl.  a.  a.  ().,  S.  08. 

^)  Mayo-Smith,  Statistics  and  Economics,  S.  298  ff.  Vgl.  l\  S.  Census  of  1890,  Manu- 
factures,  Part  I,  S.  20.  Der  Census  von  1900,  Employers  and  Wages,  beschränkt  sich  auf 
die  Arbeiter  in  nur  34  Beschäftigungsarten  und  gibt  nur  die  Lohnsätze,  nicht  das  Jahresein- 
kommen an. 

*)  P.  Roberts,  Anthracite  Ooal  Oommunities,  S.  346.  Heutzutage  sind  die  Löhne  überall 
etwa^  höher. 

■')  18 th  Annual  Report  of  Commissioner  of  Labor,  S.  60  if. 
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Atlantik-Staaten  auf  94.127o;  iu  den  Nord-Zentralstaaten  auf  94.31^/^^;  in  den 
Sud-Zentralstaaten  auf  94.827o;  i»  den  westlichen  Staaten  auf  84.277o.  Das  gesamte 
durchschnittliche  Jahreseinkommen  der  25440  Familien  überschreitet  die  durch- 
schnittlichen Ausgaben  um  $  50.26;  wenn  aber  die  eventuellen  Hypothekenab- 
zahlungen mit  einberechnet  werden,  beträgt  der  durchschnittliche  Ueberschuß 
nur  (  7. 

Ueberschuß  oder  Defizit.^)  Der  Bericht  zeigt,  daß  am  Ende  des  Jahres 
12816  (ungefähr  die  Hälfte)  der  in  Betracht  gezogenen  Familien  einen  Ueberschuß 
aufweisen  konnten.  Der  durchschnittliche  Ueberschuß  dieser  Familien  belief  sich 
auf  I  120.84.  Bei  4117  Familien  wird  von  einem  durchschnittlichen  Defizit  von 
I  65.58  berichtet.  Es  blieben  8507  Familien,  welche  das  Jahr  angeblich  ohne 
Ueberschuß  oder  Fehlbetrag  abschlössen.  Der  Vermögensstand  und  die  Schulden 
waren  nicht  angegeben.  Diese  ZiflFem  beweisen,  daß  die  Mehrzahl  der  Arbeiter 
auch  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Hilfsbedürftigkeit  sehr  nahe  kommen,  so  daß 
nach  einigen  Wochen  der  Arbeitslosigkeit  infolge  von  Krankheit  oder  Unfall  die 
Familie  Schulden  machen  oder  bei  Verwandten,  Freunden  oder  Wohltätigkeits- 
anstalten Hilfe  erbitten  muß.  Die  statistischen  Angaben  des  Armenwesens  bei 
uns  sind  zwar  unzulänglich,  und  doch  zeigen  sie  eine  ungeheure  Zahl  von  Personen 
und  Familien  an,  welche  in  jedem  Jahre  der  Wohltätigkeit  oder  Armenpflege 
anheimfallen;  aber  die  Statistik  des  Armenwesens  zeigt  uns  nicht  an,  wie  viele 
Millionen  der  Mitbürger  immer  in  der  Furcht  vor  Armut  und  Verlust  ihrer  sozialen 
Stellung  leben  und  wie  arg  sie  darunter  leiden. 

Anlegung  des  Ueberschusses.^  Von  2567  Familien  haben  1480  den 
Ueberschuß  in  folgender  Weise  angelegt: 

491  Familien  behielten  ihn  im  Bargeld;  682  legten  ihn  an  in  Banken;  63  in 
Baugenossenschaften;  42  in  Land  und  Boden;  5  in  Aktien;  3  benutzten  ihn  zu 
Geldanleihen;  60  bezahlten  damit  ihre  Schulden;  1  anderes;  133  nicht  angegeben. 

Versicherungsprämien.  Von  2567  Familien  besaßen  1680  Familien 
Lebensversicherungen,  deren  Betrag  jedoch  nicht  angegeben  ist.  944  Familien  be- 
zahlten Beiträge  an  Arbeitervereine  und  1123  an  Vereine  anderer  Art,  ein- 
schließlich der  Hilfskassen. 

Lebensversicherung  in  den  Vereinigten  Staaten.^  Es  gab  im  Jahre 
1902  4160088  regehrechte  («ordinary")  Policen  im  Betrage  von  $  8  701587  912. 
Die  Gesamteinnahmen  aller  Gesellschaften  beliefen  sich  auf  |  504  527  705,  und 
die  Summe  der  Auszahlungen  war  (  199  883  721.  Aber  nur  die  „Industrial" -(Gesell- 
schaften interessieren  uns  hier,  weil  die  gewöhnlichen  Policen  nur  im  Be- 
sitze der  wohlhabenden  Leute  sind.  Diese  Gesellschaften  hängen  durchaus  von 
den  niedrigbezabiten  Arbeitern  ab.  Sie  besaßen  im  Jahre  1902  13  448  124  Policen 
im  Betrage  von  $  1  806  890  864;  durchschnittlich  ungefähr  $  135  auf  jede  Police. 
Wir  werden  weiter  unten  auf  diese  Sache  genauer  eingehen. 

Sparbanken.  Im  Jahre  1902/03  betrug  die  Zahl  der  Einleger  7  035  228; 
die  Summe  der  Depositengelder  $  2  935  204  845;  durchschnittlicher  Betrag  jedes 
Guthabens  $  417.21.  Es  ist  unmöglich,  festzustellen,  wie  viele  der  Spareinleger 
Arbeiter  sind. 

Der  Besitz  der  Arbeiter.  Wenn  wir  den  Wert  ihres  Besitzes  genau 
bestinmien  könnten,  wären  wir  imstande,  die  Ersparnisse  der  Arbeiterfamilien  zu 
berechnen,  von  welchen  sie  im  Notfalle  leben  könnten.  Aber  auch  hier  ist  die 
durchschnittliche  Berechnung  unzuverlässig.  In  England  berechnet  Mulhall  die 
Zahl  der  Arbeiter  auf  18  210  000  mit  einer  durchschnittlichen  Habe  von  $  150. 
Die  gesamte  Einwohnerschaft  von  38  857  000  weist  327  000  Reiche  mit  je  $  136  000 
und  2  380  000  dem  Mittelstand  Angehörige  mit  je  $  4500  auf.  Die  Zahl  der 
Kinder  ist  17  940  000.'') 

2.  Stand  der  Lohnarbeiter.  Erst  wenn  der  moderne  Großbetrieb  allgemein 
geworden  ist  und  seine  natürlichen  Folgen  erzeugt  hat,   wird  ein  ganzes  Volk  die 


*)  18th  An.  Rep.  Com.  of  Labor,  S.  61. 

2)  ISth  An.  Rep.  Com.  Labor,  S.  512,  501,  421—469. 

»)  Statistical  Abstract,  1903,  S.  44,  von  F.  L.  Hoffmann. 

*^  C.  D.  Wright,  Practical  Sociology,  S.  312. 
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Mittel  und  Wege  Sachen,  die  Lasten  des  Unfalls,  der  Krankheit,  des  Alters,  des 
Todes  und  der  Arbeitslosigkeit  gemeinschaftlich  zu  tragen.  Nur  in  den  Ländern, 
in  welchen  es  große  Industriestädte  mit  dichter  Bevölkerung  und  entwickelten  Ge- 
werben gibt,  findet  man  eine  Klasse  der  Lohnarbeiter  mit  eigenen  Interessen, 
welche  an  den  Rohstoffen,  Werkzeugen  und  Maschinen  keine  Vermögensrechte 
besitzt.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  noch  der  Ackerbau  und  die  Viehzucht  die 
Hauptbeschäftigung  des  Volkes.  Bis  zu  den  letzten  Jahrzehnten  des  verflossenen 
Jahrhunderts  mangelte  es  den  sttdlichen  Staaten  an  Gewerbe-  und  Handelsstädten 
von  Bedeutung,  denn  die  ungeheure  Menge  der  dort  lebenden  Neger  hat  sich  noch 
nicht  von  den  vererbten  Eigenschaften  der  afrikanischen  Vorfahren  und  dem 
lähmenden  Einfluß  der  Sklaverei  frei  gemaeht.  Die  sogenannte  „soziale  Frage" 
ist  bei  uns  verhältnismäßig  neu.  Wir  kennen  die  Bedeutung  der  Worte  „Bauer*' 
und  „Proletariat"  nicht.  Der  wohlhabende  „Farmer"  und  der  städtische  Bürger 
würde  wohl  kaum  glauben,  daß  sich  in  unseren  Städten  Zustände  ähnlich  wie  in 
den  alten  europäischen  Nationen  entwickeln,  und  wie  weit  dieser  Prozeß  fortge- 
schritten ist  In  früheren  Jahren  gab  es  um  die  „arbeitende  Klasse"  keine  hohen 
Mauern;  das  Aufsteigen  in  eine  höhere  Klasse  war  keine  Seltenheit,  und  die 
Mehrzahl  der  Bevölkerung  war  in  der  Landwirtschaft  tätig.  Wohlhabende  Leute 
des  gegenwärtigen  Geschlechts  haben  in  ihrer  Jugend  von  der  Union  Land  und 
Boden  umsonst  oder  zu  sehr  niedrigem  Preise  erhalten,  haben  in  den  ersten  Jahren 
sehr  fleißig  gearbeitet  und  den  Preis  pro  acre^)  von  nichts  bis  auf  $  100  —  $  1000 
steigen  gesehen  und  sind  in  späteren  Jahren  in  die  Städte  eingewandert,  um  die 
Bequemlichkeiten  des  Stadtlebens  zu  genießen.  Ihre  Söhne  sind  zumeist  Kaufleute 
geworden,  und  die  armen  europäischen  Einwanderer  bebauten  die  Felder  als 
Pächter.  Diese  Reichen  waren  zuerst  „Arbeiter",  aber  nicht  „Lohnarbeiter". 
Jeder  Farmer  besaß  die  Farm  als  seinen  eigenen  Besitz.  Der  ärmste  junge  Mann, 
wenn  gesund  und  fleißig,  konnte  sich  bald  vom  Tagelöhner  zum  Grundbesitzer 
emporarbeiten.  Heutzutage  aber  ist  der  wertvolle  Boden  meistenteils  im  Besitz 
von  Privatleuten  oder  Aktiengesellschaften.  Das  Kapital,  welches  jetzt  zum  An- 
kaufen des  Bodens  xmd  Anschaffen  der  Vorräte  und  Ackergeräte  nötig  ist  kann 
der  unbemittelte  Einwanderer  nur  im  Laufe  von  langen,  mühevollen  Jahren  als 
Lohnarbeiter  und  Pächter  sich  erwerben.  Ohne  Zweifel  sind  die  Geld-  und  Real- 
löhne gestiegen,  und  die  wirtschaftlichen  Zustände  der  Bevölkerung  haben  sich 
durchschnittlich  verbessert.  Viele  der  mittellosen  Einwanderer  sind  wohlhabend 
und  sogar  vermögend  geworden.  Die  älteren  Kulturländer  haben  wohl  Arbeits- 
kräfte und  mit  ihnen  Geld  herübergeschickt;  dafür  erhält  Europa  wieder  jährlich 
Millionen  Dollars  von  den  amerikanischen  Touristen  und  Kaufleuten  und  von  den 
Arbeitern  selbst,  weil  diese  ihren  armen  Verwandten  im  Heimatlande  einen  großen 
Teil  ihrer  Löhne  mit  jedem  ostwärts  gehenden  Dampfer  zuschicken.  Und  doch  ist, 
wie  in  Europa,  die  Klasse  der  Lohnarbeiter  absolut  und  im  Verhältnis  zu  anderen 
Klassen  angewachsen.  In  den  Tagen  der  Sklaverei  war  „soziale  Fürsorge**  für 
die  Neger  unnötig;  der  Besitzer  sorgte  für  die  Kranken,  Invaliden  und  Bejahrten. 
Auch  wurde  in  dieser  Zeit,  wo  alle  gesunden,  tüchtigen  und  strebsamen  Leute  ihren 
Reichtum  an  Boden  und  Vieh  vermehren  konnten,  die  soziale  Fürsorge  im  allge- 
meinen nur  als  Armenunterstützung  für  die  Schwachen  und  Gebrechlichen  benötigt. 
Der  individualistische  Optimismus  war  die  Frucht  der  ökonomischen  Zustände.  Im 
Falle  des  Unfalls,  der  Krankheit  und  der  Altersschwäche  fand  der  „Farmer"  mit 
seinem  Vermögen  bei  seinen  Söhnen  Unterhalt  und  Stütze. 

3.  Notwendigkeit  der  Arbeiterversicherung.  Erst  neuerdings  hat  sich 
die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  die  zahlreichen  gewerblichen  Unfälle  gerichtet. 
Es  ist  außerordentlich  schwierig,  die  Zahl  der  verletzten  und  getöteten  Arbeiter 
zu  bestimmen,  weil  eine  Statistik  darüber  nicht  vorhanden  ist.  Nur  in  den  Be- 
richten der  „Interstate  Commerce  Commission"  über  das  Transportspesen  findet  man 
zuverlässige  Ziffern.  Die  Gesetze  von  nur  elf  Staaten  der  Union  verlangen  Berichte 
der  in  Fabriken  vorgekommenen  Unfälle,  und  nur  ein  einziger  verlangt  solche  Be- 
richte in  allen  Gewerbszweigen.     Ein  im  Jahre  1905  erlassenes  Gesetz  des  Staates 

^)  1  acre  =  0,4  hektar. 
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Wisconsin  legt  den  Aerzten.die  Pflicht  auf,  über  alle  Unfälle,  welche  den  Arbeiter 
über  zwei  Wochen  arbeitsunfähig  machen,  Bericht  zu  erstatten;  und  während  eines 
Jahres  berechnet  man  die  Unfälle  solcher  Art  in  diesem  Staate  auf  15  000 — 20  000. 
Die  Statistik  einer  bedeutenden  Privatversicherungsgesellschaft  (Fidelity  and  Gasualty 
Company  in  New  York)  zeigte,  daß  diese  während  der  Jahre  1889 — 1903  Po- 
licen aufgenommen  hat  für  Unternehmer,  die  insgesamt  |  1 905  515  398  Löhne 
zahlten  und  185  088  Unfälle  unter  ihren  Arbeitern  hatten.  Aus  diesen  Ziffern 
war  zu  entnehmen,  daß  4.937o  jährlich  verletzt  oder  getötet  werden.  Danach 
kann  man  die  Zahl  der  in  den  Vereinigten  Staaten  sich  ereignenden  Unfälle  auf 
etwa  550  000  berechnen.^) 

Die  Zeitschrift  „Social  Service"  gibt  eine  Tabelle,  welche  die  verletzten 
Arbeiter  in  Gefahrklassen  einteilt: 

Es  wird  verletzt  oder  getötet,  1  auf: 

Bäcker  und  Zuckerbäcker 41.20 

Brückenbauer 4.59 

Wagenbauer 29.75 

Chemikalien-  und  Farbenfabrikarbeiter 24.89 

Kleine    Unternehmer     ..." 10.95 

Elektrizitätsarbeiter 14.20 

Lederfabrikarbeiter 44.73 

Bauholzarbeiter 16.65 

Metallarbeiter 16.86 

Mühlenarbeiter 42.87 

Grubenarbeiter 20.53 

Verschiedene 25.85 

Arbeiter  in  Oelfabriken 15.93 

Hüttenwerkarbeiter 21.77 

Papierfabrikarbeiter 24.61 

Töpfer 44.32 

Buchdrucker 55.04 

Steinbrucharbeiter    und    Steinmetze 24.69 

Erzstampfenarbeiter 7.08 

Packer 12.91 

Textilarbeiter 58.73 

Warenlagerarbeiter 50.62 

Holzarbeiter 16.27 

Spezielle  Arbeiter 49.11 

Im  Durchschnitt  1  auf  20.59 
Von   1000  Arbeitern    wurden  in   gewissen  Fabriken    des  Staates  New  York 
während  des  Jahres  1899  verletzt: 

Gewerbezweig  auf  1000 

Stein  und  Lehm 15.18 

Metall   und  Maschinerie 26.57 

Holz 18.42 

Leder,  Gummi  waren,  Perlen  usw 3.21 

Chemikalien,  Oel  und  Explosivstoffe 44.06 

Lumpenbrei,  Papier  und  Pappendeckel 41.46 

Buchdruckerei    usw 9.19 

Textilindustrie 8.91 

Kleider,  Putzwaren.  Wäschereien 1.35 

Nahrungsmittel,  Tabak  und  Alkohol 13.51 

Oeffentlicher  Dienst   (Gasfabrik) 37.28 

Bauindustrie 26.20^ 

*)  Social  Service,  August,  1906,  S.  6j  Aufsatz  von  Josiah  Strong,  in  North 
American  Review,  Nov.  1906,  S.  1030. 

*)  Bailey,  Modern  Social  Conditions,  S.  294:  Bulletin  of  the  Department  of  Labor 
Nr.  32,  Jan.  1901,  S.  25. 
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F.  L.  Hoffman  berechnet  die  dorchsohnittliche  Zahl  der  getöteten  Gruben- 
arbeiter in  den  Vereinigten  Staaten  and  Canada  auf  2.64  pro  1000  Arbeiter. 
Während  des  Jahres  1898  betrug  die  Zahl  der  getöteten  Grubenarbeiter  im  Staate 
Pennsylvanien  2.89  pro  1000  in  der  Anthrazitkohlenindustrie  und  2.14  in  der 
Braunkohlenindustrie.  Während  der  Jahre  1891 — 1898  haben  8000  Grubenarbeiter 
ihr  Leben  verloren.  ^) 

Die  Zahl  der  getöteten  Männer  pro  100  000  Einwohner  in  einem  gewissen 
Gebiete  ("registration  states")  während  des  Jahres  vom  1.  Juni  1899  bis  zum 
31.  Mai  1900  betrug:  ^) 

Höhere   Berufe 61.1 

Handel  und  Verkehr 46.0 

Tagelöhner   und   Dienstboten 220.2 

Fabriken   und  Maschinerie 88.4 

Ackerbau,   Transportwesen  usw 69.2 

Die  Todesfälle  infolge  von  Unfällen  der  Männer  im  Alter  von  15 — 44  Jahren 
auf  100  000  Einwohner  betragen  jährlich,  in  den  Städten  122.4,  auf  dem  platten 
Lande  122.1.  Diese  Ziffern  zeigen,  daß  die  landwirtschaftliche  Beschäftigung 
beinahe  ebenso  gefährlich  wie  diejenige  der  städtischen  Arbeiter  ist. 

4.  Hindernisse  der  Arbeiterversicherung.  Der  individualistische 
Optimismus*)  war  der  Erfahrung  entsprossen,  hat  in  den  überlieferten  Sprich- 
worten seine  Wurzel  geschlagen  und  lebt  noch  heute  weiter.  Die  ökonomischen 
Zustände,  welche  diese  Weltanschauung  ins  Leben  gerufen  haben,  vergehen  mit 
der  Zeit;  der  Glaube  bleibt  als  Vorurteil.  Darum  ist  die  Nation  jetzt  auf  einmal 
genötigt,  die  „soziale  Frage"  anzuerkennen.  Bis  vor  kurzem  war  es  der  allgemeine 
Glaube,  wie  gesagt,  daß  beinahe  alle  tüchtigen  und  fleißigen  Arbeiter  selbst 
Kapitalisten  und  Unternehmer  werden  könnten.  Diese  Hoffnung  ist  in  den  Städten 
bereits  zunichte  geworden;  die  Bedeutung  dieser  Bewegung  aber  wird  nicht  ge- 
hörig eingeschätzt.  Die  Erklärung  für  die  Gleichgültigkeit  gegen  soziale  Fürsorge 
liegt  teilweise  in  der  Tatsache,  daß  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  in  Industriestädten 
und  in  Bergwerken  aus  fremden  Einwanderern  besteht,  und  daß  jene,  die  sich 
stolz  „Amerikaner"  nennen,  d.  h.  die  Abkömmlinge  der  früheren  englischen  An- 
siedler die  Verhältnisse  und  das  Elend  der  Einwanderer  nicht  kennen  und  sich  als 
die  beati  possidentes  von  diesen  arbeitenden  Klassen  fernhalten.  Eine  Art 
sozialer  Fürsorge  ist  freilich  vorhanden;  die  Reichen  und  auch  die  öffentlichen 
Verwaltungen  sind  mit  Wohltätigkeit  freigebig.  Aber  soziale  Fürsorge  in 
der  Form  von  „Arbeiterversicherung"  hat  bis  zum  heutigen  Tage  wenig 
Aufmerksamkeit  auf  sich  gelenkt  und  liegt  außerhalb  jeder  Diskussion.  Der  über- 
lieferte ökonomische  und  politische  Grundsatz  der  Staatsmänner  und  der  hervor- 
ragendsten Lehrer  der  Nationalökonomie  war  früher  gegen  jeden  Eingriff  des 
Staates  in  Handel  und  Gewerbe.  Die  unbewußte  Voraussetzung  in  der  Ge- 
schäftswelt ist,  daß  die  Regierung  sich  nicht  zwischen  den  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer einmengen  soll,  und  daß  der  einzige  Zweck  des  Staates  sei,  alle  Mitbürger 
gegen  Mord  und  Diebstahl  zu  schützen.  Der  Stärkere  soll  all  seine  Vorteile  über 
den  Arbeiter  ungestört  genießen.  Wenn  er  den  Arbeitsvertrag  einhält,  fühlt  er  sich 
weder  dem  Arbeiter  noch  dem  Gesetze  irgendwie  zu  mehr  verpflichtet.  „Die 
beste  Regierung  ist  die  am  wenigsten  regierende",  dieses  Sprich- 
wort drückt  die  übliche  politische  Philosophie  aus. 

Doch  gibt  es  merkwürdige  Ausnahmen.  Der  „Industriebaron"  (nach  Carlyle) 
vergißt  seine  Logik  sehr  leicht,  wenn  er  es  für  wünschenswert  oder  notwendig 
findet,  eine  Aktiengesellschaft  zu  gründen,  oder  die  Erlaubnis  zum  Bau  von 
Straßenbahnlinien  zu  erlangen  sucht,  oder  ein  Telephonmonopol  zu  bekommen 
trachtet,  Boden  für  eine  neue  Eisenbahn  vom  Staate  oder  von  der  Gemeinde 
fordert,  Unterstützung  für  Schiffbau  im  Kongreß  sucht,  oder  einen  Schutzzoll  ein- 
führen oder  erhöhen  will.    Es  kommt  vor,  daß  solch  eine  Gesellschaft  diese  Vor- 


0  Bailey,  1.  c.  S.  297;  Bul.  Dept  Labor,  Nr.  32,  Jan.  1901,  S.  16. 
«)  Bailey,  1.  c,  S.  247;  12.  Census,  1902,  VoL  IH,  S.  262. 
^  Siehe  W.  G.  Summer,  What  Social  Classes  Owe  etc. 
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teile  und  Vorrechte  von  dem  Staate  und  der  Gemeinde  sogar  durch  Bestechungen 
zu  erreichen  sucht,  —  eine  natürliche  Folge  des  krassen,  brutalen  Egoismus  der 
„Manchestertheorie".  Wenn  aber  das  große  Publikum  die  Eisenbahntarife  zu  re- 
gulieren, oder  bessere  Einrichtungen  einzuführen,  oder  menschenwürdige  Zustände 
für  den  Arbeiterstand  zu  schaffen  sucht,  dann  hört  man  von  denselben  Industrie- 
baronen und  ihren  Gönnern  die  häßlichen  Schimpfworte  „Sozialist"  und  „Paternalist". 
Wenn  die  Sozialreformer  die  Erfahrung  Deutschlands  anzuführen  suchen,  schließt 
man  die  Unterhaltung  mit  den  verächtlichen  Ausdrücken  „Absolutismus",  „Mo- 
narchismus", „Tyrannei"  usw.  Mit  solchen  Schlagworten  will  man  die  ökonomische 
Theorie  des  achtzehnten  Jahrhunderts  stützen  und  den  sozialen  Fortschritt  hemmen. 
Die  großen  Mängel  und  gerade  die  Bestechungen  in  unseren  städtischen  Ver- 
waltungen und  zuweilen  in  der  Verwaltung  und  Gesetzgebung  der  Staaten  und 
der  Union  haben  die  Wirkung,  die  Leiter  des  Handels  und  des  Gewerbes,  das 
einflußreiche  Unternehmertum,  in  der  Ueberzeugung  zu  befestigen,  daß  eip  Unter- 
nehmen wie  die  Arbeiterversicherung  in  einem  demokratischen  Staate  niemals 
fähige  und  ehrbare  Beamte  finden  würde.  Gewöhnlich  verachten  die  Direktoren 
von  Privatbanken,  Eisenbahnen  und  großen  Aktiengesellschaften  die  Politiker  und 
öflFentlichen  Beamten  wegen  deren  unbedeutenden  Einkünfte  sowie  auch  wegen 
minderwertigen  Charakters  oder  mangelhafter  technischer  Bildung.  Solange  die 
Beamten  bei  jedem  Wechsel  der  Parteiführer  willkürlich  und  grundlos  entlassen 
werden,  und  solange  diese  letzteren  ihre  Stellungen  den  bestechenden  Kor- 
porationsleitem  verdanken,  wird  jene  Verachtung  nur  zu  begründet  sein.  In 
vielen  Fällen  ist  diese  Mißachtung  der  Politiker  übertrieben  worden,  und  dieses 
der  öffentlichen  Verwaltung  gezeigte  Mißtrauen  hat  eine  unpatriotische,  dem 
nationalen  Gedeihen  gefährliche  Stimmung  hervorgerufen,  welche  um  so  un- 
gerechtfertigter erscheint,  als  die  nationale  Verwaltung  der  Post  sowie  die  staatliche 
und  städtische  Verwaltung  der  öffentlichen  Schulen  mit  ihren  Leistungen  unüber- 
troffen dastehen. 

Eine  andere  Schwierigkeit  liegt  in  unserer  nationalen  Verfassung  und  im  Zu- 
stande unserer  Staatsverwaltung.^)  In  den  Vereinigten  Staaten  findet  man  nicht 
eine  dauernde  und  starke  nationale  Regierung,  wie  eine  solche  in  Deutschland 
vorhanden  ist,  und  nicht  die  französische  Zentralisation,  auch  nicht  eine  nationale 
Aufsichtsbehörde,  wie  es  bei  dem  „Home  Oftice"  Englands  der  Fall  ist;  sondern 
der  einzelne  Staat  ist,  in  den  Angelegenheiten  des  Personen-  und  des  Gewerbe- 
rechtes, von  der  Regierung  der  Union  und  der  der  anderen  Staaten  unabhängig. 
Die  Verfassung  der  Union,  die  aus  dem  achtzehnten  Jahrhundert  stammt,  war  nicht 
für  die  heutigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  bestimmt,  und  aus  diesem  Grunde 
stellen  sich  sehr  große  Schwierigkeiten  der  Einführung  eines  allgemeinen  Systems 
der  Arbeiterversicherung  in  den  Weg.  Die  große  Schwierigkeit  liegt  eben  in  der 
Schaffung  eines  Systemes  der  Arbeiterversicherung  für  unser  breites  Gebiet  und 
seine  70  000  000  und  mehr  Einwohner,  welches  sich  allen  den  bunten  und  ent- 
gegengesetzten Interessen  anpassen  könnte,  da  die  einzelnen  Staaten  zentrale  Organe 
zur  Beaufsichtigung  und  Verwaltung  eines  Systemes  der  Arbeiterversicherung  noch 
nicht  ausgebildet  haben;  denn  in  den  staatlichen  Behörden  für  Gefängnis-  und 
Armenweseu,  öffentliche  Schulen,  Eisenbahnen,  Gesundheitswesen  u.  dgl.  m. 
zeigen  sich  erst  die  Anfänge  solcher  Staatsverwaltung.  Da  wir  also  ein 
einheitliches  System  nicht  erlangen  können,  wird  befürchtet,  daß  in  einem  Staate, 
der  diese  Fürsorge  seinerseits  einführt,  die  Last  zu  schwer  auf  das  Kapital  und 
den  Untemehmergeist  drücken  würde,  daß  ferner  die  Unternehmer  des  so  belasteten 
Staates  der  Konkurrenz  anderer  unbelasteter  Staaten  nicht  standhalten  könnten. 
Natürlich  könnte  diese  Art  zwischenstaatlicher  Konkurrenz  beseitigt  werden,  wenn 
alle  oder  doch  die  bedeutendsten  Industriestaaten  zu  gleicher  Zeit  die  Arbeiterver- 
sicherung einführen  würden,  und  obgleich  diese  Lösung  heute  vielleicht  sehr  schwierig, 
langsam  und  fraglich  erscheint,  ist  sie  doch  nicht  unausführbar.  Wir  haben  schon 
zwischenstaatliche  Kommissionen  gebildet,  um  gleichförmige  Gesetzgebung  zu  fördern. 
Wenn  die  von  den  Gewerkvereinen  unterstützte  öffentliche  Meinung  diesen  Weg 


^)  Goodnow,  Comparative  Administrative  Law. 
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einmal  zielbewußt  betreten  sollte,  so  werden  ihr  die  Parteiführer  ebenfalls  willig 
folgen.  Angenommen,  daß  die  Arbeiterversicherung  eine  wirtschaftliche  Last  nicht 
ist,  vielmelu*  daß  sie  aaf  die  Erzeogongsfähigkeit  des  Kapitals  vorteilhaft  wirkt, 
80  wird  jeder  Widerstand  aufhören,  denn  die  Arbeit  vereint  mit  dem  Kapital  ist 
ein  anbedingt  notwendiges  Element  in  den  Prodnktionsfaktoren ;  das  Kapital  wird 
in  solchen  Fällen  eine  reichere  Ernte  tragen  in  demselben  Verhältnisse  als  die 
Arbeiter  gesünder,  tatkräftiger,  zufriedener  und  hoflftiungsvoller  werden.  Jener 
Staat,  welcher  die  Arbeiterversicherung  zuerst  einführen  würde,  könnte  mutmaßlich 
die  besten  Arbeitskräfte  heranziehen  und  für  sich  gewinnen;  daraus  folgte,  daß  die 
Erzeugnisse  seiner  Gewerbe  die  höchsten,  besten  und  reichsten  wären,  dort  würde 
der  Handel  verhältnismäßig  am  besten  blühen  und  am  gedeihlichsten  sich  ent- 
wickeln. Dem  Beispiele  dieses  Staates  würden  die  anderen  rasch  folgen,  wie  das 
auf  dem  Festlande  Europas  geschah,  und  die  Entwicklung  würde  allgemein 
werden.  ^) 

Wahrscheinlich  aber  ist  die  allgemeine  Ansicht  der  Unternehmer,  falls  sie 
sich  die  Mühe  nehmen,  darüber  nachzudenken,  die,  daß  die  Arbeiterversicherung 
sich  als  ein  unerträgliches  Hindernis  erweisen  würde,  welches  die  Unternehmer 
eines  Staates  konkurrenzunfähig  machen  würde.  Um  diese  allgemeine  Denkungsart 
der  ehrenwertesten  und  menschenfreundlichsten  Unternehmer  anzudeuten,  mögen 
hier  die  Worte  von  F.  L.  Hoff  man,  Statistiker  der  Prudential  Insurance  Company, 
folgen:  „Ganz  einleuchtend  ist  der  Versuch,  die  staatliche  Versicherung  in 
andere  Länder  und  hauptsächlich  in  die  Vereinigten  Staaten  einzuführen,  durch 
die  Tatsache  erklärt,  daß  das  deutsche  Gewerbe  dabei  belastet  ist  und  die  Aus- 
dehnung des  deutschen  Handels  in  anderen  Ländern  und  in  erster  Reihe  in  den  Ver- 
einigten Staaten  infolge  dieses  Systems  auf  ein  ungeheures  Hindernis  stößt.  Diese 
Tatsache  macht  es  klar,  warum  die  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reichs  in 
einer  besonders  ausgearbeiteten  Aufstellung  wie  in  Chicago  im  Jahre  1893  und 
bei  der  Louisiana  Purchase  Exposition  in  St  Louis  im  Jahre  1904  dargestellt 
wurde.  Es  ist  bereitwillig  anerkannt,  daß  die  Kosten  dieses  Systemes  der  Pro- 
duktion eine  Last  auferlegen,  und  daß,  solange  die  anderen  Nationen,  wie  es  z.  B. 
in  den  Vereinigten  Staaten  der  Fall  ist,  diese  Last  nicht  zu  tragen  haben,  das 
deutsche  Streben,  den  deutschen  Handel  zu  erweitern,  notwendigerweise  behindert  wird." 
Dieser  Beweis,  der  auf  der  Voraussetzung  beruht,  daß  eine  Arbeiterversicherung 
ohne  Zweifel  die  Produktionskosten  vermehrt,  stellt  die  Art  der  Beweisführung 
dar,  welche  der  Verteidiger  der  sozialen  Fürsorge  in  den  Vereinigten  Staaten  zu 
erwarten  hat.  Noch  ein  anderes  Beispiel  mag  angegeben  werden.  Die  Industrial 
Commission  (Report,  Vol.  XVI,  S.  229,  1901)  scheint  die  öffentliche  Meinung  gegen 
die  soziale  Fürsorge  einnehmen  zu  wollen,  indem  sie  eine  sehr  unvollkommene 
Beschreibung  der  deutschen  Einrichtungen  liefert,  und  einer  von  den  Verfassern 
fügt  hinzu:  „Die  ganze  auf  ,Patemalismu8'  oder  sogar  , Staatssozialismus*  sich 
stützende  Anschauung  ist  den  amerikanischen  Theorien  der  JPolitik  und  des  Rechtes 
durchaus  fremd."  Und  weiter  sagt  er  (S.  321):  „Es  erscheint  unnötig,  die  unver- 
meidliche Vervrickelung  des  Systemes,  die  unaufhörliche  Polizeiaufsicht,  das  zweck- 
lose Verlangen  von  Bescheinigungen  von  Aerzten,  Krankenhäusern,  militärischen 
Behörden  usw.  vorzuführen;  das  alles  sind  Dinge,  welche  das  System  einem 
Amerikaner  absolut  unleidlich  machen  würden." 

Die  Stimmung  der  Gewerkvereine  gegenüber  der  obligatorischen  Arbeiter- 
versicherung ist  noch  nicht  ganz  klar.  Bis  vor  kurzem  ist  die  Sache  in  diesen 
Kreisen  scheinbar  nicht  viel  besprochen  worden,  obgleich,  wie  nachstehend  gezeigt 
werden  soll,  die  Arbeitervereine  schon  lange  die  freiwillige  Versicherung  in  die 
Hand  genommen  haben.  Es  ist  einesteils  möglich,  daß  diese  Vereine  die  obli- 
gatorische Arbeiterversicherung  vorerst  argwöhnisch  ansehen  werden,  weil  ihre 
Streikvorbereitungen  dadurch  leiden  möchten.  Diese  Vereine  bieten  den  Arbeitern 
m  ihren  Kranken-,  Unfall-  und  Beerdigungskassen  einen  mächtigen  Anziehungspunkt. 
Und  doch  haben  einzelne  Führer  und  Vertreter  dieser  Organisationen  eine  günstige 
Ansicht  über  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  mit  der  Erklärung  ausgesprochen^ 

^)  Die  Ansicht  von  Frank  A.  Vanderlip,  Noi-th  American  Review,  Dez.  1905,   S.  935. 
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daß  die  Arbeiter  ein  auf  Gesetzesrecht  aufgebautes  System  einem  seitens  der 
Unternehmer  geregelten  Systeme  vorziehen  wtlrden,  worüber  später  mehr  gesagt 
sei.  John  Mitchell,  der  sehr  einflußreiche  Führer  der  Grubenarbeiter,  billigt  die 
Kranken-  und  Altersversicherung  und  schlägt  vor,  daß  die  Unternehmer  die  Kosten 
teilweise  mittragen  sollten  (Report  of  Industrial  Commission,  Vol.  XU,  S.  50). 

Der  Verfasser  dieses  Heftes  selbst  hält  die  Zwangsarbeiterversicherung  für 
wirtschaftlich  zweckmäßig  und  vorteilhaft  und  vom  sozialpolitischen  Standpunkte 
ihre  Einführung  für  eine  Pflicht  der  Gesellschaft.  Bei  Erwägung  aller  vorher- 
gehenden Beweise  jedoch  sieht  er  keinen  ausreichenden  Grund  für  die  Erwartung, 
daß  die  obligatorische  Arbeiterversicherung  in  den  gesetzgebenden  Versammlungen 
der  einzelnen  Staaten  und  der  Union  sobald  eine  Mehrheit  finden  wird.  Und  doch 
entwickelt  sich  bei  uns  die  soziale  Bewegung  mit  überraschender  Geschwindigkeit, 
so  daß  die  Entscheidung  vielleicht  früher  fallen  kann  als  wir  glauben.  Der  Ver- 
fasser hatte  als  Vorsitzender  einer  Jury  in  der  Abteilung  für  Sozialökonomie  der 
St.  Louis- Ausstellung  (im  Jahre  1904)  täglich  Gelegenheit,  bei  den  amerikanischen 
Besuchern  tiefes  Interesse  für  die  deutschen  Fürsorgeeinrichtungen  zu  bemerken. 
Verschiedene  Zeitschriften  haben  kürzlich  vortreflFliche  und  unparteiische  Leitartikel 
über  die  Frage  veröffentlicht.  Das  „Department  of  Labor"  hat  das  wertvolle  Buch 
von  Dr.  John  Graham  Brooks  („Compulsory  Insurance  in  Germany'*,  neue 
Aufl.  1895)  veröflFentlicht;  W.  F.  Willoughby,  ein  angesehener  Beamter  der  Re- 
gierung zu  Washington,  hat  (im  Jahre  1898)  eine  vergleichende  Darstellung  der 
Arbeiterversicherung  in  Europa  und  Amerika  herausgegeben;  und  jetzt  (1907) 
veranstaltet  das  genannte  Arbeitsamt  eine  Enquete  über  die  Arbeiterversicherungs- 
einrichtungen in  den  Vereinigten  Staaten.  Im  Laufe  dieser  Darstellung  werden 
wir  einige  Beweise  dafür  beibringen,  daß  die  Anzeichen  einer  neuen  Richtung  sich 
bereits  geltend  machen. 


IL 

Einfache  ortliche  Hilfskassen. 

1.  WesenderörtlichenHilfskassen.  Die  einfachste  und  primitivste 
Art  der  Arbeiterversicherung  finden  wir  in  den  örtlichen  Hilfskassen, 
welche  überall,  mit  oder  ohne  Mitwirkung  der  Arbeitgeber,  emporwachsen.  Diese 
Hilfskassen  sind  eigentlich  die  Elementarschule  der  Sparsamkeit,  der  Brüderlichkeit 
und  der  zukünftigen  sozialen  Fürsorge.  Sie  stellen  die  bunteste  Erscheinung  von 
Einrichtungen  dar.  Sie  haben  keine  gemeinsame  Organisation,  die  sie  unter- 
einander verbände ;  über  sie  wachen  keine  Gesetzgeber  und  öffentlichen  Verwalter; 
selten  verfügen  sie  über  die  Dienste  eines  Sachverständigen.  Aus  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Notlage  entspringend,  finden  sie  sich  bei  Arbeitern  und  Angestellten 
aller  Gewerbe  und  bei  allen  Rassen.  Deutsche,  skandinavische,  italienische  und 
israelitische  Einwanderer  finden  in  diesen  kleinen  Vereinen  Schutz  und  Unter- 
stützung in  der  Stunde  der  Krankheit  und  Trauer.  Auch  die  Neger  haben  ähnliche 
Einrichtungen.  Eine  genaue  Statistik  ist  nicht  vorhanden,  weil  eine  Zentralinstanz 
nicht  existiert.  Die  Verwaltung  ist  oft  flüchtig  und  unzureichend,  die  Buchführung 
primitiv  und  unvollkommen.  Es  wäre  unmöglich,  eine  Tabelle  der  Prämien  und 
Leistungen  aufzustellen,  weil  jede  Gesellschaft  ihre  eigene  Art  und  Weise  hat. 
Möglich  bleibt  nur,  einzelne  Beschreibungen  zu  liefern  und  auf  die  allgemeinen 
Tendenzen  aufmerksam  zu  machen. 

a)  Hilfskassen  der  Einwanderer  europäischen  Ursprungs.  In  einem 
fremden  Lande  suchen  die  mittellosen  Einwanderer  Trost  und  Freude  in  der  Ge- 
sellschaft von  Menschen,  welche  ihre  Sprache  sprechen  und  die  heimatlichen  Lieder 
singen.  In  den  Großstädten  gründen  sie  Vereine,  um  hilflose  Landsleute  zu  unter- 
stützen. Die  Einwanderer,  welche  schon  lange  hier  eine  Heimat  haben  und  zu 
Reichtum  gelangt  sind,  sind  stolz  darauf,  ihren  Landsleuten  zu  helfen.     Die  Armen- 
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pflege  wird  der  neue  Bürger  der  Republik  vermeiden,  und  deshalb  sucht  er  durch 
Hilfskassen  sich  gegen  Not  zu  schirmen.  Natürlich  sucht  er  sich  mit  den  ihm 
Gleichgestellten  zu  vereinigen,  um  diese  Hilfskassen  zu  schaffen.  Dieses  Unter- 
nehmen vnrd  dadurch  erleichtert,  daß  Familien  derselben  Nationalität  gewöhnlich 
in  denselben  Stadtteilen  in  sogenannten  Kolonien  ("colonies")  wohnen;  so  z.  B. 
die  italienischen,  böhmischen  und  israelitischen  (Ghetto)  Kolonien.  Die 
Grenzlinien  der  Nationalität,  der  Sprache  und  der  Konfession  decken  sich  sehr 
oft.  Die  russischen  Israeliten  wohnen  in  dem  Ghetto  zusammen;  die  Italiener  sind 
meistenteils  katholisch;  die  Böhmen  sind  katholisch  oder  Freidenker.  Es  folgt 
daraus,  daß  die  Hilfskassen  gewöhnlich  von  Familien  derselben  Sprache  und  Re- 
ligion gegründet  werden.  In  der  Stadt  Philadelphia  wurde  im  Jahre  1892  der 
Verein  des  „Unabhängigen  Chevra  Kadisho"  gegründet,  um  den  armen  Familien 
Bestattungsgeld  zu  gewähren.  Er  hat  ungefähr  3000  Mitglieder,  welche  10  Cents 
monatlichen  Beitrag  bezahlen.  Es  gibt  drei  andere  ähnliche  Vereine  in  der  Stadt. 
Bernheim  sagt:  „Die  Logen  stellen  ein  sehr  bedeutendes  Element  in  den  Be- 
lustigungen des  Ghettos  dar  und  steuern  nicht  wenig  zur  Hebung  seines  sozialen 
Lebens  bei.  Die  verschiedenen  Logen,  mit  ihren  zahlreichen  Brüderschaften  und 
Abteilungen,  verzweigen  sich  in  dem  ganzen  Ghetto,  dehnen  sich  in  jeder  Richtung 
aus,  und  wenige  Familien  entziehen  sich  dem  Kreise  ihres  Einflusses.  Der  Ghetto 
in  Chicago  enthält  75  eingetragene  Logen,  von  welchen  32  dem  Bunde  von  B'rith 
Abraham  und  20  dem  Bunde  Western  Star,  und  die  anderen  weniger  hervorragenden 
Verbänden  angehören.  Aehnlich  den  christlichen  Vorbildern  leisten  diese  westlichen 
Logen  einen  bedeutenden  wirtschaftlichen  Dienst,  nämlich  die  Lebensversicherung, 
welche  den  Hauptgrund  ihres  Bestehens  bildet."  Aus  den  kleinen  örtlichen  Logen 
wachsen  nach  und  nach  die  allgemeinen  und  weitverbreiteten  Brüderschaften 
mit  Abstufungen  hervor.  Andere  Beispiele  der  Brüderschaften  und  Logen  werden 
im  Abschnitt  über  "Fraternal  Benefit  Societies"  gegeben. 

b)  Hilfskassen  der  Arbeiter  und  Angestellten  in  den  kauftnännischen 
Etablissements.  Um  ein  Bild  der  bunten  Mannigfaltigkeit  dieser  Einrichtungen 
zu  liefern,  wird  es  zweckmäßig  sein,  einige  derselben  etwas  eingehender  zu  be- 
schreiben; eine  Klassifikation  ist  beinahe  unmöglich. 

Carson  Pirie  Scott  and  Com  pany  (ein  großes  Warenhaus  in  Chicago), 
Employes'  Mutual  Benefit  Association.  Diese  Hilfskasse  wurde  im 
Jahre  1895  organisiert.  Alle  Arbeiter  und  Angestellten  der  Firma  sind  befugt, 
Mitglieder  der  Kasse  zu  werden.  Die  Beamten  der  Kasse  werden  von  den  Mit- 
gliedern gewählt.  Die  Mitglieder  sind  in  zwei  Klassen  eingeteilt:  1.  Klasse  A, 
diejenigen  mit  wöchentlichen  Gehältern  über  $  5.00,  und  2.  Klasse  B,  diejenigen 
mit  wöchentlichen  Gehältern  von  $  5.00  oder  weniger.  Beitrittsgeld  in  Klasse  A 
$  1.00,  in  Erlasse  B  50  Cents.  Der  monatliche  Beitrag  in  Klasse  A  beträgt 
35  Cents  und  in  Klasse  B  15  Cents,  welche  von  der  Lohnzahlung  abgezogen 
werden.  Wöchentliches  Krankengeld,  nach  der  ersten  Woche,  Klasse  A  $  6.00, 
Klasse  B  $  3.00,  während  sechs  Wochen.  Sterbegeld,  Klasse  A  $  100,  Klasse  B  $  50, 
welche  durch  eine  Umlage  von  25  Cents  (bzw.  15  Cents)  gedeckt  werden.  Im 
Bericht  vom  1.  Januar  1907  wird  gemeldet:  Die  Mitgliederzahl  betrug  den  1.  Januar 
1905  525,  den  1.  Januar  1906  790;  den  18.  April  1906  1056.  Krankengeld 
während  des  Jahres  1905  $  3194.00;  Sterbegeld  $  100;  ärztliche  Behandlung 
$  142.50 ;  Verwaltungskosten  $  75.50 ;  für  Wohltätigkeitszwecke  $  25.00.  394  Mit- 
glieder haben  während  des  Jahres  1905  an  den  Leistungen  der  Kasse  teil- 
genommen. Gesamtleistung  seit  der  Gründung  der  Kasse  §  20  870.37;  die  Mit- 
gliedschaft ist  fakultativ.  Der  Verwalter  dieser  Hilfskasse  schreibt:  „Der  Erfolg 
dieser  Gesellschaft  beweist,  daß  es  wünschenswert  wäre,  Krankengeld  zu  er- 
mäßigten Preisen  darzubieten.  Alle  Ansprüche  müssen  pünktlich  geprüft  und  be- 
friedigt werden.  Ich  behaupte,  daß  der  Staat  allen  Arbei^ebem  eine  kleine  Steuer 
nach  der  Zahl  der  Arbeitnehmer  auflegen  sollte.  Die  Beiträge  sollten  von  einem 
kompetenten  Sachverständigen  nach  Lohnklassen  berechnet  werden.  Von  dieser 
Steuer  könnte  man  eine  bessere  und  billigere  Kranken-  und  Altersversicherung 
und  auch  Sterbegeld  gewähren,  als  bei  den  bestehenden  Brüderschaften  möglich 
ist.    Zweigkassen,  deren  Leitung   ein  Ehrenamt   sein   würde,   könnten    bei  jedem 
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Bureau  und  jeder  Fabrik  eingerielitet  werden,  und  von  diesem  Bureau  könnten  die 
Beiträge  einbezogen  und  die  Leistungen  ausbezahlt  werden.  Die  Mitglieder  könnten 
im  Falle  der  Stellungsveränderung  von  einer  Hilfskasse  zu  einer  anderen  über- 
gehen. Einzige  Bedingung  für  die  Mitgliedschaft  wllrde  die  Beschäftigung  bei 
irgendeinem  Arbeitgeber  sein.  Eine  Folge  dieser  Einrichtung  würde  sein,  daß 
der  Arbeitnehmer  selten  seine  Stelle  ohne  zureichenden  Grund  verlassen  und  seine 
Ansprüche  an  die  Hillfskasse  durch  Streiks  usw.  gefährden  würde.  X'iele  Arbeit- 
geber opfern  große  Summen  für  Wohltätigkeitszwecke,  sowie  um  sich  vor  Streiks 
zu  schützen ;  Summen,  welche  in  der  oben  besprochenen  Art  und  Weise  viel 
besser  verwendet  würden.  Der  Staat  selbst  und  die  Arbeitgeber  im  allgemeinen 
würden  durch  solche  Hilfskassen  einen  großen  Vorteil  genießen,  imdem  sie  von 
sozialen  Störungen  verschont  bleiben  würden." 

Siegel-Oooper  Company  Employes^  Association  wurde  in 
('hicago  im  Jahre  1893  und  später  in  dem  Zweighause  der  Firma  in  New  York 
organisiert  Die  Mitgliedschaft  besteht  ausschließlich  aus  Angestellten  der  Firma. 
Es  gibt  vier  Klassen  der  Mitglieder  in  diesen  Warenhäusern: 

1.  Kl.  wöchentliche  Gehälter  s    2.50  oder  weniger;  monatliche  Beiträge   10  Cents. 

2.  „  „  ,.         s    2.50  bis  $5.—  ,,      ;         „  „  20      „ 

3.  „  ,,  ,,         S     O.Ol    „    ^  9.99  „      ;  „  „  30      „ 

4.  „  .,  ,,         8  10. —  und  aufwärts;         „  „  40      „ 

Wenn  der  Fonds  unter  i^  500  fällt,  wird  eine  Umlage  von  25  Cents  pro 
Mitglied  ausgeschrieben.  Leistungen:  Freie  ärztliche  Behandlung  wird  ge- 
währt und  $  5  wöchentliches  Krankengeld  während  sechs  Wochen  für  diejenigen, 
deren  Gehälter  §  10  übersteigen,  sonst  die  Hälfte  des  Gehalts.  Den  an  chro- 
nischen Krankheiten  Leidenden  wird  Krankengeld  nicht  bezahlt.  Ausnahmsweise 
werden  Schenkungen  bis  zu  $  50  an  kranke  bedürftige  Mitglieder  gemacht.  Das 
Sterbegeld  beträgt  $  100  in  Klassen  3  und  4,  $  50  in  Klassen  1  und  2,  und  ent- 
sprechend weniger  für  diejenigen,  welche  weniger  als  ein  Jahr  Mitglieder  ge- 
wesen sind. 

J.  H.  Williams  and  Co.  Mutual  Aid  Association,  Brooklyn, 
New  York,  wurde  im  Jahre  1901  organisiert.  Die  Mitglieder,  Angestellte  der 
Firma,  sind  in  zwei  Abteilungen  geordnet:  diejenigen,  welche  Gehälter  von 
wöchentlich  $  12  und  darüber  erhalten,  bezahlen  wöchentliche  Beiträge  voa 
20  Cents,  die  andern  10  Cents.  Leistungen:  Im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit 
wegen  Krankheit  oder  Unfall  ^11  wöchentlich  in  der  ersten  Abteilung  und 
$  6  in  der  zweiten  Abteilung.  Während  der  ersten  Woche  wird  nichts  bezahlt. 
Der  Angestellte  soll  sechs  Wochen  Beiträge  bezahlen,  ehe  er  an  den  Leistungen 
teilnehmen  darf.  Während  sechs  Wochen  erhält  man  den  vollen  Unterstützungs- 
betrag, während  der  folgenden  20  Wochen  nur  die  Hälfte.  In  der  ersten  Ab- 
teilung kann  man  nicht  über  $  176  erhalten,  in  der  zweiten  nicht  über  $  96. 
Einem  Mitglied,  welches  die  Firma  verläßt,  nachdem  es  während  eines  Jahres 
Beiträge  bezahlt  hat,  ohne  Krankengeld  zu  erhalten,  wird  die  Hälfte  seiner  Ein- 
zahlungen zurückgezahlt.  An  die  Hinterbliebenen  eines  Mitglieds,  welches  sechs 
Monate  Beiträge  bezahlt  hat,  wird  §  50  Sterbegeld  bezahlt,  nach  sechs  weiteren 
Monaten  der  Mitgliedschaft  werden  |  100  gezahlt.  Für  Blumen  bei  dem  Leichen- 
begängnisse  werden  $  6  gegeben.     Weitere  Schenkungen   werden  nicht  gemacht 

Sherwin-Williams  Employes'  Mutual  Benefit  Society. 
Nur  Angestellte  der  Firma  können  Mitglieder  sein,  Beitritt  jedoch  ist  fakultativ. 
Die  Beiträge,  ein  Cent  von  jedem  Dollar  der  wöchentlichen  Gehälter  (wenn  diese 
unter  $  10  betragen),  werden  von  dem  Kassierer  der  Firma  bei  der  Gehaltzahlmig 
abgezogen.  Die  Unterstützungsleistungen  werden  mit  der  Hälfte  der  nicht  |  10 
übersteigenden  Gehälter  berechnet.  Krankengeld  wird  erst  nach  der  ersten  Woche 
gezahlt.  Für  Erwerbsunfähigkeit,  welche  durch  Laster  oder  Trunkenheit  verursacht 
wird,  gibt  es  kein  Krankengeld.     Das  Bestattungsgeld  beläuft  sich  auf  $  25. 

Mutual  Benefit  Association  of  Cleveland  Hardware  Co., 
Cleveland,  Ohio  (Statuten  vom  Jahre  1901).  Es  gibt  zwei  Klassen  der  Mit- 
glieder, „Senior^*,  die  im  Alter  über  19  Jahre  sind,  und  , Junior",   welche  weniger 


Digitized  by 


Google 


Einfache  örtliche  Hilfskassen.  13 

als  19  Jahre  alt  sind.  Die  wöchentlichen  Beiträge  sind  25  Cents  (bzw.  12^/^  Cents). 
Krankengeld  wird  bezahlt:  $  6  wöchentlich  während  zwei  Wocheij,  $  5  während 
zwölf  Wochen,  $  2.50  während  der  folgenden  13  Wochen,  $  1  monatlich  während 
des  Restes  der  Krankheit.  Krankengeld  wird  nicht  über  26  aufeinander  folgende 
Wochen  in  einem  Jahre  gezahlt.  Die  „Jonior" -Mitglieder  erhalten  die  Hälfte 
dieser  Leistungen.  Bei  dem  Tode  eines  Mitglieds  wird  eine  Umlage  von  50  Cents 
(bzw.  25  Cents)  erhoben.  Trunkenheit  und  Laster  schließen  den  Betreffenden  von 
den  Unterstützungen  aus. 

Brown  and  Sharp  Mutual  Relief  Association,  Providence, 
Rhode  Island  (organisiert  den  10.  September  1886).  Die  von  dem  Vereine 
gewählten  Beamten  sind:  Präsident,  Vizepräsident,  Schriftführer,  Schatzmeister  und 
Direktoren.  Der  Präsident  ernennt  ein  Komitee,  welches  die  kranken  Mitglieder 
besuchen  soll.  Nur  den  Angestellten  der  Firma  steht  die  Mitgliedschaft  offen. 
Die  Mi^lieder  sind  in  zwei  Klassen  eingeteilt:  Klasse  1,  Gehälter  über  |  8 
wöchentlich,  und  Klasse  2,  Gehälter  unter  $  8  wöchentlich.  Beiträge  wöchentlich 
5  Cents  (bzw.  2^2  Cents).  Die  Beiträge  werden  monatlich  von  dem  Schriftführer 
eingezogen.  Um  außerordentliche  Ansprüche  zu  decken,  können  Umlagen 
(50  Cents  bzw.  25  Cents),  aber  nicht  öfter  als  zweimal  in  einem  Jahre  von  den 
Direktoren  angeordnet  werden.  Höhere  Umlagen  bedürfen  der  Genehmigung  durch 
eine  Zweidrittelstimmenmehrheit  der  Mitgliedschaft.  Das  Krankengeld  beläuft  sich 
auf  $  1  (bzw.  50  Cents)  täglich,  den  Sonntag  ausgenommen,  während  13  Wochen.  Das 
Mitglied  muß  die  Beiträge  während  vier  Wochen  erst  bezahlt  haben,  ehe  es  Unter- 
stützungsleistungen genießen  kann.  Im  Falle  des  Lasters  oder  der  Trunkenheit 
ist  Krankengeld  ausgeschlossen. 

Montgomery  Ward  and  Co.,  Chicago,  Clerks'  Benefit 
Society.  Die  Firma  steuert  dem  Fonds  nur  wenig  bei.  Die  Mitgliedschaft  ist 
fakultativ,  und  die  Zahl  der  Mi^lieder  beläuft  sich  auf  400 — 500.  Fonds  von 
$  1000  bis  zu  $  3000  werden  aufbewahrt  Mitglieder  der  Klasse  „A"  bestehen 
aus  Angestellten  männlichen  Geschlechts  über  18  Jahre  und  aus  Angestellten  weib- 
lichen Geschlechts,  welche  von  den  Direktoren  der  Kasse  angenommen  sind;  Mit- 
glieder der  Kasse  „B"  sind  Angestellte  männlichen  Geschlechts  unter  18  Jahren 
und  Angestellte  .weiblichen  Geschlechts,  die  in  der  Klasse  „A"  nicht  angenommen 
werden.  Das  Eintrittsgeld  beläuft  sich  auf  $  1,  die  monatlichen  Beiträge  belaufen 
sich  auf  50  Cents  (bzw.  25  Cents).  Das  wöchentliche  Krankengeld,  nach  einer 
Wartezeit  von  drei  Tagen,  beträgt  $  10  (bzw.  $  5)  während  13  Wochen,  darf 
jedoch  das  wöchentliche  Gehalt  nicht  übersteigen.  Im  Falle  des  Todes  eines  Mit- 
glieds in  Klasse  „A"  hat  jedes  Mitglied  dieser  Klasse  eine  Umlage  von  $  1,  und' 
in  Klasse  „B"  50  Cents  zu  zahlen,  und  im  Falle  des  Todes  eines  Mitglieds  der 
Klasse  „B"  bezahlt  jedes  Mitglied  der  Klasse  „A"  50  Cents  und  der  Klasse  „B" 
25  Cents.    Der  Schriftführer  erhält  jährlich  $  50  als  Gehalt. 

e)    Hiliskassen    der    Fabrikarbeiter    und    Angestellten    in    Fabriken. 

Seroco  Mutual  Benefit  Association  (Sears,  Roebuck  and  Co.,  Chicago). 
Die  Angestellten  sind  in  zwei  Klassen  eingeteilt:  Klasse  „A"*  mit  wöchentlichen 
Gehältern  von  $  9  und  aufwärts,  Klasse  „B"  Gehälter  unter  $  9.  Monatliche  Bei- 
träge je  nach  der  Gehaltsgruppe,  10,  20,  30,  40,  50,  60  Cents.  Umlage  im  Falle 
des  Todes  eines  Mitglieds  gleich  dem  Beitrag  eines  Monats.  Mitgliedschaft  ist  fakultativ. 
Leistungen:  Krankengeld,  nach  einer  Wartezeit  von  drei  Tagen,  bis  zu  acht 
Wochen,  je  nach  der  Gruppe: 


Wöchentliche  Gehälter 

Wöchentliches  Krankengeld 

Sterbegel« 

* 

* 

$ 

unter    4 

2 

25 

„        4-6 

4 

60 

„        6-9 

6 

75 

„        9-12 

8 

100 

„      12—15 

10 

125 

„      15  und  aufwärts 

12 

160 
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Der  Vorstand  besteht  aas  Präsident  usw.  und  fttnf  Direktoren;  die  letzteren 
müssen  Vorsteher  der  Firma  sein.  Der  Präsident  der  Hilfskasse  schickt  ein  Umlauf- 
schreiben  an  jeden  neuen  Angestellten  und  gibt  ihm  den  Rat,  Mi^lied  der  Kasse 
zu  werden.  In  diesem  gedruckten  Schreiben  gibt  er  eine  Erklärung  über  die 
Zwecke  und  Vorteile  des  Vereins:  „Vom  Standpunkte  der  Versicherung  aus  be- 
trachtet sind  die  Prämien  des  Vereins  viel  niedriger  als  es  bei  den  Privatver- 
sicherungsgesellschaften der  Fall  ist.  Unser  Verein  kann,  weil  er  ohne  bedeutende 
Verwaltungskosten  wirkt,  diese  billigen  Bedingungen  bieten  ...  In  den  meisten 
großen  Etablissements,  wo  viele  Angestellte  beschäftigt  sind,  ist  es  Sitte,  im  Falle 
einen  Mitarbeiter  das  Unglück  trifft,  erwerbsunfähig  zu  werden,  ihn  durch  milde 
Gaben  ("passing  the  hat")  zu  unterstützen.  Diese  Sitte  hat  die  Wirkung,  aus  dem 
Angestellten  einen  Almosenempfänger  zu  machen  und  oftmals  den  freigebigen 
Mitarbeiter  zu  überlasten."  In  einem  Briefe  schreibt  der  Präsident:  „Mitgliedschaft 
in  dem  Verein  ist  fakultativ,  und  doch  laden  die  Vorsteher  der  Abteilungen  die 
Angestellten  ein,  Mitglieder  zu  werden.  Es  ist  zu  bedauern,  daß  die  Mitgliedschaft 
(nur  2610  von  7500  Angestellten)  so  klein  ist;  und  ich  sehe  in  dieser  Erscheinung 
den  Beweis,  daß  die  arbeitende  Klasse  nicht  scharfsinnig  genug  ist,  ihren  Vorteil 
zu  erkennen."  Seine  Bemerkungen  über  Zwangsversicherung  sind  für  amerikanische 
Zustände  einleuchtend:  „Es  gibt  viele  Gründe  für  die  Behauptung,  daß  es  nicht 
tunlich  wäre,  eine  Zwangsarbeiterversicherung  einzuführen,  um  für  den  Verlust 
des  Einkommens  wegen  Krankheit,  Unfalls,  Alters  oder  Todes  zu  entschädigen. 
Die  Versuche  dieser  Art  in  fremden  Ländern,  wo  die  Zustände  sehr  verschieden 
sind,  sind  ziemlich  erfolgreich  gewesen.  Dort  wechselt  der  Arbeiter  seine  Be- 
schäftigung nur  ausnahmsweise;  hier  wird  es  die  Regel.  Wenn  wir  den  Punkt 
erreichten,  daß  die  Handwerker  während  vieler  Jahre  bei  derselben  Firma  blieben, 
dann  vielleicht  wäre  es  möglich.  Es  gibt  heutzutage  so  viele  Versicherungsgesell- 
schaften und  Brüderschaften,  welche  dem  Arbeiter  Versicherung  aller  Art  anbieten, 
daß  es  sehr  schwer  wäre,  ein  System  für  alle  Etablissements  einzuführen,  weil 
kein  System  alle  Angestellten  in  irgendeinem  Etablissement  befriedigen  würde  .  .  . 
Ich  denke,  daß  die  Alters-  und  Invalidenversicherung  Deutschlands  und  anderer 
fremder  Länder  wünschenswert  wäre:  und  es  wäre  klug,  wenn  jede  große  Körper- 
schaft in  den  Vereinigten  Staaten  einen  Pensionsfonds  anlegen  würde,  soweit  es 
möglich  wäre;  mir  aber  scheint  es  wichtiger,  an  die  Gegenwart  als  au  die  Zukunft 
zu  denken.  Unsere  Staaten  können  für  die  Greise  und  Invaliden  sorgen,^)  unter- 
stützen den  Arbeiter  jedoch  gar  nicht,  im  Falle  er  zeitweilig  erwerbsunfähig 
wird  und  seine  Familie  nicht  erhalten  kann".  In  diesem  merkwürdigen  Briefe 
entdecken  wir  die  Denkungsart  des  durchschnittlichen  Arbeitgebers  der  Arbeiter- 
versicherung gegenüber.  Er  sieht  zuweilen  und  teilweise  die  Not,  er  hat  eine 
Ahnung  der  Lösung,  ausnahmsweise  macht  er  Versuche;  aber  vor  dem  Gespenste 
„Staatszwang"  zittert  oder  schreckt  der  Individualist  zurück.  In  demselben  Briefe 
findet  sich  ein  bemerkenswerter  Satz:  „Jetzt  richten  wir  unsere  Aufmerksamkeit 
auf  die  ungeheure  Zahl  der  Tuberkulosefälle  in  dem  Mitgliederverzeichnisse,  und 
wir  werden  die  Statuten  und  die  Gesuchsformel  ändern,  um  den  Verein  gegen 
Verluste  durch  Rheumatismus  und  Tuberkulose  zu  schirmen."  Das  Privatinteresse 
kann  nicht  deutlicher  hervorblicken.  —  Leistungen  der  Seroco-Hilfskasse: 


Jahr  endend 


Einzahlungen 


Auszahlungen 


Mitglieder 


1.  Mai  1903 
1.  „  1904 
1.  „  1905 
1.     „     1906 


3  404.18 
5  200.70 
5  949.80 
8  486.80 


2  230.93 

3  747.95 
4137.— 
6  369.95 


972 
1150 
1350 
2275 


Insgesamt     23  040.81 


16  485.93 


2610 
am  1.  Juni  1906. 
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Die  Firma  steuert  zu  dem  Fonds  der  Hilfskasse  nicht  bei,  bezahlt  jedoch 
etwas  für  Schreibmaterialien  and  Drucksachen,  auch  freie  ärztliche  Behandlung  und 
Krankenwärterinnenpflege  in  dem  Krankenhause,  welches  die  Firma  unterstützt. 

Solvay  Mutual  Benefit  Society,  Geddes,  New  York  (im  Jahre  1888 
organisiert,  neue  verbesserte  Statuten  seit  1905).  Die  Mitglieder  des  Vereins  wählen 
sEwölf  Vertrauensmänner  und  diese  ernennen  den  Präsidenten  und  Vizepräsidenten. 
Der  Schatzmeister  und  der  Arzt  werden  von  der  Firma  ernannt  und  erhalten  Ge- 
hälter vom  Vereine.  Dieser  ist  fttr  die  ärztliche  Behandlung  durch  andere  Ärzte 
nicht  verantwortlich.  Die  Mitglieder  müssen  beim  Eintritt  eine  ärztliche  Untersuchung 
bestehen  und  können  nur  während  ihres  Dienstes  bei  der  Firma  Mitglieder  des 
Vereins  bleiben.  Das  Eintrittsgeld  beläuft  sich  auf  90  Cents,  die  monatlichen 
Beiträge  auf  30  Cents.  Arbeiter,  welche  unter  |  5  Wochenlohn  haben,  sollen  die 
Hälfte  der  Beiträge  zahlen  und  die  Hälfte  der  Leistungen  genießen.  Die  Beiträge 
und  Gebühren  werden  durch  den  Kassierer  der  Firma,  einem  Vertrage  gemäß, 
von  den  Löhnen  abgezogen.  Einem  neuen  Mitglied  wird  Kranken-,  Unfall-  oder 
Sterbegeld  nur,  wenn  es  schon  90  Tage  Beiträge  bezahlt  hat,  gewährt.  Mitglieder, 
deren  Wochenlöhne  S  5  erreichen,  erhalten  wöchentlich  $  6  Kranken-  oder  Unfall- 
geld während  26  Wochen;  die  anderen  die  Hälfte.  Während  der  ersten  Woche 
der  Erwerbsunfähigkeit  wird  nichts  bezahlt.  Ein  Mitglied,  welches  mit  Blattern 
behaftet  ist,  wird  von  dem  Verein  fernstehenden  Aerzten  behandelt  und  erhält  doch 
sein  Krankengeld.  Ein  vom  Arzt  in  Quarantäne  gelegtes  Mitglied  erhält  Kranken- 
geld, darf  jedoch  keinen  Besucher  zu  Hause  annehmen.  Mit  venerischer  Krankheit 
behaftete  Arbeiter  oder  Trunkenbolde  dürfen  die  Leistungen  der  Hilfskasse  nicht 
genießen.  Die  Firma  steuert  dem  Vereinsfonds  direkt  nicht  bei.  Das  Sterbegeld 
beim  Tode  des  Arbeiters  beläuft  sich  auf  $  100,  beim  Tode  der  Frau  auf  $  50. 
Die  Unterstützungen  des  Vereins  hören  nach  26  Wochen  auf.  Den  Kranken- 
wärterinnen  wird  vom  Vereine  §  1  für  jede  Nachtwache  bezahlt.  Außerordentliche 
ümlagebeiträge  können  erhoben  werden,  falls  zwei  Drittel  der  Vertrauensmänner 
dahir  stimmen. 

The  Estey  Organ  Co.;  Benefit  Association,  Brattleboro^ 
Vermont  (organisiert  im  Jahre  1902).  Die  ordentlichen  jährlichen  Beiträge  be- 
laufen sich  auf  $  1,  und  eine  Umlage  von  §  1  darf  dazu  erhoben  werden.  Die 
Firma  steuert  zu  dem  Fonds  mit  einem  Zuschuß  von  20  ^j^  der  Beiträge  beL 
Der  Vorstand  besteht  aus  drei  Mitgliedern,  von  welchen  zwei  von  den  Arbeitern 
und  eines  von  den  Arbeitgebern  ernannt  werden.  Ein  tägliches  Krankengeld  von 
(  1  Avird  während  zehn  Wochen  (Sonntag  ausgenommen)  gezahlt.  Im  Falle  des 
Todes  durch  Unfall  werden  $  60  Sterbegeld  den  Hinterbliebenen  bezahlt. 

Allis  Mutual  Aid  Society,  Milwaukee,  Wisconsin.  In  der 
Einleitung  der  Statuten  findet  man  die  allgemeine  Erklärung  aller  Hilfskassen 
dieser  Art:  „Der  Zweck  der  Gründer  dieses  Vereins  ist,  seine  Mitglieder  durch 
ein  rechtmäßiges  Verfahren  und  nicht  durch  umhergetragene  Bettellisten  zu  unter- 
stützen". Das  Eintrittsgeld  beläuft  sich  auf  50  Cents,  die  monatlichen  Beiträge 
auf  25  Cents;  auch  können  außerordentliche  Umlagen  erhoben  werden.  Kranken- 
geld von  täglich  75  Cents  wird  nach  der  ersten  Woche,  bis  zu  90  Tagen,  gezahlt, 
auch  wird  freie  ärztliche  Behandlung  gewährt.  Das  Sterbegeld  beträgt  $  100. 
Der  Bericht  vom  15.  April  1901  weist  auf:  Einzahlungen  der  Mitglieder  $  4  240.75; 
Zuschuß  von  den  Arbeitgebern  S  3  993.93;  Leistungen:  §  9  026.56. 

Deering  Workmeu  Mutual  Ben  ef  it  Asso  ci  ation,  Chicago. 
Beitrittsgeld  50  Cents;  Beiträge,  alle  14  Tage,  15  Cents;  für  Verwaltungskosten 
jährlich  10  Cents;  Umlage  bei  jedem  Tode  10  Cents:  desgleichen  wenn  der  Fonds 
unter  |  150  fällt.  Leistungen:  wöchentliches  Krankengeld  von  §  5  nach  der 
ersten  Woche  während  acht  Wochen  oder  noch  länger  auf  besondere  Entscheidung 
der  Vertrauensmänner  hin;  Sterbegeld  $  50. 

Natural  Food  Co.  Relief  Association,  Niagara  Falls,  New  York. 
Wöchentliche  Beiträge:  5  Cents  in  der  ersten  Klasse  (wöchentliche  Löhne  von 
(  6.50  aufwärts),  2^2  Cents  für  andere;  die  Beiträge  werden  alle  14  Tage  von 
den  Löhnen  abgezogen.  Die  Firma  hat  zu  dem  Fonds  Summen  in  der  Höhe  der 
Beiträge  beigesteuert,    bis    er  's  1000  erreicht  hatte.     Eine  Umlage  von  50  Cents 
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(bzw.  25  Cents)  kann  auferlegt  werden.  Beitrittsgeld  50  Cents  (bzw.  25  Cents); 
Krankengeld,  nach  der  ersten  Woche,  während  zwölf  Wochen,  täglich  |  1  (bez. 
50  Cents),  Sonntag  ausgenommen.     Sterbegeld  $  75  (bzw.  37.50). 

Moline  Plow  Co.  Employes'  Aid  Association,  Moline,  Illinois.  Mit- 
gliedschaft ist  fakultativ.  Die  Umlagen  werden  je  nach  Bedürfnis  erhoben. 
Krankengeld  während  12  Wochen  nach  der  ersten  Woche;  Bestattungsgeld  nicht 
über  I  50.  Letzter  Jahresbericht  (vom  2.  Januar  1906):  Mitglieder  513;  An- 
weisungen an  den  Kassierer  121;  ordentliche  Umlagen  16;  außerordentliche  2; 
Leistungen  während  des  Jahres  1905  $  1865. 

Deere  and  Co.  Employes'  Association,  Moline,  Illinois.  Die  Mit- 
gliedschaft ist  fakultativ.  Der  Vorstand  wird  von  Arbeitern  selbst  gewählt.  Die 
Mitglieder  sind  in  zwei  Klassen  eingeteilt:  „Senior**,  welche  Wochenlöhne  über  $  7,  und 
,. Junior",  welche  solche  unter  $  7  erhalten.  Beitrittsgeld,  25  Cents;  Umlage,  wenn 
Entschädigungsgeld  bewilligt  ist,  25  Cents  (bzw.  15  Cents).  Wöchentliches  Kranken- 
geld, nach  der  ersten  Woche,  während  zwölf  Wochen,  $  5  (bzw.  $  3);  Bestattungs- 
geld $  25  (bzw.  15).  Der  Bericht  von  dem  9.  Dezember  1905  erwähnt  582  Mit- 
glieder; während  des  Berichtsjahres  hat  die  Kasse  in  neun  Fällen  Bestattungsgeld 
bezahlt,  und  100  Arbeiter  haben  Krankengeld  erhalten.  Die  durchschnittlichen 
Kosten  pro  Kopf  während  des  Jahres  beliefen  sich  auf  §  3,  die  Gtesamtaus- 
zahlungen    auf  $  2041.80.     Die   Firma    hat   zu   dem  Fonds    $    250   beigesteuert. 

Gas  Co.  Mutual  Aid  Society,  New  York.  Nur  Arbeiter  der  Firma  im 
Alter  unter  45  Jahren,  nach  einer  ärztlichen  Untersuchung,  können  Mi^lieder 
werden.  Der  Sterbegeldfonds  („Mortuary  fund")  soll  in  Obligationen  der  Union,  eines 
Staates,  einer  Stadt  oder  in  Hypotheken  angelegt  werden.  Das  Mitglied  bezahlt  $  2  Gre- 
bühren  für  die  ärztliche  Untersuchung;  jährlich  50  Cents  für  die  Verwaltungs- 
kosten  und  monatliche  Beiträge  von  50  Cents.  Das  Sterbegeld  beträgt  (  300. 
Die  Hilfskasse  („Friendly  Aid  Society")  besteht  für  sich,  und  zwar  zieht  sie 
die  monatlichen  Beiträge,  30  Cents,  ein  und  bezahlt  wöchentliches  Krankengeld, 
nach  fünf  Tagen,  während  zwölf  Wochen  in  Höhe  von  $  6.  Falls  ein  Mitglied  die 
Firma  verläßt  erhält  es  alles  zurück,  was  es  in  den  Sterbegeldfonds  eingezahlt  hat. 

Osborne  Relief  Association,  Auburn,  New  York  (International  Har- 
vester  Co.,  Osborne  Works,  im  Jahre  1878  organisiert).  In  der  ersten  Klasse  (wo  die 
Löhne  §  1  täglich  übersteigen)  sind  die  monatlichen  Beiträge  50  Cents;  die  anderen 
bezahlen  25  Cents.  Sterbegeld  $  100.  Wöchentliches  Krankengeld  oder  Unfall- 
entschädigung nach  der  ersten  Woche  $  6  während  zwei  Wochen,  und  nachher  (  4 
während  zwölf  Wochen.  Nur  mit  Zustimmung  des  Vorstandes  darf  Krankengeld 
länger  bewilligt  werden. 

Mutual  Aid  Society,  Mc  Cormick  Reaper  Factory,  Chicago 
(im  Jahre  1882  organisiert).  Arbeitnehmer  der  Firma  von  18  bis  45  Jahren,  ge- 
sund an  Körper  und  Geist  und  von  sittlicher  Lebensführung,  können  Mitglieder 
werden.  Eintrittsgeld  $  3  (bzw.  |  5  für  Arbeiter  im  Alter  von  40  bis  45  Jahren). 
Die  Beiträge  belaufen  sich  auf  $  1  vierteljährlich.  Geldbußen  wegen  Fahr- 
lässigkeit in  Erfüllung  ihrer  Pflichten  können  den  Beamten  und  Mitgliedern  auf- 
erlegt werden.  Durch  Umlagen  werden  Fehlbestände  des  Fonds  ergänzt 
Wöchentliches  Krankengeld  von  $  5  wird  nach  14  Tagen,  während  26  Wochen 
in  einem  Jahre,  geleistet.  In  Quarantäne  gelegte  Mitglieder  erhalten  Krankengeld. 
Das  Bestattungsgeld  beträgt  $  50.  Viele  der  Arbeiter  sind  Deutsche,  und  deshalb 
sind  die  Statuten  in  deutscher  wie  auch  in  englischer  Sprache  gedruckt. 

Garden  City  Sick  Benefit  Association  (Deering  Works 
Painters),  Chicago.  Eintrittsgeld,  einschließlich  der  Beiträge,  30  Cents.  Man 
muß  eine  ärztliche  Untersuchung  bestehen.  Im  Falle  des  Todes  eines  Mitgliedes 
oder  seiner  Frau  wird  eine  Umlage  erhoben.  Krankengeld,  wenn  die  Arbeits- 
unfähigkeit nicht  durch  Laster  oder  Trunkenheit  verursacht  ist,  $  5  wöchentlich 
während  13  Wochen.  Sterbegeld  im  Falle  des  Todes  eines  Mitgliedes  oder  seiner 
Frau  $  50.     Für  Blumen  bei  der  Bestattung  werden  $  10  bewilligt. 

The  Adams  and  Westlake  Employees'  Benefit  Association, 
Chicago  (im  Jahre  1888  organisiert).  Die  Verwaltung  liegt  in  den  Händen 
der  Firma.     Mitgliedschaft  ist  obligatorisch.     Alle  neuen  Angestellten  müssen  einen 
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Vertrag  unterzeichnen,  kraft  dessen  sie  Mitglieder  der  Hilfskasse  werden.  Hier 
zeigt  sich  eine  neue  Richtung,  —  Zwangsversicherung!  Beitrittsgeld  50  Cents 
(bzw.  25  Cents).  Die  Mitglieder  sind  in  zwei  Klassen  eingeteilt,  je  nachdem  sie 
Stundenlöhne  über  oder  unter  12^/2  Cents  erhalten.  Monatliche  Beiträge  25  Cents 
(bzw.  15  Cents).  Wöchentliches  Krankengeld,  nach  der  ersten  Woche,  während 
drei  Wochen  $  6  (bzw.  $  3.90);  Sterbegeld  |  50  (bzw.  $  30).  Der  Jahresbericht 
fflr  1905  zeigt  Einzahlungen,  einschließlich  eines  Zuschusses  von  |  150  der  Firma, 
von  J  1976.  Leistungen  |  1363  (96  Zahlungen  von  Krankengeld  und  zwei  von 
Sterbegeld).    Im   Jahre  1906  werden  die  Leistungen  verdoppelt  werden.        

The  Silversmiths'  Beneticial  Society,  Providence,  Rhode 
Island,  Gorham  Manu.tacturing  Co.  (organisiert  im  Jahre  1889).  Die 
Verwaltung  liegt'  in  den  Händen  der  Vertreter  der  Angestellten.  Der  Arzt  des 
Vereins  erhält  $  2  jährlich  für  jedes  Mitglied,  zahlbar  vierteljährlich.  Monatliche 
Beiträge,  |  1,  wöchentliches  Krankengeld  |  5,  während  der  ersten  Woche,  und 
^  10  während  der  folgenden  13  Wochen;  |  5  während  der  folgenden  zwölf  Wochen. 
Die  Kasse  bezahlt  die  Gebühren  für  chirurgische  und  ärztliche  Behandlung.  Am 
Ende  des  Jahrgangs  wird  alles  das  Geld,  welches  in  der  Kasse  übrig  bleibt,  unter 
die  Mitglieder  ausgeteilt.  Die  Mitgliederzahl  beträgt  397  und  die  Leistungen 
während  des  Jahres  1905  betrugen  |  2397. 

The  Silversmiths'  Mutual  Aid  Society  (im  Jahre  1865  organisiert) 
hat  670  Mitglieder;  Leistungen  im  Jahre  1905,  $  6112.  Wöchentliche  Beiträge 
20  Cents  (bzw.  12  Cents);  Krankengeld  $  4  die  erste  Woche  und  ^  8  wöchentlich 
während  der  folgenden  13  Wochen;  dann  $  4  während  der  Zeit  der  Erwerbs- 
unfähigkeit. Bestattungsgeld  $  40.  In  der  zweiten  Klasse  wird  die  Hälfte  dieser 
Sätze  bezahlt  Die  Gorham  Manufacturing  Co.  steuert  dieser  Hilfskasse  nicht  bei; 
sie  hat  jedoch  einen  Pensionsplan. 

Elgin  National  Watch  Co.  Employes'  Aid  Fund.,  Elgin,  Illinois. 
Der  Zweck  dieser  Hilfskasse  ist,  den  Arbeitern  und  Angestellten  der  Firma 
Ejranken-,  Unfall-  und  Bestattungsgeld  zu  gewähren.  Die  Arbeitgeber  haben  einen 
Vertrag  mit  den  Arbeitnehmern  geschlossen  und  die  Statuten  genehmigt.  Die  Firma 
steuert  dem  Fonds  bis  zu  ^  5000  bei,  etwa  50^^,  der  von  den  Arbeitern 
bezahlten  Beiträge.  Die  Mitgliedschaft  ist  fakultativ.  Die  Verwaltung  liegt  haupt- 
sächlich in  den  Händen  der  von  den  Arbeitnehmern  gewählten  Beamten.  Die 
monatlichen  Beiträge  belaufen  sich  auf  25  Cents  (bzw.  15  Cents  ftlr  Arbeiterinnen) 
und  werden  monatlich  durch  den  Kassierer  der  Firma  dem  Vertrage  gemäß  einge- 
zogen. Die  Kranken-  oder  Unfalluntersttitzung  während  der  Zeit  der  Erwerbs- 
unfähigkeit beginnt  nach  der  ersten  Woche  und  endet  mit  dem  Ablauf  von  sechs 
Monaten;  sie  beträgt  $  1  täglich  (bzw.  für  Arbeiterinnen  60  Cents),  das  Sterbe- 
geld $  50.  Der  Reservefonds  darf  weder  unter  $  3000  sinken,  noch  über  $  5000 
steigen. 

Ahnliche  Einrichtungen  für  die  Arbeiter  bestehen  bei  den  „Atlas  Works", 
Indianapolis,  Indiana;  der  National  Cash  Register  Company,  Dayton,  Ohio;  T.  B. 
Laycock  Manufacturing  Company,  Indianapolis,  Indiana;  Halle  Bros.,  Cleveland, 
Ohio,  und  vielen  anderen. 

d)  Hilfskassen  der  Arbeitnehmer  der  Strassenbahnen.  Beispiel:  Chicago 
City  Railway  Employes'  Mutual  Aid  Association  (den  26.  September  1894 
organisiert).  Alle  Arbeiter  und  Angestellten  der  Straßenbahngesellschaft,  nicht 
über  50  Jahre  alt,  können  Mitglieder  der  Hilfskasse  werden,  nachdem  sie  eine 
ärztliche  Untersuchung  bestanden  und  die  Gebühr  dafür  bezahlt  haben.  Der  Ar- 
beiter kann  Mitglied  der  Kasse  bleiben,  nachdem  er  aus  dem  Dienste  der  Gesell- 
schaft ausgetreten  ist,  wenn  er  die  Beiträge  bezahlt;  jedoch  darf  kein  Mitglied 
Schankwirt  sein.  Ein  Mitglied,  welches  unmäßig  im  Alkoholgenuß  ist,  wird  zuerst 
getadelt,  und  wenn  es  hartnäckig  bleibt,  ausgestoßen.  Der  Verein  wählt  die  Direktoren 
des  Vorstands  und  dieser  ernennt  den  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und  den  Ver- 
trauensarzt. Die  jährlichen  Beiträge  belaufen  sich  auf  50  Cents,  die  Umlagen  auf 
50  Cents  pro  Kopf.  Die  Beiträge  werden  durch  den  Kassierer  der  Straßenbahn- 
gesellschaft von  den  Gehältern  abgezogen  und  dem  Schatzmeister  des  Vereins  über- 
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liefert.     Das  Sterbegeld  beläuft  sich  auf  §  500,  möge  die  Ursache  des  Todes  Unfall 
oder  Krankheit  sein. 

2.  Mängel  der  örtlichen  Hilfskassen.  Das  Hauptübel  ist,  daß  diese 
Einrichtungen  nicht  unter  der  Leitung  von  Sachverständigen  stehen.  Eine  neue 
Hilfskasse  folgt  den  Statuten  der  älteren  Vereine  und  ahmt  ihre  Methode  nach  ohne 
wissenschaftliche  Prüfung.  Der  Staat,  welcher  die  Versicherungseinrichtungen  der 
wohlhabenden  Klassen  überwacht  und  kontrolliert,  kümmert  sich  um  die  einfachen 
Hilfskassen  der  armen  Arbeiter  nicht,  dehnt  also  seine  sachverständige  Fürsorge 
so  weit  nicht  aus.  Deshalb  beruhen  diese  Einrichtungen  nicht  auf  wissenschfiJt- 
lieber  Grundlage.  Die  Beitragstarife  sind  den  Verschiedenheiten  des  Geschlechts, 
Alters  und  Berufes  der  Mitglieder  nicht  angepaßt.  Der  Reservefonds  ist  unzureichend 
oder  fehlt  ganz  und  gar.  Die  Verwaltung  ist  der  Regel  nach  ehrbar,  jedoch  ohne 
Verständnis  für  die  Vorbedingungen  und  Erfordernisse  einer  gesunden  Versicherung. 
Die  Mitgliedschaft  ist  rein  fakultativ  und  stützt  sich  auf  keine  soliden  Rechte.  In 
dem  Gefüge  des  landesrechtlichen  Systemes  findet  die  Hilfskasse  keine  Anerkennung. 
Das  Mitglied,  welches  durch  Unrecht  oder  Mißgriffe  des  Vorstandes  leidet,  findet  in 
der  Staatsverwaltung  keinen  Schutz.  Die  HUfskasse  ist,  dem  Staate  gegenüber,  eine 
private  Einrichtung,  nicht  ein  Glied  des  Körpers  einer  sozialen  Fürsorge. 


111. 

Hilfskassen  der  Gewerkvereine. 

In  den  Vereinigten  Staaten  sind  in  der  „American  Federation  of 
Labor"  113  „nationale"  und  „internationale"  Vereine  mit  einer  Gesamtzahl  von 
23  631  örtlichen  Logen  organisiert.  Man  schätzt  die  Gesamtzahl  der  Mitglieder 
auf  1500  000;  diese  Zahl  ist  jedoch  nicht  ganz  zuverlässig  und  schwankt  mit  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen.  ^)  Die  nachstehende  Tabelle  stellt  die  Namen,  die  Mit- 
gliederzahl und  die  Gesamtleistungen  der  Fachvereine  im  Bereiche  der  Arbeiter- 
versieherung  dar. 

Fachvereine  im  Bund  mit  der  „American  Federation  of  Labor^*  und  die 
monatliche  Durchschnittszahl  der  Mitglieder  im  Jahre  1905: 

American  Federation  of  Labor  (örtliche  Logen) 28  600 

Actors  National  Proteetive  Union  of  American  (Schauspieler)  .  1 100 
Bakery    and    ( 'onfectioner}^    Workers'    International    Union    of 

America  (Bäcker  und  Konditoren) 12  000 

Barbers'  International  Union,  Journej  raen  (Barbiere)  ....  22  700 
Bill  Posters  and  Billers  of  America,  National  Alliance  (Plakatträger)  1 400 
Blacksraiths,  International  Brotherhood  (Grobschmiede)  ....  10  000 
Blast  Furnace  Workers  and  Smelters  of  America  (Hochofen-  und 

Schmelzarbeiter) 1 500 

Boiler  Makers  and  Iron  Shipbuilders  of  America  (Kesselschmiede 

und  EisensehiflFbauer) 13  400 

Bookbinders.  Inteniational  Brotherhood  (Buchbinder)      ....       6  600 

Boot  and  Shoeworkers'  Union  (Schuhmacher) 32  000 

Brewerv  Workraen,  International  Union  (Brauer) 34  000 

Brick,    Tile    and   Terra-Cotta   Workers'    Alliance,    International 

(Ziegel-  und  Terrakottaarbeiter) 4100 

Bridge    and    Structural   Iron  Workers,  International  Association 

(Brücken-  und  Eisenbauarbeiter) 10  000 

Broom  and  Whiskmakers'  Union,  International  (Besenbinder)  .  1  000 
Brushmakers'  Union,  International  (Bürstenmacher) 700 
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Bailding  Employes  of  America  (im  Jahre  1904,  800)  (Bauleute)  .     .     . 
(-apmakers    of  North-America,    United  Cloth   Hat  and  (Hut-  und 

Mützenarbeiter) 2  600 

C'arpenters     and    Joiners    of    America,    United    Brotherhood    of 

(Zimmerer  und  Tischler) 143  200 

Carpenters  and  Joiners,  Amalgamated  Societv   of  (Zimmerer  und 

Tischler) * 4  800 

(  arriagre  and  Wagon  Workers,  International  (Wagenbauer)     .     .  3  200 

( 'ar  Workei*s,  International  Association  of  (Straßenbahnwagenbauer)  5  000 

Cement  Workers,  American  Brotherhood  (Zementarbeiter)  .     .     .  3  600 

( 'hainmakers*  National  Union  of  U.  S.  A.  (Kettenmacher)  .     .     .  600 

Cigarmakers'  International  Union  of  America  (Zigarreumacher)  .  41  400 

Clerks  International  Protective  Assn,  Ketail  (Detaillisten)  .     .     .  50  000 

Clerks,    International    Assn    (;f    Railwav     (im  Jahre    1904,    600)  .     .     . 

(Eisönbahnangestellte) 

Compressed  Air  Workers,  International  Union  (Druckluftarbeiter)  1  200 
( 'oopers'  International  Union  of  North- Amerika  (Böttcher)       .     .  5  600 
(urtain    Operatives   of   America,    Amalgamated  Lace  (Gardinen- 
stickarbeiter  i      700 

Cutting  Die   and  Cutter  Makers'  International  Union    (Schneide- 

zeugmarher) 300 

Electrical  Workers  of  America,  International  Brotherhood  (Elek- 

trizitätsnr  heiter) 21  000 

Elevator  ( 'onstructors  (Aufzugbauer) 2  200 

Engineers  International  Union,  Steam  (Maschinenbauer)      ...  17  500 

Expressmen.    Brotherhood    of    Railwav    (im    Jahre    1904,    300)  .     .     . 

(Eisenbahngepäckbeförderer) 

Firemen.  Stationär}   (Maschinenfeuerleute) 12  200 

Flour  and  Cereal  Mill  Employees  (Getreidemüller) 900 

F'oundrv     Employees  (Gießereiarbeiter) 1  0(M) 

Freight     Handlers     and     Warehousemen's     Union    (Lager-    und 

Warenhausarbeiter) 3  400 

Für  Workers  (Pelzarbeiter) 400 

Garment  Workers  of  America  (Kleiderarbeiter)      .     .     .     .  •  .     .  31 900 

Garment  Workers'  Union,  Ladies  (Kleidermacherinnen)       ...  1  800 

Glass  Bottle  Blowers'  Association  (Glasflaschenbläser)    ....  7  000 

(^lass  House  Employees  (GlashUttenarbeiter) 200 

Glass    Snappcrs'    Protective    Association,    Window    (Fensterglas- 
schneider)        1 200 

Glove  Workers    Union  (Handschuhmacher) 1100 

Gold  Beaters'  Protective  Union  (Goldschläger) 300 

Granite  (\utters  National   Union  (Granitbearbeiter) 10  300 

Hatters  of  North-America,  United  (Hutniacher) 8  500 

Hod    Carriers     and    Building    Laborers    Union  (Mörtelträger  und 

Bauarbeiten 4  700 

Horse  Shcn-rs  Union.  Journeymen  (Hufschmiede) 4  200 

Hotel  and  Restaurant  Employees'  Alliance  and  Bartenders'  Ijcague 

(Hotel  und  Restaurantangestellte) 38  700 

Insulators    and    Asbestos  Workers  (Isolator-  und  Asbestarbeiter)  300 
Iron  Steel    and    Tin  Workers,  Amalgamated  Association  (Eisen-, 

Stahl-  und  Zinnarbeiter)) lOOOO 

.lewelry  Workers'   Union  (Juwelierarbeiter) 700 

Kniff»  (xrinders'  Union.  Table  (Tischmesserschleifer) 300 

Knife    Blade    Grinders'    and   Finishers'  L'^nion,   Pocket  (Taschen- 
messerklingenschleifer und  -polierer) 200 

Lathers'     International    Union,    Wood     Wire    and    Metal    (Holz-, 

Drnht-.  Metall-   und  Lederarbeiter) 4  300 
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Laundiy  Workers*  Union,  Shirt,  Waist   and   (Hemden-,   Taillen- 

nnd  Wäschearbeiter) 4600 

Leather  Workers  on  Horse  Goods  (PferdegeBchirr-Lederarbeiter)  4000 

Leather  Workers'  Union,  Amalgamated  (Lederarbeiter)  ....  1  000 

Longshoremens'  Association  (Bollwerkarbeiter) 47  800 

Machinists,  International  Association  (Maschinisten) 48  500 

Maintenance     of    Way     Employees,    International    Brotherhood 

(Wegearbeiter)  .     .* 12  000 

Marble  Workers'  Association  (Marmorarbeiter) 1  900 

Mattress    Spring-   and   Bedding   Workers'   Union    (Sprungfeder- 
matratzen- und  bettenarbeiter) 1500 

Meat  Cutters  and  Butcher  Workmen  (Fleischhauer  und  Fleischer)  6  200 
Metal  Polishers,  Buffers,  Platers  and  Brass  Workers  (Metallpolierer, 

Silbergeschirr-  und  Messingarbeiter) 10  300 

Mine   Managers   and   Assistants   Mutual   Aid   Association  (Berg- 
werksangestellte)      400 

Mine  Workers  of  America,  United  (Bergarbeiter) 261  900 

Moulders'  Union,  Iron  (Former) 30  000 

Musicians,  Federation  (Musiker) 30  800 

Oil  and  Gas  Well  Workers  (Oel-  und  Gasquellenarbeiter)      .     .  400 
Painters,    Decorators    and    Paperhangers,    Brotherhood    (Maler, 

Dekorateure  und  Tapezierer) 54  200 

Paper  Box,  Bag  and  Novelty  Workers  Union  (Pappkartonarbeiter)  900 

Paper  Makers,  United  Brotiierhood  (Papiermacher) 5  000 

Pattem  Makers'  League  (Musterarbeiter) 3  600 

Pavers  and  Bammermen,  Union  (Pflasterarbeiter) 1  000 

Paving  Cutters'  Union  (Pflastersteinarbeiter) 1 300 

Photo-Engravers'  Union  (Kupferstecher) 2  200 

Piano  and  Organ  Workers'  Union  (Klavier-  und  Orgelbauer)     .  9  000 
Plumbers,  Gas  Fitters,  Steam  Fitters'  Helpers  Association  (Blei- 
arbeiter, Gasrohrleger,  Heizungsanleger) 15  000 

Potters,  Operative  (Töpfer) 5  600 

Powder  and  High  Explosive  Workers  (Pulver-  und  Sprengstoflf- 

arbeiter) 500 

Print  Cutters'  Association  (Druckereizuschneider) 400 

Printers   and  Color  Mixers,  Association  of  Maxjhine  (Maschinen- 
drucker und  Farbenmischer) 400 

Printers  Association,  Machine  Textile  (Maschinentextildrucker)  .  400 
Printers'  Union,  Steel  and  Copperplate  (Stahl-  und  Kupferstich- 
drucker)   .    '. 1100 

Printers  Association  (Drucker) 200 

Printing  Pressmen's  Union  (Zeitungsdrucker) 17  000 

Roofers'  Union,  Slate  and  Tile  (Schiefer-  und  Ziegeldachdecker)  600 

Quarry  Workers'  Union  (Steinbrucharbeiter) 3  600 

Rubber  Workers'  Union  (Gummiarbeiter) 100 

Saw  Smiths'  Union  (Sägeschmiede) 300 

Seamens'  Union  (Seeleute) 19  500 

Sheet  Metal  Workers'  Union  (Metallblecharbeiter) 13  000 

Shingle  Weavers  Union  (Weber) 1  600 

Shipwrights,  Joiners  and  Calkers  (Schiffbauer,  Tischler,  Kalfaterer)  2  400 

Slate  Workers'  (Schieferarbeiter) 900 

Spinners',  Cotton  Mule  Union  (Baumwollspinner) 2  200 

Stage  Employees'  Alliance,  Theatrical  (Bühnenarbeiter)      ...  5  500 

Stereotypers'  and  Electrotypers'  Union 2  800 

Stove  Mounters'  Union  (Ofensetzer) 1  500 

Street  and  Electric  ßailway  Employees  Association  (Angestellte 

der  Straßen-  und  elektrischen  Bahnen) 30000 

Tack  Makers'  Union  (Stiftmacher) 200 
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Tailors'  Union,  Journeymen  (Schneider) 16  000 

Teamsters'  Brotherhood  (Kutscher) 78  300 

Telegraphers,  Order  of  Railroad  (Eisenbahntelegraphisten)      .     .  15  000 

Telegraphers'  Union,  Commercial  (Handelstelegraphisten)    .     .     .  2  000 

Textile  Workers,  United  (Textilarbeiter) 10  000 

Tile  Layers  and  Helpers'  Union,  Ceramic,  Mosaic  and  Encaustic 

(Ton-,  Mosaik-  und  Linoleumfliesenleger) 1  400 

Tin  Plate  Workers'  Protective  Association  (Zinkblecharbeiter)     .  1400 

Tobacco  Workers'  Union  (Tabakarbeiter) 5  400 

Travelers'  Goods   and  Leather  Novelty  Workers'   Union    (Reise- 
zeug- und  Lederarbeiter) 1 300 

Typographical  Union  (Buchdrucker) 46  700 

Upholsterers'  Union  (Tapezierer) 2  800 

Watch  Gase  Engravers'  Association  (Uhrgehäusegraveure)  .     .     .  300 

Weavers'  Association,  Elastic  Gering  (Tragbandweber)  ....  100 

Wire  Weavers'  Protective  Association  (Drahtzieher) 300 

Wood  Carvers'  Association  (Holzschnitzer) ,     .     .  1 600 

Woodsmen    and   Saw   Mill    Workers'    Brotherhood    (Holz-    und 

Sägemühlarbeiter) 1100 

Wood  Workers'  Union,  Amalgamated  (Waldarbeiter)      ....  20000 

Gesamtzahl     1 494  300 
Leistunge  n.^)  Im  Jahre  1905  leisteten  die  nationalen  Vereine  der  „  American 
Federation  of  Labor": 

$ 

An  Sterbegeld 742  421.23 

An  Sterbegeld  (Witwen) 24  800.00 

An  Krankengeld 582  874.13 

An  Reisegeld 62  989.71 

An  Werkzeugversicherung 5  180.41 

An  Arbeitslosenversicherung 85  050.72 

Gesamtleistungen  .     !     ~     !     .     .     .     .     .  $  1.503  316.20 
I.Unfallversicherung   der   Gewerkvereine,      Einige    Beispiele 
vermögen  wohl  am  besten  die  Eigenart  dieser  Einrichtung  zu  erläutern. 

„The  Amalgamated  Society  of  Carpenters  and  Joiners"  bezahlt  ein  Pausch- 
quantum von  $  700  im  Falle  vollständiger  Arbeitsunfähigkeit,  und  von  $  175  bis 
zu  I  350  bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit.  Vom  Jahre  1860  bis  1904  hat  der 
Verein  $  335  825  ausbezahlt. 

„The  Cigar  Makers'  Union"  bezahlt  eine  Pauschalsumme,  wenn  der  Arbeiter 
ganz  blind  geworden  ist  oder  beide  Hände  verloren  hat. 

„The  Iron  Moulders'  Union"  leistet  dem  teilweise  erwerbsunfähigen  Arbeiter 
I  100  bis  I  200  und  dem  ganz  arbeitsunfähigen  Arbeiter  eine  Pauschalsumme, 
welche  von  dem  Vorstande  des  Vereins  festgesetzt  wird. 

Das  verletzte  Mitglied  der  „Amalgamated  Association  of  Street  and  Electric 
Railway  Employees"  erhält  $  100. 

„The  International  Brotherhood  of  Maintenance  of  Way  Employees-*  leistet 
für  gänzliche  Arbeitsunfähigkeit  f  500  bis  $   1000. 

„The  Amalgamated  Glassworkers"  bezahlen  für  dauernde  Erwerbsunfähigkeit 
I  75—100. 

Im  allgemeinen  leisten  die  meisten  der  Gewerkvereine,  welche  mit  der 
„American  Federation  of  Labor"  im  Bunde  stehen,  verhältnismäßig  wenig  auf  dem 
Gebiete  der  Unfallversicherung.  Freilich  geben  die  statistischen  Tabellen  nicht  aus- 
reichenden Aufschluß  über  die  Sache.  Wahrscheinlich  müßte  ein  Teil  des  aus- 
bezahlten Krankengeldes  und  auch  des  Sterbegeldes  als  Unfallversicherung  gerechnet 
werden,  da  Arbeitsunfähigkeit,  Krankheit,  auch  Tod  nicht  selten  die  Wirkung  eines 
Unfalles  sind.  Eine  weitere  Erklärung  der  Zustände  liegt  in  den  folgenden 
Erwägungen:  1.  Manche  Arbeiter  fürchten  vielleicht,  die  Unfallversicherungsprämien 

>)  Bnlletin  Department  of  Labor,  New  York,  March  1906,  S.  110—112. 
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in  die  gemeinsamen  Kassen  des  Vereins  zq  legen,  weil  ein  langer  Streik  den 
Fonds  leicht  leeren  könnte.  2.  Oft  hofft  der  Arbeiter,  sein  Entsehädignngsgeid  vom 
Arbeitgeber  kraft  des  Haftpflichtgesetzes  zu  erlangen.  Diese  Hoffnung  ist  nicht 
selten  illusorisch,  jedoch  ist.  in  einzelnen  Fällen  das  Entschädigungsgeld  sehr  groß, 
und  der  Erfolg  dieser  außerordentlichen  Glücksfälle  erweckt  den  Spielergeist  wie 
eine  Lotterie.  3.  Die  Arbeiter  in  bestimmten  gefähriichen  Beschäftigungen,  wie 
die  Eisenbahnarbeiter,  genießen  die  Vorteile  der  Hilfskassen.  4.  Die  gutbezahlten 
Arbeiter  in  den  gefährlichen  Gewerbszweigen  können  sich  gegen  hohe  Prämien  in 
den  privaten  Versicherungsgesellschaften  versichern.  So  sagt  z.  B.  ein  Bericht 
der  „International  Brotherhood  of  Woodmen  and  Sawmill  Workers",  daß  die 
Mitglieder  gewöhnlich  $  10  bis  $  12  jährlich  für  ärztliche  Behandlung  im  Kranken- 
hause bezahlen.  5.  Die  Arbeitgeber  in  einzelnen  Gewerben  bezahlen  die  Kosten 
der  ärztlichen  Behandlung  bis  zur  Genesung  des  verletzten  Arbeitnehmers. 

2.  Krank enversicherungder  Gewerkvereine.  Wenige  nationale 
und  internationale  Gewerkvereine  besitzen  Krankenkassen;  die  örtlichen  Logen 
jedoch,  welche  Krankenkassen  unterstützen,  sind  zahlreich.  Statistische  Ergebnisse 
dieser  örtlichen  Einrichtungen  sind  nicht  vorhanden,  weil  ein  Bericht  den  Beamten 
des  nationalen  Bundes  nicht  erstattet  wird.  Zuweilen  liest  man  in  den  Berichten 
die  Bemerkung,  daß  die  Mitglieder  der  Gewerkvereine  ihre  Krankenversicherung 
in  den  „Fraternal  Benefit  Societies"  und  in  den  örtlichen  Logen  suchen.  Ge- 
wöhnlich sehen  die  Mitglieder  ihren  Fachverein  als  einen  Kampfverein  an.  Die 
Hauptsache  ist,  eine  Kriegskasse  gegen  den  Arbeitgeber  vorzubereiten.  Es  ist  sehr 
schwer,  in  den  neuen  Vereinen  die  Gebühren  und  Beiträge  hoch  genug  festzusetzen, 
um  Versicherungskosten  zu  decken.  ErfahrungsgemäJB  wollen  die  ungelernten 
Arbeiter  aus  dem  Vereine  austreten,  wenn  die  Beiträge  zu  hoch  werden.  Die 
Mitglieder  können  in  anderen  Vereinigungen  Krankengeld  sich  verschaffen,  und  die 
kirchlich  gesinnten  Arbeiter  finden  gern  in  ihren  Brüderschaften  Mittel  und  Wege, 
Krankenversicherung,  sowie  Bestattungsgeld  zu  erlangen.  Als  Beispiele  dürfen  wir 
die  folgenden  Einrichtungen  hervorheben. 

Die  Berichte  einzelner  Vereine  sagen,  daß  die  Krankenversicherung  ganz 
den  örtlichen  Logen  zu  überlassen  ist,  so  „The  United  Brotherhood  of  Carpenters 
and  Joiners". 

Die  200  Logen  der  „International  Association  of  Machinists"  bezahlten  im 
Jahre    1905    $    26  617.43  Krankengeld. 

Einzelne  Logen  der  „Carriage  and  Wagon  Workers  International  Union"  be- 
zahlen Krankengeld,  jedoch  ist  es  nicht  allgemein. 

Der  örtliche  Verein  Nr.  144  der  „Cigarmakers'  Union"  in  der  Stadi 
New  York  bezahlt  $  5  wöchentlich  während  13  Wochen.  Die  Beiträge  sind 
25  Cents  monatlich.  Zu  Weihnachten  wird  der  unausbezahlte  Rest  des  Fonds  den 
Mitgliedern  zurückgezahlt.  Der  Verein  wird  in  Hilfsabteilungen  von  je  25 — 30 
Mitgliedern  eingeteilt. 

„The  Amalgamated  Society  of  Carpenters  and  Joiners"  bezahlt  ^  4.20  wöchent- 
lich während  26  Wochen  und  nachher  $  2.10;  die  Hälfte  dieses  Satzes  wird  den 
jüngeren  Mitgliedern  („Junior  Section")  gewährt.  Das  Gesamtkrankengeld  während 
der  Jahre  1860—1904  belief  sich  auf  $  3  446  465;  dazu  sollten  auch  $  233  170 
Gaben  aus  der  Hilfskasse  gerechnet  werden. 

„The  Iron  Moulders'  Union  of  North  America"  bestimmt  8  Cents  der 
wöchentlichen  Beiträge  für  die  Krankenversicherungsprämien,  und  die  Kasse  be- 
zahlt als  Krankengeld  $  5.25  wöchentlich  während  13  Wochen  nach  der  ersten 
Woche  (Wartezeit). 

„The  United  Association  of  Journeymen  Plumbers,  Gas  Fitters,  Steam  Fitters' 
Helpers"    bezahlt   wöchentlich  $  5  während   13  Wochen   nach   der  ersten  Woche. 

„The  Tailors'  Union"  zieht  15  monatliche  Prämien  ein,  und  bezahlt  Kranken- 
geld an  die  Männer  $  4  und  an  die  Frauen  $  3  wöchentlich. 

Im  Jahre  1904  bezahlten  die  61  Abteilungen  der  „Amalgamated  Association 
of  Street  and  Electric  Railway  Employees  of  America"  $  2  bis  $  7  wöchentlich; 
das  Gesamtkrankengeld  des  Jahres  belief  sich  auf  ^  20  002.73. 

„The  Journeymen   Barbers"    erhalten  $  5  wöchentlich  während  20  Wochen. 
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„The  Tobacco  Workers"  bezahlen  |  3  wöchentlich,  während  13  Wochen 
nach  einer  Wartezeit  von  einer  Woche^  wenn  das  Mitglied  schon  sechs  Monate  die 
Beiträge  eingezahlt  hat. 

„The  Boot  and  Shoe  Workers'  Union"  bezahlt  $  5  wöchentlich  während  13 
Wochen  nach  der  ersten  Woche. 

3.  Invaliden-  und  Altersversicherung  der  Gewerkvereine. 
Das  Arbeitslosengeld  wirkt  nicht  selten  als  eine  Art  von  Altersrente,  indem  es  an 
Mitglieder  bezahlt  wird,  welche  wegen  Alters  oder  Invalidität  erwerbsunfähig  ge- 
worden sind,  wie  z.  B.  bei  der  „Cigar  Makers'  Union". 

„The  Granite  Guttes  Association"  fängt  an,  Altersversicherung  zu  organisieren. 

„The  Fraternal  Association  of  Machinists"  hat  ein  System  eingeführt,  nach 
welchem  eine  Kapitalabfindung  von  $  500  an  ein  Mitglied  im  Alter  von  65  Jahren 
nach  zehn  Jahren  Mitgliedschaft  im  Vereine  bezahlt  wird.  Der  Fonds  jedoch  ist  noch 
nicht  vorhanden. 

„The  United  Association  of  Joumeymen  Plumbers"  bietet  eine  Altersrente 
von  S  300  nach  20  Jahren  Mitgliedschaft;  nach  25  Jahren  |  400;  nach  30 
Jahren  $  500. 

„The  Amalgamated  Association  of  Street  and  Electric  Bailway  Employees" 
hat  im  Jahre  1905  einen  Plan  genehmigt,  nach  welchem  ein  über  65  Jahre  altes 
Mitglied  eine  Altersrente  von  $  1  bis  $  3  erhalten  soll;  das  Geld  jedoch 
fehlt  bisher. 

„The  Amalgamated  Society  of  Carpenters  and  Joiners"  bezahlt  dem  bejahrten 
Mitgliede  wöchentlich  |  2.45  bis  $  2.80.  Dieser  Verein  hat  während  der  Jahre 
1860—1904  $  1273  915  Altersrente  ausgezahlt. 

„The  Amalgamated  Society  of  Engineers",  ein  Verein  englischer  Herkunft, 
leistet  Altersrente. 

„The  Pattern  Makers'  League  of  North  America"  hat  den  Vorschlag  ge- 
nehmigt, nach  dem  Jahre  1920  Altersrenten  zu  zahlen. 

Aus  allen  diesen  Beispielen  ersieht  man,  daß  die  Gewerkvereine  in  den 
Vereinigten  Staaten  nur  die  ersten  Schritte  auf  dem  Wege  der  Altersversicherung 
gemacht  haben. 

4.  Lebensversicherung  (bzw.  Bestattungs-  oder  Sterbegeld)  der 
Gewerkvereine.  Die  Haupttätigkeit  der  Gewerkvereine  liegt  auf  dem  Gebiet 
der  Lebensversicherung.  Der  gewöhnliche  Zweck  ist,  dem  Mitglied  eine  anständige 
Bestattung  zu  sichern,  und  die  Leistung  des  Fonds  der  Vereine  übersteigt  selten 
die  Kosten  der  letzten  Krankheit  und  der  Bestattung.  In  den  meisten  Vereinen 
erhält  die  Familie  des  verstorbenen  Arbeiters  (  100  oder  weniger;  jedoch  bezahlen 
einzelne  Vereine  der  höherstehenden  und  gutbezahlten  Arbeiter  viel  mehr. 

Die  „International  Shingle  Weavers*  Union",  mit  monatlichen  Beiträgen  von 
40  Cents  pro  Kopf,  bezahlen  als  Sterbegeld  $  75. 

„The  United  Brotherhood  of  Carpenters  and  Joiners"  leistet  $  100 — 200 
Sterbegeld  oder  |  25 — 50  im  Falle  des  Todes  der  Frau  eines  Mitglieds.  Ein 
niedrigerer  Satz  von  $  50  Sterbegeld  besteht  für  die  halbversicherten  („semi- 
beneficial^)  Mitglieder. 

Die  monatlichen  Beiträge  der  „Granite  Cutters"  belaufen  sich  auf  $  1,  und 
der  Sterbegeldsatz  ist  in  Stufen  geteilt. 

Das  Sterbegeld  bei  den  „Wood,  Wire  and  Metal  Lathers'*  beläuft  sich  auf 
^  50—100. 

In  der  Stadt  Chicago  bezahlt  die  örtliche  Loge  der  „Elevator  Constructors" 
$  120  Sterbegeld,  welches  durch  Umlagen  eingezogen  wird. 

Bei  monatlichen  Beiträgen  von  35  Cents  bezahlt  an  die  Hinterbliebenen  des 
Mitglieds  die  "Association  of  Bridge  and  Structural  Iron  Workers"  $  100  Sterbegeld. 

''The  Slate  and  Tile  Koofers",  mit  13  Cents  monatlichen  Beiträgen,  bezahlen 
$  100  Sterbegeld. 

„The  Amalgamated  Society  of  Carpenters  and  Joiners"  bezahlt  als  Sterbegeld 
$  84  im  Falle  des  Todes  eines  Arbeiters  und  $  35,  wenn  die  Frau  eines  Mitglieds 
stirbt  Während  der  Jahre  1860 — 1904  zahlte  dieser  Verein  als  Sterbegeld 
$  617  905  aus. 
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„The  Association  of  Machinists"  leistet  Sterbegeld  von  §  50 — 200. 

Die  Mitglieder  der  „Stove  Mounters  and  Steel  Range  Workers"  bezahlen 
monatliche  Beiträge  von  5  Cents,  und  eine  Umlage  von  50  Cents  wird  bei  einem 
Todesfalle  erhoben;  die  Einnahmen  reichen  jedoch  nicht  aus,  um  |  100  Sterbegeld 
zu  decken. 

In  der  „National  Amalgamated  Association  of  Iron  and  Steel  and  Tin  Workers'' 
beläuft  sich  das  Sterbegeld  auf  $  100.  Die  Prämien  betragen  10  Cents  viertel- 
jährlich, und  ein  allgemeiner  Fonds  wird  unterhalten. 

Das  Sterbegeld  der  „Iron  Moulders"  ist  stufenweise  eingeteilt  —  von  $  100 
bis  zu  $  200  —  und  wird  mittels  16^/^  der  10  Cents  betragenden  wöchent« 
liehen  Beiträge  gedeckt. 

„The  Metal  Polishers,  Buffers,  Platers,  Brass  Moulders  and  Brass  and  Silver 
Workers"  leisten  $  50 — 100  Sterbegeld,  welche  mittels  der  monatlichen  Beiträge 
von  25  Cents  gedeckt  werden. 

Einzelne  örtliche  Logen  der  „Carriage  and  Wagon  Workers  Union"  leisten 
Sterbegeld,  nicht  aber  die  Mehrzahl. 

„The  Joumeymen  Plumbers,  Gas  Fitters,  Steam  Fitters  and  Steam  Fitters' 
Helpers"  leisten  |  100  Sterbegeld,  sowie  die  „Elastic  Goring  Weavers"  und  die 
„Brotherhood  of  Electrical  Workers". 

Mit  einem  jährlichen  Aufwand  von  70 — 74  Cents  pro  Kopf  leistet  die 
„Journeymen  Tailors'  Union"  ein  Sterbegeld  von  §  25 — 100. 

Einzelne  Logen  der  „United  Garment  Workers"  leisten  Bestattungsgeld. 

Die  Mitglieder  der  „Amalgamated  Association  of  Street  and  Electric  Railway 
Employees"  bezahlen  5  Cents  monatliche  Beiträge,  und  das  Bestattungsgeld  beläuft 
sich  auf  $  100.  Im  Jahre  1904  bezahlten  22  ihrer  örtlichen  Logen  bei  152  Todes- 
fällen $  6  949.25  und  der  nationale  Verein  $  15  850. 

Die  Mitglieder  der  „International  Brotherhood  of  Maintenance  of  Way  Employees" 
bezahlen  50,  60  oder  75  Cents  monatliche  Beiträge,  je  nach  dem  Alter,  und  erhalten 
\  500  Sterbegeld. 

Die  „Photo  Engravers*  Union"  bezahlte  im  Jahre  1905  bei  elf  Todesfällen 
an  Sterbegeld  $  825. 

Die  Mitglieder  der  „Alliance  of  Theatrical  Stage  Employees"  bezahlen  jährlich 
Prämien  von  (  3,  ihr  Sterbegeld  beträgt  $  100. 

Ein  Betrag  von  50  Cents  bei  jedem  Todesfall  wird  in  der  „Watch  Case 
Engravers'  Association"  umgelegt;   das  Sterbegeld   darf  nicht  |  75    überschreiten. 

Die  örtlichen  Logen  der  „National  Print  Cutters'  Association"  geben  einen 
kleinen  Beitrag  zum  Bestattungsgeld. 

Die  monatlichen  Beiträge  der  „International  Typographical  Union"  belaufen 
sich  auf  7V2  Cents,  und  die  örtlichen  Logen  leisten  ^  70  Bestattungsgeld.  Im  Jahre 
1905  zahlten  sie  $  39  690  aus,  seit  dem  Jahre  1892  die  Gesamtsumme  von 
I  367  995.     Die  SterblichkeitsziflFer  beträgt  12  pro  Mille  der  Mitglieder. 

Die  Mehrzahl  der  Logen  der  „Coopers  International  Union"  leisten  Be- 
stattungsgeld. 

Aus  ihrem  gemeinsamen  Fonds  leistet  die  „Glassworkers'  Association"  Be- 
stattungsgeld von  §  50—75.     Im  Jahre  1905  zahlten  sie  bei  neun  Todesfällen  $  600. 

Das  Sterbegeld  der  „Piano,  Organ,  and  Musical  Instrument  Workers"  beträgt 
I  50,  I  100  oder  200  je  nach  der  Klasse. 

Die  Mitglieder  der  „Amalgamated  Meat  Cutters  and  Butcher  Workmen" 
bezahlen  monatliche  Beiträge  von  5  Cents  und  das  Bestattungsgeld  beläuft  sich 
auf  $  50—100. 

Die  „Joumeymen  Barbers"  zahlen  ein  Sterbegeld  von  j^  60 — 500. 

Die  „Bakery  and  Confectionery  Workers"  bezahlen  50  Cents  monatliche 
Beiträge,  und  mitunter  werden  Umlagen  erhoben.  Das  Sterbegeld  beläuft  sich  auf 
I  50 — 150;  beim  Tode  der  Frau  eines  Mitglieds  erhält  der  Mann  $  25,  $  50  oder 
^  75,  je  nach  den  Umständen. 

Die  wöchentlichen  Beiträge  der  „Brotherhood  of  Leather  Workers  on  Horse 
Goods"  belaufen  sich  auf  25  Cents,  und  zweimal  im  Jahre  wird  ein  Beitrag  von 
50  Cents  umgelegt;  das  Sterbegeld  schwankt  zwischen  $  40  und  $  100. 
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Die  örtlichen  Logen  der  „Federation  of  Musicians"  leisten  Sterbegeld  von 
I  25  und  aufwärts. 

Die  „Hotel  and  Restaurant  Elmployees  and  Bartenders"  bezahlen  5  Cents 
monatliche  Beiträge,  ihr  Sterbegeld  beläuft  sich  auf  §  50 — 100.  Zwischen  dem 
23.  Februar  1903  und  dem  1.  Mai  1905  verausgabte  dieser  Verein  $  48  650  für 
Sterbegeld. 

Das  Sterbegeld  der  „Tobacco  Workers'  Union"  beläuft  sich  auf  $  50,  das 
der  „Paving  Cutters'  Union"  auf  $  75. 

Die  Mitglieder  der  „Boot  and  Shoe  Workmen"  bezahlen  50  Cents  Umlage 
bei  dem  Tode  eines  Arbeiters.  Das  Sterbegeld  beläuft  sich  auf  $  50  bis  S  100. 
Im  Jahre  1905  zahlten  sie  |  16  175  aus. 

Der  Verein  „Cigar  Makers*  International  Union  of  America"  verdient 
besondere  Aufmerksamkeit  in  dieser  Beschreibung,  weil  seine  Einrichtungen  und 
sein  Erfolg  so  merkwürdig  sind.  Dieser  Verein  wurde  im  Jahre  1864  gegründet 
und  sein  Versicherungssystem  wurde  im  Jahre  1879  eingeführt  Die  Rechnungen 
und  statistischen  Aufzeichnungen  sind  während  der  letzten  26  Jahre  sehr  sorgfältig 
geführt  worden,  so  daß  sie  ganz  genau  und  vollständig  sind.  Die  Mitgliedschaft 
ist  in  den  Jahren  1865 — 1904  von  984  auf  41  536  gestiegen.  Die  Organisation 
besteht  aus  den  örtlichen  Vereinen,  welche  den  Bund  des  internationalen  Vereins 
anerkennen,  und  die  einzelnen  Logen  schicken  ihre  gewählten  Vertreter  zu  den 
allgemeinen  Sitzungen  der  höchsten  Versammlung.  Die  Beamten  des  internationalen 
Vereins  selbst  werden  durch  Stimmenmehrheit  ernannt.  Die  Mitgliedschaft  steht 
allen  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  der  Zigarrenindustrie  oflfen,  mit  Ausnahme  der 
chinesischen  Kulis  sowie  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  aus  der  Heimarbeit.  Die 
Bewerber  um  Mitgliedschaft  werden  auf  ihre  eigenen  Angaben  hin  gewählt,  nachdem 
sie  das  Eintrittsgeld  eingezahlt  haben.  Bewerber,  welche  an  chronischen  Krank- 
heiten leiden  oder  über  50  Jahre  alt  sind,  können  aufgenommen  werden,  bezahlen 
das  Eintrittsgeld  und  15  Cents  wöchentliche  Beiträge,  sind  jedoch  nicht  berechtigt, 
mehr  als  |  50  Sterbegeld  zu  erhalten  und  erhalten  kein  Krankengeld.  Nur  eine 
Minderzahl  aller  Zigarrenarbeiter  und  -arbeiterinnen  sind  Mitglieder  des  Vereins. 
Das  Eintrittsgeld  beläuft  sich  auf  $  3,  welche  in  sechs  wöchentlichen  Raten  eingezahlt 
werden  können.  Die  gewöhnlichen  Wochenbeiträge  belaufen  sich  auf  30  Cents, 
welche  an  die  Kasse  der  örtlichen  Logen  eingezahlt  werden.  Ein  Mitglied  kann 
während  eines  Zeitraumes  von  16  Wochen  Arbeitslosigkeit  von  der  Bezahlung  der 
Beiträge  befreit  werden,  muß  jedoch  die  rückständigen  Beiträge,  wenn  es  wieder 
Beschäftigung  findet,  nachzahlen.  Ein  Mitglied,  welches  während  drei  Jahren  Beiträge 
eingezahlt  hat,  kann  eine  Bescheinigung  erhalten  und  mittels  eines  wöchentlichen 
Beitrages  von  20  Cents  sich  den  Anspruch  auf  Kranken-  und  Sterbegeld  erhalten. 

Die  Leistungen  des  Vereins  sind  folgende: 

Streik-  und  Reiseunterstützung.  Im  Falle  eines  Streikes  erhalten  die 
arbeitslosen  Mitglieder  während  der  ersten  16  Wochen  $  5  wöchentlich  und  nach- 
her $  3  wöchentlich,  bis  der  Streik  oder  die  Aussperrung  beendigt  ist.  Falls 
ein  Mitglied  gezwungen  ist,  Beschäftigung  in  einer  weitentfernten  Stadt  zu  suchen, 
kann  es  einen  Vorschuß  von  $  8  bis  $  20  bekommen,  um  seine  Reisekosten  zu 
decken.  Wenn  der  Arbeiter  wieder  Beschäftigung  gefunden  hat,  muß  er  die  An- 
leihe in  Raten  von  mindestens  10^/^  des  Betrages  zurückerstatten. 

Arbeitslosenversicherung.  Ein  Mitglied,  welches  während  eines  Zeit- 
raumes von  zwei  Jahren  die  Beiträge  bezahlt  hat,  ist  berechtigt,  $  3  wöchentlich 
während  sechs  Wochen  Arbeitslosigkeit  zu  erhalten.  Nach  einer  Pause  von  sieben 
Wochen  kann  die  Entschädigung  wieder  auf  sechs  Wochen  gezahlt  werden.  Der 
Gesamtbetrag  darf  aber  |  54  jährlich  nicht  übersteigen. 

Krankengeld.  Jedes  ordentliche  Mitglied,  welches  seine  Beiträge  während 
eines  Jahres  bezahlt  hat,  ist  berechtigt,  für  die  Dauer  der  Krankheit  und  Erwerbs- 
unfähigkeit $  5  wöchentlich  von  der  Kasse  zu  erhalten.  Während  der  ersten 
Woche  wird  nichts  bezahlt,  ebenso  wenn  die  Krankheit  eine  Folge  des  Lasters 
oder  der  Trunksucht  ist.  Das  Krankengeld  wird  nur  während  13  Wochen 
in  einem  Jahre  und  nur  auf  die  Bescheinigung  eines  Arztes,  daß  das  Mitglied 
arbeitsunfähig   ist,   geleistet.     Die  Loge   schickt   einen  Beauftragten,   welcher   das 


Digitized  by 


Google 


26 


Die  Arbeiterversichemng  in  Nordamerika. 


55 


g 


B     " 


2.  - 

I  s 

B  tC 

2  o 


P 


g   2 


OD 
00 

o 
p 


CO 

P 

5 


3 


p:  • 


P 


05 

o 

Oi 

p* 

3 


I  ^  C>  «D  < 
•  O  OO  < 

.   OObO   H-  < 


_________  —  _^  —  ,_  _-)  00  Od  od  od  od 

>CÖCÖ^?DCD^CO^COCOäDÖÖaDäDäÖäOOOOOOOOO*l 


>OOOOOOOOOOODODOOODODOD( 
>^^^^CO^CC>^CC>^0D< 
>C000'<I0iCnrf^05l0H-OCÖ( 


'^SSS 


9tOCI)00«i(^054^CTS02H->tCO-<ICC<^05bO^»-*C^^«^OIOIO 

S^o«o505fciOfcot!OQOOi^4-.*iü»«CTOoi!OODÄOak— w-ago 
tobO^-c;^ooo3ü5Ä'<iüic«*a«05K*»u:DOOc»aDC»ooQpt**'0 

M  OC  ^*—  4k.  tO  OD  4*  -^  <I  Oi  ;^  4*"  C;^  fcO  Ü»  J**»  O  ,**•  ^-  ü»  p3  fcO  C;^  Oö  <I  00 
CC  '*q  rf-.  ö  **^  H-  c»  **>  p  bO  H-  H-  H-  »f*.  <l  '-q  if-  Vi  p  ^  cn  ö  Vo  bö  Ö  H- 


CC  tö  00  O  05  ►-  bO  H- bO  rf^  4*  ^- to  00  ^    4*.  H-  C«  05  **  bO  rfk  bO  ^ 
:OU)OÜ^Üt'<IbOC»fcO<l4^4*00'<I030DÜ<OtC«4-'^CÖ*a4*>H-4^C» 
000000b0b0aC05^H->4-O^b&4^C;i4^b0C»G0»^P¥^0D00^C0A 

btooc;i»j^bOooH-*a4^050öbD*J05i— QO<iOOO>^^2icoc?j$ 

•  ^  00  Ot  05  CD  O:  OD  *!  ^  1^  tO  C»  fc—  bD  <l  -»3  bO  p  <I  p  00 

.  *Q  *-<i  H-  <»  *<i  Vo  cn  öt  bi  bi  io  00  ^-  4*>  ba  b»  bo 

>Cb05  0«000<IfcObDK)h-XOSCÖ^OD05Cö 


O  OD  OC  4*  ü»  03  ► 


bO  -^I  Üi  fcO 

WC:     ■  '-' 


fcOötfcOcibobocö^-H-»— 

OS 


»— C»bOODh04-0:QODH-ODOOD>^^Oi4*'0:DbOpbOCCi--* 


o  o  o  o  o 


e  o  o  o  o  e 


0:C54^CöCttH-0^-^Q^OOOOXgiOtÜtOt*^IOCöbO»— 
C;iO9<<I<^4-<I'^^bCi^bDOd4^^<l>Ptf>00O9b0<Xi^bO<^O9 

•  bO  O»  O'  fcO  •-•  cc 
I  bO  *4  Üi  O«  »^  00 

•  üt  :©  1-^  O  c  -^J 


<:CbOO»^054^<lbO<I|00'*40CX4fc.OöC;tOO< 

H-boc;t0^t;»xoD^p05gi«oO'<i«H-bo< 

•^o:4^o:4^cicioo4-oo'<ipOMadbDOcD4^< 

00  '^  b»  *4«- '—  OD  ö  Ä  bt  bi  ö  OS  00  bs  o  4*  'co  '^  bo  o«  bo  'c<  b<  bo  '«a 

000<»ü«^-tP'<IC>05fcOOi<ICöO<I<I4*.COODCO^OOiOOÜ5 


O9O9O5C»CCO009O9C»OSOSOSCl5C»OSbS&9C)SCCi-^b0t!0i-^l— 1 


'4->Ctl!04k.^X!-<IODAa&bOt^.   -  . 
)'^c;tH-4kO»4*.bOi^ODbOOc;'< 


X   ^   -J   t*   ^ 


>  4*.  i-u  <i  »t*.  .<l  Oi  « 

>  O  O  ^  **  ^  OD  < 
ar  »-  «  *»  M 


o  o  e  o  o  o  o 


o  o  o  o  o 


e  o  o  o  o 


otc;vO5boc;s^:c^Od-^0do:4-'4^osbCf-*bo 

b0^0000000D004-.:D0Da>b0:O4*0DO5CCH-00**tf^C»lOH- 

00  -^I  <D 

N-  üt  *a 

OD  bO  Cn 

bo  CO  ÖD  b)  09 

bO  OO  H-  O3  00 


fc4^bOCD^|-'■^<^^-»4*■*^pO^O^OOOObOCDOÄOi 
c;icDOOaOD^iOü'CrtOÄ4*«*JH-cnbO^-io^«a*4 

•^  Ä  H-  Oa  :D  5»  OD  Cri  OD  00  H-  OD  05  C?'  CD  O  O  4*»  O  p  4*-  C« 

b«  '-q  Q  Q  p  ö  p  Vo  p 


§CD  «a  03  ®  03< 
00  «a  00  <i  Ol  < 


OOOOOSOSOSbOOOOSbOlOlCbOi' 


o^bo^-»— oao5'-*ooi^a>bOt-''<iOic;»opbo**i-'03ocbo»— p 

0^^4k.^<.^4>^09O4^CD<l^»KO»-ib0CS0900;DC^4^O»^O 


oeeooooeeeo 


o    o    o    o    o 


00bCH^b0b0bC03«4^«4O«400H->b0b0 

otcDc;i^'^ooODO*aü<Oi4-':D*aH-bO 
H-ooütooooo^4*'-^c»c;<4*'4*-bo«a 

o:<icr«<ioo:DOocD<ioa*4i—0^bo2^ 

00  b£  OD  ^-  Co  <l  <l  -^  ^  <I  <l  ;<!  bO  p  OO  O 

bt  bt  p  *p  <i  Ö  p  *<i  U*'  bO  bO  bc  <i  <i  b»  h^ 

0000050000CJ»ü«ütü»c;»00 


^  bO  4*-  p  C«  Oi  03  _ 

OD  M  bs  bi  '<!  *<i  bo  b:  4*'  *4^  cd  io  bo  bs  od  cd 

<|M*:D05CDO^CiO500CD*a00üx*ltip 


o    o    e   o    o   o    o 


o    o 


o    o   e    o 


OD  OD  y^  p  ^  p  p  p  H-  00  pO  OO  p  p  ,-»1  p«  4*.  <l  4*  4-  <l  p^  OO  pi  h-  »-»  »-» 

4*.  bo  4-.  03  ^-  b'  bo  OD  bo  bo  bi  bi  4^  OD  'h-  bo  bs  Vo  bo  »—  bo  '«a  cd  b«  <i  ►-  bo 

H-^^CD4^4^H-QO5»a-^><-»i:3  00*JC;»Üi»»— P0D4*CD<»*lh-i^ 


oooeeeooe 


o    o    o    o    o    o 


4-'O5O0O5bObObDb0H-i-»»— »— (— h- 
b0CDC:i-'XC;tlop0D0DOi4*'Üib5CD^4*t-' 

xoooo:goc;^ifrc;^'^if^cDi-'boyit— «qs 

•^4^CrtvtO04lb0*X)'X)O04^<<I00^'^O0O:»00 


4i>4h.O0O0O0O0^bCbOb0bOb0b0bOl!OIOH'H->bObDf-'t->^h^h^ 

o»--<©^ooo300C5a:*i'<i'^OiC54*>4*'^<i04*>bOi— OO»— rf^rf^'bo 

OO  tO  4^  C^l^  «4 
i-H^  O  ^  O  CD 


OC;'OOOCDCDCD4^0000<10D<IOäbDOiÜi^O»<3i 

<iooobO'^o»cDc:4»'^Äbooo*ibObOcnooÄ'<i 
c;<<Ä^-004^Ct4»'O'<I00O00000Dh-iUcn00Öb0 


ooooooi— oooioo^«-' 
►-gp**oo5ot4*.o»— 

bOOOOOOObO'-*OOOD 


a  o»  4i- 

00  OD  CD 

00  CD  c;x 

05  bO  »-*  ( 
<1  OO  ►-  ► 
p  4^  <l  > 

H-  tO  CDI 

00  o  ^-  < 


O0O0OC4^b0H-^fcOO04*C;t4-'O0fcOb0IOH-      j— 

0ib0i-'CDb0CD<I004*-c;^Ofc00D0D00b0*J00<lfc0«a00i-» 
H-H-4^bC<I4*<10iO0500»— 00O^C0^b0O'O<Ä»a^H-< 

4^c;»bOObO"^*500CDOt-'»-'fcOOOÜ'0;^Q;*4»-»< 


:gj£ 


>ÖÄ»KOo^-ODOofcoc;i«aoocDfc6^H--^OD 

j  ij  <l  O  OO  OO  p  bD  CD  p  bO  p  p  p  OO  —  OD  OO 

>  CD  ö  bo  'h-  ö  bs  !-•  fco  ö  OD  Ol  bi  bo  fcc  ^  '-a  « 

.o^^-ObOo»ot>oooos-a4^oo4s»>ü«oaooo 


"bO  <1 

CD  CD 


a  bo 

bO  bC 


Jahr 


Darlehen 
an  reisende  Mitglieder 


<^      Streiktmtersttttzimg 


Jährliche  Kosten  pro 
Mitglied 


Krankengeld 


Jährliche  Kosten  pro 
Mitglied 


Sterbegeld 


Jährliche  Kosten  pro 
Mitglied 


Arbeitslosenunter- 
stützung 


Jährliche  Kosten  pro 
Mitglied 


Jährliche  Gesamtkosten 
pro  Mitglied 


Mitglieder,  die  20  Cents 
wöchentlich  bezahlen 


Mitglieder,  die  30  Cents 
wöchentlich  bezahlen 


Mitglieder,  die  15  Cents 
wöchentlich  bezahlen 


9 


p 

s 

CD 

D 


o 
B 

so 


-2^ 

Cß  1^ 

o  — 
cn  o 


fr« 
3  o 


> 

B 

o 

p 

p- 
pu 


p 

&* 


Saldo  am  Ende  des 
Geschäftsjahres 


Digitized  by 


Google 


Hilfskassen  der  Gewerk vereine.  27 

Mitglied  jra  Hause  besucht  und  seine  Krankheit  feststellt.  Die  Arbeiterinnen 
können  das  Krankengeld  während  der  drei  Wochen  vor  und  der  fünf  Wochen  nach 
dem  Wochenbett  nicht  beanspruchen. 

Sterbegeld.  Nach  dem  Tode  eines  Mitglieds,  welches  schon  zwei  Jahre 
die  Beiträge  bezahlt  hat,  erhält  seine  Familie  oder  die  Person,  welche  für  das 
Begräbnis  verantwortlich  ist,  $  50  Begräbniskosten.  Das  Sterbegeld  (einschL 
der  I  50  Bestattungsgeld)  wird  wie  folgt  nach  Klassen  eingeteilt:  1.  Mitglieder 
während  der  letzten  fünf  Jahre,  $  200,  2.  Mitglieder  während  der  letzten  zehn 
Jahre,  $  350,  3.  Mitglieder  während  der  letzten  fünfzehn  Jahre,  $  550.  Die  Per- 
son, welche  berechtigt  ist  das  Sterbegeld  zu  erhalten,  wird  von  dem  Mitgliede  be- 
stimmt. Bei  dem  Tode  der  Frau  oder  der  abhängigen  Mutter  erhält  das  Mitglied 
BestattuDgsgeld.  Ein  Arbeiter,  w(^l<'her  Mitglied  während  fünfzehn  aufeinander- 
folgender Jahre  gewesen  und  arbeitsunfähig  geworden  ist,  kann  seine  Ansprüche 
auf  das  Sterbegeld  mittels  eines  monatlichen  Beitrages  von  10  Cents,  vierteljährlich 
bezahlt,  aufrecht  erhalten. 

Invalidenversicherung.  Ein  Mitglied ,  welches  durch  Erblinden 
oder  durch  den  Verlust  beider  Hände  arbeitsunfähig  geworden  ist,  kann  eine 
Pauschalsumme  erhalti'n  von  gleicher  Höhe  als  das  Sterbegeld,  welches  es  im 
Falle  seines  Todes  zu  derselben  Zeit  beanspruchen  könnte.  In  diesem  Zustande 
scheidet  das  Mitglied  aus  dem  Vereine  aus  und  verliert  weitere  Ansprüche  auf  die 
Kasse.  Falls  die  Krankheit  oder  der  Tod  durch  militärischen  Dienst  verursacht 
ist,  wird  das  Kranken-  oder  Sterbegeld  nicht  gewährt.  Der  Verein  hat  auch 
schon  die  Gründung  eines  Altersrenten fonds  in  Angriff  genonmien.  Man  behauptet, 
daß  die  wöchentlichen  Beiträge  um  10  Cents  erhöht  werden  müßten,  um  die 
Kosten  zu  decken.  Die  Entschädigung  für  den  Fall  der  Arbeitslosigkeit  ist  oft- 
mals wirklich  eine  Art  von  Altersversicherung,  indem  die  meisten  der  Mit- 
glieder, welche  sie  genießen,  alt  und  gebrechlich  sind  und  die  Leistung  von  $  3 
wöchentlich  während  eines  Teiles  des  Jahres  der  Abhängigkeit  von  der  Armen- 
pflege vorbeugt.  ^) 

„Iron  Moulders'  Union  of  North  America".  A.  M.  Sakolski  hat 
die  Organisation  und  Tätigkeit  dieses  kräftigen  Vereins  sehr  sorgfältig  untersucht 
und  seine  Entwicklung  und  Verwaltung  ganz  genau  behandelt.  *)  Der  Verein 
wurde  im  Jahre  1859  gegründet. 

Krankenversicherung.  Vor  dem  Jahre  1895  wurde  die  Kranken- 
versicherung ganz  den  Lokalgewerkschaften  überlassen,  und  die  Verwaltung  von 
einzelnen  Logen  war  erfolgreich.  In  einem  Lande  jedoch  wie  die  Vereinigten 
Staaten,  wo  freiwillig  oder  notgedrungen  die  Arbeiter  oft  von  Stadt  zu  Stadt 
reisen,  wurde  das  örtliche  System  unbefriedigend  gefunden;  ein  Mitglied,  welches 
in  eine  neue  Stadt  wanderte,  würde  sich,  wenigstens  während  der  ersten  Wochen 
seines  Aufenthalts,  im  Falle  der  Krankheit  oder  des  Unfalls,  ohne  Unterstützung 
finden:  und  an  vielen  Orten  hatten  die  Logen  gar  keine  Kranken-  und  Unfali- 
kasse.  Die  Generalversammlung  im  Jahre  1895  (Constitution  and  Rules,  Article 
17,  Section  I)  hat  einen  Plan  angenommen,  kraft  dessen  ein  Mitglied,  wenn  es 
arbeitsunfähig  ist,  $  5  wöchentliches  Krankengeld  nach  dem  Ablauf  der  ersten 
Woche,  während  13  Wochen,  erhält.  Ein  Arbeiter,  welcher  während  sechs 
aufeinanderfolgenden  Wochen  die  Beiträge  bezahlt  hat  und  die  Beiträge  von 
13  Wochen  nicht  schuldig  ist,  hat  Anspruch  auf  die  Unterstützung.  Die 
wöchentlichen  Beiträge  betragen  25  Cents,  von  welchen  die  örtliche  Loge  8  Cents 
als  Depositum  behält  und  den  Rest  an  die  nationale  Kasse  schickt,  um  die  Streik- 
und  Verwaltungskosten  zu  decken.  Der  Ueberschuß  des  Reservefonds  der  ört- 
lichen Krankenkasse  wjrd  an  die  nationale  Kasse  abgeliefert;  von  diesem  zentralen 
Fonds  vrird  den  örtlichen  Logen,  welche  mit  außerordentlichen  Forderungen  be- 
lastet   sind,    geholfen,    die    an    sie    gestellten   Ansprüche   zu   befriedigen.     Dieses 

*)  Bibliographie.  —  Constitution  of  the  Cigarmakers'  Union,  14*«  Auflage.  Report  of 
1906.  .  .  .  Helen  L.  Summer,  in  „Trade  ünionism  and  Labor  Problems",  John,  R.,  Commons, 
Editor,  S.  527  ...  .  Report  of  Industrial  CommiHsion,  Vol.  XVII,  S.  280  .  .  .  „Cigar  Makers' 
Official  Journal" Studies  in  American  ünionism,   by  Hollander  and  Bamett,  S.  66. 

")  Stndies  in  American  Trade  ünionism,  edited  by  J.  H.  Hollander  and  G.  E.  Barnett, 
1905,  S.  85. 
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System  hat  erfolgreich  gewirkt.  Seit  dem  1.  Januar  1896,  zu  welcher  Zeit  zuerst 
Krankengeld  von  der  nationalen  Verwaltung  bezahlt  wurde,  sind  die  folgenden  Be- 
träge a  isgezahlt  worden: 


Jahr 

Mitgliederzahl 

Krankengeld 
38  510.00 

1896 

20  920 

1897 

23  003 

36  720.00 

1898 

25  072 

37  710.00 

1899 

28  941 

57  495.00 

1900 

41189 

102  936.00 

1901 

48125 

118  515.00 

1902 

54  251 

134  116.00 

1903 

64  472 

179  355.00 

1904 

76  416 

193  214.25 

Eine  Erfahrung  ist  so  bedeutsam  und  lehrreich,  daß  sie  der  Erwähnung  wert 
ist  Der  Winter  des  Jahres  1904  war  sehr  kalt  und  die  Eisenindustrie  lag  zeit- 
weilig darnieder.  Die  Zahl  der  Mitglieder,  welche  sich  an  die  Krankenkasse  wandten 
und  Unterstützung  verlangten,  war  außerordentlich  groß.  Das  offizielle  Organ  des 
Vereins  (Journal,  August  1904,  S.  590)  erörterte  die  Tatsache  in  folgender  Weise: 
„Die  Leistungen  sind  während  der  Zeit  des  Darniederliegens  von  Handel  und  Ge- 
werbe viel  häufiger  in  Fällen  von  Arbeitslosigkeit  gezahlt  worden  als  in  Fällen 
von  Krankheit,  welche  das  Mitglied  arbeitsunfähig  machte." 

Arbeitslosenversicherung.  Die  wirklichen  Kosten  der  Kranken- 
versicherung von  $  5  wöchentlich  betragen  im  Durchschnitt  ungefähr  6  Cents 
wöchentlich  pro  Mitglied  in  dßr  ganzen  Union.  Die  wöchentlichen  Beiträge  von 
8  Cents  pro  Mitglied  lassen  deshalb  einen  Ueberschuß  in  der  Kasse  des  nationalen 
Vereins.  Im  Jahre  1897  entschied  die  allgemeine  Versammlung,  einen  Cent  des 
wöchentlichen  Beitrages  jedes  Mitglieds  zu  verwenden,  um  die  Beiträge  der  arbeits- 
losen Mitglieder  zu  decken.  Auf  diese  Weise  beliefen  sich  während  des  Zeitraumes 
vom  1.  Oktober  1897  bis  zum  Ende  des  Jahres  1900  die  Summen  der  so  be- 
zahlten Beiträge  der  arbeitslosen  Mitglieder  auf  |  6  577.38,  und  diese  Tatsache 
beweist,  daß  weniger  als  500  Mitglieder  in  der  Union  arbeitslos  waren.  Seit  dem 
Jahre  1900  sind  die  Zustände  noch  günstiger  geworden.  Jedoch  würden  einige 
flaue  Jahre  in  Handel  und  Gewerbe  selbst  einen  sehr  großen  Reservefonds 
erschöpfen. 

Sterbegeld  und  Entschädigung  für  vollständige  Erwerbsunfähigkeit. 
Die  Leistungen  im  Todesfalle  oder  bei  vollständiger  Erwerbsunfähigkeit  schwanken  je 
nach  der  Dauer  der  Mitgliedschaft  der  Arbeiter.  Ein  Mitglied,  welches  die  Beiträge 
fllnf  bis  zehn  Jahre  entrichtet  hat,  ist  berechtigt,  Sterbegeld  (bzw.  Entschädigungs- 
geld) von  $  150  zu  erhalten;  wenn  die . Mitgliedschaft  zehn  bis  fünfzehn  Jahre  ge- 
dauert hat,  ist  der  Betrag  $  175;  über  fünfaehn  Jahre  $  200.  Der  monatliche 
Beitrag  beläuft  sich  auf  6.4  Cents,  und  die  Fehlbestände  des  Fonds  werden  mit 
den  $  2  betragenden  Beitrittsgeldern  der  neueintretenden  Mitglieder  ergänzt. 


Jahre 

Zeitraum 

Einkünfte 

Aoszahlongen 

Monatliche  Beiträge 

$ 

$ 

$ 

1880—1882 

2  Jahre 

16  597.00 

12  000.00 

•07  V2 

1882—1886 

4 

»7 

32  429.92 

32  400.00 

.07  V, 

1886—1888 

2 

jy 

22  182.01 

16  350.50 

.10 

1888—1890 

2 

r 

20  988.06 

21  919.00 

.08 

1890—1895 

5 

r 

54  179.19 

58  512.90 

.064 

1895—1899 

4 

j? 

54  631.56 

40  499.00 

$ 

.064  aud 

2  BeitrittsgelcL 

1899  —  1902 

3 

ji 

111916.13 

75  631.36 

.064 

Die  Ausgaben  wegen  Streiks  während  der  drei  Jahre  1899 — 1902   betrugen 
I  11157JL.22;    für   die  Bildung    neuer  Lokalgewerkschaften    und    die    allgemeine 
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Propaganda  §  16  000  jährlich;  für  die  Kosten  der  allgemeinen  Versammlang  im 
Jahre  1902  $  50  670.72.  Diese  Versammlung  findet  nur  alle  drei  bis  fünf  Jahre 
statt  Der  Schatzmeister  („Financier")  des  nationalen  Vereins  erhält  von  den 
örtlichen  Schriftführern  monatliche  Berichte,  welche  die  Namen  aller  Mitglieder, 
die  Beiträge  bezahlt  haben,  enthalten,  sowie  auch  den  Betrag  jeder  Krankenunter- 
sttttzung  und  den  Bestand  des  örtlichen  Krankenfonds.  Die  Daten  jedes  Mitglieds 
sind  auf  eine  Karte  geschrieben.  Ein  Arzt  ist  ernannt,  um  die  Berechtigung  der 
Krankeugeidansprüche  zu  bescheinigen  und  so  dem  Betrug  vorzubeugen.  Um  die 
Fonds  zu  sichern,  müssen  die  Vertrauensmänner  und  alle  Beamten,  welche  mit  den 
Fonds  umgehen,  Kaution  stellen.  Die  Vereine  wurden  in  früheren  Jahren  durch 
bittere  Erfahrung  mit  unterschlagenden  Kassierern  gezwungen,  diese  vorbeugenden 
.  Maßregeln  zu  treffen.  Die  Buchführungsmethoden  sind  überall  dieselben  und  werden 
von  dem  nationalen  Vorstand  kontrolliert  und  geleitet.  Während  des  Jahres  1904 
bezahlte  die  „Iron  Moulders'  Union"  für  Streiks  $  266  283.43;  Krankengelder 
$  198  214.25;  Sterbegeld  und  Entschädigung  für  vollständige  Erwerbsunfähigkeit 
$  53  786.40;  Verwaltungskoöten  $  74  586.97;  Gesamtauszahlungen  $  592  871.05. 

Samuel  Gompers,  Präsident  der  American  Federation  of  Labor,  sagte  bei 
der  Jahresversammlung  von  1905:  „Ich  erachte  es  als  meine  Pflicht,  die  Gewerk- 
schaften von  der  Notwendigkeit  zu  überzeugen,  daß  es  gilt,  unsere  Verbände  von 
größerem  Nutzen  und  Vorteil  für  die  Arbeiter  zu  machen,  nicht  nur  was  Löhne,  Arbeitszeit 
und  Arbeitsbedingungen  betrifft,  sondern  auch  durch  Einführung  eines  Systemes  von 
Unterstützungen  für  die  Mitglieder  in  allen  Notfällen.  Um  das  zu  erreichen, 
müssen  freilich  erst  die  Beiträge  erhöht  werden.  Es  besteht  kein  guter  Grund, 
warum  unsere  Organisationen  nicht  neben  dem  Schutz  der  beruflichen  Interessen  den 
Arbeitern  die  Ztdüung  einer  Unterstützung  im  Falle  der  Krankheit,  der  Arbeits- 
losigkeit, auf  der  Beise,  im  vorgerückten  Alter  usw.  sichern  sollen."  (Vgl.  die 
bestehenden  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit 
im  Ausland  und  im  Deutschen  Reich,  Teil  I  S.  357.) 


Die  Gewer.kvereine  der  Eisenbahnarbeiter  und  Angestellten.  Diese 
Vereine  gehören  nicht  zu  der  „American  Federation  of  Labor".  Es  existieren 
«ieben  dieser  Brüderschaften,  von  denen  fünf  aus  Arbeitern  bestehen,  welche 
direkt  im  Zugdienst  tätig  und  deshalb  außerordentlichen  Gefahren  ausgesetzt  sind. 


Organisation 


Mitgliederzahl 


Leistungen  im  Jahre 
1905 


Zahl  der  Anszahlungen 


Schaffher  .... 

36  000 

825  000 

423 

Lokomotivführer 

47  000 

1  327  500 

594 

Heizer  .         ... 

.55  287 

810  250 

— 

Weichensteller   .     . 

23  000 

154  200 

151 

Zagarbeiter   .    .     . 

74  539 

1  545  236 

1154^) 

Insgesamt 

235  826 

4  662  186 

Von  1868 — 1905  hatte  die  „Locomotive  Engineers'  Mutual  Life  and 
Accident  Insurance  Association"  bei  6232  Fällen  $  14  983  038.71  ausbezahlt  Die 
Arbeitnehmer  der  Eisenbahngesellschaften,  welche  Unterstützungsabteilungen  („Relief 
Departments")  haben,  müssen  die  Beiträge  dieser  Kranken-  und  Unfallversicherungs- 
kassen bezahlen,  außer  den  Beiträgen  der  Brüderschaften.  Glücklicherweise  haben 
sie  verhältnismäßig  hohe  Gehälter  und  können  diese  Doppellast  tragen  und  die 
Leistungen  genießen.  J.  B.  Kennedy  hat  die  Versicherungseinrichtungen  dieser 
Gewerkschaften  kürzlich  sehr  genau  studiert  und  seiner  Beschreibung  kann  man 
die  wesentlichsten  Daten  entnehmen  (Studies  in  American  Trade  Unionsm,  by 
Hollander  and  Bennett,  1905,  S.  323). 


*)  Die  Hälfte  der  Gesamtzahl  während  der  zwei  Jahre  1903  und  1904. 
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Die  Zahl  der  Arbeitnehmer  der  EiHcnbahügesellschaften  in  den  Vereinigten 
Staaten  übersteigt  1  000  000  und  Vio  ^^^  Einwohner  der  Union  hängen  von  ihnen 
ab.  Ueber  300  000  dieser  Arbeiter  sind  Mitglieder  der  Gewerkvereine,  welche 
Unlall-  und  KrankenunterstUtzung,  auch  Sterbegeld  leisten.  Diese  Vereine  sind 
durch  zwei  Merkmale  gekennzeichnet:  Die  Mitgliedschaft  jedes  Vereins  besteht 
ausschließlich  oder  hauptsächlich  aus  Arbeitnehmern  derselben  Betriebsart  in  dem 
Eisenbahndienste;  ein  Mitglied  ist  berechtigt,  aus  einem  Eisen bahnsysteme  aus- 
zuscheiden und  Dienste  bei  einem  anderen  Systeme  zu  nehmen,  ohne  seine  An- 
sprüche im  Vereine  zu  verlieren. 

„The  Grand  Brotherhood  of  Locomotive  Engineers"  wurde  den  17.  August 
1863  (zuerst  „Brotherhood  of  the  Footboard"  genannt)  gegründet.  Im  Jahre  1890 
belief  sich  die  Mitgiiederzahl  auf  8000.  Im  Jahre  1904  hatte  der  Verein  (in  652 
Logen  geteilt)  46  400  Mitglieder.  Seit  dem  1.  Januar  1890  ist  die  Versicherung 
für  alle  Mitglieder  unter  50  Jahren  obligatorisch  geworden. 

„The  Order  of  Railway  Oonductors"  wurde  den  6.  Juli  1868  gegründet. 
Im  Jahre  1891  wurde  Versicherung  im  Vereine  obligatorisch  gemacht,  und  von 
jenem  Zeitpunkte  an  wuchs  der  Verein  rascli  empor.  Am  31.  Dezember  1903  be- 
lief sich  die  Zahl  der  Policen  auf  27  875.  und  seit  der  Gründung  hat  der  Verein 
$  6  329  067  ausbezahlt. 

„The  Brotherhood  of  Locomotive  Kiunien"  wurde  den  1.  Dezember  1873 
gegründet.  Im  Jahre  1878  wurde  Mitgliedsrliaft  in  der  \  ersicherungsabteilung 
obligatorisch  für  alle  Mitglieder  des  \  ereins.  Im  Jahre  1904  waren  98.59  ^  ^ 
aller  Mitglieder  versichert,  und  die  Policen  Inaten  einen  Betrag  von  S  75  559  OOo. 
Seit  seiner  Gründung  hat  der  Verein  s  7iUlo65  Entschädigungs-  und  Sterbi*- 
geld  ausgezahlt. 

„The  Brotherhood  of  Railroad  IVainmen'-  wurde  den  23.  September  1883 
(dann  „Brotherhood  of  Railroad  Brakeuien  •  gejiaunt)  organisiert.  Im  Jahre  1903 
hatten  95.55  ^/^^  aller  Mitglieder  Versicherungspolicen.  Bis  zu  dem  1.  April  1904 
hatte  der  Verein  ^  8  987  284.54  an  Kntsehiidigungen  und  Sterbegeld  ausbezahlt. 
(Das    New  York  Bulletin    von   1906   gibt  ilie  spätere  Zifler  von  S  10  491101.20.) 

„The  Order  of  Railroad  Telegra]»hers"  wurde  den  9.  Juni  1886  organisiert. 
Versicherung  wurde  im  Jahre  1898  obliiratorisrh.  Zwölf  monatliche  Beiträge  von 
20,  30,  60  Cents,  je  nach  der  Klasse,  wenlen  jährlich  umgelegt;  das  Sterbegeld 
belauft  sich  auf  $  800.  500  und  100(i.  Der  Sterbegeldfonds  bleibt  unberührt  und 
betrug  den  30.  November  1905  $  126  7:JM.l<;.  Die  Gesamtsumme  der  Auszahlungen 
bis  zu  dem  1.  Dezember  1904  belief  sich  ;»uf  s    170  450. 

„The  Switchmens  IJnion^'  (früher  ..Switclimens  Mutual  .Aid  Association*) 
wurde  im  Jahre  1886  gegründet.  Im  Jahn-  I9«»i  wurde  die  Versicherung  in  den 
Statuten  des  Vereins  obligatorisch.  Am  Kmle  des  Jahres  1903  war  der  Betrag 
der  Policen  $  6  679  200,  und  der  Verein  hatt-  s^it  «It-r  Gründung  bereits  $  207  335,75 
ausbezahlt. 

,,The  International  Brotherhood  of  .Maiiifenajice-of-Wav'  Employees'*  wurde  im 
Jahre  1887  organisiert.  Die  Versicherung  ist  jetzt  (seit  dem  Jahre  1903)  fakul- 
tativ, war  jedoch  früher  obligatoriscli.  \Veg«jj  des  Widerstands  der  Mitglieder, 
welche  den  privaten  Versicherungsgesellsrliahen  angehören,  und  wegen  der  Tn- 
gewißheit  der  Umlagen  trat  die  allgetneinr  Versammlung  (Konvention)  im  Jahre 
1896  von  dem  früheren  Systeme  der  ohligMiorischen  Versicherung  zurück.  Bis 
zum  Jahre  1903  hatte  der  Verein  $  !:.<hm»o  ausgezahlt.  Die  Mitgliederzahl  des 
Vereins  belief  sich  am  1.  Januar  1904  auf  4«»  noo. 

All  diese  Gewerkvereine  unterscheidtn  n)  die  Fonds  für  Sterbe-  und  Erwerbs- 
unfähigkeitsgeld, welche  von  der  nationalen  Organisation  verwaltet  werden,  und 
b)  die  Kranken-  und  Unfallversicherung.  w<lehe  von  den  örtlichen  Logen  getragen 
wird.  Erst  im  Jahre  1868  haben  die  Statuten  drr  J  onductors^*  (Schaffher)  den  örtlichen 
Logen  verboten,  die  Lebens-  und  Erwerhsnnfähijrkeitsversicherung  zu  führen,  mit 
der  Begründung,  daß  die  Kraft  der  nationalen  Organisation  dadurch  vermindert 
würde. 

Im  Jahre  1869  sind  die  „Engine«rs"  (l.okomotivfülirerj  den  Conductors  ge- 
folgt und  haben  ähnliche  Statuten  aufpsl'^lh.     1)«t  nationale  Verein  jedoch  erläßt 
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die  Statuten,  welche  die  örtlichen  Kranken-  und  Unfalleistungen  regeln.  Dank 
der  verbesserten  Zustände  und  Verwaltung  ist  die  Zahl  der  Ansprüche  auf  Er- 
werbsunfähigkeitsversicherung stufenweise  gesunken.  —  Bei  den  Eisenbahnarbeitern 
ist  Erwerbsuüfiihigkeitsentschädigung  sehr  wichtig  und  erwünscht. 


Zeitranm 

Ausp 

r  liehe 

*,o  der  Ansprüche 
aaf  Erwerbs- 
oof&higkeits- 
entecliftdiguug 

Ansprüche  auf 

Erwerbsnntähigkeit 

pro  1000  der 

Mitgliedschaft 

Verein 

Tod 

Erwerbs- 
anf&hig:keit 

Conductors 

1893—94 

265 

49 

15.6 

3.8 

(Schafl&ier) 

1895—96 

274 

46 

14.3 

3.1 

1897—98 

363 

63 

14.8 

3.6 

1899     00 

440 

55 

11.1 

2.6 

1901-02 

523 

81 

13.4 

3.2 

1903—04 

688 

92 

11.8 

3,0 

Firemen 

1894—96 

295 

145 

32.9 

6.0 

(Heizer) 

1896—98 

349 

118 

25.3 

4.3 

1898—00 

488 

174- 

26.3 

4.7 

1900-02 

655 

186 

22.1 

3.9 

1902     04 

857 

234 

21.4 

4.3 

Vollständige  Erwerbsunfähigkeit  (..total  disability'*)  wird  in  den  Statuten 
und  in  der  Praxis  der  Gewerkvereine  der  Eisenbahnarbeiter  und  Angestellten  in 
dem  Sinne  festgestellt  und  erklärt,  daß  sie  nur  die  Unfähigkeit  in  seiner  eigenen 
Stellung  zu  bleiben  bedeutet.  Im  Jahre  1898  haben  die  Engineers  vollständige 
Erwerbsunfähigkeit  so  festgestellt:  ..Ein  Mitglied  dieses  Vereins,  welches  mittels 
Ablösung  eine  Hand  an  oder  über  dem  Handgelenk,  oder  einen  Fuß  an  oder  über 
dem  Fußknöchel  verliert,  oder  welches  den  vollständigen  und  dauernden  Verlust 
eines  Auges  oder  beider  Augen  erleidet,  soll  die  Gesamtleistung  seiner  Police 
erhalten."  Die  Statuten  der  Conductors  fügen  die  Worte  hinzu,  ».vollständigen 
Verlust  des  Gehörsinnes**.  Die  Statuten  der  Switchmen  schließen  die  Worte  ein: 
„den  Verlust  von  vier  Fingern  einer  Hand  an  oder  über  dem  zweiten  Gelenke, 
oder  von  drei  Fingern  und  dem  Daumen  einer  Hand  an  oder  über  dem  zweiten 
Gelenke**.  Weil  die  Vorschriften  des  nationalen  Vereins  diese  Art  Entschädigung 
gewähren,  ohne  die  gewöhnlichen  Piinschränkungen  und  Bedingungen  der  privaten 
Versicherungsgesellschaften  einzuhalten,  ist  sie  verhältnismäßig  mehr  befriedigend 
und  weniger  kostspielig.  Wenn  der  Arbeiter  auch  noch  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung begehrt,  kann  er  sich  durch  die  örtlichen  Kassen  der  Logen  sichern. 
Die  Telegraphisten  haben,  weil  ihre  Beschäftigung  weniger  Gefahr  mit  sich  bringt, 
diese  Art  Versicherungskasse  nicht  begründet.  Nicht  ohne  mißlungene  Versuche 
während  des  Zeitraumes  der  Vereinsbilduiig  (in  den  Jahren  186() — 1880)  haben 
diese  Vereine  ihre  Versicherungsmethoden  ausgearbeitet.  Seit  dem  Jahre  1880 
sind  die  Einrichtungen  der  Vereine  der  Eisenbahnarbeiter  verhältnismäßig  gleich- 
förmig und  wirksam  geworden.  In  den  früheren  Lebensjahren  des  Vereins  waren 
die  Leistungen  der  Kasse  ganz  unsicher  und  schwankend;  seit  jedoch  die  Statuten 
revidiert  sind,  ist  die  Entschädigung  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  (bzw.  das 
Sterbegeld)  festgestellt.  Während  der  Jahre  1890 — 1900  haben  diese  Vereiue  den 
Grundsatz  angenommen,  daß  das  Entschädigungsgeld  dem  Alter  des  betreffenden 
Mitglieds  angepaßt  werden  soll,  nicht  wie  in  den  gewöhnlichen  Versicherungs- 
gesellschaften mittels  einer  Feststellung  der  Prämien  je  nach  dem  Alter,  sondern 
vielmehr  mittels  der  Verminderung  des  Entschädigungsgeldes  (bzw.  Sterbegeldes) 
(vgl.  Tabelle  S.  32). 

In  den  früheren  Jahren  haben  diese  Vereine  die  Beiträge  nach  Eintritt  des 
Todes  oder  der  f>werbs Unfähigkeit  des  Arbeiters  umgelegt;  heutzutage  jedoch 
unterhalten  alle  (die  Lokomotivführer  ausgenommen)  einen  Reservefonds,  um  die 
Leistungen  zu  decken.  Die  Beiträge  müssen  den  Gehältern,  den  begehrten  Leistungen 
und  der  Anzahl  der  von  den  Arbeitern  gestellten  Forderungen  entsprechen.  Die 
Leistungen  haben  stetig  zugenommen.     Bei  den  liOkomotivführem,  Schaffhern   und 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Nordamerika. 
(TabeUe  zu  S.  31.) 


Verein 


Altersklasse 


Betrag  der  Police 


Lokomotivführer     . 
>)chaffner  .... 


Heizer 


Zugarbeiter   . 
Telegraphisten 


Weichensteller  .     . 
Eisenbahnarbeiter  *) 


unter  40  Jahre 

40—45 
45—50 
unter  35 

35—45 
45—50 
unter  45 

über  45 

(keine  Altersklasse) 
18—45  Jahre 
45—50        „ 
50—60        „ 
(keine  Altersklasse) 
18—45  Jahre 


4500 
3000 
1500 
3000 
2000 
1000 
3000 
1500 
1350 
1000 
500 
300 
1200 
1000 


Heizern  werden  die  Policen  von  $  1500  vorgezogen.  Nach  und  nach  seit  dem 
Jahre  1878,  als  die  Heizer  diese  Bestinmiung  einführten,  ist  die  Mitgliedschaft 
obligatorisch  gemacht  worden.  Zu  allen  Brüderschaften  gehören  „non-beneficiary" 
Mitglieder,  d.  h.  Mitglieder,  die  keine  Lebensversicherungsansprüche  erhalten,  weil 
sie  teilweise  erwerbsunfähig  oder  zu  alt  geworden  sind.  Die  Kosten  für  Lebens- 
versicherung stellen  sich  pro  $  1000  (Hollander  and  Bamett,  S.  343)  wie  folgt: 


■    -                        -  

- 

Kosten  der  Priünien 

Verein 

Jahr  endend 

pro  1000  Dollais 

Lokomotivführer     .... 

den 

31.  Dezember  1903 

$ 

i7.ao 

Schaffner  .     .     .    ^ 

V 

31.           „         1903 

16.00 

Heizer 

?? 

30.       Juni       1904 

12.00 

Zugarbeiter   .     .     . 

V 

31.  Dezember  1903 

18.00  (bzw.  17.78) 

Telegraphisten  .     . 

V 

31.           „         1903 

7.20 

Weichensteller   .     . 

?y 

31.           „         1903 

20.00 

Eisenbahnarbeiter  . 

?? 

31.           „         1903 

12.00  (bzw.  naeh 
Altersklasse  15,  18) 

Die  entsprechenden  Prämien  in  den  privaten  Lebensversicherungsgesellschaften 
pro  $  1000  in  der  Altersklasse  von  35  Jahren  betragen  für:  Lokomotivführer 
S  27.23;  Schaffner  $  22.23;  Heizer  $  27.23;  Zugarbeiter  $  27.23;  Telegraphisten 
:$  22.23;  Weichensteller  $  27.23;  Eisenbahnarbeiter  $  27.23;  oder  ungefähr  30®/, 
höher  als  bei  den  Brüderschaften  für  Sterbegeld  allein;  die  Brüderschaften  gewähren 
auch  Entschädigungsgeld  im  Falle  der  vollständigen  Erwerbsunfähigkeit.  Die 
Prämien  schwanken  bei  den  verschiedenen  Vereinen.  Jene  der  Telegraphisten  sind 
verhältnismäßig  niedrig,  weil  die  Gefahr  ihrer  Beschäftigung  unbedeutend  ist.  Die 
Heizer  sind  im  Durchschnitt  jung,  weil  die  älteren  Mitglieder  Lokomotivführer 
werden.  Im  Vereine  der  Weichensteller  sind  die  Beförderungen  seltener;  es  gibt 
keine  Altersgrenze  der  Mitgliedschaft,  und  die  Prämien  sind  verhältnismäßig  hoch. 
Gewöhnlich  erfordern  die  Vereine,  daß  der  „Grand  Master"  und  „Grand  Secretary** 
$  10  000  bis  $  100  000  Kaution  stellen.  Die  Fonds  der  Versicherungsabteilungen 
werden  von  den  allgemeinen  Fonds  der  Brüderschaften  getrennt  gehalten,  und  die 
Beiträge,  welche  zur  Unterstützuag  der  Versicherung  erhoben  werden,  werden 
getrennt   von    anderen  Beiträgen  angelegt.     Maßregeln   werden   getroffen,   um   die 


^)  Nur   ausnahmsweise   teilt   dieser  Verein   die  Prämien   den  Altersklassen   gemäß   ein. 
Vgl.  Kennedy,  S.  339,  o.  a.  0. 


Digitized  by 


Google 


Hilfskassen  der  Brüderschaften  ("Fraternal  ßenifit  Societies").  33 

Verwendung  des  Sterbegeldfonds  für  andere  Zwecke  zu  verhindern.  Die  Staaten 
haben  allgemeine  Gesetze  über  Lebensversicherung  erlassen  und  besitzen  Versicherungs- 
beamte, welche  verpflichtet  sind,  die  Durchführung  dieser  Gesetze  zu  erwirken 
und  zu  überwachen.  Die  Eisenbahnvereine  sind  gehalten,  sich  nach  diesen  Ge- 
setzen zu  richten,  und  die  Sicherheit  und  Zuverlässigkeit  ihrer  Versicherung  ist 
dadurch  gewährleistet. 

Mit  den  Einrichtungen  der  Gewerkvereine  muß  die  Versicherungsgesetz- 
gebung der  nächsten  Zukunft  rechnen.  Es  wäre  klug  und  sogar  notwendig,  diese 
Vereine  für  die  Arbeiterversicherung  nutzbar  zu  machen.  Die  stärkeren  Vereine  haben 
schon  lange  gelernt,  daß  die  Leistungen  des  Versicherungsfonds  die  erste,  sicherste 
und  dauerndste  Grundlage  für  die  Einheit  und  das  Gedeihen  des  Vereines  sind. 
Nur  bei  außerordentlichen,  ungewissen  und  unvorhergesehenen  Konjunkturen  ist 
der  Streikfonds  vonnöten;  dahingegen  ist  Kranken-,  Erwerbsunfähigkeits-  und 
Sterbegeld  stetig  und  überall  erwünscht.  Die  gesetzgebenden  Versammlungen  der 
Staaten  sollten,  falls  sie  eine  allgemeine  und  obligatorische  Arbeiterversicherung 
einführen  wollten,  diese  Einrichtungen  der  Gewerkvereine  anerkennen,  regeln  und 
ihre  Statuten  und  Verwaltung  der  Aufsicht  der  Staatsbehörden  unterstellen.  Auch 
kann  der  Staat  gegen  diese  Richtung  nichts  einwenden,  weil  die  Gewerkvereine 
die  Arbeiterversicherung  sehr  billig  und  sehr  wirksam  verwalten  können.  Die 
Gewerkvereine  haben  bis  zu  dem  heutigen  Tage  die  Arbeitslosenversicherung 
(„out-of-work  benefit")  wirklich  eingeführt  und  gehandhabt.  ^) 


IT. 

Hilfskassen  der  Brüderschaften  ("Fraternal  Benefit  Societies"), 

Diese  Vereine  sind  den  englischen  „Friendly  Societies"^)  ähnlich.  Die 
charakteristischen  Merkmale  dieser  Brüderschaften  sind  die  folgenden:  1.  Jede  ört- 
liche Loge  („lodge")  gehört  einem  Systeme  ähnlicher  Logen  an,  und  alle  Logen 
haben  gemeinsame  Bestimmungen.  2.  Jede  einzelne  Loge  ist  eine  selbständige 
Gesellschaft;  die  allgemeinen  Statuten  jedoch  werden  von  einer  gesetzgebenden 
Versammlung  erlassen,  welche  aus  gewählten  Stellvertretern  besteht,  und  die  Zen- 
tralverwaltung des  Bundes  steht  unter  der  Leitung  der  dem  Bunde  verantwortlichen 
Hauptbeamten.  3.  Jeder  Bund  hat  seine  eigenen,  meistenteils  religiösen  Zere- 
monien, welche  dem  Mitgefühl  der  Mitglieder  Ausdruck  verleihen.  Die  geheimen 
Losungsworte  und  feierlichen  Einweihungsgebräuche  erwecken  Neugierde  und 
ziehen  Novizen  an.  4.  Brüderliche  Hilfe  wird  den  kranken  oder  hilflosen  Mit- 
gliedern geleistet.  Viele  Dienste,  welche  die  Loge  ihren  Mitgliedern  leistet,  wer- 
den nicht  durch  einen  formellen  Vertrag  bestimmt  und  können  nicht  ziffernmäßig 
in  statistischen  Tabellen  dargestellt  werden.  5.  Die  Zahlung  von  Hilfsleistungen 
erfolgt  an  ganz  oder  teilweise  arbeitsunfähige  Mitglieder.  6.  Sterbegeld  wird  an 
die  hinterbliebenen  Angehörigen  oder  Erben  des  Mitglieds  gezahlt.  In  letzterem 
Punkte  liegt  das  bedeutendste  Verdienst  dieser  Brüderschaften;  sie  sind  eigentlich 
Konkurrenten  der  privaten  Lebensversicherungsgesellschaften,  und  es  besteht  heute 
zwischen  beiden  ein  unaufhörlicher,  wenn  auch  verschleierter  Kampf.  Wenn  die 
finanzielle  Grundlage  eines  Bundes  wirtschaftlich  gesund  und  sicher  ist,  kann  die 
Brüderschaft  bestehen,  selbst  wenn  die  anderen  Einrichtungen  vernachlässigt  und 
wenig  geschätzt  werden;  wenn  jedoch  die  Umlagen  zu  hoch  werden,  muß  die 
Brüderschaft  trotz  allen  sentimentalen  Mitgefühls  zugrunde  gehen,  wie  es  so 
vielen  schon  ergangen  ist.  ^) 

Zahl  der  Arbeiter,  welche  Mitglieder  der  Fraternal  Bene- 
fit  Societies   sind.     Statistisches  Material  ist  nicht  vorhanden,   und   die  An- 

^)  Vgl.  Heft  la  S.  30  ff.,  Va  51  ff.  und  die  Denkschrift  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts 
„Die  bestehenden  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im 
Auslande  und  im  Deutschen  Reich",  Berlin  1906,  3  Bände. 

2)  Vgl.  Heft  V  8.  3  und  Va  8.  5  ff. 

')  Proceedings  of  19th  Annual  Meeting  of  the  National  Fraternal  Congress,  S.  445. 
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sichten  der  Leiter  gehen  auseinander.  In  einzelnen  Brüderschaften  sind  die 
Arbeiter  verhältnismäßig  zahlreicher  als  in  andern.  Von  Armenpflegern,  Bewohnern 
der  Arbeiterviertel  („settlement  residents*^),  Prämiensammlern  der  industriellen  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  Beamten  der  „Fratemals"  erfährt  man,  daß  die  un- 
gebildeten, von  unregelmäßigen  und  unzureichenden  Löhnen  abhängigen  Arbeiter 
sehr  selten  Mitglieder  der  „Fratemal  Benefit  Societies**  werden,  sich  vielmehr  ein 
kleines  Bestattungsgeld  bei  den  industriellen  Lebensversicherungsgesellschaften  und 
oft  durch  die  Krankenkasse  Krankengeld  sichern.  In  den  Großstädten  besteht 
vielleicht  die  Mehrzahl  der  katholischen  Brüderschaften  aus  Arbeitern.  Im  Staate 
Connecticut  hat  man   dieße  Frage    einmal  untersucht    und   folgendes  festgestellt:  *) 


Gewerbe 

Brüderschaften 
mit  Logen  7o 

Vereine 
ohne  Zweigvereine  % 

Geschäftsleute 

21.16 

5.33 

38.65 

20.28 

11.20 

0.66 

2.72 

40.29 

Gelehrte  Berufe 

14.74 

Gelernte  Arbeiter  mit  höheren  Löhnen  . 
Arbeiter  mit  niedrigen  Löhnen      .     .     . 

Handelsangestellte 

«Farmer'^ 

27.37 

6.35 

11.25 

Hausfrauen 

— 

Gesamtsumme     . 

100.00 

100.00 

Tätigkeit  der  „Fraternal  Benefit  Societies". -)  Im  Jahre 
1905  existierten  in  den  Vereinigten  Staaten  168  Brüderschaften  dieser  Art.  Die 
erste  vnirde  am  27.  Oktober  1868,  die  jüngste  am  30.  September  1904  organisiert 
Wie  viele  indessen  wieder  eingegangen  sind,  ist  schwer  ausfindig  zu  machen.  Am 
1.  Januar  1905  existierten  87  758  Logen  mit  einer  Gesamtmitgliederschaft  von 
5111480  Personen,  von  denen  232  068  Mitglieder  ohne  Ansprüche  auf  die 
Leistungen  der  Lebensversicherungskassen  waren  („social  members"),  während  die 
Mehrzahl  (4  879  412)  alle  diese  Rechte  besaß.  Während  des  Jahres  1904  wuchs 
die  Zahl  der  Logen  um  3  860  und  die  Mitgliederschaft  um  137  049,  und  doch 
brachte  gerade  dieses  Jahr  für  alle  Arten  von  Lebensversicherung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Störungen  und  Schwierigkeiten.  Die  Anspruchsberechtigung  der 
Mitglieder  (,.insurance  in  force")  belief  sich  am  1.  Januar  1905  auf  $  6  665  141  251. 
Die  Auszahlungen  während  des  Jahres  1904  betrugen  $  64  322  892.  Aktiva  am 
1.  Januar  1905:  $  51  465  430;  Passiva:  $  9  619  089.  Gesamtleistung  (hauptsächlich 
Sterbegeld)  seit  der  Gründung:  $  787  427  445;  auch  haben  dreizehn  Brüderschaften 
als  Krankengeld  $  312  514 193  ausgezahlt.  Die  Gesamtleistung  aller  Brüder- 
schaften seit  der  Gründung  hat  $  1  099  941  638  betragen. 

Verwaltungskosten.  Merkwürdig  ist  die  von  den  Brüderschaften 
oft  hervorgehobene  Tatsache,  daß  die  Verwaltungskosten  verhältnismäßig  niedrig 
sind.  Man  vergleiche  die  Statistik  von  25  der  bedeutendsten  Privatlebens- 
versicherungsgesellschaften mit  der  von  25  der  größten  Brüderschaften.  Die 
Policen  dieser  25  Lebensversicherungsgesellschaften  betrugen  am  31.  Dezember 
1904  $  8  541899  611,  während  die  kleineren^  jedoch  zahlreicheren  Policen  der 
Brüderschaften  $  5  210  016  008  betrugen.  Die  Verwaltungskosten  beliefen  sich 
bei  den  25  Lebensversicherungsgesellschaften  auf  18.3  ^j^  der  Einnahme,  bei  den 
Brüderschaften  nur  auf  SA^j^.  Wie  erklärt  sich  dieser  Unterschied?  1.  Die  Ge- 
hälter der  Beamten  der  Brüderschaften  sind  verhältnismäßig  niedrig,  während  die 
Gehälter  der  Beamten  der  großen  Lebensversieherungsgesellschaften  im  allgemeinen 
außerordentlich  hoch  sind.  2.  Jedes  Mitglied  einer  Loge  wirbt  unter  seinen  Be- 
kannten neue  Mitglieder  umsonst.  3.  Die  Prämien  und  Beiträge  können  ohne 
große  Ausgaben  eingezogen  werden.  ^) 


^)  Ft  'M)rt  of  Bureau  of  Labor  Statistics  of  Connecticut,  1891.  —  Aufsatz  von  E.  W.  Beinis, 
Universal  <      'opedia,  Vol.  IV,  8.  521. 

-;  Siaiistics  Fratemal  Societies,  1905,  Rocbester,  N.  Y. 

3)  Vgl.  hierzu  auch  Heft  Xlla  und  die  daselbst  angezogene  Literatur,  sowie  Heft  Va  S.  1 5. 
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Nationale  VereiniguDgen.  Diese  Brüderschaften  setzen  sich 
größtenteils  aus  zwei  Gruppen  nationaler  Vereinigungen  zusammen:  dem  „National 
Fraternal  Congress'^  und  den  „Associated  Fratemities  of  America'^  Zweck  dieser 
Vereinigungen  ist,  die  gemeinsamen  Interessen  der  Brüderschaften  zu  fördern,  die 
technischen  Versicherungsprobleme  zu  erörtern  und  auf  die  Gesetzgebung  der  ein- 
zelnen Staaten  Einfluß  auszuüben.  Die  katholischen  „Fraternal  Benefit  Societies" 
befolgen  dieselben  wirtschaftlichen  Grundsätze,  welche  schon  hervorgehoben  worden 
sind,  und  ihre  Statistik  ist  oben  iu  die  der  anderen  eingeschlossen.  Natürlicher- 
weise bestehen  die  Mitglieder  aus  Katholischgesinnten  und  viele  der  Priester 
arbeiten  mit  den  Brüderschaften.  Die  katholischen  „Benefit  Societies**  haben 
während  der  letzten  25  Jahre  schon  über  $  65  000  000  an  Sterbe-  und  Kranken- 
geldern ausbezahlt,  und  die  Mitglieder  zählen  heute  über  400  000. 

Bedenken  und  Einwände.  Die  „Fraternal  Benefit  Societies'^  in 
den  Vereinigten  Staaten  werden  von  Rechnungsbeamten  und  anderen  Fachleuten 
sehr  stark  kritisiert,  besonders  jene,  die  aus  den  Erfahrungen  und  Versuchen  der 
englischen  „Friendly  Societies**  keine  Lehre  entnehmen  wollen.  ^)  Die  Einwände 
lauten:  1  Die  Beitragsätze  der  älteren  Mitglieder  sind  denen  der  jüngeren  gegen- 
über verhältnismäßig  äu  niedrig,  und  daher  sind  die  jüngeren  Mitglieder  zu  schwer 
belastet  2.  Gewöhnlich  unterhalten  die  Brüderschaften  keine,  oder  nur  un- 
zureichende Reservefonds  und  das  Sterbegeld  muß  durch  das  Umlageverfahren  er- 
hoben werden.  3.  Infolge  dieser  Fehler  steigen  die  Umlagesätze  nach  und  nach 
in  die  Höhe,  die  jüngeren  Mitglieder  fallen  ab;  die  Lasten  werden  unerträglicli; 
die  Brüderschaft  wird  bankerott.  4.  Die  bejahrten  Mitglieder  können  gar  nicht 
oder  nur  gegen  sehr  hohe  Prämien  Lebensversicherungen  bekommen.  5.  Die  Ver- 
treter der  Privatversicherungsgesellschaften  behaupten,  daß  die  Gehälter  der  Be- 
amten so  niedrig  sind,  daß  tüchtige  und  sachkundige  Verwalter  sich  nicht  um  die 
Stellen  bewerben  wollen,  und  daß  die  Fonds  der  Brüderschaften  sehr  bald  ver- 
loren gehen  werden.  Auf  der  andern  Seite  wird  die  Bedeutung  der  Brüderschaften 
an  der  Hand  folgender  Punkte  hervorgehoben:  1.  Sie  beweisen  das  allgemeine 
und  wachsende  Interesse  der  gebildeten  Arbeiter  an  der  Frage  der  Arbeiter- 
Versicherung,  und  die  Brüderschaft  paßt  sich  den  Bedürfnissen  auch  der  ärmereu 
Arbeiter  an.  2.  Sie  haben  schon,  ungeachtet  ihrer  Mängel,  ungeheure  Summen 
an  Sterbe-  und  Krankengeldern  ausgezahlt.  3.  Sie  haben  bewiesen,  daß  es  eine 
vortreffliche  Verwaltung,  auch  bei  mäßigen  Gehältern  der  Beamten,  in  den  selb- 
ständigen Brüderschaften  geben  kann.  Natürlich  ist  die  Verwaltung  der  einzelnen 
Brüderschaften  nicht  überall  gleich  gut. 

Verbesserungsmittel.  Wie  kann  man  diese  „Fraternal  Benefit  Societies*' 
nutzbar  machen?  1.  Mit  Unfallversicherung  geben  sich  diese  Brüderschaften 
nicht  ab;  dieselbe  gehört  in  das  Gebiet  des  Untemehmerhaftpflieht-  oder  des 
Unfallentschädigungsgesetzes,  welches  die  Frage  der  Berufsgefahr  („risque  pro- 
fessionnel**)  regelt.*'*)  2.  Auf  dem  Gebiete  der  Krankenversicherung^)  haben  die 
örtlichen  Vereine  (Logen)  sehr  viel  geleistet.  Wie  oben  hervorgehoben,  haben 
schon  13  von  den  Brüderschaften,  welche  nur  Krankenversicherung  besorgen. 
seit  ihrer  Gründung  über  $  312  514193  ausgezahlt;  die  anderen  N'ereine  haben 
ihre  freien  Krankenkassen  und  unterstützen  die  Familien  der  Mitglieder  im  Krankheits- 
falle. Wahrscheinlich  könnten  diese  Brüderschaften  erweitert  und  einem  Zwangs- 
versicherungssystem einverleibt  werden.  3.  Mit  der  Alters-  und  Invalidenver- 
sicherung^) haben  einzelne  Brüderschaften  Versuche  gemjicht.  Die  Ergebnisse  sind 
noch  nicht  ganz  klar.  Die  ,,Fraternals"  sind  den  französischen  .,Mutualisteii" 
ähnlich,  und  in  Frankreich  behauptet  man,  daß  in  einem  Systeme  der  Altersver- 
sicherung die  Verwaltungsorganisation  der  ,,Mutualisten"  nutzbar  gemacht  werden 
könnte.*)     Vielleicht  werden  wir  hier  den   Anfangspunkt  für  staatliche   Tätigkeit 


1    Vgl.  Heft  V  S.  4,  35  und  Va  S.  15  ff. 

*)  Vgl.  Heft  XVI  S.  17  ff.   und  die  dort  angezogene  Literatur. 

»)  Vgl.  0.  M    0.  S.  Uff. 

*)  Vgl.  a.        O.  S.  23  ff. 

^)  Vgl.  Yu..  iV  S.  47  und  IVa  S.  45  ff. 
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auf  dem  Versicherungsgebiete  fluden,  sei  es  im  Wege  des  sogenannten  Subventions- 
systems oder  der  Zwangsversicherung.  ^) 

4.  Sterbegeld.  Hier  leisten  die  „Fraternals"  viel  mehr  als  in  den  anderen 
Versicherungszweigen.  Wie  in  den  statistischen  Ergebnissen  oben  hervorgehoben 
worden  ist,  sind  die  Verwaltungskosten  bei  den  „Fraternals*^  viel  niedriger  (8.4^/^,) 
als  bei  den  Privatgesellschaften,  wo  sie  sich  auf  30 — 40**/^^  der  Gesamteinnahme 
belaufen.  Diese  Tatsache  erweckt  die  Hofihung,  daß  in  naher  Zukunft  sich  die 
Arbeiter  durch  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Genossenschaften  eine 
befriedigendere  Lebensversicherung  werden  verschaffen  können. 

Staatliche  Regelung  der  „Fraternals".  Ohne  Zweifel  beweist  die  Er- 
fahrung, daß  die  Verwaltung  der  Brüderschaften  unter  staatliche  Aufsicht  und 
Regelung  gestellt  werden  muß.  »Gewöhnlich  besitzen  die  Mitglieder  keine  Fach- 
kenntnisse im  Versicherungswesen,  und  die  Beamten  selbst  sind  nicht  immer  Sach- 
verständige. Auch  macht  sich  etwas  Sentimentalität  und  Schwärmerei  geltend, 
Gefühle,  welche  mit  nüchterner  und  kaltblütiger  Geschäftsführung  in  Widerspruch 
stehen.  Ueberall  gibt  man  zu,  daß  alle  anderen  Versicherungsgesellschaften,  wie 
auch  die  Banken,  den  auf  Grund  wissenschaftlicher  Erfahrung  erlassenen  Vorschriften 
der  Regierung  unterworfen  werden  müssen;  die  „Fratemals"  behaupten  nur  zu  oft, 
daß  sie  den  natürlichen,  ökonomischen  Kräften  und  Gesetzen  erfolgreich  widerstehen 
können,  und  daß  die  Sterblichkeitstabellen  nur  für  die  Reichen  da  seien.  Nicht 
selten  haben  die  staatlichen  Versicherungsinspektoren  das  Publikum  und  die  gesetz- 
gebenden Versammlungen  auf  diesen  Punkt  aufmerksam  gemacht  und  Schutzmaß- 
regeln vorgeschlagen.  Es  besteht  stets  Streit  zwischen  den  staatlichen  Versicherungs- 
inspektoren und  einzelnen  Führern  der  Brüderschaften.  Die  Vertreter  der 
„Fraternals"  behaupten,  daß  die  Staatsbeamten  den  Brüderschaften  feindlich  gesinnt 
seien  und  ihnen,  vielleicht  im  Interesse  der  Privatversicherungsgesellschaften,  ent- 
gegenwirken. Die  Staatsbeamten  wieder  behaupten,  daß  sie  nur  eine  wissenschaft- 
liche und  gesunde  Grundlage  für  die  Lebensversicherung  der  Mitglieder  erstreben.^) 
Z.B.:  Ein  Bericht  des  Oberinspektors  der  Versicherungskommission  von  Massachusetts 
sagt:  „Die  brüderschaftliche  Versicherung  wird  fortbestehen.  Ihre  Verwalter  sollten 
sie  auf  einer  Grundlage  aufbauen,  welche  ausschließlich  nützliche  Ergebnisse  ge- 
währleistet." Er  findet  die  Ursache  des  Ruins  und  des  Verschwindens  mancher 
Brüderschaften  in  dem  Umstand,  daß  sie  sich  weigern,  die  Umlage  nach  den  ver- 
schiedenen Alters-  und  Gefahrenklassen  so  zu  teilen,  daß  die  Leistungen  die  An- 
sprüche und  Hoflnungen  der  Mitglieder  befriedigen  können.  Er  fordert  in  bezug 
auf  die  ,,Fratemals"  in  jedem  Staate  eine  gleichförmige  Gesetzgebung,  welche  mit 
den  Anforderungen  der  modernen  Versicherungswissenschaft  übereinstinmien  soll 
(49.  Annual  Report,  Massachusetts  Insurance  Commissioner,  1904,  Part  II,  S.  XX.). 

Daß  eine  gesetzliche  Regelung  notwendig  ist,  um  die  „Fraternals"  vor 
völligem  Zusammenbruch  zu  retten,  wird  jetzt  von  allen  sachkundigen  Führern 
der  Brüderschaften  anerkannt.  Von  114  Brüderschaften  haben  nur  19  die 
Prämientarife  des  „National  Fratemal  Congress"  angenommen,  und  keine  von 
diesen  19  Gesellschaften  hat  Beiträge  verlangt,  welche  hoch  genug  festgesetzt 
sind,  um  die  Verwaltungskosten  völlig  decken  und  alle  Ansprüche  befriedigen  zu 
können.  Ein  dem  „National  Fratemal  Congress"  im  Augusi  1906  erstatteter  Be- 
richt hat  die  Tatsache  klargelegt,  daß  während  des  Jahres  1905,  bei  einer  Mit- 
gliederzahl von  3  634467,  die  Gesamtzahl  nur  um  58  344  zugenommen  hat.  18 
der  bedeutendsten  Brüderschaften  haben  während  des  Jahres  1905  nur 
96  877  neue  Mitglieder  zu  verzeichnen  gehabt,  dagegen  106  373  verloren.  Der 
Anwalt  und  geschäftliche  Berater  einer  der  größten  Brüderschaften  hat  in  der 
neuesten  Zeit  staatliche  Kontrolle  aller  dieser  Brüderschaften  befürwortet.  „Ich 
behaupte,  daß  es  gefährlich  ist,  die  ,Fratemals  Beneficiary  Societies*  in  betreflF  der 
Prämiensätze  länger  ohne  staatliche  Aufsicht  zu  lassen.  Ich  denke  wohl,  daß  die 
Beamten  und  Verwalter  der  ,Fratemal  Societies*  die  dringende  Notwendigkeit 
baldiger  Hilfe,  und  zwar  gesetzlicher  Hilfe  anerkennen.  Beinahe  unmöglich  ist  es 
für    eine    kleine    Minderheit    der   Gesellschaften,    zuverlässige   Prämiensätze    an- 

1)  Vgl.  Heft  XVI  S.  24. 

2)  Vgl.  dazu  Heft  V  S.  4,  35,  Va   S.  15,  XVI  14,  23  ff. 
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zaDekmen  and  einzoführeD,  wenn  die  anderen  sich  weigern,  ihnen  zu  folgen.  Es 
gibt  eine  so  große  Anzahl  von  Gesellschaften,  welche  die  Notwendigkeit  zu- 
verlässiger Prämiensätze  nicht  verstehen  können,  daß  der  Tag  unabsehbar  fern  ist, 
an  dem  alle  sich  auf  eine  feste  Grundlage  werden  stellen  wollen.  Um  den  Be- 
dürfnissen und  den  Ansprüchen  der  Mitglieder  gerecht  zu  werden,  müssen  die 
Gesetegeber  die  Art  und  Weise  der  Verträge  und  der  Leistungen  klarer  als  bis- 
her bestimmen.  Eis  ist  für  die  Dauer  und  den  Erfolg  der  Brüderschaften  dringend 
nötig,  daß  sie  gezwungen  werden,  nicht  nur  zuverlässige  Keservefonds  zu  sammeln,^ 
um  die  gewöhnlichen  Lebensversicherungsansprüche  zu  befriedigen,  sondern  auch, 
daß  sie  die  Reservefonds  nicht  länger  ganz  zugunsten  der  beständigen  Mitglieder 
verwenden,  daß  vielmehr  alle  diejenigen,  die  zum  Keservefonds  beigesteuert  haben, 
auch  ein  Anrecht  daran  behalten.  Ich  gebe  zu,  daß  das  eine  neue  Richtung  in 
dem  Leben  der  Brüderschaften  ist."  Am  4.  Oktober  1906  hat  die  „National  Con- 
vention" der  staatlichen  Versicherungsbeamten  folgende  Vorschläge  angenommen: 
,J)ie  (Jesetze,  welche  die  ,Fratemal  Societies*  regeln,  sollten  verlangen,  daß,  wenn 
die  Mitglieder  vertragsmäßig  die  gewöhnlichen  Prämiensätze  der  Lebens- 
versicherungsgesellschaften erwarten,  die  Sätze  in  Gemäßheit  der  sogenannten  American 
Experience-Sterblichkeitstabelle  (s.  unten)  mit  einem  Zinsfuß  von  4^/^  festgestellt 
werden  sollten.  Die  Mitglieder  würden  nicht  tiberlastet  werden,  weil  ihnen  nach 
jährlicher  Abrechnung  der  Saldo   zurückgezahlt  würde,   und   sie   auf   diese  Weise 
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iiür  die  wirklichen  Kosten  ihrer  Versicherung  bezahlen  und  zugleich  die  Solidität 
und  den  Fortbestand  der  Gesellschaft  sichern  würden.  Wir  empfehlen  dringend, 
daß  Gesetze  erlassen  werden,  welche  die  folgenden  Bestimmungen  enthalten: 
1.  Keine  Gesellschaft  soll  in  irgendeinem  Staate  nach  dem  1.  Juli  1907  or- 
ganisiert oder  zugelassen  werden,  welche  nicht  proportionierte  Prämien  nach 
dem  obenerwähnten  Maßstabe  einzieht.  2.  Alle  Gesellschaften  sollen  in  jedem 
Staate  von  allen  neuen,  nach  dem  1.  Januar  1907  erworbenen  Mitgliedern  pro- 
portionierte Prämien  einziehen.  3.  Mitglieder,  welche  unzureichende  Prämien  be- 
zahlen, sollten  in  einer  besonderen  Klasse  eingetragen  werden;  es  soll  ihnen  je- 
doch erlaubt  werden,  innerhalb  zweier  Jahre  ohne  Gebühren  oder  ärztliche  Unter- 
suchung in  die  regelrechte  Prämienklasse  überzutreten.  Die  Fonds  der  beiden 
Klassen  sollten  getrennt  verwaltet  werden."  ^) 


Bergarbeiter  in  den  Anthrazitkohlenbergwerken  im  Staate 
Pcnnsylvanien.  —  Sehr  interessant  und  lehrreich  sind  Roberts'  Be- 
sehreibungen *^  von  den  Versicherungseinrichtungen  der  Bergarbeiter  in  den  öst- 
lichen Teilen  des  Staates  Pennsylvanien.  Hier  findet  man  Einwanderer  aus  allen 
Gegenden  Europas.  Roberts  sagt,  daß  in  den  Städten  einige  Brüderschaften  be- 
stehen, deren  Zweck  ist,  die  Geselligkeit  zu  pflegen.  Die  Mitglieder  gehören 
meistenteils  wohlhabenden  Kaufmannskhissen  und  den  gelehrten  Ständen  an;  da- 
hingegen verfolgen  die  Brüderschaften  der  Bergleute  den  praktischen  Zweck,  ihren 
Familien  Krankenversicherung  und  Sterbegeld  zu  gewähren.  Diese  Arbeiter 
sind  zu  arm,  ihre  Löhne  auf  rein  gesellige  Vereine  zu  verwenden.  Sie  wünschen 
vielmehr  anständige  Bestattung  vorzubereiten  und  zahlen  die  Beiträge  regelmäßig 
ein,  um  des  Sterbegeldes  sicher  zu  sein.  Um  eine  weitere  Voraussorge  bekümmert 
sich  der  Durchschnittsarbeiter  nicht.  Ein  auf  diesem  Gebiete  erfahrener  Ver- 
sicherungsagent behauptet,  daß  75%  der  Arbeiter  Versicherungsprämien  bezahlen, 
25*^,y  Krankenversicherung  und  50%  Lebensversicherungspolicen,  welche  $  100 
bis  HOC  Sterbegeld  gewähren.  Alle  diese  Brüderschaften  beruhen  auf  religiöser 
Grundlage;  die  katholischen  Brüderschaften  stehen  immer  in  enger  Verbindung  mit 
der  Kirche  und  unter  der  Leitung  des  Priesters.  Die  slawischen  Arbeiter  haben 
viele  Brüderschaften,  welche  die  Namen  eines  Helden  oder  eines  Heiligen  tragen. 
Gewöhnlich  gewähren  diese  Vereine  Kranken  Unterstützung  und  Bestattung  s- 
geld.  Die  irischen  und  slavischen  Hflfskassen  haben  auch  Mitglieder  weiblichen 
Geschlechts,  und  unter  den  protestantischen  (evangelischen)  existieren  Hilfs- 
abteilungen, z.  B.  „Daughters  of  Rebecca",  „Daughters  of  Pocahontas"  usw.,  für  die 
Frauen.  Die  katholischen  Brüderschaften  sind  nicht  so  zahlreich  und  zersplittert 
wie  es  bei  den  Protestantischen  der  Fall  ist,  und  deshalb  ist  die  örtliche  Hilfs- 
kasse der  Katholiken  die  stärkere.  Der  Individualismus  zeigt  sich  in  den  Brüder- 
schaften wie  in  den  lutherischen  Kirchen,  und  dies  legt  eine  schwere  Bürde  auf 
die  Arbeiter.  Die  finanzielle  Verwaltung  dieser  Brüderschaften  liegt  in  den  Händen 
der  Arbeiter  selbst,  und  ungeheure  Summen  werden  jährlich  von  diesen  verwaltet. 
Die  Tatsache,  daß  Unterschlagungen  sehr  selten  sind,  spricht  für  die  RechtschaflFen- 
heit  dieser  Männer.  Es  ist  unmöglich,  die  jährlichen  Leistungen  der  Brüder- 
schaften statistisch  festzustellen.  Im  Gebiete  von  Olyphant  (780Ö  Einwohner)  hat 
man  die  monatlichen  Zahlungen  der  Logen  auf  ungefähr  $  1886  berechnet.  Die 
monatlichen  Beiträge  sehwanken  zwischen  25  und  60  Cents.  Im  Falle  des  Todes 
eines  Mitglieds  wird  eine  Umlage  von  $  1  für  Sterbegeld  erhoben.  In  den  Städten 
des  Anthracitkohlengebiets  blühen  die  Brüderschaften,  sie  erhalten  jährlich  über 
$  1  250  000.  Die  wöchentlichen  Leistungen  schwanken  zwischen  $  4  bis  zu  6 
und  der  Bezug  der  Unterstützung  endet  mit  dem  dritten  oder  längstens  sechsten 
Monat.  Nach  dem  Ablaufe  des  ersten  Zeitraums  wird  die  Leistung  bis  auf  die 
Hälfte  herabgesetzt  und  wird  noch  drei  bis  sechs  Monate  lang  bezahlt.  Länger 
dauern    die  Verbindlichkeiten    der  Hilfskassen   nicht,   und  dann  muß  der  verarmte 

0  Was  verlangt  die  Zukunft  für  die  Fratemal  Societies,  Vortrag  vor  der  National  Con- 
vention der  staatlichen  Versicherungsbeamten,  (Oktober  1906,  von  C.  S.  Hardy. 
^  P.  Roberts,  Anthracite  Goal  Communities,  S.  259  if. 
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Arbeiter  der  Armenpflege  anheimfallen.  Im  Falle  des  Todes  bekommen  die  An- 
gehörigen des  Mitglieds  $  50  bis  $  125  Sterbegeld;  der  Mann  erhält  im  Falle  des 
Todes  seiner  Frau  die  Hälfte  als  Bestattungsgeld.  Roberts  sieht  in  diesen  selbst- 
verwaltenden Logen  bedeutende  Vorteile.  „Den  Arbeitern  bereiten  sie  eine  Freude 
in  der  Loge,  indem  sie  selbst  die  Sache  verwalten.  Die  Geschäftsversammlungen 
veranlassen  Erörterungen  und  Debatten,  und  dabei  wird  mit  der  Zeit  die  Lebens- 
cirt  verfeinert  und  die  geistige  Ausbildung  gefördert.  Unabhängigkeitsgefühl, 
Selbstvertrauen  und  Voraussicht  sind  die  Eigenschaften,  welche  die  soziale 
Lage  der  Menschen  heben,  und  in  keinem  Wirkungskreise  lernen  die  Arbeiter 
diese  Eigenschaften  besser  kennen  als  in  diesen  Brüderschaften."  Und  doch  gibt 
es  Lücken  und  Mängel  in  diesen  Einrichtungen.  Die  große  Zahl  der  Logen,  welche 
von  den  Arbeitern  unterhalten  werden,  bewirkt  eine  Verschwendung  der  Kräfte 
und  des  Geldes  der  arbeitenden  Klassen.  Der  Zweck  der  Vereine  würde  zweifels- 
ohne durch  Zusammenschließen  und  Zusammenwirken  der  Logen  in  größerem  Maß- 
stabe gefördert  werden.  Auf  diese  Weise  würde  sich  das  Risiko  des  Einzelnen 
und  des  Ortes  auf  viele  verteilen  und  das  Versicherungssystem  wäre  auf  eine 
breitere  Grundlage  gestellt.  Gewöhnlich  findet  man  in  den  Statuten  der  Vereine 
und  Logen  eine  dem  früheren  deutschen  Gesetz  ähnliche  Bestimmung  (Kranken- 
versicherungsgesetz vom  15.  Juni  1883/10.  April  1892  §  6a  ZiflFer  2):  „Ver- 
sicherten, w^elche  sich  eine  Krankheit  vorsätzlich  oder  durch  schuldhafte  Beteiligung 
bei  Schlägereien  oder  Raufhändeln,  durch  Trunkfälligkeit  oder  geschlechtliche  Aus- 
schweifungen zugezogen  haben,  ist  für  diese  Krankheit  das  Krankengeld  gar  nicht 
oder  nur  teilweise  zu  gewähren.*^  Gegen  Verstellung  (Simulation)  schützt  sich  der 
Verein  mittels  ärztlicher  Untersuchung  oder  mittels  des  Besuchs  eines  zu  diesem 
Zwecke  ernannten  Beauftragten.  Wenn  ein  träger  Arbeiter  sich  in  zwei  oder  drei 
Brüderschaften  versichert  hat  und  das  Krankengeld  höher  als  sein  Lohn  ist, 
wird  er  der  Versuchung  ausgesetzt,  sich  krank  zu  stellen,  um  die  höhere 
Unterstützung  zu  bekommen.  Einige  der  Brüderschaften  vermeiden  diese  Gefahr, 
indem  sie  sich  weigern,  einem  Mitgliede  mehr  Krankengeld  zu  gewähren  als  er 
durch  seine  Beschäftigung  erwerben  kann,  und  schützen  sich  mittels  einer  Ver- 
ständigung untereinander. 

Hilfskassen  der  Neger.  Wenn  wir  uns  die  Millionen  dieser  „Brüder  in 
Ebenholz"  vorsteilen,  welche  der  Versicherung  bedürfen  und  ohne  rechtliche 
Organisation  und  Schutz  leben,  können  wir  die  Tragweite  der  Argumente  zugunsten 
einer  nationalen  Bewegung  behufs  Zwangsarbeiterversicherung  ermessen.  Für  die 
Neger  selbst  wären  staatlicher  Zwang  und  staatliche  Anleitung  eine  Schule  der 
Sparsamkeit.  Tatsächlich  bleiben  tausende  der  ärmeren  Arbeiter  im  Falle  der 
Erwerbsunfähigkeit  ohne  Unterstützung  und  fallen  dann  der  Armenpflege  zur  Last 
Z.  B.:  heißt  es  in  einem  Briefe  aus  Nashville,  Tennessee  (von  Fräulein  Mary  Woods), 
Juli  1906:  „Unter  den  Negern  existieren  viele  Brüderschaften.  ,The  Ladies  of  Queen 
Esther's  Court^  tragen  an  Festtagen  purpurne  Hüte  und  ihre  Königin  eine  Krone. 
Bei  der  Bestattung  eines  Mitgliedes  haben  sie  Feierlichkeiten,  welche  Kinderspielen 
ähnlich  sind.  Alle  die  Brüderschaften  leisten  Kranken-  und  Bestattungsgeld.  In 
leteter  Zeit  habe  ich  von  flüchtigen  Schatzmeistern  nicht  gehört;  früher  aber  kam 
Unterschleif  sehr  häufig  vor,  und  noch  heute  gibt  es  meines  Erachtens  nicht  selten 
Betrügereien.  Die  armen  Neger  sind  unwissend  und  fallen  leicht  dem  Betrüge 
zum  Opfer.  Ein  Bauernfänger  ist  Prediger,  Leichenbesorger  und  Eigentümer  einer 
Leichenhalle  und  eines  Kirchhofs.  Seine  Feinde  behaupten,  daß  er  mit  den  Aerzten 
und  Krankenhäusern  im  Bunde  steht." 


Das  Haftpflichtgesetz. 

Das  Thema  dieser  Erörterung  bilden  die  Haftpflichtgesetze  der  einzelnen  Staaten. 
Die  einzige  Möglichkeit,  einem  durch  Betriebsunfall  verletzten  Arbeiter  in  der  Union 
gesetzliche  Unterstützung  zuteil  werden  zu  lassen,  geschieht  durch  die  öffentliche 
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Armenpflege  und  das  Haftpflichtgesetz.  Die  erste  Art  der  Fürsorge  ist  nicht 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  ein  Recht,  welches  vor  Gericht  durchgeführt 
werden  kann;  und  der  Regel  nach  ist  sie  unzureichend,  erniedrigend  und  von  allen 
fleißigen  und  ehrbaren  Arbeitern  verabscheut.  Die  zweite  Art  sozialer  Fürsorge 
soll  hier  kurz  behandelt  werden,  obschon  die  Geschichte  nur  eine  Wiederholung 
der  europäischen  Erfahrungen  ist,  und  unsere  Gesetzesbestimmungen  schlechter  als 
die  aller  anderen  großen  Nationen  sind,  weil  in  der  Union  die  Traditionen  des 
Individualismus  und  des  privaten  Rechtes  am  tiefsten  eingewurzelt  sind.^) 

Das  Komitee  von  Massachusetts  hat  die  Grundsätze  des  „common  law" 
klargelegt  und  zusammengefaßt.  Das  „common  law"  ist  das  Fundament  aller 
Gesetzgebung  und  Regelung  in  allen  Staaten  der  Union.  Dem  gemeinen  Gesetz 
gemäß  hat  der  Arbeiter  seinem  Arbeitgeber  gegenüber  ein  Recht  auf  Entschädigung 
nur  in  beschränktem  Maß:  1.  Im  Augenblick,  wo  der  Arbeiter  seine  Kräfte  dem 
Arbeitgeber  verdingt,  kennt  er  das  in  der  Beschäftigung  liegende  Risiko  und  über- 
nimmt die  Verantwortung  dafür,  vorausgesetzt,  daß  er  ein  Mensch  von  gewöhnlichem 
Verstände  ist.  Dies  gilt  nur  für  die  alltäglichen  Gefahren  des  Betriebes  und  nicht 
für  die  außerordentlichen  Gefahren,  welche  zwar  der  Arbeitgeber  kennt  oder 
kennen  sollte,  der  Arbeiter  jedoch  nicht  kennt.  Wenn  außerordentliche  Gefahren 
vorliegen,  ist  es  Pflicht  des  Arbeitgebers,  den  Arbeiter  darauf  aufmerksam  zu 
machen.  2.  Der  Arbeiter  hat  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung  gegen  den 
Arbeitgeber  wegen  einer  Verletzung,  die  durch  die  Fahrlässigkeit  eines  zuständigen 
Mitarbeiters  verursacht  worden  ist.  3.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  für  sichere 
Maschinen,  Gebäude,  Aufzüge,  Wege  und  Zugänge  Sorge  zu  tragen ;  nicht  verpflichtet 
ist  er,  für  solche  zu  sorgen,  die  absolut  sicher  sind,  jedoch  für  solche,  wie  sie  ge- 
wöhnlich in  modernen,  gut  ausgestatteten  Etablissements  gebräuchlich  sind.  4.  Der 
Arbeiter  kann  von  dem  Arbeitgeber  keine  Entschädigung  verlangen,  wenn  er  durch 
ihm  vorherbekannte  Mängel  der  Maschinen  usw.  verletzt  wird.  Desungeachtet 
kann  er  in  bestimmten  Fällen  Ersatz  beanspruchen,  wenn  der  Arbeiter  selbst 
wiederholt  den  Arbeitgeber  ersucht  hat,  die  Mängel  ausbessern  zu  lassen,  und 
dieser  dem  Ansuchen  nicht  nachgekommen  ist.  5.  Der  Arbeitgeber  ist  verantwortlich 
ftlr  jede  von  einem  unfähigen,  betrunkenen  oder  waghalsigen  Mitarbeiter  verursachte 
Verletzung,  wenn  er  um  dessen  Unfähigkeit  usw.  wußte  oder  hätte  wissen  können. 
6.  Um  Entschädigung  zu  bekommen,  muß  der  verletzte  Arbeiter  den  Beweis  liefern, 
daß  er  selbst  achtsam  gewesen  ist,  bzw.  daß  er  den  Unfall  nicht  mitverschuldet 
hat  („contributory  negligence'O.  7.  Unwahrscheinlich  ist  es,  daß  ein  Arbeiter  im 
Staate  Massachusetts  Entschädigung  bekommen  könnte  für  eine  Verletzung,  die  er 
sich,  aus  Furcht  vor  Entlassung,  bei  der  Ausführung  einer  mit  außerordentlichen 
Gefahren  verbundenen  Arbeit  zugezogen  hat,  nachdem  diese  Arbeit  ihm  vom  Arbeit- 
geber aufgetragen  war.  8.  Der  Arbeitgeber  ist  gesetzlich  verpflichtet,  den  in  eine 
gefährliche  Beschäftigung  eintretenden  Arbeiter  betreffis  der  außerordentlichen  Ge- 
fahren aufzuklären,  wenn  er  selbst  diese  Gefahren  kennt  und  der  Arbeiter  sie 
nicht  kennt.  Wenn  der  Arbeiter  jung,  unerfahren  oder  minder  begabt  ist,,  so  ist 
der  Arbeitgeber  verpflichtet,  ihn  um  so  sorgfältiger  darauf  aufmerksam  zu  machen. 
9.  Nach  dem  gemeinen  Recht  können  die  gesetzlichen  Vertreter  der  Hinterbliebenen 
eines  durch  Fahrlässigkeit  des  Arbeitgebers  getöteten  Arbeiters  einen  Anspruch  auf 
Entschädigung  nicht  erheben,  falls  der  Arbeiter  sogleich  verstorben  ist.     Diese  Be- 

*)  Literatur:  F.  J.  Stimson,  Handbook  to  the  Labor  Law,  1895,  S.  161.  Report  of 
Committee  on  Kelations  between  Employer  and  Employee,  Massachusetts,  1904.  The  10 th 
Special  Report  of  the  Commissioner  of  Labor  of  the  United  States,  1904,  Labor  Laws;  nebst 
den  Bulletins  des  Department  of  Labor.  S.  D.  Fessenden,  Employers'  Liability  in  the  United 
States,  Bulletin  of  Department  of  Labor.  No.  31,  Nov.  1900.  C.  B.  Labatt,  Commentaries  on 
the  Law  of  Master  and  Servant,  1904.  W.  G.  Clay,  Abstract  of  the  Law  of  Employer's  Liability 
and  Insurance  against  Accidents;  Journal  of  the  Society  of  Comparative  Legislation,  1897,  VoL  2. 
Adams  and  Sumner,  Labor  Problems,  S.  478ff.  New  York  Labor  Statistics,  Annual  Keport 
1899,  Vol.  17,  S.  555—1162.  C.  Reno,  Law  of  the  Employer's  Liability  Acts,  2d  ei,  1903. 
U.  S.  Industrial  Commission:  Vol.  5,  S.  76—87,  S.  970—1135;  Vol.  19,  S.  932—939.  Senate 
Committee  on  Interstate  Commerce,  May  23, '1905,  S.  108.  Bailey,  W.  F.,  Personal 
Lijuries  pertaining  to  Master  and  Servant.  On  Torts,  —  Cooley,  Bigelow,  Jagqard,  Pollock 
Bishop.  Kinkhead.  —  Vgl.  ferner  die  im  Heft  XVI  S.  17  ff.  angezogene  Literatur,  sowie  Heft  I» 
S.  23,  IVa  14,  Va  59,  VI»  3,  VII*  15,  VIII«  13,  XII»  35  ff. 
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Stimmung  ist  in  Massachusetts  und  in  andern  Staaten  durch  Landesgesetz  abge- 
ändert. Das  gemeine  Recht  wird  durch  neuere,  von  den  gesetzgebenden  Versamm- 
lungen erlassene  Statuten  (Landesgesetze  der  Einzelstaaten)  und  durch  gerichtliche 
Entscheidungen  oft  abgeändert.  Gewöhnlich  behauptet  man  in  den  Staaten  der 
Union,  daß  in  Fällen,  wo  der  Arbeitgeber  durch  Bauart  und  Aufstellung  der 
MascWnerie  usw.  die  Gefahr  vermindern  oder  abwenden  könnte,  der  Arbeiter  das 
Risiko  nicht  zu  tragen  hat.  Einige  Staaten  haben  allgemeine  Gesetze  erlassen, 
welche  die  Rechte  der  verletzten  Arbeiter  genau  feststellen;  grundsätzlich  jedoch 
folgen  diese  Gesetze  dem  alten  englischen  gemeinen  Rechte.^) 

Haftung  der  Mitarbeiter.  Im  Jahre  1862  beschloß  das  höchste  Gericht 
im  Staate  New  York  (Wright  vs.  N.  Y.  C.  R.  Co.,  1862,  25  N.  Y.)  folgendes: 
j^beitnehmer  sind  als  ,Mitarbeiter'  zu  betrachten  in  dem  Sinne,  daß  der  Arbeit- 
geber für  ihre  Verletzungen  nicht  verantwortlich  ist,  wenn  diese  Verletzungen 
durch  die  Fahrlässigkeit  eines  in  demselben  Betriebe  beschäftigten  Mitarbeiters 
herbeigeführt  worden  sind.  (Vgl.  Hard  vs.  V.  und  C.  R.  Co.,  1860,  32  ver.  473  — 
C.  und  A.  R.  Co.  vs.  Swan,  1898,  176,  111.  424.  —  Mac  Carthy  vs.  Whitcomb, 
1901,  110  Wis.  113.  —  C.  und  M.  und  St.  Paul  R.  Co.  vs.  Roß,  1884,  112  U.  S.  377.) 
Diese  sog.  „Dienstgenossenlehre"  (common  employment)  ist  erst  neueren  Ursprungs. 
Etwa  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hat  das  gemeine  Recht  diesen  Grundsatz  nicht 
in  sich  aufgenommen.  Nach  dem  Jahre  1837  wurde  in  England^)  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Regel  anerkannt,  daß  der  Arbeitgeber  von  der  Haftpflicht  frei 
ist,  wenn  der  Schaden  durch  die  Fahrlässigkeit  eines  Mitarbeiters  erfolgt.  (M.  A. 
Schafl&ier,  Railroad  Coemployment.  —  Pollock,  Law  of  Torts,  7  ed.,  S.  96.  —  Field, 
U.  S.  Supreme  Court,  112,  ü.  S.  3867.)  In  England  wurde  diese  Lehre  durch 
das  Entschädigungsgesetz  von  1897/1900  abgeschaift^  und  auf  dem  Festlande 
Europas  durch  Arbeiterversicherung  ersetzt.*)  Die  Gerichte  in  den  Vereinigten 
Staaten  trachten  neuerdings  diese  grausame  Lehre  zu  mildern,  hauptsächlich  in 
Fällen,  wo  der  Mitarbeiter  wirklich  ein  Vertreter  des  Arbeitgebers  ist.  (Justice 
Field,  C.  M.  and  St.  P.  Co.,  vs.  Roß,  1884.  —  U.  S.  Supreme  Court,  112  U.  S. 
377.  —  Parker  vs.  Hannibal  and  J.  R.  Co.,  1891,  109  Mo.  362.) 

Befreiung  von  der  Haftpflicht  durch  Vertrag.*)  Früher  haben  ein- 
zelne Arbeitgeber  versucht,  ihrer  Verantwortlichkeit  dem  gemeinen  Recht  gemäß 
durch  Vertrag  mit  den  Arbeitern  ledig  zu  werden.  Die  Gesetze  einiger  Staaten 
und  die  Entscheidungen  der  höchsten  Gerichte  haben  Verträge  dieser  Art  für  un- 
gültig erklärt.  (Ohio,  1890,  S.  149,  —  nur  bei  Eisenbahngesellschaften;  Indiana, 
7083;  Texas,  1891,  24;  Wyoming,  Const.  10.4;  1898,  28;  Florida,  2346;  Colorado, 
Const.  15,15;  Montana,  Const.  15,16;  Pennsylvania,  Code,  923;  Wyoming,  Const. 
Art.  19,  Labor  Contracts.) 

Beurteilung  des  Haftpflichtgesetzes.  Das  Haftpflichtgesetz  ist  weder 
für  die  Arbeitgeber  noch  für  die  Arbeiter  befriedigend.  Im  Gegenteil  ist  es  eine 
Quelle  von  Störungen  und  Feindseligkeiten.  Auf  der  einen  Seite  beklagen  sich 
die  Unternehmer  und  Vertreter  der  Gesellschaften,  daß  die  Geschworenengerichte 
unbillige  Entscheidungen  fällen;  daß  die  neuen  Gesetze  die  Arbeiter  zu  begünstigen 
trachten;  und  daß  die  von  Rechtsanwälten  angetriebenen  Verletzten  häufiger  als 
früher  gerichtliche  Prozesse  anstrengen.  Die  Arbeiter  andererseits  behaupten,  daß 
in  den  Gerichten  die  Prozesse  endlos  in  die  Länge  gezogen  werden;  daß  sie,  die 
Arbeiter,  die  mitleidslosen  privaten  Haftpflichtversicherungsgesellschaften,  anstatt 
ihre  Arbeitgeher,  zu  bekämpfen  haben.  Alles  dies  verbittert  die  gegenseitigen  Be- 
ziehungen. 

Haftpflichtversicherungsgesellschaften.  Ein  natürliches  und  doch  un- 
geheuerliches Erzeugnis  des  Haftpflichtgesetzes  ist  die  Erscheinung  der  zahlreichen 
privaten  Haftpflichtversicherungsgesellschaften, — Körperschaften,  welche  durch  Verträge 


1)  Zitate  der  Gesetze:  Mass.,  1894,  499;  Col.,  1893,  77;  Ind.,  7083 j  Ala.,  2590;  Cal., 
1969—1971;  Mont.,  Civ.  Code,  2660—2  und  905;  Iowa,  1307;  Kan.,  1251;  Georgia  3036;  Flor., 
2346;  Minn.,  1887,  13. 

*)  Vgl.  über  diese  Theorie  des  „common  employmeut"  Heft  V  S.  16  und  Va  S.  60  ff. 

»)  Vgl.  Heft  XVI  S.  17  ff. 

*)  Vgl.  Heft  V  S.  19,  Va  S.  16. 
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mit  den  Unternehmern  und  gegen  sehr  hohe  Prämien  die  gesetzliche  Verantwortlichkeit 
für  die  Folgen  der  Betriebsunfälle  auf  sich  nehmen.  Die  Unternehmer  verteidigen 
sich  in  folgender  Weise:  unter  dem  heutigen  Haftpflichtgesetz  sind  sie  den  größten 
finanziellen  Verlusten  ausgesetzt.  Die  von  den  Geschworenengerichten  ge- 
gebenen Entscheidungen  gewähren  den  Arbeitern  so  hohe  Entschädigungssummen, 
daß  nicht  selten  die  Bezsdilung  eine  lähmende  Schuld  bedeutet  und  auch  finanziellen 
Untergang  bewirken  muß.  Dazu  kommt  die  Tatsache,  daß  die  Rechtsanwälte  sich 
in  die  Sache  einmischen  und  die  Arbeiter  dazu  aufhetzen,  die  Arbeitgeber  gericht- 
lich zu  belangen.  Um  sich  selbst  gegen  diese  Uebel  zu  verteidigen,  müssen  die 
Unternehmer  diese  Verträge  schließen.  Die  Ausdehnung  und  Kosten  dieser  Ein- 
richtung kann  man  mit  folgenden  ZiflFem  veranschaulichen.  In  den  fünf  Jahren 
1894 — 1898  erhielten  zehn  dieser  Gesellschaften  von  den  Unternehmern  als  Prä- 
mien $  19  401511,  und  sie  bezahlten  an  die  verletzten  Arbeiter  und  ihre  Hinter- 
bliebenen $  9  382  689;  das  bedeutet,  daß  die  Entschädigungen  weniger  als  die 
Hälfte  der  Prämien  betrugen.  (Industrial  Commission  Report,  Vol.  7,  S.  78.)  Im 
Staate  Illinois  haben  im  Jahre  1904  15  dieser  Körperschaften  $  1825  467.51  als 
Prämien  eingezogen  und  nur  $  876  940.95  als  Entschädigungen  ausbezahlt.  ^) 

Eine  Wirkung  des  Haftpflichtgesetzes  ist,  daß  einzelne  Arbeitgeber  während 
der  Zeit  der  durch  Unfall  veranlaßten  Arbeitsunfähigkeit  die  Löhne  ganz  oder  teil- 
weise fortbezahlen  oder  die  Kosten  der  ärztlichen  Behandlung  zu  Hause  oder  im 
Krankenhause  übernehmen.  Z.  B.:  Im  Staate  Michigan  hat  während  des  Jahres 
1905  der  Direktor  des  Bureaus  der  industriellen  Statistik  einen  Bericht  über  400 
Unfälle  in  Werkstätten  des  Staates  erstattet.  Im  Durchschnitt  betrugen  die  Tage 
der  Arbeitsunfähigkeit  33.  Von  348  verletzten  Arbeitern  erhielten  172  ihre  Löhne 
während  der  Zeit  der  Arbeitsunfähigkeit.  (23  d  Annual  Report  of  the  Labor  and 
Industrial  Statistics  of  Michigan,  1906.)  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  ist  nur 
teilweise  das  Humanitätsgefühl;  weit  mehr  ist  sie  die  Furcht  vor  dem  Haftpflicht- 
gesetz und  dem  daraus  entspringenden  Prozeß.  Die  Rechtsanwälte  der  Arbeitgeber 
suchen  beizeiten  den  verletzten  Arbeiter  im  Krankenzimmer  auf  und  verlangen  von 
ihm  einen  Verzicht  auf  alle  ihm  gesetzlich  zustehenden  Entschädigungsansprüche. 
Ferner  haben  die  Arbeitgeber  durch  die  Erfahrung  gelernt,  daß  eine  frühe  ärzt- 
liche Behandlung  die  Zeit  der  Arbeitsunfähigkeit  abkürzt  und  den  geschickten  und 
erfahrenen  Arbeiter  schneller  in  die  Werkstatt  zurückbringt,  was  für  den  Arbeit- 
geber selbst  einen  Vorteil  bedeutet. 

Versuch,  das  britische  Entschädigungsgesetz  in  den  Vereinigten 
Staaten  einzuführen.  Am  5.  Juni  1903  ersuchte  die  gesetzgebende  Versamm- 
lung des  Staates  Massachusetts  den  Gouverneur,  einen  Ausschuß  von  fünf  sach- 
verständigen Bürgern  zu  ernennen,  welche  die  Frage  des  Verhältnisses  zwischen 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  erforschen  und  Reformvorschläge  ausarbeiten  sollten.  Am 
13.  Januar  1904  legte  dieser  Ausschuß  der  Versammlung  einen  Gesetzentwurf  vor. 
Dieser  Entwurf  schloß  sich  dem  britischen  Entschädigungsgesetze  vom  Jahr  1897  ^ 
beinahe  wörtlich  an.  Der  Entwurf  wurde  jedoch  von  der  gesetzgebenden  Versammlung 
verworfen,  wahrscheinlich  in  der  Befürchtung,  daß  er  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
Unternehmer  im  Staate  Massachusetts  beeinträchtigen  würde.  Auch  vom  juristischen 
Standpunkte  aus  wurde  der  Entwurf  als  verfassungswidrig  abgelehnt. 

Im  Mai  1905  hat  dann  die  gesetzgebende  Versammlung  des  Staates  Illinois 
ein  Komitee  ernannt,  das  die  Arbeiterversicherungsfrage  untersuchen  und  einen 
Gesetzentwurf  vorlegen  sollte.*)  Dieses  Komitee  hat  die  ganze  Frage  untersucht 
und  die  Meinungen  der  Arbeiter,  Arbeitgeber,  Aerzte,  Rechtsanwälte,  Richter  und 
Fachleute  jeder  Art  gesammelt.  Was  die  gesetzgebende  Versammlung  aus  ihrem 
Vorschlag  machen  wird  und  wie  die  höchsten  Gerichte  danach  entscheiden  werden, 
das  liegt  noch  in  der  Zukunft.  Man  hofft,  daß  der  Bericht  wenigstens  erzieherisch 
und  aufklärend  auf  die  öffentliche  Meinung  einwirken  und  das  allgemeine  Interesse 
wachrufen  wird. 


')  Vgl.  Heft  XVI  S.  19  und  Xlla  S.  54. 

2)  Vgl.  Text  und  Uebersetzung  dieses  Gesetzes  in  Heft  V  S.  80  ff. 

^)  Der  Verfasser  dieses  Heftes  wurde  vom  Gouverneur  Deneen  als  Sekretär  dieses  Komitees 


ernannt. 
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Die  Schwierigkeiten  und  Hindernisse,  welclie  sich  der  Einführung  eines 
Unfallentschädigungsgesetzes  in  den  Weg  stellen,  liegen  in  den  Verfassungen 
der  Union  und  der  einzelnen  Staaten,  in  den  politischen  Anschauungen  und  über- 
lieferten Meinungen  der  Richter  und  Rechtsanwälte,  und  auch  in  den  wirtschaft- 
lichen Zuständen  des  Landes.  In  Großbritannien  gibt  es  keine  feste  Verfassung 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten.  In  den  Vereinigten  Staaten  müssen  die  Gerichte 
die  neuen  Gesetze  verwerfen,  wenn  diese  als  verfassungswidrig  befunden  werden. 
Das  Volk  kann  freilich  die  Verfassung  abändern,  jedoch  nur  nach  einem  lang- 
wierigen und  komplizierten  Verfahren.  Gegen  das  britische  Entschädigungsgesetz 
werden  drei  Grundsätze  der  Verfassung  hervorgehoben:  1.  Der  Vorschlag  kann 
nicht  unter  die  ^*police  power^'  gebracht  werden;  2.  das  vorgeschlagene  Gesetz 
würde  nur  bestimmten  Klassen  des  Volkes  Vorteile  bringen;  3.  das  Gesetz 
würde  das  Eigentum  des  Arbeitgebers  ohne  regelmäßiges  gesetzliches  Verfahren 
wegnehmen. 

Hindernisse  wirtschaftlicher  Art.  Zwischen  den  einzelnen  Staaten  der 
Union  sind  Handel  und  Verkehr  zollfrei,  und  deshalb  sind  die  Unternehmer  unter- 
einander Konkurrenten.  Wenn  die  Unfallversicherungsprämien  wirklich  eine  Last 
für  die  Industrie  sind,  dann  würden  die  Arbeitgeber  des  Staates,  wo  das  Ent- 
sehädigungsgesetz  (bzw.  die  Unfallversicherung)  eingeführt  wird,  konkurrenzunfähig 
werden.  Und  die  Arbeiter  haben  auch  Bedenken.  Sie  sind  daran  gewöhnt,  ihre  Ent- 
schädigung aus  dem  Haftpflichtgesetz  allein  zu  verlangen;  und  wo  es  sich  um 
Fahrlässigkeit  des  Arbeitgebers  handelt,  können  sie  zuweilen  ungeheure  Summen 
von  den  Geschworenengerichten  bekommen,  ja  bis  zu  $  30  000.  Natürlich  wün- 
schen sie,  wie  auch  die  britischen  Arbeiter,  dieses  liberale  Gesetz  beizubehalten. 
Ebenso  wünschen  die  Unternehmer,  im  Falle  das  Entschädigungsgesetz  (bzw.  die 
Unfallversicherung)  eingeführt  wird,  djxs  alte  Haftpflichtgesetz  abzuschaffen  oder 
wenigstens  die  Entschädigungssätze  zu  vermindern.  Vielleicht  wird  man  ein  Kom- 
promiß annehmen;  so  könnten  z.  B.  im  Falle  der  Fahrlässigkeit  des  Arbeitgebers 
die  normalen  Entschädigungssätze  verdoppelt  werden. 

Eine  Einigung  ist  nicht  ganz  aussichtslos.  Im  Abschnitt  über  die  "Relief 
Departments"  der  Eisenbahngeselisehaften  wird  hervorgehoben,  daß  die  Arbeitgeber 
einen  gesetzlichen  Vertrag  mit  ihren  Arbeitern  schließen  können,  wodurch  bei  Ein- 
tritt des  Unfalls  der  Arbeiter,  im  Hinblick  auf  die  Hilfskassenentschädigung,  seine 
aus  dem  Heftpflichtgesetze  entspringenden  Rechte  aufgibt  und  die  Eisenbahn- 
gesellschaft von  der  Entsehädigungspflicht  entbindet.  ^)  Der  Unternehmer  muß 
jedoch  in  diesem  Falle  eine  bedeutende  Summe  zu  den  Fonds  der  Hilfskasse  bei- 
gesteuert haben.  Wenn  die  Prämien  der  Hilfskasse  ganz  von  den  Arbeitnehmern 
bezahlt  werden,  ist  ein  Vertrag  dieser  Art  nicht  gültig  (77  Northeastern  Reporter, 
8.  248,  —  169  Illinois,  312.  —  Green  Bag,  April  1906.  55  0.  S.  Rep.  497,  in 
Labor  Laws,  S.  897,  Cyclopedia  of  Law,  S.  544,  Vol.  9).  Ueber  die  Frage,  ob 
der  Arbeiter  im  Lohnvertrag  selbst  und  im  voraus  (vor  dem  Unfall)  seinen  Arbeit- 
geber von  der  Haftpflicht  entbinden  kann,  haben  sich  die  Gerichte  noch  nicht  klar 
ausgesprochen.  Und  ob  die  gesetzgebende  Versammlung  ein  Zwangsversicherungs- 
gesetz einführen  kann,  muß  erst  von  den  Gerichten  entschieden  werden.  Eine 
gesetzgebende  Versammlung  müßte  zunächst  versuchsweise  vorgehen. 

Präsident  Roosevelt  hat  in  seiner  Botschaft  vom  3.  Dezember  1906 
der  Arbeiterversicherung  großen  Vorschub  geleistet.  An  anderer  Stelle  haben  wir 
auf  seine  frühere  Botschaft  behufs  einer  Pension  für  die  erwerbsunfähigen  Mit- 
glieder des  Rettungskorps  aufmerksam  gemacht.  In  dieser  späteren  Botschaft  ent- 
wickelt der  Präsident  ein  breiteres  Prinzip,  geht  jedoch  nicht  über  den  englischen 
Entschädigungsgrundsatz  hinaus.  „Unter  den  vortrefflichen  Gesetzen,  welche  der 
Kongreß  während  seiner  letzten  Session  erlassen  hat,  befand  sich  auch  ein  Unter- 
nehmerhaftpflichtgesetz (s.  Anlage  1),^)  welches  insofern  einen  Fortschritt  be- 


0  Vgl.  über  das  •'Contracting-out"  Heft  V  S.  19  und  Va  S.  60  ff. 

2)  Ein  Gericht  der  Union  (Judge  Evans,  in  Kentucky,  in  re  United  States  vb.  J.  M. 
Scott,  1906)  hat  kürzlich  dieses  Gesetz  als  verfassungswidrig  erklärt,  und  man  muß  erst  die  Ent- 
scheidung des  höchsten  Gerichts  in  Washington  abwarten,  um  zu  wissen,  ob  es  gültig  ist. 
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zeichnete,  als  es  die  Unternehmerhaftpflicht  deutlich  anerkannt  hat.  Doch  geht 
das  Gesetz  nicht  weit  genug.  Trotz  aller  Vorsichtsmaßregeln  der  Unternehmer 
kommen  zahlreiche  Verletzungen  und  Tötungen  in  beinahe  allen  Gewerbszweigen 
vor.  Dieser  Verlust  an  Menschenleben  kann  zwar  vermindert,  jedoch  nicht  ganz 
vermieden  werden.  Es  ist  aber  ein  großes  Unrecht,  daß  der  Arbeitnehmer  oder 
vielmehr  die  Familie  des  getöteten  oder  erwerbsunfähigen  Arbeiters  die  ganze  Last 
des  unvermeidlichen  Schadens  tragen  soll.  Mit  andern  Worten,  es  umgeht  die  Ge- 
sellschaft ihre  Pflicht,  wenn  sie  solche  Kosten  ganz  und  gar  dem  Arbeiter  auf- 
bürdet, selbst  da,  wo  die  Verletzung  ohne  sein  Verschulden  oder  durch  unvermeid- 
liche Betriebsgefahren  verursacht  wurde.  Entschädigung  für  Verletzung  und  Tod, 
welche  durch  die  eigentümlichen  Arbeitsbedingungen  des  Gewerbszweiges  ver- 
ursacht werden,  sollte  von  denjenigen  bezahlt  werden,  die  den  Gewinn  aus  der 
Industrie  ziehen,  d.  h.  von  den  Unternehmern.  Falls  die  ganze  Last  der  Unfall- 
gefahr dem  Arbeitgeber  auferlegt  wird,  würde  er  sie  alsbald  und  mit  Recht  in  die 
Produktionskosten  mit  einrechnen  und  sie  auf  den  Konsumenten  abwälzen.  Meines 
Erachtens  sollte  das  Gesetz  die  ganze  Last  der  Unfallgefahr  ("risque  pro- 
fessionnel")  ^)  dem  Unternehmer  auferlegen.  Weder  ist  das  Haftpflichtgesetz  der 
Union  hinreichend,  noch  sind  es,  soweit  sich  dies  übersehen  läßt,  die  Gesetze  der 
einzelnen  Staaten.  Auch  sollte  das  Gesetz  der  Union  alle  Arbeiter  in  den  SchiflFs- 
werften,  Zeughäusern  usw.  einsehließen." 


VI. 

Privatverslcherungsgesellschaften. 

A.    Arbelterverslcherungsgesellschatteii      ("Indnstrial      Insurance^).  ^) 

1.  Wesen  und  Zweck  dieser  Gesellschaften.  Vom  Standpunkte  der  Aktien- 
besitzer und  der  Verwaltung  sind  diese  Gesellschaften  eigentlich  „Körperschaften 
für  Gewinn",  d.  h.  Erwerbsgesellschaften.  Der  soziale  Zweck  ist  hauptsächlich 
Sterbegeld  bzw.  Bestattungsgeld  den  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Arbeiter 
oder  ihren  Kindern  und  Frauen  gegen  Prämien  zu  gewähren.  Sie  haben  auch 
Abteilungen  für  die  gewöhnliche  Lebensversicherung,  welche  von  anderen  Lebens- 
versicherungsmethoden nicht  abweicht. 

2.  Umfang  und  Bedeutung  dieser  Art  von  Arbeiter- 
versicherung. Die  Gesamtsumme  der  Prämien  und  Leistungen  ist  außer- 
ordentlich hoch.  Oben  in  der  Einleitung  haben  wir  gezeigt,  daß  die  „industriellen" 
Policen  aller  dieser  Gesellschaften  im  Jahre  1902  $  1  806  890  864  betrugen.  Die  Zahl 
der  Policen  belief  sich  auf  13  448124,  während  der  durchschnittliche  Wert  der 
Policen  $  135   betrug.    Im  Jahre    1902    behauptete   Dryden,   daß   die  Gesell- 


1)  Vgl.  Heft  XVI  S.  17  und  die  dort  angezogene  Literatur,  sowie  Heft  Va  S.  61  ff. 

*)  Literatur.  —  Frederick  L.  Hoffman,  History  of  the  Prudential  Insurance  Com- 
pany of  America,  1875 — 1900.  —  Handbook  and  Beference  Guide  to  the  Exhibits  of  the  Pru- 
dential Insurance  Company  of  America,  prepared  for  the  Louisiana  Purchase  Exposition,  St.  Louis, 
1904,  by  F.  L.  Hoffman.  —  The  Inception  and  Early  Problems  of  Industrial  Insurance,  by 
John  F.  Dryden,  1905.  —  Description  of  Ordinary  Policies  usw.  von  der  Prudential  Company. 
—  Article  on  Industrial  Insurance,  in  Encyclopedia  Americana,  byHaley  Fiske,  Vice-President 
of  the  Metropolitan  Life  Insurance  Company.  —  Haley  Fiske,  Testimony  before  the  Legis- 
lative Investigating  Committee  of  New  York,  1905.  —  H.  Fiske,  Profits  of  Industrial  Insurance, 
in  United  States  ^^view,  30th  anniversary  number.  —  H.  Fiske,  Industrial  Insurance,  article 
in  Gharities  Review,  March  1898.  —  Memorandum  submitted  on  behalf  of  the  Metropolitan 
Insurance  Company,  respecting  the  proposed  Insurance  bills,  New  York,  1906.  —  Bulletin  of 
the  Bureau  of  Labor,  Nr.  67,  November  1906,  "Cost  of  Industrial  Insurance."  —  Insurance, 
a  Series  of  papers,   American  Academy  of  Political  and  Social  Science,   1905,   S.  103,  303,  319. 
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schalten  jährlich  ttber  $  20  000  000  den  Policebesitzern  an  Sterbegeld  aus- 
zahlten. ^) 

3.  Belastung  der  Arbeiter.  Die  Prämien,  welche  die  Arbeiterfamilien 
zahlen,  um  das  Bestattungsgeld  zu  erhalten,  bilden  einen  Teil  der  notwendigen 
Ausgaben  des  Fanjilienhaushalts.  Es  herrscht  unter  den  niedrigbezahlten  Arbeitern 
ein  großer  Abscheu  vor  einer  Bestattung  auf  Kosten  der  Armenpflege  (*'pauper 
funeraF'),  und  diese  Stimmung  wird  durch  die  fortwährenden  Beunruhigungen 
seitens  der  Versicherungsagenten  weiter  genährt. 

Der  durchschnittliche  Betrag  der  „industriellen"  Police  in  der  Prudential-Ge- 
sellschaft  im  Jahre  1899  belief  sich  auf  $  114.22  (Ho  ff  man,  History  of  the 
Prudential,  S.  289).  Die  Gesamtbeträge  der  Einzahlungen  im  Jahre  1899  in  dieser 
Gesellschaft  betrugen  $  19  028  792  und  der  Leistungen  $  5  426  545.  Die  Gesamt- 
beiträge vom  Anfang  an  bis  zum  Jahre  1899  betrugen  $  120  505  542  und  die 
Leistungen  $  39  901 006.  Das  Verhältnis  der  Verwaltungskosten  zu  den  Ein- 
nahmen war  39.17  7o  gegenüber  17.34^0  bei  den  gewöhnlichen  Lebens- 
versicherungsgesellschaften  (J.  R  Hegemann,  Präsident  der  Metropolitan-Ge- 
sellschaft,  The  Standard,  den  17.  September  1898,  S.  314  ff.)  In  "Statistics, 
Fratemal  Societies"  (S.  213,  1905)  behauptet  der  Verfasser,  daß  durchschnittlich 
das  Verhältnis  bei  25  gewöhnlichen  Lebensversicherungsgesellschaften  18.3  (von 
10.4  bis  auf  31.7  *^/^^  schwankend),  bei  25  "Fratemal  Societies"  sogar  nur  8.4% 
sei.  Die  Hauptursache  dieser  verhältnismäßig  höheren  Verwaltungskosten  der 
„industriellen"  Versicherungsgesellschaften  sind  in  den  Erklärungen  der  Verwalter 
selbst  dargelegt.  Präsident  Hegemann  z.  B.  sagt:  „Die  durchschnittliche  Police 
der  gewöhnlichen  Lebensversicherungsgesellschaften  belauft  sich  auf  $  2468.  Die 
durchschnittliche  Police  der  ,indußtriellen*  Gesellschaften  (gewöhnliche  und  in- 
dustrielle eingerechnet)  beträgt  $  142  ....  Die  industrielle  Gesellschaft  muß  18 
Policen  in  Verhältnisse  zu  einer  Police  der  gewöhnlichen  Gesellschaften  aus- 
schreiben. Für  jede  kleine  Police  muß  man  jeden  Besuch  prüfen,  jede  Police 
sorgfältig  schreiben,  mit  tausend  Agenten  in  allen  Landesteilen  in  Briefwechsel 
treten,  die  Leistungen  entrichten,  die  Rechnungen  prüfen  usw.  .  .  .  Vielleicht 
müssen  die  Agenten  der  industriellen  LebensversicherungsgeseUschaften  in  den 
Vereinigten  Staaten  jährlich  über  416  000  000  Besuche  bei  den  Versicherten 
machen  oder  ungefähr  1  328  000  an  jedem  Wochentag."  Femer  ist  die  Sterblich- 
keitszahl bei  Arbeitern  verhältnismäßig  hoch: 


Alter 

Sterbefälle  pro  1000 

am  nächsten  Geburtstag 

Farr«) 

Actuaries")     >  Metropolitan*) 

20 

7.74 

7.25 

10.52 

21 

8.46 

7.33 

11.56 

25 

9.24 

7.72 

14.14 

35 

11.24 

9.19 

17.15 

45 

14.50 

11.95 

22.56 

55 

21.75 

20.99 

35.22 

65 

41.20 

42.45 

64.51 

70 

60.80 

62.51 

90.99 

*)  Vgl.  Report  of  Insurance,  Superintendent  of 
Illinois,  1905,  Part.  H,  S.  LX,  LXI. 

Zahl  der  Policen 
Ende  1904 

Gesamtwert  der  Policen 

Columbian  National  Life 

John  Hancock  Mutual  Life 

Metronolitan  Life                 

40  397 
1  474  399 
7  614  729 
5  642  335 

5  532  978 

233  069  767 

1  127  889  229 

Prudential  Insurance  Co.  of  America  .... 

675  992  239 

Insgesamt 

14  771  860 

2  042  484  213 

*)  Die  Tabelle  von  F  a  r  r  stellt  die  Erfahrung  bei  der  ganzen  Bevölkerung  von  Groß- 
britannien dar.  *)  Die  Tabelle  der  „Actuaries"  (Versichemngsmathematiker)  stellt  die 
ErfjJirung  von  17  englischen  Lebensversicherungsgesellschaften  dar.  *)  Die  Mertropolitan- 
t  a  b  e  1 1  e  zeigt  die  Sterblichkeit  bei  12000000  Versicherten. 
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Die  nachstehendeu  Tabellen  geben  eine  Übersicht  über  den  Umfang,  welchen 
diese  Art  Arbeiterversichernng  bereits  gewonnen  hat. 


Arbeiterversicherung   der   Versicherungsgesellschaften 
("Industrial"    Insurance)    in    den   Jahren    1876 — 1904. 

(Industrial  Life  Insurance,  its  History,  Statistics  and  Plans,  1905.    S.  59  ff.) 
Baltimore  Life,  Baltimore^  Md. 


Jahr 

Neue 
Policen  in 

Policen 

in  Kraft 

Erhaltene 
Prämien 

Auszahlungen 
(Leistungen) 

diesem  Jahre 

Zahl 

Summe 

$ 

i       $ 

$ 

$ 

1904 

4  548  840 

103  965 

7  977  954 

592  777 

108  545 

1903 

4  969  152 

105  587 

7  770  477 

596  472 

96  731 

1902 

5  723  118 

100  292 

7  133  760 

565  871 

71345 

1901 

5  774038 

100  714 

6  529  913 

544  309 

68  429 

1900 

5  354  140 

92  310 

5  642  853 

523  785 

54  921 

1899 

4  486  212 

86  061 

5  038  963 

467  880 

47  599 

1898 

4  451355 

76  974 

4  251905 

421  496 

39  879 

€oloiiial,  Jersej  City,  N.  J 

• 

1904 

8  784  984 

83  690 

9  781  317 

454  807 

115  554 

1903 

7  122  800 

70  076 

8  028  103 

364  588 

86  855 

1902 

6454  644 

55  597 

6149  410 

282  098 

69  871 

1901 

5  211  301 

43  520 

4  668  763 

203  454 

50  676 

1900 

4  209  047 

34  674 

3  650  629 

.152  501 

39  501 

1899 

4  042  526 

27  697 

2  854  075 

85  252 

15  900 

1898 

2  719  798 

10  623 

1  423  482 

23  626 

4  221 

Colunbiaii 

National,  Bostoi 

1. 

1904 

9  468  216 

40  397 

5  532  978 



__ 

1903 

4  813  941 

18  756 

2  630  959 

— 



1902 

759  640 

4  275 

615  316 

— 

— 

Contentnea  Life,  Wilson^  N.  €• 

1903      I  43  980      I  798       ;  22  360     |  1 283       | 

Equitable  Industrial,  Washington,  D.  C. 


1904 

1  690  736 

25  522 

2  960  212 

107  358 

34  599 

1903 

1  665  414 

23  304   1     2  692  699 

95  425 

24  401 

1902 

1  334  923 

20  401   1     2  325  483 
Home,  Wilmingrton,  Del. 

58  252 

16  458 

1903 

284  400 

12  948 

1  691  809 

*•             49  043 

14  954 

1902 

1104  223 

12  842 

1  448  963 

48  487 

15  867 

1901 

1  417  440 

12  132 

1  450  393 

27  770 

8  633 

1900 

1  551  079 

5146 

920  980 

18  523 

6  063 

Immediate  Beneflt,  Baltimore 

f  Md* 

1904 

1  233  420 

15  002 

1210  675 

71432 

18  086 

1903 

391  268 

10  703 

705  128 

58  857 

16  245 

1902 

421  318 

7  587 

509  131 

54  996 

14  253 

1901 

441309 

7  201 

406  849 

44  760 

14  314 

1900 

139  535 

5  131 

228  512 

43  763 

14  004 

1899 

1  102  618 

4  481 

195  802 

43  693 

11241 

1898 

1  488  774 

13  651 

1  00(J  704 

62  488 

19  991 

1897 

1  520  387 

11843 

845  954 

88  282 

11073 
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Jahr 

Neue  Policen 

Policen 

in  Kraft 

Erhaltene 

Auszahlungen 

in  diesem  Jahre 

Zahl 

Summe 

Prämien 

(Leistungen) 

1 

$ 

$ 

$ 

1904 

61840  600 

1  474  399 

233  069  767 

13  622  350 

3  971  330 

1908 

57  444  640 

1  395  779 

216  375  960 

12  389  529 

3  642  681 

1902 

68137  409 

1  312  630 

200  294  696 

10  914  984 

2  964  953 

1901 

57  928  751 

1  223  500 

177  597  439 

9  595  301 

2  819  624 

1900 

52  060  760 

1152  444 

159  893  856 

8  252  341 

2  554  905 

1899 

44  358  633 

1  069  197 

141  609  904 

7  209  290 

2  193  573 

1898 

37  936  626 

956  382 

124  923  200 

6  512  804 

1  874  015 

1897 

35  959  176 

899  418 

115  750  709 

5  773  144 

1684  027 

1896 

36  871  080 

835  351 

105  640  047 

5  217  207 

1643  708 

1895 

41  905  652 

771  972 

95  640  574 

4  638  040 

1  428  921 

1894 

33  146  067 

681  802 

82  876  338 

3  862  056 

1  213  607 

1893 

34  571  979 

607  150 

73  043  678 

3  444  313 

1116124 

1892 

29  326  680 

556  435 

65  428  121 

2  914  498 

1  005  507 

1891 

25  374  745 

476  612 

54  516  514 

2  387  701 

932  488 

1890 

23  083  151 

402  147 

45  772  709 

2  002  644 

711688 

1889 

18  239  650 

320  264 

36  865  419 

1  616  585 

596  510 

1888 

15  953  123 

256  574 

29  943  052 

1  317  374 

473  843 

1887 

13  334  392 

203  467 

23  802  502 

1  031  845 

357  002 

1886 

10  748  152 

148  850 

17  805  910 

815  750 

306  938 

1885 

7  055  933 

107  872 

12  600  935 

647  143 

221  266 

1884 

4  752  613 

80  629 

8  940  275 

547  058 

206  460 

1883 

4  085  489 

63  625 

6  730  902 

472  242 

175  438 

1882 

3  718  902 

48  568 

5  096  488 

415  537 

194  053 

1881 

2  931  860 

36  012 

3  787  230 

346  887 

161  606 

1880 

5  483  431 

30  702 

3  139  018 

336  198 

172  570 

1879 

1  275  918 

9  327 

951000 

294  043 

162  141 

1904 
1903 
1902 
1901 
1900 
1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1893 
1892 
1891 
1890 
1889 
18S8 
1887 


1904 
1903 
1902 
1901 
1900 
1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1893 
1892 
1891 
1890 


Life  Insurance  Company  of  Yirginia,  Riohmond,  Ya« 


11788  596 
11906  867 
12  437  338 
10  785  037 
9  102  616 

8  968  321 
12  318  555 

9  212  261 
10  613  052 

9  256  579 
8  140  705 
6  998  569 
6  272  217 
4  940  820 
3  000  115 
3  314  876 
2  619  276 
1250  000 


305  258  155 
297  968  863 
312  990  338 
296  606  312 
264  737  682 
258  396  620 
210  508  694 
232  264  188 
169  820  543 
175  905  407 
294  270  451 
150  057  703 
127  222  470 
94  927  488 
100  852  802 


358  541 
331  452 
302  889 
266  685 
237  283 
219  679 
194  951 
165  660 
149  672 
116  814 

99  618 

75  130 

69  527 

51491 

32  927 

21  271 

15  193 

10  500 

Metropolitany 

7  614  729   , 
7  187  345   I 
6  698  291   ! 
6  008  662 
5  327  067   ! 
4  855  7r)6  ' 
4  317  274   I 
4  028  722 
3  643  569 
3  458  846 
3  559  165 
2  932  064 
2  715  414   I 
2  278  487   1 
2  096  595 


37  710  901 

34  503  488 

30  303  815 

26  906  073 

23  239  844 

20  246  656 

18  373119 

15  264  250 

13  778  199 

11053  089 

9  647  707 

6  643  061 

6  230  224 

4  520  424 

3  589  720 

2  536  280 

1  076  877 

850  000 

New  York,  N, 

1  127  889  229 
1  059  875  827 
981676  306 
881  491  451 
768  977  676 
688  629  175 
591  427  272 
534  343  756 
454  068  004 
416  062  194 
423  514  171 
343  917  746 
305  451576 
254  939  881 
231  115  440 


1680411 

512105 

1  509  463 

434  204 

1  338  518 

392  997 

1151213 

373  419 

1  087  272 

370  429 

937  901 

308  259 

852  028 

252  025 

752  215 

214  273 

712  932 

222  987 

591  381 

162  663 

551  794 

160  003 

546  151 

154  529 

475  520 

120  496 

395  191 

102  742 

234  547 

88  795 

151  571 

61697 

127  049 

39  291 

99  556 

60  589 

Y. 


50  808  924 
45  656  961 
39  653  725 
34  705  186 
31  210  356 
26  591  651 
23  372  770 
21  402  966 
19  306  196 
18  336  918 
16  827  016 
14  361214 
12  514  078 
10  830  373 
9  390  927 


14  826  976 

12  907  617 

11320  967 

10  704  747 

9  785  624 

8  575  134 

7  691  943 

6  990  866 

6  963  256 

6  580  390 

5  747  823 

5  53'  ^'iO 

4  89S   ? 

4  40b  o79 

3  746  478 
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Die  ArbeiterversicheruDg  in  Nordamerika. 
(Fortsetzung  der  Tabelle  von  S.  47.)J 


Jahr 

Neue  Policen 
in  diesem  Jahre 

Policen 

in  Kraft 

Erhaltene 
Prämien 

Auszahlungen 
(Leistungen) 

Zahl 

Summe 

$ 

1 

$ 

> 

1889 

92  726  883 

1849113 

200  829  929 

8  342  945 

3  042  818 

1888 

91  242  946 

1  632  642 

176  533  142 

6  810110 

2  550105 

1887 

84  059118 

1  345  125 

147  758  287 

5  618  767 

2  098  936 

1886 

72  783  721 

1  066  875 

119  560  339 

4  438  096 

1  566  514 

1885 

57  819  912 

829  833 

91  234  252 

3  414  524 

1279  645 

1884 

59  505  421 

670  999 

71965  635 

2  811816 

970  590 

1883 

52  505  697 

526  042 

56  536  325 

1  975  703 

631  639 

1882 

36  822  169 

335  789 

34  679  307 

1  246  515 

369  314 

1881 

24469  300 

190  348 

17  894  620 

859  057 

268  811 

1880 

20  728  700 

110  193 

9  103  870 

568  204 

200  805 

1879 

523  539 

5  143 

516  618 

432  560 

144  421 

J 

Hntnal  of  Baltimore,  Baltimore 

,  Md. 

1904 

2  016  918 

35  730 

3  559  495 

207  443 

84  075 

1903 

1  815  548 

32  162 

3  095  453 

188158 

74  508 

1902 

1  684  671 

28  093 

2  641  356 

165  322 

57  119 

1901 

1322112 

23  981 

2  206  081 

147  363 

59  097 

1900 

1  217  455 

20  855 

1872  030 

128  201 

43  822 

1899 

300  572 

17  574 

1  526  787 

124  502 

52  243 

1898 

1  454  344 

19  015 

1  479  364 

119  286 

44  355 

1897 

1  148  486 

14  746 

1049  638 

101  676 

43  410 

1896 

550  013 

8  155 

621108 

93  471 

32192 

1895 

495  226 

5  999 

541308 

85  493 

34  423 

1894 

387  993 

4  340 

446  501 

73  225 

31792 

1893 

602  196 

2  028 

243  010 

68  565 

25  643 

1892 

440  989 

2  856 

391  856 

62  691 

21493 

Providence  Li 

fe,  ProYidenoe, 

R.  D. 

1904 

108  450 

2  012 

801600 

5  173 

3  225 

1903 

586  320 

5  509 

761  185 

11610 

2168 

1902 

548  840 

4  818 

654378 

8  107 

1824 

1901 

514  319 

3  683 

517  168 

6  864 

2  164 

1900 

301  270 

1913 

310  711 

3604 

1215 

1899 

524  886 

663 

224  886 

1406 

308 

Prudential 

,  Newark,  N.  Y, 

1904 

202  524  911 

5  642  335 

675  992  239 

41  155  697 

11258  506   • 

1903 

190  386  294 

5  176  456 

613  935  910 

36  028  402 

9  812  458 

1902 

184  327  303 

4  692  182 

;   550  464  265 

31  138  718 

8  096  719 

1901 

191  712  877 

4  290  539 

498  127  133 

26  681  757 

7  411428 

1900 

182  270  423 

3  908  622 

448  596  996 

22  559  354 

6  207  418 

1899 

165  760  248 

3  406  189 

389  039  257 

19  028  792 

5  420  758 

1898 

121  080  784 

2  924  526 

333  992  200 

16  139  452 

4  749  885 

1897 

112  371379 

2  658  700 

303  770  952 

14  551  868 

4  342  562 

1896 

108  223  712 

2  437  251 

279  030  638 

13  329  644 

4  158  831 

1895 

124  374  407 

2  330  741 

268  414  100 

11892  766 

3  846  754 

1894 

205  128  243 

2  256  014 

259  840  927 

10  890  302 

3  191 175 

1893 

128  208  941 

1  941  533 

218  199  566 

9084  8U 

2  893  708 

1892 

92  677  524 

1  653  465 

184  306  206 

7  525  844 

2  518  567 

1891 

72  966  176 

1  360  383 

150  758  907 

6  413  283 

2  079  669 

1890 

95  674  484 

1  228  332 

135  084  498 

5  636  876 

1  749  714 

1889 

73  576  853 

1  099  312 

117  357  415 

4  442  833 

1  327  856 

1888 

58  214  981 

850  064 

92  418  854 

3  659  495 

1  096  234 

1887 

60  202  194 

736  909 

81  694  088 

2  942  257 

853  819 

1886 

49  142  316 

548  433 

59  328  627 

2  114  296 

593  273 

1885 

28  860  882 

422  671 

40  2(>6  445 

1  468  955 

418  622 

1884 

24  892  268 

324  794 

28  545  189 

1  127  738 

322  382 

1883. 

20  426  140 

273  917 

23  053  935 

828  911 

222  083 

1882 

11  541  210 

196  007 

15  738  973 

571  595 

157  705 

1881 

9  688  362 

133  582 

10  959  948 

402  947 

111  508 

1880 

8  555  904 

87  462 

7  347  892 

250  958 

57  256 

1879 

3  157  352 

43  715 

3  866  913 

121560 

23  013 

1878 

1  785  696 

22  808 

2  027  888 

59  817 

11338 

1877 

967  982 

11226 

1  030  655 

28  517 

5  296 

1876 

727  168 

4  816 

443  072 

14  495 

Digitized  b^ 
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Western  and  Seutiiem^  CiBoinnati,  0. 


Jahr 

Neue  Policen 

Policen 

in  Kraft 

Erhaltene 

Auszahlungen 

in  diesem  Jahre 

Prämien 

(Leistungen) 

Zahl 

Summe 

$ 

$ 

$ 

$ 

1904 

14  830110 

227  624 

24  600  187  . 

1  249  945 

354  666 

1903 

14  161  533 

209  623 

22  223  035 

1  113  699 

295  369 

1902 

12  948  340 

184  686 

19  643  480 

917  337 

221284 

1901 

10  878  524 

155  096 

16  426  534 

722  605 

203  896 

1900 

10  070  944 

131 132 

13  618  878 

614  301 

150  642 

1899 

8  370  729 

117  545 

10  881961 

508  900 

122  494 

1898 

7  256  666 

91589 

8  392  902 

397  687 

96  448 

1897 

4  980  043 

71301 

6  619  653 

320  996 

79  169 

1896 

4  290  332 

62  747 

5  724  728 

298  686 

79  060 

1895 

4  573  492 

56  960 

5  294  381 

246  807 

69  087 

1894 

6  178  914 

46  362 

4  374  675 

227  392 

52  456 

1893 

3  830  862 

41296 

3  691  &43 

183  415 

44  336 

1892 

2  522  842 

30472 

2  707  366 

140  564 

39  539 

1891 

2  661  930 

24  638 

2  329  936 

101  897 

26  944 

1890 

2  620  328 

16  926 

2000073 

70  327 

19  233 

1889 

2  505  945 

11348 

1  537  430 

43  518 

10  887 

1888 

1  698  748 

6  237 

889  073 

14  359 

1107 

GeBamtllbersielit. 


Jahr 

Zahl  der 
Gesell- 
schaften 

Neue  Policen 
in  diesem  Jahre 

Policen 

in  Kraft 

Erhaltene 
Prämien 

Auszahlungen 
(Leistungen) 

Zahl 

Summe 

$ 

'      1 

$ 

$ 

1904 

14 

624  422  316 

15  637  692 

2  132  300  723 

110  006  643 

31  302  626 

1908 

15 

596  510  565 

14  600  502 

1  977  185  534 

98  063  490 

27  408191 

1902 

15 

610  968  819 

13  444  753 

1  806  454  742 

85  146  410 

23  243  657 

1901 

15 

598  593  825 

12  333  459 

1  640  398  646 

74  660  060 

22  003  402 

1900 

18 

566  037  936 

11  215  531 

1  468  474  534 

65  962  426 

19  607  808 

1899 

17 

519  796  085 

10  048  808 

1  292  812  402 

56  159  889 

17  023  485 

1898 

14 

422  164  810 

8  794  178 

1 109  526  870 

48  776  246 

14  971  238 

1897 

12 

415  338  614 

8  000  636 

995  545  736 

43  619  310 

13  526  315 

1896 

11 

360  852  458 

7  375  688 

886  484  869 

40  058  701 

13  420  336 

1895 

11 

380  832  362 

6  943  769 

819  521  573 

37  008  536 

12  398  782 

1894 

12 

573  279  943 

6  847  81»2 

802  016  133 

32  253  881 

10  635  602 

1893 

11 

344  361  223 

5  748  195 

661  568  502 

28  311386 

9  955  865 

1892 

10 

276  893  923 

5118  897 

582  710  309 

24  352  900 

8  841  322 

1891 

9 

218  138  800 

4  302  427 

481  060  716 

20  654  980 

7  725  328 

1890 

9 

242  250  959 

3  875  102 

428  037  245 

17  647  036 

6  423  341 

1889 

8 

201  787  017 

3  352  708 

364  483  382 

14  760  691 

5  086  233 

1888 

7 

161  260  335 

2  788  000 

302  033  066 

11  939  540 

4  162  745 

1887 

4 

158  845  704 

2  296  001 

254  104  877 

9  692  425 

3  370  346 

1886 

3 

132  674  189 

1  764  158 

196  694  876 

7  368  142 

2  466  725 

1885 

3 

93  736  727 

1  360  376 

144  101  632 

5  530  622 

1  919  533 

1884 

3 

89  150  302 

1  076  422 

108  451  099 

4  486  612 

1  499  432 

1883 

3 

77  017  326 

863  584 

86  321  162 

3  276  856 

1029  160 

1882 

3 

52  082  281 

580  364 

55  514  768 

2  233  647 

721  072 

1881 

3 

37  089  522 

359  942 

32  641  798 

1  608  891 

541  925 

1880 

3 

34  768  035 

228  357 

19  590  780 

1155  360 

430  631 

1879 

3 

4  956  809 

58185 

5  334  531 

548  163 

329  575 

1878 

1 

1  785  696 

22  808 

2  027  888 

59  817 

11338 

1877 

1 

967  932 

11226 

1  030  655 

28  517 

5  296 

1876 

1 

727  168 

4  816 

443  072 

14  495 

1958 

Gesamt- 
smnme 

7  797  291  727 

845  385  672 

260  069  267 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Nordamerika. 


Gegen   eine   mit  5  Cents   wöchentlich   bezahlte  Prämie   gewähren   folgendes 
Begräbnisgeld: 


Bestattungsgeld  im  Falle  des  Todes  des  Kindes,^) 
zahlbar,  wenn  die  Police  nach  folgendem  Zeitraome  gilltig  gewesen  ist: 


^^ssss 

fl 

a 

a 

< 

öl 

^1 

CS 

et 

2 

2 

3 

ja 

^^ 

aa 

CC 

rfi 

lO 

iO 

l>- 

X 

CO 

-^ 

C- 

$ 

$ 

$ 

* 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

2 

8 

10 

12 

15 

17 

20 

24 

29 

55 

80 

100 

120 

3 

9 

11 

14 

17 

20 

24 

29 

51 

75 

100 

120 

— 

4 

10 

13 

16 

20 

24 

29 

47 

70 

100 

120 

— 

— 

5 

11 

14 

18 

24 

29 

43 

65 

95 

120 



— 

— 

6 

12 

16 

22 

29 

39 

60 

90 

120 

— 



— 

— 

7 

14 

19 

26 

35 

55 

85 

120 

— 

— 



— 

— 

8 

1() 

22 

35 

50 

80 

120 

— 

— 

— 



— 

— 

\) 

20 

28 

ÖO 

75 

120 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge  und  Leistungen  der  „Prudential  Company  of  Americj 

Tabelle  A. 

Police  der  Erwachsenen. 

Wöchentlicher  Beitrag  von: 


Alter 

5 
Cts. 

10 
Cts. 

15 

Cts. 

~ao 
Cts. 

25 
Cts. 

30 
Ctg. 

35 
("ts. 

40 
Cts. 

45 
Cts. 

50 

Cte. 

55 
('ts. 

60 
Cte. 

65 
Cts. 

70 
Cts. 

10 
11 
12 
13 

$ 

120 
118 
116 
112 

$ 
240 
236 
232 
224 

% 

348 
336 

% 
448 

% 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

* 

$ 

$ 

$ 

*)  John  Hancock,  Life  Insurance  Co.  von  Virginien,  imd  Prudential. 
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(Fortsetznng  d 

er  Ta 

belle  \ 

ron  S. 

50.) 

Alter 

5 

10  " 

15 

20 

25 

30 

^T" 

1^ 

*45^ 

"^ 

55 

60 

65 

70 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

Cts. 

$ 

$ 

$ 

$ 

i 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

14 

108 

216 

324 

432 

— 

— 

— 



— 

— 

— 



— 

— 

15 

103 

206 

309 

412 

515 

— 

— 



— 

— 

— 



— 

— 

16 

100 

200 

300 

400 

500 

— 

— 



— 

— 

— 



— 

— 

17 

94 

188 

282 

376 

470 

564 

— 



— 

— 

— 

.» 

— 

— 

18 

92 

184 

276 

368 

460 

552 

— 



— 

— 

— 



— 

— 

IJ) 

89 

178 

267 

356 

445 

534 

623 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

20 

87 

174 

261 

348 

435 

522 

609 



— 

— 

— . 







21 

84 

168 

252 

336 

420 

504 

588 

672 

— 

— 

— 



— 

— 

22 

82 

164 

246 

328 

410 

492 

574 

656 

— 

— 

— 



— 

— 

23 

80 

160 

240 

320 

400 

480 

560 

640 

720 

— 

— 



— 

— 

24 

78 

156 

234 

312 

390 

468 

546 

624 

702 

— 

— 



— 

— 

25 

76 

152 

228 

304 

380 

456 

532 

608 

684 

760 

— 



— 

— 

2(> 

74 

148 

222 

296 

370 

444 

518 

592 

666 

740 

814 



— 

— 

27 

72 

144 

216 

288 

360 

432 

504 

576 

648 

720 

792 



— 

— 

28 

71 

142 

213 

284 

355 

426 

497 

568 

639 

710 

781 

852 

— 

— 

•>'.) 

69 

138 

207 

276 

345 

414 

483 

552 

621 

690 

759 

828 

— 

— 

:jo 

67 

1.34 

201 

268 

335 

402 

469 

5H6 

603 

670 

537 

804 





AI 

66 

132 

198 

264 

330 

396 

462 

528 

594 

660 

726 

792 

— 

— 

:J2 

64 

128 

192 

256 

320 

384 

448 

512 

576 

640 

704 

768 

— 

— 

33 

62 

124 

186 

248 

310 

372 

434 

496 

558 

620 

682 

744 

— 

— 

34 

60 

120 

180 

240 

300 

360 

320 

480 

540 

600 

660 

720 

— 

— 

35 

59 

118 

177 

236 

295 

354 

413 

472 

531 

590 

649 

708 

— 

— 

3« 

57 

114 

171 

228 

285 

342 

399 

456 

513 

570 

627 

684 

— 

— 

i 

37 

55 

110 

165 

220 

275 

230 

385 

440 

495 

550 

605 

660 

— 

— 

1 

38 

54 

108 

162 

216 

270 

324 

378 

432 

486 

540 

594 

648 

— 

— 

% 

39 

52 

104 

156 

208 

260 

312 

364 

416 

468 

520 

572 

624 

— 

— 

Oä. 

40 

50 

100 

150 

200 

250 

300 

350 

400 

450 

500 

550 

600 





41 

49 

98 

147 

196 

245 

294 

343 

392 

441 

490 

539 

588 

— 

— 

42 

47 

94 

141 

188 

235 

282 

329 

376 

423 

470 

517 

564 

611 

— 

43 

45 

90 

135 

180 

225 

270 

315 

360 

405 

450 

495 

540 

585 

— 

44 

44 

88 

132 

176 

220 

264 

308 

352 

396 

440 

484 

528 

572 

— 

45 

42 

84 

126 

168 

210 

252 

294 

336 

378 

420 

462 

504 

546 

588 

4t> 

41 

82 

123 

164 

205 

246 

287 

328 

369 

410 

451 

492 

533 

574 

47 

39 

78 

117 

156 

195 

234 

273 

312 

351 

390 

429 

468 

507 

546 

48 

38 

76 

114 

152 

190 

228 

266 

304 

342 

380 

418 

456 

494 

532 

4!» 

37 

74 

111 

148 

185 

222 

259 

296 

333 

370 

407 

444 

481 

510 

öO 

35 

70 

105 

140 

175 

210 

245 

280 

315 

350 

385 

420 

455 

490 

51 

34 

68 

102 

136 

170 

204 

238 

272 

306 

340 

374 

408 

442 

— 

52  j  ;J2 

64 

96 

128 

160 

192 

224 

256 

288 

320 

352 

384 

416 

— 

03    ;^i 

62 

93 

124 

155 

186 

217 

248 

279 

310 

341 

372 

403 

— 

5o    2« 

60 

90 

120 

150 

180 

210 

240 

270 

300 

330 

360 

390 

— 

56 

84 

112 

140 

168 

196 

224 

252 

280 

308 

336 

364 

— 

oG 

27 

54 

81 

108 

135 

162 

189 

216 

243 

270 

297 

— 

— 

— 

57 

26 

52 

78 

104 

130 

156 

182 

208 

234 

260 

286 

— 

— 

■ — 

Ö8 
59 

25 

50 

75 

100 

125 

150 

175 

200 

225 

250 

275 

— 

— 

— 

23 

46 

69 

92 

115 

138 

161 

184 

207 

230 

253 

— 

— 

— 

«0 
♦i2 

22 

44 

66 

88 

110 

132 

154 

176 

198 

220 

242 



__ 



21 

42 

63 

84 

105 

126 

147 

168 

189 

— 

— 

— 



— 

20 

40 

60 

80 

100 

120 

140 

160 

180 

— 

— 

— 

— 

— 
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Die  Arbeiterversichenuig  in  Nordamerika. 


(Fortsetzung  der  Tabelle  von  Ö. 

51.) 

Alter 

5 
Cts. 

10 

Cts. 

15 

Cts. 

20 

Cts. 

25 

Cts. 

30 

(^ts. 

35 
Cts. 

40 
Cts. 

45 

Cts. 

50 

Cts. 

55 
Cts. 

60 
Cts. 

65 
Cts. 

70 
Cts. 

()3 

19 

38 

57 

76 

95 

114 

133 

152 

171 











(54 

18 
17 

3« 
34 

54 
51 

72 

68 

90 
85 

108 
102 

126 
119 

144 

162 



— 

— 

— 

— 

M 

65 

n 

(J6 
(>7 

fi8 

1« 
1») 
15 

32 
32 
30 

48 
48 
45 

64 
64 
60 

80 
80 

75 

96 
96 
90 

112 
112 
105 

One-fourth  benefit  first  six  months; 
one-half  benefit  second  six  months; 

1 

09 

14 

28 

42 

56 

70 

84 

98 

füll  benefit  after  one  year.  *) 

70 

13 

26 

39 

52 

65 

78 

91 

1 

Tabelle  B. 

Kinderversicheruüg    ("Infantile  Table"). 

Wöchentlicher  Beitrag  5  Cents. 


Leistungen 
nach  folgendem  Zeitraum 

Alter 

(bei  Ausschreibung 

der  1 

'olice) 

2 

3 

4 

f> 

6 

7 

8          9 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

Unter  3  Monaten 

8 

9 

10 

11 

12 

14 

16 

20 

Zwischen  3 — 6  Monaten 

10 

11 

13 

14 

16 

19 

22 

28 

6-9 

12 

14 

Iß 

18 

22 

26 

35 

50 

9-12       „ 

15 

17 

20 

24 

29 

35 

50 

75 

Ein  Jahr 

17 

20 

24 

29 

39 

55 

80 

120 

Zwei  Jahre 

20 

24 

29 

43 

60 

85 

120 

— 

Drei      „ 

24 

29 

47 

65 

90 

120 

— 

— 

Vier       „ 

29 

51 

70 

95 

120 

— 

— 

— 

Fünf      „ 

55 

75 

100 

120 



— 

— 

— 

Sechs     „ 

80 

100 

120 

— 

— 

— 

— 

Sieben  „ 

100 

J20 

— 

— 

— 

—  1     — 

Acht      „ 

120 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ein  wöchentlicher  Beitrag  über  10  Cents  wird  nicht  erhoben. 

Tabelle  C. 
Prämien   für  Erwachsene,   Police  $  600  Sterbegeld.-) 


Wöchentlicher 

Wöchentlicher 

Wöchentlicher 

Alter 

Beitrasr 

!      Alter 

Beitrag 

Alter 

Beitrag 

-    Cents          i 

1 
1 

Cents          ; 

Cents 

15  Jahre 

24 

27  Jahre 

,            35 

1   39  Jahre 

48 

16        „ 

25 

28       , 

'            35 

I    40       ,. 

50 

17        „ 

27 

29       „ 

36 

'    41       „ 

51 

18       „ 

27 

1    30       ,. 

37 

42       „ 

53 

19       „ 

28 

1    31 

38 

i    43       „ 

56 

20       „ 

29 

:    32       .. 

39 

44       .. 

57 

-^1       « 

30 

33       ,. 

40 

45 

60 

-•-          n 

30 

34       .. 

42 

46       „ 

61 

23       „ 

31 

35       „ 

42 

\    47       .. 

64 

24       ., 

32 

1    36       .. 

44 

48 

66 

25       „ 

33 

37        ,. 

45 

49       ,. 

68 

26       „ 

34 

38       .. 

4() 

,    50       „ 

71 

1)  Ein  Viertel  des  Sterbegeldes  in  den  ersten  sechs  Monaten;  die  Hälfte  des  Sterbegeldes 
in  den  zweiten  sechs  Monaten;  das  volle  Sterbegeld  nach  einem  Jahr  (^Versicherung). 

2)  Während  der  ersten  sechs  Monate  $  125  (=  ^\  des  Sterbegeldes);  $  250  während  der 
zweiten  sechs  Monate  und  völlige  Leistung  (S  500)  nach  dem  ersten  Jahre  (der  Versicherung). 
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4.  Vorteile  der  ^industriellen"  Lebensversichernngsgesellschalteu. 
Es  ist  anzuerkennen,  daß  das  von  den  Gesellschaften  bezahlte  Sterbegeld  sehr  oft 
den  Haushalt  in  äußerster  Not  unterstützt,  die  Familienliebe,  den  Sparsinn  und 
das  Unabhäugigkeitsgefühl  pflegt  und  fördert;  und  dies  sind  bedeutende  Vorteile. 
Vielleicht  liegt  ihr  größtes  Verdienst  darin,  daß  sie  das  Verlangen  nach  Zwangs- 
versicherung hervorrufen.  Die  Anzahl  der  Beerdigungen  auf  Kosten  des  Armeu- 
wesens  hat  während  der  letzten  Jahre  abgenommen.  Während  der  Jahre  1881  bis 
1885  war  in  18  Städten  der  Union  das  durchschnittliche  Verhältnis  18.5  auf 
10  000  Emwohner  gegen  nur  12.9  während  der  fünf  Jahre  1897—1901.  (J.  F. 
Dryden,  A  Quarter  Century  of  Industrial  Insurance,  S.  8.  —  Vgl.  F.  L.  Hoffman, 
ffistor>'  of  the  Prudential,  S.  208.) 

5.  Bedenken,  Einwendungen  und  Einschränkungen.  Die  Kosten  der 
Lebensversicherung  dieser  Art  sind  verhältnismäßig  groß  und  die  Last  ist  schwer. 
Deshalb  muß  der  niedrig  bezahlte  Arbeiter  sich  mit  sehr  geringen  Leistungen  be- 
gnügen. J.  R.  Hegemann  gibt  an,  daß  bei  86*^/^  der  untersuchten  Fälle  die 
Kranken-  und  Bestattungskosten  das  bezahlte  Sterbegeld  tiberschritten  und  daß 
das  durchschnittliche  Sterbegeld  für  Kinder  im  Jahre  1897  nur  $  25.83  betrug. 

Gewiß  wird  die  Sparsamkeit  im  allgemeinen  gefördert,  und  doch  ist  es  die 
Ansicht  vieler  Armenpfleger,  daß  die  Pauschalregelungen  sehr  oft  die  Hinterbliebenen 
verschwenderisch  machen,  wenn  „bares  Geld  im  Hause  lacht**. 

Ohne  Zweifel  können  Privatgesellschaften  dieser  Art  eine  Krankenver- 
sicherung nicht  gewähren.  In  früheren  Jahren  haben  die  Gründer  einiger  Gesell- 
schaften den  Versuch  damit  gemacht,  aber  ohne  Erfolg.  J.  F.  Dryden  ("Inception 
and  Early  Problems  of  Industrial  Insurance",  S.  16,  23)  sagt:  „Die  Gewährung 
einer  bestimmten  Leistung  während  Krankheit  kann  nur  mit  Sicherheit  unternommen 
werden  von  Brüderschaften  und  Vereinen,  welche  die  Mitglieder  genau  kennen  und 
über  sie  eine  zuverlässige  Aufsicht  führen." 

Die  Privatgesellschaften  können  auch  nicht  Unfall-,  Invaliden-  und  Alters- 
versicherung gewähren.  Nur  auf  einem  beschränkten  Gebiete  sind  sie  tätig;  sie 
leisten  im  Falle  des  Todes  eines  Kindes  gegen  verhältnismäßig  kostspielige  Prämien 
ein  unzureichendes  Bestattungsgeld,  im  Falle  des  Todes  eines  Erwachsenen  etwas 
mehr. 

6.  Umlageversicherungsgesellschaften  im  "District  of  Columbia" 
(Hauptstadt  der  Union,  Washington). 

S.  E.  Forman  hat  die  Kosten  der  Arbeiterversicherung  im  District  of  Columbia 
sehr  sorgfältig  untersucht  und  die  Ergebnisse  in  Bulletin  67  des  Department  of 
Labor,  November  1906,  veröffentlicht.  Die  Zustände  sind  für  andere  Städte  tvpisch. 
Hier  werden  nur  die  "Umlageversicherungsgesellschaften"  ("Assessment  Industrial 
Companies")  besprochen.  In  der  Hauptstadt  der  Union,  welche  eine  Industriestadt 
nicht  ist,  wohnen  viele  Dienstboten  und  schlechtbezahlte  Neger.  Die  Umlagever- 
sicherungsgesellschaften sind  nicht  den  Brüderschaften  ("Fraternals")  ähnlich,  sind 
vielmehr  Körperschaften,  deren  Zweck  der  Gewinn  ist.  Sie  werden  von  den  oben- 
besprochenen gewöhnlichen  Arbeiterversicherungsgesellschaften  dadurch  unterschieden, 
daß  sie  nicht  nur  Sterbegeld,  sondern  auch  Kranken-  und  Unfallgeld  darbieten. 
Sie  sind  rechtlich  nicht  verpflichtet,  einen  Reservefonds  zu  unterhalten;  sie  ziehen 
die  Prämien  wöchentlich  (bzw.  monatlich)  ein,  und  können  nach  dem  Vertrage 
der  Policen  Umlagen  auf  die  Versicherten  veranstalten.  In  Wirklichkeit  werden 
diese  Umlagen  selten  erhoben;  falls  z.  B.  die  Prämie  5  Cents  wöchentlich  beträgt, 
so  wird  ungefähr  $  2.60  jährlich  eingezogen.  Die  Police  verspricht  Kranken-, 
Unfall-  und  Sterbegeld;  die  Formeln  jedoch  weichen  weit  voneinander  ab. 
Zwölf  solcher  Versicherungsgesellschaften  hatten  am  31.  Dezember  1903  28  921 
Policen  dieser  Art  in  Kraft. 

Die  Versicherten  sind  gewöhnlich  schleehtbezahlte  Dienstboten  usw. 
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Beschäftigungen  von  500  in  den  „Umlageversicherungs- 
gesellschaften"  versicherten  Arbeitern:^) 

Zahl 

/o 

Tagelöhner 

127 

122 

57 

54 

26 

20 

12 

10 

9 

8 

6 

6 

6 

5 

4 

3 

3 

2 

20 

25.4 

Dienstboten 

Witwen 

24.4 
11.4 

Wäscherinnen 

10.8 

Frachtfuhrmänner 

Träfirer 

5.2 

4.0 

Kellner 

2.4 

Haarkünstler 

Restaurationswirte 

Köche 

2.0 
1.8 
1.6 

Maschinisten  .     .    . 
Krankenpflegerinnen 

•    •  .  • 

.... 

.     .     .     . 

1.2 
1.2 

1.2 

Kutscher 

Geschäftsangestellte 

Grobschmiede 

1.0 
0.8 
0.6 

Zimmermänner    .     . 
Höker 

•    .•     • 

.... 

.     .     .     . 

0.6 
0.4 

Verschiedene  .     .     . 

.     .     . 

.... 

. 

4.0 

500 

100.0 

Prämien    und    Entschädigungszahlungen     der    ,;Umlageversicherungs- 

gesellschaften"   im   District   of   Columbia    während   des   Jahres    1903;   Aktiva 

und  Policen  am  31.  Dezember  1903.*) 


Ent- 

„Umlage- 

Prämien 

schädigongs- 

Aktiva 

Policen 

versicherungsgesellschaften" 

Zahlungen 

$ 

$ 

$ 

$ 

Gesellschaft  Nr.    6 

41  777.47 

10  272.39 

8  287.15 

143  207.50 

„       7 

27  073.74 

3  132.94 

23  608.40 

246  465.75 

„             „      8 

17  696.20 

3  447.90 

59  034.67 

129  722.00 

„             .,       9 

14  304.91 

3  150.12 

1 185.79 

97  860.00 

.,     10 

12  404.48 

2  898.24 

2  584.97 

102  787.50 

„             .•     11 

9  065.05 

1 497.64 

1021.13 

81  007.42 

„              •,     12 

24  087.70 

10  866.0Ö 

27  767.10 

182  400.00 

..     13 

7  435.29 

354.70 

5  839.18 

60  089.50 

„     14 

2  838.76 

932.30 

7  918.68 

61  416.00 

;,                  „      lö 

283.38 

106.63 

994.45 

3  700.25 

»    16 

2  666.80 

1  032.41 

9  878.52 

15  365.00 

„     17 

1  059.70 

— 

657.37 

3  065.00 

Gesamtsummen: 

160  693.48 

37  691.27 

148  777.41 

1127  085.92 

Forman  hat  bewiesen,  daß  die  Versicherten  für  ihre  Versicherung  verhältnis- 
mäßig teuer  bezahlen  müssen,  wenigstens  75^/^  mehr  als  die  Versicherten  der 
regelrechten  Versicherungsgesellschaften  und  auch  mehr  als  die  Versicherten  der 
gewöhnlichen  Arbeiterversicherungsgesellschaften,  welche  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung darbieten. 

Im  Verhältnisse  zu  den  regelrechten  Versicherungsgesellschaften  haben  die 
Versicherten  bei  den  Umlageversicherungsgesellschaften  zu  verlieren  bzw.  mehr  zu 
bezahlen: 


»)  Bullettin  of  the  Bureau  of  Labor,  Nr.  67,  NoTember  1906,  S.  820.  —  ^  1.  c,  S.  819. 
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a)  Die   versicherten    Arbeiter   der  gewöhnlichen    Versicherungsgesell-  $ 

Schäften - 17  250  000 

b)  Die  Versicherten  der  Umlageversicherungsgesellschalten     .     .     .     .       3  375  000 

Insgesamt     20  625  000 
Oder  anders  gesagt: 

a)  Die   Versicherten    in    den    gewöhnlichen    Arbeiterversicherungsgesell- 

schaften verlieren  durch  übermäßige  Prämien 370  000 

b)  Die  Versicherten  der  Umlageversioherungsgesellschaften  verlieren  .     .     120  000 

Gesamtverlust  durch  tibermäßige  Prämienzahlung     490  000 

Die  versicherten  Arbeiter  in  Washington  haben  mit  $  864  059.61  Wochen- 
beiträgen $  23  000130  Versicherung  gekauft  In  den  regelrechten  Versicherungs- 
gesellschaften, mit  jährlichen  Prämien,  könnten  sie  mit  dieser  Summe  $  40  250  222 
Versicherung  gekault  haben.  „Je  kleiner  die  Löhne  der  Arbeiter,  je  kleiner  auch 
die  Kaufkraft  jedes  Dollars/^ 

7.  Der  Sparbankplan  für  Lebensversicherung.  Die  Hauptfaktoren, 
welche  die  Lebensversicherungsprämien  verteuern,  sind:  1.  der  Teil  der  Einlagen 
und  Zinsen,  welchen  die  Hauptbeamten  der  Versicherungsgesellschaften  zurückhalten 
und  welcher  von  den  Dividenden  der  Versicherten  abgezogen  wird;  2.  die  unbillig 
hohen  Gehälter  der  Hauptbeamten;  3.  hauptsächlich  die  Gebühren  der  Agenten. 
Die  erste  und  die  zweite  Quelle  der  Verschwendung  müssen  die  Staaten  mittels 
ihrer  Gesetzgebung  hemmen,  und  schon  haben  einige  Legislaturen  Versuche  in 
dieser  Richtung  veranstaltet.  Dagegen  kann  die  Gesetzgebung  die  Arbeiter  von 
dem  schwersten  Teile  der  Last,  nämlich  den  Gebühren  der  Agenten,  nicht  befreien. 
So  sagt  Lowell:  „Um  die  Lebensversicherung  auf  eine  gesunde  wirtschaftliche 
Grundlage  zu  stellen,  wird  die  Entfernung  des  Versicherungsagenten  nötig.  Alle 
anderen  Verbesserungen  sind  verhältnismäßig  unbedeutend.  Eine  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  Versicherungsgesellschaft  ist,  wie  diese  heute  verwaltet  werden,  wenngleich 
ihre  Verwalter  ehrbar,  sparsam,  wohlwollend,  schlechtbezahlt  und  auch  gewissenhaft 
sind  und  ihre  Agenten  denselben  Charakter  haben,  doch  kraft  des  Systemes 
selbst  eine  Anstalt,  welche  jährlich  Milliarden  des  Geldes  der  Versicherten  ver- 
sehwenden muß." 

Kürzlich  ist  eine  Gesellschaft  in  Boston  organisiert  worden,  welche  die 
Sparbank  als  Mittel  der  Lebensversicherung  nutzbar  machen  will.  Diese  Gesellschaft 
zählt  unter  ihren  Grtlndern  hervorragende  wissenschaftlich  gebildete  Männer.  Einige 
von  diesen  würden  gerne  die  Zwangs arbeiterversicherung  einführen,  behaupten 
jedoch,  daß  dieser  Versuch  aussichtslos  sei,  weil  das  Publikum  noch  nicht  bereit 
ist,  das  Zwangsprinzip  anzuerkennen.  Diese  neue  Gesellschaft  wird  der  Legislatur 
des  Staates  Massachusetts  den  Antrag  vorlegen,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches 
die  Sparbanken  bevollmächtigen  soll,  Lebensversicherung  darzubieten.  Einige  der 
Sparbanken  haben  schon  versprochen,  daß  sie  im  Falle  der  gesetzlichen  Erlaubnis 
den  Plan  erproben  werden.  Nach  diesem  Systeme  werden  keine  Gebühren  an 
Agenten  bezahlt.  Die  Arbeiter  würden  ihre  kleinen  Prämien,  der  Altersklasse 
gemäß,  wöchentlich  in  die  Sparbank  legen;  der  Fonds  wird  auf  Zinsen  angelegt,  und 
das  Sterbegeld  würde  im  Falle  des  Todes  den  Familienangehörigen  gezahlt  werden. 
Zugunsten  dieses  Planes  sagt  Lowell:  „Ueberall  in  diesem  Lande  ist  die  Ver- 
waltung der  Sparbanken  erfolgreich  gewesen.  Nur  in  einzelnen  Fällen  sind  Bankerott 
und  Mißbrauch  vorgekommen;  im  allgemeinen  ist  die  Verwaltung  ehrbar  und 
wirtschaftlich  gewesen.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wird  die  Verbesserung  des 
Lebensversicherungswesens  durch  die  Einführung  der  Sparbankmethoden  erfolgen." 
Die  Achillesferse  dieses  Planes  haben  schon  die  Führer  und  Vertreter  der  regel- 
rechten, orthodoxen  Lebensversichernngsgesellschaften  entdeckt  und  bloßgelegt: 
verhältnismäßig  wenige  Leute  werden  ohne  die  Anspomung  der  Agenten  das  Bureau 
der  Sparbanklebensversicherung  freiwillig  besuchen.  Kürzlich  ist  eine  Anzeige  an 
die  Versicherten  einer  der  größten  Lebensversicherungsgesellschaften  hinausgeschickt, 
welche  lautet:  „Warum  ist  die  Einmischung  und  infolgedessen  die  Bezahlung 
der  Agenten  benötigt?    Viele  Theoretiker  während  der  letzten  zwei  Jahre  haben 
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dieser  Idee  gehuldigt  und  sie  befürwortet;  sie  sind  jedoch  bloß  Theoretiker  ohne 
praktische  Erfahrung  in  dem  Geschäfte  der  Lebensversicherung  und  wahrscheinlich 
mit  wenig  Kenntnissen  ihrer  Geschichte."  Zur  Beweisftihrung  werden  die  Versuche 
der  englischen  Lebensversicherungsgesellschaften  (Old  Equitable,  London  Life. 
Metropolitan  of  London)  mit  dieser  Art  Versicherung  erwähnt.  „Auffallender  ist 
das  in  der  Geschichte  der  Arbeiterversicherung  gefundene  Beispiel  von  den  Arbeiter- 
versicherungsgesellschaften, dessen  Zweck  es  ist,  den  Arbeiterfamilien  Bestattungsgeld 
zu  gewähren.  Während  40  Jahren  hat  das  Postamt  der  britischen  Regierung  kleine 
Policen  dieser  Art  verkauft.  Diese  Policen  können  von  dem  örtlichen  Postamte 
erlangt,  und  die  Prämien  können  durch  wöchentliche  Beiträge  gedeckt  werden. 
Am  Ende  des  Jahres  1904,  nach  40  Jahren  ununterbrochener  Tätigkeit,  hatte  die 
Regierung  nur  12  875  Policen  in  Kraft;  ^)  während  The  Pearl  Life  Assurance 
Company  von  London,  welche  nur  ein  Jahr  früher  als  das  Postamt  ihr  Geschäft  begonnen 
hat  2  320  463  Policen,  und  The  Refuge  Assurance  Company,  von  demselben  Alter  als 
The  Pearl,  2  628  650  Arbeiterpolicen  in  Kraft  hatte.  The  Prudential  Assurance 
Company  von  London,  nur  wenig  älter  als  die  Versicherungsabteilung  der  Regierung, 
hatte  Ende  1904  zwischen  15  und  16  Millionen  Policen.  Während  des  Jahres 
1904  hat  das  Postamt,  mit  seinen  23  068  Zweigbureaus,  nur  517  neue  Policen 
ausgegeben.  The  Prudential  of  London  in  demselben  Jahre  hat  71  700  Policen 
an  Arbeiter  ausgegeben.*'  L'nd  so  hat  der  Vertreter  der  Versicherungsgesellschaft 
nachgewiesen,  daß  die  niedrig  bezahlten  Arbeiter,  ohne  Aussicht  die  Last  zu  ver- 
mindern, ihre  schwerverdienten  Löhne  stets  an  die  Agenten  verschwenden  müssen. 
Und  in  betreff  der  Pläne  der  Menschenfreunde  von  Boston  hat  der  Vertreter  der 
Versicherungsgesellschaften  völlig  recht  OhneZwangsversicherung  ist  die  Arbeiter- 
klasse nicht  imstande,  sich  Lebensversicherung  zu  niedrigen  Sätzen  zu  ver- 
schaffen. Wie  lange  wird  der  Arbeiter  in  Verzweiflung  diese  Last  tragen  und  die 
wenigen  reichen  Eigentümer  der  Aktien  der  Versicherungsgesellschaften  noch 
weiter  aus  seinen  kleinen  Löhnen  bereichern?  In  dem  gesetzlichen  Zwang  liegen 
die  Hilfsmittel  ganz  nahe,  und  dieser  Weg  allein  bietet  Befreiung  und  Erlösung. 

B.  llnfalhersicherangsgeseUsehaften  (^Casualty  Insnrance  Companies^)» 

Wegen  des  Mangels  an  sozialpolitischer  Fürsorge  haben  einige  Unfallversicherungs- 
gesellschaften es  unternommen,  mit  den  Brüderschaften  in  Wettbewerb  zu  treten 
und  den  Arbeitern  Unfall-  und  Krankenversicherung  zu  bieten.  Zuverlässige 
Statistik  über  die  Wirkung  dieser  Einrichtungen  unter  den  Arbeitern  ist  nicht  vor- 
handen; die  veröffentlichten  Berichte  teilen  die  Klienten  der  Gesellschaften  nicht 
in  Klassen  ein.  Die  gebildeten  und  gutbezahlten  Arbeiter  können  sich  oft  Unfall- 
und  Krankenversicherung  mittels  dieser  Gesellschaften  beschaffen,  weil  sie  imstande 
sind,  die  hohen  Prämien  zu  bezahlen;  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  jedoch  findet  die 
Prämien  unerschwinglich.  Man  hört  die  Klage,  daß  in  den  Verträgen  Krankheiten 
verzeichnet  sind,  welche  selten  vorkommen,  und  andererseits,  daß  viele  sehr  weit- 
verbreitete Krankheiten  in  den  Policen  nicht  eingeschlossen  sind.  Man  klagt  auch, 
daß  die  in  den  Verträgen  (Policen)  angeführten  technischen  Bedingungen  so  ver- 
wickelt sind,  daß  es  sehr  oft  schwer  ist,  die  Ansprüche  im  voraus  festzustellen. 
Trotz  aller  Einwände  und  Beschwerden  betreiben  diese  Gesellschaften  ein  großes 
und  stetig  wachsendes  Geschäft,  und  viele  Tausende  von  Arbeitern  suchen  bei  ihnen 
die  Vorteile  der  Unfall-  und  Krankenversicherung.  Nicht  selten  sind  die  Arbeit- 
geber geneigt,  diese  Methoden  in  die  Fabriken  einzuführen  und  zu  empfehlen,  um 
die  Prozeßkosten  zu  vermindern,  den  Aerger  der  Arbeiter  zu  beschwichtigen  und 
auch  die  Interessen  derselben  zu,  fördern.  In  den  gefährlichen  Berufszweigen  wird 
zuerst  die  Unfallversicherung  gefordert;  aber  während  der  letzten  Jahre  finden  die 
Gesellschaften  sich  durch  den  Wettbewerb  gezwungen,  auch  Krankenversicherung 
zu  bieten. 

1.  Die  Sammelpolice  der  Arbeiterversicherung  (^^Workniens 
Collective  Policy*).  Das  Wesen  dieses  Planes  ist,  sämtlichen  Arbeitnehmern 
einer  Firma  Unfall-  (bzw.  Kranken-)versicherung  zu  gewähren.  Nach  diesem 
Plane  bezahlt  der  Arbeitgeber  die  Prämien  im  Verhältnisse  zu  der  Gesamtzahl  der 
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Arbeiter  und  der  Gesamtlohnzahlung  des  Jahres.  Auf  der  andern  Seite  verspricht 
die  Versicherungsgesellschaft,  nach  einem  festgesetzten  Tarif  Entschädigung  zu 
leisten.  Der  Arbeitgeber  hat  einen  Vertrag  mit  allen  Arbeitern  getroffen,  durch 
den  er  befugt  ist,  die  Beiträge  monatlich  (bzw.  wöchentlich)  von  den  Lohnzahlungen 
abzuziehen;  nicht  selten  bezahlt  der  Arbeitgeber  selbst  einen  Teil  der  Prämien. 
Der  Betrag  der  Prämien  ist  im  Verhältnis  zur  Summe  der  gesamten  jährlichen 
Löhne  festgesetzt.  Am  Ende  des  Jahres  muß  die  Firma  der  Versicherungs- 
gesellschaft einen  Bericht  über  die  wirklichen  Lohnzahlungen  erstatten.  Falls  der 
Betrag  der  wirklichen  Löhne  die  Berechnungssätze  übersteigt,  muß  die  Firma  eine 
Nachzahlung  leisten;  falls  hingegen  der  Lohnbetrag  hinter  der  berechneten  Summe 
zurückbleibt,  muß  die  Gesellschaft  die  Differenz  zurückzahlen.  Auf  die  ein- 
bezahlten Prämien  wird  dem  Arbeitgeber  als  Vergütung  für  die  Einsammlungskosten 
ein  Rabatt,  gewöhnlich  5  ^j^,  bewilligt;  und  wenn  der  Arbeitgeber  auch  eine  Unter- 
nehmerhaftpflichtpolice nimmt,  wird  ihm  ein  weiterer  Kabatt  gegeben.  Beide  Arten 
von  Versicherung  können  in  derselben  Police  vereint  werden. 

Hier  einige  Beispiele,  um  die  Sache  etwas  genauer  zu  erörtern. 

Die  "New  Amsterdam  Casualty  Company".  —  W.  F.  Moore,  Präsident 
dieser  Versicherungsgesellschaft,  schreibt  (den  27.  April  1906):  „Die  Sammelpolice 
der  Arbeiterversicheruug  ist  eine  Art  von  Engrosversicherung.  Die  Police  bezeichnet 
den  Arbeitgeber  als  Vertrauensmann;  die  Entschädigung  jedoch  soll  den  Arbeit- 
nehmern geleistet  werden,  einerlei  ob  der  Arbeitgeber  unter  dem  Haftpflichtgesetz 
verantwortlich  ist  oder  nicht.  In  einigen  Fällen  zieht  der  Arbeitgeber  die  Prämien 
ganz  oder  teilweise  von  der  Lohnzahlung  ab.  Die  Versicherungsgesellschaft  trägt 
die  ganze  Last  der  Unfallentschädigung  gemäß  den  Bedingungen  der  Police.**  Der 
Betrag  der  Prämien  bei  dieser  Gesellschaft  wird  in  der  folgenden  Tabelle  dargestellt: 

Jahr  Prämien 

$ 

1899 2  322.97 

1900 13  618.10 

1901 • 4  757.13 

1902 4  355.18 

1903 3  156.46 

1904 2  381.75 

1905 3  269.15 

33  860.74 

Der  Vertrag  lautet,  daß  die  Gesellschaft  den  versicherten  Arbeiter  entschädigen 
wird,  falls  er  durch  äußere,  gewaltsam^  ("violent")  und  zufällige  Einflüsse, 
während  er  wirklich  in  seinem  Berufe  und  an  seiner  gewöhnlichen  Stelle  tätig 
ist,  körperlichen  Schaden  erleidet.  Außerhalb  der  Werkstätte  schützt  diese  Police 
den  verletzten  Arbeiter  nicht. 

Die  "General  Accident  Insurance  Company  of  Philadelphia*-.  —  Diese 
Gesellschaft  deponiert  bei  der  Versicherungsbehörde  des  Staates  Pennsylvauien 
$  100  000  als  Bürgschaft  für  alle  ihre  Verpflichtungen.  In  ihrer  Arbeiterabteilung 
('*In.du8trial  Department")  bietet  sie  eine  Police  für  Arbeiterentschädigung:  eine 
Sammelpolice,  welche  im  Namen  des  Arbeitgebers  als  Vertrauensmannes  seiner 
Arbeiter  aufgesetzt  ist  und  welche  Kranken-  und  Unfallversicherung  gegen  monatliche 
Beiträge  darbietet.  Monatlich  während  52  aufeinanderfolgender  Wochen  wird 
Uufallentschädigung  bezahlt,  einerlei,  ob  die  Verletzung  in  der  Fabrik,  im  Kommen 
und  Gehen  zwischen  Wohnung  und  Werkstatt  oder  in  der  Erholungszeit  geschieht. 
Im  Falle  des  Todes  oder  des  Verlustes  eines  Gliedes  oder  Auges  wird  eine  erhebliche 
Summe  gezahlt.  Falls  die  Police  30  Tage  in  Kraft  gewesen  ist,  wird  während 
sechs  Monaten  Krankengeld  für  alle  Arten  von  Krankheiten  geleistet,  jedoch 
Kheumatismus,  Lähmung,  Tuberkulose  und  **Brights  Krankheit'*  ausgenommen;  für 
diese  Krankheiten  wird  während  zwei  Monaten  in  einem  Jahre  Krankengeld  ent- 
richtet. Aerztliche  Behandlung  wird  in  allen  Fällen  gegeben,  ob  der  Arbeiter 
arbeitsunfähig  ist  oder  nicht.    In  der  Beklameanzeige  der  Gesellschaft  werden  den 
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Arbeitgebern  folgende  Beweggründe  dargelegt:  „Diese  Art  Versicher ang  ist  50^/^^ 
billiger  als  jede  andere  Art  Sammelversicherungspolioe,  welche  je  dargeboten 
worden  ist.  Wir  sparen  Ihnen  von  25  bis  50^0  der  Kosten  Ihrer  Haftpflichtversicherung, 
wenn  diese  Art  Versicherung  in  Ihrer  Fabrik  eingeführt  wird." 

Tabelle  der  Prämien  und  Leistungen  (Sammelversicherungspolice). 
Entschädigungsgeld  gegen  monatliche  Beiträge  von  $  1.00. 


Arbeiter  folgender  Branchen 

Monatliches 
Unfallgeld 

Monatliches 
Krankengeld 

Sterbegeld 

Kesselfabrik 

$ 
25.00 

$ 

25.00 

$ 
200.00 

Kohlenhändler 

26.00 

25.00 

200.00 

Miederfabrik 

30.00 

30.00 

300.00 

Gießerei .     . 

25.00 
30.00 

25.00 
30.00 

100.00 

Gastwirtschaft 

300.00 

Eisenwarenfabrik 

30.00 

30.00 

300.00 

Eisen-  und  Stahlfabrik  und  Hochofen 

20.00 

20.00 

100.00 

Lokomotivfabrik 

30.00 

•  30.00 

300.00 

Telephonarbeiter 

Maschinenfabrik 

20.00 
30.00 

20.00 
30.00 

100.00 
300.00 

Töpferwerkstatt 

Papierfabrik 

Seidenfabrik 

30.00 
25.00 
30.00 

30.00 
25.00 
30.00 

300.00 
200.00 
300.00 

Schärpe-  und  Jalousienfabrik    .     .     . 

25.00 

25.00 

200.00 

Straßenbahn 

35.00 

35.00 

300.00 

Seifefabrik 

35.00 
35.00 

35.00 
35.00 

300.00 

Tabakfabrik 

300.00 

Gerberei 

30.00 

30.00 

300.00 

Firnisfabrik 

30.00 

30.00 

300.00 

Wollwarenfabrik 

30.00 

30.00 

300.00 

Im  Falle  des  Verlustes  beider  Hände^  beider  Ftlße,  einer  Hand  und  eines 
Foßes  oder  beider  Augen  wird  dieselbe  Summe  geleistet;  im  Falle  des  Verlustes 
einer  Hand  oder  eines  Fußes  die  Hälfte  und  eines  Auges  ein  Drittel  des  Sterbe- 
geldes. In  der  Police  kommt  folgende  Klausel  vor,  welche  den  Arbeitgeber  gegen 
Klage  aus  dem  Haftpflichtgesetze  schützt,  unter  der  Bedingung,  daß  der  Arbeiter 
die  dargebotenen  Leistungen  annimmt:  ;J)ie  Annahme  der  Leistungen  dieser  Police 
seitens  des  Arbeiters  oder  anderer  befugter  Personen  als  Entschädigung  für  Ver- 
letzung oder  Tod  soll  den  Arbeitgeber  von  allen  weiteren  gesetzlichen  Verantwort- 
lichkeiten befreien.'*  Der  Regel  nach  nimmt  der  verletzte  Arbeiter  oder  seine  Witwe 
die  Leistungen  an  und  unterschreibt  einen  bezüglichen  Revers. 

2.  Unfall-  und  Krankenversicherung  des  einzelnen  Ar- 
beiters. Zuweilen  ist  der  Vertrag  unmittelbar  zwischen  Arbeiter  und  Ver- 
sicherungsgesellschaft geschlossen.  Der  Vertreter  der  Gesellschaft  besucht  den 
Arbeiter  in  seiner  Wohnung  oder,  mit  Erlaubnis  der  Firma,  in  der  Fabrik  oder 
Werkstatt.  Die  Beiträge  werden  von  den  Löhnen  abgezogen  und  einem  Vertreter 
der  Versicherungsgesellschaft  bezahlt.  Auch  werden  dieselben  gewöhnlich  monatlich 
bezahlt,  weil  der  Arbeiter  nicht  leicht  Geld  genug  bei  sich  behalten  kann,  um 
jährlich  oder  halbjährlich  die  größeren  Prämien  zu  zahlen.  Der  Regel  nach  wird 
Krankenversicherung  nur  in  derselben  Police  mit  der  Unfallversicherung  dargeboten. 
Einige  Unfall-  und  Krankenversicherungsgesellschaften  suchen  ihre  Kunden  gar  nicht 
unter  den  Arbeitern.  Öie  Gesellschaften,  welche  mit  den  Arbeitern  (xeschäfte 
machen,  müssen  kleine  Beiträge  einziehen  und  dies  oft  tun,  so  daß  die  Verwaltungs- 
kosten dabei  verhältnismäßig  groß  sind.     Wir  werden  einige  Beispiele  dafür  liefern. 
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Die  Prämien  der  yerschiedenen  Gesellschaften  weichen  nicht  sehr  voneinander 
ab;  sie  sind  teilweise  in  dem  ^Handbuch*'  der  Unfailversicherangsgesellschaften  an- 
gegeben. ^) 

Die  "Standard  Life  and  Accident  Insurance  Company  von 
Detroit,  Michigan^.  (Instructions  to  Agents,  März  1906.)  Die  Gesellschaft 
ernennt  in  den  verschiedenen  Städten  örtliche  Agenten,  welche  die  Beiträge  ein- 
ziehen, die  Qaittongen  fttr  dieselben  unterzeichnen  und  das  Geld  an  das  Zentral- 
bureau abschicken.  Ein  Apotheker  oder  ein  Spezereihändler,  dessen  Geschäftelokal 
am  Abend  offen  steht  wird  gewöhnlich  zum  Agenten  ernannt  Als  Entgelt  fttr  seine 
Mtthe  erhält  der  Agent  5*^/^,  der  eingezogenen  Beiträge.  Frauen  im  Alter  von 
18 — 45  Jahren,  welche  Beschäftigungen  haben,  aus  denen  sie  ein  regelmäßiges 
Einkommen  beziehen  und  ihren  Unterhalt  bestreiten,  werden  gegen  einen  monatlichen 
Beitrag  von  $  1.00  versichert,  mit  Unfall-  oder  Krankengeld  von  |  25  monatlich  tmd 
mit  Sterbegeld  von  $  200,  falls  die  Ursache  des  Todes  ein  Unfall  ist  Diejenigen, 
welche  höhere  Leistungen  begehren,  müssen  die  Beiträge  nach  Maßgabe  der  Betriebs- 
und Gefahrenklassen  bezahlen,  plus  50^/^  des  Satzes  für  Männer.  In  keinem 
Falle  können  sie  mehr  als  $  50  monatlich  Unfallgeld  oder  $  40  monatlich  Krankengeld 
oder  drei  Viertel  ihrer  durchschnittlichen  Gehälter  erhalten.  Stets  soll  Ueberver- 
sicherung  vermieden  werden;  die  Entschädigungsleistung  darf  nicht  drei  Viertel  der 
monatlichen  Gehälter  der  Versicherten  übersteigen.  Der  Arbeiter  verwirkt  durch 
Veränderung  der  Art  seiner  Beschäftigung  seine  Versicherungsansprttche  nicht;  im 
FaUe  jedoch,  daß  er  bei  einer  mehr  gefahrvollen  Beschäftigung  verletzt  wird,  soll 
das  Entechädigungsgeld  verhältnismäßig  vermindert  werden.  Der  zu  Versichernde 
muß  über  17  und  weniger  als  60  Jahre  alt  sein.  Bewerber  für  Versicherung 
zwischen  50 — 60  Jahren  müssen  bO^j^  höhere  Beiträge  bezahlen.  Für  die  Alters- 
klassen zwischen  17 — 50  Jahren  gibt  es  keine  Abstufung  der  Beiträge.  Die  Person, 
welche  das  Sterbegeld  erhält,  muß  ein  Interesse  am  Leben  des  Versicherten  haben, 
und  zwar  als  Frau,  Kind,  Eltern  oder  anderer  gesetzlicher  Erbe,  als  Verlobter  oder 
als  Wohltätigkeiteanstalt  Im  Falle  der  Verletzung  einer  bei  dieser  G^seUscbaft 
versicherten  Person  muß  der  Gesellschaft  sogleich  eine  Unfallanzeige  zugeschickt 
werden.  Das  Kranken-  oder  Sterbegeld  wird  dem  Versicherten  oder  seinem  Ver- 
treter nach  Untersuchung  und  gegenseitiger  Verständigung  mittels  eines  Schecks 
bezahlt  Vertrauensärzte  werden  in  größeren  Städten  ernannt,  um  die  Interessen 
der  Gesellschaft  zu  wahren.  Die  Prämien  sollen  am  ersten  Tage  jedes  Monate  im 
voraus  im  Zentralbureau  oder  an  den  örtlichen  Vertreter  der  Gesellschaft  bezahlt 
werden.  U  n  f  a  1 1  entechädigung  wird  geleistet:  im  Falle  des  zufälligen  Todes,  des 
Verlustes  eines  Beines  oder  Armes,  beider  Augen;  für  den  Zeitverlust  wegen 
körperlicher  Verletzung  durch  äußere,  gewalteame  und  zufällige  Ursache,  z.  B. 
Verrenkung,  Beinbruch,  Quetechung,  Schnitt  Kugelwunde,  Verstümmelung,  Brand, 
Hund-  oder  Schlangenbiß,  Blitzschlag,  Ertrinken,  wenn  die  Verletzung  in  den 
gewöhnlichen  und  gesetzlichen  Lebensbeschäftigungen  geschieht  Nur  ein  Fünftel  des 
Entechädigungsgeldes  wird  im  Falle  des  Selbstmordes  oder  des  Verschwindens 
bezahlt  Krankengeld  wird  bezahlt  nach  der  ersten  Woche  während  des  Zeit- 
raumes, in  welchem  der  Versicherte  wegen  Krankheit  genötigt  ist,  zu  Hause  zu 
bleiben;  nur  im  Falle  des  Rheumatismus,  der  Lähmung,  des  Hexenschusses,  des 
Bruches,  der  Orchitis,  des  Hüftwehes,  des  Wahnsinns,  der  Verrücktheit,  der  venerischen 
Krankheiten  wird  bloß  ein  Fünftel  der  regelmäßigen  Entschädigung  geleistet. 
Personen  der  folgenden  Klassen  werden  gar  nicht  versichert:  Blinde,  Taubstumme, 
Krüppel,  Trunkenbolde,  Unsittliche,  Verrufene,  Personen  ohne  sichtbare  Einkommens- 
quelle und  Beschäftigung,  Spieler;  ferner  Arbeiter,  welche  mit  Zünd-  und  Knall- 
stoflFen  beschäftigt  sind,  Luftechiflfer,  Taucher,  unterseeische  Arbeiter,  Gummimahler, 
Elektrizitätearbeiter,  welche  bei  Maschinen  tätig  sind,  wo  man  einen  Gleichstrom 
von  500  Volt  oder  einen  Wechselstrom  von  250  erhalten  kann,  Soldaten  und 
Matrosen  in  Kriegszeit,  Schwachsinnige,  Epileptiker,  Seefischer,  Fußballspieler  usw. 
Es  gibt  zehn  Gefahrklassen  und  einen  Kosten-  und  Entechädigungstarif  für 
jede  Klasse. 


*)  Manual  of  the  Casualty  Companies. 
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Tabelle  der  ausgewählten  ("select")  Klasse. 


Monatliche 

Sterbegeld: 

Monatliche  Bei- 

Monatliche Bei- 

ünfallent- 
schädigung 

Monatliches 
Krankengeld 

zafUllger  Toa  oder 

Verlust  zweier 
Olted.r  oderAogen 

Verlust  eines 
Gliedes 

träge  (gewöhn- 
liche Police) 

träge  (spezielle 
Police) 

$ 

« 

* 

$ 

$ 

* 

1.         50 

50 

500 

250 

1.00 

1.50 

2.        HO 

40 

HOO 

300 

1.00 

1.50 

3.        HO 

«0 

HOO 

300 

1.2H 

1.75 

4.        70 

60 

700 

350 

1.40 

1.90 

5.        80 

50 

800 

400 

1.50     ' 

2.00 

H.         80 

HO 

800 

400 

l.GO 

2.10 

7.      100 

60 

1000 

500 

1.75 

2.25 

Mittels  Extrazahlung  von  25  Cents  monatlieh  für  jede  $  500  bis  zu  $  5000 
kann  man  sich  weiteres  Sterbegeld  sichern.  Personen  über  50  Jahre  müssen  50  ^j^, 
mehr  bezahlen.  Das  Entschädigungsgeld  vermindert  sich  im  Verhältnis  zu  der 
Gefahr  der  Beschäftigung.  Die  Beiträge  können  auch  vergrößert  werden;  der 
Regel  nach  jedoch  bleiben  diese  unverändert. 


Monatliche 

' 

Tod  durch  Unfall, 

Monatlicher 

Monatlicher 

Uiifall- 

Monatliches 

Verlust  zweier 

Verlust 

Beitrag 

Beitrag 

entschädi^ung 

Krankengeld 

Beine 

eines  Beines 

(gewöhnliche 

(spezielle 

oderzweier  Augen 

Police) 

Police) 

S 

$ 

$ 

$ 

$ 

$ 

1.       15 

15 

100 

50 

1.00 

1.25 

2.        20 

20 

100 

50 

1.40 

1.65 

3.       25 

25 

100 

50 

1.75 

2.00 

4.       30 

30 

100 

50 

2.2Ö 

2.50 

5.       35 

35 

100 

50 

2.60 

3.10 

6.       40 

40 

100 

50 

3.00 

3.50 

In  dieser  Klasse  muß  man  $  1.00  monatlich  für  je  $  500  Sterbegeld  be- 
zahlen und  kann  sich  nicht  mit  mehr  als  $  1000  versichern. 

Die  '*  Continental  Casualty  Company"  (Chicago).  Der  Leiter 
dieser  Gesellschaft  schreibt:  „Während  des  Jahres  1905  haben  wir  als  Prämien 
für  Arbeiterversicherung  (Unfall-  und  Krankenversicherung)  ungefähr  $  1  675  OOO 
eingezogen,  davon  flössen  ca.  $  500  000  als  monatliche  Beiträge  ein.  Die  Gesell- 
schaft hat  schon  über  $  5  015  000  Sterbe-,  Unfall-  und  Krankengeld  an  Arbeiter 
ausgezahlt.*' 

3.  Kranken-  und  Invalidenversicherung.^)  Im  Kapitel  über  die 
sogenannten  „industriellen  Versicherungsgesellschaften"  haben  wir  hervorgehoben, 
daß  diese  Gesellschaften  den  Versuch,  den  Arbeitern  Krankenversicherung  dar- 
zubieten, nach  sehr  unglücklicher  Erfahrung  aufgegeben  haben.  Die  Gründung  der 
"Health  Insurance  Company  of  Philadelphia"  und  verschiedener  Kranken- 
versicherungsgesellschaften im  Staate  Massachusetts,  im  Jahre  1847,  wnr  der  An- 
fang der  ersten  Epoche  in  der  Krankenversicherung  der  Vereinigten  Staaten.  Die 
erste  Gesellschaft  besaß  ein  Kapital  von  |  100  000.  Sie  hat  die  Erfahrungstabelle 
der  englischen  "Friendly  Societies"  sich  nutzbar  gemacht  und  einen  Prämientarif 
nach  Altersklassen  aufgestellt,  §  5.25  bis  0.25  jährliche  Beiträge  für  wöchent- 
liches Krankengeld  von  $  4.00.  Alle  Krankheiten  waren  in  der  Police  ein- 
geschlossen.    Die   Gebühren    der   Agenten   waren   zu  jener  Zeit  viel  niedriger  als 

')  American  Expcrience  with  Invalidity  as  applied  to  Sieknesis  Insurance,  R.  S.  Keelor. 
31.  I).,  Sekretär  der  ^Philadelphia  Casualty  Tompany"  1904. 
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heute,  und  doch  ist  die  Gesellschaft  nach  Ablauf  des  zweiten  Geschäftsjahres  ein- 
gegangen; die  Massachusetter  Gesellschaft  hat  eine  ähnliche  Erfahrung  durch- 
gemacht Während  der  folgenden  Jahre  waren  die  Versuche,  die  Kranken- 
versicherung einzuführen,  selten,  und  der  Erfolg  war  nicht  befriedigend.  Im  Jahre 
1896  haben  einige  Gesellschaften  einen  neuen  Versuch  veranstaltet,  indem  sie,  in 
Verbindung  mit  Unfallversicherung,  auch  Kranken  Versicherung  für  die  Fälle 
von  acht  Arten  Krankheiten  darboten.  Durch  die  Konkurrenz  wurden  einige  Ge- 
sellschaften nach  und  nach  gezwungen,  getrennte  Policen  mit  wöchentlichem 
Krankengeld  von  $  5,00  gegen  eine  jährliche  Prämie  von  $  2.00  darzubieten.  Die 
Zahl  der  versicherten  Krankheiten  wurde  nach  und  nach  von  zwölf  bis  auf  dreißig  er- 
weitert, und  später  wurde  die  allgemeine  Erwerbsunfähigkeitspolice 
("General  Disability  Policy")  eingeführt. 

Die  Beurteilung  des  Sachverständigen,  Dawson,  ist  bemerkenswert:  Ver- 
sicherung gegen  Zeitverlust  wegen  vorübergehender,  durch  Unfall  oder  Krankheit 
verursachter  Erwerbsunfähigkeit  kann  heute  bei  Unfallversicherungsgesellschaften 
erlangt  werden.  Neuerdings  sind  die  Leistungen  auf  Fälle  von  Krankheiten  aller 
Arten  ausgedehnt  worden.  Diese  Policen  jedoch  sind  den  folgenden  Einwänden 
ausgesetzt:  Die  Erneuerung  hängt  von  der  Wahl  der  Gesellschaft  ab,  und  das  be- 
deutet, daß,  falls  der  Versicherte  wegen  Krankheit  erwerbsunfähig  wird,  die  Er- 
neuerung der  Police  nicht  erlaubt  wird.  Die  Gesellschaft  kann  den  Tarif  von 
Jahr  zu  Jahr  ändern.  Die  Entschädigung  für  Erwerbsunfähigkeit  wird  nur  während 
eines  festgesetzten  Zeitraumes  geleistet,  im  Falle  der  Krankheit  während  26  Wochen. 
Die  Prämien  sind  dadurch  schwer  belastet,  daß  die  Gebühren  der  Agenten  jähr- 
lich bezahlt  werden  müssen  ...  In  Verbindung  mit  einer  Lebensversicherungs- 
police ist  es  möglich,  Entschädigungsgeld  für  jede  Erwerbsunfähigkeit  zu  ermäßigten 
Preisen  (wegen  niedrigerer  Gebührenkosten)  und  die  Erneuerung  der  Police  ohne 
Erhöhung  der  Prämien,  nach  Wahl  der  Versicherten,  zu  gewähren.  Eine  reichliche 
Statistik  für  die  Festsetzung  eines  Prämientarifs  ist  jetzt  erlangbar."  *) 

Ergebnisse.  Die  Unfall-  und  Krankenversicherung  dieser  Gesell- 
schaften ist  schon  so  weit  ausgedehnt,  daß  man  ihren  Erfahrungen  einige  Finger- 
zeige für  die  weitere  Entwickelung  entnehmen  kann.  Für  die  Aussichten  und  das 
Gedeihen  der  obligatorischen  Gesetzgebuog  —  das  Wort  Zwangs  Versicherung 
klingt  nicht  angenehm  bei  uns  —  ist  die  Stellung  der  privaten  Versicherungs- 
gesellschaften von  Bedeutung.  Zugunsten  der  letzteren  spricht  sich  die  amerikanische 
öflFentliche  Meinung  aus,  welche  die  Privatinitiative  vorzieht.  Direkt  und  oflFen 
können  sie  für  ein  Zwangsversicherungsgesetz  nicht  eintreten,  weil  die  Bevölkerung 
augenblicklich  ihre  Einmischung  in  die  Fähigkeit  der  gesetzgebenden  Versamm- 
lungen mit  Argwohn  betrachtet  Die  schändliche  Korruption  einiger  Versicherungs- 
beamten während  der  letzten  Jahre  hat  diese  Empfindung  erweckt  und  verschärft, 
oft  auch  da,  wo  kein  Grund  dazu  vorlag.  Trotz  dieses  vorübergehenden  und  auch  zu 
weitgehenden  Mißtrauens  wird  man  bald  einsehen,  daß  die  Leiter  der  privaten 
Versicherungsgesellschaften  auf  diesem  Gebiete  die  einzigen  Sachverständigen  sind, 
und  daß  ihre  Organisation  befähigt  ist,  dem  Zweck  der  Arbeiterversicherung  zu 
dienen.  Die  Erfahrung  der  Versicherungsgesellschaften  in  England  seit  dem  In- 
krafttreten des  Entschädigungsgesetzes  vom  Jahre  1897  ist  diesen  Beamten  wohl- 
bekannt, und  sie  lehrt,  daß  der  Entschädigungszwang  ihre  Geschäfte  bedeutend 
vergrößert.  Diese  Sachverständigen  können  den  Ausschüssen  und  Kommissionen 
der  staatlichen  gesetzgebenden  Versammlungen  schätzenswerten  Bat  erteilen  über 
die  passenden  Einrichtungen,  die  Entschädigungssätze,  die  Beiträge  und  alles,  was 
sonst  benötigt  ist,  auch  sind  sie  bereit,  diesen  wertvollen  Dienst  zu  erweisen.  Die 
wirkliche  Richtung  der  zukünftigen  Gesetzgebung  kann  natürlich  niemand  vor- 
hersehen; drei  mögliche  Wege  stehen  jedoch  offen:  1.  Der  Staat  selbst  kann  die 
Tätigkeit  seines  Versicherungsamtes  erweitem,  die  Prämien  umlegen  und  die 
Leistungen  bezahlen  (Staatsanstalt),  2.  oder  der  Staat  kann  Berufsgenossen- 
schaften der  Unternehmer,  wie  in  Deutschland,  ins  Leben  rufen  bzw.  für  recht- 
mäßig    erklären;      3.     oder,     der     Staat     kann     die    privaten    Versicherungs- 
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gresellschaften  regeln  und  ihnen  erlauben,  Arbeiterversicherung  zu  fuhren.  Aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  wird  dem  Wettbewerb  zwischen  allen  drei  Methoden  freier 
Kaum  gelassen  werden.  Die  Haupteinwendungen  gegen  die  Privatgesellschaften 
sind,  daß  die  Prämien  zu  hoch  festgesetzt  und  viele  ungelernte  Arbeiter  aus- 
geschlossen bleiben.  Die  Gebühren  der  Agenten  müssen  unter  den  heutigen  Um- 
ständen außerordentlich  hoch  sein  und  alljährlich  wieder  bezahlt  werden.  Die 
Prozesse  kosten  viel  Greld,  und  das  muß  auch  in  den  Prämien  mitbezahlt  werden. 
Wenn  es  möglich  wäre,  das  Gesetz  gründlich  zu  ändern  und  zu  vereinfachen,  den 
Versicherungszwang  einzuführen,  die  Entschädigungssätze  gesetzlich  fest- 
zustellen und  Schiedsgerichte  anstatt  des  bestehenden  verwickelten  Verfahrens 
zu  schaffen,  dann  würden  die  Versicherungskosten  bedeutend  vermindert  werden. 
Der  Wettbewerb  zwischen  den  Gesellschaften  würde  bald  die  Prämiensätze  er- 
niedrigen. Der  Staat  könnte  auch  durch  die  Konkurrenz  seines  zentralen  Ver- 
sicherungsamtes ein  Gegengewicht  gegen  einen  eventuellen  Ring  (Kartell)  der  privaten 
Gesellschaften  schaffen,  und  die  Möglichkeit,  Berufsgenossenschaften  zu  bilden,, 
würde  in  derselben  Richtung  wirken.  ^) 


Die  Arbeiterversicherang  bei  den  Bergarbeitern  im  Staate  Colo- 
rado wird  meistenteils  von  den  Privatgesellschaften  besorgt.  Ein  Sachverständiger 
hat  dem  Verfasser  dieses  Heftes  das  Folgende  geschrieben: 

»Die  "Colorado  Fuel  and  Iron  Company"  gewährt  den  Arbeitern  und  ihren 
Familienangehörigen  während  Krankheit  ärztliche  Behandlung  und  Krankenhaus- 
fürsorge gegen  einen  monatlichen  Beitrag  von  $  1.00.  Kostenlose  Behandlung- 
im  Krankenhause  wird  nur  den  Arbeitern  selbst,  nicht  ihren  Angehörigen,  gewährt, 
jedoch  werden  die  letzteren  zu  ermäßigtem  Preis  aufgenommen.  Außerhalb  des 
Krankenhauses  wird  den  Arbeitern  und  ihren  Familienangehörigen  freie  Behandlung 
gegen  die  monatlichen  Prämien  gewährt  Vor  Jahren  hat  diese  Gesellschaft  ver- 
sucht, die  Bergleute  gegen  Unfall  zu  versichern;  der  Plan  ist  jedoch  gescheitert. 
Heute  befolgen  diese  und  alle  anderen  Bergwerkskorporationen  im  Staate  Colorado 
einen  anderen  Plan:  sie  erlauben  den  Agenten  der  zuverlässigen  Versicherungs- 
gesellschaften in  die  Bergwerke  einzutreten  und  Verträge  mit  den  einzelnen  Ar- 
beitern zu  schließen,  nach  welchen  die  Gesellschaft  die  Prämien  verbürgt  und  diese 
von  der  Lohnzahlung  abzieht.  Die  Einwanderer  haben  auch  ihre  eigenen  Kranken- 
kassen eingerichtet;  diese  sind  jedoch  der  Regel  nach  klein  und  unbedeutend."- 
(R.  W.  Corwin,  M.  D.,  Verwalter  der  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Colorado  Fuel 
and  Iron  Company,  Pueblo,  Colorado,  den  28.  August  1906.) 

In  den  Staaten,  in  welchen  das  Haftpflichtgesetz  von  den  Gerichten  zum 
Vorteil  der  Arbeiter  strenger  angewendet  wird,  steigen  die  Kosten  der  Arbeitgeber 
für  die  Unfallentschädigung  ganz  erheblich.  Die  Verschiedenheiten  sind  auffallend. 
Wenn  man  die  durchschnittlichen  Prämien  der  ganzen  Union  als  1  annimmt,  so 
stellen  sich  die  Prämiensätze  gewisser  Staaten  wie  folgt: 

Durchschnitt  für  die  ganze  Union      .     .     1. — 

Minnesota 1.33 

Wisconsin       1.33 

New  York      . 1. — 

Massachusetts 1. — 

Pennsylvanien — .50 

Connecticut — .60 

Texas 2.— 

Teunessee 2. — 

(Mitteilung  von  F.  E.  Law,  zweiten  Vizepräsident  der  Fidelity  and  Casualty 
Company.) 

')  Vgl.  hierzu  über  die  bisherigen  Erfahrungen  in  Europa  Heft  XVI  S.  7,  17,  la  12^ 
IVa  14,  Va  56,  Via  3,  IXa  4,  Xlla  35  ff. 
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Erfahrung   der    "Fidelity   and   Casualty   Co.' 
New  York,  1889—1903. 


Gewerbszweig 


Lohn- 
zahluDgen 


Zahl  der 
ÜDfälle 


Zahl  der 
Arbeiter 


Verhältnis 

der 

verletzten 

Personen 

1  pro 


ünfäUe 

pro 
100000 
Lohn- 
zahlungen 


Bakers  and  Confectioners  (Bäcker  and 
Konditoren) 

Bridge  Bnilders  (Brückenbauer)    .    .    . 

Carriage  and  Wagon  Builders  (Wagen- 
bauer)   

Chemical  and  Golor  Works  (Chemische 
und  Farbwerke) 

Contractors  (Bauunternehmer)  .... 

Electric  Light  and  Power  (Elektrizitäts- 
werke)   

Leather  (Leder) 

Lumber  (Holz) 

Metal  Works  (Metallwerke) 

Milling  (Müllerei) 

Mining  (Bergbau) 

MisceUaneous  (Mischbetriebe)     .... 

Oil  (Oel) 

Ore  Beduction  (Erzschmelzerei)     .    .    . 

Paper  (Papier) 

Pottery  (Töpferei) 

Printing  (Druckerei) 

Quarries  and  Stone  Cutters  (Steinbruch 
und  Steinmetze) 

Stamping  (Stampfmühlen) 

Stevedores  and  Steamships  (Stauerei  und 
DampfB(^hiffahrt) 

Textile  (Textilindustrie) 

Warehouses  and  Stores  (Warenhäuser 
und  Magazine) 

Wood  (Forstwirtschaft) 

Spezial  Risks  (besond.  Betriebsgefahren) 


35  620  283 

6  554  298 

17  658  322 

69  557  839 
151  473  698 

26  681  740 

64  117  232 

129  698  868 

377  064  010 

14  471238 

115  264  682 

190  768  263 

12081597 

28  025  226 

55  882  868 

53  681  734 

54  884  422 

42  887  902 

7  174  827 

50  865  688 
222  560  852 

47  788  870 
129  072  020 

8  385  019 
1905515  898 


1729 
2  855 

1180 

5  587 
27  657 

8  749 

2420 

15  575 

44  723 

675 

11225 

14  755 
1516 
2  574 
4  505 
2  422 
1996 

8  438 
2024 

7  795 
7  579 

1888 

15  868 
1858 


71240 
18108 

35  110 

189  115 
802  947 

58  263 

108  254 
259  897 
754128 

28  942 
280  529 
881526 
24168 
56  050 
110  765 
107  868 

109  768 

84  775 
^4  848 

100  781 
445  121 

95  576 

258144 

6  670 


41.20 
4.59 

29.75 

24.89 
10.95 

14.20 
44.78 
16.65 
16.86 
42.87 
20.53 
25.85 
15.98 
21.77 
24.61 
44.82 
55.04 

24.69 
7.08 

12.91 
58.78 

50.62 
16.27 
49.11 


4.86 
48.57 

6.72 

8.08 
18.26 

14.08 
3.77 

12.01 

11.86 
4.66 
9.73 
7.74 

12.55 
9.18 
8.14 
4.51 
3.68 

8.10 
28.22 

11.88 
8.41 

8.95 
12.29 
40.75 


185  088 


8811080 


20.59 


9.71 


In  allen 

Gewerbszweigen : 

Jahr 

Lohnzahlungen 

Zahl  der 

Unfälle  pro  $  100000 

$ 

angemeldeten  Unfälle 

bezahlter  Löhne 

1889 

36  714  928 

1254 

34.15 

1890 

81  799  402 

3  934 

4.81 

1891 

92  999  412 

6  003 

6.46 

1892 

112  699  535 

7  894 

7.00 

1893 

118  534441 

7  002 

5.91 

1894 

126  196  480 

9  995 

7.92 

1895 

137  935  889 

12  475 

9.04 

1896 

118  759  879 

11245 

9.46 

1897 

134812  370 

14  088 

10.40 

1898 

138  207  715 

16  283 

11.77 

1899 

137  197  766 

15  583 

11.36 

1900 

147  364  535 

15  692 

10.65 

1901 

164  765  607 

19  001 

11.53 

1902 

182  450  914 

22  683 

12.43 

1903 

175  076  526 

21956 

12.54 

1  905  515  398 

185  088 

9.71 
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Eine  Uebersicht  über  den  Umfang  der  Unternebmerhaftpfliehtversieherung  für 
die  Jahre  1899 — 1903  bei  14  der  größten  Versicherungsgesellschaften  gibt  das 
"Insurance  Year  Book"  Jahrgang  1904  (zit.  von  W.  D.  Ken,  in  Report  Bureau  of 
Labor  Statistics  of  Wisconsin,  1903—04,  S.  434): 


Jahr 

Prämien 

S 

ÄnszahloDgen 

$ 

Verhältnis  der 
Prämien  nnd 
Auszahlungen 

Policen  in  Kraft 

1 

1903 
1901 
1899 

13  571  733 

9  002  852 
6  412  737 

5  607  637 
3  971449 
2  595  628 

41.3 
44.1 
40.4 

1488  772  000 

1 136  546  000 

771  326  ÜOO 

vn. 

Hilfskassen  und  Altersversicherung  unter  Leitung  der 

Arbeitgeber. 

Man  bemerkt,  daß  die  Unternehmer  und  Korporationen  während,  der  Jahre 
1905  und  1906  viele  Hilfskassen  gegründet  haben.  Diese  Bewegung  ist  durch  ver- 
schiedene Ursachen  ins  Leben  gerufen  worden;  der  Erfolg  der  "Relief  Departments'' 
(Unterstlltzungskassen)  der  Eisenbahngesellschaften,  welche  wir  in  einem  anderen 
Abschnitt  behandelt  haben,  die  HoflFnung,  die  immer  wachsenden  Beschwerden  und 
Kosten  der  Prozesse  des  Haftpflichtgesetzes  zu  vermeiden  oder  zu  vermindern,  und 
der  Wunsch,  soweit  wie  möglich  den  Streit  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  zu 
beschwichtigen,  haben  wohl  hauptsächlich  dazu  beigetragen.  Dabei  hat  die  Aus- 
stellung der  Versicherungseinrichtungen  Deutschlands  auf  den  Weltausstellungen 
in  Chicago  (1893)  und  in  St.  Louis  (1904)  eine  einflußreiche  Rolle  gespielt.  Es 
ist  unmöglich,  alle  diese  Einzelpläne  in  einer  gemeinsamen  Darstellung  zu  be- 
schreiben; jeder  Unternehmer  ist  seinen  eigenen  Ideen  gefolgt,  ohne  den  Anordnungen 
eines  Staatsgesetzes  gehorchen  zu  müssen.  Die  Folge  ist  eine  bunte  Reihe  von 
Versuchen,  welche  weit  voneinander  abweichen  und  doch  im  allgemeinen  bestimmte 
Richtungen  und  Grundzüge  aufweisen.  Wir  wählen  einige  typische  Beispiele  der 
bedeutendsten  Einrichtungen.^) 

1.  Westinghouse  Air-Brake  Company,  Relief  Department 
(Wilmerding,  Pennsylvanien),  im  Jahre  1903  gegründet.  Die  Korporation  verwaltet 
die  Hilfskasse,  bezahlt  die  sämtlichen  Verwaltungskosten  und  4  %  Zinsen  für  die 
Fonds.  Der  Arzt  wird  vom  Hauptverwalter  der  Korporation  ernannt.  Die  Mit- 
glieder des  beratenden  Ausschusses  werden  je  zur  Hälfte  von  dem  Vorstand  der 
Korporation  und  von  den  Mitgliedern  der  Kasseneinrichtung  gewählt.  Der  Fonds 
besteht  aus  den  freiwilligen  Beiträgen  der  Mitglieder,  den  Zinsen  von  Kapital- 
anlagen und  aus  Zuschüssen  der  Korporation,  falls  solche  nötig  werden.  Alle 
Arbeiter  und  Angestellten  können  Mitglieder  der  Unterstützungskasse  werden;  sie 
sind  in  fünf  Lohnklassen  eingeteilt:  1.  Klasse,  Mitglieder  mit  Gehältern  von  weniger 
als  $  35  monatlich;  2.  KL,  §  35—55;  3.  Kl,  |  55—75;  4.  Kl,  $  75—95;  5.  Kl, 
I  95  und  mehr.  Kein  Arbeitnehmer  ist  gezwungen,  Mitglied  der  Hilfskasse  zu 
werden;  auch  kann  das  Mitglied  zu  jeder  Zeit,  nach  gebührender  Kündigung,  aus 
der  Kasse  austreten.  Gewöhnlich  verliert  ein  Arbeiter  die  Rechte  eines  Mitglieds, 
wenn  er  aus  dem  Dienste  der  Korporation  austritt.  Die  Beiträge  betragen: 
1.  Lohnklasse,    $  0.50  monatlich;    2.  Kl,   $  0.75;    3.  Kl.,   $  1.00;   4.  Kl,   $  1,25; 

^)  V^l.  den  „Amtlichen  Bericht  des  Reichskommissars  für  die  Weltausstellung  in  St.  Louis 
1904^     Berlin  1906,  S.  515  ff. 
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5.  KL,  I  1.50.    Der  Arzt  entscheidet,  ob  ein  Arbeiter  wegen  Krankheit  oder  Unfall 
erwerbsunfähig  ist. 

Leistungen:  U n f a  1 1  entsehädigung,  während  39  Wochen  der  Arbeits- 
unfähigkeit: 1.  KL,  $  5.00  wöchentlich;  2.  KL,  $  7.50;  3.  KL,  |  10.00;  4.  KL, 
$  12.50;  5.  Kl.,  $  15;  dazu  freie  chirurgische  Behandlung.  Im  Falle  einer  schweren 
Körperverletzung  oder  chronischen  Krankheit  kann  der  Arbeiter  eine  Pauschal- 
summe als  definitive  Abfindung  erhalten.  Das  Krankengeld  wird  wie  im  Falle 
des  Unfalls  während  39  Wochen  bezahlt  Das  Sterbegeld  beläuft  sich  auf  $  150. 
Ehe  ein  Mitglied  die  Unfallentschädigung  erhalten  kann,  muß  es  die  Korporation 
mittels  Quittung  von  aller  Verantwortlichkeit  aus  dem  Haftpflichtgesetze  befreien, 
es  sei  denn,  daß  es  innerhalb  zehn  Tagen  nach  dem  Unfälle  dem  Hauptverwalter 
bekannt  macht,  daß  es  aus  dem  Haftpfiichtgesetze  gerichtlich  auf  Entechädigung 
klagen  will;  auch  das  Sterbegeld  können  die  Angehörigen  des  Mitglieds  nur  gegen 
eine  ähnliche  Quittung  erhalten. 

2.  The  Pittsburgh  Goal  Company  Employees'  Association 
(15.  Quarterly  Report,  Oktober  1904).  Diese  Körperschaft  besitzt  eine  Kapital- 
anlage von  mehr  als  $  100000000.  Ihre  Bergwerke  liefern  jährlich  über  25000000 
Tonnen  Kohle.  Viele  der  Arbeiter  und  Angestellten  haben  Aktien  der  Körper- 
schaft gekauft.  In  der  Nähe  von  jedem  Bergwerke  der  Körperschaft  wird  eine 
Loge  oder  Hilfskasse  organisiert  Die  Beiträge  der  Mitglieder  betragen  40  Gents 
monatlich.  Die  Leistungen  sind:  1.  Sterbegeld,  falls  der  Arbeiter  bei 
seiner  Beschäftigung  getötet  wird,  $  150,  wovon  die  Hälfte  von  der  Körperschaft 
bezahlt  wird;  2.  Sterbegeld,  im  Falle  das  Mitglied  infolge  Krankheit  stirbt,  |  100, 
ganz  auf  Kosten  der  Arbeiter;  3.  Bestattungsgeld,  beim  Tode  der  Frau  oder 
anderer  abhängiger  Angehöriger,  gleichfalls  von  den  Mitgliedern  bezahlt;  ebensowie 
4.  Bestattungsgeld,  beim  Tode  eines  Kindes  von  2 — 12  Jahren,  $  25;  5.  Unfall- 
entschädigung,  im  Falle  der  Arbeiter  schwer  verletzt  wird,  $  10  wöchentlich, 
zur  Hälfte  von  der  Körperschaft  bezahlt;  6.  im  Falle  die  Verletzung  weniger  be- 
deutend ist,  $  7.50  wöchentlich,  davon  ein  Drittel  von  der  Körperschaft  bezahlt; 
7.  kleinere  Verletzung  §  5.00,  wöchentlich,  von  den  Mitgliedern  bezahlt.  8.  Alters-  und 
Invalidenrenten.  Den  Fonds  dafür  hat  die  Körperschaft  mit  $  10 000  ge- 
gründet. Von  jedem  monatlichen  Beitrage  (40  Gents)  fließen  2  Gents  in  den 
Pensionsfonds,  und  die  Körperschaft  gibt  1  Cent  hinzu.  Die  Verwaltungskosten 
werden  von  der  Körperschaft  bezahlt.  Die  Gesamtleistungen  für  Unfallversicherung 
und  Sterbegeld  beliefen  sich  bis  zu  dem  30.  April  1905  auf  $  202  779.62; 
Mitgliederzahl,  21 909.  Der  Pensionsfonds  belief  sich  auf  |  35  410.44,  wovon 
I  14  945.95  von  den  Arbeitgebern  bezahlt  waren.  Wenn  der  Fonds,  welcher  in 
Aktien  der  Körperschaft  angelegt  ist,  |  100  000  erreicht,  sollen  die  Zinsen  zu 
Alters-  oder  Invalidenrenten  verwendet  werden. 

3.  Metropolitan  Street  Railway  Association,  New  York 
1-ity.  Die  Arbeiter  und  Angestellten  der  Körperschaft  können,  ohne  dazu  ge- 
zwungen zu  sein,  als  Mitglieder  der  Hilfskasse  beitreten.  Sie  dürfen  nicht  unter 
21  Jahre  und  nicht  über  45  Jahre  alt  sein.  Die  Beiträge,  welche  von  der  Löhnung 
abgezogen  werden,  belaufen  sich  auf  50  Gents  monatlich.  Das  Eintrittsgeld  ist 
$  1.00.  Der  Arzt  empfängt  eine  Gebühr  für  die  Untersuchung.  Das  Kranken- 
geld beträgt  im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  wegen  Unfalls  oder  Krankheit  $  1.00 
täglich,  und  wird  nach  der  ersten  Woche  bis  zu  90  Tagen  gezahlt,  jedoch  nicht 
über  $  90  Gesamtleistung.  Das  Sterbegeld  beträgt  |  300.  Die  Alters-  und 
Invalidenkasse  ward  den  1.  Juli  1902  gegründet  und  wird  von  der  Körperschaft 
verwaltet  und  unterstützt.  Nach  einer  ununterbrochenen  Dienstzeit  von  35  Jahren 
erhält  der  Pensionär  40  7o  seines  durchschnittlichen  Lohnes  aus  den  letzten 
zehn  Jahren  seines  Dienstes;  nach  einer  Dienstzeit  von  30 — 35  Jahren  30  %  des 
durchschnittlichen  Lohnes;  nach  25  Jahren  Dienst  25  %•  Dieselben  Rentensätze 
gelten  für  die  Arbeitsunfähigen  im  Alter  von  65—69  Jahren.  Im  Falle  die  Aus- 
gaben ^  50  000  jährlich  übersteigen,  werden  die  Renten  verhältnismäßig  vermindert. 
Die  Renten  werden  monatlich  bezahlt  und  dürfen  nicht  abgetreten  werden. 
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4.  Crane  Company  Voluntary  Relief  Association,  Chicago  (im  Jahre 
1893  organisiert).  Die  Mitglieder  der  Hilfskasse  sind  in  sechs  Lohnklassen 
eingeteilt: 


Löhne 
pro  Woche 

Beiträge 
(monatlieh) 

Krankengeld 
(wOchentiich) 

Sterbegeld 

Sonderklasse 

4.00 

$ 
.10 

$ 
2.00 

25.00 

1.  Klasse 

6,00 

.20 

4.00 

50.00 

2.       „ 

9.00 

.30 

6.00 

75.00 

3.       . 

12.00 

.40 

8.00 

100.00 

4.       „ 

15.00 

.50 

10.00 

125.00 

'J-         n 

18.00 

.60 

12.00 

150.00 

Bei  jedem  Todesfalle  wird  den  Mitgliedern  eine  Umlage  auferlegt.  Am 
1.  April  1904  hat  die  Firma  ein  Unfall-,  Invaliden-  und  Alters  versicher  ungs- 
system  eingeführt.  Der  Fonds  wird  nur  von  den  Arbeitgebern  unterstützt;  die 
Arbeitnehmer  steuern  ihm  nicht  bei  und  nehmen  an  der  Verwaltung  nicht  teiL 
Der  Zweck  dieses  Planes  ist,  die  Pflichttreue  der  Arbeitnehmer  anzuerkennen,  zu 
belohnen  und  dadurch  anzuspornen. 

5.  Macy  Mutual  Aid  Association,  New  York  City,  wurde  von  der 
Firma  B.  H.  Macy  and  Co.  im  Jahre  1885  organisiert  und  steht  unter  der  Leitung^ 
des  Hauptverwalters.  Jeder  Arbeiter  und  Angestellte  muß  Mitglied  der  Hilfskasse 
sein.  Die  Beiträge  werden  monatlich  von  den  Löhnen  abgezogen.  Krankengeld 
wird  nach  einer  Wartezeit  von  fünf  Tagen  bis  zu  acht  Wochen  in  einem  Jahre 
geleistet. 

6.  Hibbard,  Spencer,  Bartlett  and  Co.,  Chicago  (Eisenwarenhändler)* 
Die  Arbeiter  und  Angestellten  dieser  Firma  haben  seit  dem  6.  März  1888  die 
Vorteile  einer  Hilfskasse  genossen.  Die  Mitgliedschaft  ist  fakultativ.  Die  Bei- 
träge belaufen  sich  auf  10  Cents  monatlich,  jedoch  bezahlen  einige  Mitglieder 
S  3.00  jährlich.  Die  Firma  löstet,  ohne  ausdrücklichen  Vertrag,  Beisteuern  zu 
dem  Fonds.  Während  der  17  Jahre  ihrer  Tätigkeit  hat  die  Hilfskasse  ungefähr 
$  12  000  an  die  Mitglieder  und  deren  Angehörige  ausgezahlt,  hauptsächlich  für 
Krankengeld.  Den  Mitgliedern  wird  ärztliche  Behandlung,  Arznei  und  auch  Be- 
stattung zu  ermäßigten  Preisen  durch  Verträge  der  Hilfskasse  gewährt.  Die  Mit- 
gliederzahl beträgt  ungefähr  600.  Es  gibt  keine  Verwaltungskosten.  Am  1.  Januar 
1905  hat  die  Firma  einen  Invaliden-  und  Altersversicherungsfonds  ge- 
gründet. Der  Plan  war  zuerst  den  Arbeitnehmern  vorgelegt  und  mit  einer  Mehr- 
heit von  95  ^Iq  der  Stimmen  gebilligt  worden.  Der  Fonds  wird  von  der  Firma 
verwaltet.  Alle  Arbeitnehmer  über  18  Jahre  (die  Aktionäre  und  Reisenden  aus- 
genommen) müssen  Mitglieder  sein.  Die  Beiträge,  2"/^^  der  Löhne  (Gehälter),, 
werden  vierteljährlich  von  den  Löhnen  (Gehältern)  abgezogen..  Die  Firma  liefert 
die  Hälfte  des  Einkommens.  Die  gewöhnlichen  Renten  betragen  50  7o  der  durch- 
schnittlichen Löhne  (Gehälter)  aus  den  letzten  fünf  Jahren  vor  dem  Beginn  der 
wegen  Arbeitsunfähigkeit  oder  Alter  gewährten  Pensionsrenten.  Im  Fall  ein  An- 
gestellter den  Dienst  der  Firma  verläßt  oder  entlassen  wird,  wird  der  Betrag  aller 
seiner  Einzahlungen  samt  3%  Zinsen  ihm  zurückgezahlt.  Falls  der  Angestellte 
im  Dienste  bleibt  und  Pensionär  wird,  jedoch  verstirbt,  bevor  er  seine  ganzen  Bei- 
träge samt  3  %  Zinsen  zurückerhalten  hat,  bekommen  seine  Hinterlassenen  den 
Rest  ausgezahlt.  Nach  dem  ersten  Berichte,  vom  25.  Januar  1906,  war  das  Ein- 
kommen des  Fonds:  Beiträge  der  Arbeitnehmer  $.10  306.79;  Beiträge  der  Firma 
5  10  306.79;  Zinsen  $  190.07.  Leistungen:  von  Angestellten  zurückgezogen  $  841.90; 
Altersrente  $  302.00;  Gesamtleistungen  J  1 143.90. 

7.  Th  e  Western  Electric  Company,  Chicago.  ImJahre  1906  hat  dieseKörper- 
schaft  eine  Altersversicherungseinrichtung  getroffen.  Sie  hat  einen  Kapitalfonds 
von  $  400  000  angelegt,  welcher  4  ^j^  Zinsen  trägt.     Der  Präsident  der  Körperschaft 


Digitized  by 


Google 


Hilfskassen  und  Altersversicherung  unter  Leitung  der  Arbeitgeber.  67 

ist  befngt;  dazu  jährlich  bis  za  $  150  000  hinznzufügeD.  Im  Falle  die  LeistaBgen 
das  Einkommen  überschreiten,  wird  ein  neuer  Tarif  mit  verhältnismäßig  niedrigeren 
Sätzen  eingeführt  werden.  Die  Einrichtung  wird  von  Vertretern  der  Körper- 
schaft verwaltet  Alle  sechzigjährigen  Arbeiter  und  Angestellten  der  Körperschaft, 
welche  20  Jahre  ununterbrochen  im  Dienste  gewesen  sind,  können  mit  Alters- 
renten entlassen  werden.  Auch  Arbeiter  oder  Angestellte,  welche  zehn  Jahre  ge- 
dient haben  und  wegen  Unfalls  oder  Krankheit  ganz  arbeitsunfähig  werden,  können 
Altersrente  erhalten.  Die  Altersrente  wird  so  berechnet,  daß  für  jedes  Jahr  der 
Dienstzeit  1  ^/^  des  durchschnittlichen  Lohnes  oder  der  Gehälter  während  der 
letzten  zehn  Jahre  vor  der  Entlassung  gutgeschrieben  wird.  Z.  B.:  Ein  Arbeiter 
oder  Angestellter  hat  im  Durchschnitt  während  der  letzten  zehn  Jahre  vor  seiner 
Entlassung  $  900  jährlich  als  Lohn  oder  Gehalt  erhalten;  im  Falle  er  24  Jahre 
ununterbrochen  gedient  hat,  bekommt  er  24^0  von  $  900  oder  §  216  jährlich 
(bzw.  $  18  monatlich)  Altersrente.  Der  Betrag  und  die  Dauer'  der  Pension  im 
Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  wegen  Unfalls  oder  Krankheit  wird  von  der  ver- 
waltenden Behörde  (Ausschuß)  festgestellt.  Die  Zahl  der  Pensionierten  betrug  am 
1.  Januar  1907  acht. 

8.  Gorham  Mauufacturing  Co.,  Providence  Rhode  Island.  Diese 
Körperschaft  bezahlt  Altersrenten.  Der  Hauptverwalter  schreibt:  „Wir  be- 
haupten, daß  es  die  Pflicht  einer  Körperschaft,  welche  über  50  Jahre  besteht,  ist, 
diejenigen  zu  unterstützen,  welche  die  Mehrzahl  ihrer  Lebensjahre  dem  Geschäft 
gewidmet  haben".  Am  1.  Mai  1908  trat  der  Pensionsplan  dieser  Firma  in  Kraft. 
Die  Arbeitnehmer,  welche  der  Firma  zufriedenstellend  gedient  haben,  haben,  im 
Falle  sie  durch  Alter  oder  dauernde  Krankheit  arbeitsunfähig  werden,  Anspruch 
auf  Altersrente  unter  folgenden  Bedingungen:  nach  25  Jahren  ununterbrochenen 
Dienstes,  wenn  sie  70  Jahre  alt  sind;  nach  35jähriger  Dienstzeit,  wenn  sie 
<»0  Jahre  erreichen;  nach  40  Jahren  Dienstzeit,  wenn  sie  50  Jahre  erreichen.  Der 
Arbeitnehmer  erhält  eine  Rente  von  1  ^^  seines  Lohnsatzes  zur  Zeit  seiner  Ein- 
stellung, vorausgesetzt,  daß  die  Rente  niemals  $  1000  jährlich  tiberschreitet.  Der 
Reservefonds  wird  durch  die  jährliche  Bereitstellung  einer  Summe  unterhalten, 
welche  dem  gesamten  Betrag  der  Lohnzahlung  des  vorigen  Jahres  gleichkommt. 
Falls  die  Leistungen  während  drei  aufeinander  folgender  Jahre  die  vpn  der  Firma 
bewilligte  Summe  um  5  ^1^  überschreiten,  werden  die  Pensionssätze  entsprechend 
vermindert,  und  für  die  späteren  Renten  wird  ein  neuer  Maßstab  eingeführt.  Falls 
aber  die  von  der  Firma  bewilligte  Summe  die  durchschnittlichen  Leistungen 
während  drei  Jahren  um  5  ^o  übersteigt,  so  wird  der  frühere  Maßstab  wieder 
eiogeftlhrt. 

9.  Metropolitan  Life  Insurance  Co.  Staff  Savings  Fund,  New  York 
City  (1904  organisiert).  Die  Gesellschaft  selbst  hat  diese  Kasse  gegründet  und 
verwaltet  sie.  Der  Fonds  wird  von  Beiträgen  der  Gesellschaft  und  der  An- 
gestellten und  von  den  Zinsen  des  Fonds  unterhalten.  Die  Gesellschaft  steuert 
dem  Fonds  im  Verhältnis  von  50  7o  der  Einzahlungen  der  Angestellten  bei.  Im 
Falle  ein  Angestellter  wegen  Alters  oder  Invalidität  aus  dem  Dienste  der  Ge- 
sellschaft scheidet,  kann  er,  mit  der  Erlaubnis  des  Vorstands,  seinen  ganzen  Anteil 
am  Fonds  mit  3  ^j^  Zinsen  als  Kapitalabfindung  erhalten.  Im  Falle  des  Todes 
eines  Angestellten  während  seines  Dienstes  erhalten  seine  Rechtsnachfolger  (Hinter- 
bliebenen) seinen  Anteil  mit  3  ^/^  Zinsen  ausgezahlt.  Wenn  er  aus  anderen  Beweg- 
gründen aus  dem  Dienste  scheidet,  erhält  er  nur  die  Summe  seiner  eigenen  Ein- 
zahlungen mit  3  \  Zinsen,  ohne  Anspruch  auf  die  Einzahlungen  der  Gesellschaft 
zu  haben. 

(Zu  Ziffer  10  siehe  die  Tabelle  auf  S.  68—71.) 
11.  Der  Versicherungsplan  von  Alfred  Dolge  in  Dolgeville  (Staat  New 
York)  ist  oft  besprochen  worden.  So  z.  B.  hat  Bemis  in  einem  Aufsatze  im 
„Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften"  den  Plan  wörtlich  wie  folgt  be- 
schrieben: „Abgesehen  von  den  Eisenbahngesellschaften  haben  die  Unternehmer 
hinsichtlich  der  Arbeiterversicherung  kaum  genug  getan,  um  eine  Schilderung  in 
einem  Artikel  wie  dem  vorliegenden  zu  rechtfertigen  .  .  .  Die  Firma  Alfred  Dolge 
und  Sohn   in  Dolgeville,  New  York,  einer  Stadt  von    2000  Einwohnern,   die   600 
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Arbeiter  beschäftigt  in  der  Fabrikation  von  Pianos,  Orgeln  und  Polierfilzen, 
Resonanzböden  and  sonstigem  Zubehör  zu  musikalischen  Instrumenten,  trägt  gegen 
$  200  000  Lebensversicherung  bei  einer  recht  mäßigen  Lebensversicherungs- 
gesellschaft  für  ihre  Leute,  die  fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  im  Dienst  gewesen 
sind.  Die  Gesellschaft  zahlt  die  Prämien.  Verläßt  ein  Angestellter  den  Dienst, 
so  kann  er  die  Versicherungspolice  beibehalten,  wenn  er  die  Zahlung  der  Prämien 
übernimmt.  Ein  Angestellter  kann  sich  in  einem  Alter  von  26  Jahren  eine  Police 
von  $  1000  sichern,  wenn  er  dann  fünf  Jahre  im  Dienst  gewesen  ist,  und  für 
jede  weiteren  fünf  Jahre  bis  zu  15  Jahren  $  1000  mehr,  was  für  diese  Klasse 
der  Angestellten  ein  Versicherungsmaximum  von  $  3000  ergibt.  Diejenigen,  die 
ihre  Tätigkeit  zwischen  dem  22.  und  26.  Lebensjahr  beginnen,  können  sich  nie 
mehr  als  zwei  Policen  von  je  $  1000  sichern,  eine  nach  fünf  und  eine  nach  zehn 
Dienstjahren.  Einer,  der  seine  Tätigkeit  zwischen  dem  27.  und  40.  Lebensjahre 
beginnt,  kann  sich  "nur  eine  Police  sichern,  und  für  alle  über  40  Jahre  alten  und 
für  solche,  die  durch  die  Lebensversicherungsbestimmungen  zurückgewiesen  sind, 
werden  jährlich  $  35  auf  Zinsen  hinterlegt,  bis  der  Betrag  die  Höhe  von  $  1000 
erreicht,  wenn  dies  vor  dem  Tode  des  Angestellten  geschehen  sollte;  wenn  nicht, 
wird  der  dem  Angestellten  gutgeschriebene  Betrag  an  seine  Erben  oder  Bevoll- 
mächtigten ausgezahlt.  Diese  Firma  gewährt  auch  Pensionen  für  teilweise  oder  gänz- 
liche Arbeitsunfähigkeit  aus  irgendeiner  Ursache;  die  Pensionen  variieren  zwischen 
50  und  100  ^Iq  des  Lohnes  während  des  Jahres,  das  der  Arbeitsunfähigkeit  voraus- 
geht, unter  Berücksichtigung  der  Anzahl  der  Jahre  ununterbrochener  Dienstzeit 
von  zehn  bis  zu  fünfundzwanzig  Jahren,  doch  kann  keine  Pension  $  1000  über- 
steigen. Wenige  indes  bleiben  in  dem  Dienst  dieser  Firma,  um  eine  große 
Pensionsrechnung  zu  machen,  obwohl  das  System  schon  seit  1882  in  Anwendung 
ist."  Seit  diese  Worte  geschrieben  worden  sind,  ist  Herr  Dolge  aus  der  Ver- 
waltung der  New  Yorker  Gesellschaft  ausgeschieden  und  hat  eine  neue  Firma  für 
die  Fabrikation  von  Filzschuhen  in  Kalifornien  gegründet.  Aus  Kalifornien  schrieb 
er  am  12.  Dezember  1906  an  den  Verfasser  dieses  Heftes:  „Mein  in  meinen 
Werken  in  Dolgeville,  New  York,  während  25  Jahren  tätiges  Arbeiter- 
versicherungssystem wird  von  den  heutigen  Eigentümern  der  Werke  abgeschafft 
werden."  Schon  im  Jahre  1895  hat  Dolge  ein  nationales  Arbeiterversicherungs- 
system empfohlen,  um  die  Ansprüche  des  Arbeiters  im  Falle  einer  Aenderung 
seines  Wohnorts  und  seiner  Beschäftigung  aufrecht  zu  erhalten.  Seine  Ansichten 
haben  sich,  vielleicht  teilweise  infolge  seiner  Erfahrungen,  bis  heute  noch  weiter 
entwickelt.  In  dem  vorerwähnten  Briefe  schreibt  er:  „Ich  habe  immer  der  Ansicht 
gehuldigt,  daß  die  Arbeiter  während  der  Erwerbsunfähigkeit  und  im  Alter  durch 
Versicherung  gegen  Elend  geschützt  werden  sollten.  Jetzt  bin  ich  zu  dem 
Schluß  gekommen,  daß  die  Bestrebungen  der  einzelnen  Unternehmer  und  Körper- 
schaften nur  Lückenbüßer  und  Notbehelf  sind;,  und  es  freut  mich  zu  hören, 
daß  der  Staat  Illinois  den  Versuch  machen  will,  in  jenem  Sinne  ein  Gesetz  zu 
erlassen.  Seit  Jahren  bin  ich  für  ein  nationales  Arbeiterversicherungs- 
system eingetreten."  ^) 

12.  Buffalo  Smelting  Works.  Die  Hilfskasse  wurde  im  Jahre  1893  organisiert. 
Die  Beiträge  der  verheirateten  Arbeiter  betragen  $  1.00  und  diejenigen  der  ledigen 
Arbeiter  60  Cents  monatlich;  die  Beiträge  werden  von  der  Lohnzahlung  abgezogen 
und  nur  für  Krankengeld  ausbezahlt.  Die  Beiträge  der  Firma  dagegen  werden 
nur  auf  Sterbegeld  verwandt.  Das  Krankengeld  beträgt,  nach  den  ersten 
fünf  Tagen,  $  25  monatlich,  und  Unfallentschädigung  ebensoviel.  Die  Mitglied- 
schaft unter  den  250  Arbeitnehmern  ist  fakultativ.  Die  Firma  hat  eine  ähn- 
liche Einrichtung  in  ihren  Bergwerken;  die  Fonds  werden  in  den  Aktien  der 
Firma  angelegt,  und  die  Zinsen  decken  die  Prämien  (Report,  New  York  Department 
of  Labor,  1903,  S.  231). 


*)  Aufsatz  von  E.  W.  Bemis,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  I.  Bd.,  Jena 
(1898),  S.  714.  —  Artikel  von  Paul  Monroe,  American  Journal  of  Soclology,  Januar  1897.  — 
Economic  Theories  as  practically  applied  in  the  factories  of  Alfred  Dolge  andSon,  at 
Dolgeville,  New  York  (1896). 
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13.  New  York  Edison  Company  bezahlt  die  Löhne  der  verletzten  Arbeiter 
während  der  Erwerbsunfähigkeit.     Gesamtleistung  jährlich    $  10  000   (1.  e.  S.  283). 

14.  Steinway  and  Sons  (Pianofabrik)  New  York.  Die  erste  Hilfskasse 
wurde  im  Jahre  1864  organisiert,  und  1883  wurde  eine  neue  Kasse  errichtet. 
Mitgliederzahl  850.  Die  Firma  steuert  dem  Fonds  jährlich  mit  $  1000  bei,  be- 
zahlt für  drei  Plätze  im  Krankenhause  $  1200,  und  zahlt  auch  für  ärztliche  Be- 
handlung. Jeder  Arbeitnehmer  von  18  Jahren  und  darüber  muß  Mitglied  der 
Kasse  während  der  ersten  drei  Monate  werden;  später  darf  er  nicht  eintreten. 
Eintriltsgeld  $  1.00;  monatliche  Beiträge  15  Gents  (1.  c.  S.  291). 

15.  Oneida  Community  (New  York).  Die  Arbeiter  müssen  Mitglieder 
der  Hilfskasse  sein.  Wöchentliche  Beiträge  5  Cents  (bzw.  10);  die  Firma  steuert 
dem  Fonds  50  ^^  der  Beiträge  bei.  Krankengeld,  täglich  50  Cents  (bzw.  $  1.00), 
während  13  Wochen,  und  nachher  die  Hälfte  während  13  Wochen    (1.  c.  S.  297). 

16.  United  Traction  Employees  Mutual  Aid  Association,  Provi- 
dence,  Rhode  Island  (am  19.  Oktober  1901  organisiert).  Jeder  Arbeitnehmer 
der  Körperschaft,  welcher  die  Beiträge  regelmäßig  bezahlt,  bleibt  Mitglied  der 
Unterstützungskasse  während  seiner  Dienstzeit  oder  solange  er  Pensionsrente  er- 
hält. Die  leitenden  Beamten  der  Körperschaft  und  die  zeitweiligen  Tagelöhner 
können  nicht  Mitglieder  der  Kasse  werden.  Die  Verwaltung  liegt  einem  Ausschuß 
von  sieben  Vertrauensmännern  ob,  von  welchen  vier  als  Vertreter  der  Körperschaft 
und  drei  als  Vertreter  der  Arbeiter  und  Angestellten  gewählt  werden.  Die  Ab- 
rechnungen werden  von  einem  Sachverständigen  jährlich  geprüft.  Der  Schatz- 
meister hat  $  5000  Kaution  zu  stellen.  Die  Mitglieder  sind  in  drei  Klassen  ein- 
geteilt: 1.  diejenigen  mit  wöchentlichen  Löhnen  von  weniger  als  $  9;  2.  wöchent- 
liche Löhne  von  $  9 — 12;  3.  Löhne  und  Gehälter  von  |  12  und  mehr.  Beiträge 
10,  15  und  20  Cents  wöchentlich.  Die  Beiträge  müssen  auch  während  der  Er- 
werbsunfähigkeit und  nach  erfolgter  Pensionierung  fortgezahlt  werden.  Die  Körper- 
schaft steuert  dem  Fonds  bei:  1.  $  100  zu  dem  |  500  betragenden  Sterbegeld 
bei  dem  Tode  eines  Mitglieds  der  ersten  Klasse,  |  150  zu  dem  Sterbegeld  von 
$  750  in  der  zweiten  Klasse,  $  200  zu  dem  Sterbegeld  von  $  1000  in  der  dritten 
Klasse;  2.  ein  Viertel  der  Summe  der  wöchentlichen  Beiträge  der  Mitglieder;  3.  alle 
Verwaltungskosten;  4.  die  Körperschaft  deckt  das  etwaige  Defizit  des  Fonds,  unter 
dem  Vorbehalt,  daß*sie  solche  Vorschtlsse  aus  späteren  Ueberschüssen  des  Fonds 
zurückerhalten  kann.  Die  Beiträge  werden  wöchentlich  von  der  Lohnzahlung  ab- 
gezogen. Leistungen:  Sterbegeld  je  nach  der  Klasse  $  500,  750  und  1000. 
Wenn  die  Arbeitsunfähigkeit  oder  der  Tod  durch  Trunkenheit,  Ausschweifungen 
usw.  verursacht  wird,  wird  nichts  bezahlt  Wöchentliches  Krankengeld  während 
der  Erwerbsunfähigkeit,  je  nach  der  Klasse,  $  4,  6  und  8.  Um  das  Kranken- 
oder Sterbegeld  zu  erhalten,  muß  das  Mitglied  die  Körperschaft  von  allen  gesetz- 
lichen Verbindlichkeiten  aus  dem  Untemehmerhaftpflichtgesetz  befreien  und  einen 
entsprechenden  Revers  unterzeichnen.  Im  Falle  der  Arbeiter  die  Körperschaft 
rechtlich  belangt,  büßt  er  der  Unterstütznngskasse  gegenüber  alle  seine  Ansprüche 
ein.  Während  des  Jahres  1905  beliefen  sich  die  Einnahmen  des  Fonds  auf 
$  30  226.97  (Beiträge  der  Mitglieder  $  14  924.40,  der  Körperschaft  $  12  831.12) 
und  die  Auszahlungen  für  Sterbegeld  auf  $  9  875.00,  für  Krankengeld  auf 
$  19  744.59.  Seit  der  Gründung  belaufen  sich  die  gesamten  Beiträge  der  Mit- 
glieder auf  $  60  984.30,  der  Körperschaft  auf  $  42  846.10.  Die  Verwaltungs- 
kosten werden  von  der  Körperschaft  bezahlt  und  sind  hier  nicht  mit  eingerechnet 
Falls  die  Unternehmer  von  dem  Damoklesschwerte  des  Haftpflichtgesetzes 
befreit  würden,  könnten  sie  einen  beträchtlicheren  Teil  der  Beiträge  beisteuern. 
Unter  den  gegenwärtigen  Umständen  aber  müssen  sie  jährlich  den  Unfall- 
versicherungsgesellschaften ungeheure  Summen  bezahlen,  um  sich  gegen  gericht- 
liche Verfolgung  zu  schützen,  oder  sich  auf  kostspielige  Prozesse  mit  unsicherem 
Ausgang  einlassen. 

17.  Rochester  Railway  Company,  Rochester,  New  York 
(700  Arbeiter,  450  Kassenmitglieder).  Arbeitnehmer  im  Alter  von  21 — 50  Jahren 
können  nach  einer  ärztlichen  Untersuchung  Mitglieder  der  Kasse  werden.    Eintritts- 
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geld,  $  1.00;  monatliche  Beiträge,  50  Gents;  Krankengeld,  $  1.00  täglich,  während 
100  Tagen  in  einem  Jahre;  Sterbegeld,  $  150.  (New  York  Department  of  Labor, 
General  Report,  190B,  S.  315.) 

18.  Bausch  and  Lomb  Optical  Company,  Rochester,  New 
York.  Die  Firma  hat  den  Fonds  mit  einer  Stiftung  von  |  3000  begründet.  Alle 
Arbeiter  und  Angestellten  zwischen  20  und  45  Jahren  können  nach  einer  Dienst- 
zeit von  zwei  Monaten  Mitglieder  der  Hilfskasse  werden.  Die  monatlichen  Beiträge 
bewegen  sich  zwischen  5  Cents  und  50  Cents,  je  nach  der  Lohnklasse  (Löhne 
von  §3—12  wöchentlich);  Krankengeld,  $  1.00—8.00  wöchentlich;  Sterbegeld, 
(  15 — 100.  Der  Pensionsfonds  beläuft  sich  auf  |  20  000,  und  aus  den  Zinsen  zahlt 
die  Firma  den  bejahrten  Arbeitern  und  Angestellten  Renten  nach  Maßgabe  der 
Dienstzeit  (1.  c,  S.  302). 

19.  The  International  Harvester  Company,  Chicago,  „hat  einen 
Plan  in  Vorbereitung  für  die  Versicherung  ihrer  20  000—25  000  Arbeiter  und 
Angestellten  in  allen  Filialen  der  Körperschaft.  Da  die  Einzelheiten  des  Planes 
noch  nicht  ausgearbeitet  sind,  ist  es  untunlich,  zurzeit  genaue  Auskunft  zu  geben'^. 
(Aus  einem  Brief  von  B.  A.  Kennedy,  General  Manager  of  Manufacturing, 
Januar  1907.) 

20.  Swift  Packing  Company,  Chicago,  mit  Filialen  in  Kansas 
City  (Kansas),  Süd-Omaha  (Nebraska),  Ost-St.  Louis  (Illinois),  Sttd-St.  Joseph 
(Missouri),  Süd- St.  Paul  (Minnesota),  Fort  Worth  (Kansas),  und  ungefähr  400 
Warenhäusern  und  Bureaus  in  den  Vereinigten  Staaten.  Diese  Körperschaft  hat 
ein  Versicherungssystem  für  ihre  25  000  Arbeiter  und  Angestellten  in  Beratung 
gezogen,  welches  zurzeit  noch  nicht  spruchreif  ist,  jedoch  Kranken-,  Unfall- 
und  Lebensversicherung  einschließt.    (Nach  einem  Briefe  der  Verwaltung.) 

Der  Verfasser  hat  Gelegenheit  gehabt,  die  Versicherungspläne  der  International 
Harvester  Company  und  der  Swift  Packing  Company  selbst  einzusehen  und  glaubt 
danach  sagen  zu  dürfen,  daß  sie  verhältnismäßig  liberal  und  fortschrittlich  an- 
gelegt sind. 


VIU. 

Arbeiterrersicherang  der  Eisenbahngesellschaften  in  den 

Vereinigten  Staaten. 

Es  scheint  zweckmäßig,  das  Versicherungssystem  der  Eisenbahngesellschaften 
einheitlich  zu  behandeln.  Zwei  Abteilungen  des  Systeraes  —  Kranken-  und 
Unfallversicherung  —  sind  so  eng  miteinander  verbunden,  daß  es  sehr 
schwer,  ja  unmöglich  wäre,  jede  für  sich  zu  studieren  und  darzustellen.  So  ver- 
fährt auch  Riebenack,  wenn  er  die  Ergebnisse  seiner  wertvollen  Forschungen 
darlegt.  ^) 

Statistik  des  Eisenbahnwesens  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Am  30.  Juni  1904  belief  sich  das  Gesamtgeleise  der  Eisenbahnen  in  den  Vereinigten 
.Staaten  auf  297  073  (212  243  "singletrack")  Meilen  (im  Jahre  1892  nur  auf 
171  563.52).  Die  Anzahl  der  Arbeiter  und  Angestellten  aller  Kategorien  im  Jahre 
1903  betrug  1B12  537.  Riebenack  (S.  10)  gibt  die  Meilenzahl  für  das  Jahr 
1903  auf  205  000  Meilen  an.  Seine  Angaben  beziehen  sich  auf  Eisenbahnen  mit 
einer  Gesamtzahl  von  73351.76  Meilen  und  653  267  Arbeitern  und  Angestellten. 
(Vgl.  Statistical  Abstract  of  U.  S.,  1903,  S.  403,  495.) 

Gesamtübersicht  der  Eisenbahnhilfsabteilungen.  Der 
Comptroller  des  „Pennsylvania  System"  (1.  c.  S.  77)  hat  neun  dieser  Einrichtungen 

*)  Railway  Provident  Institutions  in  English-Speaking  Countries,  by 
ÄF.  Riebenack,  Comptroller  of  the  Pennsylvania  Railroad  Company,  Philadelphia,  1905.  Die 
Herichte  gelten  für  das  Jahr  1903. 
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studiert.  Diese  nenn  Eisenbahngesellschaften  besitzen  an  31 000  Meilen  Geleise, 
ungefähr  15  ®/^  der  Schienenstränge  in  den  Vereinigten  Staaten.  Sie  haben  zu- 
sammen 318  000  Arbeiter  und  Angestellte,  ungefähr  25  ®/^  der  Gesamtzahl  der 
Arbeiter  und  Angestellten  in  allen  Eisenbahngesellschaften  der  Union.  Ihre  Unter- 
stutzungskassen  zählen  insgesamt  206  000  Mitglieder,  d.  h.  etwa  65  7o  der  Gesamt- 
zahl der  Arbeiter  und  Angestellten  dieser  neun  Eisenbahnen.  Die  durchschnitt- 
lichen jährlichen  Gesamtausgaben  ihrer  Unterstützungskassen  betragen  ungefähr 
$  2  230  000,  während  die  Gesamtausgaben  seit  Bestehen  der  Kasseneinrichtungen 
rund  $  37  150  000  betragen.     (Riebenack,  1.  c.  S.  77.) 

Tabelle,    betreffend    die    neun    Eisenbahngesellschaften,    die 
Unterstützungskassen   eingeführt   haben: 


Namen  der  Eisenbahn- 
gesellschaft 

Anzahl  der 
Heileu 

Anzahl  der 
Arbeiter 

Anzahl  der 
Hitglieder 
der  Kassen 

Durchschnittliche 
Jahresansgaben 

i 

Atlantic  Coast  Line     .    .    . 
Baltimore  and  Ohio     .     .    . 
€hicago,  Burlington  and 

Quincy 

Chicago  Terminal  and  Valley 

Lehigh  Valley 

Long  Island 

Pennsylvania  System 

East    . 

West   . 
Philadelphia  and  Beading     . 

4139 
4322 

8324 

88 

1398 

392 

5852 
5062 
1468 

17  512 
64600 

38  350 
1088 

18  621 
6145 

110  327 
49  202 
23  732 

8129 
41783 

22141 
995 

6  505 
4  700 

76  507 
26  644 
18  951 

82  763.83 
375  153.75 

332  504.71 

9  304.42 

36  547.55 

20  400.00 

750  989.53 
381  260.40 
241  765.64 

Insgesamt 

31045 

319  577 

206  355 

2  229  689.73 

llnterstfitzungskassen  der  Eisenbahngesellschaften  in  der  Union. 

Diese  großen  Gesellschaften  stehen  an  der  Spitze  der  Arbeiterversicherungs- 
bewegung  in  den  Vereinigten  Staaten  ^)  und  bedürfen  deshalb  einer  näheren  Darstellung. 

1.  Krankenhäuser  und  ärztlich  eHilfe.  Dies  waren  die  ersten 
Formen  der  Ärbeiterfürsorge  seitens  der  Eisenbahngesellschaften  (Riebenack, 
1.  c.  S.  214).  Im  Jahre  1868  hat  die  Southern  Pacific  Kailroad  im  Staate 
Califomien  zuerst  die  Einrichtung  eingeführt.  Es  liegen  bereits  Berichte  von 
35  Eisenbahngesellschaften  vor,  welche  eigene  Krankenhäuser  besitzen  oder  auf 
Grund  von  Verträgen  sich  solcher  bedienen.-  Diese  35  Gesellschaften  haben  eiue 
Gesamtzahl  von  ungefähr  70000  Meilen  und  360000  Arbeitnehmern,  und  275000 
Fälle  werden  durchschnittlich  jedes  Jahr  ärztlich  behandelt.  Zehn  dieser  Gesell- 
schaften bezahlen  ganz  oder  teilweise  die  Kosten  der  ärztlichen  Behandlung  in 
ihren  Krankenhäusern  oder  in  anderen,  mit  welchen  sie  Verträge  geschlossen  haben. 
Das  "Pennsylvania -System"  hat  während  des  Jahres  1903  zu  diesem  Zweck 
§  20  567.50  verausgabt  Gewöhnlich  zahlen  die  Arbeiter  monatlich  $  0.25 — 1.00 
ein.  In  der  Regel  liefert  die  Gesellschaft  die  Gebäude,  gibt  freien  Transport  und 
zuweilen  auch  die  notwendigen  chirurgischen  Mittel.  Das  ärztliche  Korps  unter- 
steht dem  Hauptchirurg  oder  Chefarzt,  während  andere  Wundärzte  und  Aerzte  an 
passenden  Plätzen  über  die  ganze  Linie  verteilt  sind.  Es  gibt  auch  ein  Korps  vc 
Krankenhausärzten.  Spezialisten  werden  berufen,  wenn  es  nötig  erscheint. 
Bei  diesen  Einrichtungen  sind  Gebühren  nur  für  die  ärztliche  Behandlung  zu  be- 
zahlen.   Im  Falle  einer  Verletzung  wird  die  Entschädigung  durch  Uebereinkommen 

*)  „These  railway  kings  are  among  tlie  greatest  men,  perhaps  I  may  say  are  the  greatest 
men  in  America".     Bryce,  The  American  Commonwealth,  Vol.  11,  S.  530,  2.  Aufl. 
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oder  auf.Grnnd  eines  Prozesses  festgesetzt.  Zuweilen  werden  die  Angehörigen  der 
Arbeiter  zu  herabgesetzten  Preisen  in  den  Krankenhäusern  behandelt.  Einige  der 
Aerzte  der  Gesellschaften  haben  Einrichtungen  getroffen,  um  Hilfe  in  plötzlichen 
Unglücksfällen  zu  ermöglichen.  Sie  halten  Vorlesungen  vor  Arbeitergruppen, 
während  Verbandskästen,  Arznei-  und  Transportmittel  an  passenden  Stellen  zur 
Verfügung  stehen. 

2.  Arbeiterversicherung  mittels  Privatversicherungsgesellschaften. 
Der  zweite  Schritt  war,  Verträge  zugunsten  der  Arbeiter  mit  gewissen  Ver- 
sicherungsgesellschaften zu  schließen,  um  eine  Unfallversicherung  zu  verminderten 
Kosten  zu  ermöglichen.  Die  Eisenbahngesellschaften  sind  imstande,  die  Kommissions- 
und Bezahlungsbeträge  der  Prämien  vermindern  oder  ersparen  zu  können.  Es  gibt 
mehrere  Arten  dieses  Versuches:  a)  Die  Verwaltung  der  Bahn  schließt  einen 
Vertrag  mit  den  Vertretern  der  Versicherungsgesellschaft,  nach  welchem  letztere 
unter  den  Arbeitern  Subskribenten  werben.  So  z.  B.  die  Bangor  und  Aroostook 
Railroad  Co.,  welche  412  Meilen  und  1320  Arbeiter  zählt,  b)  Die  Eisenbahn- 
gesellschäft  selbst  geht  einen  Vertrag  mit  der  Versicherungsgesellschaft  zu  ver- 
minderten Kosten  ein,  wie  z.B.  die  Illinois  Central  Railroad  (4  301.10  Meilenzahl; 
34  249  Arbeiter. 

Bei  der  Norfolk  and  Wystern  Railroad  Co.  (1722  Meilenzahl; 
15  394  Arbeiter)  welche  dieses  System  gleichfalls  eingeführt  hat,  sind  die 
Arbeiter  in  mehrere  Gefahrklassen  eingeteilt  Die  gewöhnlichen  Unterstützungen 
gewähren  im  Todesfalle  eine  Pauschalsumme  für  die  Familie  des  Arbeiters  von 
$  500  (oder  $  2.50  Wochengeld)  bis  zu  $  1000  ($  5.00  Wochengeld).  Man  erlaubt 
höhere  SätSe  bei  den  Unfallklassen  minderer  Gefahr.  Die  Eisenbahngesellschaft  zieht 
die  Prämien  durch  Lohnabzüge  ein.  Am  1.  Februar  1904  waren  3865  Arbeit- 
nehmer (von  insgesamt  15  394  Arbeitern)  im  Besitz  einer  solchen  Versicherung. 
Bei  der  Texas  and  Pacific  Railroad  belaufen  sich  die  Prämiensätze  jährlieh 
auf  $  10.20  bis  zu  $  61.20;  der  Schadenersatz  im  Todesfalle  beträgt  $  500  bis 
zu  $  5000;  das  Wochengeld  $  5  bis  zu  $  25.  Die  Verwaltung  der  Bahn  sammelt 
die  Prämien  durch  Abzug  von  der  Lohnbezahlung  ein  und  erhält  dafür  eine  Gebühr 
von  5  7o-     Von  8177  Arbeitnehmern  sind  1250  versichert  (Riebenack,  1.  c.  S.  24). 

Die  Cincinnati,  New  Orleans  and  Texas  Pacific  Railway  sehließt 
im  Versicherungsvertrage  Unfall-,  Kranken-  und  Lebensversicherung  ein.  Ver- 
schiedene Arten  von  Policen  stehen  zur  Verfügung.  Nach  angestellter  Berechnung 
ersparen  die  Privatversicherungsgesellschaften  41  ^j^  der  Kosten,  indem  sie  für 
die  Anwerbung  neuer  Mitglieder  und  das  Einsammeln  der  Prämien  nichts  zu  be- 
zahlen brauchen,  sodaß  sie  mit  verminderten  Sätzen  arbeiten  können.  Die  jährlichen 
Prämien  für  Krankenversicherung  belaufen  sich  auf  ^  6,  und  sichern  im  Falle  der 
Krankheit  $  6  Wochengeld.  Am  Ende  des  Jahres  1903  waren  von  5338  nur  517 
Arbeiter  und  Angestellte  versichert;  $  780 100  Lebensversicherung  und  $  7097 
Unfall- und  Krankenversicherung.  Die  Einnahmen  betragen  $  12  633.48;  darunter 
$  11 761.92  von  den  Arbeitern  und  $  871.56  von  der  Bahngesellschafi  letztere 
mutmaßlich    für  Verwaltungskosten  des  Bureaus. 

Zuweilen  schließt  die  Eisenbahngesellschaft  nicht  nur  einen  Versicherungs- 
vertrag zu  verminderten  Sätzen,  sondern  übernimmt  auch  einen  Teil  der  Beiträge. 
So  z.  B.  hat  die  Chicago  and  Alton  Railroad  (915  Meilen  7339  Arbeitnehmer) 
im  Jahre  1899  einen  Vertrag  mit  einer  Lebens-  und  Unfallversicherungsgesellschaft 
geschlossen  und  versprochen,  50%  der  Beiträge  für  die  gefährlichen  Klassen  und 
30  ^Iq  für  die  anderen  Klassen  zu  bezahlen.  Später  aber  hat  diese  Körperschaft 
das  Uebereinkommen  gelöst,  weil  sie  die  Last  nicht  weiter  tragen  konnte 
(Riebenack,  1.  c,  S.  17). 

Die  Union  Pacific  Railroad  (2  933.7  Meilenzahl,  15  338  Arbeitnehmer) 
hat  am  1.  Januar  1901  einen  ähnlichen  Plan  eingeführt,  und  hat  33%  der  Bei- 
träge für  die  gefährlichen  Klassen  und  25  %  für  die  anderen  Klassen  übernommen. 

3.  Die  Eisenbahngesellschaft  selbst  verwaltet  die  Unfall- 
versicherung und  bezahlt  einen  Teil  der  Kosten.  —  Die  Chicago  and 
Eastern  Illinois  Railroad    organisierte   im   Juni  1893  eine  Anstalt  dieser  Art, 
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und  seit  1895  ist  die  Mitgliedschaft  obligatorisch  geworden.  Ausgeschlossen 
von  der  Teihiahme  sind  die  Arbeiter  von  mehr  als  65  Jahren,  es  sei  denn,  daß 
sie  zur  Zeit  der  Organisation  schon  im  Dienste  der  Gesellschaft  gewesen  sind.  Als 
Beiträge  werden  eingezahlt:  1.  von  Bureauangestellten,  Bahnhofbeamten,  Turm- 
wärtern und  Bahnwärtern  5%  der  Lohnsätze;  2.  von  Gtlterzugführem,  Bremsern  und 
Weichenstellern  2  7o  der  Lohnsätze;  3.  von  allen  anderen  1  ^1^  der  Lohnsätze. 
Leistungen:  für  Arbeitsunfähigkeit  durch  Unfall  werden  50%  der  gewöhnlichen 
Lohnsätze,  bis  zu  50  Wochen  gezahlt,  aber  im  ganzeii  nicht  mehr  als  $  1000; 
das  Sterbegeld  ist  gleich  50  ^/^  des  jährlichen  Lohnes  und  darf  sich  mit  Begräbnis- 
kosten und  Honoraren  der  Aerzte  bis  auf  |  1000  belaufen.  Die  Eisenbahngesell- 
schaft gibt  freie  chirurgische  Hilfe,  verwaltet  die  Versicherungsanstalt  und  deckt 
eintretendenfalls  das  Defizit. 

4.  Menschenfreundliche  Stiftungen.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  das 
merkwürdigste  Beispiel  dieser  Art  der  "Andrew  Carnegie  Relief  Fund".  Am 
12.  März  1901  gab  Andrew  Carnegie,  der  wohlbekannte  Menschenfreund,  der  Carnegie 
Gesellschaft  (in  Rttsburgh,  Pennsylvanien)  (  4  000  000  in  Verwahrung  zugunsten 
der  Arbeitsunfähigen  und  der  Hinterbliebenen  getöteter  Arbeiter  und  Angestellter 
der  Gesellschaft.  Die  Zinsen  dieses  Kapitals  sollten  dazu  verwendet  werden,  den 
Arbeitern  und  Angestellten  der  Gesellschaft,  welche  in  ihren  Werken,  Minen, 
Eisenbahnen  oder  Fabriken  verunglückten,  und  bei  Tötungen  den  Hinterbliebenen 
den  nötigen  Beistand  zu  leisten,  und  auch  solchen  Arbeitern,  die  eine  längere 
ßeihe  von  Jahren  ehrlich  gedient  haben  und  in  Not  geraten  sind,  mit  kleinen 
Pensionen  oder  Unterstützungen  zu  helfen.  Am  31.  Dezember  1903  hat  der  Ver- 
waltungsberieht  284  Unfälle,  168  Sterbefälle  und  189  Pensionierte  angegeben. 
Die  Gesamtausgaben  beliefen  sich  auf  $  228  866.92  (Riebenack,   1.   c,   S.  279). 

Die  Bessemer  and  Lake  Erie  Railroad  Company  (207  Meilenzahl; 
2676  Arbeitnehmer)  nimmt  an  diesem  Fonds  ("Andrew  Carnegie  Relief  Fund") 
teil.  Die  Arbeiter  sind  nicht  gezwungen,  dem  Fonds  beizusteuern.  Die  Unfall- 
entschädigungen betragen:  Unfallrente,  75  Cents  täglich  bis  zu  52  Wochen  für 
einen  ledigen  Arbeiter,  und  nachher  die  Hälfte  dieser  Rentensätze;  die  ver- 
heirateten Arbeiter  erhalten  |  1.00  täglich,  mit  einem  Zuschüsse  von  10  Cents 
täglich  für  jedes  Kind  unter  16  Jahren,  und  nach  52  Wochen  die  Hälfte  dieses 
Rentensatzes.  Das  höchste  Sterbegeld  beträgt  $  1200.  Ein  Defizit  wird  durch 
verhältnismäßige  Herabsetzung  der  Leistungen  gedeckt.  Die  Gesamtausgaben  be- 
trugen $  9168.75,  davon  Unfallentschädigung  $  4  788.75  und  Sterbegeld  |  4  380.00 
(Riebenack,  1.  c,  S.  30). 

5.  Gegenseitige  Versicherung  ("Mutual  Insurance").  Die  Arbeiter 
und  Angestellten  der  Ann  Arbor  Railroad  Company  (291.9  Meilen;  1563  Arbeit- 
nehmer) haben  im  Jahre  1899  eine  Versicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit 
gegründet;  die  Eisenbahngesellschaft  selbst  übernimmt  keine  Verantwortlichkeit. 
Die  Mitgliederzahl  betrug  im  Jahre  1903  850.  Die  Beiträge  sind  in  Graden  nach 
den  Gefahrklassen  berechnet.  Der  Mindestbeitrag,  der  der  Bahnhofagenten  und 
Angestellten,  beträgt  25  Cents  pro  Monat,  die  wöchentliche  Entschädigungssumme 
$  5.00  und  das  Sterbegeld  $  1000.  Die  höchsten  Beiträge  und  Leistungen  sind 
die  der  Heizer  und  Lokomotivführer  und  betragen  $  1.62  monatlich;  das  wöchent- 
liche Entschädigungsgeld  ist  $  7.00;  das  Sterbegeld  $  2000.  Die  Bremser  auf 
Frachtzügen  bezahlen  monatlich  $  1.74  und  erhalten  eine  wöchentliche  Unfall- 
entschädigung von  $  7.00,  oder  als  Sterbegeld  $  700.  Die  Beiträge  und 
Leistungen  der  Krankenkasse  stellen  sich  wie  folgt:  monatliche  Einzahlungen  von 
35  Cents  gewähren  ein  Krankengeld  von  $  5.00  wöchentlich;  ein  monatlicher  Bei- 
trag von  50  Cents  gewährt  $  7.50  wöchentlich;  70  Cents  monatlich  gewähren 
$  10.00  wöchentlich;  in  Todesfällen  werden  Beerdigungskosten  bis  zu  $  100  be- 
zahlt, wenn  der  Tod  nicht  durch  Unfall  verursacht  ist.  Die  Beiträge  werden 
monatlich  vom  Lohn  abgezogen.  Die  Einnahmen  des  Jahres  1903  beliefen  sich 
auf  $  11686.20. 

Die  Arbeiter  und  Angestellten  der  C  i  n  c  i  n  n  a  t  i ,  Hamilton  and  Dayton 
Railroad   Company   (1015.09    Meilen;    5449  Arbeitnehmer)   haben   schon  im 
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Jahre  1870  eine  Unfallgenossenschaft  begründet,  welche  heutzutage  1610  Mit- 
glieder  zählt.  Es  gibt  zwei  Mitgliederklassen:  A.  in  der  ersten  wird  $  1.00  Um- 
lage in  jedem  Todesfalle  bezahlt,  und  $  500  Sterbegeld  gegeben;  B.  die  Mit- 
glieder der  zweiten  Klasse  bezahlen  $  2.00  Umlage  und  erhalten  $  1000  Sterbe- 
geld. Die  Unfallentschädigung  in  der  Klasse  A  beläuft  sich  auf  mindestens 
$  5.00  wöchentlich,  während  in  der  Klasse  B  der  höchste  Entschädigungssatz 
$  1000  ist;  dieser  wird  im  Falle  des  Verlustes  beider  Beine,  oder  beider  Augen, 
oder  beider  Arme,  oder '  eines  Beines  und  eines  Armes  ausgezahlt.  Die  durch- 
schnittliche jährliche  Mortalität  ist  12.4  Mitglieder  pro  1000  gewesen. 

6.UnterstUtzungskas8en,  welchevon  den  Eisenbahngesell- 
schaften direkt  verwaltet  werden  ("  Railroad  Relief  Depart- 
ments")- Die  Arbeiter  und  Angestellten  der  Baltimore  and  Ohio  Railroad 
Company  hatten  schon  im  Jahre  1884  eine  Hilfskasse  gegründet.  Die  erste  Eisen- 
bahngesellschaft aber,  welche  eine  Versicherungsabteilung  unter  eigene  Ver>valtung 
nahm,  war  die  Pennsylvania  Railroad  (am  15.  Februar  1886).  Die  Bal- 
timore and  Ohio  Railroad  ist  am  I.April  1889  ihrem  Beispiele  gefolgt.  (Riebe- 
nack,  1.  c.  S.  31.) 

a)  Yftrsieherangseiiirichtaiigeii  des  ^Pennsylvania-Systems**.  Man  kann, 
dieses  System  als  ein  Musterbild  aller  anderen  Einrichtungen  dieser  Art  gelten 
lassen,  obgleich  es  von  dem  Versuche  der  Baltimore  and  Ohio  Railroad,  sowie  von 
den  früheren  englischen  Anstalten  Nutzen  gezogen  hat.  Das  ^Pennsylvania  Systenr* 
zerfällt  in  zwei  Abteilungen,  die  Linien  östlich  von  Pittsburgh  und  die  Linien 
westlich  von  Pittsburgh.  Die  Gesamtmeileuzahl  des  Systems  beläuft  sich  auf 
10  913.89  Meilen,  und  die  Zahl  der  Arbeiter  und  Angestellten  auf  172  024  (wovon 
auf  die  östlichen  Linien  5852.44  Meilen  sowie  117  928  Arbeiter  und  Angestellte. 
auf  die  westlichen  Linien  5061.45  Meilen  sowie  54  096  Arbeiter  und  Angestellte  ent- 
fallen); die  Zweigbahnen  sind  in  diesen  Zahlen  mit  einbegriffen.  Seit  dem  Jahre 
1874  hatten  die  Arbeiter  die  Verwaltung  dringend  ersucht,  die  Angelegenheit  zu 
erwägen;  es  kam  jedoch  erst  im  Jahre  1886  dazu,  daß  für  die  Linien  östlich  von 
Pittsburgh  das  "Pennsylvania  Voluntary  Relief  Department"  begründet  wurde. 
Die  Abteilung  der  Linien  westlich  von  Pittsburgh  wurde  am  1.  Juli  1889  be- 
gründet. Beide  Pläne  beruhen  auf  denselben  Grundsätzen  und  können  als  ein 
Plan  beschrieben  werden.  Der  Zweck  ist,  den  durch  Unfall  oder  Krankheit 
arbeitsunfähig  gewordenen  Mitgliedern  bestimmte  Leistungen,  oder  im  Todesfalle 
den  hinterbliebenen  Angehörigen  Sterbegeld  zu  gewähren  (Riebenack  1.  c. 
S.  70 — 72).  Was  die  Beiträge  der  Eisenbahngesellschaft  betrifft,  so  sorgt  sie  für 
Bureau,  Möbel  und  Zubehör,  bezahlt  alle  Verwaltungskosten  (das  Gehalt  der  Be- 
amten, ärztlichen  Untersucher  und  Kontordiener  einbegriffen)  sowie  auch  Zinsen 
zum  Monatsabschluß;  sie  steht  auch  für  die  Erfüllung  aller  Verpflichtungen  gut, 
übernimmt  die  volle  Verantwortung  für  die  Sicherheit  des  Fonds  und  legt  die  ein- 
gezahlten Kapitalien  sicher  an.  Die  Verwaltung  der  Hilfskasse  vertraut  die  Eisen- 
bahngesellschaft einem  Oberaufseher  an,  dem  Hilfsbeamte  beigegeben  werden. 
Die  allgemeine  Aufsicht  übt  ein  beratender  Ausschuß  aus,  welchem  sieben  von  den 
Arbeitern  und  Angestellten  gewählte  Mitglieder  angehören.  Arbeitnehmer  aller 
Klassen  sind  berechtigt,  Mitglieder  der  Kasse  zu  werden.  Das  höchste  Alter  für 
den  Eintritt  in  den  Dienst  der  Eisenbahngesellschaft  ist  35  Jahre,  mit  Ausnahme 
solcher,  die  eine  technische  Ausbildung  genossen  haben.  Der  Arbeitnehmer  sendet 
sein  Gesuch  wegen  Aufnahme  in  den  Unterstützungsverein  der  Hilfsabteilung  zu 
und  unterschreibt  nach  der  ärztlichen  Prüfung  und  Annahme  ein  Vertragsformular. 
Jeder  Arbeitnehmer  bis  zu  45  Jahren  kann  nach  einer  befriedigenden  ärztlichen 
Untersuchung  Mitglied  der  Hilfskasse  werden.  Die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  am 
31.  Dezember  1903  betrug  104-151. 

In  der  folgenden  Tabelle  ist  die  Zahl  der  Arbeiter  und  Angestellten  des 
"Pennsylvania-Systems"  im  Osten  und  Westen  von  Pittsburgh  sowie  die  Zahl  der 
Mitglieder  angegeben.  Die  Ziffern  für  die  östlichen  Linien  betreffen  den  31.  Dezember 
1903,  für  die  westlichen  Linien  den  31.  März  1904. 
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Östliche  Linien 

Westliche  Linien 

Klasse 

Arbeiter 

Mitglieder 

Hitglieder 

Arbeiter 

Mitglieder 

Ol 

Mitglieder 

Beamte,  Angestellte,  Agenten 
nsw 

24093 

16  833 

66 

7  988  1    4436 

56 

Telegraphisten 

Zugführer 

2  702  '     1  878 

3  606        2  969 

70 

82 

1  340  1       986 
1  508  ,     1  394 

74 
92 

Bremsenwärter   .    .     .     .     . 

13  087 

11352 

87 

3  213  i    3  027 

94 

Lokomotivführer      .... 

4413 

3  487 

78 

2  198  1    2  062 

94 

Heizer 

4  779 

4  381 

92 

2  328  '    2  2G0 

97 

Weichensteller 

4 180  ;     3  637 

87 

3  615  ;    3  018 

86 

Maschinisten 

27  612  1  18  990 

69 

10  587       8  894 

84 

Bahnwärter    ..;... 

24  745  ;  13  301 

54 

7  586       1  908 

25 

Unregelmäßige  Arbeiter  .     . 

1001  i        679 

68 

—             — 

Gesamtzahl 

110  327 

76  507 

69 

40  263 

27  984 

70 

Die  Beiträge  der  Mitglieder  sind  fest  und  gleichmäßig,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Berufsstellung.  Es  gibt  fünf  Mitgliederklassen  und  für  jede  Klasse  einea 
bestimmten  Beitrag,  welcher  von  der  monatlichen  Lohnzahlung  abgezogen  wird: 
Klasse  I  bezahlt  $  0.75;  ü,  $  1.50;  lU,  $  2,25;  IV,  $  3.00;  V,  $  3.75. 

Der  Arbeiter  wird  je  nach  der  Höhe  seines  Lohnes  einer  dieser  fünf  Klassen 
zugeteilt: 


Klasse 


Die  östlichen  Linien  von  Pittsburgh 


Die  westlichen  Linien 


I 
II 

m 

IV 
V 


Mit  weniger  als  $  35  monatlich 
von  $  35  bis  auf  $  55       „ 
„     $  55    ,,      „     5  75       „ 
„     ^  7o     „      «5  9ü       „ 
$  95  und  mehr 


Weniger  als  $  40  monatlich 
$  40  bis  auf  $  60 
$  60    „      „     $  80 
$80    „      „     $100         „ 
§  100  und  mehr 


Die    Leistungen,   ünfallentschädigung,   Kranken-  und  Sterbegeld,  sind  den 
Klassen  gemäß  bemessen: 


Erlasse: 

I 

U 

III 

IV 

V 

Tägliche  Unfallentschädigang,  ein- 
schließlieh Sonn-  nnd  Feiertage, 
bis  zu  52  Wochen 

Für  jeden  Tag  danach 

Tägliches  Krankengeld,  einschließ- 
lich Sonn-  nnd  Feiertage,  nach 
den  ersten  drei  Tagen  bis  zu  52 
Wochen 

Für  jeden  Tag  danach 

Sterbegeld 

1 

0.50 
0.25 

0.40 
0.20 
250 

1.00 
O.ÖO 

0.80 
0.40 
500 

$ 

1.50 
0.75 

1.20 
0.60 
750 

2.00 
1.00 

1.60 
0.80 
1000 

$ 

2.50 
1.25 

2.00 
1.00 
1250 

Die  westlichen  Linien  von  Pittsburgh  geben  während  der  ersten  sechs  Tage 
und  nach  52  Wochen  kein  Krankengeld.  Die  Beiträge  für  Sterbegeld  werden  mit 
zunehmendem  Alter  nicht  erhöht.  Man  kann  von  einer  Klasse  zu  einer  andern 
unter  bestimmten  Bedingungen  übertreten.  Die  Mitglieder  können  sich  durch  einen 
nachträglichen  Beitrag  auf  ein  höheres  Sterbegeld  versichern;  in  der  ersten  Klasse 
bezahlen  die  Mitglieder:  1.  unter  45  Jahren  30  Cents  monatlich;  2.  über  45  Jahre 
und  bis  zu  60  Jahren  45  Cents;  3.  über  60  Jahre  60  Cents. 
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Klasse: 

I 

11 

III 

IV 

V 

Gewöhnliches  Sterbegeld     .... 

Nachträgliche  Leistung 

Höchstbetrag 

260 
250 
600 

$ 

500 

500 

1000 

$ 

750 

750 

1500 

1000 
1000 
2000 

1250 
1250 
2500 

In  Fällen  von  ungewöhnlichem  Verdienste  dehnt  die  Eisenbahngesellschaft 
die  Unterstützung  ausnahmsweise  über  52  Wochen  aus.  Bestattungsgeld  wird  aus 
dem  Sterbegeld  bezahlt.  Der  durchschnittliche  Sterblichkeitssatz  ist  im  Osten  you 
Pittsburgh  12.6  pro  1000  Mitglieder,  im  Westen  12.0  pro  1000  gewesen. 

Die  Einnahmequellen  sind  folgende:  a)  Die  Mitgliederbeiträge  bilden 
das  Haupteinkommen  der  Hilfskasse;  b)  die  dreijährigen  Zuschüsse  der  Eisenbahn- 
gesellschaft,  soweit  sie  nötig  sind,  um  ein  Defizit  auszugleichen;  c)  die  Zinsen  des 
augelegten  Kapitals;  d)  Schenkungen  und  V^ermächtnisse;  e)  unentgeltlicher  Gebrauch 
der  Gebäude,  Transport-  und  anderer  Mittel  der  Eisenbahngesellschaften  zürn  Besten 
der  Hilfsabteilungsverwaltung;  f)  alle  Verwaltungskosten  werden  von  der  Eisenbahn- 
gesellschaft getragen.  Im  Falle  eines  Überschusses  zu  Ende  der  dreijährigen 
Periode  wird  derselbe  zugunsten  von  Mitgliedern  auf  Altersrenten  oder  auf  andere 
Weise  verwendet.  Die  Gesamteinnahme  seit  der  Einrichtung  der  Hilfsabteilung 
beträgt  $  19  950  940.94  und  verteilt  sich  wie  folgt: 

Linien  östlich  von  Pittsburgh: 

Mitgliederbeiträge |  11672  717.39 

Beiträge  der  Eisenbahngesellschaft     .     „     2  544  348.11 
Andere  Quellen „        422  027.04 


Gesamteinnahme  $  14  639  092.54 


Linien  westlich  von  Pittsburgh: 

Mitgliederbeiträge |  4  342  321.95 

Beiträge  der  Eisenbahngesellschaft  .     .     „      969  526.45 


Gesamteinnahme  $  5  311848.40 

Die  durchschnittliche  Jahreseinnahme  der  Linien  östlich  von  Pittsburgh  beträgt 
I  813  282.91,  der  Linien  westlich  von  Pittsburgh  $404  554.73,  des  Pennsylvania- 
Systemes  insgesamt  $  1  217  837.64.  Die  Gesamtausgabe  seit  der  Begründung  der 
Einrichtung  beläuft  sich  auf  $  18  595  066.75  und  verteilt  sich  wie  folgt: 

Linien  östlich  von  Pittsburgh: 

Unfallentschädigung $  2  246  454.10 

Krankengeld „  4  455  618.80 

Sterbegeld „  4851434.88 

Verwaltungskosten „1  815  641.54 

Alters-  und  Invalidenrente  .     .     .     „      148  662.15 


Gesamtleistung  $  13  517  811.47 

Linien  westlich  von  Pittsburgh: 
Unfallentschädigung    .....$  1 162  281.65 

Krankengeld „  1473  124.60 

Sterbegeld „  1687  241.22 

Verwaltungskosten „      754  607.81 

Gesamtleistungen  $  5  077  255.28 

Die  durchschnittlichen  jährlichen  Leistungen  seit  der  Einsetzung  betragen 
I  1132  249.93  (östlich  von  Pittsburgh,  $  750  989.53;  westlich  von  Pittsburgh, 
I  391  260.40). 

Die  Vorteile  der  Hilfsabteilung  für  die  Arbeiter  und  Angestellten 
sind  folgende:    a)   Unfallentschädigung,   Krankengeld  und  Sterbegeld  zu 
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geringsten  Kosten  (einige  der  Privatversicherungsgesellschaften  weigern  sich,  die 
den  gefährlichen  Gewerben  angehörenden  Arbeiter  zu  versichern,  während  andere 
außerordentlich  hohe  Prämien  verlangen);  b)  unentgeltliche  ärztliche  Hilfe,  falls 
der  Arbeiter  im  Dienst  arbeitsunfähig  wird  und  auf  künstliche  Glieder  oder  andere 
Hilfsmittel  angewiesen  ist;  c)  keine  Eintrittsgebühr  und  freie  ärztliche  Untersuchung; 
d)  keine  besondere  Gebühr  oder  Steuer;  e)  keine  spezielle  Umlage;  f)  Befreiung 
von  der  Beitragspflicht  nach  dem  Monate,  in  welchem  Arbeitsunfähigkeit  eintritt; 
g)  keine  Gefahr,  die  Leistungen  zu  verwirken,  da  die  Beiträge  vom  Lohn  abgezogen 
werden;  h)  Entlastung  von  den  Verwaltongskosten,  da  die  Eisenbahngesellschaften 
die  Kosten  der  Verwaltung  tragen;  i)  das  Sterbegeld  kann  nicht  verpfändet  werden, 
und  wird  unmittelbar  an  die  berechtigten  Verwandten  ausgezahlt;  k)  Enthebung 
von  der  Pflicht,  der  Almosensammlung  beizusteuern,  wenn  ein  Mitarbeiter  oder 
seine  Familie  durch  lange  Arbeitsunfähigkeit  oder  Tod  hilfsbedürftig  wurde  (vor 
der  Einsetzung  der  Hilfsabteilung  traf  man  oft  die  Bettelliste,  welche  heute  nicht 
mehr  gesehen  wird). 

Pensionen  ("Superannuation  Provision").  Das  Pennsylvania-System 
(östlich  von  Pittsburgh)  bezahlt  den  alten  Mitgliedern  der  Hilfskasse  eine  nachträg- 
liche Pension  von  dem  Überschuß  des  Versicherungsfonds,  welcher  sich  auf 
$  751  256.25  beläuft.  1408  pensionierte  Mitglieder  haben  nach  der  Abdankung 
aus  diesem  Fonds  schon  $  148  662.15  erhalten.  Die  Auszahlungen  beliefen  sich  im 
Jahre  1903  auf  $  43  875.12. 

b)  Baltimore  and  Ohio  Railroad  Company  (4  410  Meilen;  55  688  Arbeiter 
und  Angestellte).  Diese  Eisenbahngesellschaft  war  Bahnbrecher  in  der  Bewegung,  eine 
Versicherungsanstalt  für  die  Arbeiter  zu  errichten.  Eine  Vereinigung  der  Arbeitnehmer 
kam  schon  am  1.  Mai  1880  zustande,  jedoch  hat  die  Eisenbahngesellschaft  selbst 
erst  am  16.  März  1889  die  Verantwortlichkeit  für  die  Einrichtung  auf  sich  ge- 
nommen. Von  20  606  Mitgliedern  der  alten  Vereinigung  sind  19  467  Mitglieder 
der  neuen  Hilfsabteilung  geworden. 

Beiträge  der  Eisenbahngesellschaft.  Die  Eisenbahngesellschaft  selbst 
gibt  jährlich  $  6000  an  die  Hilfskasse,  oder  wenn  es  da  nicht  benötigt  ist,  zu  dem 
Pensionsfonds.  Für  ärztliche  Untersuchung  bezahlt  sie  jährlich  $  10  000,  sorgt  für 
Räumlichkeiten  und  Möbel  und  bezahlt  die  Verwaltungskosten,  ist  verantwortlich 
für  die  Fonds  und  steht  für  die  Hilfsabteilung  gut.  In  der  Regel  gibt  die  Eisenbahn- 
gesellschaft unfähig  gewordenen  Arbeitern  passende  Stellen.  Die  Gesellschaft  hat 
drei  Arten  von  Wohlfahrtseinrichtungen:  Hilfskasse,  Altersversicherung  und 
Sparkasse.  Hier  sei  bloß  die  erste  Art  besprochen.  Die  Verwaltung  liegt  zwar 
in  den  Händen  der  höheren  Beamten  der  Eisenbahngesellschaft,  doch  sind  in  dem 
beratenden  Ausschusse  die  Arbeiter  vertreten. 


Mitgliedschaft. 

Die  Mitglieder 

sind  in  Lohnklassen  eingeteilt: 

Monatliche 
Beitrage 

Tägliche  L 
Sonn-  und  l 

ünläUe  ii 

eist  an  gen  fflr  Erwerbs- 

anf&hlgkeit, 

i'eiertage  aaggeschlossen 

Unfall 

)terbegel( 
Kran 

1 

Lohnklasse 

1.  Ab- 
teilung 

2.  Ab- 
teilung 

n  Dienste 
Nachher 

Krankheit 

52  Wochen 

(nach 

6  Tagen) 

kheit 

26 
Wochen 

(Jewöhn- 
liche 

Maximum 

A.  Nicht  über 

$ 

$ 

$ 

h)^        !         SP 

$ 

$ 

$ 

$  35  monatlich 

1.00 

0.75 

0.50 

0.25         0.50 

500 

250 

1250 

B.  $  35—  50 

2.00 

1.50 

1.00 

0.50         1.00 

1000 

500 

1250 

C.  „  50—  75 

3.00 

2.25 

1.50 

0.75     ;     1.50 

1500 

750 

1250 

D.  „   75—100 

4.00 

3.00 

2.00 

1.00    1     2.00 

2000 

1000 

1250 

E.  über  $  100 

5.00 

3.75 

2.50 

1.25 

2.50 

2500 

1250 

1250 

Arbeiter,   deren  Dienst   nicht    besonders   gefährlich  ist,   können  sich  nur  au! 
Sterbegeld   oder   auf  Sterbe-  und  Krankengeld  versichern.     Das  System  paßt  sich 
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allen  Lohnsätzen  und  Gefabrklassen  an.  Die  Mitgliedschaft  steht  jedem  frei;  nur 
im  Falle  der  Entlassung  sind  die  Mitglieder  der  Hilfsabteilung  bevorzugt  (Riebenack, 
L  e.,  S.  45).  Kein  Arbeiter  über  45  Jahre  wird  ohne  Erlaubnis  des  Präsidenten 
der  Eisenbahngesellschaft  als  Mitglied  angenommen. 

Leistungen.  Die  Gesamteinnahmen  seit  der  Grtlndung  belaufen  sich  auf 
$  9  520  628.80,  davon  Beiträge  der  Mitglieder  $  8  730  415.40,  Beiträge  der  Eisen« 
bahngesellschaft  $344  590.75,  sonstiges  $445  622.65.  Die  durchschnittliche 
jährliche  Einnahme  beträgt  $  410  962.38.  Das  letzte  Betriebsjahr,  endend  mit 
dem  30.  Juni  1903,  ergab  eine  Einnahme  von  $  775  646.43  und  zwar:  Beiträge 
der  Mitglieder  $  712  595,82;  der  Eisenbahngesellschaft  (Verwaltungskosten) 
$10  000;  Reservefonds  $  6  000;  Zinsen  $  35  115.04;  ausgelöste  Obligationen 
$  10  000;  verschiedenes  $  1935.57.  Die  Gesamtausgaben  seit  der  Gründung 
belaufen  sich  auf  $  8  691061.88,  und  zwar:  Unfallentschädigung  $  1468259.96; 
Krankengeld  $  2  257  336.38;  Sterbegeld  $  3  781304.95;  Verwaltungs- 
kosten $  931 373.04;  anderes  $  252  787.55.  Die  durchschnittlichen  jährlichen 
Auszahlungen  betragen  $  375153.75;  die  Auszahlungen  des  letzten  Betriebsjahres, 
endend  mit  dem  30.  Juni  1903,  waren  folgende:  Sterbegeld  (Unfall)  $  178  500.00: 
Sterbegeld  (Krankheit)  152  090.00;  Arbeitsunfähigkeit  (Unfall)  $  129  362.00; 
Arbeitsunfähigkeit  (Krankheit)  $  178  867.38;  Auslage  für  chirurgische  Bedienung 
$  14  909.81;  Zurückzahlungen  an  die  Mitglieder  $  12274.68;  Vorschüsse  $  2564.80; 
Verwaltungskosten  $  68  076.18.  Die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  am  30.  Juni  1903 
betrug  41 783  (ungefähr  90  %  aller  Arbeiter  und  Angestellten).  Die  Mitglieder 
sind  in  zwei  Klassen  eingeteilt:  zu  der  ersten,  deren  Mitglieder  in  gefährlichen 
Beschäftigungen  tätig  sind,  gehören  28.75  ^/^  der  Gesamtzahl,  zu  der  anderen 
mindergefährlichen  71.25  7o-  ^^^  Ueberschuß  am  Jahresschluß  wird  vom  Ausschusse 
der  Hilfsabteilung  entweder  zur  Verminderung  der  Beiträge  des  folgenden  Jahres 
oder  zur  Erhöhung  des  Sterbegeldes  (im  Falle  natürlichen  Todes)  und  der  Alters- 
rente angewendet.    (Vgl.  Willoughby,  Workingmen's  Insurance,  S.  286.) 

c)  Cleveland  Terminal  and  Valley  Railroad  Company  (88.38  Meilen. 
1088  Arbeitnehmer),  welche  in  enger  Verbindung  mit  dem  Baltimore  and  Ohio- 
System  steht.  Während  des  Jahres  1903  beliefen  sich  die  Beiträge  der  Mitglieder 
auf  $  17  148.65,  die  Gesamtausgabe  auf  $  9  304.72,  und  zwar:  Sterbegeld  (Unfall) 
$  2000,  Sterbegeld  (Krankheit)  $  500,  Ulifallentschädigung  $  3  126.67,  Arbeits- 
unfähigkeit (Krankheit)  $  3  094.95,  chirurgische  Bedienung  $  582.80.  Die  Mit- 
gliederzahl am  Ende  des  Jahres  1903  war  995  (in  der  gefahrvollen  Klasse  399, 
in  der  minder  gefahrvollen  Klasse  596). 

d)  Philadelphia  and  Reading  Bailroad  Company  (1 467.8  Meilen,  23  721 
Arbeitnehmer).  Die  "Philadelphia  and  Reading  Relief  Association"  wurde  am 
30.  Oktober  1888  organisiert.  Die  Beiträge  und  die  Leistungen  sind  denen 
des  "Pennsylvania-System"  gleich.  Eine  Zuschußsumme  von  $  100  Sterbe- 
geld aus  dem  Ueberschußfonds  wird  bei  jedem  Sterbefall  ohne  Rücksicht 
auf  die  Klasse  bezahlt.  Der  jährliche  Ueberschuß  fließt  in  den  Pensionsfonds  (für 
Altersrenten)  oder  wird  in  anderer  Weise  zum  Vorteile  der  Mitglieder  verwendet 
Nach  dem  45.  Lebensjahre  kann  ein  Arbeiter  nicht  mehr  in  die  Kasse  eintreten. 
Unfall-  und  Krankengeld  wird  nur  während  52  Wochen  gegeben;  nachher  bleibt 
für  den  Arbeiter  nur  das  Sterbegeld  übrig.  Wenn  der  Arbeiter  den  Dienst  der 
Eisenbahngesellschaft  verläßt,  verliert  er  gewöhnlich  seine  Rechte  in  der  Hilfs- 
abteilung, jedoch  mit  der  Ausnahme,  daß,  wenn  er  schon  drei  Jahre  Mitglied  ge- 
wesen ist,  er  das  Recht  auf  Sterbegeld  aufrecht  erhalten  kann.  Die  Eisenbahn- 
gesellschaft selbst  steuert  zur  Kasse  einen  Beitrag  von  5  %  der  Beiträge 
der  Mitglieder  bei,  und  steht  im  Falle  eines  Defizits  für  die  Leistungen  des  Fonds 
gut.  Die  Gesamteinnahmen  seit  der  Gründung  betragen  $  4  049  494,  und  zwar: 
Beiträge  der  Mitglieder  $  :\  362  678.05,  der  Eisenbahngesellschaft  $  443  831.68,  Son- 
stiges $  2^2  984.38.  Die  durchschnittliche  jährliche  Einnahme  beläuft  sich  auf 
$  269  966.28.  Die  Einnahme  des  letzten  Betriebsjahres,  endend  mit  dem  30.  No- 
vember 1903,  betrug:  $  299  940,  und  zwar:  Beiträge  der  Mitglieder  $  262  812.84. 
Eisenbahngesellschaft    $    12  995.02,   Zinsen    $    728.01,   Einkommen   von   Kapital- 
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anlagen  $  23  404.2J^.  Die  Gesamtausgaben  seit  der  Grllndung  betragen 
$  :J  59«  720.0(),  und  zwar:  Unfallentsehädigung  $  880r)74.6(i,  Krankengeld 
$895  794.16,  Sterbegeld  $  1436  708.05,  Verwaltnngskosten  §  375  077.25.  son- 
stiges $  8  575.84.  Die  durchschnittliche  jährliche  Auslage  beläuft  sich  auf 
$  241  765.54.  Die  Ausgabe  des  letzten  Betriebsjahres,  endend  mit  dem  30.  No- 
vember 1903,  betrug  $  292  423.41,  und  zwar:  Sterbegeld  (Unfall)  ^  46  250.nO, 
Sterbegeld  (Krankheit)  $  ()4  550.00,  Sterbegeld  (Unfall)  Zuschuß  $  10  200.00, 
Sterbegeld  (Krankheit)  Zuschuß  $  15  100.00,  Gesamtsterbegeld  $  139  600.00 ;  Er- 
werbsunfähigkeit (Unfall)  $  65  152.50,  Erwerbsunfähigkeit  (Krankheit)  $  70  016.30. 
Zuschuß  (Unfall)  $  316.20,  Zuschuß  (Krankheit)  $  ()51.90,  Gesamtunfallleistungen 
für  Erwerbsunfähigkeit  $  136  136.90;  Gehälter  und  Auslagen  der  ärztlichen  Unter- 
sucher und  Schreiber  $  16  186.51 ;  Verwaltungskosten  der  Abteilung  $  33  658.40, 
von  welcher  Summe  die  Eisenbahngesellschaft  $  17  471.89  bezahlte.  Im  ganzen 
steuerte  die  Eisenbahngesellschaft  zu  der  Kasse  mit  $  30  466.91  bei.  Die  Zahl 
der  Mitglieder  der  Hilfsabteilung  betrug  am  30.  November  1903  18  951  =  80 '^y^ 
aller  Arbeiter  und  Angestellten. 

e)  Atlantic  Coast  Line  Bailroad  Company  (4  138.87  Meilen,  17  512  Arbeiter 
und  Angestellte).  Die  Hilfsabteilang,  welche  am  1.  April  1899  organisiert  wurde, 
ist  Nachfolgerin  des  "Plant  System  Relief  and  Hospital  Department",  welches  am 
1.  Juli  1896  begrtlndet  wurde.  Alle  Arbeiter  mid  Angestellten  unter  45  ^2  Jahren 
können  Mitglieder  werden.  Die  Eisenbahngesellschaft  gewährleistet  die  Fonds. 
Im  Jahre  1903  gab  es  8129  Mitglieder,  beiläufig  62  ^^  der  Arbeitskräfte.  Von 
der  gesamten  Mitgliederschaft  waren  23  ^/^  im  Hauptbureau  und  Bahnhof  An- 
gestellte, 23  7o  Zugarbeiter,  Telegraphisten  usw.,  12  ^j^  Lokomotivftlhrer  und 
Heizer,  25%  Maschinisten  usw.,  17  ^^  andere  Angestellte.  Die  Mitglieder  sind  in 
fünf  Lohnklassen  eingeteilt  und  ihre  Beiträge  ungefähr  dieselben  wie  diejenigen 
des  "Pennsylvania-Systems".  Ein  Zuschuß  zum  Sterbegeld  wird  je  nach  den  ver- 
schiedenen Lohnklassen  gegen  erhöhte  Beiträge  gezahlt.  Gesamteinnahme  seit  der 
Gründung  $  409  386.12;  Beiträge  der  Mitglieder  $  306  817.86;  Beiträge  der  Eisen- 
bahngesellschaft $  98  690.23;  sonstiges  (Krankenhäuser  usw.)  $  3  877.03.  Durch- 
schnittliche jährliche  Einnahme  $  87  725.38.  Gesamtausgabe  seit  der  Gründung 
$  386  231.33:  Unfallentschädigung  $  35  576.90,  Krankengeld  §  86  219.70,  Sterbe- 
geld $  117  241.92;  insgesamt  Unterstützungen  $  239  038.52;  Verwaltungskosten 
$  96  863.49;  sonstiges  (chirurgische  Behandlung  und  Krankenhaus)  $  50  329.32. 
Durchschnittliche  jährliche  Ausgabe  $  82  763.83. 

f)  Chicago,  Burlington  and  Quincy  Railroad  Company  (8  324  Meilen, 
38  350  Arbeiter  und  Angestellte).  Die  Hilfsabteilung  wurde  am  15.  März  1889 
organisiert.  Die  Beiträge  und  Leistungen  sind  jenen  des  "Pennsylvania-Systems- 
ähnlich.  Gesamteinnahme  seit  der  Gründung  bis  zum  31.  Dezember  1903 
S  4  368  215.69:  Beiträge  der  Mitglieder  $  4197  912.42;  Beiträge  der  Eisenbahn- 
gesellschaft $42  532.94;  sonstiges  $  127  770.33.  Durchschnittliche  jährliche  Ein- 
nahme $  337  489.90.  Gesamtausgabe  seit  der  Gründung  bis  zum  31.  Dezember 
1903  $  4592579.36:  Unfall entschädigung  $  1432 372.94; Krankengeld  $  1127  247.00; 
Sterbegeld  $  1 167  019.50;  Verwaltungskosten  (von  der  Eisenbahngesellschaft  be- 
zahlt) $  865  939.92.  Durchschnittliche  jährliche  Ausgabe  $  332  504.71.  Mit- 
gliederstand am  31.  Dezember  1903  22  141,  ungefähr  58  %  der  Gesamtzahl. 

g)  Lehigh  Valley  Railroad  Company  (1398  Meilen,  18  621  Arbeiter  und  An- 
gestellte). Die  im  Januar  1878  gegründete  Hilfsabteilung  gewährt  Unfall- 
versicherung, aber  nicht  Kranken-  und  Sterbegeld.  Die  Beamten  der  Eisenbahn- 
Gesellschaft  verwalten  diese  Hilfskasse  und  die  Eisenbahngesellschaft  bezahlt  die 
Hälfte  der  Prämien.  Es  gibt  keine  ärztliche  Untersuchung  beim  Eintritt.  Die  Unfall- 
entschädigung gewährt  drei  Viertel  des  Beitragssatzes  während  der  Erv^erbsunfähigkeit 
bis  zu  neun  Monaten.  Im  Falle  der  Tötung  werden  Beerdigungskosten  von  $  50  und 
Monatsgeld,  drei  Viertel  des  Beitragssatzes  bis  auf  zwei  Jahre,  gezahlt.  Die  Kosten  der 
ärztlichen  Hilfe,  des  Krankenhauses  und  künstlicher  Glieder  werden  aus  der  Kasse 
beglichen.  Gesamteinnahme  seit  der  Gründung  $  938  796.52  (von  den  Mitgliedern 
und  der  Eüsenbahngesellschaft  je  die  Hälfte).  Durchschnittliche  jährliche  Einnahme 
S  36  107.56.     Gesamtausgabe   $  924  236.35.     Durchschnittliche  jährliche  Ausgabe 
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$    35  547.55.      Mitglieder    im   Jahre   1903    6506  =  35    %    aller    Arbeiter    und 
Angestellten. 

h)  Long  Island  Bailroad  Company  (391.76  Meilen,  5415  Arbeiter  und  An- 
gestellte). Die  Hilfsabteilung  wurde  am  1.  Januar  1886  organisiert.  Einnahme- 
quellen: die  Mitgliederbeiträge;  die  Eisenbahngesellschaft  bezahlt  nur  die  Zinsen 
des  Fondsüberschusses,  die  Gehälter  des  Schreibers  und  die  Räume  für  die 
Verwaltung. 


Klasse 

Gehalt 
(Monatsbetrag) 

Monatliche 
Beiträge 

Wöchentliches 
Krankengeld 

Sterbegeld 

1.  Klasse 

9 

(>0  nnd  mehr 

40  bis  60 

40  und  weniger 

$ 
1.00 
0.75 
0.50 

$ 
9.00 
6.75 
4.50 

$ 
400.00 
300.00 
200.00 

Das  Krankengeld  beginnt  nach  dem  achten  Tage  und  hört  nach  sechs  Mo- 
naten auf.  Unfallentschädigung  beginnt  nach  dem  siebenten  Tage  und  wird  bis 
zu  sechs  Monaten  gezahlt.  Die  Eisenbahngesellschaft  garantiert  für  die  Fonds  bis 
zu  S  10  000.  Gesamteinnahme  seit  der  Gründung  $  382  395.00.  Durchschnittliche 
jährliche  Einnahme  $  21244.17.  Einnahme  des  letzten  Betriebsjahres,  endend  den 
31.  Januar  1904,  $  58  884.32:  Mitgliederbeiträge  $  41565.25,  Zinsen  $  840.50, 
Bargeld  $  16  478.57.  Gesamtausgabe  seit  der  Gründung  $  367  233.00.  Durch- 
schnittliche jährliche  Ausgabe  $  20  401.83.  Ausgabe  während  des  letzten  Betriebs- 
jahres $  42186.86:  Unfallentschädigung  $  10  373.34;  Krankengeld  $  15  011.37; 
Sterbegeld  $  7  300.00  (Unfall);  Sterbegeld  (Krankheit)  $  9  300.00;  verschiedene 
Verwaltungskosten  $  202.15.  Mitgliederzahl  4700,  d.  h.  ungefähr  87  %  der  Ar- 
beiter und  Angestellten. 

7.  Alters-  und  Invalidenversicherung  ("Pension  Funds").  Die  erste 
Eisenbahngesellschaft,  welche  Alters-  und  Invalidenversicherung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  eiogeführt  hat,  war  die  „Baltimore  and  Ohio"  den  1.  Oktober  1884. 
Die  heute  geltenden  Sätze  wurden  im  Jsdire  1900  angenommen.  Folgende  Tabelle 
legt  die  wesentlichen  Tatsachen  dar: 


Gruppe 

Zahl  der 
Arbeiter  nnd 
Ang:egtellten 

Eintritts- 
alter 

Alter  frei- 
williger 
Abdanknng 

Zwangs- 

abdaukongg- 

alter 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

A 

126  799 

35—44 

•     61—69 

66  oder  ')  70 

B 

46  378 

45 

unter  65 

65 

C 

2  676 

— 

„      60 

60 

D 

4  454 

35—45 

60—64 

65 

E 

11953 

35-45 

65—69 

70 

F 

228  040 

35 

65     69 

70 

G 

33  307 

35 

60—69 

70 

Man  teilt  die  Eisenbahngesellschaften  nach  den  Altersgrenzen  in  folgende 
Gruppen  ein: 

Gruppe  A:  Atlantic  Coast  Line  Kailroad;  Houston  and  Texas  Central; 
Oregon  Kailroad  and  Navigation  Company;  Oregon  Short  Line;  San  Antonio  and 
Arausas  Pass;  Southern  Pacific;  Union  Pacific.  Gruppe  B:  Baltimore  and  Ohio 
Bailroad.  Gruppe  C:  Bessemer  and  Lake  Erie  Railroad.  Gruppe  D:  ßuffalo, 
Rochester  and  Pittsburgh.  Gruppe  E:  Central  Railroad  of  New  Jersey.  Gruppe  F: 
Chicago  and  Northwestern  Railroad;  Pennsylvania  System,  East  and  West;  Phila- 
delphia and  Reading;   Gruppe  G:   Delaware,  Lackawanna  and  Western  Railway. 

^)  65  Jahre  für  Arbeiter  in  den  gefährlicheren  Beschäftigungen,  70  Jahre  für  die  anderen 
Angestellten  (im  Bureau  usw.). 
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Im  Jahre  1903  bestandcD  16  dieser  Eisenbahnpensionsfonds  in  den  Vereinigten 
Staaten,  und  zwei  andere  waren  in  Vorbereitung.  Die  Eisenbahngesellschafteny 
welche  diese  Abteilungen  besaßen,  beherrschten  mehr  als  50  000  Meilen  oder 
ungefähr  24  7o  ^^^  Gesamtmeilen  des  Landes,  und  zählten  rund  500  000  Arbeiter 
und  Angestellte  oder  ungefähr  38  ^1^  der  Gesamtarbeitskräfte.  Acht  dieser  Eisen- 
bahngesellschaften hatten  Fonds  von  ungefähr  $  600  000  erlegt.  Zwölf  der  Eisenbahn- 
gesellschaften hatten  bis  zum  Schluß  des  Jahres  1903  §  2  500  000  ausbezahlt  und 
hatten  3200  Pensionierte.  Bei  diesem  Systeme  ist  bemerkenswert,  daß  die  Arbeiter 
zu  den  Fonds  nicht  beisteuern;  die  Korporationen  bezahlen  die  Gesamtkosten. 
Gewöhnlich  legt  die  Korporation  eine  Summe  an,  deren  Zinsen  mit  den  nach- 
träglichen Zuwendungen  der  Korporation  die  Kosten  trägt.  Einige  Korporationen, 
die  nicht  im  Besitze  von  Fonds  sind,  garantieren  für  die  jährliche  Ausbezahlung 
bis  zu  einem  Höchstbetrage.  Der  Zweck  dieser  Pensionsabteilungen  ist,  den  im  Alter 
von  65 — 75  Jahren  nach  einem  ununterbrochenen  Dienst  von  10 — 30  Jahren  zwangs- 
weise entlassenen  Arbeitern  eine  Alters-  oder  Invalidenrente  zu  sichern.  Die 
Beute  wird  gewöhnlich  so  berechnet,  daß  1  7o  ^®s  durchschnittlichen  monatlichen 
Lohnes  während  der  letzten  elf  Jahre  vor  der  Entlassung  für  jedes  Jahr  der  Dienst- 
zeit in  Anrechnung  kommt.  Zum  Beispiel:  ein  Arbeiter  war  41  Jahre  lang,  mit 
Unterbrechung  nur  einer  einjährigen  Pause,  im  Dienste  der  Eisenbahngesellschaft 
tätig.  Der  durchschnittliche  Lohnsatz  während  der  letzten  zehn  Jahre  wäre  $  40 
monatlich.  Nach  seiner  Entlassung  würde  er  dann  40  %  von  $  40,  oder  $  16 
monatlich  als  „Altersrente"  erhalten. 

Die  Statuten  der  Baltimore  and  Ohio  und  der  Pennsylvania-Eisenbahn- 
gesellschaften dienen  allen  anderen  Korporationen  als  Muster.  Die  Altersrente  ist 
fakultativ  und  eine  bestimmte  Summe  wird  nicht  gewährleistet.  Falls  die  Zinsen 
des  Fonds  und  die  Beiträge  nicht  ausreichen,  behält  die  Korporation  das  Kecht, 
die  Leistungen  entsprechend  herabzusetzen.  Regelmäßig  werden  die  Altersrenten 
nach  Lebensalter  und  Dienstzeit  berechnet.  Eine  Kapitalabfindung  wird  nicht  ge- 
leistet, und  die  Rente  hört  beim  Tode  des  Rentners  auf. 

Atchison  Topeka  and  Santa  Fe  Railway  Company.  Diese  Körper- 
schaft hat  erst  kürzlich  ein  Altersversicherungssystem  eingeführt.    Der  Plan  ist  am 

I.  Januar  1907  in  Kraft  getreten.  Die  Verwaltung  liegt  in  den  Händen  einer 
Behörde  von  fünf  Beamten  der  Körperschaft,  welche  von  dem  Präsidenten  ernannt 
werden.  Diese  Behörde  bewilligt  den  bejahrten  Arbeitnehmern  Pensionen,  im  Falle 
sie  schon  15  Jahre  gedient  und  das  65.  Jahr  erreicht  haben  oder  während  der 
Dienstzeit  erwerbsunfähig  geworden  sind.  Ein  Arbeiter,  welcher  während  der  letzten 
drei  Jahre  seiner  Dienstzeit  wegen  Verletzung  die  Körperschaft  aus  dem  Haftpflicht- 
gesetz verklagt  hat,  btlßt  seine  vorerwähnten  Rentenansprüche  ein.  Ein  Arbeiter, 
der  bereits  über  50  Jahre  alt  ist,  wenn  er  in  den  Dienst  der  Körperschaft  eintritt, 
ist  nicht  pensionsberechtigt.  Die  monatlich  zahlbaren  Pensionssätze  werden  nach  der 
Dienstzeit  und  den  Gehältern  wie  folgt  berechnet:  für  jedes  Dienstjahr  l^^^/o  der 
ersten  §  50  des  höchsten  monatlichen  Durchschnittslohnes  oder  -gehaltes  aus  zehn  auf- 
einanderfolgenden Dienstjahren,  zuzüglich  */^  ^/^  der  monatlich  über  $50  bezahlten 
Lohn-  oder  Gehaltsbeträge,  jedoch  soll  die  Rente  niemals  unter  $  20  oder  über 
6  75  monatlich  betragen.  Ausnahmsweise,  in  Berücksichtigung  außerordentlicher 
Treue  des  Arbeiters,  ist  die  Pensionsbehörde  befugt,  eine  bis  zu  25  %  höhere 
Rente  zu  bewilligen. 

Diese  Körperschaft  hat  seit  Jahren  einen  Krankenhausverein  gebildet  und 
unterstützt.  Dieser  Verein  hat  Krankenhäuser  in  Topeka  (Kansas),  Fort  Madison 
(Iowa),  Ottawa  (Kansas),  La  Junta  (Colorado)  und  Las  Vegas  (New  Mexico).  Nur 
Arbeitnehmer  der  Körperschaft  können  Mitglieder  dieser  "Hospital  Association" 
werden.    Die  Mitglieder  werden  in  vier  Lohnklassen  eingeteilt:  I.  $  30  monatlich; 

II.  §  30—60;  III.  $  60—100;  IV.  über  $  100  monatlich.  Die  monatlichen  Beiträge 
belaufen  sich  auf  25,  30,  50  Cents  und  $  1.00,  je  nach  der  Lohnklasse.  Die 
Mitglieder  bekommen  in  den  Krankenhäusern  freie  ärztliche  Behandlung  und  freie 
Verpflegung. 
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8.  Prüfung  der  Hilfskassen  der  Eisenbahngesellschaften.^)  Nur  bei 
einem  Vergleich  der  wirkliehen  Leistungen  mit  früheren  Verhältnissen  und  Zuständen 
und  auch  mit  der  bei  der  Mehrzahl  der  Unternehmer  in  den  Vereinigten  Staaten 
vorhandenen  Nichtachtung  sozialer  Fürsorge  lassen  sich  die  hohen  Verdienste  der 
Eisen  bahngesellschaften  richtig  einschätzen.  Von  diesem  Standpunkte  aus  verdienen 
die  berükmten  Direktoren  der  großen  Transportkorporationen  außerordentliche 
Anerkennung  dafür,  daß  sie  ohne  gesetzlichen  Zwang  diese  humanen  Hilfskassen- 
abteilungen  (Relief  Departments)  begründet  und  entwickelt  haben.  Sie  stellen 
einen  bemerkenswerten  Fortschritt  dar,  und  sie  weisen  den  Weg  zu  weiteren  Fort- 
schritten. Ihr  Beispiel  wirkt  bei  allen  anderen  kompetenten  Führern  des  Handels 
und  der  Industrie  als  Antrieb. 

Ihre  sorgfältig  geführte  Statistik  macht  ihre  Erfahrungen  allgemein  nutzbar 
für  die  weitere  Entwicklung  der  Versicherungspläne.  Wenn  wir  diese  in  ver- 
schiedenen Hinsichten  unvollkommenen  Pioniermethoden  mit  den  Versicherungs- 
einrichtungen des  Festlandes  Europas  und  hauptsächlich  mit  den  bahnbrechenden 
Anstalten  Deutschlands  vergleichen,  so  liegt  die  Erklärung  des  Rückstandes  nur  in 
der  Tatsache,  daß  der  Fortschritt  meistenteils  erst  durch  Nachahmung  ermöglicht 
wird,  daß  aber  Eigendünkel  und  Rückständigkeit  der  Auffassungen  dem  nationalen 
Interesse  des  Volkes  stets  feindlich  entgegenwirken.  Die  Eisenbahngesellschaften 
haben  bereits  bewiesen,  daß,  vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet, 
es  möglich  und  wünschenswert  ist,  mehr  für  die  Arbeiter  zu  leisten  als  nur  die 
landesüblichen  Löhne  zu  bezahlen.  Die  durch  die  veraltete  Manchestertheorie  der 
„ökonomischen  Menschen"  errichtete  chinesische  Mauer  ist  zerfallen  und  Raum 
für  weitere  Anwendungen  der  sozialen  Fürsorge  geschafifen.  Die  folgende  Kritik  hat 
nur  den  Zweck,  die  Richtung  der  Bewegung  anzudeuten. 

Die  Beweggründe  der  Korporationen.  Die  Leiter  dieser  Körperschaften 
müssen  einen  jährlichen  Bericht  an  die  Aktionäre  erstatten  und  ihre  finanzielle 
Geschäftsführung  rechtfertigen.  In  diesen  Berichten  behaupten  die  verantwortlichen 
Leiter,  daß  die  Kosten  dieser  sozialen  Versicherungseinrichtungen  höhere  Dividenden 
liefern,  daß  die  Arbeiter  zufriedener  und  fleißiger  geworden  seien  und  des- 
halb die  Aufgaben  für  Versicherung  und  Altersrenten  sozusagen  eine  Kapitalanlage 
sei.  (Riebenack,  1.  c,  S.  8;  J.  C.  Bartlett,  Railroad  Relief  Departments,  1897.) 
Die  Arbeiter  interessieren  sich  für  diese  Hilfsabteilungen;  ihre  Vertreter  sind  be- 
ratende Mitglieder  des  Verwaltungsausschusses;  die  Hilfsabteilung  dient  als  freund- 
liches Bindeglied  zwischen  der  Körperschaft  und  der  Arbeiterschaft.  Elend  und 
Not  sind  gelindert;  die  Gesundheit  und  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  werden 
gehoben  und  die  Arbeit  selbst  wird  dadurch  ergiebiger.  Regelmäßig  ziehen  es  die 
verletzten  Arbeiter  vor,  die  sicheren,  bar  ausgezahlten  und  beträchtlichen  Leistungen 
der  Hilfsabteilung  zu  erhalten,  anstatt  sich  dem  ungewissen  Ausgange  eines  Prozesses 
anzuvertrauen,  bei  welchem  sie  ein  langwieriges  Verfahren  und  oft  noch  die  Ent- 
lassung aus  ihrer  Stellung  zu  erwarten  haben.  Die  männlichen  Tugenden  werden 
erhöht,  und  die  Arbeiter  werden  nicht  wie  früher  auf  die  Wohltätigkeit  verwiesen. 
Die  Lasten  werden  ausgeglichen.  Eine  unorganisierte,  unzuverlässige  und 
ungleiche  Wohltätigkeit  wird  durch  eine  rein  wirtschaftliche  Einrichtung  ersetzt, 
und  der  Arbeiter  kann  die  Unterstützungen  genießen,  ohne  seine  Selbstachtung  zu 
verlieren.  Die  nach  langer  Krankheit  genesenden  Arbeiter  sind  nicht  mit  Schulden 
beladen  und  sehen  ihre  Ersparnisse  nicht  dahinschwinden.  Ein  beträchtlicher  Teil 
der  monatlichen  Beiträge  würde  unter  den  früheren  Verhältnissen  auf  alkoholische 
Getränke  oder  andere  Ausschweifungen  verschwendet  worden  sein.^)  Die  Direktoren 
und  ihre  Beamten  waren  anfangs  unwillig,  die  Hilfskassenabteilung  einzuführen, 
weil  sie  viel  neue  Arbeit  erforderte;  trotzdem  hat  sich  die  Einrichtung  infolge  ihrer 
Vorteile  durchaus  bewährt. 

^)  Vgl.  Willoughby,  Workingrraen's  Insurance,  S.  309  ff. 

0  Vgl.  über  die  Rolle,  welche  der  Aufwand  für  alkoholische  Getränke  im  Arbeiterhaus- 
halt der  verschiedenen  Länder  spielt,  die  Artikelfolge  „Beiträge  zur  Alkoholfrage"  im  „Reichs- 
Axbeitsblatf*,  Berlin  1906,  Nr.  1  ff.;  auch  als  Sonderabdnick  erschienen  unter  dem  Titel :  „Wein, 
Bier,  Branntwein",  Berlin  1906,  Heymanus  Verlag. 
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Oarantierang  des  Fonds.  Die  Eisenbahngesellschaften  selbst  gewährleisten 
die  finanziellen  Verpflichtungen  des  Fonds,  und  die  vertragsmäßigen  Auszahlungen 
werden  pünktlich  geleistet  (Rieben ack,  1.  c,  S.  32;  Willoughby,  1.  c,  S.  310,  315). 
Die  Bedeutung  dieser  Einrichtung  kann  nicht  stark  genug  betont  werden.  Der 
Wert  der  Versicherung  liegt  teilweise  darin,  daß  die  Arbeiter  ihre  Beiträge  sicher 
aufbewahrt  und  gewissenhaft  angewendet  wissen.  Die  Verwalter  des  Fonds  sind 
gebildete  Fachleute;  die  Berichte  werden  periodisch  veröffentlicht  und  können  leicht 
nachgeprüft  werden. 

Anpassung.  Um  die  Beiträge  den  finanziellen  Kräften  der  Arbeiter  und  die 
Leistungen  ihren  Bedürfnissen  anzupassen,  teilt  man  die  Mitglieder  der  Hilfskassen 
in  fünf  Lohnklassen  ein.  Weitere  Abänderungsfähigkeit  des  Planes  wird  gesichert, 
indem  gewöhnlich  die  Statuten  einem  gesunden  Mitgliede  erlauben,  einer  höheren 
Klasse  anzugehören  und  mittels  der  Bezahlung  höherer  Beiträge  sich  mehr  Sterbe- 
geld zu  sichern.  Daß  die  Leistungen  für  Unfall-,  Kranken-  und  Sterbegeld  aus- 
reichend sind,  ist  aus  den  statistischen  Berichten  ersichtlich. 

Billigkeit  bei  der  Verteilung  der  Lasten.  Wir  haben  schon  die  Ver- 
teilung der  Beiträge  für  Unfall-,  Kranken-  und  Altersversicherung  angegeben. 
Hinsichtlich  der  Altersrente  zeigen  die  Eisenbahngesellschaften  ihre  Freigebigkeit, 
indem  sie  die  ganzen  Verwaltungskosten  tragen.  Man  muß  aber  auch  mit  anderen 
Faktoren  rechnen.  Der  Plan  beruht  nicht  auf  dem  Gesetze,  ist  vielmehr  frei  von 
Verträgen  und  gesetzlichen  Bürgschaften  für  bestimmte  Leistungen.  Die  Körper- 
schaft behält  das  Kecht,  die  Altersrenten  verhältnismäßig  zu  vermindern,  falls  die 
Zahl  der  Pensionierten  im  Verhältnis  zu  dem  Fonds  zu  hoch  werden  sollte.  Aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  werden  die  Eisenbahngesellschaften  von  diesen  Rechten 
nicht  Gebrauch  machen.  Warum  bezahlen  nun  die  Eisenbahngesellschaften  die 
Gesamtkosten  der  Altersrenten?  Gewöhnlich  antworten  die  Unternehmer,  daß  sie 
dies  tun,  weil  sie  Verwickelungen  mit  den  Gewerkvereinen  und  Arbeitern  ver- 
meiden wollen  und  deshalb  nicht  wünschen,  daß  Vertreter  der  Arbeiter  sich  in 
die  Verwaltung  einmischen.  Vielleicht  gibt  es  auch  andere  Gründe,  und  vielleicht 
wollen  sie  sich  nicht  gesetzlich  binden,  das  System  aufrecht  zu  erhalten  und  be- 
stimmte Rentensätze  einzuhalten.  Weil  der  Versuch  neu  ist,  muß  auch  die  Ver- 
waltung sehr  sorgfältig  geprüft  und  kontrolliert  werden.  Für  Unfall-  und  auch  für 
Krankenversicherung  ist  es  nicht  nötig,  ein  großes  Kapital  festzulegen;  das  Ein- 
kommen deckt  die  Kosten  während  des  Jahres  oder  binnen  einer  verhältnismäßig 
kurzen  Frist;  für  Altersrente  dagegen  muß  man  mit  langen  Zeiträumen  und  mit 
ungeheuren  Fonds  rechnen.^) 

Unfallversicherung.  Die  Unfallversicherung  ist  mit  der  Kranken- 
versicherung eng  verbunden,  und  deshalb  ist  die  Festsetzung  der  Beiträge  und 
Leistungen  dabei  verwickelter.  An  anderer  Stelle  (S.  39  flf.)  haben  wir  bereits 
das  Haftpflichtgesetz  in  den  Vereinigten  Staaten  näher  besprochen.  Die  Magnaten 
der  Transportkorporationen  verdienen  viel  Anerkennung,  da  sie  zu  der  Zeit,  als 
das  Haftpflichtgesetz  der  einzige  Schutz  der  verletzten  Arbeiter  war,  und  als  dieser/ 
Zustand  das  nationale  Gewissen  befriedigte,  ohne  gesetzlichen  Zwang  diese  Hilfs- 
abteilungen gründeten  und  zu  Anen  beisteuerten.  Dies  war  ein  revolutionärer 
Schritt.  Sie  haben  damit  zugegeben,  daß  die  Arbeitgeber  den  Arbeitern  gegen- 
über eine  Pflicht  zu  erfüllen  haben,  und  haben  so  das  Versicherungsprinzip  an- 
genommen. Später,  wenn  die  Nation  den  Grundsatz  annimmt,  daß  ein  Geschäft, 
welches  die  Arbeitskräfte  wie  die  Maschinerie  nicht  erneuert,  sozial  bankerott  und 
nicht  existenzberechtigt  sei,  wird  man  die  Mängel  dieser  Statuten  der  Unfall- 
versicherung entdecken  und  sie  auszubessern  trachten.  Zum  größten  Teile  tragen 
die  Arbeiter  selbst  die  Lasten  der  Unfall-  und  Krankenversicherung.  In  einem 
Punkte  sind  die  Ansichten  verschieden.  Die  Arbeiter  müssen  die  Beiträge  zum 
größten  Teile  hergeben,  und  doch  verlieren  sie,  dem  Vertrage  gemäß,  ihre  Rechte 


*)   Daß   solche  Kapitalansammlungen   bei  gesetzlicher  Zwangsversicherung  nicht 
unbedingt  notwendig  sind,  vgl.  Heft  nia  S.  62  ff.  nnd  die  dort  angezogene  Literatur. 


Digitized  by 


Google 


88  I^ie  Arbeiterversichemng  in  Nordamerika. 

aas  dem  Haftpflichtgesetze  völlig,  wenn  sie  auf  die  Leistungen  der  Hilfskassen- 
abteilnng  Ansprach  machen.  Die  darüber  entgegengesetzten  Meinangen  wollen 
wir  hier  erklären.  Riebenack,  kompetenter  Vertreter  der  Eisenbahngesellschaften, 
verteidigt  den  Grandsatz  der  Statuten:  „Der  Bewerber  um  die  Mitgliedschaft  in 
der  Hilfsabteilnng  willigt  darin,*  daß  er  sich,  wenn  er  durch  einen  Unfall  im 
Dienste  verletzt  und  dadurch  arbeitsunfähig  wird,  mit  den  statutarisch  bestimmten 
Leistungen  zufrieden  geben  will.  Dieser  zwischen  zwei  verantwortlichen  Personen 
geschlossene  Vertrag  bezüglich  einer  gültigen  Gegenleistung  erfolgt  auf  Grund  des 
Gesetzes.  Das  Mitglied  ist  durch  den  Vertrag  nicht  verhindert,  ein  gesetzliches 
Verfahren  einzuschlagen,  anstatt  sich  mit  den  Leistungen  der  Hilfsabteilung  zu  be- 
friedigen. Wenn  der  Arbeiter  seine  Obliegenheiten  gering  schätzt,  dann  büßt  er 
seine  Rechte  der  Hilfsabteilung  gegenüber  ein,  und  der  gesetzliche  Entschädigungs- 
satz muß  vom  Gerichte  bestimmt  werden."  Diese  Ansicht  wird  auch  von  E.  R. 
Johnson  (Railway  Departments  for  the  Relief  and  Insurance  of  Employees, 
2.  Aufl.  1900,  S.  99)  und  von  J.  C.  Bartlett  {Railway  Relief  Departments,  1897) 
verteidigt.  Gegenüber  dieser  ünternehmeransicht  vertreten  die  Arbeiter  die 
Meinung,  daß,  solange  die  Hilfsabteilungen  zum  größten  Teil  von  den  Arbeitern 
unterstützt  werden,  diese  ihre  Leistungen  in  dem  Maße  genießen  sollten,  als  sie 
selbst  zum  Fonds  beigetragen  haben  (E.  E.  Clark,  März  1895,  in  National  Givic 
Federation  Review).  Willoughby  beurteilt  diesen  Teil  des  Planes  in  folgender 
Weise:  „Eben  die  kleinen  Beiträge  der  Eisenbahngeselischaften  sind  mehr  als 
saldiert  durch  Gegenrechnung,  indem  die  Körperschaften  diese  Einrichtungen  ge- 
braucht haben,  um  sich  gegen  Haftpflichtverfahren  von  Seiten  der  Arbeiter  zu 
schützen.  Die  Statuten  der  Unterstützungsabteilungen  bestimmen,  daß  die  Mit- 
glieder oder  ihre  Angehörigen  sich  entscheiden  müssen,  ob  sie  die  Eisenbahn- 
gesellschaften wegen  des  Schadens  verklagen  oder  die  Leistungen  der  HiHs- 
abteilung  annehmen  wollen.  Im  Falle  der  Arbeiter  einen  gerichtlichen  Prozeß 
vorzieht,  muß  er  jeden  Anspruch  auf  die  Hilfskasse  aufgeben,  und  wenn  er  die 
Leistungen  der  Hiliskasse  wjüilt,  muß  er  auf  den  gesetzlichen  Anspruch  verzichten. 
Die  Hilfskasse  wird  zum  größten  Teile  von  den  Mitgliedern  selbst  unterstützt,  und 
deshalb  sollte  die  Annahme  der  Leistungen  keineswegs  die  gesetzlichen  Ansprüche 
der  Arbeiter  verkürzen.  Eine  Vorschrift,  daß  die  Leistungen,  soweit  sie  von  den 
Beiträgen  der  Eisenbahngesellschaften  bezahlt  werden,  als  Teil  der  vom  Gerichte 
bestimmten  Entschädigung  betrachtet  werden  sollten,  könnte  vielleicht  verteidigt 
werden;  die  Bestimmung  jedoch,  daß  das  Verklagen  die  gesetzlichen  Rechte  ver- 
wirke, ist  ungerecht  und  gegen  jedes  öffentliche  Interesse.  Die  Mitglieder  haben 
für  einen  bestimmten  Zweck  die  Prämien  bezahlt,  und  ohne  Zweifel  ist  es  un- 
billig, ihre  gesetzlichen  Ansprüche  zu  vertilgen."  Es  ist  klar,  daß  im  Falle  der 
Einführung  eines  Entschädigungsgesetzes  oder  eines  Versicherangsgesetzes  dieser 
Streit  beendigt  sein  würde.  ^) 

Unfallstatistik  bei  den  Arbeitern  der  Eisenbahngesellschaften. 
Der  Bericht  der  "Interstate  Commerce  Commission"  gibt  die  Anzahl  der  Eisen- 
bahnunfälle für  die  Jahre  1888—1904  (bis  30.  Juni)  an.  Es  wurden  getötet:  im 
Jahre  1888  2070,  im  Jahre  1904  3632;  verletzt  im  Jahre  1888  20148,  im  Jahre 
1904  67  067.  Die  Anzahl  der  Unfälle  in  jedej  Klasse  bei  Arbeitern,  Reisenden 
und  anderen  hat  zugenommen.  Der  Gebrauch  der  vom  Gesetze  geforderten 
Sicherheitseinrichtungen  hat  die  Anzahl  der  Unfälle,  die  infolge  von  Kuppelung 
bzw.  Umkuppelung  geschehen,  vermindert.  (Report  of  the  Interstate  Commerce 
Commission  1904;  Statistics  of  Railways  in  the  U.  S.,  S.  103,  107.)  Im  all- 
gemeinen hat  die  Unfallgefahr  der  Arbeiter  und  Reisenden  verhältnismäßig  und 
absolut  zugenommen  (8.  125).  Im  Jahre  1894  wurde  von  428  Arbeitern  nur 
einer  tödlich  verletzt;  im  Jahre  1904  einer  von  357.  Bei  den  Zugarbeitern  allein 
kam  im  Jahre  1894  bei  nur  156  Arbeitern  ein  Todesfall  vor;  während  im  Jahre 
1904  von  120  einer  tödlich  verletzt  wurde.  Wenn  die  Arbeitgeber  zufolge  eines 
Zwangsversicherungsgesetzes  die  ganze  Last  tragen  müßten,  würden  sie  Mittel  und 


1)  Vgl.  hierzu  Heft  V  S.  19  und  Va  S.  60  ff. 
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Wege   finden,    die  Zahl   dieser  Unfälle  zu  vermindern.     Jetzt  missen  die  Arbeiter 
die  Last  znm  größten  Teile  selbst  tragen. 

Grehört  der  Arbeiter  zur  Hilfeabteilung  freiwillig  oder  wird  er  dazu  ge- 
zwungen? Dies  ist  eine  schwierige  Frage.  Willoughby  (1.  c,  S.  286,  291)  ist 
Vertreter  der  weitverbreiteten  Ansieht,  daß  jeder  Arbeiter  sich  gezwungen  fühlt, 
um  seine  Stellung  zu  behalten,  den  Versicherungsvertrag  zu  unterschreiben  und  so 
auf  seine  gesetzlichen  Rechte  im  voraus  zu  verzichten  oder  seine  bezahlten  Prämien 
zu  verlieren,  falls  er  bei  Unfall  das  Gericht  in  Ansprach  nehmen  sollte.  Riebe- 
nack  behauptet  (1.  c,  S.  32):  „Zugehörigkeit  (d.  h.  bei  dem  Pennsylvania-System) 
ist  gänzlich  freiwillig."  In  seiner  Besprechung  des  Baltimore  and  Ohio-Systems 
jedoch  sagt  er:  „Wenn  eine  zeitweilige  oder  dauernde  Herabsetzung  der  Arbeits- 
kräfte erfolgt,  werden  die  Mitglieder  der  Hilfeabteilung  vorzugsweise  im  Dienste 
behalten." 

Altersklassen  und  Sterbegeld.  Die  Beiträge  sind  klassifiziert  nach 
Lohnklassen  und  nicht  nach  Altersklassen.  Der  Fonds  besteht  aus  den  Beiträgen, 
welche  für  Sterbegeld  wie  auch  für  Kranken-  und  Unfallversicherung  bezahlt 
worden  sind.  Eine  Folge  der  Mischung  von  Lebensversicherung  mit  Kranken-  und 
Unfallversicherung  ist,  daß  die  Lebensversicherungsanstalt  nicht  auf  einer  ver- 
sicherungstechnischen Grundlage  beruht,  und  daß  die  jüngeren  Arbeiter  dieselben 
Prämien  wie  die  älteren  Arbeiter  bezahlen  müssen.  Das  ist  unrecht.  Vielleicht 
wäre  es  schwer,  dieses  System  den  Altersklassen  anzupassen,  solange  die  drei 
Versicherungsarten  solcherweise  miteinander  vermengt  sind.  Dieser  Umstand  ist 
ein  bedeutender  Mangel  in  dem  System. 

Rückzahlung  der  Beiträge  ist  durch  den  Vertrag  ausgeschlossen  (Rieben ack, 
1.  c,  S.  33).  Den  Grund  dieser  Verordnung  erklärt  Riebenack  dahin,  daß 
die  Arbeiter,  während  sie  Mitglieder  der  Hilfsabteilung  waren,  die  Vorteile  der 
Kranken-  und  Unfallversicherung  zu  sehr  niedrigen  Preisen  genossen  haben,  daß 
eine  Rückzahlung  die  Beitragssätze  erhöhen  würde,  und  daß  die  Gesetze  gewisser 
Staaten  die  Bezahlung  von  Sterbegeld  nach  dem  Austritt  der  Arbeiter  aus  dem 
Dienste  der  Körperschaft  verbieten.  Es  gibt  aber  Fälle,  wo  die  Statuten  der  Hilfs- 
abteilung den  ausgetretenen  Arbeitern  erlaubt,  durch  Fortzahlung  der  Beiträge  ihre 
Ansprüche  auf  Sterbegeld  aufrecht  zu  erhalten.  Gegen  die  Ansicht  Riebenacks 
haben  Willoughby  und  andere  folgenden  Einwand  erhoben:  Die  Arbeiter  haben 
bei  der  Leistung  der  Beiträge  die  Absicht,  nicht  nur  für  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung, sondern  auch  für  Sterbegeld  zu  sorgen,  und  ein  Teil  der  Prämien 
hat  wirklich  diesen  Zweck.  Wenn  die  Eisenbahngesellschaft  sich  weigert,  dem 
entlassenen  Arbeiter  einen  billigen  Anspruch  an  den  Hilfefonds  zu  gewähren,  dann 
verletzen  sie  sowohl  einen  versicherungstechnischen  wie  auch  einen  ethischen 
Grundsatz.  Daß  der  Arbeiter  sich  gezwungen  fühlt,  den  Vertrag  zu  unterschreiben, 
ändert  an  der  Unbilligkeit  der  bestehenden  Zustände  nichts.  Auch  hier  sieht  man, 
wie  diese  Verwirrung  durch  eine  strenge  Trennung  von  Kranken-,  Unfall-  und 
Lebensversicherung  vermieden  werden  könnte. 

9.  Versicherungseinrichtungen  der  Arbeiter  und  Angestellten  im 
Dienste  der  Eisenbahn-  und  Paketfahrtgesellschaften. 

A.  EisenbahngeseUschaften.  Die  Arbeiter  und  Angestellten  einiger  Eisen- 
bahngeseUschaften  haben  ihre  eigenen  Versicherungseinrichtungen  organisiert  und 
verwalten  und  unterhalten  diese  selbst,  mit  oder  ohne  Hilfe  der  Arbeitgeber 
(Riebenack,  1.  c,  S.  77).     Z.  B.: 

a)  Die  "Relief  Association  of  the  Boston  and  Maine  Railroad 
Company"  (2  28L77  Meilen,  23  205  Arbeitnehmer),  organfeiert  im  Jahre  1882. 
Der  Vorstand  besteht  aus  einem  Präsidenten,  Schreiber,  Schatzmeister,  Vertrauens- 
männern, Finanzausschuß  und  Verwalter  des  besondem  Fonds.  Die  Kasse  wird 
durch  elf  Umlagen  für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung,  eine  für  die  Ver- 
waltungskosten und  zwölf  für  das  Sterbegeld  unterhalten.  Ein  Mitglied  ist  zum 
Eintritt  nur  im  Alter  von  18 — 45  Jahren  berechtigt.  Das  neue  Mitglied  muß  sich 
einer  ärztlichen  Untersuchung  unterziehen  und  die  Gebühr  dafür  bezahlen.  Das 
Eintrittsgeld  beläuft  sich  auf  |  2.00.  Die  monatliche  Umlage  für  Verwaltungs- 
kosten  und   für  Unterstützung   während   der  Zeit   der  Erwerbsunfähigkeit   beläuft 
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sich  auf  50  Cents  (bzw.  75  Gents  für  Mitglieder,  welche  über  45  Jahre  sind),  für 
das  Sterbegeld  auf  $  1.00.  Die  Leistungen  sind:  wöchentliches  Krankengeld  |  6.00 
während  16  Wochen,  ausschließlich  des  Sonntags,  nicht  über  32  Wochen  in  dem- 
selben Jahre  und  nicht  mehr  als  $  500  insgesiunt;  Sterbegeld  $  1000.  Gesamte 
Einzahlungen  im  Jahre  1903  $  38  949.82.  Gesamtleistungen  seit  dem  Jahre  1885 
$  388  909.74.  Mitgliederzahl  am  Ende  des  Jahres  1903 :  1904  (von  23  205  Arbeit- 
nehmern). Im  Jahre  1903  steuerte  die  Eisenbahngesellschaft  zu  dem  Reservefonds 
S  5000  bei. 

b)  Chicago  and  Northwestern  Kailroad  (7  392.03  Meilen,  32  295  Arbeit- 
nehmer). Seit  dem  Jahre  1897  besteht  die  "Chicago  and  Northwestern  Employes' 
Mutual  Aid  Association".  Die  durchschnittliche  Mitgliederzahl  beläuft  sich  auf  840, 
welche  ausschließlich  Arbeiter  in  den  Werkstätten  der  Eisenbahngesellschaft  in 
Chicago  sind. 

c)  Cumberland  Valley  Kailroad  Company,  Hilfskasse.  Die  von  den 
Löhnep  abgezogenen  monatlichen  Beiträge  belaufen  sich  auf  $  1.00;  Eintrittsgeld 
$  1.00.  Außerordentliche  Umlagen,  um  den  Fonds  aufzufüllen,  können  erhoben 
werden.  Nach  dem  50.  Lebensjahre  wird  der  Arbeiter  nicht  mehr  zur  Mitglied- 
schaft zugelassen.  Die  Eisenbahngesellschaft  hat  seit  dem  Jahre  1889  die  Ver- 
waltnngskosten  bezahlt  ($  4  417.96  im  ganzen).  Die  wöchentliche  Kranken-  oder 
Unfallunterstützung  beläuft  sich  auf  |  2.00  während  der  ersten  Woche,  nachher 
$  5.00  bis  zu  ^  100  in  einem  Jahre.  Sterbegeld  $  300.  Mitgliederzahl  im  Jahre 
1903  805.  Jeder  Arbeiter  kann  Mitglied  bleiben,  nachdem  er  den  Dienst  der 
Körperschaft  verlassen  hat. 

d)  Maine  Central  Kailroad  Kelief  Association  (815.83  Meilen,  4172 
Arbeitnehmer),  organisiert  am  1.  Dezember  1887.  Eintrittsgebühr  $  2.00  (bzw. 
$  4.00  nach  dem  45.  Jahre);  monatliche  Beiträge  50  Cents  (bzw.  $  1.00);  Umlage 
im  Falle  des  Todes  eines  Mitglieds  $  1.00;  wöchentliches  Krankengeld  nach  der 
ersten  Woche  $  6.00,  während  16  Wochen  und  nicht  über  26  Wochen  in  einem 
Jahre.  Sterbegeld  bis  zu  $  1000.  Mitgliederzahl  im  Jahre  1903  1714.  Durch- 
schnittliche Mortalität  7^j^^  pro  1000  Mitglieder.  Der  Keservefonds  beläuft  sich 
auf  $  25  000.  Gesamteinzjäilungen  seit  der  Gründung  $  314405.32;  Gesamt- 
auszahlungen $  286  684.19  ($  13  772.69  Verwaltungskosten  eingeschlossen).  Durch- 
schnittliche jährliche  Einnahmen  $  19  650.33;  Leistungen  $  17  917.76. 

e)  Die  Bureauangesellten  der  Pennsylvania  Kailroad  östlich  von  Pitts- 
burgh  haben  eine  Hilfskasse  und  bezahlen  Sterbegeld  mittels  einer  Umlage  von 
50  Cents  pro  Kopf  der  Mitglieder. 

B.  Paketfahrtgesellsehaften  (^Express  Gompanies^)  (Kiebenack,  1.  c, 
S.  317).  Im  Jahre  1839  organisierte  William  Harnden  ein  Paketversendungs- 
system zwischen  den  Städten  New  York  und  Boston.  Heutzutage  beherrschen  einige 
wenige  Privatgesellschaften  die  ganze  Eilgutversendung  in  den  Vereinigten  Staaten, 
nachdem  sie  sich  untereinander  über  gleichförmige  Tarife  verständigt  haben.  Sie 
helfen  sich  gegenseitig  bei  der  Paketbeförderung  aus.  Diese  Gesellschaften  sind 
die  folgenden:  Adams  Express  Company  (im  Jahre  1854  organisiert); 
American  Express  Company  (1850);  National  (1850);  Pacific  (1879); 
Southern  (1886);  United  States  (1854);  Wells,  Fargo  (1852);  Western; 
Canadian;  Dominion.  Dieses  Uebereinkommen  wirkt  wie  ein  Kartell  oder 
**Trust*^ 

a)  Die  Adams  Express  Company  (34  360  Meilen,  14  979  Arbeitnehmer, 
5791  Geschäftsstellen)  hat  selbst  keine  HÜfskasse  errichtet,  steuert  jedoch  zu  der 
"Expressmens'  Mutual  Benefit  Association"  und  zu  der  "Expressman's  Aid  Society" 
bei.  Diese  Vereine  bestehen  aus  Angestellten  aller  Paketfahrtgesellsehaften  in 
der  Union. 

b)  Die  "American  Express  Company"  (43  960  Meilen,  16  800  Arbeit- 
nehmer). Die  Gesellschaft  selbst  hat  keine  Hilfskasse  geschaffen,  steuert  jedoch 
zu  der  "Expressman's  Mutual  Benefit  Association"  bei. 

c)  Pacific  Coast  Express  Company  (20  729  Meilen).  Die  4681  Arbeit- 
nehmer gehören  der  Regel  nach  den  Hilfskassen  der  anderen  Arbeitnehmer  im 
Dienste  der  Eisenbahngesellschaften  an. 
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d)  Southern  Express  Company  (31  000  Meilen,  0400  Arbeitnehmer).  Die 
Arbeitnehmer,  welche  $  50  oder  höhere  monatliche  Gehälter  erhalten,  sind  ge- 
zwungen, Mitglieder  der  Expressman's  Aid  Societj^  zu  werden.  Die  Gesellschaft 
selbst  bezahlt  einen  Teil  der  Prämien  der  Arbeitnehmer,  die  über  46  Jahre 
alt  sind. 

e)  Die  Wells,  Fargo  Company  (40 464  Meilen,  9714  Arbeitnehmer)  steuert 
zu  dem  Fonds  der  Hilfskasse  bei,  ebenso  wie  die  United  States  Express  Com- 
pany (23  Meilen,  ungefähr  10  000  Arbeitnehmer). 

f)  Die  United  States  Express  Company  Employes'  Mutual  Kelief 
Association  von  Philadelphia,  eine  örtliche  Hilfskasse,  wurde  im  Jahre  1901 
organisiert.  Die  monatlichen  Beiträge  betragen  50  Cents.  Leistungen:  Kranken- 
oder Unfallentschädigung  während  zehn  Wochen,  |  5.00  wöchentlich;  Sterbegeld 
$  50.     Mitgliederzahl  98.     Auszahlungen  seit  der  Gründung  $  792.53. 

g)  Chicago  Expressmen's  Belief  Association,  im  Jahre  1891  or- 
ganisiert. Monatliche  Beiträge  50  Cents;  Umlage  von  25  Cents  im  Falle  des  Todes 
eines  Mitglieds.  Leistungen:  Kranken-  oder  Unfallentschädigung  während  der 
ersten  Woche  $  3.00,  und  während  der  folgenden  25  Wochen  $  7.00  wöchentlich. 
Sterbegeld  $  100.  Mitgliederzahl  600.  Auszahlungen  während  des  Jahres  1903 
$  4164.70. 

h)  Northwestern  Expressmen's  Mutual  Benefit  Association, 
St.  Paul,  Minnesota,  im  Jahre  1903  organisiert.  Eintrittsgeld  $  1.00.  Monat- 
liche Beiträge  50  Cents.  Leistungen:  Unfall-  oder  Krankenentschädigung  während 
26  Wochen,  $  7.00  wöchentlich;  Bestattungsgeld  $  100  (bzw.  $  50  im  Falle  des 
Todes  der  Frau  eines  Mitglieds).  Auszahlungen  im  Jahre  1903  $  ()32;  Mitglieder- 
zahl 400. 

i)  Die  "Expressman's  Mutual  Benefit  Association",  organisiert  am 
12.  Januar  1869,  leistet  Kranken-  und  Unfallentschädigung  und  Sterbegeld.  Die 
monatlichen  Beiträge  pro  $  1000  Sterbegeld  variieren  nach  den  Altersklassen: 
Mitglieder  im  Alter  von  20  Jahren  bezahlen  $  1.33;  40jährige  bezahlen  §  2.44; 
60jährige  $  5.64;  70jährige  und  darüber  $  9.65.  Ein  Mitglied  kann  60  "/o  jeder 
Prämie  in  Bargeld  und  4%  Zinsen  auf  den  Rest  bezahlen.  Im  Todesfall  oder 
bei  vollständiger  Erwerbsunfähigkeit  eines  Mitglieds  wird  der  Betrag  der  Schuld 
von  dem  Sterbegeld  (bzw.  Kapitalabfindung)  abgezogen.  Ein  Reservefonds  wird 
der  "American  Experience  Table"  gemäß  zu  3^/2  ^j^  Zinsen  fest  angelegt.  Die 
Gesamtleistungen  seit  der  Grtlndung  bis  zu  dem  1.  Januar  19Ö4  betragen 
$  3  448  269.68,  sämtliche  Policen  (2474)  am  1.  Januar  1904  $  3  235  000.  Ein- 
nahmen während  des  Jahres  1903  $  144  910.84.  Auszahlungen  (einschließlich 
$  2  272.48  Verwaltungskosten)  $  110  387.16. 

k)  Die  "Expressman's  Aid  Society",  im  Jahre  1874  von  den  Arbeit- 
nehmern der  Adams  and  Southern  Express  Companies  organisiert,  um- 
schließt Arbeitnehmer  aller  Gesellschaften.  Die  Umlagesätze  sind  nach  den  Alters- 
klassen festgestellt:  25  Jahre  und  darunter  $  1.00;  26 — 31  Jahre  $  1.25;  46 — 51 
Jahre  $  2.00;  65  und  mehr  $  4.50.  Das  Sterbegeld  darf  niemals  weder  $  2000 
noch  den  Ertrag  der  Umlage  übersteigen.  Der  Arbeitnehmer  kann  Mitglied  der 
Hilfskasse  bleiben,  nachdem  er  den  Dienst  der  Gesellschaft  verlassen  hat.  Eine 
Umlage  von  $  1.00  jährlich  ftlr  Verwaltungskosten  kann  erhoben  werden.  Die 
Zahl  der  Mitglieder  beläuft  sich  auf  1050  bis  1250.  Die  Auszahlungen  seit  der 
Gründung  belaufen  sich  auf  über  $  1  000  000  (einschließlich  $  7200  Verwaltungs- 
kosteu). 

1)  "Railway  Expressman's  Benevolent  Association",  Milwaukee, 
Wisconsin,  im  Jahre  1903  organisiert.  Monatliche  Beiträge  50  (Cents.  Umlage 
bei  dem  Tode  eines  Mitglieds  50  Cents.  Leistungen:  Kranken-  oder  Unfall- 
entschädignng  während  der  ersten  Woche  §  3.00  und  während  der  folgenden 
Wochen  $  7.00;  Bestattungsgeld  $  75.00. 

m)  "Expressmen's  Relief  Association",  Pittsburgh,  Pennsylvania, 
im  Jahre  1899  organisiert.  Monatliche  Beiträge  50  Cents;  Umlage  bei  dem  Tode 
eines  Mitglieds  25  Cents.  Leistungen:  Kranken-  oder  Unfallentschädigung  während 
der  ersten  Woche  |  2.00  und  während  der  folgenden  175  Tage  je  ^  1.00;   weitere 
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Untersttttzung  ist  fakultativ;  Sterbegeld  $  100.  Aoszahlangen  während  des  Jahres 
1903  §  389.25.     Mitgliederzahl  am  31.  Januar  1904,  377. 

n)  "United  States  Express  Company  Employes'  Mutaal  Benefit 
Association",  Cineinnati,  Ohio,  im  Jahre  1890  organisiert.  Monatliche  Bei- 
träge 50  Cents.  Leistungen:  Kranken-  oder  Unfallentschädigung  während  14  Wochen 
I  7.00  wöchentlich  und  während  der  folgenden  14  Wochen  |  3.00;  Sterbegeld, 
der  Ertrag  von  einer  Umlage  von  $  1.00  per  Mitglied.  Auszahlungen  wäliend 
des  letzten  Betriebs] ahres,  endend  den  1.  Juli  1904,  $  287.60. 

o)  "Adams  Express  Company  Employes'  Benevolent  Association" 
of  New  York  City,  ein  örtlicher,  im  Jahre  1878  organisierter  Verein.  Die  im 
voraus  zu  bezahlenden  Beiträge  betragen  $  1.00  monatlich.  Wenn  der  Reserve- 
fonds auf  $  3000  zusammenschmilzt,  wird  im  Todesfalle  eines  Mitgliedes  eine 
Umlage  von  |  1.00  auferlegt.  Leistungen:  Sterbegeld  im  Falle  des  Todes  eines 
Mitglieds  $  200;  im  Falle  des  Todes  der  Frau  eines  Mitglieds  $  100,  eines  Kindes 
^  25  bis  40;  tägliche  Kranken-  oder  Unfallentschädigung  nach  der  ersten  Woche  bis 
zum  Ende  der  zwölften  Woche  $  1.00;  freie  ärztliche  Behandlung  wird  geleistet. 
Die  Gesellschaft  steuert  zu  dem  Fonds  bei. 

p)  Die  United  States  Express  Company  in  New  York  City,  im 
Jahre  1884  organisiert,  hat  ähnliche  Einrichtungen  der  Arbeitnehmer  aufzuweisen. 
Monatliche  Beiträge  25  Cents.  Einzahlungen  während  des  Jahres  1903  |  845.40. 
Mitgliederzahl  am  Ende  des  Jahres  1903,  300. 

Man  hört  oftmals  von  den  extremen  Individualisten  („Manchesterleuten")  die 
Behauptung,  daß  es  menschenunwürdig  sei,  von  den  Arbeitgebern  Unterstützung  zu 
erwarten,  und  daß  man  sich  auf  sich  selbst  allein  verlassen  sollte.  Und  doch 
sehen  wir  diese  Gesellschaften  dem  Fonds  der  Hilfskassen,  wenn  auch  nur  kärglich, 
beisteuern.  Die  reine  laissez  faire  Lehre  wird  durch  die  Erfahrung  des  prak- 
tischen Lebens  vriderlegt. 


IX. 

Städtische  Pensionsfonds. 

A.  Altersversorgung  für  Schutzmänner  und  Feuerwehr- 
leute. In  der  Tatsache,  daß  die  Städte  für  ihre  Polizeibeamten  und  Feuerwehr- 
leute eine  soziale  Fürsorge  üben,  ist  ein  Beleg  dafür  zu  finden,  daß  die  öffentliche 
Meinung  sich  zugunsten  der  Arbeiterversicherung  erklärt  hat.  Auch  werden  durch 
diese  Fürsorgeeinrichtungen  typische  Verwaltungsorganisationen  geschaffen.  Wenn 
einmal  der  Tag  der  obligatorischen  Versicherung  anbricht,  wird  das  Ergebnis 
der  mit  diesen  städtischen  Einrichtungen  gemachten  Erfahrungen  ein  lehrreiches 
Material  liefern.  Die  Feuerwehrleute  und  die  Polizisten  sind  Gefahren  ausgesetzt, 
welche  die  Aufmerksamkeit  der  Oeffentlichkeit  auf  sich  ziehen,  obgleich  die  Gefährdung 
von  Leben  und  Gesundheit  vielleicht  nicht  größer  ist  als  in  einigen  gefährlichen 
Gewerben.  Diese  städtischen  Beamten  beschäftigen  fortgesetzt  die  Gfemüter  der 
Einwohner.  Sie  erscheinen  als  tapfere  Soldaten,  welche  ihr  Leben  für  das  Gemein- 
wohl einsetzen.  Früher  hat  man  die  verletzten  Beamten  und  ihre  Hinterbliebenen 
mit  den  Erträgen  von  Tanzfesten  und  durch  Geldsammluugen  unterstützt.  Noch 
heute  gehen  in  einigen  Städten  die  Polizisten  von  Haus  zu  Haus  und  bitten  um 
Gaben  ftlr  den  betreffenden  Fonds.  Diese  Methoden  belästigen  die  Geber  und  sind 
für  die  Polizeibeamten  erniedrigend.  Seit  Jahren  haben  Feuerwehrleute  und  Schutz- 
männer in  vielen  Städten  Hilfskassen  errichtet  welche  durch  monatliche  Beiträge 
unterhalten  wurden  und  Kranken-  und  Sterbegelder  gewährten.  Diese  Einrichtung 
war  jedoch  unsicher  und  unzureichend.  Neuerdings  haben  die  Behörden  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Staatsgesetzen  städtische  Pensionsfonds  gegrtlndet, 
und  dieses  System  wird  nach  und  nach  in  allen  Städten  eingeführt.  Der  Staat 
New  York  hat  im  Jahre  1871  ein  Gesetz  erlassen,  welches  den  Feuerwehrleuten 
Pensionen    gewährte,    und    ein    ähnliches   Gesetz    für    die   Schutzleute    wurde    im 
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Jahre  1878  erlassen.  Einige  Städte  gewähren  Alters-  bzw.  Invalidenrenten  nur  für 
die  alten  oder  erwerbsunfähigen  Beamten  dieser  Art;  andere  gehen  weiter  und 
unterstützen  auch  die  Witwen,  die  hinterlassenen  Kinder  und  zuweilen  auch  die 
abhängigen  Eltern.  A.  W.  Butler,  der  die  Sache  sorgfältig  untersuchte,  sagt:  „Es 
ist  ein  Schandfleck  auf  dem  Namen  einer  Stadt,  ihre  verdienstvollen  Angestellten 
entweder  in  Not  und  Armut  verkommen  oder  von  der  Armenpflege  leben  zu  lassen. 
Die  Städte,  welche  ihren  Angestellten  Pensionen  gewähren,  haben  ständige  und 
bessere  Beamte,  weil  solche,  deren  Zukunft  gesichert  ist,  sich  ganz  der  Er- 
füllung ihrer  Pflichten  widmen  und  nicht  gezwungen  sind,  nach  anderen  Stellen  zu 
suchen.  Ihre  Führung  im  Dienst  ist  einwandfrei,  weil  sie  wohl  wissen,  daß  sie,  falls 
sie  bestechlieh  oder  nachlässig  im  Dienst  sind,  mit  Entlassung  und  Verlust  ihrer 
Pensionsberechtigung  bestraft  werden  können."  (Proceedings  of  National  Conference 
of  Charities  and  Correction,  1906.)  Die  Tabellen  von  A.  W.  Butler,  auf  S.  93—96, 
liefern  einen  Ueberblick  über  die  verschiedenen  städtischen  Einrichtungen  in  den 
Vereinigten  Staaten. 

Das  System  der  Stadt  Chicago.  Eine  etwas  ausführlichere  Beschreibung  des 
Pensionssystemes  einer  Stadt  wird  die  Wirkungen  und  Tendenzen  der  städtischen 
Methoden  erklären,  die  in  ihren  Grundzügen  einander  sehr  ähnlich  sind. 

a)  Bildung  des  Polizeipensionsfonds.  Im  Gesetze  sind  ver- 
schiedene Quellen  des  Fonds  bezeichnet:  1.  drei  Viertel  aller  Hundesteuern  und 
Gebühren  für  allerlei  Konzessionsgebühren;  2.  drei  Prozent  der  Konzessionsgebühren 
von  Schankwirten  und  Spirituosengroßhändlem;  3.  Belohnungen  für  außerordentliche 
Hilfe  seitens  der  Polizisten;  4.  ein  Prozent  der  monatlichen  Rente  jedes  pensionierten 
Polizeibeamten;  5.  Disziplinarstrafgelder;  6.  Ertrag  des  Verkaufs  verlorener  oder 
gestohlener  Gegenstände,  deren  Eigentümer  sich  nicht  melden;  7.  ein  Viertel  der 
Konzessionsgebühren  von  Pfandleihern,  Trödlern  usw.;  8.  Gebühren  und  Geldstrafen 
wegen  Tragens  verbotener  Waffen;  9.  die  Hälfte  der  durch  die  städtischen  Gerichte 
verhängten  Geldstrafen;  10.  Belohnungen  für  die  Polizisten,  es  sei  denn,  daß  der 
Amtsvorstand  ausnahmsweise  einen  Teil  der  Belohnung  dem  einzelnen  Beamten 
bewilligt;  11.  ein  Prozent  des  monatlichen  Gehaltes;  12.  drei  Prozent  aller  nicht 
obenerwähnten  Konzessionsgebühren  bis  zu  $  25  000  jährlich.  (Hurd,  Illinois 
Statutes,  1903,  S.  364—368.    Berichte  der  Polizeibehörde  in  Chicago.) 

Leistungen:  Nach  dem  50.  Lebens-  und  dem  20.  Dienstjahre  erhält  der 
Polizeidiener  als  Altersrente  50  %  seines  früheren  jährlichen  Gehaltes,  jedoch  nicht 
über  §  900  und  nicht  unter  $  600.  Die  Witwe  bis  zu  ihrer  Wiederverheiratung 
und  die  Kinder  bis  zum  16.  Jahre  erhalten  eine  Rente.  Falls  ein  Schutzmann 
im  Dienste  erwerhsunfähig  geworden  ist^  wird  er  pensionsberechtigt.  Falls  er  ge- 
tötet wird,  erhält  seine  Witwe  bis  zu  ihrer  Wiederverheiratung  die  Rente.  Im 
Jahre  1906  sind  136  Mitglieder  des  Polizeikorps  nach  zwanzigjähriger  Dienstzeit 
pensionsberechtigt  geworden;  44  Witwen  von  Schutzmännern  mit  zwanzigjähriger 
Dienstzeit;  26  Männer,  welche  erwerbsunfähig  waren;  86  Witwen  von  Männern, 
welche  im  Dienste  gestorben  waren;  157  Witwen  von  Männern,  welche  zehn  Jahre 
gedient  hatten;  14  Vormünder  von  unmündigen  Kindern;  Gesamtzahl  463.  Die 
monatlichen  Leistungen  beliefen  sich  auf  $  22  000.  Absicht  der  Gesetzgeber  war, 
einen  auf  Zinsen  angelegten  Reservefonds  von  $  300  000  zu  gründen,  jedoch  ist 
dieser  Plan  noch  nicht  zur  Ausführung  gelangt.  Um  den  Pflichteifer  der  Schutz- 
leute anzuspornen,  hat  die  Verwaltungsbehörde  den  Mitgliedern  des  Polizeikorps 
bekannt  gegeben,  daß  ihr  Pensionsfonds  dem  Gesetze  gemäß  aus  den  Gebühren, 
Strafgeldern  usw.  gespeist  wird.  Diese  Bekanntmachung  hat  die  Wirkung,  die 
Polizisten  scharf  zu  machen,  um  Uebertreter  der  Gesetze  und  der  städtischen  Ver- 
ordnungen zu  entdecken  und  zu  verhaften.  Die  Verwaltung  des  Pensionsfonds 
liegt  einem  aus  fünf  Personen  bestehenden  Vorstande  ob,  von  welchen  drei  von  dem 
Bürgermeister  und  zwei  von  der  Schutzmannschaft  selbst  ernannt  werden. 

b)  Pensionsfonds  der  Feuerwehrleute.  Die  Quellen  des  Fonds 
sind:  1.  ein  Prozent  der  eingezahlten  gesetzlichen  Konzessionsgebühren;  2.  ein  Prozent 
des  monatlichen  Gehaltes  kann  abgezogen  werden;  3.  alle  Gratifikationen,  Gebühren 
und  Geschenke,  welche  wegen  außerordentlicher  Dienste  den  Feuerwehrleuten  zu- 
gewandt werden,   es  sei   denn,   daß   die   Behörde  diese  dem  Einzelnen  bewillige; 
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4.  Geldbußen,  welche  zur  AufreehterhaltuDg  der  Disziplin  den  Mitgliedern  des^ 
Feuerwehrkorps  auferlegt  werden;  5.  Geschenke  und  Vermächtnisse;  6.  Zinsen  des 
Reservefonds;  7.  nicht  über  zwei  Prozent  der  Bruttoeinnahmen  der  fremden  (d.  h.  der 
außerstaatlichen)  Feuerversicherungsgesellschaften.  Die  Verwaltung  der  Kasse  liegt 
dem  Vertrauensmännerausschuß  des  Fonds  ob  ("Trustees  of  the  Firemen's  Pension 
Fund"),  welcher  aus  dem  Schatzmeister,  Schreiber,  Rechtsanwalt,  Hauptbeamten  der 
Feuerwehrabteilung  der  städtisrten  Verwaltung  und  dem  Stadtkontrolleur  besteht 
Dieser  Ausschuß  ist  befugt,  alle  Ansuchen  und  Beschwerden  endgültig  zu  prüfen 
und  hat  alljährlich  dem  Stadtrat  einen  Vervvaltungsbericht  zu  erstatten.  Im  Januar 
1906  belief  sich  die  Zahl  der  Pensionsberechtigten  auf  449,  das  monatliche  Ein- 
kommen der  Kasse  auf  |  9500,  die  monatlichen  Leistungen  auf  $  11000;  der 
Reservefonds  auf  $  151000.  Alle  Ansprüche  der  Mitglieder  werden  voll  befriedigt, 
ohne  Abzüge.  Das  Einkommen  der  Kasse  wurde  kürzlich  durch  eine  Abänderung 
des  Gesetzes  erhöht,  nach  welcher  nunmehr  50  ^/^  anstatt  wie  früher  25  ^'^  der 
von  den  fremden  Versicherungsgesellschaften  bezahlten  Gebühren  in  die  Kasse 
fließen  sollen.  Jedoch  ist  der  Fonds  noch  nicht  hinreichend  stark,  um  allen  be- 
jahrten Mitgliedern  eine  Rente  zu  gewähren. 

Die  Leistungen  für  Erwerbsunfähigkeit  betragen  die  Hälfte  des  monat- 
lichen Gehaltes  zur  Zeit  der  Abdankung.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes,  welches 
durch  Unfall  oder  Krankheit  im  Dienste  gestorben  ist,  erhält  monatlich  bis  zu  ihrer 
Wiederverheiratung  $  30;  der  Vormund  der  Kinder,  bis  sie  das  16.  Jahr  erreichen, 
$  6;  die  Gesamtleistung  darf  nicht  die  Hälfte  des  Gehaltes  übersteigen.  Falls  das 
Einkommen  des  Fonds  zu  klein  ist  sollen  die  Leistungen  entsprechend  vermindert 
werden.  Nach  dem  50.  Lebens-  und  dem  22.  Dienstjahr  kann  ein  Mitglied  seinen 
Abschied  nehmen  und  die  Hälfte  seines  früheren  Gehaltes  monatlich  erhalten;  jedoch 
kann  ihm  die  Behörde  im  Notfall  leichtere  Beschäftigung  anweisen.  Nach  seinem 
Tode  erhalten  seine  Witwe  bis  zu  ihrer  Wiederverheiratung  und  seine  unmündigen 
Kinder  die  Rente.  Die  Stadt  leistet  einen  Zuschuß  zu  den  vorerwähnten  gesetz- 
mäßigen Leistungen,  indem  sie  den  erwerbsunfähigen  Mitgliedern  während  zwölf 
Monaten  das  ganze  Gehalt  bezahlt.  Die  Schutzleute  erhalten  ebenfalls  diesen 
Zuschuß;   jedoch  wird  während  dieses  Zeitraumes  die  Pensionsrente  nicht  bezahlt. 

Die  Feuerversicherungsgesellschaften  haben  ihre  eigenen 
Patrouillen,  welche  bei  einem  Brande  die  Habe  der  Versicherten  schützen  und  so 
weit  wie  möglich  retten.  Die  aus  den  Vertretern  der  Feuerversicherungsgesell- 
schaften gebildete  Vereinigung  ("Board  .of  Underwriters")  hat  eine  Pensionskasse 
für  die  Mitglieder  ihrer  Patrouille  gegründet.  Das  Einkommen  der  Kasse  besteht 
aus:  1.  einem  Beitrag  von  einem  Prozent  des  monatlichen  Gehaltes;  2.  nicht  über 
zwei  Prozent,  gewöhnlich  ungefähr  ein  Prozent  der  von  den  Versicherungsgesellschaften 
bewilligten  Beiträge;  3.  allen  Gratifikationen,  Gebühren  und  Schenkungen,  welche 
den  Angestellten  wegen  außerordentlicher  Dienstleistung  zugewendet  werden; 
4.  Zinsen  des  angelegten  Fonds.  Leistungen:  1.  Pensionsrente  während  Erwerbs- 
unfähigkeit wegen  Unfalls  oder  Krankheit  gleich  der  Hälfte  des  Gehaltes;  2.  nach  dem 
50.  Lebens-  und  dem  22.  Dienstjahre  erhält  der  Betreffende  eine  Altersrente  gleich 
der  Hälfte  des  Gehaltes;  3.  nach  dem  Tode  des  Mitgliedes  erhält  seine  Witwe  bis 
zu  ihrer  Wiederverheiratung  $  30  monatlich,  und  die  Kinder  bis  zum  IG.  Jahre 
jedes  $  6  monatlich;  die  Gesamtrente  darf  jedoch  nicht  die  Hälfte  des  Gehaltes 
übersteigen.  Wenn  die  Ansprüche  die  vorhandenen  Mittel  übersteigen,  werden  die 
Leistungen  entsprechend  vermindert.  In  der  Stadt  Chicago  bestanden  im  Jahre  1906 
acht  Feuerwehrpatrouillen,  deren  jährliche  Gesamtkosten  sich  auf  $  130  000  belaufen. 
Es  gab  acht  Pensionsberechtigte  (eine  Witwe,  ein  erwerbsunfähiger  Mann  und  sechs 
Kinder),  welche  monatlich  $  139.16  erhalten.  Der  Reservefonds  beläuft  sich  auf 
$  100  000.  Diese  Vereinigung  der  Vertreter  der  Feuerversicherungsgesellschaften 
ist  nur  eine  Privatveranstaltung,  und  doch  hat  der  Staat  sie  gesetzmäßig  ermächtigt^ 
ein  Prozent  der  Gehälter  der  Angestellten  abzuziehen,  um  den  Pensionsfonds  zu, 
bilden,  auch  steuert  die  Vereinigung  selbst  zu  dem  Fonds  ein  Prozent  der  Prämien 
bei.  Hiernach  bietet  dieser  Plan  eine  wirkliche  Zwangsversieherung,  sowie  Pensionen* 
für  Witwen  und  Kinder. 
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B.  Altersversorgung  für  Lehrer  und  Lehrerinnen.  Es  scheint  zweck- 
mäßig, hier  eine  kurzgefaßte  Beschreibung  der  auf  diesem  Gebiete  bestehenden 
Einrichtungen  zu  liefern,  weil  einerseits  das  Prinzip  der  sozialen  Ftlrsorge  den- 
selben zugrunde  liegt,  andererseits  die  Lehrer  und  Lehrerinnen  in  den  Städten  in 
einem  sehr  sympaäischen  Verhältnisse  zu  den  Arbeiterfamilien  stehen,  und  weil 
schließlich  die  hier  gemachten  Erfahrungen  für  die  Weiterentwicklung  der  Arbeiter- 
versicherung nutzbar  gemacht  werden  können.  Die  Lehrer  und  Lehrerinnen  be- 
dürfen der  Versicherung,  und  diese  ist  auch  für  die  öflFentlichen  Schulen  vorteilhaft. 

Die  Gehälter  der  Lehrkräfte  reichen  im  allgemeinen  zu  standesgemäßem 
Leben  und  zur  Sicherung  einer  Altersrente  nicht  aus.  Im  Jahre  1900  betrug  die 
Zahl  der  Lehrkräfte  in  den  Vereinigten  Staaten  446133  (118  519  männlichen  und 
327  614  weiblichen  Geschlechts).  In  allen  Städten  (mit  25  000  und  mehr  Ein- 
wohnern) sind  ungefähr  SO^I^^  der  Lehrkräfte  weiblichen  Geschlechts;  auf  dem 
Lande  und  in  den  Dörfern  schwankt  der  Prozentsatz  zwischen  59.5  ^j^  in  den  süd- 
lichen Mittelstaaten  und  77.2  ^j^  in  den  nordatlantischen  Staaten.  In  beinahe  allen 
Städten  ist  der  Lohn  der  ungelernten  Arbeiter  höher  als  das  Gehalt  der  Lehre- 
rinnen in  den  Elementarschulen  (Report  on  Salaries,  Tenure  usw.,  S.  146  bis 
147).  Die  Mindestgehälter  der  Elementarschullehrerinnen  schwanken  zwischen 
$  216  jährlich  (Burlington,  Vermont)  und  $  552  (Boston)  und  |  600  (San  Fran- 
cisco). In  den  kleinen  Schulen  auf  dem  Lande  sind  die  Gehälter  noch  niedriger, 
z.  B.  im  Staate  Minnesota  $  320—420  für  Männer  und  $  200—450  für  Frauen; 
im  Staate  Iowa  $  180—300  für  Männer,  und  $  143—360  für  Frauen  (Report 
on  Salaries  usw.,  S.  131).  Mehr  als  früher  huldigt  man  der  Ansicht,  daß  die 
Einführung  eines  Altersversicherungssystems  die  Wirksamkeit  der  Lehrkräfte 
sehr  steigern  würde.  Ohne  lange  Erfahrung  kann  ein  Lehrer  wirklich  Hervor- 
ragendes nicht  leisten.  In  333  Städten  von  8000  Einwohnern  und  darüber  waren 
im  Jahre  1904  50  %  der  Lehrer  weniger  als  13  Jahre  in  ihrem  Berufe  beschäftigt 
gewesen,  während  von  den  Lehrerinnen  53  ^L  weniger  als  zehn  Jahre  ihm  an- 
gehört hatten.  Von  den  Lehrern  waren  10  7^  und  von  den  Lehrerinnen  4.5^0 
30  Jahre  und  darüber  in  den  Schulen  tätig  gewesen.  (Report  on  Salaries 
usw.,  S.  153.)  Bis  jetzt  sind  nur  geringe  Anfänge  einer  Altersversicherung  für  die 
an  den  öffentlichen  Schulen  tätigen  Lehrkräfte  aufzuweisen.  Bemerkenswert  ist 
daher  die  von  Andrew  Carnegie  gemachte  Stiftung  von  $  10  000  000,  durch 
welche  unter  gewissen  Bedingungen  die  Professoren  der  Universitäten,  technischen 
Hochschulen  und  Kollegien  in  Besitz  einer  Altersrente  kommen.  Es  gibt  keinen 
Staat  in  der  Union,  welcher  diese  Art  sozialer  Fürsorge  zugunsten  aller  Lehr- 
kräfte der  öffentlichen  Schulen  gesetzlich  organisiert  hat.  Von  Unfallversicherung 
ist  schon  gar  nicht  die  Rede;  man  behauptet,  daß  der  Beruf  der  Lehrer  nicht  ge- 
fährlich sei.  Der  Krankheit  und  Invalidität  sind  jedoch  Lehrer  ebenso  wie  alle 
anderen  Leute  ausgesetzt;  für  diese  Notfälle  aber  haben  die  Staaten  auch  nicht 
gesorgt.  Wahrscheinlich  sind  die  Lehrer  und  Lehrerinnen  unter  den  Mitgliedern 
der  "Fraternal  Societies"  zahlreich  vertreten. 

Die  Versuche  der  Lehrerschaft,  sich  Altersversicherung  zu  verschaffen, 
waren  verschiedener  Art:  1.  Man  hat  versucht,  zwangsweise  zu  Werk 
zu  gehen;  wie  im  Staate  Ohio,  wo  ein  Erlaß  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung die  Lehrer  nötigte,  monatlich  einen  bestimmten  Teil  ihrer  Ge- 
hälter an  einen  Pensionsfonds  einzuzahlen.  Das  höchste  Gericht  des  Staates 
erklärte  jedoch  das  Gesetz  für  verfassungswidrig  und  deshalb  ftlr  ungültig.  Ein 
Gesetz  ähnlichen  Inhalts,  welches  die  Stadt  Minneapolis  betraf,  wurde  vom 
Staate  Minnesota  abgeschafft.  2.  Nach  einem  anderen  Plan  suchte  man  einen 
Fonds  aus  freiwilligen  Beiträgen  der  Lehrkräfte  sowie  aus  Gaben,  Geldbußen 
usw.  zu  bilden.  Gesetze  dieser  Art  findet  man  in  den  Staaten  New  Jersey,  Ohio 
und  Kalifornien,  im  Staate  Illinois  für  die  Stadt  Chicago,  jedoch  ohne  Zuschuß 
von  Geldbußen;  im  Staate  Massachusetts  für  die  Stadt  Boston;  im  Staate  Rhode 
Island  ftlr  die  Stadt  Providence  und  auch  in  den  Staaten  New  York  und  Michigan. 
3.  Im  Jahre  1902  erließ  die  gesetzgebende  Versammlung  des  Staates  Maryland 
das  weitgehendste  Gesetz  dieser  Art  in  der  Union.  Dieses  Gesetz  macht  es  der 
zentralen  Staatsschulbehörde  zur  Pflicht,  einen  Lehrerpensionsfonds  zu  schaffen 
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und  zu  erhalten.  Diese  Behörde  ist  befugt,  einem  Lehrer  oder  einer  Lehrerin  im 
Alter  von  60  Jahren,  nach  25jähriger  Dienstzeit  in  den  ölBFentliehen  Schulen,  eine 
jährliche  Altersrente  von  $  200  zu  zahlen.  Hier  sieht  man  den  Staat  selbst,  ohne 
Einmischung  seitens  der  Städte,  Gemeinden  und  Kreise  ("Counties"),  eine  Art  Ver- 
sicherung verwalten.  Hier  konmit  ein  Prinzip  zur  Geltung,  welches  für  die  zu- 
künftige Entwicklung  der  Arbeiterversicherung  von  Bedeutung  ist,  A  h.  das  Prinzip 
der  zentralen  Staatsverwaltung  den  örtlichen  Verwaltungen  gegenüber. 

Die  Städte,  welche  das  umfassendste  Pensionssystem  herausgebildet  haben, 
sind  New  York,  Detroit  und  San  Francisco.  Die  Städte  Chicago,  Boston, 
Charleston  (South  Carolina)  und  Jersey  City  haben  Pensionsfonds  aus  den  frei- 
willigen Beiträgen  der  Lehrkräfte  gebildet,  jedoch  in  sehr  ungenügender  Weise. 

a)  New  York  City.  Das  Staatsgesetz,  welches  den  Lehrerpensionsfonds 
geschaffen  hat,  bestimmt  folgende  Einkommensquellen  für  denselben:  1.  die  wegen 
Abwesenheit  von  der  Dienstetelle  auferlegten  Disziplin argeldstrafen;  2.  Gaben  und 
Vermächtnisse;  3.  5  **/jj  aller  Akzisegebühren,  mit  welchen  der  Ausschank 
alkoholischer  Getränke  belegt  ist.  Die  Altersrente  soll  50%  des  während  des 
letzten  Dienstjahres  bezogenen  Gehalte  betragen;  jedoch  darf  der  höchste  Satz 
$  1000  für  eine  Lehrerin  und  |  1500  für  einen  Hauptlehrer  nicht  übersteigen. 
Die  Mindestrente  soll  nicht  unter  $  600  sinken.  Der  Plan  der  Stadt  Poughkeepsie 
ist  dem  von  "Greater  New  York"  ähnlich,  mit  der  Ausnahme,  daß  die  Lehrkräfte 
mit  2%  der  Gehälter  zum  Fonds  beisteuern.  (U.  S.  Education  Report.  1903. 
S.  2451.) 

b)  Die  Schul behörde  der  Stadt  Detroit,  Michigan,  bildet  einen  Fonds,  der 
den  Lehrkräften  Invaliden-  und  Altersrenten  gewähren  soll.  Die  Quelle  des  Ein- 
kommens sind  Gaben,  Vermächtnisse,  Schulgelder,  welche  von  den  außerhalb  der 
Stadt  wohnenden  Schülern  bezahlt  werden,  Zinsen  verschiedener  Fonds  und  end- 
lich bestimmte,  von  der  Behörde  zugeschossene  Gelder.  Die  Beiträge  der  Lehr- 
kräfte belaufen  sich  auf  1  bis  3  ^\^  der  Gehälter,  was  von  der  Schulbehörde  näher 
festgesetzt  wird.  Der  Anspruch  auf  die  Altersrente  beginnt  nach  30  Dienst- 
jahren, von  welchen  20  in  Detroit  selbst  abgedient  sein  müssen.  Jedoch  wird 
nach  25jäliriger  Dienstzeit  in  Detroit  dem  Betreflenden  erlaubt,  der  Behörde  ein 
Pensionsgesuch  vorzulegen.  Nach  20  Dienstjahren,  von  welchen  zehn  in  Detroit  ab- 
geleistet sein  müssen,  kann  die  Behörde  einem  arbeiteunfähigen  Lehrer  (bzw.  einer 
Lehrerin)  eine  Invalidenrente  gewähren.  Die  Lehrer,  welche  ihre  Stelle  auf- 
geben oder  entlassen  werden,  können  ihre  Beiträge  bis  zu  einer  Höhe  von  50**;^^ 
derselben  zurückerhalten.  Die  Alters-  oder  Invalidenrenten  dürfen  ^  250  jährlich 
nicht  überschreiten. 

In  der  Stadt  San  Francisco  wird  der  Fonds  durch  die  von  den  Gehältern 
jährlich  abgezogenen,  $  12  betragenden  Beiträge  erhalten;  nur  $  6  jährlich 
werden  von  den  an  Abendschulen  tätigen  Lehrern  bezahlt.  Ferner  fließen  noch 
Gaben,  Vermächtnisse  und  50  ^1^  der  wegen  Dienstversäumnis  auferlegten  Geld- 
bußen in  denselben  Fonds.  In  der  Verwaltung  des  Fonds  sind  Schul  behörde  und 
Lehrerschaft  vertreten.  Die  nach  30  Jahren  Dienstzeit  und  30  Jahren  Beitrag- 
zahlung gewährte  Altersrente  beläuft  sich  auf  $  50  monatlich.  An  die  arbeite- 
unfähigen Lehrkräfte  kann  nach  fünfjähriger  Dienstzeit  eine  enteprechende  Invaliden- 
rente bezahlt  werden. 

d)  Die  Stadt  Boston  hat  durch  ein  Gesetz  vom  Jahre  1900  einen  Pensions- 
fonds begründet.  Die  Lehrkräfte  müssen  während  30  Jahren  jährlich  $  18  dem 
Fonds  beisteuern  und  können  dann  eine  Altersrente  erhalten.  Der  Betrag  der 
Rente  hängt  von  dem  Bestände  des  Fonds  ab  und  wird  durch  die  verwaltende 
Behörde  festgesetzt. 

e)  Das  Gesetz  des  Staates  Ohio  vom  Jahre  1902  (mit  dem  Verbesserungs- 
antrag von  1904)  ermächtigt  die  Schulbehörde,  Pensionsfonds  zu  stiften.  Diese  Fonds 
werden  durch  freiwillige  Beiträge  der  Lehrkräfte  unterhalten,  und  die  Leistungen 
sollen  den  Beiträgen  enteprechen.  Wegen  Arbeitsunfähigkeit  kann  nach  20jähriger 
Dienstzeit  dem  Lehrer  (bzw.  der  Lehrerin)  eine  Invalidenrente  zuerkannt  werden. 
Im  Falle  der  Lehrer  (bzw.  die  Lehrerin)  vor  dem  20.  Dienstjahre  aus  dem  Dienste 
austritt,  soll  er  50  ^^^  aller  seiner  Beiträge  zurückerhalten  und  dann  alle  weiteren 
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Ansprüche  verlieren.    Dem  Fonds  fließen  auch  alle  Geldbußen  zu,  und  die  Schul- 
behörde ist  befugt,  dem  Fonds  bis  zu  2%  der  Schulsteuer  beizusteuern. 

f)  Im  Staate  Illinois  hat  man  (hauptsächlich  in  der  Stadt  Chicago) 
einen  Pensionsfonds  gestiftet.  Die  Beiträge  sind  freiwillige  und  die  Ergebnisse 
nicht  befriedigend. 

g)  Das  Schulgesetz  des  Staates  New  Jersey  hat  auch  einen  Pensionsfonds 
errichtet.  Die  Beiträge  belaufen  sich  auf  1  %  der  monatlichen  Gehälter  der  Lehr- 
kräfte, und  die  Altersrente  beträgt  $  250^-600  jährlich. 

h)  Das  Gesetz  für  Kalifornien  vom  Jahre  1895,  nebst  Verbesserungs- 
anträgen aus  den  Jahren  1897  und  1901,  ermächtigt  die  Schulbehörden  der  ein- 
zelnen Gemeinden,  ähnliche  Fonds  zu  stiften. 

Ohne  gesetzliche  Autorität  haben  Vereine  der  Lehrkräfte  selbst  Hilfskassen 
verschiedener  Arten  in  den  Städten  Baltimore,  St.  Louis,  Cincinnati,  Cleve- 
land,  Detroit,  Chicago,  Buffalo,  San  Francisco  und  St.  Paul  gestiftet. 
Die  Eintrittsgebübren  belaufen  sich  auf  $  1.00 — 2.00  und  die  jährlichen  Beiträge 
auf  $  1.00 — 5.00.  Die  im  Krankheitefalle  geleisteten  Zahlungen  schwanken 
zwischen  50  Cente  täglich  und  $  10  wöchentlich.  Auch  Sterbe-  oder  Bestattungs- 
geld wird  gezahlt. 

Hilfskassen,  welche  vorübergehend  Krankengeld  und  auch  Alters-  (bzw.  In- 
valrden-)  Rente  zahlen,  bestehen  in  Cincinnati,  Philadelphia,  Brooklyn  und 
Washington.  Die  Beitrittsgebühren  belaufen  sich  auf  $  1.00 — 10.00,  die  jähr- 
liehen Beiträge  auf  $  5.00—40.00.  Die  Alters-  bzw.  Invalidenrente  beträgt  §  5.00 
wöchentlich  bis  $  600.00  jährlich  nebst  |  100.00  Bestattungskosten.  Das  Kranken- 
geld beläuft  sich  auf  $  5.00 — 6.00  wöchentlich.  In  den  Städten  Harrisburg 
(Pennsylvanien)  und  Norwich  (Connecticut)  befinden  sich  ähnliche  Einrichtungen. 
Der  „Elkins  Fund"  von  $  1000  000  in  der  Stadt  Philadelphia  gewährt  den 
alten  und  unbemittelten  Lehrern  und  Lehrerinnen  den  nötigen  Beistand,  jedoch  ist 
dieses  nur  eine  Art  Armenpflege. 


X. 

Pensionssystem  der  Union  und  der  einzelnen  Staaten. 

1.  Das  militärische  Pensionssystem  ^)  ist,  als  Präzedenzfall  und 
auch  als  Warnung,  für  die  Arbeiterversicherungsfrage  in  den  Vereinigten  Staaten 
sehr  lehrreich.  Die  kostspieligen  Irrtümer  der  Gesetzgeber,  und  vielleicht  auch 
der  Beamten  sollten  künftige  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterver- 
sicherung dahin  beeinflussen,  daß  die  Pläne  erst  wissenschaftlich  vorbereitet  werden, 
und  dazu  werden  die  Erfahrungen  mit  diesem  System  wohl  beitragen.  Auf  Grund 
dieser  Erfahrungen  auch  hat  die  Bevölkerung  der  Union  sich  nach  und  nach  an 
die  Idee  der  Altersversicherung  für  Arbeiter  gewöhnt.  Unter  den  ersten  Ansiedlern 
Neu-Englands  galt  der  Grundsatz,  daß  es  Pflicht  und  Interesse  des  Staates  sei, 
den  tapfern  und  sich  für  das  Vaterland  aufopfernden  Verteidigern  der  Kolonien 
Invaliden-  und  Alterspensionen  zu  gewähren.  Schon  im  Jahre  1636  haben  die  Pilger 
von  Plymouth  eine  Verordnung  erlassen,  nach  welcher  ein  Mitbürger,  der  als 
Soldat  ins  Feld  ziehen  und  verstümmelt  zurückkehren  sollte,  während  des  Restes 
seines  Lebens  von  der  Kolonie  unterstützt  werden  muß.  Im  Jahre  1644  hat  in 
gleicher  Weise  die  gesetzgebende  Versammlung  von  Virgin ien  ein  Gesetz  er- 
lassen, welches  Pensionen  im  Falle  von  Erwerbsunfähigkeit  bewilligte.  Das  erste 
wirklich  nationale  Pensionsgesetz  wurde  vom  "Continental  Congress" 
am  26.  August  1776  erlassen.  Die  Bundesregierung  wie  die  Regierungen  der 
einzelnen  Staaten  haben  vom  Anfang  unserer  Geschichte  an,  in  Zeiten  nationaler 
Gefahr,    die  Anwerbung   von  Rekruten   durch  Anerbieten   einer  Pension  gefördert. 


*)  S.  Aufsatz  von  A.  W.  Butler,  National  Conference  of  Charities  and  Correction,  1906. 
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Das  stehende  Heer  ist  immer  verhältnismäßig  klein  gewesen.  Nur  während  eines 
langen  Krieges  wurde  die  zwangsweise  Aushebung  durchgeführt,  und  unter  diesen 
Umständen  erscheint  das  Anerbieten  einer  Pension  zweckmäßig.  Vom  Anfang  des 
Bürgerkrieges  an  begann  man  freigebigere  Cresetze  über  Pensionen  zu  erlassen. 
Bis  zum  Jahre  1879  mußte  der  Anwärter,  um  pensionsberechtigt  zu  werden,  inner- 
halb fünf  Jahren  nach  seiner  Entlassung  aus  dem  Heere  seine  Ansprüche  der  Be- 
hörde vorlegen.  Das  Gesetz  von  1879  betreffs  der  rückständigen  Pensionen 
( ^'Arrears  Pension  Act")  ist  vielleicht  das  bedeutendste  von  allen  unseren  Pensions- 
gesetzen. Es  fordert,  daß  alle  Pensionen,  welche  schon  durch  die  allgemeinen 
Gesetze  bewilligt  worden  sind,  bereits  von  dem  Zeitpunkte  des  Ausscheidens  des 
Betreffenden  aus  dem  Heer  gelten  sollen.  Der  Pensionssatz  für  die  Zwischenzeit 
soll  derselbe  sein,  wie  jener  der  von  Anfang  an  bewilligten  Pension.  Von  jener 
Zeit  ab  sind  die  ausbezahlten  Summen  rasch  angestiegen. 

Der  den  alten  Soldaten  seit  dem  Freiheitskrieg  im  18.  Jahrhundert  bewilligte 
Grund  und  Boden  ist  von  der  Regierung  in  sehr  freigebiger  Weise  zugemessen 
worden.  Außer  den  durch  besondere  Gesetzerlasse  des  Kongresses  bewilligten 
Ländereien,  hat  die  Regierung  seit  dem  Freiheitskrieg  598  628  Urkunden  für 
68  783  030  acres  ausgegeben.  (Report  of  Commissioner  of  Pensions, 
1906,  S.  10.) 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  freilich  kein  System  der  Arbeiterversicherüng, 
aber  die  Union  besitzt  ein  ganz  bedeutendes  System  der  Soldatenpensionen. 
Im  Jahr  1891  haben  die  europäischen  Länder  die  folgenden  Summen  für  Militär- 
pensionen verausgabt:  Großbritannien  $  27  051000,  Frankreich  $  29  857  000. 
Deutschland  $  13  283  000,  Oesterreich  $  12  245  000,  die  Vereinigten  Staaten 
$  118  548  959.71.  Die  Leistungen  der  Vereinigten  Staaten  ^vom  1.  Juli  1790  bis 
zum  30.  Juni  1906  beliefen  sich  auf  $  3  459  860  311.23  (Report  of  Com- 
missioner of  Pensions,  S.  11).  Die  Beträge  des  Jahres  1905  1906  be- 
liefen sich  auf: 

Das    stehende    Heer    und    die   Kriegsflotte    (Invaliden,  $ 

Witwen  und  Angehörige) 2  521  802.10 

Bürgerkrieg  (allgemeines  Gesetz) 56  789  837.93 

„            (Gesetz  vom  Jahre  1870) 74  010  063.41 

Spanischer  Krieg 3  442  156.53 

Krieg  vom  Jahre  1812 101 278.27 

Mexicanischer  Krieg 1376  396.36 

Krieg  mit  den  Indianern 622  874.85 

Kassenabfindungen     . 135  878.80 

Summe  der  Leistungen:  139  000  288.25 

Einschließlich  der  Verwaltungskosten:  139  881726.85 

Die  Gesamtzahl  der  Pensionsberechtigten  am  30.  Juni  1906  belief 
sich  auf  985  971,  die  Höchstzahl  der  Pensionsberechtigten  am  31.  Januar  1905 
auf  1  004  196.  Mit  dem  Aussterben  der  alten  Soldaten  vermindern  sich  ebenmäßig 
die  Leistungen  der  Pensionsfonds. 

Mängel  und  Mißbräuche  waren  unvermeidlich.  Seit  dem  Bürgerkriege  ist 
der  nationale  Reichtum  riesenhaft  emporgewachsen;  die  Einfuhrsteuer  und  die 
innere  Tabak-  und  Alkoholsteuer,  ohne  jede  andere  direkte  Steuer,  haben  für  die 
nationale  Begierung  die  Kosten  des  Heeres  und  der  Kriegsflotte  sowie  andere 
Ausgaben  gedeckt  die  nationale  Schuld  vermindert  und  dazu  noch  einen  ungeheuren 
IJeberschuß  gelassen.  Gerade  in  diesem  üeberschusse  lag  die  Versuchung  für  den 
Kongreß,  verschwenderisch  zu  werden  (J.  L.  Laughlin,  Indnstrial  America, 
S.  13).  Das  Unternehmertum  suchte  die  Einfuhrzölle  fortwährend  zu  erhöhen,  um 
den  Schutzzoll  zu  halten,  und  sein  Einfluß  wirkte  mächtig  in  der  höchsten  gesetz- 
gebenden Versanmilung.  Unter  diesen  Umständen  konnten  die  alten  Soldaten,  ihre 
Vertreter  und  die  Parteiführer  sehr  freigebige  Gesetze  vom  Kongreß  erwirken. 
Auch  machte  sich  allenthalben  der  Patriotismus  des  ganzen  Volkes,  besonders  in 
den  Staaten  des  Nordens,  fühlbar.  Außer  diesen  riesigen  Invaliden-  und  Alters- 
renten haben    die  nationale  und   die  staatlichen  Regierungen   viele  Krankenhäuser 
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und  Invalidenheime  ftlr  die  alten  Soldaten,  für  ihre  Witwen  und  auch  Waisen- 
häuser für  ihre  eiternlosen  Kinder  geschaffen.  Die  alten  Soldaten  werden  auch 
als  Zivilanwärter  immer  vorgezogen  und  an  die  bestbezahlten  Stellen  gesetzt. 

Inwieweit  sind  diese  Einrichtungen  den  Arbeitern  vorteilhaft?  Ueber  diesen 
Punkt  ist  es  schwer,  zuverlässige  Auskunft  zu  bekommen.^) 

Außer  den  Pensionen,  welche  sie  für  persönliche  Bedürfnisse  und  Genüsse 
verwenden  können,  sind  alle  erwerbsunfähigen  freiwilligen  Soldaten  berechtigt,  bis 
zu  ihrem  Tode  in  nationalen  oder  in  staatlichen  Heimen  zu  wohnen.  Diese  Heime 
sind  großartig  eingerichtet  die  umgebenden  Parkanlagen  sind  oftmals  reizend,  die 
Bewohner  werden  gut  versorgt,  ihre  Kleidung  ist  die  blaue  Uniform  des  Heeres, 
4ind  sie  erhalten  die  sorgfältigste  ärztliche  Behandlung.  Dramatische  Vorstellungen, 
Vorlesungen,  Konzerte  und  andere  Unterhaltungen  sind  die  weltlichen  Zeitvertreibe, 
und  Geistliche  halten  regelmäßig  Gottesdienst;  alles  gratis.  Während  des  Geschäfts- 
jahres, das  mit  dem  30.  Juni  1905  endete,  fanden  Unterkunft  in  den  zehn 
nationalen  Heimen  34  053  Soldaten  und  in  den  30  staatlichen  Anstalten  19  677, 
insgesamt  53  730.  Die  Ausgaben  der  nationalen  Soldatenheime  beliefen  sich  1905 
auf  S  3  343  696.67;  im  Durchschnitt  kostete  jeder  Inwohner  $  157.75.  Das  durch- 
schnittliche Alter  der  Soldaten,  welche  in  dem  mexikanischen  Kriege  und  im 
Bürgerkriege  gedient  hatten,  war  66.26  Jahre,  und  dasjenige  der  Soldaten  des 
spanischen  Krieges  37.56  Jahre.  Diese  34  053  Hausgenossen  haben  im  Jahre  1905 
Alters-  und  Invalidenrenten  im  Betrage  von  $  3  454  752.58,  jeder  im  Durchschnitt 
$  122.82  erhalten;  von  diesen  Summen  wurden  $  786  369.45  den  Angehörigen 
und  S  2  624  419.53  den  Pensionierten  selbst  ausgezahlt.  Die  Summe,  welche  von 
der  Zentralbehörde  an  die  staatlichen  Anstalten  bezahlt  wurde,  belief  sich  auf 
$  1 138  879.87.  Die  staatlichen  Anstalten  werden  jährlich  zweimal  besichtigt  und 
müssen  über  ihre  Zustände  und  ihre  Verwaltung  an  die  Zentralbehörde  Bericht 
erstatten.  Der  Prozentsatz  an  Sterbefällen  unter  den  Hausgenossen  stieg  von 
0.655  7o  der  Gesamtzahl  im  Jahre  1867  bis  auf  6.351  7^,  im  Jahre  1905.  Von  den 
34  053  Bewohnern  des  nationalen  Heimes  waren  12  374  verheiratet  und  21  679  ledig. 
Das  nationale  Heim  besitzt  an  Grund  und  Boden  5  308.50  acres,  mit  einem  mut- 
maßlichen Wert  von  $  345231.51;  die  Gebäude  haben  einen  Wert  von  $  9401651.68, 
im  ganzen  $  9  746  883.19  (Laws  and  Kegulations,  National  Home  for  Disabled 
Volunteer  Soldiers,  1906 ;  Report  of  the  Board  of  Managers  of  the  National  Home 
for  Disabled  Volunteer  Soldiers,  1906). 

Die  meisten  der  heutigen  Pensionäre  waren  zur  Zeit  des  Bürgerkrieges  noch 
jung  und  kehrten  nach  dem  Kriege  sogleich  zu  ihrem  regelrechten  Gewerbe  zu- 
rück, es  sei  denn,  daß  sie  durch  ELrankheit  oder  Verstümmelung  arbeitsunfähig 
geworden  waren.  Die  jungen  Männer  waren  meistenteils  Arbeiter  aus  den  Städten 
oder  vom  Lande,  und  deshalb  ist  es  höchst  wahrscheinlich,  daß  die  militärischen 
Altersrenten  eigentlich  Arbeiteraltersrenten  gewesen  sind.  Viele  dieser  alten 
Soldaten,  welche  in  den  Heimen  sich  pflegen  und  ihre  Renten  regelmäßig  beziehen, 
wären  in  Europa  wohl  in  Armenhäuser  gesteckt  worden.  Bei  uns  sind  sie  die  ge- 
ehrten Gäste  der  Nation  oder  der  einzelnen  Staaten.  Aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  haben  die  aufgeführten  Mißbräuche  und  die  Verschwendungen  des  militärischen 
Pensionssystemes  ein  weitverbreitetes  Voruri;eil  gegen  obligatorische  Arbeiterver- 
sicherung im  allgemeinen  erweckt.  Oftmals  hört  man  den  Einwand,  daß  die 
Altersversicherung  das  Unabhängigkeitsgefühl  und  das  Vorwärtsstreben  des  Arbeiters 
beeinträchtigen  würde,  indem  er  die  Hoffnung  hegen  würde,  Einkommen  ohne 
Arbeit  zu  genießen.  Ohne  Zweifel  sind  gewisse  alte  Soldaten  in  Faulheit  und 
sogar  Unsittlichkeit  geraten,  weil  sie  nicht  länger  zu  arbeiten  gezwungen  waren, 
um  ihren  Lebensunterhalt  zu  verdienen.  Zahlreiche  Kinder  reicher  Familien,  Erben 
vorwärtsstrebender  Eltern  sind  in  gleicher  Weise  faul  und  unsittlich  geworden, 
weil  ihnen  der  Stachel  der  Notwendigkeit  fehlte;  nichtsdestoweniger  sieben  die 
Eltern  danach,   für  ihre  Kinder  Reichtümer  anzusammeln.       Der  Regel   nach  sind 


^)  Viele  der  alten  Soldaten  ansländischer  Herkunft  wohnen  in  ihrem  Vaterland  und  er- 
halten doch  ihre  Altersrenten.  Im  Jahre  1905/0(5  hat  der  Kommissar  an  5268  Pensionierte  im 
Auäland  $  749  601.50  bezahlt. 
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die  alten  erwerbsfähigen  Soldaten  als  echte  Söhne  eines  fleißigen  und  rastlosen 
Volkes  nicht  in  unwürdigen  Müßiggang  versunken.  Die  große  Mehrzahl  haben 
sich  wie  die  anderen  Bürger  dem  Handel  und  Gewerbe,  den  gelehrten  Berufen  usw. 
gewidmet.  Niemals  wird  unsere  Nation  ihren  Verteidigern  gegenüber  von  diesem 
Verhalten  zurücktreten.  Die  Mißbräuche,  welche  mit  militärischen  Pensionen  ge- 
trieben werden,  können  nicht  als  Gründe  gegen  eine  Arbeiterunfallversicherung 
ins  Feld  geführt  werden,  weil  diese  lediglich  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  als 
Schadenersatz  geleistet  wird.  Der  Einwand  in  Beziehung  auf  Krankenversicherung 
fällt  weg,  indem  das  Krankengeld  teilweise  als  Schadenersatz  für  die  durch  den 
Betrieb  selbst  verursachten  Krankheiten  und  teilweise  auf  Grund  der  Beiträge  der 
Arbeiter  geleistet  wird.  Auch  haben  schon  viele  der  klügsten  Unternehmer  ge- 
rade, um  den  Charakter  und  die  Treue  der  Arbeiter  zu  heben,  den  alt  gewordenen 
Arbeitern  Alterspensionen  versprochen.  Der  Einfluß  und  die  Wirkung  eines 
Pensionssystemes  hängen  von  seinen  Grundsätzen  und  der  Art  und  Weise  seiner 
Verwaltung  ab. 

2.  Andere  Pensionen  der  nationalen  Regierung. 

a)  Kraft  des  vom  Kongreß  erlassenen  Gresetzes  vom  5.  August  1892  sind  allen 
von  dem  Hauptarzt  des  Heeres  verwendeten  Krankenpflegerinnen  des  Bürger- 
krieges, welche  sechs  Monate  gedient  haben,  ehrenvoll  aus  dem  Dienst  entlassen 
wurden  und  ihren  Lebensunterhalt  nicht  verdienen  können,  Invaliden-  und  Alters- 
pensionen bewilligt.  Im  Jahre  1905  gab  es  603  Pensionärinnen  dieser  Klasse 
(Report  of  the  Commissioner  of  Pensions,  1906). 

b)  Den  Witwen  gewisser  verstorbener  Präsidenten  der  Union  wurden 
Pensionen  vom  Kongreß  bewilligt;  so  haben  die  Witwen  von  James  Monroe  (1836), 
Abraham  Lincoln,  James  K.  Polk,  James  A.  Garfield,  Ulysses  S.  Grant  und 
William  Mc  Kinley  Pensionen  erhalten.  Diese  Pensionen  waren  besondere  Ehren- 
bezeigungen eines  dankbaren  Volkes.  Ist  aber  dem  so,  wie  kann  man  dann 
behaupten,  daß  es  für  die  Arbeiter  der  Nation  und  ihre  Angehörigen  entelirend 
wäre,  Altersrenten  und  Witwenbeztlge  anzunehmen,  nachdem  sie  lebenslang  dem 
Fonds  beigesteuert  und  das  Leben  selbst  oftmals  in  fruchtbringender  Arbeit  ge- 
fährdet oder  geopfert  haben? 

c)  Rettungsdienst.  Längs  der  Küsten  des  Atlantischen  und  des  Stillen 
Ozeans  sowie  der  großen  Binnenseen  hat  die  Regierung  Rettungsstationen  er- 
richtet. Im  Rechnungsjahre,  welches  mit  dem  30.  Juni  1904  endete,  bestanden 
273  Stationen  dieser  Art,  und  zwar  196  längs  der  atlantischen  Küste,  60  längs 
derjenigen  der  Binnenseen  und  eine  in  Louisville,  Kentucky,  am  Ufer  des  Ohio- 
flusses. Die  Gesamtzahl  der  Rettungsmannschaften  betrug  ungefähr  300  Personen. 
Während  der  Jahre  1871—1904  beliefen  sich  die  Unglücksfälle  auf  14  846;  Wert 
der  Schiffe  $  153  026  275;  Wert  der  Ladungen  $  64  030  934;  Wert  der  Bergungen 
I  171583  102;  Personen  auf  den  Schiffen  105  905;  zugrunde  gegangene  Personen 
1061;  Gerettete  18  306.  Das  einzige  Gesetz,  welches  als  Versicherungsgesetz  be- 
trachtet w^erden  kann,  ist  in  den  Sektionen  7  und  8  des  am  4.  Mai  1882 
vom  Kongreß  erlassenen  Gesetzes  enthalten.  Nach  dieser  Verordnung  kann  ein 
Mitglied  des  Rettungskorps,  falls  es  im  Dienste  durch  Verletzung  oder  Krankheit 
arbeitsunfähig  geworden  ist,  sein  volles  Gehalt  beanspruchen,  jedoch  nicht  länger 
als  zwei  Jaire.  Seit  Jahren  hat  das  Komitee  für  zwischenstaatlichen  und  aus- 
ländischen Handel  des  House  of  Representatives  (Abgeordnetenhauses)  ein  In- 
validen- und  Alterspensionsgesetz  für  das  Rettungskorps  geplant.  Bis  heute 
hat  aber  der  Kongreß  alle  Vorlagen  abgelehnt.  Hoffentlich  wird  dieses  Unrecht 
in  naher  Zukunft  ausgeglichen.  Präsident  Roosevelt  hat  sieh  in  seiner  Bot- 
schaft vom  5.  Dezember  1905  zugunsten  dieser  Gesetzgebung  dringend  ge- 
äußert: „Ich  mache  Sie  besonders  darauf  au&nerksam,  daß  es  wünschenswert  ist, 
den  Mitgliedern  des  Rettungskorps  Pensionen  zu  gewähren,  wie  es  schon  bei  den 
Feuerwehrleuten  und  Schutzmännern  der  großen  Städte  der  Fall  ist.  Die  diesem 
Dienste  angehörenden  Männer  verrichten  fortgesetzt  Heldentaten,  welche  den 
Amerikaner  auf  sein  Land  stolz  machen.  Ohne  irgendwelchen  politischen  £inäuß 
wohnen  sie  an  so  entfernten  Stellen,  daß  ihre  wirklich  heldenhaften  Dienste  vom 
Publikum  nur  geringe  Anerkennung  gewinnen  können.     Es  ist  unrecht,   daß  diese 
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große  Nation  solchen  Männern  erlaabt,  ganz  ohne  Entschädigung  arbeitsunfähig 
zu  werden  oder  den  Tod  in  der  Erfüllung  ihrer  gefährlichen  Pflicht  zu  finden. 
Wenn  ein  Mann  in  dieser  Stellung  dreißig  Jahre  gedient  hat,  sollte  er  wahrhaftig, 
ebenso  wie  ein  Feuerwehrmann  oder  Schutzmann,  das  Recht  besitzen,  sich  mit 
Halblohn  zurückzuziehen ;  oder  falls  er  durch  Unfall  oder  Krankheit  erwerbsunfähig 
geworden  ist,  sollten  er  oder  seine  Angehörigen  eine  Pension  erhalten."  Jedes 
Wort  dieses  feurigen  Aufrufs  bildet  einen  Grund  für  Arbeiterversicherung.  Denn 
Tapferkeit  und  Hingebung  charakterisieren  den  gewöhnlichen  Arbeiter  ebensowohl 
wie  den  Rettungsmann  und  den  Soldaten. 

d)  Zivildienstpensionen.  Im  Jahre  1898  hat  der  Kongreß  einen  Gesetz- 
entwurf über  diesen  Gegenstand  besprochen  und  abgelehnt.  Dieser  Vorlage  ge- 
mäß wurde  der  Sekretär  des  Schatzamtes  (Secretary  of  the  Treasury)  ermächtigt, 
2  ® L  des  Gehalts  der  Angestellten  monatlich  abzuziehen  und  anzulegen;  nach  einer 
Beitragszeit  von  4  Jahren  könnten  die  Angestellten  der  Regierung  sich  mit  75  ^j^ 
des  höchsten  Gehaltsatzes  als  Altersrente  vom  öflFentlichen  Dienste  zurückziehen. 
Nach  20  Jahren  wäre  die  Entlassung  (Pensionierung)  freiwillig  oder  erzwungen; 
freiwillig,  wenn  die  Person  60  Jahre  erreicht  und  schon  25  Jahre  gedient  hätte, 
erzwungen,  wenn  die  Person  60  Jahre  erreicht  und  35  Jahre  gedient  hätte.  Die 
Zivildienstbehörde  sollte  die  Entlassungsbehörde  sein.  Wahrscheinlich  wird  der 
nächste  Kongreß  diese  Vorlage  wieder  behandeln.  Frank  A.  Vanderlip, 
welcher  früher  als  Mitglied  der  Regierung  und  jetzt  als  Direktor  einer  berühmten 
Bank  in  der  Stadt  New  York  als  kompetenter  Ratgeber  gelten  kann,  hat  sich 
über  diesen  Gegenstand  wie  folgt  geäußert:  „Mit  Ausnahme  der  Vereinigten 
Staaten  bewilligen  alle  Kulturländer  der  Welt  ihren  Zivilbeamten  Pensionen.  Nie- 
mals können  wir  das  Verdienstsystem  ("Merit-System")  völlig  ausarbeiten  und 
durchführen,  ohne  den  Grundsatz  der  Altersrente  für  altgewordene  Angestellte 
der  Regierung  anzuerkennen.  Fraglich  ist  es,  ob  jemals  ein  für  die  Ernennung 
von  Angestellten  verantwortlicher  Beamter  die  Notwendigkeit  eines  klugen 
Pensionssystems  nicht  anerkannt  hat."  (North  American  Review,  Dezember  1905, 
S.  928—929.) 

e)  Arbeiter  und  Angestellte  des  Postamtes  der  Union 
(United  States  Railway  Service,  mit  2935  Routen,  192  852  Meilen  und  333  491  634 
jährlich  zurückgelegten  Reisemeilen).  Nur  der  Dienst  des  Eisenbahnpostamtes 
("pouch  Service")  wird  hier  behandelt.  Die  Zahl  der  Angestellten  belief  sich  am 
30.  Juni  1903  auf  10  555.  Die  "United  States  Railway  Service  Mutual  Benefit 
Association"  wurde  im  Jahr  1874  organisiert.  Eintritt  in  die  Mitgliedschaft  ist  nur 
Leuten  unter  40  Jahren  gestattet.  Die  Mitglieder  sind  in  zwei  Altersklassen  ein- 
geteilt: die  Mitglieder  der  Klasse  A  (unter  30  Jahren)  bezahlen  Umlagen  von 
$  1.50  und  jene  in  Klasse  B  (über  30  Jahre)  $  2.00.  Das  Eintrittsgeld  beläuft 
sich  auf  $  1.50  und  die  jährliche  Gebühr  auf  $  1.50.  Das  Sterbegeld  beträgt 
$  2000.  Der  Verein  ist  nach  den  Gesetzen  des  Staates  Illinois  als  Körperschaft 
eingetragen,  und  das  Gesetz  dieses  Staates  erfordert,  daß  der  Reservefonds  auf 
einer  Höhe  von  wenigstens  V2  7o  ^^^  Verbindlichkeiten  erhalten  werde;  tatsächlich 
beträgt  der  Reservefonds  1 V^  %  der  Verbindlichkeiten:  am  1.  Juli  1904  $  100  968.87. 
Die  Auszahlungen  seit  der  (irünflung  des  Vereins  beliefen  sich  auf  $  950  000. 
Die  Mitgliederschaft  betrug  am  1.  Juli  1904  4965,  die  Zahl  aller  Angestellten  in 
diesem  Dienstzweig  am  30.  Juni  1903  10  555.  Seit  vielen  Jahren  hat  der  General- 
postmeister dem  Kongreß  der  Union  ernsthaft  empfohlen,  eine  Hilfskasse  für  diese 
Angestellten  der  Regierung  zu  errichten,  um  ihnen  Altersrente  zu  sichern.  Nach 
dem  heutigen  nationalen  Gesetze  kann  der  Generalpostmeister  im  Falle  der 
Arbeitsunfähigkeit  eines  Angestellten  nur  Urlaub  für  60  Tage  ohne  Verlust  des 
Gehaltes  bewilligen,  und  nach  einem  im  April  1902  erlasöenen  Gesetze  wird  den 
Hinterbliebenen  eines  im  Dienste  getöteten  Angestellten  eine  Kapitalabfindung  von 
$  1000  gezahlt. 

f)  National  Association  of  Railway  Postal  Clerks.  Die  jähr- 
lichen Beiträge  belaufen  sich  auf  $  1.00;  Bescheinigung  $  2.00;  Entschädigungs- 
geld im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  eine  Pauschalsumme,  für  den  Verlust  eines 
Armes  oder  Beines  §  1000;   Verlust  beider  Arme  oder  beider  Beine  $  3000;  Ver- 
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lust  eines  Auges  $  1000;  Verlust  beider  Augen  |  3000;  im  Falle  des  durch  Unfall 
veranlaßten  Todes  $  3000;  für  zeitweilige  Erwerbsunfähigkeit  wegen  Unfalls 
wöchentliches  Entschädigungsgeld  $  15  während  52  Wochen.  Mitgliederzahl  am 
1.  Februar  1903  ungefähr  7000.  Der  Reservefonds  wird  auf  V^  %  der  Verbindlich- 
keit für  das  Sterbegeld  erhalten.  Um  das  Sterbegeld  zu  decken,  werden  den  Mit- 
gliedern Umlagen  auferlegt. 

3.  Staatspensionen  in  den  Südstaaten.  Oflfenbarerweise  war  es 
dem  Kongreß  der  Union  ganz  unmöglich,  nach  dem  Bürgerkriege  den  alten  Soldaten 
des  feindlichen  Heeres,  welche  die  Zerstörung  der  Union  mit  Absicht  und  Ent- 
schiedenheit anstrebten,  Altersrenten  aus  der  Rasse  der  Union  selbst  zu  ge- 
währen. Ganz  angebracht  jedoch  war  es  für  jene  Staaten,  welchen  diese  Soldaten 
-angehörten,  diesen  ehrenvolle  Unterstützung  zu  gewähren.  Natürlich  sind  die  .be- 
willigten Altersrenten  etwas  knapp  ausgefallen.  Auch  wurde  die  Verwaltung 
sparsamer  geführt  als  die  Verwaltung  der  Nationalpensionen.  Der  Staat  Georgia 
hat  seit  dem  Jahr  1879  Altersrenten  bezahlt.  Im  Jahre  1903  belief  sich  die  Zahl 
seiner  Pensionäre  auf  14  525  und  die  Summe  der  Leistungen  auf  $  857  415.00. 
Süd-Carolina  unterstützte  im  Jahre  1904  8544  Pensionäre  mit  $  197  309.42. 
Im  Staate  Tennessee  werden  jährlich  $  250  000  bewilligt,  und  am  12.  Mai 
belief  sich  die  Zahl  der  Pensionäre  auf  2663.  Im  Jahre  1905  hat  die  Legislatur 
ein  Gesetz  erlassen,  auf  Grund  dessen  den  Witwen  der  verstorbenen  Soldaten 
Jährlich  $  25  000  bewilligt  werden.  Im  Staate  Texas  ist  die  bewilligte  Summe 
von  $  100  000  im  Jahr  1900  bis  auf  $  500  000  im  Jahre  1907  gestiegen.  Die 
^hl  der  Pensionsberechtigten  beläuft  sich  auf  ungefähr  8000.  Der  Staat  Vir- 
ginien  bezahlt  jährlich  $  300  000  an  13  000  bis  14  000  Soldaten.  Der  Staat 
Kentucky  bezahlt  keine  Pensionen,  hat  jedoch  im  Jahre  1902  ein  Soldatenheim 
gegründet.  Der  Staat  Maryland  hat  ein  Soldatenheim,  eine  im  Jahr  1887 
gegründete  Anstalt,  welche  der  Staat  jährlich  mit  $  12  000  HUfsgeldern  unter- 
stützt; sie  hat  ungefähr  90  Insassen.  Soldatenheime  werden  auch  in  Missouri, 
Virginien,  Nord-Carolina,  Alabama,  Florida,  Louisiana,  Texas  und  Tennessee  unter- 
halten (Proceedings  of  National  Conference  of  Charities  and  Correction,  1896,  p.  294). 
Alabama  hat  im  Jahre  1904  15038  Pensionäre  mit  $  358333.78  unterstützt; 
Arkansas  6495  Pensionäre  mit  $  180  563.00.  Florida  hat  im  Jahre  1904/05 
4ingefähr  3000  Pensionäre  mit  $  266  720.19  unterstützt.  Der  Staat  Louisiana 
hat  seit  1898  jährlich  an  2713  Pensionäre  $  75  000  bezahlt.  Der  Staat  Missis- 
sippi hat  im  Jahre  1888  ein  Pensionsgesetz  erlassen  und  im  Jahre  1904  an  7271 
Personen  $  250000  bezahlt.  Der  Staat  Nord-Carolina  hat  während  des  Jahres  1905/06 
an  13  500  Personen  $  275  000  bewilligt.  Die  Kreisbehörden  bezahlen  monatlich 
$  10  an  ungefähr  90  ganz  erwerbsunfähige  Personen  als  Zuschuß  zur  Staatsrente. 

Aus  der  Darstellung  dieses  Abschnittes  (X)  schließen  wir,  daß  die  Einzel- 
staaten und  die  nationale  Regierung  schon  lange  den  Grundsatz  angenommen  haben, 
nach  welchem  alle  diejenigen,  welche  dem  Vaterland  im  Kriege  gedient  haben,  im 
Alter  in  Ehren  und  ohne  Armenpflege  mit  Pensionen  unterstützt  werden  sollen. 
In  ähnlicher  Weise  wird  die  Begründung  geführt  wenn  man  dafür  eintritt,  für  die 
Besatzung  der  Bettungsstationen  durch  Pensionen  zu  sorgen.  Es  liegt  im  Interesse 
der  öffentlichen  Verwaltung,  auch  den  Angestellten  der  Nation,  der  Staaten  und 
der  Städte  Invaliden-  und  Altersversicherung  zu  gewähren,  und 
es  wäre  eine  Schmach,  die  treuen,  im  Dienst  ergrauten  und  erwerbsunfähigen 
Diener  der  Nation  mit  den  Vagabunden  in  die  Armenhäuser  zu  stecken.  Die 
Arbeiter  aber  sind  auch  Diener  der  Nation,  und  in  dieser  Eutwicklung 
-der  Soldaten peusionen  steckt  der  Keim  eines  Arbeiter versicherungssystemes. 
Bald  werden  die  alten  Soldaten  sterben;  der  Tod  wird  die  prachtvollen  Soldaten- 
heime leeren;  die  ungeheuren  Leistungen  für  Pensionen  werden  abnehmen;  jedoch 
im  Herzen  und  Gewissen  des  Volks  ist  die  Überzeugung  tief  eingewurzelt,  daß  die 
fleißigen  und  strebsamen  Erzeuger  des  nationalen  Reichtums  selbst  diese  „Soldaten 
<les  Heeres  der  Arbeit",  ihre  letzten  Tage  nicht  in  Armut  und  Elend  verleben  sollen. 
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XI. 

Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Die  Haftpflicht  der  Unternehmer  ist  nach  und  nach  durch  Gesetze  genauer 
und  schärfer  festgelegt  worden,  um  so  die  Arbeitgeber  zu  zwingen,  die  Arbeiter 
durch  geeignete  Maßnahmen  besser  vor  Unfällen  zu  schützen.  Vielleicht  hat  die 
Gesetzgebung  in  dieser  Richtung  geholfen;  ihr  Einfluß  ist  jedoch  durch  folgende 
Umstände  arg  geschmälert:  1.  Wo  eine  besondere  Arbeiterschutzgesetzgebung  fehlt, 
hat  selbst  das  Gericht  keinen  genauen  Maßstab,  nach  welchem  es  die  Fahrlässig- 
keit der  Arbeitgeber  abmessen  und  beurteilen  kann.  Ohne  eine  ausreichende  Zahl 
von  Fabrikinspektoren  gibt  es  keine  Statistik  der  vorgekommenen  Unfälle  und  Ver- 
letzungen; und  ohne  ein  genaues  Gesetz  ist  der  Inspektor  nicht  imstande,  Ver- 
änderungen in  den  Betriebseinrichtungen  und  an  den  Maschinerien  anzuordnen. 
2.  Oft  halten  die  Arbeitgeber,  irrtümlicherweise,  es  für  weniger  kostspielig,  ein  ge- 
ringes Entschädigungsgeld  zu  bezahlen,  als  die  notwendigen  Vorrichtungen  zur 
Verhütung  von  Unglücksfällen  einzuführen.  3.  Die  Arbeitgeber,  welche  sich  bei 
den  N'ersicherungsgesellschaften  gegen  das  Haftpflichtgesetz  versichert  haben, 
halten  es  für  überflüssig,  die  nötigen  Maßregeln  zu  treffen,  da  die  Versiche- 
rungsgesellschaft das  Risiko  trägt.  4.  Das  Haftpflichtgesetz  zieht  die  durch 
den  Betrieb  verursachten  Krankheiten  (Gewerbekrankheiten)  nicht  in  Betracht. 
In  der  Landwirtschaft  dachte  vor  der  Einführung  von  Maschinen  niemand  an 
Arbeiterschutzgesetzgebung.  Der  „Farmer"  teilte  alle  Gefahren  mit  seinen  Hilfs- 
arbeitern, und  selten  rief  man  das  Haftpflichtgesetz  an.  Die  Gefahren  in  den 
Bergwerken  dagegen  zogen  sehr  früh  die  Aufmerksamkeit  der  Gesetzgeber  in  den 
Staaten  mit  Kohlen-  und  Erzbergbau  auf  sich.  Der  Beruf  der  Eisenbahnarbeiter 
war  augenscheinlich  mit  so  großer  Lebensgefahr  verbunden,  daß  das  Publikum  und 
die  Gewerkvereine  auf  den  Erlaß  gesetzlicher  Schutzvorschriften  drangen.  Der 
Kongreß  der  Union  ist  jedoch  nach  der  Verfassung  nicht  berechtigt,  Gesetzgebung 
solcher  Art  zu  erlassen,  außer  in  dem  ihm  unterstellten  District  of  Columbia  oder 
in  den  „Territorien"  oder  im  Zusammenhang  mit  der  Regelung  des  „zwischen- 
staatlichen" Handels  und  Verkehrs.  Deshalb  ist  eine  gleichförmige  und  in  allen 
Unionsstaaten  übereinstimmende  Gesetzgebung  unmöglich.  Naturgemäß  waren  die 
älteren  Staaten,  in  welchen  das  Fabrik-  und  Bergwesen  am  meisten  entwickelt 
war,  die  ersten,  die  zur  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  einer  Zentralaufsicht  und 
gesetzlicher  Vorschriften  kamen.  Massachusetts  war  und  ist  noch  heute  führend 
in  dieser  Bewegung,  wenngleich  in  einzelnen  Beziehungen  einige  andere  Staaten 
schon  weiter  gegangen  sind.  Im  Staate  Massachusetts,  in  welchem  die  Industrie 
zunächst  zu  rascher  Entwicklung  kam,  gesellte  sich  zu  der  Tatkraft  der  aus  ge- 
bildeten und  fortgeschrittenen  Arbeitern  bestehenden  Gewerkvereine  eine  auf- 
geklärte Menschenliebe.  Hier  übte  auch  die  britische  Arbeiterschutzgesetzgebung 
sehr  früh  einen  tiefen  Einfluß  auf  die  öffentliche  Meinung  aus.  Die  Staaten  New 
York  und  Pennsylvanien  gelangten  zu  gleicher  Entwickelung  und  andere  folgten 
ihrem  Beispiel.  M 

I.  Arbeiterschutzgesetzgebung  im  aHgemeinen. 

a)  Arbeitszeit.  Die  Dauer  der  Arbeit  beeinflußt  die  Gesundheit,  Leistungs- 
fähigkeit, Löhne,  Lebensdauer  und  Bildung  der  Arbeiter.  Bis  auf  den  heutigen 
Tag  hat  die  Gesetzgebung  keine  Einschränkung  bezüglich  der  Arbeitszeit  der 
Erwachsenen,  weiblichen  oder  männlichen  Geschlechts,  unternommen.  Nur  in 
wenigen  Betrieben,  in  welchen  es  aus  Gesundheitsrücksichten  für  dringend  nötig 
erachtet  wurde,  hat  die  Gesetzgebung  die  Arbeitszeit  verkürzt.  Die  allgemeine 
Ansicht  geht  dahin,  daß  die  Festsetzung  der  Lohnsätze  und  der  Arbeitszeit  dem 
freien  Uebereinkommen  der  Parteien  und  dem  freien  Spiele  der  Konkurrenz  über- 
lassen  werden   soll.     Ueber   die   Frage,   ob    die   Arbeitszeit   der  Arbeiterinnen 

^)  Vgl.  hierzu  die  mit  anschaulichen  Diagrammen  ausgestattete  Ueberaicht  über  den  Stand 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  den  52  Gebieten  der  Union  im  Abschnitt  "^ Labor  Legislation 
in  the  United  States"  in  der  für  die  Weltausstellung  in  St.  Louis  1904  hergestellten  Nr.  54  des 
Bulletin  of  the  Bureau  of  Labor,  S.  1421  ff.,  Washington  1904. 
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durch  Gesetzgebung  geregelt  werden  sollte,  besteht  Meinungsverschiedenheit,  und 
die  Gesetze  der  Staaten  weichen  in  dieser  Hinsicht  weit  voneinander  ab.  Im 
Jahre  1898  hat  das  höchste  Gericht  der  Union  den  Grundsatz  festgelegt,  daß  eine 
staatliche  gesetzgebende  Versammlung  ein  Gesetz  verfassungsmäßig  erlassen  kann, 
welches  die  Arbeitszeit  in  den  Betrieben  verkürzt,  wo  die  Gesundheit  der 
Arbeiter  durch  längere  Anstrengung  beeinträchtigt  werden  kann.  Diese  wichtige 
Entscheidung  erlaubt  den  einzelstaatlichen  Legislaturen,  die  Arbeitszeit  zu  ver- 
kürzen, falls  der  Betrieb   die  Gesundheit  der  Arbeitnehmer  augenfällig  schädigt.  ^ 

In  den  Bergwerken  ist  die  Arbeitszeit  durch  die  Gesetze  der  folgenden 
Staaten  begrenzt:  auf  acht  Stunden  pro  Tag  in  Arizona,  Colorado,  Missouri,  Mon- 
tana, Nevada,  Utah,  ^  Wyoming;  auf  zehn  Stunden  in  Maryland,  jedoch  können 
die  Beteiligten  durch  Vertrag  den  Arbeitstag  verlängern.  Die  Hüttenwerke  sind 
in  diese  Gesundheitsgefahrenklasse  einbezogen  (Colorado,  Missouri,  Montana,  Nevada, 
Utah  usw.).  Die  Verfassung  des  Staates  Colorado  (vom  Jahre  1902)  schreibt  vor: 
„In  Berg-  und  Hüttenwerken  und  in  anderen  Gewerben,  welche  die  Legislatur  als 
gesundheitsschädlich  betrachtet,  soll  der  Arbeitstag  nur  acht  Stunden  dauern." 

Für  die  Arbeiter  und  Angestellten  der  Eisenbahnen  ist  die  Arbeitszeit  durch 
Gesetze  wie  folgt  festgestellt:  nach  IG  Stunden  Arbeit  eine  Kuhezeit  von  9  Stunden 
(Arizona);  nach  16  Stunden  Arbeit  8  Stunden  Ruhezeit  (Arkansas,  Indiana,  Texas); 
nach  16  Stunden  Arbeit  10  Stunden  Ruhezeit  (Colorado);  nach  13  Stunden  Arbeit 
8  Stunden  Ruhezeit  (Florida);  nach  13  Stunden  Arbeit  10  Stunden  Ruhezeit 
(Georgia);  nach  24  Stunden  Arbeit  8  Stunden  Ruhezeit  (Michigan);  nach  18 
Stunden  Arbeit  8  Stunden  Ruhezeit  (Nebraska);  nach  15  Stunden  Arbeit  8  Stunden 
Ruhezeit  (Ohio);  nicht  über  10  Stunden  Arbeit  während  12  Stunden  (Louisiana); 
nicht  über  10  Stunden  Arbeit  während  24  Stunden  (abweichender  Vertrag  erlaubt), 
und  nach  20  Stunden  Arbeit  8  Stunden  Ruhezeit  (New  York,  Minnesota). 

Die  Straßenbahnarbeiter  dürfen  keinen  Arbeitsvertrag  schließen  auf  eine 
tägliche  Arbeitszeit  von  mehr  als:  12  Stunden  in  Maryland,  New  Jersey,  Penn- 
sylvanien;  10  Stunden  in  Washington,  Rhode  Island;  10  Stunden  (Feiertage  ganz 
ausgeschlossen)  in  Massachusetts;  10  Stunden  (einschließlich  1 — 2  Stunden  Mittags- 
pause) in  New  York,  jedoch  abweichender  Vertrag  für  Ziegelbrenner  erlaubt. 

Ftlr  den  öffentlichen  Dienst  und  für  die  Wegeverbesserungen  haben 
folgende  Staaten  durch  Gesetze  die  Arbeitszeit  geregelt:  8  Stunden  Arbeitszeit 
haben  Arkansas,  Kalifornien,  Colorado,  Delaware,  Hawaii,  Idaho,  Illinois,  Indiana^ 
Iowa,  Kansas,  Maryland,  Massachusetts  (8  oder  9  Stunden  in  den  Städten),  Minne- 
sota, Missouri,  Montana,  Nebraska,  Nevada,  New  Mexico,  New  York,  Oklahoma, 
Oregon,  Pennsylvanien,  Porto  Rico,  South  Dakota,  Tennessee,  Texas,  Utah, 
Washington,  West  Virginien,  Wisconsin,  Wyoming;  Süd-Carolina  10  Stunden. 

Für  die  Textilfabriken  in  Georgia  und  Süd-Carolina  ist  die  gesetzliche 
Arbeitszeit  auf  11  Stunden  begrenzt. 

In  manchen  Staaten  ist  die  Dauer  der  Arbeitszeit  zwar  gesetzlich,  wie  folgt, 
begrenzt,  jedoch  den  Beteiligten  gestattet,  die  gesetzliche  Arbeitszeit  vertrags- 
mäßig zu  verlängern:  8  Stunden  in  Kalifornien,  Connecticut,  Illinois,  Missouri, 
New  York,  Ohio,  Pennsylvanien,  Wisconsin;  10  Stunden  in  Florida,  Maine, 
Michigan,  Minnesota,  Nebraska,  New  Hampshire,  Rhode  Island,  Maryland;  55  Stunden 
während  der  Woche  (zwischen  7  und  12  Uhr  vormittags  und  1  und  6  Uhr  nach- 
mittags, Samstags  zwischen  7  und  12  Uhr  vormittags)  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten, und  60  Stunden  wöchentlich  in  den  Bäckereien  in  New  Jersey.  Die 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  die  Dienstboten  sind  hierbei  nicht  ein- 
begriffen. 

Die  Arbeiter  und  Angestellten  der  Regierung  der  Union  (Druckerei,  öffent- 
liche Werke,  Briefträger  usw.)  haben  den  Achtstundentag. 


^)  Supreme  Court  of  the  United  States,  Febr.  28,  1898,  Case  of  Holden  vs. 
Hardy  F.  Kelley.  Some  Ethical  (iains  through  Legislation,  1905,  S.  145,  280.  Im  allgemeinen 
siehe  Tenth  special  Report  of  the  Commissioner  of  Labor,  Labor  Laws,  1904,  und  die  ßulletias 
des  Department  of  Labor. 

^)  Verfassungsmäßig:  nach  folgenden  Entscheidungen:  14  Utah,  Rep.  71,  96;  18  Sup.  ('t. 
Rep.  383;  57  Pac.  Rep.  720. 
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b)  Wöchentlicher  Ruhetag.  Die  Bewohner  der  Kolonien,  hauptsächlich 
in  New  England,  haben  den  Sonntag  stets  sehr  streng  und  puritanisch  gehalten. 
Es  war  die  allgemeine  Ansicht,  daß  es  die  Pflicht  des  Menschen  sei,  den  Sonntag 
Grott  zu  weihen,  und  deshalb  unterblieb  an  diesem  Tage  jede  Arbeit.  Heute  da- 
gegen ist  der  Beweggrund  für  die  gesetzliche  Regelung  der  Sonntagsruhe  in  der 
Sorge  des  Staats  um  die  Gesundheit  der  Arbeiter  zu  suchen.  Die  allgemeine 
Formel,  welche  in  allen  Staaten  einförmig  widerhallt,  lautet,  daß  am  Sonntag 
Gewerbe  und  Handel  ruhen  sollen  mit  Ausnahme  von  Werken  der  zwingenden 
Notwendigkeit  und  der  Liebestätigkeit.  Einzelne  Sekten,  deren  Mitglieder  den 
Samstag  als  Ruhetag  feiern,  sind  von  der  Verpflichtung  der  Sonntagsheiligung  be- 
freit, wie  z.  B.  die  Juden,  die  Adventisten  usw.  Die  Staaten  Kalifornien,  Missouri 
und  Pennsylvanien  gewähren  einen  wöchentlichen  Ruhetag,  der  nicht  auf  den 
Sonntag  zu  fallen  braucht. 

c)  Arbeiterschutz  für  Leben  und  Gesundheit.  Das  Gesetz  des  Staates 
Massachusetts  schreibt  vor,  daß  alle  Stangen  der  elektrischen  Beleuchtungen 
seitens  der  Gesellschaften  isoliert  werden,  und  daß  der  Inspektor  der  Leitungen 
die  Durchführung  dieser  Vorschrift  zu  überwachen  hat. 

Zum  Schutz  der  Arbeiter  des  Baubetriebes  haben  mehrere  Staaten 
Gesetze  erlassen,  welche  die  Art  der  Gerüste,  Fußböden,  Hebungsapparate  usw. 
vorschreiben,  so  z.  B.  Kalifornien,  Indiana,  Maryland,  Massachusetts,  Minnesota, 
Missouri,  New  York,  Pennsylvanien,  Wisconsin;  insbesondere  ist  das  Gesetz  von 
New  York  sehr  sorgfältig  ausgearbeitet. 

Um  die  Maschinenführer  der  Straßenbahnen  gegen  Kälte  und  Unwetter 
im  Winter  zu  schützen,  fordern  gewisse  Gesetze,  daß  die  vordere  Plattform  ge- 
schlossen werde,  so  in  Colorado,  Connecticut,  Illinois,  Iowa,  Kansas,  Massachusetts, 
Minnesota,  Missouri,  New  Hampshire,  New  Jersey,  New  York,  North  Carolina^ 
Ohio,  Oregon,  South  Carolina,  Tennessee,  Texas,  Utah,  Virginien,  Washington,  West 
Virginien,  Wisconsin.  Diese  Gesetze  sind  sich  im  Wortlaut  einander  so  ähnlich,  daß 
man  unwillkürlich  zu  der  Vermutung  gelangt,  daß  ein  Einverständnis  bezüglich 
des  Rechtsschutzes  zwischen  dem  nationalen  Gewerkverein  der  Straßenbahnarbeiter 
und  den  Legislaturen  bestanden  hat. 

Rettungsvorrichtungen  in  den  Fabriken  und  Werk- 
stätten. Gewöhnlich  fordern  die  erlassenen  Gesetze,  daß  folgende  Rettungs- 
vorrichtungen vorhanden  sein  müssen:  eiserne  Leiter  auf  der  Außenseite  des  Ge- 
bäudes; Türen,  welche  nach  außen  sich  öffnen;  rotes  Licht  bei  den  Ausgängen  und 
den  Feuerlöschgeräten.  Die  Verordnungen  der  Staaten  New  York,  Ohio  und 
Washington  sind  sehr  ausführlich  gehalten.  Natürlich  ist  das  Gesetz  ohne  einen 
ausreichenden  Stab  von  geschickten  und  zuverlässigen  Fabrikinspektoren  wertlos. 
Die  folgenden  Staaten  haben  derartige  Gesetze  erlassen  und  zu  ihrer  Durchführung  be- 
sondere Aufsichtsbeamte  angestellt:  Connecticut,  Delaware,  District  of  Columbia, 
Georgia,  Idaho,  Illinois,  Indiana,  Iowa,  Kansas,  Louisiana,  Maine,  Maryland,  Massa- 
chusetts, Michigan,  Minnesota,  Missouri,  Nebraska,  New  Jersey,  New  York,  North 
Dakota,  Ohio. 

Sicherheitsvorrichtungen  auf  den  Eisenbahnen.  Die  An- 
zahl der  auf  den  Zügen  und  Geleisen  verletzten  und  getöteten  Arbeiter  ist  so  groß, 
daß  sie  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  sich  zieht  und  neue  Gesetze  erzwingt. 
Die  bedeutendsten  Eisenbahngesellschaften  befassen  sich  mit  zwischenstaat- 
lichem Handel  und  unterstehen  deshalb  den  Gesetzen  des  .Kongresses  der 
Union.  Die  folgenden  Staaten  haben  einander  ähnliche  Verordnungen  erlassen: 
Colorado,  Connecticut,  Delaware,  Illinois,  Indiana,  Iowa,  Kentucky,  Louisiana, 
Maine,  Massachusetts,  Michigan,  Minnesota,  Mississippi,  Missouri,  Nebraska,  New 
Hampshire,  New  York,  Ohio,  Rhode  Island,  Süd  Carolina,  Texas.  Vermont,  Vir- 
ginien, Washington,  Wisconsin.  Hauptsächlich  fordern  diese  Gesetze  besondere 
Bremsen,  selbsttätige  Kuppel  Vorrichtungen,  eiserne  Handhaben,  Warnungssignale 
vor  den  Brücken  usw. 

Anmeldung  und  Untersuchung  der  Unfälle.  Um  die  öffent- 
liche Meinung  aufzurütteln  und  die  Gesetzgebung  zu  beeinflussen,  ist  es  nötig,  die 
UnfäUe  dem  Publikum  vor  Augen  zu  führen.    Das  nationale  Gesetz  der  "Interstate 
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Commerce  Commission "  fordert,  daß  alle  Eisenbahn-  und  Dampfschiffs- 
gesellschaften ("common  carriers'*)  über  die  Betriebsunfälle  der  Kommission 
monatlich  Anzeige  erstatten.  Auch  einige  Staaten  fordern  amtliche  Untersuchung 
aller  gewaltsamen  oder  rätselhaften  Todesfälle  durch  den  Leichenbeschauer  und 
Anzeige  der  Ursache  aller  ünfallverletzungen,  so  Alabama,  Connecticut,  Massachu- 
setts, Michigan,  Mississippi,  New  York,  Süd-Carolina,  Vermont. 

Schutz  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter.  Obwohl  sehr  ge- 
fährliche Maschinerien  seit  Jahren  überall  in  der  Landwirtschaft  in  Gebrauch  sind, 
haben  nur  wenige  Staaten  Schutzgesetze  zugunsten  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
erlassen.  In  den  drei  Staaten  Illinois,  Iowa  und  Wisconsin  sind  die  Unternehmer 
gesetzlich  verpflichtet,  die  Dresch-  und  Schälmaschinen,  welche  von  Pferden  oder 
durch  Dampf  kraft  getrieben  werden,  so  einzurichten,  daß  die  Arbeiter  gegen 
Lebensgefahr  durch  passende  Vorrichtungen  geschützt  sind ;  eine  Inspektion  je- 
doch fehlt. 

Aufsicht  über  Dampfkessel.  Die  sich  auf  diesen  Gegenstand  be- 
ziehenden Gesetze  haben  einen  sehr  verschiedenen  Wert.  In  einigen  Staaten  liegt 
die  Aufsicht  den  staatlichen  Inspektoren  ob,  während  sie  in  anderen  den 
örtlichen  Behörden  anvertraut  ist.  Die  besseren  Gesetze  geben  sehr  eingehende 
Anordnungen  über  Wasserdruckprobe,  erlaubte  Dampfspannung,  Wasserstandsglas, 
Sicherheitshahn  und  -ventil,  schmelzbare  Pfropfen,  Befähigung  der  Maschinisten  usw., 
so  in  Colorado,  Connecticut,  Florida,  Indiana,  Iowa,  Maine.  Missouri,  Massachusetts, 
Michigan,  Minnesota,  Montana,  New  York,  Ohio,  Pennsylvanien,  Vermont. 

Gesetze  Über  Berg-  und  Hüttenwerke.  Die  Hauptpunkte  der 
gesetzlichen  Regelung  sind  hier  die  folgenden:  Luftreinigung  der  Schächte,  Luft- 
probe, Bereithalten  von  Tragbahren,  wollenen  Bettdecken,  Verbandskästen  usw.  für 
Fälle  von  Verletzungen;  Verbindung  der  Schächte  durch  Türen;  sichernde  Trag- 
balken; Sicherheitslampen;  Rettungsschächte;  Pläne  der  unterirdischen  Schacht- 
anlagen; Sicherheitsaufzüge;  Notsignale  usw.  Als  allgemeiner  Grmidsatz  gilt  die 
Regel,  daß  über  alle  L'nfälle  und  ihre  Ursache  Anzeige  zu  erstatten  ist.  Im  Staate 
Pennsylvanien  sind  die  Vorschriften  sehr  genau  ausgearbeitet,  und  zwar  in  zwei 
verschiedenen  Gesetzen,  da  in  dem  westlichen  Gebiete  die  bituminöse  Steinkohle 
und  in  dem  östlichen  Gebiete  Glanzkohle  abgebaut  wird.  Die  Gesetze  der  Staaten 
New  York,  Illinois  und  Indiana  sind  als  Typen  von  sorgfältig  ausgearbeiteten  Un- 
fallverhütungsvorschriften anzusehen. 

2.  Frauenarbeit.  Wie  in  Deutschland  so  wird  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  zwischen  den  zwei  Geschlechtem  kein  Unterschied  gemacht,  wenn  es  sich 
um  die  Befugnis  zum  selbständigen  Betrieb  eines  Gewerbes  handelt  (Deutsche 
Reichsgewerbeordnung  §  11).  So  z.  B.  lautet  die  Verfassung  des  Staates  Kali- 
fornien ausdrücklich:  "Keine  Person  darf  auf  Grund  ihres  Geschlechts  für  unfähig 
erklärt  werden,  einem  bestimmten  Gewerbe  sich  zu  widmen."  (Constitution,  Art.  20, 
See.  18.  Vgl.  die  Gesetze  von  Illinois  und  Washington.)  Nichtsdestoweniger 
schließt  dieses  Gesetz  nicht  ein,  daß  eine  Frau  die  Pflicht  hat,  als  Schutzmann, 
Soldat  oder  Geschworener  zu  dienen,  oder  daß  eine  Frau  das  politische  Stimm- 
recht besitzt  oder  das  Recht  hat,  ohne  ein  besonderes  Gesetz  zu  einem  öffentlichen 
Amt  berufen  zu  werden.  Jener  allgemeine  Grundsatz  bedarf  jedoch  für  bestimmte 
Verhältnisse,  und  zwar  im  Interesse  der  Gesundheit,  Anständigkeit  und  Sittlichkeit, 
mancher  Abweichungen,  und  so  haben  die  gesetzgebenden  Versammlungen  gewisse 
Einschränkungen  und  Verbote  in  betreff  der  weiblichen  Beschäftigungen  erlassen, 
so  wie  es  auch  im  deutschen  Gesetze  (a.  a.  0.  §  139a)  heißt:  „Der  Bundesrat 
ist  ermächtigt:  1.  die  Verwendung  von  Arbeiterinnen  sowie  von  jugendlichen 
Arbeitern  für  gewisse  Fabrikationszweige,  welche  mit  besonderen  Gefahren  für 
Gesundheit  oder  Sittlichkeit  verbunden  sind,  gänzlich  zu  untersagen  oder  von  be- 
sonderen Bedingungen  abhängig  zu  machen."  Von  bestimmten  Gewerbszweigen 
sind  die  Frauen  hierzulande  ganz  ausgeschlossen;  z.  B.  in  Lokalen,  wo  alkoho- 
lische Getränke  verabreicht  werden:  Alaska,  Iowa,  Louisiana,  Maryland,  Michigan, 
Missouri,  New  Hampshire,  New  York,  Vermont,  Washington.  Ausnahmsweise  darf 
die  Frau  oder  Tochter  eines  Schankwirtes  im  Lokal  dem  Mann  oder  Vater  helfen. 
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Im  allgemeinen  dürfen  Frauen  and  Mädchen  auch  nicht  in  den  Bergwerken 
arbeiten,  können  jedoch  in  den  Bureaus  der  Bergwerke  beschäftigt  werden.  In 
der  Mehrzahl  der  Staaten  sind  Gesetze  erlassen,  welche  verlangen,  daß  die  Arbeit- 
geber Sttthle  für  die  Angestellten  weiblichen  Geschlechtes  anschaffen  müssen  und 
den  Frauen  erlauben,  dieser  sich  zu  bedienen,  wenn  sie  nicht  wirklich  bei  ihrer 
Arbeit  stehend  tätig  sein  müssen.  Die  Wasch-  und  Ankleidezimmer  und  die  Aborte 
müssen  getrennt  sein.  Im  Winter  sollen  die  Werkstätten  warm  gehalten  werden. 
"Alle  unanständigen  und  gottlosen  Reden  und  alle  Beschimpfungen  sollen  vermieden 
werden.  32  Staaten  haben  Gesetze  dieser  Art  erlassen.  Vielleicht  hat  man  hierin' 
den  Einfluß  der  Frauenvereine  zu  erblicken. 

Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen.  Der  Staat  Massachusetts,  all^ 
gemein  bekannt  infolge  seiner  humanen  Verfassung  und  seiner  aufgeklärten  Sozial- 
politik, hat  gesetzlich  vorgeschrieben,  daß  keine  Arbeiterin  in  Handelsgeschäften, 
oder  Fabriken  über  58  Stunden  in  einer  Woche,  mit  Ausnahme  von  Notfällen,, 
beschäftigt  werden  darf.  Das  oberste  Gericht  des  Staates  hat  dieses  Gesetz  ge- 
billigt (120  Mass.  383).  Der  Staat  Illinois  hat  ein  ähnliches  Gesetz  erlassen; 
leider  hat  es  sein  oberstes  Gericht  für  ungültig  erklärt  (Florence  Kelley,  Some 
Ethical  Gains  through  Legislation).  Das  Gesetz  von  Colorado  untersagt  die 
Verwendung  der  Arbeiterinnen  unter  16  Jahren  in  Beschäftigungen,  wo  sie  mehr 
als  acht  Stunden  von  den  24  täglich  stehen  müssen.  Der  Arbeitstag  für  Arbeite- 
rinnen ist  auf  acht  Stunden  festgesetzt  im  Staate  Wisconsin;  zehn  Stunden  in 
Nord-Dakota,  Oklahoma,  Rhode  Island,  Süd-Dakota,  Virginien,  Louisiana,  New 
Hampshire,  Connecticut,  Oregon,  Washington,  Nevada;  zwölf  Stunden  (aber  nicht 
über  60  Stunden  in  einer  Woche)  in  Pennsylvanien.  In  New  York  dürfen  die 
Arbeiterinnen  im  Alter  zwischen  16  und  21  Jahren  nicht  über  60  Stunden  in  der 
Woche  beschäftigt  werden. 

Nachtarbeit.  Die  Gesetze  von  Indiana,  Massachusetts  und  Nebras- 
ka untersagen  die  Frauenarbeit  in  Fabriken  zwischen  10  Uhr  abends  und  6  Uhr 
früh,  im  Staate  New  York  zwischen  9  Uhr  abends  und  6  Uhr  früh. 

3.  Kinderarbeit.  Die  Legislaturen  und  auch  die  Gerichte  in  den  Vereinigten 
Staaten,  die  eine  Einmischung  in  die  zwischen  den  Arbeitgebern  und  erwachsenen 
Arbeitern  (bzw.  Arbeiterinnen)  bestehenden  Arbeitsverhältnisse  ablehnten,  haben, 
bezüglich  der  Kinder  ihr  Verhalten  geändert.  Auf  diesem  Gebiete  zeigte  sich 
die  laissez  faire  Theorie  ganz  unvernünftig  und  unmenschlich,  und  tatsächlich 
hat  auch  das  alte  englische  gemeine  Recht  Kinder  unter  die  besondere  Fürsorge 
der  Vormundschaftsgerichte  gestellt. 

Verbotene  Beschäftigungen.  Einige  Staaten  haben  Gesetze  er- 
lassen, nach  welchen  die  Verwendung  von  Kindern  in  gewissen  der  Gesundheit 
oder  Sittlichkeit  gefährlichen  Beschäftigungen,  wie  z.  B.  Betteln,  Seiltanzen  usw.,. 
verboten  ist.  Es  ist  gesetzwidrig,  Kinder  in  Schankwirtschaften  zu  verwenden. 
Da  die  Kinderarbeit  in  Bergwerken  bekanntlich  mit  außerordentlichen  Gefahrea 
für  Leben  und  Gesundheit  verbunden  ist,  ist  sie  in  einigen  Staaten  gesetzlich 
verboten. 

Schulzwang.  Augenscheinlich  trachtet  das  Volk  der  Union  danach,  alle 
Kinder  solange  als  möglich  zur  Schule  zu  schicken  und  sie  nicht  zwecks  Aus- 
beutung ihrer  jugendlichen  Arbeitskraft  vorzeitig  in  Werkstätten  arbeiten  zu  lassen. 
Aus  finanziellen  Gründen  haben  gewisse  Staaten  die  nötigen  Anstalten  und  Lehr- 
kräfte nicht  beschaflft;  alle  jedoch  sind  bestrebt,  zuverlässige  Einrichtungen  zu 
begründen.  In  erster  Reihe  kommen  jene  Staaten,  welche  die  Kinderarbeit  über- 
haupt verbieten  und  verlangen,  daß  alle  Kinder  schulpflichtigen  Alters  die  Schulen 
besuchen,  so  in  Massachusetts  vom  7.  bis  zum  14.  Jahre,  in  Montana  vom  8.  bis 
zum  14.  Jahre  während  16  Wochen  des  Jahres.  Es  gibt  jedoch  Familien,  die 
auf  den  Lohnerwerb  der  Kinder  angewiesen  sind.  In  einigen  Staaten  ist  diese 
Schwierigkeit  damit  beseitigt,  daß  es  den  Kindern  armer  Witwen  usw.  verwerf- 
lieherweise  erlaubt  wird,  die  Schule  zu  vernachlässigen  und  in  die  Fabrik  einzu- 
treten; wie  z.  B.  in  Alabama,  Arkansas,  Minnesota,  Texas,  Rhode  Island,  South 
Carolina.     Andere  Staaten    haben   einen   würdigeren    Ausweg   gefunden;   sie   ver- 
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ordnen,  daß  die  Armenbehörde  die  nötige  Unterstützung  leisten  und  die  Kinder 
schulpflichtigen  Alters  die  Schule  besuchen  sollen;  so  Indiana,  Ohio.  Nach  und 
nach  erlassen  die  Legislaturen  Gesetze,  welche  vorschreiben,  daß  Minderjährige 
zwischen  14  und  16  Jahren,  die  ni(5ht  lesen  und  schreiben  können,  bis  zur  Er- 
langung eines  Schulzeugnisses  Abendschulen  besuchen  müssen. 

Vorschriften  über  erlaubte  Kinderarbeit.  Der  Staat  New  York  hat 
sehr  genaue  und  sorgfältig  ausgearbeitete  Verordnungen  über  die  „ambulanten" 
Beschäftigungen  der  Kinder  (z.  B.  Verkaufen  von  Zeitungen,  Schuhputzen  usw.) 
erlassen.  Ohne  die  Bescheinigung  und  Erlaubnis  der  Behörde  oder  des  Bürger- 
meisters dürfen  sie  diese  Geschäfte  nicht  betreiben. 

Der  Arbeitstag  der  Kinder  ist  verschieden  festgesetzt:  Unter  12  Jahren 
66  Stunden  in  der  Woche,  in  Alabama;  unter  14  Jahren  60  Stunden,  in  Arkansas; 
unter  18  Jahren  neun  Stunden  pro  Tag,  54  in  der  Woche,  in  Kalifornien;  unter 
16  Jahren  48  Stunden  in  der  Woche,  in  Illinois;  unter  16  Jahren  60  Stunden  in 
der  Woche,  in  Indiana;  unter  18  Jahren  10  Stunden  pro  Tag,  in  Louisiana;  unter 
18  Jahren  (Mädchen),  16  Jahren  (Knaben)  10  Stunden  pro  Tag,  in  Maine;  unter 
14  Jahren  10  Stunden  pro  Tag,  in  Minnesota;  unter  16  Jahren  9  Stunden  pro 
Tag,  unter  18  Jahren  60  Stunden  in  der  Woche  in  New  York;  unter  18  Jahren 
66  Stunden  in  der  Woche,  in  Nord-Carolina;  unter  16  Jahren  10  Stunden  pro  Tag, 
in  Oregon;    unter  18  Jahren  8  Stunden  pro  Tag,  in  Wisconsin. 

Nachtarbeit  der  Kinder.  Kinder  zi^ischen  13  und  15  Jahren  dürfen  nicht 
zwischen  7  Uhr  abends  und  6  Uhr  früh  arbeiten:  in  Alabama,  Arkansas,  Illinois, 
Massachusetts,  Michigan,  Ohio,  Oregon.  Im  Staate  New  York  dürfen  Minderjährige 
unter  16  Jahren  nicht  zwischen  9  Uhr  abends  und  6  Uhr  vormittags,  und  nicht  über 
neun  Stunden  pro  Tag  arbeiten.  In  Süd-Carolina  dürfen  Kinder  unter  12  Jahren 
(Texas  12 — 14  Jahren)  nicht  zwischen  8  Uhr  abends  und  6  Uhr  früh  arbeiten.  Der 
Staat  Minnesota  verlangt,  daß  das  Kind  eine  Bescheinigung  seiner  körperlichen 
Fähigkeit  für  die  Arbeit  aufweist. 

4.  Die  DurchfOhrang  des  Arbeitersehatzes  (die  Organe  des  Arbeiter- 
schutzes; die  Gewerbeinspektoren).  Die  Organisation  der  Gewerbeaufsicht 
ist  sehr  ungleich  in  den  verschiedenen  Staaten.  Fabrikinspektoren  sind  in  den 
folgenden  Staaten  vorhanden:  Kalifornien,  Connecticut,  Delaware,  Illinois,  Indiana, 
Kansas,  Kentucky,  Maine,  Missouri,  New  Jersey,  New  York,  Ohio,  Pennsylvanien, 
Rhode  Island,  Tennessee,  Washington,  West  Virginien,  Wisconsin.  Bergwerk- 
inspektoren sind  von  den  folgenden  Staaten  ernannt:  Alabama,  Arkansas,  Colorado, 
Idaho,  Illinois,  Indiana,  Iowa,  Kansas,  Kentucky,  Maine,  Maryland,  Michigan,  Missouri, 
Montana,  New  Jersey,  New  York,  North  Carolina,  Ohio,  Pennsylvanien,  South 
Dakota,  Tennessee,  Utah,  Washington,  West  Virginien,  Wyoming,  United  States 
(Union,  "federal").  Eisenbahninspektoren  gibt  es  in  Massachusetts,  Michigan, 
Ohio,  Washington. 

Das  System  des  Staates  New  York.  (Labor  Laws,  1904,  S.  801,  810.) 
Wir  wählen  die  Organisation  des  Staates  New  York  als  Muster,  da  es  unmöglich 
ist,  alle  zu  beschreiben.  Durch  Gesetz  des  Staates  ist  ein  Arbeitsamt  geschaffen 
worden.  Der  Hauptbeamte  ist  der  Arbeitskommissar,  welcher  von  dem  Gouverneur 
des  Staates  mit  Genehmigung  des  Senats  ernannt  wird.  Seine  jährliche  Besoldung 
beträgt  $  3000,  aber  er  kann  nach  vier  Jahren  entlassen  werden.  Mit  jedem 
Wechsel  der  politischen  Pjirtei  wird  die  Stellung  unsicher,  und  der  Beruf  kann 
nicht  als  lebenslänglich  angesehen  werden.  In  dem  Arbeitsamt  bestehen  drei  Ab- 
teilungen, die  erste  für  Arbeiterstatistik,  die  zweite  für  Fabrik-  (einschließlich 
Bergwerk8-)inspektion,  und  die  dritte  dient  als  Einigungsamt.  Der  Arbeitskommissar 
ist  befugt,  zwei  Stellvertreter  ("Deputies")  zu  ernennen  und  sie  nach  Belieben  zu 
entlassen.  Die  jährliche  Besoldung  jedes  dieser  Beamten  beläuft  sich  auf  $  2500. 
Die  Verwaltung  der  Abteilung  für  Fabrikinspektion  liegt  direkt  dem  ersten  Stell- 
vertreter und  die  der  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  dem  zweiten  Stellvertreter  ob. 
Ihre  Obliegenheiten  werden  von  dem  Arbeitskommissar  festgestellt.  Die  Abteilung 
des  Einigungsamtes  steht  direkt  unter  der  Aufsicht  des  Arbeiterkommissars  selbst. 
Die  drei  Kommissare  zusammen  bilden  den  „Gewerberat",  welcher  die  Befugnisse 
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des  Einigungsamtes  besitzt  Pflicht  der  Fabrikinspektoren  ist,  die  Arbeiter- 
schutzverordnungen  durohzusetzen.  Im  Falle  ein  Arbeitgeber  diese  gesetzlichen 
Verordnungen  verletzt,  hat  der  Inspektor  eine  Beschwerde  mit  allen  nötigen  Beweis- 
mitteln dem  Staatsanwalt  des  Kreises  ("Connty")  vorzulegen;  und  dieser  hat  die 
Pflicht,  den  Arbeitgeber  rechtlich  zu  verfolgen.  Der  Arbeiterkommissar  soll  der 
Legislatur  jährlich  einen  statistischen  Bericht  Über  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Arbeiter  und  der  Industrien  des  Staates  erstatten,  und  die  Arbeitgeber  sind  ver- 
pflichtet, ihm  die  erforderlichen  Nachweisungen  zu  liefern.  In  jeder  großen  Stadt  soll 
der  Arbeitskommissar  einen  Arbeitsnachweis  für  freie  Stellenvermittelung  aller  Art 
eröffnen.  Die  Verwaltungskosten  und  Gehälter  werden  von  der  Staatskasse  gedeckt. 
Der  Arbeitskommissar  (bzw.  sein  Stellvertreter  als  Hauptfabrikinspektor)  ist  befugt, 
fünfzig  Hilfsinspektoren  zu  ernennen,  von  welchen  nicht  mehr  als  zehn  Frauen  sein 
dürfen.  Das  Gehalt  beläuft  sich  auf  $  1200  jährlich.  Die  Inspektoren  der  Bäckereien 
und  der  Bergwerke  müssen  Sachverständige  sein.  Das  Gebiet  des  Staates  ist  in 
Aufsichtsbezirke  eingeteilt,  und  für  jeden  Kreis  ist  ein  Inspektor  (bzw.  auch  mehr) 
bestimmt.  Pflicht  des  Inspektors  ist,  alle  Fabriken  und  Werkstätten  so  oft  wie 
möglich  zu  besuchen,  die  Verordnungen  des  Staates  und  auch  der  Städte  durch- 
zuführen und  alle,  welche  solche  Verordnungen  verletzen,  rechtlich  zu  verfolgen. 
In  bestimmten  Fällen  ist  der  Fabrikinspektor  befugt,  gewisse  Vorrichtungen  an 
Stelle  der  in  dem  Gesetze  beschriebenen  schriftlich  zuzulassen;  so  z.  B.  darf  der 
ßettungsapparat  einer  Fabrik  von  irgendeiner  Art  sein,  wenn  er  von  dem  zuständigen 
Inspektor  gebilligt  ist.  Der  Inspektor  einer  Bäckerei  kann  die  Art  der  Wasser- 
leitungsanlage und  Ventilation  der  Gebäude  bestimmen.  Pflicht  des  Bergwerks- 
inspektors ist,  dafür  zu  sorgen,  daß  jede  nötige  Vorsichtsmaßregel  eingeführt  werde, 
um  für  die  Sicherheit  und  Gesundheit  der  in  den  Bergwerken  und  Steinbrüchen 
beschäftigten  Arbeiter  zu  bürgen,  und  zu  diesem  Zweck  ist  er  befugt,  Verordnungen 
zu  erlassen  und  die  gesetzlichen  Vorschriften  durchzuführen.  Ein  Arbeitgeber, 
welcher  den  Inspektor  in  seinen  Pflichten  stört  oder  hindert,  macht  sich  eines  Ver- 
gehens schuldig.  Die  Aufsicht  über  die  Bekleidungsindustrie  in  den  Wohnungen 
—  Heimarbeit  —  liegt  den  Gesundheitsbehörden  und  über  die  Eisenbahnarbeiter 
der  Eisenbahnbehörde  ob.  Die  Dampf kesselinspektion  in  der  Stadt  "Greater  New 
York"  wird  durch  die  Polizeibehörde  ausgeübt.  Diese  ist  befugt,  Inspektoren  zu 
ernennen  und  Verordnungen  zu  erlassen. 


XII. 

Rückblick  und  Ausblick  auf  die  Entwicklung  der  Arbeiter- 
versicherung in  den  Yereinigten  Staaten  von  Xordamerika. 

In  den  vorhergehenden  Abschnitten  haben  wir  die  verschiedenen  Systeme 
der  Arbeiterversicherung  dargestellt  und  dabei  gesehen,  daß  die  verschiedenen 
Einrichtungen  so  entwickelt,  kontrolliert  und  geordnet  werden  könnten,  um  die 
Grundlage  eines  umfassenden  Versicherungssystems  zu  bilden.  Die  hoffnungsvollen 
Keime  de^  zukünftigen  Fortschrittes  liegen  in  diesen  bunten,  mannigfaltigen  Ent- 
>vürfen.  Es  ist  ökonomisch  möglich,  eine  obligatorische  Arbeiterversicherung 
einzuführen.  Daß  die  Unternehmer  selbst,  wenigstens  in  vielen  Gewerbszweigen, 
die  Last  tragen  könnten,  läßt  sich  bei  dem  ungeheuren  Gewinn  vieler  Privat- 
gesellschaften und  dem  rasch  gesammelten  Reichtum  einzelner  Unternehmer  kaum 
bezweifeln.  Niemals  in  der  Weltgeschichte  sind  so  viele  "Captains  of  Industry" 
(„Industriebarone")  in  so  kurzer  Zeit  zu  solchem  riesigen  Reichtum  gelangt.  Viele 
Unternehmer  haben  schon  freiwillig  die  Last  der  Unfallentschädigung  und  der 
Altersversicherung  übernommen,  und  sie  finden,  daß  sie  nicht  unerträglich  ist.  Die 
Arbeiter  auch,  wenigstens  in  den  besser  bezahlten  Gewerbszweigen,  sind  imstande, 
die  Beiträge  zu  leisten.  Die  nationalen  Ausgaben  für  Tabak,  Bier  und  Branntwein 
beweisen,    daß    die   Arbeiterklasse   selbst    eine    bedeutend   größere   Last   auf   sich 
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nehmen  könnte.  Dieses  wäre  jedoch  unrecht  and  die  ärmere  Schicht  der  Arbeiter- 
bevölkerung  würde  die  Last  zu  schwer  finden.  Die  gelernten  Arbeiter  dagegen« 
erhalten   verhältnismäßig   hohe  Löhne  und  könnten  die  Prämien  leicht  bezahlen. 

Einteilung  der  Versicherungssysteme.  1.  Die  Arbeiter  selbst 
haben  sich  schon  verschiedene  Einrichtungen  geschaflfen:  örtliche  Hilfskassen^ 
nationale  Brüderschaften,  Gewerkvereine.  2.  Die  Unternehmer  haben  Arbeitor- 
versicherung  gefördert  durch  örtliche  Vereine,  welche  aus  den  Arbeitern  und  An- 
jrestellten  einer  Firma  oder  Korporation  bestehen;  Versicherungsabteilungen  der 
großen  Eisenbahngesellschaften;  Vereinbarungen  zwischen  Unternehmern  und  den 
Unfallversicherungsgesellschaften;  Invaliden-  und  Altersrenten,  welche  von  den 
Arbeitgebern  bewilligt  werden.  3.  Privatversicherungsgesellschaften:  Unfall- 
und  Krankenversicherungsgesellschaften ;  Arbeiterversicherungsgesellschaften  ( ^In- 
dustrial  Insurance  Companies"),  welche  hauptsächlich  Bestattungsgeld  gewähren», 
während  sie  auch  für  den  besser  bezahlten  Arbeiter  die  regelrechte  Lebens- 
versicherung gewähren.  4.  Organisationen  der  städtischen,  staatlichen  und 
nationalen  Versicherungseinrichtungen:  städtische  Pensionsfonds  für  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  Feuerwehrleute  und  Schutzmänner;  staatliche  militärische  Pensions- 
fonds, hauptsächlich  in  den  Südstaaten,  und  Soldatenheime;  nationale  militärische 
Pensionsfonds  für  die  alten  Soldaten  und  ihre  Angehörigen  und  Heime  für  die 
Invaliden;  obligatorische  Armenpflege  der  Gemeinden  und  der  Staaten;  das 
Unternehmerhaftpflichtgesetz  aller  Staaten  und  der  Union;  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung; staatliche  und  nationale  Beaufsichtigung  der  Brüderschaften,  Gewerkvereine 
und  Versicherungsgesellschaften.  Jede  der  aufgezählten  Einrichtungen  birgt  in  sieh 
einen  Ausgangspunkt  für  die  obligatorische  Arbeiterversicherung.  Die  Städte  haben 
schon  zum  Besten  der  Feuerwehrleute.  Schutzmänner  und  Lehrer  das  Versicherungs- 
prinzip anerkannt;  warum  nicht  zugunsten  der  Arbeiter  und  Angestellten  in  allen 
Verwaltungsabteilungen?  Die  nationalen  und  die  einzelstaatlichen  Regierungen 
haben  schon  den  alten  Soldaten,  die  früher  der  Armenpflege  anheimfielen,  geholfen : 
warum  sollte  nicht  die  Gesellschaft  den  verstümmelten  und  erwerbsunfähigen 
..Soldaten  der  Arbeit"  die  Vorteile  der  Versicherung  darbieten?  Sie  haben  auch 
ihrem  Land  und  Volk  mit  Leib  und  Leben  tapfer  und  treu  gedient.  Die  (iifentliche 
Armenpflege  erkennt  die  allgemeine  Pflicht  der  Gesellschaft,  alle  erwerbsunfähigen 
Mitbürger  zu  unterstützen,  offen  an;  die  Erfahrung  lehrt  aber,  daß  die  Methoden 
der  Armenpflege  erniedrigend  und  entwürdigend  sind.  Es  wäre  gerechter  und 
billiger,  dieser  sozialen  Pflicht  durch  eine  Versicherung  nachzukommen. 

Das  Unternehmerhaftpflichtgesetz  erkennt  die  Pflicht  der  Arbeitgeber,  ihre 
Arbeiter  zu  entschädigen,  in  jenen  Fällen  an,  wo  letztere  durch  ein  Verschulden 
des  Unternehmers  den  Unfall  erlitten  haben;  das  heißt  vielleicht  bei  10 — 12  ^'^ 
aller  Verletzungen.^)  Die  Arbeiterschaft,  unterstützt  durch  das  überall  hervortretende 
Gefühl  der  Menschlichkeit,  drängt  die  Legislaturen  dazu,  immer  schärfere  Haftpflicht- 
gesetze zu  erlassen,  und  die  Geschworenengerichte  trachten  danach,  immer  höhere 
Summen  als  Entschädigungsgeld  zu  bemlligen.  Die  Arbeitgeber  versuchen  sich 
dagegen  durch  Versicherung  zu  schützen,  wofür  sie  sehr  hohe  Prämien  bezahlen 
müssen.  Das  Dazwischentreten  der  Versicherungsgesellschaften  stört  das  freundliche 
Einvernehmen  und  erweitert  die  Kluft  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern.  Dabei 
wird  der  Gewinn  vermindert,  die  höheren  Gerichte  werden  mit  Prozessen  überhäuft 
und  der  soziale  Friede  wird  untergraben.  Die  Zeit  ist  reif  für  eine  Aenderung 
dieser  Zustände.  Logisch  führt  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  zur  Arbeiter- 
versicherung.'^)  Wenn  es  richtig  ist  einer  Verletzung  des  Arbeiters  möglichst 
vorzubeugen,  dann  ist  es  auch  recht  und  billig,  im  Falle  der  Verletzung  oder  Tötung 
eine  Entschädigung  zu  leisten. 

A.  Sozialpolitik  des  Staates*  Außer  der  obligatorischen  Armenpflege  und  dem 
Unternehmerhaftpflichtgesetz  hat  der  Staat  auf  dem  Gebiet  der  Sozialpolitik  bisher 
nichts  geleistet:  lediglich  leere  Formeln  ohne  den  notwendigen  Inhalt.  Warum 
dieses  Zaudern,    den  Weg   einer   zielbewußten    Sozialpolitik    zu    beschreiten?    Die 

0  Vgl.  Heft  XVI,  S.  17. 
0  Vi?l.  Heft  XV!,  S.   13. 
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Erklärung  dafür  haben  wir  schon  oben  angedeutet:  a)  Der  freie  Grund  und  Boden 
gab  dem  Arbeiter  Gelegenheit  zur  Kapitalanlage;  die  verhältnismäßig  hohen  Löhne 
scheinen  eine  Versicherung  Überflüssig  zu  machen;  eine  typische  „Lohnarbeiterklasse*' 
existierte  noch  kaum,  b)  Der  „Individualismus"  beherrschte  die  philosophische 
Ethik,  die  öffentliche  Meinung,  die  Religion  und  Kirche,  die  Nationalökonomie, 
die  Politik  und  Gesetzgebung.  c)  ^Der  Streit  zwischen  Gewerkvereinen, 
Brüderschaften  und  Privat  Versicherungsgesellschaften  war  der  Inaugurierung  einer 
Sozialpolitik  hinderlich,  d)  Ein  weiteres  und  bedeutendes  Hindernis  auf  dem  Wege 
zur  obligatorischen  Versicherung  liegt  in  dem  Umstände,  daß  es  auf  diesem  Gebiete 
keine  zentrale  Autorität  gibt.  Die  Vorlage  eines  Entschädigungsgesetzes  in  der 
Legislatur  des  Staates  Massachusetts  wurde  mit  der  Begründung  abgelehnt,  daß  es 
die  Unternehmer  des  Staates  in  der  Konkurrenz  mit  den  Unternehmern  anderer 
Staaten  beeinträchtigen  würde.  Es  ist  aber  ein  sehr  langwieriger  und  schwieriger 
Weg,  die  Gesetze  aller  Einzelstaaten  auf  Grund  von  Vereinbarungen  einander 
gleichartig  zu  machen,  zumal  die  von  den  Staaten  bestellten  Kommissare  nur 
beratende  Stimme  haben.  Eine  Änderung  der  Bundesverfassung,  welche  dem 
Kongreß  Vollmacht  geben  würde,  Bundesgesetze  auf  diesem  Gebiete  zu  erlassen, 
ist  aussichtslos.*)  Der  Kongreß  ist  verfassungsgemäß  nur  befugt,  das  zwischen- 
staatliche Transportwesen  durch  einheitliches  Gesetz  zu  regeln  und  eine  Ver- 
waltungsbehörde als  zentrales  Aufsichtsorgan  zu  bestellen;  auf  Grund  dieser  Befugnis 
hat  er  im  letzten  Jahre  bereits  ein  sehr  drastisches  Unternehmerhaftpflichtgesetz 
fUr  die  Eisenbahngesellschaften  erlassen. 

Was  Dr.  Zacher  (Arbeiterversicherung  im  Auslande,  Heft  XVI,  S.  7)  von 
Europa  behauptet,  trifffc  auch  für  die  Vereinigten  Staaten  zu:  „Ein  Blick  auf  die 
statistischen  Tafeln  des  ,Leitfadens  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reiches^, 
welche  die  Einrichtungen  und  Leistungen  der  europäischen  Staaten  auf  dem  Gebiete 
der  Arbeiterversicherung  nebeneinanderstellen,  läßt  sofort  erkennen,  daß  dem  all- 
seitig erstrebten  Ziel,  diese  Fürsorge  tunlichst  der  gesamten  Arbeiterschaft 
zugänglich  zu  machen,  diejenigen  Staaten  am  nächsten  gekommen  sind,  welche  sich 
zur  gesetzlichen  Zwangsversicherung  bekannt  haben.  Hier  ist  das  gesteckte 
Ziel  in  verhältnismäßig  kurzer  Frist  nahezu  erreicht,  während  in  den  Staaten,  welche 
an  dem  Grundsatz  der  Freiwilligkeit  festgehalten  haben,  trotz  aller  staatlichen  Ver- 
günstigungen nur  ein  geringer  Bruchteil  der  Arbeiterschaft  der  notwendigsten  Für- 
sorge teilhaftig  geworden,  der  bei  weitem  größte  und  gerade  bedürftigste  Teil  aber 
ohne  Fürsorge  geblieben  ist"  Die  Hauptfrage  ist  diese,  wie  kann  man  die  Zwangs- 
versicherung in  den  Vereinigten  Staaten  einführen,  ohne  die  Verfassung  zu  verletzen^ 

1.  Verwaltungsorgane  der  Staaten,  welche  ein  Zwangs- 
versicherungsgesetz ausführen  könnten.  Wie  allgemein  bekannt, 
haben  amerikanische  Anstalten  und  Einrichtungen  stets  eine  merkwürdige  Ent- 
wicklungs-  und  Anpassungsfähigkeit  entfaltet.  Das  Volk  hat  sich  daran  gewöhnt, 
neue  Probleme  aufzunehmen  und  zu  lösen.  Ihre  Führer  sind  außerordentlich 
erfinderisch,  und  alle  sind  durch  die  neuen  Verhältnisse  eines  Pionierlebens  ge- 
zwungen, über  ungeheure  Hindernisse  hinweg  sich  Bahn  zu  brechen. 

a)  Gerichte.  In  den  Kreisgerichten  ("County  Courts'^),  deren  Richter  direkt 
von  den  stimmberechtigten  Mitbürgern  gewählt  werden,  hat  das  Volk  ein  gericht- 
liches Organ,  welches  die  Streitfragen  der  Arbeiterversicherung  leicht  erledigen 
könnte.  Gewöhnlich  werden  seine  Entscheidungen  als  billig,  gerecht  und  verständig 
anerkannt  Die  Richter  könnten  als  Schiedsrichter  dienen,  und  Ihre  Bureaus  wären 
vortreiflich  dazu  geeignet,  die  Verzeichnisse  der  Vereinbarungen  und  Verträge 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  aufzubewahren.  Die  Erfahrungen  bei  den 
Vormundschafts-  und  hauptsächlich  bei  den  Kindergerichten  beweisen,  daß  da« 
übliche  formelle  Verfahren  leicht  geändert  und  den  besonderen  Verhältnissen  an- 
gepaßt werden  könnte.  Von  Anfang  an  sind  diesen  Gerichten  verschiedene  soziale 
Obliegenheiten  auferlegt  worden,  wie  z.  B.  die  Aufsicht  über  die  örtlichen  Ge- 
fängnisse und  Armenhäuser  des  Kreises,  und  es  wäre  keine  grundsätzliche  Neuerung. 


*)  Vgl.  über  die  Abänderung  der  gleichartigen  Verfassung  der  Schweiz  zugunsten  einer 
einheitlichen  Arbeiterschutz-  und  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  Heft  XT,  S.  3,  7,  11  ff. 
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wenn  ihnen  auch  die  Aufgaben  eines  Entsehädigungs-,  bzw.  Versicherungsgerichtes 
zugewiesen  wtlrden.  Tatsächlich  haben  diese  Gerichte  schon  die  Streitsachen  aus 
dem  Untemehmerhaftpflichtgesetze  zu  erledigen  und  sind  damit  überbürdet;  auch  ist 
das  Verfahren  dabei  langwierig,  kostspielig,  verhetzend  und  unbefriedigend. 
Unter  einem  Versicherungsgesetze  wären  diese  Gerichte  von  vielen  beschwerlichen 
Lasten  befreit  und  könnten  dann  eine  \^ürdigere  soziale  Pflicht  erfüllen. 

b)  Jeder  Staat  hat  schon  in  seinem  Versicherungsamt  ein  Organ  der 
Zentralaufsicht  über  das  Versicherungswesen  im  Gebiete  des  Staates.  In  gewissen 
Staaten  sind  die  Vorsteher  Sachverständige,  welche  sich  zu  einem  nationalen  Verbände 
vereinigt  haben,  um  die  Normen  für  die  Gesetzgebung  festzustellen.  Jede  Ver- 
sicherungsgesellschaft muß  ihre  Berichte  diesem  Amt  einsenden,  und  so  haben  die 
obersten  Beamten  schon  viel  Material  über  Unfallversicherung,  Brüderschaften, 
Haftpflichtversicherung  usw.  gesammelt.  Ein  Arbeiterversicherungsgesetz  könnte 
sich  dieses  staatliche  Organ  nutzbar  machen,  um  die  Aufsicht  über  die  Statuten 
und  über  die  Verwaltung  der  verschiedenen  Versicherungseinrichtungen  zu  führen. 
Das  Amt  könnte  auch  als  Vertrauensorgan  des  Reservefonds  der  Versicherungs- 
anstalten fungieren.  Seit  Jahren  haben  diese  Versicherungsämter  Wertpapiere 
gewisser  Versicherungsgesellschaften  als  Bürgschaft  für  die  Auszahlungen  im  Gebiete 
des  Staates  aufbewahrt. 

2.  Armenpflege  und  Arbeiterversicherung.  ^)  Während  der  letzten 
Jahre  haben  die  Führer  der  Armenpflege  und  der  "Social  Settlements"  großes 
Verständnis  für  die  Arbeiterversicherung  bewiesen.  Täglich  entdecken  die  Armen- 
pfleger Fälle  der  Armut  und  des  Elends,  in  welchen  die  Familie  durch  die  Ver- 
letzung oder  den  Tod  des  Vaters  plötzlich  und  unerwartet  hilflos  geworden  ist. 
Die  Armenpflege  kann  diese  Last  der  Industrie  und  des  Handels  nicht  tragen; 
und  selbst  wenn  die  Mittel  bereit  wären,  würde  die  bloße  Armenpflege  ent- 
würdigend wirken.  Die  philanthropischen  Vereine,  welche  den  Kampf  gegen  die 
Ursachen  der  Tuberkulose,  ungesunde  Wohnungen  usw.  führen,  sehen  in  dem 
Fonds  der  Arbeiterversicherung  die  zuveriässigsten  Mittel,  der  Kriegskasse  bei- 
zusteuern. ^) 

Die  "National  Conference  of  Charities  and  Correction"  schließt  unter  ihren 
Mitgliedern  die  Vertreter  aller  wohltätigen  Vereine  und  des  öffentlichen  Armen- 
wesens der  Union  ein.  Im  Jahre  1901  hat  die  Gesellschaft  ein  Komitee  ernannt, 
welches  die  Pflicht  hat,  die  Verhältnisse  der  Armenpflege  und  Arbeiterversicherung 
zu  untersuchen.  In  den  Jahren  1905  und  1906  hat  dieses  Komitee  je  einen  Ge- 
schäftsbericht erstattet,  und  dieselben  Personen  sind  wieder  gewählt  worden,  um 
die  weitere  Entwicklung  der  Bewegung  zu  studieren  und  im  Interesse  einer  ver- 
ständigen Wohltätigkeit  zu  fördern.  (Proceedings  of  N.  C.  C,  1905  und  1906.) 
Gewisse  Zentralvereine  zur  Ausübung  der  Wohltätigkeit  in  den  Städten  ("Charity 
Organisation  Society"),  welche  beinahe  in  allen  Städten  der  Union  bestehen,  haben 
neuerdings  die  Zustände  der  Armen,  Verkrüppelten  und  Invaliden  untersucht  und 
die  Ergebnisse  veröffentlicht,  um  die  dringende  Notwendigkeit  der  Kranken-  und 
Unfallversicherung  klarzulegen. 

3.  Die  Zustände  in  einer  typischen  Stadt  des  Mittel- Westens. ^) 
Die  Stadt  Michigan  City  liegt  am  südlichen  Ufer  des  Michigan-Sees  in  dem 
Staate  Indiana.  Ihr  Hafen  und  ihre  zahlreichen  Eisenbahnverbindungen  begünstigen 
die  Industrie  und  den  Handel;  die  Stadt  bildet  gewissermaßen  einen  Vorort  von 
Chicago.  Die  Einwohner  sind  zum  Teil  Direktoren  und  Beamte,  die  in  Industrie. 
Handel  und  Verkehr  beschäftigt  sind;  die  Mehrzahl  jedoch  sind  deutsche,  skandi- 
navische, slawische   und   italienische  Arbeitnehmer.     Eine  Firma  beschäftigt  allein 


^)  Vgl.  über  die  j^rtinstigen  Rückwirkungen  der  Arbeiterversicherung  auf  die  Armenpflege: 
^Die  deutsche  Arbeiterversicherung:  als  soziale  Einrichtung",  3.  Aufl.,  Berlin  1906,  S.  149  ff.; 
ferner  „Die  Entlastung  der  öffentlichen  Armenpflege  durch  die  Arbeiterversicherung''  von  Dr. 
Grünspecht  in  den  „Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik",  B.  32,  III.  Folge, 
Jena  1906. 

^)  Aufsatz  von  Dr.  S.  C.  Klebs  in  American  Journal  of  Sociology,  Sept.  1906.  Dr.  Klebs, 
deutscher  Herkunft,  ist  der  ärztliche  Direktor  der  Chicago  Antituberkulose  Gesellschaft. 

^)  Aus  einem  noch  nicht  veröffentlichten  Aufsatz  von  Ingram  E.  Bill,  Ir. 
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2500  Arbeiter  in  ihren  Eisenbahnwagenwerken,  eine  andere  1200  Arbeiter  in 
ihrer  Stuhlfabrik;  in  manchen  kleinen  Fabriken  finden  sich  zahlreiche  Frauen  und 
Mädchen,  und  ungefähr  500  Eisenbahnarbeiter  wohnen  in  der  Stadt.  Es  gibt  in 
dieser  Stadt  vier  Arten  der  auf  Gegenseitigkeit  begründeten  Versicherungsgesell- 
schaften oder  Vereine:  1.  Brüderschaften,  welche  Lebensversicherung  leisten; 
2.  Brüderschaften,  welche  Lebensversicherung  nicht  darbieten;  3.  Hilfskassen  der 
Arbeiter;  4.  Hilfskassen  der  kirchlichen  Gemeinde.  Femer  betreiben  die 
UnfallversicherungsgeseUschaften  und  auch  die  Arbeiterversicherungsgesellschaften 
ihr  Geschäft  unter  den  Arbeitern. 

1.  Die  Brüderschaften,  welche  Lebensversicherung  leisten,  sind  der 
Aufsicht  des  Staatsversicherungskommissars  vom  Staate  Indiana  unterstellt.  In 
dieser  Stadt  sind  20  Brüderschaften  mit  26  Logen  vertreten.  Die  Mitgliederzahl 
einer  Loge  schwankt  zwischen  15  und  300,  bei  der  Mehrzahl  zwischen  75  und 
150.  Bill  hat  den  Versuch  gemacht,  die  Zahl  und  Berufsstellung  der  Arbeiter  in 
den  Logen  festzustellen.  In  der  Mitgliederschaft  einer  Loge  der  "Maccabees"  von 
300  waren:  60  Kleinhändler,  12  "Farmers",  neun  aus  den  gelehrten  Berufen  und 
219  gelernte  Arbeiter  mit  verhältnismäßig  hohen  Löhnen.  Eine  Loge  der  "^North 
American  Union"  hat  297  Mitglieder,  von  welchen  über  50  gewöhnliche  Arbeiter 
sind  mit  einem  täglichen  Lohn  bis  zu  $  2.00.  Eine  Loge  der  "Modem  Woodmen" 
hat  210  Mitglieder,  von  welchen  193  Lohnarbeiter  sind,  und  von  letzteren  erhalten 
80  %  täglich  1  1.50—2.00.  In  einer  Loge  der  "Eoyal  Aroanum"  sind  75  %  der 
Mitglieder  Lohnarbeiter,  und  von  letzteren  verdienen  20%  nicht  über  ^  2.00 
täglich.  In  den  Logen,  welche  aus  Frauen  bestehen,  sind  beinahe  alle  Mitglieder 
Arbeiterinnen. 

2.  Die  Brüderschaften,  welche  Kranken-,  Unfall-  und  Bestattungs- 
geld, aber  nicht  Lebensversicherung  gewähren,  sind  nicht  zahlreich.  In  den 
Logen  der  "Odd  Fellows"  gehören  ungefähr  75  %  der  Mitglieder  der  Arbeiter- 
klasse an.  Das  Krankengeld  beläuft  sich  auf  $  4.00  wöchentlich,  die  Bezahlung 
für  Krankenpflegerin  auf  j^  1.50  täglich  und  das  Sterbegeld  auf  $  100.  Der 
"Order  of  Eagles"  besteht  meistenteils  aus  gelernten  Arbeitern,  Lehrern  usw.  mit 
sehr  wenigen  ungelernten  Arbeitern.  Die  monatlichen  Beiträge  belaufen  sich  auf 
50  Cents;  das  wöchentliche  Krankengeld  beträgt  $  5.00  während  13  Wochen;  das 
Sterbegeld  §  100.  Die  "Foresters"  gewähren  im  Falle  dauernder  Erwerbsunfähigkeit 
jährlich  10^1^  des  Sterbegelds  ($  100). 

3.  Die  Mitgliederzahl  der  Hilfskasse  einer  Stuhlfabrik,  in  welcher  600  bis 
700  Personen  beschäftigt  sind,  beträgt  350.  Die  Mitglieder  müssen,  um  auf- 
genommen zu  werden,  zwischen  14 — 45  Jahren  alt,  gesund  und  von  guten  Sitten 
sein.  Die  vierteljährlichen  Beiträge  belaufen  sich  auf  90  Cents;  die  wöchentlichen 
Entschädigungen  wegen  Unfalls  oder  Krankheit  auf  |  5.00  während  16  Wochen. 
Die  Arbeitgeber  steuern  dem  Fonds  bei,  jedoch  nicht  mit  einer  festen  Summe.  Die 
Löhne  überschreiten  selten  $  2.00  täglich. 

4.  In  den  katholischen  und  auch  in  den  lutherischen  (evangelischen) 
Kirchengemeinden  hat  man  HUfskassen  errichtet.  Die  Hilfskasse  der  deutschen 
lutherischen  St  Johannesgemeinde  wurde  im  Jahre  1855  gegründet  und  zählt  260 
Mitglieder,  meistens  Arbeiter;  die  jährlichen  Beiträge  belaufen  sich  auf  $  6.00; 
das  wöchentliche  Kranken-  und  Unfallgeld  auf  $  8.00;  das  Sterbegeld  auf  $  800. 

Die  ärmeren  und  erst  vor  kurzem  angekommenen  Einwanderer  —  Italiener, 
Syrer,  Türken  —  besitzen  keine  Hilfskassen.  Unter  diesen  sind  die  Agenten  der 
privaten  Versicherungsgesellschaften  tätig;  die  Prämien  sind  außerordentlich  hoch 
und  die  Leistungen  unzureichend. 

B.  Allgemeine  Ergebnisse  nach  den  Yersichemngszweigen. 

1.  Krankenversicherung.  Träger  der  Krankenversicherang  sind  die  ört- 
lichen Hilfskassen,  die  Logen  (Zweigvereine)  der  Gewerkschaften  und  der  Brüder- 
schaften, die  Hilfsabteilungen  der  Eisenbahngesellschaften  und  gewisse  private 
Unfallversicherungsgesellschaften  ("Casualty  Companies").  Natürlicherweise  ist 
diese  Art  Versicherung  am  weitesten  unter  den  Arbeitern   der  Industriestädte  ent- 
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wickelt.     In    den  ländlichen  Ortschaften  findet  man  jedoch  nicht  selten  die  Logen 
der  Brüderschaften. 

Die  Organisation  der  Krankenversicherung  ist  überall  freiwillig;  die  ört- 
lichen Hilfskassen  der  kirchlichen  Gemeinden  und  der  bei  denselben  beschäftigten 
Arbeiter  sind  nicht  untereinander  verbunden.  Zentralleitung  und  Ueberwachung 
des  Staates  sind  unbekannt.  Die  Logen  der  Brüderschaften  wirken  meistenteils 
unter  den  allgemeinen  Statuten  der  nationalen  Verbände. 

Gewöhnlich  verwaltet  die  örtliche  Loge  des  Gewerkvereins  ihre  eigene 
Krankenkasse  unabhängig  von  dem  Zentralvorstand;  jedoch  trachten  ^lle  diese  Ver- 
eine dahin,  durch  nationale  (für  die  ganze  Union  geltende)  Verordnungen  die  Logen 
nach  einheitlichen  Grundsätzen  zu  regeln. 

Die  Verwaltung  der  Hilfsabteilungen  der  Eisenbahngesellschaften  liegt  einem 
paritätisch  zusammengesetzten  Vorstand  ob.  Solche  Kassenmitglieder,  die  sich  nur 
krank   stellen  (Simulanten),   werden   durch  die  ärztlichen  Untersuchungen  entlarvt. 

Keine  dieser  Anstalten  beruht  auf  streng  wissenschaftlichen  versicherungs- 
technischen Grundlagen.  Selbst  der  Beitrags-  und  Entschädignngstarif  der  privaten 
Versicherungsgesellschaften  ist  bloß  ein  Endergebnis  der  Konkurrenz  und  kann  zu 
jeder  Zeit  geändert  oder  zurückgezogen  werden.  In  dem  Wettbewerb  stehen  die 
Gesellschaften  argwöhnisch  eine  der  anderen  gegenüber,  und  sie  können  nicht  mit- 
einander zusammenwirken,  um  sich  die  statistischen  Ergebhisse  ihrer  Erfahrung 
durch  Vergleiche  gegenseitig  nutzbar  zu  machen. 

Bei  Streitigkeiten  zwischen  den  Krankenkassen  und  ihren  Mitgliedern  ist  die 
Entscheidung  des  Vorstands  endgültig.  Das  Mitglied  kann  zwar  ordentliche  Ge- 
richte anrufen,  jedoch  geschieht  dies  wegen  der  Kosten  und  des  Zeitverlustes 
sehr  selten. 

2.  Unfallversicherung.  Das  Untemehmerhaftpflichtgesetz  hält  sich  inner- 
halb der  alten  Schranken,  ist  noch  heute  weit  entfernt  von  dem  Grundsatze  des 
britischen  Entschädigungsgesetzes  vom  Jahre  1897,  ^)  und  noch  weiter  zurtlck 
hinter  dem  deutschen  Unfallversicherungsgesetze  vom  Jahre  1884.  *)  Das  Prinzip 
der  sozialen  Fürsorge  ist  in  den  amerikanischen  Legislaturen  und  Gerichten  noch 
nicht  anerkannt.  Der  verletzte  Arbeiter  steht  dem  Arbeitgeber  gegenüber  als 
Gegner,  wenigstens  als  Kläger  vor  dem  Gerichte,  und  er  muß  den  klaren  Beweis 
dafür  liefern,  daß  der  Arbeitgeber  den  Unfall  verschuldet  hat,  um  eine  Ent- 
schädigung zu  erlangen.  Zwangsversicherung  existiert  nicht.  Die  freiwillige 
Organisation,  an  sich  lückenhaft  und  unzureichend,  ist  weiter  entwickelt  haupt- 
sächlich bei  den  Arbeitnehmern  der  Eisen bahngesellschaften  und  in  anderen  ge- 
fährlichen Gewerbszweigen.  Bei  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  haben  wir 
keine  Spur  von  Unfallversicheruüg  gefunden,  und  doch  ist  diese  Beschäftigung  sehr 
gefährlich.  •) 

Die  Eisenbahngesellschaften  haben  fast  allgemein  ihre  Arbeiter  und  An- 
gestellten durch  besondere  Hilfskassen  oder  durch  Verträge  mit  den  privaten  Ver- 
sicherungsgesellschaften versichert,  doch  müssen  die  Arbeiter  den  größeren  Teil  der 
Last  tragen.  Die  Arbeitnehmer  in  vielen  anderen  Gewerbszweigen  haben  eigene 
Hilfskassen  gegründet,  oftmals  jedoch  ohne  versicherungstechnische  Grundlagen. 
Es  existiert  keine  staatliche  Ueberwachung  und  Leitung,  kein  Zwang,  keine 
Einigkeit. 

Die  Verwaltung  ist  verschieden  je  nach  der  Organisationsform:  entweder 
fuhrt  sie  ein  von  den  Mitgliedern  erwählter  Vorstand,  oder  ein  Ausschuß  des 
Gewerkvereins,  oder  ein  paritätisches  Komitee  der  Firmen  und  Korporationen 
bzw.  Unterstützungskassen  der  Eisenbahngesellschaften,  oder  die  Beamten  der 
Privatversicherungsgesellschaften. 

1)  Vgl.  Heft  V  S.  21,  80  ff. 

^  Vgl.  Heft  XVI  S.  17  und  die  internationale  Uebersicht  im  »Leitfaden  zur  Arbeiter- 
Versicherung  des  Deutschen  Reiches",  11.  Ausg.,  Berlin  1906,  S.  42—45. 

*)  Zacher,  1.  c.  Heft  XVI,  S.  18,  und  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Bd.  VII, 
S.  260,  unter  „ünfaHstatistik" ;  W.  B.  Bailey,  Modem  Social  Conditions,  S.  247  und  291;  cit. 
12th  Census  of  U.  S.,  1902,  Vol.  ni,  S.  262  ff. 
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In  betreff  der  Form  der  Entschädigung  bestätigt  die  amerikanische  Er- 
fahrung die  Ergebnisse  der  europäischen  Erfahrung,  welche  „zugunsten  der  Rente 
als  der  sozial  richtigeren  Methode  entschieden"  hat  (Zacher,  1.  c,  Heft  XVI,  S.  20). 
Man  muß  zugestehen,  daß  die  Unfalkersicherungsgesellschaften,  die  Hüfsabteilungen 
der  Eisenbahngesellschaften,  die  örtlichen  Hilfsvereine  und  die  Brüderschaften  das 
Sterbe-,  bzw.  Bestattungsgeld  als  einmalige  Abfindungssumme  bezahlen;  und  doch 
behaupten  viele  verständige  Beobachter,  daß  in  den  meisten  Fällen  diese  Pauschal- 
summe bald  verschwendet  ist,  und  daß  eine  Rente  der  Witwe  und  den  Kindern 
viel  nützlicher  wäre.  Die  Entschädigungen  im  Falle  der  vorübergehenden  oder 
dauernden  Erwerbsunfähigkeit  infolge  von  Unfällen  oder  Krankheit  werden  der 
Begel  nach  in  wöchentlichen  oder  monatlichen  Raten  bezahlt.  Ohne  den  Zwang 
und  die  Aufsicht  des  Staates  würde  es  sehr  schwer  sein,  die  Rentenmethode  ein- 
zuführen, und  dieser  Umstand  selbst  ist  ein  weiterer  Grund  für  Zwangsversicherung. 
Aufbringung  der  Mittel.  Bei  den  Hilfskjissen  der  Eisen bahngesellsohaften 
und  den  privaten  Unfall  Versicherungsgesellschaften  ("Casualty  Companies'*)  bezahlt 
man  die  Prämien  im  voraus.  Bis  heute  haben  die  Unternehmer  noch  keine  Be- 
rufsgenossenschaften behufs  Arbeiterversicherung  gebildet,  weil  der  Ansporn  dafür 
fehlte:  lediglich  für  Feuerversicherung  haben  sie  einige  solche  Gegenseitigkeits- 
iinstalten  in  Konkurrenz  mit  den  privaten  Feuerversicherungsgesellschaften  und  mit 
befriedigendem  Erfolg  organisiert.  Das  Umlageverfahren  ist  in  einigen  Lebens- 
versicherungsgesellschaften, Brüderschaften  und  Gewerkvereinen  üblich;  die  Bei- 
träge werden  gewöhnlich  bei  jedem  Todesfall  zwölfmal  oder  während  des  Jahres  um- 
gelegt. Um  die  Streitfragen  zu  erledigen,  gibt  es  nur  den  Weg  privater  Verein- 
barung, den  Vertrag,  oder  als  letzten  Ausweg  den  Prozeß. 

3.  Alters-  und  Invalidenversicherung.  Nur  in  wenigen  Gewerkvereinen 
haben  die  Arbeiter  selbst  begonnen,  Alters-  und  Invalidenrenten  einzuführen.  Die 
Brüderschaften  haben  sehr  wenig  auf  diesem  Gebiete  geleistet,  und  hier  zeigt  sich 
der  Uebelstand,  daß  viele  Mitglieder  nach  dem  65.  Jahre  nicht  weiter  Lebens- 
versicherung bekonmien  können  und  ohne  Unterstützung  gelassen  werden.  Die 
Hilfsabteilungen  einiger  Elisenbahngesellschaften  und  auch  einige  Firmen  und 
Korporationen  haben  Altersrenten  für  ihre  Arbeiter  und  Angestellten  eingeführt. 
W^ir  haben  auch  die  Alterspensionen  der  Lehrer  und  Lehrerinnen,  der  Feuerwehr- 
leute und  Schutzmänner,  der  Veteranen  der  Union  und  der  Südstaaten  besprochen. 

Ohne  Zweifel  kann  die  große  Mehrzahl  der  Arbeiter  in  den  Städten  der 
Vereinigten  Staaten  sich  niemals  eine  zureichende  Alters-  und  Invalidenversicherung 
ohne  die  Hilfe  und  die  Aufsicht  des  Staates  beschaflfen.  Hierzulande  wie  dort 
auf  dem  Festlande  Europas  wird  die  Behauptung  Dr.  Zachers  (1.  c.  S.  23)  durch 
die  Erfahrung  bestätigt:  „Die  große  Masse  der  Arbeiter,  namentlich  die  gewöhn- 
lichen Tagearbeiter  und  Fabrikarbeiter,  bleiben  den  Kassen  fem,  weil  sie  bei 
ihren  gerade  zureichenden  und  vielfach  schwankenden  Lohneinnahmen  dauernde 
Beitragsleistungen  für  einen  anscheinend  femliegenden  Zweck  zu  machen  weder 
geneigt  noch  fähig  sind.^ 

In  den  V^ereinigten  Staaten  gibt  es  kein  Beispiel  für  die  Zuwendung  staat- 
licher Zuschüsse  ("subsidies",  subventions)  an  die  Arbeiterversicherungsvereine, 
wie  es  in  Europa  mehrfach  üblich  ist  (Zacher,  1.  c.  S.  24).  Die  Kapitalisten 
haben  oftmals  Beihilfen  für  ihre  Unternehmungen  (Eisenbahnen,  Kanäle,  Fabriken, 
Schiftslinien  usw.)  vom  Kongreß,  von  staatlichen  Legislaturen  und  von  Stadträten 
nachgesucht,  und  nicht  immer  vergebens,  aber  an  die  Unternehmungen  der  Arbeiter 
hat  bisher  niemand  gedacht. 

4.  Lebensversicherung  bzw.  Bestattungsgeld.  Die  Arbeiter  in  den 
Vereinigten  Staaten  behaupten  regelmäßig,  daß  Bestattungsgeld  ebenso  notwendig 
sei  wie  Wohnung  und  Kleidung;  Kranken-  und  Unfallversicherung  komme  erst  in 
zweiter  Linie.  An  Altersversicherang  haben  nur  wenige  gedacht;  statt  ihrer  legen 
die  besser  bezahlten  Arbeiter  ihre  Pfennige  in  die  Sparbank  ein.  Die  ungeheuren 
Einnahmen  der  privaten  Versicherungsgesellschaften  beweisen  die  Opferwilligkeit 
der  Arbeiterklasse.  Die  HUfskassen  der  Brüderschaften  und  der  Gewerkvereine 
zeigen  das  Interesse  der  gelernten  Arbeiter  an  der  Lebensversicherung. 
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5.  Arbeitslosenversicherung.  Leider  kann  man  die  Elrgebnisse  unserer 
Untersuchung  mit  den  Schlußworten  eines  neuen  deutschen  Berichtes  zusammen- 
fassen: „Die  Frage  der  Gewährung  staatlicher  oder  gemeindlicher  Zuschüsse  zu 
der  Arbeitslosenuntersttttzung  der  Gewerkschaften  ist  noch  nirgends. erörtert  worden, 
wie  bei  der  geringen  Ausbildung,  die  der  ganze  Unterstützungszweig  bisher  in  den 
Vereinigten  Staaten  erfahren  hat,  erklärlich  ist;  ebensowenig  liegen  bisher  irgend- 
welche Versuche  der  Schaflfung  einer  Arbeitslosenversicherung  mit  öffentlichen 
Mitteln  vor.  Ein  Eingreifen  des  Staates  steht  in  absehbarer  Zeit  wohl  nicht 
bevor.  "^) 

In  den  Jahren  des  Damiederliegens  des  Handels,  wie  z.  B.  im  Jahre  1893/94, 
haben  einige  Städte  die  Ausführung  von  Notarbeiten^  bewilligt,  um  das  vorüber- 
gehende Elend  zu  lindem.  Der  Regel  nach  hat  nur  die  private  Wohltätigkeit  die 
Last  getragen.  Die  bemerkenswerten  Leistungen  der  Gewerkschaften  haben  wir 
oben  besprochen. 


*)  Adams  and  Summer,  Labor  Problems,  S.  160—170  (Literatur).  F.  A.  Kellor, 
Out  of  Work.  Report  of  Massacbusetts  Board  to  investigate  the  Subject  of  the  Unemployed 
1895.  —  „Die  bestenenden  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit 
im  Ausland  und  im  Deutschen  Reich*',  Teil  I,  S.  350—360  (s.  Literatur). 

*)  Vgl.  hierzu  „Die  Regelung  der  Notstandsarbeiten  in  den  deutschen  Städten",  bearbeitet 
im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  Abteilung  für  Arbeiterversicherung,  Berlin  1905  (Beitrage 
zur  Arbeiterstaüstik  Nr.  2). 
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Annex  1« 

COMMON  CARRIERS'  LUBILITY. 

(FEDERAL  LAWS.) 

An  act  relating  to  liability  of  common  caniers  in  the  District  of  Columbia  and  Territories 
and  common  carriers  engaged  in  commerce  between  the  States,  and  between  the  States  and 
foreign  Nations,  to  their  employees. 

BE  IT  ENACTED  BY  THE  SENATE  AND  HOUSE  OF  REPRESENTATIVES  OF  THE 
UNITED  STATES  OF  AMERICA  IN  CONGRESS  ASSEMBLED: 

See.  1.  That  every  common  carrier  engaged  in  trade  or  commerce  in  the  District  of 
Columbia,  or  in  any  Temtory  of  the  United  States,  or  between  the  several  States,  or  between 
any  Territory  and  another,  or  between  any  Territory  or  Territories  and  any  State  or  States, 
or  the  District  of  Columbia,  or  with  foreign  Nations,  or  between  the  District  of  Columbia 
and  any  State  or  States  or  foreign  Nations,  shall  be  liable  to  any  of  its  employees,  or,  in 
the  case  of  his  death,  to  his  personal  representative  for  the  benefit  of  his  widow  and 
children,  if  any,  if  none,  then  for  his  parents,  if  none,  then  for  his  next  of  kin  dependent 
upon  him,  for  all  damages  which  may  result  from  the  negligence  of  any  of  its  officers, 
agents,'  or  employees,  or  by  reason  of  any  defect  or  insufnciency  due  to  its  negligence  in 
ite  cars,  engines,  appliances,  machinery,  track,  roadbed,  ways,  or  works. 

See.  2.  That  m  all  actions  hereafter  brought  against  any  common  carriers  to  recover 
damages  for  personal  injuries  to  an  employee,  or  where  such  injuries  have  resulted  in  his 
death,  tiie  fact  that  the  employee  may  have  been  guilty  of  contributory  negligence  shall  not 
bar  a  recovery  where  his  contributory  negligence  was  slight  and  that  of  the  employer  was 
grofs  in  comparison,  but  the  damages  shall  be  diminished  by  the  jury  in  Proportion  to  the 
amount  of  negligence  attributable  to  such  employee.  All  questions  of  negligence  and 
contributory  negligence  shall  be  for  the  jury. 

See.  3.  That  no  contract  of  employment,  Insurance,  relief  benefit,  or  indemnity  for 
injury  or  death  entered  into  by  or  on  behalf  of  any  employee,  nor  the  acceptance  of  any 
such  Insurance,  relief  benefit,  or  indemnity  by  the  person  entitled  thereto,  shall  constitute 
any  bar  or  defense  to  any  action  brought  to  recover  damages  for  personal  injuries  to,  or 
death  of,  such  employee;  PROVIDED,  HOWEVER,  that  upon  the  trial  of  such  action  against 
any  common  carrier  the  defendant  may  set  off  therein  any  sum  it  has  contributed  toward 
any  such  Insurance,  relief  benefit,  or  indemnity  that  may  have  been  paid  to  the  injured 
employee,  or,  in  case  of  his  death,  to  his  persona]  representative. 

See.  4.  That  no  action  shall  be  maintained  under  this  act,  unless  commenced  within 
one  year  from  the  time  the  cause  of  action  accrued. 

See.  5.  That  nothing  in  this  act  shall  be  held  to  limit  the  duty  of  common  carriers 
by  the  railroads  or  impair  the  rights  of  their  employees  under  the  safety-appliance  act  of 
March  2,  1893,  as  amended  April  1,  1896,  and  March  2,  1903. 

Approved,  June  11,  1906. 


Annex  2, 

Conference  Forms  of  Policies  and  Applications. ') 

The  following  are  the  forms  of  policies  and  applications  as  adopted  by  the  Liability 
Conference,  June,  1904,  and  now  in  use  by  the  companies  forming  the  Conference.  Thirteen 
liability  companies  are  not  members  of  the  Conference,  but  the  policies  issued  by  them  foUow 
the  same  general  lines.  The  character  of  the  liability  insurance  contract,  the  extent  of 
liability  of  the  insuring  Company,  and  the  duties  of  the  insured  in  respect  to  such  contracts, 
is  clearly  set  forth  in  these  documents. 


0  "Manual  of  Liability  Insurance",  issued  Marcli,  1905,  p.  39  follow.  (New  York,  The  Spectaton  Company) 
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Anlage  1.') 

UaftpfUcht  der  Spediteure.") 

(Bundesgesetz.) 

Ein  Gesetz,  betreffend  die  Haftpflicht  Spediteure  im  Distrikt  Columbia  und  in  den 
Territorien  und  Spediteure,  welche  das  Geschäft  zwischen  den  Staaten  oder  zwischen  den 
Staaten  und  fremden  Nationen  betreiben,  gegenüber  ihren  Angestellten.') 

Es  sei  verordnet  vom  Senat  und  Abgeordnetenhaus  der  Vereinigten 
Staaten   im  versammelten  Kongreß: 

§  1.  Daß  jeder  Spediteur,  tätig  im  Gewerbe  oder  Handel,  der  sich  voll- 
zieht sei  es  im  Distrikt  Columbia,  oder  in  irgendeinem  Territorium  der  Vereinigten 
Staaten,  oder  zwischen  den  verschiedenen  Staaten,  oder  zwischen  verschiedenen  Territorien, 
oder  zwischen  einem  oder  mehreren  Territorien  und  einem  oder  mehreren  Staaten  oder  dem 
Distrikt  Columbia,  oder  mit  fremden  Nationen,  oder  zwischen  dem  Distrikt  Columbia  und 
einem  oder  mehreren  Staaten  oder  fremden  Nationen,  haftbar  sein  soll  jedem  seiner  An- 
gestellten oder  im  Fall  der  Tötung  dessen  Rechtsnachfolgern  —  Witwe  und  Kindern,  in  Er- 
mangelung solcher  den  Eltern  und  falls  auch  solche  nicht  vorhanden  sind,  dem  nächsten  vom 
Verstorbenen  unterhaltenen  Anverwandten  —  für  allen  Schaden,  der  etwa  durch  die  Nach- 
lässigkeit irgendeines  seiner  Beamten,  Agenten  oder  Arbeitnehmer,  oder  infolge  irgendeines 
seiner  Nachlässigkeit  zur  Last  fallenden  Defekts  oder  Mangels  an  seinen  Wagen,  Maschinen, 
Schutzvorrichtungen,  Maschinerien,  Gleisen,  Fahrdämmen,  Wegen  oder  Werken  veranlaßt  wird. 

§  2.  Daß  bei  allen  hiemach  gegen  einen  Spediteur  erhobenen  Klagen  auf 
Schadenersatz  für  körperliche  Verletzung  oder  für  solche  Verietzung  mit  tödlichem  Aus- 
gang die  Tatsache,  daß  dem  Verunglückten  etwa  eine  Mitschuld  zur  Last  fällt,  den  Schaden- 
ersatz nicht  ausschließen  soll,  sofern  seine  Mitschuld  nur  leicht,  die  des  Unternehmers  aber 
im  Verhältnis  dazu  schwer  war,  doch  soll  der  Schadenersatz  im  Verhältnis  zu  dem  Grade 
der  solchem  Arbeiter  zuzurechnenden  Nachlässigkeit  von  der  Jury  herabgesetzt  werden. 
Alle  Streitigkeiten  über  Schuld  und  Mitschuld  soll  die  Jury  entscheiden. 

§  3.  Daß  weder  eine  Vereinbarung  in  bezug  auf  Beschäftigung,  Versicherung,  Unter- 
stützung oder  Entschädigung  für  Körperverletzung  oder  Tötung  zugunsten  eines  Angestellten 
noch  die  Annahme  irgendeiner  solchen  Versicherung,  Unterstützung  oder  Entschädigung 
seitens  des  dazu  Berechtigten  irgendeinen  Hinderungsgrund  oder  Einwand  gegen  eine  I^age 
abgeben  soll,  die  auf  Entschädigung  für  Körperverietzung  oder  Tötung  eines  solchen  An- 
gestellten gerichtet  ist;  es  sei  denn,  daß  bei  der  gerichtlichen  Verhandlung  solcher 
Klage  gegen  einen  Spediteur  der  Verteidiger  nachweisen  kann,  daß  derselbe  zu  einer 
solchen  Versicherung,  Unterstützung  oder  dem  Verietzten  oder  dessen  Rechtsnachfolger 
etwa  ausgezahlte  Entschädigung  beigesteuert  hat. 

§  4.  Daß  aus  diesem  Gesetz  keine  Klage  zugelassen  werden  soll,  wenn  sie  nicht 
binnen  Jahresfrist  von  dem  Zeitpunkt,  da  der  Klagegrund  entstand,  geltend  gemacht  wird. 

§  5.  Daß  dieses  Gesetz  keineriei  Unterlage  dafür  bieten  soll,  die  Pflichten  der 
Spediteure  bei  den  Eisenbahnen  zu  begrenzen  oder  die  Rechte  ihrer  Angestellten  aus  dem 
Unfallverhütungsgesetz  vom  2.  März  1893  bzw.  der  Novelle  vom  1.  April  1896  und  2.  März 
1903  zu  schmälern. 

Bestätigt  den  11.  Juni  1906. 

Anlage  2,') 


Vereinbarte  Formen  von  Policen  nnd  Formularen/) 

Im  nachstehenden  folgen  die  Formen  von  Policen  und  Formularen,  wie  sie  auf  der 
Haftpflichtkonferenz  im  Juni  1904  angenommen  und  jetzt  bei  den  der  Konferenz  angehörenden 
Gesellschaften  im  Gebrauch  sind.  Dreizehn  Haftpflichtgesellschaften  sind  nicht  Mitglieder 
der  Konferenz,  aber  die  von  ihnen  ausgegebenen  Policen  folgen  den  nämlichen  allgemeinen 
Grundsätzen.  Der  Charakter  des  Haftpflicht- Versicherungsvertrages,  der  Umfang  der  Haft- 
pflicht der  Versicherungsgesellschaft  und  die  Pflichten  der  Versicherten  in  bezug  auf  solche 
Verträge  sind  in  diesen  Urkunden  klar  zum  Ausdruck  gebracht. 


')  Übersetzungen  des  Herausgebers. 

0  Eisenbahnen,  Dampfschiffe,  Expreßkompanien  etc. 

')  Die  Union  besteht  aus  dem  Bundesdlstrilct  Columbia  (dem  Kongreß  unterstellt^  45  „Staaten" 
(mit  selbständiger  Verfassung  und  Gesetzgebung)  und  sechs  „Territorien"  i dünner  bevölkerte,  noch  von 
der  Bundesregierung  verwaltete  Gebietet. 

»)  „Handbuch  für  Haftpflichtversicherung",  ausgegeben  März  1905  S.  :«*ff.  (New  York,  The  Spectator 
Company). 
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X2()  Die  Arbeit^rversicherung  in  Nordamerika. 


Form  of  Liability  Policy  and  General  Agreements. 

The  following  skeleton,  or  general  form  of  liability  and  the  conditions  appended,  are 
the  same  in  all  liability  contracts  approved  by  the  Conference.  Special  agreements,  or 
conditions,  as  siven  herewith,  adapt  this  form  to  each  class  of  the  liability  contract. 

In  consideration  of  the  application  for  this  policy,  a  copy  of  which  is  hereto  attached 
and  which  is  made  part  of  this  contract,  and  of  .  .  .  dollars  ($  .  .)  premium,  hereinafter 
calied  "the  Company",  does  hereby  agree  to  indemnify  .  .  .,  of  .  .  .,  County  of  .  .  .,  State 
of  .  .  .,  hereinafter  calied  "the  assured",  for  the  term  of  .  .  .,  beginning  on  the  .  .  .  day 
of  .  .  .,  at  noon,  and  ending  on  the  .  .  .  day  of  .  .  .,  I  .  .  .,  at  noon,  Standard  time,  at  the 
place  where  this  policy  has  been  countersigned. 


General  Agreements. 

This  Insurance  is  subject  to  the  following  conditions,  which  are  to  be  construed  as 
conditions  precedent  of  this  contract: 

1.  The  assured,  upon  the  occurrence  of  an  accident,  shall  give  immediate  notice 
thereof  in  writing,  with  füll  particulars,  to  the  home  Office  of  the  Company,  or  to  its  duly 
authorized  agent.  He  shall  give  like  notices,  with  füll  particulars,  of  any  Claim  which  may 
be  made  on  account  of  such  accident 

2.  If  thereafter  any  suil  is  brought  against  the  assured  to  enforce  a  Claim  for  damages 
on  account  of  an  accident  covered  by  this  policy,  immediate  notice  thereof  shall  be  given 
to  the  Company,  and  the  Company  will  defend  against  such  proceeding,  in  the  name  and 
on  behalf  of  the  assured,  or  settle  the  same  at  its  own  cost,  unless  it  shall  elect  to  pay  ta 
the  assured  the  indemnity  provided  for  in  clause  "A"  of  special  agreements  as  limited 
therein. 

3.  The  assured  shall  not  settle  any  Claim,  except  at  his  own  cost,  nor  incur  any 
expense,  nor  interfere  in  any  negotiation  for  settlement  or  in  any  legal  proceeding  without 
the  consent  of  the  Company  previously  given  in  writing,  but  he  may  provide  at  the  time  of 
the  accident  such  immediate  surgical  relief  as  is  imperative.  The  assured  when  requested 
by  the  Company  shall  aid  in  securing  Information  and  evidence  and  in  effecting  Settlements, 
and  in  case  the  Company  calls  for  the  attendance  of  any  employee  or  employees  as  witnesses 
at  inquests  and  in  suits,  the  assured  will  secure  his  or  their  attendance,  making  no  Charge 
for  his  or  their  loss  of  time., 

4.  This  policy  does  not  cover  loss  from  liability  for  injuries  when  the  assured  has 
failed  to  observe  any  Statute  affecting  the  safety  of  persons  or  ha^  with  knowledge  violated 
any  local  ordinance  made  in  the  same  behalf. 

5.  This  policy  does  not  cover  loss  for  liability  for  injuries  to  any  child  employed 
contrary  to  law,  nor  to  any  child  so  employed  under  fourteen  years  of  age,  where  na 
Statute  restricts  the  age  of  employment,  nor  does  this  policy  cover  any  injury  due  wholly 
or  in  part  to  the  employment  of  any  such  child. 

(5.  If  the  assured  carry  a  policy  of  another  insurer,  whether  valid  or  not,  against  a 
Claim  arising  under  this  policy,  he  shall  not  be  entitled  to  recover  from  the  Company  a  larger 
Proportion  of  the  loss  than  the  sum  hereby  insured  bears  to  the  whole  amount  of  insurance. 
If  the  assured  has  any  other  policy  in  this  Company,  in  respect  of  any  injury  covered  hereby, 
the  assured  shall  elect  the  policy  under  which  the  accident  shall  be  treated,  but  the  Company 
shall  not  be  held  responsible  for  a  liability  under  more  than  one  policy. 

7.  Any  assignment  of  interest  under  this  policy  shall  be  void  unless  the  written  consent 
of  the  Company  is  indorsed  hereon  by  one  of  its  officers. 

8.  No  action  shall  lie  against  the  Company  as  respects  any  loss  under  this  policy 
unless  it  shall  be  brought  by  the  assured  himself  to  reimburse  him  for  loss  actually  sustained 
and  paid  by  him  in  satisfaction  of  a  judgement  after  trial  of  the  issue.  No  such  action 
shall  lie  unless  brought  within  the  period  within  which  a  claimant  might  sue  the  assured  for 
damages  unless  at  the  expiry  of  such  period  there  is  such  an  action  pending  against  the 
assured,  in  which  case  an  action  may  be  brought  against  the  Company  by  the  assured  within 
thirty  days  after  final  judgement  has  been  rendered  and  satisfied  as  above.  In  no  case, 
except  that  of  minors,  shall  any  action  lie  against  the  Company  after  the  expiration  of  six 
years  from  the  date  of  the  given  injuries  or  death.  The  Company  does  not  prejudice  by 
this  clause  any  defenses  to  such  action  which  it  may  be  entitled  to  make  under  this  policy. 

9.  In  case  of  payment  of  loss  under  this  policy,  the  Company  shall  be  subrogated  to 
all  Claims  or  rights  of  the  assured  in  respect  to  such  loss  against  any  person  or  persons. 
and  the  assured  shall  execute  any  and  all  papers  required  to  secure  to  the  Company 
said  rights. 
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Form  der  Uaftpflichtpolice  und  der  allgemeinen  Bedingungen. 

Der  folgende  Grundriß  oder  allgemeine  Entwurf  einer  Haftpflichtpolice  und  der  an- 
gehängten Bedingungen  ist  derselbe  in  allen  von  der  Konferenz  bestätigten  Haftpflicht- 
verträgen. Besondere  Vereinbarungen  oder  Bedingungen,  wie  sie  beigegeben  sind,  machen 
diese  Form  für  jede  Art  Haftpflichtvertrag  geeignet. 

In  Anwendung  dieser  Police,  deren  Abschrift  hier  beigefügt  ist  und  euien  Teil  dieses 
Vertrags  ausmacht,  und  gegen  .  .  .  Dollars  ($  .  .  .)  Prämie  übernimmt  hiermit  die  nach- 
benannte ^.Gesellschaft*'  die  Entschädigung  des  nachher  als  «Versicherten"  Bezeichneten, 
.  .  .  zu  .  .  .,  Kreis  .  .  .,  Staat  .  .  .,  für  die  Zeitdauer  von  .  .  .,  beginnend,  mit  dem  .  . .  Tage 
des  .  .  .  1.  .  .  .,  mittags,  und  endigend  von  dem  .  .  .  Tage  des  .  .  .,  1.  .  .  .,  mittags, 
Standard  Zeit,  von  dem  Ort,  wo  diese  Police  gegengezeichnet  worden  ist. 

Allgemeine  Tereinbarongen. 

Diese  Versicherung  unteriiegt  den  folgenden  Bedingungen,  welche  als  diesem  Vertrag 
vorangehende  Bedingungen  anzusehen  sind: 

1.  Der  Versicherte  hat  bei  Eintritt  eines  Unfalls  denselben  sofort  mit  allen  Einzelheiten 
schriftlich  dem  Hauptbureau  der  Gesellschaft  oder  ihrem  bevollmächtigten  Agenten  anzu- 
melden. Eine  gleiche  Anzeige,  mit  allen  Einzelheiten,  hat  er  zu  erstatten,  sobald  irgendein 
Anspruch  für  Rechnung  eines  solchen  Unfalls  geltend  gemacht  wird. 

2.  Falls  fernerhin  eine  Klage  gegen  den  Versicherten  erhoben  wird,  um  einen  Schaden- 
ersatzanspruch für  Rechnung  eines  durch  diese  Police  gedeckten  Unfalls  durchzusetzen,  ist 
sofort  Anzeige  davon  an  die  Gesellschaft  zu  erstatten,  und  die  Gesellschaft  wird  die  Be- 
antwortung der  Klage  im  Namen  und  zugunsten  des  Versicherten  übernehmen  oder  die 
Sache  auf  eigene  Kosten  regeln,  es  sei  denn,  daß  sie  es  vorzieht,  dem  Versicherten  die  in 
Klausel  „A"  der  besonderen  Vereinbarungen  vorgesehene  Entschädigung  in  dem  daselbst 
begrenzten  Betrage  auszuzahlen. 

3.  Der  Versicherte  darf  weder  irgendeinen  Anspruch  regeln,  ausgenommen  auf  seine 
eigenen  Kosten,  noch  irgend  welche  Auslagen  machen,  noch  sich  in  irgendwelche  Ver- 
gleichs- oder  Gerichtsverhandlungen  einlassen  ohne  die  zuvor  von  der  Gesellschaft  schriftlich 
erteUte  Genehmigung,  jedoch  darf  er  zur  Zeit  des  Unfalles  die  unverzüglich  nötige  Wundarzt- 
hilfe beschaffen.  Auf  Ersuchen  der  Gesellschaft  soll  er  dieser  behilflich  sein  bei  der  Be- 
schaffung von  Aufklärungen  und  Beweismitteln  und  bei  Herbeiführung  von  Vergleichen,  und 
falls  die  Gesellschaft  die  Anwesenheit  eines  oder  mehrerer  Angestellter  als  Zeugen  bei  Ver- 
hören und  in  Prozessen  beansprucht,  hat  der  Versicherte  dafür  Sorge  zu  tragen,  ohne  den 
Zeitveriust  in  Rechnung  zu  stellen. 

4.  Diese  Police  gewährt  keine  Entschädigung  für  Verietzungen,  falls  der  Versicherte 
es  versäumt  hat,  irgendeine  zur  Sicherung  von  Personen  erlassene  Gesetzesvorschrift  zu 
beachten,  oder  wissentlich  irgendeine  zu  demselben  Zweck  eriassene  Ortsvorschrift 
verletzt  hat. 

5.  Diese  Police  gewährt  keine  Entschädigung  für  Verietzungen  von  Kindern,  die  dem 
Gesetz  zuwider  beschäftigt  werden,  noch  für  solche  beschäftigte  Kinder  unter  14  Jahren,  wo 
kein  Gesetz  das  Beschäftigungsalter  begrenzt,  noch  deckt  diese  Police  eine  Verletzung,  die 
ganz  oder  teilweise  der  Beschäftigung  eines  solchen  Kindes  zuzuschreiben  ist. 

6.  Falls  der  Versicherte  eine  Police  eines  anderen  Versicherers,  eineriei,  ob  sie  gültig 
ist  oder  nicht,  gegen  einen  Anspruch  geltend  macht,  der  unter  diese  Police  fällt,  so  soll  er 
nicht  berechtigt  sein,  von  der  Gesellschaft  einen  größeren  Teil  des  Schadens  ersetzt  zu  ver- 
langen als  die  Summe,  welche  dieser  Versicherung  gemäß  am  gesamten  Betrag  der  Ver- 
sicherung noch  fehlt.  Falls  der  Versicherte  noch  eine  andere  Police  bei  dieser  Gesellschaft 
in  bezug  auf  eine  dadurch  gedeckte  Verietzung  besitzt,  so  soll  der  Versicherte  die  Police  aus- 
wählen, nach  welcher  der  Unfall  behandelt  werden  soll,  aber  die  Gesellschaft  soll  nicht 
haftbar  sein  für  eine  Ersatzpflicht  aus  mehr  als  einer  Police. 

7.  Jede  Abtretung  eines  Anspruchs  aus  dieser  Police  soll  nichtig  sein,  falls  nicht  die 
schriftliche  Zustimmung  der  Gesellschaft  durch  einen  ihrer  Beamten  darunter  gesetzt  ist. 

8.  Keine  Klage  soll  gegen  die  Gesellschaft  mit  Bezug  auf  einen  unter  diese  Police 
fallenden  Schaden  stattfinden,  falls  sie  nicht  vom  Versicherten  selbst  erhoben  sein  sollte,  um 
Ersatz  zu  veriangen  für  Schaden,  den  er  tatsächlich  eriitten  und  in  Erfüllung  eines  Urteiles 
nach  Vergleichsversuch  bezahlt  hat.  Keine  solche  Klage  soll  zulässig  sein,  falls  sie  nicht 
innerhalb  der  Frist  eingebracht  ist,  binnen  welcher  der  Kläger  den  Versicherten  auf  Schaden- 
ersatz belangen  kann,  es  sei  denn,  daß  bei  Ablauf  dieser  Frist  eine  solche  Klage  gegen  den 
Versicherten  schwebt,  in  welchem  Fall  eine  Klage  gegen  die  Gesellschaft  vom  Versicherten 
erhoben  werden  kann  binnen  30  Tagen,  nachdem  das  Endurteil  gefällt  und  wie  oben  er- 
wähnt erfüllt  worden  ist.  In  keinem  Fall,  außer  bei  Minderjährigen,  soll  eine  Klage  gegen 
die  Gesellschaft  stattfinden  nach  Ablauf  von  sechs  Jahren  vom  Tage  der  erlittenen  Körper- 
verletzung oder  Tötung. 

Die  Gesellschaft  begibt  sich  durch  diese  Klausel  keinerlei  Einwendungen  gegen  eine 
solche  Klage,  welche  sie  auf  Grund  dieser  Police  etwa  zu  erheben  berechtig  ist. 

9.  Im  Fall  der  Entschädigungszahlung  aus  dieser  Police  soll  die  Gesellschaft  in  alle 
Ansprüche  oder  Rechte  eintreten,  die  der  Versicherte  in  bezug  auf  solchen  Schaden  gegen 
irgendeine  oder  mehrere  Personen  etwa  hat,  und  der  Versicherte  hat  alle  Papiere  heraus- 
zugeben, welche  benötigt  sind,  der  Gesellschaft  die  besagten  Rechte  zu  sichern. 
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10.  An  agent  has  no  authority  to  change  this  policy  or  to  waive  any  of  its  provisions. 
nor  shall  notice  to  any  asent  or  knowledge  of  his  or  of  any  other  person  be  held  to  effect 
a  waiver  or  change  in  this  contract,  or  in  any  part  of  it.  No  change  whatever  in  this  policy 
nor  waiver  of  any  of  its  provisions  shall  be  valid  unless  an  indorsement  is  added  hereto, 
signed  by  the  President  or  secretary  of  the  Company,  at  its  home  office,  expressing  such 
waiver  or  change. 

This  policy  shall  cover  losses  sustained  by  and  liability  for  any  Claims  against  the 
assured  as  a  result  of  the  risk  specified  in  the  contract  or  contracts  hereto  attached,  and  is 
issued  and  accepted  upon  the  condition  that  all  the  provisions  printed  on  the  slip  or  slips 
attached  to  this  policy  are  accepted  and  shall  be  fulfilled  by  the  assured  as  part  of  this 
contract  as  fully  as  if  they  were  recited  at  length  over  the  signatures  hereto  affixed. 

In  witness  whereof,  the  . . .  Company  has  caused  this  policy  to  be  signed  by  its  Presi- 
dent and  secretary,  at  . . .,  but  the  same  shall  not  be  binding  upon  the  Company  unless 
countersigned  by  a  duly  authorized  representative  of  the  Company. 

President.  Secretary. 

Countersigned  at  this  day  of  .  .  .,  1  .  .  .    General  Agent. 


Annex  3. 
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Against  bodily  injuries  sustained  by  any  employee  or 
employees  of  the  assured  through  external,  violent  and  accidental 
means,  while  actually  engaged  in  the  occupations  and  atthe  places 
mentioned  in  theschedule  endorsed  hereon,  and  resulting  from 
the  Operation  of  the  trade  or  business  described  in  said  schedule. 

Special  Agreements. 

C 1  a  u  s  e  A.  If  the  death  of  any  employee  shall  result  within  ninety  days  from  such 
injuries,  independent  of  all  other  causes,  the  Company  will  pay  to  the  assured  a  sum  equal 
to  .  .  .  weeks'  wages,  computed  at  the  rate  per  week  received  by  such  injured  employee 
at  date  of  accident,  but  such  sum  shall  not  exceed  one  thousand  five  hundred  dollars. 

C 1  a  u  s  e  B.  If  any  employee  shall,  within  ninety  days,  as  the  result  of  such  injuries, 
independent  of  all  other  causes,  lose  by  actual  Separation,  at  or  above  the  wrists  or  ankles, 
both  hand  or  both  feet,  one  hand  and  one  foot,  or  shall  irrecoverably  lose  the  sight  of  both 
eyes,  the  Company  will  pay  to  the  assured  the  amount  specified  in  Clause  A. 

C 1  a  u  s  e  C.  If  any  employee  shall,  within  ninety  days,  as  the  result  of  such  injuries, 
independent  of  all  other  causes,  lose  by  actual  Separation,  at  or  above  the  wrist  or  ankie, 
one  hand  or  one  foot,  the  Company  will  pay  to  the  assured  one-third  the  amount  specified 
jn  Clause  A. 

C 1  a  u  s  e  D.  If  any  employee  shall,  within  ninety  days,  as  the  result  of  such  injuries, 
independent  of  all  other  causes,  irrecoverably  lose  the  sight  of  one  eye,  the  Company  will 
pay  to  the  assured  in  satisfaction  of  all  Claims  for  such  injüry  a  sum  equal  to  one-eighth 
the  amount  specified  in  Clause  A,  but  not  exceeding  two  hundred  dollars. 

Clause  E.  If  such  injuries,  independent  of  all  other  causes,  shall  immediately, 
continuously  and  wholly  disable  and  prevent  such  employee  from  engaging  in  any  work  er 
occupation  for  wages,  the  Company  will  pay  to  the  assured  an  amount  equal  to  one-half  the 
usual  weekly  wages  of  the  injured  employee  for  the  period  of  such  disability,  not  exceeding 
twenty-six  weeks  in  respect  of  any  one  accident,  but  such  sum  shall  not  exceed  five 
hundred  dollars  in  respect  of  any  one  injured  person  during  the  policy  year. 

1.  Recovery  may  be  had  for  the  benefit  of  the  same  employee  under  one  of  the 
foregoing  clauses  only  as  respects  the  results  of  injuries  caused  by  any  accident,  and  in  no 
event  shall  the  company's  liability  for  a  casualty,  resulting  in  injuries  to,  or  the  death  of, 
several  persons,  exceed  ten  thousand  dollars. 

2.  The  premium  is  based  on  the  wages  to  be  expended  by  the  assured  during  the 
period  of  this  policy.  If  the  wages  actually  paid  exceed  the  sum  stated  in  said  schedule, 
the  assured  shall  pay  the  additional  premium  eamed;  if  less  than  the  sum  stated,  the 
Company  will  return  tq  the  assured  the  uneamed  premium,  pro  rata,  but  the  Company  shall 
first  retain  not  less  than  .  .  .  dollars  ($ .  .  .),  it  being  understood  and  agreed  that  this  sum 
shall  be  the  minimum  eamed  premium  under  this  policy. 

Issued  by  the  .  .  .  Company  to  .  .  .  President  .  .  .  Secretary  .  .  .  Countersigned. 


0  "Manual  of  Liability  Insurance"  issued  March,  1905,  p.  61  (New  York,  The  Spectator  Company«. 
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10.  Ein  Agent  ist  nicht  berechtigt,  diese  Police  abzuändern  oder  auch  irgendeine  ihrer 
Vorschriften  aufzuheben,  ebensowenig  soll  eine  bezügliche  Anzeige  an  einen  Agenten  oder 
seine  oder  emes  andern  Kenntnis  davon  eine  Abänderung  oder  Aufhebung  in  diesem  Ver- 
trag oder  in  einem  Teil  desselben  herbeiführen.  Keinerlei  Abänderung  in  dieser  Police 
noch  Aufhebung  irgendeiner  ihrer  Bestimmungen  soll  gültig  sein,  außer  wenn  eine  vom 
Präsidenten  oder  Sekretär  der  Gesellschaft  unterzeichnete  Bestätigung  beigefügt  ist,  welche 
solche  Aufhebung  oder  Abänderung  zum  Ausdruck  bringt. 

Diese  Police  soll  Schaden  und  Haftpflicht  decken,  welche  dem  Versicherten  aus  An- 
sprüchen erwachsen  infolge  der  Gefahren,  die  in  dem  oder  den  hier  beigefügten  Verträgen 
aufgeführt  sind,  und  ist  ausgefertigt  und  angenommen  unter  der  Bedingung,  6^  alle  auf  den 
der  Police  angehefteten  Zetteln  abgedruckten  Vorschriften  angenommen  sind  und  vom  Ver- 
sicherten als  TeU  dieses  Vertrages  zu  erfüllen  sind,  genau  so,  als  ob  sie  der  Länge  nach 
oberhalb  der  hier  beigefügten'  Unterschriften  abgedruckt  worden  wären. 

Zur  Bestätigung  dessen  hat  die  Gesellschaft . .  .  diese  Policen  zeichnen  lassen  durch 
ihren  Präsidenten  und  Sekretär,  zu  .  .  .;  jedoch  soll  sie  für  die  Gesellschaft  nicht  bindend 
sein,  bevor  sie  durch  einen  gehörig  beglaubigten  Vertreter  der  Gesellschaft  gegen- 
gezeichnet ist. 

Präsident.  Sekretär. 

Gegengezeichnet  zu  .  .  .  am  .  .  .,  1  .  .  .  Generalagent. 
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gegen  körperliche  Verletzungen,  erlitten  von  einem  Arbeiter  oder 
Arbeitern  des  Versicherten  durch  äußere,  gewaltsame  und  zufällige 
Einwirkungen,  während  der  Arbeitstätigkeit  in  den  Beschäfti- 
gungen und  an  den  Plätzen,  welche  das  angeschlossene  Schema 
aufführt,  und  infolge  der  Ausübung  des  in  dem  erwähnten  Schema 
bezeichneten  Gewerbes  oder  Geschäftes. 

Besondere  Yereinbarnngen. 

Klausel  A.  Falls  der  Tod  eines  Arbeiters  innerhalb  90  Tagen  nach  solcher  Ver- 
letzung eintreten  sollte,  unabhängig  von  allen  sonstigen  Ursachen,  wird  die  Gesellschaft  dem 
Versicherten  eine  Summe  gleich  .  .  .  Wochen  Löhne  auszahlen,  berechnet  nach  dem  vom 
Verletzten  zur  Zeit  des  Unfalles  bezogenen  Wochenbetrag,  doch  soll  solche  Summe  nicht 
1500  Dollars  übersteigen. 

Klausel  B.  Falls  ein  Arbeiter  binnen  90  Tagen  infolge  solcher  Verietzung,  unab- 
hängig von  allen  sonstigen  Ursachen,  durch  Amputation  an  oder  über  dem  Hand-  oder  Fuß- 
gelenke beide  Hände  oder  beide  Füße  oder  eine  Hand  und  einen  Fuß  oder  für  immer  das 
Augenlicht  verlieren  sollte,  so  wird  die  Gesellschaft  dem  Versicherten  die  in  Klausel  A  be- 
zeichnete Summe  auszahlen. 

Klausel  C.  Falls  ein  Arbeiter  binnen  90  Tagen  infolge  solcher  Verietzung,  unab- 
hängig von  allen  sonstigen  Ursachen,  durch  Amputation  an  oder  über  dem  Hand-  oder  Fuß- 
gelenke eine  Hand  oder  einen  Fuß  verliert,  wird  die  Gesellschaft  dem  Versicherten  ein 
Drittel  der  in  Klausel  A  bezeichneten  Summe  auszahlen. 

Klausel  D.  Falls  ein  Arbeiter  binnen  90  Tagen  infolge  solcher  Verietzung,  unab- 
hängig von  allen  sonstigen  Ursachen,  die  Sehkraft  eines  Auges  für  immer  vertieren  sollte, 
wird  die  Gesellschaft  dem  Versicherten  m  Tilgung  aller  Ansprüche  für  solche  Verletzung 
eine  Summe  gleich  einem  Achtel  des  in  Klausel  A  bezeichneten  Betrages,  jedoch  nicht  mehr 
als  200  Dollars  ausbezahlen. 

Klausel  E.  Falls  solche  Verletzungen,  unabhängig  von  allen  sonstigen  Ursachen, 
den  Arbeiter  unmittelbar,  dauernd  und  gänzlich  arbeitsunfähig  und  zu  jeder  Lohnarbeit  un- 
tauglich machen  sollten,  wird  die  Gesellschaft  dem  Versicherten  einen  Betrag  gleich  der 
Hälfte  des  gewöhnlichen  Wochenlohnes  des  verietzten  Arbeiters  für  die  Dauer  solcher  Er- 
v^erbsunfähiekeit  auszahlen,  jedoch  nicht  über  26  Wochen  für  den  einzelnen  Unfall,  auch 
soll  eine  solche  Summe  nicht  500  Dollars  für  den  einzelnen  Verietzten  während  des  Policen- 
jahres überschreiten. 

1.  Entschädigung  zugunsten  desselben  Arbeiters  aus  einer  der  vorhergehenden  Klauseln 
kann  nur  beansprucht  werden  mit  Bezug  auf  die  durch  einen  Unfall  herbeigeführten  Ver- 
letzungsfolgen, und  in  keinem  Fall  soll  die  Haftpflicht  der  Gesellschaft  für  die  aus  einem 
Unfall  herrührenden  Verietzuneen  oder  Tötungen  mehrerer  Personen  10000  Dollars  übersteigen. 

2.  Die  Prämie  wird  auf  Grund  der  Löhne  berechnet  welche  vom  Versicherten  während 
der  Dauer  der  Police  auszuzahlen  sind.  Falls  die  wirklich  aus|;ezahlten  Löhne  die  im  be- 
sagten Schema  festgesetzte  Summe  überschreiten,  hat  der  Versicherte  die  ersparte  Zusatz- 
prämie  zu  zahlen;  falls  sie  weniger  betragen,  wird  die  Gesellschaft  dem  Versicherten 
die  überhobene  Prämie  pro  rata  zurückzahlen;  doch  wird  die  Gesellschaft  zunächst  nicht 
weniger  als  .  .  .  Dollars  (f. ..)  zurückbehalten,  vorausgesetzt  die  Vereinbarung,  daß  diese 
Summe  die  nach  dieser  Police  erhobene  Mindestprämie  sein  soll. 

Ausgestellt  von  der  . . .  Gesellschaft  für  . . .   Präsident.     Sekretär.     Gegengezeichnet. 

')  „Handbuch  für  Haftpflichtversicherung",  ausgegeben  März  1905,  S.  61  (New  Yoric.  The 
Spectator  Company). 
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Schedale. 

1.  Name  of  assured.  2.  Adress  of  assured  (name  street,  town,  county  and  State  where 
Office  is  located).  3.  The  locations  of  all  factories,  Shops  or  yards  are  given  below  .  .  . 
4.  Trade  or  business  is  .  .  .  (State  what  the  business  is,  giving  the  rate-book  Classification, 
specifically  including  character  of  work,  etc.)-  5.  The  application  of  employees  are  those 
usual  and  necessary  to  the  trade  or  kind  of  business  described  above.  6.  No  power  is 
used  except  as  follows:  ...  7.  There  are  . . .  boilers.  Their  type  is  . . .  Their  age  is  .  .  . 
8.  There  are  .  .  .  elevators.  Their  type  is  .  .  .  The  maker's  name  is  .  .  .  9.  No  Chemicals 
are  used,  except  as  follows:  ...  10.  No  explosives  are  used,  except  as  follows:  .  .  . 
11.  No  stamping  of  sheet  or  other  metal  is  done  by  power  presses,  except  as  follows:  . . . 
(State  number  of  power  presses,  if  any)  ...  12.  The  estimated  pay-roll  includes  the  wages 
of  all  executive  officers,  Office  men,  piece-workers  employed  in  the  factories  or  Shops,  and 
all  other  employees,  except  as  follows:  ...  13.  The  employees  whose  wages  are  included 
in  the  following  list  do  not  make  alterations  or  additions  to  buildings  or  plant.  They  make 
no  repairs  except  as  follows:  ...  14.  The  following  similar  Insurance  is  carried:  Boiler,  9  .  . . 
Name  of  Company  .  .  .  Employer's  liability  |  .  .  .  Name  of  Company  .  .  .  Elevator,  $  .  .  . 
Name  of  Company  ...  15.  The  insurances  described  in  paragraph  14  cover  the  period  for 
which  this  policy  is  written  except  as  follows:  ...  16.  The  estimated  average  number  of 
employees  in  each  class  or  occupation  and  the  estimated  average  annual  wages  in  each 
description  or  class  are  given  in  the  following  list: 

The  Employees: 


Description  of  Occupation 

(Only  those  usual  and 

necessary  to  the  business 

are   covered  by  this  policy) 


Estimated 
average  nu  i  ber 


Estimated 

Total  Annual 

Wages 


Places  where  Shops, 

Factories  or 
Yards  are  Located 


Remarlcs 


17.  The  total  expenditure  for  wages  for  the  last  calendar  year,  ended  December  31, 
190.  .,  was  $  ...  18.  The  estimated  expenditure  for  wages  for  the  term  of  this  policy  is 
$  .  .  .  The  premium  rate  is  .  .  .  cents  for  each  $  100  of  wages.  The  minimum  premium 
is  $  .  .  . 

Surgeon's  Claase. 

In  consideration  of  an  additional  premium  of  $  . . .,  being  at  the  rate  of  $  ...  for  every 
one  hundred  dollars  ($  100)  of  wages  paid  to  the  employees,  this  policy,  subject  to  all  i^ 
agreements  and  conditions,  is  hereby  extended  so  that  the  Company  will,  at  its  own  cost 
and  expense,  fumish  to  the  injured  employee,  through  its  own  surgeon,  such  medical  atten- 
dance  as  may  be  considered  by  such  surgeon  necessary  to  the  treatment  of  any  injuries 
covered  hereby. 

Dated  .  .  .,  190  .  .    Countersigned  .  .  . 

General  Exposare  Clause. 

In  consideration  of  an  additional  premium  of  $  .  .  . ,  being  at  the  rate  of  $  ...  for 
every  one  hundred  dollars  (f  100)  of  wages  paid  to  employees,  this  policy,  subject  to  all 
its  benefits,  agreements  and  conditions,  is  hereby  extended  to  cover  accidents  to  the 
employees  of  the  assured  insured  hereunder,  occuring  at  any  time  or  place  during  the 
continuance  of  this  policy. 

Dated  .  .  .,  190  ..  .    Countersigned  .  .  . 
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Schema. 

1.  Name  des  Versicherten  ...  2.  Adresse  des  Versicherten  (Name  der  Straße,  Stadt, 
Kreis  und  Staat,  wo  das  Geschäftslokal  belegen  ist).  8.  Die  Lagen  aller  Fabriken,  Werk- 
stätten oder  Bauplätze  sind  unten  angegeben.  4.  Gewerbe  oder  Geschäft  ist . . .  (anzugeben, 
welcher  Art  das  Geschäft  ist,  mit  Bezeichnung  der  Tarifklasse,  insbesondere  auch  der  Art 
des  Betriebes  usw.).  5.  Aufführung  der  Arbeiter,  welche  für  das  obenbeschriebene  Gewerbe 
oder  Geschäft  üblich  und  nötig  smd.  6.  Keine  Triebkraft  wird  verwendet  außer  wie  folgt: 
7.  Es  gibt  .  .  .  Kessel.  Ihr  Typus  ist  .  .  .  Ihr  Alter  ist  .  .  .  8.  Es  gibt  .  .  .  Aufzüge.  Ihr 
Typus  ist  .  .  .  Der  Name  ihres  Erbauers  ist  .  .  .  9.  Keine  Chemikalien  werden  verwendet, 
außer  wie  folgt:  ...  10.  Keine  Sprengstoffe  finden  Verwendung,  außer  wie  folgt: ...  11.  Kein 
Pressen  von  Eisenblech  oder  anderem  Metall  geschieht  durch  Druckpressen,  außer  wie 
folgt:  .  .  .  (anzugeben  die  Zahl  etwaiger  Druckpressen).  12.  Die  veranschlagte  Lohnliste 
umfaßt  die  Löhne  aller  Betriebs-  und  Bureaubeamten,  Stückarbeiter  in  der  Fabrik  und  den 
Werkstätten  und  aller  sonstigen  Angestellten  außer  wie  folgt:  ...  13.  Die  Arbeiter,  deren 
Löhne  in  der  folgenden  Liste  enthalten  sind,  führen  keine  Änderungen  oder  Anbauten  von 
Gebäuden  od^r  Betriebsanlagen  aus.  Sie  machen  keine  Reparaturarbeiten  außer  wie  folgt: . . . 
14.  Die  folgende  gleichartige  Versicherung  läuft:  Kessel,  $  . . .  Namen  der  Gesellschä  . . . 
Untemehmerhaftpflicht  $  .  .  .  Namen  der  Gesellschaft  .  .  .  Aufzug,  $  .  .  .  Namen  der  Ge- 
sellschaft ...  15.  Die  in  Nr.  14  beschriebenen  Versicherungen  decken  die  Zeitdauer,  für 
welche  diese  Police  ausgeschrieben  ist,  außer  wie  folgt:  ...  16.  Die  veranschlagte  Durch- 
schnittszahl der  Arbeiter  in  jeder  Klasse  oder  Beschäftigung  und  die  veranschlagen  durch- 
schnittlichen Jahreslöhne  in  jeder  Gruppe  oder  Klasse  sind  in  der  nachstehenden  Liste 
angegeben : 

Die   Angestellten: 


Art  der  B—tlOifHgnng 

Küur  die  fOr  das  Geschäft 

ftoHclien  und  erforderlichen 

sind  durch  die  Police  gedeckt) 


Qeschfltzte 
Durchschnitts- 
zahl 


Geschätzter 

Betrag 

der 

JahreslOhne 


Orte,  wo  Werkstatten. 

Fabriken  oder  BauhOfe 

belegen  sind 


Bemerkungen 


17.  Die  Gesamtausgabe  für  Löhne  im  letzten  Kalenderjahr,  endigend  mit  81.  Dezember 
190 . . .,  war  $  .  .  .  18.  Die  geschätzte  Ausgabe  an  Löhnen  für  die  Dauer  dieser  Police 
beträgt  $ . . .  Der  Prämiensatz  für  jede  100  Dollars  Löhne  beträgt . . .  Cents.  Der  Mindest- 
betrag der  Prämie  ist  $  .  .  . 

WandarztklaaseL 

Gegen  eine  Zusatzprämie  von  $  .  .  .,  und  zwar  zum  Satz  von$  ...  für  jede  hundert 
Dollars  (|  100)  an  die  Arbeiter  ausgezahlter  Löhne  wird  diese  Police,  mit  allen  ihren  Ver- 
einbarungen und  Bedingungen,  dahin  ausgedehnt,  daß  die  Gesellschaft,  für  ihre  eigene 
Rechnung  und  Bezahlung,  dem  verietzten  Arbeiter  durch  ihren  eigenen  Wundarzt  denjenigen 
ärztlichen  Beistand  gewähren  wird,  welchen  dieser  Arzt  für  die  Behandlung  der  etwa  hier- 
durch sedeckten  Verletzungen  als  nötig  erachten  sollte. 

Datiert  .  .  .,  190  .  .  .    Gegengezeichnet  .  .  . 

Allgemeine  AusdelmimgsklaaseL 

Gegen  eine  Zusatzprämie  von  $  .  .  .,  und  zwar  zum  Satz  von  $  ...  für  jede  hundert 
Dollars  49  100)  an  die  Arbeiter  ausgezahlter  Löhne  wird  diese  Police,  mit  allen  ihren  Vor- 
teilen, Vereinbarungen  und  Bedingungen,  ausgedehnt  auf  die  Deckung  von  Unfällen,  welche 
die  Angestellten  des  hiemach  Versicherten  zu  irgendeinem  Zeitpunkt  oder  Ort  während 
des  Laufes  dieser  Police  betreffen  sollten. 

Datiert  .  .  .,  190  .  .  .    Gegengezeichnet  .  .  . 


Dmck  von  C.  Schulse  A  Co.,  G.  m.  b.  H.,  Gräfenhainiohen. 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Schweden. 

Einleitmtg.  Von  einem  Reichstagsabgeordneten  wurde  am  11.  Mai  1884  im 
Reichstage  beantragt,  daß  die  königliehe  Regierang  in  Erwägung  ziehen  sollte, 
„ob  und  inwiefern  Mittel  ausfindig  gemacht  werden  könnten,  die  geeignet  wären, 
das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  bezüglich  etwaiger  Betriebs- 
unfälle zu  ordnen,  sowie  den  Arbeitern  und  den  diesen  gleichzuhaltenden  Personen 
eine  Altersversicherung  einzurichten  und  danach  die  bezüglichen  Anträge  an 
den  Reichstag  zu  stylen". 

Infolgedessen  wurde  am  3.  Oktober  1884  ein  Komitee  —  das  sog.  „Arbeiter- 

igesetzt,   das  nach  und  nach  verschiedene  Gutachten 

m  ausarbeitete.     Von  diesen  Vorlagen  führte  die  eine 

izes   vom    10.  Mai  1889,  betreffend  Schutz 

en.    Am  12.  März  1890  übermittelte  der  König  dem 

j  über  die  Versicherung  für  Unfälle  bei  der 

die    entsprechende   Vorlage    und   die   Gutachten    des 

anlehnte.     Diese  Regierungsvorlage   beruhte   gleich 

der  des  Komitees  auf  dem  Gedanken,  daß  innerhalb  gewisser  industrieller  Betriebe 

die  Arbeiter  auf  Kosten  der  Arbeitgeber  gegen  Betriebsunfälle  bei  einer  vom  Staate 

eingerichteten  Reichs- Versicherungsanstalt  zwangsversichert  sein  sollten,  bei  welcher 

auch   eine   freiwillige   Versicherung   gegen   Betriebsunfälle    abgeschlossen   werden 

könnte.  Diese  Vorlage,  welche  in  einzelnen  Punkten  (Umfang  der  Versicherungspflicht, 

Festsetzung  der  Entschädigungen)  von  dem  Komiteentwurfe  abwich,  wurde  jedoch 

vom  Reichstage  abgelehnt.    Dasselbe  Schicksal  erfuhr  eine  in  einigen  unwesentlichen 

Punkten  umgearbeitete  Regierungsvorlage  vom  Jahre  1891.    Die  hauptsächlichste 

Divergenz  der  Anschauungen  hatte  sich  nämlich  daraus  ergeben,  daß  die  Regierung 

das  Prinzip  der  Zwangsversicherung,  der  Reichstag  (und  auch  das  um 

Begutachtung  der  Vorlage  angegangene  „höchste  Gericht")  hingegen  das  Haft- 

pflichtprinzip  vertrat  (s.  Heft  II  S.  3flf.). 

Die  Frage  der  Einführung  eines  Zwangsgesetzes  für  Unfallversicherung  war 
also  zum  zweiten  Male  vom  Reichstage  abgelehnt  worden.  Dagegen  wurde  im 
Jahre  1891  die  Krankenkassenvorlage  des  Arbeiterversicherungskomitees  vom 
Reichstag  angenommen,  wonach  dajs  Gesetz  über  Krankenkassen  am 
30.  Oktober  1891  ausgefertigt  wurde  (s.  S.  3,  44flF.  a.  a.  0.). 

In  demselben  Jahre  legte  das  Arbeiterversicherungskomitee  einen  Entwurf 
über  Altersversicherung  nebst  den  hierüber  abgegebenen  Aeußerungen  vor.  Der 
damalige  Minister  des  Innern  betonte  aber,  daß  diese  Frage  für  die  Gesetzgebung 
noch  nicht  spruchreif  sei,  und  daß  diese  Versicherung,  wie  auch  die  Unfall- 
versicherung, wenn  möglich  mit  dem  Invaliditätsprinzipe  in  Verbindung  gesetzt 
werden  sollte.  Auf  Verlangen  des  Ministers  des  Innern  wurde  ein  neues  Komitee 
eingesetzt  —  gewöhnlich  das  neue  Arbeiterversicherungskomitee  genannt  — , 
welches  am  30.  März  1893  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Versicherung 
auf  Pensionen  bei  vollständiger  Erwerbsunfähigkeit  mit  ausführlichen  Motiven 
und  statistischen  Tabellen  einreichte.  Diese  Vorlage  war  auf  dem  Invaliditätsprinzipe 
gegründet  und  enthielt  Bestimmungen  über  die  obligatorische  Versicherung  aller, 
mindestens  18  Jahre  alten,  bei  den  Arbeitgebern  angestellten  Lohnarbeiter,  ein- 
schließlich der  Seeleute  und  Dienstboten  sowie  der  Betriebsbeamten  und  sonstigen 
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Gehilfen  und  Beamten  in  Handel  und  Gewerbe  mit  einem  Jahresgehalt  bis  1800  K.^) 
Diese  Personen  sollten  in  einer  ReichsTersieherungsanstalt  gegen  jede  vollständige 
Erwerbsunfähigkeit  versichert  werden,  gleichviel,  ob  diese  Erwerbsunfähigkeit  vom 
Alter,  von  einem  Betriebsunfälle  oder  aus  anderen  Ursaefaen  herrührte.  Die  Ver- 
sicherung sollte  daher  die  Altersversicherung  und  Unfallversicherung  in  sich  ein- 
schließen. Nur  die  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  kam  nicht  in  Betracht, 
sondern  wurde  den  Krankenkassen  und  den  diesen  gleichzuhaltenden  Anstalten 
überlassen.  Mit  der  Invaliditätsversicherung  war  eine  Pension  für  Ehefrauen  und 
Kinder  verbunden.  Die  Kosten  für  die  Versicherung  sollten  durch  Versicherungs- 
beiträge bestritten  werden,  welche  in  drei  Pensionsklassen  eingeteilt  waren  und 
teils  dem  Arbeitgeber,  teils  dem  Arbeiter  zur  Last  fielen.  Das  Pensionsausmaß 
war  von  der  Dauer  der  Beitragsleistung  abhängig  (s,  Heft  II,  S.  3,  5,  7  AT.). 

Diese  Vorlage  wurde  nach  vorheriger  Begutachtung  mit  einigen  Modifikationen 
von  der  Kgl.  Regierung  im  Reichstage  im  Jahre  1895  eingebracht.  Die  Modi- 
fikationen waren  im  wesentlichen  folgende: 

Der  Staat  sollte  die  Kosten  der  Pensionen  für  Ehefrauen  und  Kinder  über- 
nehmen, wodurch  die  Beiträge  der  Arbeitgeber  eine  entsprechende  Herabsetzung 
erfahren.  Ferner  sollte  gewissen  kleineren  Arbeitgebern  eine  Entschädigung  aus  öffent- 
lichen Mitteln  für  die  von  ihnen  jedes  Jahr  gezahlten  Versicherungsbeitr%e  zu- 
erkannt werden.  Endlich  sollte  neben  der  obligatorischen  Versicherung  eüue  frei- 
willige Versicherung  zugelassen  sein. 

Diese  Vorlage  wurde  jedoch  vom  Reichstage  abgelehnt,  welcher  in  einem 
Schreiben  vom  10.  Mai  1895  den  Wunsch  aussprach,  daß  die  Kgl.  Regierung  die 
Frage  von  neuem  zu  prüfen  und  einen  neuen  Entwurf  vorzulegen  hätte  (s.  Heft  II 
S.  40—41).  Infolgedessen  wurde  ein  neuer  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Versicherung 
von  Pensionen  oder  Leibrenten,  ausgearbeitet.  Diese  Vorlage  unterschied  sich  von 
der  im  Reichstage  im  Jahre  1895  eingebrachten  u.  a.  in  folgenden  Punkten 
(s.  S.  41  a.  a.  0.): 

Die  Beitragspflioht  der  Arbeitgeber  wurde  beseitigt  und  durch  entsprechende 
Staatszuschüsse  ersetzt;  ein  Staatszuschuß  war  auch  für  die  freivdllige  Versicherung 
in  Aussicht  gestellt;  die  Kinderpensionen  sollten  wegfallen,  endlich  war  normiert, 
daß  die  Pension  in  keinem  Falle  vor  dem  50.  Lebensjahre  ausbezahlt  werde,  auch 
wenn  früher  Invalidität  eingetreten  ist 

Bei  dem  letzteren  Punkte  äußerte  sich  die  Regierung  in  dem  Sinne,  daß  es 
wesentlich  zur  Beseitigung  vielfach  erhobener  Beschwerden  beitragen  würde,  wenn 
auch  in  Schweden,  ähnlich  wie  in  mehreren  zivilisierten  Staaten,  eine  gesetzliche 
Pflicht  für  die  Arbeitgeber  zur  Entschädigung  der  von  Betriebsunfällen  betroffenen 
Arbeiter  statuiert  würde,  wobei  die  den  Arbeitgebern  hierdurch  auferlegte  finanzielle 
Last  es  rechtfertigen  würde,  die  Arbeitgeber  von  der  Beitragslast  für  eine  allgemeine 
Pensionsversicherung  zu  befreien. 

Die  Kgl.  Regierung  beschloß  nun,  dem  Reichstage  im  Jahre  1898  den  ge- 
nannten G-esetzentwurf,  betreffend  die  Versicherung  von  Pensionen  oder  Leibrenten, 
zur  Annahme  zu  empfehlen.  Aber  auch  dieser  Vorschlag  wurde  vom  Reichstage 
abgelehnt.  Im  Prinzipe  wurde  zwar  der  Entwurf  von  der  zweiten  Kammer  an- 
genommen, er  war  aber  schon  vorher  von  der  ersten  Kammer  mit  großer  Mehrheit 
abgelehnt  worden«  Dieser  Beschluß  erfolgte  hauptsächlich  aus  Abneigung  gegen 
das  Prinzip  der  obligatorischen  Versicherung,  in  der  Furcht  vor  den  schweren 
Verpflichtungen,  welche  der  Staat  mit  der  Einführung  einer  solchen  Versicherung 
übernehmen  müßte. 

Die  Kgl.  Regierung  nahm  dann  die  Frage,  betreffend  die  Entschädigung  der 
Arbeiter  für  Unfälle  bei  der  Arbeit,  im  Jahre  1900  wieder  auf,  indem  sie 
es  mit  Rücksicht  auf  die  bisherigen  Vorfälle  nicht  für  angezeigt  hielt,  wieder  auf 
die  Frage  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  zurückzukommen.    Die  Kgl.  Re- 


1)  1  Krone  ä  100  Oere  =  1,125  Mark. 
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gienmg  glaubte  vielmehr,  daß  man  den  wahrscheinlich  nicht  so  fernen  Zeitpunkt 
abwarten  müsse,  in  welchem  die  Erkenntnis  von  der  Bedentang  einer  solchen 
Versicherung  in  die  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  Schwedens  vollständiger 
eingedrungen  sei  und  auch  vollständigere  und  reichere  Erfahrungen  im  Auslande 
vorlägen,  welche  die  bisher  gehegten  Zweifel  und  Befürchtungen  widerlegen  könnten. 

Die  Egl.  Regierung  hatte  aus  diesen  Gründen  und  mit  Bücksicht  auf  die  im 
Reichstage  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  gegen  die  obligatorische  Unfallver- 
sicherung ausgesprochenen  Bedenken  eine  neue  Gesetzesvorlage,  betreffend  die 
Entschädigung  für  Schäden  infolge  von  Betriebsunfällen,  ausarbeiten  lassen,  welche 
auf  dem  Grundsatze  der  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  beruhte,  aber  soviel  wie 
möglich  die  mit  der  Annahme  dieses  Grundsatzes  verbundenen  Ungelegenheiten 
vermied.  Deshalb  wurden  in  diese  Gesetzesvorlage  Bestimmungen  über  das  Recht 
der  Entschädigungsansprecher  aufgenommen,  in  gewissen  Fällen  den  Kapitalwert 
der  Leibrenten  zu  fordern.  Ferner  war  den  Arbeitgebern  nach  dieser  Gesetzes- 
vorlage Gelegenheit  gegeben,  durch  Versicherung  bei  einer  besonderen  Versicherungs- 
anstalt sich  von  dem  mit  der  Haftpflicht  verbundenen  Risiko  zu  befreien.  In  dieser 
Beziehung  hatte  der  Entwurf  aus  praktischen  Gründen  insbesondere  das  Vorbild 
des  dänischen  Gesetzes ■  vor  Augen,  welches  die  Haftpflicht  mit  dem  Rechte  der 
Wahl  der  Versicherungsanstalt  verbindet  (vgl.  Heft  I  S.  7  und  la  S.  12  ff.).  Nach 
der  Vorlage  sollte  der  König  das  Recht  haben,  den  Versicherungsanstalten  solche 
Bedingungen  hinsichtlich  Garantie  und  Einrichtung  vorzuschreiben,  welche  sie  be- 
fähigen, die  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebene  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  im 
Wege  der  Versicherung  zu  übernehmen.  Die  auf  Grund  dieser  Bedingungen  zu 
erteilende  Erlaubnis  zur  Uebemahme  der  Versicherungen  war  aber  als  eine  wider- 
rufliche gedacht  In  dieser  Gesetzesvorlage  waren  u.  a.  Vorschriften  des  Inhaltes 
getroffen,  daß  das  Erkenntnis  des  ersten  Gerichtes,  welches  eine  Entschädigung  zu- 
erkennt, sogleich  vollstreckbar  ist,  femer  daß  das  Gericht  auch  das  Recht  haben 
sollte,  vor  der  endgültigen  Austragung  der  Sache  vorläufige  Entschädigungen 
zuzubilligen.  Diese  Vorschriften  verfolgten  die  Absicht,  die  Arbeitgeber  von  einer 
unbegründeten  Anfechtung  der  Ansprüche  der  verletzten  Arbeiter  und  von  der 
Verschleppung  einer  Verhandlung,  bei  welcher  das  Untergerioht  eine  dem  Arbeiter 
günstige  Entscheidung  gefällt  hat,  möglichst  abzuhalten. 

Auf  Verlangen  einzelner  Abgeorditieten  wurde  noch  in  demselben  Jahre,  1900, 
vom  Reichstage  in  die  Prüfung  der  Vorlage  über  obligatorische  Unfallver- 
sicherung eingegangen  (s.  obeu).  Die  fragliche  Vorlage  fand  indessen  nicht  die 
Zustimmung  des  Reichstages,  indem  die  Regierungsvorlage  von  der  ersten  Kammer 
abgelehnt  wurde,  nachdem  sie  von  der  zweiten  Kammer  mit  gewissen  Modifikationen 
gebilligt  worden  war.  Unter  diesen  Modifikationen  war  die  wichtigste,  daß  für  die 
freiwillige  Versicherung  eine  Reichsversicherungsanstalt  eingerichtet  werden  sollte. 

Die  Königliche  Regierung  nahm  die  Frage  im  Jahre  1901  von  neuem  auf  und 
legte  dem  Reichstage  eine  neue  Gesetzesvorlage,  betreffend  Entschädigung  von 
Betriebsunfällen,  vor.  In  dieser  Vorlage  waren  die  vom  Reichstage  gewünschten 
Modifikationen  berücksichtigt.  Daher  wurde  zunächst  dem  Beschlüsse  der  zweiten 
Kanmier  dadurch  Rechnung  getragen,  daß  nach  der  neuen  Vorlage  die  freiwillige 
Versicherung,  durch  welche  die  Arbeitgeber  sich  von  ihrer  Haftpflicht  freimachen, 
bei  einer  für  diesen  Zweck  eingerichteten,  nicht  auf  Gewinn  berechneten  Reichs- 
versicherungsanstalt abgeschlossen  werden  konnte,  deren  Verwaltungskosten  aus 
öffentlichen  Mitteln  zu  bestreiten  wären.  Um  die  Arbeiter  gegen  unvorteilhafte 
Uebereinkommen  zu  schützen,  ohne  aber  alle  früher  geschlossenen  Uebereinkommen, 
betreffend  Unfallsentschädigungen,  als  ungültig  zu  erklären,  wurde  in  dieser  Vorlage 
die  Bestimmung  aufgenommen,  daß  solche  Uebereinkommen  für  beide  Parteien 
bindend  sein  sollten,  wenn  sie  von  der  Reichsversicherungsanstalt  als  für  die 
Arbeiter  vorteilhaft  befunden  werden. 

Diese  Gesetzesvorlage  der  Königlichen  Regierung  wurde  vom  Reichstage  mit 
großer  Mehrheit  angenommen,  worauf  der  König  am  5.  Juli  1901  das  Ge- 
setz, betreffend  Entschädigungen  für  Verletzungen  infolge 
von  Unfällen  bei  der  Arbeit,  ausfertigen  ließ,  welches  am  1.  Januar  1903 
in  Kraft  trat. 


Digitized  by 


Google 


Die  Arbeiterversichenmg  in  Schweden. 


I.  KrankeuTersichernng. 

Die,  wie  eingangs  erwähnt,  am  3.  Oktober  1884  eingesetzte  „Arbeiter- 
yersichernngskonimission^^  hielt  es  zunächst  für  angezeigt,  die  im  Keiche  schon 
bestehenden  Kranken-,  Sterbe-,  Begräbnis-,  Pensions-  und  übrigen  Kassen  für 
Arbeiter  zu  untersuchen,  und  sammelte  so  ein  reichhaltiges  Material,  welches  der 
Gegenstand  einer  sehr  sorgfältigen  und  verdienstlichen  Bearbeitung  wurde.  Die 
Untersuchung  umfaßte  1049  Kassen  mit  138726  Mitgliedern.  (Vgl.  Heft  11,  S.  3,  6.) 

Die  Kommission  entwarf  einen  Vorschlag  zu  einem  Gesetze,  betreffend  Kranken- 
kassen, das  ausschließlich  fttr  solche  Kassen  gelten  sollte,  die  eine  Krankenunter- 
stützung  mit  oder  ohne  Begräbniskostenersatz  gewährten  und  sich  freiwillig  unter 
den  Schutz  des  Gesetzes  stellen  wollten.  Dieser  Gesetzentwurf  enthielt  nach  aus- 
ländischem Muster  zwei  Arten  von  dergleichen  Kassen:  eingeschriebene  (registrierte) 
und  anerkannte. 

Gegen  die  Vorschriften  über  anerkannte  Krankenkassen  erhoben  jedoch  die 
Departements  und  Behörden,  denen  die  Vorlage  zur  Begutachtung  überwiesen  wurde, 
so  große  Bedenken,  daß  der  damalige  Minister  des  Innern  sich  veranlaßt  sah,  die 
Vorlage  in  seinem  Ministerium  einer  Umarbeitung  zu  unterwerfen. 

Darauf  veröffentlichte  die  königliche  Regierung  das  unter  dem  30.  Oktober 
1891  sanktionierte  Gesetz,   betreffend   Krankenkassen. 

Der  wesentliche  Inhalt  dieses  Gesetzes  ist  der  folgende: 

Das  G^etz  normiert  die  Bedingungen,  unter  welchen  Krankenkassen  die 
Rechte  von  behördlich  eingetragenen  (registrierten)  Krankenkassen  erlangen  können. 

Die  Eintragung  (Registrierung)  können  vor  allem  nur  solche  Krankenkassen 
begehren,  welche  mindestens  25  Mitglieder  zählen,  einen  Vorstand  einsetzen  und 
Statuten  errichten,  welche  den  Anforderungen  des  Gresetzes  entsprechen  (§  1). 

Das  Gesetz  trifft  Bestimmungen  über  die  Einbringung  und  Beschaffenheit 
derartiger  Eintragungsgesuche  (§  2)  und  verpflichtet  die  Begistrierungsbehörde, 
solche  Kassen,  deren  Statuten  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechen,  in  ihre 
Register  einzutragen  und  die  erfolgte  Eintragung  in  den  Zeitungen  zu  veröffent- 
lichen.   Ein  die  Registrierung  ablehnender  Bescheid  ist  zu  begründen  (§  3). 

Bei  Prüfung  der  Statuteif  hat  die  Registrierungsbehörde  darauf  zu  sehen,  ob 
das  Statut  gemäß  §  5  des  Gesetzes  Bestimmungen  enthält  über  Namen  und  Zweck 
der  Kasse,  ferner  über  Eintritt  und  Austritt  (Ausschluß)  von  Mitgliedern,  über  die 
Höhe  der  Beiträge,  über  die  Höhe,  Art  und  Dauer  der  Unterstützungen,  sowie  über 
die  Versicherungsbedingungen,  über  die  Verwaltung  der  Kasse  (Zusammensetzung, 
Wahl  und  Obliegenheiten  des  Vorstandes),  über  Vermögensanlage,  über  die  Vor- 
nahme von  Statutenänderungen,  endlich  über  die  Auflösung  der  Kasse. 

Das  Gesetz  läßt  die  Verwendung  der  Mittel  einer  eingetragenen  Kasse  nur  zu 
für  die  Gewährung  von  Krankenunterstützungen  oder  Begräbnisgeldem,  fttr  die 
Bestreitung  der  Verwaltungskosten  und  für  die  Dotierung  der  Fonds  (§  6). 

Die  eingetragenen  (registrierten)  Krankenkassen  haben  alljährlich  innerhalb 
vorgeschriebener  Fristen  und  nach  vorgeschriebenen  Formularen  Berichte  über  ihre 
Gebarung  der  Registrierungsbehörde  vorzulegen,  welche  auch  befugt  ist,  die  Ver- 
waltung der  Kassen  amtlich  zu  untersuchen  (§  10). 

Die  eingetragenen  Krankenkassen  haben  juristische  Persönlichkeit  und  haften 
für  ihre  Verbindlichkeiten  nur  mit  ihrem  Vermögen,  während  eine  Haftung  der 
Vorstands-  und  Kassenmitglieder  im  allgemeinen  ausgeschlossen  ist  (§  11). 

Eingetragenen  Kassen,  welche  trotz  ergangener  Mahnung  ihre  Pflichten  nicht 
erfüllen,  kann  die  Registrierungsbehörde  die  Rechte  einer  eingetragenen  Kasse 
entziehen,  worüber  gleichfalls  eine  öffentliche  Bekanntmachung  in  den  Zeitungen 
zu  erfolgen  hat  (§13). 

Das  Gesetz  trat  mit  dem  1.  Juli  1892  in  Kraft  und  ist  noch  in  Geltung. 

Die  Regierung  beabsichtigte,  dem  Reichstage  im  J«dire  1907  einen  neuen  Gesetz- 
entwurf behufs  Abänderungen  der  Bedingungen  vorzulegen,  unter  denen  der  Staat  bisher 
den  Krankenkassen  seine  Unterstützung  gewährt  hat.  Ein  solches  Krankenkassengesetz 
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ist  auch  im  MiDisteriam  des  Innern  ausgearbeitet  worden;  da  es  jedoch  so  umfang- 
reich ausfiel,  daß  die  königliche  Regierung  erst  am  8.  März  1907  die  Novelle  dem 
höchsten  Gericht  zur  Begutachtung  überweisen  konnte,  hat  dieser  Gesetzentwurf 
noch  nicht  dem  diesjährigen  Reichstag  vorgelegt  werden  können. 

Die  vom  Staate  den  Krankenkassen  gewährten  Beiträge. 
Mit  der  besonderen  Einwilligung  des  Reichstags  sind  seit  dem  Jahre  1891  zur 
Bestreitung  der  Kosten  für  die  Verwaltung  der  Krankenkassen,  für  die  Jahres- 
berichte über  das  Krankenkassenwesen  des  ganzen  Reiches  und,  seit  dem  Jahre  1905, 
auch  für  die  Jahresberichte  über  die  Betriebsunfälle  die  nötigen  Mittel  aus  den 
100000  Kronen  pro  Jahr  verwendet  worden,  welche  die  Reichstage  von  1890  bis 
1894  für  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  und  die  Gründung  von  Kranken- 
kassen angewiesen  haben. 

Für  die  Jahre  1899—1904  bewilligte  der  Reichstag  je  250000  Kronen,  für 
das  Jahr  1905  350000  Kronen  sowie  für  1906  und  1907  je  500000  Kronen. 

Der  Reichstag  1907  beschloß  für  das  folgende  Jahr  1908  die  Summe  von 
500  000  Kronen  für  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  und  für  die  Begründung 
von  Krankenkassen  anzuweisen. 

Femer  hat  der  Reichstag  beschlossen,  daß  die  staatlichen  Beiträge  für  1908 
unter  den  in  den  letzten  Jahren  geltenden  Bedingungen  erfolgen  sollen. 

Diese  Bedingungen  sind  folgende: 

je  1,50  Kronen  für  weniger  als  101  Mitglieder, 
je  1  Krone  für  101—300  Mitglieder, 
je  50  Öre  für  301—2600  Mitglieder  und 
je  25  Öre  für  jedes  fernere  Mitglied. 

Der  Beitrag  wird  unter  folgenden  Bedingungen  gewährt: 

1.  Die  Krankenkasse  muß  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  über  Kranken- 
kassen bei  der  betreffenden  Behörde  eingetragen  (registriert)  sein. 

2.  Die  Krankenkasse  muß  im  verflossenen  Rechnungsjahr  ein  eigenes  Ein- 
kommen gehabt  haben,  das  wenigstens  ebenso  groß  war,  wie  der  beantragte  Ver- 
waltungsbeitrag sein  soll. 

3.  Der  Verwaltungsbeitrag  ist  jährlich  nach  der  geringsten  Anzahl  der  in  den 
verflossenen  Jahren  beitragspflichtigen  Krankenkassenmitglieder  zu  berechnen. 

Statistisches.  Die  Anzahl  der  Ende  1903  tätigen  eingeschriebenen 
Krankenkassen  betrug  1887.  Von  den  20  Kassen  abgesehen,  über  deren 
Mitgliederzahl  keine  Angaben  vorliegen,  zählten  die  „eingeschriebenen  Kranken- 
kassen" am  31.  Dezember  1903  360173  Mitglieder.  Der  vorliegende  Jahresbericht 
umfaßt  insgesamt  1897  Kassen,  die  sämtlich,  wenigstens  einen  Teil  des  Jahres,  in 
Betrieb  waren. 

Die  Anzahl  der  1903  neu  hinzugekommenen  „eingeschriebenen  Kassen" 
betrug  156,  im  vorhergehenden  Jahre  127. 

Der  tatsächliche  Zuwachs  der  eingeschriebenen  Kassen  und  ihrer  Mit- 
gliederzahl im  Jahre  1903  geht  aus  folgender  Tabelle  hervor: 

Eingeschriebene  Krankenkassen  und  ihre  Mitgliederzahl. 

Am  1.  Januar  1903     .     .  1742  Kassen,  321025  Mitglieder 

„     31.  Dezember  1903  .  1887        „        360173  „ 

Zuwachs 145        „  39148 

„       in  Prozenten  .     .        8,3        „  12,2  „ 

Das  Jahr  1903  zeigte  hiemach,  sowohl  absolut  als  auch  relativ,  besonders 
in  bezug  auf  das  platte  Land,  einen  größeren  Zuwachs  als  das  vorhergehende 
Jahr,  nicht  nur  in  der  Anzahl  der  Kassen,  sondern  auch  an  Mitgliedern. 

Die  nachstehende  Tabelle  gibt  eine  Übersicht  von  der  Entwicklung  der  ein- 
geschriebenen Krankenkassen  seit  Inkrafttreten  des  Krankenkassengesetzes  von 
1892   bis   zum  31.  Dezember  1903: 
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Anzahl  der  Kassen 

MitgliedeizaU 

1892 

221 

24  735 

1893 

344 

41243 

1894 

477 

61578 

1896 

572 

77  573 

1896 

680 

99434 

1897 

880 

149  195 

1898 

1075 

184119 

1899 

1272 

225  133 

1900 

1443 

260163 

1901 

1621 

293  540 

1902 

1742 

321  025 

1903 

1887 

360173 

Aus  einer  andern,  das  Gründnngsjahr  der  Kassen  enthaltenden  Tabelle  geht 
hervor,  daß  etwa  die  Hälfte  sämtlicher  am  31.  Dezember  1903  tätigen  ein- 
geschriebenen Kassen  seit  1891  entstanden  ist;  das  Maximnm  fällt  in  die  Jahre 
1897  bis  1899.  In  den  letzten  Jahren  ist  die  Gründung  nener  Kassen  nicht  so 
lebhaft  gewesen,  sie  hat  eher  etwas  abgenommen.  Der  bedeutende  Zuwachs  der 
Mitgliederzahl  im  Jahre  1903  läßt  jedoch  vermn^n,  daß,  trotz  der  Abnahme  in  der 
Gründung  neuer  Kassen,  das  Krankenkassenwesen  doch  auch  femer  noch  an  Boden 
gewinnen  wird  durch  kräftigen  Anschluß  an  die  schon  bestehenden  Kassen. 

Betrachtet  man  die  Anzahl  der  eingeschriebenen  Krankenkassen  und  der 
Mitglieder  im  Verhältnis  zu  der  gesamten  Bevölkerung  von  Schweden,  so  entfielen 
am  31.  Dezember  1903  auf  je  10  000  Einwohner  durchschnittlich  3,6  Kranken- 
kassen, und  ihre  Mitgliederzahl  betrug  fast  6,9^0  der  ganzen  Einwohnerzahl.  In 
den  Städten  entfielen  auf  je  10  000  E^wohner  8,1^  auf  dem  Lande  nur  2,3  Kassen; 
die  städtischen  Mitglieder  der  eingeschriebenen  Krankenkassen  betrugen  15.9  ^j^, 
die  ländlichen  nur  3,2  **/^  der  Gesamtbevölkerung.  Es  sei  jedoch  bemerkt,  daß  die 
Fälle,  wo  dieselbe  Person  Mitglied  von  zwei  oder  mehreren  Krankenkassen  gewesen 
und  somit  mehr  als  einmal  gezählt  worden  ist,  hier  nicht  haben  in  Betracht  ge- 
zogen werden  können,  weshalb  die  obigen  Ziffern  in  gewissen  Fällen  keinen  ab- 
soluten Wert  haben. 

Die  große  Mehrzahl  der  Krankenkassen  waren  zugleich  auch  Sterbe  kassen, 
nach  deren  Statuten  im  Falle  des  Ablebens  eines  Mitglieds  an  die  Hinterbliebenen 
oder  Kechtsnachfolger  ein  sogenanntes  Sterbegeld  ausgezahlt  oder  wenigstens  die 
Kosten  der  Beerdigung  bestritten  werden.  So  waren  am  31.  Dezember  1903  von 
sämtlichen  Kassen  nicht  weniger  als  1760  zugleich  Kranken-  und  Sterbe- 
kassen, während  nur  126  ausschließlich  Krankenkassen  waren.  Diese 
Kassen  verteilten  sich  folgendermaßen: 


Kranken-  und  Sterbe- 
kassen 

Krankenkassen 
(ansschlieSlich) 

Anzahl  der  Kassen  '  Hitgliederzahl 

Anzahl  der  Kassen     Hitgrliederzahl 

In  den  Städten    . 
Auf  dem  Lande  . 

889 
871 

223  632 
120  942 

49 

77 

7774 
7564 

Summe: 

1760 

344  574 

126 

15  338 

Die  Kranken-  und  Sterbekassen  bildeten  somit  93,3%  sämtlicher  ein- 
geschriebenen Krankenkassen  und  umfaßten  95,7  ^/^  sämtlicher  Mitglieder. 

Von  den  Mitgliedern  aller  Kassen  waren  76,1  ^/^  Männer  und  23,9  ^j^  Frauen, 
d.  h.  iOjS^iQ  bzw.  3,2  %  sämtlicher  Männer  und  Frauen  des  ganzen  Reiches. 
Auf  die  Städte  entfielen  31,6  bzw.  10,0  %  und  auf  das  platte  Land  5,2  bzw.  1,1  ^1^. 
Die  Kassen  lassen  sich  in  drei  Kategorien  teilen,  je  nachdem  sie  nur  Männer  oder 
nur  Frauen  oder  beide  aufnehmen.     Hierüber  gibt  folgende  Tabelle  Aufschluß: 


Digitized  by 


Google 


L  Krankenversicherong. 


Verteilung   der  Geschlechter   auf   die   Krankenkassen. 


Kassen  mit 

nur  männlichen 

Mitgliedern 

Kassen  mit  männlichen 

und  weiblichen 

Mitgliedern 

Kassen  mit 

nur  weiblichen 

Mitgliedern 

Anzahl  der 
Kassen  |  Männer 

Kassen 

Ajizahl  der 
Männer 

Franen 

Anzahl  der 
Kassen   |   Franen 

In  den  Städten   . 
Auf  dem  Tiande  . 

402 
325 

51583 
43  512 

496 
611 

117  133 
61900 

57  071 
22  834 

29 
4 

5880 
260 

Summe: 

727 

95  095 

1107 

179  033 

79  905 

33 

6140 

Was  das  Verhältnis  der  Mitglieder  der  eingeschriebenen  Krankenkassen  zur 
Gesamtbevölkerung  betrifft,  ist  auch  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  gewisse 
Altersstufen  in  den  Kassen  nicht  vertreten  sind.  In  der  Regel  ist  die  Aufnahme 
nur  Erwachsenen  gestattet. 

Die  Gesamteinnahmen  der  eingeschriebenen  Krankenkassen  betrogen 
im  Jahre  1903  4100  055,71  Kronen,  von  denen  2  980  771,17  Kronen  auf  die 
städtischen  und  1 119  284,54  Kronen  auf  die  ländlichen  Kassen  entfielen.  Die  Ein- 
nahmen verteilen  sich  wie  folgt: 


Regelmäßige  Beiträge 2  494  063,94  Kronen 

Nachträglich  erhobene  Beiträge 660  727,14        „ 

Verwaltungsbeitrag  des  Staates 319  388,70        „ 

Zinsen 261443,19        „ 

Eintrittsgelder 91849,75 

Strafen  an  die  Kassen 44  572,64       „ 

Beiträge  u.  Geschenke  von  Arbeitgebern  u.  andern     135  672,46        „ 

Einnahmen  von  Festen  u.  dgl 14  287,10        „ 

Uebrige  Einnahmen 78050,79        „ 

Summa:  4100  055,71  Kronen 


Die  Haupteinnahme  bildeten  die  Beiträge  der  Mitglieder;  sie  be- 
trugen 76,9  7o  des  ganzen  Einkommens  sämtlicher  Kassen.  Der  durchschnittliche 
Beitrag  jedes  Mitglieds  betrug  9,03  Kronen,  und  zwar  in  den  Städten  durchschnittlich 
10,65  Kronen,  auf  dem  Lande  nur  6,37  Kronen.  Der  durchschnittliche  Beitrag  an 
die  vereinigten  Kranken-  und  Sterbekassen  belief  sich  auf  9,11  Kronen,  derjenige 
der  ausschließlichen  Sterbekassen  auf  7,28  Kronen. 

Der  Staat  lieferte  an  Verwaltungsbeiträgen  insgesamt  319388,70  Kronen  — 
7,8  ^Iq  der  Gesamteinnahme  — ,  d.  h.  27  920,28  Kronen  mehr  als  im  Vorjahre. 
Diese  Beiträge  grttnden  sich  nach  den  Bestimmungen  vom  Jahre  1899  auf  die 
Mindestzahl  der  beitragspflichtigen  Mitglieder  des  Vorjahres  (1902).  Auf  jedes  Mit- 
glied entfielen  0,91  Kronen  der  staatlichen  Beiträge.  Nach  der  Mitteilung  des 
Kgl.  Staatscomptoirs  betrug  der  staatliche  Verwaltungsbeitrag  an  sämtliche 
Krankenkassen  im  Jahre  1903  etwas  mehr,  nämlich  321 610,50  Kronen.  Der 
Unterschied  dieser  Summe  gegenüber  dem  in  den  Rechenschaften  der  Kassen  an- 
gegebenen Betrage  (319  388,70  Kronen)  läßt  sich  u.  a.  teils  dadurch  erklären,  daß 
es  an  Angaben  für  gewisse  Kassen  fehlt,  teils  dadurch,  daß  in  einigen  Fällen  die 
mit  der  Erhebung  des  Staatsbeitrages  verbundenen  Kosten  in  Abzug  gebracht 
worden  sind.  Die  folgende  Tabelle  enthält  nach  den  Angaben  des  Kgl.  Staats- 
comptoirs die  Gesamtbeträge  der  1892 — 1903  jährlich  an  die  eingeschriebenen 
Krankenkassen  gelieferten  Staatsbeiträge,  sowie  auch  das  in  Prozenten  ausgedrückte 
Verhältnis  der  Staatsbeiträge  zu  den  Gesamtausgaben  der  Kassen: 
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Jahr  Verwaltnngsbeiträge            Prozent  der  Aasgaben 

Kronen  % 

1892  ^        8  723,27  3,2 

1893  28  852,80  7,1 

1894  32  960,86  6,9 

1895  40  364,39  6,4 

1896  47  758,74  5,8 

1897  57  506,28  4,5 

1898  147  990,88  8,9 

1899  189  720,29  8,5 

1900  234  591,52  9,6 

1901  260  903,25  9,4 

1902  293  659,37  9,6 
1903 321610,50  9,5 

Summa:     Kronen  1664  642,15 

Zinsen  nahmen  866  städtische  and  884  ländliche  Kassen  ein;  der  durch- 
schnittliche Zinsfuß  dürfte  auf  etwa  4^0  berechnet  werden  können. 

Die  Gesamtausgaben  der  eingeschriebenen  Krankenkassen  stellten  sich 
im  Jahre  1903  wie  folgt: 

Kronen 

Krankengelder  in  bar 2  403  054,25 

Sterbegelder 439  455,79 

Arztgebühren,  Arzneien  u.  dgl 108  925,60 

Verwaltungskosten 353  408,27 

Krankengelder  für  Familienmitglieder,  bar 3  351,75 

Sterbegelder       ,,                  „                  20  577,00 

Arztgebtthren,  Arzneien  u.  dgl.  für  Familienmitglieder     .  9  747,85 

Uebrige  Ausgaben 62  914,38 

Summa  Kronen     3  401434,89 

In  sämtlichen  Kassen  betrugen  die  Ausgaben  für  Krankengelder,  Sterbegelder 
jind  Arztgebühren,  Arzneien  u.  dgl.,  wenn  die  ähnlichen  Ausgaben  für  die  Familien- 
mitglieder nicht  mitgezählt  werden,  86,8  ®/^j  der  Gesamtausgaben,  während  sich 
die  Verwaltungskosten  und  die  „übrigen  Ausgaben"  auf  10,4  bzw.  2,8  ^^/^  beliefen. 

Die  durchschnittlichen  Krankenunterstützungen  pro  Mitglied  be- 
trugen in  den  verschiedenen  Arten  von  Kassen: 

In  den  Kranken-  und  Sterbekassen  Kronen  6,90 
„  „  Krankenkassen  ....  „  6,70 
Zusammen „        6,89 

Unter  sämtlichen  1761  Kranken-  und  Sterbekassen  zahlten  im  Jahre  1903 
die  582  städtischen  378  978,59  Kronen  und  die  441  ländlichen  60  477,20  Kronen. 
Dies  entspricht  pro  Mitglied  sämtlicher  Kassen  der  durchschnittlichen  Ausgabe  von 
1,75  Kronen  in  den  Städten,  0,51  Kronen  auf  dem  platten  Lande  und  1,32  Kronen 
in  Stadt  und  Land  zusammen. 

Die  Gesamtzahl  der  Kassen,  von  denen  Unterstützungen  in  der  Form  von 
Arztgebühren  oder  Arzneien  im  Jahre  1903  ausgezahlt  worden  sind,  beträgt,  einerlei, 
ob  dieselben  von  den  betreffenden  Kassen  oder  von  den  Arbeitgebern  oder  von 
beiden  zusammen  ausgezahlt  wurden,  660. 

Die  Verwaltungskosten  der  in  den  Städten  bestehenden  Kassen  sind  erheblich 
größer  gewesen  als  die  der  ländlichen;  jene  beliefen  sich  pro  Mitglied  durch- 
schnittlich auf  1,25  Kronen,  diese  nur  auf  0,57  Kronen. 
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Die  Aktiva  stellten  sich  am  31.  Dezember  1903  wie  folgt: 

Bar  in  der  Kasse  oder  in  Banken  Kronen  5  166  528,07 

Guthaben  nach  Schuldscheinen      .  „          764  469,72 

Obligationen  und  Aktien  ....  „            78  627,47 

Bei  Arbeitgebern  deponierte  Mittel  „         631 156,37 

Häuser  und  Grundbesitz  ....  „          220077,62 

Inventar ,,            49  954,85 

Rückständige  Mitgliedergebühren  .  „            16  253,63 

Sonstige  Guthaben „ 4  588,37 

Summa:  Kronen  6  931656,10 

Die  Passiva  waren  folgende: 

Anleihen Kronen  120  399,80 

Garantiemittel  der  Teilhaber „        238  002,27 

Fällige  Ausgaben  an  Teilhaber      ....  „  8015,16 

Sonstige  Passiva ^  10 132,33 

Summa:  Kronen  376  549,56 

Häufigkeit  und  Dauer  der  Krankheitsfälle  sowie  Höhe 
der  Untersttttzungen.  Die  eingeschriebenen  Krankenkassen  zahlten  im 
Jahre  1903  für  insgesamt  91628  Krankheitsfälle,  nach  folgender  Tabelle: 

Anzahl   der  Krankheitsfälle 

Männer      Frauen  Insgesamt 

In  den  Städten     ....       44393       15526  59919 

Auf  dem  Lande   .     .     .     .       27  501         4  208  31709 

Summa:     71894       19  734  91628 

Im  Jahre  1902:     67  426       16  660  84  086 

Es  sei  jedoch  bemerkt,  daß  erkrankte  Personen  in  vermutlich  nicht  geringer 
Zahl  Unterstützungen  von  mehr  als  einer  Krankenkasse  genossen  haben,  weshalb 
derartige  Krankheitsfälle  mehr  als  einmal  gezählt  sind. 

Die  Häufigkeit  der  Ek'krankungen  und  ihre  Verteilung  auf  die  beiden  Ge- 
schlechter erhellen  aus  folgender  Tabelle: 

Krankheitsfälle  pro  100  Mitglieder 

Männer  Frauen  Insgesamt 

In  den  Städten 27,2  25,7             26,8 

Auf  dem  Lande      ....       26,9  18,5             25,3 

Im  ganzen  Reiche  ....       27,1  23,8              26,3 

Krankenunterstützung  wurde  für  2  003  514  Krankentage  gewährt,  wie  folgt: 

Anzahl  der  Unterstützungstage 

Männer      Frauen      Insgesamt 

In  den  Städten    ....       980976      370087      1351063 

Auf  dem  Lande  .     .     .     .       546  010      106  441         652  451 

Summa:  1526  986      476  528      2  003  514 

Im  Jahre  1902:  1387  852      411712      1799  564 

Nach  diesen  Ziffern  stellt  sich  demnach  die  durchschnittliche  Dauer  der  Krank- 
heitsfälle wie  folgt: 

Anzahl  der  Unterstützungstage  pro  Krankheitsfall 

Männer    Frauen     Insgesamt 
In  den  Städten       ....       22,1  23,8  22,6 

Auf  dem  Lande      ....       19,8         25,4  20,5 

Im  ganzen  Reiche  ....       21,2  24.2  21,8 
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6,1 

6,0 

4,7 

5,2 

5,7 

6,7 

Die  hiemach  berechneten  Durchschnittszahlen  pro  Mi^lied  sind: 

Anzahl  der  Untersttttznngstage  pro  Mitglied 

Männer    Fraaen    Insgesamt 

In  den  Städten 6,0 

Anf  dem  Lande       ....      5,3 
Im  ganzen  Reiche   ....      5,7 

Die  folgenden   Tabellen   geben   die  Höhe   der  baren  Unterstützung  teils  pro 
Krankheitsfall,  teils  pro  Krankentag  in  den  verschiedenen  Kassen  an: 

Durchschnittlicher  Barbetrag  der  Krankenhilfe 
pro  Krankheitsfall 

In  den  Städten  Auf  dem  Lande  Im  ganzen  Reiche 
Kronen                 Kronen  Kronen 

Kranken-  und  Sterbekassen    .       28,66  21,—  26,07 

Krankenkassen  (ausschließlich)      40,73  19,22  29,66 


Insgesamt 28,98 


20,90 


26,20 


Durchschnittlicher  Barbetrag  der  Krankenhilfe 
p]:o  Krankentag 

In  den  Städten  Auf  dem  Lande  Im  ganzen  Reiche 
Kronen                 Kronen  Bjronen 

Kranken-  und  Sterbekassen      .       1,28  1,02  1,20 

Krankenkassen    (ausschließlich)       1,57  0,97  1,30 

Insgesamt 1,28  1,02  1,20 

Statutarische  Bestimmungen  der  eingeschriebenen  Kranken- 
kassen. Die  Statuten  der  meisten  Kassen  enthalten  Bestimmungen  über  die  Aus- 
wahl der  als  Mitglieder  aufzunehmenden  Personen.  Ausnahmen  hiervon  bilden 
in  gewisser  Beziehung  u.  a.  die  Kassen,  bei  welchen  der  Anschluß  obligatorisch 
ist.  Im  Jahre  1903  bestanden  118  solcher  Kassen.  Dieselben  sind  in  der  Regel 
für  die  Arbeiter  ein  und  desselben  Arbeitgebers  bestimmt  und  meistens  auf  seine 
Initiative  hin  gegründet  worden.  Auch  erhalten  sie  gewöhnlich  von  ihm  Beiträge 
in  dieser  oder  jener  Form. 

Kassen  mit  obligatorischem  Anschluß: 
Kranken-  und    Kranken- 


Anzahl  der  Kassen 


Sterbekassen 
112 


kassen 
6 


Insgesamt 
118 


Zu  den  Schutzmaßregeln  derselben  gehört  gewöhnlich  die  Feststellung  eines 
beim  Eintritt  vollendeten  Höchst-  oder  Mindestalters.  Hierüber  geben  folgende 
Tabellen  Aufschluß: 


Mindestalter 

Anzahl  der  Kassen 

Weniger  als  15  Jahre  bedingen 

...     47 

15 

n 

n 

.  475 

16 

n 

>? 

322 

17 

n 

n 

.     39 

18 

n 

w 

611 

19 

n 

^ 

2 

20 

n 

n 

29 

über  20 

n 

n 

33 

Verschiedene  Bestimmungen 

n 

9 

Keine  Altert 

^grenze 

n 

318 

Snmma:  1885 
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HOchstalter 

Ajizahl  der  E 

Weniger  als  40  Jahre  bedingen  ....     35 

40      „ 

147 

45      „ 

423 

ÖO      „ 

667 

55      „         •    „ 

290 

60      „ 

135 

..        65      „ 

19 

über  65     „           „ 

7 

Keine  Altersgrenze     „ 

162 

Summa: 

1885 

Um  die  AnfDahme  von  Personen  mit  zufällig  oder  dauernd  schlechter  Gesund- 
heit zu  verhüten,  müssen  die  Bewerber  meistens  ein  ärztliches  Zeugnis  oder  die 
Empfehlung  eines  oder  mehrerer  Mitglieder  beibringen. 

Eine  verwandte  Erscheinung  ist  die  Bestimmung  sehr  vieler  Kassen,  daß  der 
Neueingetretene  eine  längere  Zeit  (Wartezeit)  der  Kasse  angehört  haben  muß,  be- 
vor er  zu  einer  Unterstützung  berechtigt  ist: 

Die  Verteilung   der  Kassen   nach   der  Dauer   der   Wartezeit. 

Wartezeit  Anzahl  der  Kassen 

2  Wochen  od^r  weniger 47 

Von  2  Wocheu  bis  1  Monat 191 

„     1  Monat       „    2  Monate      ........       149 

„     2  Monaten   „3        „ 530 

«3  „  n      ^  n ^^2 

..„6         „         „    1  Jahr 16 

Über  1  Jahr 2 

Verschiedene  Bestinunungen 20 

Keine  festgesetzte  Wartezeit .    .     .  738 

Summa:     1885 

Eine  Wartezeit  anderer  Art  besteht  recht  häufig  in  der  Weise,  daß  ein  Mit- 
glied das  Recht  auf  Unterstützung  erst  nach  Erlegung  gewisser  Gebühren  erlangt. 
Die  Bestimmungen  hierüber  schwanken  sehr.  Andererseits  beschränken  viele  Kassen 
die  Dauer  der  Unterstützungen  an  Personen,  die  häufig  erkranken  oder  an 
chronischen  Krankheiten  leiden. 


Längste  Dauer  der  Unterstützungen: 


Weniger  als  6 

Wochen 

unterstützen 

.       26 

Kassen 

6 

n 

n 

21 

n 

"7 

n 

n 

33 

J9 

8 

n 

v 

70 

n 

9 

» 

n 

177 

n 

10 

n 

n 

248 

n 

11  oder  12 

n 

n               ' 

264 

n 

13 

n 

r 

474 

n 

13—26 

n 

w 

462 

n 

26     52 

n 

n 

28 

n 

Schwankende  Bestimmungen 

haben   . 

67 

n 

Keine 

>? 

n 

15 

n    ' 

Sui 

nma: 

1885  Kassen 
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Kürzeste  Daner  der  Unterstützung: 

2  Tage  unterstützen 39  Kassen 

3  „  «  427       „ 

4  „  „  423       „ 

^      w  ??  135       „ 

ö        n  n  73  „ 

7      „               „                 .......  515  „ 

..  8-14      „               „                 42  „ 

Über  14      „              „               7  „ 

Schwankende  Bestimmungen  haben 14  „ 

Keine  Beschränkung  der  Dauer  haben .     .     .     .  210  „ 

Summa:     1885  Kassen 

Die  bei  Erkrankungen  den  Mitgliedern  gewährte  Unterstützung  besteht 
gewöhnlich  in  einer  baren  Summe  pro  Tag.  Die  Höhe  dieses  Krankengeldes 
schwankt  nicht  nur  in  den  verschiedenen,  sondern  auch  zuweilen  in  derselben 
Kasse  je  nach  der  Klasse,  zu  der  der  Kranke  gehört. 


DieVerteilungderKassenje  nach  derHt 

)he  des  Kranken 

g  e  1  d  e  8. 

Gruppe 

Bare  Hilfe  pro  Woche 

Anzahl  der  Kassen 

Snmma 

Stadt 

Land 

I 

Kr.  3,50  oder  weniger     .... 

8 

55 

63 

U 

von     „    3,50  bis     7, —  Kr.      .... 

170 

412 

582 

lU 

„       „    7,—    „    10,50    „       .... 

372 

118 

490 

IV 

mehr  als                10,50    „       .... 

108 

7 

115 

Y 

Kombination  von  Gruppe  I     und    II    . 

27 

132 

159 

VI 

I    „    in  . 

5 

15 

20 

VII 

I    «    IV   . 

4 

6 

10 

vm 

„         U    „     UI    . 

117 

86 

203 

IX 

„      n   „   IV  . 

45 

21 

66 

X 

„     ni  „   IV  . 

23 

4 

27 

XI 

Anderweitige  Bestimmungen     .... 

60 

90 

150 

939 

946 

1885 

Das  bare  Krankengeld  wechselte  in  den  meisten  Fällen  zwischen  0,50  bis 
1,50  Kr.  pro  Tag  oder,  pro  Woche  berechnet,  zwischen  3, —  Kr.  oder  3,50  Kr. 
—  wenn  auch  fttr  den  Sonntag  eine  Unterstützung  gezahlt  wurde  —  und  9  bzw. 
10,50  Kr.     Das  gewöhnlichste  war  ohne  Zweifel  1  Kr.  und  1,50  Kr.  pro  Tag. 

Außer  dem  baren  Gelde  bezahlen  gewisse  Kassen  auch  den  Arzt,  die  Arznei 
und  zuweilen  die  Krankenhauspflege  für  ihre  Mitglieder,  in  einzelnen  Fällen  auch 
für  deren  Angehörige. 

Die  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  von  den  eingeschriebenen  Kassen  erhobenen 
Beiträge  schwanken  noch  mehr  als  die  Unterstützungen.  Außer  den  regelmäßigen 
Jahresbeiträgen  und  den  nachträglich  erhobenen  Abgaben  haben  die  meisten  Kassen 
ein  Eintrittsgeld  eingeführt.  Die  übrigens  recht  wechselnde  Höhe  desselben 
betrug  meistens  1 — 2  Kronen.  In  der  Wirtschaft  der  Kassen  spielt  dasselbe  jedoch 
nur  eine  untergeordnete  Rolle. 

Auch  die  Höhe  des  von  den  Kassen  an  die  Hinterbliebenen  oder  Bechts- 
inhaber  gezahlten  Sterbegeldes  (die  „Begräbnishilfe")  schwankt  sehr.  Recht 
häufig  entspricht  es  nur  den  Kosten  der  notdürftigen  Beerdigung  und  den  bei 
Todesfällen  unvermeidlichsten  Ausgaben  der  Familie.  In  mehreren  Kassen  ist 
jedoch  das  Sterbegeld  etwas  reichlicher  bemessen,  und  in  einigen  wenigen  erreicht 
es  sogar  eine  recht  beträchtliche  Höhe.  In  einer  sehr  großen  Anzahl  Fälle  ist  der 
Betrag  von  der  Mitgliederzahl  der  Kasse  abhängig;  bald  bestehen  eine  obere  und 
eine  untere  Grenze,  die  nicht  überschritten  werden  dürfen,  bald  nicht. 
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II.  UnfallYerslcherong. 

Das  Gesetz,  betreffend  Entschädigungen  für  Verletzungen 
infolge  von  Unfällen  bei  der  Arbeit,  vom  5.  Juli  1901,  dessen  Vor- 
geschichte bereits  in  der  Einleitung  (S.  3  ff.)  erwähnt  ist,  ^)  trat  am  1.  Januar  1903 
in  Kraft  (s.  Anlage  1).  Das  Gesetz  (§  1)  statuiert  für  die  Unternehmer  der  ihm 
unterworfenen  Betriebe  (§§  2  und  3)  bei  Betriebsunfällen  der  von  ihnen  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  Vorarbeiter  eine  Entschädigungspflicht,  welche  jedoch 
nicht  eintritt,  wenn  der  Unfall  auf  grobes  Verschulden  des  Betroffenen 
oder  Vorsatz  zurückzuführen  ist,  sei  es  nun,  daß  eigener  Vorsatz  oder  Vorsatz 
eines  nicht  mit  der  Betriebsleitung  oder  Betriebsaufsicht  befaßten  Dritten  vorliegt. 

Haftpflichtige  Betriebe  sind  (§§  2  und  3),  gleichviel  ob  sie  von 
Privaten  oder  vom  Staate  oder  von  Kommunen  betrieben  werden,  u.  a.: 

Fabriken  einschließlich  fabriksmäßig  betriebener  Brennereien,  Brauereien, 
Bäckereien,  Schlächtereien,  Mühlen;   Bergwerke,    Gruben,  Brüche;   Waldwirtschaft, 

')  Wie  in  Deutschland  seinerzeit  zur  Vorbereitung  der  Unfall versicherongsgesetzgebong 
eine  besondere  Unfallstatistik  für  das  Jahr  1881  erhoben  war  (vgl.  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, 2.  Aofl.,  Jena  1901,  Bd.  VQ  S.  260  ff.  nnter  „Unfallstatistik"),  hatte  auch  in 
Schweden  eine  gleichartige  Erhebung  über  die  Betriebsunfälle  im  Jahre  1897  stattgefunden. 
Dieselbe  umfaßte  ein  Arbeiterpersonal  von  284829  Personen  mit  Einschloß  der  Vorarbeiter.  Von 
diesen  waren  30332  bei  Transporten  zu  Wasser  und  zu  Lande  beschäftigt.  Von  sämtlichen 
400000  Fabrik-  und  Handwerksarbeitem  Schwedens  waren  etwa  zwei  Drittel  =  254497  in  der 
eigentlichen  Rohstoff verarbeitungs-  und  Fabrikindnstrie  betätigt.  Die  Verteilung  der  männlichen 
und  weiblichen  Arbeiter  auf  sämtliche  Berufszweige  stellte  sich  folgendermaßen :  Männer  84,9%, 
Frauen  15,1%.  In  der  Industrie  im  engeren  Sinne  waren  die  Männer  mit  83,4  und  die  Frauen 
mit  16,6%  vertreten;  in  einigen  Industriezweigen  waren  die  Arbeiterinnen  in  der  Mehrheit,  so 
insbesondere  in  den  Meiereien  (67,2%),  in  der  Bekleidungsindustrie  (62,2%)  und  in  der  Textil- 
branche  (60,1%). 

Die  Gesamtzahl  der  Betriebsunfälle  im  Jahr  1897  stellte  sich  auf  8506,  von  welchen 
7543  auf  die  Industrie  im  engem  Sinne  entfielen;  diese  Zahlen  geben  jedoch  nicht  ^anz  genau 
die  wirkliche  Unfallfreqnenz  wieder,  da  einige  Arbeitgeber  es  unterlassen  hatten,  leichtere  Un- 
fälle anzuzeigen.  Die  verhältnismäßig  meisten  Unfälle  wiesen  die  Schiffswerften  auf,  mit  87,22 
auf  je  1000  Arbeiter;  demnächst  folgten  Ladung  und  Löschung  von  Gütern  mit  84,77®/^^,;  der 
Transport  mit  Schleppkähnen,  der  Bergbau,  die  Metallindustrie  und  das  Hüttenwesen  zeigten 
folgende  ünf allzahlen:  54,79.  49,63,  46,50  und  41,34  auf  je  1000  Arbeiter.  Besonders  niedrig 
waren  die  Zahlen  in  der  Bekleidungsindustrie  (3,65  »/oo),  Flößerei  (5,87  o/^o),  Textilindustrie  (6,97%o) 
und  in  der  Lederindustrie  (8,76  *>/^).  Die  Unfallfrequenz  unter  den  Männern  übertraf  dde  unter 
den  Frauen  um  ein  Bedeutendes.  Während  unter  1000  männlichen  Arbeitern  34,01  Unfälle 
zu  verzeichnen  waren,  zählten  die  Unfälle  unter  den  weiblichen  nur  6,55  ^1^^,  In  den  Industrie- 
branchen im  engeren  Sinne  war  die  Zahl  34,22  bzw.  6,57.  Von  sämtlichen  verzeichneten  Un- 
fällen hatten  129  oder  1,52%  den  Tod  zur  Folge;  495  oder  5,82 7o  verursacht-en  eine  lebens- 
längliche Invalidität  und  7882  oder  92,66  eine  heilbare  Körperverletzung.  Von  den  ^uletzt- 
^enannten  Unfällen  führten  95,4%  eine  weniger  als  2  Monate,  2,7%  eine  von  61 — 90  Tage, 
und  1,9%  eine  bis  einschl.  91  Tage  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  herbei. 

Die  Gesamtzahl  der  unfallversicherten  Arbeiter  betrug  86680  oder  30,4%  von 
sämtlichen  Arbeitern.  Von  den  in  den  Industriebranchen  im  engeren  Sinn  beschäftigten  Arbeitern 
waren  80981  oder  31,8%  gegen  Unfall  versichert  Der  statistischen  Untersuchung  imterlagen 
8578  Arbeitsplätze;  es  stalte  sich  jedoch  heraus,  daß  nur  bei  1413  derselben  oder  16,5% 
das  Arbeiterpersonal  im  ganzen  oder  zum  Teil  gegen  Unfall  versichert  war.  Von  den 
letztgenannten  Arbeitsplätzen  fielen  1348  oder  16%  der  zur  Beobachtung  gelangenden  Arbeits- 
plätze in  das  Bereich  der  Industrie  im  engeren  Sinn.  Die  durchschnittliche  Ver- 
sicherungssumme betrug  für  jeden  Industriearbeiter  nur  etwa  1023  Kronen.  Die  Ver- 
sicherungskosten ftlr  54888  oder  63,3%  unfallversicherte  Arbeiter  wurden  ausschließlich  von 
den  Arbeitgebern  getragen,  für  25914  oder  29,9%  von  den  Arbeitgebern  und  Arbeitern  ge- 
meinschaftlich, und  für  5878  oder  nur  6,8%  von  den  Arbeitern  allein.  Für  das  Arbeiterpersonal 
der  Industrie  im  engeren  Sinne  stellten  sich  die  absoluten  Zahlen  auf  bzw.  51825^  25114  und 
4042,  d.  h.  in  Prozent  ausgedrückt  bzw.  64,0,  31,0  und  5,0.  Tatsächlich  waren  aber  die  von 
den  Arbeitern  selbst  eingezahlten  Versicherungsbeiträge  etwas  größer,  als  die  durch  obi^e  Ziffern 
angegebenen,  weil  in  mehreren  Fällen  genaue  Angaben  fehlten,  wo  die  Arbeiter  ihre  Ver- 
sicherungsprämien selbst  entrichtet  hatten.  Nicht  gegen  Unfall  versichert,  waren  im  ganzen 
198149  Arbeiter,  wovon  95221  oder  48,1%  ihre  BeschStigung  in  Betrieben  hatten,  wo  auf  An- 
gabe ünterstützungskassen  vorhanden  waren,  und  102928  gleich  51,9%  in  Betrieben,  wo  keine 
derartigen  Kassen  existierten.  Unter  den  173516  in  der  Industrie  beschäftigten  Arbeitern  waren 
die  entsprechenden  Zahlen  in  Prozent  ausgedrückt  bzw.  44J  und  55,3.  (Vgl.  „Olycksfall  i  arbetet 
är  1897^  von  Hjalraar  GuUberg,  Stockholm  1899,  und  „Das  neue  Haftpflichtgesetz  und  die 
Unfallversicherung  in  Schweden"  vor  Thor  Anderason,  Leipzig  1904.     (Der  Hgbr.) 
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Sägen;  Eis-  oder  TorfgewinnuDg;   Erzengnng  yod  Explosiystoffen;  Laden  and  Ent- 
laden von  Waren;  Flößerei;  Eisenbahnbetrieb;  Eisenbahn-,  Wege-  oder  Wasserbau; 
Maarer,   Zimmerer,   Dachdecker;   Betrieb   and  Installation  von  elektrischen,  Oas- 
oder Wasserleitungen,  sowie  von  Anlagen  für  elektrische  Kraftübertragung. 
Höhe   des   Schadenersatzes   (§§  4  und  5): 

1.  bei  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  vom  61.  Tage  ab  Krankengeld 
in  der  Höhe  von  1  Krone  täglich; 

2.  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit: 

a)  wenn  vollständige  Invalidität  besteht  (wie  bei  vollständiger  Geistes- 
störung, allgemeiner  Lähmung,  Blindheit  auf  beiden  Augen,  bei  Verlust 
oder  vollständiger  Lähmung  beider  Arme  oder  beider  Beine,  oder  eines 
Armesand  eines  Beines)  eine  jährliche  Leibrente  von  300  K; 

b)  wenn  teilweise  Invalidität  bei  mindestens  lO^oiger  Verringerung  der 
Erwerbsfähigkeit  besteht,  einen  entsprechenden  Teil  dieser  Rente 
(z.  B.  20%  bei  Blindheit  auf  einem  Auge,  70 7^  bei  Blindheit  auf 
einem  Auge  und  Schwächung  der  Sehkraft  des  zweiten  Auges,  50^ j^ 
bei  Taubheit  auf  beiden  Ohren,  16  ^/^^  bei  Leistenbrüchen,  Verlusteines 
Daumens  257oj  eines  Zeigefingers  15%,  aller  Finger  einer  Hand  50%, 
aller  Zehen  eines  Fußes  20%  u.  a,); 

3.  bei  tödlicher  Verunglückung  Beerdigungskostenbeitrag  60  K.;  Witwenrente 
(zahlbar  bis  zur  Wiederverheiratung)  jährlich  120  K.;  Kinderrente  (zahlbar  bis  zum 
15.  Lebensjahr)  jährlich  60  K.  Maximum  der  Hinterbliebenenrenten  300  K. 

Die  Unternehmer  können  ihre  Arbeiter  bei  der  Reichsversicherungsanstalt 
mit  der  Wirkung  versichern,  daß  sie  bis  zum  Betrage  dieser  Versicherung  von 
der  Ersatzpfiicht  befreit  sind. 

Zur  Zahlung  einer  Leibrente  verpflichtete  Unternehmer  können  sich  durch 
Erlegung  des  Kapitalwertes  der  Rente  bei  der  Anstalt  von  der  weiteren  Zahlung 
befreien  (§  10). 

Diese  Anstalt  ist  auch  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Parteien  oder  der  Ge- 
richte bei  Unfällen,  welche  sich  in  nicht  bei  ihr  versicherten  Betrieben  ereignet 
haben,  kostenlos  Grutachten  über  das  Zutreffen  der  Haftpflicht  sowiß  über  das 
Maß  der  Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit  zu  erstatten  (§  15). 

Der  aus  der  Konkursmasse  eines  Betriebes  für  die  Befriedigung  der  EIrsatz- 
ansprüche  Verunglückter  erübrigende  Betrag  soll  zum  Einkaufe  von  Leibrenten 
bei  der  Anstalt  verwendet  werden,  sofern  die  betreffende  Rente  mindestens  45  K. 
jährlich  beträgt  f§  17). 

Dasselbe  gilt  hinsichtlich  jener  Beträge,  welche  von  den  aus  irgendeinem 
Orunde  zahlungssäumigen,  zur  Rentenleistung  verpflichteten  Arbeitgebern  herein- 
gebracht werden  (§  18). 

Der  Prüfung  der  Reichsversicherungsanstalt  unterliegen  alle  zwischen  Ar- 
beitern und  Arbeitgebern  hinsichtlich  Unfallentschädigung  getroffenen  privaten 
Uebereinkommen,  welche,  wenn  sie  von  der  Anstalt  als  unvorteilhaft  befanden 
werden,  nicht  zu  genehmigen  sind  (§  21). 

Auch  Arbeiter,  gleichviel  ob  sie  bei  einer  nach  dem  Gesetze  haftpflichtigen 
Unternehmung  oder  anderweitig  beschäftigt  sind,  können  sich  bei  der  Anstalt  gegen 
die  Folgen  von  Unfällen  auf  Schadenersatz  versichern  (§  24). 

Die  Versicherungsbeiträge  werden  von  der  Anstalt,  deren  Organisations-  nnd 
Verwaltungskosten  der  Staat  trägt,  nach  versicherungstechnisohen  Orandsätzen 
unter  Berücksichtigung  der  Unfallgefährlichkeit  der  Betriebe  fes^esetzt  (§  25). 

Ansdekniing  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1901.  Nach  §  4  des  Gesetzes  ist 
die  Schadenersatzpflicht  der  Arbeitgeber  durch  eine  60tägige  Karenzfrist  beschränkt 
Nim  hatten  manche  Arbeitgeber  schon  längst  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetees 
bei  privaten  Versicherungsanstalten  ihre  Arbeiter  auch  während  der  ersten  60  Tage 
nach  dem  Unfall  versichert.  Dies  hatte  zur  Folge,  daß  jene  Arbeitgeber,  weiche 
diese  Versicherungsmodalität  beibehalten  wollten,  auch  weiterhin  bei  den  privaten 
Versicherungsanstalten  ihr  Arbeiterpersonal  versicherten,  weil  die  Reichsversichemngs- 
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anstalt  laut  §  23  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1901  YersioheniDg  fttr  die  ersten  60  Tage 
nieht  abschließen  konnte.  Diese  Beschränkung  in  der  Befugnis  der  Reichsver- 
siehemngsanstalt  erwies  sich  demzufolge  der  Entwicklung  der  Anstalt  als  hinderlich. 

Die  Reichsyersicherangsanstalt  regte  daher  am  30.  Dezember  1903  bei  der 
königlichen  Regierang  eine  Abänderung  des  Gesetzes  an,  wonach  die  Arbeitgeber, 
welche  ihr  Arbeiterpersonal  freiwillig  für  die  ersten  60  Tage  nach  dem  Un- 
fälle zu  versichern  wünschten,  eine  solche  Versicherung  auch  bei  der  Reichs- 
versicherungsanstalt  abzuschließen  in  die  Lage  kämen. 

Ueberdies  sollte  die  Reichsversicherungsanstalt  auch  Versicherungen  gegen  die 
Gefahren  außerhalb  des  Betriebes  abschließen  können. 

Die  königliche  Regierung  unterbreitete  daher  dem  Reichstage,  entsprechend  dem 
Antrage  der  Reichsversicherungsanstalt,  einen  Vorschlag  zur  Abänderung  des  §  23  des 
geltenden  Gesetzes,  wobei  sie  aber  den  Antrag  der  Reichsversicherungsanstalt,  ihr 
die  Versicherung  des  Risikos  außerhalb  des  Betriebes  zu  gestatten,  nicht  aufnahm. 
Dieser  Entwurf  fand  am  7.  Mai  1904  die  einhellige  Billigung  des  Reichstages. 
Ein  Mitglied  der  zweiten  Kammer  des  Reichstages  hatte  allerdings  auch  die  Zu- 
lässigkeit  der  Versicherung  auf  das  Risiko  außerhalb  des  Betriebes  beantragt,  diesem 
Antrag  wurde  aber,  nachdem  der  Ausschuß  ihn  abgelehnt  hatte,  nur  in  der  zweiten 
Kammer  zugestimmt  Durch  die  Novelle  vom  3.  Juni  1904  (s.  Anlage  2) 
wurde  §  23  des  Gesetzes  in  dem  angegebenen  Sinne  abgeändert,  und  zwar  mit 
Gesetzeskraft  vom  1.  Oktober  1904. 

Bevor  das  Gresetz  vom  5.  Juli  1901,  betreffend  Entschädigungen  fttr  Verletzungen 
infolge  von  Unfällen  beim  Betriebe,  in  Kraft  trat,  war  eine  Anzahl  von  etwa 
150  000  Arbeitern  schon  in  privaten  Unfall  Versicherungsanstalten  versichert.  Beinahe 
alle  diese  Versicherungen  umfaßten  auch  das  Risiko  fttr  Unfälle  außerhalb  des 
Betriebes.  Laut  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1901  kann  die  Reichs- 
versicherungsanstalt einstweilen  nur  Versicherungen  für  Unfälle  beim  Betriebe  ab- 
schließen; da  aber  sowohl  Arbeitgeber  als  Arbeiter  ihre  Wünsche  ausgesprochen 
haben,  daß  die  Versicherungen  auch  dieses  außerbetriebliche  Risiko  umfassen  sollten, 
sind  (Ue  meisten  Versicherungen  in  privaten  Versicherungsanstalten  abgeschlossen 
worden. 

Um  der  Reichsversicherungsanstalt  Gelegenheit  zu  geben,  auch  dieses  Risiko 
ttbemehmen  zu  können,  hat  der  Reichstag  im  Jahre  1906  auf  Veranlassung  eines 
Reichstagsabgeordneten  beschlossen,  dem  Könige  die  Erwägung  anheirozusteUen,  ob 
und  unter  welchen  Bedingungen  und  Voraussetzungen  die  Reichsversicherungs- 
smstalt  die  Befugnis  erhalten  könne,  fttr  Arbeiter,  welche  in  der  Anstalt  fttr  Unfälle 
der  Berufsarbeit  versichert  werden,  auch  Versicherungen  für  Unfälle  außerhalb 
des  Betriebes  abzuschließen,  und  dem  Reichstag  den  Vorschlag  zu  unterbreiten, 
zu  dem  diese  Erwägung  veranlassen  könne. 

Der  Reichstag  betonte  in  seinem  an  den  König  gerichteten  Anschreiben  u.  a.,  daß, 
wenn  die  Reichsversicherungsanstalt  das  Recht  erhielte,  auch  gegen  die  außerhalb  des 
Betriebet  erlittenen  Unfälle  zu  versichern,  dieses  in  den  Fällen,  wo  eine  Versicherung 
schon  bestehe,  eine  wesentliche  Erleichterung  der  Regelung  der  betreflFenden  Schäden 
schaffen  würde,  da  dann  die  sonst  häufig  zeitraubende  und  mühsame  Vorunter- 
suchung der  Umstände,  unter  denen  der  fragliche  Unfall  eingetreten,  wegfallen 
könne.  Auch  müsse  der  lebhaftere  Anschluß,  den  man  nach  der  vorgeschlagenen 
Erweiterung  der  Befugnisse  der  Reichsversicherungsanstalt  an  dieselbe  erwarten 
könne,  unzweifelhaft  einen  auf  sämtliche  Versicherungsnehmer  vorteilhaften  Einfluß 
rücksichtlich  des  Prämiensatzes  ausüben.  Sowohl  Arbeitgeber  als  auch  Arbeiter 
hätten  den  Wunsch  ausgedrückt,  daß  die  Reichsversicherungsanstalt  auch  gegen  die 
außerhalb  des  Betriebes  erlittenen  Unfälle  versichere.  Da  ferner  eine  derartige 
Erweiterung  der  Befugnisse  der  Anstalt  keine  Vermehrung  der  für  die  Verwaltung  er- 
forderlichen Geldmittel  zu  bedingen  scheine,  habe  der  Reichstag  nichts  gegen  dieselbe 
einzuwenden.  Nach  der  Ansicht  des  Reichstages  solle  fttr  Unfälle  außerhalb  des  Be- 
triebes keine  Entschädigung  gezahlt  werden,  wenn  der  Beschädigte  eine  mit  besonderer 
Gefahr  verbundene,  offenbar  tollkühne  Tat  begangen  oder  eine  behördliche  Ver- 
ordnung übertreten  habe  oder  im  Augenblick  des  Unfalles  betrunken  gewesen 
sei  oder  einen  Schaden  erlitten  habe,  fttr  den  eine  Versicherungsanstalt  nicht  fttglich 
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als  ersatzpflichtig  zu  erachten  sei  Daher  müßten  die  diesbezüglichen  Bestimmungen 
der  privaten  Versicherungsgesellschaften  auch  hier  als  Muster  dienen.  Die  Reichs- 
versicherungsanstalt  habe  erfahren,  daß  Arbeitgeber  in  mehreren  Fällen  ihre 
Haftpflicht  durch  Versicherung  der  Arbeiter  nicht  auf  die  Beichsversicherungsanstalt 
übertragen  wollten,  da  die  Arbeiter  gefordert  hätten,  zugleich  auch  gegen  die 
außerhalb  des  Betriebes  zugezogenen  Schäden  versichert  zu  werden,  weshalb  sich 
die  Arb  eitgeber  an  p  r  i  v  a  t  e  Anstalten  gewandt  hätten.  Auch  die  Reichsversicherungs- 
anstalt  halte  es  für  richtig,  daß  ihr  diese  Befugnis  erteilt  würde.  Dagegen  finde 
die  Beichsversicherungsanstalt  es  nicht  zweckmäßig:,  Einkäufe  von  Leibrenten  in  die 
Anstalt  für  Schäden  infolge  von  Unfällen  außerhalb  des  Betriebes  zu  gewähren.  Die 
für  die  Entschädigung  der  außerhalb  des  Betriebes  Verletzten  erforderliche  Zuschlags- 
prämie berechnet  die  Reichsversicherungsanstalt  auf  50  Oere  pro  Arbeiter  aller  Betriebe. 

In  der  durch  dieses  Reichstagsschreiben  veranlaßten  Vorlage  der  Kgl.  Regierung 
vom  Jahre  1907  wird  denn  auch  jene  Erweiterung  vorgeschlagen,  ohne  jedoch  dem 
Gesetz  vom  5.  Juli  1901,  betrefi^end  Entschädigung  für  Betriebsunfälle,  neue  Be- 
stimmungen hinzuzufügen.  Der  Reichstag  folgte  dem  Vorschlage  seiner  Kommission 
und  beschloß  am  24.  Mai  1907  in  obigem  Sinne  (s.  Anlage  3).  Diese  neue  Ver- 
ordnung tritt  voraussichtlich  am  Ende  des  Jahres  1907  in  Kraft  (Wegen  sonstiger 
Vorschläge  zur  Abänderung  des  Unfallgesetzes  vgl.  A  n  1  a  g  e  4.) 

Die  Beichs-Yersicheniiigsanstalt.  Nachdem  durch  Allerhöchsten  Erlaß 
vom  9.  Juni  1902  die  Errichtung  einer  am  1.  September  1902  zu  aktivierenden 
Reichsversicherungsanstalt  angeordnet  worden  war,  begann  die  Reichsver- 
sicherungsanstalt am  letztgenannten  Tage  ihre  Organisationsarbeit.  Vom  1.  Januar 
1903  an,  dem  Tage,  an  welchem  das  Unfallentscbädigungsgesetz  vom  5.  Juli  1901 
in  Kraft  trat,  hat  die  Reichsversicherungsanstalt  Versicherungen  auf  Ersatzpflicht 
nach  diesem  Gesetze  gewährt.  Die  für  die  Reichsversicherungsanstalt  geltende 
Allerhöchste  Instruktion  enthält  im  wesentlichen  folgende  Bestimmungen: 

Zuständigkeit.  Die  Reichsversicherungsanstalt  erteUt  nach  den  im  Gesetze 
vom  5.  Juli  1901,  betreffend  Schadenersatz  für  Betriebsunfälle,  festgestellten  Grund- 
sätzen und  innerhalb  der  dort  angegebenen  Grenzen  Versicherung  zur  Gewährung 
einer  Entschädigung  für  die  durch  Unfall  im  Betriebe  zugezogenen  Schäden  und 
entscheidet  in  allen  anderen  Fragen,  die  nach  jenem  Gesetz  in  den  Bereich  ihrer 
Zuständigkeit  fallen,  doch  mit'  den  Ausnahmen,  daß  die  Kgl.  Postsparbank  die  von 
der  Anstalt  bestimmten  Beiträge  und  Prämien  erhebt  sowie  die  Entschädigungen 
auszahlt,  und  daß  die  Direktion  der  Postsparbank  die  eingegangenen  Beträge  verwaltet 

Die  Anstalt  ist  befugt,  je  nach  den  Umständen  entweder  selber  die  zur  Ver- 
wirklichung ihrer  Aufgabe  notwendigen  Maßnahmen  zu  ergreifen  oder  dieselben 
bei  der  Kgl.  Regierung  zu  beantragen. 

Im  Verein  mit  der  Direktion  der  Postsparbank  entscheidet  die  Reichsver- 
sicherungsanstalt über  den  Erlaß  neuer  oder  die  Abänderung  bestehender  Statut- 
bestimmungen, über  den  Betrieb  der  Versicherungsgeschäfte  seitens  der  Postspar- 
bankämter, doch  steht  das  Recht  der  Ausfertigung  solcher  Bestimmungen  aus- 
schließlich der  Direktion  der  Postsparbank  zu. 

Jedes  Jahr  vor  Ablauf  September  hat  die  Reichsversicherungsanstalt  einen 
Bericht  über  ihre  Tätigkeit  und  ihre  Geschäftslage  im  verflossenen  Jahre  an  die 
Kgl.  Regierung  einzureichen.  Dieser  Bericht  soll  den  Aufschluß  über  folgende 
Fonds  der  Anstalt  enthalten: 

Prämienreserve,  entsprechend  dem  Gesamtwerte  der  gültigen  Ver- 
sicherungen der  Anstalt  am  Jahresschlüsse; 

Entschädigungsreserve,  entsprechend  dem  wahrscheinlichen  Gesamt- 
betrage der  bei  Jahresschluß  noch  nicht  geregelten  Entschädigungen; 

Leibrentenreserve,  entsprechend  dem  gesamten  Kapitalwerte  der  von 
der  Anstalt  ausgehenden  Leibrenten; 

Sicherheitsfonds,  entsprechend  dem  bei  Jahresschluß  nach  gebührenden 
Ueberweisungen  an  die  vorerwähnten  Fonds  etwa  entstehenden  Ueberschuß. 

Die  Reichsversicherungsanstalt  erläßt  Ordnungsvorschriften  an  ihre  Ober-  und 
Upterbeamten,  Instruktionen  für  die  in  der  Provinz  bestellten  Vertreter  und  be- 
stimmt die  für  die  Anstellung  der  letzteren  gültigen  Bedingungen. 
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Organisation.  Die  Beichsversicherungsanstalt  besteht  aus  einem  0  b e r - 
direkter  und  Chef  als  Präsidenten  und  zwei  Bureaudirektoren  sowie 
einem   Sekretär    und   Syndikus   als  Mitgliedern. 

Die  Geschäfte  der  Anstalt  sind  auf  drei  Abteilungen  verteilt;  die  eine 
erledigt  die  versicherungstechnischen  und  statistischen  Geschäfte, 
die  andere  die  Regelung  der  Entschädigungen  sowie  die  im  Gesetz  vom 
5.  Juli  1901  §  15  vorgesehenen  Gutachten,  und  die  dritte  diejenigen  Geschäfte,, 
die  nach  der  Instruktion  vom  Sekretär  und  Syndikus  zu  behandeln  sind. 
Bei  der  Beichsversicherungsanstalt  sollen  angestellt  sein  ein  Oberarzt,  drei 
Notare  und  ein  Begistrator,  sovne  zwei  Diener,  von  denen  einer  als  erster 
Bureaudiener  fungiert.  Außer  diesen  Beamten  kann  die  Beichsversicherungsanstalt 
auch  Assistenten  und  andere  außeretatmäßige  Gehilfen  und  Kanzleidiener  bestellen. 

Die  Beichsversicherungsanstalt  bestellt  an  den  Orten,  wo  sie  es  für  nötig 
erachtet,  die  erforderliche  Anzahl  Vertreter,  welche  die  Versicheruugstätigkeit 
der  Anstalt  zu  vermitteln  haben;  dieselben  sollen  femer  im  Bedarfsfalle  bei  der 
polizeilichen  Untersuchung  des  Unfalles,  der  einen  bei  der  Anstalt  versicherten 
Arbeiter  betroffen  hat,  zugegen  sein  und  in  allem  übrigen  die  Anstalt  in  ihrer 
Tätigkeit  unterstützen. 

Berechnung  der  Invaliditätsgrade.  Das  Unfallentschädigungsgesetz 
vom  5.  Juli  1901  enthält  in  §  5  die  für  die  Berechnung  des  Invaliditätsgrades 
maßgebenden  Bestimmungen  in  den  Fällen,  wo  der  Unfall  die  dauernde  Herab- 
setzung der  Arbeitsfähigkeit  des  Beschädigten  zur  Folge  gehabt  hat  Da  sich  bei 
dieser  Berechnung  eine  etwas  verschiedene  Praxis  ausgebildet  hat,  besonders  für 
die  in  jenem  Gesetz  nicht  besonders  namhaft  gemachten  Schäden,  hat  die  Beichs- 
versicherungsanstalt in  einem  Bundschreiben  einige  der  häufigeren  Fälle  und  den 
von  ihr  berechneten  Invaliditätsgrad  bekannt  gemacht. 


Art  des  Schadens 


Herabiestung  der  Er- 
werbsfähigkeit, in  Pro- 
xenten  der  normalen. 


Verlost  eines  Auges  (vom  Arzte  entfernt) 25 

„       des  Endgliedes  eines  Daumens 12 

„       des  End-  oder  Mittelgliedes  eines  Zeigefingers  oder  vollständige 

Steifheit  des  End-  oder  Mittelgelenkes       

„       eines  >Iittelfingers  oder  vollständige  Steifheit  aller  seiner  Gelenke 

„       eines  Ringfingers 

„       eines  kleinen  Fingers  nebst  einer  Partie   des   dazu  gehörenden 

Mittelhandknochens 

„       der  drei  ulnaren  Finger  (Mittel-,  Ring-  und  kleine  Finger)  .     .    . 
„       der  vier  ulnaren  Finger  (Zeige-,  Mittel-  Ring-  und  kleine  Finger) 

Vollständige  Steifheit  eines  Handgelenks 

Verlust  eines  Unterarms,  ohne  Möglichkeit  des  künstlichen  Ersatzes,  mit 

bewe^flichem  Ellenbogengelenk 

Vollständige  Steifheit  eines  Ellenbogengelenks 

bei  gestreckter  Stellung  des  Arnes 

bei  stark  gebogener  Stellung  des  Armes 

Verlust  eines  ganzen  Armes 

„       einer  großen  Zehe 

VoUständlge  Steifheit  eines  Fußgelenks   bei   rechtwinkliger  Stellung  des 

Fußes 

Verlust  eines  Unterschenkels,  ohne  Möglichkeit  des  künstlichen  Ersatzes, 

bei  beweglichem  Kniegelenk 

Vollständige  Steifheit  eines  Kniegelenks  bei  gestreckter  Stellung  des  Beines 
Verlust  eines  ganzen  Beines  (Exartikulation  im  Hüftgelenk) 

Die  Berechnung  des  Invaliditätsgrades  hat  nach  obiger  Tabelle  zu  erfolgen, 
sofern  nicht  au!  einer  der  im  ersten  Abschnitt  des  §  5  a.  a.  0.  enthaltenen  Um- 
stände besonders  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Da  jedoch  in  den  meisten  Fällen  von 
Invalidität  gerade  die  in  §  6  erv^ähnten  Umstände  zu  berücksichtigen  sind,  will 
die  Reichs  Versicherungsanstalt  besonders  folgendes  betonen: 

Vor  allem  ist  der  Einfluß  der  Verletzung  nicht  nur  auf  die  allgemeine  Fähigkeit 
des  Verletzten,  sich  durch  Arbeit  zu  versorgen,  sondern  auch  au!  die  besonderen, 
für  die  Ausübung  seines  Gewerbes  notwendigen  Fertigkeiten  desselben  —  die  B  e  - 
rufstätigkeitdes  Verletzten  —  zu  beachten.   Hierbei  ergeben  sich  vier  Gruppen : 


10 

10 

nicht  10 

10 

25—30 

40 


60 

40 

33V, 

75 

10 

20 

60 

25 

75—80 
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Zur  ersten  Gruppe  gehören  diejenigen  Arbeiter,  welche  in  ihrem  Ge- 
werbe hauptsächlich  die  Muskelstärke  des  ganzen  Körpers  benutzen,  d.  h.  ge- 
wöhnliche Tagelöhner,  landwirtschaftliche  Arbeiter,  Steinhauer,  Straßen-  und  Wege- 
arbeiter, Eisenbahnarbeiter  u.  a.  Für  diese  Arbeiter  bedeuten  kleine  Verletzungen 
der  Finger  und  geringe  Fehler  des  Sehvermögens  sowie  unerhebliche  Beschränkungen 
der  Beweglichkeit  ihrer  Gliedmaßen  weniger,  während  für  sie  größere  Schäden  an 
Gliedmaßen,  besonders  an  Beinen  und  Füßen,  sowie  Brust-  und  Unterleibsschäden 
eine  größere  Bedeutung  haben  als  für  andere  Arbeiter. 

Zur  zweiten  Gruppe  gehören  diejenigen  Arbeiter,  welche  für  ihre 
Arbeit  allerdings  ihre  Körperkraft  benutzen,  aber  außerdem  eine  gewisse  Beweg- 
lichkeit und  Gewandtheit  besitzen  müssen.  Hierher  gehören  Bauarbeiter  und  solche, 
die  auf  Gerüsten  arbeiten,  wie  Zimmerleute,  Maurer  u.  a,,  femer  Dachdecker, 
Grubenarbeiter,  Bergleute,  Hafenarbeiter  u.  dgl.  Für  sie  bedeuten  kleinere  Ver- 
letzungen der  Finger  oder  des  Sehvermögens  weniger,  während  auch  verhältnis- 
mäßig nur  geringe  Fehler  an  den  Gliedmaßen,  besonders  an  den  Beinen  und  Füßen, 
häufig  eine  erhebliche  Herabsetzung  ihrer  Arbeitsfähigkeit  verursachen. 

Zur  dritten  Gruppe  gehören  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  die  für  ihre 
Arbeit  hauptsächlich  auf  ihre  Hände  und  Finger  hingewiesen  sind,  d.  h.  die  Fabrik- 
arbeiter im  allgemeinen.  Den  Arbeitern  dieser  Gruppe  verursacht  jeder  Handschaden 
eine  beträchtlichere  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  als  ein  Schaden  an  den 
Beinen  oder  Füßen. 

Zur  viertenGruppe  endlich  gehören  diejenigen  Arbeiter,  deren  Gewerbs- 
tätigkeit eine  besondere  Ausbildung,  Fertigkeit  oder  künstlerische  Geschicktheit 
voraussetzt  Diesen  Arbeitern  verursachen  schon  kleinere  Hand-  und  Fingerschäden, 
kleinere  Fehler  des  Sehvermögens  sowie  geringe  Störungen  der  Geistesfähigkeiten 
eine  größere  Verminderung  der  Leistungsfähigkeit  als  in  normalen  Fällen,  wogegen 
dieselbe  bei  solchen  Arbeitern  durch  Beinverletzungen  von  sogar  verhältnismäßig 
schwerer  Art  sowie  leichtere  Brust-  und  ünterleibsschäden  weniger  herabgesetzt  wird. 

Femer  ist  das  Alter  des  Verletzten  zu  berücksichtigen.  Eine  Verletzung 
von  der  Art,  daß  sie  zum  Aufgeben  des  bisherigen  Gewerbes  (Berufes)  zwingt,  muß 
eine  höhere  Entschädigung  für  den  bewirken,  der  ein  hohes  Alter  erreicht  hat,  als 
für  den  verhältnismäßig  jungen  Arbeiter.  Es  ist  nämlich  vorauszusetzen,  das  es 
dem,  der  über  die  mittleren  Jahre  hinaus  ist,  viel  schwerer  sein  wird,  in  einem 
anderen  Gewerbe  (Berufe)  Arbeit  zu  finden  als  dem,  der  sich  einen  ähnlichen 
Schaden  in  jungen  Jahren  zuzieht 

Was  das  Geschlecht  der  Verletzten  betrifft,  so  muß  für  die  Arbeiterinnen, 
die  ja  im  allgemeinen  auf  solche  Beschäftigungen  hingewiesen  sind,  bei  denen  die 
Eörperstärke  keine  größere  Bolle  spielt,  ein  Schaden  an  den  Händen  oder  Fingern 
in  normalen  Fällen  eine  größere  Erwerbsverminderung  zur  Folge  haben,  als  es  bei 
männlichen  Arbeitern  der  Fall  ist . 

Begutachtung.  Die  Reichsversicherangsanstalt  hat  außer  ihrer  Ver- 
sichemngstätigkeit  auch  nach  §  15  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1901  eine  Aufgabe 
richterlicher  Art.  Sie  ist  nämlich  nach  dieser  Gesetzesbestimmung  verpflichtet, 
bei  Unfällen,  welche  bei  ihr  nichtversicherte  Arbeiter  betroffen  haben,  auf  Antrag 
seitens  privater  Personen  oder  seitens  der  Gerichte  oder  der  Schiedsrichter  zu 
entscheiden,  ob  der  Betrieb,  in  welchem  der  Beschädigte  beschäftigt  war,  zu  den 
im  Gesetze  vorgesehenen  gehörte,  und  ob  die  Verletzung  eine  Vermindemng  der 
Erwerbsfähigkeit  zur  Folge  hatte. 

Die  Fälle,  in  denen  die  Reichsversicherungsanstalt  derartige  Gutachten  ab- 
zugeben hat,  mehren  sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Zur  Erreichung  der  größtmöglichen 
Gleichförmigkeit  bei  der  Feststellung  des  Invaliditätsgrades  fügt  die ßeichsversicherangs- 
anstalt  zur  Belehrung  des  Publikums  ihren  amtlichen  Jahresberichten  ein  Verzeichnis 
der  vorjährigen  Entscheidungen  bei,  und  zwar  auch  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um 
verletzte  Arbeiter  handelt,  die  nicht  bei  ihr  versichert  waren. 

Versicherungstätigkeit  Die  Versicherung  des  Arbeiter- 
personals bei  der  Reichsversicherungsanstalt  kann  nach  zwei  ver- 
schiedenen Modalitäten  abgeschlossen  werden:  1.  Versicherung  unter  Be- 
nennung der  einzelnen  Arbeiter;  2.  Versicherung  unter  Angabe  der  Durchschnitts- 
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anzahl  der  Arbeiter.  Beim  Gebraach  der  ersten  Versichenmgsart  hat  der  Arbeit- 
geber im  Versichermigsantrage  Namen  und  Alter  usw.  fttr  die  zu  versichernden  Arbeiter 
anzugeben  und  sich  zur  nachträglichen  Anzeige  späterer  Aenderungen,  ev.  zur  Ent- 
richtung des  sich  infolge  Personalyermehrung  ergebenden  Prämienmehrbetrages  zu  ver- 
pflichten. Beim  Gebrauch  der  zweiten  Versicherungsart  hat  der  Arbeitgeber  im  Ver- 
sicherungsantrage die  Anzahl  derjenigen  Arbeiter  anzugeben,  welche  wahrscheinlich 
während  der  Versicherungsdauer  beschäftigt  sein  werden»  wobei  dann  im  all- 
gemeinen der  300.  Teil  der  Arbeitstage  als  durchschnittliche  Arbeiterzahl  pro  Jahr 
angenommen  wird. 

Die  Versicherungsprämien  werden  von  der  Reichsversicherungsanstalt 
in  jedem  besonderen  Falle  bestimmt.  Um  jedoch  die  Agenten  der  Beichsversicherungs- 
anstalt  in  die  Lage  zu  setzen,  den  Arbeitgebern  beiläufige  Angaben  über  die  Höhe 
der  Prämien  zu  machen,  hat  die  Anstalt  ein  Verzeichnis  gewisser  wichtigerer  Betriebe 
mit  den  zugehörigen  Gefahrenklassen  ausgearbeitet,  worin  die  für  jede  Gefahren- 
klasse im  allgemeinen  geltenden  niedrigsten  und  höchsten  Prämien  für  einen  Voll- 
arbeiter angegeben  sind.  Dabei  gilt  als  Grundsatz,  daß  ein  Betrieb,  in  welchem 
Motoren  verwendet  werden,  in  der  Regel  um  zwei  Gefahrenklassen  höher  ein- 
geschätzt ist  als  der  gleichartige  Betrieb  ohne  Motoren. 

Im  Jahre  1906  hatte  die  Reichsversicherungsanstalt  2614  Betriebe  mit  54  297 
Arbeitern  unfallversichert  (neue  und  prolongierte  Versicherungen).  Am  31.  Dezember 
1906  waren  Unfallversicherungen  für  2209  Betriebe  mit  47  368  Arbeitern  bei  der 
Reichsversicherungsanstalt  in  Kraft;  außerdem  waren  noch  versichert  rund  160  000 
Arbeiter  bei  acht  inländischen  und  rund  40  000  Arbeiter  bei  ausländischen  Versiche- 
rungsgesellschaften bzw.  bei  Gegenseitigkeitsvereinen,  also  insgesamt  rund  250  000 
Arbeiter  von  etwa  300000  nach  dem  Unfallgesetz  entschädigungberechtigten  Arbeitern. 

Die   Prämien    der  schwedischen   Reichsversicherungsanstalt: 

!•  Angaben  der  ftefahrenklassen  für  gewisse  Betriebe. 


Betriebe 


Gefahrenklassen 

Für 

Fflr  ZaschlagB- 

Veralohemng 

veriioherang 
wfthrend  der 

laut  Gesetz  v. 

W»rte«eit  {l  Kr. 
Y.  rierten  Tag) 

6.17.  1901 

V 

V 

III 

III 

B 

B 

vm 

vin 

V 

V 

VI 

VI 

IX 

IX 

II 

II 

II 

n 

m 

m 

vn 

vn 

V 

V 

IV 

IV 

B 

B 

A 

A 

vni 

vin 

VI 

VI 

I 

i 

vm 

vm 

V 

V 

V 

vni 

III 

X 

IV 

VII 

IV 

VII 

IV 

vu 

IX 

IX 

V 

VIII 

m 

VI 

Anstreicherwerkstätte 

Baumwollspinnereien 

Banmwollwarenwebereien 

Bantischlereien  mit  Motoren 

Branntweinbrennereien 

Braaereien 

Brennholzsä^ereien 

Bachbindereien  mit  Motoren 

Bnchdmckereien  „         „         

Bäckereien  „         „         

Cellalosefabnken  and  Holzstoffabriken     .    . 

Cementfabriken 

Chemische  Waschanstalten 

Cigarrenfabriken  mit  Motoren 

do.  ohne      „  

Deichgräbereien  and  Erdarbeiten     .    .    .    . 

Drechslereien  mit  Motoren 

Druckereien  (Kattnndruckereien)     .    .    .    . 

Eisenbahnbau 

Ebenbahnverkehr 

Eisengießereien 

Eisenhütten  ohne  Graben 

Eisenmöbelfabriken  mit  Motoren      .    .    .    . 

Eisen-  and  Stahlwarenfabriken 

Elektrischen  Maschinen,  Fabrikation  von 

Erzgraben 

Fabriken  für  landwirtschaftliche  Maschinen 
do.        .    Molkereimaschinen      .    .    .    . 
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Gefahrenklassen 

Betriebe 

Für 

Veraiohemng 

laat  0«zet8  t. 

6.17.  1801 

FOr  ZoBchltgi- 
renicherang 
w&hrend  der 

WartAseit  (1  Kr. 

V.  viert«n  Tag) 

Fahrradfabriken 

m 

V 

m 

vm 

vn 

in 

V 
IV 

V 
IV 

II 
m 

IX 

IV 

vn 

I 

VII 

vm 

m 

II 

n 

IV 
VI 

vm 
n 

IX 

m 

V 

vn 

B 

B 

XI 

V 

m 

V 
VI 

vm 
m 

IV 

V 

IV 

m 
II 

V 

n 

V 

I 

VI 

n 
n 
n 
n 
vn 

VI 

I 

VI 

n 
m 

I 

vn 

n 

V 

n 

IV 

VI 

Farbenfabriken 

V 

Feilenfabriken .    . 

VI 

Fleischwarenfabriken 

vni 

Fuhrwerk 

\TI 

Färbereien 

ITT 

Gasanlagen 

V 

Gas-  und  Wasserleitongsinstallation 

Gepäckträger 

IV 

V 

Glasfabriken  (Fenster) 

do.          (andere  Glaswaren) 

IV 

n 

Gold-  und  Silberwarenfabriken 

VI 

Granithauereien 

IX 

Gummiwarenfabriken      

IV 

Hafenbau 

VII 

Handschuhfabriken 

I 

Hochbau 

vn 

Holzlager 

vm 

Hutfabriken 

m 

Instrumentenfabriken,  chirurgische 

„                   physikalische 

Kachelfabnken 

V 

V 

IV 

Kalkbrennereien 

VI 

Ealksteinhauereien 

vm 

Eamms^arD  Spinnereien 

n 

Kistenfabriken 

IX 

Klempnereien  mit  Motoren 

VI 

Knochenmühlen 

V 

Kohlenlager 

vn 

Konditoreien  und  Zuckerwarenfabriken  mit  Motoren 

Korsettfabriken 

B 
B 

Ladung  und  Entladung  von  Waren  auf  Schiffe 

Landwirtschaftliche  Betriebe 

XI 
V 

Lampenfabriken 

Ledererzeugungen  (Gerbereien) 

VI 
V 

Leimfabriken 

VI 

Makaronifabriken 

vm 

Malzfabriken 

m 

Margarinefabriken •. 

Mechanische  Werkstätten  mit  Kesselschmiede 

^      ^0-       .  ^       "           o^e           „              

Messerschmiede 

IV 

vm 
vn 

VI 

Metallwarenfabriken 

V 

Mineralwasserfabriken 

Molkereien 

V 

n 

Mühlen ... 

V 

Mützenfabriken  mit  Motoren 

I 

Möbeltischlereien  mit  Motoren 

VI 

Neusilberwarenfabriken 

n 

Näherei 

n 

Nähmaschinenfabriken 

Ofensetzer 

V 

II 

Papierfabriken 

vn 

Pianofabriken  mit  Motoren 

vr 

Porzellanfabriken 

Sägewerke,  größere 

I 
vn 

Sattlereien  mit  Motoren 

n 

Schafwollen-Spinnereien 

in 

jj         -Webereien 

Schiffbauanstalten 

Schnapftabakfabriken 

I 

VII 

n 

Schornsteinfeger , 

Schuhfabriken  mit  Motoren 

V 

n 

Seifefabriken  mit  Motoren 

IV 
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S.  22.) 


Betriebe 


Gefahrenklassen 


Veniohenmg 

laut  Oesetai  ▼. 

6./7.  1901 


Fflr  Zniohlag»- 
Tdtviohoraiig 
während  der 

Warteieit  (1  Kr. 

▼.  riertea  ' 


Steinbrüche 

Steinkohlenbergbau     .    .    . 
Straßenbahnbetrieb     .    .    . 

Straßenbau 

Stnhlfabriken 

Stftrkefabriken 

Tabakfabriken 

Tapezierereien 

Tiefbau 

Tonwarenfabiiken  .... 

Torffabriken  mit  Motoren    . 

do.         ohne       ^ 

Trikotfabriken 

Vemickelnngsfabriken     .    . 

Wagenfabriken 

Wagenfabriken  mit  Motoren 
Waflserleitungsanlagen    .    . 

Weinfabriken 

Ziefireleien  mit  Motoren  .    . 

Zuckerfabriken 

Zündhölzerfabriken     .    .    . 


IX 
IX 
IV 
VI 

vn 

V 
I 

m 

vin 

m 

VI 

in 

B 

m 
m 

IV 

V 

IV 

VI 

m 

IV 


IX 
IX 
IV 
VI 

vn 

V 

I 

m 

vni 

m 

VI 

m 

B 
VI 

VI 
IV 
V 
IV 
VI 

m 

IV 


n.  Angaben  der  Prftmieiigitie. 

Prämie  in  Kronen 

Cef ahrenklass  e 

laut  Oeseta  Tom 

pro  Tag  (r.  4.  Tag) 

6.  JoU  1901 

w&brend  der  Warte- 
zeit 

Ton 

bis  la 

Yon 

t>ie  sa 

A 

0,24 

0,72 

0,80 

0,80 

B 

0,72 

1,20 

0,80 

0,80 

I 

0,96 

1,92 

0,80 

0,90 

n 

1,68 

2,64 

0,80 

1,05 

in 

2,40 

3,86 

0,90 

1,30 

IV 

3,12 

4,56 

1,05 

1,55 

V 

3,84 

6,76 

1,30 

1,80 

VI 

4,80 

7,20 

1,55 

2,05 

vn 

6,00 

8,88 

1,80 

2,30 

vm 

7,44 

11,28 

2,05 

2,55 

IX 

9,36 

18,68 

2,30 

2.80 

X 

11,52 

16,80 

2,55 

8,05 

XI 

14,16 

20,88 

2,80 

3,55 

Fttr  normale  Risiken  wird  im  allgemeinen  die  darchschnittliche  Prämie 
berechnet  Z.  B.  für  die  Gefahrenklasse  VI  beziehentlich  Kronen  6  und  1,80  pro  Voll- 
arbeiter. Bei  den  im  Verzeichnis  aufgenommenen  Betrieben  wird  voransgesetzt,  daß 
Motoren  angewendet  werden;  wenn  nicht,  kann  die  Gefahrenklasse  in  der  Regel 
zwei  Stufen  niedriger  berechnet  werden. 

Einkauf  von  Leibrenten.  Die  Reidisversicherangsanstalt  hat  ihren 
Berechnungen  der  Eapitalwerte  der  Leibrenten  für  Invalide  die  Erfahrungen  über 
die  Sterblichkeit  unter  der  Bevölkerung  Schwedens  während  der  Jahre  1881  bis 
1890  zugrunde  gelegt  und  dabei  vorsichtshalber  einen  Zinsfuß  von  S^g^o  ^^~ 
genommen,  obwohl  die  Reichsversicherungsanstalt  gegenwärtig  noch  eine  höhere 
Verzinsung  erzielt.  Maßgebend  für  die  Wahl  dieser  Grundlagen  war  hauptsächlich 
der  Mangel  einheimischer  Erfahrungen  über  Invalidensterblichkeii 
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Bei  der  Berechnung  der  Eapitalwerte  der  Leibrenten  für  Witwen  nach  töd- 
lich Yernnglückten  maßte  das  Moment  der  Wiederverheiratong  wegen  der  in  diesem 
Falle  erfolgenden  Einstellung  der  Rente  berücksichtigt  werden.  Die  Reichs- 
versicherongsanstalt  konnte  sich  nicht  zur  Anwendung  der  hierüber  vorliegenden 
Daten  der  offiziellen  schwedischen  Statistik  entschließen,  da  sie  die  Möglichkeit 
einer  anderweitigen,  ftlr  sie  vielleicht  ungünstigeren  Gestaltung  der  Verhältnisse 
annahm,  sondern  beschloß,  den  Berechnungen  eine  hypothetische  Wieder- 
verheiratungsfrequenz  (gx),  bestimmt  durch  die  Formel 

g  X  =  0,02 .  10  -  ^^^^  ('^-i^)  * 
zugrunde  zu  legen.  Im  übrigen  wurde  die  Sterblichkeitstabelle  ftlr  die  weibliche  Bevöl- 
kerung Schwedens  während  der  Jahre  1881 — 1890  und  der  Zinsfuß  3,5  7o  angenommen. 
Bis  zum  1.  Januar  1907  wurden  im  ganzen  1182  Leibrenten  in  die  Reichs- 
versicherungsanstalt eingekauft,  und  zwar  für  728  invalide  Arbeiter,  169  Witwen 
und  285  minderjährige  Kinder. 

Der  Kapitalwert 

einer  jährlichen  Leibrente  von  300  Kronen  für  einen  männlichen  Arbeiter  laut 

Gesetz  vom  5.  Juli  1901  (vierteljährig  zahlbar). 


Alter 

Kapitalwert 

Alter 

Kapitalwert 

Alter 

Kapitalwert 

K 

K 

K 

15 
6 

7 
8 
9 

6  612,60 
6  562.20 
6  512,40 
6  465,00 
6419,40 

40 
1 
2 
8 
4 

5  214,30 
5  137,50 
5  059,20 
4  978,80 
4  896,60 

65 
6 
7 
8 
9 

2  806,50 
2  696,10 
2  586,00 
2476,80 
2  868,20 

20 

1 
2 
8 
4 

6  875,00 
6  831,80 
6  289,80 
6  246,60 
6  202.50 

45 
6 
7 
8 
9 

4  812,90 
4  727,70 
4  680,10 
4  550,40 
4  459,50 

70 
1 
2 
8 
4 

2  259,80 
2  152,50 
2047,80 
1945,80 
1  845,60 

25 
6 

7 
8 
9 

6  156,90 
6  108,90 
6  058,80 
6  006,00 
5  952,00 

50 
1 
2 
8 
4 

4  866,80 

5  272,00 
4174,80 
4  076,10 
8  975,90 

75 
6 
7 
8 
9 

1  748,70 
1  655,40 
1566,80 
1479,60 
1  8*8,60 

80 
1 
2 
8 
4 

5  896,20 
5  887,40 
5  775,90 
5  712,30 
5  646,30 

55 
6 
7 
8 
9 

8  874,50 
3  771,60 
8  667,20 
8  561,60 
8  456,60 

80 
1 
2 
8 
4 

1307,40 
1227,80 
1 158,80 
1085.40 
1022,40 

85 
6 

7 
8 
9 

5  578.50 
5  508,30 
5  437,50 
5  364,90 
5  290,50 

60 

1 
2 
8 

4 

8  351,30 
8  245,10           ] 
8 136,80           ' 
8  027,30 
2  916,90 

85 
6 
7 

8 
9 

965,10 
906,90 
849,00 
796,50 
753,60 

Der  Kapitalwert 

einer  jährlichen  Leibrente  von  300  Kronen  ftlr  eine  Arbeiterin  laut   Gresetz 

vom  5.  Juli  1901  (vierteljährig  zahlbar). 


Alter 

Kapitalwert 
K 

Alter 

Kapitalwert 
K 

Alter 

Kapitalwert 
K 

15 
6 
7 
8 
9 

6  740,10 
6  699,60 
6  658,80 
6  617,10 
6  574,80           1 

'        20 

;      1 

2 
8 
4 

6  581,60 
6  487,80 
6448,10 
6  897,50 
6  851,90 

25 

6 
7 
8 
9 

6  804,80 
6  257,70 
6  209,70 
6 159,60 
6108,00 
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(FortsetzTUig  der  Tabelle  vob  S.  24.) 


Alter 

Kapitalwert 

Alter 

Kapitalwert 

Alter 

Eapitalwert 

K               1 

! 

K 

t 

K 

30 
1 
2 
3 
4 

6  055,20 
6  001,50 
5  946.70 
5  888,10 
5  828,40 

50 
1 
2 
3 
4 

4  607,10 
4  509,80 
4408,50 
4  306,50 
4  208,00 

70 
1 
2 
3 

t           4 

2  429,70 
2  816,30 
2  210,10 
2  105,40 
2  003,10 

35 
6 
7 
8 
9 

5  767,50 
5  705,40 
5  641,80 
5  576,10 
5  508,60 

55 
6 
7 
8 
9 

4  098,60 
3  998,00 
3  884,70 
3  774,80 
3  661,80 

75 
6 

7 
8 
9 

1  902,90 
1  805,10 
1  709,70 
1  617,60 
1  529,70 

40 
1 
2 
8 
4 

5  439,90 
5  869,10 
5  296,20 
5  220,00 
5  140,50 

60 
1 
2 
3 
4 

3  545,70 
8  485,60 
3  321,90 
8  207,90 
8  094,20 

80 
1 
2 
3 
4 

1  445,70 
1  865,00 
1  286,70 
1  212,30 
1 141,60 

45 
6 
7 
8 
9 

5  058,00 
4  973,40 
4856,40 
4  796,10 
4  708,10 

65 
6 
7 
8 
9 

2  980,20 
2  867,40 
2  755,80 
2  644,80 
2  533,50 

1 

95 
6 

7 
8 
9 

1 

1  074,30 

1  010,40 

952,50 

899,40 

850,50 

Der  Kapitalwert 

einer  jährlichen  Leibrente  von  120  Kronen   für   eine  Witwe  lant  Gesetz  vom 

5.  Juli  1901  (vierteljährig  zahlbar). 


Alter 

Eapitalwert 

Alter 

Eapitalwert 

Alter 

Eapitalwert 

K 

1 

K 

K 

20 

2  145,00 

45 

1  989,60 

70 

969,50 

1 

2  151,80 

6 

1  961,90 

1 

926,50 

2 

2  158,60 

7 

1  981.60 

2 

884,00 

3 

2  165,00 

1          3 

1899,20 

3 

842,20 

4 

2 171,50 

1           9 

1 

1  865,60 

4 

801,20 

25 

2  177,50 

50 

1829,90 

75 

761,20 

6 

2  183,00 

1 

1  798,00 

6 

722,00 

7 

2  187,50 

2 

1754,80 

7 

688,90 

8 

2 191,00 

3 

1  715,60 

8 

647,00 

9 

2  192,90 

4 

1  675,70 

!      ^ 

611,90 

30 

2  198,50 

55 

1  685,20 

80 

578,30 

1 

2  192,80 

6 

1  593,70 

1 

646,00 

2 

2190,20 

7 

1  551,50 

2 

514,70 

3 

2186,00 

8 

1  507,80 

8 

484,90 

4 

2  179,70 

9 

1  462,90 

4 

456,60 

36 

2  171,60 

i         60 

1 418,00 

85 

429,70 

6 

2  162,20 

1           1 

1  373,20 

1           6 

404,20 

7 

2  150,80 

2 

1 327,90           1 

7 

381,00 

8 

2 187,20 

8 

1  282,70 

8 

359,80 

9 

2  121,40 

4 

1  237,20 

9 

340,20 

40 

2 :105,00 

\        65 

1 191,70 

90 

323,50 

1 

2  086,40 

6 

1 146,70 

1 

807,10 

2 

2  067,60 

1           7 

1 102,30 

2 

288,50 

3 

2  042,60 

1           8 

1  057,80 

!          8 

269,60 

4 

2  017,60 

1           ^ 

1  013,80 

4 

253,60 
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Der  Eapitalwert 

einer   jährlichen   Leibrente   von    60  Kronen    für   Kinder   laut    Gesetz  vom 

5.  Juli  1901  (vierteljährig  zahlbar). 


Alter 

Kapitalwert 

Alter 

Kapitaiwert 

K 

K 

0 

582,70 

8 

367,10 

1 

606,00 

9 

321,10 

2 

586,90 

10 

272,90 

3 

559,00 

11 

222,80 

4 

526,70 

12 

170,10 

5 

491,00               ! 

13 

115,60 

6 

452,30               1 

14 

58,90 

7 

410,90               i 

Seit  dem  1.  Januar  1903,  wo  die  Reichsversicherungsanstalt  in  Wirksamkeit 
trat,  liegt  es  der  Postsparbank  ob,  die  Prämien  und  die  vpn  der  Reichsver- 
sicherungsanstalt zum  Erwerb  von  Leibrenten  festgesetzten  Beträge  einzukassieren, 
die  Leibrenten  und  andere  vom  Amt  festgesetzten  Entschädigungen  zu  zahlen  und 
die  Versicherungsfonds  zu  verwalten.  Alle  Postämter,  welche  dem  Dienste  der 
Postsparkasse  offen  stehen,  sind  verpflichtet.  Aus-  und  Einzahlungen  für  die  Rechnung 
der  Reichsversicherungsanstalt  auszuftlhren.  Im  Jahre  1906  sind  ftlr  Rechnung  der 
Reichsversicherungsanstalt  mittels  der  Postämter  ausgeftlhrt  worden: 

3923  Einzahlungen  im  Gesamtbetrag  von  Kr.  733  956,40; 

7759  Auszahlungen    „  „  „      „     178 142,17,  und  zwar: 

Zahl  der  Fälle  Betrag  in  Kr. 

Krankengeld 2184  47  645,58 

Sterbegeld 20  1260,— 

Leibrenten 4388  97  609,79 

Prämienerstattung 1167  31626,80 

Von  den  durch  die  Postsparbank  verwalteten  Versicherungsfonds  waren  Ende 
1906  angelegt:  482  246,92  Kr.  in  Kommunalanleihen,  1 158  833,33  Kr.  in  Obli- 
gationen und  270  000  Kr.  in  Hypotheken.  An  Verwaltungskosten  hatte  die  Reichs- 
versicherungsanstalt der  Postsparkasse  für  das  Jahr  1905  eine  Summe  von 
9045,86  Kr.  erstattet.  (Vgl.  Extrait  du  rapport  au  roi  sur  la  Situation  et  la  gestion 
de  la   caisse  d'öpargne  postale   du  Suöde  pendant  Fannie  1906,  Stockholm  1907. 

Die  Arbeiterversicherungsfonds.  Im  Jahre  1895  brachte  die 
Kgl.  Regierung  beim  Reichstage  eine  Gesetzesvorlage  ein,  betreffend  Pensionierung 
bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit.  In  diesem  Gesetz  war  vorausgesetzt,  daß  der 
Staat  die  damit  verbundenen  Kosten  tragen  solle,  damit  die  beabsichtigten  Ver- 
günstigungen in  ähnlichem  Umfange  auch  den  künftigen  Generationen  zugute 
kämen.  Zu  diesem  Zwecke  schlug  die  Kgl.  Regierung  dem  Reichstage  vor,  für  das 
Jahr  1896  einen  Betrag  von  1400  000  Kronen  an  das  „Staatscomptoir"  zu  über- 
weisen, um  nach  den  näheren  Vorschriften  der  Regierung  von  demselben  verwaltet  zu 
werden.  Der  Reichstag  lehnte,  wie  oben  (s.  Einleitung  S.  4)  erwähnt,  diese  Vorlage 
ab  und  beschloß  die  Pensionsfrage  zur  erneuerten  Prüfung  an  die  Kgl.  Regierung 
zu  überweisen.  Er  wollte  aber  die  Anweisung  jener  Summe  nicht  aufschieben, 
sondern  bewilligte  für  das  Jahr  1896  jene  1 400  000  Kronen  für  Pensionierung  bei 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit. 

Seitdem  ist  jedes  Jahr  derselbe  Betrag  vom  Reichstag  an  den  sog.  Arbeiter  - 
versicherungsfonds überwiesen  worden,  der  am  31.  Dezember  1906 
19  127  758,22  Kronen  betrug.  Zuzüglich  der  Zinsen  pro  1907  mit  rund  800  000  Kr. 
und  der  Bewilligung  des  Reichstags  für  dasselbe  Jahr  mit  1 400  000  Kr.  dürfte  der 
Fonds  Ende  1907  mehr  als  21,3  Millionen  Kronen  betragen. 
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Einnahmen  and  Aasgaben  der  Reichsyersicherungsanstalt 
im  Jahre  1905: 

Einnahmen 

Prämien Kr.  260174,— 

Eapitalwert  der  angekaaften  Leibrenten  „  436  067,11 

Zinsen ,,  47  229,08 

Kronen  733  470,19 

Aasgaben 

Krankengeld Kr.  25  390,72 

Beerdigungskosten „  1 020, — 

Kapitalisierte  Leibrenten „  1423,48 

Leibrenten „  60  832,32 

Zurückgezahlte  Prämien „  16  774,87 

Diverse „  154,15 

Za  den  Reserven „  627  874,65 

Kronen  733  470,19 

Aktiva  and  Passiva  der  Reiohsversicherangsanstalt  am 
31.  Dezember  1905: 

Aktiva 
Bei  der  Postsparbank,  Hanptkasse  and  Post- 
anstalten   Kr.  16  172,37 

Bankrechnangen „  34429,52 

Vorschüsse  von  der  Postsparbank   .     .     .  „  3  528,94 

Staats-  and  sonstige  Wertpapiere   .     .     .  „  1 047  915,40 

Kommanale  Darlehen „  332  345,53 

Laufende  Zinsen „  13  426,93 

Kronen  1 447  818,69 

Passiva 
Nicht    ausgezahlte   Entschädigungen   und 

Prämien Kr.  358,40 

Prämienreserve „  59  354, — 

Entschädigungsreserve „  80  000, — 

Leibrentenreserve „  1182  302,36 

Sicherheitsreserve „  125  803,93 

Kronen  1447  818,69 

Die  Verwaltungskosten  der  Reichsversicherungsanstalt  betrugen  im 
Jahre  1905  Kronen  77  058,52.  Diese  aus  den  Zinsen  des  Arbeiterversicherungs- 
fonds bestrittenen  Ausgaben  verteilen  sich  wie  folgt: 

Gehälter  und  Löhne Kr.  38  169,35 

Aerztliche  Untersuchungen  und  Beschaffung  ärztlicher 
Gutachten  über  verletzte,  in  der  Anstalt  Versicherte 
und  ähnliche  Kosten „       2154,98 

Miete  des  Amtslokals „       3  200,— 

Kosten  für  gelegentliche  Hilfskräfte,  Reisegebühmisse, 
Tagegelder,  Druck  und  Anzeigen,  Beschafiung  und 
Unterhalt  des  Inventars,  Beleuchtung,  Heizung,  Be- 
dienung usw „     18  367,91 

Kosten  der  Ortsvertreter .      „     15166,28 

Summa  Kr.  77  058,52 

Die  VerwaltuDgskosten  der  Postsparbank  für  diese  Versicherungsgeschäfte 
betragen  im  Jahre  1905  Kronen  9  045,86  und  zwar: 
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Gehälter  und  L«hne Kr.  7  622,10 

Aasgaben  für  Schreibmaterial  usw ^       249,83 

An  die  schwedische  Reichsbank  für  die  Verwahrung  der 
Wertpapiere     der    Reichsrersicherungsanstalt,     sowie 

Inkassogebühren „       200, — 

Vergütungen  an  Postbeamte .  „       973,93 

Summa  Kr.  9  045,86 


llnfallYersicherang  Ton  Fisehern. 

Durch  Allerhöchsten  Erlaß  vom  8.  Dezember  1904  erhielt  die  Reichsversicherungs- 
anstalt den  Auftrag,  einen  Gesetzentwurf  wegen  Unfallversicherung  der  Fischer  aus- 
zuarbeiten. Der  demgemäß  von  der  Reichsversicherungsanstalt  eingereichte  Elntwurf 
enthält  zunächst  eine  Darstellung  der  im  Auslande  hierfür  bestehenden  Gesetze 
und  zwar  in  folgenden  Staaten:  Deutschland,  Holland,  Frankreich,  Italien  und 
Dänemark.  Sodann  wird  das  Gutachten  des  sog.  Arbeiterversicherungskomitees 
vom  28.  Juli  1888  angeführt,  worin  es  u.  a.  heißt:  Es  sei  allerdings  wünschenswert, 
daß  alle  in  der  Fischerei  beschäftigten  Personen  gegen  Betriebsunfälle  versichert 
würden;  da  dieselben  aber  meistens  selbständige  Gewerbetreibende  seien,  halte  das 
Komitee  es  für  das  Zweckmäßigste,  die  Einführung  der  obligatorischen  Unfall- 
versicherung der  Fischer  aufzuschieben,  bis  man  eine  größere  Erfahrung  gewonnen 
habe,  wie  dieselbe  am  besten  zu  ordnen  sei.  Jedenfalls  seien  aber  die  aus- 
schließlich für  die  Fischerei  bestimmten  Fahrzeuge  von  der  Versicherung  aus- 
zuschließen. Auch  das  am  9.  November  1900  ernannte  Komitee,  welches  die  Frage 
einer  verbesserten  Pensionierung  der  Seeleute  behandeln  sollte,  hat  sich  am 
15.  November  1904  nur  in  bezug  auf  gewisse  Klassen  von  Fischern  geäußert 
Es  heißt  nämlich  im  §  1  dieses  Entwurfes,  wie  folgt: 

„Jeder  auf  Fahrzeugen  Angestellte  wird,  mit  den  unten  angegebenen  Ausnahmen, 
in  der  ,Pensionsanstalt  der  Handelsflotte'  nach  den  näheren  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  versichert 

Unter  Fahrzeugen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  zu  verstehen: 

1.  die  im  §  2  des  Seerechts  genannten  Fahrzeuge, 

2.  andere  schwedische  Fahrzeuge,  die  —  — b)  für  die  Hochsee- 
fischerei benutzt  werden,  doch  nur  insofern  sie  ganz  gedeckt  sind."  — 

Die  Versicherung  hat  nach  diesem  Entwurf  zu  gewähren: 

1.  Krankengeld  und  Leibrente  an  die  "während  der  Anstellung  auf  Fahrzeugen 
von  einem  Unfall  betroffenen  Personen,  sowie  Sterbegeld  und  Leibrenten  an  die 
Witwe  und  Waisen  bis  zu  deren  15.  Lebensjahre,  wenn  der  Unfall  den  Tod  her- 
beigeführt hat; 

2.  Pension 

a)  an  einen  Versicherten,  der  sich  außerhalb  des  Betriebs  an  Bord  eine 
dauernde  Verminderung  bzw.  den  Verlust  seiner  Erwerbsfähigkeit  zu- 
gezogen oder  ein  gewisses  Lebensalter  erreicht  hat; 

b)  an  die  Witwe  oder  die  unter  16  Jahre  alten  Waisen  eines  Versicherten, 
der  aus  einer  andern  Ursache  als  wegen  Betriebsunfalls  gestorben  ist 

Einem  Betriebsunfall  gleich  zu  achten  ist  der  Fall  einer  solchen  Erkrankung 
während  des  Dienstes  an  Bord,  daß  sie  den  Seemann  in  seinem  Gewerbe  besonders 
gefährden  kann,  und  als  Unfall  während  des  Dienstes  an  Bord  wird  auch  der 
Unfall  gerechnet,  der  den  Verleteten  an  Land  vor  Beginn  oder  nach  Beendigung 
des  Dienstes  während  des  Transports  nach  oder  von  dem  Fahrzeuge  trifit. 

Der  Versicherte  und  der  Besitzer  des  Fahrzeuges  teilen  sich  in  die  Ver- 
sicherungsgebühr zu  gleichen  Teilen. 

Die  Entschädigung  wird  nach  denselben  Gründen  wie  bei  andern  Betriebs- 
unfällen berechnet,  doch  ist  die  sog.  Warte-  oder  Karenzzeit  auf  14  Tage  be- 
schränkt,  wonach   die  Entschädigung   also   schon   am    15.  Tage  nach  dem  Unfall 
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beginnt    Vorsätzliche  Selbstbeschädignng  schließt  jedes  Anrecht  anf  Entschädigung 
aas,  dagegen  nicht  grobe  Fahrlässigkeit." 

Da  nach  der  Ansicht  des  Komitees  nur  die  sog.  Hochseefischer  der  Ver- 
sicherung teilhaftig  werden  sollten,  würden  etwa  3500  Fischer  versicherungs- 
pflichtig sein. 

Das  Unfallentschädigungsgesetz  vom  5.  Juli  1901  enthält  keine  besonderen, 
die  Fischer  betreffenden  Bestimmungen,  da  dasselbe  hauptsächlich  die  Entschädigungs- 
pflicht der  Arbeitgeber  zu  regeln  hat,  während  die  meisten  Fischer  selbständige 
Gewerbetreibende  sind,  was  auch  schon  das  Arbeiterversicherungskomitee  betont 
hatte.  Nach  dem  §  23  des  letztgenannten  Gesetzes  hat  jedoch  der  als  Arbeitgeber 
auftretende  Fischer  das  Recht,  seine  Arbeiter  in  der  Reichsyersieherungsanstalt  zu 
versichern,  und  der  einzelne  Fischer  hat  ebenfalls  das  Recht,  sich  bei  der  Reichs- 
versicherungsanstalt zu  versichern,  sobald  er  als  Arbeiter  im  Sinne  des  Gesetzes  zu 
erachten  ist.  Von  diesem  Recht  hat  jedoch  bis  jetzt  noch  kein  Fischer  Gebrauch 
gemacht,  und  zwar  wahrscheinlich  der  Kosten  wegen. 

Obligatorische  oder  freiwillige  Versicherung.  Die  Fischerei 
wird,  wie  schon  bemerkt,  in  der  Regel  von  Personen  betrieben,  die  ihre  eigenen 
Arbeitgeber  sind,  d.  h.  nicht  im  Dienste  anderer  stehen,  sondern  entweder  jede  fUr  sich 
oder  im  Verein  mit  einem  oder  mehreren  Genossen  das  Fischergewerbe  ausüben.  In 
diesem  Falle  besitzen  sie  meistens  Fahrzeug  und  Fanggeräte  zusammen  und  teilen  sich 
in  den  Gewinn.  Es  liegen  an  sich  keine  Gründe  vor,  eine  besondere  Klasse  von  Gewerbe- 
treibenden, in  diesem  Falle  die  Fischer,  zu  zwingen,  sich  versichern  zu  lassen,  wenn 
man  anderen  Gewerben  unbeschränkte  Freiheit  läßt.  Auch  würde  die  Versicherung 
einer  vereinzelten  Gruppe  von  Gewerbetreibenden  Schwierigkeiten  verursachen.  Vor 
allem  müßte  ganz  genau  angegeben  werden,  welche  Personen  zu  den  versicherungs- 
pflichtigen Fischern  zu  rechnen  wären,  zumal  es  nicht  selten  vorkommt,  daß  die 
Fischerei  als  N  e  b  e  n  beschäftigung  betrieben  vnrd.  Schon  die  Schwierigkeit,  den 
Begriff  des  Fischers  genau  zu  definieren,  würde  die  Kontrolle  darüber,  daß  sich 
alle  versicherungspflichtigen  Fischer  auch  wirklich  versichern,  erschweren,  und 
die  Verwaltungskosten  wtlrden  durch  eine  wirksame  Kontrolle  nicht  unerheblich 
anwachsen.  Die  Reichsversicherungsanstalt  will  deshalb  von  der  obligatorischen 
Versicherung  abraten. 

Staatsbeitrag.  Soll  aber  die  Versicherung  eine  freiwillige  sein,  so 
ist  zu  befürchten,  daß  sie  keinen  allgemeinen  Anschluß  wird  gewinnen  können, 
sofern  die  zu  Versichernden  die  Kosten  allein  tragen  müssen.  Es  ist  daher  vor- 
auszusetzen, daß  der  Staat  zu  den  Kosten  beitragen  muß,  wenn  die  Versicherung 
überhaupt  ihren  Zweck  erfüllen  soll.  Der  Staat  hat  auch  schon  bisher  den  Fischern 
geholfen,  indem  er  z.  B.  den  zur  Versicherung  von  Fischerfahrzeugen  gebildeten 
Vereinen  Beiträge  gewährt  und  Darlehen  zum  Einkauf  von  Fischgeräten  be- 
willigt hat 

Die  Höhe  des  staatlichen  Beitrages  muß  natürlich  in  einem  gewissen  Ver- 
hältnis stehen  zu  der  Fähigkeit  der  Fischerbevölkerung,  noch  weitere  Ausgaben 
zu  tragen.  Schon  jetzt  hat  sie  Opfer  zu  bringen  für  Einkauf  und  Versicherung 
von  Booten  und  Fanggeräten  usw.,  weshalb  noch  weitere  Ausgaben  ihr  nicht  auf- 
erlegt werden  können.  Wenn  die  den  Fischern  aufzuerlegenden  Versicherungs- 
gebtihren  etwa  die  Hälfte  der  tatsächlichen  Kosten  der  Versicherung,  abgesehen 
von  den  Verwaltungskosten,  betragen,  so  dürfte  hinreichend  Rücksicht  auf  ihre  Lage 
genommen  sein.  Und  will  man  den  Zweck  der  Versicherung  nicht  verfehlen,  so 
wird  man  die  Angelegenheit  so  ordnen  müssen,  daß  die  Fischer  einen  ein  für  alle- 
mal festgestellten  Beitrag  zahlen,  während  der  Staat  die  ev.  entstandenen  übrigen 
Kosten  und  insbesondere  stets  die  Verwaltungskosten  trägt,  was  ja  schon  bei  der 
analogen  Unfallversicherung  der  Arbeiter  bei  der  Reichsversicherungsanstalt  der 
Fall  ist. 

Das  Recht,  dieser  vom  Staate  unterstützten  Versicherung  teilhaftig  zu  werden, 
dürfte  allen  in  Schweden  beheimateten  Fischern  zu  bewilligen  sein,  und  unter 
ihnen  nicht  nur  den  in  der  Hochseefischerei  beschäftigten,  sondern  auch  den  Binnen- 
«eefischem,  die  dasselbe  beantragen. 
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Die  Entschädigang  Dach  diesem  Gesetzesvorschlag  erfolgt  anter  denselben 
Bedingungen,  in  demselben  Umfange  und  mit  denselben  Beträgen,  wie  sie  in  dem 
Unfallentschädigungsgesetz  vom  5.  Juli  1901  bestimmt  sind.  Eine  Verkürzung  der 
sog.  Warte-  oder  Karenzzeit  erscheint  jedoch  wtlnschenswert,  weshalb  beantragt 
wird,  gegen  einen  im  voraus  zu  bestimmenden  Prämienzuschlag  die  Entschädigungen, 
Krankengelder  und  Leibrenten  schon  vom  15.  Tage  nach  dem  Unfall  an  zu  ge- 
währen. 

Kosten  derVersicherung;Anzahl  der  schwedischen  Fischer. 
Nach  der  Angabe  der  Kgl.  Landwirtschaftlichen  Verwaltung  betrug  die  Anzahl  der  auf 
den  Meeren  beschäftigten  schwedischen  Fischer  im  Jahre  1904  insgesamt  10879  Mann. 
Hierzu  kommen  jedoch  noch  etwa  5000  in  denjenigen  Bezirken,  aus  denen  keine  amt- 
lichen Angaben  vorliegen,  und  dann  noch  die  große  Menge  derer,  die  sich  mit  dem  bei 
weitem  weniger  gefährlichen  Fischfang  auf_  den  Landseen  und  Flüssen  beschäftigen. 
Doch  wird  man  wohl  annehmen  können,  dafi  diese  sich  nicht  in  größerer  Aus- 
dehnung werden  versichern  lassen.  Wie  dem  auch  sei,  die  wahrscheinliche  Anzahl 
der  zu  versichernden  Fischer  hat  man  auf  etwa  15000  Mann  geschätzt. 

Der  kürzlich  verstorbene  Fischereiintendant  Dr.  A.  H.  Malm  hat  amtlich 
die  Anzahl  der  1894 — 1904  in  dem  Regierungsbezirk  Gotenburg  ertrunkenen  Fischer 
auf  125,  ihre  Witwen  auf  64  und  ihre  Waisen  auf  227  angegeben,  somit,  unter 
der  Annahme,  daß  der  Regierungsbezirk  jährlich  4000  Fischer  zählte,  in  zehn  Jahren 
3,13  ^Iqq  Todesfälle  im  Betriebe.  Die  entsprechenden  Ziffern  des  Regierungsbezirks 
Hallaud  für  1888—1903  sind  29  ertrunkene  Fischer,  d.  h.  der  Sterblichkeits- 
koeffizient ist  3,02  7oo  iiiJ*ßr  der  Annahme,  daß  der  Regierungsbezirk  600  Fischer  pro 
Jahr  zählte.  Der  durchschnittliche  Koeffizient  der  Sterblichkeit  wegen  Betriebsunfälle 
für  jene  beiden  Regierungsbezirke  wäre  mithin  3,1  ^Jqq,  eine  Ziffer,  die,  wenn  auf  das 
ganze  Reich  bezogen,  jedenfalls  nicht  zu  niedrig  ist,  da  die  Fischerei  ohne  Zweifel 
gerade  dort  am  gefährlichsten  ist 

Eine  Statistik  der  eine  dauernde  Invalidität  von  Fischern  verursachenden 
Betriebsunfälle  existiert  in  Schweden  noch  nicht.  Das  für  die  Pensionierung  der 
Seeleute  eingesetzte  Komitee  führt  jedoch  aus  der  Statistik  der  Hamburger  See- 
Berufsgenossenschaft  an,  daß  in  Deutschland  unter  den  auf  Segelschiffen  angestellten 
Seeleuten  die  eine  dauernde  Invalidität  verursachenden  Betriebsunfälle  2,40 
pro  1000  Versicherte,  bei  einem  durchschnittlichen  Invaliditätsprozent  von  22,7, 
betrugen.  Man  dürfte  wohl  zu  dem  Schlüsse  berechtigt  sein,  daß  die  Invaliditäts- 
fälle der  Fischer,  sowohl  an  Anzahl  als  auch  dem  Grade  nach,  nicht  diejenigen 
der  auf  Segelschiffen  angestellten  Matrosen  erheblich  übertreffen  werden.  Der 
Sicherheit  halber  ist  jedoch  die  relative  Anzahl  der  Unfälle  pro  1000  Versicherte 
auf  3,00  erhöht  worden. 

Der  Berechnung  der  jährlichen  Ausgaben  für  Krankengelder  vom  60.  Tage 
nach  dem  Unfälle  an  dürfte  man  die  Erfahrung  der  Reichsversicherungsanstalt  zu- 
grunde legen  können,  wonach  dieselben  etwa  0,25  Kronen  pro  Versicherten  be- 
tragen, welche  Ziffer  vorsichtshalber  auf  0,35  Kronen  erhöht. worden  ist. 

Nach  dem  Immediatbericht  der  Reichsversicheruugsanstalt  vom  Jahre  1904 
(S.  11)  beträgt  der  Kapitalwert  einer  Leibrente  von  300  Kronen  an  einen  invaliden 
Arbeiter  durchschnittlich  5140  Kronen,  und  nach  demselben  Bericht  (S.  35)  die 
kapitalisierte  Entschädigungssumme  pro  Todesfall  1750  Kronen. 

Demnach  würden  die  jährlichen  Kosten  für  jeden  Versicherten  mit  Ent- 
schädigungsanspruch nach  §  4  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1901  betragen: 

für   den  Todesfall       1750- 0,0031 Kronen  5,43 

„     die  Invalidität     5140.0,003-0,227     ....  „        3,50 

„     Krankenhilfe    ♦ .  „        0,35 


Insgesamt  Kronen  9,28. 


Die  jährliche  Prämie  würde  also  nach  diesen  Berechnungsgründen  etwa 
9,30  Kronen  betragen. 

Nach  den  in  Dänemark  (s.  Heft  la  S.  12 ff.)  gewonnenen  Erfahrungen 
kann  man  annehmen,  daß  nicht  mehr  als  etwa  ein  Drittel  jener  oben  angegebenen 
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Anzahl  Fischer,  d.  h.  etwa  5000,  sich  in  der  ersten  Zeit  der  Versicherung  bedienen 
werden.  Unter  dieser  Voraussetzung  und  unter  der  Bedingung,  daß  der  jährliche 
Beitrag  der  Versicherten  auf  je  fünf  Kronen  mit  Entschädigungsanspruch  nach 
60  Tagen  (§  4  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1904)  und  auf  sechs  Kronen  mit  Ent- 
schädigung nach  14  Tagen  festgesetzt  wird,  würde  der  in  der  ersten  Zeit  vom 
Staate  zu  leistende  Beitrag  zu  den  Verwaltungskosten  etwa  25000  Kronen  betragen 
müssen. 

Organisation.  Da  der  Staat  bereits  ein  für  die  Unfallversicherung  von 
Arbeitern  bestimmtes  Amt,  die  ßeichsversicherungsanstalt,  besitzt,  erscheint  es  am 
besten,  die  Versicherung  der  Fischer  ebenfalls  diesem  Amt  zu  überweisen,  und 
zwar  nach  den  schon  bestehenden  Vorschriften  des  §  24  des  Gesetzes  vom 
5.  Juli  1901.  Die  hierdurch  vermehrten  Geschäfte  desselben  sind  von  derselben 
Beschafienheit  wie  jene,  weshalb  auch  die  Verwaltungskosten  vermindert  und  die  Be- 
urteilung der  Entschädigungsansprüche  nach  einheitlichen  Grundsätzen  erledigt  werden 
könnten.  Auch  würde  sich  die  Verwaltung  vereinfachen,  wenn  die  Postsparbank,  wie 
es  jetzt  schon  hinsichtlich  der  Versicherungsgeschäfte  der  Reichsversicherungsanstalt 
geschieht,  die  Gebühren  erhöbe  und  die  Entschädigungen  auszahlte  und  wenn 
ihre  Direktion  das  Vermögen  der  Fischereiversicherung  verwaltete. 

Verwaltungskosten.  Unter  der  Annahme,  daß  sich  etwa  5000  Fischer 
in  der  ersten  Zeit  versichern  ließen,  würden  die  vermehrten  Ausgaben  der  Beichs- 
versicherungsanstalt,  einbegriflfen  die  Mehrausgaben  für  Hilfskräfte,  Ortsvertreter, 
Schreibmaterialien  usw.,  sich  auf  etwa  7100  Kronen  jährlich  belaufen.  — 

Die  Reichsversicherungsanstalt  beantragte  hiemach  unter  dem 
15.  Dezember  1905  bei  der  Kgl.  Regierung  die  Einrichtung  einer  besonderen,  für 
Fischer  bestimmten  staatlichen  Versicherung  gegen  Betriebsunfälle  nach  folgenden 
Grundsätzen: 

1.  Jede  in  Schweden  beheimatete  Person,  die  sich  ganz  oder  teilweise  vom 
Fischfang  ernährt,  kann  sich,  einerlei  ob  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung 
arbeitet,  durch  Versicherung  in  der  Reichsversioherungsanstalt  eine  Entschädigung 
nach  den  Bestimmungen  im  §  4  des  Unfallentschädigungsgesetzes  vom  5.  Juli  1901 
sichern. 

2.  Entschädigung  nach  dieser  besonderen  Versicherung  wird  ausgezahlt,  wenn 
der  Versicherte  beim  Fischfang  auf  einem  schwedischen  Fahrzeuge,  sei  es  innerhalb 
oder  außerhalb  der  schwedischen  Gewässer,  von  einem  Unfälle  betroffen  vdrd, 
sofern  derselbe  die  Folge  seiner  Betriebstätigkeit  war  oder  bei  der  Rettung  von 
Menschenleben  aus  Seenot  oder  bei  der  Benutzung  eines  Fischerfahrzeuges  erfolgte, 
auch  wenn  keine  Fischerei  darauf  betrieben  wurde,  sofern  dasselbe  nicht  für  eine 
mit  der  Fischerei  in  keiner  Beziehung  stehende  Frachtfahrt  benutzt  war.  Hat  der 
Versicherte  sich  die  Verletzung  vorsätzlich  oder  durch  grobe  Fahrlässigkeit  zu- 
gezogen, so  verliert  er  alle  Ansprüche  auf  Schadenersatz. 

3.  Die  Versicherung  umfaßt  wenigstens  ein  Jahr,  und  die  jährliche  Prämie 
beträgt  fünf  Kronen. 

4.  Durch  jährlichen  Zuschlag  von  1  Krone  erhält  der  Versicherte  das  Anrecht 
auf  Entschädigung  schon  vom  15.  Tage  nach  dem  Unfall. 

5.  Sollten  die  obengenannten  Prämien  dier  Versicherten  die  Kosten  der  vor- 
geschlagenen Entschädigungen  nicht  decken,  so  werden  dieselben  vom  Staate  be- 
stritten; sie  werden  nach  Abschluß  der  Jahresrechnung  und  Berechnung  der 
Schulden  der  Versicherung  an  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Versicherung 
nach  Requisition  des  zur  Tilgung  der  Schulden  nötigen  Staatsbeitrages  ausbezahlt. 

6.  Die  durch  die  in  Rede  stehende  Versicherung  entstehenden  Verwaltungs- 
kosten trägt  der  Staat. 

7.  Im  übrigen  gelten  für  diese  Versicherung  die  entsprechenden  Vorschriften 
des  Unfallentschädigungsgesetzes  vom  5.  Juli  1901. 

Unter  der  Voraussetzung  der  Allerhöchsten  Genehmigung  dieses  Antrages  der 
Reichsversicherungsanstalt  beantragt  dieselbe:  daß  von  den  Zinsen  des  Arbeiter- 
versicherungsfonds zur  Bestreitung  des  Staatsbeitrages  für  die  Versicherung  der 
Fischer  vorläufig  ein  Vorschuß  von  25000  Kr.  jährlich  angewiesen  werde,  und  daß  zur 
Deckung  der  für  die  Versicherung  nötigen  Verwaltungskosten  der  Reichsversicherungs- 
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aostalt  ebenfalls  von  den  Zinsen  des  Arbeiteryersichemngsfonds  ein  jährlicher  Vor- 
schuß von  7100  Kronen  zur  Verfügung  gestellt  werde. 

Der  Chef  der  Reichsversicherungsanstalt  und  Verfasser  dieses  Heftes  hatte 
jedoch  in  einem  Punkte  eine  von  der  Mehrheit  der  Reichsrersichemngsanstalt  ab- 
weichende Meinung.    Er  äußerte  ungefähr  folgendes  zum  Protokoll: 

„Sollte  die  in  Schweden  einzuführende  Versicherung  von  Fischern  seitens  des 
Staates  die  Entschädigung  an  keine  anderen  Hinterbliebenen  als  an  Witwen  und 
Waisen  des  Verstorbenen  auszahlen,  so  müsse  man  nach  den  Erfahrungen  des 
Auslandes  annehmen,  daß  der  Beitritt  der  Fischer  kein  allgemeiner  werden  würde; 
er  beantrage  daher  die  Erweiterung  der  Entschädigungsansprüche  dahin,  daß,  im 
Falle  der  Verstorbene  keine  Witwe  oder  Waisen  hinterlasse,  seine  Eltern  oder 
minderjährigen  Greschwister  eine  Entschädigung  erhielten,  wenn  der  Verstorbene  bei 
Lebzeiten  dieselben  versorgt  oder  zu  ihrer  Versorgung  beigetragen  habe. 

Am  besten  sei  es,  ihnen  eine,  wenn  auch  kleinere  Leibrente,  als  der  Witwe 
und  den  Waisen,  zu  gewähren.  Dies  würde  jedoch,  falls  die  Rente  nicht  gar  zu 
klein  werden  solle,  die  Versicherungskosten  erheblich  vermehren,  weshalb  die  Aus- 
zahlung eines  Kapitals  vorzuziehen  wäre.  Er  beantrage  daher  eine  Abfindungs- 
summe insgesamt  von  höchstens  600  Kronen,  und  zwar  an  die  Eltern  höchstens 
zwei  Drittel  davon,  d.  h.  400  Kronen,  und  an  die  noch  nicht  15  Jahre  alten  Ge- 
schwister 200  Kronen  zusammen  und  zu  gleichen  Teilen;  sollten  jedoch  beide  Eltern 
schon  vor  ihm  gestorben  sein,  so  seien  die  Geschwister  mit  zusammen  400  Kronen 
abzufinden. 

Eine  Berechnung  der  hierfür  nötigen  Mehrausgaben  sei  natürlich  schwierig, 
da  keine  Statistik  über  die  in  Schweden  unvereheUcht  verstorbenen  Fischer  und 
deren  Hinterbliebene  vorliege. . 

Aus  den  amtlichen  Berichten  des  Gotenburger  Regierungsbezirks,  wo  die  An- 
zahl der  Mscher  auf  4000  berechnet  worden  sei,  gehe  hervor,  daß  vom  1.  Juli 
1894  bis  zum  1.  Juli  1904  125  Fischer  ertrunken  seien,  von  denen  61  unver- 
heiratet gewesen,  also  durchnittlich  6,1  pro  Jahr.  Auf  5000  Fischer  würden  sich 
also  pro  Jahr  7,6  unverheiratete  unter  den  durch  Ertrinken  verunglückten  Fischern 
ergeben.  Alle  unverheirateten  dürften  jedoch  nicht  Eltern  oder  junge  Geschwister 
hinterlassen,  und  auch  die  Häufigkeit  der  Todesfälle  werde  in  den  übrigen  Re- 
gierungsbezirken wohl  nicht  so  hoch  sein.  Wenn  man  indessen  600  Baronen  für 
jeden  unverehelicht  verstorbenen  Fischer  und  die  Anzahl  der  verstorbenen  im 
jährlichen  Mittel  zu  8  pro  5000  berechnet,  würde  die  jährliche  Entschädigung 
4800  Kronen  betragen.  Bezahlten  nun  Fischer  und  Staat  je  die  Hälfte  dieser 
Summe,  so  würden  sich  die  Prämieu  der  Versicherten  um  etwa  0,50  Kronen  und 
die  Ausgaben  des  Staates,  unter  der  Voraussetzung,  daß  sich  in  der  ersten  Zeit 
6000  Fischer  meldeten,  um  etwa  2400  Kronen  erhöhen." 


llnfallentschädigung  tttr  Wehrpfliehtige  im  Frieden. 

Im  Jahre  1907  beantragte  der  Reichstag  bei  der  Königlichen  Regierung  die 
Vorlage  einer  staatlichen  Unfallversicherung  der  Wehrpflichtigen  im 
Frieden.  Die  betrefi'ende  Reichstagskommission  erwähnt  in  der  Einleitung  ihres 
Berichts,  daß  die  Frage  von  der  Entschädigung  der  bei  Friedensübungen  verletzten 
Wehrpflichtigen  schon  einmal  Gegenstand  der  Gesetzgebung  gewesen  sei  So  bestimme 
schon  das  Gesetz  vom  13.  November  1860,  daß  die  Wehrpflichtigen  dasselbe  Anrecht 
auf  Gratialien  und  Pensionen  haben,  wie  die  Stammsoldaten  und  Matrosen  in  ähnlicher 
Lage.  Das  heute  gültige  Wehrpf  lieh tge setz  vom  14.  Juni  1901  sagt;  „Hat 
sich  ein  Wehrpflichtiger  im  Dienste  einen  Schaden  zugezogen,  der  seine  Leistungs- 
fähigkeit (Arbeitstüchtigkeit)  mehr  oder  weniger  vermindert,  so  ist  er  für  seine 
Person  und  für  seine  Hinterbliebenen  zu  der  Unterstützung  bzw.  Pension  berechtigt, 
welche  die  Gesetze  betreffend  die  Pensionierung  des  Heeres  und  der  Marine  be- 
stimmen." —  Es  besteht  gegenwärtig  ein  Invaliden-  und  Pensionsionds  zur  Unter- 
stützung solcher  Wehrpflichtigen,  die  im  Dienst   einen   ihre  Erwerbsfähigkeit  ver- 
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miDdemden  Schaden  erlitten  haben,  und  der  Witwen  und  Waisen  solcher,  die  im 
Kriege  gefallen  oder  infolge  irgendwelcher  im  Kriege  erworbenen  Krankheiten  oder 
Verletzungen  gestorben  sind.  Am  1.  Januar  1905  betrug  dieser  Fonds  Kr.  2 154245,97, 
seine  Einnahmen  beliefen  sich  auf  Kr.  141207,27,  und  er  zahlte  1905  an  verletzte 
Wehrpflichtige  Kr.  4173,55  Pensionen  und  Entschädigungen. 

Seit  einigen  Jahren  wenden  sich  die  militärischen  Behörden  an  die  Reichs- 
versicherungsanstalt mit  Anfragen,  ob  die  angemeldeten  Verletzungen  der  Wehr- 
pflichtigen eine  Entschädigung  laut  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1901 
zur  Folge  gehabt  hätten,  und  wie  groß  dieselbe  in  diesem  Fall  sein  wttrde,  und 
berufen  sich  in  ihrer  diesbezüglichen  Eingabe  an  die  königliche  Regierung  auf 
das  Gutachten  der  Beichsversicherungsanstalt,  wt)rauf  die  königliche  Regierung  die 
Auszahlung  der  betreffenden  Entschädigung  aus  dem  Invaliden-  und  Pensionsfonds 
der  Wehrpflichtigen  verfügt. 

Da  jedoch  die  bestehenden  Gesetze  nichts  über  die  Berechnungsgründe  jener 
Entschädigungen  an  Wehrpflichtige  und  deren  Hinterbliebene  enthalten,  wünschte 
der  Reichstag  von  1907  klare  und  deutliche  Gesetzesvorschriften,  besonders  da  die 
mit  der  Frage  beauftragte  Kommission  die  bisherige  Prozedur  für  sehr  umständlich 
erklärte  und  die  ganze  Angelegenheit  an  die  Reichsversicherungsanstalt  überweisen 
wollte,  und  zwar  so,  daß  jeder  zu  einer  Rente  berechtigte  Wehrpflichtige  oder  seine 
Hinterbliebenen  von  dieser  Anstalt  ein  Leibrentenbuch  erhielte,  mittels  dessen  viertel- 
iährlich  bei  jeder  beliebigen  Postspairbank  der  fällige  Betrag  erhoben  werden  könne. 
Auch  schlug  die  Kommission  vor,  einem  im  Dienst  verletzten  Wehrpflichtigen  eine 
höhere  Entschädigung  zu  bewilligen,  als  nach  dem  ünfallversicherungsgesetz  einem 
verletzten  Arbeiter  zukomme. 

Der  Reichstag  anerkannte  die  Gründe  der  Kommission  und  beantragte  daher 
bei  der  königlichen  Regierung  eine  Untersuchung  der  Frage  betreffend  Entschädigungen 
ap  solche  Wehrpflichtige,  Äe  durch  im  Dienste  zugezogene  Verletzungen  an  Elr- 
werbsfähigkeit  eingebüßt  hätten,  oder,  im  Falle  des  Todes,  an  deren  Hinterbliebene. 


m.  InyaliditSts-  und  Altersyersicherung. 

Nach  dem  Falle  der  Vorlage,  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung, 
im  Reichstage  vom  Jahre  1898  (s.  Heft  IH,  S.  41)  ist  dieser  Teil  der  Arbeiter- 
versicherung —  mit  Ausnahme  der  Seemanns  Versicherung  (s.  unten  S.  40ff.)  — 
erst  im  Jahre  1905  vom  Reichstag  wieder  zum  Gegenstand  der  Beratung  gemacht 
worden.    Es  wurden  nämlich  in  diesem  Jahre  folgende  Anträge  eingebracht: 

1.  von  dem  Abgeordneten  Hjalmar  Branting  u.  a.,  „die  königliche 
Regierung  möge  von  neuem  die  in  den  Anschreiben  des  Reichstags  vom  11.  Mai 
1884  und  vom  10.  Mai  1895  (s.  S.  3,  41  a.  a.  0.)  enthaltenen  Gesuche,  betreffend 
Vorlage  einer  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  von  Arbeitern  usw.,  in  Erwägung 
ziehen"; 

2.  von  dem  Abgeordneten  P.  0.  Lundell,  „der  Reichstag  möge  bei  der 
königlichen  Regierung  um  eine  Untersuchung,  in  welcher  Weise  eine  freiwillige 
und  vom  Staate  unterstützte  allgemeine  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  ein- 
geführt werden  könne,  und  um  eine  diesbezügliche  Gesetzesvorlage  petitionieren"; 

3.  von  dem  Abgeordneten  J.  Forsseil  u.  a.,  „der  Reichstag  möge  bei  der 
königlichen  Re^erung  petitionieren,  nach  den  oben  angegebenen  Gründen  die 
Frage  der  Alterspensionierung  sämtlicher  Landesangehörigen,  die  ein  gewisses  Alter 
erreicht  haben,  zu  untersuchen  und  diesbezügliche  Gesetze  vorzuschlagen". 

Diese  Anträge  wurden  an  zwei  von  jeder  Kammer  besonders  gewählte 
Kommissionen  überwiesen.   Aus  den  Berichten  derselben  sei  hier  folgendes  angeführt. 

In  der  Einleitung  wird  über  die  Entwicklung  und  Lage  der  Arbeiterver- 
sicherungsfrage im  Auslande,  besonders  und  ausführlicher  über  die  Arbeiterver- 
sicherung in  Deutschland  berichtet,  sodann  über  die  Behandlung  der  Frage  in 
Schweden  seit  dem  Anschreiben  des  Reichstages  an  die  königliche  Regierung  vom 
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11.  Mai  1884,  in  welchem  um  eine  Untersuchung  petitioniert  worden  war,  ob  und 
in  welchem  Umfange  Maßregeln  erforderlich  sein  könnten,  um  das  Verhältnis  der 
Arbeitgeber  und  det  Arbeiter  hinsichtlieh  etwaiger  Unfälle  im  Betriebe  zu  ordnen 
und  den  Arbeitern  und  ähnlichen  Personen  eine  Alters-  und  Invaliditätsversicherung 
zu  schaffen.  Femer  sind  die  von  da  ab  bis  zum  Reichstage  1905  erlassenen  Ver- 
ftlgungen  besprochen;  dieselben  finden  sich  bereits  in  Heft  U,  S.  7  ff.  im  Abschnitt  II 
„Unfall-  und  Invaliditätsversicherung  in  Schweden"  behandelt. 

Die  daselbst  (S.  41)  erwähnte  königliche  Gesetzesvorlage  an  den  Reichstag 
vom  Jahre  1898,  welche  die  Einführung  einer  Pensions-  und  Leibrentenversicherung 
bezweckt,  wurde  von  der  ersten  Kammer  abgelehnt,  aber  der  die  allgemeine 
Forderung  der  obligatorischen  Pensionsversicherung  enthaltende  §  1  von  der  zweiten 
Kammer  angenommen.  Durch  den  Beschluß  der  ersten  Kammer  war  also  die 
Vorlage  endgültig  abgelehnt  und  auch  der  in  derselben  Kammer  gestellte  Antrag, 
die  Königliche  Regierung  möge  die  Frage  einer  erneuerten  Prüfung  unterziehen, 
gewann  nicht  den  Beifall  der  Kammer. 

Nach  den  Gesetzesvorschlägen  von  1895  und  von  1898  sollten  Schiffer  und 
Besatzungen  von  Fahrzeugen  der  Versicherungspflicht  nicht  unterworfen  sein.  Wegen 
der  eigenartigen  Betriebsverhältnisse  der  Seeleute  hielt  man  es  für  das  Beste, 
die  Pensionierung  derselben  von  der  allgemeinen  Arbeiterversicherung  zu  trennen 
und  selbständig  zu  ordnen.  Ein  auf  Ansuchen  des  Reichstags  vom  11.  Mai  1900 
von  der  königlichen  Regierung  ernanntes  Komitee  hat  am  15.  November  1904 
einen  Bericht  sowie  einen  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Versicherung  von 
Seeleuten  —  sowohl  Unfall-  als  auch  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  der- 
selben —  abgegeben.  Ueber  diesen  Gesetzesentwurf  wird  weiter  unten  (S.  40  ff.) 
näher  berichtet. 

Die  Kommission  der  zweiten  Kammer  äußerte  sich  weiter 
wie  folgt: 

„Es  ist  in  der  Natur  der  Sache  begründet,  daß  in  einer  so  schwierigen  Frage 
von  großer  ökonomischer  Tragweite,  wie  es  die  Invaliditäts-  und  Alterspensionierung 
ist,  über  die  Wahl  der  Wege  nach  dem  von  allen  erstrebten  Ziele  die  Ansichten 
auseinandergehen  und  einander  sogar  widersprechen  müssen. 

Eine  der  Prinzipfragen,  welche  diese  Meinungsverschiedenheit  verursacht  hat, 
ist  nun  die,  ob  diese  Pensionsversicherung  auf  Freiwilligkeit  oder  gesetz- 
lichen Zwang  zu  gründen  sei.  G^gen  die  Zwangsversicherung  ist  hauptsächlich 
angeführt  worden,  daß  sie  einen  unbefugten  Eingriff  in  die  Freiheit  des  Individuums, 
über  seine  Ersparnisse  nach  eignem  Belieben  zu  verfügen,  bedeuten,  daß  der  Zwang 
auf  die  Sparsamkeit  und  das  Bestreben  des  Einzelnen,  für  seine  Zukunft  selber  zu 
sorgen,  lähmend  einwirken  und  somit  durch  Schwächung  der  ökonomischen  Selbst- 
verantwortlichkeit einen  in  moralischer  Hinsicht  schädlichen  Einfluß  ausüben  würde. 
Diejenigen,  die  sich  dieser  Ansicht  anschlössen,  haben  daher  die  Aufgabe  des 
Staates  nur  auf  solche  Maßregeln  beschränken  wollen,  welche  die  freiwillige  Ver- 
sicherang zu  ermuntern  und  zu  unterstützen  imstande  wären.  Dagegen  ist  erwidert 
worden,  daß  überall  da,  wo  das  genügende  Verständnis  für  das  eigene  Interesse 
oder  die  Fähigkeit,  dasselbe  zu  verwirklichen,  fehle  —  was  in  der  vorliegenden 
Frage  wohl  von  den  meisten  Mitgliedern  der  wirtschaftlich  und  sozial  untersten 
Gesellschaftsklasse  behauptet  werden  könne  —  ein  Zwang,  der  die  dem  Staate 
schädlichen  Uebelstände  zu  beseitigen  bestimmt  sei,  durchaus  berechtigt  sein  müsse, 
und  daß,  wenn  das  Prinzip  der  Freiwilligkeit  die  einzige  Grundlage  einer  dies- 
bezüglichen Gesetzgebung  sein  soll,  eine  derartige  vom  Staate  unterstützte  Ver- 
sicherung in  den  meisten  Fällen  denen  nicht  nützen  würde,  denen  man  gerade 
helfen  wolle,  sondern  ganz  anderen  Personen,  die  sich  der  Vorteile  derselben  bedienen 
würden,  ohne  im  allgemeinen  das  entsprechende  Bedürfnis  zu  haben. 

Da  Herrn  Lundell's  an  die  Kommission  überwiesener  Antrag  die  Errichtung 
einer  auf  dem  Prinzip  der  Freiwilligkeit  fußenden  und  vom  Staate  unterstützten 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung  bezweckt,  hat  die  Kommission  die  Frage,  ob 
freiwillige  oder  obligatorische  Versicherung  vorzuziehen  sei,  beraten.  Wegen  der 
Gründe,  die  für  die  obligatorische  Versicherung  sprechen,  und  wegen  der  durch 
die   Erfahrungen   des   Auslandes   bestätigten   Ueberzeugung,   daß    der  Zweck,   für 
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dessen  Erreichung  das  Einschreiten  des  Staates  ganz  besonders  notwendig  erscheint, 
wesentlich  würde  verfehlt  werden,  wenn  die  Pensionsversicherung  nnr  auf  Frei' 
.Willigkeit  gegründet  würde,  hat  sich  die  Kommission  unbedingt  der  Auffassung 
angeschlossen,  die  der  Hauptgedanke  der  betreffenden  Gesetzesvorlagen  von  1895 
und  1898  gewesen  ist.  Nach  der  Ansicht  der  Kommission  muß  daher  eine  vom 
Staate  errichtete  und  unterstützte  Invaliditäts-  und  Alterspensionierung  auf  dem 
durch  Gesetz  geregelten  Versicherungszwang  begründet  sein. 

Femer  hatte  die  Kommision  im  Anschluß  an  diese  Anträge  auch  die  Fragen 
zu  beantworten,  ob  durch  die  Vermittlung  des  Staates  nur  Alterspensionen 
oder  auch  zugleich  Invaliditätspensionen  zu  beschaffen  seien,  und  ob  die 
Pensionierung  als  eine  allgemeine  oder  nur  als  eine  Pensionierung 
gewisser  Gesellschaftsklassen  anzuordnen  sei. 

Der  Antrag  des  Herrn  Forsseil  u.  a.  bezweckte  die  Alterspensionierung 
aller  Einwohner  des  Reiches,  die  ein  gewisses  Alter  erreicht  haben;  dieselbe  solle 
ohne  Beiträge  der  Versicherten  vom  Staate  ausgezahlt  werden,  weshalb  neue 
Steuern  einzuführen  seien.  Die  Idee  der  allgemeinen  Volkspensiouierung  ist  ja 
allerdings  aü  und  für  sich  sehr  bestechend;  Aber  es  ist  ohne  Zweifel  viel  wich- 
tiger, zuerst  zu  prüfen,  wie  sich  mit  Hilfe  des  Staates  den  wirtschaftlieh 
schwächeren  Klassen  ein  bescheidenes  Auskommen  im  Alter  sichern  lasse,  ehe 
man  die  Fürsorge  auf  alle  Einwohner  des  Reiches  erstreckt,  zumal  eine  so  weit 
ausgedehnte  Pensionierung  ungeheure  Kosten  verursacht,  falls  die  Pensionen  einiger- 
maßen dem  Bedürfnis  entsprechen  sollen.  Außerdem  spricht  die  Kommission  ihre 
schweren  Bedenken  gegen  den  Vorschlag  des  Antragstellers  aus,  nunmehr  das,  nach 
der  Ansicht  der  Kommission  richtige,  Prinzip  zu  verlassen,  daß  die  Pensions- 
versicherung in  erster  Linie  die  Sache  des  Einzelnen  sein  müsse,  wobei  er  jedoch 
vom  Staate  kräftig  zu  unterstützen  sei. 

Der  Ausgang  der  Pensionsversicherungsfrage  im  Reichstage  1898  war  jeden- 
falls von  der  Art,  daß  die  Kgl.  Regierung  nicht  ohne  erneutes  Ansuchen  des  Reichs- 
tags derselben  noch  einmal  näher  treten  mochte.  Ein  solches  neues  Ansuchen 
bezweckt  der  Antrag  B  r  a  n  t  i  n  g.  Auch  die  Kommission  ist  von  der  Notwendigkeit 
desselben  überzeugt,  doch  ist  sie  der  Ansicht,  daß  in  diesem  Falle  auch  die  Grundsätze 
angegeben  werden  müßten,  auf  welche  eine  neue  Vorlage  zu  begründen  wäre.  Nach 
der  Ansicht  der  Kommission  müßten  dieselben  etwas  anders  beschaffen  sein  als 
diejenigen,  die  wegen  des  Wortlautes  des  Reichstagsschreibens  vom  11.  Mai  1884 
in  die  bisher  vom  Reichstage  behandelten  Gesetzesentwürfe  aufgenommen  wurden. 

Eine  bestimmte  Grenze  zu  ziehen  zwischen  Arbeitern  und  ähnlichen  Personen 
einerseits  und  den  übrigen  Gesellschaftsklassen  andrerseits  dürfte  unmöglich  sein. 
Das,  was  allen  Personen,  auf  die  sich  jenes  Reichstagsschreiben  bezieht,  gemeinsam 
ist,  das  ist  der  Umstand,  daß  sie  weniger  als  andere  Klassen  imstande  sind,  selber 
für  ihr  Alter  zu  sorgen.  Der  Zweck  der  Pensionsversicherung  scheint  daher  der  sein  zu 
müssen,  einem  jeden,  der  dessen  benötigt,  ein  notdürftiges  Auskommen 
zu  sichern.  Wenn  man  von  dieser  Voraussetzung  ausgeht,  kann  die  Frage  offenbar 
^icht  durch  die  Pensionsversicherung  von  nur  einer  gewissen  Gesellschaftsklasse 
befriedigend  gelöst  werden.  Denn  es  läßt  sich  nicht  im  voraus  sagen,  wer  einmal 
eine  Alterspension  nötig  haben  wird.  Ebenso  wie  das  erste  Arbeiterversicherungs- 
komitee ist  auch  die  Kommission  der  Ansicht,  daß  der  einzige  Weg,  der  zum  Ziele 
führt,  die  gesetzliche  Versicherungspflicht  aller,  also  eine  wirkliche 
V  0 1  k  s  Versicherung,  ist. 

Aus  der  Allgemeinheit  der  Versicherungspflicht  folgt  jedoch  keineswegs,  daß 
das  Pensionsrecht  allgemein  sein  müsse  in  dem  Sinne,  daß,  was  nun  besonders 
die  Alterspension  betrifft,  jeder  Versicherte  das  unbedingte  Recht  habe,  in 
einem  gewissen  Alter  eine  Pension  zu  fordern.  Soll  die  Versicherung  den  Zweck 
haben,  gegen  Not  im  Alter  zu  schützen,  so  muß,  außer  einer  gewissen  Altersstufe, 
das  Vorhandensein  der  Notlage  die  Bedingung  für  die  Aus- 
zahlung der  Pension  sein.  Hierdurch  kommen  die  Vorteile  der  allgemeinen 
Versicherung  in  gleichem  Maße  und  unter  den  für  Alle  gleichen  Bedingungen  und 
Voraussetzungen  Allen  zugute.    Dann  würde  die  Pensionsversicherung  ein  richtiger 
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Ausdruck  für  die  Solidarität  sein,  die  zwischen  allen  Schichten  der  Gesellschaft 
herrschen  sollte. 

Soll  also  das  Anrecht  auf  Alterspension  nicht  nur  durch  eine  bestimmte. 
Altersgrenze,  sondern  auch  durch  das  Vorhandensein  der  Notlage  bedingt  sein,  so 
ist  kein  Grund  vorhanden,  die  Versicherung  nur  auf  die  Alterspension  zu  be- 
schränken. Im  Gegenteil,  es  sprechen  alle  Gründe  dafür,  eine  Pension  auch  wegen 
Inyalidität,  sei  es  als  die  Folge  von  Krankheit,  körperlicher  oder  geistiger 
Schwäche,  Verkrüppelung  oder  von  andern  Ursachen,  zu  gewähren.  Alle  diejenigen, 
welche  sich  wegen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  oder  Mangel  an  eigenem  Ver- 
mögen kein  notdürftiges  Auskommen  verschaffen  können,  besitzen  ja  die  gleichen 
Ansprüche,  wie  die  bedürftigen  Alten,  darauf,  durch  Vermittlung  des  Staates  gegen 
Not  gesichert  zu  werden.  Die  Kommission  ist  daher  derselben  Ansicht,  welche 
die  neue  Arbeiterversicherungskommission  vertritt  und  die  auch  in  den  Kgl.  Vor- 
lagen von  1895  und  1898  gebilligt  wurde,  daß  diePensionsversicherung 
auf  das  Invaliditätsprinzip  zu  gründen  sei 

Bloß  bei  einer  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  mit  allgemeiner  Ver- 
sicherungspflicht, aber  mit  Pensionsberechtigung  nur  für  den  Pensionsbedürftigen 
kann  man  die  gegründete  Hoffiiung  hegen,  daß  einmal  in  der  Zukunft  die 
Form,  wie  die  Gesellschaft  gegenwärtig  ihrer  Verantwortungspflicht  den  notleidenden 
Mitgliedern  gegenüber  genügt,  d.  h.  die  öffentliche  Armenpflege,  wird  abgelöst 
werden,  die  ja  nur  demütigend  und  entsittlichend  auf  diejenigen  wirken  muß,  die 
derselben  anheimfallen. 

Die  hier  angegebenen  Voraussetzungen  für  das  Anrecht  auf  Pension  erfordern 
die  Antwort  auf  eine  fernere  Frage.  Alle  Pensionsberechtigten  sind  sich  darin 
gleich,  daß  sie  wegen  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  und  Vermögenmangels  sich 
ein  notdürftiges  Auskommen  nicht  verschaffen  können.  Es  haben  aber  Arbeits- 
unfähigkeit und  Mittellosigkeit  verschiedene  Abstufungen.  Sie  bestehen  bald  als 
völlige,  bald  als  teilweise  Invalidität,  und  die  letztere  findet  sich  bald  in  höherem, 
bald  in  geringerem  Grade.  Darum  erheischt  nun  die  Gerechtigkeit,  daß  der 
Pensionsbetrag  nach  dem  jeweiligen  Bedürfnis  bemessen 
werde,  doch  nach  gewissen  durch  das  Gesetz  zu  bestimmenden  Grundsätzen,  und 
zwar  so,  daß  das  Interesse  des  Pensionsempfängers,  durch  eigene  Arbeit  sein 
Gesamteinkommen  zu  vermehren,  nicht  geschwächt,  sondern  im  Gegenteil  gestärkt  wird. 

Die  Kommission  hat  oben  schon  die  Meinung  ausgesprochen,  daß  die  Pensions- 
versicherung in  erster  Reihe  als  eine  Sache  des  Individuums  anzusehen  sei,  und 
daß  der  Einzelne  daher  verpflichtet  werden  müsse,  zu  seiner  Pensionierung  bei- 
zutragen. Andererseits  muß  offenbar  die  ausschließliche  Begründung  der  Pensions- 
versicherung auf  die  Beiträge  der  Versicherten  allein  dahin  führen,  daß  die  Ent- 
richtung der  Beiträge  für  die  große  Mehrzahl,  die  sich  in  anspruchslosen  oder 
weniger  bemittelten ,  Lagen  befindet,  zu  drückend  sein  würde,  oder  auch,  daß  die 
nur  aus  Beiträgen  bereiteten  Pensionen  unzureichend  wären,  um  den  Pensions- 
empfänger vor  Not  zu  schützen.  Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  daß  viele 
Versicherungspflichtige  nicht  die  zur  Entrichtung  der  Beiträge  nötigen  Mittel  be- 
sitzen. Die  Pensionierung  ist  daher,  was  auch  schon  in  den  früheren  Vorschlägen 
enthalten  war,  durch  die  Mitwirkung  des  Versicherten,  des  Staates  und 
der  Gemeinde  zu  bewirken.  Eine  Frage,  die  sich  im  Anschlüsse  hieran  dar- 
stellt, ist  die,  ob  die  Beiträge  der  Versicherten  für  alle  gleich  groß  oder  nach  der 
Zahlungsfähigkeit  derselben  zu  bemessen  seien.  Für  diese  Anordnung,  welche 
die  Gruppierung  der  Versicherungspflichtigen  nach  ihrem  Vermögen  oder  Ein- 
kommen in  verschiedene  Beitragsklassen  zu  erfordern  scheint,  lassen  sich  recht 
triftige  Gründe  anführen.  Die  Zweckmäßigkeit  einer  solchen  Maßregel  müßte 
jedoch  erst  noch  genau  untersucht  werden.  Gegenwärtig  will  sich  die  Kommission 
nur  für  die  Gruppierung  der  Versicherungspflichtigen  nach  dem  Geschlecht  und 
für  einen  Unterschied  der  von  Männern  und  der  von  Frauen  zu  zahlenden  Beiträge 
aussprechen.  — 

Vergleicht  man  die  verschiedenen  Vorschläge  der  jetzt  eingebrachten 
Anträge,  so  findet  man,  daß  die  von  den  Herren  Branting  und  Lundell  darin  über- 
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einstimmen,  daß  sie  eine  Invaliditäts-  und  Alterspensionierung  be- 
zwecken, während  Herr  F 0 r s s e  1 1  nur  die  Alterspensionierung  vorschlägt, 
daß  aber  die  Vorschläge  der  Herren  Lundell  und  Forsse  11  beiderseits  eine 
allgemeine  Volkspensionierung  beantragen,  während  Herr  Branting 
und  Genossen  ihren  Vorschlag  auf  die  Pensionsversicherung  einer  gewissen 
Gesellschaftsklasse  beschränkt  wissen  wollen.  Die  Kommission,  die,  wie 
oben  angegeben,  weder  die  Beschränkung  der  Pensionsversicherung  auf  eine  ge- 
wisse Klasse,  noch  die  Begrenzung  der  Pensionierung  auf  die  Alterspensionierung 
befürworten  und  auch  nicht  diejenigen  Anträge  unterstützen  mag,  welche  die  Ver- 
sicherung auf  Freiwilligkeit  gründen  oder  eine  Staatspensionierung  ohne  Beiträge 
der  Versicherten  einführen  wollen,  fühlt  sich  gedrungen,  auf  das  lebhafteste 
den  allen  vorliegenden  Anträgen  gemeinsamen  Grundgedanken  zu  unterstützen,  und 
schlägt  deshalb  vor,  der  Reichstag  möge  die  Kgl.  Regierung  ersuchen,  die  Frage 
der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  von  neuem  in  Erwägung  zu  ziehen,  und 
sie  spricht  zugleich  den  Wunsch  aus,  daß  die  Kgl.  Regierung  in  der  zu  erwartenden 
Vorbehandlung  auch  die  oben  angegebenen  Gesichtspunkte,  wie  die  Versicherung 
anzuordnen  sei,  prüfen  möge. 

Da  die  hier  in  Rede  stehende  Angelegenheit,  die  schon  seit  mehr  als  zwanzig 
Jahren  auf  der  Tagesordnung  steht,  für  den  Staat  von  der  höchsten  Bedeutung  ist, 
scheint  es  der  Kommission  äußerst  wichtig  zu  sein,  daß  die  Frage  baldmöglichst 
eine  glückliche  Lösung  findet.  Für  die  fernere  Vorbehandlung,  die  etwa  nötig  sein 
könnte  und  die  sich  wohl  hauptsächlich  um  die  ökonomische  Seite  der  Frage 
drehen  wird,  Jiegt  schon  ein  nicht  unbedeutendes  Material  vor.  Die  Kommission 
wagt  sich  daher  der  Hoflhung  hinzugeben,  daß  diese  fernere  Vorbehandlung  nicht 
in  solchen  Formen  stattfinden  möge,  daß  die  Lösung  dieser  großen  sozialen  Frage 
noch  einmal  in  eine  ungewisse  Zukunft  verschoben  wird." 

Die  Kommission  der  ersten  Kammer  sagt  in  ihrem  Bericht  u.  a. 
folgendes: 

„In  dem  Bericht  der  von  der  zweiten  Kammer  gewählten  Kommission  ist 
auch  mehreres  über  die  zweckmäßigste  Wahl  der  in  dieser  Hinsicht  notwendigen 
Maßnahmen  gesagt.  Mehrere  der  hier  angeführten  Gesichtspunkte  dürften  schon 
jetzt  so  allgemein  als  richtig  anerkannt  sein,  daß  sie  mit  der  größten  Wahrschein- 
lichkeit für  die  fernere  Behandlung  der  Frage  maßgebend  sein  werden.  So  wird 
wohl  die  Meinung  sich  immer  mehr  Bahn  brechqa,  daß  das  Prinzip  der  Frei- 
willigkeit allein  nicht  den  nötigen  Massenanschluß  an  die  Pensionierung  wird 
bewirken  können.  Die  meisten  dürften  wohl  auch  schon  darüber  einig  sein,  daß 
Zwangsvorschriften  von  selten  des  Staates  in  diesem  Falle  berechtigt  sind.  Man 
kann  daher  sicher  sein,  daß,  wenn  die  Pensionierung  überhaupt  zustande  kommen 
soll,  die  Entrichtung  der  Beiträge  innerhalb  gewisser  Grenzen  eine  obliga- 
torische werden  wird.  Auch  dürfte  man  füglich  dem  Grundsatze,  daß  die 
Pensionierung  nicht  nur  das  Alter,  sondern  auch  die  aus  andern  Gründen  ein- 
getretene Invalidität  zu  umfassen  habe,  nicht  mehr  die  volle  Berechtigung 
absprechen  können.  In  den  andern  Punkten  des  Berichtes  der  Kommission  der 
zweiten  Kammer  dürften  dagegen  die  Meinungen  verschieden  sein. 

Bekanntlich  gehen  die  in  andern  Ländern  vorgeschriebenen  oder  vorgeschlagenen 
Maßregeln  hauptsächlich  nach  zwei  Richtungen.  Einerseits  hat  man  eine  Pensio- 
nierung im  eigentlichen  Sinne  einführen  wollen,  d.  h.  der  Versicherte  erwirbt  sich, 
sei  es  durch  ausschließlich  eigene  Beiträge  oder  durch  die  Unterstützung  anderer 
(des  Arbeitgebers  oder  des  Staates),  das  gesetzliche  Recht,  in  einem  gewissen  Alter 
oder  unter  andern  bestimmten  Bedingungen  eine  zu  den  Beiträgen  in  gewissem 
Verhältnis  stehende  Pension  zu  bekommen.  Im  allgemeinen  ist  diese  Pensionierung, 
wenigstens  da,  wo  sie  obligatorisch  ist,  auf  den  sog.  Arbeiterstand  beschränkt,  den 
man  vorzugsweise  für  derselben  bedürftig  erachtet.  Andererseits  liegen  Vorschläge 
vor,  welche  die  Pensionierung  bedürftiger  Personen  aller  Gesellschaftsklassen 
überhaupt  bezwecken.  Durch  die  Beiträge  wird  hier  kein  unbedingtes  Anrecht 
auf  Pension  erworben;  dieselbe  ist  vielmehr  von  dem  tatsächlichen  Bedürfnis 
abhängig  und  steht  zu  der  Höhe  der  eingezahlten  Beiträge  in  keinem  direkten 
Verhältnis. 


Digitized  by 


Google 


38  Die  Arbeiterversicherung  in  Schweden. 

Eine  Lösung  in  dieser  Richtnng,  die  im  Grunde  eine  Umformung  der  öffentlichen 
Armenpflege  bedeutet,  scheint  der  zweiten  Kammer  vorzugsweise  der  Beachtung 
wert.  Auch  die  erste  Eammerkommission  findet  es  sehr  empfehlenswert,  besonders 
bei  der  wegen  früherer  Reichstagsbesehltisse  wahrscheinlich  bald  erfolgenden  Ab- 
änderung der  Armenpflegegesetze  zu  beraten,  ob  und  inwiefern  die  staatliche  Fürsorge 
für  Personen,  die  sich  selbst  zu  versorgen  unfähig  sind,  die  Form  der  allgemeinen 
Pensionierung  annehmen  könne. 

Dagegen  kann  die  Kommission  nicht  befürworten,  daß  der  Reichstag  die 
Lösung  der  Frage  ausschließlich  auf  diesem  Wege  suche.  Die  durch  die  Kgi.  Re- 
gierung mehrfach  bewerkstelligten  Untersuchungen  der  hierher  gehörenden  Fragen 
haben  hauptsächlich  dazu  geführt,  die  Pensionierung  im  eigentlichen  Sinne  zu 
empfehlen,  und  ohne  Zweifel  sprechen  auch  starke  Grtlnde  für  diese  Lösung,  sei 
es,  daß  dieselbe  nur  die  Arbeiterklasse  oder  auch  andere  Stände  oder  gar  die  ganze 
Bevölkerung  betrifft.  Die  eine  Lösung  braucht  wohl  auch  nicht  die  andere  ganz 
auszuschließen.  Die  Kommission  hält  es  für  das  Zweckmäßigste,  daß  der  Reichs- 
tag, ohne  gegenwärtig  in  dieser  oder  jener  Richtung  eine  bestimmte  Meinung  aus- 
zusprechen, die  Kgl.  Regierung  ersucht,  die  Frage  zum  Gegenstande  neuer  Be- 
ratungen zu  machen,  hierbei  sowohl  die  eine  als  auch  die  andere  Möglichkeit  zu 
untersuchen  und  zu  erörtern,  sowie  dadurch  eine  feste  Grundlage  für  die  fernere 
Beurteilung  und  Entscheidung  der  Frage  zu  schaffen. 

Die  Kommission,  die  mithin  nicht  vorschlagen  kann,  daß  die  erste  Kammer 
die  Motivierung  billige,  die  in  dem  genannten  Bericht  der  zweiten  Kammer- 
kommission enthalten  ist,  findet  jedoch,  daß  das  von  der  zweiten  Kammer  be- 
schlossene Gesuch  an  die  Kgl.  Regierung  auch  der  oben  ausgesprochenen  Ansicht 
der  Kommission  entspricht  und  schlägt  deshalb  vor: 

Die  erste  Kammer  möge  im  Anschluß  an  die  zweite  Kammer  beschließen, 
daß  der  Reichstag  die  Kgl.  Regierung  durch  ein  Anschreiben  ersuche,  die  Frage 
der  Invaliden-  und  Altersversicherung  von  neuem  zu  prüfen  und  dem  Reichstage 
bäldmöglichst  die  nötigen  Vorschläge  vorzulegen." 

Die  zweite  Kammer  beschloß  ihrerseits,  diesem  Vorschlage  der  Kommission 
der  ersten  Kammer  beizutreten,  die  erste  Kammer  dagegen  nicht,  infolgedessen  die 
Frage  auf  dem  Reichstage  von  1*905  fiel. 


In  jüngster  Zeit  ist  durch  die  Initiative  eines  Privatmannes,  des  Häuptmanns 
a,  D.  Freiherrn  v.  Raab,  ein  Vorschlag  zur  allgemeinen  Pensio- 
nierung ausgearbeitet  worden;  Ende  1906  vrurde  derselbe  bei  der  Kgl.  Re- 
gierung eingereicht  Dieser  sog.  Raabsche  Vorschlag  dürfte  hauptsächlich 
zu  den  Auswegen  zu  rechnen  sein,  wie  man  die  Armenpflege  verbessern  will.  Derselbe 
will  nämlich  eine  obligatorische  Volksversicherung  einrichten,  um  Alternden 
und  Invaliden  eine  Pension  und  Kindern  einen  Erziehungsbeitrag  zu  bereiten. 
Pensionsbeiträge  sind  von  allen  zu  zahlen,  Unterstützungen  erhalten 
aber  bloß  Bedürftige.  Eine  Alterspension  erhalten  vom  60.  Jahre  an 
Männer  und  unverheiratete  Frauen,  die  wegen  Altersschwäche  oder  aus  anderen 
Gründen  dauernd  zur  Selbstversorgung  durch  Arbeit  unfähig  befunden  werden. 
Unter  derselben  Bedingung  der  Versorgungsunfähigkeit  erhalten  Invaliden  über 
15  Jahre,  mit  Ausnahme  von  Ehefrauen,  eine  Invalidenpension.  Erziehungs- 
beiträge erhalten  unbemittelte  Kinder  unter  15  Jahren,  die  keinen  Versorger 
besitzen. 

Die  notwendige  Voraussetzung  für  die  Pensionsberechtigung  ist  die  Mittel- 
losigkeit, d.  h.  das  gesamte  Jahreseinkommen  an  Kapital,  Lohn,  Gewerbe,  Pension, 
sog.  Altenteil  (Ausgedinge)  usw.  nebst  dem  pro  Jahr  zu  berechnenden  Wert  von 
Wohnung,  Kost  und  anderen  Naturalien  darf  folgende  Summen  nicht  überschreiten: 

Gruppe  1,  Ehepaar 500  Kronen, 

„        2,  Junggeselle,  Witwer  oder  Geschiedener  .     360        „ 
„        3,  Unverehelichte,  Witwe  oder  Geschiedene     250        „ 

Die  Wohnung  ist  hierbei  auf  höchstens  100  Kronen  zu  berechnen. 
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Die  Pensionsberechtigung  erlischt  oder  wird  verwirkt,  wenn  der  Versicherte 
sich  seines  Eigentums  durch  sog.  Ausgedinge  oder  auch  sonst  zu  einem  im  Ver- 
hältnis zum  Werte  äußerst  geringen  Entgelt  entäußert.  Fallen  die  Bedingungen, 
Yon  denen  die  Pension  abhängt,  fort,  dann  sind  Pension  und  Erziehungsbeitrag 
einzuziehen. 

Die  Pension  beträgt  die  Hälfte  des  Unterschieds  zwischen  der  Einkommen- 
grenze der  betreflfenden  Gruppe  und  dem  berechneten  Jahreseinkommen  des  Ver- 
sicherten. Hat  eine  Person  der  Gruppe  1,  deren  Einkommengrenze  500  Kronen 
ist,  ein  eigenes  Jahreseinkommen  von  200  Kronen,  beträgt  der  Unterschied  der 
Einkommengrenze  und  des  Jahreseinkommens  mithin  300  Kronen,  so  soll  die  Pension 
die  Hälfte  hiervon,  d.  h.  150  Kronen  betragen.  Hiergegen  ist  eingewendet  worden, 
die  Pension  müsse  billigerweise  die  Höhe  des  ganzen  Unterschiedes,  hier  also 
300  Kronen,  erreichen;  dadurch  würde  aber  beim  Pensionär  jegliches  Interesse 
verschwinden,  sich  durch  eigene  Arbeit  nach  Maßgabe  seiner  Kräfte  und  Fähig- 
keiten ein  möglichst  hohes  Einkommen  zu  verschaffen,  und  das  wäre  offenbar  sowohl 
vom  moralischen  wie  vom  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  aus  verwerflich.  Der 
Erziehungsbeitrag  ist  in  einer  den  jeweiligen  Verhältnissen  entsprechenden  Höhe 
auszuzahlen. 

Bei  Veränderung  der  die  Höhe  der  Pension  bestimmenden  Verhältnisse  er- 
leidet auch  die  Pension  eine  entsprechende  Abänderung.  Doch  darf  dies  bei  dem- 
selben Pensionär  jährlich  nur  einmal  geschehen. 

Die  Kosten  der  Pensionierung  werden  bestritten  durch  die  Pensionsbeiträge 
der  Beitragspflichtigen  sowie  durch  Beiträge  des  Staates  und  der  Gemeinde.  Die 
Größe  der  Staats-  und  der  Gemeindebeiträge  hat  der  Reichstag  festzustellen. 

Der  Staat  ist  dafür  verantwortlich,  daß  dem  Betreffenden  die  Pension  bzw. 
der  Erziehungsbeitrag  richtig  ausgezahlt  wird. 

Die  Pensionsbeiträge  der  Zahlungspflichtigen  betragen  0,75  Kronen  pro  Mann 
und  0,50  Kronen  pro  Frau  monatlich  vom  18.  bis  zum  59.  Jahre.  Fällige  Pen- 
sionsbeiträge des  laufenden  Kalenderjahres,  die  nicht  haben  gerichtlich  beigetrieben 
werden  können,  sind  von  der  Gemeinde  zu  entrichten,  in  welcher  der  Beitrags- 
pflichtige während  jenes  Jahres  seinen  Wohnsitz  oder  Arbeit  gehabt  hat  Die 
Pension  desjenigen,  für  den  die  Gemeinde  solchergestalt  den  Pensionsbeitrag  gezahlt 
hat  oder  der  eine  Armenuntersttttzung  empfängt,  fällt  an  die  Gemeinde,  die  nun 
verpflichtet  ist,  seine  Pensionsversorgung  zu  veranstalten. 

Aus  den  recht  undeutlichen  Zahlenzusammenstellungen  des  Komiteeberichts 
scheint  hervorzugehen,  daß  die  Pensionen  und  Erziehungsbeiträge,  sobald  einmal 
die  Pensionierung  im  vollen  Betriebe  ist,  jährlich  etwas  über  25 ^^  Millionen  Kronen 
betragen  würden.  Da  die  Summe  der  jährlichen  Beiträge  auf  etwa  14^/^  Millionen 
Kronen  berechnet  zu  sein  scheinen,  wäre  also  nach  dem  Zinsfuß  von  3^/3  v.  H.  ein 
Fonds  von  etwa  315  Millionen  Kronen  nötig.  Das  Defizit,  das  entstehen  würde, 
wenn  die  jetzige  Generation  bis  zum  Alter  von  60  Jahren  mit  einbezogen  würde, 
schwankt  nach  den  verschiedenen  Berechnungsgrundsätzen  zwischen  etwa  217  und 
147  Millionen  Kronen  und  ist  nach  einem  Vorschlage  während  42  Jahren  je  naoh 
den  Berechnungsgrundsätzen  mit  8  900  000  bis  6  500  000  Kronen  jährlich  vom 
Staate  und  den  Gemeinden  zu  gleichen  Teilen  zu  amortisieren. 

Die  Verwaltung  besorgen  die  schwedische  ßeichspensionsanstalt  und  die  der- 
selben unterstellten  Pensionsdeputationen  der  Gemeinden. 

Obgleich  dieses  von  Freih.  von  Raab  vorgeschlagene  System  eine  Ver- 
sicherung genannt  wird  und  von  gewissen  Gesichtspunkten  aus  auch  als  solche 
bezeichnet  werden  kann,  dürfte  es  doch  tatsächlich  auf  die  Erweiterung  und 
Humanisierung  der  Armenpflege  hinauslaufen,  wozu  die  Mittel  durch  eine  persön- 
liche Steuer  von  bestimmter  Größe  und  unabhängig  vom  Einkommen  oder  Vermögen 
beschaffl;  werden  sollten. 

Die  Grundsätze,  welche  in  dem  im  Reichstage  1905  von  der  Ko  mmission 
abgegebenen  und  von  der  zweiten  Kammer  gebilligten  Gutachten  über  die  bis 
dahin  gestellten  Anträge,  betreffend  eine  Invaliden-  und  Alterspensionierung,  aus- 
gesprochen sind,  stehen  mit  der  Begründung  des  Raabschen  Vorschlages  in  völliger 
Uebereinstimmung  (S.  34 — 37). 
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SeemannsTersicbemiig.  Anläßlich  der  im  schwedischen  Reichstag  1900 
beantragten  Yerbesserong  der  Pensioniemng  von  Seeleaten  ernannte  die  könig- 
liche Regierung  am  9.  November  1900  ein  Komitee  mit  dem  Auftrage,  diese  Frage 
näher  zu  untersuchen  und  die  nötigen  Abänderungen  der  bestehenden  Gesetze 
Yorzuschlagen. 

Dieses  Komitee  reichte  am  15.  November  1904  an  die  königliche  Regierung 
einen  außerordentlich  verdienstvollen  und  interessanten  Bericht  ein.  Derselbe  ent- 
hält einen  6esetzesvo|rschlag  nebst  Begründung,  statistische  Erhebungen  und  ver- 
sicherungstechnische Untersuchungen  nebst  Tabellen,  Angaben  der  ausländischen 
Gesetzgebung  ttber  die  Pensionierung  und  Versicherung  von  Seeleuten,  Unfallver- 
hütungsvorschriften für  Seeleute  usw.  (s.  Anlage  3). 

Versichert  werden  nach  den  Vorschlägen  des  Komitees  alle  auf  schwedischen 
Fahrzeugen  im  Dienste  der  eigentlichen  Schiffahrt  (sowohl  auf  der  See  als  auch 
auf  den  Binnengewässern)  angestellten  Personen,  sowohl  Männer  als  auch  Frauen, 
sowie,  mit  einigen  unbedeutenden  Ausnahmen,  alle  übrigen  Personen,  die  gewerbs- 
mäßig eine  derartige  Beschäftigung  auf  schwedischen,  nicht  zu  seemilitärischen 
Zwecken  benutzten  Fahrzeugen  haben,  daß  sie  als  Seeleute  zu  betrachten  oder 
auch  sonst  als  zum  Schiffahrtsbetriebe  gehörend  anzusehen  sind.  Hierher  gehören 
u.  a.  diejenigen,  die  bei  der  sog.  Hochseefischerei,  im  Bergungs-  und  Taucher- 
betriebe, im  gewerbsmäßigen,  mit  gedeckten  Fahrzeugen  betriebenen  Schlepper- 
und im  gewerbsmäßigen  Leichterbetriebe  tätig  sind.  Was  diesen  letzteren  betrifft, 
so  erfordert  derselbe,  besonders  bei  Transporten  auf  hoher  See,  ein  gewisses 
Maß  von  Seemannschaft,  was  denn  auch  —  wie  aus  den  Protokollen  des  Staatsrates 
und  des  Reichsgerichts  hervorgeht,  welche  der  dem  Reichstag  am  19.  Januar  1900 
vorgelegten  Kgl.  Gesetzesvorlage,  betreffend  Entschädigung  für  die  Folgen  der  beim 
Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle,  beigefügt  sind  —  veranlaßt  hat,  daß  dieser  Leichter- 
betrieb nicht  unter  diejenigen  mit  aufgenommen  wurde,  auf  welche  das  Unfallent- 
schädigungsgesetz vom  5.  Juli  1901  Anwendung  findet,  sondern  zu  dem  Schiffahrts- 
betriebe gerechnet  werden  mußte. 

Nach  dem  vorliegenden  Entwurf  ist  die  Versicherung  obligatorisch.  Das 
Komitee  hegt  keinen  Zweifel  darüber,  daß  die  Versicherung,  wenn  sie  einen  so 
großen  Anschluß  gewinnen  soll,  wie  nötig  ist,  damit  sie  ihrem  Zweck  entspreche, 
auf  dem  Prinzip  des  Versicherungs  z  w  a  n  g  e  s  beruhen  muß.  Doch  hat  das  Komitee 
hierbei  vorschlagen  wollen,  daß  derjenige,  der  eine  versicherungspflichtige  Anstellung 
verläßt  und  sich  einer  andern,  dem  Schiffahrtsbetriebe  angehörenden  oder  ver- 
wandten, aber  nicht  versicherungspflichtigen  Tätigkeit  widmet,  dennoch  unter  ge- 
wissen Beschränkungen  das  Recht  haben  soll,  die  Versicherung  freiwillig  fortzusetzen. 

Die  Versicherung  gewährt  teils  Entschädigung  für  die  Folgen  von  Ver- 
letzungen während  der  Anstellung  auf  Fahrzeugen,  teils  Pensionen  an  Versicherte, 
die  sich  während  der  Anstellung  die  Invalidität  aus  anderen  Ursachen  zugezogen 
haben,  teils  Alterspensionen  an  Personen,  die  sich  längere  Zeit  dem  Schiffahrts- 
betriebe gewidmet  haben,  teils  auch  Pensionen  an  Witwen  und  „minderjährige" 
Kinder  von  verstorbenen  Seeleuten. 

Was  den  Geschäftsbetrieb  der  Versicherung  betrifft,  so  vertritt  das  Komitee 
die  sowohl  im  Reichstage  als  auch  in  seemännischen  Kreisen  wiederholt  ausge- 
sprochene Meinung,  daß  wegen  der  eigenartigen  Verhältnisse,  unter  denen  der 
Schiffahrtsbetrieb  stattfindet  und  auf  die  bei  der  Versicherung  von  Seeleuten  Rück- 
sicht genommen  werden  muß,  diese  Versicherung  von  einer  besonderen  An- 
stalt gehandhabt  werden  muß.  Da  nun  schon  eine  Anstalt  für  die  Pensionierung 
von  Seeleuten  besteht,  nämlich  die  „Handelsflotten-Pensionsanstalt"  zu  Stockholm, 
hält  es  das  Komitee  für  das  einfachste,  diese  so  zu  erweitern  und  umzubilden, 
daß  sie  die  ganze,   hier  vorgeschlagene  Versicherung  zu  übernehmen  imstande  ist 

Bei  der  Abfassung  dieses  Vorschlages,  soweit  derselbe  die  Unfallversicherung 
von  Seeleuten  betrifft,  ist  das  Komitee  bestrebt  gewesen,  in  den  betreffenden  Ab- 
schnitten, wenn  auch  unter  Vorsehung  mehrerer,  wegen  des  eigenartigen  Charakters 
des  Seemannsdienstes  erforderlichen  Abweichungen,  den  entsprechenden  Bestimmungen 
des  Unfallentschädigungsgesetzes  vom  5.  Juli  1901  zu  folgen. 


Digitized  by 


Google 


ni.  Inraliditäts-  und  Altersvergicherung.  41 

Demgemäß  schlägt  das  Komitee  vor,  die  Entschädigung  aus  Eranken- 
untersttitzuDg  und  Leibrente  an  den  Versicherten  und,  im  Falle  seines 
Ablebens,  aus  Sterbegeld  und  Leibrenten  an  die  Witwe  und  die  minder- 
jährigen Kinder  desselben  bestehen  zu  lassen,  und  zwar  alles  in  Beträgen  von 
der  in  jenem  Gesetze  bestimmten  Höhe. 

Das  Komitee  schlägt  vor,  die  Kosten  der  Versicherung  zu  bestreiten  durch: 

1.  Beiträge  der  Versicherten; 

2.  Zinsen  aus  den  Fonds  der  Seemannshäuser,  mit  Ansnahme  gewisser 
Stiftungsfonds; 

3.  Tonnengelder  und  andere  bis  jetzt  an  die  Seemannshäuser  zu  entrichtende 
Abgaben,  außer  den  Heuergebühren,  die  abgeschafft  werden  sollten; 

4.  Zinsen  aus  den  Fonds  der  „Handelsflotten-Pensionsanstalt^; 

5.  Beköstigungsersatz  und  andere  Einnahmen  der  „Handelsflotten-Pensions- 
anstalt''; 

6.  Verwaltungsbeiträge  von  Seiten  des  Reiches. 

Beiträge  der  Versicherten.  Die  Versicherten  werden  hinsichtlich 
der  Gründe  für  die  Berechnung  der  Beiträge  in  drei  Klassen  geteilt: 

In  die  erste  Klasse  gehören  Schiffer,  die  das  Seekapitänsexamen  gemacht 
oder  aus  andern  Gründen  die  entsprechende  Befähigung  erhalten  haben,  sowie 
Obermaschinisten. 

In  die  zweite  Klasse  gehören  Schifier,  die  das  Steuermannsexamen  ge- 
macht oder  aus  andern  Gründen  die  entsprechende  Befähigung  erhalten  haben; 
Steuerleute,  die  das  Seekapitäns-  oder  Steuermannsexamen  gemacht  oder  aus 
andern  Gründen  die  entsprechende  Befähigung  erhalten  haben;  Maschinisten,  die 
das  Maschinistenexamen  gemacht  oder  aus  andern  Gründen  die  entsprechende  Be- 
fähigung erhalten  haben,  sowie  Restaurateure  und  Restauratricen. 

In  die  dritte  Klasse  gehören  die  übrigen  Versicherungspflichtigen. 

Das  Komitee  schlägt  als  Beitrag  sechs  vom  Hundert  des  Jahresverdienstes 
vor,  Beköstigung  bzw.  Geldersatz  derselben  nicht  mitberechnet,  doch  als  Beitrag 
pro  ganzen  Monat  in  der  ersten  Klasse  wenigstens  neun,  höchstens  fünfzehn,  in 
der  zweiten  wenigstens  sechs,  höchstens  neun  und  in  der  dritten  wenigstens  drei, 
höchstens  sechs  Kronen. 

Die  Größe  des  Beitrags  sowie  die  Fälligkeitstermine  desselben  sind  nach 
besondem  Bestimmungen  für  die  Größe  der  künftigen  Pension  maßgebend. 

Der  Klasseneinteilung  hat  das  Komitee  das  monatliche,  nach  den  allgemeinen 
Verhältnissen  berechnete  Durchschnittseinkommen  des  Versicherten  zugrunde  ge- 
legt, das  in  der  ersten  Klasse  zwischen  150 — 260,  in  der  zweiten  von  100 — 150 
und  in  der  dritten  zwischen  50 — 100  Kronen,  den  Wert  der  Beköstigung  nicht 
mitbereohnet,  schwankt.  Allerdings  soll  in  der  dritten  Klasse  das  Einkommen 
junger  Seeleute  nicht  immer  50  Kronen  monatlich  betragen ;  da  es  aber  einerseits 
jungen  Seeleuten  leichter  sein  wird,  einen  etwas  größeren  Teil  ihres  Einkommens 
für  die  künftige  Pensionierung  zurückzulegen,  und  andererseits  die  in  jungen  Jahren 
geleisteten  Beiträge  in  versicherungstechnischer  Hinsicht  eine  beträchtliche  Erhöhung 
der  Pension  bewirken,  so  hat  das  Komitee  keine  Bedenken  getragen,  das  obige 
Minimum  vorzuschlagen. 

Die  Festsetzung  des  Minimalbeitrages  ist  notwendig,  um  jeden  Versuch  zu 
verhüten,  die  Versicherungsbeiträge  durch  Vorspiegelung  falscher  Lohn-  und  Ge- 
haltverhältnisse zu  vermindern.  Einen  Maximalbeitrag  festzustellen  ist  notwendig, 
da  die  Entschädigung  für  die  Folgen  eines  Unfalls  fixiert  ist,  was  zur  Folge  hat, 
daß  auch  die  obere  Grenze  des  Beitrages  festgesetzt  werden  muß. 

Was  die  Frage  nach  den  Personen  betriflft,  welche  die  Beiträge  zu  zahlen  haben, 
so  ist  das  Komitee  zu  dem  Schluß  gelangt,  daß  der  Versicherte  und  der  Reeder 
je  eine  Hälfte  der  Beiträge  zu  zahlen  haben.  Nach  den  z.  Z.  bestehenden  Ge- 
setzen tragen  schon  jetzt  mittels  Heuergebühren  und  Tonnengeldem  Seeleute  und 
Reeder  gemeinschaftlich  zur  Unterstützung  und  Pensionierung  von  hilfsbedürftigen 
Seeleuten  und  deren  Witwen  und  Waisen  bei.  Dieselbe  Bestimmung  der  gleichen 
Verteilung  der  Beiträge  findet  sich  auch  in  dem  norwegischen  Gesetze,  betreffend 
die  Versicherung  von  Seeleuten  (vgl.  Heft  Ui^). 
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Daß  die  Reeder  durch  die  Pflicht,  in  dieser  Weise  zur  Versicherung  beizu- 
tragen, nicht  über  Gebühr  bedrückt  werden,  geht  nach  der  Ansicht  des  Komitees 
auch  aus  dem  Vergleiche  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen  des  deutschen 
Gesetzes  hervor,  da  ja  die  Reeder  von  Deutschland,  yirenigstens  in  beträchtlichem 
Umfange,  unter  ähnlichen  Verhältnissen  wie  die  von  Schweden  arbeiten. 

Die  Versicherungsbeiträge  sind  von  den  Seemannshäusern  zu  erheben,  die 
wegen  der  Einschreiberollen,  Musterungsbücher  und  anderer  Verzeichnisse,  die  zu 
führen  ihnen  obliegt,  sowie  wegen  der  Seemannsrollen  die  beste  Gelegenheit  haben 
dürften,  die  Uebereinstimmung  der  erfolgten  Einzahlungen  mit  den  der  Berechnung 
der  Beiträge  zugrunde  liegenden  Tatsachen  zu  kontrollieren. 

Die  Fonds  der  Seemannshäuser.  Die  „Handelsflotten-Pensions- 
anstalt" soll  nach  dem  Vorschlage  des  Komitees  einerseits  sämtliche  Fonds  der 
Seemannshäuser,  außer  denjenigen  Stiftungen,  deren  Benutzung  zu  diesem  Zwecke 
dem  Sinne  der  Stiftungsbriefe  widerspricht,  und  andererseits  die  gegenwärtig  von 
den  Seemannshäusem  bewerkstelligte  Auszahlung  der  Unterstützungen,  außer  den 
aus  jenen  Stiftungen  fließenden,  übernehmen. 

Die  Fonds  der  Seemannshäuser,  mit  Ausnahme  jener  Stiftungen,  sind  fast 
ausschließlich  durch  die  Beiträge  gebildet,  welche  die  Reeder  und  die  Seeleute  für 
die  Verwirklichung  des  eigentlichen  Zweckes  der  Seemannshäuser,  d.  h.  die  Unter- 
stützung von  Seeleuten  und  deren  Witwen  und  Waisen,  haben  entrichten  müssen. 
Die  Gründe  für  die  Erhebung  dieser  Beiträge  haben  allerdings  nicht  immer  den 
erwünschten  Zusammenhang  gehabt  mit  der  Anzahl  der  den  einzelnen  Seemanns- 
hausbezirken unterstellten  Seeleute  und  Fahrzeuge,  und  deshalb  auch  nicht  mit 
dem  jeweiligen  Unterstützungsbedarf  der  betreffenden  Seemannshäuser.  Dieser 
Umstand,  der  bedeutende  Uebelstände  zur  Folge  hatte,  hat  indessen  die  in  den 
Kgl.  Verordnungen  vom  30.  November  1899  und  vom  30.  März  1900  erteilten  Bestim- 
mungen für  die  Entrichtung  der  Heuer-  und  Tonnengelder  an  die  Seemannshäuser 
veranlaßt.  Durch  diese  Bestimmungen,  über  die  das  Komitee  in  der  Statistik  der 
Seemannshäuser  näher  berichtet,  ist  der  unbedingt  richtige  Grundsatz  ausgesprochen, 
daß  diese  Beträge  als  das  gemeinsame  und  für  den  oben  angegebenen  ursprüng- 
lichen Zweck  der  Seemannshäuser  zu  verwendende  Eigentum  der  Seeleute  an- 
zusehen seien. 

Die  Tonnengelder  und  die  übrigen  gegenwärtig  an  die 
Seemannshäuser  zu  entrichtenden  Abgaben,  außer  den  Heuer- 
gebtihren.  Nach  der  Ansicht  des  Komitees  können  die  Heuergebühren  durch 
den  auf  den  Seeleuten  lastenden  Anteil  an  den  Versicherungsbeiträgen  ersetzt 
werden,  doch  sollen  die  übrigen  Abgaben  an  die  Seemannshäuser  auch  noch  femer 
bestehen,  um  zur  Bestreitung  der  Versicherungskosten  beizutragen.  Hierbei  hat 
jedoch  das  Komitee  hinsichtlich  der  Tonnengelder,  die  ja  auch  von  ausländischen 
Schiffen  erhoben  werden,  vorschlagen  wollen,  daß  der  Reeder,  wenn  er  über 
die  fälligen  Versicherungsbeiträge  Rechenschaft  abgibt,  das  Recht  haben  soll, 
Tonnengelder,  die  er  während  der  Zeit,  die  der  Rechenschaftsbericht  umfaßt,  schon 
entrichtet   hat,   von  seinem  Anteil  an  den  Beiträgen  abzuziehen. 

Die  Fonds  usw.  der  „Handelsflotten-Pensionsanstalt**. 
Daß  diese  Fonds  und  die  übrigen  dieser  Anstalt  überwiesenen  Einkünfte  nunmehr 
für  die  Versicherung  verwendet  werden  müssen,  ist  dem  Komitee  um  so  selbst- 
verständlicher erschienen,  als  diese  Anstalt,  auch  nach  ihrer  vom  Komitee  vor- 
geschlagenen etwaigen  Reorganisation,  ihre  altem  Verbindlichkeiten  behalten  soll, 
und  außer  den  Verwaltungskost^n  keine  fernem  neuen  Beiträge  von  selten  des 
Reiches  für  die  Bestreitung  der  Versicherungskosten  erforderlich  sind. 

Verwaltungsbeiträge  von  selten  des  Reiches.  Daß  der  Staat 
die  Kosten  der  Verwaltung  dieser  Pensionsanstalt  tragen  muß,  dürfte  kaum  einem 
Zweifel  unterliegen.  Wie  es  jetzt  schon  bei  den  Verwaltungskosten  der  Ueichs- 
versicherungsanstalt  geschieht,  dürften  billigerweise  auch  für  jenen  Zweck  die 
Arbeiterversicherungsfonds  in  Anspruch  genommen  werden  können. 

im  Anschluß  hieran  will  das  Komitee  auch  der  Meinung  Raum  geben,  daß 
der  Staat    ebenfalls    in    der  schon    häufig    öffentlich    ausgesprochenen    Weise    die 
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Kosten  der  Verwaltung  der  Seemannshäuser  übernehmen  müsse,  die  schon  jetzt 
hauptsächlich  in  Staatsinstitute  zur  Verwirklichung  staatlicher,  aber  ihrer  ursprüng- 
lichen Aufgabe,  der  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Seeleute,  fremder  Zwecke  um- 
gewandelt worden  sind. 

Die  „Handelsflotten-Pensionsanstal t^^  soll  nach  dem  Vor- 
schlage des  Komitees  die  in  dem  Seemannsversicherungsgesetz  bestimmte  Ver- 
sicherung handhaben,  doch  mit  der  Beschränkung,  daß  die  Postsparbank  die  von 
der  Anstalt  gewährten  Leibrenten  und  andere  Entschädigungen  sowie  die  Pen- 
sionen auszahlt. 

Eine  Direktion,  bestehend  aus  einem  Oberdirektor  als  Chef,  einem  Rechen- 
schaftsführer und  einem  Syndikus,  verwaltet  das  Vermögen  der  Anstalt  und  be- 
werkstelligt ihre  Beschlüsse.  Bei  der  Anstalt  werden  auch  ein  Oberarzt,  ein 
Mathematiker  und  andere  Beamte  angestellt  werden. 

Das  Komitee  findet  es  wünschenswert,  an  der  Anstalt  außerdem  einen  fest- 
besoldeten Beamten  anzustellen,  der  —  in  einer  von  der  Anstaltsdirektion  durch- 
aus unabhängigen  Stellung  —  eine  dauernde  Aufsicht  über  die  Verwaltung  in 
allen  Zweigen  derselben  führt  und  besonders  darüber  wacht,  daß  die  Direktion 
die  Leibrenten  und  die  Pensionen  nicht  in  größerem  Umfange  und  in  höheren 
Beträgen  auszahlt,  als  das  Seemannsversicherungsgesetz  tatsächlich  bezweckt,  da 
sonst  die  Fähigkeit  der  Anstalt,  ihren  Verbindlichkeiten  zu  genügen,  würde  ge- 
fährdet werden  können. 


Der  Entwurf  des  Komitees  ist  von  der  Kgl.  Regierung  an  mehrere  Behörden 
und  Körperschaften  des  Reiches  übersandt  worden ;  dieselben  haben  sich  im  Laufe 
des  Jahres  1906  über  denselben  geäußert.  Bisher  (Anfang  1907)  ist  jedoch  dieser 
Entwurf  noch  nicht  von  der  Kgl.  Regierung  geprtlft  worden. 


IV.  Arbeitslosenversicherung. 

A.  Die  öffentliche  irbeitsvermlttliiiig.  In  Schweden  hat  man  in  jüngster 
Zeit  nach  dem  Beispiele  des  Auslandes  der  Notwendigkeit  öffentlicher  Maßregeln 
zur  Beförderung  und  Organisierung  der  geordneten  Arbeitsvermittlung  eine  immer 
größere  Aufmerksamkeit  gewidmet.  Demnach  waren  im  Jahre  1906  neun  öffent- 
liche Arbeitsvermittlungsanstalten  in  Tätigkeit  und  mehrere  im  Entstehen,  weshalb 
man  annehmen  darf,  daß  demnächst  wohl  etwa  20  derselben  in  verschiedenen 
Teilen  des  Reiches  im  Betrieb  sein  werden. 

Die  Frage  einer  staatlichen  Mitwirkung  bei  der  Errichtung  öffentlicher  Ar- 
beitsvermittlungsämter wurde  im  Reichstage  zum  ersten  Male  1900  und  1901  be- 
handelt, aber  die  diesbezüglichen  Anträge  einzelner  Abgeordneten,  wenn  auch  nur 
mit  geringer  Mehrheit,  jedesmal  verworfen. 

Da  aber  in  den  beiden  folgenden  Jahren  von  einigen  Gemeinden  kommunale 
Arbeits  Vermittlungsämter  errichtet  worden  waren  und  es  sich  ergab,  daß  ihre 
Tätigkeit  einem  tatsächlichen  Bedürfnis  entsprach,  trat  das  Ministerium  des  Innern 
dieser  Angelegenheit  näher.  Als  nun  die  Kgl.  Regierung  auch  1905  dem  Reichs- 
tage keine  GesetzentvTürie  hierüber  vorlegte,  beschloß  dieser  auf  Vorschlag  mehrerer 
Abgeordneten  von  Städten,  die  schon  die  Errichtung  öffentlicher  Arbeitsvermittlungs- 
ämter beschlossen  hatten,  —  nämlich  Helsingborg,  Göteborg,  Stockholm,  Malmö  und 
Lund  —  ein  Anschreiben  an  die  Kgl.  Regierung  in  diesem  Sinne  zu  richten.  Die 
Regierung  remittierte  die  Frage  an  das  Kgl.  Kommerzkollegium,  das  am  14.  März 
1906  einen  sehr  inhaltsreichen  Bericht  erstattete.  Darin  wird  die  Notwendig- 
keit der  geordneten  öffentlichen  Arbeitsvermittlung  unter  Mitwirkung  der  Städte 
hervorgehoben  und  ein  Vorschlag  betreffs  der  Grenzen  und  Formen  der  staatlichen 
Mitwirkung  dargelegt.    Im  Anschluß  hieran  verlangte  die  Kgl.  Regierung  im  Jahre 
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1906  vom  Reichstage  die  Bewilligimg  von  15000  Kronen  zur  Förderung  und  Or- 
ganisierung der  öffentlichen  Arbeitsvermittlung  nach  den  im  Protokoll  näher  aur 
gegebenen  Grundsätzen.  In  der  Kgl.  Vorlage  sagt  der  Minister  des  Innern  u.  a. 
folgendes:  „ Zunächst  nach  dem  Vorbilde  der  Städte  Kristiania  und  Kopenhagen 
wurden  1902  in  Helsingborg  und  Gröteborg  die  ersten  öffentlichen  Arbeitsvermittlungs- 
ämter errichtet.  Aehnliche  entstanden  1905  in  Stockholm,  Lund,  Malmö  und  Sunds- 
wall, 1906  in  Karlstad,  Norrköping  und  Karlskrona,  und  mehrere  Städte  be- 
schäftigen sich  augenblicklich  mit  der  Frage.  Außerdem  zahlt  der  Regierungs- 
bezirk Vestmanland  seit  1899  jährlich  eine  gewisse  Summe  fttr  die  kostenfreie 
Vermittlung  von  Arbeitern  besonders  für  die  Landwirtschaft  Die  diesbezügliche 
Tätigkeit  des  Staates  hat  sich  bisher  nur  auf  die  Schiffahrt  beschränkt,  indem  die 
von  Staat  und  Gemeinde  gemeinsam  angeordneten  sog.  Seemannshäuser  insbesondere 
die  Stellenvermittlung  besorge.  Sonst  ist  von  selten  des  Staates  in  dieser  Hin- 
sicht nichts  getan,  nur  sind  durch  Allerhöchste  Verordnung  vom  28.  November  1884 
die  gewerblichen  Anstalten  für  Stellenvermittlung,  die  sog.  Adreßbureaus,  der  Kon- 
trolle der  Provinzialregierungen  unterstellt.  £inen  anderen  Einfluß  hat  diese  Ver- 
ordnung jedoch  nicht  auf  diese  privaten  G^chäfte  ausüben  können.  Durch  die 
obenerwiämte  Initiative  der  Städte  ist  eihe  glückliche  Form  für  die  auf  privatem 
Wege  zu  bewirkende  Lösung  dieser  bedeutungsvollen  und  aktuellen  Frage  ge- 
funden, die  aber  der  Stütze  und  Mitwirkung  des  Staates  bedarf.^ 

Der  Reichstag  bewilligte  die  verlangten  Mittel  und  knüpfte  an  ihre  Ver- 
wendung folgende  Bedingungen: 

1.  Die  öffentlichen  Arbeitsvermittlungsämter  haben  damit  zu 
bestreiten: 

a)  Portoauslagen; 

b)  Jahresgebühren  für  Reichsfemsprecher,  dienstliche  Depeschen  und  Fem- 
gespräche nach  anderen  Städten; 

c)  Papier  und  Druck  von  Formularen  usw.; 

d)  Reise-  und  Tagegelder  für  je  einen  Vertreter  zum  Besuche  der  vom  KgL 
Kommerzkollegium  zu  berufenden  Versanmilung; 

e)  Vorkehrungen  zur  Versorgung  der  benachbarten  Landbezirke  mit  Arbeits- 
kräften und  zur  Erhaltung  der  wechselseitigen  Beziehungen  zwischen  sämt- 
lichen Aemtern. 

2.  Das  Kgl.  Kommerzkollegium  hat  die  einheitliche  Tätigkeit  der 
Aemter  zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen. 

3.  Sonstige  Ausgaben  tragen  die  betreffenden  Gemeinden  oder  andere  öffent- 
liche Anstalten,  denen  es  auch  obliegt,  darüber  zu  wachen,  daß  die  obenerwähnten 
Bedingungen  erfüllt  werden. 

Im  Jahre  1907  bewilligte  der  Reichstag  ebenfalls  15  000  Kr.  für  daa 
nächste  Jahr. 

Die  Oberaufsicht  über  die  Aemter  führt  also  das  KgL  Kommerz- 
kollegium, das  dieselbe  auch  mit  den  nötigen  Drucksachen  '(Formularen  usw.) 
versieht  Die  Arbeitsvermittlung  ist  gebührenfrei.  Wohnen  Arbeitgeber  und 
Arbeitsucher  an  verschiedenen  Orten,  so  hat  der  Arbeitgeber  dem  Amt  die  baren 
Unkosten  zu  ersetzen  sowie,  wenn  nicht  anders  vereinbart  worden,  einen  nicht 
angenommenen  Arbeiter  für  seine  Reisekosten  zu  entschädigen.  Die  Haupt- 
aufgabe der  Vermittlungsämter  ist,  dem  Arbeitgeber  die  nötigen  Arbeitskräfte  und 
dem  Stellensuchenden  die  gewünschte  Arbeit  zu  verschaffen.  In  zweiter  Linie  ist 
zu  berücksichtigen,  ob  der  Stellensuchende  im  Orte  selbst  ansässig  oder  ver- 
sorgungspflichtig  ist;  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  sind  die  Stellensuchenden 
in  der  Reihenfolge  der  Anmeldungen  abzufertigen. 

Jeder  Stellensuchende  erhält  vom  Vermittlungsamt  eine  Einschreibekarte,  die 
er  während  seiner  Arbeitslosigkeit  alle  drei  Tage  vorzuzeigen  und  abstempeln  zu 
lassen  hat  und  auf  welcher  der  Einschreibe-  und  Emeuerungstag  sowie  die  Anzahl 
der  arbeitslosen  Wochen  notiert  werden.  Die  Karte  enthält  auch  die  vom  Arbeit- 
suchenden zu  beobaehtenden  Vorschriften,  z.  B.  daß  die  ein  Jahr  gültige  Karte 
weder  an  den  Arbeitgeber,  noch  an  jemand  anders  abgegeben,  noch  einem  andern 
Stellensuchenden  gezeigt  werden  darf,  daß  der  durch  das  Amt  benachrichtigte  und 
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in  Dienst  getretene  Arbeiter  sich  zur  bestimmten  Zeit  bei  seinem  künftigen 
Arbeitgeber  einzufinden  and  ihm  die  vom  Amt  mitgegebene  Aasweisnngskarte  ab- 
zugeben hat  usw.  Die  in  dieser  Ausweisungskarte  enthaltenen  Fragen  hat  der 
Arbeitgeber  zu  beantworten  und  umgehend  an  das  betreffende  Amt  einzuschicken. 
Diese  Fragen  sind: 

1.  Ist  der  Stellensuchende  angenommen  worden? 

2.  Verabredeter  Lohn:  Kronen  ....  pro  .... 

3.  Wenn  nicht  angenommen,  weshalb? 

4.  Wünschen  Sie  einen  andern  Arbeiter? 

Jeden  Monat  berichten  die  Ämter  nach  vorgedruckten  Formularen  über  ihre 
Tätigkeit  an  das  Kgl.  Eommerzkollegium.  Dieselben  enthalten:  Anzahl  der  Stellen- 
gesuche; Anzahl  der  am  Orte  angesessenen  Stellensuchenden  mit  der  Angabe,  wie 
viele  von  ihnen  nur  sich  selbst  und  wie  viele  auch  andere  zu  versorgen  haben; 
Anzahl  der  freien  Stellen,  Anzahl  der  durch  das  Amt  sowohl  im  Orte  als  auch 
außerhalb  besetzten  Stellen;  Anzahl  der  Männer  und  der  Frauen;  Übersicht  der 
Arbeitslage;  Verteilung  der  freien  und  der  besetzten  Stellen  nach  Gewerben  und 
Geschlechtem. 

Was  die  Tätigkeit  der  öffentlichen  Arbeitsvermittlung 
betrifit,  so  waren  im  Jtdire  1906  neun  Ämter  im  Betriebe,  davon  sieben  das  ganze 
Jahr,  während  das  von  Norrköping  am  1.  April  und  das  von  Karlskrona  am 
15.  August  1906  ihre  Tätigkeit  begannen.  Das  von  ihnen  erreichte  Ergebnis  veran- 
schaulicht folgende  Tabelle: 


Männer 

Frauen 

Insgesamt 

Städte 

SteUen- 
Buohen- 

Freie 
SteUen 

Besetzte 
Stellen 

Stellen- 

■aohen- 

de 

FrMe 

SteUen 

Besetzte 
Stellen 

SteUen- 

soehen- 

de 

Freie 

SteUen 

Besetzte 
SteUen 

1.  Stockhohn   . 

2.  Göteborg  .  . 

3.  Malmd    .  .  . 

4.  Lond  .... 

5.  Helsingborg 

6.  Karlskrona  . 

7.  Norrköping  . 

8.  Karlstad    .  . 

9.  Sundsvall  .  . 

10  530 

6  616 

7  782 
1561 
3  710 

176 

3  009 

443 

513 

10153 

6132 

4944 
930 

2  676 
87 

1025 
540 
653 

7  679 

4  832 

3  872 

692 

1895 

66 

672 

233 

471 

6  376 

4  978 

1955 

586 

1519 

81 

684 

363 

451 

9131 

7  980 

2  255 

730 

2107 

60 

830 

665 

353 

3  336 

4101 

979 

329 

1002 

38 

526 

242 

183 

16  906 

11  594 

9  737 

2147 

5  229 

257 

3  693 

806 

964 

19  284 
14  112 
7  199 
1660 
4  783 
147 
1855 
1205 
1006 

11015 

8  933 

4  851 

1021 

2  897 

104 

1198 

475 

654 

Summa 

34  340 

27140 

20412 

16  993 

24111 

10  736 

51333 

51251 

31148 

Die  in  Schweden  erst  im  Jahre  1902  begonnene  öffentliche  Arbeitsvermittlung 
war  also  am  31.  Dezember  1906  in  neun  der  wichtigsten  Städte  eingerichtet  und 
scheint  überall  unter  günstigen  Bedingungen  gewirkt  zu  haben,  wenn  sich  auch 
noch  nicht  behaupten  läßt,  daß  sie  überall  die  Verteilung  der  Arbeitskräfte  voll- 
ständig beherrscht.  Im  Laufe  des  Jahres  1906  sind  51333  Stellensuchende  und 
51251  freie  Stellen  angemeldet  worden,  von  denen  31148  durch  die  Aemter  be- 
setzt worden  sind.  Von  den  10736  mit  weiblichen  Arbeitskräften  besetzten  Stellen 
entfallen  nicht  weniger  als  8405  auf  den  häuslichen  Dienst  sowie  1179  auf  Gast- 
höfe, Cafös  und  Restaurants.  Die  Mehrzahl  der  Männer  fand  Verwendung  als 
Tagelöhner  (7314),  Bauarbeiter  (4474),  und  Transportarbeiter  (2208).  In  der 
Landwirtschaft  und  im  Forstbetrieb  wurden  1986  Männer  und  149  Frauen,  ins- 
gesamt 2135  Personen,  untergebracht 

B.  Arbeitslosenversicherung.  Eine  staatlich  unterstützte  Arbeitslosen- 
versicherung besteht  in  Schweden  z.  Z.  noch  nicht  Auch  haben  weder  die 
Kgl.  Regierung,  noch  der  Reichstag  bisher  irgendwelche  Schritte  in  dieser  Richtung 
getan.  Was  dagegen  Vereinigungen  von  Arbeitern  zwecks  Ver- 
sicherung gegen  die  Folgen  derArbeits-undVerdienstlosigkeit 
betrifft,  so  zahlt  ein  sehr  großer  Teil  der  Arbeiterverbände  bei  Arbeitslosigkeit 
ihren  Mitgliedern  eine  Unterstützung.  Eine  „Versicherung"  gewähren  sie 
dagegen  nicht  Der  größte  Arbeiterverband  von  Schweden  ist  „Sveriges  Lands- 
organisation",   welcher    die    meisten   schwedischen   Gewerkvereine   umfaßt     Von 
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zehn   derselben   warde   im  Jahre  1905    ein  Betrag  von  95328  Kronen  als  Unter- 
stützung an  arbeitslose  Mitglieder  folgender  Gewerkvereine  ausgezahlt: 


Gewerkverein  der 

Mitgliederzahl 
am  30.  Juni  1906 

Kronen 

Klempner  und  Blechschmiede 

1499 
2138 
2  231 
304 
2  200 
21245 
7  198 

7  584,40 

Tabaksarbeiter 

Bäcker 

Handschuhmacher 

Gießer 

Eisen-  und  Metallarbeiter 

6  678,79 
11 133,53 

2  022  — 

3  808,60 
63159,50 

941,18 

Vier  andere  Vereine  insgesamt 

Summe 

Ö6  815 

95  328,— 

Von  den  jener  „Landsorganisation"  nicht  angehörenden  größeren  Verbänden 
zahlten  an  Arbeitslosenunterstützung  1906  „Svenska  Arbetareförbundet"  (etwa 
9000  Mitglieder)  Kr.  33  481  und  „Svenska  Typografförbundet"  (etwa  5000  Mit- 
glieder) Kr.  13  365. 

Unter  den  schwedischen  Arbeiterverbänden  nimmt  „Svenska  Arbetareför- 
bundet" eine  Sonderstellung  ein,  da  dieser  Verband  Arbeiter  aller  Gewerbe  ent- 
hält und  in  religiöser  und  politischer  Hinsicht  neutral  ist,  während  die  übrigen 
für  bestimmte  Gewerbe  oder  Gewerksgruppen  bestimmt  und  sozialistisch  sind. 

Die  Anzahl  der  in  der  „Landsorganisation"  aufgenommenen,  also  politischen  und 
speziell  sozialistischen  Gewerkvereine  betrug  am  30.  Juni  1906:  33  mit  1446  Unter- 
abteilungen und  107  848  Mitgliedern,  davon  8637,  d.  h.  8^0?  Frauen.  Vom 
1.  Juli  1903  bis  zum  30.  Juni  1906  hatten  die  Mitglieder  gezahlt 

an  Umlagen Kr.     831064,74 

„    Eintrittsgeldern  usw „      140  343,25 

„    freiwilligen  Beiträgen „        38  088,39 

Summa    Kr.  1009  496,38 
Während  derselben  Zeit  hatten  die  Verbände  ausgezahlt 

an  Unterstützungen Kr.  1140190,09 

„    Agitationsbeiträgen „  9  948,95 

Summa    Kr.  1150  139,04. 

Aus  den  Statuten  des  zweitgrößten  Verbandes,  des  der  schwedischen  Eisen- 
und  Metallarbeiter,  sei  betreffend  der  Arbeitslosenunterstützung  folgendes  mitgeteilt. 

Der  im  Juli  1888  gestiftete  und  am  30.  Juni  1906  144  Abteilungen  mit 
21  245  Mitgliedern  zählende  Verband  zahlte  aus  seiner  1897  gestifteten  .Reisegel d- 
und  Unterstützungskasse  an  Arbeitslosenunterstützung: 


1897 

Kronen 

494,40 

1898 

w 

1  527,90 

1899 

n 

4  987,— 

1900 

n 

21 127,50 

1901 

n 

43  650,— 

1902 

n 

64 124,— 

1903 

n 

68  096,— 

1904 

n 

67  586,25 

1905 

n 

63  159,50. 

Jedes  Mitglied  des  Verbandes  gehört  auch  der  Unterstützungskasse  an  und 
ist  zur  Unterstützung  berechtigt,  wenn  es  ein  volles  Jahr  Mitglied  gewesen  und 
wenigstens  52  Wochenbeiträge  gezahlt  hat.  Der  wöchentliche  Beitrag  ist  0,10  Kr,; 
die  Unterstützung  beträgt  täglich  1  Kr.  für  höchstens  70  Tage  an  diejenigen,  die 
ein  bis  fünf  Jahre,  und  1,50  Kr.  an  die,  welche  mehr  als  fünf  Jahre  Mitglieder  des 
Verbandes  gewesen  sind.  Wenn  die  Beiträge  nicht  genügen,  können  die  fehlenden 
Beträge  dem  Verwaltungs-  und  dem  Reservefonds  entnommen  werden.  Für  den 
Fall  einer  umfassenden  Arbeitslosigkeit  kann  der  Beitrag  um  0,05  Kr.  pro  Woche 
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erhöht  werden.  Reichen  die  Mittel  trotzdem  nicht  aus,  so  kann  der  Vorstand  die 
rntersttitzung  vermindern.  Arbeitslosigkeit  von  weniger  als  sieben  Tagen  wird  nicht 
entschädigt,  sofern  nicht  das  Mitglied  den  Ort  verläßt.  An  Familienversorger  und 
fünfjährige  Mitglieder  kann  die  Unterstützung  für  die  ganze  Zeit  von  70  Tagen 
ausgezahlt  werden,  wenn  die  Arbeitslosigkeit  an  dem  Orte,  wo  sie  begann,  so  lange 
dauert,  an  übrige  Mitglieder  aber  nur  für  25  Tage;  doch  wird  die  Unterstützung 
an  die,  welche  aus  dem  betreflfenden  Orte  abreisen,  um  anderswo  Arbeit  zu  finden, 
unter  gevrissen  Bedingungen  noch  weitergezahlt,  wenn  der  Verband  an  dem  neuen 
Arbeitsorte  vertreten  ist;  die  Kasse  zahlt  also  gewissermaßen  ihren  Mitgliedern 
auch  Reisegelder.  Hat  ein  Mitglied  während  fünf  aufeinanderfolgender  Jahre 
Unterstützungen  für  insgesamt  250  Tage  bezogen,  so  kann  es  erst  nach  ferneren  zwei 
Jahren  wiederum  unterstützt  werden.  Die  Kasse  umfaßt  das  ganze  Reich;  sie  hat 
hierin  einen  großen  Vorzug  vor  lokalen  Kassen,  die  bei  größerer  Arbeitslosigkeit 
an  ihrem  Orte  bald  erschöpft  sein  würden. 

Mitglieder  des  d  ä  n  i  s  c  h  en  Verbandes  „Dansk  Smede-  og  Maskinarbejderfor- 
bund"  und  des  norwegischen  „Norsk  Jern-  og  Metalarbejderforbund",  die  nach 
Schweden  kommen,  sich  hier  zehn  Tage  nach  der  Ankunft  melden  und  als  voll- 
berechtigte Mitglieder  jener  Verbände  ausweisen,  können  ohne  Eintrittsgeld  Mit- 
glieder des  „Svenska  Järn-  och  Metallarbetareförbundet"  werden  und  haben  dasselbe 
Unterstützungsrecht  wie  die  schwedischen  Mitglieder,  doch  erhalten  sie  nicht  mehr 
als  1  Kr.  pro  Tag.  Die  entsprechenden  Rechte  in  Dänemark  und  Norwegen  haben 
die  Mitglieder  des  schwedischen  Verbandes. 

Dieser  schwedische  Eisenbahn-  und  Metallarbeiterverband  hat  auch  Stellen- 
nachweisbureaus errichtet;  dieselben  geben  ihren  arbeitslosen  Mitgliedern  Auskunft 
und  Ratschläge  und  sammeln  statistisches  Material  über  die  Arbeitslosigkeit  ihrer 
Gewerke. 

Über  die  Bedingungen  für  die  Auszahlung  der  Unterstützungen,  die  Dauet 
der  Wartezeit,  die  Höhe  der  Unterstützungen  usw.  einiger  anderen  Gewerkvereine 
verweisen  wir  auf  die  Arbeit  „Die  bestehenden  Einrichtungen  ^ur  Versicherung 
gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im  Ausland  und  im  Deutschen  Reich",  be- 
arbeitet im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  Berlin  1906,  Band  I  S.  331  flf. 

Was  die  zur  Entschädigung  für  die  Folgen  vonAusständen 
errichteten  Arbeitgeberverbände  betrifft,  so  gewähren  eine  Ent- 
schädigung für  die  Folgen  von  Ausständen  oder  Aussperrungen  auch  zwei  der 
größten  Arbeitgeberverbände  von  Schweden,  nämlich  „Svenska  Arbetsgifvareföreningen" 
und  „Sveriges  Verkstadsförening".  Jener  zählte  am  1.  Januar  1907  453  Arbeitgeber 
und  Organisationen  mit  65  420  Arbeitern,  dieser  111  Arbeitgeber  und  20  064  Ar- 
beiter. 

Jedes  Mitglied  des  „Svenska  Arbetsgifvareföreningen"  hat,  wenn  bei  ihm 
wenigstens  drei  Monate  nach  seinem  Beitritt  und  nach  Hinterlegung  seiner  Haftsumme 
die  Arbeit  eingestellt  wird,  das  Recht  auf  Entschädigung  für  die  Dauer  des  Ausstandes 
usw.  Die  Unterstützung  beträgt  1  7o  P^o  Tag  (auch  Sonn-  und  Feiertag)  der  von  ihm 
gewährleisteten  Haftsumme.  Letztere  wird  nach  seiner  beim  Beitritt  von  ihm  an- 
zumeldenden und  vom  Vorstand  zu  bestätigenden  Arbeiterzahl  berechnet  und  beträgt 
wenigstens  50  Kr.  pro  Arbeiter,  kann  aber  auf  Antrag  des  Vorstandes  und  mit  Ge- 
nehmigung der  Direktion  auf  500  Kr.  erhöht  werden.  Hat  sich  im  Verlaufe  des  Aus- 
standes die  Anzahl  jener  Arbeiter  vermindert,  so  ist  auch  die  Entschädigung  ent- 
sprechend zu  vermindern.  Nach  denselben  Grundsätzen  wird  der  Arbeitgeber  auch 
für  die  Folgen  der  vom  Vereinsvorstand  gebilligten  oder  von  seinen  Vertretern  den 
und  Generalversammlungen  befohlenen  Aussperrungen  entschädigt.  Der  Arbeitgeber 
erhält  eine  Entschädigung  für  die  Folgen  eines  Ausstandes  innerhalb  derselben 
Abteilung  seines  Gewerbes,  doch  ohne  besondere  Genehmigung  des  Vereins  nicht 
für  mehr  als  zwölf  auf  eine  Periode  von  fünf  Jahren  verteilte  Monate. 

In  „Sveriges  Verkstadsförening"  bestimmt  die  Oberdirektion  bei  jedem  Ausstand 
usw.  die  Auszahlung  und  Höhe  des  Schadenersatzes.  Auch  hier  wird  derselbe  nach 
der  Anzahl  der  angestellten  Arbeiter  berechnet,  und  zwar  mit  höchstens  1  Kr.  pro 
Tag  und  Arbeiter. 
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48  ^^^  ArbeiterversicheroDg  in  Schweden. 

Die  Frage  der  staatlicheD  Mitwirkimg  zur  Lösung  der  Aufgabe  der 
Arbeitslosenversicherung  steht  in  Schweden  erst  seit  dem  am  4.  bis  6.  Oktober 
1906  in  Stockholm  abgehaltenen  Kongresse  für  Armenwesen  und  Volksversicherung 
auf  der  Tagesordnung.  Auf  den  von  mehreren  Kongreßmitgliedern  geäußerten 
Wunsch  beschloß  der  Kongreß  einstimmig  eine  Adresse  an  die  Kgi.  Begierung,  in 
welcher  die  „Untersuchung  dieser  Frage  sowie  Gesetzentwürfe, 
betreffend  staatliche  Maßregeln  für  die  Förderung  der  Ar- 
beitslosenversicherung in  Schweden"  beantragt  wurden. 

Um  die  seitens  des  Staates  zu  unterstützende  Arbeitslosenversicherung  am 
leichtesten  zu  ordnen,  erscheint  es  am  zweckmäßigsten,  diejenigen  Verbände,  die 
schon  dergleichen  Entschädigungen  auszahlen,  auch  die  öffentlichen  Unterstützungen 
an  die  Arbeitslosen  (mit  Ausnahme  natürlich  der  Ausständigen,  Ausgesperrten  usw.) 
vermitteln  zu  lassen.  Hiergegen  ließe  sich  allerdings  einwenden,  daß  Staat  und 
Gemeinde  durch  die  Unterstützung  der  Gewerkvereine,  die  größtenteils  aus  Genossen 
der  sozialdemokratischen  Partei  bestehen,  ein  bestimmtes  politisches  Parteiinteresse 
begünstigen  würden.  Doch  dürfte  diese  Gefahr  nicht  so  groß  sein,  und  solche  Be- 
denken müssen  der  notwendigen  Lösung  der  wichtigen  sozialen  Aufgabe  weichen, 
die  darauf  hinzielt,  die  Arbeitslosen,  die  bisher  vielfach  die  stets  demütigende 
Armenpflege  haben  um  Hilfe  angehen  müssen,  die  Früchte  einer  gut  geordneten  und 
von  den  Behörden  unterstützten  Arbeitslosenversicherung  genießen  zu  lassen.^) 

Der  schwedische  Gesandte  in  Kopenhagen,  der  frühere  Kultusminister  Dr.  Hj. 
L.  V.  Hammars kjöld,  schreibt  hierüber  in  seinem,  in  „Ekonomisk  tidskrift", 
Heft  6,  Vin.  Jahrgang,  Uppsala  1906,  veröffentlichten  Aufsatz  folgendes:  „Staat 
und  Gemeinde  haben  sich  in  dem  Kampf  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
weder  auf  diese,  noch  auf  jene  Seite  zu  stellen;  denn  es  würde  ja  den  Anschein 
einer  direkten  Parteinahme  erwecken  können,  wenn  man  einem  gewissen  Zweige 
der  von  den  Gewerkvereinen  ausgeübten  Tätigkeit  eine  Unterstützung  angedeihen 
ließe.  Ich  will  keineswegs  die  Bedeutung  dieser  Argumentation  unterschätzen  und 
noch  weniger  bestreiten,  daß  bei  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  sich  die  Sache 
wirklich  so  verhält,  loh  kann  aber  nicht  umhin,  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
wie  schwer  es  ist,  auf  dem  sozialen  Gebiete  Gesetze  zu  geben,  die  keine  nicht- 
beabsichtigten  Folgen  haben.  Nach  den  allgemeinen  national-ökonomischen  Ge- 
setzen zei^  die  staatlich  unterstützte  Arbeitslosenversicherung  das  Bestreben,  den 
Arbeitgebern  zum  Nutzen  zu  gereichen,  wenn  die  eiuen  Teil  des  Arbeitslohnes 
bildende  Risikoprämie  gegen  Arbeitslosigkeit  vermindert  oder  eine  sonst  vielleicht 
verschwindende  Arbeiterreserve  beibehalten  werden  kann.  Daß  tatsächlich  durch 
das  Spiel  der  sozialen  und  ökonomischen  Kräfte  der  Ausgang  ein  anderer  werden 
kann,  sei  hiermit  natürlich  keineswegs  geleugnet.  Andererseits  wird  es  nur  möglich 
sein,  zu  verhindern,  daß  die  Arbeitslosenkassen  fremde  Zwecke  in  ihren  Statuten 
feststellen,  aber  nicht,  effektiv  zu  überwachen,  daß  dieselben  faktisch  keine  fremden 
Zwecke  verfolgen  oder  gar  Stätten  der  politischen  Propaganda  werden.  Diese  und 
ähnliche  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  ist  der  vielleicht  nicht  mehr  fernen  Zukunft 
vorbehalten,  wenn  die  Organisation  der  Arbeiter  und  die  der  Arbeitgeber  voll- 
ständiger und  befriedigender  durchgeführt  sind.^ 

Nach  den  an  die  Arbeitsstatistische  Abteilung  des  Kgl.  Kommerz- 
kollegiums (Meddelanden  frän  K.  KommerskoUegii  afdelning  för  arbetsstatistik, 
hafte  1,  1907)  eingelaufenen  Berichten  haben  im  Jahre  1906  277  Ausstände  statt- 
gefunden. 

Ihre  Verteilung  nach  Charakter  und  Anzahl  der  betroffenen  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  im  Vergleich  zu  den  Vorjahren  erhellt  aus  folgender  Uebersicht  (s.  Tabelle 
S.  49  oben). 

Von  den  277  Arbeitseinstellungen  des  Jahres  1906  begannen  in  den  einzelnen 
Quartalen  52  bzw.  96,  81  und  48.  Die  höchste  Anzahl,  39,  entfällt  auf  den  August, 
die  zweithöchste,  32,  auf  den  April  und  die  niedrigste,  11,  auf  den  Dezember. 
Von  den  Streitigkeiten   waren  am  15.  März  1907  12  wenigstens   prinzipiell   nicht 

0  Vgl.  hierzu  den  Abschnitt  „Arbeitslosenversicherung"  in  Heftia  S.  30  ff.  und  die  dort 
angezogene  Literatur,  sowie  die  oben  S.  47  angezogene  Denkschrift  Bd.  I  S.  814  und  III 
S.  188,  462  ff. 
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(TabeUe  zu  S.  48.) 

Streiks 

AnssperroD^en 

Aosttlnde  gemisohten 
Gharakten 

Samme 

Anxahl 

Ansahl  der 

Ansah! 

Ansahl  der 

Anzahl 

Anzahl  der 

Jahr 

Anzahl 

Ausalü  der 

Arbeit- 
geber 

Ar- 
beiter 

Arbeit- 
geber 

Ar- 
beiter 

Arbeit- 
geber 

Ar- 

Arbelt- 

Ar- 
beiter 

beiter 

1906 
1905 
1904 
1908 

228 
139 
172 
109 

657 
316 
377 
254 

15  088 

12  600 

8  493 

5  972 

7 
12 

11 

16 

11 
11 
61 
96 

523 

508 

1238 

982 

42 
24 
32 
17 

48 
467 
151 
124 

3006 
19  260 

1754 
15  614 

277 
175 
215 
142 

716 
794 
589 
474 

18  612 
32  868 
11485 
22  568 

beendigt.    Von  den  übrigen  265  kann  die  Dauer  für  249   angegeben  werden  und 
erheilt  aus  folgender  Tabelle: 

125  dauerten  höchstens 

45         „  


19 

15 

23 

14 

2 

4 

2 


länger  als 


7  Tage, 

8- 

-15 

11 

16- 

-22 

n 

23- 

-30 

n 

31- 

-60 

r 

61- 

-90 

n 

91- 

-120 

11 

21- 

-180 

11 

180 

M         1 

dazu  kommen  noch  16  von  unbekannter  Dauer. 

Die  Anzahl  der  durch  die  im  Jahre  1906  begonnenen  Arbeitsausstände 
verlorenen  Arbeitstage  betrug  nach  überschlägiger  Berechnung  445  000. 
Die  entsprechenden  Ziflfem  der  vorhergehenden  Jahre  waren  1905:  2  500  000, 
1904:  450  000,  und  1903:  500  000  Tage.  Berechnet  man  dagegen  die  Anzahl  der 
durch  die  1 906  bestehenden  Arbeitsausstände  verlo^-enen  Arbeitstage,  so 
erhöht  sich  die  Ziffer  auf  etwa  484000,  was  sich  hauptsächlich  daraus  erklärt, 
daß  der  in  Malmö  im  März  1905  begojinene  Ausstand  im  Baugewerbe  erst  am 
18.  Februar  1906  seinen  Abschluß  fand.  Diese  verlorenen  Arbeitstage  verteilen 
sich  auf  die  verschiedenen  Gewerbe  wie  folgt: 

Baugewerbe etwa  117  000 

Bergwerke 115000 

Mineralindustrie „  76  000 

Transportgewerbe „  30  000 

Holzindustrie „  30  000 

Metallindustrie     . „  19  000 

Chemisch- techn.  Industrie „  18  000 

Waldbetrieb  und  Flößerei „  18  000 

Bekleidungsgewerbe „  16  000 

Webereien „  10  000 

Nahrungs-  und  Genußmittelgewerbe  ...  „  9000 

Holzwarenindustrie „  9  000 

Andere  Abbaugewerbe „  7  000 

Verschiedene  Erwerbszweige „  10  000 

Besonders  seien  die  verlorenen  Arbeitstage  der  Steinkohlengruben  (115  000) 
und  der  Glasfabriken  (54  000)  hervorgehoben. 

Die  Ursachen  der  Arbeitsausstände  waren  1906  folgende: 

Erhöhung  der  Löhne in  126  Fällen 

Verminderung  der  Löhne „  15  „ 

Andere  Lohnfragen „  32  „ 

Kollektivverträge „  22  „ 

Andere  Organisationsfragen „  17  „ 

Persönliche  Verhältnisse „  20  ,, 

Zwist  über  die  Arbeitsdauer „  6  ,, 

Andere  Ursachen „  39  „ 
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Die  Arbeiterversichenmg  in  Schweden. 


Nicht  weoiger  als  30  Arbeitseinstellungen  hatten  ihren  Grund  in  den  An- 
sprüchen der  Arbeiter  auf  Wiederanstellong  entlassener  Genossen.  Die  wichtigsten 
Ursachen  der  letzten  vier  Jahre  gruppieren  sich  folgendermaßen: 


Jahr 

Lohnstreitigkeiten 

Organisationstragen 

PerBönliche 
Verhältnisse 

Andere  Ursachen 

1906 
1905 
1904 
1903 

173 

107 

147 

96 

39 

16 

9 

10 

20 
18 
20 
13 

45 
34 
39 
23 

In  103  Fällen  gingen  Unterhandlungen  vorauf,  in  166  Fällen  dagegen 
nicht,  von  8  Fällen  ist  hierüber  nichts  bekannt. 

In  142  Fällen  sind  sämtliche  Arbeiter  organisiert  gewesen,  in  70  Fällen 
zum  Teil,  in  51  Fällen  gar  nicht,  von  14  Fällen  ist  hierüber  nichts  bekannt 
geworden. 

Ueber  Organisation  der  Arbeitgeber  finden  sich  Angaben  nur  für  208  Streitig- 
keiten;   in  77  dieser  Fälle  waren  die  Arbeitgeber  Mitglieder  von  Organisationen. 

Was  das  Ergebnis  der  Ausstände  betrifft,  so  haben  von  266  beendigten 
Ausständen  64  (24%)  zur  Wiederaufnahme  der  Arbeit  unter  den  Bedingungen  der 
Arbeitgeber  geführt,  111  (42  7o)  sind  nach  Wunsch  der  Arbeiter  gelöst  und  84 
(32^ Iq)  durch  Ausgleich  beendigt  worden.  Von  6  (2%)  Konflikten  ist  das  Ergebnis 
nicht  bekannt. 

In  der  dreijährigen  Periode  1903—1905  sind  von  532  Ausständen  138'  (26%) 
nach  den  Bedingungen  der  Arbeitgeber,  160  (30%)  »ach  denen  der  Arbeiter  und 
185  (35%)  durch  Ausgleich  beendigt  worden.  Von  49  (9%)  Fällen  ist  .das  Er- 
gebnis nicht  bekannt. 

Von  den  173  durch  Löhnungsfragen  1906  entstandenen  Ausständen  endigten 
3G  nach  Wunsch  der  Arbeitgeber,  71  nach  den  Forderungen  der  Arbeiter  und  55 
nach  gegenseitigem  Entgegenkommen;  von  4  ist  das  Ergebnis  unbekannt  geblieben, 
und  7  sind  noch  nicht  beendigt. 

In  den  71  Löhnungsstreitigkeiten,  die  mit  dem  Siege  der  Arbeiter  abschlössen, 
waren  die  Arbeiter  in  57  Fällen  sämtlich  oder  teilweise,  in  11  Fällen  nicht  or- 
ganisiert; bei  3  Fällen  fehlt  es  an  Angaben. 
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angäende   ersättning  för   skada   tili   följd   af   olycksfall   i  arbetet: 

gifven  Stockholms  slott  den  5  Juli  1901. 


Vi  OSCAR,  med  Guds  näde,  Sveriges,  Norges,  Götes  och  Vendes  Konung,  göre  veterligt: 
att  Vi,  med  Riksdagen,  famiit  godt  i  nider  förordna  som  följer: 

1§. 

Varder  arbetare  skadad  tili  följd  af  oljckpfall  i  arbetet,  vare  i  de  fall,  aom  i  2  och  3  §§ 
afses,  arbetsgifvaren  pligtig  att  utgifra  ersättning  enligt  de  i  denna  lag  stadgade  gninder. 

Sädan  ersättning  ntglr  dock  ej  i  nagot  fall  för  skada,  som  den  skadade  uppsitligen  eller 
genom  grof  värdslöshet  sjelf  Idragit  sig,  eller  som  nppsatligen  fOrorsakats  af  tredje  man,  der 
denne  icke  haft  ledning  af  eller  appsigt  öfver  arbetet. 

Med  arbetare  förstls  i  denna  lag  jemväl  arbetsförman. 

2§. 

Skyldighet  att  enligt  1  §  utgifva  ersättning  äligge  enskild  arbetsgifvare,  der  han  säsom 
yrke  Otöfvar  nägon  här  nedan  omförmäld  yerksamhet,  nemligen: 

1)  skogsafrerkning,  sägverks-  eller  brädgärdsrörelse; 

2)  npptagning,  af  is  eUer  torf; 

3)  grofdnft,  sten-  eller  kalkbrytning,  tegeltillverkning,  broksrörelse  eller  annan  verksamhet. 
som  afser  tillgodogörande  eller  förädling  af  mineralrikets  alster  och  ej  är  att  anse  sisom 
handtverk ; 

4)  fabriksrörelse; 

5)  skeppsbyggeri-,  bränneri-,  bryggeri-,  bageri-,  slagteri-,  mejeri-  eller  qvamrörelse,  som 
idkas  [pä  sädant  satt  och  i  sädan  omfattning,   att  den  kan  anses  med  fabriksrörelse  jemförlig; 

6)  boktryckeriyerksamhet; 

7)  tillverkning  i^  explosiva  varorj 

8)  skorstensfejareverksamhet; 

9)  flottning; 

10)  lastning  eller  lossning  af  varor; 

11)  jemvägs-  eller  spärvägstrafik; 

12)  byggnadsverksamhet,  derunder  inbegripet  jemväliitförande  af  väg- eller  vattenbyggnad; 
18)  bergsprängning,  jordschaktning,  stensättning,  muming,  timring  eller  taktäckning; 

14)  utförande  af  elektriska  ledningar  eller  af  gas-,  ratten  eller  kloakledningar; 

15)  verksamhet,  som  afser  att  framställa,   öfrerföra  eller  fördela  elektrisk  kraft,  ftfrensom 
drifvande  af  gas-  eller  vattenledningsverk. 

Ersättningsskyldigheten  omfattar  skada  tili  följd  af  olycksfall,  som  härflyter  frSn  utöf- 
ningen  af  arbetsgifyarens  yrke. 

3  §. 

UtöfYar  staten  eller  kommun  pa  yrkesmessigt  satt  nägon  i  2  6  omförmäld  vericsamhet, 
vare  staten  eller  kommunen  ersättningssl^ldig  enli^  1  §  för  skada  tili  följd  af  olycksfall,  som 
härflyter  fr&n  ntöfningen  af  den  verksamhet. 

I  ersättning  enligt  denna  lag  skall  utgifvas: 

l:o)  om  olycksfallet  medfört  väsentlig  nedsättning  af  den  skadades  arbetsförmäga  under 
mera  an  sextio  dagar  efter  olycksfallet:  en  krona  i  sjukhjelp  för  hvaije  dag  fran  och  med  sextio- 
första  dagen  intill  dess  den  skadade  blifvit  frän  sädan  nedsättning  af  arbetsförmägan  äterstäld 
eller  olycksfallet  medfört  för  framtiden  bestaende  förlust  eller  minskning  ai  arbetsförmägan 
eller  döden  inträdt; 
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Gesetz 

betreffend  den  Ersatz  für  Verletzungen  infolge  von  Unfällen  bei  der  Arbeit. 

Gegeben  im  Schlosse  Stockholm  am  5.  Juli  1901. 


Wir  Oskar,  von  Gottes  Gnaden,  König  von  Schweden  und  Norwegen,  der  Goten  und 
Wenden,  tnn  zu  wissen,  daß  Wir,  in  Uebereinstimmong  mit  dem  Reichstage,  für  gut  befunden 
haben,  in  Gnaden  wie  folgt  zu  verordnen. 

§1. 

Wenn  ein  Arbeiter  infolge  eines  Unfalls  bei  der  Arbeit  beschädigt  Wird,  so  ist  der  Arbeit- 
geber in  den  Fällen,  welche  §§  2  und  8  dieses  Gesetzes  vorsehen,  verpflichtet,  nach  den  in 
diesem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen,  Ersatz  zu  leisten. 

Ein  solcher  Ersatz  ist  jedoch  in  keinem  Falle  für  solehen  Schaden  zu  leisten,  welchen 
der  Beschädigte  sich  vorsätzlich  oder  durch  grobe  Unachtsamkeit  zugezogen  hat,  oder  welcher 
vorsätzlich  von  einem  Dritten  verursacht  worden  ist,  der  weder  die  Leitung  der  Arbeit  noch  die 
Aufsicht  über  dieselbe  gehabt  hat. 

Unter  Arbeiter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  auch   der  Vorarbeiter  zu  verstehen. 

§2. 

Die  Verpflichtung,  Ersatz  auf  Grund  des  §  1  zu  leisten,  liegt  iedem  Arbeitgeber 
ob,  wenn  er  eine  der  hier  nachstehend  aufgeführten  Werktätigkeiten  als  Gewerbe  ausübt,  nämlich: 

1.  Abholzung  von  Wäldern,  Sägewerks-  oder  Bauhofsbetrieb; 

2.  Aufnahme  von  Eis  oder  Torf; 

8.  Grubenbetrieb,  Stein-  oder  Kalkbrüche,  Ziegeleien,  Bergwerksbetrieb  oder  eine  andere 
Tätigkeit,  welche  die  Nutzbarmachung  oder  Veredlung  von  Erzeugnissen  des  Mineralreichs  be- 
zweckt und  nicht  als  Handwerk  anzusehen  ist; 

4.  Fabriksbetrieb; 

5.  Schiffsbau,  Brennereien,  Brauereien,  Bäckereien,  Schlächtereien,  Meiereien  oder  Mühlen- 
betriebe, welche  in  solcher  Weise  und  in  solchem  Umfange  ausgeübt  werden,  daß  dieselben  als 
Fabrikbetrieb  angesehen  werden  können; 

6.  Buchdruckereien; 

7.  Herstellung  von  explosiven  Waren; 

8.  Schomsteinfegergewerbe; 

9.  Flößerei; 

10.  Laden  oder  Löschen  von  Waren; 

11.  Eisenbahn-  und  Straßenbahnbetrieb; 

12.  Bautätigkeit,  worin  auch  die  Ausführung  von  Weg-  und  Wasserbauten  inbegriffen  ist; 
18.  Bergsprengung,  Erdschachtung,  Maurer-,  Zimmer-  oder  Dachdeckerarbeiten; 

14.  Ausführung  von  elektrischen  Leitungen,  Gas-,  Wasser-  oder  Abfuhrleitungen; 

15.  jede    Tätigkeit,   welche   die  Herstellung,   Ueberführung  oder  Verteilung  elektrischer 
Kraft  zum  Zwecke  hat,  sowie  den  Betrieb  von  Gas-  oder  Wasserleitungswerken. 

Die  Ersatzpflicht  umfaßt  Schäden  infolge  von  Unfällen,  welche  von  der  Ausübung  des 
Gewerbes  des  Arbeitgebers  herrühren. 

§3. 

Wenn  einer  der  in  §  2  genannten  Betriebe  vom  Staate  oder  von  einer  Kommune  in  ge- 
werbsmäßiger Weise  ausgeübt  wird,  so  ist  der  Staat  oder  die  Kommune  nach  §  1  ersatzpflichtig 
für  Schäden  infolge  von  Unfällen,  welche  von  der  Ausübung  ihrer  Betriebe  herrühren. 

§4. 

Der  nach  diesem  Gesetz  zu  leistende  Ersatz  beträgt: 

1.  wenn  der  Unfall  eine  wesentliche  Herabsetzung  der  Arbeitsfähigkeit  des  Beschädigten 
während  einer  Zeit  von  mehr  als  60  Tagen  nach  dem  Unfall  verursacht  hat: 

eine  Krone  Krankengeld  für  jeden  Tag  vom  61.  Tage  an  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  der 
Beschädigte  von  der  Arbeitsunfähigkeit  wiederhergestellt  ist,  oder  der  Unfall  dauernden  Verlust 
oder  dauernde  Schwächung  der  Arbeitsfilhigkeit  mit  sich  geführt  hat,  oder  der  Tod  ein- 
getreten ist; 
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2:0)  om  olyoksfallet  medfört  för  framtiden  bestäende  förlnst  eller  minskning  af  arbets- 
förmägan:  en  arlig  lifränta  i  förra  fallet  k  tre  handra  kronor  och  i  senare  fallet  k  det  lägre 
belopp,  8om  svarar  emot  arbetsförm&gans  minskning,  räknadt  frän  och  med  sextioförsta  dageu 
efter  olycksfallet  eller  fr&n  den  senare  tidpunkt,  d&  olycksfallet  medfört  för  framtiden  best&ende 
förlnst  eller  minskning  af  arbetsförm&gan;  dock  att  lifränta  icke  skall  ntgä  i  de  fall,  der  ej 
arbetsförmägan  blifvit  nedsatt  med  minst  en  tiondedel; 

3:0)  om  olycksfallet  inom  Uk  kr  medfört  döden: 

a)  begrafningshjelp  med  sextio  kronor; 

b)  tili  enka,  när  äktenskapet  slatits  före  olycksfallet,  en  ärlig  lifränta  af  etthundratjngn 
kronor  fr&n  dödsfallet,  s&  länge  hon  lefver  ogift,  och  tili  hvarje  minder&rigt  bam,  som  födts 
före  olycksfallet  eller  födes  e^r  olycksfallet  i  ett  derförut  slntet  äktenskap,  en  ärlig  lifränta 
af  sextio  kronor  frän  dödsfallet,  tili  dess  det  appnätt  femton  krs  älder;  dock  att,  der  lifr&ntor 
tili  efterlefvande  skulle  sammanlagdt  öfrerstiga  tre  hundra  kronor,  de  skola,  i  förhällande  tili 
hyad  pä  en  hvar  lifräntetagare  belöper,  tili  detta  belopp  nedsättas,  sä  länge  anledningen  tili 
dylik  nedsättning  fortfar. 


5§. 

Vid  bedömandet,  i  hvad  man  viss  kroppsskada  ästadkommit  nedsättning  af  arbetsförmägau, 
skall  hänsyn  tagas  ej  blott  tili  skadans  beskaffenhet  och  inverkan  pä  den  skadades  förm&ga  i 
allmänhet  att  genom  arbete  sig  försörja,  utan  äfven  tili  skadans  inflytande  p&  de  särskilda 
färdigheter,  som  för  drifvande  af  den  skadades  yrke  mä  vara  erforderliga,  samt  tUl  den  skadades 
älder  och  kön.  Var  den  skadade  vid  olycksfallet  behäftad  med  kroppsskada  eller  lyte,  skall 
hänsyn  jemväl  tagas  tili  den  mindre  arbetsförmäga,  som  tili  följd  deraf  vid  olycksfallet  hos 
honom  förefans. 

I  öfrigt  skall  tjena  tili  ledning: 

1 :  o)  att  i  allmänhet  förlust  af  arbetsförm&gan  skall  anses  vara  för  banden  vid  f ullständip: 
sinnesslöhet  eller  vansinne,  vid  allmän  förlamning,  vid  blindhet  k  bäda  ögonen,  vid  förlust 
eller  fallständig  förlamning  af  b&da  händema  eller  af  bada  fötterna  eller  af  en  band  och  en  fot; 

2:o)  att  i  allmänhet  vid  här  nedan  omförmälda  skador  nedsättningen  af  arbetsförmägan 
skall  anses  motsvara  följande  procent,  nemligen: 

vid  allmän  svaghet  i  själsförmögenhetema  femtio  procent;  vid  allmän  kroppsUg  svaghet 
femtio  procent;  vid  blindhet  k  ett  öga  jemte  försvagad  syn  k  det  andra  sjuttio  procent;  vid 
blindhet  k  ett  öga  tjngu  procent;  vid  döfhet  k  bäda  öronen  femtio  procent;  vid  döfhet  k  ett 
öra  tio  procent;  vid  Ijnmskbr&ck  femton  procent;  vid  förlust  af  en  band  eller  fot  jemte  minskad 
rörlighet  hos  band  eller  fot  sjuttio  procent;  vid  förlust  af  en  band  eller  fot  femtio  procent; 
vid  förlust  af  alla  fingrama  k  en  band  femtio  procent;  vid  förlust  af  alla  täma  k  en  fot  tjngu 
procent;  vid  förlust  af  en  tumme  tjugufem  procent;  vid  förlast  af  ett  pekfinger  femton  procent 

Utländsk  medborgares  enka  eller  bam  ege  ej  rätt  tili  lifränta  enligt  denna  lag,  der  de 
ej  vid  tiden  för  olycksfallet  voro  här  i  riket  bosatta.  För  tid,  hvarunder  iiägon  tili  lifränta 
enligt  dennalag  berättlgad  är  bosatt  utom  riket,  mä  hau  ej  uppbära  sädan  ränta. 

Fr&n  hvad  ofvan  i  denna  §  är  föreskrifvet  eger  Konungen,  under  förutsättning  af 
ömsesidighet,  medgifva  undantag  för  medborgare  i  visst  land  och  för  Ufränt^tagare,  som  i  samma 
land  äro  bosatta. 

För  tid,  hvarunder  lifräntetagare  undergär  frihetsstraff  eller  tv^äiigsarbete,  mä  han  ej 
uppbära  lifräntan. 

7§. 

Begrafningshjelp  skall  utbetalas  genast  efter  dödsfallet,  sjukhjelp  för  hvarje  kalendervecka 
k  veckans  sista  dag  samt  lifränta  för  hvarje  kalenderqvartal  k  första  dagen  af  qvartalets  sista 
mänad,  utan  äterbetalningsskyldigbet  i  händelse  under  mänaden  rätten  tili  lifräntan  skulle  upphöra 
eller  sädant  fall  iuträffa,  att  lifräntan  icke  fär  uppbäras. 

8§. 

Skall,  da  arbetare  skadats  genom  olycksfall,  i  följd  deraf  frän  kassa,  som  helt  och  h&llet 
eller  tili  väsentlig  del  bildats  genom  bidrag  af  arbetsgifvaren,  utgä  pension  eller  annat  understöd, 
eller  har  arbetaren  pä  arbetsgifvarens  bekostnad  blifvit  mot  olycksfall  försäkrad  pä  annat  satt 
an  i  10  §  afses,  mä  frän  begrafningshjelp  eller  sjukhjelp  och  lih-änta,  som  det  enligt  denna  lag 
äligger  arbetsgifvaren  att  utgifva,  afdragas  hvad  i  anledning  af  olycksfallet  för  samma  ändamäl 
frän  kassan  eller  pä  gnind  af  försäkringen  utgär  för  tid,  hvarunder  ersättningsskyldighet 
äligger  arbetsgifvaren. 

Motsvarande  afdrag  mä  ega  rum  för  skadeständ,  som  i  följd  af  olycksfallet  utbetalts  enligt 
allmän  lag  eller  särskild  författning. 
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2.  wenn  der  Unfall  dauernden  Verlust  oder  dauernde  Schwächung  der  Arbeitsfähigkeit 
herbeigeführt  hat: 

eine  jährliche  Ldbrente,  welche  im  ersteren  Falle  300  Kronen  betrafen  und  im  letzteren 
Falle  nach  dem  Grade  der  Schwächung  des  Arbeitsvermögens  bemessen  und  von  dem  61.  Tage 
nach  dem  Unfall  oder  von  dem  späteren  Zeitpunkte  an  gerechnet  werden  soll,  wo  der  Unfdl 
dauernden  Verlust  oder  dauernde  Schwächung  der  Arbeits^Uiigkeit  mit  sich  geführt  hat. 

Eine  Leibrente  ist  jedoch  nur  in  den  Fällen  zu  zahlen,  wo  die  Arbeitsfähigkeit  mindestens 
um  ein  Zehntel  herabgesetzt  ist; 

3.  wenn  der  Unfall  innerhalb  zweier  Jahre  den  Tod  herbeigeführt  hat: 

a)  Beihilfe  zu  den  Beerdigungskosten  60  Kronen; 

b)  für  die  Witwe,  wenn  die  Ehe  vor  dem  Unfall  geschlossen  worden  ist,  eine  vom 
Todestage  an  laufende  jährliche  Leibrente  von  120  Kronen,  solange  die  Witwe  un- 
verheiratet bleibt,  und  für  jedes  minderjährige  Kind,  welches  vor  dem  Unfall  ge- 
boren ist  oder  nach  dem  Unfall  in  einer  vor  demselben  geschlossenen  Ehe  geboren 
wird,  eine  vom  Todestage  an  laufende  jährliche  Leibrente  von  60  Kronen  bis  zum 
zurückgelegten  15.  Lebensjahre.  Die  Leibrenten  der  Hinterbliebenen  dürfen  jedoch 
insgesamt  den  Betrag  von  300  Kronen  nicht  übersteigen;  ergibt  sich  ein  höherer 
Betrag,  so  werden  die  einzelnen  Renten  in  gleichem  Verhältnisse  gekürzt,  solange 
der  ijilaß  zu  einer  solchen  Verkürzung  fortbesteht. 

§5. 

Bei  der  Beurteilung,  in  welchem  Maße  die  körperliche  Beschädigung  eine  Herabsetzung 
der  Arbeitsfähigkeit  herbeigeführt  hat,  ist  nicht  nur  die  Beschaffenheit  des  Schadens  sowie  ihre 
Wirkung  auf  das  Vermögen  des  Geschädigten  im  allgemeinen,  sich  durch  Arbeit  zu  versorgen, 
sondern  auch  der  Einfluß  des  Schadens  auf  die  besonderen  Fertigkeiten  zu  berücksichtigen, 
welche  zur  Betreibung  des  Gewerbes  des  Geschädigten  erforderlich  sein  können,  sowie  femer 
das  Alter  und  Geschlecht  des  Geschädigten.  Wenn  der  Beschädigte  zur  Zeit  des  Unfalls  mit 
einem  körperlichen  Schaden  oder  Gebrechen  behaftet  war,  so  ist  auch  seine  infolgedessen  ge- 
ringere Arbeitsfähigkeit  zur  Zeit  des  Unfalls,  zu  berücksichtigen. 

Im  übrigen  soll  als  Richtschnur  dienen: 

1.  daß  im  allgemeinen  der  Verlust  der  Arbeitsfähigkeit  als  vorhanden  angesehen  werden 
soll:  bei  vollständiger  Geistesschwäche  oder  bei  Wahnsinn,  bei  allgemeiner  Lähmung,  bei  Blind- 
heit auf  beiden  Augen,  bei  Verlust  oder  vollständiger  Lähmung  beider  Hände  oder  beider  Füße 
oder  einer  Hand  und  eines  Fußes; 

2.  daß  im  allgemeinen  bei  den  hier  unten  angeführten  Schäden  die  Herabsetzung  der 
Arbeitsfähigkeit  den  folgenden  Prozentsätzen  entsprechend  angesehen  werden  soll:  nämlich: 

bei  allgemeiner  Schwäche  der  Geisteskräfte  50%;  bei  allgemeiner  Körperschwäche  50%; 
bei  Blindheit  auf  einem  Auge  und  gleichzeitig  geschwächtem  Sehvermögen  des  andern  Auges 
70%;  bei  Blindheit  auf  einem  Auge  20%;  bei  Taubheit  auf  beiden  Ohren  50%;  bei  Taubheit 
auf  einem  Ohr  10%;  bei  Brüchen  16%;  bei  dem  Verlust  einer  Hand  oder  eines  Fußes,  sowie 
bei  verminderter  Beweglichkeit  der  andern  Hand  oder  des  andern  Faßes  70%;  bei  Verlust  einer 
Hand  oder  eines  Fußes  50%;  bei  Verlust  aller  Finger  einer  Hand  50%;  bei  Verlust  aller  Zehen 
eines  Fußes  20%;  bei  Verlust  eines  Daumens  25%;  bei  Verlust  eines  Zeigefingers  15%. 

§6. 

Die  Witwe  oder  die  Kinder  eines  Ausländers  haben  nach  diesem  Gesetze  keinen  Anspruch 
auf  Leibrente,  wenn  sie  zur  Zeit  des  Unfalles  nicht  hier  im  Reiche  wohnhaft  waren.  Fiir  die 
Zeit,  während  welcher  ein  nach  diesem  Gesetz  zum  Bezug  einer  Leibrente  Berechtigter  außer- 
halb des  Reiches  wohnhaft  ist,  kann  er  eine  solche  Rente  nicht  erheben. 

Von  den  vorstehenden  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  kann  der  König,  unter  Voraus- 
setzung der  Gegenseitigkeit,  für  Untertanen  gewisser  Länder  sowie  für  Rentenempfänger,  welche 
in  eben  diesen  Ländern  wohnhaft  sind,  Ausnahmen  zulassen. 

Für  die  Zeit,  während  welcher  ein  Leibrentenempfänger  eine  Freiheitsstrafe  oder  Zwangs- 
arbeit abzubüßen  hat,  kann  er  die  Leibrente  nicht  erheben. 

§7. 

Die  Beihilfe  zu  den  Beerdigungskosten  ist  unmittelbar  nach  dem  eingetretenen  Tode  aus- 
zubezahlen, das  Krankengeld  für  jede  Kalenderwoche  am  letzten  Tage  der  Woche  und  die 
Leibrente  für  jedes  Kalenderquartal  am  ersten  Tage  des  letzten  Quartalsmonats,  ohne  Verbind- 
lichkeit zur  Zurückbezahlung  für  den  Fall,  daß  im  Laufe  des  Monats  das  Anrecht  auf  die 
Leibrente  aufhören  oder  ein  solcher  Fall  eintreten  sollte,  wo  die  Leibrente  nicht  erhoben 
werden  darf. 

§8. 

Wenn  infolge  der  Beschädigung  eines  Arbeiters  durch  Unfall  eine  Pension  oder  andere 
Unterstützung  von  einer  Kasse  gezahlt  werden  soll,  welche  ganz  oder  zum  größten  Teil  durch 
Beiträge  des  Arbeitgebers  gebildet  ist,  oder  wenn  der  Arbeiter  auf  Kosten  des  Arbeitgebers  auf 
andere  Weise  als  die  im  §  10  vorgesehene  gegen  Unfall  versichert  worden  ist,  so  kann  von  der 
Beihilfe  zu  den  Beerdigungskosten  oder  dem  Krankengeld  und  der  Leibrente,  deren  Zahlung 
nach  diesem  Gesetz  dem  Arbeitgeber  obliegt,  der  Betrag  abgezogen  werden,  welcher  aus  Anlaß 
des  Unfdles  für  denselben  Zweck  von  der  Kasse  oder  auf  Grund  von  Versicherung  für  die  Zeit 
zu  leisten  ist,  während  welcher  die  Ersatzpflicht  dem  Arbeitgeber  obliegt. 

Ein  entsprechender  Abzug  kann  stattfinden  für  den  Schadenersatz,  welcher  infolge  de« 
Unfalles  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  oder  besonderen  gesetzlichen  Verordnungen  ausbezahlt  wird. 
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Eger  nägon  rätt  tili  ersättninff  enligt  denna  lag,  vare  hau  ej  deraf  hisdrad  att  hos  arbets- 
gif Taren  eller  annan  göra  gällande  det  anspräk  pä  skadestind,  som  i  följd  af  olyeksfallet  eljest 
skulle  tillkomma  honom  enligt  allmän  lag  eller  sftrsklld  författning;  dock  att  arbetsgifvaren  mä 
frän  dylikt  skadeständ  afdraga  motsvarande  ersättning,  som  enligt  denna  lag  ntgär. 

Ar  annan  an  arbetsgifvaren  skadeständsplig^g,  yare  arbetsgifvaren,  sedan  han  tillsagt 
den  skadeständspligtige,  i  ersättningstagarens  stalle  berättigad  att  nttaga  skadeständet,  för  sä 
vidt  motsvarande  ersättning  enligt  denna  lag  nt^fvits. 


10  §. 

Genom  statens  försorg  uirättas  en  riksförsäkringsanstalt  för  öfvertagande,  pä  satt  nedan 
i  denna  §  sägSf  af  arbetsgifvares  ersättningsskyldighet. 

Arbetsgifyare  vare  berättigad  att  i  riksförsäkringsanstalten  försäkra  sina  arbetare  mot 
olycksfall,  som  i  denna  lag  afses,  med  den  verkan,  att  arbetsgifvaren,  s&  längt  försäkringen  räcker, 
varder  frän  ersättningsskyldighet  enligt  denna  lag  fri.  Har  sädan  försäknng  egt  mm,  m&  riks- 
försäkringsanstalten enligt  de  i  8  §  stadgade  grander  göra  afdrag  för  ntbetoldt  skadest&nd,  sä 
ock,  sedan  anstalten  tillsagt  arbetsgifvaren  eUer  annan,  som  kan  tili  ntgifvande  af  skadest&nd 
förbindas,  i  ersättningstagarens  stalle  nttaga  skadest&ndet,  för  sä  vidt  motsvarande  ersättning 
frän  anstalten  ntgär. 

Ar  arbetsgifvare  i  anledning  af  inträffadt  olycksfall  skyldig  att  ntgifva  lifränta  enligt 
denna  lag,  mä  han  genom  inköp  i  riksförsäkringsanstalten  af  dylik  lifränta  befria  sig  frän  be- 
talningsskyldigheten  och^ege  derefter,  om  annan  är  skadeständspUgtig.  enahanda  rätt  att  nttaga 
skadestAndet,  som  i  nyss*  afsedda  fall  tillkommer  riksförsäkringsanstalten. 


Varder  arbetare  skadad  tili  följd  af  olycksfall  i  arbetet,  skall  om  olyeksfallet  ofördröjligen 
göras  anmälan  hos  arbetsgifvaren,  arbetsföreständaren  eller  arbetsförman.  Den  skadade  vare  ock, 
der  han  ej  sjelf  söker  läkarevärd,  pligtig  att  onderkasta  sig  värd  af  läkare,  som  arbetsgifvaren 
euer  riksförsäkringsanstalten  mä  tillkalla.  Försommas  nägot  af  hvad  sälnnda  föreskrifvits  och 
pröfvas  skadan  hafva  förvärrats  derigenom,  att  den  skadade  i  följd  deraf  kommit  att  sakna 
lämplig  värd,  mä  den  i  denna  lag  stadgade  ersättning  med  hänsyn  dertill  skäligen  nedsättas. 


12  §. 

Inträffar  olycksfall,  som  medfört  eller  skäligen  kan  antagas  medföra  döden  eller  annan 
päföljd,  som  enligt  4  §  föranleder  ersättning,  ^gge  det  arbetsgifvaren  eller,  om  den  skadade 
var  stadd  i  arbete  hos  staten  eller  kommnn,  arbetsföreständaren  att,  sedan  han  genom  anmälan 
frän  arbetaren  eller  ejest  erhällit  kännedom  om  olyeksfallet,  derom  ofördröjligen  göra  skriftlig 
anmälan  hos  polismyndigheten  i  orten.  Ar  den  skadade  af  arbetsgifvaren  försälmid  pä  satt  i 
10  §  afses,  skall  uppgift  derom  och  om  försäkringens  omfattning  i  anmälan  intagas.  Närmare 
föreski'ifter  om  anmälans  innehäll  meddelas  af  Konnngen.  Da  anmälan  hos  poUsmyndigheten 
göres,  skall  samtidigt  eller,  der  sädant  ej  kan  ake,  sä  snart  som  möjligt  derefter  tili  samma 
myndighet  insändas  pä  arbetsgifvarens  bekostnad  anskaffadt  läkarebetyg  angäende  dödsorsaken 
eller  skadans  beskaffenhet  och  den  skadades  tillständ;  kan  läkarebetyg  ej  utan  oskälig  kostnad 
anskaffas,  mä  i  stallet  insändas  intyg  af  prest  i  församlingen  eller  annan  embets-  eller  tjensteman 
i  orten,  af  ordföranden  i  kommnnalstämman  eller  ordföranden  eller  ledamot  i  kommonalnämnden 
eller  af  ledamot  i  häradsnämnden. 

Har  hos  polismyndighet  anmälan  skett  angäende  olycksfall,  hvarom  nu  är  sagdt,  eller 
sädant  olycksfall  eljest  kommit  tili  polismyndighetens  kännedom,  skall  denna  sä  fort  ske  kan 
hälla  nndersökning  om  olyeksfallet;  dock  att,  der  anmälan  ätföljts  af  arbetsgifvarens  behöri^en 
undertecknade  förklaring,  att  olyeksfallet  inträffat  ander  sädana  omständigheter,  att  ersättnmg 
enligt  denna  lag  skall  utgifvas,  nndersökning  erfordras  allenast  om  polismyndigheten  finner 
sädan  nödig. 

Polismyndighet,  som  i  denna  §  afses,  är  ä  landet  länsmannen,  i  stad,  der  poliskammare 
finnes,  poliskammaren  och  i  öfriga  s^er  magistraten  eller,  der  sädan  ej  finnes,  stadssty reisen. 

Polismyndigheten  ä  landet  eller  i  annan  stad  an  Stockholm  äligge  att  ofördröjligen  aflemna 
de  inkomna  handlingame  äfvensom,  der  nndersökning  hällits,  protokollet  deröfver  tili  konnngens 
Befallnin^shafvande. 
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§9- 

Wenn  jemand  Anspruch  auf  Ersatz  nach  diesem  Gesetz  hat,  so  soll  er  dadurch  nicht 
behindert  sein,  bei  dem  Arbeitgeber  oder  einer  anderen  Person  den  Anspruch  auf  Schadenersatz 
geltend  zu  machen,  welcher  infolge  des  Unfalls  ihm  anderweitig  nach  dem  allgemeinen  Gesetz 
oder  auch  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  zustehen  sollte;  der  Arbeitgeber  kann  jedoch 
von  einer  derartigen  Entschädigung  den  entsprechenden  Ersatz  in  Abzug  bringen,  welcher  nach 
diesem  Gesetze  zu  leisten  ist. 

Wenn  eine  andere  Person  als  der  Arbeitgeber  für  den  Schaden  ersatzpflichtig  ist,  so  ist 
der  Arbeitgeber,  nachdem  er  den  Ersatzpflichtigen  verständigt  hat,  berechtigt,  an  Stelle  des 
Empfängers  die  Entschädigung  zu  erheben,  insoweit  entsprechender  Ersatz  nach  diesem  Gesetze 
gezahlt  wird. 

§10. 

Durch  staatliche  Fürsorge  wird  eine  Eeichs-Versithernngsanstalt  eingerichtet,  welche  in  der 
in  diesem  Paragraphen  näher  bezeichneten  Weise  die  Ersatzpflicht  des  Arbeitgebers  übernimmt. 

Der  Arbeitgeber  ist  berechtigt,  seine  Arbeiter  in  der  Reichsversicherungsanstalt  gegen 
Unfölle,  welche  in  diesem  Gesetze  vorgesehen  sind,  mit  der  Wirkung  zu  versichern,  dal  der 
Arbeitgeber,  solange  die  Versicherung  reicht,  von  der  nach  diesem  Gesetze  ihm  obliegenden 
Ersatzpflicht  befreit  ist.  Wenn  eine  solche  Versicherung  erfolgt  ist,  so  soll  die  Reichsversiche- 
rungsanstalt  nach  den  im  §  8  bestimmten  Grundsätzen  me  ausbezahlte  Entschädigung  in  Abzug 
bringen,  sowie  auch  nach  Verständigung  des  Arbeitgebers  oder  einer  anderen  Person,  welche 
zur  Leistung  der  Entschädigung  verbindlich  gemacht  werden  kann,  an  Stelle  des  Empfangs- 
berechtigten die  Entschädigung  erheben,  insoweit  entsprechender  Ersatz  von  der  Anstalt  ge- 
zahlt wird. 

Ist  der  Arbeitgeber  aus  Anlaß  eines  eingetretenen  Unfalles  zur  Zahlung  einer  Leibrente 
nach  diesem  Gesetze  verpflichtet,  so  kann  er  sich  durch  Einkauf  einer  solchen  Leibrente  in  die 
Reichsversicherungsanstalt  von  der  BeZahlungsverpflichtung  befreien  und  ist  danach,  wenn  ein 
anderer  ersatzpflichtig  ist,  allein  berechtigt,  die  Entschädigung  zu  erheben,  welche  in  dem  eben 
vorgesehenen  Falle  der  Reichsversicherungsanstalt  zukommt 

§11- 

Wenn  ein  Arbeiter  infolge  eines  Unfalles  bei  der  Arbeit  Schaden  erleidet,  so  ist  der  Un- 
fall unverzüglich  bei  dem  Arbeitgeber,  dem  Betriebsleiter  oder  dem  Vorarbeiter  anzumelden.  Der 
Beschädigte  ist  auch  verpflichtet,  wenn  er  nicht  selbst  ärztliche  Hilfe  aufsucht,  sich  der  Pflege 
des  Arztes  zu  unterziehen,  welchen  der  Arbeitgeber  oder  die  Reichsversicherungsanstalt  beruft. 
Wenn  in  betreff  dieser  Vorschriften  etwas  versäumt  wird  und  es  sich  erweist,  daß  der  Schaden 
dadurch  verschlimmert  worden  ist,  daß  der  Beschädigte  nicht  die  geeignete  Pflege  gehabt  hat, 
so  ist  der  nach  diesem  Gesetze  festgestellte  Ersatz  mit  Rücksicht  hierauf  entsprechend  zu  kürzen. 

§12. 

Bei  einem  Unfall,  welcher  den  Tod  oder  eine  andere  Folge  gehabt  hat,  welche  gemäß  §  4 
zum  Ersatz  verpflichtet,  oder  von  dem  be^ründetermaßen  angenommen  werden  kann,  daß  er 
eine  solche  haben  werde,  liegt  es  dem  Arbeitgeber,  oder  wenn  der  Beschädigte  bei  dem  Staate 
oder  einer  Kommune  in  Arbeit  stand,  dem  Betriebsleiter  ob,  den  Unfall,  sobald  er  durch  eine 
Anzeige  seitens  des  Arbeiters  oder  sonstwie  Kenntnis  davon  erhalten  hat,  unverzüglich  schrift- 
lich bei  der  Polizeibehörde  des  Ortes  anzumelden.  Wenn  der  Beschädigte  von  dem  Arbeitgeber 
auf  die  im  §  10  vorgesehene  Weise  versichert  ist,  so  ist  eine  Angabe  hierüber  sowie  über  die 
Höhe  der  Versicherung  in  die  Meldung  aufzunehmen.  Nähere  Vorschriften  über  den  Inhalt  der 
Anzeige  werden  vom  König  erlassen  werden.  Bei  Erstattung  der  Anzeige  bei  der  Polizeibehörde 
soll  gleichzeitig  oder,  wenn  dies  nicht  angängig  ist,  sobald  wie  möglich,  derselben  Behörde  ein 
auf  Kosten  des  Arbeitgebers  beschafftes  ärztliches  Attest  über  die  Todesursache  oder  die  Be- 
schaffenheit des  Schadens  und  den  Zustand  des  Beschädigten  vorgelegt  werden;  wenn  das  ärzt- 
liche Attest  nicht  ohne  unverhältnismäßig  hohe  Kosten  zu  beschaffen  ist,  so  kann  an  Stelle 
dessen  ein  Attest  des  Geistlichen  der  Gemeinde  oder  eines  anderen  Beamten  am  Orte,  oder  des 
Vorsitzenden  der  Kommunalversammlung,  oder  des  Vorsitzenden  oder  eines  Mitglieds  der  Kommu- 
nalkommission, oder  eines  Mitglieds  der  Bezirkskommission  eingesandt  werden. 

Wenn  bei  der  Polizeibehörde  eine  Anzeige  über  einen  solchen  Unfall  gemacht  worden, 
oder  wenn  ein  solcher  Unfall  sonstwie  zur  Kenntnis  der  Polizeibehörde  gelangt  ist,  so  hat  diese 
sobald  wie  möglich  eine  Untersuchung  Über  den  Unfall  vorzunehmen;  wenn  jedoch  der  Anzeige 
eine  von  dem  Arbeitgeber  unterzeichnete  Erklärung  darüber  beigefügt  ist,  daß  der  Unfall  unter 
solchen  Umständen  stattgefunden  hat,  welche  einen  Ersatz  auf  Grund  dieses  Gesetzes  bedingen, 
so  ist  die  Untersuchung  nur  dann  erforderlich,  wenn  die  Polizeibehörde  eine  solche  für  nötig 
erachtet. 

Die  Polizeibehörde,  welche  in  diesen  Paragraphen  gemeint  ist,  ist  auf  dem  Lande  der 
Lehnsmann,  in  der  Stadt,  wo  sich  eine  Polizeikammer  befindet,  die  Polizeikammer,  und  in  den 
übrigen  Städten   der  Magistrat  oder,   wo  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist,   die  Stadtverwaltung. 

Der  Polizeibehörde  auf  dem  Lande  oder  in  einer  andern  Stadt  als  Stockholm  liegt  es  ob, 
die  eingegangenen  Schriftstücke  sowie,  wenn  eine  Untersuchung  stattgefunden  hat,  das  Protokoll 
hierüber  unverzüglich  dem  Provinzialgouverneur  einzusenden. 
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13  §. 

Kraf  om  ersättning  enligt  denna  lag  skali,  vid  äfventyr  af  talans  förlust,  geuom  stämiunsr 
eller  genom  päkallande  af  skiljeaftals  tillämpning  anhäogig:göras  emot  arbetsgifvare  inom  tvä  är 
och  emot  riksförsäkringsanstalten  inom  tre  är,  räknadt  trän  olycksfallet  eller,  der  fr&ga  är  om 
ersättning  i  anledning  af  dödsfall,  frän  det  döden  inträdde.  Hvad  nu  är  stadgadt  gälle  dock  ej, 
der  partema  under  sagda  tid  träffa  aftal  om  ersättnlngen  eller  öfverenskomma  att  hänskjata 
frägan  om  ersättning  tili  slutligt  afgörande  af  skiljemän. 


14  §. 

Eätt  domstol  för  upptagaude  af  tvlst  om  ersättning  enligt  denna  lag  är  allmän  underrätt. 
1  den  ort,  der  olycksfallet  inträffat  eller  der  den,  som  sökes,  har  sitt  bo  och  hemrist. 

Är  sädan  tvist  hos  domstol  anhäftgiggjord,  infordre  rätten  euer  domaren  protokoU  och 
öfriga  handlingar,  som  i  12  §  omförmälas. 

Finnes  uppenbart,  att  svaranden  utan  fog  uppehäller  saken,  eller  ang&r,  när  detta  ej  är 
händeisen,  tvisten  allenast  ersättningens  belopp,  ege  rätten,  pä  kärandens  yrkande,  förordna.  i  förra 
fallet  att  ett  skäligt  belopp,  ej  understigande  hyad  svaranden  mk  hafva  medgifvit,  och  i  senare 
fallet  att  det  ostridiga  beloppet  skall  utbetalas  tili  käranden  1  afräkning  pä  hans  fordran ;  dylikt 
förordnande  mä  af  svaranden  öfverklagas  i  samma  ordning  som  slutligt  utslag. 

Har  rätten  föreskrifvit  förskottsbetalning  efter  ty  nu  är  sa^dt,  ginge  s&dant  beslut  i 
verkstfillighet  lika  som  laga  kraft  egande  dorn.  Slutligt  utslag,  hvangenom  rätten  älagt  svaran- 
den betalningpskyldighet,  ginge  pä  enahanda  satt  i  verkställighet,  der  ej  rätten  annorlunda 
förordnat. 


15  §. 

Ar  den  skadade  icke  af  arbetsgifvaren  försäkrad  pä  satt  i  10  §  afses,  mi  partema,  när 
de  deroro  öfverenskomma,  sk  ock,  sedan  tvist  om  ersättnlngen  hos  domstol  eller  genom  pä- 
kallande  af  skiljeaftals  tillämpning  anhängiggjorts,  domstolen  eller  skiljemännen  fränriksförsäkrings- 
anstalten  inhemta  utlitande,  hnruvida  det  arbete,  hvari  den  skadade  var  stadd,  är  sädant,  som 
i  denna  lag  afses,  eller  i  hvad  min  kroppsskadan  mä  anses  hafva  ästadkommit  nedsättning  i 
arbetsförmägan;  s&dant  utlätande  skall  af  riksförsäkringsanstalten  kostnadsfritt  meddelas. 


16  §. 

Yppas,  sedan  ersättning  tili  skadad  arbetare  blifvit  genom  domstols  eller  skiljemäns 
slutliga  beslut  eller  genom  aftal  bestämd,  väsentlig  förändring  i  de  förhallanden,  hvilka  voro 
afgörande  för  ersättningens  bestämmande,  mä  inom  tvä  är  frän  beslatets  eller  aftaiets  dag  talan 
om  jemkning  i  ersättningen  anhängiggöras.  Bätt  domstol  för  sädan  talans  upptagande  är  den 
underrätt,  som  dömt  om  ersättningen,  eller,  der  ersättningen  bestämts  af  skiljemän  eller  genom 
aftal,  allmän  underrätt  i  den  ort,  der  olycksfallet  intränat.  Jemkning  mä  ej  afse  ersättning, 
som  belöper  pä  tiden  före  den  dag,  da  talan  anhängiggjordes  genom  delgifvande  af  stämning 
eller  genom  päkallande  af  skiljeaftäs  tillämpning;  sökes  jemkningen  af  den  ersättningsskyldige, 
mä  den  ej  heller  verka  rubbning  i  rätten  tili  ersättning,  som  före  sagda  dag  förfallit  tili 
betalning. 


17  §• 

Afträdes  arbetsgifvares  egendom  tili  konkurs,  skall  utdelningeu  för  fordran  ä  lifränta 
enligt  denna  lag  ske  efter  sammanlagda  beloppet  af  räntans  kapitalvärde  den  dag,  som  för 
utdelning  i  konkursen  bestämd  är,  eller  ä  hvüken  dessförinnan  betalning  fär  uppbäras,-  och  af 
den  lifränta,  som  belöper  pä  tiden  intill  nämnda  dag,  jemte  laga  ränta  ä  den  del  deraf,  som 
enligt  7  §  mä  före  samma  dag  förfalla  tili  betalning. 

Är  fräga'om  lifränta  ät  skadad  arbetare,  mä  utdelningen  för  räntans  kapitalvärde  ej  af 
arbetaren  lyftas,  utan  skall  med  det  belopp,  som  ä  kapitalvärdet  utgär,  genom  konkursförvalt- 
ningens  försorg  ät  arbetaren  inköpas  lifränta  i  riksförsäkringsanstalten;  hvad  nu  är  sagdt  gälle 
dock  ej,  der  den  lifränta,  som  i  riksförsäkringsanstalten  skulle  erhällas,  understiger  fyrtiofem 
kronor  om  äret. 


18  §. 
Försunimar  arbetsgifvarc  att  vid  anfordran  betala  lifränta,  som  förf allen  är; 
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§  13. 
Der  Ansprach  anf  Ersatz  nach  diesem  Gesetze  ist  bei  Gefahr  des  Verlustes  des  Klage- 
rechtes durch  gerichtliche  Vorladung  oder  durch  Anrufung  des  schiedsgerichtlichen  Ueberein- 
kommens  gegen  den  Arbeitgeber  innerhalb  zweier  Jahre  und  gegen  die  Eeichsversicherungs- 
anstalt  innerhalb  dreier  Jahre  von  dem  Tage  des  Unfalles  an  gerechnet  oder,  wenn  es  sich  um 
Ersatz  aus  Anlaß  eines  Todesfalles  handelt,  yon  dem  Tag  an  gerechnet,  wo  der  Tod  eingetreten 
ist,  &:eltend  zu  machen.  Diese  Bestimmung  gilt  jedoch  nicht  für  den  Fall,  daß  die  Parteien 
innerhalb  der  genannten  Zeit  eine  Verabredung  wegen  des  Ersatzes  treffen  oder  übereinkommen, 
die  Frage  wegen  des  Ersatzes  der  endgültigen  Erledigung  durch  Schiedsrichter  anheira  zu  geben. 

§14. 

Das  für  Streitigkeiteu  wegen  des  Ersatzes  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zuständige  Gericht 
ist  das  Gericht  erster  Instanz  an  dem  Orte,  wo  der  Unfall  stattgefunden  hat  oder  wo  der- 
jenige,^egen  welchen  der  Anspruch  geltend  gemacht  wird,  seinen  Wohnsitz  und  seine  Heimat  hat. 

Wenn  ein  solcher  Streit  bei  dem  Gerichte  anhängig  gemacht  worden  ist,  so  hat  das  Ge- 
richt oder  der  Richter  das  Protokoll  und  die  übrigen  im  g  12  genannten  Schriftstücke  ein- 
zufordern. 

Wenn  es  sich  erweist,  daß  der  Beklagte  die  Sache  ohne  Fuf  und  Recht  verschleppt,  oder 
bezieht  sich,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  der  Streit  allein  ain  den  Betrag  des  Ersatzes,  so 
kann  das  Gericht  auf  Antrag  des  Klägers  im  ersteren  Falle  verfügen,  daß  ein  angemessener 
Betrag,  weicher  nicht  geringer  ist  als  der  von  dem  Beklagten  etwa  zugestandene,  und  in 
letzterem  Falle,  daß  der  nicht  strittige  Betrag  dem  Kläger  unter  Anrechnung  auf  seine  Forde- 
rung auszuzahlen  ist;  gegen  eine  solche  Anordnung  kann  von  dem  Beklagten  in  derselben 
Weise  wie  gegen  das  abschließende  Urteil  Berufung  eingelegt  werden. 

Wenn  das  Gericht  nach  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  eine  vorschußweise  Be- 
zahlung angeordnet  hat,  so  ist  dieser  Beschluß  ebenso  auszuführen  wie  ein  rechtskräftiges  Ur- 
teil. Das  abschließende  Erkenntnis,  durch  welches  das  Gericht  dem  Beklagten  die  Bezahlungs- 
verpflichtung  auferlegt  hat,  tritt  ebenso  in  Kraft,  wenn  das  Gericht  nichts  anderes  anordnet. 

§  15. 
Wenn  der  Beschädigte  nicht  in  der  im  §  10  vorgesehenen  Weise  versichert  worden  ist, 
so  können  die  Parteien  nach  bezüglicher  Verabredung  und  ebenso,  wenn  ein  Streit  wegen  des 
Ersatzes  beim  Gerichte  oder  durch  Anrufung  der  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen  Ueber- 
einkommuns  anhängig  gemacht  worden  ist,  das  Gericht  oder  die  Schiedsrichter  ein  Gutachten 
der  Reichsversicherungsanstalt  darüber  einholen,  inwieweit  die  Arbeit,  bei  welcher  der  Be- 
schädigte beschäftigt  war,  eine  der  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  ist,  oder  in  welchem  Grade 
der  körperliche  Schaden  eine  Herabsetzung  des  Arbeitsvermögens  herbeigeführt  haben  kann; 
ein  solches  Gutachten  ist  von  der  Reichsversicherungsanstalt  kostenlos  abzugeben. 

§  16. 

Wenn  nach  der  Festsetzung  des  Ersatzes  für  den  beschädigten  Arbeiter  durch  das  Schluß- 
erkenntnis des  Gerichts  oder  der  Schiedsmänner  eine  wesentliche  Veränderung  in  den  Verhält- 
nissen eintritt,  welche  für  die  Festsetzung  des  Ersatzes  bestimmend  gewesen  sind,  so  ist  der 
Anspruch  wegen  eines  entsprechenden  Ausgleichs  des  Ersatzes  innerhalb  zweier  Jahre,  vom 
Datum  des  Beschlusses  oder  der  Uebereinkunft  an  gerechnet,  im  Wege  der  Klage  geltend  zu 
machen.  Zuständig  für  die  Aufnahme  einer  solchen  Klage  ist  das  Gericht  erster  Instanz  an 
dem  Orte,  wo  der  Unfall  stattgefunden  hat  Der  Ausgleich  darf  sich  nicht  auf  einen  Ersatz 
erstrecken,  dessen  Betrag  auf  die  Zeit  vor  dem  Tage  fällt,  wo  die  Klage  durch  Zustellung  der 
Ladung  oder  durch  Anrufung  der  Anwendung  eines  Schiedsgerichtsabkommens  anhängig  gemacht 
worden  ist.  Wenn  der  Ausgleich  von  dem  Ersatzpflichtigen  nachgesucht  wird,  so  kann  derselbe 
ebensowenig  eine  Aenderung  in  dem  Rechte  auf  Ersatz  bewirken,  dessen  Zahlung  vor  dem  ge- 
nannten Tage  fällig  geworden  ist. 

§  17. 

Wenn  das  Eigentum  des  Arbeitgebers  in  die  Konkursmasse  geht,  so  soll  die  Austeilung 
für  eine  Leibrentenforderung  auf  Grund  dieses  Gesetzes  nach  dem  Betrage  erfolgen,  welcher 
aus  dem  Kapitalwerte  der  Rente  an  dem  Tage,  welcher  in  dem  Konkursverfahren  zur  Aus- 
teilung bestimmt  worden  ist  oder  an  dem  vorher  die  Zahlung  erhoben  werden  darf,  und  aus  der 
Leibrente,  welche  auf  die  Zeit  bis  zu  deni  genannten  Tage  entfällt,  nebst  den  gesetzmäßigen 
Zinsen  für  den  Teil  der  letzteren,  welcher  nach  §  7  vor  demselben  Tage  zur  Bezahlung  fällig 
wird,  zusammengesetzt  ist. 

Wenn  es  sich  um  eine  Leibrente  für  einen  beschädigten  Arbeiter  handelt,  so  kann  die 
Austeilung  für  den  Kapitalwert  der  Rente  nicht  von  dem  Arbeiter  erhoben  werden,  sondern  es 
soll  mit  dem  Betrage,  welcher  sich  aus  dem  Kapitalweite  ergibt,  durch  Vermittelung  der  Kon- 
kursverwaltung für  den  Arbeiter  eine  Leibrente  in  der  Reichs  Versicherungsanstalt  eingekauft 
werden;  diese  Bestimmung  gilt  jedoch  nicht  für  den  Fall,  wo  die  aus  der  Reichsversicherungs- 
anstalt zu  erhaltende  Leibrente  weniger  als  45  Kronen  jährlich  beträgt. 


bezahlen. 


§  18. 
Wenn   der  Arbeitgeber   es  unterläßt,   auf  Anfordern  eine  fällig  gewordene  Leibrente  zu 
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eller  nedlägger  enskild  arbetsgifvare  sin  rörelse; 

eller  flyttar  han  ntiikes: 

eller  öfvergär  bans  rörelse  p&  annan  i  följd  af  dödsfall  eil  er  genom  öfrerlätelse; 

eller  sattes  bans  rörelse  nnder  liqvidation; 

m&  lifräntetagare,  hvilkens  fordran  grondar  sig  pi  skriftligt  aftal  eUer  p&  laga  kraft 
egande  slutligt  beslut,  hos  öfverexekntor  söka  förelftggande  för  arbetsgifvaren  eller  för  haus 
sterbbnsdelegare  att  för  lifräntan  hos  öfyerexekator  s^a  pant  eller  borgen  efter  ty  i  48  § 
utsökningslagen  sägs.  Gmndar  si^  ansökningen  derpä,  att  arbetsgifvaren  försmnmat  att  via 
anfordran  betala  liMnta,  som  förf allen  är,  skall  föreläggandet  innehäla,  att  arbetsgifvaren  be- 
frias  fr&n  skjldigheten  att  ställa  pant  eller  borgen,  om  han  inom  viss  al  öfrerexekutor  bestämd 
tid,  minst  en  och  bögst  tvä  yeckor  frän  föreläggandets  delgifning,  yisar,  att  den  förfallna 
lifräntan  jemte  laga  ränta  derä  och  ersättning  för  kostnader  tiU  belopp,  som  af  öfverezekutor 
i  föreläggandet  atsättes,  blifvit  gülden. 

Försämras  den  stälda  säkerheten,  ege  iifrilntetagaren  pä  lika  satt  äska  stäUande  af  ny 
säkerhet. 

Ej  mä  borgen  af  öfverexekntor  godkännas,  der  den  ej  är  ing&ngen  säsom  för  egen  skold. 

Stalles  ej  säkerhet  inom  förelagd  tid^  skall  öfverexekntor  &lägga  gäldenären  att  utgitva 
sammanlagda  beloppet  af  lifräntans  kapittdvärde  den  dag,  d&  betalning  sker,  och  af  den  lif- 
ränta,  som  belöper  pä  tiden  intill  nämnda  dag,  jemte  laga  ränta  ä  den  del  deraf,  som  enligt 
7  §  mä  före  samma  dag  förfalla  tili  betalning.  Hvad  gäldenären  förpligtats  ntgifva,  läte  öfver- 
exekntor ofördröjligen  uttaga. 

Beträffande  dylikt  mäls  handläggning  och  klagan  öfver  öfverexekntors  beslut  g&lle  i 
tillämpliga  delar  hvad  om  lagsökning  för  gäld  är  stadgadt;  dock  att,  der  m&let  blifvit  säsom 
tvistigt  tili  domstol  förvisadt,  domstolen  allenast  har  att  utl&ta  sig  om  betalningsskyldigheten, 
hvarefter  sökanden  eger  hos  öfverexekntor  anmäla  malet  tili  fortsatt  handläggning. 

Är  fräga  om  lifränta  &t  skadad  arbetare,  m4  hvad  k  lifräntans  kapitalvärde  inflntit  ej  af 
arbetaren  lyftas,  utan  skall  dermed  genom  öfverexekntors  försor^  &t  arbetaren  inköpas  lifränta 
i  riksförsäkringsanstalten;  hvad  nu  är  sagdt  gäUe  dock  ej,  der  den  lifränta,  som  i  riks- 
försäkrigsanstalten  skulle  erh&llas,  understiger  fyrtiufem  kronor  om  &ret. 


19  §. 

Med   lifräntas   kapitalvärde  förstas  i  17  och  18  §§   det  belopp,   hvarför  dylik  ränta  kan 
inköpas  i  riksförsäkringsanstalten. 


20  §. 

Bätt  tili  ersättning  enligt  denna  lag  kan  ej  öfverlätas  och  mä  forty  ej  för  gäld  i  mät 
tagas. 

21  §. 

Arbetsgifvare,  som  vill  enligt  särskild  anordning  träfta  aftal  med  arbetare  om  ersättning, 
som  i  anledning  af  framtida  olycksfall  skall  utgifvas,  ege  underställa  den  anordning  riks- 
försäkringsanstaltens  pröfning.  Ej  m&  anordningen  godkännas,  der  riksförsäkringsanstalten,  efter 
erforderllga  upplysningars  inhemtande,  finner  dess  bestämmelser  vara  för  arbetame  ofördelaktig^ 
Aftal,  som  skriftligen  mgks  i  öfverensstämmelse  med  godkänd  anordning,  vare  gäUande.  God- 
kännande  mk  när  som  helst  äterkallas,  men  äterkallelse  verkar  ei  rubbning  i  giltigheten  af 
aftal,  som  träffats  innan  arbetsgifvaren  erhällit  kännedom  om  äterkallelsen. 

Slutes  annorledes,  an  ofvan  i  denna  §  är  sagdt,  -aftal  om  ersättning,  som  med  anledning 
af  olycksfall  skall  utgifvas,  vare  det  aftal  emot  ersättningstagaren  utan  verkan,  ak  framt  det 
ej  skriftligen  slutits  efter  olycksfallet  eller,  d&  f räga  är  om  begrafningshjelp  eller  om  lifränta 
at  skadad  arbetares  efterlefvande,  efter  det  den  skadade  afled;  afser  aftalet,  att  i  stallet  för  lif- 
ränta ät  skadad  arbetare  skall  pä  en  gang  erläggas  visst  belopp,  vare  det  ej  gällande,  utan  s4 
är  att  lifräntans  belopp  skulle  understiga  fyrtiofem  kronor  om  äret 


22  §. 

Föraummar  arbetsgifvare  eller  arbetsföreständare  att  i  föreskrifven  ordning  göra  anmälan 
eller  insända  läkarebetyg  eller  annat  intyg,  hvarom  i  12  §  är  sagdt,  böte  frän  och  med  fem  tili 
och  med  tvä  hundra  kroner.  Meddelar  näigon  i  sädan  anmälan  mot  bättre  vetande  origtig  upp- 
^it,  straffes  med  böter  frän  och  med  tjugufem  tili  och  med  ett  tusen  kronor,  der  ej  k  förseelsen 
«traft"  är  i  allmänna  strafflagen  utsatt. 
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oder  wenn  ein  Privatarbeitgeber  seinen  Betrieb  einstellt, 

oder  ins  Ausland  verzieht, 

oder  wenn  sein  Betrieb  durch  Todesfall  oder  Abtretung  an  eine  andere  Person  übergeht, 

oder  wenn  sein  Betrieb  in  Liquidation  versetzt  wird,  so  kann  der  Leibrentenempfänger, 
dessen  Forderung  sich  auf  ein  schriftliches  Uebereinkommen  oder  auf  ein  rechtskräftiges  Schlnß- 
erkenntnis  gründet,  bei  dem  Oberexekutor  beantragen,  dem  Arbeit|:eber  oder  dessen  Erben  auf- 
augeben,  bei  dem  Oberexekutor  für  die  Leibrente  nach  den  Bestimmungen  des  §  48  des  Exe- 
kutionsgesetzes Pfand  oder  Bürgen  zu  stellen.  Wenn  sich  das  Ansuchen  darauf  bezieht,  daß 
der  Arbeitgeber  es  unterlassen  hat,  auf  Anfordern  eine  fällig  gewordene  Leibrente  zu  bezahlen, 
so  soll  die  Aufforderung  die  Bemerkung  enthalten,  dafi  der  Arbeitgeber  von  der  Verpflichtung, 
Pfand  oder  Bürgen  zu  stellen,  befreit  wird,  wenn  er  innerhalb  einer  gewissen,  von  dem  Ober- 
exekutor bestimmten  Zeit,  wenigstens  aber  innerhalb  einer  oder  höchstens  zwei  Wochen  von  der 
Zustellung  der  Aufforderung  an  gerechnet,  nachweist,  dafi  die  fällige  Leibrente  nebst  den  ge- 
setzlichen Zinsen  sowie  die  Erstattung  der  Kosten  zu  dem  von  dem  Oberexekutor  in  der  Auf- 
fordern^ angesetzten  Betrage  bezahlt  worden  sind. 

Wenn  sich  der  Wert  der  geleisteten  Sicherheit  verschlechtert,  so  ist  der  Leibrenten- 
empfiüiger  berechtigt,  die  Stellung  ebier  neuen  Sicherheit  zu  fordern. 

Nur  ein  solcher  Bürge  ist  von  dem  Oberexekutor  anzuerkennen,  welcher  die  Bürgschaft 
wie  für  eigene  Schuld  übernommen  hat. 

Wird  die  Sicherheit  nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Zeit  gestellt,  so  soll  der  Ober- 
exekutor dem  Schuldner  auferlegen,  den  Betrag,  welcher  sich  aus  dem  Kapitalwert  der  Leib- 
rente an  dem  Tage,  wo  die  Bezälung  erfolgt,  und  aus  der  Leibrente,  welche  auf  die  Zeit  bis 
zu  dem  genannten  Tage  entfällt,  nebst  den  gesetzlichen  Zinsen  für  den  Teil  derselben,  welcher 
auf  Grund  des  §  7  von  diesem  Tage  etwa  fidlig  geworden,  zusammensetzt,  zu  zahlen. 

Den  Betrag,  welchen  der  Schuldner  auszuzahlen  verpflichtet  ist,  hat  der  Oberexekutor 
unverzüglich  erheben  zu  lassen. 

In  betreff  der  Behandlung  einer  solchen  Sache,  sowie  der  Beschwerden  über  den  Beschluß 
des  Oberexekutors  sollen  in  den  anwendbaren  Teilen  die  Bestimmungen  über  das  Einklagen 
einer  Schuldforderung  gelten;  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dafi,  wenn  die  Sache  als  strittig 
an  das  Grericht  verwiesen  worden  ist,  dieses  allein  sich  über  die  Bezahlungsverpfliehtung  zu 
äußern  hat,  worauf,  der  Kläger  berechtigt  ist,  die  Sache  bei  dem  Oberexekut.or  zur  weiteren 
Behandlung  anzumelden. 

Wenn  es  sich  um  eine  Leibrente  für  einen  beschädigten  Arbeiter  handelt,  so  kann  der 
auf  den  Kapitalwert  der  Leibrente  eingezahlte  Betrag  nicht  von  dem  Arbeiter  erhoben  werden; 
es  soll  vielmehr  damit  durch  Fürsorge  des  Oberexekutors  für  den  Arbeiter  eine  Leibrente  in  der 
Reichsversicherungsanstalt  eingekauft  werden;  diese  Bestimmung  gilt  jedoch  nur  in  dem  Falle, 
wo  die  aus  der  Reichsversicherungsanstalt  zu  erhaltende  Leibrente  nicht  weniger  als  45  Kronen 
jährlich  betragen  würde. 

§  19. 

Unter  Kapitalwert  der  Leibrente  ist  in  §§  17  und  18  der  Betrag  gemeint,  für  welchen 
eine  solche  Rente  in  der.  Reichsversichemngsanstaät  eingekauft  werden  kann. 

§20. 
Das  Recht  auf  Ersatz  nach  diesem  Gesetze  kann  nicht  übertragen  werden  und  darf  auch 
nicht  für  eine  Schuld  in  Pfand  genommen  werden. 

§21. 

Wenn  ein  Arbeitgeber  auf  Grund  besonderer  Anordnungen  mit  den  Arbeitern  eine  Ver- 
abredung über  den  Ersatz  treffen  will,  welcher  aus  Anlaß  von  zukünftig  etwa  eintretenden  Un- 
fällen geleistet  werden  soll,  so  hat  er  die  Anordnung  der  Reichsversicherungsanstalt  zur  Prü- 
fung zu  unterbreiten.  Die  Anordnung  ist  nicht  zu  genehmigen,  wenn  die  Reichsversicherungs- 
anstalt nach  Einholung  der  erforderlichen  Auskunft  die  Bestimmungen  derselben  als  unvorteilhaft 
für  die  Arbeiter  erachtet.  Ein  Uebereinkommen,  welches  schriftlich  in  Uebereinstimmunj^  mit 
der  genehmigten  Anordnung  getroffen  worden  ist,  soll  zu  Recht  bestehen.  Die  Genehmigung 
kann  jederzeit  widerrufen,  werden,  der  Widerruf  soll  jedoch  ohne  Einfluß  auf  die  Gültigkeit 
einer  Verabredung  sein,  welche  vor  dem  Zeitpunkte  getroffen  worden  ist,  wo  der  Arbeitgeber 
von  dem  WiderrS  Kenntnis  erhalten  hat. 

Wird  in  anderer  als  der  in  diesem  Paragraph  angeführten  Weise  eine  Verabredung 
über  Ersatz  getroffen,  welcher  aus  Anlaß  eines  Unfalls  geleistet  werden  soll,  so  ist  diese  Ver- 
abredung dem  Ersatzempfänger  gegenüber  ohne  Wirkung,  soweit  sie  nicht  schriftlich  nach  dem 
Unfall,  oder  wenn  es  sich  um  Beihilfe  zu  den  Beerdigungskosten  oder  um  eine  Leibrente  für 
die  Hinterbliebenen  des  beschädigten  Arbeiters  handelt,  nach  dem  Tode  des  Beschädigten  ab- 
geschlossen worden  ist;  bezweckt  die  Verabredung,  daß  dem  beschädigten  Arbeiter  an  Stelle 
einer  Leibrente  ein  einmaliger  bestimmter  Betrag  gezahlt  werde,  so  soll  dieselbe  nur  in  dem 
Falle  Gültigkeit  haben,  wo  die  Leibrente  weniger  als  45  Kronen  jährlich  betragen  würde. 

§  22. 
Wenn  ein  Arbeitgeber  oder  Arbeitsleiter  es  unterläßt,  in  der  vorgeschriebenen  Weise  die 
Anzeige  zu  machen  oder  das  ärztliche  Attest  oder  andere  im  §  12  genannte  Atteste  einzu- 
senden, so  wird  er  mit  einer  Geldbuße  von  5  bis  zu  200  Kronen  bestraft.  Wenn  jemand  in 
solcher  Anzeige  gegen  besseres  Wissen  unrichtige  Angaben  macht,  so  wird  er  mit  Geldbuße  von 
25  bis  zu  1000  Kronen  bestraft,  wenn  nicht  für  das  Versehen  im  allgemeinen  Strafgesetze  eine 
Strafe  vorgesehen  ist. 
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Böter,  soni  enligt  denna  §  ädömas,  tillfalla  kronan.  Saknas  tillgäng  tili  bötemas  fnlla 
gäldaiide,  skola  de  förvandlas  enligt  allmän  straMag. 

23  §. 

Vill  arbetsgifvare,  som  utöfrar  annan  verksamhet,  an  i  denna  lag  afses,  genom  försäkring 
i  riksförsäkringsanstalten  bereda  ersättning  enligt  de  i  denna  lag  stadgade  gnuder  för  skada 
tili  följd  af  olycksfall,  som  härflyter  Mn  utöfningen  af  den  verksamhet,  vare  dertill  berättigad. 
Har  sldan  försäkring  egt  nun,  skall  hvad  i  denna  lag  finnes  stadgadt  hafra  motsvarande 
tillämpning. 

24  §. 

Arbetare  ege,  ehvad  han  är  stadd  i  sädant  arbete,  som  i  denna  lag  afses,  eller  ej,  genom 
fOrsäkring  i  riksförsäkringsanatalten  bereda  sig  ersättning  enligt  de  i  denna  lag  stadgade  gnm- 
der  för  skada  tili  följd  af  olycksfall  i  arbetet  Rätt  tili  ersättning  p&  gmnd  af  sädan  färsäkring 
kan  ej  öfverl&tas  och  mk  forty  ej  för  gäld  i  mät  tagas. 

25  §. 

Afgifterna  för  försäkring  af  arbetare  i  riksförsäkringsanstalten  skola  bestämmas  tili  de 
belopp,  som  med  hängyn  tili  arbetets  farlighet  i  allmänhet  och  tili  de  särskilda  förhällanden, 
uuder  hvilka  det  bedrifves,  efter  försäkringstekniska  gmnder  pröfras  vara  erforderliga  för  be- 
täckande  af  de  risker.  som  försäkringen  afser.  KosSiadema  fÖr  riksförsäkringsanstalten s  Or- 
ganisation och  förvaltning  bestridas  af  statsmedel. 

26  §. 

De  närmare  föreskrifter,  som,  utöfver  hvad  denna  lag  innehällei,  mä  erfordras  med  af- 
seende  ä  riksförsäkringsanstaltens  yerksamhet,  meddelas  af  Konungen. 

27  §. 

Genom  denna  lag  npphäfvas  de  i  lagen  angäende  ansvarighet  för  skada  i  följd  af  jern- 
vägs  drift  den  12  mars  1886  meddelade  bestämmelser  om  skyldigket  för  jernvägs  egare  eller 
innehafvare  att  ntgifva  ersättning,  dk  i  följd  af  jemvägs  drift  arbetare  eller  arbetsförmau,  som 
är  stadd  i  jemvägens  tjenst  eller  arbete,  nnder  förrättandet  deraf  yarder  dödad  eller  skadad; 
dock  att  sagda  bestämmelser  f(H*tfarande  skola  i  stallet  för  stadgandena  i  denna  lag  ega  till- 
ämpning i  afseende  k  arbetare  eller  arbetsförman,  som  yid  den  tid,  da  denna  lag  träder  i  kraft, 
var  1  jemvägs  tjenst  eller  arbete  anstäld. 


Denna  lag  träder  i  kraft  k  tid,  som  af  Konungen  bestämmes,  sedan  den  i  10  §  omför- 
mälda  riksförsäkringsanstalt  blifvit  inrättad,  men  eger  ej  tillämpning  i  fr&ga  om  olycksfall,  som 
före  nämnda  tid  inträffat 

Det  alla,  som  vederbör,  hafva  sig  hörsamligen  att  efterrätta.    Till  yttermera  yisso  hafve 
Vi  detta  med  egen  band  underskrifvit  och  med  V&rt  Kongl.  sigill  bekräfta  l&tit. 
Stockholms  slott  den  5  Juli  1901. 

OSCAR 
(L.  S.) 

L.  Annerstedt. 
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Geldstrafen,  welche  nach  diesem  Paragraphen  zuerkannt  werden,  fallen  der  Krone  zu. 
Wenn  die  Mittel  zur  vollen  Bezahlang  der  Geldstrafen  fehlen,  sind  letztere  nach  dem  allge- 
meinen Strafgesetz  umzuwandeln. 

§23. 

Wenn  ein  Arbeitgeber,  welcher  eine  andere  Tätigkeit  als  eine  der  in  diesem  Gesetze  vor- 
gesehenen ausübt,  Ersatz  auf  Grund  der  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  für 
Schäden  infolge  von  UnföUen,  welche  von  der  Ausiibung  solcher  Tätigkeit  herrühren,  yersichem 
will,  so  soll  er  dazu  berechtigt  sein.  Wenn  eine  solche  Versicherung  erfolgt  ist,  so  ^nden  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  hierauf  entsprechende  Anwendung. 

§24. 
Jeder  Arbeiter  ist  berechtigt,  gleichviel  ob  er  bei  solcher  Arbeit  beschäftigt  ist,  welche 
in  diesem  Gesetz  vorgesehen  ist  oder  nicht,  sich  durch  Versicherung  in  der  Reichsversicherungs- 
anstalt einen  Ersatz  nach  den  in  diesem  Gesetz  enthaltenen  Bestimmungen  für  Schaden  infolge 
von  ünföllen  bei  der  Arbeit  zu  sichern.  Das  Recht  auf  E^atz  auf  Grund  einer  solchen  Ver- 
sicherung kann  nicht  übertragen  werden  und  darf  auch  nicht  für  eine  Schuld  in  Pfand  ge- 
nommen werden. 

§25. 

Die  Abgaben  für  Versicherung  von  Arbeitern  in  dei  Reichsversicherungsanstalt  sollen  auf 
die  Beträge  festgesetzt  werden,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Gefährlichkeit  der  Arbeit  im  all- 
gemeinen, und  auf  die  besonderen  Umstände,  unter  welchen  sie  betrieben  wird,  nach  versiche- 
rungstechnischen Gründen  zur  Deckung  der  Risikos,  auf  welche  die  Versicherung  sich  bezieht, 
für  erforderlich  erachtet  werden.  Die  Kosten  für  die  Organisation  und  Verwaltung  der  Reichs- 
versicherungsanstalt werden  aus  Staatsmitteln  bestritten. 

§26. 
Die  näheren  Vorschriften,   welche   außer   den  in  diesem  Gesetze   enthaltenen   mit  Bezug 
auf  die  Tätigkeit  der  Reichsversicherungsanstalt  erforderlich  werden  können,  werden  vom  Könige 
erlassen  werden. 

§27. 

Durch  dieses  Gesetz  werden  die  in  dem  Gesetze,  betreffend  die  Haftung  für  Schäden  in- 
folp;e  des  Eisenbahnbetriebes,  vom  12.  März  1886  enthalteneu  Bestimmungen  über  die  Ver- 
pflichtung der  Besitzer  oder  Inhaber  von  Eisenbahnen  zur  Zahlung  von  Ersatz  in  den  Fällen, 
wo  infolge  des  Eisenbahnbetriebes  Arbeiter  oder  Vorarbeiter,  welche  bei  der  Eisenbahn  in  Dienst 
oder  Arbeit  sind,  bei  der  Ausübung  ihres  Dienstes  oder  ihrer  Arbeit  getötet  oder  beschädigt 
werden,  aufgehoben. 

Bezüglich  der  Arbeiter  oder  Arbeitsaufseher,  welche  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses 
Gesetzes  im  Dienst  oder  bei  der  Arbeit  der  Eisenbahn  angestellt  waren,  sollen  die  genannten 
Bestimmungen  auch  fernerhin  an  Stelle  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zur  Anwendung  kommen. 


Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft  zu  einer  vom  König  zu  bestimmenden  Zeit  nach  Einrichtung 
der  im  §  10  genannten  Reichsversicherungsanstalt;  es  findet  aber  keine  Anwendung  auf  Unfälle, 
welche  vor  der  genannten  Zeit  stattgefunden  haben. 

Hiemach   haben   sich   alle,   die  es  angeht,   geht)r8am  zu  richten.    Zu  mehrer  Gewißheit 
haben  A^^r  dies  eigenhändig  unterschrieben  und  mit  Unserem  Königlichen  Siegel  bekräftigen  lassen. 
Im  Schlosse  zu  Stockholm,  am  5.  Juli  1901. 

Osear. 
(L.  S.) 

L.  Anner stedt. 
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Lag 


om  ändrad  lydelse  af23  §  i  lagen  den  5  juli  1901  augäende 
ersättning  för  skada  tili  följd  af  olycksfall  i  arbete; 

gifven  Stockholms  »lott  den  3.  juni  1904. 


Vi  ose  AB,  med  Guds  näde,  Sveriffes,  Norges,  Götes  och  Vendes  Konang,  göre  veterligt: 
att  Vi,  med  Biksdagen,  fiinnit  godt  i  n&der  förordna,  att  23  §  i  lagen  den  5  juli  1901  angäende 
ersÄttning  för  skada  tili  följd  fS  olycksfall  i  arbete  skall  hafva  följande  ftndrade  lydelse: 

Arbetsgifvare,  som  enligt  10  §  i  Eiksförsäkringsanstalten  förs&krar  sina  arbetare  mot 
olycksfall,  yare  berättigad  att  genom  försäkring  i  samma  anstalt  betinga  arbetame,  ntöfver  den 
ersättning  som  enligt  4  §  utg&r,  sjakhj&lp  eller  lifränta  enligt  de  grunder,  som  i  4  §  sägas, 
sälonda,  att  arbetare,  hvilken  genom  olycksfallet  lidit  yäsentlig  nedsättning  af  arbetsförmägan, 
skall,  ehvad  nedsättningen  af  arbetsförmägan  yarar  mer  an  sextio  dagar  eller  ej^  erhälla  sjukhjälp 
för  tiden  frän  det  skadan  inträffade,  samt  att  ät  arbetare,  hos  hyilken,  i  följd  af  skada  som 
i  4  §  2  mom.  afses,  förlusten  eller  minskningen  af  arbetsförmägan  inträdt  före  sextioförsta  dagen 
efter  olycksfallet,  lifränta  skall  utgä  frän  den  tid,  da  förlusten  eller  minskningen  inträdde. 

Vill  arbetsgifyare,  som  utöfyar  annan  yerksambet,  an  i  denna  lag  afses,  genom  försäkring 
i  Riksförsäkringsanstalten  bereda  ersättning  enligt  de  i  denna  lag  stflägade  grunder  för  skada 
tili  följd  af  olycksfall,  som  härflyter  fr&n  utöfningen  af  den  verksamhet,  vare  därtill  berättigad. 

Har  sädan  försäkring,  som  i  denna  §  sägs,  ägt  mm,  skall  hyad  i  denna  lag  finnes  stadgadt 
i  tillämpliga  delar  lända  tili  efterrättelse. 

Denna  lag  skall  träda  i  kraft  den  1  Oktober  1904. 

Det  alla,  som  yederbör,  hafva  sig  hörsamligen  att  efterrätta.  Till  yttermera  visso  haf ye 
Vi  detta  med  egen  hand  underskrifvit  och  med  V&rt  Kungl.  sigill  bekräfta  lätit 

Stockholms  slott  den  3  juni  1904. 

OSCAE. 
(L.S.) 

"'  ,  Hjalmar  Westring. 

Büaga  8, 


Eiksdagens  skrifyelse  tili  Konungen  i  anledning  af  Enngl.  Maj:tB  proposition  angliende  befogenhet 

för  riksförsäkringsanstalten  att  för  arbetare,  som  af  anstalten  försäkras  för  olycksfall  i  arbete, 

upptaga  försäkring  jämyäl  för  olycksfall,  som  inträffa  utom  arbetet. 

Till  Konungen. 

I  en  tili  Eiksdagen  afläten  proposition  (n:o  50)  af  den  15  sistlidne  februari  har  Eders 
KungL  Maj:t  under  äberopande  af  bilagdt  utdrag  af  statsrädsprotokollet  öfyer  ciyilärenden 
samma  dag  föreslagit  Eiksdagen  medgifya,  att  arbetsgifyare,  som  enligt  lagen  ang&ende 
ersättning  för  skada  tili  följd  af  olyckfall  i  arbete  den  5  juil  1901  i  riksförsälmngsanstalten 
försäkrade  sina  arbetare,  mot  olycksfall,  sä  ock  arbetare,  som  genom  försäkring  i  anstalten 
beredde  sig  ersättning  enligt  de  i  samma  lag  stadgade  grunder  för  skada  tili  följd  af 
olycksfall  i  arbete,  finge  med  ^e  inskränkningar  beträffande  yissa  olycksfall  och  pä  de  yiUkor 
i  öfrigt.  som  af  riksförsäkringsanstalten  künde  bestämmas,  i  anstalten  erhälla  försäkring  enligt 
samma  grnnder  jämyäl  mot  olycksfall,  som  inträffade  utom  arbetet;  samt  att  kostnadema 
för  den  utyidgnmg  af  riksförsäkringsanstaltens  och  postsparbankens  yerksamhet,  som  häral 
blefye  en  följd,  finge  utgä  af  de  utaf  Eiksdagen  fr&n  arbetarförsäkringsfondens  intressemedel 
för  bedrifyande  af  riksförsäkringsanstalten  srörebe  tili  anstalten  och  postsparbanken  förslagsis 
redan  anyisade  belopp. 

Eders  Kungl.  Maj:ts  ifrägayarande  proposition  har  af  Eiksdagen  bifallits. 

Stockholm  den  24  maj  1907. 

Med  undersätlig  yördnad. 
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Anlage  2, 

Gesetz 

betreffend    die  Abänderung    des    §   23    des   Unfallentschädigungsge- 
setzes vom  5.  Jnli  1901; 

gegeben  Stockholm,  Königliches  Schloß,  den  8.  Juni  1904. 


WIR  OSCAR,  von  Gottes  Gnaden,  König  von  Schweden  und  Norwegen,  der 
Goten  und  Wenden,  verordnen  hiermit,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Reichstages,  folgende 
Abänderung  des  §  23  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1901,  betreffend  Entschädigung  fibr  Betriebs- 
unfälle: 

Ein  Arbeitgeber,  der  nach  §  10  seine  Arbeiter  in  der  Reichsversicherungsanstalt  gegen  ün- 
föUe  versichert,  ist  berechtigt,  durch  Versicherung  in  dieser  Anstalt  seinen  Arbeitern,  außer  der 
nach  §  4  zu  gewährenden  Entschädigimg,  auch  nach  den  in  demselben  §  4  ausgesprochenen 
Grundsätzen  Krankengelder  oder  eine  Leibrente  zu  sichern,  und  zwar  so,  daß  der  durch  den 
Unfall  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  wesentlich  geschädigte  Arbeiter  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
die  Verminderung  der  Arbeitstnchtigkeit  länger  als  60  Tage  dauert  oder  nicht,  von  der  Zeit 
des  Unfalls  an  eme  Krankenhilfe  erhalten  soU,  und  daß  dem  Arbeiter,  der  den  Verlust  oder  die 
Verminderung  der  Arbeitstüchtigkeit  zufolge  Verletzung  im  Sinne  des  §  4  Abschnitt  2  vor  dem 
einondsechzigsten  Tage  nach  dem  Unfälle  erlitten  hat,  die  Leibrente  von  dem  Tage  an,  wo  der 
Verlust  oder  die  Verminderung  eintrat,  zu  berechnen  ist. 

Ein  Arbeitgeber,  der  ein  anderes  Gewerbe  treibt  als  in  diesem  Gesetze  vorgesehen  ist, 
ist  berechtigt,  seinen  Arbeitern  durch  Versicherung  in  der  Reichsversichemngsanstalt  eine  Ent- 
schädigung nach  den  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Grandsätzen  für  die  beim  Betriebe  zuge- 
zogenen Verletzungen  zu  sichern. 

Ist  die  in  diesem  Paragraphen  erwähnte  Versicherung  erfolgt,  so  finden  die  übrigen  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  entsprechende  Verwendung. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Oktober  1904  in  Kraft. 

Hiemach  haben  sich  alle,  die  es  angeht,  gehorsam  zu  richten. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem  König- 
lichen Insiegel. 

Gegeben  Stockholm,  Königliches  Schloß,  den  3.  Juni  1904. 


OSCAR 

(L.  S.) 


Hjalmar  Westring. 


Anlage  B, 

Des  Reichstags  Schreiben  an   den  König  in  Veranlassung  Seiner  Königlichen  Majestät 
Vorschlag,  betreffend  die  Erteilungder  Befugnis  an  die  Reichsversicherungsanstelt,  ftLr  Arbeiter, 
welche   von   der  Anstalt  gegen  Unfälle  bei  der  Arbeit  versichert  werden,   auch  Versicherung 
gegen  Unfälle,  welche  außerhalb  der  Arbeit  eintreten,  anzunehmen. 

An  den  König. 

In  einer  dem  Reichstag  gemachten  Vorlage  (Nr.  50)  vom  15.  Februar  1907  haben  Eure 
Königliche  Majestät  mit  Bezugnahme  auf  den  beiliegenden  Auszug  aus  dem  Staatsratsprotokoll 
über  Zivilsachen  vom  selben  Tag  dem  Reichstag  vorgesohlaffen,  sich  damit  einverstanden  zu 
erklären,  daß  Arbeitgeber,  welche  gemäß  dem  Gesetze,  betreffend  Entschädigung  für  Verletzungen 
infolge  von  Unfällen  bei  der  Arbeit,  vom  5.  Juli  1901,  in  der  Reichs  Versicherungsanstalt  mre 
Arbeiter  gegen  Unfall  versichern,  sowie  auch  Arbeiter,  welche  sich  durch  Versicherung  in  der 
Anstalt  Entschädigung  nach  den  im  selben  Gesetz  festgestellten  Grundsätzen  für  Schäden  durch 
Betriebsunfall  sichern,  in  der  Anstalt  Versichenmgen  nach  denselben  Grundsätzen  auch  gegen  * 
Unfälle  außerhalb  des  Betriebes  erhalten,  und  zwar  mit  den  Beschränkungen  betreffs  gewisser 
Unfälle  und  unter  den  sonstigen  Bedingungen,  welche  von  der  Reichsversichemngsanstalt  etwa 
festgesetzt  worden  sind;  femer  daß  die  Unkosten  für  die  hiemach  erweiterte  Tätigkeit  der 
Reichsversicherungsanstalt  und  der  Postsparbank  aus  den  Beträgen  gedeckt  werden,  die  aus  den 
Arbdterversichemngsfonds  vom  Reichstage  für  die  Tätigkeit  der  Reichsversichemngsanstak 
und  der  Postsparbfmk  auf  Vorschlag  angelesen  worden  rand. 

Eurer  Königlichen  Majestät  besagte  Vorlage  ist  vom  Reichstage  angenommen. 


Stockhohn,  den  24.  Mai  1907. 


Mit  untertäniger  Ehrfureht 
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Yorschläge 

zur  Abftnderongr  des  UnfallentBchftdigiuigrsgesetzes  vom  5.  Juli  1901. 


1.  In  einem  dem  Kelchs  tag  von  1907  ein^reichten  Antrag  schlag  das  Mitglied  der 
zweiten  Kammer  A.  J.  Christiernson  o.  a.  vor,  im  ünfallentschämgangsgesetz  folgende  Aen- 
derungen  zu  machen: 

a)  daß  die  in  §  4  bestimmte  Wartezeit  yon  60  Tagen  auf  B  Tage  herabgesetzt  werde; 

b)  daß  das  in  §  4  festgesetzte  Krankengeld  Ton  1  Krone  pro  Tag  anf  1,50  Kronen  er- 
höht w^e; 

c)  daß  die  in  §  4  bestimmte  Leibrente  von  800  Kronen  auf  450  Kronen  und  die  übrigen 
Entschädigongsbeträge  dementsprechend  erhöht  werden,  nämlich  Beerdigongsgeld  Ton  60  anf 
90  Kronen,  Leibrente  für  die  Witwe  von  120  anf  180  Kronen  sowie  Leibrente  für  ein  minder- 
jähriges Kind  von  60  auf  90  Kronen. 

Weiter  stellte  das  Mitglied  der  zweiten  Kammer  K.  J.  Larsson  anheim: 
daß  der  Reichstag  folgenden  Nachtrag  zu  dem  fraglichen  Gesetz  annehmen  wolle: 
^^Entschädigungsansprüche,  laut  Gesetz  vom  5.  Juli  1901  eines  durch  Unfall  bei  der 
Arbeit  beschädigten  Arbeiters  sollen  nicht  mit  Hinweis  darauf,  daß  der  Beschädigte  durch  grobe 
Fahrlässigkeit  den  betreffenden  Unfall  selbst  verschuldet  habe,  aberkannt  werden,  wofern  der 
Gewerbetreibende  versäumt  hat,  die  nötigen  Vorsichtsmaßregeln  zur  Verhütung  des  Unfalls  zu 
treffen." 

Die  Kommission  des  Reichstages,  welche  diese  Anträge  zu  behandeln  hatte,  äußerte  u.  a. 
folgendes:  In  der  Beichsversicherungsanstalt  führt  man  jetzt  eine  Untersuchung  betreffs  der 
Aendernngen  des  Gesetzes  vom  5.  J^  1901,  welche  als  erforderlich  angesehen  werden  können. 
Diese  Untersuchung  ist  durch  ein  vom  Chef  des  Zivildepartements  an  die  Keichsversicherungs- 
anstalt  erlassenes  Schreiben  vom  22.  Januar  1907  veranlaßt,  in  welchem  darauf  hingewiesen 
wird,  daß  näher  klargelegt  werden  müsse,  ob,  mit  Rücksicht  auf  die  gewonnene  Erfahrung  be- 
treffs Anwendung  des  erwähnten  Gesetzes  und  dessen  Wirkungen,  die  Bestimmungen  in  dem- 
selben als  in  allen  Teilen  zweckentsprechend  und  dem  BedürMs  angepaßt  angesehen  werden 
könnten.  Dabei  schien  es  dem  Departemeutschef  besonders  in  Frage  zu  stellen  nötig,  ob  es 
nicht  angebracht  wäre,  die  sog.  Karenzzeit  (Wartezeit)  zu  verkürzen,  ob  die  jetzt  geltenden 
Bestimmungen  betreffs  der  Höhe  der  Leibrente  genügende  Sicherstellung  gäben,  sowie  ob  den 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  nicht  das  Recht  zuerkannt  werden  sollte,  Versicherungen  bei  der 
Anstalt  einzugehen,  welche  hinsichtlich  des  Betrages  den  gesetzlich  bestimmten  übersteigen. 
Demgemäß  hatte  der  Departementschef  die  Reichsversicherungsanstalt  ersucht,  sich  betreffs  der 
Aendernngen  im  vorliegenden  Gesetz,  wie  solche  in  oben  erwähnter  Hinsicht  oder  sonst  er- 
forderlich gefunden  werden  könnten,  zu  äußern  und  entsprechende  Vorschläge  zu  machen. 

Was  danach  zunächst  den  Antrag  Christiernson  und  G.  betrifft,  so  findet  die 
Kommission  hinsichtlich  der  in  Frage  gestellten  Einschränkung  der  sog.  Karenzzeit  von 
60  Tagen,  daß  diese  Wartezeit  für  eine  gebührende  Sicherstellung  des  berechtigten  Interesses 
des  Beschädigten  an  Unterstützung  während  Krankheit  oder  Invali£tät  als  allzu  lang  angesehen 
werden  muß.  Eine  Stütze  für  diese  Auffassung  hat  die  Kommission  in  dem  Umstand  gefunden, 
daß,  nachdem  die  Novelle  vom  8.  Juni  1904  durch  Abänderung  des  §  28  des  Stammgesetzes  die 
Möglichkeit  geschaffen  hat,  durch  Versicherung  in  der  Reichsversicherungsanstalt  dem  Unfall- 
verletzten Arbeiter  eine  Entschädigung  auch  während  der  Karenzzeit  zu  bedingen,  einsehr  be- 
deutender Teil  der  von  der  Anstadt  bewilligten  Versicherungen  auch  die  Karenzzeit  betroffen 
hat,  sei  es  die  ganze  oder,  was  das  GewöhnEchste  gewesen,  vom  vierten  Tag  an  nach  dem  Un- 
fall. So  haben  während  des  ersten  Quartals  von  1^7  von  sämtlichen  bewilligten  Versicherungen 
nicht  weniger  als  70,9  7o  den  letzteren  Zeitraum  und  8,8%  die  ganze  Karenzzeit  umfaßt.  Aus 
den  der  Kommission  zugänglichen  Angaben  über  bezügliche  Bestimmungen  in  vielen  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeiterfachvereinen  getroffenen  Uebereinkommen  geht  auch  hervor,  daß  den 
Arbeitern  in  den  meisten  Abmachungen  während  der  ganzen  Karenzzeit  oder  während  eines 
kürzeren  oder  längeren  Teiles  derselben  Krankengeld  zugesichert  ist  Aus  allen  diesen  Um- 
ständen dtirfte  mit  aller  Deutlichkeit  hervorgehen,  daß  ein  Bedürfnis  vorliegt,  die  jetzt  geltende 
Karenzzeit  einzuschränken,  und  die  Kommission  will  nicht  bestreiten,  daß  eine  solche  Begrenzung 
möglicherweise  auf  die  von  den  Antragstellern  vorgeschlagene  Frist  oder  drei  Tage  gesetzt  werden 
muß.  Die  Komnussion  glaubt  es  jedoch  nicht  befürworten  zu  können,  daß,  w^end  die  Frage, 
wie  oben  erwähnt,  noch  Gegenstand  einer  Klarlegung  in  der  Reichsversicherungsanstalt  ist,  der 
Reichstag  schon  jetzt  die  von  den  Antragstellern  vorgeschlagene  Einschränkung  beschließt. 


Digitized  by 


Google 


Vorschläge  zui  Abänderung  des  ünfallentschädigongsgesetzes  vom  5.  Jxili  1901.         67 

Betreffs  der  Frage  der  Erhöhung  der  Entschädigungsbeträge  ist  die  Kommission 
in  üebereinstimmong  mit  den  Antragstellern  der  Ansicht,  daß  die  dem  geltenden  Gesetz  gemäß 
auszuzahlenden  Entschädigungen  hinsichtlich  gewisser  Grappen  von  Versicherten  und  besonders 
solcher  Personen,  welche  an  teueren  Orten  wohnen,  als  allzu  knapp  zugemessen  angesehen 
werden  müssen.  Aus  den  oben  erwähnten  Angaben  über  Abmachnngen  zischen  Arbeitgebern 
und  Arbeiterfachyereinen  geht  auch  hervor,  daß  den  Arbeiterü  in  einer  großen  Anzahl  von 
Tällen  Torteilhaftere  Entschädigungsbedingnngen  zugesichert  sind  als  die,  welche  ihnen  gesetz- 
lich zukommen.  Jedoch  glaubt  die  Kommission  den  Vorschlag  der  Antragsteller,  eine  generelle 
Bestimmung  über  eine  gewisse  Erhöhung  sämtlicher  laut  fraglichem  Gesetz  auszuzahlenden  Ent- 
schädigungen zu  treffen,  nicht  ohne  yoniergehende  Klarlegung  befürworten  zu  können,  da  eine 
solche  Bestimmung  gewisse  Arbeitgeber  sicher  allzu  schwer  treffen  und  Unternehmungen  von 
kleinerem  Umfang  und  geringerer  ökonomischen  Tragkraft  in  hohem  Grad  belasten  würde.  Die 
Möglichkeit  soll  wohl  auch  nicht  ausgeschlossen  sein,  wie  es  an  mehreren  Orten  im  Auslande 
der  Fall  ist,  die  Entschädigungsbeträge  in  gewissem  Verhältnis  zur  Höhe  des  Lohnes  zu  stellen. 
Inzwischen  dürfte  man,  ohne  £e  jetzt  im  Gesetz  geltenden  Prinzipien  zu  stören,  auf  dem  Weg 
der  partiellen  Beform  versuchen  können,  den  Wünschen  der  Antragsteller  in  gewissem  Grad 
entgegenzukommen. 

Den  von  der  Kommission  eingeholten  Erkundigungen  nach  sucht  man  also  schon  jetzt 
in  vielen  FäUen  eine  höhere  Entschädigung  als  die  gesetzlich  bestimmte  zu  sichern,  indem 
sowohl  die  Arbeitgeber  wie  die  Arbeiter  Versicherungen  in  der  Beichsversichemngsanstalt 
nehmen,  wobei  die  Prämien  für  beide  Versicherungen  vom  Arbeitgeber  bezahlt  werden,  und  da 
nach  dem,  was  die  Kommission  inzwischen  in  Erfahrung  gebracht  hat,  die  Beichsversicherungs- 
anstalt  beabsichtigt,  eine  solche  Gesetzesänderung  vorzuschlagen,  daß  sowohl  der  Arbeitgeber 
wie  auch  der  Arbeiter,  falls  die  Versicherung  nicht  vom  Arbeitgeber  gezeichnet  worden  ist,  das 
Becht  haben  soll,  eine  Versicherung  in  der  Anstalt  bis  zum  doppelten  Betrag  der  gesetzlichen 
Entschädigung  zu  nehmen,  so  dürfte,  faUs  eine  solche  Bestimmung  zustande  kommt,  eine  ab- 
sehbare Möglichkeit  zur  Verbesserung  in  den  Entschädigungsbedingnngen  der  Arbeiter  eröffnet 
sein.  Unter  diesen  Verhältnissen  und  bevor  das  Ergebnis  der  jetzt  vorgenommenen  Klarlegung 
vorliegt,   glaubt   die  Kommission,   den   bezüglichen  Antrag  noch  nicht  befürworten  zu  können. 

Hinsichtlich  des  Antrages  betreffs  Bestimmung  darüber,  daß  Entschädigungsansprüche  mit 
Hinweis  darauf,  daß  der  Beschädigte  den  fraglichen  Unfall  selbst  durch  grobe  Fahrlässigkeit 
verursacht  habe,  nicht  verworfen  werden  mögen,  wofern  der  Gewerbetreibende  versäumt  habe, 
die  nötigen  Vorsichtsmaßregeln  zur  Verhütung  des  Unfalls  zu  treffen,  ist  die  Kommission  zu 
der  Ansicht  gelangt,  daß  eine  solche  Bestimmung  in  ihrer  Anwendung  große  praktische  Schwierig- 
keiten hinsichtlich  der  Dehnbarkeit  des  Ausdruckes  „nötige  Vorsichtsmaßregeln"  mit  sich  führen 
würde,  und  daß,  da  keine  industrielle  Anlage  oder  Unternehmung  der  jetzt  fraglichen  Art  zu 
finden  sein  dürfte,  wo  nicht  die  Möglichkeit  einer  solchen  Einwendung  von  der  Seite  der 
entschädigungsverlangenden  Partei  vorliegt,  die  meisten  Streitfragen  über  Entschädigung  für 
Schaden  durch  Unfall  bei  der  Arbeit  verwickelter  und  langwieriger  werden  würden  als  nötig. 
Da  es  überdies  dem  Beschädigten  unbenommen  bleibt,  eine  besondere  Entschädigungsklage  laut 
Kapitel  6  des  Strafgesetzbuchs  in  solchen  Fällen  anhängig  zu  machen,  in  welchen  er  zufolge 
Unterlassung  der  nötigen  Vorsichtsmaßregeln  von  selten  des  Arbeitgebers  dazu  berechtigt  er- 
scheint, düiSte  ein  wirkliches  Bedürfnis  der  vorgeschlagenen  Ghdsetzesänderung  nicht  vorliegen. 

Die  Kommission  stellt  dem  Beichstag  anheim: 

a)  daß  der  Antrag  Christiernson  u.  G.  zu  keiner  weiteren  Maßregel  des  Reichstages 
veranlassen  möchte; 

b)  daß  dem  Antrage  Larsson  betreffs  Unfallschadens,  der  durch  grobe  Fahrlässigkeit 
des  beschädigten  Arbeiters  verursacht  worden,  vom  Beichstag  nicht  beigestimmt  werden  möchte. 

Der  Beichstag  hat  diesen  Vorschlägen  der  Kommission  zugestimmt. 

2.  In  einem  andern  Antrag  ist  vorgeschlagen  worden,  daß  der  Beichstag  beschließen 
wolle,  dem  König  anheimzustellen,  daß  der  König  in  Erwägung  zu  ziehen  beliebe  und  dem 
nächsten  Beichstag  einen  Vorschlag  darüber  vorlegen  wolle,  wie  mittellosen,  durch  Unfall  bei 
der  Arbeit  beschädigten  Arbeitern  am  besten  Gelegenheit  gegeben  werden  kann,  einen  Rechts- 
anwalt zu  bekommen,  entweder  durch  die  Beamten  der  Reichsversicherungsanstalt  oder  durch 
andere  besonders  ausersehene  Personen. 

Der  Beichstag  hatte  zu  finden  geglaubt,  daß  die  meisten  Unfallentschädigungsstreitigkeiten 
teils  die  Frage  betreffen,  ob  die  Arbeit,  durch  welche  der  Schaden  entstanden  ist,  dem  Unfall- 
gesetz unterstellt  werden  konnte,  teils  den  Grad  der  durch  den  Schaden  verursachten  Erwerbs- 
unfähigkeit (Invalidität).  Ein  Prozeß  würde  also  in  vielen  Fällen  vermieden  werden  können, 
falls  der  Beichsversichemngsanstalt  die  Pflicht  auferlegt  würde,  in  jedem  Fall,  wo  Entschädigungs- 
ansprüche laut  Unfallgesetz  erhoben  werden,  auf  Verlangen  der  einen  oder  beider  Parteien  in 
genannter  Hinsicht  ein  Gutachten  abzugeben.  Die  gegenwärtig  für  solchen  Fall  geltenden  Be- 
stimmungen sind  in  §  15  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1901  gegeben  (s.  oben  S.  59).  Nach  dem 
Erachten  des  Beichstags  sollte  diese  Gesetzesbestimmung  di£in  ausgedehnt  werden,  daß  bei 
jeder  Frage  um  Entschädigung  nach  dem  Unfallgesetz  ein  jeder  der  an  der  Frage  Interessierten 
das  Becht  hat,  das  Gutachten  in  oben  erwähnter  Hinsicht  von  der  Beichsversicherungsanstalt 
einzuholen,  welche,  nachdem  sie  die  Gregenpartei  gehört,  ein  solches  Gutachten  abgeben  soll. 
Zur  Durchführung  einer  solchen  Anordnunig  würde  es  jedoch  wahrscheinlich  erforderlich  sein, 
daß  die  jetzt  in  §  8  der  Kgl.  Bekanntmacnung  vom  10.  November  1905,  betreffs  Anmeldung 
von  Betriebsunfällen,  bestimmte  Verpflichtung  der  Polizeibehörde  der  Anstalt  unverzüglich  die 
Amneldung  des  Unfalles  mitzuteilen,  wenn  der  Beschädigte  in  der  Reichsversicherungsanstalt 
versichert  ist,  auf  alle  Unfälle  ausgedehnt  wird,  welche  Entschädigung  nach  dem  Unfallgesetz 
mit  sich  führen  können.    Würden  Bestimmungen  in  dieser  Richtung  getroffen  werden,   so  war 
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der  Reichstag  der  Ansicht,  daß  für  einen  nnfallvrerletzten  Arbeiter  der  Bedarf,  einen  Bechts- 
anwalt  zu  bekommen,  wesentlich  verringert  werden  würde,  weshalb  es  nicht  erforderlich  seiB 
dürfte,  für  diese  besondere  Art  von  Streitigkeiten  besondere  Bestimmungen  betreffs  eines  Eechts- 
anwaltes  zu  treffen. 

Der  Reichstag,  der  hiernach  dem  Antrag  nicht  ganz  beitreten  konnte,  beschloß  daher,  daß 
der  König  geruhen  möge,  im  Zusammenhang  mit  der  Umarbeitung  des  Unfallentschädigungs- 
gesetzes vom  5.  Juli  1901  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  die  Verpflichtung  der  Eeichsversicherungs- 
anstalt,  bei  eingetretenem  Unfall  während  der  Arbeit  ein  Gutachten  abzugeben,  wie  oben  an- 
gedeutet, ausgedehnt  werden  könnte. 


C.  Schulze  A  Co.,  O.  m.  b.  H.,  Gräfenhalnichen. 
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Die  Arbeiterversicherung  im  Vereinigten 

Königreich. 

2.  Nachtrag. 

Einleitnng.  Auf  dem  Gebiet  der  Arbeiter^ersicherung  haben  sieh  seit  Er- 
scheinen des  Heftes  Va  (Juli  1906)  im  Vereinigten  Königreich  einige  bemerkens- 
werte Ereignisse  zugetragen.  Die  Unfallversicherung  ist  in  erweiterter  Gestalt 
auf  weitere  sechs  Millionen  Menschen  in  Anwendung  gebracht  worden.  Zur  Ebnung 
des  Weges  für  die  lang  erwartete  Alters-  und  Invaliden  Versicherung  ist  das 
letzte  Hindernis  endlich  beseitigt,  und  durch  bindendes  Versprechen  der  über  eine 
enorme  Stimmenmehrheit  gebietenden  Regierung  ist  das  ersehnte  Ziel  nunmehr  in 
nahe  Aussicht  gerückt  worden.  Auf  dem  Felde  der  Fürsorge  für  Arbeits- 
lose hat  man  zum  mindesten  einen  kostspieligen  und  ernsthaften  Versuch  angestellt. 
Läßt  sich  •  demselben  auch  noch  nicht  voller  Erfolg  nachsagen,  so  hat  er  doch 
jedenfalls  in  erhöhtem  Maß  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  diesen  wichtigen 
Gegenstand  gelenkt,  bessere  Kenntnis  verbreitet  und  somit  vielleicht  weiteren  zweck- 
mäßigeren Maßnahmen  vorgearbeitet. 

Das  Bedeutungsvollste  ist  indessen  der  weiter  fortgesetzte,  geradezu  auf- 
fallende Umschwung  in  der  öffentlichen  Stimmung,  auf  dessen  Beginn  bereits  in 
Heft  Va  (S.  3  ff.)  hingewiesen  wurde.  Offenbar  hat  Großbritannien  seine  alte, 
streng  individualistische  Auffassung  abgelegt  und  ist  in  seinen  Anschauungen  mehr 
korporativ  und  kollektivistisch  geworden.  Man  hat  wirklich  empfinden  gelernt, 
daß  „wir  untereinander  Glieder  sind"  und  daß,  „so  ein  Glied  leidet,  alle  Glieder  mit- 
leiden". Wie  schon  bemerkt  (s.  S.  4  a.  a.  0.).  hat  Harcourt's  denkwürdiges 
Budget,  welches  die  stufenartige  Erbschaftssteuer  einführte  —  und  welches  zuerst  als 
offener  Raub  verschrieen  wurde,  welches  aber  heute  selbst  der  konservativste  Schatz- 
kanzler nicht  aufzugeben  bereit  sein  würde  — ,  sehr  erheblich  zu  diesem  Ergebnis 
beigetragen.  Was  ist  solche  Abstufung  anderes  als  das  Chamberlain  so  oft  nach- 
geschrieene ransom,  d.  h.  Lösegeld,  welches  der  Reiche  dem  Volke  für  den 
sicheren  Genuß  seiner  Reichtümer  zahlen  soll?  Die  Millionäre  sind  deshalb  doch 
nicht  ausgewandert,  wie  uns  angedroht  wurde.  Hier,  dort  und  überall  ist  seitdem 
dem  Wohlhabenden  zugunsten  der  Allgemeinheit  das  Gield  aus  der  Tasche  ge- 
zogen worden.  Es  ist  der  freie  Volksunterricht  gekommen,  dessen  Kosten  die 
Allgemeinheit  bestreitet;  auch  mit  der  Zeit  die  freie  Ernährung  der  Kinder  in  den 
Schulen;^)  femer  die  Nichtanrechnung  geringer  Hilfskassenleistungen  bei  Fest- 
setzung der  Armenunterstützung  (s.  S.  4  a.  a.  0.).  Es  hat  eine  kollektivistische 
Lehre  die  andere  eingegeben.  Als  zur  Notzeit  Spenden  für  die  Arbeitslosen  ge- 
fordert und  später  eine  örtliche  Besteuerung  verlangt  wurde,  erhob  niemand  prin- 
zipielles Bedenken  dagegen.  Vor  allem  kennzeichnete  die  Beratung  über  das  neue 
Unfallversicherungsgesetz  sehr  deutlich  den  eingetretenen  Umschlag  in  der  Volks- 
stimmung. Vor  zehn  Jahren  wehrte  sich  alles  mit  Hand  und  Fuß  gegen  die  Zu- 
mutung einer  gesetzlich  obligatorischen  Entschädigung.  Im  vergangenen 
Jahre  konnte  die  Regierung  den  Arbeitern  kaum  genug  zugestehen.  Das  Parlament 
verlangte  mehr,  mehr,  immer  mehr;  auf  verschiedenen  Punkten  mußte  sie  zugunsten 


1)  Vgl.  Heft  Va  S.  3  und  „Reichs- Arbeitsblatt",  Berlin,  Jahrgang  1907  S.  270  die  deutsche 
Uebersetzung  des  Education  (Provision  of  Meals)  Act  vom  21.  Dezember  1906. 
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der  Arbeiter  —  und  schließlich  auch,  in  sehr  gewagtem  Experiment,  der  Dienst- 
boten —  dem  Parlament  gegenüber  geradezu  kapitulieren.  Auch  dem  Verlangen 
nach  Altersrenten  hat  sich  nicht  länger  widerstehen  lassen.  Mit  einem  Wort, 
die  ganze  Lage  ist  wie  umgewandelt.  Mit  dem  Naschen  ist  der  Appetit  gekommen, 
mit  den  Erstlingsergebnissen  kollektivistischen  Vorgehens  die  Lust  nach  mehr.  In 
diesem  Sinne  sind  wir,  wie  Harcourt  einige  Jahre  vor  seinem  Tode  bemerkte, 
„heute  alle  Sozialisten^.  Der  Strom  läßt  sich  nicht  mehr  aufhalten.  Dieses  um- 
gestimmte Temperament  ist  die  Klangfarbe,  die  sich  durch  alle  hier  zu  verzeich- 
nenden neuen  Vorkommnisse  deutlich  hindurch  hören  läßt.  Die  Allgemeinheit  soll 
für  die  Bedürftigen  sorgen,  nicht  nur  sie  unterstützen,  sondern  auch  sie  heben. 
In  der  freien  Schule  wiegt  der  Gedanke  des  hebenden  Unterrichts  für  die  Kinder 
aus  dem  Volke  vor,  der  sie  später  zum  eigenen  Fortkommen  fähig  machen  soll; 
in  der  Arbeitslosenfürsorge  prägt  sich  bereits  recht  deutlich  der  Gedanke  aus,  daß 
man  vermittelst  Unterstützung  auf  Allgemeinkosten  den  Arbeitsunfähigen  arbeits- 
fähig machen,  dem  Ungelernten  eine  Fachkenntnis  beibringen  soll.  Und  das  wird, 
wie  der  Vorsitzende  des  örtlichen  Verwaltungsamtes,  John  Burns,  hervorgehoben 
hat,  vielleicht  die  am  deutlichsten  hervortretende  Errungenschaft  des  heutigen  Ver- 
suchs bleiben.  Es  ist  dies  jedenfalls  eine  beruhigende  Tatsache.  Die  Politik,  das 
Dürsten  nach  „Stimmen",  mag  mit  dem  Umschwung  viel  zu  tun  haben.  Indessen 
ist  es  durchaus  nicht  allein  maßgebend.  Die  Erkenntnis,  daß  der  Staat  aus  allen 
seinen  Staatsbtlrgern  besteht  und  für  alle  sorgen  muß,  daß  der  Krebsschaden  im 
Armenviertel  dem  Reichenviertel  recht  fühlbar  Eintrag  tut,  und  daß  dem  mit  der 
zunehmenden  Volkszahl  und  dem  nationalen  Reichtum  gleichmäßig  wachsenden  Uebel 
der  Not  in  allen  seinen  Gestalten  nicht  mehr  allein  auf  dem  Wege  der  privaten 
Mildtätigkeit  zu  steuern  ist,  daß  dem  Staate  wie  dem  Einzelnen  soziale  JPf lichten 
obliegen,  ist  dabei  zum  mindesten  ebenso  bestimmend  wie  das  Verlangen  nach  der 
Unterstützung  durch  die  Arbeiterbevölkerung  bei  den  Parlamentswahlen.  Und  das 
verspricht  guten  Erfolg. 


L  Krankenversicherung. 

Auf  dem  Felde  der  Krankenversicherung  hat  sich  seit  Erscheinen 
von  Heft  Va  nichts  von  Belang  zugetragen.  Eine  der  deutschen  ähnliche,  obligatorische 
Krankenversicherung,  unter  Miäilfe  der  Arbeitgeber,  gibt  es  ja  im  Vereinigten 
Königreich  nicht.  Wie  John  Burns  erst  vor  kurzem  im  Parlament  ausführte, 
ist  sie  angesichts  unserer  rund  28000  freien  Hilfskassen  mit  einem  Kollektivvermögen 
von  rund  40  Millionen  £  hier  nicht  denkbar  (s.  Heft  Va  S.  11—12).  Selbst  bei 
der  Verwendung  von  Dienstboten  im  Haushalt  liegt  der  Dienstherrschaft  ge- 
setzlich keine  Pflicht  ob,  in  Fällen  von  Erkrankungen  ftlr  ärztliche  Pflege  und 
Arznei  zu  sorgen,  wenn  dieses  nicht  ausdrücklich  im  Dienstvertrag  festgesetzt  ist; 
ist  dies  der  Fall,  so  werden  allerdings  Unterlassungen  schwer  geahndet.  Nur  im 
Schiffahrtsdienst  ist  durch  das  Handelsschiffahrtsgesetz  ftlr  Krankheitsfälle 
während  des  Dienstes  an  Bord  vorgesorgt.  (Vgl.  hierzu  den  im  Anhang  als  „An- 
lage 5"  wiedergegebenen  Auszug  aus  dem  neuen  Handelsschiffahrtsgesetz  vom 
Jahre  1906;  die  betreffenden  Stellen  stimmen  übrigens  mit  den  Parallelstellen  des 
älteren  Gesetzes  vom  Jahre  1894,  welche  sie  nunmehr  ersetzen,  in  der  Hauptsache 
überein.)  Diesen  Gesetzesbestimmungen  zufolge  hat  der  Baas,  Seemann  oder 
Schifislehrling,  solange  er  an  Bord  ist,  im  Krankheitsfall  Recht  auf  Pflege,  ärztliche 
Behandlung  und  Arznei,  und  im  Todesfall  auf  Bestattung.  Im  übrigen  sind  Arbeiter 
und  Dienstboten,  soweit  gesetzliche  Bestimmungen  in  Betracht  kommen  und  sofern 
kein  Unfall  vorliegt,  ihrer  eigenen  Vorsorge  überlassen. 

Die  „Friendly  Societies"  (freie  Hilfskassen),  in  welchen  diese  Vorsorge  ihren 
Ausdruck  findet,  verbessern  ihre  Stellung  im  allgemeinen  eigentlich  von  Jahr  zu 
Jahr,  so  daß  das  „kalkulatorische"  Defizit,  wo  es  noch  besteht,  allmählich,  aber  stetig, 
schwindet  (vgl.  Heft  Va  S.  löflf.).    Die  „nationale  Konferenz"  der  eingeschriebenen 
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HiUskassen  dieser  Art  (s.  S.  8  a.  a-  0.)  beschloß  vor  zwei  Jahren,  um  Erweiterung 
der  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Kinderversicherung  einzukommen 
und  zu  beantragen,  daß  Versicherung  von  Kindern  auf  Sterbegeld  bereits  vom  Tage 
ihrer  Greburt  an  statthaft  sein  soll.  Das  Gesuch  ist  gestellt  worden,  hat  bisher 
indessen  noch  keine  Frucht  getragen. 

Neben  den  eingetragenen  Hilfskassen  gibt  es  auch  noch  eine  sehr  bedeutende 
Anzahl  nicht  eingetragener  Kassen,  welche  natürlich  der  gesetzlichen  Bevorzugung 
der  anderen  entbehren,  auch  nicht  klagbar  oder  klageberechtigt  sind  (s.  S.  7 
a.  a.  0.).  Bei  alledem  erfreuen  sie  sich  einer  nicht  geringen  Beliebtheit.  Diesen 
Kassen  ist  neuerdings  dasselbe  Becht  auf  Einkommensteuerfreiheit  bis  zu  d^  160 
jährlichen  Einkommens,  wie  es  Privatpersonen  zusteht,  eingeräumt  worden.  Von 
£  160  aufwärts  bis  £  700  kommen  dem  höheren  Betrag  entsprechend  abnehmende 
Beträge  in  Abrechnung.  Die  eingetragenen  freien  Hilfskassen  zahlen  überhaupt 
keine  Einkommensteuer. 


IL  Alters-  und  InyalidenYersicherang. 

Die  gesetzliche  Altersversicherung  läßt  im  Vereinigten  Königreich 
immer  noch  auf  sich  warten.  Indessen  ist  sie  nunmehr  doch  bestimmt  angesagt; 
und  da  sich  im  Schatzamt  efiTektiv  Gelder  ansammeln,  die  eigens  dazu  bestimmt 
sind  und  nach  Erwartung  des  Schatzkanzlers  binnen  Jahresfrist  £  2  250  000  aus- 
tragen sollen,  so  darf  man  annehmen,  daß  sie  nun  auch  wirklich  kommen  wird 
(vgl.  Heft  Va  S.  30/51). 

Dieses  Ergebnis  ließ  sich  voraussehen.  Die  „kleinen  Mittel"  der  freien 
Hilfskassen,  der  Gewerkvereine  und  anderer  ähnlicher  Körperschaften  haben,  so 
gut  sie  auch  gemeint  waren,  nicht  recht  anschlagen  wollen.  Auch  haben  sie  mit 
dem  ernstlichen  Hindemisse  zu  kämpfen  gehabt,  daß  niemand  die  eigene  Anstrengung 
in  der  Sache  für  wirklich  der  Mühe  wert  erachtete,  seitdem  Chamberlain 
seinen  „höchst  einfachen  Plan"  —  der  sich  später  freilich  als  unausführbar  erwies  — 
von  der  Tribüne  herab  verkündigt  und  liberale  wie  konservative  Parlaments- 
kandidaten den  Wählern  um  die  Wette  das  schöne  Lied  von  den  unumgänglich 
notwendigen  Altersrenten  vorgesungen  hatten.  „II  n'est  plus  bei  acquit  que 
le  don".  Und  seit  Charles  Booth  sein  Evangelium  der  Altersrenten  für  Alle, 
den  Herzog  wie  den  Bettler,  verkündigte  und  eine  Enquetekommission  über  Alters- 
renten die  anderen  abgelöst  hatte,  schien  „le  don"  im  erkennbaren  Herannahen. 
Die  freien  Hilfskassen  haben  sich  daher  weiter  mit  der  Aufgabe  kaum  be- 
schäftigt. In  einigen  finanziell  recht  gut  begründeten  gemeinschaftlichen 
Hilfskassen  (von  Arbeitern  und  Arbeitgebern)  zur  Beschaffung  von  Entschädigungs- 
geldern für  Betriebsunfälle  haben  sich  die  Gelder  dermaßen  angehäuft,  daß  man 
behufs  ihrer  Verwendung  an  Hinzufügung  von  Altersrenten  gedacht  und  darüber 
Pläne  gemacht  hat,  die  wohl  noch  Früchte  tragen  werden  (s.  Heft  Va  S.  45). 

Aber  die  Sachlage  veränderte  sich  vollständig,  als  im  November  1906  der 
Premierminister  bei  Empfang  einer  Arbeiterdeputation  im  Einklang  mit  seinem 
Schatzkanzler  —  welcher  ja  die  Mittel  zu  beschaffen  haben  wird  —  die  Frage  der 
Altersrenten  als  „äußerst  dringend"  bezeichnete  und  rund  heraus  erklärte, 
nach  seiner  Ansicht  sei  die  Zeit  zur  Gesetzgebung  auf  diesem  Felde  nunmehr  de- 
finitiv gekommen;  nur  die  Geldfrage  bilde  zurzeit  noch  ein  Hindernis,  über  diese 
werde  man  indessen  hinwegkommen  müssen,  lieber  die  Art  und  Weise,  in  welcher 
für  Altersrenten  —  nur  um  diese  handelt  es  sich  vorläufig  —  gesorgt  werden  soll, 
ließ  Campbell  Bannerman  seine  Zuhörer  in  keiner  Weise  im  Zweifel.  Man 
hat  es  mit  der  „Dotierung  der  Unterstützungswürdigen"  versuchen  wollen  und  sich 
den  Kopf  darüber  zerbrochen,  wie  man  wohl  die  Quadratur  dieses  schwierigen 
Zirkels  bewerkstelligen  könnte.  Darauf  wollte  Campbell  Bannerman  heute  über- 
haupt nicht  mehr  eingehen.  Von  einer  durch  Beiträge  gespeisten  Ver- 
sicherung wollte  er  nichts  wissen.  Das  müßte  notwendig  „inquisitorische  Ein- 
richtungen bedingen,  wie  sie  mit  den  besten  Ueberlieferungen  dieses  Landes  im 
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grellen  Widerspruch  stehen".  „Die  einzige  zufriedenstellende  Art,  in  welcher  sich 
die  Frage  regeln  läßt,  ist",  dem  Premierminister  zufolge,  „die  einer  allgemeinen 
Alterspensionierung,  auf  Grund  welcher,  mit  wohlverstandenen  Ausnahmen, 
jedem  eine  Altersrente  zukommen  muß,  der  sie  erheben  will."  Nach  dieser 
Aeußerung  erwartete  man  in  der  Parlamentssession  des  Jahres  1907  eine  Alters- 
rentenvorlage. So  unzufrieden  sich  nun  auch  einige  Mitgliieder  der  Arbeiterpartei 
tlber  das  Ausbleiben  solcher  Maßnahme  ausdrücken,  hat  der  Mangel  an  verfügbaren 
Mitteln  die  Einbringung  indessen  unmöglich  gemacht.  Aber  bei  Einbringung  seines 
Budgets  sagte  der  Schatzkanzler  Asquith  die  Vorlegung  eines  Vorschlages  in 
kommender  Session  mit  Bestimmtheit  zu.  Und  erst  kürzlich  hat  John  Burns 
diese  Zusage  wiederholt.  Angesichts  dieses  Versprechens  hat  der  Schatzkanzler 
auch  nicht  erschöpfend  über  seinen  vorhandenen  Ueberschuß  verfügt,  sondern  läßt 
Gelder  sich  ansammeln,  deren  eventuelle  Höhe  er  auf  j^  2  250  000  veranschlagt 
und  welche  den  Kern  zu  einem  Altersrentenfonds  für  die  Zukunft  bilden 
sollen.   Man  darf  also  auf  die  Regierungsvorschläge  der  nächsten  Jahre  gespannt  sein. 


III.  Arbeitslosenversicherung. 

Arbeitslosenversicherung^)  gibt  es  heute  im  Vereinigten  Königreich 
genau  ebensoviel  —  oder,  wenn  man  will,  ebensowenig  —  wie  vor  zwei  Jahren, 
als  Heft  Va  dieser  Sammlung  erschien  (s.  S.  51flF.  a.  a.  0.).  Denn  unter  „Ver- 
sicherung" kann  man  nur  eine  vorsorgliche  Tätigkeit  verstehen,  an  welcher  der 
zu  Versichernde  selbst  teilnimmt  und  vermittelst  derer  aus  dem  Überschuß  der 
guten  Jahre  für  den  Mangel  der  schlechten  zurückgelegt  wird,  um  die  Last  der 
Beschäftigungslosigkeit  auf  diese  Weise  möglichst  gleichmäßig  zu  verteilen.  Von 
solcher  Versicherung  —  „Versicherung"  im  wahren  Sinne  des  Wortes  —  gibt  es 
heute  immer  noch  nur  den  freiwilligen  „tramp  pay",  „travelling  relief"  und 
„distreß  pay"  der  Gewerk vereine  und  einiger  freien  Hilfskassen,  ohne  weiter  ge- 
wonnene Ausdehnung  (s.  S.  52  a.  a.  0.). 

Für  die  Arbeitslosen  geschehen  ist  andrerseits  in  der  Zwischenzeit  recht  viel, 
indessen  auf  wesentlich  anderer  Grundlage.  Es  ist  hier  vielleicht  nicht  unangebracht 
daran  zu  erinnern,  daß  die  gesamte  englische  Armengesetzgebung  ihrem 
Wesen  nach  in  erster  Linie  Arbeitslosenunterstützung  ist,  welche  die 
zeitweilige  Versorgung  zeitweise  Arbeitsloser  ins  Auge  faßt  Nicht  so  sehr  an  die 
bleibend  Verkommenen  dachte  man  im  Jahre  1572,  als  man  das  erste  Armengesetz 
in  die  Gesetzsammlung  aufnahm,  als  an  die  mehr  oder  weniger  gefürchteten 
„stämmigen  Bettler",  die,  au^  ganz  natürlichen  Ursachen  ihres  rechtmäßigen  Brot- 
erwerbes beraubt,  umherstrolchten  und  das  Land  unsicher  machten.  Nicht  ohne 
Berechtigung  hat  daher  die  Regierung  im  Jahre  1905  den  sehr  lehrreichen  Bericht 
über  die  hauptsächlich  von  SirEdwin  Chadwick  und  Nassau  Senior  mit 
großer  Sachkenntnis  ausgeführte  Armenenquete  der  Jahre  1832/34  neu  ver- 
öffentlichen lassen,  auf  deren  Ermittelungen  das  „neue"  Armengesetz  aufgerichtet 
wurde,  welches  heute  noch  zu  Kraft  besteht.  Die  Analogie  der  Umsfände  ist 
geradezu  auffallend.  Eher  mehr  noch  als  weniger  wie  heute  bildeten  die  vollzogenen 
Wandelungen  in  den  verschiedenen  Gewerben  sowohl  im  sechzehnten  Jahrhundert 
wie  in  den  dreißiger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die  umittelbare  Ursache 
des  herrschenden  Arbeitsmangels.  Im  sechzehnten  Jahrhundert  legte  der  massen- 
hafte Aufkauf  von  Grund  und  Boden  durch  reiche  Grundbesitzer  —  die  agrarischen 
Rockefeiler  und  Vanderbilt  jener  Zeit  —  behufs  Pflege  der  hochvorteilhaft  gewordeneu 
Schafzucht  die  Beschäftigungskraft  des  platten  Landes  lahm,  fegte  die  glück- 
lichen Freigutsbesitzer  von  der  Oberfläche  hinweg  und  füllte  das  Land  mit  den 
erwähnten    „stämmigen  Bettlern"   an.     Für  die^e  sollte  nun  Unterkunft  geschafi'en 


^)  Vgl.  hierzu  ,.Die  bestehenden  Einrichtangen  zait  Versicherung  gegen  die  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  im  Ausland  und  im  Deutschen  Reich'*,  bearbeitet  im  Kaiserlichen  Statistischen 
Amt,  Abteilung  für  Arbeiterversicherung  (Berlin  1906,  3  Bde.;  Crroßbritannien:  I  18  u.  111  1  ff.>^ 
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werden.  In  den  dreißiger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  kam  die  Reihe  an  die 
Fabrikgewerbe.  Da  wurden  neue  Maschinen  erfunden,  arbeitersparende  Methoden 
entdeckt.    Das  Ergebnis  war  damals  wie  heute  besorgniserregender  Arbeitsmangel. 

Mutatis  mutandis  sind  wir  mithin  heute  auf  denselben  Fleck  zurückgekehrt. 
Allein  mittlerweile  ist  die  Bevölkerung  dichter  und  sind  die  Ansprüche,  selbst  der 
armen  Leute,  erheblicher  geworden.  Man  hat  mit  weit  größeren  Zahlen  zu  rechnen, 
und  der  Armenhauskittel  sagt  den  zu  Unterstützenden  nicht  mehr  zu.  Die  Land- 
bewohner verdrängen  die  Städter  aus  ihren  gewohnten  Beschäftigungen;  die  Ge- 
werbe überfüllen  sich.  Im  Parlament  hat  John  Bums,  vormals  Maschinen- 
arbeiter und  Leiter  der  Arbeiterbewegung,  heute  Kabinettsminister  und  Vorsitzender 
im  örtlichen  Verwaltungsamt,  nachgewiesen,  daß,  während  in  dem  Jahrzehnt 
1881/1891  nur  etwa  35000  Leute  in  das  Baugewerbe  neu  eindrangen,  die  Zahl  solcher 
Rekruten  in  dem  folgenden  Jahrzehnt  auf  nicht  weniger  als  32^7  000  wuchs,  was 
uns  heute  ein  wahres  Heer  von  (1  300  000)  Bauhandwerkem  aufgebürdet  hat.  Wo 
soll  da  die  Arbeit  herkommen?  Gerade  das  Baugewerbe  ist  ja  von  der  Not  am 
peinlichsten  heimgesucht  worden.  Dazu  kommt  die  Konkurrenz  von  auswärts,  leider 
auch  —  es  läßt  sich  das  nicht  mehr  leugnen  —  ein  Zurückgehen  in  der  körper- 
lichen BeschaflFenheit  eines  großen  Teiles  unserer  gewerblichen  Bevölkerung.  Die 
Zahl  der  nicht  zu  Beschäftigenden  wächst  ebenso  wie  die  der  Nichtbeschäftigten. 
Mit  einem  Wort,  die  Beschäftigungsnot  ist,  wenn  auch  nach  wie  vor  immer  nur 
wechselnd,  so  doch  verbreiteter,  intensiver,  man  könnte  sagen  chronischer  geworden. 
Nach  Schätzung  des  bekannten  Statistikers  A.  L.  Bowley  beträgt  die  Zahl  Un- 
beschäftigter ziemlich  konstant  150  000  bis  300  000  Leute.  Der  Minimalsatz  würde 
somit  nur  2%  der  sonst  beschäftigten  Arbeiter  betragen  und  sich  leicht  durch 
bloßen  Beschäfitigungswechsel,  d.  h.  Aufhören  einer  Beschäftigung  ehe  die  andere 
in  Angriff  genommen  werden  kann,  erklären  lassen.  Im  übrigen  setzt  Bowley  die 
Verhältniszahl  auf  8  %  a^i-  Ihm  zufolge  würden  im  Durchschnitt  der  Jahre  £  6000000 
ztr  vollen  Löhnung  der  Unbeschäftigten  nötig  sein,  in  den  schlechten  Jahren  aber 
£  10000000.  Aux  grands  maux  les  grands  rem^des!  Man  muß  — 
man  will  es  wenigstens  versuchen  —  durch  neue  Mittel,  auf  breiterer  Grundlage 
und   mit   mehr  Methode  und  Beständigkeit  dem  überhandnehmenden  Übel  steuern. 

Ließe  sich  das  auf  dem  Wege  der  Versicherung  bewerkstelligen,  so 
wäre  das  offenbar  das  geratenste  verfügbare  Mittel.  Allein  bisher  hat  die  Ver- 
sicherung auf  diesem  Felde  zum  mindesten  in  England  den  Dienst  versagt. 
Mag  man  nicht  wollen  oder  nicht  können,  man  versichert  nicht.  Es  bleibt  somit 
verbreiteter  Meinung  nach  nichts  übrig  als  auf  kollektivistische  Mittel 
zurückzugreifen,  die  Allgemeinheit  für  Beseitigung  des  IJbels  wirken  zu  lassen, 
deren  Last  die  Allgemeinheit  unter  allen  Umständen  würde  tragen  müssen,  da 
nach  englischem  Gesetz  im  Lande  keiner  verhungern  darf.  Das  bringt  indessen 
die  beabsichtigte  Unterstützung  wieder  genau  auf  denselben  Boden  wie  in  der  bei 
den  Arbeitern  und  Ortssteuerzahlern  gleich  verpönten  Arraenunterstützung.  Wie 
bei  der  letzteren  soll  auch  hier  vrieder  der  Nächste  helfen  —  aus  Mildtätigkeit  — 
und  weiter  der  Ortssteuerzahler,  und  selbst  der  Landessteuerzahler.  Denn  auch 
diesen  hat  man  bereits  herangezogen.  Dennoch  soll  die  geleistete  Unterstützung  nicht 
die  äußerlichen  Anzeichen  der  Armenunterstützung  tragen,  nicht  die  Anlegung  des 
Armenkittels,  die  Einbuße  des  Wahlrechtes  usw.  nach  sich  ziehen.  Man  will  zwischen 
verschiedenen  Fällen  von  Armut  zugunsten  der  nur  zeitweilig  Beschäftigungslosen, 
also  der  im  allgemeinen  besser  Gestellten,  unterscheiden. 

Nun  fragt  es  sich,  ob  solche  Unterscheidung,  einmal  gerechtfertigt  und  weiter, 
ob  sie  überhaupt  möglich  ist.  Unsere  Armenhäuser  sind  tatsächlich  für  sehr  viele 
unverschuldet  Arbeitslose  periodische  Raststätten.  In  den  Armenhäusern  kehren 
Arbeitsfähige  ein,  fliegen  wieder  aus,  wie  die  Tauben  im  Taubenschlag.  Hört  die 
Arbeit  auf,  so  melden  sie  sich  an;  findet  sie  sich  wieder  ein,  so  melden  sie  sich 
ab.  Tatsächliche  Beschäftigung  während  der  Unterstützung  ist  auch  kein  Kriterium, 
denn  beschäftigt  werden  die  Leute  im  Armenhause  auch.  Haben  sie  die  Kraft,  so 
müssen  sie  Steine  klopfen  oder  Werg  zupfen.  Das  ist  nicht  gerade  besonders 
nutzbringende  Arbeit;  mit  den  neuerdings  geleisteten  Notstandsarbeiten, 
die    in   der  Werterzeugung   ein  Defizit  von  18,1  bis  57,6%  gelassen  haben,   hält 
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sie  indessen  am  Ende  den  Vergleich  ans.  ^Ordentliche"  Lente  gibt  es  im  Armen- 
haus auch.  Und  die  beständige  „regelmäßige"  Beschäftigung,  welche  man  heute 
zum  Unterscheidungsmerkmal  machen  will,  wird  nicht  in  allen  Fällen  dem  Ver- 
dienstvollsten zuteil.  Man  könnte  den  Vergleich  noch  weiter  führen.  Nicht  der 
Bedarf  der  Arbeit,  nicht  ihre  Nützlichkeit  sind  heute  nachweislich  bei  der  Be- 
schäftigung zu  Notstandsarbeiten  wesentlich  maßgebend,  sondern  es  ist  die  nach- 
gewiesene Not  Der  Appell  an  diejenigen,  welche  die  Mittel  zur  Löhnung  aufbringen 
sollen,  richtet  sich  d^er  auch  nicht  an  ihre  wirtschaftliche  Berechnung,  sondern 
an  ihre  Mildtätigkeit.  Und,  genau  wie  bei  der  Armenunterstützung  wieder,  stellt 
man,  trotz  Drängens  der  unabhängigen  Arbeiterpartei  auf  Zahlung  von  Gewerk- 
vereinslohnsätzen,  absichtlich  die  Notstands  beschäftigten  um  etwas  schlech- 
ter als  andere  Arbeiter,  damit  der  Arbeiter  möglichst  zur  freien  Beschäftigung 
angetrieben  werde. 

Dennoch  glaubte  man  im  Herbst  1904,  als  die  Beschäftigungsnot  so  drohend 
wurde,  daß  Vertreter  der  Arbeiter  im  Parlament  öffentlich  auf  den  Premierminister 
eindrangen  und  eine  Herbstsession  zur  Beratung  über  Abhilfe  verlangten,  und  als 
in  dem  sozialistisch  geleiteten  und  daher  besonders  freigebigen  P  o  p  1  a  r  die  Armen- 
pflege wöchentlich  £  600  kostete  und  das  Pfund  Einschätzungswert  mit  10  s.  Steuer 
belegt  wurde  und  in  dem  angrenzenden,  ebenso  sozialistischen  West  Ham  die 
Armenunterstützung  im  Jahre  volle  £  100  000  verschlang,  einem  Versuch  auf  neuer 
Grundlage  nicht  ausweichen  zu  dürfen.  Mit  jenem  Versuch  wurde  die  Marschlinie 
vorgezeichnet,  auf  welcher  man  gegenwärtig  anhaltend  vordringt. 

Offenbar  handelt  es  sich  dabei,  wie  der  damalige  Minister  Walter  Long, 
der  die  Sache  zuerst  in  die  Hand  nahm,  recht  wohl  einsah,  vor  allem  um  zwei 
Dinge.  Zum  ersten  mußte  eine  Unterscheidung  zwischen  arbeitsfähigen  Unter- 
stützungswürdigen und  bloßen  Anuenhauskandidaten  gemacht  werden.  Denn  nur 
den  ersteren  wollte  man  die  Unterstützung  zuteil  werden  lassen.  Long  bezeichnete 
die  Unterscheidung  als  „sehr  leicht".  Das  hat  die  Erfahrung  gerade  nicht  bewahrheitet. 
Weiter  sollte  die  geleistete  Unterstützung  methodisch  geeinigt  und  geordnet  werden, 
damit  der  Groschen  möglichst  ausgenutzt  werde.  Zwang  ließ  sich  zurzeit  noch 
nicht  anwenden,  Steuern  ließen  sich  noch  nicht  erheben;  ein  Gesetz  ließ  sich  somit 
noch  nicht  einbringen,  denn  die  ganze  Sache  war  noch  zu  neu.  Amtlicher  Einfluß 
konnte  vorerst  billigerweise  nur  einen  freiwilligen  Versuch  mit  seinem  Ansehen 
begünstigen  und  mit  seinem  Rate  leiten.  Zu  dem  zu  zweit  angeführten  Punkt  ist 
eigens  noch  zu  bemerken,  daß  die  Verwirrung  und  daher  Verschwendung  von 
mildtätigen  Gaben  in  England  —  dem  Lande  der  freien  Initiative,  wo  jeder 
durchaus  seinen  eigenen  Weg  gehen  will,  ohne  sich  von  .anderen  leiten  zu  lassen 
oder  sich  an  andere  zu  kehren  —  nicht  wenig  zu  den  vorhandenen  Notständen 
beigetragen  hat.  Man  gibt  herzlich  gern  in  Hülle  und  Fülle.  Aber  jeder  gibt  in 
seiner  eigenen  Art,  so  daß  oft  wenige  Unwürdige  doloserweise  aufsaugen,  was 
für  eine  große  Anzahl  von  Würdigeren  genügen  würde.  In  London  allein  wird 
so  viel  an  milden  Gaben  hergegeben,  daß,  wenn  es  nur  immer  an  die  richtige 
Stelle  käme,  kein  einziger  Not  zu  leiden  brauchte.  Will  man  nun  in  Zukunft  bei 
dem  heute  in  Anwendung  gebrachten  Mittel  beharren,  so  wird  man  sich  nach  wie 
vor  in  großem  Maße  auf  die  Mildtätigkeit  verlassen  müssen.  Denn  durch  Steuern 
alles  Benötigte  aufzubringen,  daran  kann  man  nicht  denken.  Die  Organisierung 
des  Gebens  wurde  somit  um  so  mehr  zur  dringenden  Notwendigkeit. 

Das  Verfahren,  welches  Walter  Long  im  Herbst  1904  vermittelst  per- 
sönlichen Einflusses  und  amtlicher  Empfehlung  einleitete,  ist  heute  noch  Norm. 
Man  hat  versucht,  es  zu  vervollkommnen  und  wird  es  zweifelsohne  noch  weiter 
zu  vervollkommnen  suchen.  Das  Prinzip  bleibt  indessen  dasselbe.  Longs  Grund- 
gedanke war  dieser.  Es  sollte  das  zu  verwaltende  Gebiet  möglichst  distriktweise 
aufgeteilt  werden,  damit  sich  eine  gründliche  Prüfung  der  sich  Anmeldenden  au 
Ort  und  Stelle  vollziehen  lasse.  Prüfung  der  vorkommenden  Fälle  ist  erste  Grund- 
bedingung. Und  Prüfung  bedingt  örtliches,  von  genügender  Sach-  und  Orts- 
kenntnis geleitetes  Vorgehen.  Die  Verwaltung  und  Verausgabung  der  Gelder  da- 
gegen mußten  zentralistisch  organisiert  werden,  damit  keine  Ungleichheit, 
keine  Bevorzugung,   keine  Versehwendung   stattfinde.     Also,   zur   Verwaltung  der 
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aufgebrachten  Mittel,  zur  Anordnung  der  Arbeiten  und  auch  zur  Beaufsichtigung 
aller  Maßnahmen,  mußte  ein  Zentralausschuß  geschaffen  werden.  Unter  seiner 
Aufsicht  sollte  dann  jeder  selbständige  Bezirk  seinen  eigenen  sichtenden,  prüfenden, 
empfehlenden  Ortsausschuß  haben. 

Beinahe  notgedrungen  mußte  man  sich  vorerst  auf  London  beschränken, 
welches  allerdings,  mit  seinen  etwa  fünf  Millionen  Einwohnern,^)  seinen  29  Munizi- 
palitäten (einschließlich  der  City)  und  seiner  wechselreichen  Beschäftigung,  ein 
recht  dienliches  Versuchsfeld  bietet.  Dort  war  auch  durch  freiwillige,  vom  Mansion 
House  (der  Londoner  Oberbürgermeisterei)  aus  geleitete  Sammlungen  vorgearbeitet 
worden,  namentlich  im  Winter  1903/4.  Die  Sammelmaschine  war  also  geschaffen. 
Es  galt  nun,  die  Verteilungsmaschine  herzustellen  —  immer  noch  auf  rein  freiwilliger . 
Grundlage.  Der  Aufforderung  der  Regierung  kamen  von  den  29  Munizipalitäten 
nur  28  nach.  Vielleicht  bezeichnenderweise  schloß  sich  Battersea  aus,  d.  h. 
der  arbeiterreiche,  stark  demokratische  Bezirk,  welchen  der  heutige  Vorsitzende 
im  örtlichen  Verwaltungsamt  John  Bums  vertritt.  In  jedem  der  28  Bezirke 
wurde  nun  unter  Vermittlung  des  Stadtrates  der  betreffenden  Munizipalität  ein  rein 
örtlicher  Ausschuß  gebildet.  Ihrer  Zusammensetzung  wegen  nannte  man 
solche  Ortsausschüsse  (heute  „Notstandsausschüsse",  Distreß  Comittees)  „Ver- 
einigte Ausschüsse"  (Joint  Comittees),  einfach  weil  in  jedem  Falle  eine  Anzahl 
erwählter  Vertreter  des  betreffenden  Stadtrates  im  Verein  mit  einer  entsprechenden 
Anzahl  gleichfalls  erwählter  Vorsteher  der  örtlichen  Armenbehörde  den  Ausschuß 
bildeten.  Dem  so  geschaffenen  Kern  durften  die  ihm  Angehörenden,  sofern  sie 
wollten,  durch  Kooptation  noch  andere,  ohne  amtlichen  Charakter  beigesellen,  welche 
wie  z.  B.  die  so  kooptierten  Mitglieder  der  „Charity  Organisation  Society",  in  dem 
Armenwesen  besondere  Sachkenntnis  und  Erfahrung  besaßen.  Nur  die  kleinere 
Hälfte  der  geschaffenen  Ausschtlsse  hat  sich  diese  Befugnis  tatsächlich  zunutze 
gemacht,  und  auch  diese  kleinere  Hälfte  nicht  durchweg  in  genügendem  Maße. 
Soweit  sie  es  getan  hat,  ist  sie  infolgedessen  gut  gefahren.  Denn  gerade  bei 
der  Sichtung  der  Fälle  —  welche  ja  die  Hauptaufgabe  der  „Vereinigten  Aus- 
schüsse" ausmachte  —  kommt  es  vor  allem  auf  Erfahrung  und  Sachkenntnis,  auch 
auf  das  Fehlen  aller  Voreingenommenheit  an.  Die  „Vereinigten  Ausschüsse"  hatten 
selbst  kein  Geld  auszugeben,  außer  was  ihnen  etwa  zu  besonderen,  gutgeheißenen 
Zwecken  vom  Zentralausschuß  bewilligt  wurde.  Selber  Beschäftigung  zu  erteilen, 
waren  sie  nicht  ermächtigt.  Sie  durften  Arbeit  vermitteln,  bestehende  Arbeits- 
vermittlungsämter übernehmen,  neue  anlegen,  Leute  an  die  Ortsbehörden  zur  Be- 
schäftigung empfehlen  oder  sie  dem  Zentralausschuß  zur  Beschäftigung  überweisen. 
Andrerseits  war  ihnen  die  eingehende  Prüfung  der  sich  Anmeldenden  streng  ans 
Herz  gelegt.  Als  Leitfaden  hierzu  waren  von  dem  örtlichen  Verwaltungsamt  aus 
Empfehlungen  erlassen  worden,  die  mittlerweile  unter  wiederholten  Veränderungen 
zu  bindenden  Vorschriften  geworden  sind.  Der  betreffende  Mann  —  es  handelte 
sich  damals  noch  nur  um  Männer  —  sollte  sich  in  jeder  Weise  als  würdig  aus- 
weisen. Er  mußte  ein  ordentlicher  Mensch  sein.  Familienvätern  wurde  der  Vorzug 
gegeben.  Er  mußte  längere  Zeit  im  Bezirk  gewohnt,  keine  Armenunterstützung 
bezogen,  regelmäßige  Beschäftigung  gehabt  haben.  Er  mußte  klar  nachweisen,  daß 
er  seine  Beschäftigung  ohne  eigene  Schuld  eingebüßt  hatte.  Womöglich  sollte  ein 
Beauftragter  des  Ausschusses  den  Bewerber  in  seiner  Häuslichkeit  aufsuchen  und 
dort  und  anderwärts  alles  über  ihn  Ermittelbare  auch  ermitteln. 

Über  diesen  örtlichen  Ausschüssen  stand  dann  der  Zentralausschuß 
für  ganz  London.  Demselben  lag  die  Aufgabe  ob,  die  Ausweise  der  örtlichen  Aus- 
schüsse nachzuprüfen.  Er  hatte  ferner  allein  alles  Geld  einzukassieren,  auch  es 
allein  auszugeben.  Er  war  befugt,  auf  eigene  Rechnung  Beschäftigung  zu  erteilen, 
auch  bei  der  Arbeitsvermittlung,  der  Auswanderung,  der  Umsiedlung  in  andere 
Bezirke  mitzuhelfen,  Arbeiterkolonien  anzulegen  —  ebenso  Ortsbehörden,  welche 
Ijcute  beschäftigten,  mit  Zuschüssen  unter  die  Arme  zu  greifen.  Durch  letztgenannte 
Tätigkeit  erwarb  er  sich  das  Recht,  bei  der  Beschäftigung  solcher  teute  auf  Ein- 


*)  Bei  Einrechnung  der  ganz  homogenen  angrenzenden  Bezirke  werden  es  beinahe  sechs 
Millionen  (s.  weiter  unten). 
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haltuDg  der  vod  ihm  selbst  für  seine  Arbeiter  niedergelegten  Bestimmungen  zn 
halten. 

Die  Beschäftigung  von  Arbeitern  in  Notstandszeit  durch  die  jedesmalige 
örtliche  Behörde  ist  seit  lange  schon  verbreiteter  Lieblingsgedanke,  namentlich  bei 
Arbeitern  selbst.  Das  Ding  nimmt  sich  so  gar  leicht  aus!  Die  Ortsbehörde  hat 
ja  das  Geld!  Sie  braucht  nur  Steuern  auszuschreiben.  Und  etwas  Nutzbringendes 
zu  tun  wird  sich  doch  stets  finden.  Schon  im  Jahre  1886  wies  Chamberlain 
als  damaliger  Vorsitzender  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  durch  Rundschreiben 
sämtliche  Ortsbehörden  amtlich  an,  zu  Zeiten  eines  Arbeitsmangels  nach  Möglichkeit 
auf  diesem  Wege  vorzugehen.  In  dem  nämlichen  Jahr,  um  welches  es  sich  bei  gegen- 
wärtiger Besprechung  handelt,  d.  h.  1904,  erließ  das  örtliche  Verwaltungsamt  aufs 
neue  eine  derartige  Aufforderung,  welche  in  London  die  Beschäftigung  von  20  000. 
in  der  Provinz  von  21  000  Männern  zur  Folge  hatte.  Das  schaffit,  wie  man  will, 
ja  doch  wirkliche  Arbeit,  anstatt  bloßer  Unterstützung!  Es  entsittlicht  nicht. 
Es  ist  ein  gut  wirtschaftliches  Mittel,  welches  für  Auslagen  Wert  erzeugt,  daher 
sollte  es  nach  Möglichkeit  zur  Anwendung  kommen.  Es  entwickelte  sich  auf  einmal 
ein  geradezu  glühender  Eifer  *für  angeblich  nützliche  oder  „gebotene**  öffentliche 
Arbeiten,  namentlich  unter  der  Arbeiterschaft.  Selbst  für  die  Anforstung  unserer 
kahlen  Heideberge  interessierte  sich  der  städtische  Arbeiter  lebhaft. 

Selbstverständlich  teilte  sich  der  Zentralausschuß,  der  in  einer  öffentlichen 
Versammlung  gewählt  worden  war,  behuls  Ausführung  seiner  verschiedenen  Arbeiten 
in  verschiedene  Unterausschüsse.  Ein  Klassifizierungs -Ausschuß  sollte  die 
Klassifizierung^-  und  Prüfungsarbeiten  der  örtlichen  Ausschüsse  überwachen  und 
dabei  nachprüfen,  auch  den  nötigen  Repartitionsplan  für  die  Verteilung  der  Unter- 
stützung unter  die  verschiedenen  Bezirke  entwerfen,  damit  jeder  Bezirk  gleich- 
mäßig bedacht  würde.  Ein  F  i  n  a  n  z -Ausschuß  sollte  die  Finanzen  regeln,  ein 
Arbeits  -Ausschuß  die  eigene  Arbeiterbeschäftigung  des  Notstandsausschusses  in 
London  und  in  angrenzenden  Bezirken,  ein  S  u  b  v  e  n  t  i  o  n  s  -Ausschuß  die  an  Orts- 
behörden zu  gewährenden  Zuschüsse;  ein  Arbeiterniederlassungs -Ausschuß 
sollte  Arbeiterkolonien  anlegen ;  und  endlich  ein  Auswandern ngs -Ausschuß 
sollte  geeigneten  Auswanderern  mit  Rat  und  Tat  an  die  Hand  gehen. 

In  ihren  Einzelheiten  läßt  sich  diese  Organisation  —  soweit  dies  nötig  ist  — 
besser  an  weiterer  Stelle  in  ihrer  mittlerweile  geringfügig  geänderten,  aber  für 
den  Augenblick  obligatorisch  gemachten  Gestalt  besprechen.  Indessen  wird  aus 
den  beim  ersten  Versuch  erzielten  Ergebnissen  einiges  herauszugreifen  sein. 

Die  gehegten  Erwartungen  haben  sich  nur  zum  Teile  erfüllt.  Nament- 
lich hat  sich  die  als  „sehr  leicht"  in  Aussicht  gestellte  Arbeit  der  Sichtung  und 
Prüfung  der  sich  um  Arbeit  Bewerbenden  als  ein  überaus  schwieriges  Problem  enthüllt, 
welches  heute  noch  der  Lösung  harrt.  Beschäftigung  ist  wohl  geschaffen  worden, 
wie  sie  ja  Geld  immer  schaffen  kann.  Allein  nur  in  geringem  Grade  ist  die  Be- 
schäftigung auch  den  richtigen  Leuten  zugute  gekommen.  Und  das  einmal,  weil 
die  richtigen  Leute  sich  nur  recht  ungern  stellen,  während  die  unrichtigen  den 
Ausschüssen  das  Haus  einlaufen.  Für  3496  Männer  hat  sich  in  jenem  Winter 
Arbeit  gefunden,  und  zwar  für  immerhin  ganz  hübschen  Lohn,  nicht  wenig  davon 
beständig.  Allein  die  meisten  Beschäftigten  haben  sich  als  entschieden  minder- 
wertig herausgestellt.  Der  tüchtige  Arbeiter  nimmt  nun  einmal  nicht  gern  Almosen 
an.  Und  ein  Almosen  ist  diese  Unterstützung  doch,  wenigstens  für  den  Mann, 
der  an  Selbst\^ertrauen  gewöhnt  ist;  und  die  Art  der  angestellten  Prüfung,  die 
ja  doch  unter  den  Umständen  unumgänglich  ist,  erhöht  nur  noch  seine  Scheu;  denn 
er  muß  sich  dabei  einem  examen  rigorosum  betreffs  seiner  Sittlichkeit  und 
Wirtschaftlichkeit  unterwerfen,  beinahe  wie  vor  einem  Strafrichter.  Auch  dem 
minderwertigen  Arbeiter  wird  diese  Prüfung,  ganz  erklärlicherweise,  ein  bißchen  zu 
streng;  er  beschwert  sich  über  das  „Inquisitorische"  der  Untersuchung.  Wie  sich 
zeigen  wird,  hat  man  infolgedessen  auch  später  —  und  ebenso  ist  es  mit  anderen 
Vorsichtsmaßregeln  gegangen  —  die  häßlichen  Spitzen  nicht  wenig  abgefeilt.  Allein 
der  gute,  selbstvertrauende  Arbeiter  verbirgt  doch  seine  Not  lieber  unter  einem 
Mantel  oder  hinter  geschlossenen  Fensterladen,  als  daß  er  sie  als  argumentum 
ad  niisericordiam  zur  Schau  trägt. 
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'-.  Weiter  haben  sich  auch  die  örtlichen  Ausschüsse  als  dieser  Untersuchungs- 
arbeit durchaus  nicht  vollständig  gewachsen  erwiesen.  Man  hat  bemängeln  wollen, 
daß  ihre  Beamten  mitunter  selbst  „Beschäftigungslose"  waren,  d.  h.  beschäftigungs- 
lose Bureaubeamte  u.  dgl.,  als  ob  das  ihre  Fähigkeit  oder  Zuverlässigkeit  notwendig 
minderte.  Das  ist  durchaus  nicht  richtig.  Gerade  manche  dieser  Leute  haben  recht 
treffliche  Dienste  geleistet.  Allein  Stadträte  und  Armenpfleger  sind  an  und  lUr 
sieh  nicht  gerade  die  geeignetsten  Prüfer.  Der  Stadtrat  als  solcher  kann  in  der 
Sache  nur  wenig  Erfahrung  haben.  Meist  ist  er  überdies  Parteimann  und  muß 
daher  entweder  sozialistisch  oder  kapitalistisch  stimmen,  mit  Strenge  oder  mit 
Nachsicht  sichten,  wie  es  seine  Partei  gerade  wünscht.  In  Hackney  hat  mau 
buchstäblich  jeden,  der  sich  stellte  —  3592  an  der  Zahl  —  auch  als  unter- 
stützungswürdig an  die  Zentralbehörde  empfohlen.  In  dem  sozialistisch  geleiteten 
P  0  p  I  a  r  unterließ  man  prinzipiell  alle  Nachfragen  nach  der  Sittlichkeit  der  Leute, 
während  nach  Wunsch  der  Regierung  nur  „ordentliche"  Leute  beschäftigt  werden 
sollten.  In  dem  gleich  sozialistischen  West  Ham  unterließ  man  geflissentlich  die 
Prüfung  der  Namensunterschriften  auf  ihre  Echtheit  und  der  gemachten  Angaben 
auf  ihre  Wahrheit.  In  Stoke  Newington  unterließ  man  alle  Nachfrage 
bei  früheren  Arbeitgebern.  In  Islington  zeigten  sich  die  Prüfungsbeamten 
gänzlich  unerfahren.  Und  so  geht  das  weiter.  Der  Armenpfleger  hat  mehr  Er- 
fahrung, allein  er  hat  auch  an  sein  eigenes  Budget  zu  denken.  Die  gemeinsame 
Bowle  spart  bekanntlich  den  eigenen  Schoppen.  Warum  soll  er  sein  Armenpfleger- 
budget mit  der  Unterstützung  belasten,  die  er  auf  die  Allgemeinheit  überwälzen 
kann?  Wo  man  sich  in  der  Armenkunde  Erfahrene  beigesellt  hat,  da  hat  mau 
mitunter  eine  ganz  gute  Auswahl  getroffen.  Indessen  betriff't  das  doch  nur  die 
Minderzahl  der  Fälle. 

Wie  wenig  stichhaltig  die  getroffene  Auswahl  war,  erhellt  unter  anderem  aus 
den  im  amtlichen  Bericht  verzeichneten  Ursachen  zur  Entlassung  aus  der  Notstands- 
beschäftigung. Die  gebotene  Statistik  ist  natürlich  nicht  vollständig.  Man  hat  eine 
Stichprobe  mit  1329  Fällen  gemacht.  In  624  Fällen  davon  gingen  die  Leute 
wirklich  ab,  weil  sie  Aussicht  auf  eigene  Arbeit  zu  haben  meinten.  Dazu  kamen 
noch  zwei  Fälle  Tod,  71  Unfälle  oder  Krankheit,  zwei  Ansiedlungen  auf  dem  Lande 
(was  wünschenswert  ist),  zwei  Umsiedlungen  in  neue  Bezirke,  neun  Fälle  Aus- 
wanderung und  18  Fälle,  in  denen  Familiensorgen  die  Rückkehr  des  Mannes  zu 
den  Seinen  benötigten.  In  drei  Fällen  gaben  die  Leute  an,  sie  könnten  (auf  einer 
Ansiedlung)  den  Dampf  der  Maschine  nicht  Vertragen;  in  115  wurden  sie  wegen 
Faulheit  entlassen,  in  53  wegen  Trunk,  in  22  wegen  „Nutzlosigkeit",  in  125  wegen 
unbefriedigender  Aufführung,  in  28  wegen  Widersetzlichkeit,  in  drei  wegen  „Miß- 
vergnügtheit", in  sieben  wegen  Unreinlichkeit,  in  zwei  wegen  Streitsucht,  in  fünf 
wegen  lügenhafter  Angaben,  in  acht  wegen  Wilddieberei,  in  zehn  wegen  nächtlichen 
Uniherschweifens  und  in  220  ohne  angegebenen  Grund  —  was  auch  ein  Grund  ist. 

Allein  den  Hauptbeweis  der  Unzuverlässigkeit  in  der  Wahl  bietet  die  notorische 
Minderwertigkeit  der  zur  Beschäftigung  angewiesenen  Leute  bei  ihrer  Arbeit. 
In  der  Hauptsache  waren  dieses  nur  ungelernte  Arbeiter,  während  die  Empfehlungen 
der R3gierung  gerade  dahin  gingen,  daß  den  gelernten,  mit  fachmännischer  Fähigkeit 
und  sonst  regelmäßiger  Beschäftigung,  der  Vorzug  zu  geben  sei.  Für  diese  war 
die  zeitweise  Unterstützung  am  meisten  beabsichtigt.  Allein  sie  erhielten  die 
wenigste.  Der  Stadtrat  des  bereits  erwähnten  arbeitervollen  Bezirkes  Hackney 
hat  hierüber  geradezu  bei  der  Regierung  Beschwerde  erhoben.  Die  Empfehlungen 
der  Regierung  gingen  ausdrücklich  dahin,  daß  vor  allen  Dingen  der  tüchtig  gelernte 
Handwerker  mit  guter  Fachkenntnis  .Beschäftigung  erhalten  sollte,  dann  die  ge- 
lernten mit  minderer  Gewandtheit  und  in  dritter  Linie  erst  die  „gewöhnlichen- 
oder  „gelegentlichen"  Arbeiter.  Aber  hier  wogen  die  Ungelernten  vor.  Und  was 
es  an  gelernten  Arbeitern  gab,  das  waren  meistens  Handlanger  und  Hilfsarbeiter, 
„zweiter  Klasse",  wie  man  sie  nennt. 

Die  für  dieses  Versuchsjahr  fertiggestellte  Berufsstatistik  verzeichnet 
unter  den  Unterstützten  637  Bauarbeiter,  darunter  230  Anstreicher,  deren  Be- 
schäftigung stets  schwankend  ist  und  sehr  von  der  Jahreszeit  abhängt,  und  weiter 
190  Hilfsarbeiter.     Das  Baufach   spürt  die  Arbeitslosigkeit  immer  zuerst.     Weiter 
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finden  sich  150  Arbeiter  in  Holz,  164  in  Metall,  37  in  Leder,  17  in  Glas,  2  Töpfer, 
31  Buchdrucker  und  in  Papierbranchen,  59  in  Bekleidangsbranchen,  48  bei  der 
Herstellung  von  Nahrungsmitteln,  Getränken  und  Tabak  beschäftigt,  12  von  ver- 
schiedenen Gewerben  (Bürstenbinder,  Klaviermacher  usw.),  27  Handlungsdiener 
u.  dgl,  7  Staats-  und  Munizipalbeamte,  22  Dienstboten,  femer  2268  bei  Transport- 
gewerben beschäftigt  —  Onmibuskondukteure,  Güterträger,  LokomotivenfUhrer  u.  dgl., 
dabei  aber  nicht  weniger  als  1908  „gewöhnliche"  Arbeiter  —  und  schließlich  23 
„nicht  klassifizierbare",  darunter  zwei  Photographen  und  ein  Phrenolog.  Ueberall 
wiegen  die  ungelernten  Arbeiter  vor.  In  Islington  gab  es  ihrer  1957 
unter  3493  überhaupt  beschäftigten;  in  Lewisham  497  unter  907 ;inCamber- 
well  1065  unter  1429;  in  Hackney  1167  unter  4315;  in  Greenwich  rund 
75  %.  Und  dazu  kommt  noch,  daß  sich  unter  den  Unterstützten  eine  große  Neigung 
zum  „Wiederkommen"  bemerkbar  machte,  die  durchaus  nicht  vorhergesehen  war 
und  der  entgegengearbeitet  werden  sollte.  In  Kensington  bestanden  zwei 
Drittel  der  sich  stellenden  Arbeiter  aus  Rückfälligen.  Bei  einigen  fand  man  auch, 
daß  sie  ihre  sonstige  Arbeit  freiwillig  aufgegeben  hatten,  eigens,  um  sich  zur  Not- 
standsarbeit zu  melden,  die  bei  ihrer  geringeren  Stundenzahl  und  ihren  minderen 
Ansprüchen  ftlr  sie  um  so  mehr  Anziehungslb-aft  haben  mochte,  als  sich  gleichzeitig 
mit  den  Notstandsausschüssen  auch  andere,  prinzipiell  oder  doch  tatsächlich  nicht 
wählerische,  mildtätige  Anstalten,  wie  die  Heilsarmee,  die  Kirchenarmeen  usw.,  den 
notleidenden  Bezirken  zuwandten  und  dort  freie  Nachtherberge,  freie  oder  sehr 
billige  Kost  usw.  lieferten. 

Daß  eigens  zur  Linderung  eines  Notstandes  unternommene  Arbeiten  sich 
überhaupt  als  wirtschaftlich  ihre  Kosten  reproduzierend  herausstellen  können,  ist 
vielleicht  prinzipiell  zu  bezweifeln.  Daß  der  erzeugte  Wert,  trotz  etwa  guter 
Arbeitsleistungen,  wohl  in  der  Regel  einen  Luxuswert,  nicht  etwas  durch  die  Not- 
wendigkeit Verlangtes  darstellen  wird,  dürfte  kaum  zu  bestreiten  sein.  London 
hat  in  dem  Versuchsjahr  dergleichen  Luxuswerte  etwas  ausgiebig  hervorgerufen. 
Die  Citybehörden  ließen  ihre  gedeckten  Märkte  neu  anstreichen,  ehe  die  Zeit  dazu 
gekommen  war,  wobei  133  Leute  Beschäftigung  fanden.  Es  wurden  Parkarbeiten 
ausgeführt,  sowohl  seitens  der  Krone  wie  seitens  des  Grafschaftsrates,  die  über 
1000  Leute  beschäftigten,  nach  denen  indessen  keinerlei  Verlangen  ausgesprochen 
worden  war.  Es  wurden  Erholungsplätze  angelegt,  Straßen  gebaut  und  gekehrt 
wodurch  nebenbei  manche  regelmäßig  Beschäftigte,  Nichtunterstützte  ihre  Arbeit 
zugunsten  der  Unterstützten  einbüßten,  so  daß  Beschäftigungslosigkeit  in  geringem 
Grade  erst  eigens  hervorgerufen  wurde.  In  Long  Grove  ließ  der  Grafschaftsrat 
den  Bauplan  zu  einem  neuen  Irrenhause  mit  dem  Spaten  umgraben,  wo  ein  Dampf- 
pflug dieselbe  Arbeit  verrichtet  haben  würde.  Das  Umgraben  beschäftigte  über 
1200  Arbeiter  und  kostete  jf  11173;  der  Dampfpflug  hätte  die  Arbeit  für  etwa 
£  5000  verrichtet 

Mögen  nun  die  unternommenen  Arbeiten  nötig  oder  unnötig  gewesen  sein, 
unter  den  obwaltenden  Umständen  stellen  sie  sich  jedenfalls  als  äußerst  kost- 
spielig heraus.  Schon  die  notwendig  bedingte  schärfere  Beaufsichtigung  ver- 
schlang viel  Geld.  Ohne  reichliche  Beaufeichtigung  wollte  es  durchaus  nicht  gehen. 
Bei  den  Parkarbeiten  für  den  Grafschaftsrat  kamen  auf  eine  Gesamtausgabe  von 
£  6398  nicht  weniger  als  £  625  allein  für  Beaufsichtigung  in  Anrechnung.  Und 
nicht  allein  mit  Faulheit  oder  schlechtem  Willen  hatte  man  es  zu  tun.  Häufig 
zeigten  die  Leute  entschieden  guten  Willen,  wie  denn  auch  in  einigen  Bezirken  über 
allerdings  teure,  dabei  aber  nicht  schlechte  Arbeit  berichtet  wird.  Da  hatte  mau 
eben  am  besten  ausgesucht  und  am  besten  organisiert.  Allein  in  den  meisten 
Fällen  waren  die  Leute  körperlich  schwach  und  in  der  Arbeit  nicht  unterrichtet 
Ihre  Leistungen  besserten  sich  mit  zunehmender  Erfahrung,  auch  mit  besserer  Er- 
nährung, wurden  indessen  niemals  zufriedenstellend.  Für  die  durch  die  Londoner 
Ortsbehörden  unternommenen  Notstandsarbeiten  wurden  im  ganzen  £  \\\  358  aus- 
gegeben, wovon  £  103  926  durch  Ortssteuem,  £  \111  durch  freiwillige  Beiträge 
und  £  5655  durch  Zuschüsse  aus  dem  Notstandsfonds  aufgebracht  wurden.  Die 
Regierung  ließ  hinterher  eine  Schätzung  des  Geleisteten  vornehmen,  und  man  kam 
dabei   nicht    höher   als   auf  £  80  000.     Wie  wenig  die  Leistungen  den  Auslagen 
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entsprachen,  erhellt  schon  aus  den  Rückvergütangen,  welche  der  Zentralansschuß 
hier  und  da  für  die  im  Auftrag  örtlicher  Behörden  ausgeführten  Arbeiten  erhielt. 
Für  obenerwähnte  Parkarbeiten,  welche  £  6398  kosteten,  erhielt  er  £  1405 
zurtickvergütet;  für  die  in  der  bekannten  „Gartenstadt"  zu  Letchworth  geleisteten 
Arbeilen  mit  i?  4778  Auslagen  nur  £  541.  Im  ganzen  erhielt  er  für  £  28  000 
geleistete  Arbeit  dieser  Art  nur  £  3273  zurück.  In  Westminster  ließ  der 
Stadtrat  eine  Eunststraße  durch  Notstandsarbeiter  herstellen.  Der  Yard  (drei 
englische  Fuß)  kam  dabei  auf  15  Pence  zu  stehen,  während  er  sonst  mit  nur 
10  Pence  in  Anrechnung  gebracht  wurde.  Und  überdies  wurde  auf  alle* 24^/5  Yards 
eine  Tonne  Granit  verbraucht,  während  man  sonst  mit  einer  auf  35'/^  Yards  aus- 
kam. Im  großen  Ganzen  wird  der  Wertausfall  bei  dieser  Arbeit  auf  18.1  bis 
57.6  7o  geschätzt.  Und  die  Zuschüsse  {£  5615),  welche  der  Zentral ausschuß  den 
Ortsbehörden  zur  Bestreitung  der  von  diesen  vorgenommenen  Arbeiten  leistete, 
waren  wirklich  zur  wenigstens  teilweisen  Deckung  solchen  Ausf3,lls  bestimmt. 

Als  wirtschaftlich  berechtigt  hat  sich  somit  diese  Arbeit  nicht 
gezeigt.  Dementgegen  wird  erinnert,  daß  Armenunterstützung  für  alle  diese  Leute 
auch  erheblich  ins  Geld  gelaufen  wäre.  Es  ist  indessen  durchaus  nicht  erwiesen, 
daß  alle  bei  den  Beschäftigungsarbeiten  Angestellten  unter  anderen  Umständen  in 
den  Armenhäusern  wtlrden  haben  untergebracht  werden  müssen.  Im  ganzen  wurde, 
wie  gesagt,  3496  (die  Zahl  wird  auch  auf  3498  angegeben)  Leuten  Beschäftigung 
gewährt.  Daneben  vmrden  noch  für  42  Familien  unter  177,  die  sich  meldeten,  d.  h. 
für  215  Personen,  Auswanderungskosten  bezahlt;  und  vier  Familien  (17  Personen) 
wurden  auf  dem  Lande  angesiedelt.  Die  3496  Beschäftigten,  für  welche  im 
Durchschnitt  auf  acht  Wochen  Arbeit  beschafft  wurde,  und  die  also  27  646  Lohnwochen 
genossen  haben,  sollen  zusammen  17  705  Personen  darstellen.  Acht  Wochen  pro 
Mann  ist  eine  nicht  zu  mißachtende  Hilfe.  Indessen  verteilt  sich  diese  Wohltat 
sehr  ungleich.  In  manchen  Fällen  wurde  nur  so  wenige  Tage  Beschäftigung  ge- 
boten, daß  die  gewährte  Arbeit  mehr  quälend  als  nährend  gewirkt  haben  kann. 
Der  Zeitstatistik  nach  erhielten  210  Leute  nur  bis  zu  1  Woche  Beschäftigung, 
188  bis  2,  200  bis  3,  246  bis  4,  289  bis  5,  189  bis  6,  237  bis  7,  334  bis  8, 
295  bis  9,  548  bis  10,  213  bis  11,  194  bis  12,  129  bis  13,  44  bis  14,  45  bis  15, 
23  bis  16,  10  bis  17,  38  bis  21,  46  bis  25  und  20  bis  30  Wochen.  Die  längeren 
Beschäftigungszeiten  kommen  auf  den  Arbeiterkolonien  vor.  Auch  örtlich  verteilte 
sich  die  Beschäftigung  nur  sehr  ungleichmäßig,  wie  sie  denn  gleichfalls  für  die 
vorhandenen  Notstandszwecke  keinesfalls  genügt  haben  kann.  Denn  von  45  796 
sich  Bewerbenden  wurden  nur  26  102  zur  Beschäftigung  empfohlen,  und  davon  er- 
hielten solche  tatsächlich  nur  7216,  d.  h.  15  ^\^  der  sich  Anmeldenden  und  27  ^\^ 
der  Empfohlenen,  und  davon  nur  2893  bei  dem  Notstandsausschuß  (die  Zahl  ist 
hier  eine  mindere  als  die  an  anderer  Stelle  angegebene)  und  4323  bei  Orts- 
behörden. In  wie  ungleicher  Weise  sich  die  Beschäftigung  örtlich  verteilte,  geht 
aus  folgendem  hervor.  In  Poplar,  wo  der  erklärt  sozialistische  Stadtrat  gern 
Beschäftigung  beschaflte,  wurde  von  3460  sich  Meldenden  und  1813  dazu  Emp- 
fohlenen nicht  weniger  als  1504  wirklich  Beschäftigung  gewährt,  darunter  1371 
durch  den  Stadtrat.  Allein  in  Bermondsey  kamen  auf  4092  sich  Meldende 
und  3205  Empfohlene  nur  236  Beschäftigte;  in  Bethnal  Green  auf  beziehent- 
lich 2882  und  1926  nur  205;  in  Deptford  von  1726  und  749  nur  166;  in 
Finsbury  von  1069  und  286  nur  204;  in  Greenwich  von  806  und  738  nur 
45;  in  Hackney  von  3592  und  3592  nur  159;  in  Hamraersmith  von 
1392  und  1050  nur  68;  in  Islington  von  5230  und  1110  nur  435;  in 
Southwark  von  2680  und  1228  nur  314;  in  Stepney  von  1386  und  242 
nur  164.  Das  sind  indessen  alles  bedürftige  Stadtteile;  in  genügendem  Maße  aus- 
giebig war  somit  die  Unterstützung  nicht. 

Ueber  die  Lohnverhältnisse  lieffen  genügende  Angaben  nicht  vor.  In 
der  Folge  wurde  das  mit  größerer  Bestimmtheit  geregelt. 

Auf  die  übrigen  Leistungen  der  ersten  Notstandsausschüsse  verlohnt 
es  sich  schwerlich  hier  näher  einzugehen.  Denn  alles  dabei  Geleistete  wird  in 
der  Folge  bei  Besprechung  der  neuen  Regelung  der  Sache  auf  Grund  des  seitdem 
erlassenen  Gesetzes  zu  erläutern  sein.    Die  versuchte  Arbeitsvermittlung 
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hat  nur  geringe  Ergebnisse  erzielt.  Von  873  sich  Meldenden  wurden  148  in 
Stellen  untergebracht;  und  weiter  wurden  zwei  Familien  auf  dem  Lande  angesiedelt 
Die  Anlage  von  Arbeiterkolonien  oder  „Ackerbauniederlassungen"  entspricht  einem 
sich  immer  mehr  kennzeichnenden  Drange,  die  in  Städten  überflüssig  gewordenen 
Arbeiter  wieder  auf  die  urväterliche  Scholle  zurückzuführen,  wozu  sie  vorerst 
nützlicher  Anweisung  bedürfen.  Leider  zeigt  sich  dieser  Drang  nach  dem  Lande 
weit  mehr  unter  den  Leuten,  denen  selber  diese  Rückwanderung  nicht  zugute  zu 
kommen  bestimmt  ist,  als  unter  denen,  für  die  sie  gedacht  ist  Es  gibt  also  mehr 
Ermahnende  als  Folgeleistende.  Die  Ergebnisse  der  Vermittlung  von  Aus- 
wanderung waren  im  Versuchsjahr  nur  geringfügig.  Von  177  sich  Meldenden 
wurden  (>9  als  die  Unterstützung  verdienend  herausgegriflfen;  man  vermochte  in- 
dessen nur  42  mit  ihren  Familien,  zusammen  217  Personen,  wirklich  ins  Ausland 
zu  überführen. 

Finanziell  stellen  sich  die  Ergebnisse  wie  folgt  Es  wurde  im  ganzen 
c^  55  279.15  s.  6  d'.  vereinnahmt,  davon  c;^  51  886.4  8.  10  d.  durch  Sammlungen, 
£  3273.1  s.  Id.  als  Rückvergütung  für  geleistete  Arbeit,  £  36.8s.  7  d.  Zinsen  bei 
dem  Bankier,  und  £  84.1  s.  0  d.  als  Unfallentschädigungen,  die  natürlich  weiter  zu 
zahlen  waren.  Es  ist  mithin  ein  ganz  hübscher  Batzen  Geld  zusammengekommen, 
aber  nur  wenig  im  Verhältnis  zu  der  zu  bannenden  Not  Von  oben  genannter  Summe 
waren  £  830  spezifisch  für  Auswanderungszwecke  bestimmt  Verausgabt  wurden 
im  ganzen  £  51  522.11s.  5  d.,  nämlich  £  1555.15  s.  2  d.  für  Verwaltungskosten. 
£  465.8  s.  1  d.  für  Reklame,  £  205.13  s.  3  d.  für  Arbeitsvermittlung,  £  1012.14  s.  4  d. 
für  Auswanderung,  £  5614.17s.  Od.  für  Zuschüsse  an  Ortsbehörden  (die  Ziffer 
stimmt  nicht  ganz  mit  der  an  anderer  Stelle  angegebenen)  und  der  Rest  mit 
£  42  668.3  s.  1  d.  kam  in  verschiedener  Weise  auf  direkte  Beschäftigung. 

Für  Schottland  stellten  sich  Einnahmen  und  Ausgaben  wie  folgt: 

a)   Einnahmen. 

£ 

Aus  Ortssteuern 2  036 

Aus  dem  Notstandsfonds  der  Königin 6  451 

Aus  sonstigen  freiwilligen  Beiträgen 1  849 

Sonstige  Einnahmen 262 


Summa     10  598 

b)  Ausgaben. 

£ 

Arbeitsbeschaffung  jeder  Art 6  968 

Verwaltungskosten   (einschließlich   Unterhaltung   von 

Arbeitsvermittlungsämtem) .1 100 

Auswanderung  und  Umsiedlung      .......       834 

Sonstige  Ausgaben 449 

Summa     9  351 

Offenbar  hätte  ohne  das  Vorhandensein  des  von  der  Königin  gestifteten 
mildtätigen  Fonds  die  Steuerschraube  erheblich  schärfer  angezogen  werden  müssen. 
Und  damit  ist  für  £  7800  Unterstützung  für  ganz  Schottland  beschafft  worden, 
die,  neben  den  £  834  für  Auswanderung,  höchstens  für  £  3500  Wert  erzeugt 
hat;  und  von  diesem  Quantum  war  ein  großer  Teil  gänzlich  überflüssig! 

Lassen  sich  also  die  erzielten  Ergebnisse  auf  der  einen  Seite  als  nicht 
gerade  wirtschaftlich  befriedigend,  auf  der  anderen  als  nicht  ganz  richtig  verteilt, 
nicht  genügend  und  leider  nicht  genügend  erzieherisch  bezeichnen,  so  ist  doch  eine 
ganz  ansehnliche  Summe  Geldes  unter  die  Leute  gebracht  und  damit  ist  unstreitig 
der  Notstand  doch  um  etwas  gelindert  worden. 

So  mäßig  nun  auch  die  erzielten  Ergebnisse  ausgefallen  sein  mochten,  hielt 
man  sie  dochj  in  fortdauernder  Ermangelung  einer  bekannten  Versicherungs- 
methode, für  so  weit  befriedigend,  daß  man  beschloß,  an  dem  angenommenen 
Prinzip    der   zentralisierten    Geldausgabe    und   möglichst   dezentra- 
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lisierten  Ermittelungserhebung  festzuhalten  und  auf  der  einmal  be- 
treteneu Bahn  weiter  fortzuschreiten.  Das  heißt  also,  daß  die  Vorsorge  fUr 
periodisch  wiederkehrende  Beschäftigungslosigkeit  nach  wie  vor  nicht  dem  ein- 
zelnen, unmittelbar  BetroflFenen,  sondern  prinzipiell  der  Allgemeinheit  aufgebürdet 
werden  sollte,  einmal  auf  Grund  von  Nächstenliebe  —  daher  die  freiwilligen  Bei- 
träge —  und  weiter  aus  Besorgnis  vor  erheblicheren  Kosten  und  Beschwerlich- 
keiten, womit  eine,  wenn  auch  der  Annahme  nach  nur  vorübergehende,  Massen- 
verarmuDg  der  arbeitenden  Klassen  den  Ort  oder  das  Land  belasten  dürfte.  Da 
es  sich  von  nun  an  nicht  mehr  um  eine  örtliche,  sondern  um  eine  nationale 
Angelegenheit  handelte,  so  mußte  das  Verfahren  offenbar  auf  das  ganze  Land 
ausgedehnt  werden.  Und  da  eine  obligatorische  Einrichtung  nicht  ganz  und 
gar  von  freiwilligen  Beiträgen  abhängig  gemacht  werden  kann,  so  mußte  durch 
Einräumungen  des  Besteuerungsrechtes  eine  feste  finanzielle  Unterlage 
geschaffen  worden. 

Die  Arbeitslosenbehörden  wurden  infolgedessen  durch  das  im  Jahre  1905 
angenommene  Gesetz  betr.  Arbeitslosenfürsorge  (s.  Anlage  1)  ermäch- 
tigt, ortweise,  in  ihrem  Bezirk,  der  sich  mit  dem  örtlichen  Verwaltungsbezirk 
deckt,  durch  Vermittelung  der  jedesmal  in  ihrem  Auftrag  handelnden  örtlichen 
Verwaltungsbehörde  eine  Steuer  bis  zur  Höhe  von  ein  halb  Penny  pro  Pfund  Ein- 
schätzungswert  auf  eigene  Verantwortlichkeit,  und  mit  vorher  eingeholter  Zu- 
stimmung des  örtlichen  Verwaltungsrates  bis  zur  Höhe  von  einem  Penny  pro 
Pfund  zu  erheben,  was  ihnen,  sofern  die  Erhebung  allgemein  würde,  in  London 
allein  eine  jährliche  Einnahme  von  £  80  000,  beziehentlich  £  160  000,  und  im 
ganzen  Lande  eine  solche  von  £  500  000,  beziehentlich  £  1 000  000  sichern 
könnte.  Ganz  allgemein  kann  solche  Bestimmung  indessen  nicht  werden.  Der 
bisher  herangezogene  Teil  des  Landes  zählt  nur  etwa  die  Hälfte  der  bestehenden 
Bevölkerung,  und  selbst  in  diesem  Teile  haben  vier  Behörden  gar  nichts  und  sechs 
weitere  so  gut  wie  gar  nichts  zu  tun  vorgefunden.  Auch  bis  zu  der  gestatteten 
Elrhebungshöhe  ist  man  bisher  nicht  gegangen.  Im  Verhältnis  zu  den  gemachten 
Lohnzahlungen  muß  die  Summe  winzig  erscheinen.  Denn  schon  vor  mehr  als 
20  Jahren  berechnete  der  verstorbene  Leone  Levi  die  alljährliche  Lohnzahlung 
im  Lande  auf  £  1.000  000  000,  wozu  selbst  eine  Million  in  keinem  Verhältnis 
steht  (In  neueren  Berechnungen  schätzt  man  sie  indessen  nur  auf  £  700  000  000.) 
Schon  die  bisherige  Rechnungsführung  beweist,  wie  sehr  die  Steuer,  zum  mindesten 
vorderhand,  nur  ergänzend  zu  wirken  bestimmt  ist.  lhi*e  Verwendung  ist  auch 
streng  auf  bestimmte  Zwecke  beschränkt,  nämlich,  Verwaltungskosten  der  Arbeits- 
losenbehörden, Erwerb  und  Ausstattung  von  Grund  und  Boden,  Anlage  von 
Arbeiterkolonien,  von  Arbeitsvermittelungsämtern  und  Arbeitsbörsen  und  Unter- 
stützung bei  Auswanderung  oder  Umsiedelung.  Indessen  bringt  das  Besteuerungs- 
recht den  Arbeitsbehörden  doch  festen  Boden  unter  die  Füße.  Und  es  sichert 
ihnen  auch,  mit  Zustimmung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes,  die  Benutzung  eines 
Kredits,  der  zu  Bodenerwerb  u.  dgl.  mitunter  recht  dienlich  sein  kann.  Denn 
Steuern  kann  man  verpfänden,  freiwillige  Beiträge  nicht.  Auch  dieses  Kreditrecht 
bleibt  indessen  vorderhand  durch  die  auf  nur  drei  Jahre  beschränkte  Frist,  für 
welche  das  Gesetz  vorläufig  angenommen  worden  ist,  etwas  eng  begrenzt 

Das  Gesetz  dehnt  die  Fürsorgepflicht  für  Arbeitslose,  im  Bereich  des  Ver- 
einigten Königreichs,  auf  sämtliche  29  Munizipalbezirke  von  London  (einschließlich 
der  City)  aus,  und  überdies  e  o  ipso  auf  jede  Stadt  mit  mindestens  50  000  (in 
Irland  nur  10  000)  Einwohnern,  ob  sich  nun  für  die  neugeschaffene  Arbeitslosen- 
behörde Arbeit  vorfindet  oder  nicht  Das  örtliche  Verwaltungsamt  hat  indessen 
die  Bildung  solcher  Behörden  erst  vorzuschreiben.  Mit  seiner  Zustimmung  —  oder 
auch  ohne  erst  eingeholte  Erlaubnis,  auf  seine  Anordnung  —  lassen  sich  indessen 
seine  Bestimmungen  auch  auf  kleinere  Städte  und  örtliche  Bezirke,  in  der  Regel 
abwärts  bis  zu  10  000  (in  Irland  5000)  Einwohner  in  Kraft  setzen  und  auch 
sonst,  soweit  es  das  örtliche  Verwaltungsamt  für  angemessen  erachten  mag. 

Tatsächlich  ist  das  Gesetz,  abgesehen  von  London,  in  England  und  Wales 
auf  75  Munizipalitäten  und  14  städtische  Verwaltungsbezirke  in  Anwendung  ge- 
bracht,  welche   89    Bezirke   zusammen   nach   der   Volkszählung   des  Jahres   1901 
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16 121 655  Einwohner  zählten.  Rechnet  man  die  29  Londoner  Manizipalbezirke 
mit  ihren  4  684  794  Einwohnern  (nach  derselben  Zählang)  hinzu,  so  kommen  also 
im  ganzen  114  Bezirke  mit  20  806  449  Einwohnern  heraus,  worunter  es,  immer 
noch  nach  der  Volkszählung  des  Jahres  1901,  4  576  524  gewerblich  beschäftigte 
Männer  (jeden  Alters,  vom  vollendeten  Schulalter  aufwärts)  geben  soll.  Von  den 
89  Provinzialbezirken  hatte  sich  indessen  in  vier  gar  nichts  und  in  weiteren  sechs 
so  gut  wie  nichts  zu  tun  vorgefunden.  In  Schottland  fand  das  Gesetz  auf 
im  ganzen  14  Bezirke  Anwendung,  deren  Bevölkerung  der  letztstattgehabten 
Volkszählung  zufolge  zusammen  1  761  641  Köpfe,  d.  h.  39.4  %  der  Bevölkerung 
Schottlands,  ausmachte.  Davon  zählen  neun  jeder  über  50  000  Einwohner  und 
vier  unter  50  000,  aber  über  10  000  Einwohner.  Der  kleine  Bezirk  von  Dal- 
b  e  a  1 1  i  e ,  wo  die  Granitbrüche  halbwegs  viel  Leute  beschäftigen,  wurde  des  Not- 
stands wegen  durch  Einsetzen  eines  Ausschusses  des  Stadtrates  als  „spezieller 
Ausschuß^^  mit  einem  Ausschuß  des  Grafschaftsrats  nominell  darüber  als  „Zentral- 
behörde" in  den  Bereich  des  Gesetzes  hineingezogen.  Zwei  der  genannten  Not- 
standsausschüsse, je  in  Dumfries  und  Paislej,  fanden  nichts  zu  tun  vor. 

In  jedem  der  herangezogenen  Bezirke  schreibt  das  Gesetz  die  Bildung  eines 
„Notstandsausschusses^  (distress  committee),  wie  es  jetzt  heißt,  vor,  der  sich 
ebenso,  wie  bisher  die  „Vereinigten  Ausschüsse"  in  London,  aus  erwählten  Mit- 
gliedern des  Stadtrates  und  der  Armenbehörde,  und  fakultativ  auch  aus  kooptierten 
nichtamtlichen  Mitgliedern  zusammensetzt.  Die  Befugnisse  dieser  „Notstandsaus- 
schüsse" sind  im  wesentlichen  dieselben  wie  die  der  vormaligen  „Vereinigten 
Ausschüsse",  d.  h.  sie  haben  kein  Recht,  Geld  entweder  zu  erheben  oder,  ohne 
vorher  erfolgte  Anweisung  der  Zentralbehörde,  auszugeben.  Dahingegen  liegt  ihnen 
vor  allem  die  Ermittlung  der  Beschäftigungsverhältnisse  in  ihrem  Ort,  die  Prüfung 
der  sich  um  Arbeit  Bewerbenden  und  ihrer  Verhältnisse  und  die  Empfehlung  der 
mit  Arbeit  zu  Berücksichtigenden  ob,  alles  unter  steter  Beaufsichtigung  der  Zentral- 
behörde, welche  auf  eigene  Verantwortung  weitere  Ermittlungen  vorschreiben,  Nach- 
prüfungen vornehmen  oder  neue  Prüfungen  anordnen  darf.  Die  örtlichen  Behörden 
dürfen  Beschäftigung  vermitteln,  sei  es  bei  Ortsbehörden  sei  es  bei  Privaten;  sie 
dürfen  auch  bestehende  Arbeitsvermittlungsämter  übernehmen  oder  neue  einrichten, 
auch  „Arbeitsbörsen",  deren  Wesen  noch  weiter  zu  besprechen  sein  wird.  Damit 
finden  ihre  Befugnisse  indessen  ihren  Abschluß.  Doch  darf  das  örtliche  Verwaltnngs- 
amt  einzelne  Notstandsausschüsse  auch  ausdrücklich  für  ihren  Bezirk  mit  den 
Befugnissen  von  Zentralbehörden  betrauen  und  ebenso  auch  „spezieUe  Ausschüsse", 
welche,  wo  noch  keine  eigentliche  Notstandsausschüsse  gebildet  wurden,  für  diesen 
besonderen  Zweck  von  Stadträten  zu  bilden  sind. 

lieber  den  rein  örtlichen  Ausschüssen  stehen  —  wo  diese  selbst  nicht  aus- 
drücklich mit  den  Befugnissen  einer  Zentralbehörde  ausgestattet  wurden  —  Zentral- 
behörden, „Central  (Unemployed)  Bodies",  für  deren  Zusammensetzung  und 
Wirkungsfeld  wohl  die  Londoner  Zentralbehörde  als  typisch  wird  gelten  dürfen. 
Zu  der  Londoner  Zentralbehörde  hat  der  Londoner  Grafschaftsrat,  als  verwaltende 
Behörde  für  den  gesamten  Stadtbezirk,  vier  Mitglieder  zu  ernennen.  Weitere  62 
wählen  die  29  örtlichen  Notstandsausschüsse,  nämlich  27  je  zwei,  und  die  beiden 
„cities",  d.  h.  London  und  Westminster,  je  vier.  Für  jede  Zentralbehörde  können 
dann  noch  bis  zu  einem  Viertel  der  Gesamtzahl  andere  Mitglieder,  zur  Hälfte  vom 
Örtlichen  Verwaltungsamt  ernannt,  zur  anderen  Hälfte  von  den  bestehenden  Mit- 
gliedern aus  nichtamtlichen  Kreisen  kooptiert  werden.  In  London  kooptieren  also 
die  erwählten  Mitglieder  acht  andere.  Auch  die  Regierung  könnte  dieselbe 
Zahl  ernennen;  sie  begnügt  sich  indessen  augenblicklich  mit  nur  ftlnf,  wie  sie 
denn  überhaupt  seit  dem  Regierungswechsel  die  amtliche  Vertretung  nicht  besonders  zu 
begünstigen  scheint.  Die  Londoner  Zentralbehörde  besteht  demzufolge  gegenwärtig 
aus  79  Mitgliedern.  Vorschriftsmäßig  muß  zum  mindesten  ein  Mitglied  jeder  Zentral- 
behörde eine  Frau  sein.  Die  Londoner  Zentralbehörde  zählt  zurzeit  acht  weib- 
liche Mitglieder,  wovon  fünf  von  den  Notstandsausschüssen  abgeordnet,  eine  von 
der  Regierung  ernannt  und  zwei  kooptiert  wurden. 

Der  Zentralbehörde  stehen,  wie  schon  angedeutet,  ziemlich  weitgehende 
Befugnisse  zu.     Sie  darf  G^ld  einsammeln,  bezirksweise  Steuern  ausschreiben,  An- 
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lehen  aufnehmen,  Arbeit  vermitteln,  Arbeitsbörsen  anlegen,  beschäftigenden  Orts- 
behörden Zuschüsse  bewilligen,  selber  Arbeiter  in  Lohn  nehmen,  Arbeitsverträge 
übernehmen,  Arbeiterkqlonien  anlegen,  Auswanderung  und  Umsiedlung  vermitteln, 
und  überdies  hat  sie  äie  örtlichen  Notstandsausschüsse  zu  überwachen  und  dafür 
zu  sorgen,  daß  nach  Möglichkeit  den  Absichten  des  Parlaments  entsprochen  wird, 
wonach  nur  wirklich  Unterstützungswürdige,  im  übrigen  sich  auf  sich  selbst  ver- 
lassende und  daher  regelmäßig  Beschäftigte,  während  der  vorübergehenden  Zeit 
ihrer  unverschuldeten  Beschäftigungslosigkeit,  innerhalb  solcher  Beschränkung  tun- 
lichst anhaltende  Arbeit  erhalten  sollen,  bei  einer  Verwendung,  welche  einen 
den  Arbeitskosten  entsprechenden  Gegenwert  liefert,  und  wobei  ebenfalls  darauf 
gehalten  wird,  daß  sie  für  billigen  Lohn  auch  gute  Arbeit  leisten;  wogegen  die 
Unzuverlässigen,  nicht  Unterstützungswürdigen,  abzuweisen  und  den  Armeubehörden 
zu  überlassen  sind. 

Die  tatsächliche  Anwendung  des  Gesetzes  läßt  sich  unmöglich  ohne  gleich- 
zeitige Berücksichtigung  der  Verordnungen  (s.  Anlage  2)  besprechen,  welche 
das  örtliche  Verwaltungsamt  zu  ihrer  Ergänzung  (beziehentlich  in  einigen  Stücken, 
eigentlich  Umbildung)  von  Zeit  zu  Zeit  erlassen  hat  Darin  findet  sich  ein  langes 
Frageverzeichnis  vor,  welches  den  sich  Anmeldenden  zur  Beantwortung  vorzulegen 
ist,  worauf  viel  Wert  gelegt  wird,  und  welches  sowohl  bei  Tüchtigen  wie  bei  Un- 
tüchtigen gar  viel  Anstoß  erregt  hat.  In  Anbetracht  der  darauf  begründeten  Klagen 
sind  denn  auch  diesen  Gewissensfragen  in  der  neuesten  Auflage  die  Spitzen  etwas 
abgeschliffen  worden.  Indessen  wird  an  der  Bestimmung  festgehalten,  daß  der  zu 
Beschäftigende  sich  in  gewisser  Hinsicht  ausweisen  und  vor  allem  einen  ordent- 
lichen Lebenswandel  nachweisen  soll.  Verheirateten  Männern  und  Familienvätern 
ist  stets  der  Vorzug  zu  geben.  Die  Annahme  gewährt  keinerlei  Recht.  Liefert 
der  Beschäftigte  keine  gute  Arbeit,  oder  ist  man  sonst  mit  ihm  unzufrieden,  oder 
hört  etwa  die  Beschäftigung  auf,  so  kann  er  auf  der  Stelle  entlassen  werden.  Die 
erste  Verordnung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  setzt  einen  mindestens  zwölf- 
monatlichen Aufenthalt  im  Ort  vor  Stellung  des  Beschäftigungsgesuches  voraus 
und  schließt  Leute,  welche  während  solcher  Zeit  Armenunterstützung  genossen 
haben,  ausdrücklich  aus.  Die  neueren  Vorschriften  bringen  letztere  Bestimmung 
bedingungsweise  in  Aufhebung,  sofern  die  Unterstützungsbehörden  im  übrigen  mit 
der  Führung  des  Bewerbers  zufrieden  sind,  und  verkürzen  die  Frist  für  den  Wohn- 
sitz auf  sechs  Monate.  Für  Leute  aus  dem  Heer  oder  der  Marine,  deren  Führungs- 
zeugnis ein  gutes  ist,  ist  überhaupt  kein  Aufenthaltsnachweis  notwendig.  Die 
einschneidendste  Umänderung,  welche  diese  Vorschriften  vorsehen,  ist  die  Ausdehnung 
der  Bestimmungen  des  Gesetzes  in  ihrem  ganzen  Umfang  auch  auf  Frauen. 

Bei  Besprechung  der  tatsächlichen  Anwendung  des  Gesetzes  wird  vor  allem 
die  Hauptstadt  im  Auge  zu  behalten  sein.  Die  in  London  an  Stelle  des  Zentral- 
ausschusses getretene  Zentralbehörde  hat  die  alte  Arbeitsteilung  mit  nur  geringen 
Veränderungen  beibehalten.  Sie  teilt  sich  in  einen  Finanzausschuß,  einen 
Klassifizierungsausschuß,  einen  Arbeitsausschuß,  einen  Ausschuß  für 
Arbeiterkolonien,  einen  Auswanderungsausschuß  und  einen  Ausschuß 
für  F  r  a  u  e  n  beschäftigung.  In  Provinzialorten  ist  erklärlicherweise  nicht  dieselbe 
ausgebildete  ArbeitsteUung  notwendig.  Die  geleistete  Arbeit  ist  indessen  der  Sache 
nach  die  nämliche. 

In  erster  Linie  wichtig  sind  in  London  die  Arbeiten  des  Klassifizierungs- 
ausschusses, weil  dieser  nicht  nur  die  Auswahl  der  zur  Beschäftigung  anzu- 
nehmenden Leute  zu  überwachen  hat,  sondern  überdies  mit  der  schwierigen  Aufgabe 
betraut  wurde,  einen  Verteilungsplan  für  die  den  angenommenen  Arbeitern 
zu  erteilenden  Beschäftigungen  auszuarbeiten  und  von  Zeit  zu  Zeit  richtig  zu  stellen. 
Sollen  die  Spenden  billig  verteilt  werden,  soU  nicht  ein  Bezirk  schwelgen  und  der 
andere  darben,  so  ist  solcher  Verteilungsplan  unentbehrlich.  Schon  der  Zentral- 
ausschuß des  Versüchsjahrs  hatte  einen  solchen  fertiggestellt,  indessen  ohne  wirklich 
zuverlässigen  Maaßstab  für  die  zu  berücksichtigenden  Punkte,  in  nur  provisorischer 
und  oberflächlicher  Weise.  Heute  wird  die  Arbeit  mit  weit  größerer  Genauigkeit 
ausgeführt.  Neben  den  BevölkerungsziflFern  kommen  nunmehr  auch  die  am  vor- 
nehmlichsten  in  den  verschiedenen  Orten  betriebenen  Gewerbe  und  der  mehr  oder 
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weniger  schwankende  Charakter  der  Beschäftigung  in  Betracht  Danach  wird 
dann  ein  Plan  entworfen,  der  wohl  theoretisch  richtig  ist,  für  praktische  Zwecke 
indessen  weiterer  Berichtigung  bedarf.  Die  nachfolgende  Tabelle  (S,  19)  durfte  das 
beobachtete  Vorgehen  klar  machen.  Für  London  ist  vor  allem  eine  beschränkte 
Zahl  gewisser  Beschäftigungen  maßgebend,  wie  z.  B.  Maurerarbeit,  Anstreichen, 
Werftarbeiten  und  Beschäftigung  als  Fuhrleute.  Der  Volkszählung  des  Jahres  1901 
zufolge  beschäftigten  solche  ausgesuchte  Gewerbe  212  000  Personen.  In  dem  Versuchs- 
jahr 1904/5  kamen  dementsprechend  auf  die  ihnen  Angehörenden  noch  volle  70  ^/^ 
der  überhaupt  Unterstützten.  Aus  diesem  Material  läßt  sich  sozusagen  ein  NormaJ- 
schema  herstellen,  wie  es  gewöhnlichen  Verhältnissen  entspricht.  Nun  kommt  aber 
noch  das  Wechselspiel  besonderer  Einwirkungen  hinzu,  deren  Ebbe-  und  Flutgesetz 
unter  Anderem  die  bekannte  Enquete  von  Charles  Booth  in  den  Jahren  1887/89 
klar  gestellt  hat.  Neue  Beobachtungen  vervollständigen  alljährlich  dieses  Gesetz. 
Und  dann  wieder  kommen  ganz  besondere  örtliche  Umstände  in  Betracht,  die  solche 
in  die  Augen  stechende  Abweichungen,  wie  sie  in  den  Spalten  4  und  5  der  Tabelle 
vor  allem  bei  S  t  e  p  n  e  y  ersichtlich  sind,  rechtfertigen.  Was  S  t  e  p  n  e  y  anbelangt, 
so  ist  der  Hauptgrund  dieser,  daß  der  genannte  Ort  eine  stark  jüdische  Bevölkerung 
zählt  und  die  Juden  zu  dem  Heer  der  Beschäftigungslosen  eine  ganz  auffallend 
geringe  Anzahl  von  Leuten  stellen,  weil  unter  ihren  Glaubensgenossen  eine  außer- 
ordentlich gutausgebildete  Armenpflege  besteht,  die  nach  Möglichkeit  für  alle  sorgt, 
ohne  die  Empfänger  in  Mißkredit  zu  bringen,  weil  die  Hilfeleistung  eben  eine 
private  ist.  Die  Wohlhabenden  werden  dabei  allerdings  etwas  stark  mitgenotimien. 
In  jedem  Falle  sind  solche  Umstände  in  Berücksichtigung  zu  ziehen;  und  so  ergibt 
sich  das  tatsächliche  Schema,  wie  es  Spalte  5  für  das  Jahr  1905/6  verdeutlicht. 
Das  ändert  sich  indessen  von  Zeit  zu  Zeit,  und  so  hat  man  im  Herbst  1906  für  den 
kommenden  Winter  die  Ziffern  aufs  neue  umändern  müssen,  wie  es  Spalte  9  anzeigt, 
wozu  Spalte  10  das  betreffende  Mehr  oder  Weniger  in  jedem  betreffenden  Falle  angibt 
Also  vor  allem  hat  man  die  Einwohnerzahl  in  Berücksichtigung  gezogen  (Spalte  2), 
sodann  die  Vertretung  der  ausgewählten  Gewerbegruppen  (Spalte  3).  Hieraus  hat 
sich  der  Normalprozentsatz  (Spalte  4)  ergeben,  welcher  wieder,  besonderen  Umständen 
Rechnung  tragend,  für  die  gegenwärtige  Zeit  hat  so  umgeändert  werden  müssen,  wie 
die  Spalten  5  und  9  dieses  anzeigen.  Für  die  tatsächliche  Anwendung  ist  das  alles 
nun  aber  dem  sich  anbietenden  Material  gemäß  aus  Prozenten  in  „Stellen"  zu 
übertragen.  Eine  „Stelle"  bedeutet,  beiläufig,  Beschäftigung  während  der  ganzen 
Unterstützungsperiode;  sie  wird  als  solche  abwechselnd  mit  verschiedenen  Personen 
besetzt,  sodaß  z.  B.  im  Winter  1904/5  2610  „Stellen"  für  3498  Leute  ausreichten. 
Im  Winter  1905/6  wurden  4098  „Stellen"  zugeteilt,  wie  Spalte  6  dieses  verdeut- 
licht Allein  hier  kommt  wieder  ein  neuer  Faktor  ins  Spiel.  Manche  Bezirke 
erhalten  neben  der  direkten  Beschäftigung  durch  die  Zentralbehörden  auch  noch 
zu  den  von  den  Ortsbehörden  selbst  in  Angriff  genommenen  Arbeiten  Geldzuschuß. 
Derselbe  mxiß  billigen^ eise  gegen  die  angewiesenen  „Stellen"  in  Abrechung  kommen. 
Das  geschieht,  wie  in  Spalte  8  angezeigt  ist,  in  dem  Verhältnis  von  sieben  Stellen 
auf  £  100.  Allerdings  ist  hier,  besonderen  Umständen  Rechnung  tragend,  die 
Normalskala  wiederholt  abgeändert  worden.  Einige  Distrikte  erhalten  mehr  als 
ihnen  anscheinend  zukommt,  andere  weniger.  Dafür  liegen  immer  besondere 
Gründe  vor.  Und  so  ergeben  sich  die  Ziffern  in  Spalte  7.  Die  Spalten  9  und  10 
zeigen  an,  wie  die  Unterstützungsskala  für  das  nächste  Jahr,  1906/7,  abgeändert 
wurde. 

Damit  ist  indessen  nur  ein  Teil  der  dem  Klassifizierungsausschuß  zufallenden 
Arbeit  geleistet.  Wie  die  Unterstützung,  so  muß  auch  die  Arbeit  verteilt 
und  es  müssen  einheitliche  Lohnsätze  festgesetzt  werden.  Die  von 
der  Zentralbehörde  selbst  —  im  Gegensatz  zu  den  Stadtbehörden  —  vorgenommenen 
Arbeiten  fallen  durchaus  nicht  in  gleichmäßiger  Weise  allen  Bezirken  zu.  Es  sind 
das  meistens  wenige  größere  Unternehmen.  Mit  der  Bestimmung  hierüber  hat  der 
Klassifizierungsausschuß  nichts  zu  tun.  Allein  im  Interesse  der  Gleichmäßigkeit 
hat  er  den  verschiedenen  Arbeiten  ihre  betreffenden  Tagelöhner  zugewiesen.  Es 
soll  nicht  dem  einen  die  Arbeit  unnötig  nahe,  dem  andern  ungebührlich  fern  gelegt 
werden.    Nebenbei   soll   die  Arbeit   sich  jedesmal   für  die  Notstandsbeschäftigten 
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etwas  mühsamer  oder  pro  Tag  weniger  lohnend  stellen  als  für  die  gewöhnlichen 
Arbeiter;  dabei  soll  ihr  aber  doch  nach  Möglichkeit  der  Charakter  wirklicher  Arbeit, 
zu  nützlichen  Zwecken,  dem  gezahlten  Lohne  entprechend,  gewährt  werden.  Alles, 
was  an  Armenuntersttttzung  erinnern  könnte,  wird  sorgfältig  vermieden.  Man  gibt 
also,  was  das  erstere  anbelangt,  absichtlich  nicht  die  in  einem  Bezirke  vorkommende 
Arbeit  gänzlich  an  die  in  dem  Bezirk  wohnhaften  Leate,  sondern  richtet  die  Sache 
so  ein,  daß  jeder  eine  kleine,  möglichst  gleichmäßige  Entfernung  zu  der  Arbeit 
zurückzulegen  hat.  Was  den  Lohnsatz  anbelangt,  so  hat  man  den  Antrag  der 
Vertreter  der  unabhängigen  Arbeitspartei  in  Woolwich,  Gewerbsvereinssätze  zu 
zahlen,  stillschweigend  abgelehnt.  Man  zahlt  indessen  bei  alledem  die  von  dem 
sehr  arbeiterfreundlichen  Londoner  Grafschaftsrat  bewilligten  Löhne,  d.  h.  6  Pence 
pro  Stunde  für  gewöhnliche  Arbeit,  und  7  Pence  für  schwere  Arbeit.  Das  kommt 
also  auf  dasselbe  heraus.  In  den  königlichen  Parks  wird  pro  Tag  4  Shilling 
gezahlt,  was  einem  Achtstundentag  zu  6  Pence  pro  Stunde  gleichkommt.  Um  die 
Beschäftigten  aber  doch  gegen  die  anderen  ein  wenig  schlechter  zu  stellen,  hat 
man  die  Wochenarbeit  auf  43  Stunden  oder  aber  fünf  Tage  festgesetzt.  Andrer- 
seits vergütet  man  ihnen  alle  Reisekosten  über  2  Pence  pro  Fahrt  zur  Arbeit  aus 
Notstandsmitteln.  Und  21—25  Shilling  Wochenlohn  ist  schließlich  für  Notstands- 
arbeit, die  erheblich  weniger  leistet  als  gewöhnliche,  immerhin  ganz  gut  Einen 
eigenen  Maßstab  hat  man  in  den  Arbeiterkolonien  anlegen  müssen,  wovon 
bei  Gelegenheit  der  Besprechung  dieser  die  Rede  sein  wird. 

In  der  Provinz  waren  die  Lohnsätze  mäßiger  und  es  war  auch  die  Be- 
schäftigung weniger  regelmäßig.  Im  Allgemeinen  wurden  für  gewöhnliche  Arbeit 
4 — 6^/2  Pence  bezahlt,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  5 — 5^/^  Pence,  in  Schottland 
3 — 6^2  Pence  (letzterer  Satz  nur  für  gelernte  Arbeit),  aber  meist  4—4^2  Pence. 
Für  gelernte  Arbeit  —  bauen,  zimmern  usw.  —  wurden  höhere  Sätze  bewilligt, 
bis  zu  Gewerksvereinslohnsätzen  aufwärts.  Allein  gelernte  Arbeit  kam  bisher 
sowohl  in  London  wie  in  der  Provinz  verhältnismäßig  wenig  in  Betracht.  In 
London  klagte  man  über  das  auffallende  Vorwiegen  ungelernter  Arbeit;  in  der 
Provinz  sprach  man  häufig  Bedauern  darüber  aus,  daß  für  gelernte  Arbeiter  keine 
angemessene  Beschäftigung  vorfindlich  sei  Diese  mußten  sich  daher  mit  ungelernter 
zu  bescheidenen  Lohnsätzen  begnügen.  (Aus  Schottland  wird  berichtet,  daß  gelernte 
Arbeiter  sich  mitunter  als  Ungelernte  ausgegeben  haben,  in  der  Hoffnung  dadurch 
unter  allen  Umständen  eher  Beschäftigung  zu  erlangen,  wenn  auch  nicht  sehr  lohnende.) 
Dem  amtlichen  Bericht  zufolge  verteilten  sich  die  im  Jahre  1905/6  zur  Arbeit  an- 
genommenen Leute,  in  London  und  England  im  Allgemeinen,  folgendermaßen 
auf  die  verschiedenen  Gewerbe: 


Beruf 

London 

Prozentsatz 
zur  Gesamt- 
zahl sämt- 
licher Berufs- 
klassen ^) 

London 
und  die  Pro- 
vinzen 

Prozentsatz 
zur  Gesamt- 
zahl sämt- 
licher Berufs- 
klassen 

Gewöhnliche     oder     nur     gelegentliche 

Arheit 

Baugewerbe 

11995 

5  934 

1156 

231 

555 

422 
378 
38 
117 
181 
2  831 

50.2 

24.9 

4.8 

1.0 

2.3 

1.8 
1.7 
0.1 
0.5 
0.8 
11.9 

37  902 

16  648 

5  416 

1284 

1112 

942 
789 
745 
289 
323 
8103 

51.5 
22.6 

Maschinenarbeit,  Schiffbau,   Metallarbeit 
Schuhmacherei 

7.4 
1.8 

Möbeltischlerei  und  Holzarbeit .... 
Herstellung  von   Nahrungsmitteln,   Ge- 
tränken und  Tabakwaren    .... 

Häusliche  Beschäftigung 

Textilgewerbe 

1.5 

1.8 
1.1 
1.0 

Schneiderei  und  Bekleidungsbranchen    . 
Buchdruckerei  und  Papierarbeit     .    .    . 
Sonstige  Beschäftigungen 

0.4 

0.4 

11.0 

23  838 

100.0 

73  553 

100.0 

^)  Dabei  nicht  eingerechnet  264  Personen,  deren  Beschäftigungsart  nicht  feststeht.    Das 
starke  Vorwiegen  des  Baugewerbes  und  der  ungelernten  Arbeit   tritt   hier  stark  hervor. 
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Für  Schottland  stellt  sich  die  Bemfsstatistik  der  sich  zur  Beschäftignng 
Anbietenden  folgendermaßen^): 


Beruf 

Effektive  Zahl 

Prozentsatz  zur  Gesamtzahl 

Männer 

Frauen 

Zu- 

Männer 

Frauen 

Zusammen 

sammen 

% 

% 

% 

Gewöhnliche  oder  nur  gelegent- 

liche Arbeit 

4466 

39 

4505 

51.4 

22.7 

50.9 

Baugewerbe 

1526 

— 

1526 

17.7 

— 

17.3 

Maschinenarbeit,   Schiffbau,  Me- 

taUarbeit 

744 



744 

8.6 



8.4 

Schuhmacherei 

57 

1 

58 

.7 

.6 

0.6 

Möbeltischlerei  nnd  Holzarbeit  . 

201 

1 

202 

2.3 

.6 

2.3 

Herstellung  y.  Nahrungsmitteln, 

Getränken  und  Tabakwaren    . 

231 

6 

237 

2.7 

3.5 

2.6 

Häusliche  Beschäftigung    .    .    . 

6 

58 

64 

.1 

33.7 

0.7 

Textilgewerbe 

98 

44 

142 

1.1 

25.6 

1.6 

Schneiderei     und     Bekleidungs- 

branchen   

67 

6 

73 

.8 

3.5 

0.8 

Bnchdruckerei  und  Papierarbeit 

78 

3 

76 

.8 

1.7 

0.9 

Sonstige  Beschäftigungen  .    .    . 

1195 

13 

1208 

13.7 

7.6 

13.9 

8664«) 

171») 

8835 

99.9 

99.5 

100.0*) 

Die  in  der  Provinz  gegebene  Beschäftignng  war  meist  derartig,  daß  sie 
nicht  viel  Kenntnis  oder  Übong  voraussetzte:  Graben,  Straßenbau  und  -reinignng, 
Planieren,  Spaten-  nnd  Hackenarbeit.  In  einigen  Fällen  vrurden  auch  Bauarbeiten 
nnd  Anstreichen  in  Ausführung  gegeben.  Aber  nur  v^enig.  In  Schottland  boten 
auch  die  dort  vorfindlichen  Granitsteinbrttche  Notstandbeschäftigung.  In  Aberdeen 
übernahm  eine  dortige  Steinbmchsgesellschaft  die  Arbeiter  abkommenweise  zum 
Klopfen  von  Chausseesteinen,  wobei  ziemlich  viele  Leute  Beschäftignng  fanden. 
In  Edinburg  richtete  der  Notstandsansschnß  eine  Holzspaltewerkstatt  ein  (vgl. 
TabeUe  S.  22). 

Am  gebräuchlichsten  war  die  Beschäftigung  der  Leute  je  an  drei  oder  vier 
Tagen  hintereinander  in  der  Woche.  Das  ging  sechs  oder  acht  Wochen  fort, 
häufig  aber  auch  weniger,  in  manchen  Fällen  beschränkte  es  sich  auf  nur  eine 
einzige  Woche,  so  daß  der  Beschäftigte  mit  drei  oder  vier  kurzen  Arbeitstagen 
im  ganzen  Winter  zufrieden  sein  mußte,  was,  wie  der  amtliche  Bericht  bemerkt, 
als  Aushilfsmittel  für  gute  Arbeiter,  welche  der  regelmäßigen  Beschäftigung  nicht 
entwöhnt  werden  sollen,  nicht  viel  helfen  kann.  So  ging  es  in  West  Ham,  wo 
man  sehr  reichlich  Arbeiter  annahm  (d.  h.  3  498  von  4  692,  die  sich  anmeldeten) 
und  dann  die  Arbeit  in  homöopathischen  Dosen  aufteilen  mußte,  sodaß  mehr  als 
ein  Fünftel  im  Ganzen  nur  vier  Tage  Arbeit  erhielt,  und  der  Durchschnittssatz 
sich  auf  achteinhalb  Tage  belief.  Aehnlich  stand  es  in  Wolverhampton  und  in 
Edmonton,  wo  man  über  benefaenttich  viereAahalb  und  Areidreiviertel  Tage  Not- 
standsarbeit pro  Mann  nicht  hinauskam.  Damit  ist  eigentlich  die  Wertlosigkeit 
der  Einrichtung  dargelegt  An  anderen  Orten  allerdings  reichte  die  halbwöchent- 
liche Arbeit  sechs  bis  sieben  Wochen  aus,  mitunter  auch  noch  länger.  In  Schott- 
land   schwankte    die    Beschäftigungsperiode    zwischen    dreieinhalb   Tagen    und 


^)  Aus  Irland  liegt  kein  Bericht  vor.    Die  Notstandsbeschäftigung  hatte  dort  nur  sehr 

f Bringen  Umfang.  Auf  ganz  Großbritannien  kommen  somit  32  388  Bewerbungen.  In 
chottland  waren  nach  der  Yolkszählnng  d.  J.  1901  in  den  hier  in  Betracht  kommenden 
Städten  (mit  Ausnahme  des  kleinen  Dalbeattie)  545  941  gewerblich  beschäftigte  Arbeiter.  Da- 
nach betrug  der  Prozentsatz  der  sich  Anmeldenden  1.2  ^/^  der  männlichen  gewerblich  be- 
schäftigten Bevölkerung. 

^  Nicht  eingerechnet  sind   hierbei  22  Bewerbungen,   über  die  zur  Zeit  der  Aufstellung 
der  Tabelle  noch  nicht  entschieden  war. 

*)  An  anderer  Stelle  als  172  angegeben. 
*)  Vom  Verfasser'  berechnet. 
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nenn  Wochen.  Bei  eigener  Beschäftigung  durch  die  NotstandsausschUsse  stellte 
sich  der  Durchschnittt  auf  23  Tage,  bei  Beschäftigung  durch  die  Ortsbehörden 
auf  30  Tage. 

Den  Beschäftigungshaushalt  —  wenn  man  den  Ausdruck  gebrauchen  darf  — 
der  Notstandsausschüsse  kennzeichnet  ziemlich  treffend  die  Tabelle  S.  22,  welche 
nur  auf  Schottland  Bezug  hat,  dessen  yerhältnismäßig  geringe  Anzahl  von  Not- 
standsorten eine  übersichtlichere  Darstellung  zuläßt. 

Um  nun  zu  der  Tätigkeit  des  Klassifizierungsausschusses  zurückzukommen, 
so  hat  dieser  weiter  die  Arbeiten  der  örtlichen  Notstandsausschüsse  sorgfältig 
zu  überwachen,  also  darauf  zu  achten,  daß  vor  allen  Dingen  fähige  Beamte  zur 
Arbeit  angestellt  werden,  und  dann  auch,  daß  alle  in  den  Verordnungen  vor- 
geschriebenen Ermittlungen  u.  dgl.  wirklich  erhoben  worden,  alle  Fragen  gestellt 
und  beantwortet,  alles  genügend  ausgekundschaftet  wird,  daß  nicht  Unrichtige 
beschäftigt,  und  daß  Leute  nicht  zweimal  angestellt  werden.  Hat  jemand  in  den 
zwei  unmittelbar  vorhergehenden  Jahren  zweimal  Notstandsbeschäftigung  gefunden^ 
so  gilt  er  als  eo  ipso  ausgeschlossen.  Aber  auch  das  beliebte  Hin-  und  Her- 
schweifen, hier  und  da  Anpochen  und  Sichaufsneuebeschäftigenlassen,  erst  bei  dem 
einen  Ausschuß  dann  bei  dem  anderen,  soll  den  Leuten  nach  Möglichkeit  gelegt 
werden.  Deswegen  wurden  die  Ausweisformulare  bei  der  Zentralbehörde  sorgfältig 
aufbewahrt,  wie  die  Versicherungskarten  in  den  deutschen  Invalidenversicherungs- 
anstalten. Die  zwiefache  Beschäftigung,  einmal  bei  der  Zentralbehörde,  dann 
wieder  bei  den  Ortsbehörden,  erschwert  leider  diese  Beaufsichtigung  nicht  wenig, 
weil  die  gemeinsame  Ueberwachung  fehlt.  Es  ist  da  nicht  ganz  leicht,  Mißbrauch 
zu  verhindern. 

Die  angesammelten  Ausweisformulare  liefern  einiges  ganz  interessante  Ziffern- 
material. Zur  Arbeit  meldeten  sich,  wie  folgende  Tabelle  nachweist,  im  Jahre  1905/6 
(bis  31.  März  1906)  im  Ganzen,  in  England  und  Wales  110  835  Leute,  wovon 
nur  73  817  gut  befunden  und  41 321  tatsächlich  beschäftigt  wurden.  Das  sind 
56,5  Prozent  der  Gutbefundenen  und  nur  37  ^/g  Prozent  der  sich  Anmeldenden. 


A)  Statistik  der  sich  Anmeldenden. 


^  1 

Zahl  der  bis 
31.  HBiz  1906  ein- 
gelaufenen Be- 

Bchäftigungs- 
gesnche 

Zahl  der  berttcksichtigten 
Gesuche 

Prozentsatz 
der  Spalten 
8  tu  4  enr 
Gesamt- 
bevölkenrng 

Zahl  der 
Bewerber 

Zahl  ihrer 
Angehörigen 

1. 

a. 

8. 

4. 

5. 

Notstands-  .    London 
ausschüsseV  Provinz 

29 
85 

39  728 
71107 

23  838 
49  979 

69  038 
130  927 

2,0 
1,6 

Zusammen 
Für  Schottland  stellen 
sich  die  Ziffern  folgen- 
dermaßen: 

114 
14 

110  835 
8  867») 

73  817 
6  771") 

199  965 
16  487») 

1,7 

ist  nicht  an- 
gegeben*) 

^)  Bis  zum  15.  Mai  1906  8695  Männer,  172  Frauen.  Die  Ziffer  stimmt  nicht  völlig  mit 
der  auf  S.  21  angegebenen. 

*)  6650  Männer,  121  Frauen. 

^  Darunter  4720  Ehefrauen  und  11  208  Kinder.  Die  Zahl  der  Angehörigen  war  größer 
als  die  in  England.  In  Edinburg  waren  Ansuchen  von  Männern  mit  sechs,  sieben  und  selbst 
acht  Angehörigen  nichts  seltenes. 

*)  Die  Gesamtzahl  der  Beschäftigungssnchenden  betrug  mit  8867  nur  fünf  Prozent  der 
Bevölkerung  der  betreffenden  Ortschaft.  Die  172  Frauen  stellen  0,01  Prozent  solcher  Bevölkerung 
und  1,94  Prozent  der  Gesamtzahl  von  Bewerbern  dar. 
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B.  Statistik  der  Beschäftigten. 


Zahl  der  Aus- 
schüsse, die 

Beschäft%ung 
beschaffen 

Gesamtzahl 

der 

Berücksichtigten 

Gesamtzahl 

der 
Beschäftigten 

Prozentsatz 
der  Spalte  3 
zar  Spalte  2 

1. 

2. 

3. 

4. 

London  .... 
Die  Provinz    .    • 

29 
79 

23  838 
49  263 

9  443 
31878 

39.6 
64.7 

Znsammen 

108 

73101 

41321 

56.5 

Für  Schottland 
stellen  sich  die 
Ziffern  wie  folgt:  | 


10 


I 


6  771 


I 


3  922 


I 


57.9 


(Bemerkung:  Die  Ziffern  für  England  und  Wales  beziehen  sich  auf  die 
Periode  bis  zum  31.  März  1906,  diejenigen  für  Schottland  auf  die  Periode 
bis  15.  Mai  1906.) 

Der  Einwohnerzahl  nach  wären  somit  in  L  o  n  d  o  n  1.7  7o  der  männlichen 
Bevölkerung  mit  Arbeit  bedacht  worden;  in  England  und  Wales  im  ganzen 
1.6%.  Für  Schottland  ist  die  Verhältniszahl  nicht  angegeben.  Die  Zahl  der 
Notstandsbeschäftigungsuchenden  betrug  nur  0.50  7o  ^^^  Gesamtbevölkerung  und 
1.7  7o  ^^^  Bevölkerung  des  betreffenden  Notstandsbezirks. 

Grund  der  Zurückweisung  war  in  England  und  Wales  im  allgemeinen 
in  3080  Fällen,  d.  h.  in  etwa  3^0  der  Gesamtzahl  von  Beschäftigungsgesuchen, 
Genuß  einer  Armenunterstützung  im  vorhergehenden  Jahre.  Für  London  allein 
stellt  sich  der  Prozentsatz,  aber  nur  spezifisch  bei  einer  ausgesuchten  Zahl  von 
Arbeitern,  die  von  der  Zentralbehörde  selber  beschäftigt  wurden,  auf  15.2  ^o«  Das 
kann  in  der  Zukunft  Jiach  der  stattgehabten  Aenderung  der  Vorschriften  weniger 
werden.  Ueber  weitere  Zurückweisungsgründe  berichtet  nur  die  Londoner  Sta- 
tistik. Danach  kamen  im  Jahre  1905/6  4^0  der  Abweisungen  auf  ungenügend 
langen  Aufenthalt  im  Orte;  4  7o  ^^^  unrichtige  Angaben  über  ordentlichen  Lebens- 
wandel; nicht  weniger  als  61%  auf  ungenügende  oder  unrichtige  Auskunft  in 
betreff  anderer  Punkte,  und  für  16%  ist  der  Grund  nicht  angegeben.  In  man- 
chen Fällen  wurden  die  Bewerber  zurückgewiesen,  weil  sie  eingestandenermaßen 
ihre  regelmäßige  Arbeit  aufgegeben  hatten,  eigens  um  sich  zur  Notstandsarbeit  zu 
melden,  oder  doch  nach  Aufhören  der  gewöhnlichen  Arbeit  sogleich  zum  Not- 
standsausschuß gekommen  waren,  ohne  sich  erst  anderwärts  nach  Arbeit  umzusehen. 

Auffällig  ist  bei  den  Londoner  Erhebungen  der  geringe  Prozentsatz  der  vor- 
mals oder  zur  Zeit  einem  Gewerkverein  oder  einer  freien  Hilfskasse  Angehörigen. 
Hierüber  liegt  wieder  nur  eine  teilweise  Statistik  vor,  die  indessen  kaum  außer- 
gewöhnlich ungünstig  sein  kann.  Zur  Zeit  Mitglieder  eines  Gewerkvereins  waren 
danach  von  tatsächJich  Beschäftigten  nur  4.4%,  Mitglieder  einer  freien  Hilfskasse 
5.3  %.  Für  vormalige  Mitgliedschaft  stellen  sich  die  Ziffern  beziehentlich  auf  3.6 
und  3.0%.  Im  schlimmsten  Falle  waren  daher  nur  16.3%  der  bei  gewisser 
Arbeit  Beschäftigten  bei  der  Vorsorglichkeit  in  die  Schule  gegangen.  Für 
die  um  Beschäftigung  Nachsuchenden  stellt  sich  die  Ziffer  sehr  erheblich  niedriger. 

Auffallend  ist  ebenso,  wie  schon  erwähnt,  die  unbedeutende  Vertretung  von 
Juden  unter  den  Beschäftigungsuchenden.  Das  betrifft  namentlich  die  östlichen 
Stadtteile  Londons.  In  Stepney  z.  B.  wimmelt  es  von  Juden,  die  meist  aus 
dem  östlichen  Europa  herstammen.  Daß  es  den  Leuten  oft  schlecht  geht,  darüber 
läßt  die  bekannte  „Schwitzarbeitenquete"  keinen  Zweifel.  Aber  die  Leute  suchen 
sich  nach  Kräften  selber  zu  helfen,  oder  es  wird  ihnen  von  ihren  Glaubens- 
genossen geholfen. 

Zu  bemerken  ist  noch,  daß  die  Aufstellung  S.  19  die  Bevölkerung  zwischen 
London  und  der  Provinz  nicht  ganz  billig  einteilt.    Denn  unter  den  als  Provinzial- 
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distrikte  behandelten  Bezirken  gehören  zehn,  d.  h.  Croydon,  West  Harn,  East 
Harn,  Homsey,  Edmonton,  £rith,  Leyton,  Tottenham,  Waltliamstow  und  Willesden, 
mit  einer  Gesamtbevölkemng  Ton  1 222  028  von  Rechtswegen  zu  dem  haupt- 
städtischen Nexus,  dessen  Bevölkerungszahl  sich  dadurch  auf  5  906  822  erhöht. 
Die  ganze  Anlage  dieser  Besirke  ist  hauptstädtisch;  die  Beschäftigungsarten  sind 
hauptstädtisch,  und  der  Arbeitsgang  ist  zumeist  nach  der  Hauptstadt.  Aus  diesen 
Bezirken  liefen  überhaupt  13  931  Beschäftigungsgesuche  ein,  und  nicht  weniger  als 
11 808  wurden  auch  berücksichtigt,  w^odurch,  mit  Einschluß  der  Familien* 
angehörigen,  45  312  Personen  Hilfe  gebracht  wurde.  Außerhalb  Londons  liefen 
die  meisten  Beschäftigungsgesuche  in  Newcastle,  Leeds  und  Liverpool  ein. 

Auffallend  gering  ist,  trotz  der  erfolgten  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  auf  Frauen  —  die  dem  gegenwärtigen  Vorsitzenden  des  örtlichen  Ver- 
walttmgsamtes,  John  Bums,  zu  verdanken  ist  —  die  Teilnahme  von  Frauen 
an  der  Arbeitsuche.  Von  den  1 10  835  gemeldeten  Beschäftigungsgesuchen  kommen 
nur  1434  auf  das  weibliche  Geschlecht,  davon  575  auf  London  allein.  In  Schott- 
land liefen  von  einer  Gesamtzahl  von  8867  Gesuchen  nur  172  von  Frauen  ein. 
Das  Recht  der  Frauen  auf  Arbeit  mag  noch  nicht  genügend  bekannt  geworden 
sein.  Weiter  aber  wird  jetzt  erläuternd  bemerkt  ^—  es  läßt  sich  nicht  ganz  ab- 
sehen, mit  welcher  Begründung  — ,  daß  die  Zeit  der  größten  Beschäftigungslosig- 
keit  bei  Frauen  nicht  in  das  durch  die  Ausschüsse  wesentlich  berücksichtigte 
Winterhalbjahr  hineinfällt,   sondern   in   die  Periode  von  Augast  bis  November. 

Die  verschiedenen  Altersklassen  unter  den  Nachsuchenden  gibt  folgende 
Tabelle: 


Prozenteatz 

London  and  die 

Prozenteatz 

Alter 

London 

zur  Gesamtzahl 

ProTinz  (England 
nnd  Wales) 

zur  Qesamtzahl 

aller  Altersklassen 

aller  Altersklassen 

1. 

a. 

8. 

4. 

6. 

Unter  20  Jahren 

279 

1.2 

1646 

2.2 

20—30      „ 

5413 

22.7 

18  389 

25.1 

30-40      „ 

7  509 

31.5 

21516 

29.3 

40     60      „ 

9  450 

39.6 

27  610 

37.6 

Ueber  60      „ 

1187 

5.0 

4  227 

5.8 

Ftlr  Schottland  fehlen  die  gleichen  Angaben. 

Ist  der  Elassifizierungsausschuß  mit  den  Leuten  fertig,  so  kommen  die  an- 
deren Ausschüsse  an  die  Ileihe.  Den  Arbeitsvermittelungs- Ausschuß 
hat  man  fortbestehen  lassen  und  seiner  Arbeit  sogar  noch  größere  Aufmerksamkeit 
zugewandt.  Nach  dem  Gesetz  dürfen  Notstandsausschüsse  bestehende  Arbeits- 
vermittelungsämter  —  wie  sie  viele  Munizipalitäten  seit  längerer  Zeit  errichtet 
haben  —  durch  Uebereinkunft  übernehmen,  sie  dürfen  aber  auch  neue  einrichten. 
In  dieser  Hinsieht  ist  nicht  allzuviel  geleistet  worden.  Dem  amtlichen  Bericht  zu- 
folge, der  für  die  südliche  Inselhälfte  nur  bis  31.  März  1906  reicht,  hatten  bis 
zum  genimnten  Zeitpunkt  nur  13  Notstandsausschüsse  bereits  bestehende  Ver- 
mittelungsämter  übernommen.  Die  Sache  wollte  nicht  gut  gehen.  Namentlich 
fehlte  zum  Erfolg  die  einheitliche  Ordnung  der  verschiedenen  Aemter  nebenein- 
ander, die  gegenseitige  Einigung.  An  einigen  Orten,  außerhalb  London,  hatte  man 
über  immerhin  einigen  Erfolg  zu  berichten,  so  z.  B.  in  Hüll,  wo  man  für  200 
Leute  Beschäftigung  vermittelt  hatte,  weiter  in  Bradford,  in  Manchester,  Newcastle 
und  Oldham.  In  dem  volkreichen  Manchester  brachte  man  sogar  455  Leute 
unter,  und  zwar  Männer  und  Frauen.  In  Bradford  bezeichnete  man  die  Er- 
gebnisse als  „befriedigend".  Die  Londoner  Zentralbehörde  suchte  etwas  anspruch- 
volleres, mehr  methodisches  zu  schaffen,  nämlich  Arbeits-„Börsen",  mit  einer 
„Zentralbörse^  als  Mittelpunkt,  in  welchem  sich  alle  Fäden  kreuzen  sollten.  Zu 
diesem  Zwecke  wurden  1905/6  eigens  j£'  10  725  ausgesetzt.  Der  Unterschied 
zwischen  einer  Arbeitsbörse  und  einem  Arbeits vermittelungsamte  ist  auf  den  ersten 
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Blick  nicht  ganz  klar  ersichtlich,  denn  Namenverzeichnisse  werden  in  beiden  ge- 
führt und  die  Vemiittelung  ist  ähnlicher  Art  Vielleicht  ist  man  in  der  Börse  mit 
den  Aufsetzangen  etwas  peinlicher  und  ausführlicher.  Zur  Vermittelung .  werden 
doit  indessen  nur  wirkliche  Arbeiter,  also  keine  Dienstboten,  siugelassep*  Der 
Hauptunterschied  besteht  darin,  daß  das  Vermittelung8^amt|,qiehr  stän- 
diges Amt  ist,  die  Börse  mehr  vorübergehende  Notsta,ndseinrich- 
tung.  Vermittelst  der  von  größerem  Ansehen  getragenen  „Börse"  soll  man  in- 
dessen wiederholt  dem  anspruchsloseren,  aber  ständigen  einfachen  Vermittelungsamt 
Eintrag  getan  haben;  ziflFernmäßige  Ergebnisse  liegen  nur  bruchstückweise  vor. 
In  der  Zukunft  will  man  nach  Herbeiführung  größerer  Einheitlichkeit  und  Aus- 
bildung des  Gegenseitigkeitsverhältnisses  unter  den  bestehenden  Börsen  und 
Aemtem  trachten.  In  Schottland  hat  man  durch  Arbeitsvermittelungsämter 
eigentlich  gar  nichts  ausgerichtet.  Wie  die  Regierungsabteilung  berichtet,  waren 
diese  unrichtig  eingerichtet.  Eine  „Arbeitsbörse"  wurde  dort  erst  ganz  spät  in 
Edinburg  begründet. 

Noch  weniger  hat  sich  die  bloße  Umsiedelung  bewährt,  welche  zugleich 
mit  der  wirklichen  Auswanderung  abermals  einem  eigenen  Ausschuß  überwiesen 
geblieben  ist.  Der  Stein  des  Anstoßes  ist  da  die  Frage  des  sicheren  Unter- 
kommens im  neuen  Heim.  Ohne  solches  wollen  Ausschüsse  die  Verantwortlichkeit 
für  die  Umsiedlung  nicht  übernehmen.  Es  sind  Leute  aus  diesem  Grunde  ab- 
gewiesen worden,  die  dann,  von  Privatpersonen  in  nötiger  Weise  unterstüzt,  nach 
der  Übersiedlung  recht  gut  fortgekommen  sind.  Bis  zum  31.  März  1906  wurden, 
dem  Regierungsbericht  zufolge,  in  England  und  Wales  im  Ganzen  nur  43  unter- 
stützte Umsiedlungen  ausgeführt,  wodurch  62  Personen  geholfen  wurde.  In  Schott- 
land standen  zwei  Ausschüsse  47  Personen  bei  der  Umsiedlung  bei.  Ueber  den 
Erfolg  liegen  keine  Meldungen  vor. 

Besser  ist  man,  zum  mindesten  im  zweiten  Jahre,  mit  der  überseeischen 
Auswanderung  gefahren,  die  ihren  Zug  zumeist  nach  dem  heute  vielver-. 
sprechenden  Kanada  nimmt.  Aus  Schottland  begaben  sich  sämtliche  unter- 
stützten Auswanderer  (126  Personen)  dorthin.  An  zweiter  Stelle  folgt  Neu- 
seeland. Im  ersten  Jahre  waren  die  Ergebnisse  wiederum  nur  mäßig.  Bis 
zum  31.  März  1906  hatten  sich  in  England  und  Wales  1847  Personen  an- 
gemeldet Davon  konnte  indessen  nur  für  155,  mit  zusanmien  284  Ange- 
hörigen (darunter  77  Ehefrauen)  die  Ueberfahrt  vermittelt  werden,  worauf  £  8371, 
5  s.  8  d.  verausgabt  wurden.  Das  beträgt  pro  Person  etwa  £  7.  Von  ge- 
nannter Anzahl  wanderten  73  Personen  nach  Neuseeland  aus.  Den  Ausgewanderten 
geht  es  in  ihrem  neuen  Heim,  wo  für  sie  gut  gesorgt  wird,  im  allgemeinen  sehr 
gut,  wie  schon  das  im  ganzen  prompte  Eintreffen  des  Teiles  der  Auswanderungs- 
unterstützung beweist,  zu  deren  Rückzahlung  sich  die  Leute  vorschriftsmäßig  unter 
Stellung  von  Bürgen  verbinden.  Daher  auch  der  wachsende  Andrang  im  zweiten 
Jahre,  dem  man  nach  Möglichkeit  Rechnung  getragen  hat.  Nur  fragt  sich,  ob 
man  dabei  auch  wirklich  dem  Vaterlande  einen  Dienst  leistet.  Denn  die  Aus- 
wanderung entfernt  nur  gute  Leute,  die  man  in  der  Heimat  vielleicht  brauchen 
könnte,  und  läßt  sozusagen  den  Mißwachs  zurück,  dessen  Verhältniszahl  zur  G^samt- 
bevölkerung  dadurch  nur  noch  größer  wird.  Die  Auswanderung  schafft  somit  nicht 
ganz  an  der  richtigen  Stelle  Abhilfe.  Sie  muß  notwendigerweise  durch  Vermittlung 
einer  oder  der  anderen  der  bestehenden  wohltätigen,  nicht  bloß  geschäftlichen, 
Auswanderungsgesellschaften  —  worunter  die  Heilsarmee  eine  hervorragende  Stelle 
einnimmt  —  erfolgen,  welche  sämtlich  allerdings  ihr  Möglichstes  für  die  Leute 
tun,  aber  andrerseits  auch  auf  gute  Eignung  zu  der  Ansiedlung  in  der  neuen 
Welt  halten.  Der  Vertreter  der  .  Neuseeländer  Regierung  hat  im  Jahre  1905/6 
40  Leute  zurückgewiesen,  welche  der  Ausschuß  gutgeheißen  hatte.  Jetzt  hat  der 
Londoner  Ausschuß  die  Wahl  der  geeigneten  Persönlichkeiten  der  in  dieser  Sache 
geübten  „Charity  Organisation  Society"  überlassen.  Für  die  Auswanderer  selbst 
stellt  die  Auswanderung  eine  nicht  zu  verkennende  Wohltat  dar,  und  beiläufig  gibt 
sie  auch  den  wenigen  Frauen,  welche  sich  bisher  unter  die  Notstandsägide  ge- 
flüchtet haben,  einige  willkommene  Arbeit.  Denn  die  Auswanderer  bedürfen  ja 
doch   immer   einer   gewissen  Ausstattung,   namentlich   mit  Kleidern.     (Sie   müssen 
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auch  bei  der  Landung  in  Kanada  pro  Eb-wachsenen  £  1,  pro  Kind  10  Shilling 
aufweisen  können.)  Geeignete  Kleidung  ist  durchaus  notwendig  und  das  sichert 
einer  Anzahl  von  Frauen  Nadelarbeit.  Meist  sind  die  Auswanderer  nicht  gelernte, 
sondern  nur  „gewöhnliche"  Arbeiter,  aber  als  solche  gut  und  körperlich  kräftig. 
Für  348,  welche  im  Jahre  1905/6  (aber  bis  zum  31.  Mai  1906)  ins  Ausland  be- 
fördert wurden  (darunter  52  Unverheiratete),  liegt  folgende  Berufsstatistik 
vor:  Baugewerbe  79  (14  unverheiratete);  gewöhnliche  Arbeiter  155;  Holzgewerbe 
4  (2  unv.);  Metallgewerbe  28  (8  unv.);  verschiedene  Gewerbe  5  (1  unv.);  Buch- 
druckerei und  Papiermanufaktur  6  (1  unv.);  Bekleidungsgewerbe  2;  Herstellung 
von  Nahrungsmitteln  und  Getränken  2;  Handlungsgehilfen  u.  dgl.  4;  Transport- 
gewerbe 58  (24  unv.);  Staats-  und  Munizipalbeamte  1;  Privatbedienstete  3  (1  unv.); 
und  ein  unklassiffizierter.  Neben  den  155  besonders  angeführten  kommt  auch 
noch  ein  Teil  des  Bau-  und  Transportgewerbes  auf  ungelernte  Arbeiter.  Das 
Alter  der  Auswanderer  schwankt  zwischen  14  und  50  Jahren;  dartlber  hinaus 
gibt  es  nur  wenige,  im  Jahre  1905/6  nur  einen  einzigen.  Für  das  Jahr  1906/7 
mußte  man  höhere  Ueberfahrtspreise  berechnen,  deren  Betrag  sich  nach  der  Ent- 
fernung richtet,  meist  £  9  für  einen  Erwachsenen  und  die  Hälfte  für  ein  Kind. 
Davon  verbinden  sich  die  Auswanderer  zur  Rückzahlung  von  beziehentlich  £  4 
und  £  2,  und  zwar  die  erste  Hälfte  nach  6,  die  zweite  Hälfte  nach  18  Monaten; 
oft  erfolgt  die  Rückzahlung  indessen  weit  früher. 

Von  den  zur  Beschäftigung  in  der  Heimat  Angenommenen  findet 
die  Mehrzahl  noch  immer,  zum  mindesten  für  das  ganze  Land  berechnet,  wie  sich 
aus  folgender  Tabelle  ergibt,  bei  den  Ortsbehörden  Beschäftigung. 


London^) 


Prozent- 
satz zur 
Oesamt- 
zahl  Be- 
schäftig- 
ter 


London 
und  die 
Provinz 
zQsam- 
men*) 


Prozent- 
satz zur 
Gesamt- 
zahl Be- 
dchäftig- 
ter 


Schott- 
land 


Prozent- 
satz znr 
Gesamt- 
zahl Be- 
schäftig- 
ter 


2 


3 


6 


Beschäftigung  durch  die 
Zentralbehörde  in  London 

Dgl.      durch    Notstandsaus- 
ausschüsse   

Dgl.durch  Ortsbehörden(unter 
Vermittlung  der  Notstands- 


Dgl.     durch     andere 
mittlungen  (dgl.) 


Ver- 


4  382^) 

4  004 
1105 


46.2 


42.2 
11.6 


21691 

2  881 


33.3 

52.4 
7.0 


386 

2  962 
574 


9.8 

75.5») 
14.6 


Für  die  örtlichen  Behörden  ist  das  mitunter  bereits  etwas  unbequem  ge- 
worden. Denn  Arbeit  läßt  sich  nicht  gut  Jahr  aus  Jahr  ein  beschaffen,  und  was 
einmal  geht,  geht  nicht  alle  Jahre.  Zudem  haben  die  Stadträte  an  ihr  städtisches 
Budget  zu  denken,  und  so  halb  umsonst  will  man  den  Lohn  doch  nicht  immer 
zahlen.  Denn  minderwertig  bleibt  die  Arbeit  stets,  darüber  mehren  sich  die 
Klagen  eher,  als  daß  sie  weniger  werden. 

Der  Wert  der  geleisteten  Arbeit,  so  berichtet  der  Notstandsausschuß  von 
Glasgow  amtlich,  wird  am  besten  dadurch  gekennzeichnet,  daß  mit  £  3633 
Lohn  nur  £  1114  Arbeitswert  erkauft  wurde.  Man  sucht  Trost  darin,  daß  die 
ungeschickten  und  ungelernten  Arbeiter,  soweit  sie  willig  sind,  während  der  Be- 
schäftigung die  Arbeit  allmählich  lernen.  Aber  das  ist  mehr  gewerblicher  Unter- 
rieht als  Notstandsbeschäftigung. 


^)  Dabei  48  Männer,  welche  zugleich  auch  bei  örtlichen  Behörden  BeschäMgong  fanden. 
*)  Ungerechnet   3023  Personen   (7.3  Prozent   der  Gesamtzahl),   welche  Beschäftigung  er- 
hielten, indessen  nicht  in  den  Berichten  klassifiziert  wurden. 

')  Hiervon  stellten  sich  gegen  590  nicht  zur  angebotenen  Arbeit. 
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Zadem  ist  Ungeeignetheit  bei  weitem  nicht  der  einzige  Behinderungsgrund. 
„Volle  zwei  Drittel  der  sich  stellenden  Leute",  so  berichtet  der  Notstandsansschuß 
Ton  Govän,  „erwiesen  sich  wegen  Alter  und  körperlicher  Schwächen  schwer  be- 
schäftigungsfähig". Der  Ausschuß  in  Partick  berichtet  in  gleicher  Weise  zum 
mindesten  tlber  „eine  bedeutende  Anzahl  der  Beschäftigungsuchenden".  Zu  den 
Londoner  Ziffern,  welche  mehr  Beschäftigung  bei  der  Zentralbehörde  feststellen, 
ist  zu  bemerken,  daß  die  Arbeiten  dieser  Zentralbehörde  zum  größten  Teil  im 
Auftrage,  wenn  auch  nicht  immer,  oder  doch  nur  in  sehr  geringem  Maße  auf 
Kosten  der  verschiedenen  Ortsbezirke  ausgeführt  wurden.  Daneben  leistete  die 
Zentralbehörde  ja  auch  den  Ortsbehörden  zu  ihren  Arbeiten  pekuniäre  Beihilfe. 
In  England  tlberhaupt  betrugen  die  so  geleisteten  Zuschüsse  im  Jahre  1905/6 
£  18612;  in  Schottland  £  4884  (auf  jf  9065  Gesamtausgabe);  in  London 
allein  wurden  14  Zuschüsse  gewährt,  deren  keiner  £  500  überstieg.  Die  Gresamt- 
summe  ist  in  dem  Rechnungsbericht  nicht  klar  angegeben.^)  Diese  Zuschüsse  berech- 
tigen nominell  die  Zentralbehörde,  bei  der  Beschäftigung  von  Leuten  durch  Orts- 
behörden auf  Beobachtung  der  für  Notstandsarbeiten  der  Zentralbehörde  selbst 
niedergelegten  Bedingungen  zu  halten.  Das  will  ihr  indessen  nicht  immer  ge- 
lingen, denn  in  Battersea  z.  B.  hat  der  Stadtrat  seine  Notstandsarbeiter  mit  l'^\^  d. 
pro  Stunde  ausgelohnt,  was  dem  Gewerkvereinslohnsatz  gleichkommt.  In  Schott- 
land zahlten  von  den  zehn  Notstandsausschüssen,  welche  selber  Leute  auf  Arbeit 
nahmen,  sechs  den  Gewerkvereinslohnsatz  für  anerkannt  minderwertige  Arbeit. 

Ueber  die  Art  der  von  Ortsbehörden  als  Notstandsarbeiten  ausgegebenen 
Beschäftigung  sind  die  veröffentlichten  Angaben  mangelhaft.  In  der  Hauptsache 
bestanden  diese  wieder  aus  gewöhnlichen  Bodenarbeiten,  deren  Kosten  stets  mehr 
austrugen  als  die  Arbeit  wert  war.  '  Der  Zuschuß  der  Zentralbehörde  war  dann 
häufig  zur  Begleichung  des  Unterschiedes  zwischen  Wert  und  Kosten  berechnet 
So  in  Fulham  mit  £  926,  in  St.  Pancras  mit  £  245  für  eine  Arbeit,  während 
die  Zentralbehörde  die  andere  mit  £  200  ganz  bezahlte.  So  wieder  in  Camber- 
well  mit  £  1000  und  so  fort,  wie  die  Beträge  in  Tabelle  S.  19  (beiläufig  nicht 
erschöpfend)  angegeben  sind.  Man  bat  seitens  der  Zentralbehörde  versucht,  die 
Ortsbehörden  dazu  zu  vermögen,  daß  sie  zu  jeden  von  der  Ersten  bewilligten 
£  100  selber  noch  £  200  zur  Lohnzahlung  hinzulegen.  Davon  haben  die  Orts- 
behörden indessen  selbst  nichts  wissen  wollen,  und  so  ist  es  bei  Zugeständnissen 
von  Fall  zu  Fall  geblieben.  In  Schottland  galt  der  Zuschuß  der  Notstands- 
ausschüsse allerwärts  als  zum  Ausgleich  des  Wertausfalls  bestimmt.  So  ergänzte 
der  Ausschuß   in  Glasgow   £  2520  12  s.  10  d.  aus  einer  Ausgabe  von  £  3634 

17  8.  2  d.,  wozu  der  Stadtrat  nur  den  geschätzten  wirklichen  Wert,  d.  \i,  £  1114 
4  s.  4  d.  beitrug.  Der  Wertausfall  betrug  also  69.3  ^y.  In  Edinburg  mußte 
der  Notstandsausschuß  zu  einer  Ausgabe  von  £  2927  6  s.  3  d.,  die  nur  £  1535 

18  s.  9  d.  Wert  lieferte,  £  1391  7  s.  6  d.,  d.  h.  47.5  «^/^  zuschießen  (vgl.  Tabelle 
S.  22).  Nur  in  einem  einzigen  Falle  äußerte  sich  die  beschäftigende  Behörde 
mit  dem  Ergebnis  anscheinend  zufrieden. 

Die  Arbeiten,  welche  die  Zentral  ausschüsse  auf  eigene  Verantwortlich- 
keit übernahmen,  weichen  im  Wesen  von  denen  der  Ortsbehörden  nicht  ab.  So 
wurde  von  London  aus  in  Chingford  ein  Cricketplan  hergestellt,  was  300— 40Ö 
Mann  beschäftigte;  in  den  königlichen  Parks  wurden  verschiedene  kleinere  Arbeiten 
ausgeführt,  die  etwa  175  Leuten  Beschäftigung  gaben;  in  Tooting  wurde  ein  Bade- 
bassin angelegt,  wobei  250  Mann  lange  Zeit  Arbeit  fanden;  der  Londoner  Graf- 
schaftsrat beschaffte  wieder  mit  einer  Bereitwilligkeit,  die  nicht  gänzlich  Freigebig- 
keit war,  Beschäftigung  für  1250  in  seinen  21  Parks,  bei  einer  Flußreinigung, 
und  bei  der  Niederlegung  von  Trambahnen,  was  alles  den  nicht  im  Notstand  be- 
schäftigten Arbeitern  Konkurrenz  machte.  Es  war  also  wieder  alles  die  gewohnte 
Art  Arbeit 

üeber  die  Tüchtigkeit  der  angestellten  Arbeiter  klagt  der  „Arbeitsaus- 
schuß", wie  gesagt,  noch  mehr  als  im  Vorjahr.  Nur  etwa  20  ^\^  der  Beschäftigten 
fand  er  selbst  als  „gewöhnliche  Arbeiter"  tüchtig.  Die  Uebrigen  waren  nur  „Aus- 
schuß", minderwertiger  als  im  ersten  Versuchsjahr.     Offenbar  fanden  sie  mehr  auf 

0  Für  das  Jahr  1906/7  berechnen  sie  sich  auf  £  8763  10  s.  0  d. 
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Grund  ihrer  Notlage  denn  als  beschäftigongswerte  Arbeiter  BertlcksichtigaDg,  was 
das  bei  Einbringang  des  Gesetzes  angekttodigte  Prinzip  auf  den  Kopf  stellt.  Das 
Vorhandensein  des  Notstandsfonds  der  Königin,  der  im  ganzen  zn  dem  Londoner 
Notstandsfonds  mehr  als  £  63  000  beitrug,  half  diese  Auffassung  von  anderer 
Seite  recht  klar  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Der  Beschäftigte  sucht  in  nur  gar  zu 
vielen  Fällen  Unterstützung,  nicht  Arbeit,  und  nimmt  die  Letztere  nur  als  not- 
wendiges Uebel  mit  in  den  Kauf.  Angesichts  der  Beiträge  des  Hilfsfonds  der 
Königin  haben  sich,  wie  der  amtliche  Bericht  meldet,  nicht  wenige  Arbeiter  dar- 
über beschwert,  daß  man  ihnen  überhaupt  Arbeit  abgefordert  hat  Der  Fonds  ge- 
hörte ja,  ihnen  zufolge,  bedingungslos  ihnen. 

Die  Zeit,  während  welcher  Beschäftigung  gewährt  wurde,  stellt  sich  für 
das  Jahr  1905/6  nicht  zu  reichlich  heraus.  Allerdings  hatte  damals  auch  schon 
der  Notstand  nachgelassen.  Indessen  erklärt  oder  rechtfertigt  das  nicht  die  kurzen 
Arbeitsfristen.  Denn  fleckweise  war  die  Not  wieder  groß  und  das  gebotene 
Arbeitsquantum  war  für  eine  Notstandsbeschäftigung  geradezu  lächerlich.  Damit 
wird  recht  deutlich  der  wesentliche  Mangel  an  dieser  Untersttttzungsbeschäftigung 
gekennzeichnet,  auf  den  schon  beiläufig  hingewiesen  worden  ist.  Ihr  Maß  reicht 
für  das^  zu  bewältigende  Arbeitsquantum  nicht  aus.  Und  das  muß  um  so  schlimmer 
werden,  je  weiter  man  fortschreitet,  und  umsomehr  sich  damit  die  im  Urstande 
vorfindliche  Beschäftigungsreserve  erschöpft  „Von  etwa  20  000  männlichen  Ar- 
beitern, die  wir  hier  laufend  beschäftigen",  so  berichtet  der  Notstandsausschuß  zu 
Govan,  „haben  sich  193  zur  Arbeit  gemeldet,  und  für  66  darunter  ist  auch  mit 
Mühe  und  Not  Arbeit  beschafft  worden.  Das  war  für  die  genannten  66  eine  recht 
hübsche  Unterstützung.  Allein  für  unsere  gesamte  Arbeiterschaft  war  das  nur 
etwas  auf  einen  hohlen  Zahn.  Einem  wirklich  ernsten  Arbeitsmangel,  wie  wir 
ihn  wiederholt  in  den  letzten  25  Jahren  erlebt  haben,  könnten  wir  mit  derartigen 
Mitteln  nicht  begegnen.  Dazu  muß  sehr  viel  mehr  sein".  Aehnlich  ging  es  im 
Frühjahr  in  W  o  o  1  w  i  c  h ,  wo  die  von  der  Regierung  angenommene  Sparsamkeits- 
politik die  Entlassung  einer  ansehnlichen  Anzahl  von  Arbeitern  aus  dem  Arsenal 
bedingte.  Diesem  Arbeitsbedarf  gegenüber  erklärte  sich  die  Londoner  Zentral- 
behörde gänzlich  machtlos.  „Durch  diese  Notstandsbeschäftigung",  so  berichtet  der 
Notstandsausschuß  zu  Inverness,  „sind  unter  Arbeitern  Hoffnungen  wachgerufen 
worden,  die  sich  nicht  entfernt  erfüllen  lassen.  Bei  jeden^  bißchen  Schwierigkeit 
rechnet  man  heute  auf  den  Notstandsausschuß.  Und  man  macht  wegen  eines 
Momentes  Beschäftigungslosigkeit  weit  mehr  Aufhebens  als  sonst  wegen  drei  bis 
vier  Monaten". 

Ein  Wort  der  Besprechung  gebührt  den  Arbeiterkolonien  oder  „Acker- 
bauniederlassungen", wie  sie  im  Gesetze  heißen,  die  allerdings  finanziell  immer 
noch  „weiße  Elephanten"  bleiben,  dabei  indessen  doch  erzieherisch  und  gesund- 
heitlich zum  mindesten  etwas  Gutes  geleistet  haben.  Dieselben  sind  nicht  eigent- 
lich den  deutschen  Arbeiterkolonien  nachgebildet  Den  ersten  Anlaß  dazu  gab  die 
Arbeiterkolonie  der  Heilsarmee  inHadleigh.  Mit  der  Heilsarmee  ist  die 
Londoner  Zentralbehörde  viel  in  Fühlung  getreten.  Und  so  hat  sie  sich  dann 
auch  die  Niederlassung  in  Hadleigh  zunutze  gemacht  und  dort  auf  ihre  Rechnung 
ihr  anbefohlene  Arbeitslose  unter  Leitung  der  Heilsarmee  untergebracht  In  der 
Folge  hat  man  dann  dem  Ausdruck  „Ackerbauniederlassung"  eine  weitere  Aus- 
legung gegeben  und  darunter  auch  zeitweise  Niederlassungen  von  Arbeitern  bei 
n  i  c  h  t  landwirtschaftlicher  Beschäftigung  mit  inbegriffen,  von  welchen  die  weite 
Entfernung  von  der  Hauptstadt  die  nächtliche  Rückkehr  zur  Heimat  unmöglich 
machte.  Zweck  der  Anlage  solcher  Niederlassungen  war  nicht  allein  der  der  Be- 
schäftigung, obwohl  man  gerade  bei  solcher  Arbeit,  die  kontraktlich  übernommen 
wird  oder  in  der  Gestalt  von  Ernten  einen  Gegenwert  erzeugt,  vielleicht  am  besten 
auf  seine  Kosten  zurückzukommen  hoffte.  Einmal  sollte  gesunde  Disziplin  die  be- 
schäftigten Leute  sittlich  heben.  Unter  Aufsicht  in  ihren  Baracken  oder  ihren  zeit- 
weisen Arbeiterwohnungen  untergebracht,  ließen  sich  dieselben  ziemlich  scharf 
überwachen.  Darauf  war  es  mit  abgesehen.  Von  Trunk  und  von  ^  anderen 
schlechten  Angewöhnungen  ließen  sich  die  Leute  auf  diese  Weise  vielleicht  ab- 
bringen.    In    dieser  Hinsicht   hat   sich   die  Einrichtung  denn  auch  zum  Teil  ganz 
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erfreulich  bewährt.  Die  Leute  sind  körperlich  kräftiger,  dabei  aber  auch  ordent- 
licher und  mäßiger  geworden.  Und  diese  ersprießliche  Wirkung  ist  ganz  erklär- 
licherweise auch  den  daheimgebliebenen  Frauen  und  Kindern  zugute  gekommen. 
Im  Genuß  eines  regelmäßigen,  ohne  Abzug  pünktlich  gezahlten  Wochengeldes  hat 
die  Frau,  hinderlichen  Einflüssen  entzogen,  ihre  Wirtschaft  in  guten  Stand  bringen 
und  in  demselben  erhalten  können.  Man  bemerkt  ausdrücklich,  daß  Frau  und 
Kinder  oft  sauberer,  reinlicher  und  ordentlicher  geworden  sind  und  das  Haus  einen 
ansprechenden  besseren  Anstrich  gewonnen  hat.  Und  trotzdem  ist  manchmal  im 
Hause  Geld  übrig  geblieben,  welches  die  sparsame  Hausfrau  dem  Manne  in  seine 
Kolonie  nachgeschickt  hat.  Weiter  aber  und  recht  wesentlich  sollten  die  Nieder- 
'  lassungen  einem  erzieherischen  Zweck  dienen.  Wie  mangelhaft  unterrichtet 
die  Mehrzahl  der  sich  stellenden  Leute  bei  ihrer  Arbeit  war,  hatten  die  ersten 
Versuche  gelehrt.  Bei  solchen  kontraktlichen  Bau-  oder  Bodenarbeiten,  wie  sie 
hier  in  Aussicht  genommen  wurden,  ließen  sich  den  Leuten  bessere  Kenntnisse 
beibringen.  Blieb  dann  auch  ein  Defizit  in  der  Rechnung,  so  gewann  man  doch 
an  erzeugter  Arbeitsfähigkeit.  Allein  auf  diese  Bau-  oder  Bodenarbeiter  kam  es 
immer  noch  weit  weniger  an  als  auf  Ackerbauarbeiter,  vermittelst  derer, 
wie  man  hoffte,  dem  in  der  Stadt  überflüssig  gewordenen  Arbeiter  wieder  Lust 
am  Landbau,  Befähigung  zum  Ackerbau  und  danach  schließlich  Trieb  zur  An- 
siedelung auf  der  Scholle  seiner  Urvorväter  beigebracht  werden  könnte.  Ganz  be- 
sonders faßte  man  erzieherische  Kurse  für  solche  Leute  ins  Auge.  Mit  etwa  drei 
Monaten  Schulung  glaubte  man  ihnen  die  Fähigkeit  zur  Bewirtschaftung  eines 
kleinen  ländlichen  Anwesens  beibringen  zu  können. 

Den  Anfang  nahm  die  Sache,  soweit  London  in  Betracht  kommt,  mit  dem 
erwähnten  Hospitieren  in  Hadleigh.  Das  war  ein  vorsichtiger  Versuch  mit  ziemlich 
gesichertem  Erfolg.  Denn  dort  waren  die  Leute,  wie  man  wußte,  unter  guter 
Leitung  untergebracht,  und  die  Kosten  ließen  sich  schließlich  übersehen.  Das 
getroffene  Abkommen  war  dieses,  daß  die  Zentralbehörde  der  Heilsarmee  für  jeden 
gestellten  Mann  wöchentlich  10^2  ^>hilling  zahlte,  wofür  der  Mann  Kost  und  Quartier 
erhielt  und  Arbeit  leisten  mußte.  Ueberdies  zahlte  die  Heilsarmee  der  daheim- 
gebliebenen Familie  allwöchentlich  14  V^  Shilling  aus.  Auf  diese  Weise  wurden 
seitens  der  Zentralbehörde  im  Jahre  1DÖ5/6,  bis  Schluß  Mai  1906,  £  2878.7  s. 
7  d.  ausgegeben,  wonach  also  etwa  über  1400  Männerwochen  so  gesichert  worden 
sein  müssen. 

Indessen  wollte  die  Zentralbehörde  ganz  erklärlicherweise  mit  fortschreitender 
Zeit  auch  auf  eigene  Rechnung  vorgehen.  Die  erste  recht  willkommene  Gelegen- 
heit hierzu  verschaffte  ihr  ein  wohlmeinender  Privatmann,  JosephFels,  welcher 
ihr  sein  zu  Hollesley  Bay  in  Suffolk,  nicht  weit  von  der  Meerküste  gelegenes 
Grundstück,  mit  520  Hektaren  Fläche,  gegen  einen  nur  nominellen  Pachtzins  zur 
Bewirtschaftung  anbot.  Er  beabsichtigte  dies  ausdrücklich  als  ein  gemeinnütziges 
Werk  und  behielt  sich  deshalb  nur,  unter  festgestellten  Bedingungen,  den  Wieder- 
eintritt in  seinen  Besitz,  gegen  Entschädigung  für  stattgehabte  Meliorationen,  vor. 
Das  Grundstück  eignet  sich  vorzüglich  für  den  ins  Auge  gefaßten  Zweck.  So 
weit  es  kultiviert  oder  Weide  war,  befand  es  sich  in  trefflichem  Zustand  und  ließ 
daher  landwirtschaftliche  Erträge  voraussehen.  Allein  eine  bedeutende  Fläche  be- 
stand aus  Haide,  die  sich  zur  Urbarmachung  eignete.  Weiter  fand  sich  auf  dem 
Grundstück  ganz  ausnahmsweise  geräumiges  Gelaß  für  Leute  vor.  Es  stand  da 
ein  großes  Gebäude  leer,  welches  früher  Kolonialschule  gewesen  war.  Außerdem 
waren  noch  Arbeiterwohnungen  vorhanden.  Es  ließen  sich  also  bequem  etwa 
300  Leute  unterbringen.  So  viele  hoflPte  man  dort  jahraus  jahrein  zu  erhalten, 
um  die  das  ganze  Jahr  hindurch  notwendigen  Arbeiten  zu  leisten.  Im  Winter, 
wenn  es  gilt  zu  roden,  zu  graben,  — '  denn  es  ist  alles  Spatenkultur  —  zu  rajolen  usw., 
sollten  weit  mehr  Anstellung  finden.  Wollte  das  auch  zuerst  nicht  recht  gehen, 
so  besserten  sich  doch  die  Zustände  im  Winter  1905/6,  während  dessen  man 
(bis  Mai)  abwechselnd  811  Männern  dort  Beschäftigung  gab.  Der  bleibend  an- 
säßige Stamm  beträgt  erheblich  weniger.  Die  bleibende  Einrichtung  solcher  um- 
fassenden Wirtschaft  mußte  an  Zimmer-  und  rohen  Tischlerarbeiten  usw.  überdies 
noch  weitere  Beschäftigung  bieten.     Es  wurden  z.  B.  viele  Tische  und  Sttlhle  und 
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dergleichen  Dinge  in  der  Kolonie  selber  hergestellt.  Ueberdies  versprach  auch 
eine  größere  Bauarbeit  am  Ufer  viel  Beschäftigung.  Die  ^ Seemauer"  war  ein- 
gefallen, und  zu  Flutzeiten  überströmte  das  SaJzwassör  die  Wiesen  und  Weiden. 
Als  „Ackerbaukolonie"  der  Londoner  Zentralbehörde  steht  Hollesley  Bay 
allein  da.  Indessen  hat  sich  zur  Beschäftigung  Ton  Leuten  bei  einmaligen  längeren 
Arbeiten  in  einiger  Entfernung  von  London  wiederholt  Gelegenheit  gefunden.  In 
Fambridge  handelt  es  sich  um  Herstellung  eines  steinernen  Deiches,  ohne 
welchen  die  flußaufwärts  aufsteigende  Meeresflut  das  Terrain  tiberstaute.  An  Ort 
und  Stelle  hat  man  die  nötigen  Gelder  zum  Bau  nicht  aufbringen  können.  Des- 
wegen hat  sich  die  Zentralbehörde  wohlwollend  ins  Mittel  gelegt.  Es  wurden 
dort  im  Winter  1905/6  501  Männer  beschäftigt.  Auch  auf  Osea  Island  handelt 
es  sich  um  Bauarbeiten  —  eine  Kloakenanlage,  einen  Seewall  und  Straßenanlage. 
Dort  will  der  Eigenttlmer,  wenn  alles  geleistet  ist,  nach  sachkundiger  Schätzung 
50  Prozent  des  wirklich  erzeugten  Wertes  zurückvergtlten.  Einstweilen  gewährt  er 
pro  Mann  wöchentlich  zehn  Shilling.  Das  gab  im  Winter  1906/7  176  Leuten 
Beschäftigung.  Die  neue  „Gartenstadt",  zu  Letchworth  bei  Hitchin,  unser  letzes 
sozialreformatorisches  Experiment,  hat  auf  ihrem  weiten  Bauplan,  auf  dem  die 
Stadt  erst  noch  werden  soll,  allwinterlich  Beschäftigung  verschiedener  Art  dar- 
bieten können,  welche  die  Londoner  Zentralbehörde  der  Notstandsarbeiten  wegen 
gern  annahm,  obwohl  nicht  gerade  allzuviel  zurückerstattet  wird.  Es  wird  dort 
indessen  wenigstens  ein  gutes  Werk  gefördert.  Dort  fand  sich  im  Winter  1905/6 
fttr  422  Leute  Beschäftigung.  So  gibt  es  noch  mehr  Arbeiten,  meist  kleinen  Um- 
fanges,  z.  B.  in  Orpington  und  bei  den  Konvaleszentenheimen  zu  Sandgate  und 
St.  Margaref s  Bay. 

Gerade   in   bezug   auf   die   hier   erwähnten  Arbeiten   haben   sich    unter  den 
geleisteten   Notstandsbeschäftigungen    die   interessantesten   Beobachtungen   machen 
lassen,  weil  die  Leute  dort  am  vollkommensten  unter  Aufsicht  sind.    Die  auf  S.  24 
bereits   gegebene  Statistik   über  Gründe   zur  Entlassung   aus  der  Arbeit  wurde  in 
diesen   zeitweisen   oder    bleibenden   Kolonien   angesammelt.    Eine   halbwegs   gute 
Disziplin    muß    selbstverständlich    in    solchen    Niederlassungen    aufrecht    erhalten 
werden.     Außerdem   lassen  sich  Trunk,    Nachtsausbleiben  usw.  doch  nicht  dulden. 
Der  Genuß  geistiger  Getränke  ist  auf  diesen  Niederlassungen  überhaupt  nicht  ge- 
stattet.   Die  dort  beschäftigten  Männer  erhalten  keinen  Lohn  in  Geld,  aber  wöchent- 
lich  sechs  Pence  Tabakgeld.    Allein   sie   erhalten   ihre  Unterkunft  und  ihre  gute, 
einfache,    aber  nährende  Kost,   ohne  Alkohol,   deren  Beschaffung  mit  fünf  Shilling 
pro    Mann    und  Woche   berechnet  wird.     Was   an  Geld   geleistet   wird,   geht   der 
zoröckgebliebenen  Familie  wochenweise  zu.    Es  wird  da  ein  fester  Satz  angenommen, 
der    sich   für   die  Frau   auf   zehn  Shilling  pro  Woche  stellt,   weiter  für  das  erste 
Kind,    auf   zwei  Shilling   und   für  jedes  folgende  über   14  Jahre  auf  l^/g  Shilling, 
^r    jedes   unter   14  J^re   auf  nur    1  Shilling,   doch   so,   daß  die  Gesamtleistung 
^^  Va  Shilling  pro  Woche  niemals  tibersteigt.    Eine  kürzlich  vom  Handelsamt  unter- 
^jnmene  Enquete  hat  festgestellt,  daß  für  den  Haushalt  von  Arbeitern,  die  in  der 
^aclie   etwa  25  Shilling  auszugeben  haben,  14  s.  l^/^d.  die  Durchschnittsausgabe 
^o  TVoche  darstellt.    Deswegen  werden  auch  in  Hadleigh  nur  14  V2  8.  verabreicht. 
^'*     ^  7  1/2  Shilling   kommen   also   die  Arbeiterfamilien   recht  gut  aus,   so  gut  daß 
J^'     wi^  gesagt,  auch  ihren  Familienvätern  in  den  Kolonien  einen  Ueberschuß  als 
^^^^^ngeld  haben  zuschicken  können, 
j     -       ^llr   die   in   solchen  Kolonien  Untergebrachten   hat   die  Zentralbehörde  eine 
.p.    ^^  Isstatistik   herstellen    lassen,    welche   folgende   prozentuale   Zusammen- 
^^Kzuu^   ergibt: 

Berufsklasse  ^/o 
Baugewerbe: 

a)  gelernte  Handwerker        9.7 

b)  Handlanger 5.6 

Holzgewerbe 2.4 

Metallgewerbe .     .  5.9 

23.6 
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Berufeklasse  ®/o 

23,6 

Verschiedene  Gewerbe .1.2 

Buchdruckerei  und  Papiergewerbe 2.7 

Bekleidungsgewerbe 1.2 

Herstellung  von  Nahrungsmitteln  und  Getränken      .    .     1.8 

Handlungsgehilfen  u.  dgl. 0.2 

Transportgewerbe 18.8 

„Gewöhnliche''  Arbeiter 49.9 

Staats-  und  Munizipalbeamte 0.2 

Gesinde       0.2 

Nicht  klassiffizierbar 0.2 


100.0 

Vollauf  die  Hälfte  sind  somit  gänzlich  ungelernte  Arbeiter,  wozu  noch 
ein  Teil  der  bei  Transportgewerben  Beschäftigten  kommt. 

Dem  Alter  nach  kommen  7.9  ^^  auf  Leute  im  Alter  von  25  Jahren  und 
darunter  (alles  Verheiratete;  Unverheiratete  werden  hier  überhaupt  nicht  berück- 
sichtigt); 35.5  Prozent  auf  Leute  im  Alter  von  26 — 35  Jahren,  36.4  ®/^j  auf  Leute 
im  Alter  von  36—45,  15.8%  auf  46—55,  4.1 7^  auf  56—65  Jahre  und  nur 
0.3  ®/o  ^^^  Leute,  deren  Alter  nicht  bekannt  wurde.  Die  Durchschnittszahl  der  da- 
heimgebliebenen Kinder  pro  Beschäftigten  stellte  sich  auf  3.04,  darunter  von  Kindern 
unter  14  Jahre  2.66.  Es  waren  12.3  %  ohne  Kinder,  38.1  %  mit  ein  bis  zwei, 
33.2  7o  ™i*  drei  bis  vier,  14.7  %  mit  fünf  bis  sechs,  und  1.7  %  mit  sieben  bis 
acht  Kindern. 

Außerhalb  London  hat  man  mit  Arbeiterkolonien  nur  sehr  wenig  sein 
Glück  versuchen  wollen,  außerhalb  England  überhaupt  nicht  Neben  dem 
nicht  allzu  gelungenen  Versuch,  welchen  die  Munizipalität  von  West  H  a  m  an- 
gestellt hat,  ist  nur  wenig  von  Belang  zu  berichten.  Die  Munizipalität  von  West 
Ham  hat  in  South  Ockendon  in  Essex  ein  Grundstück  in  Größe  von  etwa  82  Hektar 
zum  Zwecke  einer  Arbeiterkolonie  gekauft  und  darauf  im  Winter  1905/6  alles  in 
allem  137  Personen  während  durchschnittlich  50.4  Tagen  zu  einem  Wochenlohn  von 
durchschnittlich  c£  1.2  s.  7^/2d.  pro  48  Stunden  (mit  Einrechnung  von  10  bis  13^4 
Shilling  Haushaltungskosten  für  die  Familie  und  jedesmal  6  Pence  Tabakgeld  für 
den  Familienvater)  beschäftigt.  Gleichzeitig  konnten  indessen  nur  100  Leute  unter- 
gebracht werden.  Einige  derselben  lösten  sich  also  ab.  Neben  Vorbereitung  des 
Grundstückes  zum  Gemüsebau  hat  man  auch  andere  Arbeit  verrichten  lassen,  so 
z.  B.  Reinigung  des  Gebäudes,  Straßenbau,  Hilfsarbeiten  bei  Bauten  u.  dgl.  Mit 
der  Zeit  sind  natürlich  Unzufriedene  abgebröckelt,  so  daß  zum  Winterschluß  nur 
85  bei  der  Beschäftigung  blieben.  Ein  Bechnungsabschluß  liegt  nicht  vor.  Im 
vergangenen  Frühjahr  wurde  das  Abbröckeln  erheblich  schlimmer.  Als  man  nach 
Eintritt  der  Tag-  und  Nachtgleiche  die  Arbeitszeit  je  morgens  und  abends  um  eine 
Viertelstunde  verlängerte  und  dabei  den  gewohnten  FrühstückskaflFee  darch  Hafer- 
schleim ersetzte,  rebellierten  die  Leute  und  stellten,  als  man  keine  Abhilfe  schafile, 
meist  die  Arbeit  ein.  Von  neunzig  Beschäftigten  blieben  nur  neun.  Von  eigent- 
licher Notstands  arbeit  kann  unter  solchen  Umständen  wohl  kaum  die  Rede  sein. 
Weiter  hat  man  es  in  0 1  d h a m  mit  etwa  zwei  Hektaren,  inBradford  mit  drei, 
in  Leicester  mit  sieben,  in  Southampton  mit  19  versucht.  Die  Ergebnisse 
scheinen  indessen  wenig  günstig  ausgefallen  zu  sein.  Manchen  städtischen  Arbeitern 
zweiter  und  dritter  Klasse,  um  die  es  sich  vornehmlich  handelt,  scheint  einmal  die 
landwirtschaftliche  Arbeit  überhaupt,  sodann  ihr  Einerlei,  und  drittens  die  unver- 
meidliche stete  Überwachung  wenig  zuzusagen.  Im  großen  Ganzen  kann  man  den 
Arbeiterkolonien  somit  kein  besonderes  Loblied  singen,  wenngleich  einige  gute 
Ergebnisse  nicht  abzustreiten  sind.  Als  „mögliches^  Resultat  des  Versuches  mit 
ihnen  bezeichnete  Burns  vor  kurzem  im  Parlament  die  Entstehung  „gewerblicher 
Lehransiedelungen  für  die  Nichtbeschäftigungsfähigen  und  Landstreicherkolonien 
für  Leute,  die  nicht  arbeiten  wollen". 
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Noch  weniger  ermutigend  bleiben  vorläufig  die  Versuche  einer  Ausdehnung 
der  Notstandsbeschäftigung  auf  Frauen.^  Man  knüpfte  daran  wohl  einige  Er- 
wartungen. Indessen  bei  den  Arbeitern,  die  ihre  Frauen  am  liebsten  im  Haushalt 
tätig  veissen,  scheint  sich  keine  besondere  Vorliebe  für  Frauenbeschäftigung  einer 
Art,  wie  sie  doch  für  die  Beschäftigten  einigermaßen  bindend  sem  muß,  entwickelt 
zu  haben.  Auch  wird,  wie  gesagt,  behauptet,  daß  die  beschäftigungsloseste  Zeit 
für  Frauen  in  den  Herbst  fällt  und  zu  dem  Zeitpunkt,  an  welchem  unsere  Not- 
standsarbeiten bisher  begonnen  haben,  somit  bereits  vorüber  ist.  Im  ganzen  haben 
sich  in  London  338  Frauen  zur  Arbeit  gemeldet.  Davon  wurden  bei  erster  Sichtung 
116  für  beschäftigungswürdig  befunden,  bei  zweiter  Sichtung  indessen  nur  45. 
Aber  wie  die  Leute  beschäftigen?  Fünfzehn  wurden  herausgegriffen,  um  zu 
Scheuerfrauen  ausgebildet  zu  werden.  Nur  eine  nahm  das  Anerbieten  an.  Eine 
wurde  in  einen  anderen  Bezirk  übergesiedelt.  Mit  der  Zeit  hofft  man  neben  den 
Arbeiterkolonien  auch  Arbeiterinnenkolonien  anzulegen,  in  welchen  be- 
schäftigungslose Frauen  vornehmlich  als  ländliche  Hausfrauen  ausgebildet  werden 
könnten.  So  weit  ist  man  indessen  noch  nicht  gekommen.  Unterdessen  wurde 
angeregt,  man  möge  Frauen  auf  den  Arbeiterkolonien  als  Wäscherinnen  anstellen. 
Auch  das  scheint  nicht  gegangen  zu  sein.  Endlich  kam  die  zunehmende  Aus- 
wanderung den  Frauen  zu  Hilfe.  Die  Auswanderer  mußten,  wie  gesagt,  mit 
passenden  Kleidungsstücken  versehen  werden,  und  zur  Anfertigung  dieser  richtete 
eine  wohlmeinende  Pastorsfrau  eine  Arbeits3tube  ein,  in  welcher  sieben  Frauen  während 
etwa  vier  Wochen  zum  Lohnsatz  von  10  Shilling  die  Woche  Beschäftigung  fanden. 
Eine  andere  Arbeitsstube  wurde  in  Poplar  angelegt,  wo  20  Frauen  (möglicherweise 
auch  weniger)  fünf  Wochen  lang  gleichfalls  bei  der  Anfertigung  von  Kleidern  (zum 
Verkauf)  Verwendung  fanden.  Üir  Lohn  war  derselbe,  nämlich  2  Shilling  pro 
sechsstündigen  Tag,  mit  Beschränkung  der  Wochenbeschäftigung  auf  fünf  Tage. 
Offenbar  ist  das  ein  nur  mäßiges  Ergebnis. 

Blickt  man  nun  zum  Schluß  auf  die  Ergebnisse  der  versuchten  Arbeits- 
losenfürsorge als  Ganzes  zurück,  so  kann  man  sich  des  Eindruckes  nicht 
erwehren,  daß  mit  allen  den.  gepflogenen  Maßnahmen  von  dem  erhofften  Erfolg 
nicht  gerade  viel  erreicht  worden  ist.  In  einem  im  Mai  1906  herausgegebeneu 
amtlichen  Bericht  resümiert  die  Londoner  Zentralbehörde  ihre  während  ihrer  Amts- 
tätigkeit gesammelten  „Erfahrungen".  Diese  bestehen  wesentlich  in  der  Entdeckung 
von  „Schwierigkeiten",  deren  Beseitigung  zum  mindesten  bis  heute  noch  keines- 
wegs in  bestimmter  Aussicht  steht.  Die  Zentralbehörde  findet  die  benötigte  Orga- 
nisierung schwierig,  weil  es  sehr  schwer  hält,  für  die  von  29  verschiedenen  Not- 
standsausschüssen anzustellenden  Recherohen  und  Klassifizierungen  eine  einheitliche 
Grundlage  zu  beschaffen.  Die  Klassifizierung  bleibt  also  ein  wunder  Punkt.  Sie 
findet  die  Budgetierung  schwierig,  weil  man  niemals  weiß,  über  welche  Gelder 
man  zu  verfügen  haben  wird.  Die  Beschaffung  von  Arbeit  ist  schwierig,  weil  nicht 
jeder  Arbeiter  überall  hin  will,  weil  es  schwer  hält,  Beschäftigung  „ausnahms- 
weiser"  Art,  wie  sie  vorgeschrieben  ist,  d.  h.  Beschäftigung,  die  unter  gewöhnlichen 
Umständen  nicht  gegeben  werden  würde,  zu  entdecken,  vor  allem  Beschäftigung, 
welche  zugleich  auch  „nutzbringend"  ist,  welche  dabei  im  Bereich  der  Fähigkeiten 
der  sich  stellenden  Arbeiter  liegt  und  gerade  der  gewünschten  Art  ist,  daß  sie 
sonst  regelmäßig  beschäftigten  Arbeitern  über  die  Periode  ihrer  Arbeitslosigkeit 
hinweg  hilft,  und  welche  schließlich  sich  zum  Preise  gewöhnlicher  Arbeit  ausführen 
läßt.  Beschäftigung  „ausnahmsweiser"  Art  —  so  führt  der  Bericht  in  einer 
Anmerkung  aus  (und  örtliche  Bürgermeister  bestätigen  die  Angabe  klagend)  — 
wird  in  London  von  Jahr  zu  Jahr  seltener  und  ist  heute  nur  sehr  schwer  auf- 
zutreiben. Wiederholt  hat  man  vorgeschlagene  Arbeit  ablehnen  müssen,  weil  sie 
sich  nicht  als  „ausnahmsweise",  sondern  nur  als  „vor  der  gewöhnlichen  Zeit  vor- 
genommene" herausstellte.  Nicht-ausnahmsweise  Beschäftigung  andrerseits  hat 
bereits  ihre  eigenen  Arbeiter,  die  m^m  doch  nicht  erst  geflissentlich  ebenfalls 
arbeitslos  machen  will.  Der  Bericht  betont  ferner  die  Kostspieligkeit  der  ge- 
leisteten Notstandsarbeiten.  Er  bemerkt,  daß  die  Zentralbehörde  bei  ihrer  Be- 
schaffung von  Beschäftigung  nicht  selbständig  vorgehen  kann,  sondern  ganz  und 
gar   auf   die  Mithilfe  anderer  Körperschaften   angewiesen  ist,    die  zufällig  gerade 
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Beschäftigung  zu  vergeben  haben.  Die  sich  stellenden  Männer  machen  „Schwierig- 
keit", weil  sie  zum  größten  Teil  ungelernt,  minderwertig  und  nur  an  „gelegentliche" 
Arbeit  gewöhnt  sind.  Wo  nicht  strenge  Aufsicht  obwaltet,  da  fallen  die  Leistungen 
infolgedessen  nur  sehr  mäßig  aus.  Auch  sind  die  Leute  meist  körperlich  schwach. 
Die  Beschäftigung  der  Frauen  ist  „schwierig",  schon  weil  sich  nur  sehr  wenige 
melden.  (Man  versucht  es  seitdem  mit  Maueranschlägen  u.  dgl.)  Die  Ausbildung 
der  Leute  zu  besonderer  Berufsarbeit  ist  „schwierig",  weil  sie  eigentlich  eine 
Trennung  zwischen  nur  einfach  Beschäftigten  und  behufs  Ausbildung  schulweise 
Beschäftigten  voraussetzt,  wie  sie  schwer  durchzuführen  ist,  und  weil  es  ferner  bei 
landwirtschaftlicher  Beschäftigung,  die  so  sehr  gewünscht  wird,  notwendig  erscheint, 
zugleich  auch  Frau  und  Kinder  an  der  Ausbildung  teilnehmen  zu  lassen.  (Mit  den 
Ergebnissen  in  HoUesley  Bay  scheint  man  indessen  in  gewissen  Hinsichten  zu- 
frieden.) Große  HoflFnungen  setzte  die  Behörde  auf  Förderung  der  Auswanderung, 
die,  soweit  sie  sich  hat  betreiben  lassen,  den  Auswandernden  unbedingt  Vorteil 
gebracht  hat.  Die  Arbeitsvermittlung  andrerseits  bietet  „Schwierigkeiten",  weil  sie 
sich  nur  zu  leicht  mit  den  Ausnahmeeinrichtungen  für  den  Notstand  verquickt 
und  dann  der  beständigen  Vermittelung  Eintrag  tut.  Es  müßte,  nach  Ansicht  der 
Zentralbehörde,  eine  Zentralvermittlungsstelle  für  das  ganze  Land,  mit 
stark  verzweigten  Einrichtungen,  bestehen,  vermittelst  welcher  die  dann  über  das 
ganze  Land  zerstreuten,  einheitlich  organisierten  Ämter  in  Wechselwirkung  mit- 
einander treten  könnten. 

So  lautet  das  Erkenntnis  der  Zentralbehörde.  Es  ist  nicht  besonders  ermutigend. 
Damit  ist  indessen  in  der  Hauptsache  das  richtige  Urteil  gesprochen,  aber  schonend. 
Denn  John  Bums  selber  erklärte  im  Parlament,  was  die  Verwendung  der  auf- 
gebrachten Gelder  beträfe,  so  „haben  die  Notstandsausschüsse  in  dieser  Sache  die 
größte  Unfähigkeit  an  den  Tag  gelegt,  und  nur  wenige  haben  sich  dabei  so  scWecht 
bewährt  wie  die  Zentralbehörde".  Daß  die  gegenwärtige  Regierung  die  Schwierig- 
keiten der  Lage  zu  würdigen  weiß,  geht  wohl  schon  aus  ihrer  Haltung  hervor, 
aus  dem  Zurückhalten  mit  der  Ausfüllung  der  vakanten  Mitgliederstellen  in  der 
Zentralbehörde,  aus  ihrer  etwas  voreiligen  Ankündigung  einer  neuen  Vorlage  im 
Frühjahr  1906,  und  ihrem  Abstehen  von  der  Erfüllung  dieser  Zusage,  wofür  sie  im 
Herbst  1906  durch  Bewilligung  eines  Unterstützungszuschusses  von  200  000  £ 
einen  Ersatz  gewährt  hat.  Ueber  den  Punkt  im  Parlament  befragt,  schenkte 
John  Burns  —  der  als  Arbeiter  für  beschäftigungslose  Arbeiter  gewiß  alle 
Sympathie  hat  —  seinen  früheren  Standesgenossen  ziemlich  reinen  Wein  ein.  Die 
Ergebnisse  haben  ihn  offenbar  nicht  befriedigt;  er  mahnte  die  Leute  zu  mehr 
Verlaß  auf  eigene  Kräfte.  Man  spricht  von  der  angeblichen  Leichtigkeit,  mit  welcher 
sich  Unterstützungsarbeiten  ausführen  lassen.  Da  ist  z.  B.  das  Anforsten  kahler 
Flächen.  Bei  L  e  e  d  s  wollte  mau  mit  einem  Grundstück  von  864  Hektaren  einen 
Anfang  machen.  Er  gab  dazu  abschlagsweise  £  1000  öffentliches  Geld  hin.  Von 
den  293  Arbeitern,  die  sich  zuerst  meldeten,  nahm  man  139  an;  davon  stellten 
sich  tatsächlich  nur  102;  56  bekamen  die  Arbeit  recht  bald  satt  und  liefen  davon; 
und  so  blieben  nur  46.  Das  ist  nicht  gerade  ermutigend.  Indessen  soll  mit  dem 
Versuch  fortgefahren  werden.  Es  muß  also  in  letzter  Zeit  besser  gegangen  sein. 
Die  Regierung  glaubte  darauf  im  ganzen  £  10 — 15  000  verwenden  zu  können. 
Wie  die  Anforstung  ausgefallen  ist,  sagte  Burns  nicht.  Zu  dem  Versuch  in 
Hollesley  Bay  hat  sein  Amt  ein  Zeitlang  allwöchentlich  £  550  gespendet  Die 
Kolonie  zählte  zurzeit  kaum  300  Mann.  Die  Regierung  zahlte  somit  an  Zuschuß 
allein  pro  Mann  ziemlich  £  2  pro  Woche.  Das  sind  keine  Erfolge.  Wenn  nun 
wenigstens  noch  Hollesley  Bay  mit  einer  verlustlosen  Bilanz  abschließen  könnte! 
Auch  zu  der  mehrfach  gemachten  Beobachtung,  daß  die  Notstandsarbeiter  dem 
beschäftigten  Arbeiter  das  Brot  wegnehmen,  trug  Burns  seine  amtliche  Zeugnis- 
quote bei.  Sobald  angekündigt  wurde,  daß  sein  Amt  £  200  000  in  Zuschüssen 
zu  zahlen  bereit  war,  liefen  bei  ihm  die  Gesuche  haufenweise  ein.  Denn  G^ld 
will  immer  jeder  gern  haben.  Bald  aber  gesellten  sich  auch  Klagen  dazu.  Die 
subyentionierten  Arbeiter  in  Hollesley  Bay  z.  B.  nahmen  den  Gartenarbeiten!  in 
Ipswich  und  Felixstowe  ihre  gewohnte  Arbeit  weg.  Das  Unbefriedigendste  an  der 
ganzen  Sache  ist  vielleicht,   einmal  in    der  festgestellten  Minderwertigkeit 
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der  sich  stellenden  Arbeiter,  die  nicht  besser,  sondern  schlechter  wird, 
und  weiter  in  den  jämmerlichen  Leistungen  zu  suchen,  welche  in  gar 
keinem  Verhältnis  zu  den  dazu  aufgebrachten  Kosten  stehen.  Ein  recht  lehrreiches 
Streiflicht  wirft  diese  Arbeit  somit  auf  die  Aussichten,  welche  ein  kollektivistisches 
Regiment  eröffnet,  wie  es  unsere  Sozialisten  wollen,  unter  welchem  der  Arbeiter, 
genau  so  wie  hier  bei  den  Notstandsarbeiten,  seine  Arbeit  als  ein  ihm  zustehendes 
Btlrgerrecht  zugewiesen  erhalten,  nicht  sich  durch  seine  Leistungen,  wozu  ihn  der 
Selbsterhaltungstrieb  drängt,  erst  erwerben  soll.  Von  18.1  bis  56.7  ^1^  Minderertrag 
gegen  gewöhnliche  Lohnarbeit  —  das  ist  ein  bißchen  viel!  Offenbar  vermögen 
femer  die  tüchtigen  Arbeiter  ihre  Abneigung  gegen  Almosenarbeit,  als  welche  sie 
die  Notstandsarbeit  doch  immer  ansehen,  noch  nicht  zu  tiberwinden.  Höchstens 
stellen  sie  sich  zur  Auswanderung,  wo  man  die  untüchtigen  nicht  annimmt;  die 
Anmeldung  zu  solcher,  wo  auch  Geld  zurückgezahlt  wird,  bedingt  somit  keine 
Erniedrigung.  Bei  anderer  Arbeit  werden  sie  mit  den  anderen  zusammen  geworfen, 
und  das  wollen  sie  nicht. 

Nachdem  einmal  der  Grundsatz  der  aus  öffentlichen  Mitteln  subventionierten 
Arbeitslosenfürsorge  angenommen  worden  ist,  wird  man  sich  schwerlich  von  ihm 
lossagen  können.  Zur  Erreichung  des  Zweckes,  wie  ihn  Walter  Long  im 
Jahre  1904  und  Gerald  Balfour  im  Jahre  1905  darlegten,  geben  auch  unter 
heutigen  Umständen  Ortsbehörden,  Privatleute  und  selbst  Landessteuerzahler  gern 
Geld  her.  Aber  den  Zweck  will  man  damit  doch  zum  mindesten  erreichen.  Das 
Gesetz  läuft,  sofern  es  nicht  erneuert  wird,  im  August  1908  ab.  Neue  Maßnahmen 
müssen  jedenfalls  erfolgen.  Aber  dann  wird  man  voraussichtlich  auch  die  an- 
genommene Grundlage  abändern  wollen.  (Siehe  den  während  der  Drucklegung 
eingegangenen  „Nachtrag"  am  Schluß  der  Textdarstellung.  —  Der  Hgbr.) 


ly.  Unfallversicherung. 

Auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  hat  die  Annahme  des 
Unfallentschädigungsgesetzes  vom  21.  Dezember  1906  eine 
völlig  neue  Lage  geschaffen.  Die  der  beantragenden  Regierung  gestellte  Aufgabe 
war  dieses  Mal  eine  wesentlich  leichtere  als  bei  dem  bahnbrechenden  Gesetze 
V.  J.  1897  (s.  Heft  V  S.  16  u.  Va  S.  59  flf.).  Das  neue  Gesetz  hat  das  Ent- 
schädigungsrecht für  Betriebs-  oder  Arbeitsunfälle  auf  mindestens  weitere  sechs 
Millionen  Menschen  ausgedehnt,  so  daß  bei  seinem  Inkrafttreten  am  1.  Juli  1907 
zum  wenigsten  volle  dreizehn  Millionen  entschädigungsberechtigt  wurden.  Zu 
gleicher  Zeit  sind  die  Anwendbarkeitsbestimmungen  in  dem  neuen  Gesetze  wesent- 
lich vereinfacht  und  es  ist  manches  Hemmnis  zur  glatten  Abwickelung  aus 
dem  Wege  geräumt  worden.  Andererseits  sieht  man  sich  in  bezug  auf  die 
Unterlagen  zur  Berechnung  der  erwachsenden  Entschädigungspflicht  in  mancher 
Hinsicht  aus  dem  wenn  auch  noch  unklaren  Halbdunkel,  zu  welchem  man 
sich  in  acht  bis  neun  Jahren  glücklich  emporgearbeitet  hatte,  aufs  neue  in  ein 
völliges  Dunkel  zurückgedrängt,  was  um  so  störender  ist,  als  nach  gegenwärtig 
allgemein  vorherrschender  Absicht  die  Entschädigung,  trotz  stattgehabter,  nicht 
unerheblicher  Verluste  für  beteiligte  Versicherungsgesellschaften,  nach  wie  vor  vor- 
nehmlich durch  rein  geschäftliche  Versicherung  bei  gewinnsuchendeu  Versicherungs- 
gesellschaften ihre  Regelung  finden  soll.  Um  so  größere  Veranlassung  liegt  deshalb 
vor,  behufs  Abschätzung  der  neugeschaffenen  Lage  auf  die  bisher  erzielten  Ergeb- 
nisse zurückzugreifen,  die,  wenngleich  sie  in  keiner  Hinsicht  für  die  Zukunft  als 
völlig  maßgebend  betrachtet  werden  können,  doch  in  manchen  Stücken  einigen 
Anhalt  gewähren. 

Im  allgemeinen  ist  die  Arbeiterentschädigung  in  der  Praxis  den  bereits  in 
Heft  Va  (S.  59  fif.),  dargelegten  Entwicklungswegen  treu  geblieben.  In  manchen 
Punkten,  so  z.  B.  in  den  Unfällen  auf  Eisenbahnen,  sind  allerdings  erhebliche 
Schwankungen  zu  verzeichnen.  Allein  im  großen  Ganzen  zeigt  sich  die  Bewegung 
doch  ziemlich  konstant,  und  gerade  darin  hat  man  einen  gewichtigen  Beweggrund 
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zu  weiterem  Fortschreiten  auf  der  einmal  betretenen  Bahn  entdecken  wollen.  Das 
geschaffene  Entschädigungsrecht  ist  von  den  Arbeitern  als  eine  Wohltat  erkannt 
worden.  Andrerseits  hat  die  Entschädigungslast  die  Arbeitgeber  durchaus  nicht 
tibermäßig  bedrückt.  Sie  ist  im  Gegenteil  unerwartet  mäßig  ausgefallen.  Und  der 
befürchtete  Schwall  von  unberechtigten  Anspruchserhebungen,  mit  welchem  man 
die  Arbeitgeber  in  Schrecken  jagen  wollte,  ist  ausgeblieben.  Wie  bereits  im 
Heft  Va  (S.  62/99  flf.)  hervorgehoben  wurde,  ist  eine  selbst  nur  halbwegs  voll- 
ständige Statistik  über  erfolgte  Unfälle  unmöglich,  weil  das  Material  dazu  fehlt. 
Es  besteht  im  Vereinigten  Königreich  eben  kein  einheitliches  und  vereinheitlichendes 
statistisches  Amt,  welches  derartige  Erhebungen  vom  nationalen  Standpunkt  aus  zu 
sammeln  und  zu  ordnen  berufen  wäre.  Nicht  einmal  die  Unfallanzeigen  sind  zu- 
gleich mit  der  Ueberwachung  der  Entschädigungsleistungen  einer  einheitlichen 
Behörde  zugewiesen.  Die  Unfallanzeigen  erfolgen  auf  Grund  verschiedener  Gesetze 
für  Fabriken  und  Werkstätten,  für  Bergwerke  und  Steinbrüche,  für  Seeschiffahrt 
und  Eisenbahnen,  sowie  auf  Grund  eines  besonderen  Anzeigegesetzes  (s.  Anlage  4), 
für  alle  gesondert,  und  werden  demgemäß  in  verschiedeneu  Aemtern,  sogar  in  ver- 
schiedenen Ministerien  eingeholt  und  zu  Statistiken  verarbeitet.  Manche  entziehen 
sich  der  amtlichen  Aufsicht  ganz  und  gar.  Andere  wieder  sind  in  den  Geschäfts- 
büchern freiwilliger  Vereinigungen  oder  des  Revisors  von  Hilfskassen  (Chief 
Registrar  of  Friendly  Societies)  zusammenzusuchen.  Die  bei  Gericht 
anhängig  gemachten  Fälle  werden  wieder  besonders  geführt.  Auf  diese  Art  wird 
alles  stückweise  und  lückenhaft  und  schließt  die  Möglichkeit  zuverlässiger  Vergleiche 
aus.  Eine  vollständige  Statistik  läßt  sich,  so  bemerkt  ein  amtlicher  Bericht, 
schon  deshalb  nicht  zusammenstellen,  weil  man  dazu  von  jedem  einzelnen  Arbeit- 
geber die  benötigten  Angaben  einholen  müßte,  was  physisch  unmöglich  ist.  Trotz 
solcher  angeblichen  „Unmöglichkeit"  soll  doch  in  Zukunft  ein  Versuch  damit  gemacht 
werden,  sogar  ein  doppelter,  auf  Grund  zweier  verschiedener  Gesetze,  und  so 
gelangt  man  am  Ende  doch  noch  zu  einer  zuverlässigen  Statistik.^) 

Bei  der  Beurteilung  der  britischen  Unfallgesetzgebung  und  ihrer  Ergebnisse 
wird  man  im  Auge  behalten  müssen,  daß,  so  verschiedenartig  sich  auch  das  Ent- 
sohädigungswesen  ausgebildet  hat,  die  Grundlage  des  ganzen  Baues  doch  immer 
die  gerichtliche  oder  quasi-gerichtliche  Anhängigmachung erwachsender 
Entschädigungsansprüche  ist  und  auch  noch  ferner  bleiben  soll.  Denn  als  „Prozeß" 
(litigation)  hat  sie  in  einer  amtlichen  Rede  selbst  der  Solicitor  General  erst 
kürzlich  bezeichnet;  und  zum  mindesten  ein  Quasi-Prozeß  ist  sie  jedenfalls.  Das  ist 
die  Unterlage,  auf  welcher  alles  beruht  und  welche  zu  allen  für  zulässig  erklärten 
Abkommen  und  Abwicklungen  die  Norm  schafft.  Damit  scheint  leider  von  Hause 
aus  das  streitbare  Element,  das  kontradiktorische  Verfahren,  der  AngriflF 
und  die  Verteidigung,  das  Verlangen  —  vielleicht  Zuvielverlangen  —  und  das 
Sichwehren  —  vielleicht  Zuweniganbieten  —  in  das  Wesen  der  Sache  unabwendbar 
hineingetragen  zu  sein.  Beabsichtigt  ist  dies  allerdings  nicht.  Denn  ein  eigentlicher 
Prozeß  soll  die  Entschädigungsverhandlung  nicht  sein,  obwohl  aus  naheliegenden 
Opportunitätsgrüuden  die  Entscheidung  allerdings,  vorbehaltlich  der  Berufung  an 
das  Obergericht  und  nötigenfalls  an  das  Oberhaus,  den  bei  Arbeitgebern  wie 
bei  Arbeitern  gleich  beliebten  Grafschaftsrichtern  übertragen  worden  ist 
(s.  Heft  Va  S.  62,  84),  Die  Rechtsprechung  soll  ausgesprochenermaßen  eine 
,. schiedsrichterliche"  sein.  Allein  mit  der  für  sie  gewählten  Art  ist  die  prozessuale 
Norm  geschaffen.  Jede  andere  Art  der  Regelung  wird  fakultativ,  eine  Alternative, 
von  der  Zustimmung  der  Parteien  und  der  Genehmigung  einer  königlichen  Behörde 
abhängig.  Indessen  wird  tatsächlich  die  ganz  überwiegende  Mehrheit  der 
Fälle,  d.  h.  90  bis  95  ^^  —  über  deren  Hauptzahl  gar  nicht  einmal  Buch  geführt 
wird  —  ohne  Anrufung  eines  richterlichen  Urteils  oder  Eingreifen  des  Gerichtes 
freiwillig  erledigt.  Das  ist  von  Hause  aus  so  gewesen  und  wird  eigentlich 
immer  mehr  so  bleiben.     Selbst  von  den  vor  Gericht  formell  anhängig  geraachten 


1)  Y^l.  dazu  Heft  lYa  S.  32,  43  ff.  über  gleiche  Mängel  der  französischen  Unfall- 
versicherung:. 
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Äüspittehen  kommen,  dem  amtlichen  Berichte  für  das  Jahr  1905  zufolge,  höchstens 
11  \  zu  wirklich  gerichtlicher  Entscheidung.  In  der  kohlenreichen  Grafschaft 
Dnrham,  wo  eine  berufsgenossenschaftliche  Organisation  besteht,  kamen  in  sechs 
Jahren  von  39  623  tatsächlich  erledigten  Fällen  nur  14  gerichtlich  zum  Austrag, 
davon  sieben  tödliche.  Und  selbst  in  betreflF  von  Todesfällen,  bei  welchen  stets 
ein  größeres  Objekt  auf  dem  Spiele  steht,  wie  es  am  ehesten  zum  Rechtsstreit 
verlockt,  sind  in  England  und  Wales  nur  etwa  27  ^j^  der  bekannten  Fälle  gerichtlich 
zum  Austrag  gekommen.  Auch  von  diesen  wurde  eine  Anzahl  später  nach  An- 
meldung ohne  richterlichen  Schiedsspruch  gütlich  geregelt.  Was  bloße  Erwerbs- 
unfähigkeit anbelangt,  so  schätzt  der  neueste  amtliche  Bericht  die  für  England 
und  Wales  bei  Gericht  anhängig  gemachten  Fälle  auf  nur  etwa  1  ^/^  der  über- 
haupt vorkommenden  und  zulässigen.  Und  in  den  übrigen  Landesteilen  wird  es 
auch  schwerlich  viel  anders  stehen.  In  Irland  verklagt  man  sich  sogar  noch 
weniger.  Allein  dort  sind  auch  der  Fälle  weniger.  Selbst  in  Schottland,  wo 
man  früher  mit  größter  Vorliebe  klagte,  hat  die  Klagelust  sichtlich  nachgelassen. 
Gewiß  ruft  man  dort  noch  immer  das  etwas  hasardartig  wirkende  Haftpflichtsgesetz 
mehr  wie  doppelt  soviel  an  als  in  England,  nämlich  i.  J.  1905  in  137  Fällen,  d.  h. 
im  Verhältnis  von  29.3  pro  Million  Einwohner,  im  Vergleich  mit  481  Fällen,  d.  h. 
14.1  pro  Million  Einwohner  in  England.  Allein  auf  Grund  der  Unfallentschädigungs- 
gesetze hat  man  dort  1905  nur  im  Verhältnis  von  63.6  pro  Million  gerichtlichen 
Entscheid  angerufen,  gegenüber  72.3  pro  Million  in  England  und  Wales.  Im  Jahre 
1899  war  die  Sache  mehr  als  umgekehrt.  Damals  stellte  sich  die  Verhältniszahl 
für  Schottland  auf  72  pro  Million,  während  sie  für  England  und  Wales  nur  46  pro 
Million  Einwohner  betrug.  In  England  und  Wales  ist  die  Zahl  der  auf  Grund  der 
Entschädigungsgesetze  vor  Gericht  gebrachten  Fälle  stetig  gewachsen  und  i.  J.  1905 
bei  der  bis  dahin  unerreichten  Ziffer  1754  angekommen.  Allein  es  handelt  sich 
dabei  weit  weniger  um  streitsüchtiges  Prozessieren  als  um  Schaffung  von 
Präcedenzauslegungen  fraglicher  Bestimmungen,  denen  entsprechend  dann 
ganze  Reihen  von  Fällen  beinahe  automatisch  in  gütlicher  Weise  geregelt  werden 
können.  Dieses  „Prozessieren"  ist  somit  in  Wahrheit  eine  nicht  ganz  unerfreuliche 
Anwendung  des  in  dem  französischen  Sprichwort  verkörperten  Grundsatzes  „la 
paix  se  maintient  enfin  par  la  guerre".  Ein  einzelner  Prozeß  ermöglicht  die 
gütliche  Erledigung  von  Hunderten  von  Fällen.  Das  spitzige  Wort,  wonach  das 
Unfallentschädigungsgesetz  ein  „Gesetz  zur  Beschäftigung  von  Rechtsanwälten" 
werden  sollte,  kann  somit  in  Wahrheit,  obwohl  immerhin  nicht  völlig  der  Begründung 
entbehrend,  doch  nur  beschränkte  Anwendung  finden.  Und  auf  diesem  beschränkten 
Gebiet  sind  die  streitsüchtigen  Faktoren  die  geschäftlichen  Versicherungs- 
gesellschaften, an  welche,  in  Ermangelung  berufsgenossenschaftlicher  Organi- 
sationen, die  Gewährleistung  für  Entschädigung  überwiesen  wird,  und  welche 
vielleicht  um  so  prozeßsüchtiger  werden,  als  sie  sich  meist  bei  Aufnahme  der  Haft- 
pflichtversicherung in  der  Festsetzung  der  Prämien  verrechnet  und  deswegen  in 
der  Folge  Geld  eingebüßt  haben.  Unter  allen  Umständen  haben  sie  zum  Streit 
über  erwachsende  Entschädigungspflicht  unvergleichlich  mehr  Anlaß  gegeben  als 
einzelne  Arbeitgeber,  denen  die  Last  nur  hin  und  wieder  erwächst,  und  die  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  wohl  schwerlich  knausern  wollen.  Bei  der  Versicherungs- 
gesellschaft hängt  die  Dividende  qnd  damit  der  Wert  der  Aktien  von  dem 
Betrag  der  Abknapsung  an  Entschädigungszahlungen  ab  (s.  Heft  Va  S.  79  ff.). 

Da  das  Vorgehen  bei  Gericht  grundsätzlich  Norm  ist,  so  wird  es  sich  im 
Rückblick  auf  gehabte  Ergebnisse  empfehlen,  vor  allen  Dingen  die  bei  Gericht 
anhängig  gemachten  Fälle  ins  Auge  zu  fassen.  Solcher  hat  es,  dem  amtlichen 
Ausweise  zufolge,^)  unter  zwei  verschiedenen  Titeln  in  den  Jahren  1904  und  1905 
beziehentlich  3711  und  3587  gegeben.  Das  kennzeichnet  eine  nur  ganz  normal 
erscheinende  Erhöhung  gegen  die  Vorjahre,  nämlich: 


*)  Statistics  of  Proceedings  under  the  Workmen's  Compensation  Acts  1897  and  1900  and 
the  Employers'  Liability  Act,  1880,  during  the  Year  1904  (Cd.  2727)  1905.  The  same,  during 
the  Year  1905  (Cd.  3149)  1906. 
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Anf  Grand  der  ünfall- 

Anf  Grand  des  Haft- 

Zasammen 

entsohädignngsgesetze 

pflichtgesetzes 

1898 

252 

879 

1131 

1899 

1698 

669 

2  357 

1900 

1942 

669 

2  611 

1901 

2  355 

762 

3117 

1902 

2  316 

729 

3  045 

1903 

2  496 

689 

3185 

1904 

2  952 

759 

3  711 

1905 

2  953 

643 

3  587 

Bemerkenswert  und  erfreulich  ist  dabei  die  anscheinende  Neigang  zar  Ab- 
nahme bei  den  ärgerlichen  Haftpflichtsprozessen. 

Nicht  alle  so  anhängig  gemachten  Ansprüche  worden  auch  wirklieh  gericht- 
lich zum  Austrag  gebracht.  ^Anderweitig  geregelt",  d,  h.  zurtlckgezogen  oder 
gütlich  beigelegt,  wurden  folgende  Fälle: 


Anf  Grand  der  ünfall- 

Anf  Grund  des  Haft- 

Zn8animen 

ent8ch&digang8ge8etze 

pflichtgesetzes 

1898 

78 

451 

529 

1899 

481 

363 

844 

1900 

531 

380 

911 

1901 

675 

453 

1128 

1902 

692 

462 

1154 

1903 

764 

405 

1169 

1904 

851 

460 

1311 

1905 

814 

366 

1180 

Das  bedeutet  schon  eine  erhebliche  Minderung.  Dazu  kommen  aber  noch, 
bei  den  Unfallentschädigungsgesetzen,  die  gleichfalls  dem  Bichterspruch  durch  An- 
nahme des  freiwillig  vom  Entschädigungsverpflichteten  angebotenen  und  bei  Gericht 
deponierten  Geldes  entzogenen  Fälle: 


1898     . 

.     18 

1901     . 

.     75 

1904     . 

.     183 

1899     . 

,     78 

1902     . 

.     62 

1905     . 

.     242 

1900     . 

,     .     71 

1903     . 

.     .     95 

Auch  hierbei  ist  eine  Zunahme  zu  verzeichnen.    Es  bleiben  somit  zur  eigent- 
lichen richterlichen  Erledigung: 


1898     . 

.     .     584 

1901     . 

.     .  1914 

1904     . 

.     .  2217 

1899     . 

.     .  1435 

1902     . 

.     .  1829 

1905     . 

.     .  2165 

1900     . 

.     .  1629 

1903     . 

.     .  2011 

Effektiv  richterlich  erledigt  wurden  auf  Grund  der  Unfallentschädigungs- 
gesetze i.  J.  1904  2952,  i.  J.  1905  2953  Fälle,  auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes 
i.  J.  1904  769,  i.  J.  1905  nur  634  Fälle.  Eine  gedrängte  Uebersicht  der  auf  Grund 
dieser  drei  Gesetze  geregelten  Fälle,  mit  Einschluß  der  auf  Grund  des  Unfall- 
gesetzes angemeldeten  Abkommen,  gibt  die  folgende  Tabelle: 


Digitized  by 


Google 


IV.  Unfallversicherung. 


39 


1.  Gesamtzahl   der   in  den  Jahren  1904   und  1905   im  Vereinigten 

Königreich    bei   Gericht    angemeldeten   und   vorschriftsmäßig 

verhandelten  Unfälle,  nach  Berufen  geordnet.^) 


Auf  Grund  der 

Unfallent- 

schftdlgnngsge- 

setxe  Ton  1897 

n.  1900  gerloht- 

Uoh  geregelt 

Auf  Grund  der 
Unfall  entsch&di- 

Auf  Grund  des 

1897  u.  1900  durch 

Haftpflichtge- 
eeties  ron  1880 

Gesamtzahl 

gerichtlich  einge- 
tragene Abkom- 
men geregelt 

gerlohtlioh 

1904 

1905 

1904 

1905 

1904 

1905 

1904 

1905 

Eisenbahner  

188 

.  187 

349 

403 

18 

21 

555 

611 

Fabrikarbeiter 

1302 

1278 

2  081 

2  350 

425 

379 

3  808 

4  007 

Berglente 

700 

746 

1124 

1321 

13 

16 

1837 

2  083 

Steinbrecher 

83 

80 

79 

71 

3 

2 

165 

153 

Maschinenbauer 

171 

179 

155 

222 

68 

45 

394 

446 

Baahandwerker 

348 

300 

211 

245 

201 

146 

760 

691 

Landwirtschaftliche  Arbeiter  . 

160 

183 

231 

240 

4 

2 

395 

425 

Andere  Berufsklassen     .    .    . 

— 

— 

— - 

— 

27 

23 

27 

23 

Summa 

2  952 

2  953 

4  230 

4  852 

759 

634 

7  941 

8  439 

Mit  den   Ergebnissen   der  Vorjahre   auf  Grund  der  beiden  Entschädigungs- 
gesetze allein  bringt  die  folgende  Tabelle  die  neueren  Ergebnisse  in  Vergleich. 


2.  Uebersicht  der  auf  Grund  der  Unfallentschädigungsgesetze 
geregelten   Fälle.     1899— 1905. «)    . 


a)  Nach  Berofsgruppen 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

Eisenbahner 

104 
686 
233 
51 
114 
159 

157 
764 
271 
43 
166 
151 

162 
992 
337 

48 
117 
243 

19 

144 
865 
335 

70 
114 
197 

82 

135 
953 
439 
65 
119 
212 
110 

158 
1099 
563 
65 
147 
282 
121 

154 

Fabrikarbeiter 

Bergwerksarbeiter '.    .    . 

Steinbrecber     . . 

1093 

628 

61 

Maschinenbauer 

Bauarbeiter 

Landwirtschaft 

140 
254 
139 

Insgesamt 

b)  Nach  Art  der  Erledigung 

vom  Richter  entschieden 

dgl.  vom  gerichtl.  bestell.  Schiedsrichter    . 
dgl.  durch  Annahme  des  Angebots     .    .    . 
anders  geregelt 

1347 

828 
98 
73 

348 

1552 

1046 

29 

70 

407 

1918 

1289 
9 

72 
548 

1807 

1200 

9 

60 

638 

2  033 

1295 

50 

92 

596 

2  435 

1466 

81 

183 

705 

2  469 

1482 

27 

245 

715 

Insgesamt 

1347 

1552 

1918 

1807 

2  033 

2  435 

2  469 

In   etwas   vollständigerer   Weise   für   die   Jahre   1904   und   1905   stellt   die 
Tabelle  3  unter  Zugrundelegung  aller  drei  Gesetze  den  Sachverhalt  klar: 


^)  Die  angeführten  sieben  Berofsgruppen  sind  diejenigen,  auf  welche  die  Unf allentschädigungs- 

fesetze  damals  noch  allein  Anwendung  fanden.    Vgl.  die  Statistik  der  früheren  Jahre  in  Heft  Va. 
.  86  ff.     „Statistics  of  Proceedings,"  Cd.  2727,  1905,  und  Cd.  3149,  1906. 

*)  Statistics  of  Proceedings  under  the  Workmens  Compensation  Acts,  1897  and  1900  etc. 
(Cd.  3149)  1906. 
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3.  Erstinstanzliche 

ric 

hterlich 

e  Ent- 

Arbeiterentschädignngsgesetze 

Ar. 

1 

c 

09 

1 

1 

1 

4^ 

1 
1 

B 
^1 

1 
1 

i| 

i 

'9 
1 

1 

1 

1 

§ 

'S  S 

o 

'S 

c 

d 

o 

1 

1 

*S 

•e 

-»1 

1 

Geleistete  Entschädigung 

Genehmigte 
Anwaltskosten») 

u 
'S 

ja 

S 

e: 

OQ 

5J 

-2 

u 
s 

.2 

< 

a 

;: 

0 

1! 

3 

0 

t 

5 

Pauschalzahlungen 

Wochenrenten*) 

JS 

.9 

SP 

Jahr 

J2 

.S 

1 

Betrag  in  £ 
(pro  Woche) 

a)  England  nnd  Wales. 


1904 

2435 

1466 

81     188 

705 

1476 

1207 

269 

557 

83  867.11.  0 

650*) 

367.14.  7 

724 

9  417.12.  5   598 

m 

1905 

2469 

1482 

27    245 

715 

1506 

1242 

264 

655 

106 118.  0.  3 

587«) 

331.  3.  1 

696 

9  806.  7.10  481 

207 

b)  Sohotttand. 

1904 

296 

207 





89 

132 

85 

47   1    42 

5  880.  1.10 

43») 

19.  8.  9 

77 

896.12.  9    147- 

33 

1905 

297 

241 

— 

— 

56 

135 

83 

52 

33 

3  894.15.  5 

50»") 

26.11.  2 

83 

952.  6.  9  p7-'> 

30 

c)  Irland. 


1904 
1905 


221 
187 


164 
142 


57 
43 


151 
136 


103 
103 


48 
33 


56 
51 


4950.19.  7   47") 
3  684.  0.  6   52»«^) 


17.15.  4 
19.10.  4 


76 

82 


378.  5.  4  I  14 
413.11.  9  I  16 


d)  Das  Yereinigrte  Königreich  (Summa). 


1904 
1905 


2953 


1837 
1865 


81 
27 


183 
247 


851 
814 


1759  1395 
1177  1428 


364 
349 


655 
739 


94  698.12.  5 
113  696.16.  2 


740 
689 


404.18.  8 
377.  4.  7 


877 
861 


10692.10.  61 759 
11172.  6.  41634 


2*^ 


»)  Statistics  of  Proceedings  under  the  Workmen's  Compensation  Acts,  1897  and  1900, 
and  the  Employers'  Liability  Act,  1880,  During  the  year  1904.  (Cd.  2727)  1905.  The  same, 
during  the  year  1905.  (Cd.  3149)  1906.  —  Wegen  der  Vorjahre  s.  Heft  Va  S.  86. 

^  Die  Dauer  ist  nicht  angegeben.    Eapitalisiening  ist  mithin  nicht  möglich. 

')  Nur  amtlich  genehmigte;  für  die  Parteien  können  sich  die  Kosten  höher  steUen. 

*)  Einschl.  16  Fälle  mit  nur  je  1  Penny  Wochenrente. 

'')  Einschl.  37  Fälle,  in  welchen  auf  Grund  der  Arbeiterentschädigungsgesetze  erkannt 
wurde,  und  zwar  33  mit  Wochenrente  und  4  mit  Pauschalzahlung. 

•)  Einschl.  16  Fälle,  mit  nur  je  1  Penny  Wochenrente. 

')  Einschl.  36  Fälle,  in  welchen  auf  Grund  der  Arbeitereiitschädigungsgesetze  erkannt 
wurde.    Zwei  Fälle  wurden  abgewiesen. 

^)  Einschl.  drei  Fälle,  für  welche  die  Rente  später  ermäßigt  wurde. 
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cheide  über  Betriebsunf älje  1904  und  1905.^) 


eitgeberhaft 

pflichtgesetz 

Gesamtzahl 

Ir^ebnisse 

a 

© 

Entschädi- 

Genehmigte 

© 

Geleistete  Entschädigung 

Anwalts- 

© 

s 

gungs- 

Anwaltskosten 

i 

IrnatAn 

2  '■    fe 

■—      1        rj 

4^ 

! 

leistong 

^ 

1 

© 

IS 

1^ 

kl 
© 

1 

.s 

iil 

r  1  -e 

Entschädigung. 
Betrag  in  £ 

^ 

^  1   < 

u       a 

:3             © 

i     * 

O 

1 

*© 
© 

1 

1 

© 

_© 

1 

1 

93 

© 

II 

0 

g 

TS 

1 
1 

11 

1  £ 

1 

© 
1 

i 

© 

a)  England  und  Wales. 


158 

865) 

1 

353 

158 

12  087.  4.  3 

150 

3  688.  1.  8    3033 

1720 

1365 

355 

95954.15.  3 

367.14.  7 

874 

13105.14.  1 

130 

77') 

— 

274 

130 

8  479.  3.  8 

136 

3  378.11.  1     2950 

1713 

1372 

341 

114597.  3.11 

831.  3.  1 

832 

13184.18.11 

b)  Schottland. 

11 

22 

11 

103 

10 

752.16.  0 

7 

147.19.  5      443 

165 

96 

69 

6  632.17.10 

19.  8.  9 

84 

1  044.12.  2 

8 

22") 

18 

89 

8 

423.  0.  0 

8 

164.  7.10      434 

165 

91 

74 

4  317.15.  5 

26.11.  2 

91 

1 116.14.  7 

c)  Irland. 


4 

6") 



4 

4 

146.14. 

0 

7 

34. 

2. 

0 

235 

161 

107 

54 

5  097.13. 

7 

17.15. 

4 

83 

412.  7. 

4 

7 

61«) 

— 

3 

9 

430.  0. 

0 

12 

56. 

5. 

9 

203 

149 

110 

39 

4  114.  0. 

6 

19.10. 

4 

94 

469.17. 

6 

d)  Das  Yereinigte  Königreich  (Summa). 


173 
145 


114 
105 


12 

18 


460 
366 


172 
147 


12  986.14.  3 
9  332.  3.  8 


164 
156 


3  870.  3.  11  3711 
3  599.  4.  8l  3587 


2046 
2027 


1568 
1573 


478 
454 


107685.  6.  8 
123028.19.10 


404.18.  8 
377.  4.  7 


1041 
1017 


14  562,13.  7 
14  771.11.  0 


®)  Außerdem  noch  52  Fälle,  über  welche  kein  Nachweis  vorliegt  Davon  wurden  31  an 
das  Obergericht  verwiesen  und  21  zurückgezogen. 

1®)  Einschl.  drei  Fälle,  in  welchen  die  Rente  später  ermäßigt  wurde. 

")  Außerdem  noch  67  Fälle,  ttber  welche  kein  Nachweis  vorliegt.  Davon  wurden  43  an 
das  Obergericht  verwiesen  und  25  zurückgezogen. 

**)  Darunter  zwei,  über  welche  auf  Grund  der  Arbeiterentschädigungsgesetze  erkannt  wurde. 

1*)  Einschl.  zwei  Fälle  mit  nur  je  1  Penny  Wochenrente. 

^*)  Einschl.  einen  Fall,  in  welchem  auf  Grund  der  Arbeiterentschädigungsgesetze  er- 
kannt wurde. 

**)  Einschl.  zwei  Fälle  mit  nur  je  1  Penny  Wochenrente. 

*«)  Dabei  ein  Fall,  in  welchem  auf  Grund  der  Arbeiter entschädigungsgesetze  *  erkannt 
wurde. 
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Man  sieht  auf  den  ersten  Blick,  wie  wesentlich  angünstiger  sich  in  den  Ent- 
scheidungen der  Prozentsatz  für  den  Arbeiter  auf  Grund  des  älteren,  mehr  kon- 
tradiktorischen, mehr  Schikanen  zulassenden  Haftpflichtgesetzes  stellt,  als  auf  Grund 
der  mehr  ausgleichenden  neuen  Unfallentschädigungsgesetze,  welche  doch  eine  Art 
Versicherung  bedingen,  wenn  auch  nur  in  einer  noch  immer  unvollkommenen  Ge- 
stalt.   Man  vergleiche  auch  hierzu  die  nachstehenden  Tabellen  4  und  5. 

4.   Unfallstatistik   nach   gerichtlichen  Ausweisen    1904   und  1905.^) 

1904: 


Todes- 
fälle 

VöUige 
Erwerbs- 
unfähig- 
keit 

Teilweise 
Erwerbs- 
unfähig- 
keit 

Erwerbs- 
unfähig- 
keit ohne 
Klassi- 
fizierung 

Erwerbs- 
unfähig- 
keit über- 
haupt 

UnfäUe 
überhaupt 

Unfallentschädigungsgesetze : 
gerichtlich  erledigt.    .    .    . 
bei  Gericht  angemeldete  frei- 
willige Abkommen   .    .    . 
Haftpflichtgesetz      .... 

752 

286 
43 

1075 
213 

1125 
503 

3944 

2200 

3944 
716 

2952 

4230 
759 

Insgesamt 

1081 

1288 

1628 

3944 

6860 

7941 

1905: 


Todes- 
fäUe 

Völlige 
Erwerbs- 
unfähig- 
keit 

Teilweise 
Erwerbs- 
unfähig- 
keit 

Erwerbs- 
unfähig- 
keit ohne 
Klassi- 
fizierung 

Erwerbs- 
unfähig- 
keit über- 
haupt 

UnfäUe 
überhaupt 

ünf  allentschädigungsgesetze : 
gerichtlich  erledigt.    .    .    . 
)ei  Gericht  angemeldete  frei- 
willige Abkommen   .    .    . 
Haftpflichtgesetz     .... 

792 

353 
27 

1060 
203 

1101 
404 

4499 

2161 

4499 
607 

2953 

4852 
634 

Insgesamt 

1172 

1263 

1505 

4499 

7267 

8439 

(Tabelle  5  s.  S.  43.) 

Die  sich  immerhin  mindernde  Zahl  der  eigentlichen  Haftpflichtsprozesse 
scheint  anzudeuten,  daß  man  sich  des  Unterschiedes  zwischen  den  beiden  Gresetzen 
bewußt  ist  und  demzufolge  mehr  und  mehr  unter  der  Aegide  der  Entschädigungs- 
gesetze Schutz  sucht,  in  deren  Rubrik  ja  die  Zahl  der  Anspruchserhebung  von  Jahr 
zu  Jahr  zunimmt,  wobei  sich,  der  sich  verbreitenden  arbeiterfreundlioheren  Aus- 
legung der  Gesetze  gemäß,  der  Prozentsatz  der  für  die  Arbeiter  günstigen  Ent- 
scheide im  allgemeinen  um  ein  geringes  hebt.  Die  Wirkung  dieser  milderen 
Stimmung  läßt  sich  ebenso  in  dem  Maße  det  zuerkannten  Entschädigungsgelder 
in  einigem  Grade  wahrnehmen.  Vorerst  wird  es  sich  indessen  empfehlen,  die 
Statistik  der  anhängig  gemachten  Fälle  und  der  Entscheide  zu  Ende  zu  führen. 

Die  Zahl  der  Berufungen  schwankt  recht  bedeutend.  Es  handelt  sich 
j«u^:  :«  jgj.  Regel  wesentlich  um  Erlangung  von  Präcedeuzauslegungen  ftlr  noch 
gelegte  gesetzliche  Bestimmungen.  Ein  Erkenntnis  des  höheren  Tribunals 
e  erstinstanzlichen  Richter  immer  bindend,  wogegen  ein  erstinstanzliches 
3  keinerlei  Präjudiz  schafft.  Die  Berufungen  stellen  sich  für  die  Jahre 
Ob  nach  Tabelle  6  (auf  S.  44)  wie  folgt  (s.  auch  Heft  V  a  S.  95). 

atistics  of  Proceedings  under  the  Workmen's  Compensation  Acts,  1897  and  1900  and 
ers'  Liability  Act,  1880,  during  the  Year  1904  (Cd.  2727)  1905.  The  same,  during 
)05  (Cd.  3149)  1906. 
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Man  sieht,  auf  Grund  der  Unfallentschädigungsgesetze,  deren  Bestimmungen 
neu  sind  und  den  Arbeitgebern  mitunter  als  ein  Eingreifen  in  ihre  Rechte  erscheinen, 
haben  die  Arbeitgeber  zumeist  Berufung  eingelegt,  indessen  damit  die  wenigsten 
Erfolge  davongetragen.  Die  Appelliribunale,  zumal  das  Oberhaus,  haben  in  der 
Hauptzahl  der  Fälle  für  den  Arbeiter  entschieden.  Auf  Grund  des  Haftpflicht- 
gesetzes, dessen  Grundsätze  mehr  bekannt  sind  und  bei  dessen  Erkenntnissen  es  sich 
wesentlich  um  ein  Mehr  oder  Weniger  handelt,  stellten  die  Arbeiter  die  weitaus 
größte  Zahl  der  Berufungen,  waren  aber  nicht  in  demselben  Maße  erfolgreich:  (Die 
Fälle,  in  welchen  auf  Grund  des  mehr  gewährenden  Haftpflichtgesetzes  gefordert, 
aber  auf  Grund  des  weniger  freigebigen  Unfallentschädiguugsgesetzes  erkannt 
wurde,  spielten  sämtlich  vor  erstinstanzlichen  Tribunalen.)  Im  allgemeinen  teilen 
sich  sowohl  Berufungen  wie  Erkenntnisse  hier  ziemlich  gleichmäßig  unter  die  beiden 
Parteien. 

Wesentlich  anders  gestaltet  sich  das  Verhältnis  bei  den  erstinstanz- 
lichen Erkenntnissen,  soweit  die  Unfallversicherungsgesetze  in  Betracht  kommen. 
Da  bleiben  die  Arbeiter  in  der  tiberwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  Sieger.  Man 
soll  daraus  durchaus  nicht  folgern,  daß  die  Arbeitgeber  im  ganzen  ihre  Pflicht  und 
Schuldigkeit  nicht  zil  tun  wünschen  und  sich  deshalb  widersetzen.  Ein  wesent- 
liches, sich  der  Annahme  der  korporativen  Behandlung  bei  Entschädigungsver- 
sicherung durch  berufsgenossenschaftliche  Organisation  entgegenstellendes  Hindernis 
ist  vielmehr  gerade  die  Bereitwilligkeit,  mit  welcher  sich  große  kapitalkräftige 
Industrielle  ihrer  neuen  Pflicht  hingeben.  Sie  gewähren  nicht  nur  gern  Ent- 
schädigung aus  dem  vollen  Beutel,  sondern  streben  tiberdies  nach  Möglichkeit  nach 
Verhütung  von  Unfällen  und  sehen  sich  mitunter  sogar  genötigt,  auf  diesem  Felde 
ihren  Arbeitern  ernstlich  mahnend  gegenüber  zu  treten :  „Wenn  wir  gern  alles  tun, 
was  die  Billigkeit  erfordert,  so  erwächst  euch  doch  daraus  auch  eine  Verpflichtung, 
euch  nicht  mutwillig  Gefahren  auszusetzen,  für  deren  Folgen  wir  dann  bezahlen 
müssen."  Geben  und  Vorsorgen  tun  diese  Leute  gern.  Allein  sich  in  den  Kram 
hineinreden  lassen  wollen  sie  nicht. 

Selbstverständlich  verliert  der  Arbeiter  tatsächlich  sein  Recht,  wo  die  Mittel 
zur  Entschädigung  nicht  ausreichen.  An  diesem  Punkt  krankt  unsere  Unfallent- 
schädigung noch.  Allein  der  Wille  ist  da.  Das  meiste  Prozessieren  schreibt  sich 
noch  immer  auf  Rechnung  der  Versicherungsgesellschaften.  Und  daran 
reiht  sich  dann  die  Sündenlast  der  geflissentlich  ihres  eigenen  Interesses  wegen 
zum  Streit  treibenden  Anwälte  und  Winkelkonsulenten.  Die  Arbeiter- 
vereinigungen andrerseits,  gerade  so  wie  die  Arbeitgebervereinigungen,  wirken  auf 
Frieden  hin  (s.  Heft  Va  S.  69  ff.). 

Als  Material  zu  einer  Unfall-  oder  selbst  Unfallsterblichkeits- 
statistik sind  die  amtlichen  Angaben  (Statistics  and  Proceedings  under  the 
Workmen's  Compensation  Acts,  1897  and  1900,  and  the  Employers'  Liability  Act, 
1880)  leider  ohne  jedweden  Wert.  Stellt  sich  doch  z.  B.  bei  der  Statistik  für  das 
Jahr  1905  heraus,  daß  in  den  vier  Berufsklassen:  Eisenbahner,  Fabrikarbeiter, 
Bergleute  und  Steinbrecher  in  England  und  Wales  allein  von  2207  Todesfällen 
nur  für  603  auf  Grund  der  genannten  Gesetze  Entschädigung  gefordert  worden  ist, 
und  zwar  für  594  auf  Grund  der  Entschädigungsgesetze  und  nur  für  neun  auf 
Grund  des  Haftpflichtgetzes!  Im  allgemeinen  ist  hierbei  jedenfalls  ein  Umschlag 
zugunsten  der  Entschädigungsgesetze  bemerkbar.  Bei  Todesfällen  tritt  solcher 
namentlich  deutlich  zutage,  und  zwar  offenbar  deshalb,  weil  im  Durchschnitt  bei 
den  Entschädigungsgesetzen  eine  höhere  Entschädigung  herauskommt,  die  Anwalts- 
kosten sich  erheblich  niedriger  stellen  und  überhaupt  die  Sache  leichter  gemacht 
wird.  Für  die  verstrichenen  sieben  Jahre  stellt  sich  der  Unterschied,  für  Eng- 
land und  Wales  allein,  deren  Sätze  wohl  als  maßgebend  gelten  dürfen,  wie  folgt. 
(S.  Tabelle  7  auf  S.  46.) 

Die  Entschädigungsgesetze  setzen  für  Todesfälle  mit  Hinterlassung  von  An- 
gehörigen, die  für  ihren  Unterhalt  gänzlich  auf  den  Verstorbenen  angewiesen 
waren,  die  Entschädigung  pro  Fall  auf  mindestens  £  150  fest;  sie  kann  indessen 
bis  auf  £  300  steigen.  Das  Haftpflichtgesetz  enthält  keine  gleiche  Bestimmun^r; 
es  kann  somit  auch  auf  weniger  erkannt  werden.     Wo  die  Hinterlassenen  nur  zum 
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7.  Durchschnittshöhe  der   Ent 

schädig 

ungszahluDgen   bei  Todesfällen.^) 

Unfallentschädigangsgesetze 

1897  mnd  1900 

Arbeitgeberhaftpflicht- 
gesetz 

Zahl  der 

Gerichtlich 

Zahl  der 

Angemeldete 

Zahl  der 

Gerichtlich 

Jahr 

Fälle 

zuerkannt 

Fälle 

freiwillige  Ab- 
kommen 

Fälle 

zuerkannt 

£    8.   d. 

s 
o 

£    8.  d. 

£    s.    d. 

1899 

219 

173.    1.    7 

173. 14.  5 

14 

114.15.    9 

1900 

245 

163.    8.    9 

171. 14.  2 

7 

158.16.    7 

1901 

301 

188.    7.    7 

§ 

4.» 

167.    5.0 

9 

89.15.    0 

1902 

264 

168.    0.    1 

157. 12.  9 

8 

115.    7.10 

1903 

323 

181.    0.    0 

155.    6.2 

14 

246.    5.    3 

1904 

452 

177.10.11 

fl 

151.    7.5 

9 

118.   5.    4 

1905 

538 

189.11.    3 

4.3 

164.    0.9 

6 

136.14.    4 

Teil  auf  den  Verstorbenen  angewiesen  waren,  da  gestatten  die  Entschädigungs- 
gesetze weniger,  nach  dem  Maß  des  erlittenen  Schadens.  Im  Jahre  1905  gab  es 
in  England  und  Wales  117  solche  Fälle,  für  die  im  Durchschnitt  auf  £  74.4.1. 
erkannt  wurde.  Stirbt  der  Getötete  ohne  Hinterlassung  von  Angehörigen,  so  wird 
eben  nur  Begräbnisgeld  bezahlt.  Allein  diese  Fälle  sind  sehr  selten.  Im  Jahre 
1905  gab  es  nur  einen  dieser  Art. 

Dazu  kommt,  wie  gesagt,  daß  sich  die  Anwaltskosten  im  Durchschnitt  pro  Fall 
(Tod),  ebenfalls  für  England  und  Wales  allein  berechnet,  bei  den  Unfall- 
entschädigungsgesetzen auf  £  14.  1  s.  9  d.  stellen,  bei  dem  Haftpflichtgesetz  auf 
£"  24.  16s.  10 d.  Für  Irland,  wo  überhaupt  nur  wenige  einschlägige  Fälle  vor- 
kommen, ist  der  Satz  niedriger,  aber  auch  die  Elntschädigungen  sind  niedriger. 
In  Schottland  jedoch  laufen  die  Anwalts-  und  Gerichtskosten  geradezu  haar- 
sträubend ins  Geld.  Sechzig  Pfund  Kosten  auf  hundert  Pfund  Entschädigung,  wie 
in  den  Berichten  verzeichnet,  ist  schon  schlimm  genug;  allein  in  der  Debatte  be- 
richtete der  Lord  Advocate  über  Fälle,  in  welchen  auf  =a?  30  Entschädigung  <£  200 
Kosten  zu  zahlen  waren,  auf  jB  60  Entschädigung  £  335  und  auf  jf  25  £^  225! 

Etwas  minder  hoch  als  nach  den  Entschädigungsgesetzen  stellen  sich  die 
Entschädigongen  im  Falle  der  Tötung  bei  den  freiwilligen  Abkommen,  welche 
gleichfalls  in  der  amtlichen  Statistik  ihren  Platz  finden  und  nach  Absicht  des 
Gesetzes  bei  Gericht  eingetragen  werden  sollen,  indessen  nur  in  der  Minderzahl 
der  Fälle  wirklich  eingetragen  werden.  Die  Eintragung  sichert  ihnen  völlige 
Gültigkeit.  Indessen  verläßt  man  sich  auch  ohnedies  auf  gegenseitigen  guten 
Glauben  und  erspart  sich  die  Mühe  der  Eintragung.  Und  es  geht  auch  so.  Solehe 
Abkommen  dürfen  entweder  von  Fall  zu  Fall  zwischen  Ansprucherhebenden  und 
Entschädigungsverpflichteten  getroffen  oder  derart  vorgesehen  werden,  daß  ein  von 
beiden  Parteien  eingesetzter  nichtjuristiseher  Schiedsmann  oder  aber  ein  Ausschuß 
mit  der  Entscheidung  betraut  wird.  Beide  Arten  von  Abmachung  sind  erfreulicher- 
weise merklieh  in  der  Zunahme  begriffen.  An  Stelle  der  L  J.  1901  eingetragenen 
1636  Abmachungen,  wurden  1902  bereits  2161  zu  Protokoll  gegeben,  1903  2985, 
1904  3625  und  1905  4317.  Das  ist  indessen  immer  noch  qur  eine  sehr  kleine 
Anzahl  der  tatsächlich  abgeschlossenen  Abkommen.  In  Wahrheit  findet  die  Ein- 
tragung solcher  Abkommen  immer  noch  in  nur  wenigen  Bezirken  statt,  in  welchen 
man  sich  an  das  Eintragenlassen  gewöhnt  und  daran  Gefallen  gefunden  hat,  so 
vor  allem  in  den  beiden  Grafschaftsgerichtsbezirken  Guisborough  und  S t o k e s - 
1  e y  in  Yorkshire,  und  dann  auch  in  minderem  Grade  in  den  Bezirken  Man- 
chester und  Liverpool.  Stellt  sich  hier  die  Entschädigung  für  Todesfälle 
bescheidener,  so  erwachsen  dabei  andrerseits  keine  Gerichts-  oder  Anwaltskosten. 
Es  wird  aber  wohl  schließlich  ziemlich  auf  dasselbe  herauskommen. 

Ist  bei  derartigen  Abkommen  der  Satz  für  Todesfälle  niedriger  als  bei  den 
Entschädigungsgesetzen,  so  stellt  sich  andererseits  der  Satz  für  Wochenrenten  bei 
Erwerbsunfähigkeit   etwas   höher.     Man   neigt  im  allgemeinen   der  Erhöhung  der 


»)  Statistics  of  Proceedings  under  the  Workmen's  Compensation  Acts  etc.  (Cd.  3149)  1906. 
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Wochenrenten  zn,  während  die  Zahlungen  für  Todesfälle  sich,  abgesehen  von  zufälligen 
Schv^ankungen,  mehr  oder  weniger  auf  demselben  Niveau  halten.  Die  Höhe  und 
die  Veränderungen  bei  gewährten  Wochenrenten  lassen  sich  in  der  folgenden 
Tabelle  verfolgen.  Auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  werden  selbstverständlich 
keine  Wochenrenten  gezahlt;  es  wird  da  alles  in  Kapital  abgefunden.  Bei  frei- 
willigen Abkommen  wird  kein  Unterschied  zwischen  völliger  und  nur  teilweiser 
Erwerbsunfähigkeit  gemacht,  und  es  wird  auch  dort  in  vielen  Fällen  mit  Vorliebe 
in  Kapital  entschädigt. 

8.   Auf   Grund    der   Unfallentschädigungsgesetze   erkannte 

Wochenrenten.^) 


Nach  richterlichem  oder  schiedsrichterlichem  Entscheid 

Auf  Grund  frei- 

Völlige Erwerbsunfähig- 

Teilweise  Erwerbs- 

williger ange- 

Gesamt- 
zahl der 
Fälle 

keit 

unfähigkeit 

meldeter  Ab- 

Jahr 

Zahl 

Durchschnitt- 
liche Wochen- 

Zahl der 

Durchschnitt- 
liche Wochen- 

kommen 

Zahld. 

über- 

der Fälle 

rente 

Fälle 

rente 

Fälle 

haupt 

8    d. 

s.   d. 

8.    d. 

1899 

418 

169 

10.11 

249 

9.   2 

1 

12.    1 

1900 

536 

300 

11.   6 

236 

10.   9 

13.    9 

1901 

608 

345 

11.10 

263 

9.   8 

g 

13.    5 

1902 

441 

242 

12.    2 

199 

9.11 

c3 

13.    2 

1903 

512 

285 

12.    1 

227 

10.    7 

•S 

13    0 

1904 

650 

409 

11.    9 

241 

10.    8 

'S 

12.11 

1905 

587 

337 

11.10 

250 

10.    7 

13.    0 

Das  Verhältnis  zwischen  Pauschalentschädigungen  und  Entschädigung  durch 
Wochenrenten  für  verschiedene  Berufsklassen  bei  freiwilligen  Abkommen  erhellt 
aus  nachstehender  Uebersicht,  welche  die  Ziffern  für  das  Jahr  1905  wiedergibt. 
Geradezu  auffällig  ist  dabei  der  Abstand  des  Satzes  ftlr  landwirtschaftliche  Arbeiter 
von  dem  für  andere  Berufsklassen. 


9.  Durchschnittliche  EntgchädignngssätzQ 
für  teilweise  oder  völlige  Erwerbsunfähig- 
keit auf  Grund  gerichtlich  eingetragener 

Pausehaizahlungen 

Wochenrenten 

freiwilliger  Abkommen  in  England  und 

Wales  nach  den  Ergebnissen  im 

Jahre  1905.») 

Zahl  der 
Fälle 

Durchschnitt- 
licher Satz 

Zahl  der 
FäUe 

Durchschnitt- 
licher Satz 

1.  Eisenbahner 

2.  Fabrikarbeiter 

3.  Bergwerksarbeiter 

4.  Steinbrecher 

5.  Maschinenbauer 

6.  Bauarbeiter 

7.  Landwirtschaftliche  Arbeiter 

87 

697 

260 

20 

94 

99 

163 

^  8.  d. 

25.11.9. 
41.11.8. 
61.19.7. 
34. 15. 8. 
43.15.8. 
31.    0.5. 
10. 10. 2. 

251 
880 
605 
25 
68 
66 
18 

s.  d. 

12.4. 
13.4. 
12.8. 
10.2. 
14.5. 
14.5. 
9.9. 

Znsammen: 

1420 

40.    1.8. 

1913 

13.0. 

Damit  dürfte  das  Interessanteste  in  den  gerichtlichen  Abmachungen  erschöpft 
sein.  Die  Gesetze  lassen  ja  in  fakultativer  Weise  auch  andere  Regelungen  zu, 
für  welche  die  richterlichen  oder  schiedsrichterlichen  Rechtssprüche  nur  als  Richt- 
schnur dienen. 


^)  Statistics  of  Proceedings  iinder  the  Workmen's  Compensation  Acts  etc.  1905  (Cd.  3149)  1906. 
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So  vor  aUem  durch  Bildung  gemeinschaftlicher  Hilfskassen  seitens  der  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  in  bestimmten  Betrieben.    Auf  die  Vorzüge  solcher  Abmachungen 
und  die  obwaltenden  Vorurteile  dagegen  wurde  bereits  in  Heft  Va  S.  69  ff.  hin- 
gewiesen.   Der  angestrebte  Zweck  ist  die  Vermeidung  ron  Streitigkeiten.    Das  Mittel 
ist  die  freiwillige  Beisteuerung  eines  jährlichen  Beitrages  seitens  des  Arbeitgebers 
an  die  auf  Selbsthilfe  begründete  Hiliskasse  der  Arbeiter,  aus  welcher  Kranken- 
gelder u.  dgl.  nach  bestimmten  Sätzen  gewährt  werden.     Der  Beitrag  des  Arbeit- 
gebers soll  hierbei  mindestens   den  für  yorkommende  Betriebsunfälle  von  ihm  zu 
leistenden  Entschädigungszahlungen  gleichkommen.    Ersparen  soll  er  dadurch  nichts. 
Allein   es  wird  alles  gütlich  und  ohne  Streit  nach  vorher  bestimmtem  Tarif  oder 
nach  Ermessen  des  erwählten  Hilfskassenausschusses  geregelt.     Tatsächlich  zahlt 
in  allen  Fällen  der  Arbeitgeber  mehr  als  den  ihm  nach  bloßem  Hecht  zufallenden 
Teil,  und  die  Arbeiter  machen  somit  ein  gutes  Geschäft.     Der  Arbeitgeber  muß 
mehr  zahlen,  weil  das  Abkommen  nicht  gültig  ist,  wenn  der  in  diesen  Dingen  sehr 
sachkundige  und  als  Anwalt  für  die  Arbeiter  handelnde  Chief  Begistrar  of 
Friendly    Societies    (Generalrevisor    von    Hilfskassen)    nicht    nach   vorher- 
gegangener   eingehender   Prüfung    amtlich    beglaubigt,    daß    das    Abkommen    den 
Arbeitern  mindestens  dieselben  Vorteile  gewährt  wie  die  gesetzlich  geregelte 
Unfallentschädigung;  und  er  tut  es  gern,  weil  er  damit  seine  Entschädigungsleistung 
fixiert  und  sich  von  dem  Aerger  von  Klagen  und  Berufungen  und  der  Ungewißheit 
in    betreff  außerordentlicher   Entschädigungsleistungen   loskauft     Sein   Beitrag  ist 
eben  so  berechnet,  daß   der  Durchschnittsbetrag  in  der  Reihe  der  Jahre  für  alle 
Fälle   genügt.    Für   den   Arbeitgeber   ist   das   eine   wirkliche  Versicherung.     Sein 
Beitrag  wird  durch  Uebereinkunft  festgesetzt  und  regelt  sich  zumeist  im  Verhältnis 
zu  den  Beiträgen  der  Arbeiter,  derart,  daß  der  Arbeitgeber  in  einem  bestimmten 
Verhältnis  zu  den    letzteren  beisteuert.     Zum  Beitritt  zu  dieser  Organisation  wird 
kein  Arbeiter  gezwungen.    Es  wird  seinem  freien  Ermessen  überlassen,  ob  er  bei- 
treten will  oder  nicht.    Und  wenn  sich  nicht  die  Mehrzahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
bei  geheimer  Wahl  für  das  Abkommen  aussprechen,  so  kann  dasselbe  überhaupt 
nicht  Platz  greifen. 

Von  dieser  Regelungsart  versprach  man  sich  bei  Annahme  des  Unfall- 
entschädigungsgesetzes besonders  gute  Erfolge.  Man  glaubte  sogar,  daß  sie  zur 
beliebtesten  und  verbreitetsten  Art  der  Regelung  werden  würde.  In  jedem  einzelnen 
Fall  haben  sich  denn  auch  die  Ergebnisse  sehr  gut  bewährt.  Allein  im  ganzen 
büßt  die  gemeinschaftliche  Hilfskasse  fortschreitend  eher  an  Beliebtheit  bei  den 
Arbeitern  ein,  als  daß  sie  an  solcher  gewänne.  Nominell  bleibt  die  Zahl  derartiger 
Organisationen  unverändert.  Es  bestanden  zum  Schluß  des  Jahres  1905  gerade 
noch  55  wie  im  Jahre  1903,  auf  welche  Zeit  in  Heft  Va  S.  71  Bezug  genommen 
wurde,  nämlich  (1905)  1  für  eine  Eisenbahn,  22  für  Fabriken,  30  für  Bergwerke 
und  2  für  Steinbrüche,  wozu  noch  die  eigenen  Organisationen  für  die  Armee-  und 
Flottenwerkstätten  kommen,  wovon  jede  Gruppe  für  sich  gesondert  besteht.  Auch 
kommen  alljährlich  neue  Abkommen  zur  Annahme.  Im  Jahre  1904  wurden  sechs 
neu  bestätigt,  im  Jahre  1905  zwei.  35  wurden  nach  Ablauf  des  ersten  Lustrums 
erneuert.  Im  ganzen  sind  daher  bisher  89  Hilfskassen  gebildet  worden.  Davon 
besteht  noch  gut  die  Hälfte.  Allein  die  Zahl  beteiligter  Arbeiter  ist  eine  mindere 
geworden.  Für  das  Lustrum  1898  bis  1903  betrug  sie  im  Jahresdurchschnitt 
129  335.  Im  Jahre  1904  stellte  sie  sich  nur  noch  auf  117  619,  bei  einer  Gesamt- 
beschäftigung von  122  782;  5163  hatten  sich  ausgeschlossen.  Für  das  Jahr  1905 
kommen  von  103  922  in  den  Betrieben  insgesamt  Beschäftigten  auf  die  Organisationen 
nur  noch  100  215.  Dieser  Rückschritt  ist  zu  beklagen.  Denn  nicht  allein  erhalten 
die  beschädigten  Arbeiter  und  die  Hinterlassenen  der  Verunglückten  bei  den 
Organisationen  mehr  Entschädigung  als  ihnen  auf  Grund  des  einschlägigen  Gesetzes 
zukommen  würde,  und  die  ganze  Sache  wird  in  Güte  und  Frieden,  ohne  jede 
Reiberei  oder  irgendwelches  böses  Blut  abgewickelt;  sondern,  wie  der  „Chief 
Registrar"  verbürgt .  und  wie  die  (vorgeschriebene  amtliche  fünfjährige)  kalku- 
latorische Prüfung  des  Jahres  1904  dartut,  sind  diese  Organisationen  auch  meist 
auf  finanziell  gesunder  Grundlage  aufgebaut.  Sie  sind  mehr  als  solvent.  Sie  hänfen, 
wie  die  betreffende  Tabelle  anzeigt,   bereits   derartige  Ueberschüsse  an,  daß  man 
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hier  und  da  beschlossen  hat,  ans  solchen  eigene  Fonds  zn  bilden,  woraus  man 
arbeitsunfähigen  Arbeitern  Invalidenrenten  zahlen  will.  Acht  der  i.  J.  1904 
der  fünfjährigen  Rechnungsprüfung  unterworfenen  Organisationen  wiesen  bei  einer 
kapitalisierten  Gesamtbelastung  mit  £  14  222  nicht  weniger  als  £  23  425  Ueber- 
schufi  auf.  Allerdings  kamen  andrerseits  auf  drei  Organisationen,  darunter  zwei 
sehr  bedeutende,  kalkulatorische,  d.  h.  nicht  eflfektive,  sondern  nur  mögliche  Ausfälle, 
darunter  zwei  in  beträchtlicher  Höhe.  Im  großen  Ganzen  aber  ist  die  Lage  der 
Organisationen  eine  gesunde.  Die  Beiträge  der  Arbeiter  selbst  sind  dabei  un- 
bedeutend. In  manchen  Fällen  betragen  sie  nur  1  Penny  pro  Woche  und  Mann, 
in  anderen  noch  weniger,  d.  h.  nur  3  bis  4  Shilling  pro  Jahr.  In  manchen  Fällen 
tragen  die  Arbeitgeber  tatsächlich  die  gesamte  Last,  geben  also  ihren  Arbeitern 
ihre  Krankenversicherung  als  Geschenk  mit  in  den  Kauf.  Abgesehen  von  Todes- 
fällen kamen  im  Jahre  1904  bei  solchen  Organisationen  17  836  in  der  Rechnung 
vollständig  erledigte  Fälle  von  Arbeitsunfähigkeit  vor,  wovon  beinahe  50  ^o 
(8852  Fälle)  die  Dauer  von  zwei  Wochen  nicht  überstiegen.  Nur  in  256  Fällen 
(1.5  ®/^)  ttberschritt  die  Dauer  26  Wochen.  Abgesehen  von  £  6  530  Pauschal- 
abfindung wurden  in  Wochenrenten  £  50  506  gezahlt.  Für  das  Jahr  1905  betrug 
die  Zahl  der  darin  völlig  ablaufenden  Fälle  von  Arbeitsunfähigkeit  16  096,  mit 
einer  Gesamtdauer  von  64  481  Wochen  und  vier  Tagen.  Davon  blieben  7818, 
d.  h.  49  ^/q,  innerhalb  der  Schranken  von  zwei  Wochen  Erwerbsunfähigkeit,  und 
nur  169  Fälle  (1.05  7o)  überschritten  das  Maß  von  26  Wochen.  Abgesehen  von 
£  5059  Kapitalzahlung  wurden  hierfür  im  Jahre  an  Wochenrenten  £  39  656  bezahlt. 
Man  hat  berechnet,  daß  die  gewährten  Leistungen  im  Jahre  1904  das  gesetzlich 
festgesetzte  Maximalmaß  um  65,  im  Jahre  1905  um  57  %  überstiegen.  So  viel  ist 
den  Arbeitern  ohne  eigenes  Zutun  aus  der  Tasche  der  Arbeitgeber  zugeflossen. 
Wenn  trotz  alledem  die  Zahl  der  sich  derartigen  Organisationen  anschließenden 
Arbeiter  vorderhand  noch  immer  abnimmt,  so  erklärt  sich  das  wohl  wesentlich 
durch  ein  nicht  begründetes  Vorurteil  gegen  das  Wort  „contracting  out"  (s.  Heft  Va 
S.  60,  79  ff.).  Man  meint  immer,  daß  der  Arbeiter  sich  eines  Hechtes  begibt,  welches 
seinen  Wert  haben  könnte  und  welches  durch  die  geleistete  Zahlung  nicht  völlig 
ersetzt  wird.  Namentlich  die  Gewerk vereine  mögen  von  diesen  Abkommen  nichts 
wissen.  Und  das  Austreten  einer  großen  Eisenbahngesellschaft  hat  darin  eine 
merkliche  Lücke  gerissen.  Wie  man  sieht,  kommen  diese  Organisationen  den 
deutschen  Berufsgenossenschaften  jedenfalls  nahe. 

Am  stärksten  vertreten  sind  die  besprochenen  Organisationen  auf  dem  Gebiete 
der  Bergwerke,  unter  deren  Arbeitern  derartige  vorsorgliche  Vereinigungen 
hergebracht  und  an  der  Tagesordnung  sind.  Ihnen  reihen  sich  dann  zunächst  drei 
Fabriken  und  fabrikartige  Betriebe  an,  wozu  auch  Schottland  zwei  Betriebe  stellt. 
Im  übrigen  beschränkt  sich  diese  vorsorgliche  Tätigkeit  auf  England  und  Wales 
allein.  Interessant  sind  die  Abkommen  dieser  Art,  welche  städtische  Be- 
hörden —  so  die  von  Woolwich  —  mit  ihren  Arbeitern  abgeschlossen  haben. 
Unsere  Munizipalitäten  beschäftigen  bekanntlich  jetzt  unter  der  Herrschaft  des 
sog.  „Gas-  und  Wassersozialismus'*  viele  Arbeiter.  Eingegeben  ist  ihr  Vorgehen 
in  diesem  Falle  offenbar  durch  das  Beispiel  des  Kriegsamtes  und  der 
Admiralität,  welche  für  ihre  Werkstätten  mit  den  beschäftigten  Arbeitern 
Abkommen  gleicher  Art  eingegangen  sind,  wobei  die  Arbeiter  jedenfalls  nicht  zu 
kurz  kommen;  Noblesse  oblige.  In  den  Werkstätten  des  Kriegsamtes  sind 
hierbei  28  000  Zivilisten  beteiligt,  in  den  Werkstätten  der  Admiralität  gegen  42  000. 
Für  Todesfälle  wurde  im  Jahre  1905  von  selten  gemeinschaftlicher  Hilfskassen 
gegen  £  250  {£  230— jf  260)  pro  Fall  entschädigt.  Auch  die  Unfähigkeitssätze 
sind  nicht  schlecht  bemessen,  lieber  die  Wirksamkeit  der  erwähnten  Organisationen 
gibt  die  nachstehende  Uebersicht  Aufschluß  (s.  Tabelle  10  S.  50). 

Ueber  die  weitere  zulässige  Modalität  der  Entschädigungsbegleichnng,  nämlich 
durch  Vereinigung  derArbeitgeberzu  einer  Entschädigungsgenossenschaft, 
welche  geschlossen  handelt,  und  welcher  dann  vielleicht  eine  ähnliche  Vereinigung 
der  Arbeiter  gegenübertritt,  ist  den  in  Heft  Va  S.  82  ff.  gemachten  Angaben  nichts 
Neues  hinzuzufügen.  Offenbar  bildet  beiläufig  die  einfach  geschäftliche  Versicherung, 
bei   gewinnanstrebenden  Versicherungsgesellschaften,   welche  in  großem  Maßstabe 
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betrieben  wird,  keine  eigene  Modalität.  Denn  bei  ihr  findet  keinerlei  besondere 
Regelung  der  Verantwortlichkeitsverhältnisse  statt.  Die  Versichernngsgesellschaft 
tritt  einfach  auf  Grund  ihres  Vertrages  mit  dem  Versicherten  in  die  Stelle  des 
verantwortlichen  Arbeitgebers  ein  und  übernimmt  in  seinem  Namen  Rechte  und 
Verpflichtungen,  denen  sie  als  nur  geschäftlich,  nicht  sympathisch  beteiligte  Partei, 
einen  ganz  eigenen,  streitsüchtigen  Stempel  aufdrückt.  An  solcher  Versicherung 
ist  noch  weiter  viel  Geld  verloren  worden,  obwohl  man  sich,  durch  Erfahrung  ge- 
witzigt, etwas  besser  in  die  zuerst  völlig  und  auch  heute  noch  zum  großen  Teil  un- 
bekannten Verhältnisse  hineingefmiden  hat.  Wesentlich  anders  steht  es  bei  den  Ar  b  eit- 
geberorganisationen,  die  man  beinahe  „berufsgenossenschaftlich"  nennen  kann. 
Diese  haben  sich  weiter  recht  gut  bewährt  —  wie  auch  in  den  Parlamentsdebatten 
über  das  neue  Gesetz  betont  wurde.  So  namentlich  die  beiden  berufsgenossen- 
schaftlichen Organisationen  —  von  Arbeitgebern  auf  der  einen  Seite,  von  Arbeitern 
auf  der  anderen  —  in  der  Kohlenindustrie  der  Grafschaft  Durham.  Bei 
ihnen  wickelt  sich  alles  durchaus  glatt  ab.  Von  Gehässigkeit,  Streit,  Reiberei  ist 
keine  Rede.  Man  verständigt  sich  in  aller  Freundschaft  und  wird  sich  eher  gegen- 
seitig näher  gerückt  als  einander  entfremdet.  Und  die  Kosten  sollen  sich  niedriger 
stellen  —  es  wird  behauptet  auf  weniger  als  einen  Penny  pro  Tonne  Förderkohle 
(es  wurde  ^/g  Penny  genannt),  wogegen  sie  anderwärts  über  1  Penny,  etwa  1^2 
oder  noch  mehr  austragen  sollen.  Indessen  läßt  sich  das  nicht  allzu  genau  ver- 
folgen. Auf  die  absolute  Schwere  der  Last  kommt  es  ja  auch  den  Arbeitgebern 
—  innerhalb  gewisser  Grenzen,  die  jedenfalls  innegehalten  werden  —  hier  nicht 
so  sehr  an,  als  auf  friedliche  Abwicklung  und  möglichst  gleichmäßige 
Verteilung  derLast.  Beide  Vorteile  werden  erfahrungsmäßig  auf  die  genannte 
Weise  am  zuverlässigsten  gesichert.  Um  so  erstaunlicher  ist,  daß  man  nicht  auf 
diesem  mit  Glück  betretenen  Wege  zur  vollen  Berufsgenossenschaft  fort- 
zuschreiten sucht. 

Es  fragt  sich  nun,  wie  weit  sich  aus  den  vorliegenden  Bruchstücken  —  Ent- 
schädigungsfälle, Fabrikinspektorat,  Bergwerksinspektorat,  Schiffahrtsberichten  — 
eine  halbwegs  dienliche  Statistik  zusammenstellen  läßt.  Unzuverlässig  genug 
muß  sie  jedenfalls  ausfallen,  weil  ja  unmöglich  alles  gemeldet  sein  kann  —  es 
entzieht  sich  sogar  vieles  überhaupt  aller  Meldung  —  weil  für  jede  Art  vor- 
geschriebener Meldung  besondere  Vorschriften  bestehen  und  weil  schließlich  auch 
über  nicht  wenige  Fälle  zweierlei  Arten  von  Meldungen  vorliegen  müssen.  Denn 
was  dem  Fabrikinspektor  oder  dem  Bezirksarzt  oder  sonst  einer  Behörde  z.  B.  in 
Bergwerken  und  Steinbrüchen,  angemeldet  wird,  wird  in  nicht  wenigen  Fällen  auch 
bei  Gericht  angemeldet  worden  sein. 

Ueber  die  gerichtlich  anhängig  gemachten  Fälle  geben  die  S.  38  fg.  mit- 
geteilten Tabellen  vollständige  Auskunft.  Das  Gesamtergebnis  wird  der  Ueber- 
sichtlichkeit  halber  nachstehend  kurz  zusammengefaßt  (s.  Tabelle  11  S.  52/53). 

Die  Unfallfrequenz  bei  gemeinschaftlichen  Hilf skassenorgani- 
sationen  ist  aus  den  bereits  mitgeteilten  Tabellen  ersichtlich  und  stellt  sich  im 
Sehlußergebnis  wie  folgt: 

Gemeinschaftliche  Hilfskassenorganisationen. 


1904 
1905 


Todesfälle 


135 

87 


Nicht  tödüche 
Unfälle 


17  334 
16  147 


Überhaupt 


17  469 
16  234 


Auf  ganz  anderem  Boden  stehen  die  nachfolgenden  Angaben,  welche,  jede  in 
ihrer  Art,  vollständig  sein  müssen,  weil  sie  gerade  behufs  Erzielung  möglichster 
Genauigkeit  und  Vollständigkeit  von  besonders  dazu  eingesetzten,  verantwortliehen 
Behörden  eigens  eingesammelt  wurden.  Da  sind  zunächst  die  Fabrik-  und  Werk- 
stattsunfälle  zu  erwähnen,  weiter  die  Unfälle  in  Bergwerken  und  Steinbrüchen 
und  schließlich  die  Eisenbahnunfälle  sowie  die  Todesfälle  auf  seefahrenden 
(nicht  Fischerei  betreibenden)  Schiffen.    Für  Zuverlässigkeit  ist  hier  in  allen  Fällen 
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(Fortsetzung  der  Tabelle  von  S.  52.) 
B.  Bei  Gericht  zu  Protokoll  gegebene  Yergleiclie.^) 


1 

CS3 

Art  der  Regelung 

Zahl  nnd  Betrag  der  Entschädigungen 

a 
B 
i 

< 

1 

1 

1 

1 

Cd 

Panschsummen 

Wochenrenten*) 

Art  des  Unfalls 
und  Jahr 

Zahl 

der 

FäUe 

Betrag 
£       8.   d. 

Zahl 

der 

FäUe 

Betrag 
£     s.  d. 

1904: 

Tod 

Erwerbsunf.    .    .    . 

286 
3944 

284 
3902 

34 

2 
4 

284 
1422 

41578.    1.11 
41628.12.    8 

1 
2001 

1.    0.   0 
1285.15.    8 

Summa 

1905: 

Tod 

Erwerbsunf.    .    .    . 

4230 

353 
4499 

4186 

348 
4432 

84 

8 
54 

6 

2 
11 

1706 

348 
1583 

88  206.14.    2 

64 155. 13. 10 
63  076.    1.10 

2002 

2 
2197 

1286.15.   8 

1.12.   0 
1431.    6.   8 

Summa 

4852 

4775 

62 

13 

1926 

117  231.15.    8 

2199 

1432.18.   8 

€•  Haftpflichtgesets. 


Art  des  Unfalls 
und  Jahr 

1 

Artd( 

u 

s 
:ig 

|§ 

Q 

5rRe^ 

o| 

feiung 

1 

Zahl  und  Betrag  der  zuer- 
kannten Entschädigungen 

Genehmigte 
Anwaltskosten«) 

Ergebnis 

Pauschsummen 

Zahl 

der 

FäUe 

Ar- 
beiter 

Arbelt- 
geber 

Zahl 

der 

FäUe 

Betrag 

£      8.    d 

Betrag 
^     8.  d. 

1904: 

Tod 

Völlige  Erwerbsunf. 
TeUw. 

43 
213 
503 

28 
103 
161 

2 
11 

18 
110 
832 

10 
65 
98 

13 
38 
63 

10 
65 
97 

1814.   8.   0 

5  625.17.    9 

6  046.   8.   6 

12 
56 
96 

173.17.   8 
1333.17.    5 
2862.    8.    0 

Summa 

1905: 

Tod 

Völlige  Erwerbsunf. 
Teilw.^) 

759 

27 

203 
404 

287 

12 

79 

146 

13 

3 
6 
9 

446 

10 
117 
239 

173 

9 
54 
91 

114*) 

7 
27 
71 

172 

10 
114 
167 

12  986.14.    8 

990.   6.   0 
3748.    4.   6 
4598.13.   2 

164 

10 
48 

98 

3870.   3.    1 

245.   2.    5 
1332.   6.   8 
2021.15.    7 

Summa 

634 

237 

18 

866 

154 

105«) 

291 

9382.   8.   8 

156 

3599.   4.    8 

^)  Vergleichsweise  werden  diese  FäUe  geregelt  entweder  durch  Abkommen  zwischen 
den  Parteien  selbst  oder  durch  dieserhalb  eingesetzte  Ausschüsse  oder  durch  beiderseits  an- 
erkannte Schiedsrichter.  Die  Unterscheidung  zwischen  vöUiger  und  nur  teilweiser  Erwerbs- 
unfähigkeit fällt  hier  fort. 

*)  Die  Dauer  der  betreffenden  Fristen  ist  nicht  angegeben. 

*)  D.  h.  die  gerichtüch  zuerkannten  Kosten;  die  Parteien  selbst  können  den  Anwälten 
mehr  bezahlen. 

*)  Hiervon  wurden  39  FäUe  (sämtlich  FäUe  teilweiser  Erwerbsunföhigkeit)  auf  Grund  des 
Haftpflichtgesetzes  abgelehnt,  indessen  auf  Grund  des  UnfaUgesetzes  entschädigt;  davon  wurden 
für  35  FäUe  Wochenrenten,  für  vier  Fälle  Pansch  summen  zuerkannt. 

*)  Die  Unterscheidung  zwischen  vöUiger  und  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  ist  bei  den 
auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  entschiedenen  Fällen  nur  annähernd,  nicht  absolut. 

•)  Davon  wurden  auf  Grund  des  UnfaUgesetzes  für  37  FäUe  Entschädigungen  erkannt 
und  zwei  abgewiesen;  es  waren  dies  sämtlich  Fälle  teüweiser  Erwerbsunfähigkeit. 
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gesorgt.  Die  Statistik  ist  nur  für  unsere  vorliegenden  Zwecke  ungenügend  und 
dabei  nicht  einheitlich.  Bei  den  Statistiken  tlber  Fabrik-  und  Werkstattsunfälle 
hat  man  überdies  noch  mit  dem  Uebelstand  zu  rechnen,  daß  die  Eechnung  für  die 
zumeist  in  Betracht  kommenden  Jahre  1904  und  1905  nicht  ganz  gleichartig  geführt 
worden  ist.  Das  liegt  daran,  daß  zwei  verschiedene  Anmeldungsregulative  bestehen. 
Die  kleinen  Unfälle,  d.  h.  die  nicht  tödlichen  und  nicht  durch  mittels  mechanischer 
Kraft  betriebene  Maschinen  hervorgerufenen,  werden  gesetzlich  nur  bei  dem  Fabrik- 
inspektor gemeldet,  sofern  sie  ihre  Opfer  im  Laufe  der  drei  dem  Unfall  unmittelbar 
folgenden  Tage  auf  nicht  weniger  als  fünf  Stunden  arbeitsunfähig  machen.^)  Ueber 
diese  Unfälle,  die  ja  die  große  Mehrzahl  der  überhaupt  vorkommenden  Unfälle  aus- 
machen, setzt  sich  das  Ministerium  des  Innern  in  seiner  Statistik  für  das  Jahr  1905 
hinweg.  Ueber  Unfälle,  welche  durch  den  beglaubigenden  Arzt  zu  melden  sind, 
d.  h.  über  Todesfälle  und  durch  mechanische  Kraft  hervorgerufene,  führt  es  andrer- 
seits gewissenhaft  Buch. 

Spezifisch  über  Fabrik-  und  Werkstattsunfälle  geben  Auskunft 
umfangreiche  Tabellen  im:  „Annual  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories 
and  Workshops  for  the  Year  (1904)  1905,"  Cd.  (2848)  3036,  London  1906. 

Ueber  die  Unfälle  beim  Betriebe  von  Eisenbahnen  liegen  ebenfalls  aus- 
giebige Ziffern  vor  im:  „General  Report  to  the  Board  of  Trade  upon  the  Accidents 
that  have  occurred  in  the  Railways  of  the  United  Kingdom  during  the  year  1905", 
Cd.  3140,  London  1906. 

Von  den  Unfällen  in  Bergwerken  und  Steinbrüchen  zieht  die 
Statistik  leider  nur  Todesfälle  in  Betracht:  „Mines  and  Quarries,  General  Report 
and  Statistios  for  1905.     Part.  II  Labour."     Cd.  3179,  London  1906. 

Dasselbe  gilt  von  den  Unfällen  auf  Seeschiffen,  da  nichttödliche  Unfälle 
nicht  gemeldet  werden:  „Merchant  Shipping  (Loss  of  Life),  Return  showing  the 
lives  lost  by  wreck,  drowning  or  other  accidents  in  British  seagoing  merchant  sUps." 
Cd.  3139,  London  1906. 

Das  Gesamtergebnis  läßt  sich,  allerdings  nur  ungenau  und  ganz  unvoll- 
ständig, in  etwa  folgender  Weise  zusammenfassen: 

12.   Überhaupt   angemeldete   tödliche   und   nichttödliche 
Betriebsunfälle    1904   und    1905. 


1904 

1905 

Art 
der  Anmeldung 

p2 

i 

TS 

00 

bD 

a  « 

upt  erwerbs- 
nfähig 

i 
1 

OQ 

•e 
l| 

bß 

i-s 

SS      R 

^ 

a   CS 
t> 

0 

o 

i 

H 

EH 

o 

c 

Haftpflicht-  und  Ent- 

schädignngsgesetz  . 

1081 

1288 

1628 

3  944 

6  860 

1172 

1263 

1505 

4  499 

7  267 

Gemeinschaft!.    Hilfs- 

kasse      

135 

_ 



17  334 

17  334 

87 





16147 

16147 

Fabrik-     und    Werk- 

stattsgesetz   .    .    . 

1018 

— 



91950 

91950 

1063 





99  546 

99  546 

Eisenbahnunfälle   .     . 

434 





14  535 

14  535 

419 





14  209 

14  209 

Bergwerke    .... 

926^ 



1076) 



Steinbrüche  .... 

110  l 

Angaben  lie 

gen  nicht 

_ 

97 

Angaben  lie 

gen  nicht 



Handelsschiffahrt  .     . 

1116  j 

VOI 

— 

1461  j 

VOl 

— 

Zusammen 

4820 

1288 1 

1628 

127  763 

130  679 

5375 

1263 

1505 

1 134  401 

137  169 

Rechnet  man  die  gerichtlich  angemeldeten,  also  vermutlich  zweimal  gebrachten, 
ab  —  mit  Ausnahme   der   landwirtschaftlichen,    über   die   keine   zwei  Buchungen 


*)   3Ian  vergleiche  hierzu   das  im  Anhang  (Anlage  4)  abgedruckte   neue  ünfallanzeige- 
gesetz  (Xotice  ofAccidents  Act,  1906). 
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vorliegen  können  —  so  bleiben  für  das  Jahr  1904  3781  Todesfälle^  57  völlige, 
71  teilweise  Invalidität,  124  033  nichtklassifizierte  Invalidität,  also  überhaupt 
124 161  Invalidität,  für  das  Jahr  1905  in  gleicher  Weise  4267  Todesfälle,  57  völlige, 
80  teilweise  und  130123  nichtklassifizierte,  also  in  allem  130  260  Invalidität, 
im  ganzen  1904:  127  942  und  1905:  134  527  Unfälle. 

Noch  viel  unsicherer  und  lückenhafter  ist  die  Auskunft  in  betreff  der  für 
Unfälle  gezahlten  Entschädigungsgelder.  Vollständig  sind  die  geleisteten 
Zahlungen  nur  unter  dem  Titel  „Genossenschaftliche  Hilfskassenorganisationen" 
angegeben,  und  allein  dort  auch  findet  sich  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter. 

Gemeinschaftliche  Hilfskassen. 


1904 
1905 


Zahl  der  beschäf 
tigten  Arbeiter 


117  619 
100  215 


Zahlungen  für 
Todesfälle 


17  094 
15  422 


Dgl.  für  nicht- 
tödliche Unfälle 


57  936 
50  472 


Dgl.  für  Unfälle 
überhaupt 


75  030 
65  894 


Für  gerichtlich  anhängig  gemachte  Fälle  ist  bei  Wochenrenten  nur  der  Betrag 
pro  Woche  angegeben,  nicht  der  Gesamtbetrag  im  Jahre.  Mit  diesem  Vorbehalt 
stellen  sich  die  Ergebnisse  wie  folgt: 

Entschädigungsleistungen   auf   Grund   der   Unfallentschädi- 
gungsgesetze  und   des   Haftpflichtgesetzes    1904   und    1905.^) 


1904 

1905 

Pauschal- 
zahlungen 

Invaliden- 
renten pro 
Woche 

(Daaer  nicht 
angegeben) 

Genehmigte 
Anwalts- 
kosten 

Pauschal- 
zahlungen 

Invaliden- 
renten pro 
Woche 

(Dauer  nicht 
angegeben) 

Genehmigte 
Anwalts- 
kosten 

ünfallentschädi- 
gungsgesetze  (ge- 
richtlich geregelt) 

Bei  Gericht  angemel- 
dete Abkommen  . 

Haftpflichtgeaetz 

£      8.  d. 

94  698.12.11 

83  206.14.  2 
12  986.14.  3 

£      8.   d. 
4O4.l8.8V2 

1286.15.8 

£    s.d. 
10  692.10.6 
3  870.  3.1 

£      8.  d. 

113  696.16.2 

117  231.15.8 
9  332.  3.8 

£   s.d. 

377.  4.7 
1432.18.8 

£    s.d. 

11  169.  8.0 

3  599.  4.8 

Insgesamt 

190  892.  1.  4 

1691.14.4V, 

14  562.13.7 

240  260.15.6 

1810.  3.3 

14  768.12.8 

Absichtlich  sind  hier  neben  den  Beträgen  für  eflFektive  Entschädigung  auch 
die  genehmigten  Anwaltskosten  angeführt,  damit  sich  ersehen  läßt,  wieviel  es 
tatsächlich  kostet,  um  die  zuerkannten  Beträge  zu  erlangen,  die  ja  doch  nur  den 
nachgewiesenen  Schaden  decken  sollen.  £  14  562  13  s.  7  d.  Anwaltskosten  zur 
Erlangung  von  £190  892  14s.  Od.  Entschädigung  ist  etwas  viel.  Und  noch 
schlimmer  sind  die  Anwaltskosten  mit  £  3599  4  s.  8  d.  auf  Grund  des  Haftpflicht- 
gesetzes zur  Erlangung  von  £  9332  3  s.  8  d.,  zumal  die  Anwaltskosten  sich  in 
Wahrheit  noch  höher  gestellt  haben  können,  die  Entschädigung  aber  nicht.  ^) 

Bei  solcher  Lückenhaftigkeit  der  Statistik  ist  man  zu  einer  Berechnung  der 
Gesamtkosten  der  Unfallentschädigung  oder  ihres  Verhältnisses 
zur  Gesamtlohnzahlung  lediglich  auf  Schätzungen  angewiesen,  die  in  keiner 
Weise  als  zuverlässig  betrachtet  werden  können.  Darüber  ist  man  jecloch  allgemein 
einig,  daß  die  Entschädigung  im  Verhältnis  zur  Lohnzahlung  oder  zur  erzeugten 
Masse    keinen   großen  Betrag   ausmacht.     „Sehe   man   nur",   so    rief   das   liberale 


^)  Statistics  of  Proceedings  under  the  Workmen's  Compensation  Acts,  1897  and  1900,  and 
the  Employers'  Liability  Acts  1890,  during  the  Year  1904  (Cd.  2727)  1905.  Desgleichen  1905 
(Cd.  3149)  1906. 

*)  Ganz  haarsträubende  Einzelfälle  sind  bereits  auf  S.  46  angegeben. 
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Parlamentsmitglied  Mark  harn,  selber  Kohlenbergwerksbesitzer,  in  der  Debatte 
aus,  „die  enormen  Gewinne  an,  welche  seit  EinfUhrong  der  Entschädigungspflicht 
in  der  für  so  ernstlich  gefährdet  ausgegebenen  Kohlenförderung  verdient  worden 
sind  !"  Allerdings  schätzte  Chamberlain  die  Last  1897  mit  seinem  „einhalb  Pennj 
pro  Tonne  Kohle"  zu  niedrig.  Aber  mit  etwa  eineinhalb  Pence  pro  Tonne  wird 
die  Entschädigung  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  wohl  gedeckt  sein,  in  glücklich 
situierten  Bezirken,  wie  der  Grafschaft  Durham  —  wo,  wie  schon  erwähnt,  eine  vor- 
zügliche berufsgenossenschaftliche  Organisation  besteht  —  sogar  mit  weniger,  vielleicht 
mit  zwei  Drittel  Penny.  Für  das  Kohlenfeld  der  Grafschaft  Yorkshire,  wo  die  Kohle 
sehr  wenig  feurig  ist,  gab  Samuel  Rogers  in  der  letztjährigen  Unterhausdebatte 
an,  daß  die  vereinigten  Bergwerksbesitzer  dieses  Feldes  in  sieben  Jahren  bei  einer 
Jahresförderung  von  etwa  200000000  Tonnen  rund  £  22000  an  Unfallentschädigungen 
ausgezahlt  haben.  Danach  käme  auf  die  Tonne  allerdings  weniger  als  einhalb 
Penny.  Allein  die  Zahl  der  Unfälle  steht  nach  nur  sieben  bis  acht  Jahren  noch 
immer  niedrig  und  muß  selbstverständlich  noch  auf  geraume  Zeit  hin  alljährlich 
zunehmen.  Von  dem  Betriebsjahr  1899/1900  bis  1904/5  wuchsen  die  dauernden 
Fälle  dort  von  57  auf  349  an.  Andererseits  berichtet  mehr  als  ein  Großindustrieller, 
der  selber  ftlr  seine  Entschädigungszahlung  sorgt  und  über  die  gemachten  Leistungen 
genau  Buch  führt,  daß  dieselbe  bei  ihm  Ss.  pro  £100  gezahlten  Lohnes  nicht 
übersteigen.  Bei  Versicherungsgesellschaften  soll  man  im  Durchschnitt  etwa  £  1 
pro  £  100  Jahreslohn  zahlen.  Leider  gibt  es  keine  Statistik  über  die  im  König- 
reich gezahlten  Löhne,  auch  nicht  über  Versicherungen.  Auf  diesem  Gebiete  wird 
man  sich  also  vorerst  noch  ohne  weitere  Statistik  begnügen  müssen.  Aber  drückend 
ist  jedenfalls  die  Entschädigungspflicht  nicht  (s.  auch  Heft  Va  S.  64). 

Noch  ein  Punkt  bleibt  zu  erwähnen.  In  einer  —  recht  wichtigen  —  Beziehung 
erweist  sich  die  britische  Unfallversicherung  notwendigerweise  als  erfolglos.  Man 
kann  ihr  nicht  vorwerfen,  daß  sie  unmittelbar  zu  der  Vermehrung  von  Be- 
triebsunfällen beigetragen  hätte,  und  was  sie  mittelbar  bewirkt  hat,  dazu 
soll  ihr  in  dem  neuen  Gesetze  die  Gelegenheit  abgeschnitten  sein.  Festgestellt 
wurde  ja  in  der  Enquete  des  Jahres  1903  (s.  Heft  V  a  S.  61  flF.)  von  zum  mindesten 
einem  bewährten  Fabrikinspektor,  daß  die  Friedensrichter  Ordnungsstrafen  für 
Vergehen  gegen  die  Vorschriften  des  Fabrikschutzgesetzes  nicht  mehr  verhängt 
haben,  weil  sie  meinen,  mit  der  Entschädigung  an  die  Unfallverletzten  seien  die 
Vergehen  genügend  geahndet,  und  die  Entschädigungsgesetze  haben  diese  wirklich 
ihrer  kriminalrechtlichen  Jurisdiktion  entrückt  und  zur  Zivilsache  gemacht.  Jeden- 
falls hat  das  Unfallgesetz  in  keiner  Weise  auf  Verhütung  von  Betriebs- 
unfällen hingewirkt;  und  absichtlich  hat  man  das  Gesetz  nicht  mit  solcher 
Aufgabe  betrauen  wollen,  weil  man  diese  auf  dem  Wege  der  Fabriks-,  Bergwerks- 
usw.  -lnspektion  und  vermittelst  des  Druckes,  welchen  die  Regierung  auf  Grund 
der  von  den  Inspektoren  gemachten  Meldungen  und  Empfehlungen  durch  absolut 
bindende  Vorschriften  auszuüben  imstande  ist,  wirksamer  und  vollständiger  geleistet 
zu  sehen  glaubt.  Die  Inspektion  leistet  auch  zweifellos  sehr  Erfreuliches.  Man 
darf  dabei  nicht  allein  die  wirklichen  Verordnungen  des  Ministeriums  in  Betracht 
ziehen,  die  sich  ja  schließlich  leicht  zählen  lassen;  man  muß  daneben  auch  die 
Einwirkung  berücksichtigen,  welche  die  einzelnen  Inspektoren,  und  vor  allem'  der 
an  der  Spitze  der  Abteilung  stehende  Generalinspektor,  vermittelst  ihrer  Mahnungen 
und  Empfehlungen  ausüben.  Da  die  Inspektionsberichte  alljährlich  amtlich  ver- 
öffentlicht werden,  und  in  diesen  Berichten  über  Bestrafungen,  Anhängigmachung 
von  Eüagen  bei  Gericht,  Anlässe  zu  Unfällen  —  speziell  wenn  solche  durch  Fahr- 
lässigkeit verursacht  wurden  und  vermeidlich  waren  —  Buch  geführt  wird,  da  femer 
die  Veröffentlichung  solcher  Berichte  in  einem  besonderen  Bande  ganz  natürlicherweise 
eine  Art  Wetteifer  unter  Inspektoren  und  Inspektorinnen  —  die  letzteren  bilden 
einen  sehr  bedeutungsvollen  und  tätigen  Faktor  in  der  Inspektion  verschiedener 
Bezirke  —  hervorruft,  so  wirkt  die  Inspektion  in  der  Tat  sehr  anregend  und  auf 
der  andern  Seite  auch  wieder  hemmend.  Die  Inspektoren  genießen  auf  Grund  bewährter 
Sachkenntnis  das  Vertrauen  sowohl  der  Arbeitgeber  wie  der  Arbeiter.  Für  die 
letzteren  sind  sie  ja  gesetzlich  Beschützer.  Und  ihre  Kontrolle  bietet  ein  vortreff- 
liches Mittel,  um  Betriebsverbesserungen,  Sicherheitsvorrichtungen  und  Schutzwehren, 
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die  an  einem  oder  dem  anderen  Orte  bzw.  in  einem  oder  dem  anderen 
engeren  Industriezweige  zur  Anwendung  kommen,  auch  in  weiteren  Kreisen  und 
in  verwandten  Industriezweigen  zur  Kenntnis  zu  bringen,  wie  sie  selbst  bei  „berufs- 
genossensehaftlichen  Organisationen^  vielleicht  nicht  ganz  so  schnell  bekannt  werden 
würden,  weil  das  Feld  doch  ein  recht  großes  ist.  Mit  der  Einführung  von  Sicher- 
heitsmaßregeln allein  ist  es  ja  auch  hier  nicht  abgetan.  Eine  erhebliche  Anzahl 
von  Unfällen  findet  festgestelltermaßen  statt,  nicht  weil  die  Schutzvorrichtungen  fehlen, 
sondern  weil  sie  ohne  Kenntnis  oder  genügende  Obacht  angewandt  werden.  Da 
können  die  Inspektoren  mit  ihrer  Autorität  sehr  gut  nachhelfen  —  zumal  da,  wie 
gesagt,  hartnäckige  Nachlässigkeit  und  Fahrlässigkeit  leicht  im  amtlichen  Bericht 
angenagelt  werden  könnten.  Sehr  viel  haben  namentlich  in  Bergwerken  die 
gütlichen  Vorstellungen  der  Inspektoren  zur  Minderung  der  Unfallgefahr  beigetragen, 
ohne  daß  bindende  Vorschriften  notwendig  geworden  wären.  Nicht  weniger  frucht- 
bringend haben  die  weiblichen  Inspektoren  in  Fabriks-  und  Werkstatts- 
betrieben gewirkt  Für  die  Beaufsichtigung  elektrischer  Kraft-  und  Licht- 
werke und  die  Verwendung  solcher  Elemente  besteht  eine  eigenelnspektion, 
deren  Wirkungsfeld  erklärlicherweise  von  Jahr  zu  Jahr  zunimmt 

Eigentliche  ministerielle  Verordnungen  zurVerhütungvonUn  falls- 
gefahren liegen  seit  Fertigstellung  von  Heft  V  a  verschiedentlich  vor.  So  sind, 
als  Vorbereitung  zu  genaueren  Vorschriften,  die  Herstellung  und  Verwendung  von 
elektrischer  Kraft  und  Beleuchtung,  die  Verwendung  von  Self-Aktoren,  Flachs- 
spinnereien und  Werftarbeit,  auch  die  Verwendung  von  Lokomotiven  in  Fabriken 
und  Werkstätten  —  sie  laufen  dort  häufig  ein  —  als  „gefährliche  Betriebe"  erklärt 
worden.  Damit  werden  sie,  was  zu  treffende  Sicherheitsmaßregeln  anbelangt,  unter 
besondere  Aufsicht  gestellt  Die  Entwicklung  und  Benutzung  von  Elektrizität  hat 
bisher  allerdings  noch  keine  beträchtliche  Anzahl  von  Opfern  gefordert;  allein  ihre 
Betriebsgefährlichkeit  nimmt  zu,  wie  sich  aus  folgender  Tabelle  ergibt: 

Unfälle    bei    der    Herstellung    und    Verwendung    elektrischer 

Kraft  oder  Beleuchtung. 


1904 

1905 

Tödlich 

Nicht- 
tödlich 

Tödüch 

Nicht- 
tödHch 

1.  In    öffentlichen    Entwicklnngsstati- 
onen  (im  Betriebe  von  Behörden  oder 
Aktiengesellschaften) 

a)  ohne  elektrischen  Schlag .    .    . 
h)  mit  solchem 

2.  In    privaten    Entwicklungsstationen 

a)  ohne  elektrischen  Schlag  .    .    . 
h)  mit  solchem 

3.  In  Fahriken  üherhanpt 

4.  In  Bergwerken*) 

6.  Auf  Eisenhahn  und  Tramhahn*)  .    . 
6.  In  den  R&nmen  von  Konsumenten*) 

6 
3 

3 
4 

8 

9 

134 
33 

40 
9 

87 

7 
3 

4 

4 
5 
3 

167 
32 

35 

18 

118 

24 

303 

26 

370 

Auf  die  Einzelheiten  der  für  die  Elektrizität  erlassenen  Verordnungen  ein- 
zugehen, ertlbrigt  sich  hier;  doch  bleibt  zu  bemerken,  daß  für  die  Verwendung 
elektrischen  Lichtes  oder  elektrischer  Kraft  besonders  in  Bergwerken  durch 
Ministerialverordnung  neuerdings  recht  genaue  Vorschriften  ergangen  sind. 

Auch  für  das  Sortieren  und  Kämmen  von  Wolle  sind  neuerdings 
Vorschriften  erlassen,  welche  indessen,  ebenso  wie  die  in  betreff  von  Töpferei 
und  Porzellanmanufaktur,  mehr  auf  die  Verhütung  von  „Berufs- 
krankheiten" als  von  eigentlichen  Unfällen  hinzielen.  Die  Vorschriften  über 
die  Benutzung  von  Self-Aktoren  betreffen  jedoch  unmittelbar  Unfälle  und 
haben  sich  als  durchaus  wünschenswert  erwiesen,  weil  in  letzterer  Zeit  Self-Aktoren 


')  Nichttödliche  Unfälle  sind  nicht  gemeldet. 
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in  den  Banmwollindüstrien  sich  als  ziemlich  ausgiebigste  Ursache  von 
Betriebsunfällen  herausgestellt  haben.  Auch  auf  anderem  Felde  ist  gerade  der 
Baumwollindustrie,  die  für  England  der  wichtigste  Gewerbszweig  ist,  amtlich  viel 
Aufmerksamkeit  zugewendet  worden.  Ein  eigener  Bericht  mit  28  Blättern  Illustrationen 
erläutert  sachkundig  die  vielen  neuerdings  in  der  Baumwollindustrie  zur  Anwendung 
gebrachten  Sicherheitsv  orrichtungen.^)  Aus  alledem  ergibt  sich,  wie  auch  der 
Verfasser  des  genannten  Berichtes,  H.  S.  Kichmond,  hervorhebt,  daß  in  der 
Baumwollindustrie  für  die  Sicherheit  der  Arbeiter  viel  geschehen  ist  und  noch 
geschieht,  und  daß  infolgedessen  die  Gefährlichkeit  dieses  Gewerbezweiges  erheblich 
nachgelassen  hat. 

Weitere  Unfallverhütungsvorschriften  hat  der  Chef  des  Fabrikinspektorates 
auf  eigene  Verantwortung  erlassen,  so  vor  allem  mit  Bezug  auf  Xylonit  oder 
Zelluloid,  welches  sehr  viele  Brandfälle  verursacht  hat;  seine  Herstellung  und 
Verwendung  sind  besonderen  Vorsichtsmaßregeln  unterworfen  worden.  Ebenso 
steht  es  mit  Azetylengas.  In  betreff  der  Anwendung  von  genügenden  Schutz- 
geländern  in  Fabriken  bleibt  noch  immer  zu  mahnen.  Sehr  viel  wird  in 
den  Berichten  und  Empfehlungen  die  Staub  gefahr  besprochen,  so  bei  der  Feilen- 
hauerei, beim  Polieren  mit  Eisenspänen,  beim  Messinggießen,  aber  auch  in  Fabriken 
und  Werkstätten  anderer  Art,  bis  zu  den  Getreideböden  hinauf,  wo  feine  Kieselteile, 
aus  fremden  Ländern  herübergetragen,  jetzt  in  englischen  Arbeiterlungen  manches 
Unheil  anrichten.  Auf  die  Beobachtung  hygienischer  Luft-  und  Tempe- 
raturverhältnisse ist  letzthin  viel  Obacht  gegeben  worden,  und  es  wird  darin 
auch  jetzt  über  namhafte  Verbesserung  berichtet.  Feuchtigkeitsverhältnisse, Temperatur, 
Zulaß  frischer  Luft  werden  mit  weit  größerer  Strenge  kontrolliert.  Und  es  vrtrd 
viel  auf  die  Anwendung  von  Staubabziehem  und,  in  Wäschereien,  Feuchtigkeits- 
ausziehern  gehalten.  Diese  Apparate  bewähren  sich  gut.  In  Heft  Va  S.  114  ff. 
wurde  besonders  auf  die  Gefahren  in  „tenement  factories**  hingewiesen,  wo 
Raum  und  Kraft  zur  Messerschmiedearbeit  im  kleinen  vermietet  werden;  zur  Ver- 
minderung dieser  Gefahren  sind  neue  Vorschriften  erlassen  worden.  Auch 
Bäckereien,  zumal  unterirdische,  werden  strenger  kontrolliert,  und  es  wird  als 
Ergebnis  solcher  Kontrolle  eine  bedeutende  Besserung  in  den  dort  herrschenden 
Verhältnissen  festgestellt. 

Als  sehr  tätig  und  erfolgreich  haben  sich  die  Fabrikinspektorinnen 
erwiesen,  deren  Aufsicht  ein  weites  Feld  umfaßt;  denn  wo  dränge  heutzutage  die 
weibliche  Arbeit  nicht  hin!  Unter  anderem  lenkt  sich  ihre  Aufmerksamkeit  auf 
Wäschereien,  für  welche  die  öffentliche  Meinung  in  letzter  Zeit  ein  reges 
Mitgefühl  entwickelt  hat,  weil  das  spürende  Auge  sozialer  Reformatoren  und 
Reformatorinnen  darin  viele  Mißbräuche  entdeckt  hat,  zumal  wo  die  Unternehmer  und 
Arbeitgeber  geistliche  und  philanthropische  Körperschaften  sind.  Das  hat  denn  auch 
zu  erheblichen  Verbesserungen  geführt.  Immerhin  tut  offenbar  weitere  Aufsicht 
not.  Die  Wäscherei  beschäftigte,  soweit  bekannt  ist  und  soweit  dieselbe  der 
Beaufsichtigung  für  Fabriken  und  Werkstätten  unterliegt,  im'  Jahre  1901,  wo  die 
letzte  Zählung  stattgefunden  zu  haben  scheint,  8434  Personen  männlichen  und 
82  652  weiblichen  Geschlechtes.  Ueber  die  in  den  Jahren  1904  und  1905  dabei 
vorgekommenen  Unfälle  gibt  die  nachstehende  Tabelle  (auf  S.  59)  Aufschluß. 
Die  bisher  zumeist  in  Betracht  kommende  Veranlassung  zu  Unfällen  gaben 
die  heißen  Rollen  für  Hemden  und  Kragen,  welche  auf  das  Plattbrett  herüberrollen 
und  auf  diese  Art  häufig  einen  oder  mehr  Finger  hineinziehen  und  beschädigen. 
Dem  wird  nunmehr  durch  Sicherheitsvorrichtungen,  wie  sie  die  Fabriksinspektorinnen 
empfohlen  haben,  vorgebeugt.  Die  Beschäftigung,  welche  ihrer  Gefährlichkeit  wegen 
heute  die  größte  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  nimmt,  ist  die  Arbeit  bei  kalten 
Rollen,  auch  Wringmaschinen  genannt. 

Auch  in  Bergwerken  wird  viel  für  größere  Sicherheit  getan.  Dort  hilft 
die  gewerkvereinliche  Organisation  in  dieser  Hinsicht  eher  noch  mehr  als  in 
Fabriken,  weil  die  Gewerkvereine  ihre  eigenen  Grubenbeamten  haben,  die  mit 
einigem  Nachdruck  auf  Vorsichtsmaßregeln  dringen  können.    Auch  die  Bergwerks- 

*)  Report  on  Safe-guards  for  the  Prevention  of  Accidents  iu  the  Manufactnre  of  Cotton, 
by  H.  S.  Richmond,  one  of  His  Majesty^s  Saperintendiiig  Inspectors  of  Factories.   (Cd.  3168)  1906. 
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(Tabelle  zu  S.  60.) 
Zahl   der   auf   Grund   des   Fabrik-   und   Werkstattsgesetzes   dem    be- 
glaubigenden Arzte  gemeldeten  Unfälle  in  Wäschereien  1900 — 1905. 


Jahrgang 

e 

Ursachen 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

[  Zeugrollen 

Heiße    1  Speziell  Hemd-  und  Kragenrollen  .    .    . 
Rollen      Rollen  für  Leibwäsche  mit  beweglichem 

68 
42 

79 
59 

85 
53 

55 
81 

49 
89 

44 
53 

Arm 

11 
70 

10 
85 

14 
72 

12 
81 

21 
74 

19 

Kalte  Rollen,  Ausringer  und  Stärker 

66 

Bewegliche  MaschmenteUe  ^  Stnir^tapparate 

Wasserextraktorenl-iJSSeg^r.    !    \    ! 
Waschmaschinen 

7 
5 
7 
2 
5 

2 

11 
3 
6 

1 

6 

11 

2 

8 

11 
3 

11 
3 

8 

13 
5 
7 
2 

8 

5 
6 

10 
3 

12 

Aufzüge 

Dampfmaschinen 

Wellen,  Treibriemen  und  anderes  Gerät      .... 

1 

4 

12 

1 
16 

1 
15 

1 

1 
13 

4 
15 

2 

1 

27 

Verbrühungen 

Brennwunden 

4 
3 

5 
4 

10 
1 

6 
3 

6 
2 

16 

1 

Sonstige  ürsaeben 

8 

8 

9 

6 

3 
6 

9 

Luftschwingen 

2 

Zusammen 

239*) 

289 

288 

295 

304 

276 

Darunter  männlichen  Geschlechtes 

__ 

___ 

46 

43 

42 

57 

„        weiblichen             „                

— 

— 

242 

252 

262 

219 

Zusammen 

— 

— 

288 

295 

304 

276 

Nach  Alter  und  Geschlecht: 

Frauen  von  18  Jahren  aufwärts 

131 

145 

153 

147 

157 

142 

Mädchen  unter  18  Jahren 

74 
27 

97 
37 

89 
35 

105 
32 

105 
33 

77 

Männer  von  18  Jahren  aufwärts 

46 

Knaben  unter  18  Jahren 

8 

10 

11 

11 

9 

11 

2400 

289 

288 

295 

304 

276 

Zahl  der  dem  Fabrik-  und  Werkstattsgesetze  unter- 

liegenden bekannten  Wäschereien 

1804 

1972 

2075 

2102 

2453 

2527 

Inspektoren  halten  energisch,  durch  persönliche  Mahnung  nicht  weniger  als  durch 
amtlichen  Druck,  auf  Beseitigung  von  Betriebsgefahren.  Sehr  betrieben  wird  die 
Einübung  der  Leute  zum  Krankenwärterdienst,  d.h.  als  Träger  und  Helfer  bei 
Unfällen.  Auch  sollen  Rettungsstationen,  die  bei  Unfällen  für  mehrere  im  Umkreise 
befindliche  Bergwerke  dienen  können,  hergerichtet  werden.  Es  besteht  deren 
eine  mit  Erfolg  in  Tankersley  in  Yorkshire.  Für  die  mit  Kieselerde  stark  ver- 
setzte Kohle  (ganister),  welche  durch  ihren  kratzenden  Staub  viel  Leiden  verursacht, 
sind  neuerdings  besondere  Vorschriften  erlassen  worden.  In  der  Herstellung  von 
Sicherheitslatnpen  haben  bemerkliche  Fortschritte  stattgefunden.  Auf  Anregung  der 
Inspektoren  ist  der  alte  Schraubenverschluß  ziemlich  allgemein  in  Wegfall  gekommen 
und  durch  einen  vollkommeneren  ersetzt  worden;  der  beliebteste  ist  heute  der 
magoetische.  Zur  Regeluug  der  Verwendung  von  Zündstoffen  hat  die  Regierung 
neue  Vorschriften  erlassen,  worin  48  verschiedenartige  Zündstoffe  namentlich  als 
„zulässig^  aufgezählt  werden,  und  die  Benutzung  von  anderen  untersagt  wird. 
Kohlenschneidemaschinen,  unter  Anwendung  mechanischer  Kraft,  meist  ver- 
dichteter Luft,  aber  auch  in  vielen  Fällen  Elektrizität,  sind  sehr  in  der  Aufnahme  be- 
griffen. Bei  ihrem  Gebrauch  hat  man  gelernt,  daß  sich  gefährliche  Zündstoffe  in  viielen 
Fällen  zur  Herstellung  des  Stollendaches  mit  gutem  Erfolg  und  größerer  Sicherheit 
durch  sie  ersetzen  lassen.  Auch  als  Ersatz  für  Sprengen  mit  Schießpalver  lassen 
sie  sich  mit  Vorteil  verwenden,    und   die  Regierung   dringt   deshalb   auf  derartige 

*)  Der  Rechenfehler  findet  sich  im  amtlichen  Bericht. 
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Anwendung.  Schließlich  ist,  wie  bereits  bemerkt;  die  Verwendung  elektrischer 
Kraft  und  Beleuchtung  in  Bergwerken  seitens  der  Regierung  einer  eingehenden  und 
umfassenden  Neuregelung  unterworfen  worden. 

Alles  in  allem  betrachtet,  darf  man  wohl  annehmen,  daß  auf  dem  Grebiete 
der  Unfallverhtttung  auf  die  hierzulande  gebräuchliche  Weise  recht  Ersprieß- 
liches geleistet  wird.  Daher  glaubt  man  auch  keinen  Grund  zu  haben,  zu  einer 
berufsgenossenschaftlichen  Regelung  tiberzugehen.  Die  Sicherheit  wird 
von  Jahr  zu  Jahr  größer,  und  wenn  auch  kleinere  Unfälle  vielleicht  in  größerer 
Anzahl  gemeldet  werden,  so  nimmt  die  Zahl  der  ernstlichen  Unfälle  doch  jedenfalls 
von  Jahr  zu  Jahr  ab. 

Unterwerfen  wir  nunmehr  die  neue  Gesetzgebung  einer  Prüfung.  Es 
handelt  sich  dabei  vornehmlich  um  das  neue  Unfallentschädigungsgesetz 
von  1906  (s.  Anlage  3),  welches  die  beiden  älteren  Gesetze  mit  gleichem  Titel 
von  1897  und  1900  (s.  Heft  V  S.  80  und  Heft  Va  S.  130  fif.)  nicht  bloß  vervoll- 
ständigt, sondern  gänzlich  ersetzt  und  sich  durch  eine  klarere  Fassung  und  bessere 
Redaktion  auszeichnet,  wogegen  die  unklare  Fassung  der  älteren  Gesetze  die 
Rechtsprechung   außerordentlich  erschwert  hatte. 

Die  übrigen  in  Betracht  kommenden  neuen  Gesetze  sind  hier  nicht  von 
wesentlichem  Belang.  Eines  dieser  Gesetze  (s.  A  n  1  a  g  e  4)  ergänzt  das  Unfall- 
anmeldegesetz  von  1894  und  einige  ältere  Bergwerksgesetze.  Weiter  regelt 
ein  Passus  in  dem  neuen  Handelsschiffahrtsgesetz  (s.  Anlage  5)  die 
Behandlung  von  zur  See  Verunglückten  während  ihres  Aufenthaltes  auf  dem  Schiffe 
in  geringem  Maße  neu;  soweit  seine  Bestimmungen  reichen,  ist  indessen  das 
Handelschiflfahrtsgesetz  eher  Kranken-  als  Unfallgesetz.  Und  schließlich  ist  die 
Gesetzesvorlage  über  Unfallversicherungsgesellschaften  (s. 
Anlage  6)  zu  erwähnen,  welche  durch  Vorschrift  genügender  Kautionsstellung 
seitens  neuzubildender  Versicherungsgesellschaften  mittelbar  die  Entschädigungs- 
gelder sicherstellt.    Die  Annahme  dieser  Vorlage  erscheint  nicht  zweifelhaft. 

Die  Mißstände,  welche  die  neue  Gesetzgebung  beseitigen  sollte,  hat  die 
Enquete  der  Jahre  1903  nnd  1904,  deren  Ergebnisse  in  Heft  Va  S.  61  ff. 
zusammengefaßt  wurden,  allerdings  nicht  erschöpfend,  aber  doch  innerhalb  der 
gezogenen  Grenzen  klar  und  verständlich  dargelegt. 

Vor  allen  Dingen  mußte  es  sich  um  eine  Ausdehnung,  und  zwar  eine 
erhebliche  Ausdehnung  des  von  der  Entschädigungspflicht  beherrschten  Gebietes 
handeln.  In  der  Absicht  der  Urheber  des  Stammgesetzes  (von  1897)  und  auch 
der  öffentlichen  Meinung  sollte  das  geschaffene  Recht  auf  Unfallentschädigung  dem 
gesamten  Arbeiter  stände  zugute  kommen.  Das  ältere  Haftpflichtgesetz  kannte 
keine  bevorzugten  Kategorien.  Auch  in  der  neuen  Gesetzgebung  waren  Ausnahme- 
bestimmungen nur  für  eine  kurze  Probezeit  beabsichtigt.  Chamberlain,  der 
Anreger  der  neuen  Entschädigungsgesetzgebung,  war  im  Jahre  1893  —  als  er  sich 
von  den  Vorzügen  der  deutschen  Unfallversicherung  überzeugt  hatte  und  als  oppo- 
sitioneller Kritiker  gegen  die  neue  Haftpflichtsvorlage  seiner  politischen  Gegner 
erfolgreich  auftrat  —  ziemlich  weit  gegangen;  sein  Drängen  ging  damals  wesent- 
lich dahin,  die  veraltete  Form  des  Prozesses  durch  die  einfachere  Versicherung,  unter 
Voraussetzung  eines  „risque  prof essionel",  zu  ersetzen  und  das  sollte  für 
alle  gelten.  Aber  „wer  allgemeines  Entschädigungsrecht  sagt^,  so  hob  er  damals 
mit  unbestreitbarer  Richtigkeit  hervor,  „der  sagt  damit  zugleich  auch  allgemeine 
Versicherungspflicht".  „Wer  sagt  euch  denn,"  so  fuhr  er  tadelnd  fort,  „daß  die 
Zeit  dazu  noch  nicht  gekommen  ist,  daß  das  Land  dazu  noch  nicht  reif  ist? 
Ein  Beweis  hierfür  läßt  sich  nur  durch  den  Versuch  erbringen.  Eine  Regierung 
soll  leiten,  nicht  folgen.'*  Als  er  indessen  vier  Jahre  später  selber  mit  am 
Ruder  stand  und  das  Reformwerk  in  die  Hand  nahm,  war  von  allgemeiner,  ob- 
ligatorischer Versicherung  schon  keine  Rede  mehr.  „Versicherung"  wurde  zur 
Nebensache,  nur  ein  Entschädigungsrecht  sollte  festgestellt  werden,  und 
vorerst  bloß  für  eine  beschränkte  Anzahl  von  Arbeitern;  schüchtern  und  be- 
scheiden fing  man  mit  „gefahrbringenden"  Berufen  an.  Nur  so  ließ  sich  das  Vor- 
gehen den  besorgten  Arbeitgebern  gegenüber  rechtfertigen.  Von  besonderer  Unfall- 
gefahr als  begründendem  Umstand  konnte  indessen  seit  1900  nicht  mehr  die  Rede 
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seb,  als  die  konservative  Kegienmg,  zor  Befestigung  ihrer  Mandate  in  ländlichen 
Bezirken,  sich  entschloß,  auch  den  ländlichen  Arbeitern  —  die  in  Großbritannien, 
zumal  nach  neuerdings  wiederholter  Ausdehnung  der  Weidewirtschaft,  sicherlich 
keine  absonderliche  ,.Unfallgefahr^  vorschützen  können  (die  bereits  zitierte  Statistik 
weist  das  nach)  —  das  Entschädigungsrecht  zu  gewähren.  Trotzdem  blieb,  wie 
Cochrane  —  zur  Zeit  der  Einbringung  des  ersten  Unfallgesetzes  Chamberlaln's 
Privatsekretär  und  Vertrauter  —  in  den  letzten  Debatten  mit  Nachdruck  betont 
hat,  die  unionistische  Partei  unter  Chamberlain's  Einfluß  dem  Plane  getreu, 
in  der  Erweiterung  des  Entschädigungsrechtes  nur  schrittweise  von  Beruf  zu 
Beruf  vorwärtszuschreiten. 

Trotz  allen  Scheines  kluger  Vorsicht  brachte  solches  Vorgehen  unfehlbar  die 
beiden  wesentlichen  Uebelstände  mit  sich,  daß  einmal  sich  ein  bedeutender  Teil 
der  Arbeiterschaft  durch  seinen  Ausschluß  benachteiligt  ftthlte;  und  weiter,  daß 
die  Abgrenzung  zwischen  Berechtigung  undNichtberechtigung  keine  scharfen  Scheide- 
linien zeigte.  Die  damit  bei  den  zuständigen  Gerichten  erzeugte  Verwirrung  war 
groß  und  peinlich  und  trieb  die  Reehtsprechenden  mitunter  der  Verzweiflung  nahe. 
Es  fehlte  schon  ohnehin  nicht  an  Anls^  zu  Rechtsklaubereien.  War  das  Gebäude 
genau  dreißig  Fuß  hoch,  oder  eine  Linie  weniger?  Maß  der  Steinbruch  genau 
zwanzig  Fuß  in  der  Tiefe?  War  der  betreffende  Staffelbau  ein  „Gerüst"  oder 
nur  eine  Leiter?  Geschah  der  Unfall  genau  auf  dem  richtigen  Flecke?  es  konnte 
da  auf  den  Zoll  ankommen.  An  allen  Ecken  und  Enden  waren  Schranken  gesetzt, 
war  Material  zur  Haarspalterei  geschaffen.  Ganz  und  gar  ließ  sich  dem  vielleicht 
nicht  ausweichen.  Allein  dieses  Vexiergitter  von  Berufsunterschieden,  welche  die 
Richter  vor  die  schwierigsten  Fragen  stellten,  ob  nämlich  der  Beschädigte  an  dem 
betreffenden  Tag  mehr  Arbeiter  war  oder  mehr  Gärtner  oder  Stallknecht  oder 
Dienstbote,  ließ  sich  offenbar  beseitigen.  Und  beseitigt  mußte  es  werden,  wenn 
nicht  Unrecht  fttr  Recht  geschehen  sollte.  Gerade  die  Richter  drängten  am  aller- 
meisten darauf,  daß  die  Berufsunterschiede  aus  dem  Wege  geräumt  würden  und 
das  Entschädigungsrecht  für  alle,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen 
blieben,  zur  Tatsache  werde.    (Vgl.  Heft  Va  S.  60/84.) 

Aber  auch  —  und  das  bringt  uns  zum  zweiten,  vielbeklagten  Mißbrauch  — 
die  übrigen  juristischen  Verklausulierungen,  welche  den  glatten  Gang 
der  Geschäfte  hemmen,  wollte  man  nach  Möglichkeit  beseitigt  sehen.  Es  ließ  sich 
in  gar  zu  vielen  Fällen  durchaus  nicht  vorhersagen,  ob  der  Beschädigte  Recht 
erhalten  würde  oder  nicht  „Das  Gesetz",  so  äußerte  sich  ein  in  der  Sache  er- 
fahrener Richter,  Wood,  „ist  in  seiner  Ungewißheit  und  seiner  Launenhaftigkeit  gerade- 
zu grausam."  Es  galt  daher,  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  wie  sie  der  Jurist  aus- 
legt, zu  vereinfachen  pnd  klarer  zu  stellen.  Damit  stand  die  Beseitigung  vielerlei 
formeller  Mißstände  in  enger  Verbindung  —  Bestimmungen  über  Anmeldung  der 
Unfälle,  Zeit  der  Geltendmachung  des  Anspruchs,  ärztliche  Prüfung  usw.  An  gar 
vielen  Punkten  mußte  die  Sachlage  geklärt,  mußten  den  Arbeiter  hemmende  und 
bedrückende  Bestimmungen  aus  dem  Wege  geräumt  werden.  (Vgl.  Heft  Va  S.  60/84  ff.) 

Die  Ausdehnung  des  Entschädigungsrechts  brachte  notwendigerweise  einen 
weiteren  Uebelstand  mit  sich,  dem  in  nächster  Zeit  voraussichtlich  in  der  praktischen 
Ausbildung  der  Sache  die  bedeutendste  Rolle  zugewiesen  werden  wird.  Soll  Ent- 
schädigung stattfinden,  so  muß  auch  für  vorhandene  Mittel  gesorgt  werden. 
Bisher,  bei  Ausschluß  der  kleinen  Betriebe,  hat  man  in  der  Hauptsache  nur  mit 
kapitalkräftigen  oder  doch  der  geschäftlichen  Versicherung  fähigen  Unternehmern 
zu  tun  gehabt.  Wer  genügende  Kapitalkraft  besaß,  der  versicherte  am  liebsten 
nicht.  „Ich  billige  die  Versicherung  nicht,"  so  äußerte  sich  der  sehr  arbeiterfreund- 
liche Großindustrielle  Sir  John  Brunn  er,  „weil  sie  das  Verantwortlichkeitsgefühl  des 
Unternehmers  verwischt."  „Meine  Firma  hat  die  Versicherung  aufgegeben,"  so 
bemerkte  G.  W.Wolf  f,  ein  Associ^  in  der  großen  Schiff  bauergesellschaft  Harland 
and  Wolff  in  Belfast,  „weil  wir  bei  der  Versicherung  nicht  aus  dem  Klagen  heraus- 
kamen." Wer  sich  nicht  genügend  kapitalkräftig  fühlte,  der  versicherte  bei  einer 
gewinnanstrebenden  Gesellschaft,  im  Durchschnitt  —  wie  in  der  Debatte 
hervorgehoben  wurde  —  zu  der  etwas  hohen  Prämie  von  £  1  pro  £  100  jährlicher 
Lohnzahlung.     Und   da   kam   der  Arbeiter   mitunter  um  sein  Recht,   wie .  er  denn 
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auch  wiederholt  dämm  gekommen  ist,  wenn  der  Arbeitgeber  nicht  versicherte. 
So  versicherte  ein  Unternehmer  unter  der  Bedingung  der  Anmeldung  von  Unfällen 
binnen  72  Stunden  nach  ihrem  Eintritt;  er  übersah  die  Anmeldung.  Die  Ver- 
sicherungsgesellschaft brauchte  daher  nicht  zu  zahlen  und  zahlte  nicht.  Mittlerweile 
kam  der  Unternehmer  in  Konkurs  und  konnte  selber  nicht  zahlen.  Der  Beschädigte 
ging  leer  aus.  Die  Witwe  eines  Verunglückten  strengte  einer  sich  weigernden  großen 
V^ersicherungsgesellschaft  gegenüber  den  Prozeß  an  und  versprach  ihrem  Anwalt  auf 
Verlangen  10  ^/^  der  Entschädigung.  Ihr  rechtlicher  Entschädigungsanspruch  betrug 
mindestens  £  150,  aber  auch  möglicherweise  £  300.  (Die  Versicherungsgesell- 
schaft hatte  £  80  geboten.)  Die  Witwe  nimmt  den  Vergleich  auf  £  150  an  und 
erhält  £  30  auf  Abschlag.  Die  Versicherungsgesellschaft  hatte  dem  Ajiwalt,  wie 
sich  später  herausstellte,  c:^  150  und  dazu  noch  sieben  Guineas  («;f  7.  7  s.  0  d.) 
Kosten  auf  einem  Brett  gezahlt.  Mittlerweile  geriet  der  Anwalt  in  Konkurs,  und 
die  Witwe  verlor  den  Rest.  Eine  andere  Witwe  erhielt  aus  Anlaß  des  Todes  ihres 
Ehemannes  eine  erhebliche  Summe  {^£  187)  zuerkannt.  Ehe  dieselbe  voll  zur  Aus- 
zahlung gelangte,  starb  sie  selber.  Ihre  Tochter  trat  als  Erbin  an  ihre  Stelle.  Nun 
aber  weigerte  sich  die  Versicherungsgesellschaft,  diese  als  berechtigt  anzuerkennen, 
und  ihr  den  noch  schuldigen  Rest,  mit  £  94,  auszuhändigen;  es  gab  einen  Prozeß, 
den  die  Tochter  gewann,  der  aber  in  zwei  Instanzen  einen  großen  Teil  der  Ent- 
schädigung aufzehrte.  Mit  den  Versicherungsgesellschaften  geht  das  sogar  noch 
anders.  In  manchen  Fällen  hat  der  Versicherte  seiner  Gesellschaft  törichterweise 
zugestanden,  daß  im  Falle  eines  Prozesses  die  Prozeßkosten  aus  der  Entschädigungs- 
summe entnommen  werden  sollten.  Es  gab  einen  solchen  Fall,  in  welchem  schließ- 
lich auf  £  200  Entschädigung  erkannt  wurde;  allein  die  Prozeßkosten  trugen 
£  150  aus,  und  der  Berechtigte  erhielt  nur  £  50.     Solche  Fälle  sind  typisch. 

Alles  dies  ist  aber  gar  nichts  gegenüber  dem,  was  eintreten  muß,  wenn  der 
große  Schwärm  von  kleinen  Unternehmern,  deren  finanzielle  Stellung,  wie 
Chamberlein  1897  ausführte,  „nicht  wesenlich  besser  ist  als  die  ihrer  Arbeiter-*  — 
das  war  der  angegebene  Grund  für  ihre  Ausschließung  —  der  Entschädigungs- 
pflicht unterworfen  wird.  „Wer  allgemeines  Entschädigungsrecht  sagt,"  so  wieder- 
holte der  Minister,  H.  J.  Gladstone,  indem  er  sich  hiergegen  wehrte,  „der  sagt 
damit  auch  allgemeine  Versicherungspflicht."  Und  an  Einführung  dieser  wollte  er 
sich  schlechterdings  nicht  herantrauen,  so  sehr  auch  die  kompetentesten  Zeugen  in 
der  neuesten  Enquete  darauf  gedrungen  haben,  „Die  Frage  ist  noch  nicht  spruch- 
reif," so  erklärte  er,  „wir  sind  dazu  noch  nicht  fertig."  Geradezu  erstaunlich  ist 
es,  wie  wenig  man  sich  in  England  mit  dem  Grundsatz  der  berufsgenossen- 
schaftlichen obligatorischen  Versicherung  befreunden  will.  AUe  ver- 
suchten Annäherungen  an  dieselbe  haben,  wie  schon  erwähnt,  zu  entschiedenen 
Erfolgen  geführt,  und  zwar  zu  um  so  größeren,  je  enger  die  Annäherung  war. 
Der  Verfasser  dieses  versuchte  durch  Verteilung  seiner  1897  veröffentlichten  Schrift,*) 
die  der  gegenwärtige  Minister  B irre  11  zu  seinen  Vorträgen  in  Lincolns  Inn 
benutzte,  *  um  seinen  Hörern  das  Wesen  der  deutschen  Unfallversicherung  darzulegen, 
deren  Vorzüge  tunlichst  bekannt  zu  machen.  „Das  gefällt  mir  ausnehmend,"  so 
erklärte  ihm  ein  Richter,  „das  ist  vortreflFlich,  aber  was  müßte  das  unseren 
Rechtsanwälten  Brot  aus  dem  Mund  nehmen!"  „Ausgezeichnet,"  so  sagten  ihm 
Parlamentsmitglieder,  „aber  wir  sind  noch  nicht  so  weit."  Der  Ressortminister 
Gladstone  erklärte  ausdrücklich,  er  wolle  gegenwärtig  nicht  die  Frage  des 
Entschädigungsrechtes  mit  der  der  Versicherung  verquicken.  Allein  alle  Welt  sagt 
sich  und  erklärt  es  offen  in  den  Zeitungen,  daß  die  enge  Verknüpfung  des  Ent- 
schädigungsrechtes mit  der  Versicherung  geradezu  ein  Hauptpunkt  in  der  Aus- 
führung der  erfolgten  neuesten  Regelung  der  Frage  sein  muß.  „Gegenwärtig 
kommt  alles  auf  gesunde  Regelung  der  Versicherung,  gerade  für  die  kleinen  Leute 
an.  Die  kleinen  Unternehmer  haben  wir  zwangsweise  herangezogen;  wir  müssen 
ihnen  billigerweise  Mittel  zur  Versicherung  schaffen."*'*) 

Sehr    viel    hat   man  von  der  Schaflung  einer  „nationalen"  Versicherung  ge- 


0  Employer's  Liability— What  ought  it  to  beV,  London  (P.  S.  King)  1897. 
*)  Ueber  gleichartige  Mängel   der   dänischen   nnd   französischen  Unfallversicherung 
vgl.  Heft  la  S.  24  ff.  und  FV'a  S.  41  ff. 
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sprochen  —  „einer  wirklich  nationalen-*  sagte  H.  J.  Gladstone,  „wie  sie 
gegenwärtig  noch  kein  Land  kennt".  Dazu  müssen  selbstverständlich  Ver- 
sichemngsmittel  vorgesehen  werden,  welche  kleine  Policen  zu  mäßigen  Prämien 
zulassen.  Gegenwärtig  stellt  man  noch  das  Minimum  in  der  Regel  so  hoch,  daß 
es  kleinen  Leuten  zu  hoch  erscheint.  Allein  zur  Rechtfertigung  der  Versicherungs- 
gesellschaften muß  zugegeben  werden,  daß  kleine  Policen  zu  mäßigen  Prämien- 
sätzen nicht  gerade  ein  verlockendes  Geschäft  darstellen  (vgl.  Heft  XVII).  Außerdem 
müssen  die  Versicherungsämter  den  kleinen  Arbeitgebern  weit  näher  gebracht  werden 
als  sie  es  heute  sind.  Deswegen  hat  man  an  die  Post  gedacht.  Die  Post  hat  ja 
überall  Aemter  und  betreibt  jetzt  schon  Lebens-  und  Leibrentenversicherung!  An  den 
Generalpostmeister  wurde  die  Zumutung  gestellt,  er  solle  sämtliche  Postämter  als 
Agenturen  für  geeignete  Versicherungsgesellschaften  hergeben.  Davon  wollte  er 
selbstverständlich  nichts  wissen.  Die  betreffenden  Unterpostmeister,  die  sämtlich 
kleine  Handeltreibende  sind  und  ihren  Laden  haben,  der  zugleich  als  Postamt 
dient,  mögen  persönlich  Versicherungsgesellschaften  vertreten  soviel  sie  wollen! 
Allein  das  Postamt  als  solches  kann  sich  nicht  die  Aufgabe  stellen  lassen,  zwischen 
guten  und  nicht  guten  Gesellschaften  zu  unterscheiden,  zweifelhafte  zu  vertreten 
oder  sich  dem  Odium  auszusetzen,  sie  durch  Abweisung  in  Mißkredit  zu  bringen. 
Ueberdies  laufen  alle  diese  Vorschläge  notwendig  darauf  hinaus,  daß  das  Postamt 
durch  Vertretung  von  Versicherungsgesellschaften  stillschweigend  selber  die  Bürg- 
schaft für  diese  von  Staats  wegen  übernimmt.  „Gibt  sich  das  Postamt",  so  er- 
klärte der  Generalpostmeister,  „überhaupt  mit  der  Sache  ab,  so  muß  das  auf  eigene 
Rechnung  geschehen."  Das  will  sich  der  Generalpostmeister  noch  überlegen.  Wie 
sein  Urteil  ausfällt,  bleibt  abzuwarten.  Gerade  leicht  ist  die  gestellte  Aufgabe  in- 
dessen nicht,  denn  bei  den  größeren  Versicherungen  vermag  das  schwerfällige  Post- 
amt mit  den  weit  gewandteren  Versicherungsgesellschaften  nicht  zu  konkurrieren;  die 
kleinen  aber  bringen  kein  Geld  ein,  und  Geld  einbüßen  darf  das  Postamt  nicht  !^) 
Unter  solchen  Umständen  bleibt  nichts  übrig,  als  nach  Kräften  dafür  zu  sorgen, 
daß  in  der  bestehenden,  rein  gewerbsmäßigen  Versicherung  zum  mindesten  für 
Zahlungsfähigkeit  gesorgt  wird.  Das  bezweckt  die  bereits  S.  60  erwähnte 
Gesetzesvorlage  (s.  Anlage  6).  Mit  der  Versicherung  verknüpft  wird  also  die 
Entschädigungsfrage  doch,  und  zwar  ziemlich  eng.  Die  Versicherungsgesellschaften 
haben  im.  allgemeinen  bei  der  Unfallversicherung  keine  Seide  gesponnen.  Es  fehlte 
jede  Norm  zur  Berechnung  des  Risikos  und  der  Prämien,  und  die  Konkurrenz 
war  groß.  „Unter  allen  Gesetzen  ist  dies  (das  Unfallentschädigungsgesetz)  dasjenige, 
welches  die  meisten  Zweifel  zuläßt  und  sich  am  schwierigsten  anwenden  läßt",  so 
erklärte  der  Vertreter  einer  großen  Versicherungsgesellschaft  im  Laufe  der  Enquete 
vom  Jahre  1903;  „es  ist  unklar  und  unbestimmt  und  läßt  keinerlei  feststehende 
Tarifierung  zu".^)  Trotzdem  stürzt  man  sich  heute  wieder  mit  erneutem  Eifer 
auf  diese  Versicherung,  weil  man  sonst  Gefahr  läuft,  andere  Versicherungen  zu 
verlieren.  Das  Publikum  sträubt  sich  dagegen,  die  eine  Gefahr  bei  einer  Gesell- 
schaft, die  andere  bei  anderen  zu  versichern.  Man  will  eine  einzige  Versicherung 
für  alles.  Außerdem  hoflft  man  aber,  daß  bei  einem  so  gewaltigen  Umsatz  doch 
etwas  für  die  Versicherer  übrig  bleibt.  Neben  den  gewerbsmäßigen  Versicherungs- 
gesellschaften versprechen  auch  Unfallversicherungsgesellschaften  auf  Gegen- 
seitigkeit, also  Arbeitgebervereinigungen,  zahlreicher  zu  werden.  Auch  auf 
Bildung  von  kleinen  Gesellschaften,  besonders  als  Unfall  Versicherungsgesellschaften 
mit  Erleichterungen  für  kleinere  Versichernde,  in  einiger  Anzahl  ist  man  gefaßt. 
Vorsichtsmaßregeln  erscheinen  mithin  um  so  mehr  geboten,  als  das  englische  Recht  sich 
bisher  mit  der  Sache  absolut  nicht  befaßt  und  den  Versicherungsgesellschaften  voU- 

*)  Obige  Ausführung  ist  durch  eine  Enquete  eines  eigens  eingesetzten  Ausschusses,  in  welchem 
Lord  Farrer  den  Vorsitz  führte,  bestätigt  worden.  Der  erste  TeU  seines  Berichtes  ist  der 
Regierung  zugegangen,  aber  noch  nicht  veröffentlicht  worden.  Doch  weiß  man  aus  Ankündigimgen 
im  Parlament  und  in  der  Presse,  daß  er  von  der  üebernahme  einer  eigenen  Unfallversicherungs- 
tätigkeit  (man  dachte  namentlich  an  die  Versicherung  der  nunmehr  entschädigungsberechtigt 
gewordenen  Dienstboten)  entschieden  abriet.  Der  zweite  Teil  des  Berichtes  soll  im  Herbst 
eingereicht  werden.  Es  hat  mir  vertraulich  Material  über  Aussagen  von  Verhörten  vorgelegen. 
Als  versicherungswissenschaftliche  8tudie  dürfte  der  Bericht  jedenfalls  Interesse  bieten.  Er  iSoin 
auch  die  weitere  Annäherung'  an  die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  anbahnen.  —  Der  Verf. 
*)  Vgl.  über  diese  und  andere  Mängel  der  „freiwilligen"  Unfallversicherung  Heft  la,  IVa. 
a.  a.  0.,  Xlla  S.  35  und  XVI  S.  17  ff.  nebst  der  dort  angezogenen  Literatur,  auch  Heft  XVII  S.  1  ff. 
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ständig  freies  Spiel  gelassen  wird.  Nur  „das  Vereinigte  Königreich  ist  das  ein- 
zige Land",  so  erklärte  in  der  Enquete  der  Vertreter  einer  großen  Versicherungs- 
gesellschaft, deren  Geschäftsgebiet  sich  über  die  ganze  Erde  ausdehnt,  „in  welchem 
das  Versicherungswesen  keiner  amtlichen  Kontrolle  unterliegt".  Und  „in  allen 
anderen  Ländern",  so  führte  bei  gleicher  Gelegenheit  der  Vertreter  einer  anderen 
Versicherungsgesellschaft  aus,  „ist  für  das  Vorhandensein  von  Fonds  gesorgt".  Nur 
in  bezug  auf  Lebens  Versicherung  macht  das  Gesetz  Vorsichtsvorschriften,  die  in 
dem  neuen  Gesetz  für  Unfallversicherung  als  Muster  dienen. 

Abgesehen  von  den  bereits  beregten  Punkten,  d.  h.  der  Erweiterung  des  Ge- 
biets und  der  Beseitigung  hindernder  Bechtsbestimmungen,  mußte  es  sich  femer 
darum  handeln,  durch  neue  Zugeständnisse  die  Arbeiter  zu  befriedigen 
ihnen  das  Entschädigungsrecht  nutzbringender  und  die  Abwicklung  glatter  zu 
machen.  Wartezeit,  Anspruchsbedingungen,  Entschädigungssätze,  Ausdehnung  des 
Kreises  der  Hinterlassenen  —  das  sind  die  wesentlichen  Punkte,  die  hierbei  in 
Betracht  kommen  und  auch  Besserung  erfahren  haben. 

Was  zunächst  die  Ausdehnung  des  Entschädigungsrechts  an- 
belangt, so  räumt  das  neue  Gesetz  nahezu  alle  Schranken  hinweg.  Es  erklärt 
j  e  d  e  n  auf  Grund  eines  schriftlichen,  mündlich  oder  stillschweigend  anerkannten  Ver- 
trags oder  Lehrlingsverhältnisses  für  einen  oder  mehrere  Andere  Arbeitenden  in  j  e  d  - 
weder  Beschäftigungsart  (in  any  employment)  für  entschädigungsberechtigt 
—  in  betreff  jeder  Beschädigung  durch  Unfall,  welche  ihm  in  der  Ausführung 
der  Arbeit,  zu  welcher  er  gedungen  wurde  (in  the  course  of  the  employ- 
ment) oder  als  Folge  derselben  (arising  out  of  the  employment)  zu- 
stoßen könnte,  mag  solche  Beschäftigung  nun  „handlich"  (manual  =  mit  der  Hand 
geleistet,  d.  h.  mechanisch),  oder  die  eines  Beamten  oder  Schreibers  (clerical) 
oder  noch  anderer  hier  nicht  festgesetzter  Art  sein,  nur  mit  dem  Vorbehalt,  daß 
sofern  die  gedungene  Arbeit  nicht  „mit  der  Hand"  geleistet  wird^  ein  höheres 
Honorar  dafür  als  £  250  im  Jahre  den  Beschäftigten  von  dem  Entschädigungs- 
recht  ausschließt.  Für  „handliche"  Arbeit  wird  keinerlei  Höchstgrenze  gezogen. 
Ausgenommen  sind  ausdrücklich  nur  Militär-  und  Marinemannschaften  (im  eng- 
lischen Heer-  und  Flottendienst),  Polizisten  (auf  Grund  einer  der  beiden  Polizei- 
akten vom  Jahre  1890  geworbene  Polizeimannschaft)  und  Mitglieder  je  des  Polizei- 
kontingents der  Londoner  City,  der  königlichen  irischen  Gendarmerie  und  der 
städtischen  Dubliner  Polizeimannschaft,  weiter  „gelegentliche"  Arbeiter,  welche 
nicht  im  Betriebe  des  eigentlichen  „C.^^häfts  oder  Gewerbes"  ihres  Arbeitgebers 
Beschäftigung  finden,  Leute,  die  anderswo  als  in  der  Werkstatt  oder  auf  dem 
Werkplatz  des  Arbeitgebers  beschäftigt  sind  (outworkers),  und  schließlich  in 
der  Behausung  des  Arbeitgebers  selbst  wohnhafte  Mitglieder  der  eigenen  Familie. 
In  der  Folge  erweist  es  sich,  daß  von  den  neu  eingeschlossenen  Seeleuten  auch 
solche,  welche  Fischerei  betreiben,  ausgenommen  sind,  sofern  sie  —  was  nament- 
lich in  Grimsby  gang  und  gäbe  geworden  ist  —  nicht  mit  Geld,  sondern  mit 
einem  Teil  der  gefangenen  Ware  oder  einem  Anteil  am  Reinertrage  besoldet 
werden.  Näher  gekennzeichnet  wird  der  „outworker",  der  die  wichtigste  aus- 
genommene Kategorie  bildet,  noch  weiter  als  „eine  Person,  welche  mit  Gregen- 
ständen  oder  Materialien  zur  Herstellung  von  Waren,  zum  Reinigen,  Waschen, 
Aendern,  Putzen  und  Verzieren,  Fertigstellen,  zur  Reparatur  oder  zur  Vorbereitung 
für  den  Verkauf  im  eigenen  Heim  oder  sonst  an  einem  Ort  oder  an  einer  Stelle 
betraut  wird,  welche  sich  der  Aufsicht  oder  der  Verwaltung  der  Person  entzieht". 
„Arbeitgeber"  andererseits  ist  jeder,  der  Arbeit  gibt,  sei  das  nur  eine  einzelne 
Person  oder  eine  Körperschaft  oder  ein  anerkannter  gesetzlicher  Vertreter  einer 
verstorbenen  Person,  auch  wenn  er  oder  sie  die  Dienste  des  betreffenden  Beschäf- 
tigten zeitweise  an  andere  abgelassen  hatte.  Der  vertragsmäßige  Arbeitgeber 
bleibt  immer  verantwortliche  Partei. 

Die  Grenzen  sind  recht  weit  gezogen  —  weiter  als  die  Regierung  sie  ur- 
sprünglich in  Aussicht  nahm  —  und  leider,  wie  sich  schon  herausstellt,  trotz  bester 
Absicht  mit  etwas  unbequemer  Unklarheit  Das  „clerical  or  otherwise"  kann  wer 
weiß  was  einbegreifen,  woran  man^ursprünglich,  bei  einem  Arbeiter-Eentschädigungs- 
gesetz,    durchaus    nicht   gedacht   hat   —   Kontorschreiber,    Schreibmaschinenleute, 
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andere  gering  besoldete  Beamten;  sogar  Hilfsgeistliohe,  solange  nor  der  vereinbarte 
Dienst  mehr  als  ^gelegentlich^  ist    Darüber,  was  das  bedeutet,  muß  man  nun  die 
Entscheidungen   der  Richter   abwarten.    Die  Regierang  beabsichtigte,  wie  gesagt, 
weit  weniger.    Allein   dem  Drängen,   zumal   der  eigenen  Partei,   ließ   sich  nicht 
widerstehen.    Schritt  fttr  Schritt  mußte  die  Regierung  neue  Erweiterungen  zulassen. 
Bureaubeamte,  Handlungsgehilfen,   häusliche  Dienstboten  sollten   ursprünglich  aus- 
geschlossen  bleiben.     Gerade  was  häusliche  Dienstboten  anbelangt,   fragt ^ 
es  sich  auch,  ob  deren  Zulassung  sich  nicht  in  der  Folge  als  etwas  übereilt  heraus- 
stellen wird.    Bisher  waren  Dienstboten   ihrer  Herrschaft  gegenüber  für  Unfälle 
entschädigungsberechtigt  nur  genau  wie  andere  Personen,  auf  Grund  des  gemeinen 
Rechtes,   als  Beschädigte.    Die  eigentlichen  Arbeiter  sind  mit  ihrer  Aufnahme  in 
den  Versicherungsnexus   nicht  recht  einverstanden.    Das   Gesetz   verliert  für  sie 
damit   den  von  ihnen  gewünschten  spezifisch  gewerblichen  Charakter.    Auch 
fehlen  für  Dienstboten  noch  alle  Normen  als  Richtschnur  zur  Versicherung.     Daß 
ihre  Beschäftigung  an  und  für  sich  keine  besonders  gefährliche  ist,  wenn  sie  sie 
nicht  durch  Fahrlässigkeit  geflissentlich  dazu  machen,  weiß  wohl  alle  Welt.    Deshalb 
setzen  auch  die  Versicherungsgesellschaften  den  Versicherungssatz  mit  nur  3  Shilling 
pro  Kopf   und  Jahr  an.     Einige   sollen   sogar   auf    2^2    Shilling   herabgegangen 
sein;  ja  man  spricht  bereits  von  2  Shilling.    Das  ist  indessen  wohl  wesentlich  als 
Lockspeise   beabsichtigt.    Die  Prämie   scheint  so  niedrig  bemessen,   daß  sich  die 
Versicherungsgesellschaften   für   befähigt  halten,   auf  andere  Weise  nutzbringende 
Geschäfte   zu   suchen,  nämlich   durch  Versicherung  von   mehr  als   der  gesetzlich 
geschaffenen  Unfallgefahr.    Auf  anderem  Felde  ist  diese  „volle"  Versicherung  bereits 
recht  beliebt  und  auch  völlig  rechtmäßig,  sofern  nur  die  Versicherongsnehmer  sich 
nicht   damit  spreizen,   als  ob  das  Unfallgesetz   ihnen  diese  Last  auferlegte.     Sie 
versichern  sich  dabei  im  eigenen  Interesse  gegen  Dinge,  bezüglich  welcher  sie  das 
Gesetz  völlig  frei  läßt.     So  steht  es  auch  bei  den  Dienstboten.    Neben  der  Unfall- 
gefahr soll  auch  zu  mäßigen  Sätzen  —  meist  fünf  Shilling  für  gewöhnliche  Dienst- 
boten —  gegen  Krankheit,  besonders  Scharlachfieber,  Rachenbräune,  Blattern 
und  typhöses  Fieber,   versichert  werden.    Diese  Prämie   schließt  sogar   den  ein- 
monatlichen Lohn  der  Dienstboten  und  bis  zu  £  10  für  ärztliche  Pflege  ein.    Für 
2^/2  Shilling  pro  Jahr  und  Kopf  wird  nur  gegen  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Gefahr 
versichert,  und  dazu  noch  nur  bis  zvl  £  h  Pflegegeld  und  einen  Monat  Dienstlohn. 
Für  Gärtner,  Kutscher,   Stall-  und  Reitknechte  wird  selbstverständlich  in  beiden 
Fällen    mehr  angerechnet,   und  für  Chauffeurs  in  Automobilen  müssen  besondere 
Verträge   abgeschlossen   werden.     Ist  die  Gefahr  bei  Dienstboten   unstreitig  nur 
gering,  so  kann  sie  andrerseits  im  Falle  der  NichtVersicherung  einer  Dienstherrschaft 
in  Ausnahmefällen   arg   mitspielen.    Nach   Schätzung   des   Ministers  Gladstone 
soll   es   beiläufig   im  Lande   gegen   2  000  000  Dienstboten   geben,   darunter   etwa 
1  000  000  „Mäd(rfien  für  alles".     Den  Versicherungsgesellschaften  wird  mithin  ein 
jährlicher   Prämienzuwachs  von  £  300  000  bis  £  500  000   für  Dienstboten   allein 
in  Aussicht  gestellt.  Dazu  kommen  aber  noch  nach  mäßiger  Schätzung  800  000  Laden- 
gehilfen, 738  000  Koutorbeamte,  Tausende  von  Hilfsgeistlichen,  wer  weiß  wie  viele 
Schreibmaschinenmädchen,    Dienstmänner,    in    der   Tat   ein   vollkommenes    tutti 
quanti  von  Beschäftigten.     Denn  in  der  Ungewißheit   darüber,   wer   eigentlich 
entsehädigungsberechtigt  ist,  wird  der  Sicherheit  halber  alles  versichert.     Selbst- 
verständlich verlangen  Dienstboten  nun  schon  bei  ihrer  Heuerung  die  Versicherung. 
Daß  sehr  viele  Leute  der  erwachsenden  Mehrkosten  wegen  der  Haltung  von  Dienst- 
boten entsagen  werden,  ist  nicht  anzunehmen.    Wie  der  Attorney  General  Einwürfen 
gegenüber  spottweise  entgegnet  hat,  kostet  es  weniger,  einen  Dienstboten  zu  ver- 
sichern,  als   sich   einen  Schein   zur  Haltung   eines  Hundes  zu  lösen;   das    kostet 
alljährlich  7  s.  6  d.    Indessen   befürchtet   man   zunehmende  Nachlässigkeit,   wenn 
einmal  alles  auf  Generalunkosten  geht.    Die  Leute  im  Parlament,  welche  namentlich 
für  Einschluß   der  Dienstboten   eintraten,   sind   sonst  nicht  besonders  als  Freunde 
der  „Arbeiter"  bekannt.    Ein  liberaler  Großindustrieller  forcierte  die  Sache,  indem 
er  die  Regierung  ex  abrupto  aufforderte,   ohne  Parteizwang  jeden  seiner  eigenen 
Neigung  gemäß  abstimmen  zu  lassen.     Dazu  konnte  die  Regierung  bei  der  gegen- 
wärtigen Stimmung  nicht  gut  nein  sagen,  und  damit  War  die  zusagende  Abstinmiung 
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gesichert.  Auch  die  Kroae  wird  beiläufig  hiermit  ihren  Dienstboten  gegenüber  ent- 
schädigungspflichtig gemacht.  Der  Anspruch  darf  selbstverständlich  nicht  gegen 
den  König  persönlich  erhoben  werden;  es  wird  ausdrücklich  der  Chef  jeder  beson- 
deren Haushaltsabteilung  als  klagbarer  Vorgesetzter  genannt. 

Die  Ausdehnung  der  Entschädigungspflicht  auf  kleine  Betriebe  wollte 
die  Regierung  ebenfalls  zuerst  nicht  zugeben,  weil  nach  ihrer  Ansicht  solche  die 
Bescha£Pung  einer  zuverlässigen  Versicherung  mit  niedrigen  Minimalsätzen  bedingt, 
wozu  die  Lage  ihr  noch  nicht  reif  erscheint  Im  früheren  Gesetze  wurde  die 
Grenze  bei  der  Beschäftigung  von  mindestens  fünf  Personen  in  einem  Betriebe 
gezogen,  abgesehen  vom  Ackerbau  und  von  Betrieben,  wo  mechanische  Kraft  in 
Anwendung  komnit.  Gerade  auf  Ausmerzung  dieser  unlogischen  Bestimmung,  welche 
eine  ansehnliche  Anzahl  von  Arbeitern  ohne  Schutz  ließ,  drang  man  indessen  mit 
besonderem  Nachdruck. 

Und  selbst  jetzt  ist  man  mit  dem  Ausschluß  der  „outworkers^  (Außenarbeiter) 
und  der  „Gelegenheitsarbeiter"  entschieden  unzufrieden  und  spricht  infolgedessen 
von  der  Unnmgänglichkeit  baldiger  weiterer  Gesetzgebung.  Was  die  „gelegentlichen" 
Arbeiter  anbelangt,  so  würde  ihr  Fall  bei  einer  berufsgenossenschaftlichen  Organisation 
keine  Schwierigkeiten  bieten.  Es  sind  dabei  die  ziemlich  zahlreichen  Scheuerfrauen, 
auch  alles  Aushilfspersonal  einbegriffen.  Entschädigungsberechtigt  werden  von 
„Gelegenheitsarbeitern"  vorderhand  nur  solche,  welche  von  ihren  Arbeitgebern 
bei  Beschäftigungen  im  Betriebe  ihres  eigentlichen  Gewerbes  oder  Geschäftes  Ver- 
wendung finden.  Gerade  damit  ist  indessen  ein  sehr  unbequemer  wunder  Punkt 
geschaffen.  Denn  die  Richter  sind  sich  augenblicklich  noch  selbst  gänzlich  unklar 
darüber,  wie  die  Grenze  des  „gelegentlich"  zu  ziehen  sein  wird.  Daher  schreibt 
sich  auch  das  allgemeine  Versicherungsfieber.  Bei  den  „outworkers"  (Außen- 
arbeitem)  ist  die  Lage  offenbar  eine  noch  schwierigere.  Aber  gerade  unter  diesen 
Leuten  sollen  viele,  vor  allen  Dingen  weibliche  Personen,  Nachteilen  und  Härten 
ausgesetzt  sein.  Und  zu  ihrem  Schutze  wird  die  Agitation  schwerlich  ruhen,  bis 
auf  die  eine  oder  die  andere  Art  Abhilfe  geschafft  wird. 

Erhebliche  Besprechung  veranlaßte  im  Parlament  die  Aufnahme  von  See- 
leuten in  den  Kreis  der  Entschädigungsberechtigten.  Bisher  gehörten  diese  Leute 
nicht  der  berechtigten  Kategorie  an,  und  ihr  Ausschluß  hat  bei  schiedsgerichtlichen 
Verhandlungen  viel  Ungelegenheit  verursacht.  Denn  an  der  Küste  werden  Seeleute 
häufig  zu  ganz  anderen  als  spezifisch  seemännischen  Diensten  verwandt  —  zum 
Laden  und  Ausladen,  auf  Passagierdampfem  zum  Gepäcktragen  usw.  Alles  das 
ist  ja  wirklich  „Arbeit".  An  Bord  ihres  eigenen  Schiffes  sorgt  das  Handels- 
schiffahrtsgesetz für  sie,  soweit  ärztliche  und  andere  Pflege  und  Beköstigung  usw. 
während  der  Fahrt  in  Betracht  kommen,  auch  Bestattung  im  Todesfalle  (vgl.  Anlage  5). 
Von  Schadenersatz  erwähnt  indessen  das  Gesetz  nichts;  und  kommt  das  Schiff  erst 
einmal  ans  Land,  so  hört  alle  Verpflichtung  des  Schiffsherm  auf.  Die  Lage  der 
Seeleute  im  Vergleich  mit  anderen  Berufsklassen  ist  nun  allerdings  eine  so  wesent- 
lich verschiedene,  daß  die  1903  eingesetzte  Enquetekonmiission  eine  besondere 
Regelung  durch  eine  Novelle  zum  Handelsschiffahrtsgesetz  anriet.  Als  Veranlassungen 
zur  Gefahr  dienen  an  Bord  des  Schiffes  ganz  andere  Umstände  als  bei  Beschäftigungen 
auf  dem  Lande.  Daß  der  Arbeitgeber  nicht  in  Person  seine  Leute  zu  kontrollieren 
vermag,  kann  natürlich  als  Grund  nicht  gelten,  denn  er  hat  ja  seinen  Vertreter 
an  Bord.  Allein  zu  Lebensrettungen  und  zur  Rettung  anderer  Schiffe  setzt  sich 
der  Matrose  bereitwillig  ernstlicher  Lebensgefahr  aus,  nicht  um  seiner  selbst  oder 
seines  Brotherrn  willen,  sondern  als  Pflichterfüllung  eines  braven  Menschen.  Die 
Unfallsterblichkeit  unter  Seeleuten  ist  deshalb  auch  eine  verhältnismäßig  große, 
wie  schon  die  oben  angeftlhrte  Unfallstatistik  darlegt.  Der  vormalige  Unterstaats- 
sekretär Cochrane  schätzt  sie  auf  64  pro  10  000  im  Vergleich  mit  7  pro  10000 
in  anderen  Berufen.  Namentlich  erheblich  ist  sie  auf  Segelschiffen,  nämlich  120 
pro  10  000,  im  Vergleich  zu  49  pro  10  000  auf  Dampfern.  Ein  großer  Teil  dieser 
Sterblichkeit  schreibt  sich  der  erwähnten  wohlgemeinten  Hilfstätigkeit  zu.  Gesetzlich 
ist  das  Handelsamt  ermächtigt,  aus  Staatsmitteln  Entschädigung  zu  leisten  —  sofern 
das  Parlament  das  nötige  Geld  dazu  zur  Verfügung  gestellt  hat,  was  bis  jetzt  noch 
nicht  geschehen  ist    Deshalb  dürften  die  Schiffahrtsinteressenten  wohl  Einwendung 
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erheben.  Trotzdem  drang  die  Regierung  auf  Einschluß  der  Seeleute,  und  setzte 
dies  auch  durch.  Eines  eigenen  Gesetzes  bedurfte  es  nach  ihrer  Anschauung  nicht, 
und  das  zur  See  erwachsende  spezielle  Risiko  ist  nach  ihrer  Meinung  schon  von 
Hause  aus  berechnet  und  mit  in  den  Kauf  genommen.  Das  Entschädigungsrecht 
der  Seeleute  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  beginnt  indessen  erst  mit  dem 
Verlassen  des  SchiflFes.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  bleibt  der  Schiffseigentümer  wie 
bisher  für  Verpflegung,  Kost,  ärztlichen  Beistand  u,  dgl.  haftbar.  Ohne  Anwendung 
bleibt  das  Gesetz,  wie  bereits  erwähnt,  tatsächlich  eigenem  Wunsche  gemäß,  auf 
Fischerei  treibende  Seeleute.  Diese  sind  in  der  Regel  Mitbesitzer  ihres  Fahr- 
zeuges und  daher  mitentschädigungs verpflichtet;  oder  aber,  wo  sie  nur  Aushilfe-- 
mannschaften  bilden,  da  würde  die  Entschädigungspflicht  die  Betroffenen  zumeist 
völlig  erdrücken.  Es  liegt  ein  Fall  vor,  in  welchem  eine  Mannschaft  von  sieben 
Personen  zu  dreien  aus  Eigentümern  des  Fahrzeuges  bestand  und  zu  vier  aus 
geheuerten  Seeleuten.  In  der  finanziellen  Stellung  der  Leute  bestand  indessen 
kein  wesentlicher  Unterschied.  Bei  einer  Entschädigungspflicht  hätten  nach  Unter- 
gang des  Bootes  die  drei  Witwen,  deren  Alles  verschlungen  war,  die  anderen  vier 
entschädigen  müssen.  Das  war  absolut  unmöglich.  In  einem  anderen  Falle,  wo 
das  Boot  nur  einem  einzigen  gehörte,  der  aber  auch  nur  armer  Fischer  war,  hätte 
dessen  Witwe  zur  Entschädigung  der  sechs  anderen  Familien  nicht  weniger  als 
£  1200  aufbringen  müssen.  Allem  dem  läßt  sich  aUerdings  durch  Versicherung  aus 
dem  Wege  gehen. ^)  Allein  diese  müßte  gemeinschaftlich  von  selten  aller  stattfinden; 
denn  alle  Beschäftigten  sind  tatsächlich  Mitarbeiter  auf  gleicher  Stufe.  Selbst  in 
dem  in  der  Debatte  vorgebrachten  Falle  der  sog.  „Gewinnbeteiliger"  —  die  in 
Wirklichkeit  nur  „Fangbeteiligte"  („produce-sharers",  nicht  „profit-sharers")  sind  — 
weiß  man  sich  auf  andere  Weise  zu  helfen.  Und  volenti  non  fit  injuria. 
Andrerseits  wird  das  Entschädigungsrecht  neu  auf  Lotsen  ausgedehnt  Seitens 
^patriotischer"  Briten  wurde  angeregt,  das  Entschädigungsrecht  fremden,  auf 
britischen  Schiffen  dienenden  Seeleuten  vorzuenthalten.  Ein  einfacher  Hinweis 
darauf,  daß  die  einzige  Folge  solcher  Bestimmung  die  vorzugsweise  Beschäftigung 
von  fremden  Seeleuten  sein  müßte,  genügte  zur  Abwehrung  dieses  Vorschlages. 
Interessant  ist  vielleicht  auch  der  neubewirkte  Einschluß  der  seitens  öffentlicher 
Behörden  geschäftlich  Beschäftigten,  d.  h.  nicht  allein  der  bereits  durch  gemeinschaft- 
liche Hilfskassen  Versorgten  —  ca.  28  000  bei  dem  Kriegsamt  und  40  000  auf  den 
Marinewerften  — ,  sondern  auch  der  bei  Stadträten,  Hafenbehörden,  usw.,  sowie  bei 
Straßenbahnen,  Gasanstalten  u.  dgl.  m.  beschäftigten  Arbeiter.  Alles  in  allem  ge- 
nommen ist  die  Ausdehnung  des  Gebiets  eine  bedeutende  und  umfaßt,  wie  gesagt, 
ungefähr   sechs   Millionen   Menschen. 

An  zweiter  Stelle,  auf  dem  Felde  der  Vereinfachung  und  Vervoll- 
kommnung des  Verfahrens,  schafft  das  neue  Gesetz  unbedingt  Besserung, 
wenngleich  es  die  einschlägige  Gesetzgebung  offenbar  noch  lange  nicht  zu  ihrem 
Endpunkt  bringt. 

In  seinen  Grundlinien  bewahrt  das  vorgeschriebene  Verfahren  allerdings 
noch  immer  seinen  alten  kontenziösen  Charakter  (s.  Heft  Va  S.  61  ff.).  Wohl 
setzt  es  eine  anscheinend  klarere  Norm  für  zu  leistende  Entschädigungen  fest,  in 
der  Hoffnung,  daß  derselben  vorzugsweise  durch  eine  der  zugelassenen  gütlichen 
Abmachungen  Folge  gegeben  werden  möge.  Allein  für  den  Fall,  daß  gütliche 
Verhandlungen  ergebnislos  bleiben,  verweist  das  Gesetz  die  beteiligten  Parteien  nach 
wie  vor  im  endgültigen  Entscheidungsmittel  an  die  schiedsrichterliche  Verhandlung 
vor  Gericht.    Auf  diesem  Felde  sorgt  es  indessen  für  besseres  Verfahren. 

Was  zunächst  die  mehr  und  mehr  in  Aufnahme  kommenden,  bei  Gericht  an- 
zumeldenden gütlichen  Abkommen  (by  memorandum)  anbelangt,  so 
setzt  das  Gesetz  nachweislich  vorgekommenem  Unfug  auf  beiden  Seiten  entsprechende 
Schranken.  Es  haben  mitunter  Arbeiter  die  Eintragung  solcher  Abkonunen  auf- 
geschoben, bis  ihr  Zustand  sich  unter  den  freiwilligen  Leistungen  ihres  nichts- 
ahnenden Arbeitgebers  wesentlich  gebessert  hatte,  und  dann  in  letzter  Stunde  die 
Eintrs^ung   bewirkt,  wodurch   der  Arbeitgeber  zum  mindesten  eine  Zeitlang  noch 


')  Vgl.  dazu  die  einfache  Regelung  der  Sache  in  der  deutschen  Unfallversicherung: 
§8  152  ff.  des  See-U.V.G.  vom  30.  Juni  1900. 
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gebunden  wurde,  nachdem  der  Anlaß  zur  Woehenrente  bereits  beseitigt  und  genug 
gezahlt  worden  war.  Andrerseits  haben  Arbeitgeber  durch  Druck  oder  falsche 
Darstellung  den  zur  wöchentlichen  Rente  berechtigten  Arbeiter  zur  Einwilligung 
in  eine  Eapitalabfindung  vermocht,  welche  offenbar  den  Umständen  nicht  entsprach, 
die  aber  nach  der  Eintragung  unumstößlich  feststand.  Abgesehen  davon,  daß  das 
Gresetz  solchen  einmaligen  Abkommen  gegenüber  die  Abmachung  ständiger  Ab- 
kommen, mit  Rechtsprechung  durch  scMedsgerichtliche  (seitens  des  Arbeitgebers 
und  des  Arbeiters  y ereint  einzusetzende)  Ausschüsse,  bevorzugt,  indem  es  den 
Minister  des  Innern  ermächtigt,  solchen  Ausschüssen  bedingungslos  oder  gegen 
die  im  Einzelfall  angemeldeten  Bedingungen  die  Befugnisse  des  ordentlichen 
Richters  (in  solchen  Sachen)  zuzugestehen,  sucht  es  dem  beregten  Unfug  auch 
unmittelbar  durch  geeignete  Bestimmungen  vorzubeugen.  So  stellt  es  vorerst  fest, 
daß  die  amtliche  Eintragung  hinfort  erst  sieben  Tage  nach  Mitteilung  des  erfolgten 
Eintragungsantrags  seitens  des  Gerichtsregistrators  an  beide  beteiligte  Parteien 
stattfinden  darf.  Damit  erhält  der  Arbeitgeber  genügenden  Schutz.  Kann 
sodann  der  Arbeitgeber  nachweisen,  daß  die  Sachlage  sich  seit  Verabredung  des 
Abkommens  zu  seinen  Gunsten  wesentlich  verändert  hat,  daß  z.  B.  der  ursprüng- 
lich zu  entschädigende  Arbeiter  zur  Arbeit  zurückgekehrt  ist  und  seinen  alten  Lohn 
bezieht,  so  soll  das  Eintragungsgesuch  dem  ordentlichen  Richter  zur  Entscheidung 
tiberwiesen  werden.  Demselben  Richter  steht  ferner  das  Recht  zu,  das  Eintragungs- 
register nach  Belieben  einzusehen  und  gemachte  Eintragungen  nach  Bedarf  richtig- 
zustellen. Andererseits  ist  zum  Schutze  des  Arbeiters  festgesetzt,  daß  in  Fällen, 
wo  die  Aenderung  der  Wochenrente  in  eine  Kapitalabfindung  dem  Arbeitgeber 
rechtlich  zusteht,  auch  von  ihm  beantragt  wird,  wo  aber  die  angebotene  Kapital- 
leistung  dem  Registrator  als  ungenügend  erscheint,  hinfort  der  Antrag  gleichfalls  an 
den  ordentlichen  Richter  zu  verweisen  ist,  der  denselben,  trotz  der  bereits  etwa  durch 
Trag  oder  ungehörige  Beeinflussung  erlangten  Zustimmung  des  Arbeiters,  zurück- 
zuweisen ermächtigt  ist.  Sollte  eine  derartige  Kapitalsabfindungabmachung  ohne 
die  gesetzlich  vorgeschriebene  Eintragung  bei  Gericht  schon  tatsächlich  erfolgt 
sein,  so  bestimmt  das  Gesetz  nunmehr,  daß  dem  Entschädigungsverpflichteten  daraus 
in  keiner  Weise  an  seinen  weiteren  Entschädigungspflichten  Nachteil  erwachsen 
soll.  Ueberdies  steht  dem  Richter  des  Bezirkes  das  Recht  zu,  innerhalb  sechs 
Monaten  nach  Eintragung  eines  Abkonmiens  solche  streichen  zu  lassen,  sofern  er 
sich  überzeugt,  daß  die  Einwilligung  dazu  auf  unrechtmäßigem  Wege  erlangt 
wurde.  Die  Ausschüsse,  von  welchen  bereits  die  Rede  war,  erhalten  das  Recht, 
gleich  dem  Richter,  den  von  der  Regierung  eingesetzten  und  besoldeten  ärztlichen 
Sachverständigen  als  Beirat  zu  ihren  Verhandlungen  herbeizuziehen. 

Die  ganze  Sache  ist  damit  auf  einen  gesunderen  Boden  gebracht,  was  um 
so  mehr  von  Belang  ist,  als  diese  protokollierten  Abkommen  erfreulicherweise  zu- 
sehends zunehmen. 

Bezüglich  der  eigens  gebildeten  Arbeitgebervereinigungen,  welche 
vereint  die  gesetzliche  Entschädigung  leisten,  ob  ihnen  nun  eine  gleichartige  Arbeiter- 
vereinigung gegenübersteht,  oder  nur  der  G« werkverein,  oder  schließlich  der 
einzelne  Arbeiter,  hat  das  Gesetz  keinen  Anlaß  genommen,  sich  weiter  in  deren 
Praxis  einzumischen,  da  die  bereits  geschaffenen  gesetzlichen  Befugnisse  vollkommen 
genügen  und  keinerlei  Mißbrauch  möglich  ist.  Der  Rekurs  an  das  Gericht  steht 
Unzufriedenen  in  jedem  Falle  frei.  Lediglich  bezüglich  der  vom  „Chief  Registrar 
of  Friendly  Societies"  zu  bestätigenden  Abkommen,  zur  Herstellung  gemein- 
schaftlicher Hilfskassen  unter  gleichzeitiger  Beteiligung  von  Arbeitern  und 
Arbeitgebern  (s.  Heft  Va  S.  69  ff.),  hat  sich  das  Parlament  zu  neuen  Bestimmungen  veran- 
laßt gesehen,  obwohl  keinerlei  Mißbrauch  vorliegt.  Der  „Chief  Registrar"  wird  neu 
angewiesen,  zu  ermitteln  —  nicht  nur,  wie  bisher,  ob  die  gemeinschaftliche  Hilfe- 
kasse den  Arbeitern  mindestens  die  nämlichen  Entschädigüngsbeträge  sichert  wie 
das  Gesetz,  sondern  ausdrücklich,  ob  der  Beitrag  des  Arbeitgebers  allein  für 
solche  Leistungen  genügt,  so  daß  die  Beiträge  derArbeiter  in  allen  Fällen, 
wie  dieses  ja  beabsichtigt  war,  nur  mit  Leistungen  für  andere  Zwecke,  nament- 
lich Krankengelder,  belastet  bleiben.  Es  soll  femer  kein  Antrag  auit  Bildung 
einer   gemeinschaftlichen  Hilfskasse   Bestätigung   erhalten,    in   welchem  nicht  aus- 
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djUckiich  jedem  beteiligten  Arbeiter  das  Becht  zmn  Aastritt  gewahrt  ist  Und  zum 
Ueberfluß  ist  noch  bestimmt,  daß  die  EmeneruDg  derartiger  HilfskasseDTertrSge, 
mit  oder  ohne  Abänderung,  gestattet  sein  soll.  Es  ist  sonderbar,  welchen  Arg- 
wohn diese  HUfskassen  den  nicht  unmittelbar  beteiligten  Arbeitern  immer  noch 
einflößen.  Dem  Schrecken  vor  dem  Gespenst  des  ,,  contracting  out"  wollen  sie 
anscheinend  nicht  entsagen,  obwohl  tatsächliche  Ergebnisse  dasselbe  gründlich  be- 
seitigt haben  müßten  (s.  Heft  Va  S.  60/79). 

Wir  kommen  nun  zu  den  Bestimmungen  über  die  eigentlichen  gerichtlichen  — 
oder,  wie  sie  heißen,  schiedsrichterlichen  —  Verhandlungen  vor  dem  ordentr 
liehen  Richter  oder  dessen  von  ihm  selbst  ernannten  Stellvertreter.  Der  Wttrde 
des  Bezirksrichters  widerfährt  auf  diesem  Felde  neue  Gerechtigkeit  dadurch,  daß 
er  fortan,  im  Falle  der  Behinderung  oder  Weigerung  seines  Stellvertreters,  selbst 
einen  neuen  Stellvertreter  zu  ernennen  befugt  ist,  was  bisher  dem  Obergericht  vor- 
behalten war.  In  bezug  auf  die  erste  Anmeldung  bleibt  alles  beim  alten.  Diese 
Anmeldung  soll  „sobald  als  tunlich^  erfolgen,  und  ehe  der  Beschädigte  aus  freien 
Stücken  aus  der  Beschäftigung,  in  welcher  er  die  Verletzung  erlitt,  ausgeschieden 
ist.  Dieser  unbestimmte  Termin  ist  beibehalten  worden,  um  dem  beschädigten 
Arbeiter  im  Falle  einer  Behinderung  sein  Becht  nicht  abzuschneiden,  falls  der  Ge- 
richtshof den  Aufschub  als  durch  triftigen  Grund  gerechtfertigt  erachten  sollte.  Die 
eigentliche  Anspruchserhebung  soll  gleichfalls,  nach  wie  vor,  spätestens  binnen 
sechs  Monaten  nach  Eintreten  der  Erkrankung  beziehentlich  des  Todes  erfolgen. 
Es  wurde  stark  auf  Verkürzung  zu  drei  Monaten  gedrungen.  Indessen  hielt  die 
Regierung  solchem  Verlangen  gegenüber  mannhaft  stand.  Sie  hat  sogar  den  Spiel- 
raum, welcher  dem  Richter  gegeben  ist,  noch  weitere  Verspätung  gelten  zu  lassen, 
erweitert  Als  gültige  Hinderungsgründe  sind  neu  hinzugefügt  worden:  Irrtum,  Auf- 
enthalt außerhalb  des  Vereinigten  Königreiches  oder  andere  „vernünftigerweise 
gelten  zu  lassende^  (reasonable)  Gründe.  Bisher  galten  dies^  Umstände  als  zu 
billigende  Gründe,  nicht  für  Verspätung  über  sechs  Monate  hinaus,  sondern  nur 
für  formelle  Ungenauigkeiten  in  dem  petitum.  Die  Schadenanmeldung,  welche  in 
landesüblicher  Sprache  (nicht  notwendig  Juristenenglisch)  verfaßt  sein  und  Namen 
und  Adresse  der  Beschädigten,  sowie  Zeit,  Ort  und  Ursache  des  Unfalls  bezeichnen 
soll,  ist  andererseits  in  Zukunft  nicht  mehr  in  einfach  gewöhnlichem,  sondern  stets 
mittels  eingeschriebenen  Briefes  an  den  Entschädigungsverpflichteten  abzusenden. 
Die  gesetzliche  Bedeutung  des  Wortes  „Arbeitgeber"  ist  etwas  erweitert  worden. 
So  bleibt  der  Arbeitgeber,  der  seine  Arbeiter  oder  Lehrlinge  zeitweise  an  einen 
anderen  abläßt,  unmittelbar  entschädigungspflichtig,  und  es  wird  der  Bisher  zunächst 
verantwortliche  „sub-contractor*,  welcher  dem  gewöhnlichen  Arbeitgeber  gegenüber 
eine  Arbeit  auf  eigene  Rechnung  in  Akkord  nimmt,  in  erster  Linie  glücklich  aus- 
geschaltet, es  sei  denn,  daß  er  Eigentümer  einer  Dreschmaschine,  eines  Pfluges 
oder  anderer  durch  mechanische  Kraft  betriebener  landwirtschaftlicher  Geräte  ist, 
womit  er  einen  Vertrag  zu  landwirtschaftlicher  Arbeit  ausführt.  Leute  dieser  Art 
sind  nicht  nur  in  der  Regel  völlig  entschädigungsfähig  —  was  der  bisher  gern 
vorgeschobene  mittellose  „sub-contractor"  häufig  nicht  war  — ,  es  erwächst  somit 
aus  ihrer  unmittelbaren  Verantwortlichkeit  für  den  Arbeiter  keine  Gefahr,  sondern 
die  von  ihnen  Beschäftigten  unterstehen  auch  in  der  Regel  unmittelbar  ihrer  Kon- 
trolle. Bei  einem  Schiffsuofall  soll  die  Anzeige  an  den  Baas  erfolgen,  sofern  dieser 
nicht  selber  der  Beschädigte  ist  und  sofern  der  Unfall  nicht  tatsächlich  an  Bord 
des  Schiffes  stattfand.  In  letzterem  Falle  ist  überhaupt  keine  Anzeige  notwendig, 
da  angenommen  wird,  daß  der  Fall  ohnehin  bekannt  werden  muß.  Wurde  der 
Unfallverletzte  Seemann,  Baas  oder  Schiffslehrling  außer  Landes  aus  dem  Dienste 
entlassen,  so  ist  sein  Anspruch,  sofern  es  sich  um  eine  britische  Besitzung  handelt, 
vor  einem  dortigen  Richter  oder  Friedensrichter,  in  fremdem  Lande  dagegen  vor 
einem  britischen  Konsul  zu  Protokoll  zu  geben.  Tödliche  Unfälle  im  Seedienst 
sind  binnen  längstens  sechs  Monaten  von  dem  Tage  an,  wo  der  zunächst  Ent- 
schädigungsberechtigte die  Nachricht  vom  Tode  erhielt,  in  vorgeschriebener  Weise 
anzumelden.  Zur  Feststellung  der  Identität  des  zur  Entschädigung  verpflichteten 
SchiffseigentUmers  ist  festgesetzt,  daß  er  als  haftbar  gelten  muß,  wenngleich  er 
seinen  Wohnort  im  Auslande  hat,   indessen  im  Vereinigten  Königreich  ein  Bureau 
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onterhält  und  sein  Schiff  im  Vereinigten  Königreich  als  britisches  Schiff  ein- 
getragen ist.  Die  Unterschiebung  des  orsprtlnglichen  Arbeitgebers  für  den  „sub- 
contractor"  Tereinfacht  die  Sache  von  Hause  aus  für  den  Arbeiter,  enthebt  in- 
dessen den  ,,8ub-contractor^  nicht  seiner  Haftpflicht.  Er  bleibt  in  zweiter  Linie 
sowohl  dem  Pflichtigen  Arbeitgeber  wie  dem  berechtigten  Arbeiter  gegenüber  haft- 
bar. Dritte  Parteien  werden  überhaupt  nicht  gegen  rechtliche  Haftansprüche  ge- 
schützt, weder  dem  Arbeiter  noch  dem  Arbeitgeber  gegenüber.  Sollte  es  sich  er- 
weisen, daß  der  Arbeiter  seinen  Anspruch  gegen  den  Arbeitgeber,  etwa  auf  Grund 
des  Haftpflichtgesetzes  oder  des  gemeinen  Hechts,  auf  unrichtiger  Grundlage  er- 
hoben hat  und  abgewiesen  worden  ist,  so  bleibt  das  Gericht  nach  wie  vor  befugt, 
ihm  Yorkommendenfalls  auf  Grund  des  Unfallentschädigungsgesetzes  eine  Ent- 
schädigung zuzuerkennen,  selbstverständlich  unter  Abrechnung  der  durch  das  erste 
unrichtige  Vorgehen  erwachsenen  Kosten.  Das  ist  rechtlich  gewiß  richtig,  bedeutet 
indessen,  daß  der  Arbeiter  unter  Umständen  ohne  genügende  Entschädigung  be- 
lassen werden  kann.  Es  ist  dies  eine  notwendige  Folge  der  noch  bestehenden 
Vervrirrtheit  der  Gesetzgebung,  welche  drei  bis  vier  Gesetze  nebeneinander  be- 
stehen läßt,  wo  eines  genügen  könnte. 

Die  Ausschaltung  des  ,,sub-contractor^  gestattet  zugleich  die  Ausschaltung 
des  „undertaker",  welcher  in  den  Verhandlungen  eine  wenig  beneidenswerte 
Rolle  gespielt  hat,  da  der  wirkliche  „undertaker^^  recht  häufig  geschickt  Versteck 
spielte  und  daher  schwer  zu  finden  war.  Schon  der  Name  —  „undertaker"  heißt 
sonst  Leichenbestatter  —  hat  Anstoß  gegeben. 

An'  dem  gerichtlichen  Verfahren  selbst  ist  nichts  geändert  worden,  ab- 
gesehen davon,  daß  der  Empfehlung  der  Enquetekommission  vom  Jahre  1903  ge- 
mäß die  Stellung  des  ärztlichen  Schiedsmannes  (medical  referee)  eine  mehr  un- 
abhängige und  besser  gekennzeichnete  geworden  ist  Der  Uebelstände  der  bis- 
herigen Lage  wurde  bereits  in  Heft  Va  S.  115  gedacht.  Die  „medical  referees" 
werden  fortan  von  dem  Ministerium  des  Innern  eingesetzt  und  vom  Staate  besoldet 
Es  ist  also  anzunehmen,  daß  sie  von  Hause  aus  der  parteilichen  Praxis  fernstehen. 
Sollte  dies  dennoch  nicht  der  Fall  sein,  sollten  sie  auf  der  einen  oder  der  an- 
deren Seite  aufgetreten  sein,  so  werden  sie  ipso  facto  als  Beisitzer  unzulässig.  Im 
übrigen  kann  der  Richter  oder  Schiedsrichter,  auch  der  als  schiedsrichterliche  Be- 
hörde auftretende  Ausschuß  sie  schon  bei  Beginn  des  Verhörs  zur  ärztlichen  Be- 
urteilung der  Lage  als  Beisitzer  heranziehen,  was  eine  bedeutende  Erleichterung 
des  Verfahred^  ermöglicht.  Ihr  Urteil  ist  dann  in  betreff  fachmännischer  Fragen 
endgültig.  Angesichts  solcher  Aenderung  wird  das  Verfahren  betreffs  ärztlicher 
Prüfung  der  Verletzten  fortan  folgendes.  Nach  Ehnpfang  der  Anspruchsanmeldung 
darf  der  pflichtige  Arbeitgeber  verlangen,  daß  sich  der  Beanspruchende  einer 
Prüfung  durch  einen  von  ihm  selbst  (dem  Arbeitgeber)  herbeigerufenen  und  zu 
bezahlenden  Arzte  unterwirft.  Weigerung  oder  Erschwerung  der  Prüfung  schließt 
das  Entschädigungsrecht  aus,  bis  der  Pflicht  genügt  wird.  Doch  ist  für  solche  Prüfung, 
laut  näherer  Verordnung  des  Ministers,  nur  eine  annehmbare  (reasonable)  Tageszeit 
zu  bestimmen.  Auch  später,  faUs  dem  verletzten  Arbeiter  eine  Wochenrente  zuer- 
kannt worden  ist,  kann  der  Arbeitgeber  ihn  „von  Zeit  zu  Zeit"  ärztlich  prtlfen 
lassen.  Das  „von  Zeit  zu  Zeit^  hat  der  Minister  seitdem  durch  Verordnung  auf 
einmal  pro  Woche  während  des  ersten  Monats  und  einmal  monatlich  während 
der  folgenden  Monate  (bis  einschließlich  des  sechsten)  beschränkt  Dem  Minister 
bleiben  weitere  Vorschriften  vorbehalten.  Der  vom  Arbeitgeber  bestellte  Arzt 
muß  selbstverständlich  ein  Befähigungsattest  beibringen.  Nach  den  neuen  An- 
ordnungen läßt  sich  annehmen,  daB  er  ein  Mann  von  Stellung  ist  Ist  der  Arbeiter 
mit  dem  Ausspruch  des  Arbeitgeberarztes  unzufrieden,  so  kann  er  sich  alsbald  auf 
eigene  Kosten  von  seinem  eigenen  Arzte  untersuchen  lassen.  G^enüber  solchem 
einseitigen  Urteil  steht  beiden  Parteien  zunächst  binnen  sechs  Tagen  nach  Abgabe 
des  nicht  befriedigenden  Urteils  ein  Einigungsversuch  frei  und,  jiach  dessen  Fehl- 
schlagen, die  Berufung  durch  den  Registrator  des  betreffenden  Bes^irksgerichtes,  bei 
dem  das  festgesetzte,  auf  höchstens  <£  1  beschränkte  Honorar  zu  erlegen  ist,  an 
den  Regierungsarzt  („medical  referee")  zu,  dessen  Urteil  ausschlaggebend  ist    Auch 
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in  dem  Falle,  daß  Arbeitgeber  and  Arbeiter  sich  darüber  niobt  einigen  können, 
ob  überhaupt  eine  Verletzung  durch  Unfall  vorliegt,  ist  das  ausschlaggebende  Urteil 
dieses  Sachverständigen  einzuholen,  der  überhaupt  in  jedem  vorkommenden  Fall 
über  den  „Zustand"  des  Arbeiters  entscheidender  Richter  ist. 

Nicht  ohne  Bedeutung  sind  weiter  noch  folgende  Bestimmungen.  In  England 
und  Wales,  und  gleichfalls  in  Irland,  ist  die  zuständige  Behörde  in  Arbeiterunfall - 
Sachen  das  Grafschaftsgericht,  welches,  gleichviel  ob  der  eigentliche  Richter 
oder  ein  von  diesem  ad  hoc  bestellter  Schiedsrichter  im  Richterstuhl  sitzt,  nach 
dem  festgestellten  Usus  des  Grafschaftsgerichts  zu  verfahren  hat  Solcher  Usas 
gestattet  auf  Verlangen  der  einen  oder  der  anderen  Partei  die  Hinzuziehung  von 
Greschworenen,  deren  Urteil  über  Tatsachen  entscheidend  ist  Ueber  Rechts- 
fragen steht  die  Berufung  an  das  Obergericht,  außerdem  noch  in  letzter 
Instanz  an  das  Oberhaus  frei.  In  Schottland  geht  die  Sache  zunächst  an  den 
dem  englischen  Grafschaftsgericht  gleichgestellten  „SherifF  Court",  welches  keine 
Geschworenen  zuläßt.  Unter  dem  Vorwand,  daß  dieses  eine  Härte  bedingt,  werden 
die  Sachen  nun  gar  zu  gern  von  streitsüchtigen  Advokaten  vor  das  Obergericht,  das 
„Court  of  Session",  verlegt,  welches  Geschworene  zulassen  kann,  bei  welchem 
indessen  die  Prozesse  unverhältnismäßig  mehr  ins  Geld  laufen  —  was  gute  Liqui- 
dationen abwirft.  Daher  die  bereits  erwähnten  hohen  schottischen  Prozeßkosten. 
Weiter  geht  nun  die  Sache  nach  schottischem  Recht  nicht.  Daher  der  häufige 
Widerspruch  in  den  Erkenntnissen,  dem  Entschädigungstarif  und  selbst  der  Auf- 
fassung, ob  Punkte  wie  die  „faute  lourde"  Rechtsfragen  oder  Tatfragen  sind,  was 
die  Rechtsprechung  ungeheuer  verwirrt*  Um  diesen  Mißständen  abzuhelfen,  wird 
nunmehr  aus  allen  Ländern  ohne  Unterschied  die  Berufung  an  das  Ober- 
haus gestattet.  Das  muß  in  der  Folge  zu  einer  einheitliehen  Recht- 
sprechung führen.  Ueberdies  aber  beabsichtigt  die  Regierung,  wie  sie  durch 
ihren  Vertreter  für  schottische  Rechtssachen  ankündigen  ließ,  eine  Aenderung  im 
schottischen  Recht,  wonach  die  Sheriff  Courts,  gleich  den  englischen  Grafschafts- 
gerichten, befugt  werden  sollen,  in  Zukunft  Geschworene  herbeizuziehen.  Und  erst- 
instanzlich hat  demgemäß  in  Schottland  fortan  allein  der  „Sheriff  Court"  zu  ent- 
scheiden. (Vgl.  Heft  Va.  S.  65.)  Betreffend  Gerichts  kosten  bleibt  die  alte 
Bestimmung  bestehen,  wonach  vor  Erkennung  auf  Schadenersatz  keinerlei  Spesen 
zahlbar  sind. 

Nicht  unwichtig  sind  femer  die  neuen  Bestimmungen  in  betreff  des  Maßes 
der  ZQ  leistenden  Entschädigung  und  der  Art  und  Weise,  in  welcher 
dieselbe  zu  leisten  ist.  Im  allgemeinen  stellen  dieselben  ein  nicht  unertiebliches 
Zugeständnis  an  die  Arbeiter  dar.  Schon  die  neue  Feststellung  des  Lohnsatzes, 
nach  welchem  die  Entschädigung  zu  bemessen  ist,  bedeutet  für  die  Arbeiter  eine 
Besserung  (s.  Heft  Va  S.  65  ff.).  Nach  den  alten  Gesetzen  war  der  Lohn,  welchen 
der  Arbeiter  effektiv  erhalten  hatte,  maßgebend.  Hatte  er  also  innerhalb  der  fest- 
gesetzten Zeit  nur  einen  Tag  in  der  Woche  Beschäftigung  gefunden,  möglicher- 
weise zu  ausnahmsweise  niedrigem  Lohnsatz,  so  wurde  die  dafür  erhaltene  Ver- 
gütung als  sein  normaler  „Wochenlohn"  angesehen.  Daraus  erwuchsen  erhebliche 
Härten,  und  zumal  für  Lehrlinge  war  der  Maßstab  ein  lächerlich  ungenügender. 
Fortan  soll  die  erkennende  Behörde  den  Lohn  in  Betracht  ziehen,  welchen  ein 
Arbeiter  derselben  Befähigung  und  desselben  Grades  in  demselben  Berufe  bei 
demselben  Arbeitgeber  oder  bei  einem  ähnlichen,  in  demselben  Bezirke,  bei  fort- 
laufender Beschäftigung,  während  des  ganzen  vorhergehenden  Jahres  erhalten  hat 
oder  erhalten  haben  würde,  sofern  er  durchweg  beschäftigt  gewesen  wäre.^)  Hat 
der  betreffende  Arbeiter  während  des  vorhergehenden  Jahres  gleichzeitig  bei  mehreren 
Arbeitgebern  gearbeitet,  so  gelten  diese  vereinten  Lohnbeträge  als  maßgebend,  gerade 
als  ob  sie  von  einem  einzigen  Arbeitgeber  gezahlt  worden  wären.*)  Beträge,  welche 
dem  Arbeiter  im  Laufe  seiner  Beschäftigung  etwa  zur  Bestreitung  besonderer  Aus- 
lagen oder  zur  Beschaffung  von  Materialien  eingehändigt  wurden,  kommen  nicht 
in  Anrechnung.  Auf  diese  Weise  muß  sich  der  Maßstab  unfehlbar  erhöhen,  was 
nicht  mehr  als  billig  ist. 


*)  Augenscheinlich  eine  Nachhildung  des  deutschen  Gewerbe-U.V.G.  vom  30.  Juni  1900  §10, 
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Nach  diesem  Maßstab  berechnet,  erhält  nun  der  beschädigte  Arbeiter  nach 
wie  Tor,  dem  Verhältnis  seiner  Erwerbsanfähigkeit  gemäß,  bis  zn  fünfzig  Prozent 
seines  normalen  Lohnes  an  wöchentlicher  Rente,  die  in  keinem  Falle  von  anderer 
Seite  angreifbar,  daher  auch  nicht  pfändbar  ist,  sondern  dem  Berechtigten  durchaus 
sicher  steht.  Sollte  der  Benteuempfänger  zeitweise  des  Rechtes  auf  Bezug  solchen 
Geldes  verlustig  gehen,  so  kommt  auch  eo  ipso  für  dieselbe  Zeit  die  Zahlungs- 
pflicht der  anderen  Partei  auf  Antrag  in  Wegfall.  Begibt  sich  ein  Rentenempfänger 
ins  Ausland,  so  bedarf  es  für  ihn  der  Bescheinigung  eines  Regierungsarztes  (medical 
referee),  daß  seine  Erwerbsunfähigkeit  eine  andauernde  ist,  um  ihn  zum  Weiter- 
bezug der  Rente  zu  befähigen,  die  dann  postnumerando  vierteljährlich  gezahlt 
werden  kann.  Kann  er  solches  ärztliches  Attest  nicht  beibringen,  so  geht  er  mit 
Wanderung  ins  Ausland  seiner  Rente  verlustig.  Nur  für  Leute  unter  21  Jahren, 
deren  Wochenlohn  weniger  als  20  Shilling  pro  Woche  austrägt  (das  schließt  Lehr- 
linge ein),  wird  der  Satz  fortan  auf  100  7o  erhöht,  wobei  also  ein  höherer  Renten- 
satz, allein  nur  bis  zu  höchstens  zehn  Schilling  pro  Woche,  zahlbar  wird.  Hat  der 
Verletzte  während  seiner  Erwerbsunfähigkeit  auf  Rechnung  seines  Schadens  bereits 
von  seinem  Arbeitgeber  Geld  oder  Geldeswert  empfangen,  so  sind  solche  Leistungen 
in  Abrechnung  zu  bringen  und,  wo  nur  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  vorliegt,  da 
soll  der  Entschädigungssatz  nicht  höher  angenommen  werden  als  derart,  daß  er 
den  Ausfall  im  tatsächlich  erhaltenen  Lohn  gegenüber  dem  vor  der  Verletzung 
verdienten  deckt.  Hiermit  ist  dem  Verlangen  der  Arbeiter  auf  „Dehnbarkeit"  in 
der  Gesetzgebung  genügt,  und  es  ist  Härten  vorgebeugt,  die  unter  der  Anwendung 
einer  steifen  und  festen  Norm  nicht  ganz  selten  waren. 

Andererseits  war,  auf  Grund  des  bereits  erwähnten  Enqueteberichtes,  in  Vor- 
schlag gebracht  worden,  daß  älteren  Leuten  gestattet  werden  sollte,  sich  von 
vorneherein  zu  geringeren  Entschädigungszahlungen  zu  verstehen,  um  damit 
der  bereits  nicht  unbeliebt  gewordenen  Verweigerung  der  Beschäftigung  seitens 
vorsichtiger  Arbeitgeber  zu  entgehen.  Mit  Recht  ist  diese  Bestimmung  fallen  ge- 
lassen worden,  obwohl  die  Regierung  sich  nur  ungern  dazu  verstand.  Gewiß  be- 
dingt die  Weigerung  der  Beschäftigung  für  ältere  oder  gebrechliche  Leute  eine 
Härte  (s.  Heft  Va  S.  68).  Indessen  muß  die  erneute  Gestattung  eines  „contracting 
out"  —  zumal  sich  hier  gar  keine  Altersgrenze  ziehen  läßt,  weil  die  Leistungs- 
fähigkeit durchaus  nicht  allein  vom  Alter  abhängt  —  dem  Mißbrauche  Tür  und 
Tor  öfihen.  Es  ist  übrigens  nachgewiesen  worden,  daß  alte  Leute  recht  wohl 
Beschäftigung  finden.  Ihre  Erfahrung,  ihre  Fachkenntnis,  ihre  Zuverlässigkeit 
werden  als  volle  Gegenwerte  für  die  Last  der  Jahre  anerkannt.  Den  Arbeitern 
selbst  war  der  Vorschlag  nicht  recht.    Es  bleibt  also  in  dieser  Beziehung  beim  alten. 

Für  Seeleute,  obwohl  das  Gesetz  auf  sie  in  Anwendung  gebracht  wird, 
fällt  die  Bestimmung  über  Wochengeld  weg,  solange  sie  an  Bord  ihres  Schiffes 
bleiben,  weil  das  Handelsschifiahrtsgesetz,  wie  gesagt,  bereits  für  Verpflegung  im 
Krankheitsfall  sorgt  und  auch  die  Löhnung  aufrecht  erhält  (s.  Anlage  5). 

Für  den  Todesfall  bleiben  die  Entschädigungssätze  verschiedenartig,  je 
nachdem  der  Verstorbene  „von  ihm  Abhängige",  d.  h.  auf  seinen  Verdienst  An- 
gewiesene hinterläßt  oder  nicht  Sind  deren  keine,  was  nur  sehr  selten  vorkommt, 
so  bleibt  die  schuldige  Leistung  auf  die  Kosten  ärztlicher  Pflege  und  der  Beerdigung, 
zusammen  in  Maximalhöhe  von  £  10,  beschränkt.  Hinterläßt  er  Angehörige,  so 
bleibt  der  Satz  wie  vordem  auf  den  dreijährigen  Lohnverdienst,  jedoch  mindestens 
£  150,  bestimmt,  darf  aber  bis  zu  £  300  ansteigen.  In  dieser  Beziehung  bleibt 
alles  beim  alten.  Nur  wird  neu  ausdrücklich  festgesetzt,  daß  wo  gleichzeitig  völlig 
und  nur  teilweise  Abhängige  vorhanden  sind,  die  Rente  nach  Ermessen  des  Richters 
unter  beide  Kategorien  verteilt  werden  darf.  Auch  sind  die  festgesetzten  Sätze, 
wo  sie  in  der  Gestalt  von  Wochenrenten  gezahlt  werden,  im  Interesse  der 
Hinterbliebenen  durch  Urteil  des  Richters  unter  sich  von  Zeit  zu  Zeit  ab- 
änderbar. Die  Bedeutung  des  Wortes  „Angehörige"  erfährt  indessen  jetzt  eine 
Ausdehnung,  welche  in  Arbeiterkreisen  gewürdigt  wird.  Es  gilt  fortan  der 
uneheliche  Aszendent  oder  Deszendent  mit  dem  ehelichen  als  gleichberechtigt 
Gegen  die  Aenderung  wurden  im  Parlament  ernstliche  sittliche  Bedenken  er- 
hoben,  al3   würde   hiermit  unehelichen  Verbindungen  geradezu  Vorschub  geleistet 
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Es  fiel  indessen  der  Regierung  Aicht  schwer,  naehzuweiseq,  daß  die  SittUchl^ieit 
hiermit  nichts  zu  tnn  hat  Da^  aneheliche  Kind  trägt  an; der  Art  seiner  Geburt, 
die  für  es  selbst  ein  Unglück  ist,  keinerlei  Schuld,  und  auch  der  Verlust  eines 
Broterwerbers  ist  für  es  nicht  minder  eine  Härte  wie  für  seine  ehelichen  Greschwißter. 
Ebenso  ist  es  für  Aszendenten  hart,  wenn  sie  im  hilflosen  Alter  einer  unehelichen 
Stutze  beraubt  werden.  Es  kommt  dazu,  daß  nach  englischem  Recht  das  unehe- 
liche Kind  nicht  legitimiert  werden  kann,  wie  es  nach  schottischem  Recht  mit 
Leichtigkeit  zu  machen  geht 

Auch  im  Falle  eines  Todes  ohne  Hinterlassung  von  Angehörigen  ändert  der 
Zutritt  der  Seeleute  zu  den  entschädigungsberechtigten  Arbeitern  nichts  in  der 
Verbindlichkeit  der  Schiffseigentttmer,  da  das  Handelsschiffahrtsgesetz  sie  bereits 
zur  Bestreitung  der  Beerdigungskosten  verpflichtet  Für  den  Fall  einer  Entschädigungs- 
leistung über  solches  Maß  hinaus  dagegen  bringt  das  neue  Gesetz  Seeleuten  gegen- 
über die  Bestimmung  des  Handelsschiffahrtsgesetzes  zur  Aufhebung,  welche  die 
Verbindlichkeit  des  Schiffseigentümers  bei  Verlust  eines  Menschenlebens  auf  d^  15  pro 
Tonne  Schiffsraum  beschränkt  Auch  in  bezug  $tuf  rückständige  Löhnung  fällt 
fortan  Angehörigen  eines  durch  Unfall  un^/s  Leben  gebrachten  entschädigungs- 
berechtigten Seemannes  gegenüber  die  im  Handelsschiffahrtsgesetz  niedergelegte 
Beschränkung  der  Haftpflicht  des  Schiffseigentümers  weg.  Dem  Angehörigen  ist 
der  nunmehr  neu  festgestellte  Entschädigungsbetrag  ohne  jedwede  Kürzung  zu 
zahlen.  Anderen  Parteien  gegenüber  indessen  —  das  kann  bei  mehrseitiger  Ver- 
bindlichkeit in  Betracht  kommen  —  bleibt  die  Haftpflicht  des  Schiffseigentümers 
nach  wie  vor  beschränkt 

Das  bedeutendste  Zugeständnis  an  die  Arbeiter  ist  indessen  die  Verkürzung 
der  gesetzlichen  Wartezeit  Die  Wartezeit  betrug  bisher  vierzehn  Tage, 
und  das  wurde  um  so  mehr  als  Härte  empfunden,  als  die  freien  Hilfskassen  sich 
mit  nur  drei  Tagen  Wartezeit  begnügen.  Das  Verlangen  der  Arbeiter  ging  nach 
Verkürzung  auf  drei  Tage  —  wenn  nicht  überhaupt,  jede  Wartezeit  abgeschafft 
würde,  wie  es  wiederholt  gefordert  wurde.  Obligatorische  Kiankenversicherung, 
wozu  die  Arbeitgeber  beitrügen,  gibt  es  ja  im  Vereinigten  Königreich  nicht  Von 
solcher  Aenderung  wollten  indessen  viele  Arbeitgeber  nichts  wissen.  Sie  beriefen 
sich  aufs  neue  auf  die  schon  in  Heft  Va  S.  66  ff.  besprochenen  Einwendungen 
praktischer  Leute,  wonach  die  Abschaffung  der  Wartezeit  die  ihnen  aufgebürdete 
Last  verdoppeln  oder  verdreifachen  mtLßte.  Die  Regierung  wurde  auch  hier,  wie 
an  mehreren  anderen  Punkten,  über  ihr  eigenes  Maß  hinausgetrieben,  und  schließlich 
wurde  festgesetzt,  daß  die  normale  Wartezeit  auf  eine  Woche  verkürzt,  überdies 
aber  noch  in  Fällen,  in  denen  die  Krankheit  länger  als  vierzehn  Tage  andauert, 
rückwärts  rechnend  für  die  volle  Periode  der  Erwerbsunfähigkeit,  vom  Tage  des 
Unfalls  an  zählend,  Entschädigung  geleistet  werden  soll.  Damit  erscheint  die  Frage 
zum  mindesten  billigerweise  geregelt  Daß  unter  solchen  Umständen  die  Elrankheits- 
zeit  durch  Simulation  geflissentlich  ausgedehnt  werden  kann  und  wohl  werden 
wird,  ist  schwer  zu  b.estreiten.  In  Ermangelung  einer  allgemeinen,  für  alle  sorgenden 
Krankenversicherung  ist  indessen  eine  Wartezeit  von  14  Tagen  etwas  weitgehend, 
während  übergroße  Verkürzung  Mißbräuchen  Tür  und  Tor  öffnen  könnte. 

Betreffend  die  Sicherstellung  der  tatsächlich  geleisteten  Entschädigung 
sind  einige  neue  Bestimmungen  getroffen,  die  indessen  immer  noch  recht  ver- 
besserungsfähig erscheinen.  Wie  schnell  sich  Entschädigupgsgeld  in  den  Händen 
leichtsinniger  Berechtigter  oder  unter  den  Angriffen  geriebener  Freunde  und  Anwälte 
verflüchtigen  kann,  das  ist  schon  in  Heft  Va  Seite  78/116  dargelegt  worden.  Wo 
nicht  ausdrücklich  anders  bestimmt  ist,  soll  fortan  die  Einzahlung  der  Entschädigung 
für  Todesfall  unter  allen  Umständen  an  den  zuständigen  Gerichtshof  erfolgen,  der 
dann  nach  eigenem  Ermessen  im  Interes§je  der  Berechtigten  damit  verfahren  kannt 
Es  sind  hierüber  seitens  des  Gerichtshofs  womöglich  Regulative  festzustellen.  Selbst- 
verständlich kann  der  eine  Gerichtshof  einem  anderen  Gerichtshof  nach  Bedarf 
solche  Gelder  überweisen.  Auch  wöchentliche  Renten  kann  der  Gerichtshof  der 
Sicherheit  wegen  an  sich  einzahlen  lassen.  Wird  dann  der  Berechtigte  eine  Zeit 
lang  des  Empfangs  unfähig,  ohne  daß  die  Zahlungspflicht  des  Arbeitgebers  aufhörte, 
so  sollen  die  betreffenden  Renten  sich  in  dei:  Verwahrung   des  Gerichtshofs  an- 
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hänfen.  Zur  Sicherang  der  Leistung  an  Unterlassene  Angehörige  darf  der 
Gerichtshof  die  verwahrten  Gelder  an  die  Postsparkasse  einzahlen,  wo  die 
betreffenden  Bttcher  gesperrt  bleiben.  Auch  darf  er  das  Geld  bei  der  Postsparkasse 
in  Leibrenten  anlegen,  über  die  ebenfalls  nicht  anders  verfügt  werden  darf.  Wurde 
eine  Invalidenrente  sechs  Monate  lang  geleistet,  so  steht  eä  dem  Arbeitgeber  frei, 
ihre  Abfindung  in  Kapital  zu  beantragen.  Ist  die  erlittene  Erwerbsunfähigkeit  nach 
Befund  der  Aerzte  bleibend,  so  darf  die  Abfindung  unter  Gutheißnng  des  Gerichtes, 
in  der  Weise  erfolgen,  daß  bei  der  Postsparkasse  eine  Leibrente  in  Höhe  von  drei 
Vierteln  der  bisher  gezahlten  Rente  gesichert  wird.  Hierbei  zeigt  sich  wieder  die 
Unzulänglichkeit  der  Regelung  dieser  Dinge  zwischen  einzelnen  Personen  (s.  Heft  Va 
8.  61,  78,  97,  117\  Der  Rentenberechtigte  büßt  bei  der  Abfindung  ein  Viertel 
seiner  Rente  ein,  die  von  Hause  aus  nur  auf  höchstens  die  Hälfte  seines  tatsächlich 
verdienten  Lohnes  gestinunt  wurde,  also  keineswegs  zu  hoch  bemessen  war.  Ver- 
diente er  vor  dem  Unfall  wöchentlich  .^  2,  so  muß  er  sich  jetzt  mit  15  Schilling 
begnügen.  Gewiß  erkauft  er  damit  die  absolute  Sicherheit  der  Zahlungsleistong 
auf  alle  Zeit  hinaus.  Solche  würde  ihm  indessen  auch  die  Berufsgenossenschaft 
ohne  alle  Kürzung  gewähren.  Es  wird  hier  der  Arbeiter  in  Nachteil  gebracht, 
damit  der  Arbeitgeber  die  Last  mit  größerer  Leichtigkeit  abschütteln  kann.  Das 
ist  einer  der  weiterandauemden  Mißstände.  Im'^  allgemeinen  aber  bringt  die  Er- 
weiterung der  Befugnis  des  Gerichtshofs  sozusagen  als  Vormundschaftsbehörde 
jedenfalls  eine  Besserung  der  L^e  mit  sich. 

Besonders  erwähnenswert  ist  ferner  die  Aenderung,  welche  in  betreff  der 
„faute  lourde"  Platz  gegriffen  hat.  Im  allgemeinen  hat  die  „faute  lourde^ 
In  der  Rechtsprechung  nur  wenige  Schwierigkeiten  veranlaßt  (s.  Heft  Va  S.  97). 
Nur  sehr  selten  ist  sie  als  Abwehrvorwand  in  das  Plaidoyer  eingeführt  worden. 
Das  „serious  and  wilful  misconduct"  läßt  sich  nur  schwer  nachweisen  —  gesetzt, 
daß  es  überhaupt  vorliegt.  Und  die  Grafschaftsriohter  sehen  die  behauptete  Fahr- 
lässigkeit des  Arbeiters  —  der  ja  doch  dem  Prinzip  des  Gesetzes  nach  versichert 
werden  soll  —  nicht  gerade  mit  der  Lupe  an.  Die  schreckende  Mythe  der  ge- 
flissentlichen Selbstverstümmelung  von  Arbeitern  zum  Zweck  der  Erwerbung  einer 
Entschädigung  aus  der  Tasche  des  Arbeitgebers  ist  Mythe  geblieben.  Es  ist  kein 
einziger  derartiger  Fall  vorgekommen.  Lebenden  Arbeitern  gegenüber  hat  also 
die  „faute  lourde^  die  Gerichte  wenig  belästigt.  Anders  liegt  die  Sache,  wo  der 
verunglückte  Arbeiter  das  Leben  eingebüßt  hat,  also  nicht  mehr  selber  Zeugnis 
ablegen  kann.  Da  hat  sich  der  „faute  lourde"-Paragraph  als  sehr  beliebte  Waffe 
erwiesen,  die  auch  manchmal  ihren  Dienst  auf  Kosten  der  Witwen  und  Waisen 
geleistet  hat,  vor  allen  Dingen  wo  Versicherungsgesellschaften  die  Beklagten  waren. 
Bei  einem  Bergwerksunglück  suchte  ein  Mann  im  Interesse  seines  Arbeitgebers 
mit  Preisgebung  seines  Lebens  Grubenmaterial  (Weichen  und  Schienen)  aus  dem 
Grubeneinsturz  zu  retten.  Das  wurde  ihm  als  „faute  lourde"  ausgelegt,  und  seine 
Witwe  und  Waisen  gingen  leer  aus.  Um  den  Zug  nicht  aufhalten  zu  lassen,  stieg 
ein  Heizer,  nach  Erschöpfung  der  Kohlen  auf  der  Lokomotive,,  zum  Tender  hinüber 
und  kam  dabei  um  sein  Leben.  „Faute  lourde"  —  und  die  Angehörigen  bekamen 
nichts.  So  geht  das  in  verschiedenen  Spielarten.  Die  bloße  Darlegung  dieser 
Sachlage  genügte,  um  im  Parlament  eine  Abänderung  durchzusetzen.  Abschaffen 
hat  man  den  „faute  lourde^-Paragraphen  nicht  wollen,  so  fraglich  auch  seine  Be- 
rechtigung in  einem  Versicherungsgesetz  ist.  Man  hat  es  aufs  neue  mit 
einer  präziseren  Definition  des  Ausdrucks  „serious  and  wilful  misconduct'^  versucht. 
Das  wollte  indessen  wieder  nicht  gehen.  So  ist  man  darauf  gekommen,  von  der 
Anwendbarkeit  des  Paragraphen  die  Fälle  ausdrücklich  auszunehmen,  in  welchen 
Tod  oder  „ernstliche  und  bleibende  Erwerbsunfähigkeif  *  als  Folge  des  Unfalls  ein- 
tritt; das  ist  jedenfalls  eine  Verbesserung. 

Vollkommen  neuen  Boden  betritt  die  Gesetzgebung  in  der  Abteilung'  des  Un- 
fallgesetzes vom  Jahre  1906,  welche  gewerbliche  Berufskrankheiten  mit 
Berufsunfällen  auf  eine  Stufe  stellt  und  für  sie,  soweit  sie  naS6hw€isbär  sind, 
gleiche  Entschädigung  sichert.^)    Berufskrankheiten  hat  es  ja -im  Gewerbe  Itotiier 

*)  Vgl.  über  gleichartiges  Vorgehen  der  französischen  Unfallversicherung  Heft  XVII 
S.  49  Note  7  und  die  dort  angezogene  Literatur. 
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gegeben.  Allein  mit  den  neuen  Methoden,  welche  einerseits  die  Konkurrenz  und 
andererseits  neue  Entdeckungen  täglich  mehr  und  mehr  ins  Leben  rufen,  werden 
sie  zahlreicher  und,  wenn  nicht  vielleicht  gerade  tödlicher,  so  doch  heimtückischer, 
d.  h.  sicfi  leichter  einschleichend  und  damit  Weniger  vermeidlich.  Mit  ihren  Ge- 
fahren hat  sich  die  öffentliche  Meinung  schon  länger  in  sympathischer  Weise  be- 
schäftigt. Auch  Regierung  und  Parlament  haben  der  Sache  ernste  Aufmerksamkeit 
zugewendet.  Jahr  für  Jahr  berichten  die  Fabrikinspektoren  über  neue  Unter- 
suchungen, neue  Entdeckungen,  neue  Abhilfeyersuche.  Mit  jedem  Jahre  mehrt 
sich  die  Zahl  der  zu  bekämpfenden  Feinde,  deren  Namen  heute  bereits  ein  an- 
sehnliches Verzeichnis  ausmachen.  Im  Jahre  1896  ließ  die  Regierung  vermittelst 
einer  besonderen  Enquetekommission  eine  gründliche  Prüfung  der  Sachlage  an- 
stellen. Es  handelte  sich  damals  vor  allem  um  Berufskrankheiten  bei  folgenden 
Beschäftigungen:  Bearbeitung  von  Gummi,  Papier-  und  Tapetenfärberei,  -ätzerei 
und  -glasur,  Trockenreinigung,  Herstellung  von  Silikatbaumwolle,  von  Elektrizität, 
Schuhsohlenannähen  nach  amerikanischer  Art,  Glasschleifen,  Feilenhauen,  Her- 
stellung von  Gold-  und  metallischem  Farbendruck  in  der  Steindruckerei,  Ge- 
treidemahlen, Konvertierungsarbeiten  in  Metallfabriken,  Verwendung  von  Loko- 
motiven in  Fabriken,  Lecken  von  Etiketten  in  Zwimspinnereien,  Benutzung  von 
entzündbaren  Anstreichfarben  auf  Schiffswerften,  Eiisengalvanisieren,  Färberei  mit 
Natronarsenat, .  Herstellung  und  Verwendung  von  Schleifsteinen  und  Eisenspan- 
scheiben, Verwendung  von  Blei  in  verschiedenartigen  Verbindungen  zu  Färberei- 
und  Zeugdruckzwecken,  Flaschenproben  auf  Widerstandsfähigkeit  mit  verdichteter 
Luft,  Bearbeitung  von  Kochsalz,  gewisse  Prozeduren  bei  der  Sammetbereitung  und 
Flaschenfüllung  mit  brausenden  Wassern. 

Die  Kommission  veröffentlichte  1896  einen  „vorläufigen  Bericht^',  dem  kein 
zweiter  gefolgt  ist.  Allein  bei  Beratung  des  neuen  Fabrikgesetzes  vom  Jahre  1901 
wurde  recht  sorgfältig  auf  diese  Gefahren  Rücksicht  genommen,  und  es  wurde 
wenigstens  für  bessere  Kontrolle  gesorgt.  I2s  handelt  sich  dabei  namentlich  xmi 
Karbunkel  (bei  dem  Hantieren  von  Wolle  und  Roßhaar)  und  um  Blei-,  Phosphor-, 
Arsenik-  und  Quecksilbervergiftung,  über  die  jetzt  zum  mindesten  gewissenhaft 
Buch  geführt  werden  muß.  Auch  ist  den  Fabrikinspektoren  ein  weites  Feld  zur 
Beeinflussung  von  Fabrikherren  gegen  unnötige  Verwendung  von  Bleiglasur  oder 
Bleifarbe,  und  von  Phosphor,  Quecksilber  usw.  in  gefahrbringender  Gestalt  er- 
öffnet. Wiederholt  sind  seitens  der  Behörden  besondere  EInqueten  über  die  eine 
oder  die  andere  Vergiftungskrankheit  angestellt  worden  und  im  ganzen  hat  sich 
.auch,  wie  die  folgende  Tabelle  dartut,  die  Lage  einigermaßen  gebessert  - —  mit 
der  alleinigen  Ausnahme  von  Karbunkel,  deren  Grassieren  durch  den  Fehlschlag 
der  Wollschur  in  Australien  in  letzter  Zeit  wieder  mehr  um  sich  gegriffen  hat; 
aus  irgendeinem  Grunde  —  die  Sachverständigen  sind  unter  sich  darüber  noch 
nicht  einig  —  verursacht  die  australische  WoUe  weit  weniger  Karbunkel  als  die 
aus  anderen  Erdteilen.  Auf  den  bedenklichen  Wurm  bei  Bergleuten  ist  hierbei 
selbstverständlich  keinerlei  Rücksicht  genommen  worden;  über  ihn  liegen  sogar, 
zum  mindesten  öffentlich,  keine  statistischen  Angaben  vor,  er  gehört  eben  in  ein 
anderes  Ressort.  Mit  Bezug  auf  gewerbliche  Vergiftungskranldieiten  ist  die  vor- 
handene Statistik  sehr  reichhaltig,  und  die  verschiedenen  Krankheiten  lassen  sich 
m  ihr  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  verfolgen.  Für  gegenwärtigen  Zweck 
dürften  die  Angaben  der  Tabelle  A.  (s.  S.  76)  genügen. 

Eine  merkliche  Abnahme  zeigen  die  Bleivergiftungen  an;  auf  diesem  Felde 
haben  eben  Vorstellungen  am  meisten  angeschlagen.  Die  geringe  Anzahl  der  Fälle 
von  Phosphorvergiftung  muß  Verwunderung  erregen.  Gewiß  hat  die  Verwendung 
von  amorphem  Phosphor  sehr  bedeutend  zugenommen,  indessen  treten  selbst  jetzt 
noch  mitunter  Kiankheitsfälle  ein,  die  sich  von  der  schon  vor  Jahren  erfolgten 
Verwendung  gefährlichen  Phosphors  herschreiben.  Karbunkel  hat  erheblich  zu- 
genommen.    (S.  Tabelle  B.  auf  S.  76.) 

Für  die  Jahre  1904  und  1905  stellen  sich  die  Erkrankungen,  etwas  aus- 
iührlicher  dargestellt,  wie  Tabelle  C.  auf  S.  77  zeigt. 

In  der  Unfallsenquete  von  1903  und  1904  unterzog  die  Kommission  diese 
Leiden    einer    eingehenden    Prüfung   (vgl.  Heft  Va   S.  61/96),    obwohl    ihr   diese 
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(Tabellen  zur  S.  76.) 
A.    Anzahl    der   auf   Grand   des   Fabrikgesetzes   angemeldeten   Krank- 
heitsfälle in  Fabriken  zufolge  Vergiftung  mit  Blei,  Phosphor,   Arsenik 
oder  Quecksilber  oder  durch  Karbunkel  1899—1906.^)  ' 


Zahl  der  auf  Grund  des  Fabrikgesetzes  ange- 

Art  der  Verletzung  und 

meldeten  Fftllc 

) 

Gewerbe^ 

1699 

1900 

1901 

1902 

1908 

1904 

1905 

1906 

BleiTergiftnng 

1858 

1058 

868 

629 

614 

597 

592 

682 

und  zwar: 

beim  Metallschmelzen 

•    61 

84 

54 

28 

87 

88 

24 

72«) 

„     Drucken 

26 

18 

28 

19 

18 

15 

19 

16 

„     Feilenhauen 

41 

40 

46 

27 

24 

20 

12 

15 

„     Emaillieren  nnd  Verzinnen 

24 

16 

19 

14 

18 

18 

16 

22 

bei  der  Herstellung  von  Bleiweiß    . 

899 

858 

189 

148 

109 

116 

90 

114*) 

„      „            „      •       „      Porzellan 

und  Steingut 

249 

200 

106 

87 

97 

106 

84 

107 

bei  der  üebertragong  in  der  Litho- 

.  graphie 

11 

8 

10 

7 

7 
11 

2 
8 

8 
4 

8 

5 
8 

5 

in  Glasfabriken 

4 

bei  elektrischen  Akkumulatoren  .    . 

32 

88 

49 

16 

28 

88 

27 

26 

bei  Herstellung  von  Färbemitteln 

76 

56 

56 

46 

89 

82 

57 

87 

beim  Wagenbanen 

65 

70 

65 

68 

74 

49 

56 

85 

beim  Schiffbau 

80 

82 

28 

15 

24 

48 

82 

26 

bei   der  Verwendung  von  Farbe  in 

anderen  Gewerben 

54 

50 

61 

44 

46 

27 

49 

87 

In  anderen  G^ewerben 

188 

184 

149 

117 

98 

102 

118 

66 

PhosphorTergiftang 

8 

8 

4 

1 

— 

1 

8 

— 

ArsenikTergiftunff 

Queoksilbervergriftung 

Karbnnkel ... 

— 

22 

12 

6 

5 

5 

1 

5 

10 

9 

18 

8 

8 

8 

8 

4 

ßß 

87 

89 

38 

47 

60 

59 

68 

und  zwar: 

beim  WolDüLmmen  und  Wollsortieren 

18 

9 

6 

12 

20 

12 

84 

24 

bei  dem  Hantieren  von  Roßhaar 

17 

12 

9 

10 

7 

12 

7 

10 

«     .«           „           „    Fellen    .    . 
in  sonstigen  Gewerben 

16 

9 

20 

11 

12 

18 

17 

18 

4 

7 

4 

5 

8 

8 

1 

14 

Zusammen 

1381 

1129 

986 

681 

674 

656 

668 

707 

B.    Gewerbliche    Todesfälle    durch   Karbunkel    1882—1906^) 


Jahr 

Männlich 

Weiblich 

Zusammen 

Jahr 

Männlich 

Weiblich 

Zusammen 

1882 

10 

5 

15       i 

1895 

11 

2 

18 

1883 

5 

8 

8 

1896 

8 

1 

9 

1884 

18 

5 

18 

1897 

16 

2 

18 

1885 

7 

4 

11 

1898 

16 

2 

18 

188G 

8 

3 

11 

1899 

16 

5 

21 

1887 

11 

1 

11 

1900 

10 



10 

1888 

11 

1 

12 

1901 

11 

1 

12 

1889 

6 

1 

7       ! 

1902 

12 

1 

18 

1890 

8 

1 

4 

1903 

15 

1 

16 

1891 

1 

2 

8 

1904 

8 

2 

10 

1892 

5 

1 

6 

1905 

14 

4 

18 

1898 

6 

1 

7 

1906 

17«) 

4 

21 

1894 

7 

8 

10 

^)  Factories  and  Workshops.  Annual  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories  and 
Workshops  for  the  year  1905  (Cd.  8036)  1906.  The  same,  for  the  year  1906  (Cd.  8586)  1907. 
Factory  and  Workshop  Act  1901. 

^)  lieber  Wurm  bei  Bergleuten  liegen  keine  Angaben  vor. 

*)  Dabei  11  Fälle  Messingarbeit,  7  Bleiarbeit,  16  Klempnerei. 

*)  Auch  Mennige  6  Fälle. 

^  Factories  and  Workshops.  Annual  Eeport  of  the  Chief  Inspector  of  Factories  and 
Workshops  for  the  Year  1904.  Part  I,  Reports  (Cd.  2569)  1905.  The  same,  for  the  year  1905; 
Reports  and  Statistics  (Cd.  3036)  1906.  The  same,  for  the  year  1906  (Cd.  8586)  1907.  Factory 
and  Workshop  Act  1901. 

*)  Dabei  ist  eingerechnet  ein  Todesfall  bei  einem  Kinde,  dessen  Geschlecht  nicht  angegeben  ist 
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C.  Angemeldete  Fälle  gewerblicher  Vergiftung   1904—1906.^) 

1904: 


Erwachsene 

Halberwachsene 

Kinder 

Ins- 

Gewerbe 
und  Art  der  Vergiftung 

Männer 

Frauen 

Männer 

Mädchen 

gesamt 

1 

1 

1 

1 

O 

.£3 
O 

1 

1 

^ 
1 

e 

s 

1 

1 

1 
g 

1 
1 

1 

TS 

s 

f 

IS 

o 

'S 
2 

1 

Bleivergiltimgr 

Metallschmelzen    .... 

Messingwerke 

Bleiplatten  und  -röhren 
Klempnerarheit     .... 

Druckerei 

Feilenhaaen 

Verzinnen  u.  Emaillearbeit 
Emailliemng  eisener  Röh- 
ren und  Platten     .    .    . 
Bleiweißherstellnng  .    .    . 

Menni&;e 

PorzeUan  und  Steingut 
Übertragung  bei  Steindruck 
Glasschneiden  u.  -polieren 
Elektrische  Akkumulatoren 
Farbenherstellung     .    .    . 

Wagenbauen 

Schiffbauen 

Farbe  in  anderen  Gewerben 
Attdere  Gewerbe  .... 

({neoksilbervergiltiuig  .    . 
Ba^Tometer  u.  Thermometer 

Kürschner 

Sonstige  Gewerbe     .    .    . 

PkoBpkorTergiftiing  .    .    . 
Zündhölzerherstellung  .    . 
Sonstige  Gewerbe     .    .    . 

Arsenikvergiftiuiflr     •    •    • 

Färben  u.  Arsenikansziehen 
Sonstige  Gewerbe     .    .    . 

Earbuikel 

Wollsortieren 

Wollkämmen 

Roßhaar  

FeUe 

Sonstige  Gewerbe     .    .    . 

474 

33 

9 

7 

15 

15 

14 

6 

1 

109 

11 

38 

29 
29 
46 
46 
25 
41 
8 
1 

2 

5 

8 

2 

44 

2 
7 

10 

16 

7 

28 

1 
1 

3 

4 

4 

4 

3 
3 

S 

1 
2 
3 
2 

94 

1 
6 
6 

2 
7 

57 

1 

4 
3 

1 
10 

1 

1 

4 

2 

2 

8 

2 

l 

1 

1 

2 

2 

u 

1 

3 
2 

1 

1 
1 

~ 

18 

4 

10 
2 

1 
1 

1 

1 

— 

— 

— 

697«) 
33 
10 
7 
21 
15 
20 
10 

3 

116 

11 

106 

3 

33 
32 
49 
48 
27 
53 

8 

1 

2 

1 

1 

5 

3 

2 

50 

2 

10 

12 

18 

8 

26 

1 
1 

3 

4 

2 
4 

1 
4 

3 
3 

1 

1 

10 

1 
4 
3 
2 

Summa 

506 

81 

99 

0 

12 

— 

19 

— 

— 

— 

656 

87 

1905: 

Bleivergiftung 

Metallschmelzen    .... 

Messingwerke 

Bleiplatten  und  -röhren 
Klempnerarbeit     .... 

Druckerei 

Feilenhaaen 

Verzinnen  u.  EmaiUearbeit 
Emailliernng  eisener  Boh- 
ren und  Platten    .    .    . 
Bleiweißherstelliinii:  .    .    . 

Menniffe 

Porzellan  und  Steingut 
Übertragung  bei  Steindruck 
Glasschneiden  u.  -polieren 

1)  Annnal  Beport  of  the  Chief  Inipector  of  Faotories  and  Workshops  for  the  year  1904.  Part  11.  Statistics 
(Cd.  9848}  1906.  Th«  tarne  for  the  year  1906  (Od.  8086)  1906  and  for  the  year  1906  (Od.  8586)  1907.  Faotorj  and 
Workshop  Aet,  1901.  ^  Ueberdies  wurden  noch  327  F&Ile,  daron  89  tödliche,  bei  Anstreichern  und  E3empnem  ge- 
meldet, die  dem  Oesetx  nioht  unterworfen  sind.    *)  Ebenso  1905  beslehentlloh  168  und  28  IFUle. 


498 

24 
5 
9 
20 
16 
10 
11 

1 
89 
10 
34 

1 
3 

28 

1 
1 

2 
4 

1 

1 
3 

77 

4 

2 
3 

1 
1 

48 
3 

9 

2 

2 

1 

: 

11 

1 

5 

— 

8 

— 

24 
5 
9 
24 
19 
12 
14 

2 

90 

10 

84 

5 

3 
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Die  Arbeiterversichening  im  Vereinigten  Königreich. 
(Fortsetzung  der  Tabelle  von  S.  76.) 


Erwachsene 

HalberwachseDe 

Ins- 

Kinaer 

Männer 

Frauen 

Männer   1 

Mädchen 

gesamt 

Gewerbe 

Xi 

M 

^ 

'S 

M 

.£3 

'S 

und  Art  der  Vergiftung 

1 

2 

a 

.£3 

1 

1 

1 

0 

1 

a 

1 

1 

S 

a 

1 

?> 

g 

s 

a 

s 

e 

1 

g 

1 

g 

n 

^ 

"^ 

c8 

:^ 

<S 

o 

08 

Q 

o 

08 

o 

^     1      P 

Blektrische  Akkamnlatoren 

27 

1 



__ 





^^ 

_ 



27        1 

Farbenherstellnng     .    .    . 

54 

1 

2 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

- 

57        1 

Wagenbaoen 

55 

3 

— 

— 

1 

— 

— 

— ' 

— 

— 

56 

3 

Schiffbanen 

32 

2 

— 

— 



_ 

_ 

— 

_- 

.. 

32 

2 

Farbe  in  anderen  Gewerben 

41 

2 

3 

_ 



— 

3 

— 

2 

..- 

49 

2 

Andere  Gewerbe  .... 

51 

1 

15 

— 

2 

— 

2 

-  - 

— 

70 

1 

Quecksilbervergiftung  .    . 

Barometer  u.  Thermometer 

8 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

8=    - 
1      — 

Kürschner 

3 

_ 

... 



_ 

— 









8      — 

Sonstige  Gewerbe     .    .    . 

4 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

^i    ~ 

Phosphorvergiftung  .    .    . 

2 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

81     1 

Zündhölzerherstellung   .    . 

2 

— 

1 

l 

— 

— 

— 

— 

— 

"^ 

3        1 

Sonstige  Gewerbe     .    .    . 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

—      — 

Arsenikvergif tuuff . 

Färben  u.  Arsemkausziehen 

1 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1      ~ 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

—  •    — 

Sonstige  Gewerbe     .    .    . 

1 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1  1    — 

Karbunkel 

45 

14 

10 

4 

1 

— 

8 

— 

— 

— 

59     18 

Wollsortieren 

3 

2 

1 





_ 

_ 





— 

4'      2 

Wollkämmen 

22 

7 

6 

3 

— 

... 

2 

— 

_ 



30      10 

Roßhaar  

2 

_ 

3 

1 

1 

— 

1 

— 

... 

— 

7        1 

Felle 

17 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

„_ 

... 

— 

17        4 

Sonstige  Gewerbe      .    .    . 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1        1 

Summa 

649 

87 

8S 

5 

10 

— - 

14 

— 

2 

— 

668 

42 

Bleivergiftung 

Metallschmelzen    .... 

Messingwerke 

Bleiplatten  und  -röhren     . 

Klempnerarbeit     .    .    .    . 

Druckerei 

Feilenhauen 

Verzinnen  u.  Emaillearbeit 

Emailliemng  eiserner  Boh- 
ren und  Platten  .... 

Bleiweißherstellung  .    .    . 

Mennige 

Porzellan  und  Steingut 

Übertragung  bei  Steindruck 

Glt^schneiden  u.  -poliereu 

Elektrische  Akkumulatoren 

Farb^herstellnng     .    .    . 

Wagenbauen 

Schiffbanen  

Farbe  in  anderen  Gewerben 

Andere  Gewerbe  .... 
QueekBilberv«nriftang  .    . 

Barometer  u.  Thermometer 

Kürschner 

Sonstige  Gewerbe  .  .  . 
Phosphorvergiftung  .    .    . 

Zündhölzerherstellung    .    . 

Sonstige  Gewerbe  .  .  . 
Arsenikvergiftung     .    .    . 

Färben  u.  Arsenikausziehen 

Sonstige  Gewerbe  .  .  . 
Karbunkel 

Wollsortieren 

Wollkämmen 

Roßhaar 

Felle 

Sonstige  Gewerbe     .    .    . 


Summa 


531 

38 
11 

7 

16 
16 
15 

8 

3 

105 

6 

46 

4 
25 
33 
84 
26 
32 
56 
4 
1 


5 

2 

3 

49 

16 

6 
16 
11 


589 


81 

1 


1906: 
70 


53 
4 


15 


12 

4 


4'j  3 
4|l  2 
2  !i     3 


46      88 


18 


12 


1«!     1      !»■      dlqlizeJtiyClrilw^l   5^^ 


632!   33 


38 

11  I 

7  * 
16  I 

16 
15 
18  I 

4 
188 

6 
107 

5 

4 
26 
37 
85 
26 
37 
66 

4 

1 


5 

2 

8 

66 

24 

10 
18 
14 


1 


21 

8 

5 
5 
3 


O 


IV.  UnfallTeraicherungi  79 

Aufgabe  nicht  ausdrücklich  gestellt  worden  war,  and  in  ihrem  Bericht  empfiehlt 
sie  dem  Parlament,  sich  der  Sache  anzunehmen,  und  zwar  sich  nicht  weiter  aHein 
mit  Inspektion,  Sammlung  von  Statistik,  Mahnungen  und  Verhütungsmaßregeln  zu 
begnügen,  sondern  den.  Opfern  der  Krankheiten  sachgemäße  Entschädigung  zu- 
zuerkennen, wie  das  für  Unfälle  geschieht  Das  ist  nunmehr  auf  diese  Empfehlung 
hin  geschehen. 

Das  neue  Gesetz  erklärt  Erkrankungen  an  gewissen  Berufskrankheiten,  bezüglich 
deren  Auswahl  der  Minister  des  Innern  bestimmende  Behörde  ist,  hinsichtlich  der 
Entschädigungsforderungen  mit  Unfalkerletzungen  als  gleichberechtigt.  Die  nieder- 
gelegten Bestimmungen  in  betreff  von  Lohn-  und  Ekitschädigungssätzen  usw.  sind 
genau  gleichartig  mit  denen  für  Unfallinvaliditäten  oder  -todesfäUe.  Das  Bestehen 
der  Krankheit  ist  festzustellen  entweder  durch  Zugeständnis  des  Arbeitgebers  — 
oder  durch  die  Entlassung  des  betreffenden  Arbeiters  auf  Grund  seiner  Erkrankung 
—  oder  drittens,  durch  Erklärung  des  auf  Grund  des  Fabrik-  und  Werkstattsgesetzes 
bestellten  beglaubigenden  Arztes,  von  dessen  Urteil  jeder  Partei  die  Berufung  an 
den  bereits  erwähnten  „medical  referee",  d.  i.  den  vom  Minister  deg  Innern  ein- 
gesetzten ärztlichen  Schiedsmann,  freisteht.  Das  Urteil  des  Letztgenannten  ist 
entscheidend.  Läßt  sich  ärztlich  nicht  positiv  feststellen,  daß  die  Krankheit,  an 
welcher  der  Beschädigte  erkrankte  oder  starb,  wirklich  nicht  eine  der  vom  Minister 
bezeichneten  Berufskrankheiten  war,  war  er  ^ber  nachweislich  bei  einer  oder  der 
anderen  solche  Krankheit  als  hervorrufend  genannten  Arbeiten  beschäftigt,  so  soll 
angenommen  werden,  daß  seine  Krankheit  oder  die  Ursache  seines  Todes  die 
betreffende  Berufskrankheit  war.^)  Als  zur  Entschädigung  berechtigend  erklärt  das 
Gesetz;  Karbunkel  (Anthrax),  Blei-,  Quecksilber-,  Phosphor-  und  Arsenikvergiftung 
und  überdies  Wurm  (Ancylostomiasis).  Doch  steht  es  dem  Minister  des  Innern  zu, 
im  Verordnungswege  nach  Ermessen  neue  Krankheiten  hinzuzufügen  (vgl.  Anlage  7). 
Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  finden  alsdann  sofort  auch  auf  «solche  Krankheiten 
Anwendung.  Abgesehen  von  diesen  speziell  herausgegriffenen  Krankheiten  bleibt  es 
selbstverständlich  einem  Beschädigten  unbenommen,  wenn  er  infolge  eines  Betriebs- 
unfalls nachweislich  an  einem  anderen  Uebel  erkrankte,  dafür  als  Folge  eines 
Unfalls  um  Entschädigung  einzukommen. 

Das  Schwierige  an  der  Feststellung  des  Tatbestandes  ist  die  Bestimmung  des 
Zeitpunktes,  an  welchem  die  Erkrankung  wirklich  eintrat,  worauf  sich  natürlich 
die  Wahl  des  zur  Entschädigung  heranzuziehenden  Arbeitgebers  begründet.  Denn 
der  Erkrankte  kann  bei  mehr  als  einem  Lohnherrn  auf  Arbeit  gewesen  sein.  Es 
sind  hierüber  Bestimmungen  getroffen  worden,  welche  die  Sache  keineswegs  völlig 
befriedigend  regeln.  Das  war  indessen  bei  dem  ftir  das  Vereinigte  Königreich 
angenommenen  Prinzip  des  Einzelangriffs  schlechterdings  nicht  zu  umgehen.  Eine 
Berufsgenossenschaft  könnte,  wie  das  auch  in  England,  d.  h.  unter  den  Töpfern  in 
Staffordshire  geschieht,  jeder  Forderung  Genüge  leisten  und  kleinliche  Recherchen 
zur  Fixierung  der  Haftbarkeit  umgehen.  Die  Haftbarmachung  des  Einzelnen 
benötigt  allerhand  Umstände.  Denn  keine  dieser  Krankheiten  entwickelt  sich  ganz 
plötzlich,  in  der  Begel  bildet  sie  sich  nur  langsam  aus.  Soll  die  Haftpflicht  aber 
dem  Einzelnen  aufgebürdet  werden,  so  ist  es  unbedingt  notwendig,  daß  ein  2^itmaß 
bestimmt  wird,  aiö  welches  die  Haftpflicht  beschränkt  bleibt.  Das  gegenwärtige 
Gesetz  bestimmt  als  solche  Periode,  binnen  welcher  allein  die  Krankheit  zur  Ent- 
schädigung berechtigen  soll,  auf  zwölf  Monate.  Das  ist  offenbar  zu  wenig.  Denn 
die  letzten  amtlichen  Berichte  des  Oberfabrikinspektors  melden  ausdrücklich  berufs- 
krankheitliche Fälle  (von  Phosphorvergiftung),  in  welchen  nachweislich  die  betroffenen 
Opfer  mehrere  Jahre  lang  nicht  in  der  bezeichneten  gefährlichen  Weise  beschäftigt 
gewesen  waren.  Selbst  die  Frist  von  zwölf  Monaten  indessen  läßt  die  Möglichkeit 
der  ersten  Erkrankung  bei  einer  ganzen  Anzahl  von  Arbeitgebern  zu.  Da  muß 
nun  ohne  Berufsgenossenschaft  sorgsam  nachgespürt  werden,  wo  die  Vergiftung 
ihren  Anfang  nahm.  Als  nattlrlicher  Beklagter  gilt  ohne  Vorliegen  anderen  Beweis- 
materials oder  ausdrücklicher  Erklärung  des  beglaubigenden  Arztes,  der  in  dieser 
Sache  erstinstanzliche  Behörde  ist,  der  1  e  t  z  t  e  Arbeitgeber;  an  ihn  ist  die  Forderung 


')  Vgl.  den  dritten  Anhang  zum  neaen  Entschädi^ungsgesetz  in  Anlage  3. 
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zu  stellen.    Er  darf  indessen  dem  Krankheitsgang  nachforschen,  und  der  Arbeiter 
ist  ihm  gegenüber  bei  Strafe  verpflichtet,  ihm  über  seine  Beschäftigung  innerhalb 
des  verstrichenen  Jahres  und  über  die  Namen  und  Wohnorte  seiner  anderen  Arbeit- 
geber volle  Auskunft  zu  geben.    Wird  nebenbei  festgestellt,  daß  der  Arbeiter  schon 
früher  an  derselben  Krankheit  gelitten  hatte,  demungeachtet  aber  bei  seiner  Heuerung 
anf  dem  gebräuchlichen  Heuerschein  versichert  hatte,  daß  dies  nicht  der  Fall  sei, 
so  wird  das  als  „faute  lourde"  erachtet  und  verwirkt  ihm  sein  Entschädigungsrecht 
Sonst  ist  der  Arbeitgeber  zu  seinem  Schutze  berechtigt,  wenn  Grund  zu  der  Annahme 
vorliegt,  daß  die  Krankheit  des  Arbeiters  von  einer  früheren  Beschäftigung  herrührt, 
den  damaligen  Arbeitgeber  von  Hause  aus  zum  Mitbeklagten  zu  machen.    In  jedem 
Falle  kann  er  sich  wegen  Ersatzes  an  seine  Vordermänner  halten,  sofern  er  den 
Beweis  ihrer  Entschädigungspflicht  beizubringen  vermag.     Alle  diese  Weiterungen 
drohen  in  der  Folge   recht   beschwerlich  zu  werden   und   böses  Blut  zu  machen. 
Gerade   aber  in  ihrer  Umständlichkeit   und  ihren  Nachteilen  liegt  vielleicht   der 
Grund  zur  Hoffiiung  auf  eine  spätere  Verbesserung.    Und  die  Abhilfe  ist  so  leicht! 
Mit  gesundem  praktischen  Blicke  haben  sie  schon  vor  fünf  Jahren,  ohne  gesetzliehe 
Veranlassung,   die   bereits   erwähnten  Töpfereibesitzer  in  dem  Töpfereibezirk  von 
Staffordshire   entdeckt,   als   sie   sich    entschlossen,    aus   freien   Stücken,   nur   aus 
Billigkeitsrücksichten,  ihren  Arbeitern  für  Bleivergiftung  Krankheitsrenten  zu  zahlen 
oder  sie  zu   entschädigen.     Die  „Potters'  Insurance  Company"    besteht   seit   dem 
Jahre  1902  zu  genanntem  Zwecke.     Im  Jahre  1904  schuf  ein  Schiedsspruch  des 
Lord  James  of  Hereford  —  der  sich  in  diesen  Dingen  stets  arbeiterfreundlich 
erwiesen  hat  —  einen  Präcedenzfall,  welcher  als  den  Arbeitgeber  zur  Entschädigung 
verpflichtend  angesehen  wird,  wenn  er  nicht  eine  Betriebsmethode  in  Anwendung 
bringen  will,   welche   allerdings   die  Vergiftungsgefahr   ausschließt,   aber  sieh   aus 
praktischen  Gründen  selbst  verbietet.    Das  veranlaßte  selbstverständlich  den  Beitritt 
neuer  Mitglieder  zu 'der  Gesellschaft.   Dieselbe  umfaßt  gegenwärtig  gegen  200  Arbeit- 
geber mit  zusammen  3644  Arbeitern,   die   mit  Bleipräparaten  zu  arbeiten  haben. 
Damit  sind  beinahe  zwei  Drittel  der  Töpfer  sichergestellt,  welche  mit  Blei  arbeiten. 
Aus  der  Gesellschaftskasse  werden  die  benötigten  Entschädigungen  ohne  jedwede  Nach- 
forschung  betrefts   früherer  Beschäftigung   ausgezahlt.     Es  geht  aUes  auf  Gemein- 
kosten, und  die  Mitglieder  zahlen  Beiträge  im  Verhältnis  zu  ihren  Lohnzahlungen. 
Die  Erkrankten  erhalten  den  halben  Satz  ihres  bisherigen  Verdienstes  als  Wochen- 
rente, bis  zu  einem  Höchstbetrag  von  1  Pfund  St.  pro  Woche.    Erfolgt  der  Tod, 
so  werden  für  einen  erwachsenen  Mann  £  150  bis.  £  300,  für  eine  erwachsene 
Frau  bis  £  100  und  für  eine  junge  Person  bis  £  75  vergütet.     Es  sind  bisher 
198  Entschädigungsfälle  vorgekommen,  die  sämtlich  zu  beiderseitiger  Zufriedenheit 
abgewickelt  wurden.    Die  Leute  sind  damit  zufrieden,  und  der  Arbeitgeber  begibt 
sich  aller  Schererei.     Sollte  er  ja  hier  und  da  zuviel  Beitrag  zahlen,  so  erspart 
er  sich   das  reichlich   an   den  Kosten.    Auf  diese  Weise   konmit   die  Sache   den 
Arbeitgebern  nicht  allzu  teuer  zu  stehen.    Ihre  Gesellschaft  ist  nicht  auf  Anteil- 
kapital,  sondern  auf  Haftpflicht  begründet.    Indessen  leistet  jeder  Beteiligte   eine 
kleine  Zahlung  zum  Reservefonds,  welcher  gegeuwärtig  auf  4^0  der  alljährlichen 
Gesamtlohnzahlung  angelangt  ist.    Der  jährliche  Beitrag  zur  Begleichung  der  Aus- 
gaben stellt  sich  auf  rund  1  ^/^  der  Lohnzahlungen.    Selbstverständlich  sind  sämtliche 
Beteiligte  verbunden,  im  Falle  einer  Auflösung  für  etwaigen  Ausfall  aufzukommen. 
Die  Verwaltung  der  Gesellschaft  ist  unentgeltlich.    „Der  große  Vorteil",  so  schreibt 
der  Schriftführer  der  Gesellschaft  —  in  Worten,  welche  sich  ohne  Veränderung  auf 
die  berufsgenossenschaftlichen  Organisationen  anwenden  lassen  —  „welcher  unserer 
Versicherungsgesellschaft  nachgerühmt  wird,  ist  der,  daß  das  Geschäft  tatsächlich 
von  Leuten   geleitet  wird,   welche   an   den  Krankheitsfällen,   die   ihnen   zur  Ent- 
schädigung vorliegen,  sämtlich  persönliches  Interesse  haben  und  durch  ihre  fach- 
männischen Kenntnisse  weit  besser  befähigt  sind,  diesen  Fällen  gerecht  zu  werden, 
als   eine   gewöhnliche  Versicherungsgesellschaft.    Die  Gesellschaft  hat  stets  einen 
Arzt  zu  ihrer  Verfügung,  der  für  die  besonderen  Krankheiten  Fachmann  von  Buf 
ist,  die  Erkrankten  persönlich  von  Zeit  zu  Zeit  prüft  und  dann  über  ihren  jeweiligen 
Zustand  berichtet.    Wo  er  kräftige  Heilmethoden  für  angemessen  erachtet,  da  werden 
die^e,  z.  B.  Behandlung  im  Hospital,  den  Patienten  völlig  kostenfrei  gewährt     Die 
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Gesellschaft  ist  femer  zahlendes  Mitglied  bei  vier  Erholungsheimen,  in  welchen 
Patienten  anl  Kosten  der  G^ellschaft  untergebracht  werden,  wenn  der  Arzt  der 
Gesellschaft  oder  ein  nach  Vorschrift  des  Fabrikgesetzes  eingesetzter  öffentlicher 
Arzt  dieses  empfehlen  sollte.  Solche  Pflege  wird  erteilt,  ohne  den  festgesetzten, 
in  Geld  geleisteten  Entschädigungen  Abbrach  zu  tun." 

Dieses  lobenswerte  und  bewährte  Vorgehen  wurde  im  Parlament  erwähnt, 
und  vielleicht  diesem  Beispiel  ist  es  zuzuschreiben,  daß  der  Minister  des  Innern 
sich  im  neuen  Gesetze  ein  Recht  vorbehalten  hat,  welches  möglicherweise  auf  die 
spätere  Entwicklung  der  Unfallgesetzgebung  von  Einfluß  werden  kann  —  das 
Becht  nämlich,  in  Bezirken,  in  welchen  die  Mehrzahl  der  in  Sachen  einer  Berufs- 
krankheit beteiligten  Arbeitgeber  eine  der  beschriebenen  gleiche  oder  ähnliche 
Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  unterhalten,  mit  Zustimmung  dieses  Versicherungs- 
organs den  Beitritt  zu  solchem  für  sämtliche  Arbeitgeber  gleichen  Berufs  im  näm- 
lichen Bezirk  obligatorisch  zu  machen.  Das  geschieht  durch  „Verordnung", 
welche  allerdings  im  Parlament  beraten  und  angenommen  werden  muß^  deren 
Annahme  sich  indessen  in  der  gewählten  Form  wohl  leicht,  schneU  und  ohne 
Debatte  wird  bewirken  lassen.  Das  findet  vorderhand  nur  auf  Berufskrankheiten 
Anwendung.  Es  ist  indessen  immerhin  möglich,  daß  damit  der  erste  Zoll  Bodens 
für  die  „Berufsgenossenschaft"  gewonnen  worden  ist. 

Als  voraussichtlich  zur  Sicherheit  des  Betriebes  beitragend  ist  zu 
erwähnen,  daß  das  neue  Gesetz  dem  beinahe  üblich  gewordenen  tadelnswerten 
Verfahren  von  Friedensrichtern  Abbruch  tut,  auf  Grund  der  neu  erwachsenen  zivil- 
rechtlichen Entschädigungsansprüche  von  der  Verhängung  von  Ordnungsstrafen  für 
die  Verletzung  der  in  dem  Fabrikgesetz  vorgeschriebenen  Vorsichtsmaßregeln  ab- 
zustehen. Es  erklärt  ausdrücklich,  daß  die  Erhebung  von  Ordnungsstrafen  durch 
das  neu  geschaffene  Entschädigungsgesetz  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  werden 
soll  (vgl.  Heft  Va  S.  115/118). 

Zur  Sicherung  der  Entschädigungsberechtigten  sind  femer 
die  Bestinmiungen  über  den  Konkurs  von  Arbeitgebern  etwas  geändert  worden. 
Ein  Vorrecht  vor  gewöhnlichen  Gläubigem  gewährte  entschädigungsberechtigten 
Arbeitern  bereits  das  erste  Gesetz.  Dieses  Vorrecht  wird  nunmehr  auch  gegen 
Versicherungsgesellschaften  zur  Geltung  gebracht,  bei  denen  der  betreffende  Ent- 
schädiger  versichert  ist,  derart,  daß  der  Arbeiter  als  Berechtigter  an  Stelle  des  in 
Konkurs  geratenen  Arbeitgebers  tritt  und  alle  dessen  Rechte  geltend  machen  kann, 
aber  nicht  über  das  Maß  der  Haftbarkeit  des  Arbeitgebers  hinaus.  Stellt  sich  die 
Verbindlichkeit  der  Versicherungsgesellschaft  dem  versicherten  Arbeitgeber  gegenüber 
als  weniger  umfangreich  heraus  als  die  des  Arbeitgebers  gegenüber  dem  Arbeiter, 
so  bleibt  der  Arbeiter  für  den  Rest  seiner  Forderung  bei  der  Konkursmasse  mit 
Vortritt  vor  anderen  Gläubigem  beteiligt.  Sein  Vorrecht  wird  indessen  für  den 
Fall  einer  Kapitalforderung  auf  £  100  beschränkt.  Bestand  die  Verbindlichkeit 
des  Arbeitgebers  in  der  Verpflichtung  zur  Leistung  einer  Wochenrente,  so  wird 
bei  Konkurs  oder  Liquidation  der  Kapitalbetrag  mit  Vorrecht  klagbar,  durch  welchen 
eine  Leibrente  in  der  Höhe  der  geleisteten  Wochenrente  zu  erwerben  ist.  Diese 
Bestimmungen  haben  auf  die  Liquidation  einer  Gesellschaft,  welche  nur  zu  Zwecken 
der  Umbildung,  ohne  Aufgabe  des  Geschäfts,  vorgenommen  wird,  keine  Anwendung. 

Ein  einziger,  aber  wichtiger  Punkt  bleibt  noch  zu  erwähnen.  §  12  des  neuen 
Gesetzes  verpflichtet  jeden  Arbeitgeber  in  jedem  Gewerbszweig,  welchen  der  Minister 
des  Innern  zu  diesem  Behufe  namhaft  macht,  bei  fünf  £  Strafe  dem  genannten 
Minister  alljährlich,  unter  Einhaltung  eines  vorgeschriebenen  Termins,  über  sämtliche 
in  seinem  Betriebe  im  abgelaufenen  Jahre  vorgekommenen  Unfälle,  für  welche  Ent- 
schädigung geleistet  worden  ist,  sowie  über  den  Betrag  der  jedesmaligen  Entschädigung, 
auch  ferner  über  noch  irgendwelche  Einzelheiten,  über  welche  der  Minister  Aufklärung 
verlangt,  zu  berichten.  Damit  ist  zum  mindesten  der  Grund  für  eine  ordentliche 
Unfallstatistik  gelegt.  Vom  jedesmaligen  Minister  des  Innern  wird  es  ab- 
hängen, inwieweit  solche  Statistik  zuverlässig  und  umfassend  ausfällt. 

So  weit  gehen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes.  Daß  es  Besserung  schafft, 
wird  nicht  zu  bestreiten  sein.  Daß  die  Besserung  für  die  Dauer  ungenügend 
ist,   ist  leider   ebenso  unzweifelhaft.    Für  den  Augenblick  sucht  man  ihre  Mängel 
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noch  wesentlich  in  der  fortdanemden  Ansschließong  gewisser  Kategorien  von  Be- 
schäftigten —  „outworkers",  „gelegentlichen"  Arbeitern  und  Arbeiterinnen,  Leuten, 
die  nicht  „im  Geschäft"  des  Arbeitgebers  beschäftigt  werden,  usw.  Daneben  wird 
nicht  mit  Unrecht  über  mangelhafte  Fassung  geklagt  Es  gibt  in  der  Tat  im 
Gesetz  eine  ganz  erhebliche  Anzahl  dunkler  Punkte,  zu  deren  Ellärung  man  die 
Entscheide,  nicht  der  55  Grafschaftsrichter  mit  ihren  individuell  sehr  verschiedenen 
Auffassungen,  sondern  des  Obergerichtes  oder  vielleicht  des  Oberhauses  wird 
abwarten  müssen.  Allein  ganz  so  schlimm,  wie  die  Sache  dargestellt  wird,  ist  sie 
doch  nicht.  Denn,  um  zur  Unfallentschädigung  zu  berechtigen,  muß  die  geleistete 
Arbeit  nicht  nur  vertragsmäßig  geliefert  werden,  sondern  der  betreffende  Vertrag 
muß  auch  ein  Dienstvertrag  (contract  of  service)  sein.  Schon  jetzt  wird  man 
sich  indessen  darüber  klar,  daß  der  wirkliche  Hauptmangel  in  dem  Fehlen  von 
Bestimmungen  besteht,  welche  in  allen  Fällen  das  Vorhandensein  von  Entschädigungs- 
geldem  sichern  könnten.  Eine  gewaltige  Zahl  von  kleinen,  kapitalschwachen  oder 
gar  kapitallosen  Arbeitgebern  wird  nunmehr  unter  die  Entschädigungspflicht  ge- 
bracht. Die  Pflicht  wird  ihnen  auferlegt.  Wo  aber  sind  die  Mittel?  Da  sollen 
die  Versicherungsgesellschaften  helfen  —  mit  ihrem  teueren  Betriebe.  Hob  doch 
ein  der  Regierung  nicht  femstehendes  Parlamentsmitglied,  offenbar  ohne  sich  zu 
vergegenwärtigen,  worum  es  sich  dabei  handelte,  in  der  Debatte  besonders  hervor: 
„vor  allen  Dingen  kommt  es  darauf  an,  im  beiderseitigen  Interesse  der  Entschädigungs- 
berechtigten und  der  Entschädigungsverpflichteten  die  möglichst  wohlfeile  Art  der 
Versicherung  zu  schaffen".  Oder  aber  es  soll  das  Postamt  mit  Hilfe  seiner  Spar- 
einlagen zur  Versicherung  herbeigezogen  werden.  Ja,  aber  im  Postamt  wird  der 
Betrieb  nicht  billiger.  Selbst  die  großen  schottischen  unabhängigen  Sparkassen 
verwalten  ihren  Sparbetrieb  zu  mäßigeren  Kosten  als  die  Postsparkasse.  Nur  die 
kleinen  Versicherungen  auf  Rechnung  des  Staates  übernehmen,  das  muß  Verlust 
für  den  Staat  bedeuten;  für  die  großen  mit  den  unabhängigen  Versicherungsgesell- 
schaften konkurrieren  —  dazu  gehört  eine  noch  größere  Stimmenmehrheit  im 
Parlament,  als  sie  selbst  die  heutige  Regierung  besitzt. 

Das  geschäftliche  Versicherungsverfahren  setzt  indessen  die  Entschädigungs- 
berechtigten allerhand  groben  Unbilden  aus.  Ganz  abgesehen  von  dem  nicht  selten 
geradezu  schikanösen  Verfahren,  mit  welchem  den  Arbeitern  vor  Gericht  entgegen- 
getreten wird,  wenn  es  sich  um  einen  konkreten  Entschädigungsfall  handelt,  ist 
für  Versicherungsgesellschaften  die  Versuchung  nahegelegt,  durch  schlau  gefaßte 
Policen  die  Zugeständnisse  des  Gesetzes  nahezu  zunichte  zu  machen.  In  Heft  Va 
S.  81  wurde  erwähnt,  wie  wir,  in  einer  Sache,  die  uns  selber  als  Ausschußmitglied 
vor  Augen  kam,  bei  Prüfung  verschiedener  Versicherungsangebote,  die  wir  seitens 
eines  Vereins  zur  Bildung  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  erbeten  hatten,  um 
für  kleine  Landwirte  in  großer  Ausdehnung  annehmbare  Versicherungen  für  kleine 
Lohnbeträge  ausfindig  zu  machen  und  unseren  Genossenschaften  zu  empfehlen, 
herausfanden,  daß  die  Bedingungen  mitunter  so  gestellt  waren,  daß  es  zum  min- 
desten zweifelhaft  war,  ob  die  anscheinend  niedrige  Prämie  nicht  auch  nur  enge 
Entschädigungsbedingungen  erkaufte,  enger  als  das  Gesetz  sie  vorsieht.  Das  wird 
auch  auf  anderem  Felde  versucht.  Erst  vor  kurzem  suchte  eine  recht  angesehene 
Versicherungsgesellschaft  für  ihre  Versicherungen  die  Anmeldepflicht,  für  welche 
das  Gesetz  beinahe  unbeschränkte  Zeit  läßt,  auf  eine  Woche  festzusetzen.  Meldete 
der  Versicherte  also  den  Unfall  nicht  binnen  einer  Woche  an,  —  was  ihm  häufig 
gar  nicht  möglich  sein  kann  —  so  sollte  er,  trotz  der  freigebigen  Bestimmungen 
des  Gesetzes,  seiner  Versicherung  verlustig  gehen  und  über  die  Prämie  hinaus 
noch  die  Entschädigung  aus  eigener  Tasche  zu  bezahlen  haben.  Bei  der  Dienst- 
botenversicherung wird  jetzt  schon  die  Bedingung  gestellt,  daß  sämtliche  Dienst- 
boten in  einem  Haushalt  versichert  werden  müssen,  oder  man  nimmt  die  Ver- 
sicherung nicht  an.  Das  bewirkt  Schwierigkeiten,  wo  mitunter  ein  oder  mehrere 
nur  „gelegentliche"  Dienstboten  herzugezogen  werden;  ebenso  wo  man  im  Laufe  des 
Jahres  mit  Dienstboten  wechselt. 

Die  geflissentliche  Bevorzugung  der  gewerbsmäßigen  Versicherung  führt  zu 
anderen  Mißständen.  Um  einem  neuen  verwirrenden  Wettbewerb  vorzubeugen, 
wie  ihn  das  frühere  Gesetz  mit  sich  brachte,  und  wie  er  nicht  wenigen  beteiligten 
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VersiohemngsgeseUsohafteD  erheblichen  Verlost  veranlaßte,  hat  sich  die  Mehrzahl 
der  gegenwärtig  in  Betracht  kommenden  Gesellschaften  —  deren  Zahl  durch  den 
Eintritt  vieler  Neulinge  erheblich  angewachsen  ist  —  ttber  einen  gemeinsamen 
Prämientarif  geeinigt,  der  non  fttr  alle  in  Gültigkeit  besteht  and  dessen  Länge 
anzeigt,  auf  wie  gar  viele  verschiedene  Beschäftigungsarten  man  zum  mindesten 
annimmt^  daß  das  Entschädigungsrecht  nunmehr  Ausdehnung  erfahren  hat  Aller- 
dings liegen  hiertlber  noch  keine  richterlichen  Entscheide  vor,  ebenso  wie  es  an 
statistischen  Daten  zur  Feststellung  der  Gefahmorm  fehlt.  In  letzterer  Beziehung 
beruht  alles  auf  Schätzung,  in  ersterer  auf  Annahme. 

Von  den  Taribätzen  für  häusliches  (Jesinde  ist  bereits  die  Bede  gewesen. 
Dabei  sind  fttr  Gärtner,  Kutscher  und  Reitknechte  die  Sätze  mit  5  Shilling,  an 
Stelle  der  3  bzw.  2^2  Shilling,  pro  £  100  Lohn  fttr  einfache  Entschädigungs- 
verbindlichkeit höher.  Fttr  Automobilchauffeurs  steigt  der  Satz  von  17  bis 
20  Shilling  und  noch  höher  aufwärts.  Hier  herrscht  noch  einige  Verschiedenheit. 
Fttr  andere  Beschäftigungsarten  ist  die  Norm  indessen,  mit  ganz  geringen  Ab- 
weichungen, durchweg  dieselbe.    So  zahlt  man  fttr  Bureau-  oder  Gomptoirbeamte 

3  Shilling  pro  100  Pfund  (behalt,  ebenso  wie  gemeiniglich  fttr  Dienstboten,  fttr 
einfache  Beamte  in  Fabriken  und  Werkstätten  indessen  5  Shilling;  fttr  Gebäude- 
wärter, Dienstleute,  Bureauportiers,  Boten  (ohne  Fahrrad),  auch  fttr  Hilfisgeistliche, 
Organisten,  Eirchendieuer,  Totengräber,  Glockendeher,  Hospitalwärter  und 
-Wärterinnen,  Hotel-  und  Bestaurationskellner  oder  -beamte  (im  Innern  beschäftigt), 
Schullehrer  in  Pensionaten  und  Gttterpacker  7^/^  Shilling,  fttr  Handlungsreisende 
12^2  Shilling.  Fttr  Lehrerinnen  werden  nur  5  Shilling  in  Ansatz  gebracht,  ebenso 
fttr  Lehrer  in  Eztematen,  fttr  Lehrer  und  Lehrerinnen  in  Elementarschulen  nur 
2}\^  Shilling.  Fttr  Wärter  und  Wärterinnen  und  Beamte  in  Irrenhäusem  werden 
hö'here  Sätze  verlangt  Dieselben  können  bis  zu  20  Shilling  betragen.  Fttr 
Handlungsgehilfen  besteht  eine  ins  Kleinliche  geftthrte  Klassifizierung,  die  es  sieb 
hier   kaum   lohnt   in    ihrer  Länge  anzuftthren,   und  in  welcher  die   Prämien  von 

4  bis  zu  20  Shilling  aufwärts  steigen.  Fttr  Maschinenbäcker  beträgt  der  Satz 
20  Shilling;  ebenso,  und  von  da  an  aufwärts,  dem  Bisiko  entsprechend,  fttr  Brauer, 
Weinhändler,  Fleischer,  Lohnkutscher,  Kohlenhändler,  Möbelfnhrleute,  Gasarbeiter, 
auswärts  beschäftigte  Hotel-  und  Bestaurationsbeamte.  Fttr  Reitknechte  u.  dgl.  bei 
Pferdehändlern  und  bei  Tierärzten  kommen  sogar  40  Shilling  in  Ansatz. 

Durchweg  versichert  man  mit  7^/^  ^\^  Zuschlag  Entschädigungsleistung  vom 
Tage  des  Unfalls  ab.  Fttr  Verpflegung  der  im  Hause  Untergebrachten  (meist 
Handlungsgehilfen  und  -gehilfinnen)  lassen  die  Gesellschaften  £  25  jährlich  als 
Teil  der  zu  versichernden  Lohnsumme  in  Ansatz  bringen.  Fttr  Lehrlinge  ist  ein 
Minimallohnsatz  mit  £  40  oder  £  60  festgesetzt.  Fttr  gewisse  Beschäftigungs- 
klassen sind  hier  und  da  Minimallohnsätze  vorgeschrieben,  so  fttr  Kellner  j^  75, 
fttr  Kellnerinnen  £  50.  Auch  gibt  es  Vorschriften  ttber  Minimalprämien.  Abgesehen 
von  häuslichem  Gesinde  und  Bureau-  oder  Gomptoirbeamten  wird  z.  B.  keine 
Prämie  unter  10  Shilling  pro  Jahr  angenommen. 

Die  in  Ansatz  gebrachten  Prämien  erscheinen  mäßig.  Wie  weit  sie  sich  in 
der  Folge  als  genttgend  erweisen  werden,  bleibt  abzuwarten.  Auch  schließen  sie  in 
betreff  des  bloßen  Satzes  den  Wettbewerb  aus.  Indessen  ist  ttber  die  Versicherungs- 
bedingongen  natttrlich  gar  nichts  ausgemacht;  in  dieser  Beziehung  tritt  unter 
den  Policen  eine  bedeutende  Verschiedenheit  zutage,  die  das  sprichwörtliche 
caveat  emptor  stark  in  Erinnerung  ruft.  Glttcklicherweise  fehlt  es  nicht  an  Mahn- 
stimmen, welche  das  Publikum  in  den  großen  Tageblättern  auf  die  gefahrbringenden 
Punkte  aufmerksam  machen.  Da  versichert  eine  Gesellschaft  gegen  „liability'' 
(Verbindlichkeit),  was  dem  Versichernden  das  onus  probandi  der  Verbindlichkeit 
auferlegt;  der  Ausdruck  sollte  „claim"  (Anspruch)  sein.  Andere  wieder  suchen 
sich  durch  Verengerung  der  Anmeldefrist  zu  decken.  Es  gibt  noch  andere  Punkte, 
ttber  die  sich  die  Gerichte  werden  unterhalten  und  in  betreff  derer  das  Publikum 
sein  ttbliches  Lehrgeld  wird  zahlen  mttssen. 

Mit  der  Andeutung  solcher  Gefahren  ist  lange  noch  nicht  alles  gesagt  Es 
haben  kluge  Leute  Mittel  und  Wege  gefunden,  um  „genossenschaftlich"  —  aber  in 
sehr   ungenossenschaftlichem   Geiste   —   vorzugehen.    Es  sind  Arbeiter  ttberredet 
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worden,  einem  ,,Recht8SchiLtzyerem^  (Legal  Aid  Society  u.  dgl.)  beiza^ten,  welcher 
Urnen  als  Gegenwert  für  eine  ganz  geringe  Zahlong,  z.  B.  sechs  Pence  pro  Monat, 
in  einem  FaUe  nur  ein  Penny  im  Jahre,  mitonter  aber  mehr  —  ein  Schilling  pro 
Jahr  und  sechs  Pence  Eintrittsgeld  — ,  rechtliche  Yertretong  in  Entschädigmigsfällen 
kostenfrei  zusichert.  Solche  Vertretung  ist  dann  aber  anch  danach.  Der  erwähnte 
Fall  (S.  62),  in  welchem  der  Anwalt  150  Pfund  und  sieben  Guineen  einsteckte 
und  dem  Entschädignngsberechtigten  davon  nur  30  Pfund  zukommen  ließ,  gehörte 
in  dieses  Kapitel.  Solcher  Legal  Aid  Societies  soll  es  ziemlich  viele  geben.  Sie 
bemühen  sich  alle,  für  zukünftige  Fälle  möglichst  viele  Arbeiter  in  ihr  Mitglieder- 
verzeichnis hinein  zu  bekomiAen.  Dann  tritt  die  Gefahr  nahe,  daß  sie  als  Inhaber 
gleichsam  eines  Monopols  zum  Vorteil  ihrer  Leiter  mit  den  Versicherungsgesell- 
schaften, die  mit  ihnen  zu  rechnen  haben,  Abkommen  treffen,  mittels  welcher  die  Leiter 
sich  auf  Kosten  der  Arbeiter  bereichem.  Was  rein  „geschäftlich^  ist,  was  verschieden- 
artige Interessen  ins  Leben  ruft,  die  scheinbar  im  Einverständnis  stehen,  in  Wahr- 
heit aber  unvereinbar  sind  und  in  denen  die  einseitige  Grewinnsucht  wachgerufen 
wird,  das  muß  in  derartigen  Fällen  notwendig  die  Saat  von  Mißbräuchen  und 
Uebervorteilung  in  sich  schließen.  Es  gibt  nur  e  i  n  Mittel,  welches  zu  gleicher  Zeit 
wirksam  und  billig  ist,  welches  den  Berechtigten  sichert,  ohne  den  Verpflichteten 
zu  drücken,  und  das  ist  die  beaufsichtigte  Gegenseitigkeit.  So  weit  hat 
indessen  das  neue  Gesetz  geholfen,  daß  es  die  Entschädigungspflicht  wesentlich 
und  dauernd  —  davon  ist  nicht  mehr  abzukommen  —  mit  der  Versicherung  ver- 
knüpft, n^er  allgemeine  Ehitschädigungspflicht  sagt,  der  sagt  damit  auch  all- 
gemeine Versicherungspflicht!"  Und  die  den  Arbeitern  und  Dienstboten  zugestandenen 
neuen  Rechte  macht  der  Minister  gegenwärtig  durch  Anschlag  in  öffentlichen 
Aemtem  und  durch  Massenverteilung  eines  eigens  zu  dem  Zweck  herausgegebenen 
resümierenden  Flugblatts  nach  Möglichkeit  bekannt.  Vorläufig  versucht  man  sein 
Glück  noch  mit  gewerbsmäßiger  Versicherung,  an  ihr  will  man  sein  Lehrgeld 
zahlen.  Ist  die  Lehrzeit  vorbei,  so  wird  man  vielleicht  dem  Meisterstück  der  selbst- 
verwaltenden, sich  selbst  überwachenden  Versicherung  der  Arbeitgeber  auf  Gegen- 
seitigkeit nicht  fernstehen,  die  bereits  auch  im  Vereinigten  Königreich,  wenigstens 
prinzipiell,   ihre  Tüchtigkeit  bewiesen  hat. 


Nachtrag 

Abschnitt  in  f^beitsloseBversiohening^  (S.  85). 

Während  mir  die  Druckbogen  zur  Korrektur  vorliegen,  geht  mir  durch 
Freundlichkeit  des  Central  (Unemployed)  Body  für  die  Stadt  London  eine  Abschrift 
des  zur  Zeit  noch  unveröffentlichten  Jahresberichtes  für  das  am  31.  März  1907 
abschließende  Finanzjahr  zu,  aus  welcher  folgende  Angaben  hervorgehoben  zu 
werden  verdienen. 

Im  Jahre  1906/07  meldeten  sich  in  dem  engeren  hauptstädtischen  Bezirk  (mit 
Ausschluß  des  Bezirkes  von  Batfcersea,  welcher  überhaupt  nicht  berichtet)  zur  Not- 
standsunterstützung 6020  Männer  und  589  Frauen.  Davon  ließ  sich,  unter  Ver- 
meidung der  Doppelrechnung  für  Personen,  welche  mehrmals  eingetragen  wurden, 
für  5147  in  verschiedenem  Maße  Beschäftigung  finden.  Bei  den  Einzel- 
angaben hört  die  Vermeidung  von  Doppelrechnung  auf.  Die  Zentralbehörde  selbst 
beschäftigte  3640  Männer  und  217  Frauen;  sie  vermittelte  Beschäftigung  bei  Orts- 
behörden für  1584  Männer  und  bei  Privatarbeitgebem  für  103  Männer  und 
11  Frauen.  Dabei  sind,  wie  gesagt,  dieselben  Personen  mitunter  mehrmals  in  An- 
satz gebracht. 

lieber  die  Art  der  erfolgten  Beschäftigung  gibt  der  Jahresbericht  der 
Zentralbehörde  folgende  Auskunft  (die  Ziffern  stimmen  nicht  absolut  mit  den  eben 
gegebenen): 
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A.  unmittelbar  seitens  der  Zentral- 
behörde beschäftigt  bei  Arbeit  auf  öffent- 
lichen Plätzen  in  und  nm  London,  ein- 
schl. Anlage  neuer  Spielplätze,  Boden- 
graben,  Baseniegen,  Gartenarbeit,  6ra- 
benreinigang,  Anfräomen  nsw.     .    .    .  !    4828 

B.  Unter  Vermittlung  der  Zentral- 
behörde in  yerschiedener  Weise  be- 
schäftigt: 

1.  Seitens  yerschiedener  Stadträte  bei 
Anlage  von  Erholungsplätzen,  von 
Entwässerungsgräben  und  Wege- 
besseningen 551 

2.  Seitens  des  königlichen  Arbeits- 
amtes bei  verschiedenen  Parkarbeiten        496 


3.  Herstellung  eines  städtischen  Bade- 
bassins in  Wandsworth      ....         808 


815 


8.8  W. 


150 


6.09  W. 


128     ,  8.2  W. 


6—7  d. 
pro  Stunde 


£ 

16008.   0.   9 


6—7  d. 
pro  Stunde 

4  s.  per  Tag 
(5  Taffe  in 
der  Woche) 


197      9.6  W.     7  d.  p.  St. 


8  578.19.    8 

£ 

1778.   6.10 


£ 

4121.    7.   6 


Die  Arbeitsvermittlnngsbörse  hat  einigermaßen  erhöhte  Tätigkeit 
aufzuweisen.  Ihre  Tätigkeit  war  diesesmal  etwas  besser  organisiert.  Die  Arbeits- 
börse wirkt  nnr  als  Mittelpunkt  für  25  örtliche  Börsen,  die  mit  den  gewöhnliehen 
Arbeitsvermittlnngsämtem  nichts  zu  schaffen  haben,  deren  jede  aber  im  eigenen 
Bezirk  Anmeldungen  annimmt.  Diese  Börsen  überziehen  jetzt  London  derartig  mit 
einem  wohlangelegten  Netz  von  Vermittlongsbehörden,  daß  mit  Ausnahme  von 
Westminster  sämtliche  überhaupt  in  Betracht  kommende  Punkte  mit  einer  solchen 
versehen  sein  sollen.  Diese  örtlichen  Börsen  stehen  mit  der  Zentralbörse  und  auch 
mit  den  anderen  Arbeitsbörsen  in  telephonischer  Verbindung  und  berichten  all- 
abendlich an  die  Zentralbörse,  welche  über  die  erfolgten  Anmeldungen  Buch  führt 

Die  örtlichen  Arbeitsbörsen  wurden  nur  allm^ich  gegründet,  so  daß  erst 
Ton  Neujahr  ab  volle  25  zugleich  tätig  waren.  Es  meldeten  sich  im  Jahre  alles 
in  allem  48  362  Männer  und  8129  Frauen,  zusammen  also  56  491  Personen,  zur 
Arbeit  an.  Davon  ließ  sich  —  ohne  Einrechnung  von  331  Männern,  welche  während 
des  Arbeitsandranges  zur  Weihnachtszeit  im  Postamt  Verwendung  fanden,  und  113 
anderen,  für  welche  im  März  für  einen  einzigen  Tag  Arbeit  beschafft  wurde  —  für 
folgende  Anzahl  Beschäftigung  finden: 


August     1906  (7  Börsen  im  Gange) 


Männer    Frauen     Gesamtzahl 


September  „  (13 

Oktober      „  (20 

November  „  (22 

Dezember  „  (24 
Januar     1907  (25 

Februar      „  (25 

März            „  (25 


) 


15 

— 

15 

260 

'83 

343 

603 

120 

723 

1038 

317 

1355 

701 

158 

859 

987 

380 

1367 

905 

323 

1228 

1399 

325 

1729 

Zusammen       5908       1706 


7614 


Bewährt  hat  sich  die  gänzliche  Lostrennung  dieser  Börsen  von  dem  eigent- 
lichen Notstandsapparat  Das  hat  die  Leute  besseren  Charakters,  deren  Selbst- 
achtung sie  bisher  von  den  Vermittlungsämtern  fernhielt,  veranlaßt,  sich  bereitwilliger 
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zu  stellen.  Weiter  verbessert  soll  der  Betrieb  dieser  Behürdeu  werden  durch  An- 
stellung örtlioher  beratender  Ausschüsse,  welche  sich  in  jedem  Falle  aus  min- 
destens neun  Personen,  d.  h.  fünf  von  dem  Stadtrat  des  Bezirkes  ernannten  und 
einer  gleichen  Anzahl  von  Vertretern  je  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  zusanmien- 
setzen  sollen. 

lieber  die  Leistungen   der  Ackerbai^niederlassungen  gibt  folgende 
Tabelle  Auskunft: 


Hollesley  Bay 

Fambridge 

Osea  Island 

Gartenstadt 
(Letchworth) 

Zu  Beginn  des  Finanzjahres 

. 

waren  beschäftigt .    .    . 

281 

18 

69 

108 

Während  desselben  wurden 

neu  angenommen  .    .    . 

1063 

915 

90 

392 

Am  31.  März  1907  waren 

beschäftigt 

294 

165 

— 

— 

Dnrchschnittliche  Zahl  der 

täglich  Beschäftigten: 
Jnü  1906  

150 

150 

— 

105 

Januar  1907  .... 

306 

139 



_ 

Die  Beschäftigung  dauerte 

in  Wochen 

11.3 

8.4 

4.5 

9 

Durchschnittliche  wöchent- 

liche   Lohnzahlnnff    pro 
Mann   (mit  Einrechnung 

des  Familiengeldes)   .    . 

248. 

24  s. 

248. 

23». 

Gesamtausgabe  im  Mnanz- 

jahr: 

Arbeitslöhne  .... 

£  17  964.  5.1 

^10  530.11.8 

£  727.11.8 

j^*  4  425.11.11 

Materialienankauf   .    . 

5  064.  2.4 

8  920.  6.9 

10.9 

55.  5.2 

Sonstige  Ausgaben     . 

1  086.  9.5 

•  2  042.  6.7 

59.  5.2 

78.  0.0 

Länge   der  Zeit,   während 

welcher  die  Niederlassung 

offen  gehalten  wurde 

zwölf  Monate 

zwölf  Monate 

31.  3.  06  bis 

19.  5.  07 

31.  3.  06  bis 

15.  12. 06 

Einen  sehr  erhebliehen  Aufschwung  hat  die  Vermittlung  der  tlberseeiseben 
Auswanderung  genommen.  Vom  1.  November  1906  bis  10.  Mai  1907  meldeten 
sieh  im  g^zen  2405  Personen.  Davon  wurden  angenommen  1198,  wovon  indessen 
später  179  zurtloktraten,  während  196  in  Erwartung  von  Bürgen  zur  Gutsagung 
für  Büekzahlung  des  vorgeschriebenen  Teiles  des  Geldes  noch  nicht  befördert 
werden  konnten.  Es  segelten  effektiv  823  ab.  Als  ungeeignet  zurückgewiesen 
wurden  246,  in  bezug  auf  249  ließ  man  die  Entscheidung  anstehen. 

Weniger  Erfolg  lieferte  auch  in  diesem  Jahre  wieder  die  bloße  Umsiedlung 
in  neue  Bezirke.  Es  wurden  im  ganzen  47  Personen  umgesiedelt,  nämlich  sieben 
Männer,  eine  Frau  und  39  Angehörige,  d.  h.  sechs  Ehefrauen  und  33  Kinder. 

Von  ihrem  Becht  zum  Ankauf  von  Grund  und  Boden  machte  die  Zentral- 
behörde Gebrauch,  indem  sie  520  ha  zum  Preise  von  ^  34  213.12.9  erstand. 
Das  G^ld  wurde  mittels  Hypothek  aufgenommen. 

Der  Hechnungsabschluß  für  das  Jahr  stellte  sich  wie  folgt: 

Jahresrechnung  für  die  Londoner  Notstandsbehörden. 
1.  April  1906  bis  31.  März  1907. 

Einnahmen. 

£ 

Aus  eigens  auferlegten  Steuern 66  880.  9.  2 

Aus  Staatszuschuß       31640.  0.  0 

Aus  freiwilligen  Beiträgen 29  927.  6.11 

Aus  Erträgen  der  Ackerbauniederlassungen    .  9  092.  9.  4 

Sonstige  Einnahmen*) .  580.14.11 

Summa:  138121.  0.  4 


')  Nicht  eingerechnet  sind  hier  £  35695  auf  Hollesley  Bay  durch  Hypothek  erhoben. 
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Änsgaben. 

Aus  Staats-  Aus  sonstigen 

saschoß  bestritten  Mittein 

1.  Von    der  Zentralbehörde    unmittelbar    ge-  £  £ 
gebene  Beschäftigimg 

a)  Einrichtung  and  Betrieb  Ton  Ackerbau- 

niederlassungen  u.  dgl 19  615.12.  3  39  983.15.  1 

b)  Sonstige  Beschäftigungen 12  727.10.9  7  355.1.11 

2.  Beiträge  der  Zentralbehörde  zur  Beschäf- 
tigung bei  örtlichen  Behörden  usw.  ...  1 039.  5.10  8  763.10.  0 

3.  Ausgaben  für  Arbeitsvermittlung   ....  —  5828.  4.  8 

4.  Ausgaben  für  Auswanderung  u.  Umsiedlung  —  23  418.  5.  0 

5.  Sonstige  Ausgaben,^) —  7  065.  9.  3 

und  zwar  für  die  Zentralbehörde  .... 

für  die  örtlichen  Ausschüsse     .     .    .    .    . — 7  885.  5.  6 

Summa:  33  382.  8.10  100  299.11.  9 

£ 

Gesamteinnahmen 138 121.  0.4 

Gesamtausgaben .    .    .     133  682.  0.7 

Ueberschuß         4438.19.9 

Angesichts  der  sich  in  diesen  Ziffern  widerspiegelnden  Ergebnisse  wird  man 
sein  Urteil  über  den  Wert  dieser  Notstandseinrichtungen  schwerlich  viel  zum 
Bessern  umändern  können.  ^Befriedigend",  so  äußerte  sich  mir  gegenüber  vor 
kurzem  ein  dabei  hervorragend  Beteiligter,  Vorsitzender  einer  bedeutenden  Not- 
standsbehörde,  „ist  die  Sache  nicht"  —  Der  Verfasser. 


^  Nicht    eingerechnet   ist    der    durch    Anleihen    erhobene   Preis    fftr   den    Ankauf   von 
Holiesley  Bay. 
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Appendix  1. 


Unemployed  Workmen  Act,  1905. 

(5  Edw.  7.    Ch.  18.) 

An  Act  to  establish  Organisation  with  a  view  to  the  pt'ovision 
of  Employment  or  Assistance  for  Unemployed  Workmen  in  proper 
cases.    (11  th   August  1905.) 


Be  it  enacted  by  the  King's  most  Excellent  Majest}*,  by  and  with  the  adviee  and  consent 
of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Gommons,  m  this  present  Parliament  assembled,  and 
by  the  anthority  of  the  same,  as  follows: — 

1. — (1)  For  the  pnrposes  of  this  Act'there  shall  be  established,  by  order  of  the  Local 
Government  Board  nnder  this  Act,  a  distress  committee  of  the  conncil  of  erer^  metropolitan 
borongh  in  London,  consistinfif  partly  of  members  of  the  boroogh  conncil  and  partly  of  members 
of  the  board  of  gnardians  of  eveiy  poor  law  union  wholly  or  partly  within  the  borough  and 
of  persons  experienced  in  the  relief  of  distress,  and  a  centrsd  body  for  the  whole  of  the  ad- 
ministrative coonty  of  London,  consisting  partly  of  members  of,  and  selected  by,  the  distress 
committees  and  of  members  of,  and  selected  by,  the  London  Oonnty  Council,  and  partly  of  per- 
sons co-opted  to  be  additional  members  of  the  body,  and  partly,  if  the  order  so  provides,  of  per- 
sons nominated  by  the  Local  Government  Board,  but  the  number  of  the  persons  so  co-opted 
and  nominated  shall  not  exceed  one-fourth  of  the  total  nnmber  of  the  body,  and  every  such 
order  shall  provide  that  one  member  at  least  of  the  committee  or  body  estabUshed  by  the  order 
shall  be  a  woman. 

(2)  The  distress  committee  shall  make  themselves  acquainted  with  the  conditlons  of  la- 
bour  within  their  area,  and  when  so  required  by  the  central  body  shall  receive,  inqulre  into, 
and  discriminate  between  any  applications  made  to  them  from  persons  unemployed: 

Provided  that  a  distress  committee  shall  not  entertain  an  application  from  any  person 
unless  they  are  satisfied  that  he  has  resided  in  London  for  such  period,  not  being  less  than 
twelve  months,  immediately  before  the  application,  as  the  central  body  fix  as  a  residentisd  quali- 
fication. 

(3)  If  the  distress  committee  are  satisfied  that  any  such  appllcant  is  honestly  deslrous  of 
obtaining  work,  but  is  temporarily  unable  to  do  so  from  exceptional  causes  over  whioh  he  has 
no  control,  and  consider  that  his  case  is  capable  of  more  suitable  treatment  under  this  Act  than 
under  the  poor  law,  they  may  endeavour  to  obtain  worK  for  the  applicant,  or,  if  they  think  the 
case  is  one  for  treatment  by  the  central  body  rather  than  by  tiiemselves,  refer  the  case  to  the 
central  body,  but  the  distress  committee  shall  have  no  power  to  provide,  or  contribute  towards 
the  Provision  of,  work  for  any  unemployed  person. 

(4)  The  central  body  shall  superintend  and,  as  far  as  possible,  co-ordinate  the  action  of 
the  distress  committees,  and  aid  the  efforts  of  those  committees  by  establlshing,  taking  over,  or 
assisting  labour  exchanges  and  employment  registers,  and  by  the  collection  of  information  and 
otherwise  as  they  think  fit. 

(5)  The  central  body  may,  if  they  think  fit,  in  any  case  of  an  unemployed  person  refer- 
red  to  them  by  a  distress  committee,  assist  that  person  by  aiding  the  emigration  or  removal  to 
another  area  of  that  person  and  any  of  his  dependants,  or  hj  providing,  or  contributing  towards 
the  Provision  of,  temponuy  work  in  such  manner  as  they  thmk  best  c^culated  to  put  him  in  a 
Position  to  obtain  regulär  work  or  other  means  of  supporting  himself. 

(6)  Any  expenses  of  the  central  body  under  this  Act,  and  such  of  the  expenses  of  the 
distress  committees  nnder  this  Act  as  are  incurred  with  the  consent  of  the  central  body,  shall 
be  defrayed  out  of  a  central  fund  under  the  management  of  the  central  body,  which  shall  be 
BuppUed  by  voluntary  contributions  given  for  the  purpose,  and  by  contributions  made  ön  the 
demand  of  the  central  body  by  the  Council  of  each  metropolitan  borough  in  proportion  to  the 
rateable  value  of  the  borough  and  paid  as  part  of  the  expenses  of  the  Council: 
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Anlage  1, 

Arbeitslosenfttrsorge-Gesetz  vom  11.  August  1905. 

(5  Edw.  7.    Ch.  18.) 

Ein  Gesetz  zur  Einleitung  von  Maßregein  behufs  Beschaffung 
von  Beschäftig  an  goder  Unterstützung  für  unbeschäftigte  Arbeiter 
in  geeigneten  Fällen   (den   11.  August   1905). 


Durch  des  Königs  ausgezeichnetste  Majestät  wird  auf  Rat  und  unter  Zastimmun^  der  im 
ge^nwärtigen  Parlalnent  yersammelten  geistlichen  und  zeitlichen  Lords  und  der  Gemeinen  und 
in  ihrem  Namen  bestimmt,  was  folgt: 

L  —  1.  Für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  soll,  auf  Veranlassung  des  örtlichen  Yerwaltungs- 
amtes  gemäß  diesem  Gesetze,  bei  dem  Rat  jedes  selbständigen  Stadtbezirkes  in  London  ein 
Notstandsausschüß  eingesetzt  werden,  bestehend  zum  Teil  aus  Mitgliedern  des  Stadtrates  und 
2um  Teil  aus  Mitgliedern  der  Annenbehörde  jedes  ganz  oder  teilweise  innerhalb  des  betreffenden 
Bezirkes  gelegenen  Armenbezirkes  und  femer  aus  in  der  Notstandsfürsorge  erfahrenen  Personen, 
und  weiter  eine  Zentralbehörde  für  die  gesamte  yerwaltungsrechtliche  Grafschaft  yon  London, 
bestehend  zum  Teil  aus  den  durch  die  genannten  örtlichen  Notstandsausschüsse  zu  wählenden 
Mitgliedern  solcher  Ausschüsse  und  durch  den  Londoner  Grafschaftsrat  zu  wählenden  Mitgliedern 
des  genannten  Grafschaftsrates,  und  weiter  zum  .Teil  aus  den  von  solchen  Mitgliedern  zu  ko- 
optierenden weiteren  Mitgliedern  der  genannten  Behörde  und  zum  Teil  auch,  sofern  die  Ver- 
fügung des  örtlichen  Verwaltungsamtes  solches  bestimmt,  aus  den  vom  örtlichen  Verwalton^s- 
amt  zu  ernennenden  Personen ;  doch  soU  die  Zahl  der  auf  diese  Weise  kooptierten  und  amtlich 
ernannten  Personen  niemals  ein  Viertel  der  Gesamtstärke  der  genannten  Behörde  übersteigen, 
und  in  den  erwähnten  Verfügungen  ist  jedesmal  yorznschreiben,  daß  mindestens  ein  Mitglied 
des  aus  Anlaß  der  Verfügung  gebildeten  Ausschusses  oder  Organs  eine  Frau  sein  muß. 

2.  Der  Notstandsausschuß  hat  sich  mit  den  Arbeiterverhältnissen  innerhalb  seines  Be- 
zirkes bekannt  zu  machen  und  auf  Verlangen  der  Zentralbehörde  Beschäftigungsgesuche  seitens 
imbeschältigter  Personen  entgegenzunehmen,  zu  prüfen  und  in  Gruppen  zu  ordnen. 

Mit  dem  Vorbehalt,  daß  ein  Notstandsausschuß  kein  Gesuch  einer  Person  zu  berück- 
sichtigen hat,  wenn  er  sich  nicht  zuvor  davon  überzeugt  hat,  daß  solche  Person  für  die  Frist, 
welche  das  Zentralamt  als  ausreichend  bestimmt  hat,  einen  Aufenthalt  in  London  nachweisen 
kann,  welche  Frist  in  keinem  Falle  weniger  als  zwölf  Monate  unmittelbar  vor  Stellung  des 
Gesuches  betragen  darf. 

3.  Hat  sich  der  Notstandsausschuß  davon  überzeugt,  daß  es  dem  Ansuchenden  ehrlich 
daran  lieft,  Arbeit  zu  erhalten,  daß  ihm  di^  aber  zeitweise  auf  Grund  ausnahmsweiser  Um- 
-ständcs  die  sich  seinem  Einfluß  entziehen,  nicht  möglich  ist,  und  ist  er  der  Ansicht,  daß  der 
Fall  sich  mehr  zur  Erledigung  auf  Grund  dieses  Gesetzes  als  auf  Grund  des  Annengesetzes 
eignet,  so  ist  er  befugt,  für  den  Ansuchenden  Beschäftigung  ausfindig  zu  machen,  oder,  sollte 
er  zu  dem  Schlüsse  gelan^n,  daß  der  Fall  besser  durch  die  Zentralbehörde  als  durch  ihn  selbst 
zu  regeln  ist,  so  kann  er  ihn  an  die  Zentralbehörde  überweisen;  doch  ist  der  Notstandsausschuß 
nicht  berechtigt,  selber  eine  beschäftigungslose  Person  in  Beschl^gung  zu  nehmen  oder  zur 
Beschaffung  solcher  Beschäftigung  Geldmittel  beizutragen. 

4.  Die  Zentralbehörde  hat  die  Tätigkeit  der  Notstandsausschüsse  zu  überwachen  und, 
soweit  als  möglich,  sie  untereinander  zu  koordinieren,  auch  durch  Errichtung,  üebemahme  oder 
Unterstützung  von  Arbeitsbörsen  und  Arbeitsnachweisen,  sowie  durch  Einholung  von  Auskunft 
und  auf  sonstige  Weise,  soweit  ihr  solches  angemessen  erscheint,  genannte  Ausschüsse  in  ihren 
Bestrebungen  zu  unterstützen. 

5.  Die  Zentralbehörde  darf  in  Fällen,  in  welchen  arbeitslose  Personen  durch  Notstands- 
ausschüsse an  sie  verwiesen  werden,  solchen  Personen  und  den  von  ihnen  Abhängigen,  sofern 
ihr  dieses  angemessen  erscheint,  Beistand  leisten  durch  Unterstützung  bei  der  Auswanderung 
oder  der  Uebersiedelung  in  einen  anderen  Bezirk,  oder  durch  Beschaffung  oder  Beförderung 
zeitweiser  Beschäfti^ng,  wie  ihr  dies  am  geeignetsten  erscheint,  um  solche  Personen  in  den 
Stand  zu  setzen»  wieder  regelmäßige  Beschärtigung  zu  erlangen  oder  sich  sonstwie  selbst  zu 
ernähren. 

6.  Die  der  Zentralbehörde  und  den  Notstandsausschüssen  nach  diesem  Gesetz  erwachsenden 
Kosten,  letztere  soweit  die  Zentralbehörde  dazu  ihre  Einwilligung  erteilt,  sind  aus  einem  der 
Verwaltung  der  Zentralbehörde  zu  unterstellenden  Zentralfonds  zu  bestreiten,  welcher  durch 
dieserhalb  geleistete  freiwillige  Beiträge  und  durch  Beiträge  seitens  der  Räte  städtischer  Bezirke 
aufzubringen  ist:  letztgenannte  Beiträge  sind  auf  Verlangen  der  Zentralbehörde  in  den  städtischen 
Bezirken  nach  Maßstab  der  zurzeit  geltenden  Steuereinschätzung  zu  erheben  und  als  ein  Teil  der 
Ausgaben  des  Rates  des  betreffenden  Bezirkes  zu  zahlen: 
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92  I^ie  Arbeiterversichening  im  Vereinigten  Königreich. 

Provided  that — 

(a)  A  separate  acconnt  shall  be  kept  of  all  sams  snpplied  by  contributions  made  by  the 
Councils  of  the  metropolitan  boroughs,  and  no  expenses  except— 

(i)  establishment  charges  of  the  central  body  and  the  distress  committees,  inclnding 
the  expenses  incnrred  by  them  in  res]^ect  of  labonr  excbanges  and  employment  re- 
gisters  and  in  the  cellectioa  oi  information;  and 

(ii)  the  expenses  incnrred  by  the  central  body  in  aidin^  the  emigration  or  remo- 
val  to  another  area  of  an  unemployed  person  and  any  of  bis  dependimts;  and 

(üi)  the  expenses  incnrred  by  the  central  body  in  relation  to  the  aequisition,  with 
the  consent  of  the  Local  Goyemment  Board,  of  land  for  the  pnrposes  of  this  Act; 
shall  be  paid  out  of  that  account. 

(b)  No  snch  contribntion  by  a  conncil  shall  in  any  year  exceed  the  amonnt  which  wonld 
be  produced  by  a  rate  of  one  halfpenny  in  the  ponnd  calcnlated  on  the  whole  rateable 
value  of  the  borough,  or  snch  higher  rate,  not  exceeding  one  penny,  as  the  Local  Go- 
yemment Board  may  approye. 

(7)  The  proyision  of  temporary  work  or  other  assistance  for  any  person  nnder  this  Act 
shall  not  disentitle  him  to  be  registered  or  to  yote  as  a  parliamentary,  connty,  or  parochial 
elector,  or  as  a  bnrgess. 

(8)  This  section  shall  apply  to  the  City  of  London  as  if  the  City  of  London  were  a  me- 
tropolitan borongh,  and  the  mayor,  aldermen,  and  commons  of  the  City  of  London  in  common 
conncil  assembled  were  the  conncil  of  the  boron^h,  and  any  contribution  reqnired  for  the  pnr- 
poses of  this  Act.  shall  be  paid  ont  of  the  consoudated  rate,  but  shall  not  be  reckoned  in  cal- 
cnlating  the  amonnt  of  the  rate  for  the  purpose  of  any  limit  on  that  amonnt 

(9)  The  Local  Goyemment  Board  may,  upon  the  application  of  the  conncil  of  any  borough 
or  district  adjoining  or  near  to  London,  by  order,  extend  the  proyisions  of  this  section  to  that 
borough  or  district  as  if  tiie  borongh  or  district  were  a  metropolitan  borough  and  were  within 
the  administratiye  connty  of  London,  and  with  such  other  modifications  and  adaptations  as  to 
the  Board  may  appear  necessary. 

2.^(1)  There  shall  be  established  by  order  of  the  Local  Goyemment  Board  for  each 
municipal  borough  and  urban  district  with  a  population,  according  to  the  last  census  for  the 
time  being,  of  not  less  than  fifty  thousand,  and  not  being  a  borough  or  district  to  which  the 
proyisions  of  section  one  of  this  Act  haye  been  extended,  a  distress  committee  of  the  coundl 
for  the  pnrposes  of  this  Act,  with  a  similar  Constitution  to  that  of  a  distress  committee  in  Lon- 
don, and  the  distress  committee  so  established  shall^  as  regards  their  borough  or  district,  haye 
the  same  duties  and  powers,  so  far  as  applicable,  as  are  giyen  by  this  Act  to  the  distress 
committees  and  central  body  in  London. 

This  proyision  shall  extend  to  any  municipal  borough  or  urban  district  with  a  population, 
according  to  the  last  census  for  the  time  being,  of  less  than  fifty  thousand  but  not  less  than 
ten  thousand,  if  the  councü  of  the  borongh  or  district  make  an  application  for  the  purpose  to 
the  Local  Goyemment  Board,  and  the  Board  consent 

(2)  Subject  as  aforesaid,  the  Local  Goyemment  Board  may.  on  the  application  of  any 
connty  or  borough  or  district  Council,  or  board  of  guardians,  or,  if  they  think  it  expedient,  wit- 
hout  any  such  application,  by  order  establish  for  the  pnrposes  of  this  Act  in  any  county  or  part 
of  a  county  a  central  body  and  distress  committees  with  similar  constitntions  to  those  of  the 
central  body  and  distress  committees  in  London,  and  the  body  and  committees  so  established 
shaU,  subject  to  any  exceptions  made  by  the  order.  haye  the  same  duties  and  powers  as  respects 
their  area  as  are  giyen  by  this  Act  to  the  central  body  and  distress  committees  respectiyely  in 
London. 

For  the  pnrposes  of  this  proyision  a  county  borough  with  a  population  of  less  than  fifty 
thousand  shall  be  deemed  to  be  included  in  the  county  in  which  it  is,  for  the  purposes  of  the 
Local  Goyemment  Act,  1888,  deemed  to  be  situated. 

(3)  Where  a  central  body  and  distress  committees  haye  not  been  established  under  this 
Act  for  the  whole  of  a  county,  the  Council  of  that  county,  and,  where  a  distress  committee  has 
not  been  established  under  this  Act  for  a  county  borough,  the  conncil  of  that  connty  borongh, 
shall  constitute  a  special  committee  under  this  Act,  consisting  of  members  of  the  Council,  with 
power  to  co-opt  any  persons  to  be  additional  members  of  the  committee;  but  the  number  of 
persons  so  co-opted  shall  not  exceed  one-fourth  of  the  total  number  of  the  committee. 

It  shall  be  the  duty  of  the  Council,  in  such  a  case,  through  the  special  committee,  to 
collect  information  with  respect  to  the  conditions  of  labonr  within  their  area  by  establishing, 
taking  oyer,  or  assisting  labonr  excbanges  and  employment  registers,  and  in  such  other  manner 
als  they  think  fit,  and  to  supply  any  such  information  when  required. 

Any  expenses  incnrred  by  a  Council  under  this  proyision  shall  be  paid  in  the  case  of  a 
county  Council  out  of  the  county  fund  as  expenses  for  special  or  general  county  pnrposes,  as 
the  circumstances  may  require,  and  in  the  case  of  a  borough  conncil  out  of  the  borough  fund 
or  borongh  rate. 
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mit  den  Vorbehalten,  daß  — 

ä)  über  sämtliche   durch   Beiträge  der   Stadtbezirise    aufgebrachten   Snmmen    gesondert 

Hechnnng  za  führen  ist  nnd  keine  weiteren  Ausgaben  mit  solchem  Gelde  zu  bestreiten 

sind,  mit  Ausnahme  der  folgenden:  — 

I.  Verwaltungskosten  der  Zentralbehörde  nnd  der  Notstandsausschüsse,  einschliei^lich 
der  diesen  aus  Anlaß  der  Arbeitsbörsen  und  der  Arbeitsnachweise  und  bei  Ein- 
holung von  Auskunft  erwachsenden  Kosten; 

II.  die  Ausgaben,  welche  der  Zentralbehörde  durch  ünterstützungsleistung  an 
Arbeitslose  und  deren  Angehörige  bei  Vermittlung  ihrer  Auswanderung  oder  Ueber- 
siedelung  in  einen  anderen  Bezirk  erwachsen  sind; 

HI.  Ausgaben,  welche  der  Zentralbehörde  durch  Erwerbung  von  Grundbesitz  zu 
Zwecken  dieses  Gesetzes  mit  Zustimmung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  erwachsen  sind, 
b)  Die  Beiträge  eines  Stadtrates  dürfen  in  keinem  Jahr  den  Betrag  übersteigen,  welcher 
durch  Eh-hebung  einer  Steuer  in  Höhe  von  einem  halben  Penny  pro  Pfund  St.,  auf  den 
gesamten  Steuereinschätzungswert  des  betreffenden  Stadtbezirkes  berechnet,  aufgebracht 
werden  kann  oder,  sofern  das  örtliche  Verwdtungsamt  seine  Zustimmung  erteilt  hat, 
eine  höhere  Steuer,  innerhalb  der  Grenzen  bis  zu  einem  Penny  pro  Pfmid  St. 

7.  Die  Annahme  zeitweiser  Beschäftigung,  wie  sie  dieses  Gesetz  vorsieht,  bedingt  keine 
Entziehung  der  Befähigung  zur  Eintragung  des  Betreffenden  in  die  Wählerliste  für  Parlaments-, 
Grafschafts-  oder  Gemeindewahlen,  oder  als  Stadtbürger. 

8.  Auf  die  Londoner  City  findet  dieser  Abschnitt  ebenso  Anwendung,  als  ob  genannte 
City  ein  selbständiger  Stadtbezirk  wäre,  und  als  ob  der  Mayor,  die  Aldermen  und  Gememen  der 
Londoner  City,  im  „Common  Council''  vereinigt,  der  Rat  solchen  Stadtbezirkes  wären;  und  es 
ist  jeder  für  äie  Zwecke  dieses  Gesetzes  erhobene  Beitrag  ans  den  vereinigten  Citysteuern  zu  leisten; 
nur  ist  solcher  Beitrag  nicht  bei  Berechnung  des  Erträgnisses  solcher  Steuer  behufs  Feststellung 
der  höchsten  Grenze  für  solches  Erträgnis  in  Anrechnung  zu  bringen. 

9.  Auf  Ansuchen  des  Rates  eines  an  London  angrenzenden  oder  benachbarten  Stadtbezirks- 
oder Distrikts  kann  das  örtliche  Verwaltungsamt  die  Bestimmungen  dieses  Abschnitts  mit  den  ihm 
notwendig  erscheinenden  Abänderungen  oder  Anpassungen  auf  solchen  Stadtbezirk  oder  Distrikt 
ausdehnen,  gerade  als  ob  derselbe  ein  hauptstädtischer  Stadtbezirk  und  innerhalb  der  verwaltungs- 
rechtlichen Grafschaft  London  gelegen  wäre. 

IL — 1.  Für  jede  städtische  Munizipalität  und  für  jeden  städtischen  Bezirk  mit  einer 
Bevölkerung  von  nicht  weniger  als  50000  Einwohnern,  nach  der  letzten  Volkszählung,  soll,  sofern 
die  betreffende  Munizipalität  oder  der  betreffende  Bezirk  nicht  eine  Munizipalität  oder  ein  Bezirk 
ist,  auf  welchen  die  Bestimmungen  des  ersten  Abschnittes  dieses  Gesetzes  bereits  ausgedehnt 
sind,  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  auf  Verfügung  des  örtlichen  Verwaltungsamts  ein  Notstands- 
ausschuß des  Rates,  mit  ähnlicher  Zusammensetzung  wie  die  eines  Notstandsausschusses  in 
London,  gebildet  werden,  und  es  stehen  dem  so  gebildeten  Notstandsausschuß  im  Bereich  seiner 
eigenen  Munizipalität  oder  seines  eigenen  Bezirkes  dieselben  Rechte  und  Befugnisse,  soweit  als 
anwendbar,  zu,  wie  diejenigen,  welche  das  vorliegende  Gesetz  den  Notstandsausschtlssen  und  der 
Zentralbehörde  von  London  verleiht. 

Auf  Antrag  des  Rates  einer  Stadt  kann  das  örtliche  Verwaltungsamt  obige  Bestimmung 
auch  auf  Munizipalitäten  und  städtische  Bezirke  ausdehnen,  welche,  nach  der  letzten  Volks- 
zählung, Weniger  als  fünfzigtausend  Einwohner,  indessen  nicht  weniger  als  zehntausend  zählen. 

2.  Mit  obigem  Vorbehalt  ist  das  örtliche  Verwaltangsamt  auch  befugt,  auf  Antrag  eines 
Grafschaftsrates,  oder  eines  Stadtrates,  oder  eines  Bezirksrates,  oder  einer  Armenbehörde,  oder, 
nach  seinem  Ermessen,  auch  ohne  solchen  Antrag,  vermittelst  Verfügung  in  irgendeiner  Graf- 
schaft oder  einem  Teile  einer  Grafschaft  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes,  eine  Zentralbehörde  und 
Notstandsausschüsse  in  ähnlicher  Zusammensetzung  wie  die  der  Zentralbehörde  und  der  Notstands- 
ausschüsse in  London  einzusetzen,  und  es  stehen  der  so  gebildeten  Behörde  und  den  so  gebildeten 
Ausschüssen,  vorbehaltlich  der  in  der  Verfügung  etwa  festgesetzten  Ausnahmebestimmungen, 
für  den  Bereich  ihres  eigenen  Bezirkes  dieselben  Pflichten  und  Befugnisse  zu,  wie  sie  durch 
vorliegendes  Gesetz  beziehentlich  der  Zentralbehörde  und  den  Notstandsausschüssen  in  London 
zuerkannt  sind. 

Soweit  diese  Bestimmung  in  Betracht  kommt,  ist  eine  Grafschaftsstadt  mit  weniger  als 
50000  Einwohnern  als  in  der  Grafschaft  selbst  einbegriffen  anzusehen,  in  welcher  sie  nach  der 
Bestimmung  des  örtlichen  Verwaltungsgesetzes  v.  J.  1888  als  gelegen  angesehen  wird. 

3.  Wo  auf  Grund  dieses  Gesetzes  für  eine  gesamte  Grafschi^  eine  Zentralbehörde  und 
Notstandsausschüsse  nicht  gebildet  wurden,  da  hat  der  Rat  solcher  Grafschaft  und,  wo  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  ein  Notstandsausschuß  für  eine  Grafschaftsstadt  nicht  eingesetzt  wurde,  da  hat 
der  Rat  solcher  Grafschaftsstadt  auf  Grund  dieses  Gesetzes  einen  eigenen  Ausschuß  einzusetzen, 
welcher  aus  Mitgliedern  des  genannten  Rates  mit  dem  Rechte  der  Wahl  weiterer  Mitglieder 
des  Ausschusses  durch  Kooptierung  bestehen  soll;  doch  soll  die  Anzahl  der  kooptierten  Mit- 
glieder niemals  mehr  betragen  als  ein  Viertel  der  Gesamtzahl  des  Ausschusses. 

Wo  dieses  eintritt,  ist  der  Rat  verpflichtet,  durch  den  ernannten  eigenen  Ausschuß  Aus- 
kunft betreffs  der  Beschäftigungsverhältnisse  in  seinem  Bezirk  vermittelst  Uebemahme  oder 
Unterstützung  bestehender  Arbeitsbörsen  und  Arbeitsnachweise  und  durch  sonstige  ihm  zu  dem 
Zwecke  geeignet  erscheinende  Maßnahmen  einzuziehen  und  solche  Auskimft  auf  Verlangen  mit- 
zuteilen. 

Alle  aus  Beobachtung  dieser  Bestimmung  für  den  Rat  erwachsenden  Kosten  sind,  soweit 
ein  Grafschaftsrat  in  Betracht  kommt,  aus  dem  allgemeinen  Grafschaftsfonds  als  Ausgabe  je 
nach  den  Umständen  für  allgemeine  oder  besondere  Zwecke  der  Grafschaft  zu  bestreiten  und,  wo 
es  sich  um  einen  städtischen  Rat  handelt,  aus  dem  städtischen  Fonds  oder  der  städtischen  Steuer. 
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(4)  Where  any  order  is  made  nnder  this  section  as  respects  any  area,  the  prorisions  of 
this  Act  relating  to  London  skall  apply  with  rnspect  to  t^at  area,  with  sach  neceasarj  modi- 
fications  and  adaptations  as  may  be  made  by  the  order. 

3.  Where  at  any  üme  a  central  body  and  distress  committees  or  a  distress  committee 
are  aboat  to  be  established  for  any  area  nnder  this  Act,  any  body  already  established  in  that 
area,  whether  before  or  after  the  passing  of  this  Act,  for  the  pnrpose  of  dealing  with  the  un- 
empioyed,  and  any  special  committee  nnder  this  Act,  may,  if  the  Local  Government  Board  think 
fit,  be  temporarily  oonstituted  by  order  of  that  Board  a  central  body  or  a  distress  committee, 
as  the  case  may  be,  nntil  the  establishment  in  accordance  with  this  Act  of  a  central  body  and 
distress  committees  or  of  a  distress  committee  for  that  area. 

4.— (1)  An  order  of  the  Local  Government  Board  under  this  Act  establishing  a  central 
body  or  distress  committee  may  provide  for  the  Constitution  and  proceedings  of  that  hodj  or 
committee,  and,  in  the  case  of  an  order  establishing  a  central  bod^,  for  the  incorporation  of  that 
body  by  an  appropriate  name,  and,  where  any  property  or  liabiuties  are  taken  over  from  any 
other  body,  for  effecting  by  virtue  of  the  order  the  transfer  of  that  pröporty  or  those  liabilities, 
and  also  for  any  matter  for  which  proyision  may  be  made  by  regolations  nnder  this  Act,  and 
for  which  it  appears  desirable  to  make  special  provision  affecting  oniy  the  body  or  committee 
established  by  the  order.  ^ 

(2)  An  order  of  the  Local  Government  Board  nnder  this  Act  may  be  varied  and  revoked 
by  any  subseqaent  order  of  the  Board  made  under  this  Act 

(3)  The  Local  Government  Board  may  make  regnlations  for  carrying  into  effect  this  Act, 
and  may  by  those  regolations,  amongst  other  things,  provide  — 

(a)  for  regolating,  snbject  to  the  provisions  of  this  Act,  the  conditions  nnder  which  any 
application  may  be  entertained  by  a  distress  committee  under  this  Act,  and  the  conditions 
under  which  a  central  body  may  aid  emigration  or  removal,  or  provide  or  contribnte 
towards  the  provision  of  work  under  this  Act,  and  otherwise  for  regulating  the  manner 
in  which  any  duties  under  this  Act  are  to  be  performed  or  powers  exercised  by  any 
central  body  or  distress  committee  or  special  committee  nnder  this  Act;  and 

(b)  for  authorising  the  establishment,  with  the  consent  of  the  Local  Government  Board,  of 
farm  colonies  by  a  central  body  established  under  this  Act,  and  the  provision,  with 
the  Uke  consent,  by  such  a  body  of  temporary  accommodation  for  peiisons  for  whom 
work  npon  the  land  is  provided;  and 

(c)  for  anthorising  and  re^ating  the  acqnisition  by  a  central  body  of  land  by  agreement 
for  the  purposes  of  this  Act,  and  the  disposal  of  any  land  so  acquired;  and 

(d)  for  the  employment  of  officers  and  provision  of  Offices,  and  for  enabling  any  inspector 
of  the  Local  Government  Board  to  attend  the  meeting  of  any  body  or  committee 
established  nnder  this  Act;  and 

(e)  for  authorising  the  acceptance  of  any  money  or  property  by  a  central  body  established 
under  this  Act,  and  for  regulating  the  administraüon  of  any  money  or  property  so 
acquired;  and 

(f)  for  the  pa3rment  of  any  receipts  of  a  central  body  to  the  central  fund,  and  for  the 
apportionment,  if  necessary,  of  those  receipts  between  the  volnntary  contribntion  account 
and  the  rate  contribntion  account  of  that  fund;  and 

(g)  for  the  andit  of  the  accounts  of  any  central  body  established  nnder  this  Act  in  the 
same  manner  and  snbject  to  the  same  provisions  as  to  any  matters  incidental  to  the 
audit  or  consequential  thereon  as  the  accounts  of  a  county  Council;  and 

(h)  for  enforcing  the  payment  of  contribntions  by  any  Councils  liable  to  make  such  con- 
tributions  in  pursuance  of  this  Act,  and  for  authorising  and  regulating  the  borrovring 
of  money  by  a  central  body  established  under  this  Act;  and 

(i)  for  facilitating  the  co-operation  of  any  body  or  committee  having  powers  under 
this  Act  for  any  area  with  any  other  body  or  committee,  or  with  any  local  aathority, 
and  the  provision  of  assistance  by  one  such  body  or  committee  to  anot^er;  and 

(k)  for  applying,  with  the  necessary  adaptations,  to  a  distress  committee  having  the  powers 
of  a  central  body  regnlations  relating  to  a  central  body;  and 
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4.  Wo  anf  Grund  dieser  Bestimmung  für  irgendeinen  Bezirk  eine  Verfügung  erlassen 
wird,  da  finden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  wie  sie  ffir  London  festgesetzt  sind,  aber 
mit  den  in  der  Verfügung  etwa  vorgesehenen  Abänderungen  und  Anpassungen,  auch  auf  solchen 
Bezirk  Anwendung. 

in.  Wird  auf  Grund  dieses  Ges^es  in  irgendeinem  Bezirk  die  Einsetzung  einer  Zentral- 
behörde und  Yon  Notstandsausschüssen  oder  eines  Notstandsausschusses  beabsichtigt,  so  kann  das 
örtliche  Verwaltungsamt  eine  bereits  für  solchen  Bezirk  zu  dem  Zwecke  der  Arbeitslosen- 
fürsorge sei  es  vor  oder  nach  Annahme  dieses  Gesetzes  gebildete  Körperschaft  und  jeden 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingesetzten  Sonderausschuß,  zeitweise  auf  dem  Verordnungswege, 
je  nachdem,  entweder  als  Zentrtdbehörde  oder  als  Notstandsausschoß,  anerkennen,  bis  in  Gemäß- 
heit  dieses  Gesetzes  eine  Zentralbehörde  und  Notstandsausschüsse  oder  ein  einziger  Notstands- 
ausschuß für  solchen  Bezirk  eingesetzt  werden. 

IV.—  1.  In  einer  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Verordnung,  wodurch  eine  Zentral- 
behörde oder  ein  Notstandsausschuß  eingesetzt  wird,  darf  das  örtliche  Verwaltnngsamt  über 
die  Organisierung  und  Amtsführung  solcher  Behörde  oder  solchen  Ausschusses  Bestimmungen 
treffen,  und,  wo  es  sich  um  Einsetzung  eioer  Zentralbehörde  handelt,  auch  über  die  Erlangung 
der  juristischen  Persönlichkeit  durch  solche  Behörde  mit  Annahme  eines  passenden  Namens; 
und  wo  die  Uebemahme  von  Vermögen  oder  Verpflichtungen  von  einer  anderen  Körperschaft 
in  Betracht  kommt,  auch  über  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Uebertraffung  solchen  Ver- 
ögens  oder  solcher  Verpflichtungen  auf  Grund  besagter  Verordnung  zu  bewirken  ist,  und  femer 
auch  über  die  Regelung  irgendwelcher  anderer  Angelegenheit,  deren  Ordnung  anf  Grund  dieses 
Gesetzes  im  Wege  von  Regulativen  gestattet  ist,  und  betreffs  derer  besondere  Maßnahmen 
wünschenswert  erscheinen,  welche  lediglich  die  durch  die  erwähnte  Verordnung  eingesetzte  Behörde 
oder  den  eingesetzten  Ausschuß  binden. 

2.  Jede  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gemachte  Verordnung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes 
kann  durch  spätere  Verordnungen  desselben  Amtes  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entweder  abgeändert 
oder  aufgehoben  worden. 

3.  Dem  örtiichen  Verwaltungsamt  steht  das  Recht  zu,  Vorschriften  zur  Ausführung 
dieses  Gesetzes  zu  erlassen  und  in  solchen  Regulativen  unter  anderem  über  folgende  Dinge  Be- 
stimmungen zu  treffen: 

a)  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  die  Regelung  der  Be- 
dingungen, unter  welchen  ein  Gesuch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  seitens  eines  Not- 
standsausschusses zu  berücksichtigen  ist,  und  die  Bedingungen,  unter  welchen  eine 
Zentralbehörde  auf  Grund  dieses  Gesetzes  behufs  Erleichterung  der  Auswanderung 
oder  Umsiedlung  Unterstützung  zu  leisten,  oder  ftk  Notstandsarbeiten  zu  sorgen,  oder 
zu  ihrer  Beschaffung  Beiträge  zu  gewähren  ermächtigt  ist,  oder  sonst  jede  Art  und 
Weise,  in  welcher  die  vermittelst  dieses  Gesetzes  auferlegten  Pflichten  und  die  ver- 
liehenen Befugnisse  durch  eine  Zentralbehörde  oder  einen  Notstondsausschnß  oder 
einen  Sonderausschuß  auf  Grund  dieses  Gesetzes  auszuüben  sind; 

b)  vorbehaltlich  der  Zustimmung  des  örtiichen  Verwaltungsamtes  über  die  Ermächtigung 
zur  Beschaffung  von  Aokerbauniederlassungen  seitens  einer  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
eingesetzten  Zentralbehörde  und,  vorbehaltlich  derselben  Zustimmung,  zum  Aufbau 
zeitweiliger  Wohnungsräume  seitens  der  genannten  Behörde  für  die  auf  dem  Grund- 
stück zu  beschäftigenden  Leute; 

c)  über  die  Genehmigung  und  Regelung  vertragsweisen  Erwerbes  von  Grund  und  Boden 
durch  eine  Zentrdbehörde  behufs  Ausführung  der  Zwecke  dieses  Gesetzes,  auch  be- 
treffs der  weiteren  Verfügung  über  so  erworbenen  Grund  und  Boden; 

d)  über  die  Anstellung  von  Beamten  und  Beschafhmg  von  Amtslokalen  und  über  die 
Sicherung  des  Rechtes  des  Inspektors  des  örtlichen  Verwaltungsamtes,  den  Sitzungen 
der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gebildeten  Behörde  und  Ausschüsse  beizuwohnen; 

e)  über  die  Ermächtigung  zur  Empfangnahme  von  Geld  oder  Eigentum  seitens  einer  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  gebildeten  Zentralbehörde  und  über  die  Regelung  der  Ver- 
waltung solchen  Geldes  oder  Mgentums; 

f)  über  die  Abführung  von  Einnahmen  einer  Zentralbehörde  an  den  erwähnten  Zentral- 
fonds und,  soweit  dieses  notwendig  erscheint,  über  die  Repartition  solcher  Einkünfte 
zwischen  dem  Konto  für  freiwillige  Beiträge  und  demjenigen  für  Steuerleistungen  an 
genannten  Fonds; 

g)  über  die  Prüfung  der  Rechnungsführung  einer  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gebildeten 
Zentralbehörde  in  derselben  Weise  und  unter  denselben  Bedingungen  betreffs  der  mit 
der  Rechnungsprüfung  zusammenhängonden  oder  daraus  erwachsenden  Fragen,  wie  bei 
der  Rechnungsführung  eines  Grafschaftsrates; 

h)  über  die  Eintreibung  der  Beiträge  von  solchen  Räten,  welche  in  Verfolg  dieses  Ge- 
setzes zur  Leistung  solcher  Beiträge  verpflichtet  sind,  und  über  die  Genehmigung  und 
Regelung  von  Anleihen   einer  auf  Grund   dieses  Gesetzes   gebildeten  Zentralbehörde; 

i)  zur  Erleichterung  gemeinsamen  Vorgehens  einer  Behörde  oder  eines  Ausschusses, 
welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Be^gnisse  in  einem  Bezirk  ausübt,  im  Verein  mit 
einer  anderen  Behörde  oder  einem  anderen  Ausschuß,  oder  mit  einer  Ortsbehörde,  und 
gegen  seitiger  Unterstützungsleistungen ; 

k)  über  die  Anwendung  der  für  eine  Zentralbehörde  erlassenen  Regulative,  mit  den  er- 
forderlichen Abänderungen,  auf  einen  Notstandsausschuß,  welcher  die  Befugnisse  einer 
Zentralbehörde  ausübt; 
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(1)  for  the  holding  of  local  inqniries  by  the  Local  Government  Board  for  the  porposes  of 
this  Act,  and  for  reqtiiring  retams  to  be  made  tho  the  Board  by  any  body  or  committee 
haring  powers  nnder  this  Act;  and 
(m)  for  the  appiication  for  the  pnrposes  of  this  Act,  as  respects  any  matters  to  be  dealt 
with  by  the  regolations»  of  any  prowion  in  any  Act  of  Parliament  disding  with  the 
like  matters,  with  any  necessary  modifications  or  adäptations.* 

All  regnlations  made  unter  this  Act  shall  be  laid  as  soon  as  may  be  before  Parliament 

5.  In  the  appiication  of  this  Act  to  Scotland  — 

(1)  "The  Local  Government  Board  for  Scotland"  shall  be  substituted  for  "the  Local 
Government  Board": 

(2)  "BoyaL,  parliamentary,  or  police  bnrgh"  shall  be  snbstitated  for  "mnnicipal  borough 
and  nrban  district"  and  for  "borough  or  district": 

(3)  "Parish"  shall  be  substituted  for  "poor  law  union,"  "parish  Council"  shall  be  substituted 
for  "board  of  guardians,"  and  "town  Council"  shall  be  substituted  for  "Council  of  the 
borough  or  district"  and  for  "borough  or  district  Council": 

(4)  "Boyal,  parliamentary,  or  police  burgh  with  a  population,  according  to  the  last  census 
for  the  time  being,  of  less  than  fifty  thousand,  but  not  less  than  twenty  thousand/ 
shall  be  substituted  for  "county  borough": 

(5)  References  to  special  county  purposes  shall  not  apply: 

(6)  "Burgh  general  improvement  assessment"  or  any  other  assessment  leviable  in  equal 
proportions  on  owners  and  occupiers  shall  be  substituted  for  "borough  fund  or  borouffh 
rate":  Rt)vided  that  any  rate  under  this  Act  shall  not  be  reckoned  in  calculating  the 
amount  of  such  assessments  for  the  purpose  of  any  statutory  limit  on  such  assessment: 

(7)  "Inspector"  shall  inclnde  general  Superintendent  and  visiting  officer: 

(8)  Sections  forty-seven,  fifty-two,  and  ftfty-three  of  the  Local  Government  (Scotland)  Act, 
1894,  shall  be  substituted  for  sections  eighty-five,  eighty-six,  and  eighty-eight  of  the 
Local  Government  Act,  1894: 

(9)  "Municipal  elector"  shall  be  substituted  for  "burgess": 

(10)  Subsection  three  of  section  two  of  this  Act  shaB  not  apply  to  any  county  or  to  any 
burgh  except  with  the  consent  of  the  Local  Government  Board  for  Scotland  expressed 
by  Order  made  on  the  appiication  of  the  county  Council  or  town  Council,  as  the  case 
may  be. 

6.  In  the  appiication  of  this  Act  to  Ireland  — 

(1)  "The  Local  Government  Board  for  Ireland"  shall  be  substituted  for  "the  Local  Govern- 
ment Board": 

(2)  As  respects  population  "ten  thonsand"  shall  be  substituted  for  ''fifty  thousand,"  and 
"five  thousand"  for  "ten  thousand": 

(8)  The  provisions  of  this  Act  relating  to  the  inclusion  of  a  county  borough  in  a  county 
shall  not  apply: 

(4)  Subsection  tiiree  of  section  two  of  this  Act  shall  not  apply  to  any  county  in  Ireland, 
except  by  order  of  the  Local  Government  Board  for  Ireland  made  on  the  appiication 
of  the  Council  of  that  county: 

(5)  Articles  forty,  forty-three,  and  forty-five  of  the  schedule  to  the  Local  Government 
(Application  of  Enactments)  Order,  1898,  shall  be  substituted  for  sections  eighty-five, 
eighty-six,  and  eighty-eight  respectively  of  the  Local  Government  Act,  1894. 

7.  This  Act  may  be  cited  as  the  Unemployed  Workmen  Act,  1905. 

8.  This  Act  shall  continue  in  force  for  three  years  from  the  date  of  the  passing  thereof, 
and  no  longer,  unless  Parliament  otherwise  determine»  and  at  the  expiration  of  that  period, 
unless  this  Act  is  so  continued  as  aforesaid,  the  Local  Government  Board  shall  make  such  orders 
as  they  think  necessary  for  dissolving  the  central  bodies  and  distress  committees  established 
xmder  this  Act,  and  transferring  their  property  and  liabilities;  and  for  the  purposes  of  such 
transfer  sections  eighty-five,  eighty-six,  and  eighty-eight  of  the  Local  Government  Act,  1894 
(which  relate  to  current  rates,  existing  securities  and  debts,  and  pending  contracts,  &c.),  shall 
apply,  with  such  modifications  and  adaptations  as  may  be  made  by  order  of  the  Local  Govern- 
ment Board. 
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1)  über  die  Abhaltung  örtlicher  Erhebungen  seitens  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  für 
die  Zwecke  dieses  Gesetzes  und  über  die  Erforderung  von  Berichten^  welche  an  das 
genannte  Amt  oder  an  andere  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Befugnisse  ausübende  Zentral- 
behörden oder  Ausschüsse  za  erstatten  sind; 
m)  über  die  Anwendung  ron  Bestimmungen  in   anderen,   gleichartige  Gegenstände  be- 
handelnden Parlamentsakten,   für   die  Zwecke   dieses  Gesetzes,   unter  Annahme  etwa 
nötiger  Abänderungen  oder  Anpassungen,   auf  Angelegenheiten,   wofür  Regulative   zu 
erlassen  sind. 
Alle  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Verfügungen  sind  baldmöglichst  dem  Parlament 
yorzule^en. 

V.  —  Bei  Anwendung  dieses  Gesetzes  .auf  Schottland  — 

1.  ist  "The  Local  Government  Board  for  Scotland"  an  Stelle  von  "The  Local  Govern- 
ment Board"  zu  setzen; 

2.  ist  "rojal,  parliamentaiy  or  police  borough"  an  Stelle  von  "municipal  borough  and 
urban  district"  und  von  ^borough  or  district"  zu  setzen; 

8.  ist  "parish"  an  Stelle  von  "poor  law  union",  "parish  Council*  an  Stelle  von  "board  of 
gnardians",  und  "town  Council"  an  Stelle  von  "Council  of  the  borough  or  district"  zu 
setzen; 

4.  ist  "royal,  parliamentaiy,  or  police  borough"  mit  einer  Bevölkerung  von  weniger  als 
50000  aber  nicht  weniger  als  20000  nach  der  letzten  Volkszählung,  an  Stelle  von 
"County  borough"  zu  setzen; 

5.  finden  Bezugnahmen  auf  besondere  die  Grafschaft  betreffende  Zwecke  keine  Anwendung; 

6.  ist  „burgh  general  improvement  assessment"  oder  eine  andere  zu  gleichen  Teilen  von 
Eigentümern  und  Inhabern  zu  erhebende  Umlage  an  Stelle  von  "borough  fund  or 
borough  rate*  zu  setzen,  mit  dem  Vorbehalt,  daß  eine  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu 
erhebende  Steuer  bei  Bestimmung  des  Einschätzungsbetrages  für  die  Zwecke  der  ge- 
setzlichen Abmessung  solcher  Umlage  nicht  in  Anrechnung  zu  bringen  ist; 

7.  soll  "Inspector"  den  "Superintendent"  und  "visiting  officer"  mit  einschließen; 

8.  sind  Abschnitte  47,  52,  und  53  dea  Gesetzes  über  örtliche  Verwaltung  in  Schottland 
V.  J.  1894  an  die  Stelle  der  Abschnitte  85,  86  und  88  des  Gesetzes  über  örtliche  Ver- 
waltung V.  J.  1894  zu  setzen; 

9.  ist  "municipal  elector"  an  Stelle  von  "bur^ess"  zu  setzen; 

10.  findet  Unterabschnitt  8  im  Abschnitt  2  dieses  Gesetzes  keine  Anwendunfip  auf  eine 
Grafschaft  oder  eine  vollberechtigte  Stadt  (burgh),  ausgenommen  mit  der  ausdrücklichen, 
sei  es  auf  Antrag  des  Grafschaftsrates  oder  des  Stadtrates  zu  gewährenden  Zustimmung 
des  örtlichen  Verwaltungsamtes  für  Schottland. 

VI.  —  In  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Irland  — 

1.  ist  "The  Local  Government  Board  for  Ireland"  an  Stelle  von  "The  Local  Government 
Board"  zu  setzen; 

2.  ist  in  betreff  der  Bevölkerung  „zehntausend"  an  die  Stelle  von  „fünfzigtausend"  und 
„fünftausend"  an  die  Stelle  von  „zehntausend"  zu  setzen; 

3.  finden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  in  betreff  des  Einschlusses  einer  Grafschafts- 
stadt in  eine  Grafschaft  keine  Anwendung; 

4.  findet  Unterabschnitt  3  im  Abschnitt  2  dieses  Gesetzes  keine  Anwendung  auf  eine 
Grafschaft  in  Irland,  ausgenommen  mittels  einer  auf  Antrag  des  Rates  solcher  Graf- 
schaft erlassenen  V^fügung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  für  Irland; 

5.  sind  §§  40,  43  und  45  des  Anhanges  zu  der  Verordnung^  (über  Anwendung  besonderer 
Verfügungen)  in  örtlichen  Verwaltungssachen  vom  Jahre  1895  an  Stelle  der  Ab- 
schnitte 85,  86  und  88  des  Gesetzes  über  örtliche  Verwaltung  vom  Jahre  1894  zu  setzen. 

VU.  —  Dieses  Gesetz  ist  als  das  Gesetz  über  beschäftigungslose  Arbeiter  vom  Jahre  1905 
zu  zitieren. 

Vm.  Dieses  Gesetz  soll  von  seiner  Annahme  an  gerechnet  drei  Jahre  lang  und  nicht 
länger  in  Kraft  bleiben,  es  sei  denn,  daß  das  Parlament  anderweitig  bestimmt,  und  nach  Ablauf 
genannter  Frist  hat  das  örtliche  Verwaltungsamt,  sofern  dieses  Gesetz  nicht,  wie  vorgemerkt, 
m  Kraft  erhalten  wird,  die  ihm  notwendig  erscheinenden  Maßnahmen  zu  treffen,  um  die  auf 
'Grund  dieses  Gesetzes  gebildeten  Zentralbehörden  und  Xotstandsausschüsse  aufzulösen  und  ihr 
Vermögen  und  ihre  Verhindlichkeiten  anderweitig  zu  übertragen ;  und  für  die  Zwecke  solcher 
Uebertragung  finden  die  Abschnitte  85,  86  und  88  des  Gesetzes  über  örtliche  Verwaltung  vom 
Jahre  1894  (welche  auf  laufende  Steuern,  bestehende  Werte  und  Schulden,  laufende  Verträge  usw. 
Bezug  haben)  mit  den  vom  örtlichen  Verwaltungsamt  zu  verfügenden  Abänderungen  und  An- 
passungen Anwendung. 
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Anlage  g, 

RegnlatiT  yom  10.  Oktober  1905,  betr.  Organisation  für 

Arbeitslose/) 

(Nr.  48677.) 

An  jede  auf  Gmnd  des  Gesetzes  für  beschäftigangslose  Arbeiter  vom  Jahre  1905  ein- 
gesetzte Zentralbehörde: 

An  jeden  auf  Grand  des  genannten  Gesetzes  eingesetzten  Notstands-  oder  Sonderausschuß: 

An  den  Londoner  Graf  Schaftsrat: 

An  die  Räte  aller  anderen  verwaltungsrechtlichen  Grafschaften: 

An  den  Mayor,  die  Aldermen  und  Gemeinen  der  Londoner  City,  im  Gemeinen  Kate  ver- 
ammelt: 

An  den  Mayor,  die  Aldermen  und  Räte  jeder  hauptstädtischen  Munizipalität: 

An  den  Rat  jeder  Munizipalität  und  jedes  städtischen  Verwaltungsbezirkes,  auf  welchen 
das  genannte  Gesetz  Anwendung  findet: 

Und  an  alle  anderen,  welche  die  Sache  angeht. 

In  Erwägung,  daß  das  Gesetz  über  beschäftigungslose  Arbeiter  Tom  Jahre  1905  zu  den 
Zwecken  der  Herstellung  einer  Organisation  behufs  Beschaffung  von  Beschäftigung  oder  Unter- 
stützung für  beschäftigungslose  Arbeiter  in  geeigneten  FäUä  die  Einsetzung  von  Zentral- 
behörden und  Notstandsausschüssen,  in  London  und  in  anderen  Munizipalitäten,  städtischen  Ver- 
waltungsbezirken und  anderen  Bezirken,  und  in  gewissen  Fällen  die  Konstitaiening  spezieller 
Ausschüsse  durch  die  Räte  Yon  Grafschaften  und  Qrafschaftsstädten  vorsieht; 

und  in  Erwägung  der  in  Abschnitt  4  (3)  des  genannten  Gesetzes  getroffenen  Verfügung 
folgenden  Inhalts  (vgl.  den  Text  S.  94): 

Erlassen  Wir,  das  örtliche  Verwaltungsamt,  behufs  Ausführung  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  über  beschäftigungslose  Arbeiter  Tom  Jahre  1905,  in  der  Ausübung  Unserer  bezüg- 
lichen Befugnisse,  hiermit  folgende  Vorschriften,  nämlich: 

Artikel  I.     1.  In   diesem  Regulativ,  wo  nicht  oftenbar  eine  andere  Absicht  zutage  tritt, 

a)  schließen  Worte,  welche  das  männliche  Geschlecht  anzeigen,  zugleich  das  weibliche  ein; 

b)  schließen  Worte,  die  im  Singular  gebraucht  werden,  auch  die  Mehrheit  ein,  und  um- 

fekehrt  Worte,  die  in  der  Mehrheit  gebraucht  werden,  den  Singular; 
,     edeutet  ferner  der  Ausdruck  „das  Gesetz "*  das  Gesetz  über  beschäftigungslose  Arbeiter 
vom  Jahre  1905; 

d)  bedeutet  der  Ausdruck  „örtliche  Börse**  eine  Arbeitsbörse  oder  ein  Arbeitsver- 
mittelungsamt  (gleichviel,  ob  in  der  Gestalt  eines  Arbeitsbureaus  oder  in  anderer  Ge- 
stalt), welche  oder  welches  entweder  vermittelst  Registerführung  oder  auf  andere 
Weise  die  Beschaffung  von  Auskunft  über  Arbeitgeber,  welche  Arbeiter  suchen,  und 
Arbeiter,  welche  Beschäftigung  oder  Stdlen  suchen,  zum  Zwecke  hat;  und 

e)  bedeutet  der  Ausdruck  „Zentrslbörse**  eine  Aitieitsbörse,  welche  die  Zusammenstellung 
oder  Verbreitung  von  solcher  Auskunft,  welche  von  zwei  oder  mehr  Arbeitsbörsen  ge- 
sammelt wird,  oder  jede  sonstige  Nutzbarmachung  solcher  Auskunft  zum  Zwecke  hat 

2.  Vorliegendes  Regulativ  ist  entsprechend  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  in  Anwen- 
dung zu  bringen. 

Artikel  UL  1.  Als  Umstände,  unter  welchen  ein  auf  Grund  des  Gesetzes  eingesetzter  Not- 
standsausschuß ein  Beschäftigungsgesuch  zu  berücksichtigen  ermächtigt  ist,  sind  folgende  an- 
zusehen: 

a)  Der  Ansuchende  hat  sein  Gesuch  in  Person  bei  einem  Beamten  oder  einem  Mitglied, 
oder  einer  anderen  vom  Notatandsausschuß  zum  Empfang  und  zur  Prüfung  derartiger 
Gesuche  ermäehtigten  Person  anzubringen;  auch  hat  er  auf  Verlangen  behufs  Prüfung 
seines  Gesuches  der  Sitzung  des  Notstandsansschusses  oder  eines  von  diesem  Aussckuß 
mit  ^r  Sache  zu  Mrauenden  Sonderaosilchusses  des  Notstandflausschusses  beiznwohnen. 

b)  Der  Ansuchende  hat  alle  an  ihn  gerichteten  Fragen  zu  beantworten  ind  alle  von  dem 
Notstandsausschuß,  von  einem  Sonderausschuß  des  NotstandsausschoMes,  oder  von 
einem  Beamten,  Mitglied  oder  anderem  von  dem  Notetandsausschuß  dazu  Ermächtigten 
von  ihm  verlangte  Auskunft  zu  erteilen,  sowohl  in  betreff  seiner  selbst  wie  auch  in 
betreff  seiner  Angehörigen,  oder  in  betreff  irgendwelcher  anderer  Angelegenheit,  worüber 
der  Notstandsausschuß  oder  Ausschuß,  Beamte,  Mitglied  oder  sonst  Ermächtigte  für 
die  Zwecke  des  Gesetzes  oder  einer  Ausführungsverordnung  Auskunft  benötigen. 

c)  Zur  Bestätigung  der  Aussagen  des  GesuchsteUers  hat  ein  Beamter,  ein  Mitglied  oder 
ein  sonst  vom  Notstandsausschuß  zum  Empfane  und  zur  Prüfung  von  Beschäftigungs- 
gesuchen Ermächtigter  sich  in  die  Wohnung  des  Gesuchstellers  zu  begeben  und  dort 
Auskunft  einzuziehen,  imd,  wo  die  Umstände  dies  gebieten,  hat  er  sich  auch  femer, 
zu  demselben  Zwecke,  mit  der  Armenbehörde  oder  irgendeiner  anderen  Körpefschaft, 

1)  Der  engUache  Text  ist  aai  Mangel  an  Ranm  iortgelatwn. 
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Behörde  oder  Person,  welche  in  bezng  auf  den  Ansuchenden  nutzbare  Auskunft  zu  er- 
teilen imstande  ist,  in  Verbinduuff  zu  setzen. 

d)  Für  jeden  Beschäitigungsuchenden  hat  der  Notstandsausschuß  das  auf  Grund  dieses 
Beffulativs  zur  Besdiaffung  und  Verwendung  vorgeschriebene  Belegformular  einzuholen 
und  sich  vor  allem  darüber  Gewißheit  zu  verschaffen: 

a)  daß  der  Ansuchende  ein  ordentlicher  Mensch  ist; 

ß)  daß  er  sich  auf  keine  andere  Weise  die  zum  eigenen  Unterhalt  und  zum  Unterhalt 
seiner  Angehörigen  nötigen  Mittel  zu  erwerben  imstande  ist; 

;')  daß  ihm  nicht  im  Verlauf  der  dem  Zeitpunkt  seines  Ansuchens  unmittelbar  vorher- 
gehenden zwölf  Monate  aus  dem  Erlöse  der  Armensteuer  (mit  Ausnahme  ärztlicher 
Unterstützung)  Armennnterstützung  zuteil  geworden  ist; 

8)  daß  er  nicht  während  zweier  sich  folgenden  Fristen  von  je  zwölf  Monaten  unmittelbar 
vor  Einreichung  seines  Gesuches  durch  eine  Zentralbehörde  beschäftigt  worden  ist 
oder  durch  ihre  Vermittelung  Beschäftigung  erhalten  hat,  oder  aber  bei  einer  Arbeit 
Beschäftigung  gefunden  hat^  zu  deren  Kostendeckung  eine  Zentralbehörde  beigesteuert 
hat;  und 

e)  daß  sein  Fall  auch  in  sonstiger  Hinsicht  ein  solcher  ist,  wie  ihn  der  Notstandsans- 
schuß unter  geziemender  Beobachtung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  zu  berück- 
sichtigen ermächtigt  ist. 

2.  Fälle,  in  welchen  der  Notstandsauschnß  sich  darüber  Gewißheit  verschafft  hat, 

a)  daß  der  Betreffende  bis  dahin  regelmäßig  Beschäftigung  gefunden  hat,  daß  er  während 
einer  fortlaufenden  Frist  von  mindestens  zwölf  Monaten  innerhalb  des  dem  Notstands- 
ausschuß eigenen  Bezirkes  wohnhaft  war,  und  daß  er  sich  gut  aufgeführt  und  aU 
sparsam  erwiesen  hat; 

b)  daß  er  zur  Zeit  seines  Ansuchens  eine  Ehefrau,  ein  Kind  oder  andere  Angehöri^^e  hat; 

c)  daß  er  in  dem  Alter  steht  und  genügende  körperliche  Befähigung  besitzt,  um  bei  der 
Arbeit,  welche  der  Notstandsausschuß  für  ihn  beschaffen  kann,  Verwendung  zu  finden, 
und,  schließlich, 

d)  daß  sein  Fall  auch  in  sonstiger  Hinsicht  ein  solcher  ist,  daß  er  unter  Innehaltung  der 
Bestimmungen  dieses  Regulativs  berücksichtigt  werden  kann, 

sind  vom  Notstandsausschuß  im  Vorzug  gegen  Fälle  anderer  Art  in  Berücksichtigung  zu  ziehen» 

3.  Falls  eine  beschäftigungslose  Person  durch  einen  Notstandsausschuß  an  eine  Zentral- 
behörde verwiesen  wird,  findet  dieses  Regulativ,  wo  die  Umstände  solches  erheischen,  mit  Unter- 
schiebung der  Bezugnahmen  auf  die  Zentralbehörde,  einen  Beamten,  ein  Mitc^Iied  oder  einen 
sonst  durch  die  Zentralbehörde  Ermächtigten  an  Steile  der  Bezugnahmen  auf  den  Notstands- 
ausschuß, und  einen  Beamten,  ein  Mitglied  oder  einen  sonst  durch  den  Notstandsausschuß 
Ermächtigten,  und  mit  den  etwa  sonst  noch  nötigen  Anpassungen  und  Abänderungen,  um  das 
Regulativ  für  die  der  Zentralbehörde  zustehenden  Pfiichten  und  Befugnisse  anwendbar  zu  machen, 
axif  eine  solche  Anwendung: 

doch  so,  daß  es  der  Zentralbehörde  anheim  gestellt  bleibt,  wo  ihr  dieses  wünschenswert 
erscheint,  nach  eigenem  Ermessen  den  Tatbestand  eines  ihr  von  einem  Notstandsausschuß  über- 
wiesenen Falls  aufs  neue  prüfen  zu  lassen,  ohne  daß  sie  andrerseits  zu  solchem  Vorgehen  ver- 
bunden wäre: 

auch  daß,  sofern  die  Zentralbehörde  es  für  angemessen  erachten  sollte,  in  einem  vom 
Notstandsausschuß  an  sie  verwiesenen  Falle  dem  Notstandsangschuß  die  Anstellung  einer  neuen 
Prüfung  des  Tatbestandes  vorzuschreiben,  der  Notstandsausschnß  zur  sofortigen  Ausftwmng  solcher 
Anweisung  und  zur  Berichterstattung  über  das  Ergebnis  an  die  Zentralbehörde  gehalten  sein  soll. 

4.  Kommt  ein  Notstandsausschuß  oder  eine  Zentralbehörde  zu  der  Ueberzeugung,  daß  die 
Antwort,  welche  ein  Gesuchsteller  auf  eine  an  ihn  gerichtete  Fra^  gab,  oder  daß  die  von  dem 
Gesuchsteiler  erteilte  Auskunft  betreffs  eines  Punktes,  welchen  die  Behörde  oder  der  Ausschuß 
für  wesentlich  hält,  geflissentlich  falsch  ist,  so  hat  der  Notstandsausschuß  oder  die  Zentralbehörde 
dieses  zu  Protokoll  zu  vermerken. 

Einer  Person,  in  betreff  derer  ein  solcher  Vermerk  gemacht  wurde,  ist  seitens  des  Not- 
standsausschusses oder  der  Zentralbehörde  keine  weitere  Unterstützung  zu  gewähren,  bis  der 
Notstandsansschuß  oder  die  Zentralbehörde  ans  triftigen  Gründen  den  Vermerk  gelöscht  hat 

Artikel  HL  1.  Die  Bedingungen,  unter  welchen  eine  Zentralbehörde  einem  Beschäftigungs- 
losen und  seinen  Angehörigen  behufs  deren  Auswanderung  Unterstützung  angedeihen  lassen  diu^, 
sind  folgende: 

Die  Zentralbehörde  hat  sich  darüber  Gewißheit  zu  verschaffen,  daß  der  betreffende  Be- 
schäftigungslose und  seine  Angehörigen,  für  welche  Unterstützung  erbeten  wird,  unter  solchen 
Umständen  an  seinen  Bestimmungsort  befördert  und  dort  so  aufgenommen  werden  wird,  daß  sich 
voraussehen  läßt,  daß  er  sofort  regelmäßige  Arbeit  oder  auf  andere  Weise  die  Mittel  zum  eigenen 
Unterbiet  und  zum  Unterhalt  der  ihn  begleitenden  Angehörigen  wird  erlangen  können. 

2.  Den  Unterstützungsgesuchen  von  Leuten,  welche  der  Zentralbehörde  den  Nachweis 
liefern  können,  daß  sie  durch  geeignetes  Alter,  durch  körperliche  Befähigung  und  bisherige 
Beschäftigung  zur  Verwendung  in  der  Landwirtschaft,  mit  Einschluß  von  Gartenbau,  Forstbetrieb 
und  der  Ausnutzung  von  Grund  und  Boden  zu  anderen  knltureUen  Zwecken^  von  Viehzncht  und 
Viehhaltung,  und  zum  Anbau  von  Obst  und  Gemüsebau  tauglich  sind,  ist  vor  den  Gesuchen 
anderer  Art  der  Vorzug  zu  gewähren. 

3.  Am  Ende  jedes  Monats  soll  die  Zentralbehörde  unter  der  Benutzung  von  Formularen, 
welche  ihr  seitens  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  zuzustellen  sind,  betreffs  jeder  Person,  die 
während  des  Monats  AuswaDderun^unterstützung  erhalten  hat,  an  das  örtliche  Verwaltungsamt 
über  alle  Punkte  berichten,  denen  m  besagten  Formularen  eine  Stelle  zugewiesen  ist. 
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Artikel  IV.  Die  Bedingungen,  anter  welchen  eine  Zentralbehörde  einen  Be»chäftigangs- 
losen  und  seine  etwaigen  Angehörigen  behofs  Uebersiedelnng  in  einen  anderen  Bezirk  zu  unter- 
stützen ermächtigt  ist,  sind  folgende: 

a)  Der  Bezirk,  in  welchen  der  Beschäftigungslose  und  seine  Angehörigen  übersiedeln, 
muß  innerhalb  der  Grenzen  von  England  und  Wales  gelegen  sem. 

b)  Die  Zentralbehörde  hat  darüber  Gew^heit  zu  erlangen,  daß  der  bei  seiner  Uebersiedelnng 
in  einen  anderen  Bezirk  zu  unterstützende  BeschStigungslose  bei  Ankunft  an  seinem 
Bestimmungsort  in  solchem  Bezirk  auf  der  Stelle  in  den  Stand  gesetzt  werden  wird, 
regelmäßige  Beschäftigung  oder  andere  Mittel  zur  Sicherung  des  eigenen  Unterhaltes 
und  des  Unterhaltes  der  ihn  begleitenden  Angehörigen  zu  erlangen,  nnd  daß  für  den  oder 
die  Umzusiedelnden  am  Bestimmungsort  angemessene  Wohnung  beschafft  werden  kann. 

c)  Die  Zentralbehörde  soll  sich  femer  davon  vergewissern,  da^ß  die  regelmäßige  Arbeit, 
welche  der  Beschäftigungslose  imstande  sein  wird,  sun  Bestimmungsort  zu  erlangen, 
von  solcher  Dauer  ist,  und  daß  die  Gelegenheit  für  weitere  regelmäßige  Beschäftigung 
eine  solche  ist,  daß  eine  gewisse  Gewähr  dafür  geboten  wird,  daß  die  Leute,  zu  deren 
Uebersiedelnng  Unterstützung  geleistet  werden  soll,  nicht  innerhalb  der  ihrer  Ueber- 
siedelung  folgenden  zwölf  Monate  der  Armenpflege  zur  Last  fallen. 

Artikel  Y.  Die  Bedingungen,  unter  welchen  eine  Zentralbehörde  auf  Grund  des  Gesetzes 
Beschäftigung  zu  beschaffen  oder  zur  Beschaffung  derselben  beizusteuern  berechtigt  ist,  sind 
folgende: 

1.  Beschafft  eine  Zentralbehörde  zeitweilige  Beschäftigung  für  einen  Ansuchenden,  oder 
steuert  sie  zu  der  Beschaffung  solcher  für  ihn  bei,  so  hat  diese  Zentralbehörde  den  Betreffenden 
in  solcher  Weise  zu  beschäftigen  oder  in  solcher  Weise  für  seine  Beschäftigung  zu  sorgen, 
daß  dabei  die  folgenden  Beschränkungen  beobachtet  werden,  nämlich: 

a)  Die  Beschäftigung  soll  einem  wirklich  nützlichen  Zweck  dienen. 

b)  Jede  bei  der  betreffenden  Arbeit  beschäftigte  Person  soll  während  ihrer  Beschäf- 
tigung einer  wirksamen  Aufsicht  unterliegen. 

c)  Es  ist  dafür  zu  sorgen,  daß  die  bei  der  Arbeit  Beschäftigten  jede  ihnen  zugewiesene 
Aufgabe  mit  Fleiß  ausführen  und  während  ihrer  Beschäftigungszeit  zu  einem  höheren 
Fähigkeitsgrad  ausgebildet  werden,  soweit  sich  dies,  bei  gebührender  Berücksichtigung 
ihres  gewohnheitsmäßigen  Berufes  und  ihrer  gewohnheitsmäßigen  Beschäftigung,  von 
ihnen  billigerweise  erwarten  läßt. 

d)  Es  ist  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder  bei  derartiger  Arbeit  Angestellte  soweit  als  mög- 
lich tagtäglich  beständige  Beschäftigung  erhalte,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Zeit, 
welche  ihm  zur  Erlangung  regelmiöiger  Arbeit  oder  sonstiger  Mittel  zum  eigenen 
Unterhalt  nötig  ist. 

e)  Hat  die  Zentralbehörde  für  einen  Arbeitslosen  zeitweilige  Beschäftigung  beschafft, 
oder  zu  der  Beschaffung  solcher  beigesteuert,  welche  dem  so  Beschäftigten  zeitweise 
eine  mindestens  viertägige  Abwesenheit  von  der  eigenen  Behausung  unerläßlich  macht, 
und  hat  der  Beschäftigte  eine  Frau,  ein  Kind  oder  andere  abhängige  Angehörige,  so 
hat  die  Zentralbehörde  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Betrag  der  Miete  und  des  Unterhaltes 
von  Frau,  Kindern  oder  sonstigen  Angehörigen  des  Beschäftigten  von  dem  Erlös  seiner 
Arbeit  in  Abzug  gebracht  und  zu  genannten  Zwecken  verwendet  wird,  und  daß  alle 
notwendigen  Maßregeln  getroffen  werden,  um  diese  Beschränkung  aufrecht  zu  erhalten. 

f)  Hat  der  Beschäftigte  keine  Frau,  kein  Kind  und  keine  sonst  von  ihm  abhängigen  An- 
gehörigen, oder  hat  er  eine  Frau,  ein  Kind  oder  sonstige  Abhängige,  ist  indessen  nicht 
durch  seine  zeitweilige  Beschäftigung  gezwungen,  zeitweise  sich  mindestens  vier  auf- 
einanderfolgende Tage  hindurch  von  seiner  Behausung  fernzuhalten,  so  ist  sein  Arbeits- 
lohn für  eine  bestimmte  Zeit  anhaltender  Beschäftigung  derart  zu  bestimmen,  daß  er 
weniger  austrägt  als  derjenige,  welchen  ein  ungelernter  Arbeiter  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  Ar  anhaltende  Arbeit  während  derselben  Zeitfrist  in  dem  Orte,  wo  die 
Beschäftigung  gegeben  wird,  verdienen  würde;  und 

g)  hat  der  der  Beschäftigte  eine  Frau,  ein  Kind,  oder  sonstige  Angehörige,  und  es  ist 
ausgemacht  worden,  daß  eine  Kürzung  am  gezahlten  Lohne  behufs  Erübrigung  des 
Betrages  der  Miete  und  des  Unterhaltes  für  Frau,  Kinder  und  sonstige  Angehörige, 
stattzufinden  hat,  so  ist  der  gezahlte  Arbeitslohn  fiir  anhaltende  Arbeit  während  einer 
bestimmten  Frist  derart  zu  bestimmen,  daß  er  in  seiner  Gesamtheit  immer  noch  weniger 
beträgt  als  derjenige,  welchen  ein  ungelernter  Arbeiter  unter  gewöhnlichen  Verhält- 
nissen bei  anhaltender  Arbeit  bei  derselben  Beschäftigung  an  dem  Orte,  wo  seine  Frau, 
sein  Kind  oder  sonstige  Abhängige  wohnen  und  unterhalten  werden,  verdienen  würde. 

2.  Steuert  die  Zentralbehörde  zur  Beschaffung  von  zeitweiliger  Beschäftigung  bei,  so  ist 
ihr  Beitrag  nur  unter  solchen  Bedingungen  zu  gewähren,  daß  sie  befähigt  bleibt,  mit  der 
Leistung  solchen  Beitrages,  oder  eines  Teiles  desselben,  nach  Belieben  auszusetzen,  und  sie 
soll  solches  Recht  auszuüben,  sobald  ihr  ein  überzeugender  Nachweis  dafür  geliefert  wird,  daß 
irgend  eine  unter  1.  vorgezeichnete  Bedingung  nicht  eingehalten  worden  ist. 

3.  Beschafft  die  Zentralbehörde  in  einem  bestimmten  Falle  selber  Beschäftigung,  oder 
steuert  sie  zur  Beschaffung  derselben  bei,  so  hat  sie  auch  dafür  zu  sorgen,  daß  dem  zeitweise 
Beschäftigten  alle  zu  billigenden  und  tunlichen  Erleichterungen  geboten  werden,  um  ihn  m  den 
Stand  zu  setzen,  sich  regelmäßige  Arbeit  oder  andere  Mittel  zu  seiner  Selbsterhaltung  zu  sichern. 

Gewinnt  die  Zentralbehörde  die  Ueberzeugung,  daß  eine  Person,  für  welche  zeitweilige 
Beschäftigung  beschafft  wurde,  von  den  ihr  gebotenen  Gelegenheiten  zur  Erlangung  regel- 
mäßiger Arbeit   oder   anderen  Mitteln  zum  eigenen  Unterhalt  nicht  gebührend  Gebrauch  machte 
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oder  daß  solche  Person  sich  ohne  triftigen  Grand  ein  Angebot  regelmäßiger  Beschftftignng 
oder  anderer  Mittel  zur  Gewinnnng  des  eigenen  Unterhaltes  nicht  znnntze  gemacht  hat,  so 
hat  sie  die  Beschaffung  von  zeitweiliger  Beschäftigung  für  solche  Person  einzustellen. 

4.  Ist  für  jemanden  zeitweise  Beschäftigung  beschafft  worden,  so  steht  der  Zentral- 
behörde jederzeit  das  Becht  zu,  die  Gewährang  solcher  zeitweiligen  Beschäftigung  für  solche 
Person  emsustellen,  und  sie  darf  in  keinem  Falle,  außer  mit  ausdrücklicher  Einwilligung^  des 
örtlichen  Verwaltungsamts,  zeitweise  Arbeit  für  länger  als  sechzehn  Wochen  in  irgendeiner 
Zeitfrist  von  zwOlf  Monaten  gewähren. 

5.  Die  Zentralbehörde  darf  nur  in  solchen  Fällen  zu  der  Beschaffung  zeitweiser 
Beschäftigung  beisteuera,  in  welchen  die  Beschäftigung  seitens  einer  örtlichen  Behörde  oder 
einer  öffentlichen  Körperschaft  erfolgt 

6.  Die  Beschaffung  zeitweiliger  Beschäftigung  unterliegt  in  jedem  Falle,  in  welchem  die 
Zentralbehörde  solche  selbst  beschafft  oder  aber  zu  ih^r  Beschaffung  beisteuert,  diesem  Regulative, 
und  die  in  diesem  Regulativ  aufgezeichneten  Bedinfifungen  sind  als  Teil  der  Bedingungen  anzu- 
sehen, unter  welchen  irgendeine  Person  auf  Grand  des  Gesetzes  oder  dieses  Regulativs  in  Arbeit 
genommen  wird. 

Artikel  VI.  1.  Jeder  Notstandsausschuß  hat  über  sämtliche  Fälle,  die  ihm  vorkommen} 
die  er  einer  Prüfung  unterwirft  oder  denen  er  auf  Grund  des  Gesetzes  Berücksichtigung  angedeihen 
läßt,  fortlaufend  Buch  zu  führen. 

2.  Zu  diesem  Zwecke  hat  sich  der  Xotstandsausschuß,  in  Gemäßheit  dieses  Regulativs, 
mit  einer  genügenden  Anzahl  von  Buchführungsformnlaren,  wie  sie  im  Anhang  zu  diesem 
Regulativ  vorgeschrieben  sind,  zu  versehen. 

3.  In  solche  Formulare  sind  von  Zeit  zu  Zeit  alle  Einzelheiten,  wie  sie  das  Formular  im 
Anhang  zu  diesem  Regulativ  anführt  und  wie  sie  den  Umständen  des  Falles  entsprechen,  für 
jeden  einzelnen  Fall,  baldmöglichst,  je  nachdem  die  Umstände  oder  etwaige  Anordnungen  oder 
Regulative  des  Notstandsausscnusses  oder  der  Zentralbehörde  es  vorschreiben,  durch  einen  Beamten 
oder  ein  Mitglied  des  Notstandsausschusses  oder  eine  andere  von  dem  Notstandsausschuß,  der 
Zentralbehörde  oder  einem  Unterausschuß  des  Notstandsausschnsses  oder  der  Zentralbehörde 
dazu  ermächtigte  Person  einzutragen,  und  in  jeder  anderen  Hinsicht  ist  das  Formular  gemäß 
den  auf  den  Formularen  selbst  verzeichneten  Vorschriften  zu  verwenden. 

4.  Der  Notstandsausschuß  hat  die  Belegformiüare  für  alle  bei  ihm  eingegangenen,  von  ihm 
ontersnchten  und  auf  Grand  des  Gesetzes  berücksichtigten  Beschäftigungsgesuche,  soweit  sie 
nicht  Fälle  betreffen,  welche  durch  das  Gesetz  an  die  Zentralbehörde  verwiesen  werden,  in  seinem 
Gewahrsam  aufzubewahren. 

Wurde  der  Fall  auf  Grund  des  Gesetzes  seitens  des  Notstandsausschusses  an  die  Zentral- 
behörde verwiesen,  so  hat  der  Notstandsausschuß  auch  das  den  Fall  betreffende  Belegformular 
an  die  Zentralbehörde  einzusenden,  und  die  Zentralbehörde  hat  es  dann  in  ihren  Gewahrsam 
zu  nehmen. 

5.  Ueber  die  in  ihrem  Gewahrsam  befindlichen  Belegformulare  haben  sowohl  der  Notstands- 
ausschuß  wie  die  Zentralbehörde  ein  alphabetisches  Verzeichnis  anzulegen  und  es  vermittelst 
nötiger  Zusätze  oder  Abänderungen  oder  anderweitiger  Richtigstellung  jederzeit  zum  Gebrauch 
bereit  zu  halten. 

Artikel  VII.    Jeder  Notstandsausschuß  und  jede  Zentralbehörde  hat  ein  Register  zu  führen. 

Solches  Register  ist  in  der  Weise  anzulegen  wie  sie  der  Notstandsausschuß  oder  die 
Zentralbehörde  für  angemessen  erachtet,  jedoch  so,  daß  sich  in  allen  Fällen  Name  und  Adresse, 
Gewerbe,  Beruf,  Anstellung  oder  Beschättigung  jeder  Person,  von  welcher  ein  Gesuch  an  den 
Notstandsausschuß  einläuft,  leicht  eintragen  und  übersehen  lassen,  und  desgleichen  andere  weitere 
Mitteilungen,  wie  sie  der  Notstandsausschuß  oder  die  Zentralbehörde,  je  nach  Lage  des  Falls, 
zum  Auszug  aus  dem  das  Gesuch  betreffenden  Belegformular  als  geeignet  erachtet. 

Artikel  VIII.  1.  Vor  Anlegung  einer  Ackerbauansiedelung  hat  die  Zentralbehörde  jedes- 
mal die  Einwilligung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  einzuholen. 

2.  In  jedem  Gesuch  einer  Zentralbehörde  zur  Erlangung  der  Einwilligung  des  örtlichen 
Verwaltungsamtes  behufs  Anlegung  einer  Ackerbauansiedelung  auf  Grund  und  Boden,  welcher 
durch  Kaufvertrag  erworben,  oder  gepachtet,  oder  als  Schenkung  angenommen  wird,  ist  über 
folgende  Punkte  Auskunft  zu  geben:  — 

a)  Welche  Maximalzahl  von  Personen  wird  beabsichtigt,  gleichzeitig  in  der  Ackerbau- 
ansiedelung unterzubringen? 

b)  Welche  Vorrichtungen  sind  beabsichtigt,  betreffs  Wohnung  und  Unterhalt  für  die 
auf  der  Ackerbauansiedelung  unterzubringenden  Personen  und  etwaige  Beamte  der 
Zentralbehörde? 

c)  Wie  hoch  stellt  sich  das  Gesamtareal  des  Komplexes,  der  zur  zeitweiligen  Beschäftigung 
von  Personen,  die  einer  Ackerbauansiedelung  zugewiesen  werden,  bestimmt  ist? 

d)  Wieviel  von  dieser  Fläche  ist  Ackerland,  Weideland,  sonstiger  Kultur  unterworfen 
oder  Oedland? 

3.  Gleichzeitig  hat  die  Zentralbehörde  dem  örtlichen  Verwaltungsamt  einen  Ausweis  ein- 
zureichen, welcher  betreffs  einer  zu  Zwecken  einer  Ackerbanansiedelung  zu  erwerbenden  oder 
zu  benutzenden  Fläche  die  Bestimmungen  und  Bedingungen  angibt,  unter  welchen  der  Erwerb 
oder  Gebrauch  beabsichtigt  wird,  auch  die  Lasten  und  Observanzen,  welchen  das  Land  als  land- 
wirtschaftlich benutztes  Land  unterliegt,  damit  das  örtiiche  Verwaltungsamt  in  den  Stand  gesetzt 
werde,  sich  selbst  davon  zu  überzeugen,  daß  die  gebührende  Beobachtung  der  vorerwähnten 
Verpflichtungen  auch  mit  der  vollen  und  angemessenen  Verwendung  des  Komplexes  zu  Zwecken 
einer  Ackerbauansiedelung  vereinbar  ist. 
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4.  Ebenso  hat  die  Zentralbehörde  dem  örtlichen  Verwaltungsamt  den  Nachweis  darüber 
.  zu  liefern,  daß  alle  für  Anlage,  Unterhaltung  und  Betrieb  der  Ackerbauansiedelung  der  Zentral- 
behörde, femer  für  Besoldung,  Unterhalt  und  Unterbringung  der  Beschäftigten«  iür  Steuern, 
Abgaben  oder  Umlagen  und  für  alle  sonstigen  die  Ackerbauansiedelung  betreßnden  Zwecke  (ab- 
gesehen von  laufenden  Verwaitungskosten  der  Zentralbehörde  und  Auslagen  zur  Erwerbung  des 
.Grundes  und  Bodens)  erwachsenden  Unkosten  voraussichtlich  aus  h-eiwüligen  Beiträgen  oder 
auf  andere  Weise  als  aus  Beisteuern  einer  Ortsbehörde  zu  decken  sein  werden. 

Artikel  IX.  1.  Bevor  eine  Zentralbehörde  für  Leute,  für  welche  sie  Beschäftigung  auf 
dem  Lande  vorsieht,  zeitweise  Wohnräume  herrichtet,  hat  sie  die  Einwilligung  des  örtlichen  Ver- 
waltungsamtes einzuholen. 

3.  Allen  Eingaben  einer  Zentralbehörde  an  das  örtliche  Verwaltungsamt  behufs  Erlangung 
von  dessen  Einwilligung  zur  Herrichtung  zeitweiser  Wohngelasse  für  Leute,  für  welche  die 
Zentralbehörde  landwirtschaftliche  Arbeit  zu  beschaffen  gedenkt,  sind  die  nötigen  Pläne,  Kosten- 
anschläge und  sonstigen  Angaben  beizufügen,  welche  ersichtlich  machen: 

a)  Lage  des  Landes  und  Art  der  beabsichtigten  Nutzbarmachung; 

b)  Lage,  Art,  Ausdehnung  und  Aufstellung  der  beabsichtigten  zeitweisen  Räumlichkeiten ; 

c)  Herstellung-  und  Unterhaltungskosten  für  solche  zeitweisen  Baulichkeiten;  und 

d)  alle  sonstigen  Angaben,  die  zur  Lieferung  des  Nachweises  nötig  sind,  daß  solches 
zeitweise  Wohngelaß  notwendig  und  angemessen  ist,  daß  die  Geldmittel  der  Zentral- 
behörde aus  freiwilligen  Beiträgen  oder  aus  anderen  Quellen  als  aus  Beisteuern  einer 
Ortsbehörde  ausreichen  zur  Deckung  der  Kosten  der  Herstellung  und  des  Unterhaltes 
der  zeitweisen  Wohnungsräume  und  aller  sonstigen  Unkosten,  einschließlich  Steuern* 
Abgaben  oder  Umlagen,  welche  aus  Anlaß  der  Beschaffung  und  Unterhaltung  solcher 
zeitweiligen  Wohnungsgelasse  erwachsen  könnten. 

Artikel  X.  Vorbehaltlich  der  Einwilligung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  darf  jede 
Zentralbehörde  für  die  Zwecke  des  Gesetzes  Land  käuflich  oder  pachtweise  erwerben. 

Bei  dem  Erwerb  von  Land  durch  eine  Zentralbehörde  ünden  die  Gesetze  über  den  Erwerb 
von  Grund  und  Boden  durch  öffentliche  Körperschaften  (Land  Clauses  Acts^)  Anwendung,  mit 
Ausnahme  der  Bestimmungen  über  Ankauf  und  Erwerb  von  Land  auf  andere  Weise  als  durch 
Vertrag,^  und  ebenso  die  Bestimmungen  der  Abschnitte  127  bis  131  und  der  Abschnitte  150 
und  151  des  Zusatzgesetzes  (Land  Clauses  Consolidation  Act)  v.  J.  1845  der  Art,  als  ob  die 
„Land  Clauses  Acts^  mit  Ausnahme  der  erwähnten  Bestimmungen,  unter  Zu^ndelegung  gegen- 
wärtigen Kegulativs  dem  Gesetz  mit  einverleibt  wären  und  als  ob  in  Betren  der  Bestimmungen 
über  Erlangung  des  Rechts  einer  Körperschaft')  das  Gesetz  ein  „spezielles  Gesetz"*  und  die 
Zentralbehörde  die  Urheber  des  Unternehmens  wären. 

Mit  dem  Vorbehalt  jedoch,  daß  die  Zentralbehörde  durch  keine  in  den  „Land  Clauses 
Acts"  oder  in  dem  Gesetze  oder  in  irgendwelchen  dem  Gesetze  gemäß  erlassenen  Regulativen 
enthaltenen  Bestimmungen  behindert  sein  soll,  das  volle  Eigentumsrecht  zu  erwerben,  anter 
Befreiunfif  des  Eigentums  von  irgendwelcher  bestehenden  Last,  Bedingung  oder  Beschränkong, 
welche  die  Benutzung  der  betreffenden  Fläche  bei  weiterem  Besitzwechsel  für  andere  Zwecke, 
als  für  welche  die  Fläche  von  der  Zentralbehörde  erworben  wurde,  berühren  oder  beein- 
trächtigen könnten. 

Hat  die  Zentralbehörde  Grundbesitz  erworben,  der  sich  für  die  Zwecke,  für  welche  die 
Fläche  erworben  wurde,  als  nicht  benötigt  herausstellt,  so  soll  solcher  Grundbesitz  veräußert 
werden  und  das  durch  die  Veräußerung  erworbene  Geld  in  solcher  Weise  und  gemäß  solchen 
Bestimmungen  zur  Verwendung  kommen,  wie  sie  das  örtliche  Verwaltungsamt  vorschreibt. 

Artikel  XI.  Es  dürfen  sowohl  ein  Notstandsausschuß  wie  auch  eine  Zentralbehörde  solche 
Beamte  in  ihren  Dienst  nehmen,  welche  zur  Ausübung  der  vorstehenden  Befugnisse  und  Pflichten 
dem  Notstandsausschuß  oder  der  Zentralbehörde  notwendig  sind. 

Artikel  XII.  Kann  ein  Notstandsausschuß  oder  eine  Zentralbehörde  die  für  ihre  Zwecke 
benötigten  Geschäftsräume  nicht  in  geeigneter  Gestalt  von  einer  örtlichen  Behörde  erlangen,  so 
ist  der  Notstandsausschuß  oder  die  Zentralbehörde  befugt,  dergleichen  Räume  selber  zu  beschaffen, 
wie  sie  für  ihre  Zwecke  notwendig  erscheinen. 

Artikel  XIII.  Jeder  Sitzung  eines  Notstandsausschusses,  einer  Zentralbehörde  oder  eines 
Sonderausschusses  darf  ein  Inspektor  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  beiwohnen,  allein  der 
Inspektor  hat  bei  solcher  Sitzung  kein  Stimmrecht. 

Artikel  XIV.  Eine  Zentralbehörde  darf  für  die  von  ihr  verfolgten  Zwecke  Schenkungen  in 
Geld  oder  anderes  Eigentum  annehmen,  mit  dem  Beding,  daß  solches  Geld  oder  anderes  Eigentum 
für  die  genannten  Zwecke  Verwendung  findet,  wie  es  den  Vorschriften  des  Gesetzes  und  allen 
auf  Grund  des  Gesetzes  etwa  erlassenen  Regulativen  entspricht,  und  mit  der  weiteren  Bedingung,  daß 
solches  Geld  oder  Eigentum  für  keinerlei  andere  Zwecke  Verwendung  oder  Benutzung  findet;  und  alles 
von  der  Zentralbehörde  angenommene  Geld  oder  Eigentum  ist  in  besagter  Weise  nutzbar  zu  machen. 

Artikel  XV.  Die  Zentralbehörde  hat  die  aus  dem  Betriebe  einer  Ackerbauansiedelung 
erworbenen  Einkünfte  auf  das  allgemeine  Konto  des  Zentralfonds  einzutragen  und  später  auf  das 
Konto  der  von  der  Zentralbehörde  empfangenen  freiwilligen  Beiträge  zu  übertragen. 

Artikel  XVI.  Die  Rechnungsbücher  von  Zentralbehörden  und  von  den  Beamten  solcher 
Zentralbehörden  sind  in  derselben  Weise  und  nach  denselben  Bestimmungen  zu  führen  und  zu 
prüfen,  wie  die  Bücher  eines  Grafschaftsrates;  und  die  Vorschriften,  betreffend  die  Prüfung  der 

')  Bestiinmen  die  Bedingung  fOr  den  Erwerb  von  Gmnd  und  Boden  durch  eingetragene  Körperschafton,    das 
XU  beobachtende  Verfahren,  die  herbeizuziehenden  Behörden  usw. 
')  D.  h.  Expropriation. 
*)  Juristische  Persönliolikeiten. 
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Bechnnngsftthrung  eines  Grafschaftsrates  and  alle  dabei  in  Betracht  kommenden  und  daraas 
erwachsenden  Punkte,  mit  Einschlaß  der  Strafbestimmungen,  finden  auf  sie  ebenfalls  Anwendung. 

Artikel  XVII.  Auf  die  Eintsreibung  der  Beiträge  von  dem  Gesetze  gemäß  beitrags- 
pflichtigen Ortsbehörden  finden  die  Abschnitte  284  und  292  der  "Public  Health  Act«  i)  v.  J.  1875 
Anwendung,  gtonau  als  ob  dieselben  mit  den  nötigen  Abänderungen  hier  aufs  neue  vorgeschrieben 
und  ausdrücklich  auf  die  Zahlung  nnd  Beitreibung  von  Beiträgen,  welche  eine  Ortsbehörde  auf 
Verlangen  einer  Zentralbehörde  zu  leisten  hat,  anwendbar  gemacht  wären. 

Artikel  XVni.  Mit  Zustimmung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  darf  eine  Zentralbehörde 
in  gleicher  Weise  und  unter  den  gleichen  Bedingangen  Geld  leihweise  aufnehmen,  wie  eine  örtliche 
Behörde  zur  Bestreitung  der  bei  Ausführung  des  Gesetzes  über  öffentliche  Gesundheitspflege 
erwachsenden  Kosten  Geld  aufzunehmen  behigt  ist;  und  es  finden  demgemäß  die  Abschnitte 
283,  234  und  286—289  des  Gesetzes  über  öffentliche  Gesundheitspflege  v.  J.  1875  (Public  Health 
Act)  mit  den  notwendigen  nachbezeichneten  Abänderungen  Anwendung,  nämlich: 

a)  das  Geld  darf  nur  zum  Ankauf  von  Grund  und  Boden  aufgenommen  werden;  und 

b)  das  betreffende  Geld  ist  auf  die  Sicherheit  der  auf  Anweisung  der  Zentralbehörde  zu 
erhebenden  Beiträge  aufzunehmen. 

Artikel  XIX.  1.  Wo  innerhalb  des  Bezirkes  einer  Zentralbehörde  oder  eines  Sonderaus- 
schusses eine  örtliche  Arbeitsbörse  errichtet  worden  ist,  kann  die  Zentralbehörde  oder  der  Sonder- 
ausschuß  die  Arbeitsbörse  vertragsweise  unterstützen  oder  selbst  übernehmen. 

2.  Wo  eine  Zentralbehörde  oder  ein  Sonderausschuß  eine  Zentralarbeitsbörse  einrichtet, 
hat  die  Zentralbehörde  oder  der  Sonderausschuß  dafür  zu  sorgen,  daß  jede  örtliche  Arbeits- 
börse, welche  die  Zentralbehörde  oder  der  Sonder-Ausschuss  begründet,  unterstützt  oder  über- 
nimmt, und  soweit  dies  wünschenswert  erscheint  und  vereinbart  werden  kann,  auch  jede  sonstige 
innerhalb  des  Bezirks  der  Zentralbehörde  oder  des  Sonderausschusses  gelegene  örtliche  Arbeits- 
börse, im  Anschluß  an  die  Zentralarbeitsbörse,  in  angemessener  Weise  geleitet  und  verwaltet 
werden. 

3.  Haben  zwei  oder  mehr  Zentralbehörden  oder  Sonderausschüsse  gemeinschaftlich  Zentral- 
arbeitsbörsen  eingerichtet,  oder  haben  sie  örtliche  Arbeitsbörsen  gebildet  oder  übernommen,  so 
dürfen  solche  Zentralbehörden  oder  Sonderausschüsse  zur  vereinten  Leistung  der  betreffenden 
Zentral-  oder  örtlichen  Arbeitsbörsen  Abkommen  treffen,  in  solcher  Weise  und  unter  solchen 
Bedingungen,  wie  es  im  Wege  des  Abkommens  festgesetzt  werden  mag. 

4.  Hat  eine  Zentralbehörde  eine  örtliche  Arbeitsbörse  eingerichtet,  so  ist  sie  befugt,  deren 
Leitung  irgendeinem  Notstandsausschuß  zu  übertragen,  welcher  innerhalb  des  Bezirkes  der 
Zentralbehörde  seinen  Sitz  hat. 

5.  Eine  Zentralbehörde  oder  ein  Sonderausschuß  ist  femer  befugt,  die  nötigen  Maßregeln 
zur  Veröffentlichung  und  Verbreitung  von  Auskünften  einzuleiten,  welche  ihrer  Ansicht  nach 
für  Arbeitsuchende  von  Nutzen  sein  können. 

6.  Sollte  sich  in  betreff  irgendeiner  Maßnahme  oder  Uebereinkunft  oder  sonst  einer  An- 
gelegenheit oder  Sache,  worauf  dieses  Regulativ  Bezug  hat,  Zweifel  oder  Streit  erheben,  so  ist 
das  örtliche  Verwaltungsamt  befugt,  auf  Ansuchen  einer  dabei  beteiligten  Zentral-  oder  Orts- 
behörde, oder  eines  beteiligten  Sonderausschusses,  nach  einem  vom  örtlichen  Verwaltungsamt 
für  angemessen  erachteten  Verfahren,  den  Zweifel  oder  Streit  im  Wege  der  Verfügung  zu 
regeln;  und  eine  solche  Regelung  soll  endgültig  sein  und  die  Sache  abschließen. 

Artikel  XX.  1.  Jede  örtliche  Behörde,  welche  in  dem  Bezirk  einer  Zentralbehörde  oder 
eines  Notstandsausschusses  Amtsbefugnisse  aasübt,  ist  befugt,  mit  solcher  Zentralbehörde  oder 
solchem  Notstandsausschuß  gemeinsam  zu  handeln  oder  ihnen  etwa  nötigen  Beistand  dadurch 
zu  leisten,  daß  sie  ihnen  für  bestimmte  Zwecke  die  Dienste  eines  Beamten  der  Ortsbehörde  zur 
Verfügung  stellt,  zur  Verfügung  stehende  Auskunft  erteilt  oder  Geschäftsräume  in  ihr  gehörenden 
(Gebäuden  zuweist;  doch  mit  dem  Vorbehalt,  daß  die  Zustimmung  des  örtlichen  Verwaltungsamtes 
einzuholen  ist,  bevor  ein  Beamter  einer  Armenbehörde  einer  Zen^albehörde  oder  einem  Notstands- 
ausschuß zur  Verfügung  gestellt  wird. 

2.  In  jedem  andereuj  in  diesem  Regulativ  nicht  vorgesehenen  Falle,  in  welchem  eine  Unter- 
stützungsleistung seitens  einer  auf  Grund  des  Gesetzes  Amtsbefugnisse  ausübenden  Behörde  oder 
eines  solchen  Ausschusses  an  eine  andere  derartige  Behörde  oder  einen  solchen  Ausschuß  beab- 
sichtigt wird,  steht  es  den  dabei  beteiligten  Behörden  und  Ausschüssen  frei,  unter  sich  einen 
den  Umständen  entsprechenden  AktionspTan  auszuarbeiten  und  dem  örtlichen  Verwaltongsamt 
zur  Bestätigung  zu  unterbreiten. 

Das  örüiche  Verwaltungsamt  kann  solchen  Aktionsplan  genehmigen  oder  ihm  die 
Genehmigung  versa^n,  und  es  darf  auch  vor  der  Genehmigung  des  Plans  ihn  so  abändern, 
wie  es  ihm  notwendig  oder  empfehlenswert  erscheint,  und  danach  den  Plan  bestätigen. 

Artikel  XXI.  Dieses  Regulativ  findet  auf  jeden  Notstandsausschuß,  iwelcher  die  Befugnisse 
einer  Zentralbehörde  hat,  in  derselben  Weise  Anwendung  wie  auf  eine  Zentralbehörde,  jedoch 
mit  den  nötigen  Anpassungen,  insbesondere  mit  der  folgenden  Maßgabe,  nämlich: 

Artikel  X  soll  die  Wirkung  haben,  als  ob  in  jenem  Artikel  die  Bezugnahme  auf  den  Rat 

der  Munizipalität   oder  des  Stadtbezirkes  ersetzt  wäre  durch  die  Bezugnahme  auf  eine 

Zentralbehörde. 

Artikel  XXII.  In  betreff  irgendwelchen  Verfahrens  des  örtlichen  Verwaltungsamtes  auf 
Grund  des  Gesetzes  oder  für  dessen  Zwecke  finden  die  Unterabschnitte  1  und  5  des  Abschnittes  87 
des  örtlichen  Verwaltungsgesetzes  v.  J.  1888  mit  folgender  Abänderung  Anwendung,  nämlich: 

Unterabschnitt  5  soll  so  gelten,  als  ob  unter  den  darin  erwähnten  Räten  und  anderen 

1)  Betrifft  die  Beschaflong  der  Mittel  and  AiufOhning  der  nötigen  Maßnahmen  zur  Förderang  der  Öffentlichen 
Oesnndheitspflege. 
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Behörden  auch  auf  Gmnd  des  Gesetzes  Amtsbefngnisse  ausübende  Körperschaften  inbegriffen 
wären,  und  als  ob  damit  zugleich  auch  die  Ermächtigung  erteilt  wäre,  daß' alle  auf  Gmnd 
dieses  Unterabschnittes  seitens  solcher  Körperschaft  zälbare  Kosten  als  Yerwaltungskosten 
auf  Grund  des  Gesetzes  zu  bestreiten  sind. 

Artikel  XXIII.    Dieses  Regulativ  ist  als  „Das  Regulativ  (Organisation  für  Beschäftigungslose) 
V.  J.  1905"  zu  zitieren. 

Anhang. 

Belegformular. 

Name  der  Zentralbehörde.^) 

Name  des  Notstandsausschusses. 

Nummer  des  Gesuches  Nummer  im  Register  

I. 

1.  Name  des  Gesuchstellers: 

Familienname Vorname 

2.  Gegenwärtiger  Wohnort  (voll  anzugeben)  und  Dauer  des 

bisherigen  Aufenthalts  daselbst 

B.  Früherer  Wohnort   (Wohnorte)   und  Dauer   des  Aufent- 
halts daselbst                                                                                          

4.  Alter  

5.  Gewerbe,  Beruf,  Anstellung  oder  Beschäftigung  

6.  Familienstand*)  (verheiratet  oder  ledig,  Witwe  oder  Witwer)      

7.  Kinder  oder  andere  Angehörige: 

Kinder -J  ^*^^'  Alter  und  Geschlecht;  Gewerbe*),  Beruf,  Anstellung 

I  oder  Beschäftigung  (wo  solche  vorliegen)  

Sonstige  Angehörige  

8.  Gegenwärtige  Miete*)  und  Zahl  der  Wohnräume  

Zahl  der  etwa  abverpachteten  Zimmer  

Die  Miete  hierfür  ist  in  Abzug  zu  bringen 

Rückständige  Miete 

9.  Art  und  Dauer  der  letzten  Beschäftigung  des  Gesuchstellers')  

Name  und  Wohnort  des  Arbeitgebers  (voll  anzugeben) 

Name  des  Vorarbeiters 

10.  Zeitpunkt  und   Ursache   des  Austritts   aus   der  letzten 

Beschäftigung  des  Gesuchstellers  

11.  Lohnsatz*)  und  durchschnittlicher  Wochenverdienst  des 

Gesuchstellers  in  letzter  Stellung  

12.  Näheres*)  über  andere  Beschäftigung  des  Gesuchstellers 

während  der  letzten  fünf  Jähre  ~ 

Voller  Name  und  Wohnort  der  Arbeitgeber  

Name  der  Vorarbeiter  

13.  Gegenwärtiges  Einkommen  des  Gesuchstellers  und  seiner 
Angehörigen: 

Verdienst  des  Gesuchstellers  

Verdienst  der  Ehefrau  

Verdienst  der  Kinder  

Verdienst  sonstiger  Angehörigen  

Einkünfte  aus: 

einer  Hilfskasse  oder  einem  Verein  

mildtätigen  Quellen 

sonstigen  Quellen  

14.  Armenunterstützung*): 

Sofern  der  Gesuchsteller  oder  irgendwelche  seiner  Angehörigen 
keine  Armenunterstützung  erhalten  haben  

Wenn  der  Gesuchsteller  oder  irgendeiner  seiner  Angehörigen 
Annenunterstützung  empfangen  hat,  

Zeitpimkt  der  letzten  Unterstützung  

Von  welcher  Armenbehörde  

15.  Näheres*)  über  frühere  oder  gegenwärtige  Mitgliedschaft 

in  einem  Gewerkverein  oder  bei  einer  freien  Hilfskasse 

16.  Aussichten*)   des   Gesuchstellers   auf  Erlangung  regel- 
mäßiger Beschäftigung  oder  sonstiger  Mittel  zum  eigenen  Unterhalt 

17.  Tauglichkeit  des  Gesuchstellers: 

zur  Arbeit  in  landwirtschaftlicher  Beschäftigung  

zu  einem  Wechsel  des  Berufs  

Näheres  über  etwa  frühere  Erfahrungen  


^)  Itt  aaizofolleo,   aasgenommen  da,   wo  der  Notstandsaasschoß   die  Befngniise  einer  Zentralbehörde  aoiObt 
0  Findet  sich  irgendeine  diese  Punkte  betreffende  Anskanft  in  einem  Originalbrief   oder  anderem  Dokument, 

oder  in  einer  dem  Anhang  angehefteten  oder  darin  eingefügten  Abschrift,  so  ist  dies  im  Anhang  xa  bemeriten. 

*)  Hier  ist  anzugeben,  ob  der  Geenchsteller  regelmäßige  Besoh&ftigang   hatte    oder,   wenn  nicht,   zn  welcher 

Zeit  des  Jahres  er  beschäftigt  war. 
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18.  Referenzen  verantwortlicher  Personen  

Voller  Name  nnd  Adresse  solcher  Leute 

Das  Gesuch  wurde  entgegengenommen  von  

Datum  

II. 

19.  Bericht^)  (mit  Datum)  über  den  Besuch  und  die  Ermitt- 
lungen eines  ermächtigten  Beamten,  Mitgliedes  oder  einer  anderen 

Person  in  der  Wohnung  des  Gesuchstellers  

20.  Bericht^)  (mit  Datum)   über  den  Fall  seitens   eines   er- 
mächtigten Beamten,  Mitgliedes  oder  einer  anderen  Person  

21.  Berichte*)  der  etwaigen  Referenzen  

22.  Ausweis  über  etwa  frühere  Aufführung  des  Gesuchstellers: 

In  dem  Aufführungsausweis  beim  Notstandsausschuß  

In  dem  Aufführungsausweis  bei  der  Zentralbehörde  

Im  Register  

Sonstwo  

23.  Entscheidung  oder  Behandlung  des  Falls  

24.  Ausweis  über   die  Nachgeschichte   des  Falles  

Aussage*)  des  Gesuchstellers,  bestätigt  durch 

Datum  

in. 

Anlagen.*) 


Gegeben  unter  dem  Amtssiegel   des   örtlichen   Verwaltungsamtes,   den   10.  Oktober  im 
Jahre  1905. 

S.  B.  Pro  vis,  Sekretär.  G.  W.  Balfour,  Vorsitzender. 


Zeitweilige  Anweisungen  vom  6.  Dezember  1905, 
betr.  Organisation  für  Beschäftigungslose. 

(Nr.  49  040.) 

An  jede  auf  Grund  des  Gesetzes  für  beschäftigungslose  Arbeiter  v.  J.  1905  eingesetzte 
Zentralbehörde  usw.  (s.  S.  98). 

In  Anbetracht  dessen,  daß  Artikel  11  des  Regulativs  (Organisation  für  Beschäftigungslose) 
V.  J.  1905  als  eine  der  Bedingungen,  unter  denen  ein  Beschäftigungsgesuch  seitens  eines  auf 
Grund  des  Gesetzes  über  beschäftigungslose  Arbeiter  v.  J.  1905  gebildeten  Notstandsausschusses 
za  berücksichtigen  ist,  diese  bezeichnet,  nämlich  daß  der  Notstandsausschuß  sieh  davon  zu  über- 
zeugen hat,  daß  der  Gesuchsteller  weder  zur  Zeit,  wo  er  sein  Gesuch  stellte,  aus  dem  Erlös 
der  Armen  Steuer  herrührende  Armenunterstützung  (mit  Ausnahme  ärztlicher  Unterstützung) 
bezog,  noch  auch  während  der  unmittelbu*  vorhergehenden  Frist  von  zwölf  Monaten  solche 
bezogen  hatte,  und  in  Anbetracht  dessen,  daß  es  jedenfalls  wünschenswert  ist,  die  Anwendung 
solcher  Bedingung  für  eine  begrenzte  Zeit  durch  Bestimmungen,  wie  sie  hier  vorgeschrieben 
werden,  näher  festzustellen,  erlassen  Wir,  das  Örtliche  Verwaltungsamt,  in  der  Ausübung  Unserer 
bezüglichen  Befngnisse,  hiermit  folgendes  Hegulativ,  nämlich:  — 

Artikel  I.  Wo  nicht  offenbar  das  Gegenteil  beabsichtigt  wird,  bedeuten  in  diesem 
Regulativ: 

a)  der  Ausdruck  „Das  Hauptregulatir*   das  Regulativ  (Organisation  für  Beschäftigungs- 
lose) V.  J.  1905,  und 

b)  andere  Worte  und  Ausdrücke  genau  dasselbe  wie  in  dem  Hauptregulativ. 

Artikel  II.  1.  Unterabschnitt  (1)  des  Artikels  n  des  Hauptregulativs  soll  die  Wirkung 
haben,  als  ob  der  Bestimmung  (d)  folgende  Paragraphen  hinzugefügt  wären,  nämlich:  —  „Wo 
der  Notstandsausschuß  darüber  Gewißheit  erlangt  hat,  daß  der  Gesuchsteller  im  Verlauf  der  dem 
Datum  dieses  Regulativs  unmittelbar  vorhergehenden  zwölf  Monate,  im  Genuß  einer  aus  dem 
Erträgnis  der  Armensteuer  herrührenden  Armenunterstützung  (ausgenommen  ärztlicher  Unter- 
stützung) gestanden  hat,  daß  indessen  sein  Fall  in  allen  anderen  Hinsichten  ein  Fall  ist,  wie  ihn 
der  Notstandsausschuß  prinzipiell  berücksichtigen  darf,  da  wird  es  dem  Notstandsausschnß  anheim 
gegeben,  nach  eigenem  Urteil  zu  beschließen,  daß  die  Zentralbehörde  ersucht  werde,  den  Not- 
standsausschuß zur  Berücksichtigung  des  Gesuches  zu  ermächtigen. 

Es  hat  darauf  der  Notstandsausschuß  eine  Abschrift  seines  B  Schlusses  oder  eine  Notiz, 
welche  Datum  und  Inhalt  des  Beschlusses  angibt^  in  das  auf  den  Fall  Bezug  habende  Beleg- 
formular aufzunehmen  und  das  Belegformular  sodann  der  Zentralbehörde  zuzustellen. 


1)  S.  Note  2  aaf  S.  104. 

<)  Hier  ist  jeder  auf  den  Fall  Bezog   habende  Brief  oder   jedes  denselben   betreffende  Dokument  abschrift- 
lich einxufflgen  oder  im  Orginal  anzuheften. 
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Der  Zentralbehörde  soll  freistehen,  solches  Ersuchen  des  Notstandsausschusses  abzulehnen 
oder  zu  bewilligen,  doch  soll  die  Zentralbehörde  in  keinem  derartigen  Falle  ihre  Bewilligung 
erteilen,  bevor  sie  sich  vergewissert  hat,  daß  der  Fall  ein  derartiger  ist,  wie  ihn  der  Notstands- 
ausschuß prinzipiell  zu  berücksichtigen  befugt  ist. 

Hat  die  Zentralbehörde  sich  davon  überzeugt  und  beschlossen,  daß  dem  Notstandsausschuß 
die  gewünschte  Ermächtigung  zur  Berücksichtigung  des  Falles  zu  erteilen  ist,  so  hat  die  Zentral- 
behörde eine  Abschrift  des  Beschlusses  oder  eine  Notiz,  welche  Datum  und  Inhalt  des  Beschlusses 
angibt,  In  das  den  Fall  betreffende  Belegformnlar  einzufügen  und  dann  das  Belegformular  dem 
Notstandsausschuß  zurückzustellen. 

Nach  Eückempfang  des  Belegformulars  kann  der  Notstandsausschuß  den  Fall  als  einen 
«olchen  behandeln,  welchen  es  gesetzmäßig  zu  berücksichtigen  befucpt  ist. 

2.  Unterabschnitt  (3)  des  Artikels  II  des  Hauptregulativs,  soll  Anwendung  finden,  als  ob 
diesem  Unterabschnitt  folgender  Zusatz  hinzugefügt  wäre,  nämlich: 

„Doch  so,  femer,  daß  nichts  in  diesem  Regulativ  hinsichtlich  eines  an  die  Zentralbehörde 
verwiesenen  Falls  lediglich  auf  Grund  der  Tatsache,  daß  der  Beschäftigungslose  während  der 
Frist  von  zwölf  Monaten  unmittelbar  vor  dem  Datum  dieses  Regulativs,  aus  dem  Erträgnis  der 
Armensteuer  herrührende  Unterstützung  (ausgenommen  ärztlicher  Unterstützung)  genossen  hat, 
der  Berücksichtigung  des  Falles  durch  die  Zentralbehörde  im  Wege  stehen  soll." 

Artikel  III.  I.  Die  in  Artikel  II  dieses  Regulativs  aufgezeichneten  Paragraphen  finden 
auf  Notstandsausschüsse,  welche  die  Befugnisse  von  Zentralbehörden  ausüben^  mit  folgenden 
Ausnahmen  und  Abänderungen  Anwendimg,  nämlich: 

a^  Der  dritte  und  der  vierte  Paragraph  finden  keine  Anwendung. 

b)  An  Stelle   der  Bezugnahme   auf   die  Zentralbehörde   ist  die  Bezagnalime   auf  Uns  zu 
setzen,  und 

c)  es   soll  Unserem  Ermessen  überlassen   bleiben,   über   Gesuche  in   solcher  Weise   zu 
befinden,  wie  es  Uns  angemessen  erscheint. 

2.  Nichts  in  Artikel  XXI  des  Hauptregulativs  ist  derart  auszulegen,  als  ob  es  auf  Grund 
des  gegenwärtigen  Regulativs  einem  Notstandsausschuß  die  Befugnisse  oder  Pfiichten  einer 
Zentndbehörde  verliehe  oder  auferlegte. 

Artikel  IV.    Vom  10.  Oktober  1906   an   hört   die  Wirkungskraft   dieses  Regulativs   auf. 

Artikel  V.  Das  gegenwärtige  Regulativ  ist  als  „Zeitweiliges  Regulativ  (Organisation  für 
Beschäftigungslose)  v.  J.  1905"  zu  zitieren. 

Gegeben  unter  dem  Amtssiegel  des  örtlichen  Verwaltungsamtes,   den  6.  Dezember  1905. 

S.  B.  P  r  0  V  i  s ,  Sekretär.  G.  W.  B  a  1  f  o  u  r ,  Vorsitzender. 


Regulativ  vom  13.  Januar  1906.  betr.  Organisation 
für  Beschäftigungslose. 

(Nr.  49183.) 
(Abänderung  des  Belegformulars.) 

An  jede  auf  Grund  des  Arbeitslosenbeschäftigungsgesetzes  v.  J.  1905  eingesetzte  Zentral- 
behörde usw.  (s.  S.  98). 

In  Anbetracht  dessen,  daß  Wir,  das  örtliche  Verwaltungsamt,  vermittelst  des  Regulativs 
(Organisation  für  Beschäftigungslose)  v.  J.  1905  über  die  zu  beschaffenden  und  nach  jenem 
Begulativ  zu  benutzenden  Belegformulare  Vorschriften  erlassen  haben. 

Und  in  Anbetracht  dessen,  daß  es  Uns  angemessen  erscheint,  die  Fassung  solchen  Beleg- 
formulars in  einigen  Punkten  abzuändern: 

Erlassen  Wir  nunmehr  in  der  Ausübung  Unserer  bezüglichen  Amtsbefiignisse  hiermit 
folgende  Vorschriften,  nämlich:  — 

Artikel  I.   Wo  das  Gegenteil  nicht  offenbar  beabsichtigt  ist,  da  bedeuten  in  diesem  Regulativ 

a)  der  Ausdruck  „Das  Hauptregulativ"   das  Regulativ  (Organisation  für  Beschäftigfungs- 
lose)  V.  J.  1905;  und 

b)  andere  Worte  und  Ausdrücke  dasselbe  wie  im  Hauptregulativ. 

Artikel  U.  Das  Hanptregulativ  soll  Anwendung  finden,  als  ob  an  Stelle  des  dem  Haupt- 
regulativ  beigefügten  Anhangs  der  Anhang  des  gegenwärtigen  Regulativs  gesetzt  wäre;  und  als 
ob  das  im  Hauptregulativ  zur  Beschaffung  und  Verwendung  vorgeschriebene  Belegformular  ein 
Belegformular  wäre,  wie  es  in  dem  Anhang  des  gegenwärtigen  Regulativs  vorgeschrieben  wird. 

Artikel  HI.    Das  gegenwärtige  Regulativ  tritt  am  1.  Februar  1906  in  firaft. 

Artikel  IV.  Das  gegenwärtige  Regulativ  ist  als  „das  Abänderungsregulativ  (Organisation 
für  Beschäftigungslose)  v.  J.  1906^  zu  zitieren. 

Anhang. 

Belegformnlar. 

Name  der  Zentralbehörde.*) 

Name  des  Notstandsausschusses. 

Nummer  des  Gesuches  Nummer  im  Register 

')  Ist  aazageben  aasgenommen,  wo  ein  Kotstandtausschaß  mit  den  Befugnissen  einer  Zentralbehörde  betraut  ist. 
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I. 

1.  Name  des  Gesuchstellers 

2.  Gegenwärtiger  Wohnort  und  Dauer  des  Aufenthaltes 

3.  Frähere  Wohnorte  während  der  befähigenden  Aufenthalts- 
frist und  Dauer  dortigen  Aufenthalts  

4.  Alter 

5.  Gewohnheitsmäßige  Beschäftigung 

6.  Familienstand*)  (ob  verheiratet   oder  ledig,   Witwe  oder 
Witwer) 

•        7.  Kinder: 
Zahl,  Alter  und  Geschlecht 

Beschäftigung*)  (wo  solche  zutrifft)  

Sonstige  Angehörige  

8.  Gezahlter  Mietzins*)  und  Zahl  der  Wohnräume 
Aftermieter  und  deren  Miete 

9.  Beschreibung*)  und  Dauer  der  letzten  Beschäftigung  des 
Ansuchenden 

Name  und  Wohnort  des  Arbeitgebers  (voll  anzugeben) 

10.  Datum  und  Ursache  des  Austritts  aus  letzter  Beschäftigung      

11.  Lohnsatz*)  und  durchschnittlicher  Wochenlohn  des  Ge- 
suchstellers in  letzter  Beschäftigung  

12.  Ausweis  ^)  über  frühere  Beschäftigung  des  Gesuchstellers 

während  der  befähigenden  Aufenthaltsfrist  

Namen  und  Wohnorte  der  Arbeitgeber  (voll  anzugeben)  

13.  Gegenwärtiges  Einkommen')  des  Gesuchstellers  und  seiner 
Angehörigen: 

Verdienst  des  Ansuchenden 

Verdienst  der  Ehefrau 

Verdienst  der  Kinder  

Verdienst  anderer  Angehörigen  

Einkünfte  aus: 
Hilfskasse  oder  Verein 

mildtätigen  Quellen  

anderen  Quellen  

14.  Armenunterstützung*): 

Sofern  Gesuchsteller  solche  seit  dem  1.  Oktober  1904  erhalten  hat: 

Datum  der  letzten  Unterstützung  

Von  welcher  Armenbehörde 

15.  Tauglichkeit  des  Gesuchstellers: 

Zu  Bodenarbeit  in  landwirtschaftlicher  Beschäftigung  

Zu  einem  Wechsel  des  Berufes 

Näheres  über  etwa  frühere  Erfahrung  

Das  Gesuch*)  wurde  in  Empfang  genommen  von 
Datum  

n. 

'  16.  Bericht*)  (mit  Datumsangabe)  über  den  Besuch  und  die 
Ermittlungen  eines  ermächtigten  Beamten,  Mitgliedes  oder  einer 
sonstigen  Person  

17.  Bericht*)  (mit  Datumsangabe)  über  den  Fall  seitens  eines 
ermächtigten  Beamten,  Mitgliedes  oder  einer  anderen  Person 

18.  Etwa  früherer  Aufführungsausweis  für  den  Gesuchsteller      

Im  Belegformular  beim  Notstandsausschuß  

Im  Belegformular  bei  der  Zentralbehörde  

Im  Register  

Sonstwo  

19.  Entscheidung  oder  Behandlung   des  Falls  (mit  Datums- 
angabe) 

20.  Ausweis  über  die  Nachgeschichte  des  Falls  

Erklärung  des  Gesuchstellers,  beglaubigt  durch  

Datum  

III. 
Anlagen.') 


Gegeben  unter  dem  Siegel  des  örtlichen  Verwaltungsamtes,  den  13.  Januar  1906. 
S.  B.  Pro  vis,  Sekretär.  John  Bums,  Vorsitzender. 


*)  Findet  tich  irgendwelche  lüerliergehOrigre  Auikonft  in  einem  Originalbriefe  oder  anderem  Dokumente,  oder 
in  einer  im  Anhang  angehefteten  oder  eingefOgten  Absohrlit  ror,  so  ist  dies  im  Anhang  xa  bemerken. 

^)  £■  ist  hier  ansdraoklioh  anxngeben,  ob  der  Oesachsteller  regelmäßige  Beschäftigung  gehabt  hat,  oder,  wenn 
nicht,  Bu  welcher  Zeit  des  Jahres  er  beschftftigrt  gewesen  ist. 

*)  Es  ist  hier  jeder  Brief  oder  jedes  andere  Dokument,  welches  auf  den  Fall  Besug  hat  in  Absclurift  wieder- 
angeben  oder  im  Original  beizuheften. 
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Appendix  B> 

Workmen's  Compensaüon  Act,  1906. 

(6  Edw.  7.  Ch.  58.) 

An  Act  to   consolidate  and  amend   the  Law  with   respect   to  Compensation 
to    Workmen    for    Injuries     suffered     in     the    course     of    their    Employment. 

[21st  December  1906.] 


Be  it  enacted  by  the  King's  most  Ezcellent  Majesty,  by  and  with  the  advice  and  consent 
of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Oommons,  in  this  present  Parliament  assembled,  and 
by  the  authority  of  the  same,  as  foUows:  — 

1. — (1)  If  in  any  employment  personal  injury  by  accident  arising  out  of  and  in  the  course 
of  the  employment  is  caused  to  a  workman,  his  employer  shall,  subject  as  herein-after  mentio- 
ned,  be  liable  to  pay  compensation  in  accordance  with  the  First  Schedule  to  this  Act. 

(2)  ProTided  that— 

(a)  The  employer  shall  not  be  liable  under  this  Act-  in  respect  of  any  injury  which  does 
not  disable  the  workman  for  a  period  of  at  least  one  week  from  eaming  füll  wages 
at  the  work  at  which  he  was  employed: 

(b)  When  the  injury  was  caused  by  the  personal  negligence  or  wilful  act  of  the  employer 
or  of  some  person  for  whose  act  or  default  the  employer  is  responsible,  nothing  in 
this  Act  shall  affect  any  civil  liability  of  the  employer,  but  in  tiat  case  the  work- 
man may,  at  his  Option,  either  claim  compensation  under  this  Act  or  take  proeeedings 
independently  of  this  Act^);  but  the  employer  shall  not'be  liable  to  pay  compensation 
for  injury  to  a  workman  by  accident  arising  out  of  and  in  the  course  of  the  employ- 
ment both  independently  of  and  also  under  this  Act,  and  shall  not  be  liable  to  any 
proeeedings  independently  of  this  Act,  except  in  case  of  such  personal  negligence  or 
wilful  act  as  aforesaid: 

(c)  If  it  is  proved  that  the  injury  to  a  workman  is  attributable  to  the  serious  and  wilful 
misconduct  of  that  workman,  any  compensation  claimed  in  respect  of  that  injury 
shall,  unless  the  injury  results  in  death  or  serious  and  permanent  disablement,  be 
disallowed. 

(3)  If  any  question  arises  in  any  proeeedings  under  this  Act  as  to  the  liability  to  pay 
compensation  under  this  Act  (including  any  question  as  to  whether  the  person  injnred  is  a 
workman  to  whom  this  Act  applies),  or  as  to  the  amount  or  duration  of  compensation  under 
this  Act,  the  question,  if  not  settled  by  agreement,  shall,  subject  to  the  proyisions  of  the  First 
Schedule  to  this  Act,  be  settled  by  arbitration,  in  accordance  with  the  Second  Schedule  to  this  Act 

(4)  If,  within  the  time  herein-after  in  this  Act  limited  for  taking  proeeedings,  an  action 
is  brought  to  recover  damages  independently  of  this  Act  for  injury  caused  by  any  accident, 
and  it  is  determined  in  such  action  that  the  injury  is  one  for  which  the  employer  is  not  liable 
in  such  action,  but  that  he  wonld  have  been  liable  to  pay  compensation  under  the  provisions  of 
this  Act,  the  action  shall  be  dismissed;  but  the  court  in  which  the  action  is  tried  shall,  if  the 
plaintiff  so  choose,  proceed  to  assess  such  compensation,  but  may  deduct  from  such  compensation 
all  or  part  of  the  costs  which,  in  its  judgment,  have  been  caused  by  the  plaintiff  bringing  the 
action  instead  of  proceeding  under  this  Act.  In  any  proceeding  under  this  subsection,  when 
the  conrt  assesses  the  compensation  it  shall  give  a  certificate  of  the  compensation  it  has 
awarded  and  the  direotions  it  has  given  as  to  the  deduction  for  costs,  and  such  certificate  shall 
have  the  force  and  effect  of  an  award  under  this  Act. 

(5)  Nothing  in  this  Act  shall  affect  any  proceeding  for  a  fine  under  the  enactments 
relating  to  mines,  factories,  or  Workshops,  or  the  application  of  any  such  fine. 

2.— (1)  Proeeedings  for  the  recovery  under  this  Act  of  compensation  for  an  injury  shall 
not  be  maintainabie  unless  notice  of  the  accident  has  been  given  as  soon  as  practieable  after 
the  happening  thereof  and  before  the  workman  has  voluntanly  left  the  employment  in  which 
he  was  injured,  and  unless  the  claim  for  compensation  with  respect  to  such  accident  has  been 
made  within  six  months  from  the  occurrence  of  the  accident  causing  the  injary,  or,  in  case  of 
death,  within  six  months  from  the  time  of  death: 


>)  '^Damages",  anf  Gniud  zivil  rechtlicher  Klage  ist  hier  durchweg  mit  „SchadenertaU«  abertetzt,  "compeneation« 
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Anlage  8> 

ArbeiterentscMdigungsgesetz  t.  J.  1906. 

(6  Edw.  7.  Cap.  58.) 
Ein    Gesetz    zur   Vereinheitlichung   und   Abänderung    des    Gesetzes   über 
Entschädigung  von  Arbeitern  für  die  im  Laufe  ihrer  Beschäftigung  erlittenen 
Verletzungen  (21.  Dezember  1906.)       

Durch  des  Königs  ausgezeichnetste  Majestät  wird  auf  den  Bat  und  mit  der  Zustimmung 
der  im  gegenwärtigen  Parlament  versammelten  geistlichen  und  zeitlichen  Lords  und  der  Gemeinen 
und  in  ihrem  Namen  bestimmt,  wie  folgt: 

1.  —  1.  Erleidet  ein  Arbeiter  in  irgendeiner  Beschäftigung  zufolge  eines  aus  Anlaß  und 
im  Laufe  seiner  Beschäftigung  eintretenden  Unfalls  eine  körperliche  Verletzung,  so  ist  sein 
Arbeitgeber,  wie  weiter  unten  angegeben,  verpflichtet,  nach  den  im  ersten  Anhang  zu  diesem 
Gesetze  festgesetzten  Sätzen  Entschädigung  zu  leisten. 

2.  Vorbehalten  bleibt  folgendes: 

a)  Macht  die  erlittene  Verletzung  den  Arbeiter  nicht  für  mindestens  eine  Woche  tmfähig, 
bei  der  Arbeit,  in  welcher  er  beschäftigt  war,  den  vollen  Lohn  zu  verdienen,  so  ist 
der  Arbeitgeber  auf  Grund  dieses  Gesetzes  nicht  zu  einer  Entschädigung  verbunden. 

b)  Geschah  der  Unfall  durch  persönliche  Fahrlässigkeit  oder  mutwillige  Handlung  des 
Arbeitgebers  oder  irgendeiner  Person,  für  deren  Handlungen  oder  Unterlassungen  der 
Arbeitgeber  verantwortlich  ist,  so  bleibt  das  vorliegende  Gesetz  ohne  Wirkung  auf  die 
zivilrechtliohe  Haftpflicht  des  Arbeitgebers,  und  in  solchem  Falle  steht  es  dem  Arbeiter 
frei,  nach  seiner  Wahl  entweder  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Entschädigung 
zu  verlangen  oder  unabhängig  von  diesem  Gesetz  auf  Schadenersatz*)  zu  klagen;  doch 
ist  der  Arbeitgeber  nicht  verbunden,  ftlr  eine  dem  Arbeiter  infolge  und  im  Laufe  seiner 
Beschäftigung  zugestoßene  Verletzung  doppelt,  unabhängig  von  diesem  Gesetz  und 
auch  auf  Grund  desselben  Entschädigung  oder  Schadenersatz  zu  leisten;  auch  ist  keine 
Entschädigungsklage  anders  als  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gegen  ihn  statthaft,  aus- 
genommen im  Falle  der  hier  bezeichneten  persönlichen  Fahrlässigkeit  oder  mutwUligeu 
Handlung. 

c)  Wird  nachgewiesen,  daß  der  einem  Arbeiter  zugestoßene  Unfall  durch  absichtliches 
und  mutwilliges  Verhalten  des  Arbeiters  selbst  verursacht  wurde,  so  ist  in  betreif 
solchen  Unfalls  keinerlei  Entschädigung  zu  gewähren,  es  sei  denn,  daß  der  Unfall  den 
Tod  oder  eine  ernstliche  und  daaemde  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folffe  hat 

3.  Sollte  im  Laufe  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingeleiteten  Verhandlungen  eine  Streit- 
frage betreffs  der  Verpflichtung,  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigung  zu  zahlen,  zutage 
treten  (einschließlich  der  Frage,  ob  der  betreffende  Verletzte  ein  Arbeiter  ist,  auf  welchen  das 
Gesetz  Anwendung  findet)  oder  betreffs  der  Höhe  oder  Dauer  der  Entschädigungsleistung  auf 
Grund  dieses  Gesetzes,  so  ist  solche  Streitfrage,  sofern  sie  nicht  durch  gütlichen  Vergleich  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  ersten  Anhanges  zu  diesem  Gesetz  geregelt  wird,  nach  Maßgabe 
des  zweiten  Anhanges  zu  diesem  Gesetz  schiedsrichterlich  zu  regeln. 

4.  Wird  innerhalb  der  weiterhin  in  diesem  Gesetz  für  die  Einleitung  eines  Verfahrens 
gezogenen  Zeitgrenzen  auf  Grund  einer  durch  Unfall  verursachten  Verletzung  ein  Prozeß  auf 
Schadenersatz  ohne  Bücksichtnahme  auf  dieses  Gesetz  anhängig  gemacht,  und  wird  auf  Grund 
solchen  Prozesses  entschieden,  daß  der  Arbeitgeber  für  die  erlittene  Verletzung  in  solchem  Prozeß 
nicht  aufzukommen  hat,  aber  daß  er  verpflichtet  wäre,  nach  Maßgabe  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
Entschädigung  zu  zahlen,  so  ist  die  Klage  zurückzuweisen;  jedoch  darf  der  Gerichtshof,  vor 
welchem  der  Prozeß  anhängig  gemacht  wurde,  auf  Wunsch  des  Klägers  solche  Entschädigung 
festsetzen  und  kann  von  dieser  die  Kosten  ganz  oder  teilweise  abziehen,  welche  nach  seiner 
Ansicht  durch  den  Kläger  dadurch  verursacht  sind,  daß  er  auf  dem  Prozeßwege  statt  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  vorgegangen  ist.  In  jedem  auf  Grund  dieses  Unterabschnittes  eingeleiteten  Verfahren 
hat  der  Gerichtshof,  wenn  er  die  Entschädigung  festsetzt,  eine  Bescheinigung  über  die  zuerkannte 
Entschädigung  und  die  in  bezug  auf  Abzug  der  Kosten  erteilten  Anweisungen  zu  erteilen,  und 
solche  Bescheinigung  soll  die  Kraft  und  Wirkung  eines  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ergangenen 
Erkenntnisses  haben. 

5.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bleiben  ohne  alle  Einwirkung  auf  irgend- 
ein Verfahren  zur  Erhebung  von  Ordnungsstrafen  nach  Maßgabe  der  Vorschriften  über  Bergwerke, 
Fabriken  oder  Werkstätten,  und  ebenso  auf  die  Verwendung  solcher  Geldstrafen. 

II.  —  1.  Ein  Verfahren  zur  Erlangung  einer  EntschMiguug  für  eine  Verletzung  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  ist  nicht  statthaft,  wenn  der  Unfall  nicht  so  bald  als  möglich  nach  seinem  Ein- 
treten, und  bevor  der  Arbeiter  aus  freien  Stücken  aus  der  Beschäftigung  austrat,  in  welcher  er 
die  Verletzung  erlitt,  angemeldet  worden  ist  und  wenn  der  Anspruch  auf  Entschädigung  für 
solchen  Unfall  nicht  binnen  sechs  Monaten  nach  Eintritt  des  die  Verletzung  verursachenden  Uiäalls, 
oder,  im  Falle  einer  Tötung,  binnen  sechs  Monaten  nach  Eintritt  des  Todes  geltend  gemacht 
worden  ist 

auf  Qmnd  der  neuen  Unfallentschädlgongsgeset/gebang  mit  „Entschädigung". 
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Provided  always  that  — 

(a)  the  want  of  or  any  defect  or  inaccoracy  in  snch  uotice  shall  not  be  a  bar  to  the 
maintenance  of  such  proceedings  if  it  is  fonnd  in  the  proceedings  for  settling  the 
Claim  that  the  emplojer  is  not,  or  wonld  not,  if  a  notice  or  an  amended  notice  were 
then  giyen  and  the  hearing  postponed,  be  prejudiced  in  bis  defence  by  the  want,  defect, 
or  inaccuracy,  or  that  such  want,  defect,  or  inaccuracy  was  occasioned  by  mistake, 
absence  from  the  United  Kingdom,  or  other  reasonable  cause;  and 

(b)  the  failure  to  make  a  claim  within  the  period  aboTe  specified  shall  not  be  a  bar  to 
the  maintenance  of  such  proceedings  if  it  is  fonnd  that  the  failure  was  occasioned  by 
mistake,  absence  from  the  United  Kingdom,  or  other  reasonable  cause. 

(2)  Notice  in  respect  of  an  injury  under  this  Act  shall  give  the  name  and  address  of  the 
person  injnred,  and  shall  state  in  or^ary  language  the  cause  of  the  injury  and  the  date  at 
which  the  accident  happened,  and  shall  be  served  on  the  employer,  or,  if  there  is  more  than 
one  employer,  upon  one  of  such  employers. 

(3)  The  notice  may  be  seryed  by  delivering  the  same  at,  or  sending  it  by  post  in  a 
registered  letter  addressed  to,  the  residence  or  place  of  business  of  the  person  on  whom  it  is 
to  be  served. 

(4)  Where  the  employer  is  a  body  of  persons,  corporate  or  unincorporate,  the  notice  may 
also  be  served  by  delivering  the  same  at,  or  by  sending  it  by  post  in  a  registered  letter 
addressed  to,  the  employer  at  the  office,  or,  if  there  be  more  than  one  office.  any  one  of  the 
Offices  of  such  body. 

8. — (1)  If  the  Registrar  of  Friendly  Societies,')  after  taking  steps  to  ascertain  the  views 
of  the  employer  and  workmen,  certifies  that  any  scheme  of  compensation,  benefit,  or  Insurance 
for  the  workmen  of  an  employer  in  any  employment,  whether  or  not  such  scheme  includes  other 
employers  and  their  workmen,  provides  scales  of  compensation  not  less  favourable  to  the  workmen 
and  their  dependants  than  the  corresponding  scales  contained  in  this  Act,  and  that,  where  the 
scheme  provides  for  contribntions  by  the  workmen,  the  scheme  confers  benefits  at  least  equivalent 
to  those  contribntions,  in  additton  to  tiie  benefitR  to  which  the  workmen  wonld  hare  been 
entitled  nnder  this  Act,  and  that  a  majority  (to  be  ascertained  by  ballot)  of  the  workmen  to 
whom  the  scheme  is  applicable  are  in  favonr  of  snch  scheme,  the  employer  may,  whilst  the 
certificate  is  in  force,  contract  with  any  of  bis  workmen  that  the  provisions  of  the  scheme  shall 
be  substituted  for  the  provisions  of  this  Act,  and  thereupon  the  employer  shall  be  liable  oniy 
in  accordance  with  the  scheme,  but,  save  as  aforesaid,  this  Act  shall  apply  notwithstanding  any 
contract  to  the  contrary  made  after  the  commencement  of  this  Act. 

(2)  The  Registrar  may  give  a  certificate  to  expire  at  the  end  of  a  limited  period  of  not 
less  than  five  years,  and  may  from  time  to  time  renew  with  or  withont  modifications  such  a 
certificate  to  expire  at  the  end  of  the  period  for  which  it  is  renewed. 

(8)  No  scheme  shall  be  so  certified  which  contains  an  Obligation  opon  the  workmen  to 
join  the  scheme  as  a  condition  of  their  hiring,  or  which  does  not  contain  provisions  enabling  a 
workman  to  withdraw  from  the  scheme. 

(4)  If  complaint  is  made  to  the  Registrar  of  Friendly  Societies  by  or  on  behalf  of  the 
workmen  of  any  employer  that  the  benefits  conferred  by  any  scheme  no  longer  conform  to  the 
conditions  stated  in  snbsection  (1)  of  this  section,  or  that  the  provisions  of  such  scheme  are 
being  violated,  or  that  the  scheme  is  not  being  fairly  administered,  or  tliat  saüsfactory  reasons 
exist  for  revoking  the  certificate,  the  Registrar  shall  examine  into  the  complaint,  and,  if  satisfied 
that  good  cause  exist  for  such  complaint,  shall,  nnless  the  cause  of  complaint  is  removed,  revoke 
the  certificate. 

(5)  When  a  certificate  is  revoked  ox  expires,  any  moneys  or  securities  held  for  the  purpose 
of  the  scheme  shall,  after  due  provision  has  been  made  to  discharge  the  liabilities  already  aocrued, 
be  distribnted  as  may  be  arranged  between  the  employer  and  workmen,  or  as  may  be  determined 
by  the  Registrar  of  Friendly  Societies  in  the  event  of  a  dülerence  of  opinion. 

(6)  Whenerer  a  scheme  has  been  certified  as  aforesaid,  it  shall  be  the  duty  of  the 
employer  to  answer  all  such  inquiries  and  to  fnmish  all  such  accounts  in  regard  to  the  scheme 
as  may  be  made  or  required  by  the  Registrar  of  Friendly  Societies. 

(7)  The  Chief  Registrar  of  Friendly  Societies  shall  include  in  his  annual  report  the 
particulars  of  the  proceedings  of  the  Registrar  imder  this  Act. 

(8)  The  Chief  Registrar  of  Friendly  Societies  may  make  regulations  for  the  purpose  of 
carrying  this  section  into  effect 

>)  D«r  'Beglftrar  of  Fritndly  Sooietle«''  ist  eine  Behörde,  welcher  die  Anleioht  aber  aUe  HDfikaiien,  Spar- 
kaaeen,  Baurereine  und  ihnlJohe  KOrper  xnateht  Dieee  Behörde  beiteht  gegenwärtig  an«  drei  Beamten  (nebst  unter- 
beamten)    und   daan  noch  je    einem  "Beglstrar^  In  Schottland  und  in  Irland.    An  der  Spltee  dieses  Amtes  steht  der 
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Immer  mit  folgendem  Vorbehalt: 

a)  Die  Versäumnis  solcher  Anmeldung  oder  eine  sich  darin  vorfindUche  Lücke  oder 
üngenanigkeit  sollen  der  Einleitung  des  Verfahrens  nicht  entgegenstehen,  wenn  sich 
im  Laufe  der  Verhandlungen  znr  Regelung  des  Entschädigungsanspruches  herausstellt, 
daß  dem  Arbeitgeber  aus  jener  Versäumnis,  Lücke  oder  üngenanigkeit  in  seiner 
Verteidigung  kein  Eintrag  geschah,  oder  erwachsen  sein  würde,  wenn  me  Meldung  erst 
zu  solcher  Zeit  eingereicht  oder  richtiggestellt  und  die  Verhandlung  demzufolge  auf- 
geschoben worden  wäre,  oder  wenn  die  erwähnte  Versäumnis,  Lücke  oder  Üngenanigkeit 
auf  Irrtum,  Abwesenheit  vom  Vereinigten  Königreich  oder  andere  stichhaltige  Gründe 
zurückzuführen  sind. 

b)  Die  Unterlassung  einer  Anspruchserhebung  binnen  der  oben  genannten  Frist  darf  nicht 
als  Behinderungsgrund ,  zur  Einleitung  des  Verfahrens  gelten,  wenn  sich  herausstellt, 
daß  solche  Unterlassung  durch  Irrtum,  Abwesenheit  vom  Vereinigten  Königreich  oder 
andere  stichhaltige  Gründe  veranlaßt  wurde. 

2.  Jede  auf  Grund  dieses  (resetzes  erfolgende  Unfallanmeldung  muß  den  Namen  und  Wohnort 
der  verletzten  Person,  auch  die  Veranlassung  des  Unfalls  und  den  Zeitpunkt,  an  welchem  er  sich 
zutrug,  in  gewöhnlicher  landesüblicher  Sprache  angeben;  solche  Anmeldung  ist  dem  Arbeitgeber 
oder,  wo  es  mehrere  Arbeitgeber  zugleich  gibt,  an  einen  derselben  einzureichen. 

3.  Die  Obermittelung  der  Anmeldung  darf  durch  Einhändigung  derselben  in  der  Wohnung 
oder  dem  G^chäftslokal  desjenigen,  an  den  sie  gerichtet  ist,  oder  durch  Postsendung  mittels 
eingeschriebenen  Briefes  erfolgen. 

4.  Wo  der  Arbeitgeber  aus  einer  Anzahl  von  Personen  besteht,  gleichviel,  ob  deren 
Vereinigung  eine  Korporation  bildet  oder  nicht,  so  darf  die  Anmeldung  an  solchen  Arbeitgeber 
durch  Aushändigung  in  seinem  Geschäftslokal  oder,  wo  es  mehr  als  ein  Geschäftslokal  gibt,  in 
einem  derselben,  oder  auch  durch  Postsendung  mittels  eingeschriebenen  Briefes  erfolgen. 

in.  —  1.  Bestätigt  der  Eegistrar  of  Friendly  Societies^),  nach  Einleitung  von  Schritten 
zur  Ermittelung  der  Ansichten  des  Arheitgebers  und  der  Arbeiter,  daß  ein  Plan  zur  Entschädigung, 
Unterstützung  oder  Versicherung  für  die  Arbeiter  eines  Arbeitgebers  in  irgendeiner  Beschäftigung, 
einerlei,  ob  solcher  Plan  andere  Arbeitgeber  und  deren  Arbeiter  einschließt  oder  nicht, 
Entschädigungssätze  festsetzt,  welche  für  die  Arbeiter  und  ihre  Angehörigen  nicht  weniger  günstig 
sind  als  die  entspredi enden,  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Sätze,  und  daß  der  Plan, 
wo  er  Beiträge  von  den  Arbeitern  erfordert,  diesen  Beit^lgeu  mindestens  gleichwertige  Leistungen 
sichert,  neben  den  Leistungen,  auf  welche  die  Arbeiter  nach  diesem  Gesetz  Anspruch  hätten,  und 
daß  eine  (durch  geheime  Abstimmung  festzustellende)  Mehrheit  der  Arbeiter,  auf  die  der  Plan 
Anwendung  finden  soll,  dem  Plan  zustimmt,  so  ist  der  Arbeitgeber  berechtigt,  solange  die 
Bestätigung  zu  Kraft  besteht,  mit  jedem  seiner  Arbeiter  dahin  übereinzukommen,  daß  die 
Bestimmungen  des  Plans  an  Stelle  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten  sollen,  und  dem- 
gemäß soll  der  Arbeitgeber  allein  nach  Maßgabe  des  Plans  haftbar  sein;  aber,  abgesehen  von 
solchen  Abmachungen,  bleibt  dieses  Gesetz  in  Araft,  ungeachtet  irgendwelchen  entgegenstehenden 
Vertrages,  der  etwa  nach  Beginn  dieses  Gesetzes  abgeschlossen  wird. 

2.  Der  Registrar  darf  eine  Bestätigung  auf  eine  beschränkte  Frist  von  nicht  weniger  als 
fünf  Jahren  erteilen  und  darf  solche  Bestätigung  von  Zeit  zu  Zeit  mit  oder  ohne  Abänderungen 
auf  eine  weitere  Frist,  mit  Gültigkeit  bis  zum  Ablauf  der  genannten  Frist,  erneuern. 

3.  Kein  Plan  darf  die  Bestätigung  erhalten,  der  es  den  Arbeitern  als  Bedingung  für  ihre 
Heuerung  zur  Pflicht  macht,  dem  Plan  beizutreten,  oder  der  nicht  Bestimmungen  enthält,  die  es 
dem  Arbeiter  ermöglichen,  von  dem  Abkommen  zurückzutreten. 

4.  Wird  bei  dem  Registrar  of  Friendly  Societies  seitens  oder  namens  der  Arbeiter  eines 
Arbeitgebers  Beschwerde  darüber  erhoben,  daß  die  auf  Grund  des  Abkommens  gewährten  Leistungen 
nicht  mehr  den  im  Unterabschnitt  1  dieses  Abschnittes  niedergelegten  Bedingungen  entsprechen, 
oder  daß  die  Bestimmungen  das  Abkommens  nicht  eingehalten  werden  oder  daß  genügende 
Gründe  zur  Widerrufung  der  amtlichen  Bestätigung  vorliegen,  so  hat  der  Registrar  die  Beschwerde 
einer  Prüfung  zu  unterwerfen,  und  stellt  sich  heraus,  daß  die  Beschwerde  begründet  ist,  so  hat 
er  (üe  Bestätigung,  sofern  der  Anlaß  zur  Besehwerde  nicht  beseitigt  wird,  zu  widerrufen. 

5.  Kommt  ein  Abkommen  durch  Widerruf  oder  Fristablauf  in  Fortfall,  so  sind  alle  zu 
seiner  Ausführung  bestimmten  Gelder  und  Geldanlagen,  nach  Zurücklegung  eines  zur  Begleichung 
bereits  erwachsener  Verbindlichkeiten  genügenden  Fonds,  einem  zu  treffenden    .hereinkommen 

femäß  oder,  im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit,  nach  Entscheidung  des  Registrar  of  Friendly 
ocielies  unter  Arbeitgeber  und  Arbeiter  zu  verteilen. 

6.  Hat  ein  Abkommen  in  der  oben  erklärten  Weise  die  amtliche  Bestätigung  einmal  erhalten, 
so  ist  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  auf  Verlangen  dem  Registrar  of  Friendly  Societies  alle 
gewünschte  Auskunft  zu  erteilen  und  alle  auf  das  Abkommen  Bezug  habenden  Rechnungsab- 
schlüsse einzureichen. 

7.  Der  Chief  Registrar  of  Friendly  Societies  hat  in  seinem  Jahresbericht  die  Einzelheiten 
der  Amtsführung  des  I^gistrars  auf  Grund  dieses  Gesetzes  mit  anzugeben. 

8.  Dem  Chief  Registrar  of  Friendly  Societies  steht  es  frei,  Regulative  zir  Ausführung 
der  in  diesem  Abschnitte  niedergdegten  Bestimmungen  vorzuschreiben. 


"Chiaf  JUgiitrw  of  Friendly  Societies'',   der  deo  jihrliolwn  Beliebt  iOr  tein  Amt  persönUch  anfsetxt  nud  einreicht 
Wo  Ton  „Begistrar  of  Friendly  Societiee^  die  Bede  iit,  bedeutet  der  Autdruck  die  Behörde  all  Oanaei. 
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4. — (1)  Where  any  person  (in  this  section  referred  ta  as  the  principal),  in  the  conise  of 
or  for  the  pnrposes  of  bis  trade  or  business,  contracts  with  any  other  person  (in  this  section 
referred  to  as  the  contractor)  for  the  execution  by  or  nnder  the  contractor  of  the  whole  or  any 
part  of  any  work  nndertaken  by  the  principal,  the  principal  shall  be  liable  to  pay  to  any  work- 
man  employed  in  the  execution  of  the  work  any  compensation  ander  this  Act  which  he  woold 
have  been  liable  to  pay  if  that  workman  had  been  immediately  employed  by  him;  and  where 
compensation  is  claimed  from  or  proceedings  are  taken  against  the  principal,  then,  in  the  appli- 
cation  of  this  Act,  references  to  the  principal  shall  be  snbstituted  for  references  to  the  employer, 
except  that  the  amonnt  of  compensation  shall  be  calculated  with  reference  to  the  eammgs  of 
the  workman  under  the  employer  by  whom  he  is  immediately  employed: 

Provided  that,  where  the  contract  relates  to  threshing,  ploughing,  or  other  agricoltoral 
work,  and  the  contractor  provides  and  uses  machinery  dnven  by  mechanical  power  for  the 
purpose  of  such  work,  he  and  he  alone  shall  be  liable  under  this  Act  to  pay  compensation  to 
any  workman  employed  by  him  on  such  work. 

(2)  Where  the  principal  is  liable  to  pay  compensation  under  this  section,  he  shall  be 
entitied  to  be  indemnified  by  any  person  who  would  have  been  liable  to  pay  compensation  to 
the  workman  independently  of  this  section,  and  all  questions  as  to  the  right  to  and  amount  of 
any  such  indemnity  shall  in  default  of  agreement  be  settled  by  arbitration  under  this  Act. 

(3)  Nothing  in  this  section  shall  be  construed  as  preventing  a  workman  recovering 
compensation  nnder  this  Act  from  the  contractor  instead  of  the  principal. 

(4)  This  section  shall  not  apply  in  any  case  where  the  accident  occurred  elsewhere  than 
on,  or  in,  or  about  premises  on  which  the  principal  has  undertaken  to  execute  the  work  or 
which  are  otherwise  under  bis  control  or  management. 

5.  —  (1)  Where  any  employer  has  entered  into  a  contract  with  any  insurers  in  respect  of 
any  liability  under  this  Act  to  any  workman,  then,  in  the  event  of  the  employer  becoming 
bankrupt,  or  making  a  composition  or  arrangement  with  bis  creditors,  or  if  the  employer  is  a 
Company  in  the  event  of  the  Company  having  commenced  to  be  wound  up,  the  rights  of  the 
employer  against  the  insurers  as  respects  that  liability  shall,  notwithstanding  anything  in  the 
enactments  relating  to  bankruptcy  and  the  winding  up  of  companies,  be  transferred  to  and  vest 
in  the  workman,  and  apon  any  such  transfer  the  insurers  shall  have  the  same  rights  and 
remedies  and  be  subject  to  the  same  liabilities  as  if  they  were  the  employer,  so  however  that 
the  insurers  shall  not  be  under  any  greater  liability  to  the  workman  than  they  would  have  been 
under  to  the  employer. 

(2)  If  the  liability  of  the  insurers  to  the  workman  is  less  than  the  liabUity  of  the  employer 
to  the  workman,  the  workman  may  prove  for  the  balance  in  the  bankruptcy  or  liquidation. 

(3)  There  shall  be  inoluded  among  the  debts  which  under  section  one  of  the  Preferential 
Payments  in  Bankruptcy  Act,  1888,^)  and  section  four  of  the  Preferential  Payments  in  Bankruptcy 
(Ireland)  Act,  1889,^)  are  in  the  distribution  of  the  property  of  a  bankrupt  and  in  the  distribution 
of  the  assets  of  a  Company  being  wound  up  to  be  paid  in  priority  to  all  other  debta,  the 
amount,  not  exceeding  in  any  individual  case  one  hundred  pounds,')  due  in  respect  of  any 
compensation  the  liabUity  wherefor  accrued  before  the  date  of  the  receiving  Order  or  the  date 
of  the  commencement  of  the  winding^  up,  and  those  Acts  and  the  Preferential  Payments  in 
Bankruptcy  Amendment  Act,  1897,*)  shall  have  efFect  accordingly.  Where  the  compensation  is 
a  weekly  payment,  the  amount  dne  in  respect  thereof  shall,  for  tiie  purposes  of  this  provision, 
be  taken  to  be  the  amount  of  the  lump  sum  for  which  the  weekly  payment  could,  if  redeemable, 
be  redeemed  if  the  employer  made  an  application  for  that  purpose  under  the  First  Schedule 
to  this  Act. 

(4)  In  the  case  of  the  winding  up  of  a  Company  within  the  meaning  of  the  Stannaries 
Act,  1887,^)  such  an  amount  as  aforesaid,  if  the  compensation  is  payable  to  a  miner  or  the 
dependants  of  a  miner,  shall  have  the  like  priority  as  is  conferred  on  wages  of  miners  by  section 
•nine  of  that  Act,  and  that  section  shall  have  effect  accordingly. 

(5)  The  provisions  of  this  section  with  respect  to  preferences  and  priorities  shall  not 
apply  where  the  bankrupt  or  the  Company  being  wound  up  has  entered  into  such  a  contract 
with  insurers  as  aforesaid. 

(6)  This  section  shall  not  apply  where  a  Company  is  wound  up  voluntarily  merely  for 
the  purposes  of  reconstruction  or  of  amalgamatlon  with  another  Company. 

^)  Dieses  Gesetz  bestimmt,  daß  den  OrtUchen  BeliOrden  soholdige-  Steuern  und  Abgaben,  femer  Gehälter  and 
Löbne  an  Beamte,  Dienstboten  nnd  Arbeiter  unter  sich  gleichberechtigt  und  bei  einem  Konkurs  oder  einer  Liqui- 
dation Tor  anderen  Verpflichtungen  den  Vorrang  haben  sollen.    (Staatssteuern   stehen    immer  an  erster  Stelle.) 

«)  Die  Bestimmungen  sind  dieselben  wie  in  dem  englischen  Gesets  r.  J.  1888,  aber  spexiell  für  Irland 
erlassen. 

')  d.  h.  fQr  einen  einseinen  Entsoh&digungsbereohtigten. 

*)  Dieses  Gesetz  gibt  den  genannten  Posten  ausdrücklich  den  Vortritt  ror  Obligirtionen  nnd  schwebenden 
Pfandguthaben,  fQr  welche  das  gesamte  Vermögen  ron  Aktiengesellschaften  haftet. 
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IV.  —  1.  Schließt  irgend  eine  Person  (in  diesem  Abschnitt  als  "Principal"  bezeichnet)  im 
Betriebe  oder  zum  Nutzen  seines  Gewerbes  oder  Oesch&ftes  mit  irgend  einer  anderen  Person 
(in  diesem  Abschnitt  "contractor"  genannt)  ein  Abkommen  zwecks  gänzlicher  oder  teilweiser 
Ausführung  irgend  einer  vom  "Principal"  übernommenen  Arbeit  durch  den  „contractor"  oder 
unter  dessen  Aufsicht,  so  bleibt  der  "Principal"  verpflichtet,  jedwedem  bei  der  Ausführung 
solcher  Arbeit  beschäftigten  Arbeiter  auf  Grund  vorliegenden  (Gesetzes  diejenige  Entschädigung 
zu  leisteUi  welche  er  dem  Arbeiter  hätte  zahlen  mtlssen,  falls  derselbe  von  ihm  unmittelbar  be- 
schäftigt worden  wäre;  und  wenn  von  diesem  "Principal"  Entschädigung  verlangt  oder  gegen 
ihn  ein  Entschädigungsverfahren  eingeleitet  wird,  so  sind  bei  Anwendung  dieses  Gesetzes  Be- 
zugnahmen auf  den  Arbeitgeber  durch  Bezugnahme  auf  den  „Principal"  za  ersetzen,  ausgenommen, 
daß  der  Betrag  der  Entschädigung  nach  Maßgabe  des  Arbeitsverdienstes  des  Arbeiters  bei  dem 
Arbeitgeber,  von  welchem  ler  unmittelbar  beschäftigt  wurde,  berechnet  wird :  mit  dem  Vorbehalt, 
daß,  wo  der  Vertrag  sich  auf  Dresch-  oder  Pflugarbeit,  oder  sonstige  landwirtschaftliche  Arbeit 
bezieht,  und  der  "contractor"  zu  solcher  Arbeit  durch  mechanische  Kraft  getriebene  Maschinerie 
stellt  und  verwendet,  der  "contractor",  und  zwar  der  "contractor"  allein,  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes zur  Leistung  der  Entschädigung  an  jedweden  von  ihm  bei  solcher  Arbeit  beschäftigten 
Arbeiter  verpflichtet  ist. 

2.  Wo  auf  Grund  dieses  Abschnittes  der  "Principal"  die  Leistung  der  Entschädigung  zu 
übernehmen  hat,  da  steht  ihm  das  Becht  zu,  sich  behufs  eigener  Schadloshaltnng  an  irgend 
eine  Persönlichkeit  zu  halten,  welche,  unabhängig  von  der  Vorschrift  dieses  Abschnittes,  die 
Leistung  einer  Entschädigung  an  den  Arbeiter  zu  tragen  haben  würde;  und  es  sind  sämtliche 
Streitfragen  in  betreff  der  Berechtigung  zu  solcher  Schadloshaltung  und  ihres  Betrages,  wenn 
keine  gütliche  Einigung  zustande  kommt,  durch  Schiedsgericht  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu 
entscheiden. 

3.  Nichts  in  diesem  Abschnitt  soll  den  Arbeiter  hindern,  auf  Grund  dieses  Gesetzes  von 
dem  "contractor"  statt  vom  "Principal"  Entschädigung  einzufordern. 

4.  Dieser  Abschnitt  flndet  seine  Anwendung  in  solchen  Fällen,  in  denen  der  Unfall 
anderswo  eintritt,  als  auf  oder  an  oder  neben  der  Stelle,  auf  welcher  der  "Principal"  die  Arbeit 
auszuführen  übernommen  hat  oder  welche  sonst  seiner  Verwaltung  oder  Aufsicht  unterliegt. 

V.  —  1.  Hat  ein  Arbeitgeber  betreffs  einer  etwaigen  Verpflichtung  aus  diesem  Ge- 
setze gegenüber  einem  Arbeiter  einen  Vertrag  mit  Versicherern  abgeschlossen,  so  gehen,  im 
Falle  eines  Konkurses  oder  eines  Vergleiches  des  Arbeitgebers  mit  seinen  Gläubigem,  oder,  so- 
fern der  Arbeitgeber  eine  Aktiengesellschaft  ist,  im  Falle  der  Liquidation,  die  Rechte  des 
Arbeitgebers  gegenüber  den  Versicherem  in  betreff  erwähnter  Verpflichtung,  ungeachtet  irgend- 
welcher anderer  Bestimmung  über  Konkurs-  oder  Liquidationsverfahren,  auf  den  Arbeiter  über 
und  bleiben  ihm  zu  eigen,  und  es  stehen  nach  solcher  Uebertragung  den  Versicherern  dieselben 
Rechte  und  Rechtsmittel  zu  und  liegen  ihnen  dieselben  VerbinSichkeiten  ob,  als  ob  sie  selber 
Arbeitgeber  wären,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  daß  den  Versicherem  gegenüber  dem  Arbeiter 
keine  größeren  Verbindlichkeiten  erwachsen  können,  als  die,  welche  sie  dem  Arbeitgeber  gegen- 
über gehabt  haben  würden. 

2.  Beläuft  sich  die  Verbindlichkeit  des  Versicherers  dem  Arbeiter  gegenüber  auf  weniger 
als  die  Verbindlichkeit  des  Arbeitgebers  dem  Arbeiter  gegenüber,  so  ist  der  Arbeiter  berechtigt, 
das  Fehlende  in  dem  Konkurs-  oder  Liquidationsverfahren  einzufordern. 

3.  Unter  den  Verbindlichkeiten,  für  welche  Abschnitt  I  des  Gesetzes  über  Vorzugs- 
forderungen bei  Konkursen  v.  J.  1888 »)  und  Abschnitt  4  des  Gesetzes  über  Vorzugsforderungen 
bei  Konkursen  (für  Irland)  v.  J.  1889*),  bei  der  Aufteilung  einer  Konkursmasse  oder  der  Masse 
einer  sich  in  Liquidation  beflndlichen  Aktienj^esellschaft  den  Vorrang  vor  allen  anderen  Schulden 
zusprechen  —  jedoch  nicht  über  100  £  im  Einzelfall')  — ,  ist  der  Betrag  jedweder  Ent- 
schädigung mit  einzubegreifen,  wofür  die  Verbindlichkeit  vor  Beginn  des  Konkurses  oder  der 
Liquidation  erwuchs,  und  die  in  den  genannten  Gesetzen  und  in  der  Novelle  v.  J.  1897*)  über 
bevorzugte  Guthaben  bei  Konkursen  niedergelegten  Bestimmungen  treten  dementsprechend  in 
Wirkung.  Besteht  die  Entschädigungsverpflichtung  in  wöchentlichen  Zahlungen,  so  ist,  behufs 
Genügeleistung  betreffs  vorliegender  Bestimmung,  ein  Betrag  aus  der  Masse  zu  entnehmen,  wie 
er  auf  Grund  des  ersten  Anhanges  zu  diesem  Gesetz  zur  Kapitalabfindung  der  betreffenden 
Wochenrenten  nötig  ist,  vorausgesetzt,  daß  die  Wochenrente  abflndbar  sein  würde,  sofern  der 
Arbeitgeber  auf  Gmnd  des  ersten  Anhanges  zu  diesem  Gesetz  den  Antrag  auf  Abfindung  stellte. 

4.  Im  Falle  der  Liquidation  einer  Aktiengesellschaft,  auf  welche  das  Zinngrubengesetz '^) 
V.  J.  1887  Anwendung  findet,  genießen  Entschädignngsforderungen,  wie  vorbemerkt,  sofern  sie 
an  Bergleute  oder  die  Angehörigen  von  Bergleuten  zahlbar  sind,  dasselbe  Vorrecht,  welches  der 
neunte  Abschnitt  des  genannten  Gesetzes  für  Lohnforderungen  gewährt,  und  der  genannte  Ab- 
schnitt soll  dementsprechend  in  Wirkung  treten. 

5.  Die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes  mit  Bezug  auf  Bevorzugung  und  Vortrittsrecht 
finden  keine  Anwendung,  wo  der  Konkursschuldner  oder  die  in  Liquidation  befindliche  Aktien- 
gesellschaft, wie  vorbezeichnet,  mit  Versicherern  einen  Vertrag  abgeschlossen  hatte. 

6.  Die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes  finden  ferner  keine  Anwendung,  wo  eine  Aktien- 
gesellschaft nur  zu  dem  Zwecke  ihrer  Umbildung  oder  der  Vereinigung  mit  einer  anderen  Aktien- 
gesellschaft freiwillig  in  Liquidation  tritt 


^)  Dieaei  Gesetz  hat  besonderen  Bezog  auf  die  Zinngraben  in  den  beiden  Grafschaften  Gomwall  and  Devon- 
shire,  deren  lägentam  and  Betrieb  eigenartigen  Observanzen  anterliegen.  Es  gew&hrt  Guthaben  ron  Arbeitern  fOr 
Ij(^tmang,  bis  za  drei  Monaten  zurückreichend,  dasselbe  Priorit&tsrecht.  vor  anderen  Forderungen  wie  die  bereits  ge- 
nannten Gesetze. 
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6.  Where  the  injnry  for  which  compensation  is  payable  under  this  Act  was  cansed  under 
circnmstances  creating  a  legal  liability  in  some  person  other  than  the  employer  to  pay  damages 
in  respect  thereof  — 

(1)  The  worbman  may  take  proceedings  both  against  that  person  to  recover  damages  and 
against  any  person  liable  to  pay  compensation  nnder  tMs  Act  for  such  compensation, 
bnt  shall  not  be  eutitled  to  recover  both  damages  and  compensation;  and 

(2)  If  the  workman  has  recovered  compensation  nnder  this  Act,  the  person  by  whom  the 
compensation  was  paid,  and  any  person  who  has  been  called  on  to  pay  an  indemnity 
nnder  the  section  of  this  Act  relating  to  sub-contractingf  shall  be  entitled  to  be 
indemnified  by  the  person  so  liable  to  pay  damages  as  afovesaid,  and  all  qnestions  as 
to  the  right  to  and  amount  of  any  sach  indemnity  shall,  in  defaalt  of  agreement,  be 
settled  by  action,  or,  by  consent  of  the  parties,  by  arbitration  ander  this  Act. 

7.  —  (1)  This  Act  shall  apply  to  masters,  seamen,  and  apprentices  to  the  sea  service  and 
apprentices  in  the  sea-fishing  service,  provided  that  such  persons  are  workmen  within  the 
meanlng  of  this  Act,  and  are  members  of  the  crew  of  any  ship  registered  in  the  United 
Kingdom,  or  of  any  other  British  ship  or  vessel  of  which  the  owner  or  (if  there  is  more  t^an 
one  owner)  the  managing  owner,  or  manager  resides  or  has  bis  principal  place  of  business  in 
the  United  Eingdom,  subject  to  the  following  modifications:  — 

(a)  The  notice  of  accident  and  the  claim  for  compensation  may,  except  where  the  person 
injured  is  the  master,  be  served  on  the  master  of  the  ship  as  if  he  were  the  employer, 
bnt  where  the  accident  happened  and  the  incapacity  commenced  on  board  the  ship  it 
shall  not  be  necessary  to  give  any  notice  of  the  accident: 

(b)  In  the  case  of  the  death  of  the  master,  seaman,  or  apprentiee,  the  claim  for  compen- 
sation shall  be  made  within  six  months  after  news  of  the  death  has  been  receivea  by 
the  claiment: 

(c)  Where  an  injured  master,  seaman,  or  apprentice  is  discharged  or  left  behind  in  a 
British  possession  or  in  a  foreign  country,  depositions  respecting  the  circnmstances 
and  natare  of  the  injury  may  be  taken  by  any  jndge  or  magistrate  in  the  British 
possession,  and  by  any  British  consular  officer  in  the  foreign  country,  and  if  so  taken 
shall  be  transmitted  by  the  person  by  wh«>m  they  are  taken  to  the  Board  of  Trade, 
and  such  depositions  or  certified  copies  thereof  shall  in  any  proceedings  for  enforcing 
the  Claim  be  admissible  in  evidence  as  provided  by  sections  six  hundred  and  ninety- 
one  and  six  hundred  and  ninety-five  of  the  Merchant  Shipping  Act,  1894,*)  and  those 
sections  shall  apply  accordingly: 

(d)  In  the  case  of  the  death  of  a  master,  seaman,  or  apprentice,  leaving  no  dependants,^) 
no  compensation  shall  be  payable,  if  the  owner  of  the  ship  is  under  the  Merchant 
Shipping  Act,  1894,  liable  to  pay  the  expenses  of  burial: 

(e)  The  weekly  payment  shall  not  be  payable  in  respect  of  the  period  during  which  the 
owner  of  the  ship  is,  under  the  Merchant  Shipping  Act,  1894,  as  amended  by  any 
subsequent  enactment,  or  otherwise,  liable  to  defray  the  expenses  of  maintenance  of 
the  injured  master,  seaman,  or  apprentice: 

(f)  Any  sum  payable  by  way  of  compensation  by  the  owner  of  a  ship  under  this  Act 
shall  be  paid  in  füll  notwithstanding  anything  in  section  five  h  nudred  and  t^ree  of  the 
Merchant  Shipping  Act,  1894  (which  relates  to  the  limitation  of  a  shipowner^s  liability 
in  certain  cases  of  loss  of  life,  injury,  or  damage),  bnt  the  limitation  on  the  owners 
liability  imposed  by  that  section  shall  apply  to  the  amount  recoverable  by  way  of 
indemnity  under  the  section  of  this  Act  relating  to  remedies  both  against  employer 
and  stranger  as  if  the  indemnity  were  damages  for  loss  of  life  or  personal  injury: 

(g)  Subsections  (2)  and  (3)  of  section  one  hundred  and  seventy  four  of  the  Merchant 
Shipping  Act,  1894  (which  relates  to  the  recovery  of  wages  of  seamen  lost  with  their 
ship),  shall  apply  as  respects  proceedings  for  the  recovery  of  compensation  by  dependants 
of  masters,  seamen,  and  apprentices  lost  with  their  ship  as  they  apply  with  respect 
to  proceedings  for  the  recovery  of  wages  due  to  seamen  and  apprentices ;  and  proceedings 
for  the  recovery  of  compensation  shall  in  such  a  case  be  maintainable  if  the  claim  is 
made'  within  eighteen  months  of  the  date  At  which  the  ship  is  deemed  to  have  been 
lost  with  all  hands: 

(2)  This  Act  shall  not  apply  to  such  members  of  the  crew  of  a  fishing  vessel  as  are 
remunerated  by  shares  in  the  profits  or  the  gross  eamings  of  the  working  of  such  vessel. 

1)  Die  beiden  Parographen  enthalten  Voriehriften  über  die  Art,  in  welcher  Aussagen  in  Kolonien  oder  ani 
fremder  iiirde  anfsanehmen,  zu  beglaubigen  nnd  einsnsenden  sind.  Sie  enthalten  ferner  Strafbestinunnngtn  gegen 
F&lschang  u.  dgl. 
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VI.  Wurde  die  Verletzung,  für  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigung  zahlbar 
ist,  durch  Umstände  herbeigeführt,  welche  eine  andere  Person  als  die  des  Arbeitgebers  für  Zahlung 
eines  Schadengeldes  gesetzUch  haftbar  machen: 

1.  So  steht  es  dem  Arbeiter  frei,  sowohl  gegen  solche  Person  als  auch  gegen  den  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigungspflichtigen  ein  Verfahren  auf  Schadenersatz  und  Unfall- 
entschädignng  einzuleiten,  indessen  ist  er  nicht  zum  Empfang  beider  Vergütungen  zugleich 
berechtigt :  und 

2.  Hat  der  Arbeiter  auf  Grund  dieses  Gesetzes  einmal  Entschädigung  erhalten,  so  steht 
demjenigen,  der  solche  Entschädigung  gezahlt  hat,  und  auch  irgend  einem  andern,  der  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  als  vertragsmäBiger  Afteruntemehmer  (snb-contractor)  zur  Leistung  einer 
Entschädigung  herbeigezogen  wurde,  das  Recht  zu,  sich  durch  Vorgehen  gegen  andere,  welchen, 
wie  vorerwähnt,  eine  Verpflichtung  zur  Entschädigung  obliegt,  schadlos  zu  halten,  und  in 
Ermangelung  gütlichen  Vergleiches  sind  dann  alle  etwaigen  Streitfragen  betreffs  Pflichtigkeit 
und  Betrag  solcher  Entschädigung  durch  Prozeß,  oder  im  Falle  der  Einwilligung  beider  Parteien, 
durch  schiedsrichterlichen  Spruch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  regeln. 

VU.  —  1.  Dieses  Gesetz  findet  auch  auf  Baasen,  Seeleute  und  Lehrlinge  im  Seedienst, 
und  Lehrlinge  in  der  Seefischerei  Anwendung,  sofern  solche  Leute  Arbeiter  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  und  Mitglieder  der  Mannschaft  eines  im  vereinigten  Königreich  eingetragenen  oder  sonst 
eines  britischen  Schiffes  oder  Fahrzeuges  sind,  dessen  Eigentümer  oder  (sofern  es  mehr  als  einen 
Eigentümer  gibt)  dessen  Verwalter  oder  Führer  seinen  Aufenthalt  und  seinen  Hauptgeschäftssitz 
im  Vereinigten  Königreich  hat,  jedoch  mit  folgenden  Abänderungen: 

a)  Die  Meldung  eines  Unfalles  und  die  Anmeldung  eines  Entschädigungsanspruches  sind, 
aufler  wo  der  Verletzte  der  Baas  selber  ist,  an  den  Baas  des  Schiffes  zu  richten,  als 
ob  er  der  Arbeitgeber  wäre,  doch  kann  die  Unfallmeldung  ganz  unterbleiben,  wenn 
der  Unfall  sich  tatsächlich  an  Bord  des  Schiffes  zutrug  und  die  Erwerbsunfähigkeit 
auch  dort  begann. 

b)  Stirbt  ein  Baas,  Seemann  oder  Lehrling  infolge  eines  Unfalls,  so  ist  der  Anspruch  auf 
Entschädignng  binnen  sechs  Monaten  nach  Empfang  der  Nachricht  von  dem  Tode  durch 
den  Ansprucherhebenden  geltend  zu  machen. 

c)  Wird  ein  Unfallverletzter  Baas,  Seemann  oder  Lehrling  in  einer  britischen  Kolonie  oder 
in  einem  fremden  Lande  entlassen  oder  dort  zurückgelassen,  so  ist  in  einer  britischen 
Kolonie  jeder  Richter  oder  Friedensrichter,  und  in  einem  fremden  Lande  jeder  britische 
Konsnlatsbeamte  befugt,  Aussagen  über  die  Umstände  und  die  Art  der  Verletzung  zu 
Protokoll  zu  nehmen ;  solche  Aussagen  sind  dann  von  demjenigen,  der  sie  zu  Protokoll 
nahm,  an  das  Handelsamt  einzusenden,  und  diese  Aussagen  oder  beglaubigte  Abschriften 
derselben  sind  in  allen  Verhandlungen,  welche  zur  Geltendmachung  von  Ansprüchen 
vorgenommen  werden,  in  Verfolg  der  Paragraphen  691  und  695  des  Handelsschiffahrts- 
gesetzes V.  J.  1894 1)  sds  gültiges  Beweismaterial  anzusehen  und  es  finden  demgemäß 
diese  beiden  Paragraphen  sinngemäße  Anwendung. 

d)  Im  Falle  des  Todes  eines  Baas,  Seemannes  oder  Lehrlinges,  ohne  Hinterlassung  von 
Abhängigen'),  ist  keine  Entschädigung  zahlbar,  sofern  der  Eigentümer  des  Schiffes 
gemäß  dem  Handelsschifiahrtsgesetz  v.  J.  1894  zur  Zahlung  der  Begräbniskosten 
verpflichtet  ist. 

e)  Während  der  Zeit,  für  welche  der  Eigentümer  des  Schiffes,  auf  Giund  des  Handels- 
schiffahrtsgesetzes V.  J.  1894  und  etwa  späterer  Ergänzungsbestimmungen,  oder  sonst- 
wie die  Kosten  für  die  Verpflegung  des  verletzten  Baas,  Seemanns  oder  Lehrlings  zu 
tragen  hat,  ist  keine  Wochenrente  zu  zahlen. 

f)  Sämtliche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  als  Entschädigung  vom  Schiffseigentümer  zu 
zahlenden  Beträge  sind,  ohne  Rücksicht  auf  in^endwelche  im  Paragraph  503  des 
Handelsschiffahrtsgesetzes  v.  J.  1894  enthaltene  Bestimmungen  (welche  eine  Beschränkung 
der  Ersatzpflichtigkeit  eines  Schiffseigentümers  in  gewissen  Fällen  von  Tötung, 
Verletzung  oder  anderen  Schäden  vorsehen),  voll  einzuzahlen,  allein  die  in  jenem 
Paragraph  vorgesehene  Beschränkung  der  Ersatzpflicht  des  Eigentümers  bleibt  in  betreff 
von  Beträgen  in  Kraft,  welche  auf  Grund  des  Abschnitts  dieses  Gesetzes,  worin  von 
Rechtsmitteln  sowohl  gegen  den  Arbeitgeber  wie  gegen  Fremde  die  Rede  ist,  als 
Schadloshaltnng  erlangbar  sind,  als  ob  solche  Schadloshaltung  Schadensersatz  für  einen 
Todesfall  oder  eine  persönliche  Verletzung  wäre. 

g)  Die  Unterabschnitte  2  und  3  des  Abschnitts  174  des  Handelsschiffahrtsgesetzes  v.  J.  1894 
(welcher  von  der  Einforderung  rückständiger  Lohnzahlungen  handelt,  wo  dazu  berechtigte 
Seeleute  mit  ihrem  Schiffe  untergegangen  sind),  finden  in  derselben  Weise,  wie  sie  auf 
jedes  Vorgehen  zur  Einforderung  an  Seeleute  und  Lehrlinge  zahlbarer  rückständiger 
Löhnung  anwendbar  sind,  auch  auf  jedes  Vorgehen  Anwendung,  wo  Abhängige  von  mit 
ihrem  Schiffe  untergegangenen  Baasen,  Seeleuten  und  Lehrlingen  Entschädigungs- 
gelder vertanen;  und  es  ist  in  solchen  Fällen  derartiges  Vorgehen  ziur  Einforderung 
von  Entschädigungsgeldern  statthaft,  sofern  die  Anspruchserhebnng  binnen  achtzehn 
Monaten  von  dem  Zeitpunkt  an  gerechnet  erfolgt,  an  welchem  angenommen  wird, 
daß  das  Schiff  mit  sämtlicher  Mannschaft  unterging. 

2.  Dieses  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  solche  Mitglieder  der  Mannschaft  eines 
Fischereifahrzeuges,  welche  durch  Anteile  am  Gewinn  oder  Fang  des  betreffenden  Fahrzeuges 
gelohnt  werden. 

^)  d.  h.  auf  seinen  Verdienst  Angewiesenen. 
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(3)  This  section  shall  extend  to  pilots  to  whom  Part  X.  of  the  Merchant  Shipping  Act, 
1894,  applies,  as  if  a  pilot  when  employed  on  auy  such  ship  as  aforesaid  were  a  Seaman  and  a 
member  of  the  crew. 

8.— (1)  Where  — 

(i)  the  certifying  surgeon*)  appointed  ander  the  Factory  and  Workshop  Act,  1901,  for  the 
district  in  which  a  workman  is  employed  certifies  that  the  workman  is  suffering  from 
a  disease  mentioned  in  the  Third  Schednle  to  this  Act  and  is  thereby  disabled  from 
eaming  MI  wages  at  the  work  at  which  he  was  employed;  or 

(ii)  a  workman  is,  in  pursnance  of  any  special  mies  or  regulations  made  under  the  Factory 
and  Workshop  Act,  1901,  saspended  from  his  nsnal  employment  on  acconnt  of  having 
contracted  any  such  disease;  or 

(iii)  the  death  of  a  workman  is  caused  by  any  such  disease; 

and  the  disease  is  due  to  the  natore  of  any  employment  in  which  the  workman  was  employed 
at  any  time  within  the  twelve  months  previous  to  the  date  of  the  disablement  or  suspenBion, 
whether  under  one  or  more  employers,  he  or  his  dependants  shall  be  entitled  to  compensation 
under  this  Act  as  if  the  disease  or  such  Suspension  as  aforesaid  were  a  personal  injury  by  accident 
arising  out  of  and  in  the  course  of  that  employment,  subject  to  the  following  modÜfications :  — 

(a)  The  disablement  or  Suspension  shall  be  treated  as  the  happening  of  the  accident; 

(b)  If  it  is  proYed  that  the  workman  has  at  the  time  of  entering  the  employment  wilfolly 
and  falsely  represented  himself  in  writing  as  not  having  previously  sufifered  from  the 
disease,  compensation  shall  not  be  payable; 

(c)  The  compensation  shall  be  recoverable  from  the  employer  who  last  employed  the 
workman  during  the  said  twelve  months  in  the  employment  to  the  nature  of  which 
the  disease  was  due: 

Provided  tbat  — 

(i)  the  workman  or  his  dependants  if  so  required  shall  fumish  that  employer 
with  such  Information  as  to  the  names  and  addresses  of  all  the  other  employers 
who  employed  him  in  the  employment  during  the  said  twelve  months  as  he  or 
they  may  possess,  and,  if  such  Information  is  not  fumished,  or  is  not  sufficient  to 
enable  that  employer  to  take  proceedings  under  the  next  following  proviso,  that 
employer  upon  proving  that  the  disease  was  not  contracted  whilst  the  workman 
was  in  his  employment  shall  not  be  liable  to  pay  compensation;  and 

(ii)  if  that  employer  alleges  that  the  disease  was  in  fact  contracted  whilst  the 
workman  was  in  the  employment  of  some  other  employer,  and  not  whilst  in  his 
employment,  he  may  join  such  other  employer  as  a  party  to  the  arbitration,  and 
if  the  allegation  is  proved  that  other  employer  shall  be  the  employer  from  whom 
the  compensation  is  to  be  recoverable;  and 

(iü)  if  the  disease  is  of  such  a  nature  as  to  be  contracted  by  a  gradaal  process, 
any  other  employers  who  during  the  said  twelye  months  employed  the  workman 
in  the  employment  to  the  nature  of  which  the  disease  was  due  shall  be  liable  to 
make  to  the  employer  from  whom  compensation  is  recoverable  such  contributions 
as,  in  default  of  agreement,  may  be  determined  in  the  arbitration  ander  this  Act 
for  settling  the  amount  of  the  compensation; 

(d)  The  amount  of  the  compensation  shall  be  calculated  with  reference  to  the  eaming^  of 
the  workman  under  the  employer  from  whom  the  compensation  is  recoverable; 

(e)  The  employer  to  whom  notice  of  the  death,  disablement,  or  suspension  is  to  be  giveu 
shall  be  the  employer  who  last  employed  the  workman  during  the  said  twelve  months 
in  the  employment  to  the  nature  of  which  the  disease  was  due,  and  the  notice  may 
be  given  notwithstanding  that  the  workman  has  voluntarily  left  his  employment. 

(f)  If  an  employer  or  a  workman  is  aggrieved  by  the  action  of  a  certifymg  or  other 
sargeon  in  giving  or  refusing  to  give  a  certificate  of  disablement  or  in  suspending^  or 
refusing  to  suspend  a  workman  for  the  purposes  of  this  section,  the  matter  shall  in 
accordance  with  regulations  made  by  the  Secretary  of  State  be  referred  to  a  medical 
referee,  whose  decision  shall  be  final. 

(2)  If  the  workmau  at  or  immediately  before  the  date  of  the  disal)lement  or  Suspension 
was  employed  in  any  process  mentioned  in  the  second  column  of  the  Third  Schedule  to  this 
Act,  and  the  disease  contracted  is  the  disease  in  the  first  column  of  that  Schedule  set  opposite 
the  description  of  the  process,  the  disease,  except  where  the  certifying  surgeon  certifies  that  in 
his  opinion  the  disease  was  not  due  to  the  nature  of  the  employment,  shall  be  deemed  to  have 
been  due  to  the  nature  of  that  employment,  unless  the  employer  proves  the  contrary. 


1)  Ein  Arzt,   der  von   teiten   der  Begierung   eingesetzt   ist,    um   vorkommende   Unfall erkranknngeu   amtlich 
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3.  Der  vorliegende  Abschnitt  ist  indessen  auf  Lootsen,  welche  dem  Teil  X  des  Handels- 
schiffahrts^esetzes  v.  J.  1894  nnterliegen,  in  gleicher  Weise  anzuwenden,  als  ob  dieselben  auf 
einem  Schiffe  vorerwähnter  Art  Seeleute  oder  Mitglieder  der  Schiffsmannschaft  wären. 

Vni.  —  1.  Falls 

a)  der  auf  Grund  des  Fabrik-  und  Werkstattsgesetzes  v.  J.  1901  eingesetzte  Regierungs- 
arzt') des  Bezirks,  in  welchem  ein  Arbeiter  beschäftigt  wird,  beglaubigt,  daß  der  be- 
treffende Arbeiter  an  einer  im  dritten  Anhang  zu  diesem  Gesetz  aufgezeichneten 
Krankheit  leidet  und  dadurch  an  dem  Erwerb  seines  vollen  Lohnes  bei  der  Arbeit, 
bei  welcher  er  beschäftigt  war,  behindert  ist;  oder 

b)  ein  Arbeiter,  infolge  einer  gemäß  dem  Fabrik-  und  Werkstattsgesetze  v.  J.  1901  er- 
lassenen besonderen  Bestimmung  oder  Anordnung,  wegen  seines  Leidens  an  einer 
solchen  Krankheit  aus  seiner  gewöhnlichen  Beschäftigung  entlassen  wird;  oder 

c)  der  Tod  eines  Arbeiters  durch  eine  derartige  Krankheit  veranlaßt  wird; 

und  die  Krankheit  durch  die  Art  der  Beschäftigung  herbeigeführt  wurde,  in  welcher  der  Arbeiter 
zu  irgend  einer  Zeit  während  der  vorhergehenden  zwölf  Monate  vor  seiner  Erkrankung  oder 
Entlassung,  sei  es  bei  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern,  Verwendung  fand,  werden  er  selbst 
und  seine  Angehörigen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entschädignngsberechtigt,  als  ob  die  erwähnte 
Erkrankung  oder  Dienstentlassung  eine  infolge  und  im  Verlaufe  solcher  Beschäftigung  durch 
Unfall  verursachte  Verletzun«:  wäre,  jedoch  mit  folgenden  Abänderungen: 

a)  Die  Erkrankung  oder  Entlassung  soll  als  das  Ereignis  des  Unfalls  gelten; 
ß)  Läßt  sich  nachweisen,  daß  der  betreffende  Arbeiter  zur  Zeit  seines  Eintrittes  in  seine 
Beschäftigung  schriftlich,  geflissentlich  und  fälschlich  vorgab,  daß  er  bis  dahin  an  der 
betreffenden  Krankheit  nicht  gelitten  hatte,  so  ist  keine  Entschädigung  zahlbar; 
y)  Die  Entschädigung  ist  von  demjenigen  Arbeitgeber  einzufordern,  welcher  den  Arbeiter 
während  der  erwäinten  zwölf  Monate  zuletzt  in  der  Beschäftigung  verwendete,  deren 
Wesen  an  der  Erkrankung  Schuld  trug: 
Mit  dem  Vorbehalt,  daß 

aa)  der  Arbeiter  oder  die   von  ihm  Abhängifi^en   dem  Arbeitgeber   auf  Verlangen  betreffs 
Namens  und  Wohnorts  anderer  Arbeitgeber,   bei  welchen   der  Arbeiter  im  Laufe  der 
erwähnten  zwölf  Monate  beschäftigt  war,  alle  Auskunft  zu  erteilen  haben,  die  er  oder 
sie  selber  besitzen,  und  daß,   falls   solche  Auskunft  nicht  erteilt  wird   oder  nicht  ge- 
nügt,  um  dem  Arbeitgeber  ein  Vorgehen  auf  Grund  der  im   nächsten  Abschnitt  ent- 
haltenen  Bestimmungen   zu   ermöglichen,    der  Arbeitgeber  zur  Zahluns^  einer  Ent- 
schädigung nicht  verpflichtet  sein  soll,  sofern  er  nachweisen  kann,  daß  die  Krankheit 
nicht  in  der  Beschäftigung  bei  ihm  selbst  verursacht  wurde;  und 
ßß)  behauptet  der  genannte  Arbeitgeber,   daß  der  Arbeiter  sich   die  Krankheit  tatsächlich 
während  seiner  Beschäftigung  bei  einem  anderen  Arbeitgeber  und  nicht  bei  ihm  selber 
zugezogen  habe,  so  ist  er  berechtigt,  solchem  anderen  Arbeitgeber  als  Partei  zu  dem 
schiedsgerichtlichen  Verfahren  mit  heranziehen,   und,   falls  seine  Behauptung  sich  als 
richtig  herausgestellt,   so   hat  der   andere  Arbeitgeber  als   derjenige  Arbeitgeber  zu 
gelten,  von  welchem  die  Entschädigung  einzufordern  ist:  und 
yy)  ist  die  Krankheit  solcher  Art,  daß  sie  sich  durch  allmähliche  Entwicklung  ausgebildet 
haben  muß,   so  können   alle  sonstigen  Arbeitgeber,   welche  den  Arbeiter  während  der 
vorhergehenden   zwölf  Monate  in  der  Besch^igung  verwendeten,   auf  deren  Wesen 
die  Entstehung  zurückzuführen  ist,   demjenigen  Arbeitgeber  gegenüber,   von  welchem 
die  Entschädigung  unmittelbar  einzuziehen  ist,   zur  Leistung  solcher  Beiträge  heran- 
gezogen werden,   wie  sie,  in  Ermangelung  gütlicher  Eiuigunfif,   das  auf  Grund   dieses 
Gesetzes  zur  Regelung  des  Betrages  der  Entschädigung  ergehende  schiedsrichterliche 
Verfahren  bestimmt; 
S)  Der  Betrag   der  Entschädigung  ist  nach  Maßgabe   des  Verdienstes   des  Arbeiters   bei 
demjenigen  Arbeitgeber  zu  berechnen,   von  welchem   die  Entschädigung   unmittelbar 
einzufordern  ist; 
e)  Als  der  Arbeitgeber,   an  welchen   der  Tod,   die  Erwerbsunfähigkeit   oder   die  Dienst- 
entlassung eines  Arbeiters   zu  melden  ist,   gilt   derjenige,   welcher  den   betreffenden 
Arbeiter  im  Verlauf   der   erwähnten  zwölf  Monate   zuletzt  in   der  Beschäftigungsart, 
auf  welche  die  Krankheit  zurückzuführen  ist,  beschäftigt  hat,  und  solche  Meldung  kann 
erfolgen,  auch  wenn  der  Arbeiter  freiwillig  aus  seiner  Beschäftigung  bei  ihm  ausschied; 
^)  Falls  ein  Arbeitgeber  oder  Arbeiter  durch  die  Handlung  eines  Regierungs-  oder  sonstigen 
Arztes,   der  ein  Erwerbsunfähigkeitsattest  entweder   ausstellt   oder   auszustellen  sich 
weigert   oder   die  Beschäftigung   eines   Arbeiters   im   Sinne   dieses  Abschnitts   unter- 
sagt oder  zu  untersagen  sich  weigert,  sich  beschwert  fühlt,  so  soll  die  Angelegenheit 
gemäß  den  vom  Staatssekretär  erlassenen  Vorschriften  an  einen  ärztlichen  Schiedsmann 
verwiesen  werden,  dessen  Entscheid  als  endgültig  anzusehen  ist 
2.  War   der  Arbeiter   während    oder  unmittelbar   vor   seiner  Erkrankung   oder   Dienst- 
entlassung in  einer  in   der  zweiten  Spalte  des  dritten  Anhangs  zu  diesem  Gesetz  aufgezählten 
Beschäftigungsart  beschäftigt,  und  ist  die  zugezogene  Krankheit  die  in  der  ersten  Spalte  genannten 
Anhangs  solcher  Beschäftigungsart  gegenübergesetzte  Krankheit,  so  ist  seine  Krankheit,  außer 
wenn   der  Regierungsarzt  bescheinigt,    daß   seiner  Ansicht  nach  die  Krankheit  nicht  aus  der 
betreffenden  Beschäftigungsart  herrührt,  als  durch  die  Art  solcher  Beschäftigung  veranlaßt  anzu- 
sehen, es  sei  denn,  daß  der  Arbeitgeber  das  Gegenteil  nachweist. 


■a  beglaabigen. 
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(3)  The  Secretary  of  State  mty  make  nües  re^ating  the  daties  and  fees  of  certifying 
and  other  sorgeons  (inclnding  dentists)  under  this  section. 

(4)  For  the  pnrposes  of  this  section  the  date  of  disablement  shall  be  such  date  as  the 
certifying  snrgeon  certifies  as  the  date  on  which  the  disablement  commenced,  or,  if  he  is  onable 
to  certify  such  a  date,  the  date  on  which  the  certificate  is  given:  Proyided  that  — 

(a)  Where  the  medical  referee  allows  an  appeal  against  a  refnsal  by  a  certifying  sorgeon 
to  give  a  certificate  of  disablement,  the  date  of  disablement  shall  be  such  date  as  the 
medical  referee  may  determine: 

(b)  Where  a  workman  dies  without  having  obtained  a  certificate  of  disablement,  or  is  at 
the  time  of  death  not  in  receipt  of  a  weekly  payment  on  acconnt  of  disablement,  it 
shall  be  the  date  of  death. 

(5)  In  such  cases,  and  snbject  to  sach  conditions  as  the  Secretary  of  State  may  direct, 
a  medical  practitioner  appointed  by  the  Secretary  of  State  for  the  pnrpose  shall  have  the  power» 
and  daties  of  a  certifying  sorgeon  under  this  section,  and  this  section  shall  be  constmed  accordingly. 

(6)  The  Secretary  of  State  may  make  Orders  for  extending  the  provisions  of  this  section 
to  other  diseases  and  other  processes,  and  to  injaries  dae  to  the  natore  of  any  employment 
specified  in  the  order  not  being  injuries  by  accident,  either  without  modification  or  snbject  to 
such  modifications  as  may  be  contamed  in  the  order. 

(7)  Where,  after  inqniry  held  on  the  application  of  any  employers  or  workmen  engaged 
in  any  indnstry  to  which  this  section  applies,  it  appears  that  a  mutual  trade  Insurance  Company 
or  Society  for  insuring  against  the  risks  ander  this  section  has  been  established  for  the  indnstry, 
and  that  a  majority  of  the  employers  engaged  in  that  indnstry  are  insnred  against  such  risks 
in  the  Company  or  society  and  that  the  Company  or  society  consents,  the  Secretary  of  State 
may,  by  Provisional  Order, »)  require  all  employers  in  that  indnstry  to  insure  in  the  Company 
or  society  npon  such  terms  and  under  such  conditions  and  snbject  to  such  exceptions  as  may 
be  set  forth  in  the  Order.  Where  such  a  Company  or  societjr  has  been  established,  bot  is 
confined  to  employers  in  any  particular  locality  or  of  any  particular  class,  the  Secretary  of  State 
may  for  the  pnrposes  of  this  Provision  treat  the  indnstry,  as  carried  on  by  employers  in  that 
locality  or  of  that  class,  as  a  separate  industry. 

(8)  A  ProTisional  Order  made  under  this  section  shall  be  of  no  force  whatever  unless 
and  until  it  is  confirmed  by  Parliament,  and  if,  while  the  Bill  confirming  any  such  Order  is 
pending  in  either  House  of  Parliament,  a  petition  is  presented  against  the  Order,  the  Bill  may 
be  referred  to  a  Select  Committee,  and  the  petitioner  shall  be  allowed  to  appear  and  oppose.as 
in  the  case  of  Private  Bills,*)  and  any  Act  confirming  any  Provisional  Order  under  this  section 
may  be  repealed,  altered,  or  amended  by  a  Provisional  Order  made  and  confirmed  in  like  manner. 

(9)  Any  expenses  incurred  by  the  Secretary  of  State  in  respect  of  any  such  Order, 
Provisional  Order,  or  confirming  Bill  shall  be  defrayed  out  of  moneys  provided  by  Parliament. 

(10)  Nothing  in  this  section  shall  affect  the  rights  of  a  workman  to  recover  compensation 
in  respect  of  a  disease  to  which  this  section  does  not  apply,  if  the  disease  is  a  personal  injnry 
by  accident  within  the  meaning  of  this  Act. 

9. —(1)  This  Act  shall  not  apply  to  persons  in  the  naval  or  military  Service  of  the  Crown, 
but  otherwise  shall  apply  to  workmen  employed  by  or  under  the  Crown  to  whom  this  Act  would 
apply  if  the  employer  were  a  private  person: 

Provided  that  in  the  oase  of  a  person  employed  in  the  private  servioe  of  the  Crown, 
the  head  of  that  department  of  the  Eoyal  Household  in  which  he  was  employed  at  the  time  of 
the  accident  shall  be  deemed  to  be  bis  employer. 

(2)  The  Treasury  may,  by  Warrant  laid  before  Parliament,  modify  for  the  pnrposes  of  this 
Act  their  Warrant  made  under  section  one  of  the  Superannuation  Act,  1887,')  and  notwithstanding 
anything  in  that  Act,  or  any  such  Warrant,  may  frame  schemes  with  a  view  to  their  being 
certified  by  the  Registrar  of  Friendly  Societies  under  this  Act. 

*)  Ein  «ProTidonal  Order<<  ist  eine  BeitimmaDg,  welche  der  Teraotwortliche  Chef  einer  Begierongtabteniuig 
za  erlaiaen  befoRt  tat.  Soll  lie  Gesetseekraft  erlangen,  ao  bedarf  sie  der  aoadrOoUicben  Zoatimmong  dea  Parlamenta. 
Ka  tat  indeaaen  fOr  aie  eine  ParlamentaTerbandlung  Torgeacbrieben,  welche  einen  beachleonigten  Oeaehlftagang  geatattet 
und  in  der  Begel  ohne  Widerapruoh  Tor  aich  geht. 

*)  PrlratTorlagen  betreffen  nioht  eigentlich  Oeaetse,  aondern  gewOnachte  parlamentariache  Ermftohtigong  ca 
irgend  einem  Unternehmen.    Für  dleae  Vorlagen  beateht  ein  eigenea  Verfahren.    Sie  werden  im  engeren  Aoaachafi 
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3.  Der  Staatssekretär  kann  über  die  aus  diesem  Abschnitt  erwachsenden  Verpflichtongen 
der  beglaubigenden  und  anderen  Aerzte  (auch  Zahnärzte)  und  die  Honorarsätze  besondere 
Bestimmungen  erlassen. 

4.  f^  die  Zwecke  dieses  Abschnitts  soll  als  Zeitpunkt  des  Eintritts  der  Erwerbsunfähig- 
keit der  Zeitpunkt  gelten,  welchen  der  beglaubigende  Arzt  als  den  Anfang  der  Erwerbsunfähigkeit 
bestimmt,  oder,  wenn  es  ihm  nicht  möglich  ist  mit  Gewißheit  einen  solchen  Zeitpunkt  zu 
bestimmen,  der  Zeitpunkt,  an  welchem  das  Erwerbsunfähigkeitsattest  ausgestellt  wurde: 

Mit  den  Vorbehalten,  daß: 

a)  Sofern  der  ärztliche  Schiedsmann  die  Berufung  gegen  eine  Weigerung  des  beglaubigenden 
Arztes,  ein  Erwerbsunfähigkeitsattest  auszustellen,  f&r  begründet  erklärt,  der  Zeitpunkt 
als  Beginn  der  Erwerbsunfähigkeit  zu  gelten  hat,  welchen  der  ärztliche  Schiedsmann 
nunmehr  als  solchen  bestimmt; 

b)  Sofern  ein  Arbeiter  ohne  vorherige  Erlangung  eines  Erwerbsunfähigkeitsattestes  stirbt 
oder  zurzeit  seines  Ablebens  nicht  im  Bezug  einer  wöchentlichen  Inyalid'enrente  auf 
Grund  seiner  Erwerbsunfähigkeit  ist,  der  Tag  seines  Todes  als  bestimmender  Zeitpunkt 
gelten  soll. 

5.  In  allen  derartigen  Fällen,  und  vorbehaltlich  der  Bestimmungen,  welche  der  Staats- 
sekretär zu  erlassen  befu^  ist,  kommen  einem  vom  Staatssekretär  für  diese  Zwecke  eingesetzten 
Arzte  alle  Befugnisse  und  Pflichten  eines  beglaubigenden  Arztes  zu,  wie  sie  dieser  Abschnitt 
bestimmt,  und  es  ist  dieser  Abschnitt  demgemäß  auszulegen. 

f>.  Der  Staatssekretär  kann  durch  Verordnung  die  Bestimmungen  dieses  Abschnitts,  sei  es 
ohne  oder  mit  solchen  Abänderungen,  wie  sie  etwa  in  der  Verordnung  angegeben  werden,  auf 
andere  Krankheiten  und  andere  Beschäftigungsarten  ausdehnen,  ebenso  auch  auf  Schäden,  welche 
sich  aus  dem  Wesen  der  in  seiner  Verordnung  genannten  Beschäftigungsarten  herleiten,  ohne 
Unfallverletzungen  zu  sein. 

7.  Ergibt  es  sich  nach  einer  auf  Antrag  von  Arbeitgebern  oder  Arbeitern  eines  diesem 
Abschnitt  unterliegenden  Gewerbes  angestellten  Enquete,  daß  für  ein  solches  Gewerbe  eine 
Versicherungsgenossenschaft  auf  Gegenseitigkeit  oder  eine  gewerbliche  Versicherungsgesellschaft 
besteht,  welche  gegen  das  aus  den  Bestimmungen  dieses  Abscnnittes  erwachsende  Risäo  versichert, 
und  daß  die  Mehrzahl  der  in  solchem  Gewerbe  tätigen  Arbeitgeber  bei  solcher  Genossenschaft 
oder  Gesellschaft  gegen  dieses  Risiko  versichert  sind,  und  erklärt  sich  solche  Genossenschaft 
oder  Gesellschaft  damit  einverstanden,  so  darf  der  Staatssekretär  vermittels  provisorischer 
Verordnung^)  alle  Arbeitgeber  in  dem  betreffenden  Gewerbe  verpflichten,  unter  solchen 
Bedingungen  und  mit  solchen  Ausnahmen,  wie  es  in  der  Verordnung  vorgeschrieben  wird,  bei 
solcher  GenosseQschaft  oder  Gesellschaft  zu  versichern.  Wo  eine  Genossenschaft  oder  Gesellschaft 
genannter  Art  besteht,  aber  auf  die  Arbeitgeber  nur  eines  einzelnen  Bezirkes  oder  einer  besonderen 
Branche  beschränkt  ist,  kann  der  Staatssekretär  diese  Bestimmung  auf  die  Arbeitgeber  solchen 
Bezirkes  oder  solcher  Branche  allein  in  Anwendung  bringen,  als  ob  diese  ein  besonderes  Ge- 
werbe bildeten. 

8.  Eine  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  erlassene  provisorische  Verordnung  erlangt  immer 
erst  mit  Bestätigung  des  Parlaments  Gesetzeskraft;  sollte,  solan^^e  eine  Vorlage  zur  Bestätigung 
solcher  Verordnung  einem  der  beiden  Parlamentshäuser  vorliegt,  eine  Petition  gegen  die  Verordnung 
eingereicht  werden,  so  darf  die  Vorlage  einem  Sonderausschuß  zur  Beratung  zugewiesen  werden, 
und  es  ist  dem  Petenten  gestattet,  vor  dem  Ausschuß  zu  erscheinen  und  gegen  die  Verordnung 
Einspruch  zu  erheben,  wie  dies  bei  Privatvorlagen*)  erlaubt  ist;  auch  darf  ied es  eine  provisorische 
Verordnung  bestätigende  Gesetz  durch  eine  andere  provisorische  Verordnung,  die  in  gleicher 
Weise  Bestätigung   erhält,   aufgehoben,   abgeändert  oder  ergänzt  werden. 

9.  Alle  Kosten,  welche  dem  Staatssekretär  in  bezug  auf  solche  Verordnungen,  provisorische 
Verordnungen  oder  Bestätigungsvorlagen  erwachsen,  sind  aus  Geldern  zu  bestreiten,  welche  das 
Parlament  dazu  verfügbar  macht. 

10.  Nichts  in  diesem  Abschnitt  soll  die  Rechte  eines  Arbeiters  berühren,  Entschädigung 
bezüglich  einer  Krankheit  zu  fordern,  auf  welche  dieser  Abschnitt  keine  Anwendung  findet,  wenn 
die  Krankheit  im  Sinne  eines  Gesetzes  eine  durch  Unfall  herbeigeführte  Körperverletzung  ist. 

IX.  —  1.  Auf  Personen  im  Flotten-  oder  Kriegsdienst  der  Krone  findet  dieses  Gesetz  keine 
Anwendung,  aber  abgesehen  hiervon,  bezieht  es  sich  auf  alle  Arbeiter,  welche  von  oder  namens 
der  Krone  beschäftigt  werden  und  auf  welche  es  in  Anwendung  kommen  würde,  sofern  der 
Arbeitgeber  eine  Privatperson  wäre. 

Indessen  ist  für  die  im  Privatdienst  der  Krone  beschäftigten  Personen  der  Chef  der  Ab- 
teilung des  königlichen  Haushaltes,  in  welcher  der  Betreffende  zurzeit  seines  Unfalls  Verwendung 
fand,  als  Arbeitgeber  anzusehen. 

2.  Das  Schatzamt  ist  befugt,  durch  dem  Parlament  vorzulegende  Verfügung  sein  auf  Grund 
des  Pensionierungsgesetzes  v.  J.  1887')  erlassenes  Reskript  für  die  Zwecke  dieses  Gesetz  abzu- 
ändern, und  ungeachtet  der  Bestimmungen  jenes  Gesetzes  oder  seines  eigenen  Reskriptes, 
Versicherungspläne  auszuarbeiten,  um  sie  dem  Registrar  of  Friendly  Societies  entsprechend  diesem 
Gesetze  zur  Bestätigung  vorzulegen. 


beraten,  wo  Interessenten  In  Person  oder  durch  Joristisohe  Vertreter  ihr  Beoht  geltend  machen,  wie  Parteien  ror  einem 
Gericht.    Das  Parlament  bestätigt  oder  rerwirft  dann  im  Plenum. 

^)  Dieses  Oesets  ermächtigt  das  Schatzamt,  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  oder  des  Todes  eines  Staats- 
beamten im  Zirildlenst,  sofern  sein  Leiden  oder  Tod  ohne  eigene  Schuld  im  Dienst  oder  als  Folge  seiner  besonderen 
dienstlichen  Besehäftigung  stattfand,  ihm  oder  seinen  Angehörigen  aus  Staatsmitteln  eine  nicht  in  dem  Dienstregulatir 
Torgeschene  Dotation  su  gewähren. 
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.  10.  —  (1)  The  Secretary  of  State  may  appoint  snch  legaliy  qnalified  medical  practitioners 
to  be  medical  referees  for  the  pnrpoBes  of  this  Act  as  he  may,  with  the  ganction  of  the  Treasnry, 
determine,  and  the  remuneration  of,  and  other  expenses  incurred  by,  medical  referees  nnder  this 
Act  shall,  snbject  to  regnlations  made  by  the  Treasnry,  be  paid  out  of  moueys  provided  by 
Pariiament. 

Where  a  medical  referee  has  been  employed  as  a  medical  practitioner  in  connection  with 
any  case  by  or  on  behalf  of  an  employer  or  workman  or  by  any  insurers  interested,  he  shall 
not  act  as  medical  referee  in  that  case. 

(2)  The  remuneration  of  an  arbitrator  appointed  by  a  jud^e  of  county  conrts  under  the 
Second  Schedule  to  this  Act  shall  be  paid  out  of  moneys  proyidel  by  Pariiament  in  accordance 
with  regnlations  made  by  the  Treasnry. 

11.— (1)  If  it  is  alleged  that  the  owners  of  any  ship  are  liable  as  such  owners  to  pay 
compensation  under  this  Act,  and  at  any  time  that  ship  is  fonnd  in  any  port  or  river  of  England 
or  Ireland,  or  within  three  miles  of  the  coast  thereof,  a  judge  of  any  court  of  record^)  in  England 
or  Ireland  may,  npon  its  beiug  shown  to  him  by  any  person  applying  in  accordance  with  the 
mies  of  the  court  that  the  owners  are  probably  liable  as  such  to  pay  such  compensation,  and 
that  none  of  the  owners  reside  in  the  United  Kingdom,  issue  an  order  directed  to  any  officer 
of  customs  or  other  officer  named  by  the  judge  requiring  him  to  detain  the  ship  untll  such 
time  as  the  owners,  agent,  master,  or  consignee  ther^f  have  paid  such  compensation,  or  have 
given  security,  to  be  approved  by  the  jndge,  to  abide  the  event  of  any  proceedings  that  may 
be  instituted  to  recover  such  compensation  and  to  pay  such  compensation  and  costs  as  may  be 
awarded  thereon;  and  any  officer  of  customs  or  other  officer  to  whom  the  order  is  directed 
shall  detain  the  ship  accordingly. 

(2)  In  any  legal  proceeding  to  recover  such  compensation,  the  person  giving  security 
shall  be  made  defendant,  and  the  prodnction  of  the  order  of  the  judge,  made  in  relation  to  the 
security,  shall  be  conclusive  evidence  of  the  liability  of  the  defendant  to  the  proceeding. 

(3)  Section  six  hundred  and  ninety-two  ^)  of  the  Merchant  Shipping  Act,  1894,  shall  apply 
to  the  detention  of  a  ship  under  this  Act  as  it  applies  to  the  detention  of  a  ship  nnder  that 
Act,  and,  if  the  owner  of  a  ship  is  a  corporation,  it  shall  for  the  purposes  of  this  section  be 
deemed  to  reside  in  the  United  Kingdom  if  it  has  an  office  in  the  United  Kingdom  at  which 
Service  of  writs  can  be  effected. 

12. — (1)  Every  employer  in  any  industry  to  which  the  Secretary  of  State  may  direct  that 
this  section  shall  apply  shall,  on  or  before  such  day  in  every  year  as  the  Secretary  of  State 
may  direct,  send  to  tiie  Secretary  of  State  a  correct  retum  specifying  the  nnmber  of  injuries  in 
respect  of  which  compensation  has  been  paid  by  him  under  this  Act  dnring  the  previons  year, 
and  the  amount  of  such  compensation,  together  with  snch  other  particnlars  as  to  the  compensation 
as  the  Secretary  of  State  may  direct,  aud  in  default  of  complying  with  this  section  shall  be 
liable  on  conviction  under  the  Summary  Jurisdiction  Acts')  to  a  fine  not  exceeding  five  pounds. 

(2)  Any  regnlations  made  by  the  Secretary  of  State  containing  such  directions  as  afore^aid 
shall  be  laid  before  both  Houses  of  Pariiament  as  soon  as  may  be  after  they  are  made. 

13.  In  this  Act,  unless  the  context  otherwise  requires,  — 

-'Employer"^  includes  any  body  of  persons  corporat<e  or  unicorporate  and  the  legal  personal 
representative  of  a  deceased  employer,  and,  where  the  Services  of  a  workman  are 
temporarily  lent  or  let  on  hire  to  another  person  by  the  person  with  ii^hom  the 
workman  has  entered  into  a  contract  of  servioe  or  apprenticeship,  the  latter  shaU, 
for  the  purposes  of  this  Act,  be  deemed  to  continue  to  be  the  employer  of  the  work- 
man whilst  he  is  working  for  that  other  person; 

"Workman"  does  not  include  any  person  employed  otherwise  than  by  way  of  manual 
labour  whose  remuneration  exceeds  two  hundred  and  fifty  pounds  a  year,  or  a  person 
whose  employment  is  of  a  casual  nature  and  who  is  employed  otherwise  than  for  the 
purposes  of  the  employer's  trade  or  business,  or  a  member  of  a  police  force,  or  an 
out  worker,  or  a  member  of  the  employer's  family  dwelling  in  bis  house,  but,  save 
as  aforesaid,  means  any  person  who  has  entered  into  or  works  under  a  contract  of 
Service  or  apprenticeship  with  an  employer,  whether  by  way  of  manual  labour,  clerical 
work,  or  otiierwise,  and  whether  the  contract  is  expressed  or  implied,  is  oral  or  in 
writingj 

Any  reference  to  a  workman  who  has  been  injnred  shall,  where  the  workman  is  dead, 
include  a  reference  to  bis  legal  personal  representative  or  to  bis  dependants  or  other 
person  to  whom  or  for  whose  benefit  compensation  is  payable; 


>)  Dafl  sind  iatsftohlich  alle  hier  in  Betracht  kommende  Tribunale. 

-)  Dieser  Abschnitt  macht  die  Abfahrt  eines  so  festgehaltenen  Schiffes  mit  lOd  Pfd.  Sterl.  strafbar,  woia  noch 
weitere  Strafgelder  kommen,  wofern  etwa  der  die  Festhaltnng  bewirkende  Beamte  mit  auf  See  genommen  wird.    Die 
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X.  —  1.  Der  Staatssekretär  ist  befugt,  nach  freiem  Ermessen,  jedoch  mit  Zustimmang  des 
Schatzamts,  gesetzlich  erprobte  Aerzte  als  ärztliche  Schiedsmänner  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes 
einzusetzen ;  and  die  Besoldung  solcher  Aerzte,  sowie  .die  Bezahlung  aller  aus  ihrer  Amtsführung 
erwachsenden  Kosten  sind,  unter  Vorbehalt  der  darüber  zu  treffenden  Bestimmungen  des  Schatz- 
amtes, aus  Geldern  zu  bestreiten,  welche  vom  Parlament  zu  geTfähren  sind. 

Ist  ein  ärztlicher  Schiedsmann  von  einem  beteiligten  Arbeiter  oder  Arbeitgeber,  oder  von 
beteiligten  Versicherern,  oder  in  ihrem  Namen,  in  einem  Falle  als  praktizierender  Arzt  zu  Rate 
gezogen  worden,  so  darf  er  in  demselben  Falle  nicht  auch  als  ärztlicher  Beirat  auftreten. 

2.  Das  Honorar  für  einen  von  einem  Grafschaftsrichter  auf  Grund  des  zweiten  Anhangs 
zu  diesem  Gesetze  ernannten  Schiedsrichter  ist  unter  Beobachtung  der  vom  Schatzamt  gemachten 
Bestimmungen  aus  den  vom  Parlament  zu  gewährenden  Geldmitteln  zu  bestreiten. 

XI.  —  1.  Wird  behauptet,  daß  die  Eigentümer  eines  Schiffes  als  solche  Eigentümer  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  zur  Leistung  einer  Entschädigung  verpflichtet  sind,  und  es  wird  solches 
Schiff  zu  irgendeiner  Zeit  in  einem  Hafen  oder  Fluß  in  England  oder  Irland,  oder  innerhalb 
drei  Seemeilen  von  der  Küste  dieser  Länder  vorgefunden,  so  kann  dem  Richter  irgendeines 
Archivgerichts  0  auf  vorschriftsmäßigen  Antrag  einer  beteiligten  Person  und  gehörigen  Nach- 
weis, daß  die  Eigentümer  solchen  Schiffes  als  solche  zur  Leistung  einer  Entschädigunsf  ver- 
pflichtet sind,  und  daß  keiner  der  Eigentümer  in  dem  Vereinigten  Königreich  seinen  Wohnsitz 
hat,  den  Befehl  an  einen  Zollbeamten  oder  einen  anderen  vom  Richter  zu  nennenden  Beamten 
richten,  das  betreffende  Schiff  auf  solange  anzuhalten,  bis  die  Eigentümer,  oder  deren  Vertreter, 
der  Baas  oder  der  Empfänger  der  Ladung,  die  schuldige  Entschädigung  oder  aber  eine  vom 
Richter  gutgeheißene  Kaution  geleistet  haben  dafür,  daS  sie  sich  dem  Entscheid  in  dem  zur 
Erlangung  solcher  Entschädigung  einzuleitenden  Verfahren  unterwerfen  und  die  auf  Grund 
desselben  zuerkannten  Entschädigung  und  Kosten  zahlen  werden;  und  jeder  Zollbeamte  oder 
andere  Beamte,  an  den  solche  Requisition  ergeht,  ist  verpflichtet,  besagtes  Schiff  demgemäß 
anzuhalten. 

2.  In  jedem  behufs  Erlangung  solcher  Entschädigung  anzustrengenden  Verfahren  ist  gegen 
denjenigen,  der  die  Kaution  stellt,  als  Beklagten  vorzugehen;  und  die  Beibringung  der  in  betreff 
der  Kaution  ausgestellten  Verfügung  des  lUchters  ist  als  ausreichender  Beweis  für  die  Pflicht 
des  Beklagten,  sich  dem  Verfahren  zu  unterwerfen,  anzusehen. 

3.  Bei  Anhaltung  eines  Schiffes  auf  Grund  vorliegenden  Gesetzes  findet  Abschnitt  692*) 
des  Handelsschiffahrtsgesetzes  dieselbe  Anwendung,  wie  uei  Anhaltung  eines  Schiffes  auf  Grund 
jenes  Gesetzes  und,  gehört  das  Schiff  einer  Köroerschaft,  so  gilt  diese,  soweit  gegenwärtiger 
Abschnitt  in  Betracht  kommt,  als  im  Vereinigten  Königreich  wohnhaft,  sofern  sie  im  Vereinigten 
Königreich  ein  Geschäftslokal  besitzt,  in  welchem  Gerichtsvorladungen  gültig  abgegeben  werden 
können. 

XII.  —  1.  Jeder  Arbeitgeber  eines  Gewerbes,  auf  welches  der  Staatssekretär  durch  Ver- 
ordnung vorliegenden  Abschnitt  in  Anwendung  bringt,  ist  gehalten,  jedes  Jahr  an  oder  vor  dem 
vom  Staatssekretär  dazu  bezeichneten  Tage,  dem  Staatssekretär  einen  genauen  Bericht  ein- 
zusenden, welcher  die  Zahl  der  Verletzungen,  für  welche  im  vorhergehenden  Jahr  von  ihm  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigung  geleistet  worden  ist,  und  den  Betrag  solcher  Entschädigung 
nebst  den  sonst  noch  vom  Staatssekretär  betreffs  der  Entschädigungsleistnngen  verlangten 
Auskunft,  angibt.  Unterlassung  der  Beobachtung  der  in  diesem  Abschnitte  gemachten  Be- 
stimmungen ist  im  Falle  einer  Verurteilung  des  Betreffenden  auf  Grund  der  Gesetze  über 
summarisches  Verfahren*)  mit  Geldstrafe  bis  zu  j^  6  zu  ahnden. 

2.  Alle  Regulative  des  Staatssekretärs  zur  Regelung  oben  erwähnter  Punkte  sind  beiden 

Parlamentshäusem  alsbald  nach  Erlaß  vorzulegen. 

Xin.  —  Abgesehen  von  Stellen,  in  welchen  der  Zusammenhang  solches  verbietet,  schließt 

in  diesem  Gesetze 

der  Begriff  „Arbeitgeber"  auch  Körperschaften  ein,  ob  sie  juristische  Persönlichkeit  be- 
sitzen oder  nicht,  auch  den  gesetzmäßigen  persönlichen  Vertreter  eines  verstorbenen 
Arbeitgebers,  und,  wo  die  Dienste  eines  Arbeiters  seitens  der  Person,  mit  welcher  der 
Arbeiter  einen  Arbeits-  oder  Lehrvertrag  abgeschlossen  hatte,  zeitweilig  an  eine  andere 
Person  abgelassen  oder'  weiterverheuert  wurde,  soll  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes 
ersterer  als  Arbeitgeber  des  Arbeiters  weitergelten,  auch  während  der  Arbeiter  für  die 
andere  Person  arbeitet; 

„Arbeiter"  begreift  nicht  anders  als  mit  Handarbeit  beschäftigte  Personen  ein,  deren 
Jahresverdienst  zweihundert  und  fünfzig  Pfund  übersteigt,  noch  Personen,  deren  Be- 
schäftigung den  Charakter  nur  gelegentlicher  Beschäftigung  trägt  und  die  anderswie  als 
für  die  Zwecke  des  Gewerbes  oder  Geschäftes  ihres  Arbeitgebers  Verwendung  finden, 
auch  nicht  Mitglieder  der  Polizeimannschaft,  oder  Außenarbeiter,  oder  Mitglieder  der 
Familie  des  Arbeitgebers,  die  bei  ihm  wohnen,  doch  bedeutet  es,  mit  obigen  Ausnahmen,, 
jedweden,  der  mit  einem  Arbeitgeber  einen  Lohn-  oder  Lehrlingsvertrag  abgeschlossen 
hat  oder  auf  Grund  solchen  Vertrages  für  ihn  arbeitet,  gleichviel  ob  seine  Arbeit  Kopf- 
oder sonstige  Arbeit  ist,  und  ob  der  Vertrag  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  schriftlich 
oder  mündlich  abgeschlossen  ist; 

Ist  der  Verletzte  verstorben,  so  sind  bei  Bezugnahme  auf  ihn  sein  gesetzlicher  juristischer 
Vertreter,  oder  seine  von  ihm  abhängigen  Hinterlassenen,  oder  solche  andere  Person,  an 
welche  oder  für  deren  Rechnung  die  Entschädigung  zahlbar  idt,  zu  bezeichnen; 

Zollbthörde   hat   die  Zolldeklaration   und  Klftrung    dee  Schiffes   zu  verweigern,   bie   das   letztere   seiner  gesetzlichen 
Pflicht  nachgekommen  ist. 

')  Dieselben  ermächtigen  Friedensrichter  nnd  andere  zost&ndige  Behörden  zu  scbnellem  £rkeniitnis  ohne 
langes  Verfahren. 
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^Dependants"  means  such  of  the  memben  of  the  workman's  family  as  were  wholly  or 
in  part  dependent  npon  the  earnings  of  the  workman  at  the  time  of  his  death,  or 
wonld  bat  for  the  incapacitj  dne  to  the  accident  have  been  so  dependent,  and  where 
the  workman,  being  the  parent  or  grand  parent  of  an  illegitimate  child,  leaves  such 
a  child  so  dependent  npon  bis  earnings,  or,  beiDg  an  illegitimate  child,  leaves  a  parent 
or  grandparent  so  dependent  npon  bis  earnings,  shall  inclnde  such  an  illegitimate 
child  and  parent  or  grandparent  respectiyely ; 

"Member  of  a  family"  means  wife  or  hnsband,  father,  mother,  grandfather,  grandmother, 
step-father,  step-mother,  son,  daughter,  grandson,  granddanghter,  stepson,  step-daughter, 
brother,  sister,  half-brother,  half-sister; 

"Ship,"  "vessel,"  "seaman,"  and  "port"  have  the  same  meanings  as  in  the  Merchant 
Shipping  Act,  1894; 

"Manager,"  in  relation  to  a  ship,  means  the  ship's  hnsband  or  other  perdon  to  whom  the 

management  of  the  ship  is  entmsted  by  or  on  behalf  of  the  owner; 
"Police  force"  means  a  police  force  to  which  the  Police  Act,  1890,  or  the  Police  (Scotland) 

Act,  1890,  i^plies,  tiie  City  of  London  Police  Force,  the  Royal  Irish  Constabulary, 

and  the  Dublin  Metropolitan  Police  Force; 
"Outworker"  means  a  person  to  whom  articles  or  materials  are  given  ont  to  be  made  up^ 

cleaned,  washed,  altered,  omamented,  finished,  or  repaired,  or  adapted  for  sale,  in  his 

own  home  or  on  other  premises  not  ander  the  control  or  management  of  the  person 

who  gave  ont  the  materials  or  articles; 
The   exercise   and  Performance   of  the   powers   and  dnties   of  a  local  or  other   public 

authority  shall,  for  the  pnrposes  of  this  Act,  be  treated  as  the  trade  or  basiness  of 

the  authority; 
"Connty  court,"   'judge  of  the  connty  court,"  "registrar  of  the  county  court,"  "plaintiff/ 

and  "rales  of  court,"  as  respects  Scotland,   mean  respectiyely  sheriff  conrt,   sheriff, 

sherifE  Clerk,  purposer,  and  act  of  sederunt. 

14.  In  Scotland,  where  a  workman  raises  an  action  against  his  employer  independently 
of  this  Act  in  respect  of  any  injury  caused  by  accident  arising  out  of  and  in  the  coorse  of  the 
employment,  the  action,  if  raised  in  the  sherifF  court  and  concluding  for  damages  under  the 
Employers'  Liability  Act,  1880,  or  alternatively  at  common  law  or  under  the  Empioyers' 
Liability  Act,  1880,  shall,  notwithstanding  anything  contained  in  that  Act,  not  be  removed 
under  that  Act  or  otherwise  to  the  Court  of  Session,  nor  shall  it  be  appealed  to  that  court 
otherwise  than  by  appeal  on  a  question  of  law;  and  for  the  pnrposes  of  such  appeal  the 
proyisions  of  the  Second  Schedule  to  this  Act  in  regard  to  an  appeal  from  the  decision  of  the 
sheriff  on  any  question  of  law  determined  by  him  as  arbitrator  under  this  Act  shall  apply. 

15.  —  (1)  Any  contract  (other  than  a  contract  substitating  the  proyisions  of  a  scheme 
certified  under  the  Workmen^s  Compensation  Act,  1897,  for  the  proyisions  of  that  Act)  existing 
at  the  commencement  of  this  Act,  whereby  a  workman  relinquishes  any  ri^ht  to  compensation 
from  the  employer  for  personal  injury  arising  out  of  and  in  the  course  of  bis  employment,  shall 
not,  for  the  pnrposes  of  this  Act,  be  deemed  to  continue  after  the  time  at  which  the  workman's 
contract  of  seryice  would  determine  if  notice  of  the  determination  thereof  were  giyen  at  the 
commencement  of  this  Act. 

(2)  Eyery  scheme  under  the  Workmen's  Compensation  Act,  1897,  in  force  at  the  commence- 
ment of  this  Act  shall,  if  re-ciertified  by  the  Registrar  of  Friendly  Societies,  haye  effect  as  if  it 
were  a  scheme  under  this  Act. 

(3)  The  Registrar  shall  re-certify  any  such  scheme  if  it  is  proyed  to  his  satisfaction  that 
the  scheme  conformsj  or  has  been  so  modified  as  to  conform,  with  the  proyisions  of  this  Act 
as  to  schemes. 

(4)  If  any  such  scheme  has  not  been  so  re-certified  before  the  expiration  of  six  months 
from  the  commencement  of  this  Act,  the  certificate  thereof  shal  be  reyoked. 

16.  —  (1)  This  Act  shall  come  into  Operation  on  the  first  day  of  July  nineteen  hundred 
and  seyen,  but,  except  so  far  as  it  relates  to  references  to  medical  referees,  and  proceeding 
consequential  thereon,  shall  not  apply  in  any  case  where  the  accident  happened  before  the 
commencement  of  this  Act. 

(2)  The  Workmen's  Compensation  Acts,  1897  and  1900,  are  hereby  repealed,  but  shall 
continue  to  apply  to  cases  where  the  accident  happened  before  the  commencement  of  this  Act, 
except  to  the  extent  to  which  this  Act  applies  to  those  cases. 

17.  This  Act  may  be  cited  as  the  Workmen's  Compensation  Act,  1906. 


First  Scbedale. 

Scale  and  Conditions  of  Compensation. 

(1)  The  amount  of  compensation  under  this  Act  shall  be  — 
(a)  where  death  results  from  the  injury  -— 
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„Abhängige^  bedeutet  Mitglieder  der  Familie  des  Verstorbenen,  welche  zurzeit  seines 
Todes  für  ihren  Unterhalt  gänzlich  oder  teilweise  auf  seinen  Verdienst  angewiesen  waren, 
oder,  wenn  seine  Erwerbsunfähigkeit  durch  Unfall  eingetreten  wäre,  auf  ihn  in  der  Zeit 
angewiesen  gewesen  wären,  und,  wo  der  Arbeiter  als  Vater  oder  Großvater  eines  unehelichen 
Kindes  solches  Kind,  welches  imf  seinen  Verdienst  angewiesen  war,  hinterläßt,  oder  als 
ein  uneheliches  Kind  die  auf  seinen  Verdienst  angewiesenen  Eltern  oder  Großeltern 
hinterläßt,  sind  solches  uneheliches  Kind  und  solche  Aszendenten  eingeschlossen; 

„Mitglied  einer  Familie"  bedeutet  Ehefrau  oder  Ehemann,  Vater,  Mutter,  Großvater, 
Großmutter,  Stiefvater,  Stiefmutter,  Sohn,  Tochter,  Enkel,  Enkelin,  Stiefsohn,  Stieftochter, 
Bruder,  Schwester,  Halbbruder,  Halbschwester; 

„Schiff",  „Fahrzeug",  „Seemann"  und  „Hafen"  haben  hier  dieselbe  Bedeutung  wie  in 
dem  Handelsschifiahrtsgesetz  v.  J.  1894; 

„Leiter"  bedeutet,  in  bezug  auf  ein  Schiff,  den  Schiffsführer  und  jede  andere  Person, 
welcher  die  Leitung  des  Schiffes  durch  oder  für  den  Eigentümer  überlassen  wurde; 

„Polizeimannschaft"  bedeutet  eine  Polizeimannschaft,  auf  welche  das  Polizeigesetz 
V.  J.  1890  oder  das  (schottische)  Polizeigesetz  v.  J.  1890  Anwendung  findet,  auch  die  Poli^i  der 
Londoner  City,  die  königliche  irische  Gendarmerle  und  die  Dubliner  hauptstädtische  Polizei. 

„Au8senarbeit«r"  bedeutet  jemanden,  dem  Gegenstände  oder  Material  überlassen  werden, 
um  in  seiner  eigenen  Behausung  oder  an  einer  anderen  Stelle,  über  welche  derjenige,  der 
die  Gegenstände  oder  das  Material  aushändigte,  keine  Verfügung  oder  Aufsicht  ausübt, 
angefertigt,  gereinigt,  gewaschen,  geändert,  verziert,  fertiggestellt,  oder  repariert,  oder  zum 
Verkauf  geeignet  gemacht  zu  werden; 

Beschäftigung  von  Arbeitern  seitens  einer  örtlichen  oder  anderen  öffentlichen  Behörde 
auf  Grund  ihrer  behördlichen  Befugnisse  oder  Pflichten  ist  als  ein  Gewerbe  oder  Geschäft 
besagter  Behörde  anzusehen. 

„Grafschaftsgericht",  „Richter  des  Graf  Schaftsgerichtes",  „Remstrator  des  Grafschafts- 
gerichtee",  „Kläger"  und  „Regulative  des  Gerichts"  sind  in  Schottland  gleichbedeutend 
mit  "Sheriffcourt",  "Sheriff",  "Sheriffclerk",  "Pursuer"  und  "Act  of  Sederunt". 

XIV.  Strengt  in  Schottland  ein  Arbeiter,  unabhängig  von  dem  vorliegenden  Gesetz,  einen 
Prozeß  p^egen  seinen  Arbeitgeber  in  betreff  einer  Verletzung  an,  welche  aus  einem  durch  seine 
Beschäftigung  und  im  Verlaufe  derselben  erlittenen  Unfall  erwuchs,  so  darf  solcher  Prozeß,  sofern 
er  im  Sheriffcourt  eingeleitet  wurde  und  darin  auf  Grund  des  Arbeitgeberhaftpflichtgesetzes 
V.  J.  1880,  oder  entweder  auf  Grund  Gemeinen  Rechtes  oder  des  Arbeitgeberhaftjflichtgesetzes 
V.  J.  1880  auf  Schadenersatz  geklagt  wird,  ohne  Rücksicht  auf  die  sich  im  letzteren  Gesetz 
vorfindlichen  Bestimmungen,  nicht  auf  Grund  solchen  Gesetzes  oder  sonstwie  an  das  Court  of 
Session  verwiesen  werden,  noch  auch  ist  Berufung,  ausgenommen  in  betreff  einer  Rechtsfrage, 
an  genannten  höheren  Gerichtshof  statthaft;  und  es  gelten  für  solche  Berufung  die  im  zweiten 
Anhang  zum  vorliegenden  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  betreffend  Berufungen  vom  Urteil 
des  Sheriff  in  Rechtsfragen,  über  welche  er  als  Schiedsrichter  auf  Grund  vorliegenden  Gesetzes 
entschieden  hat 

XV.  —  1.  Liegt  zur  Zeit  der  Inkrafttretung  vorliegenden  Gesetzes  ein  Vertrag  vor,  durch 
welchen  der  Arbeiter  sich  des  Rechtes  auf  Verlangnng  einer  Entschädigung  von  seinem  Arbeit- 
geber aus  Anlaß  einer  durch  seine  Beschäftigung  herbeigeführten  und  im  Verlaufe  derselben 
erlittenen  Verletzung  begeben  hat  (es  sei  denn,  daß  es  ein  Vertrag  ist,  welcher  ein  nach  Vor- 
schrift des  Arbeiterentschädigungsgesetzes  v.  J.  1897  bestätigtes  Abkommen  an  Stelle  der 
Bestimmugen  jenes  Gesetzes  setzt),  so  soll  solcher  Vertrag,  so  weit  gegenwärtiges  Gesetz  in 
Betracht  kommt,  nach  Eintritt  des  Zeitpunktes,  an  welchem  der  Arbeitsvertrag  des  Arbeiters 
beendigt  sein  wiirde,  sofern  er  zurzeit  der  Inkrafttretung  dieses  Gesetzes  aufgekündigt  worden 
wäre,  nicht  als  weiterlaufend  betrachtet  werden. 

2.  Jedes  auf  Grund  des  Arbeiterentschädigungsgesetzes  v.  J.  1897  gültige  Abkommen, 
welches  bei  Beginn  dieses  Gesetzes  zu  Kraft  besteht,  bleibt  weiter  in  Kraft,  als  ob  es  auf 
Grund  des  vorliegenden  Gesetzes  abgeschlossen  wäre,  sofern  der  Registrar  of  Friendly  Societies 
dessen  Bestätigung  erneuert. 

3.  Der  Keglstrar  soll  jedes  derartige  Abkommen  aufs  neue  bestätigen,  wenn  ihm  nach- 

fewiesen  wird,  daß  es  den  im   vorliegenden  Gesetz  enthaltenen  Bestimmungen   über  derartige 
bkommen  bereits  entspricht  oder  so  weit  abgeändert  worden  ist,  daß  es  innen  nunmehr  genügt. 

4.  Hat  ein  derartiges  Abkommen  binnen  sechs  Monaten  nach  Inkrafttretung  dieses  Gesetzes 
die  neue  Bestätigung  nicht  erhalten,  so  ist  die  Bestätigung  zu  widerrufen. 

XVI.  —  1.  Dieses  Gesetz  soll  am  1.  Juli  1907  in  Kraft  treten,  doch  soll  es,  außer  soweit 
es  sich  auf  ärztliche  Schiedsmänner  und  deren  Verfahren  bezieht,  nicht  auf  irgend  einen  Fall 
Anwendung  finden,  der  einen  vor  Inkrafttretung  dieses  Gesetzes  eingetretenen  Unfall  betrifft. 

2.  Die  Arbeiterentschädigungsgesetze  v.  d.  J.  1897  und  1900  werden  hiermit  aufgehoben, 
doch  sollen  sie  auf  Fälle,  wo  der  Unfall  vor  Beginn  dieses  Gesetzes  eintrat,  weiter  Anwendung 
finden,  ausgenommen  soweit  für  solche  Fälle  ausdrücklich  die  Anwendbarkeit  dieses  Gesetzes 
bestimmt  ist. 

XVn.  Dieses  Gesetz  ist  als  das  Arbeiterentschädigungsgesetz  v.  J.  1906  zu  zitieren. 

Erster  Anhang. 

Entschädigungssätze   und   -bedingungen. 

1.  Der  Betrag  der  Entschädigung  auf  Grund  dieses  Gesetzes  soll  sein: 
a)  Wenn  der  Unfall  den  Tod  des  Beschädigten  herbeiführte, 
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(i)  if  the  workman  leayes  any  dependants  wholly  dependent  npon  hia  earnings, 
a  Bum  equal  to  bis  eamiugs  in  tbe  employment  of  the  same  employer  dnring  the 
three  years  next  precedin^  the  injnry,  or  the  sum  of  one  hnndred  and  fifty  ponnds, 
whichever  of  those  sums  is  tbe  larger,  but  not  exceeding  in  any  case  three  hnndred 
ponnds,  provided  tbat  tbe  amount  of  any  weekly  payments  made  ander  this  Act, 
and  any  lump  sum  paid  in  redemption  tbereof,  shall  be  deducted  from  such  sum, 
and,  if  the  period  of  the  workman's  employment  by  the  said  employer  has  been 
less  than  the  said  three  years,  then  the  amount  of  bis  eamings  during  the  said 
three  years  shall  be  deemed  to  be  one  hnndred  and  fifty-six  times  bis  avera^e 
weekly  eamings  during  the  period  of  bis  actual  employment  under  the  said 
employer; 

(ii)  if  the  workman  does  not  leave  any  such  dependants,  but  leayes  any 
dependants  in  part  dependent  upon  bis  eamings,  such  sum,  not  exceeding  in  any 
case  the  amount  payabie  under  tbe  foregoing  provisions,  as  may  be  agreed  upon, 
or,  in  default  of  agreement,  may  be  determined,  on  arbitration  under  this  Act,  to 
be  reasonable  and  proportionate  to  the  injury  to  the  said  dependants;  and 

(iii)  if  he  leaves  no  dependants,  the  reasonable  expenses  of  bis  medical 
attendance  and  burial,  not  exceeding  tenpounds; 

(b)  where  total  or  partial  incapacity  for  work  results  from  the  injury,  a  weekly  payo^ent 
during  the  incapacity  not  exceeding  fifty  per  cent.  of  bis  average  weekly  eamings 
during  the  previous  twelve  months,  if  he  has  been  so  long  employed,  but  if  not  then 
for  any  less  period  during  which  he  has  been  in  the  employment  of  the  same  employer, 
such  weekly  payment  not  so  exceed  one  pound: 

Provided  tbat — 

(a)  if  tbe  incapacity  lasts  less  than  two  weeks  no  compensation  shall  be  payabie  in  respect 
of  the  first  week;  and 

(b)  as  respects  the  weekly  payments  during  total  incapacity  of  a  workman  who  is  under 
twenty-one  years  of  age  at  tbe  date  of  the  injury,  and  whose  averap^e  weekly  earnings 
are  less  than  twenty  Shillings,  one  hundred  per  cent.  shall  be  substitnted  for  fifty  per 
cent.  of  bis  ayerage  weekly  eamings,  but  the  weekly  payment  shall  in  no  case  exceed 
ten  Shillings. 

(2)  For  the  purposes  of  the  proyisions  of  this  schedule  relating  to  "eamings"  and  „ayerage 
weekly  eamings"  of  a  workman,  tbe  following  mies  shall  be  obseryed:  — 

(a)  ayerage  weekly  eamings  shall  be  compnted  in  such  manner  as  is  best  calculated  to 
give  the  rate  per  week  at  which  the  workman  was  being  remunerated.  Provided 
tbat  where  by  reason  of  tbe  shortness  of  the  time  during  which  tbe  workman  has 
been  in  the  employment  of  bis  employer,  or  the  casuid  nature  of  the  employment,  or 
the  terms  of  the  employment,  it  is  impracticable  at  tbe  äate  of  tbe  accident  to  compute 
the  rate  of  remuneration,  regard  may.  be  bad  to  the  ayerage  weekly  amount  which, 
during  the  twelve  months  previous  to  the  accident,  was  being  eamed  by  a  person  in 
the  same  grade  employed  at  the  same  work  by  the  same  employer,  or,  if  there 
is  no  person  so  employed,  by  a  person  in  the  same  grade  employed,  in  tbe  same 
class  of  employment  and  in  the  same  district; 

(b)  where  tbe  workman  hat  entered  into  concurrent  contracts  of  service  with  two  or  more 
employers  under  which  be  worked  at  one  time  for  one  such  employer  and  at  another 
time  for  another  such  employer,  bis  average  weekly  earnings  shall  be  computed  as  if 
bis  eamings  under  all  such  contracts  were  eamings  in  the  employment  of  the  employer 
for  whom  he  was  working  at  the  time  of  the  accident; 

(c)  employment  by  the  same  employer  shall  be  taken  to  mean  employment  by  the  same 
employer  in  the  grade  in  which  the  workman  was  employed  at  the  time  of  tbe 
accident,  unintermpted  by  absence  from  work  due  to  illnes  or  any  other  unavoidable 
canse; 

(d)  where  the  employer  has  been  a^customed  to  pay  to  the  workman  a  sum  to  cover  any 
special  expenses  entailed  on  bim  by  the  nature  of  bis  employment,  the  sum  so  paid 
shall  not  be  reckoned  as  part  of  the  eamings. 

(3)  In  fixing  the  amount  of  the  weekly  payment,  regard  shall  be  had  to  any  payment, 
allowance,  or  benefit  which  the  workman  may  receive  from  the  employer  during  the  period  of 
bis  incapacity,  and  in  the  case  of  partial  incapacity  the  weekly  payment  shall  in  no  case  exceed 
the  difference  between  the  amount  of  the  average  weekly  eamings  of  the  workman  before  the 
accident  and  the  average  weekly  amount  which  he  is  eaming  or  is  able  to  eam  in  some 
suitable  employment  or  business  after  the  accident,  but  shall  bear  such  relation  to  the  amount 
of  tbat  dift'erence  as  under  the  circumstances  of  the  case  may  appear  proper. 


Digitized  by 


Google 


Unfallentschädigangsgesetz  yom  21.  Dezember  1906.  125 

a)  sofern  der  Arbeiter  Angehörige  liinterläßt,  welche  gänzlich  an!  seinen  Verdienst  an- 
gewiesen waren,  eine  Gfeldsumme,  welche  seinem  Verdienst  in  der  Beschäftigung  bei 
demselben  Arbeitgeber  während  der  drei  dem  Unfall  unmittelbar  vorhergehenden  Jahre 
gleichkommt,  oder  die  Summe  von  hondertimdfünfzig  Pfund  St.,  und  zwar  der  höchste 
der  beiden  Sätze,  indessen  in  keinem  Falle  mehr  als  dreihundert  Pfund,  vorbehaltlich 
der  Bestimmang,  daß  der  Betrag  aller  auf  Grand  dieses  Gesetzes  bereits  geleisteter 
Wochenrenten,  wie  auch  jeder  zur  Abfindung  solcher  Wochenrente  gezahlten  Pausch- 
samme von  jener  Summe  abzuziehen  ist,  und  faUs  die  Dauer  der  Beschäftigung  des 
Arbeiters  bei  besagtem  Arbeitgeber  weniger  als  die  erwähnten  drei  Jahre  betrug,  so 
hat  das  156  fache  seines  durchschnittlichen  Wochen  Verdienstes  während  der  Zeit  seiner 
tatsächlichen  Beschäftigung  bei  genanntem  Arbeitgeber  als  Betrag  seines  dreijährigen 
Verdienstes  zu  gelten; 

ß)  Hinterläßt  der  Arbeiter  keine  derartigen  Angehörigen,  hinterläßt  er  aber  Angehörige, 
die  zum  Teil  auf  seinen  Verdienst  angewiesen  waren,  eine  solche  Summe  wie  sie 
durch  üebereinkommen,  oder,  in  Ermangelung  gütlicher  Einigung,  durch  ein  Schieds- 
gericht auf  Grund  dieses  Gesetzes,  als  billig  und  dem  für  derartige  Abhängige  er- 
wachsenden Schaden  entsprechend  festzusetzen  sein  wird,  doch  in  keinem  Falle  mehr 
als  im  vorgehenden  Absatz  vorgeschrieben  wurde;  und 

y)  Hinterläßt  er  überhaupt  keine  Abhängigen,  dann  die  angemessenen  Auslagen  für  ärztliche 
Behandlung  und  Beerdigung,  doch  niemals  mehr  als  10  Pfund  St. 

I))  Wenn  der  Unfall  völlige  oder  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  herbeiführte,  so  lange  solche 
Erwerbsunfähigkeit  andauert,  eine  Wochenrente  bis  zur  Höhe  von  50  Proz.  des  während 
der  verstrichenen  zwölf  Monate  erworbenen  durchschnittlichen  Wochenverdienstes,  wenn 
der  Arbeiter  so  lange  bei  demselben  Arbeitgeber  beschäftigt  war,  sonst  während  der 
entsprechend  kürzeren  Frist  der  Beschäftigung  bei  demselben  Arbeitgeber,  doch  darf 
das  Wochengeld  niemals  1  Pfund  St.  übersteigen; 

Vorbehalten  bleibt  daß 

•«e)  wenn  die  Erwerbsunfähigkeit  weniger  als  zwei  Wochen  andauert,  für  die  erste  Woche 
keine  Entchädignng  zu  leisten  ist;  und 

ß)  bezüglich   des   Wochengeldes    während   völliger   Erwerbsunfähigkeit   eines   Arbeiters, 
dessen  Alter  zar  Zeit  des  Unfalls  weniger  als  einundzwanzig  Jahre  betrug,  und  dessen 
;^    I  durchschnittlicher   Wochenverdienst  sich    auf   weniger   ali    zwanzig  Shilling   stellte, 

^    I  100  Proz.   des    durchschnittlichen   Wochenverdienstes   an   Stelle   der   obenerwähnten 

^1  50  Proz.    zu  zahlen  sind;  doch  darf  das  Wochengeld  in  keinem  Falle  zehn  Shilling 

übersteigen. 
.       S.  Zur    Bestimmung    des    „Verdienstes"    und    „durchschnittlichen    Wochenlohnes"    eines 
Arböa.t^rg  gj^^  fj^^  die  Zwecke  dieses  Abschnittes  folgende  Vorschriften  zu  beobachten: 

a)  Der  durchschnittliche  Wochenverdienst  ist  in  einer  Weise  zu  berechnen,  wie  sie  zur 
Ermittelung  des  Wochensatzes,  welcher  dem  Arbeiter  tatsächlich  als  Lohn  ausgezahlt 
wurde,  am  besten  geeignet  erscheint.  Ist  wegen  Kürze  der  Zeit,  während  welcher  der 
Arbeiter  bei  seinem  Arbeitgeber  im  Lohne  stand,  oder  wegen  der  nur  gelegentlichen 
Art  seiner  Verwendung,  oder  der  besonderen  Arbeitsbedingungen  der  Satz  seines 
Verdienstes  zur  Zeit  des  Unfalls  nicht  genau  festzustellen,  so  kann  auf  den  durch- 
schnittlichen Wochenverdienst  Rücksicht  genommen  werden,  welchen  eine  Person 
gleicher  Stellung  in  gleichartiger  Beschäftigung  bei  demselben  Arbeitgeber  während 
der  dem  Unfall  unmittelbar  vorausgehenden  zwölf  Monate,  oder, 'falls  es  eine  derart 
beschJtftigte  Person  nicht  gibt,  eine  Person  gleicher  Stellung  bei  derselben  Beschäftigungs- 
art und  in  derselben  Gegend  verdient  hat; 

\>)  War  der  Arbeiter  gleichzeitig  Arbeitsverträge  mit  zwei  oder  mehr  Arbeitgebern  ein- 
gegangen, auf  Grund  welcher  er  zu  einer  Zeit  bei  dem  einen  Arbeitgeber,  za  einer 
anderen  Zeit  bei  einem  anderen  arbeitete,  so  ist  sein  durchschnittlicher  Wochenverdienst 
so  zu  berechnen,  als  ob  der  gesamte  Verdienst  auf  Grund  aller  solcher  Arbeitsverträge 
der  Verdienst  in  seiner  Beschäftigung  bei  dem  einen  Arbeitgeber  wäre,  bei  welchem 
er  zur  Zeit  des  Unfalls  gerade  arbeitete; 

c)  Beschäftigung  bei  demselben  Arbeitgeber  ist  auszulegen  als  Beschäftigung  bei  dem- 
selben Arbeitgeber  in  derselben  Beschäftigungsart,  in  welcher  der  Arbeiter  zur  Zeit  des 
Unfalls  beschäftigt  war.  ohne  Unterbrechung  einer  durch  Krankheit  oder  andere 
unvermeidliche  Ursache  veranlaßten  Abwesenheit  von  der  Arbeit; 

d)  Zahlungen,  welche  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter  gewohnheitsmäßig  zur  Bestreitung 
besonderer  mit  seiner  Beschäftigung  verknüpften  Ausgaben  leistete,  sind  nicht  als  ein 
Teil  des  Arbeitsverdienstes  in  Anrechnung  zu  bringen. 

3.  Bei  Festsetzung  des  Betrages  des  Wochengeldes  sind  Zahlungen,  Zuschüsse  oder  Unter- 
stützungen in  Betracht  zu  ziehen,  welche  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter  während  der  Daner  seiner 
Erwerbsunfähigkeit  zukommen  ließ,  und,  im  Falle  nur  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit,  soll  das 
Wochengeld  in  keinem  Falle  mehr  austragen  als  die  Differenz  zwischen  dem  durchschnittlichen 
Wochenverdienst  des  Arbeiters  vor  dem  Unfall,  und  dem  durchschnittlichen  Wochenlohn,  den  er 
nach  dem  Unfall  bei  geeigneter  Beschäftigung  oder  in  geeignetem  Geschäft  entweder  tatsächlich 
verdient  oder  doch  zu  verdienen  befähigt  ist,  sondern  es  soll  zu  dem  Betrage  solchen  Unter- 
schiedes in  einem  Verhältnis  stehen,  wie  es  unter  den  Umständen  des  besonderen  Falles  als 
billig  erscheint. 
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(4)  Where  a  workman  bas  given  notice  of  an  accident,  he  shall,  if  so  required  by  the 
euiployer,  snbmit  himself  for  examination  by  a  dnly  qnalified  medical  practitioner  prorided  and 
paid  by  the  employer,  and,  if  he  refnses  to  submit  himself  to  such  examination,  or  in  any  way 
obstructs  the  same,  bis  right  to  compensation,  and  to  take  or  prosecote  any  proceeding  under 
this  Act  in  relation  to  compensation,  shall  be  snspended  until  such  examination  bas  taken  place. 

(5)  The  payment  in  the  case  of  death  shalJ,  unless  otherwise  ordered  as  hereinafter 
provided,  be  paid  into  the  connty  court,  and  any  snm  so  paid  into  conrt  shall,  snbject  to  roles 
of  conrt  and  the  provisions  of  this  schedole,  be  invested,  applied,  or  otherwise  dealt  with  by 
the  conrt  in  sach  manner  as  the  conrt  in  its  discretion  thinks  fit  for  the  benefit  of  the  persona 
entitled  thereto  under  this  Act,  and  the  receipt  of  the  registrar  of  the  conrt  shall  be  a  si^cient 
discharge  in  respect  of  the  amount  paid  in: 

ProTided  that,  if  so  agreed,  the  payment  in  case  of  death  shall,  if  the  workman  ieaves 
no  dependants,  be  made  to  bis  legal  personal  representative,  or,  if  he  has  no  snch  represen- 
tative,  to  the  person  to  whom  the  expenses  of  medical  attendance  and  burial  are  due.     • 

(6)  Rnles  of  conrt  may  provide  for  the  transfer  of  money  paid  into  conrt  under  this  Act 
from  one  conrt  to  another,  whether  or  not  the  conrt  from  which  it  is  to  be  transferred. 

(7)  Where  a  weekly  payment  is  payable  under  this  Act  to  a  person  under  any  legal 
disability,  a  connty  conrt  may,  on  application  being  made  in  accordance  wilh  rules  of  conrt, 
Order  that  the  weekly  payment  be  paid  dnring  the  disability  into  conrt,  and  the  proyisions  of 
this  schednle  with  respect  to  sums  required  by  this  schedule  to  be  paid  iato  conrt  shall  apply 
to  sums  paid  into  conrt  in  pursuance  of  any  such  order. 

(8)  Any  question  as  to  who  is  a  dependant  shall,  in  default  of  agreement,  be  settled  by 
arbitration  under  this  Act,  or,  if  not  so  settled  before  payment  into  conrt  under  this  schednle. 
shall  be  settled  by  the  county  conrt,  and  the  amonnt  payable  to  each  dependant  shall  be  settled 
by  arbitration  under  this  Act,  or,  if  not  so  settled  before  payment  into  court  under  this 
schednle,  by  the  county  conrt.  Where  there  are  both  total  and  partial  dependants  nothing  in 
this  schedule  shall  be  construed  as  preventing  the  compensation  being  allotted  partly  to  the 
total  and  partly  to  the  partial  dependants. 

(9)  Where,  on  application  being  <made  in  accordance  with  mies  of  conrt,  it  appears  to 
a  county  conrt  that,  on  acconut  of  neglect  of  children  on  the  part  of  awidow,  or  on  account 
of  the  Variation  of  the  circnmstances  of  the  various  dependants,  or  for  any  other  sufficient  cause, 
an  Order  of  the  court  or  an  award  as  to  the  apportionment  amongst  the  several  dependants  of 
any  snm  paid  as  compensation,  or  as  to  the  manner  in  which  any  snm  payable  to  any  snch 
dependant  is  to  be  invested,  applied,  or  otherwise  dealt  with,  ought  to  be  varied,  the  court  may 
make  such  order  for  the  Variation  of  the  former  order  or  the  award,  as  in  the  circumatances 
of  the  case  the  court  may  think  just^ 

(10)  Any  snm  which  under  this  schedule  is  ordered  to  be  invested  may  be  invested  in 
whole  or  in  part  in  the  Post  Offtee  Savings  Bank  by  the  registrar  of  the  county  court  in  bis 
name  as  registrar. 

(11)  Any  snm  to  be  so  invested  may  be  invested  in  the  purchase  of  an  annuity  from  the 
National  Debt  Commissioners  through  the  Post  Office  Savings  Bank,  or  be  accepted  by  the 
Postmaster-General  as  a  deposit  in  the  name  of  the  registrari  as  such,  and  the  provisions  of 
any  Statute  or  regulations  rcspecting  the  limits  of  deposits  in  savings  banks,  and  the  declaration^) 
to  be  made  by  a  depositor,  shall  not  apply  to  such  sums. 

(12)  No  part  of  any  money  invested  in  the  name  of  the  registrar  of  any  connty  court  in 
the  Post  Office  Savings  Bank  under  this  Act  shall  be  paid  out,  except  upon  authority  addressed 
to  the  Postmaster-General  by  the  Treasury  or,  snbject  to  regulations  of  the  Treasury,  by  the 
judge  or  registrar  of  the  county  court 

(13)  Any  person  deriving  any  benefit  from  any  moneys  invested  in  a  post  office  savings 
bank  under  the  provisions  of  this  Act  may,  nevertheless,  open  an  account  in  a  post  office  savings 
bank  or  in  any  other  savings  bank  in  bis  own  name  without  being  liable  to  any  penalties 
imposed  by  any  Statute  or  regulations  in  respect  of  the  opening  of  acconnts  in  two  savings 
banks,  or  of  two  acconnts  in  the  same  savings  bank. 
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4.  Hat  ein  Arbeiter  einen  Unfall  angemeldet,  so  hat  er  sich  auf  Verlangen  seines  Arbeit- 
gebers einer  UntersHchong  durch  einen  gesetzlich  approbierten  Arzt,  welchen  der  Arbeitgeber 
zn  bestellen  und  zu  honorieren  hat,  zn  unterwerfen,  und  weigert  er  sich,  sich  solcher  Prüfung 
zn  unterwerfen  oder  behindert  er  sie  in  irgendwelcher  Weise,  so  soll  sein  Recht  auf  Entschädigung 
und  zur  Einleitung  oder  Anstrengungeines  Verfahrens  auf  Grund  dieses  Gesetzes  behufs  Erlangung 
einer  Entschädigung  so  lange  in  Wegfall  kommen,  bis  solche  Untersuchung  stattgefunden  hat. 

6.  Die  Entschädigung  ist  im  Falle  eines  Todes,  wenn  nicht,  wie  weiter  unten  angegeben, 
anders  bestimmt  ist,  an  das  Grafs chaftsgericht  einzuzahlen,  und  jeder  dem  Gerichte  so  ein- 
gezahlte Betrag  ist,  unter  Beobachtung  der  feststehenden  gerichtlichen  !^ßgulatiye  und  der  in 
diesem  Anhang  enthaltenen  Bestimmungen,  durch  das  Gericht  in  solcher  Weise  anzulegen,  zu 
verausgaben  oder  auf  andere  Weise  zu  verwenden,  wie  es  der  Gerichtshof  nach  seinem  Ermessen 
zum  Vorteil  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  dazu  berechtigten  Personen  für  angemessen  erachtet, 
und  die  Quittung  des  Regi&trators  des  Gerichtes  soll  in  betreff  solcher  Zahlung  als  genügende 
Quittung  gelten: 

mit  dem  Vorbehalt,  dai3,  sofern  in  dieser  Beziehung  Uebereinstimmung  erzielt  wurde,  die 
Zahlung  im  Falle  eines  Todes,  wenn  der  Arbeiter  keine  Abhängigen  hinterläßt,  an  seinen 
gesetzlichen  Vertreter  oder,  wenn  er  keinen  solchen  Vertreter  hat,  an  die  Person  geleistet  wird, 
an  welche  die  Ausgaben  für  ärztliche  Behandlung  und  Beerdigung  zu  zahlen  sind. 

6.  Die  gerichtlichen  Regulative  dürfen  Bestimmungen  zur  Ermöglichung  der  Ueberweisung 
der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingezahlten  Gelder  von  einem  Gerichtshof  an  den  anderen  vor- 
sehen, .gleichviel,  ob  der  Gerichtshof,  der  die  Summe  zu  überweisen  hat,  in  demselben  Teile  des 
Vereinigten  Königreichs  gelegen  ist  wie  der  Gerichtshof,  an  den  das  Geld  überwiesen  werden 
soll,  oder  nicht. 

7.  Ist  auf  Grand  dieses  Gesetzes  eine  Wochenrente  an  eine  Person  zahlbar,  welche  einer 
Rechtsunfähigkeit  unterliegt,  so  ist  das  Grafschaftsgericht  ermächtigt,  auf  Antrag,  nach  Bestimmung 
der  gerichtlichen  Regulative,  anzuordnen,  daß  die  Wochenrente  während  der  Dauer  besagter 
Rechtsuufähigkeit  an  das  Gericht  eingezahlt  wird,  und  die  Bestimmungen  dieses  Anhanges 
über  die  auf  Grund  dieses  Anhanges  an  das  Gericht  zu  machenden  Einzfälungen  finden  eben- 
falls auf  Zahlungen  Anwendung,  welche  auf  Grund  solcher  Anordnung  an  das  Gericht  ab- 
geführt werden. 

8.  Streitige  Punkte  darüber,  wer  als  Abhängiger  anzusehen  ist,  sind,  in  Ermangelung 
gütlicher  Einigung,  durch  schiedsrichterliches  Urteil,  wie  es  dieses  Gesetz  vorsieht,  oder,  wenn 
sie  nicht  vor  Einzahlung  des  Geldes  auf  Grund  dieses  Anhanges  an  das  Gericht  so  geregelt 
wurden,  durch  das  Graf  seh  aftsgericht  zu  erledigen,  und  der  jedem  Abhängigen  zu  zahlende 
Betrag  ist  ebenfalls  durch  schiedsrichterliches  Urteil  gemäß  diesem  Gesetz  oder,  wenn  er  nicht 
vor  Einzahlung  des  Geldes  nach  diesem  Anhang  an  das  Gericht  so  bestimmt  ist,  durch  das 
Grafschaftsgericht  zu  bestimmen.  Sind  völlige  und  teilweise  Abhängige  zugleich  vorhanden,  so 
soll  nichts  in  diesem  Anhang  hindern,  die  Entschädigung  teils  an  die  völlig,  teils  an  die  teilweise 
Abhängigen  zu  überweisen. 

9.  Wo  auf  Antrag  gemäß  den  gerichtlichen  Regulativen  ein  Grafschaftsgericht  vermeint, 
daß  zur  Verhütung  einer  Vernachlässigung  hinterlassener  Kinder  durch  eine  Witwe,  oder  infolge 
Eintrittes  eines  Wechsels  in  den  Umständen  der  verschiedenen  Abhängigen,  oder  aus  irgend- 
welchem anderen  triftigen  Grunde  es  sich  empfiehlt,  eine  Anordnung  des  Gerichtes  oder  ein 
Erkenntnis  in  betreff  der  Verteilung  einer  Entschädigungssumme  unter  die  verschiedenen  Ab- 
hängigen, oder  in  betreff  der  Veranl.agiwg,  Verausgabung  oder  sonstiger  Verwendung  der  solchen 
Abhängigen  zahlbaren  Summen  abzuändern,  so  daxi  der  Gerichtshof  eine  solche  Abänderung  der 
früheren  Anordnung  oder  Entscheidung  vornehmen,  wie  es  ihm  nach  den  Umständen  des  Falls 
billig  erscheint. 

10.  Ein  auf  Grund  dieses  Anhanges  verzinslich  anzulegender  Betrag  kann  durch  den 
Registrator  des  Grafschaftagerichtes,  ganz  oder  teilweise,  auf  den  Namen  solchen  Registrators 
bei  der  Postsparkasse  eingezahlt  werden. 

11.  Ebenso  darf  ein  wie  besagt  verzinslich  anzulegender  Betrag  durch  Vermittelung  der 
Postsparkasse  zum  Ankauf  einer  Leibrente  bei  der  Staatsschuldentilgungskommission  verwendet 
oder  vom  Generalpostmeister  als  Einlage  auf  den  Namen  des  Registrators  als  solchen  angenommen 
werden,  und  es  finden  auf  derartige  Einlagen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  oder  amtlichen 
Regulative  über  Beschränkung  von  Einlagen  in  Sparkassen  und  über  die  vom  Einleger  sonst 
abzugebende  Erklärung^)  keine  Anwendung. 

12.  Von  dem  auf  den  Namen  des  Registrators  eines  Graf  Schaftsgerichtes  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  bei  der  Postsparkasse  eingelegten  Beträgen  darf  nichts  anders  als  auf  Grund  einer 
durch  das  Schatzamt,  oder  aber,  unter  Beobachtung  der  von  dem  Schatzamt  niedergelegten 
Bestimmungen,  durch  den  Richter  oder  Registrator  des  Grafschaftsgerichtes  erlassenen  Ermächtigung 
an  den  Generalpostmeister  ausgezahlt  werden. 

13.  Eine  Person,  welche  aus  den  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  bei  der 
Postsparkasse  eingezahlten  Geldern  Nutzen  zieht,  ist  gleichwohl  berechtigt,  bei  der  Postsparkasse 
oder  bei  jeder  anderen  Sparkasse  im  eigenen  Namen  ein  Konto  zu  eröffnen,  ohne  den  Strafen 
zu  verfallen,  welche  durch  Gesetz  oder  Verordnung  aus  Anlaß  der  Eröffnung  von  Einlagekonten 
bei  zwei  verschiedenen  Sparkassen  oder  von  zwei  Konten  in  derselben  Sparkasse  vorgeschrieben  sind. 

')  Daß  er  nicht  ein  zweitee  Konto  bei  der  Sparkasie  hat,  um  nicht  das  gesetzliche  Maximam  sa  aberschreiten* 
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(14)  Any  workman  receiving  weekly  payments  ander  this  Act  shall,  if  so  reqnired  by  the 
employer,  from  time  to  time  snbmit  himself  for  examination  by  a  duly  qoalified  medical  practi- 
tioner  proyided  and  poid  by  the  employer.  If  the  workman  refoses  to  snbmit  himself  to  snch 
examination,  or  in  any  way  obstmcts  the  same,  bis  right  to  such  weekly  payments  shall  be 
snspended  nntil  such  examination  has  taken  place. 

(15)  A  workman  shall  not  be  reqnired  to  snbmit  himself  for  examination  by  a  medical 
dractitioner  ander  paragraph  (4)  or  paragraph  (14)  of  this  schedale  otherwise  than  in  accordance 
with  regolations  made  by  the  Secretary  of  State,  or  at  more  freqaent  intervals  than  may  be 
prescribed  by  those  regnlations. 

Where  a  workman  has  so  sabmitted  himself  for  examination  by  a  medical  practitioner, 
or  has  been  examined  by  a  medical  practitioner  selected  by  himself,  and  the  employer  or  the 
workman,  as  the  case  may  be,  has  within  sk  days  after  such  examination  famished  the  otlier 
with  a  copy  of  the  report  of  that  practitioner  as  to  the  workman's  condition,  then,  in  the  eveiit 
of  no  agreement  being  come  to  between  the  employer  and  the  workman  as  to  tha  workman's 
condition  or  fitness  for  employment,  the  registrar  of  a  connty  conrt,  on  application  bein^  made 
to  the  conrt  by  both  parties,  may,  on  payment  by  the  applicants  of  snch  fee  Dot  exceedmg  one 
ponnd  as  may  be  prescribed,  refer  the  matter  to  a  medical  referee.         « 

The  medical  referee  to  whom  the  matter  is  so  referred  shall,  in  accordance  with  regnlations 
made  by  the  Secretary  of  State,  give  a  certificate  as  to  the  condition  of  the  workman  and  bis 
fitness  for  employment,  specifying,  where  necessary,  the  kind  of  employment  for  which  he  is 
fit,  and  that  certificate  shall  be  conclnsiTe  evidence  as  to  the  matters  so  certified. 

Where  no  agreement  can  be  come  to  between  the  employer  and  the  workman  as  to 
whether  or  to  what  extent  the  incapacity  of  the  workman  is  dne  to  the  accident,  the  provisions 
of  this  paragraph  shall,  subject  to  any  regnlations  made  by  the  Secretary  of  State,  apply  as  if 
the.qnestion  were  a  qnestion  as  to  the  condition  of  the  workman. 

If  a  workman,  on  being  reqnired  so  to  do,  refnses  to  snbmit  himself  for  examination  by 
a  medical  referee  to  whom  the  matter  has  been  so  referred  as  aforesaid,  or  in  any  way  obstmcts 
the  same,  bis  right  to  compensation  and  to  take  or  prosecnte  any  proceeding  ander  this  Act  in 
relation  to  compensation,  or,  in  the  case  of  a  workman  in  receipt  of  a  weekly  payment,  bis 
right  to  that  weekly  payment,  shall  be  snspended  nntil  such  examination  has  taken  place. 

Rnles  of  coiirt  may  be  made  for  prescribing  the  manner  in  which  docnments  are  to  be 
fnmished  or  serred  and  applications  made  nnder  this  paragraph  and  the  forms  to  be  nsed  for 
those  purposes  and,  subject  to  the  <5onsent  of  the  Treasury,  as  to  the  fee  to  be  paid  ander 
this  paragraph. 

(16)  Any  weekly  payment  may  be  reviewed  at  the  request  either  of  the  employer  or  of 
the  workman,  and  on  such  reyiew  may  be  ended,  diminished,  or  increased,  subject  to  the 
maximnm  above  provided,  and  the  amount  of  payment  shall,  in  default  of  agreement,  be  settled 
by  arbitration  nnder  this  Act: 

Provided  that  where  the  workman  was  at  the  date  of  the  accident  under  twenty-one 
years  of  age  and  the  review  takes  place  more  than  twelve  months  after  the  accident,  the  amount 
of  the  weekly  payment  may  be  increased  to  any  amount  not  exceeding  fifty  per  cent.  of  the 
weekly  sum  which  the  workman  would  probably  have  been  earning  at  the  date  of  the  review 
if  he  had  remained  nninjnred,  but  not  in  any  case  exceeding  one  pound. 

(17)  Where  any  weekly  payment  has  been  continued  for  not  less  than  six  months,  the 
liability  therefor  may,  on  application  by  or  on  behalf  of  the  employer,  be  redeemed  by  the 
payment  of  a  Inmp  sum  of  such  an  amount  as,  where  the  incapacity  is  permanent,  would,  if 
invested  in  the  purehase  of  an  immediate  life  annuity  from  the  National  Debt  Commissioners 
through  the  Post  Office  Savings  Bank^  purehase  an  annuity  for  the  workman  equal  to  seventy- 
five  per  cent.  of  the  annnal  value  of  the  weekly  payment,  and  as  in  any  other  case  may  be 
settled  by  arbitration  under  this  Act,  and  such  lump  sum  may  be  ordered  by  the  committee  or 
arbitrator  or  judge  of  the  connty  conrt  to  be  invested  or  otherwise  applied  for  the  benefit  of 
the  person  entitled  thereto:  Provided  that  nothing  in  this  paragraph  shall  be  constraed  as 
preventing  agreements  being  made  for  the  redemption  of  a  weekly  payment  by  a  lump  sum. 

(18)  If  a  workman  receiving  a  weekly  payment  ceases  to  reside  in  the  United  Eingdom, 
he  shall  thereupon  cease  to  be  entitled  to  receive  any  weekly  payment,  nnless  the  medical 
referee  certifies  that  the  incapacity  resulting  from  the  injnry  is  likely  to  be  of  a  permanent 
nature.  If  the  medical  referee  so  certifies,  the  workman  shall  be  entitled  to  receive  quarterly 
the  amount  of  the  weekly  payments  accniing  due  darin g  the  preceding  qnarter  so  lon^  as  he 
proves,  in  such  manner  and  at  such  intervals  as  may  be  prescribed  by  riües  of  conrt,  bis  idendty 
and  the  continuance  of  the  incapacity  in  respect  of  which  the  weekly  payment  is  payable. 

(19)  A  weekly  payment,  or  a  sum  paid  by  way  of  redemption  thereof,  shall  not  be  capable 
of  being  assigned,  charged,  or  attached,  and  shall  not  pass  to  any  other  person  by  Operation  of 
law,  nor  shall  any  claim  be  set  off  against  the  same. 

(20)  Where  under  this  schedule  a  right  to  compensation  is  snspended  no  compensation 
shall  be  payable  in  respect  of  the  period  of  Suspension. 
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14.  Jeder  Arbeiter,  welcher  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eine  Wochenrente  bezieht,  ist 
gehalten,  sich  auf  Verlangen  seines  Arbeitgebers  von  Zeit  zu  Zeit  der  Untersuchung  durch  einen 
approbierten  Arzt  zu  unterwerfen,  den  der  Arbeitgeber  zu  bestellen  und  zu  besolden  hat.  Weigert 
sich  der  Arbeiter,  sich  solcher  Untersuchung  zn  unterwerfen,  oder  hindert  er  dieselbe  in  irgend- 
welcher Weise,  so  soll  sein  Hecht  auf  die  Wochenrente  so  lange  ruhen,  bis  die  Untersuchung 
stattgefunden  hat. 

15.  Kein  Arbeiter  soll  verpflichtet  sein,  sich  auf  Grund  der  §§  4  oder  14  dieses  Anhanges 
der  Untersuchung  durch  einen  Arzt  anders  als  nach  Maßgabe  der  vom  Staatssekretär  zu  erlassenden 
Bestimmungen  oder  häufiger,  als  in  jenen  Bestimmungen  vorgeschrieben  ist,  zu  unterwerfen. 

Hai  sich  ein  Arbeiter  in  dieser  Weise  der  Untersuchung  durch  einen  Arzt  unterworfen, 
oder  hat  er  sich  durch  einen  von  ihm  selbst  gewählten  Arzt  untersuchen  lassen,  und  es  hat  je 
nach  liage  des  Falls  entweder  der  Arbeitgeber  oder  der  Arbeiter  innerhalb  sechs  Tagen  nach 
solcher  Untersuchung  der  anderen  Partei  eine  Abschrift  des  Befundes  des  Arztes  in  betreff  des 
Zustandes  des  Arbeiters  zugestellt,  so  kann,  falls  sich  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Arbeiter 
keine  gütliche  Einigung  in  betreff  des  Znstandes  des  Arbeiters  und  seiner  Arbeitsfähigkeit  erzielen 
läßt,  der  Registrator  eines  Grafschaftsgerichtes  auf  gemeinsamen  Antrag  der  Parteien  und  nach 
Einzahlung  des  etwa  vorgeschriebenen  Honorars,  welches  jedoch  £  1  nicht  überschreiten  darf, 
die  Sache  an  einen  ärztlichen  Schiedsmann  verweisen. 

Der  ärztliche  Schiedsmann,  an  den  die  Sache  so  verwiesen  wii'd,  hat  in  Gemäßheit  mit  * 
den  vom  Staatssekretär  erlassenen  Bestimmungen  ein  Gutachten  über  den  Zustand  des  Arbeiters 
und  seine  Arbeitsfähigkeit  auszustellen,  worin,  wo  nOtig,  die  Art  der  Arbeit  zu  bezeichnen  ist,  zu 
welcher  der  Arbeiter  tauglich  ist,  und  solches  Gutachten  gilt  in  betreff  der  darin  bescheinigten 
Umstände  als  entscheidendes  Beweismittel. 

Läßt  sich  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Arbeiter  keine  gütliche  Verständigung 
darüber  erzielen,  ob  und  in  welchem  Grade  die  Erwerbsunfähigkeit  des  Arbeiters  einem  Unfall 
zuzuschreiben  ist,  so  fluden  die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  unter  Berücksichtigung  der 
vom  Staatssekretär  erlassenen  Regulative  auf  den  Fall  in  gleicher  Weise  Anwendung,  als  ob  es 
sich  um  die  Frage  des  Zustandes  des  Arbeiters  handelte. 

Weigert  sich  ein  Arbeiter,  sich  auf  "Verlangen  der  Untersuchung  durch  den  ärztlichen 
Schiedsmann,  an  den  die  Sache,  wie  bereits  dargelegt  wurde,  verwiesen  worden  ist,  zu  unter- 
werfen, oder  hindert  er  solche  Prüfung  in  irgendwelcher  Weise,  so  soll  sein  Recht  auf  Ent- 
schädigung und  auf  Einleitung  oder  Austragung  eines  Verfahrens  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
behufs  Erlangung  einer  Entschädigung,  oder,  falls  der  Arbeiter  eine  Wochenrente  bezieht,  sein 
Recht  auf  diese  Wochenrente  so  lange  ruhen,  bis  solche  Untersuchung  stattgefunden  hat. 

Es  dürfen  gerichtliche  Bestimmungen  erlassen  werden,  welche  die  Art  und  Weise  vor- 
schreiben, in  welcher  auf  Grund  dieses  Paragraphen  Dokumente  auszuhändigen  oder  vorzulegen 
und  Anträge  zu  stellen  sind,  welche  Formulare  dafür  zu  verwenden  und,  vorbehaltlich  der  Zu- 
stimmung des  Schatzamtes,  welche  Honorarsätze  auf  Grund  dieses  Paragraphen  zu  zahlen  sind. 

16.  Eine  Wochenrente  darf  auf  Antrag  sowohl  des  Arbeitgebers  wie  des  Arbeiters  nach- 
geprüft und  nach  Beendigung  solcher  Nachprüfung  ermäßigt  oder  innerhalb  der  oben  bestimmten 
Maximälgrenzen  erhöht  werden,  und  die  Höhe  des  Betrages  ist,  in  Ermangelung  gütlicher 
Einigung,  durch  schiedsrichterlichen  Spruch  gemäß  diesem  Gesetz  festzusetzen: 

Mit  dem  Vorbehalt,  daß,  wo  der  Arbeiter  zur  Zeit  seines  Unfalls  weniger  als  21  Jahre 
alt  war  und  die  Nachprüfung  mehr  als  zwölf  Monate  nach  dem  Unfall  stattfindet,  der  Betrag 
der  Wochenrente  bis  zu  50  %  desjenigen  Betrages  erhöht  werden  darf,  den  der  Arbeiter  zur  Zeit 
der  Nachprüfung  als  Wochenlohn  voraussichtlich  verdient  haben  würde,  wenn  er  unverletzt  ge- 
blieben wäre,  doch  in  keinem  Falle  über  £  1  hinaus. 

17.  Ist  eine  Wochenrente  wenigstens  sechs  Monate  lang  gezahlt  worden,  so  kann  auf 
Antrag  des  Arbeitgebers  oder  seines  Vertreters  diese  Verbindlichkeit  durch  Zahlung  einer 
Pauschsamme  abgelöst  werden,  deren  Betrag  so  zu  bestimmen  ist,  daß,  wo  die  Erwerbsuniähig- 
keit  dauernd  ist,  die  gezahlte  Summe,  falls  durch  die  Vermittlung  der  Postsparkasse  bei  der 
Staatsschuldentilgungskommission  zum  Ankauf  einer  sofortigen  Leibrente  verwendet,  für  den 
Arbeiter  eine  75%  des  Jahreswertes  seiner  Wochenrente  austragende  Leibrente  erkaufen  würde, 
und  es  kann  diese  Sache,  wie  in  jedem  anderen  Falle,  durch  Schiedsgericht  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  entschieden  werden,  auch  kann  die  Abfindungssumme  auf  Anordnung  eines  Ausschusses 
oder  Schiedsrichters  oder  Richters  eines  Grafschaftsgerichtes  verzinslich  angelegt  oder  auf 
andere  Weise  zum  Vorteil  des  dazu  Berechtigten  verwendet  werden ;  doch  soll  nichts  in  diesem 
Paragra]ih  gütlichen  Uebereinkünften  zur  Ablösung  einer  Wochenrente  durch  eine  Kapital- 
zahlung im  Wege  stehen. 

18.  Bringt  ein  in  Genuß  einer  Wochenrente  stehender  Arbeiter  seinen  Aufenthalt  im 
Vereinigten  Königreich  zum  Abschluß,  so  hört  damit  seine  Berechtigung  zum  Bezug  der 
Wochenrente  auf,  es  sei  denn,  daß  der  ärztliche  Schiedsmann  ihm  ein  Attest  darüber  ausstellt, 
daß  die  seinem  Unfall  entspringende  Erwerbsunfähigkeit  eine  dauernde  ist.  Beglaubigt  der 
ärztliche  Schiedsmann  dies,  so  bleibt  der  Arbeiter  zum  Bezug  seiner  Wochenrente,  aber  in  Viertel- 
jahrsraten, berechtigt,  sofern  er  in  solcher  Weise  und  zu  solchen  Terminen,  wie  sie  eine  ge- 
richtliche Bestimmung  vorschreibt,  seine  Identität  und  die  weitere  Dauer  der  Erwerbsunfähig- 
keit, für  welche  die  Wochenrente  zahlbar  ist,  nachweist. 

19.  Eine  Wochenrente  oder  ein  als  Abfindung  gezahltes  Kapital  soll  nicht  überweisbar, 
verpfändbar  oder  einklagbar  sein,  und  darf  von  Rechts  wegen  auf  keinen  anderen  übergehen,  noch 
darf  sie  gegen  einen  anderen  Wert  in  Anrechnung  gebracht  werden. 

20.  Wo  auf  Grund  dieses  Anhanges  das  Recht  auf  Entschädigung  ruht,  ist  für  die  Zeit 
des  Ruhens  keine  Entschädigung  zu  zahlen. 
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(21)  Where  a  scheme  certified  uuder  this  Act  provides  for  payment  of  compensation  by 
a  friendly  society,  the  provisions  of  the  proviso  to  the  first  subsection  of  section  eight,^)  section 
fiixteen,*)  and  section  forty-one')  of  the  Friendly  Societies  Act,  1896,  shall  not  apply  to  such 
Kociety  in  respect  of  such  scheme.  .  ,  -  . 

(22)  In  the  application  of  this  Act  to  Ireland  the  provisions  of  the  County  Officers  and 
C'ourts  (Ireland)  Act,  1877,*)  with  respect  to  money  deposited  in  the  Post  Office  Savings  Bank 
uuder  that  Act  shall  apply  to  money  invested  in  the  Post  Offlee  Savings  Bank  under  this  Act. 


Second  Schednle. 

Arbitration,  &c 

(1)  For  the  purpose  of  settling  any  matter  which  under  this  Act  is  to  be  settled  by 
arbitration,  if  any  committee,  representative  of  au  employer  and  bis  workmen,  exists  with  power 
to  settle  matters  under  this  Act  in  the  case  of  the  employer  and  workmen,  the  matter  shall, 
unless  either  party  objects  by  notice  iu  writing  sent  to  the  other  party  before  the  committee 
meet  to  consider  the  matter,  be  settled  by  the  arbitration  of  such  committee,  or  be  referred  by 
them  in  tbeir  discretion  to  arbitration  as  herein-after  provided. 

(2)  If  either  party  so  objects,  or  there  is  no  such  committee,  or  the  committee  so  refers 
the  matter  or  falls  to  settle  the  matter  within  six  months  from  the  date  of  the  claim,  the 
matter  shall  be  settled  by  a  Single  arbitrato!  agreed  on  by  the  parties,  or  in  the  absence  of 
agreement  by  the  judge  of  the  county  court,  according  to  the  procedure  prescribed  by  rules 
of  court 

(3)  In  England  the  matter,  instead  of  being  settled  by  the  judge  of  the  county  court, 
may,  if  the  Lord  Chancellor  so  authorises,  be  settled  according  to  the  like  procedure,  by  a 
Single  arbitrator  appointed  by  that  judge,  and  the  arbitrator  so  appointed  shall,  for  the  purposes 
of  this  Act,  have  all  the  powers  of  that  judge. 

(4)  The  Arbitration  Act,  1889,^;  shall  not  apply  to  any  arbitration  under  this  Act;  but  a 
committee  or  an  arbitrator  may,  if  they  or  he  think  fit,  submit  any  question  of  law  for  the 
decision  of  the  judge  of  the  coanty  ourt,  and  the  decision  of  the  judge  on  any  question  of  law, 
either  on  such  Submission,  or  in  any  case  where  he  himself  settles  the  matter  under  this  Act, 
or  where  he  gives  any  decision  or  makes  any  order  under  'this  Act,  shall  be  final,  unless  within 
the  time  and  in  accordance  with  the  conditions  prescribed  by  mies  of  the  Supreme  Court  either 
party  appeals  to  the  Court  of  Appeal;  and  the  judge  of  the  county  court,  or  the  arbitrator 
appointed  by  him,  shall,  for  the  purpose  of  proceedings  under  this  Act,  have  the  same  powers 
of  procuring  the  attendance  of  witnesses  and  the  production  of  docnments  as  if  the  proceedings 
were  an  action  in  the  county  conrt. 

(6)  A  judge  of  county  courts  may,  if  he  thin^s  fit,  summon  a  medical  referee  to  sit  with 
him  as  an  assessor. 

(6)  Eules  of  court  may  make  provision  for  the  appearance  in  any  arbitration  under  this 
Act  of  any  party  by  some  otier  person. 

(7)  The  costs  of  and  incidental  to  the  arbitration  and  proceedings  connected  therewith 
shall  be  in  the  discretion  of  the  committee,  arbitrator,  or  judge  of  the  county  court,  snbject  as 
respects  such  judge  and  an  arbitrator  appointed  by  him  to  rules  of  court.  The  costs,  whether 
before  a  committee  or  an  arbitrator  or  in  the  county  court,  shall  not  exceed  the  limit  prescribed 
by  rules  of  court,  and  shall  be  taxed  in  manner  prescribed  by  those  rules  and  such  taxation 
may  be  reviewed  by  the  judge  of  the  county  court. 

(8)  In  the  case  of  the  death,  or  refusal  or  inability  to  act,  of  an  arbiti-ator,  the  jndge  of 
the  county  court  may,  on  the  application  of  any  party,  appoint  a  new  arbitrator. 

(9)  Where  the  amount  of  compensation  under  this  Act  has  been  ascertained,  or  any 
weekly  payment  varied,  or  any  other  matter  decided  under  this  Act,  either  by  a  committee  or 
by  an  arbitrator  or  by  agreement,  a  memorandum  thereof  shall  be  sent,  in  manner  prescribed 
by  rules  of  court,  by  the  committee  or  arbitrator,  or  by  any  party  interested,  to  the  registrator 
of  the  county  court  who  shall,  subject  to  such  rules,  on  being  satisfied  as  to  its  gennineness, 
record  such  memorandum  iu  a  special  register  without  fee,  and  thereupon  the  memorandum  shall 
for  all  purposes  be  enforceable  as  a  county  court  judgment. 

Provided  that  — 

(a)  no  such  memorandum  shall  be  recorded  before  seven  days  after  the  despatch  by  the 
registrar  of  notice  to  the  parties  interested;  and 


>)  Beschränkt  die  Zwecke,  za  welchen  Hilfskaseen  zar  Eintragung  zugelaflsen  werden  dürfen. 

2)  Macht    die  Eintragung   von    der  Genehmigung   der  Beitragssätze   usw.    durch    den   Rechuungsbeamten   der 
Staatsschuldentilgungskommission  abhängig. 

3)  Bescliränkt  die  einem  Mitgliede  zahlbare  Summe  auf  höchstens  200  Pfund  Sterl. 
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21.  Wo  ein  auf  Grund  dieses  Gesetzes  genehmigtes  Abkommen  die  Zahlung  der  Ent- 
schädigung durch  eine  freie  Hilfskasse  vorsieht^  finden  die  Bestimmungen  des  Vorbehalts  zu 
dem  ersten  Unterabschnitt  des  Abschnitt  8,  ^)  Abschnitt  16  *)  und  Abschnitt  41  *)  des  Hilfskassen- 
ge»etzes  vom  Jahre  1896   auf   solche  Kassen   in  betreff   soldicr  Abkommen   keine  Anwendinig. 

22.  Bei  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Irland  treten  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
über  Graf  Schaftsbeamte  und  Grafschaftsgerich  te  (Irlands)  vom  Jahre  1877*)  in  bezug  auf  die  bei 
der  Postsparkasse  auf  Grund  jenes  Gesetzes  eingelegten  Gelder  auch  auf  die  auf  Grund  des 
vorliegenden  Gesetzes  bei  der  Postsparkasse  niedergelegten  Gelder  in  Wirkung. 

Zweiter  Anhang. 

Schiedsgerichtliche  Entscheidung  usw. 

1.  Behufs  Erledigung  irgendwelcher  Sache,  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  durch 
schiedsrichterliche  Entscheidung  zu  regeln  ist,  soll  die  Angelegenheit,  sofern  ein  gleichzeitig 
den  Arbeitgeber  und  seine  Arbeiter  vertretender,  zur  'Entscheidung  der  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes erwachsenden  Streitfragen  zwischen  Arbeitgeber  und  den  Arbeitern  ermächtigter  Ausschuß 
besteht  und  weder  die  eine  noch  die  andere  Partei  vermittelst  der  Gegenpartei  zugestellte  schrift- 
liche Erklärung  vor  Zusammentritt  des  Ausschusses  zur  Erwägung  der  Sache  Einspruch  erhebt, 
auf  schiedsgerichtlichem  Wege  durch  solchen  Ausschuß  entschieden  werden,  oder  von  solchem 
Ausschuß,  nach  seinem  Ermessen,  den  nachfolgenden  Bestimmungen  gemäß,  anderweitig  zur 
schiedsrichterlichen  Erledigung  verwiesen  werden. 

2.  Erhebt  die  eine  oder  die  andere  Partei  Einspruch,  oder  ist  der  erwähnte  Ausschuß 
nicht  vorhanden,  oder  verweist  er  die  Sache  oder  bringt  er  sie  innerhalb  einer  Frist  von  sechs 
Monaten,  von  der  Anspruchserhebung  an  gerechnet,  nicht  zum  Austrag,  so  ist  die  Sache  durch 
einen  einzigen,  von  beiden  Parteien  gemeinschaftlich  zu  ernennenden  Schiedsrichter  zu  ent- 
scheiden, oder,  in  Ermangelung  solcher  Ueberein Stimmung,  durch  den  Bichter  des  Grafschafts- 
gerichtes nach  dem  in  den  gerichtlichen  Regulativen  vorgeschriebenen  Verfahren. 

8.  In  England  darf  die  Sache,  wenn  der  Lordkanzler  dazu  seine  Einwilligung  erteilt,  an- 
statt durch  den  Richter  des  Grafschaftsgerichtes  auch  durch  einen  von  diesem  Richter  zu  er- 
nennenden Schiedsrichter,  indessen  nur  unter  Beobachtung  desselben  Verfahrens,  entschieden 
werden,  und  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  stehen  solchem  Schiedsmann  dieselben  Befugnisse 
zu  wie  jenem  Richter. 

4.  Das  Schiedsgerichtsgesetz  vom  Jahre  1889^)  findet  auf  schiedsrichterliche  Entscheidungen 
ans  dem  vorliegenden  Gesetz  keine  Anwendung;  indessen  darf  ein  entscheidender  Ausschuß 
oder  ein  Schiedsrichter  vorkommendenfalls  Rechtsfragen  der  Entscheidung  des  Richters  des 
(xrafschaftsgerichtes  unterwerfen  und  das  Urteil  des  Richters  über  solche  Rechtsfrage  ist  aus- 
schlaggebend, gleichviel,  ob  es  in  besagter  Weise  eingeholt  wurde  oder  ob  er  selber  den  be-> 
treffenden  Fall  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entschied  oder  eine  Entscheidung  oder  Verfügung 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  erließ,  außer  wenn  die  eine  oder  die  andere  Partei  innerhalb  der 
vorgeschriebenen  Zeit  und  gemäß  den  Vorschriften  des  obersten  Gerichtshofs  an  das  Appellations- 
gericht Berufung  einlegt;  und  es  sollen  dem  Richter  des  Graf  Schaftsgerichtes  oder  dem  von 
ihm  ernannten  Schiedsrichter  für  die  Zwecke  des  Verfahrens  nach  diesem  Gesetz  dieselben  Be- 
fugnisse betreffs  Vorladung  von  Zeugen  und  Vorlegung  von  Dokumenten  zustehen  wie  im  Falle 
eines  Prozesses  vor  dem  Grafschaftsgericht. 

5.  Der  Richter  eines  Grafschaftsgerichtes  ist  befugt,  nach  eigenem  Ermessen  einen  ärzt- 
lichen Schiedsmann  als  Beisitzer  zum  Verfahren  zuzuziehen. 

6.  Gerichtliche  Bestimmungen  können  die  Vertretung  einer  Partei  bei  dem  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  vorgenommenen  schiedsrichterlichen  Verfahren  durch  eine  andere  Person  vorsehen. 

7.  Die  Bestimmung  der  Kosten  fflr  schiedsgerichtliche  Entscheidung  und  der  ans  solchem 
Verfahren  erwachsenden  Ausgaben  steht  dem  Ausschuß,  Schiedsrichter  oder  Richter  des  Graf- 
schaftsgerichtes nach  eigenem  Ermessen  zu,  indessen  haben  der  Richter  und  der  von  ihm 
ernannte  Schiedsrichter  dabei  die  Bestimmungen  der  gerichtlichen  Regulative  zu  beobachten. 

8.  Stirbt  der  ernannte  Schiedsrichter,  oder  verweigert  er  den  Dienst,  oder  ist  er  verhindert, 
so  kann  der  Grafschaftsrichter  auf  Antrag  einer  oder  der  anderen  Partei  einen  neuen  Schieds- 
richter ernennen. 

9.  Ist  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ein  Entschädigungsbetrag  festgesetzt,  oder  eine  Wochen- 
rente umgeändert,  oder  sonst  irgendeine  Frage  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entschieden  worden, 
sei  es  durch  einen  Ausschuß,  oder  durch  einen  Schiedsrichter,  oder  durch  gütliches  Ueberein- 
kommen,  so  ist  seitens  des  Ausschusses  oder  des  Schiedsrichters,  oder  irgendeiner  beteiligten 
Partei,  dem  Registrator  des  Graf  Schaftsgerichtes  den  gerichtlichen  Regulativen  gemäß  ein  Aus- 
weis darüber  einzuliefern,  und  es  hat  der  Registrator  unter  Beobachtung  solcher  Regulative,  so- 
fern er  sich  von  der  Richtigkeit  des  Ausweises  überzeugt  hat,  diesen  Ausweis  kostenlos  in  ein 
besonderes  Register  einzutragen,  und  damit  erlangt  der  Ausweis  dieselbe  Rechtskraft  wie  ein  Urteil 
des  Grafschaftsgerichtes. 

Mit  dem  Vorbehalt,  daß 

a)  solcher  Ausweis   niemals  früher  als  sieben  Tage  nach  Absendung  einer  Anzeige  über 
sein  Einlaufen  an  die  beteiligten  Parteien  durch  den  Registrator  eingetragen  werden  darf; 

*)  Macht  die  Auszahlung  bei  der  Posttparkasie  niedergelegter  Gelder  ron  der  Ermächtigung  des  irischen 
Lordkanzlers  abhängig. 

*')  Trifft  Bestimmungen  tkber  das  bei  schiedsgerichtlichem  Vorgehen  zu  beobachtende  Verfahren  und  Ober  die 
Befugnisse  eines  Schiedsrichters  in  anderen  Fällen. 
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(b)  where  a  workman  seeks  to  record  a  memorandum  of  agreement  between  hig  employer 
and  himself  for  the  payment  of  compensation  ander  this  Act  and  the  employer,  in 
aecordance  with  rules  of  coort,  proves  that  the  workman  has  in  fact  retumed  to  werk 
and  is  eaming  the  same  wages  as  he  did  before  the  accident,  and  objects  to  the 
recording  of  sach  memorandnm,  the  memorandum  shall  only  be  recorded,  if  at  all,  on 
such  terms  as  the  judge  of  the  county  court,  under  the  circumstances,  may  think  just;  and 

(c)  the  judge  of  the  county  court  may  at  any  time  rectify  the  register;  and 

(d)  where  it  appears  to  the  registrar  of  the  count}'  court,  on  any  Information  which  he 
considerä  suMcient,  that  an  agreement  as  to  the  redemption  of  a  weekly  payment  by 
a  lump  sum,  or  an  agreement  as  to  the  amount  of  compensation  payable  to  a  person 
under  any  legal  disability,  or  to  dependants,  ought  not  to  be  registered  by  reason  of 
the  inadequacy  of  the  sum  or  amount,  or  by  reason  of  the  agreement  having  beeu 
obtained  by  fraud  or  undue  influence,  or  other  improper  meann,  he  may  refuse  to  record 
the  memorandum  of  the  agreement  sent  to  him  for  registration,  and  refer  the  matter 
to  the  judge  who  shall,  in  aecordance  with  rules  of  court,  make  such  order  (including 
an  order  as  to  any  sum  already  paid  under  the  agreement)  as  under  the  circumstances 
he  may  think  just;  and 

(e)  The  judge  may,  within  six  months  after  a  memorandum  of  an  agreement  as  to  the 
redemption  of  a  weekly  payment  by  a  lump  sum,  or  of  an  agreement  as  to  the  amount 
of  compensation  payable  to  a  person  under  any  legal  disability,  or  to  dependants,  has 
beeu  recorded  in  the  register,  order  that  the  record  be  removed  from  the  register  on 
proof  to  his  satisfaction  that  the  agreement  was  obtained  by  fraud  or  undue  influence 
or  other  improper  meaus,  and  may  make  such  order  (including  an  order  as  to  any  sum 
already  paid  under  the  agreement)  as  under  the  circumstances  he  may  think  just. 

(10)  An  agreement  as  to  the  redemption  of  a  weekly  payment  by  a  lump  sum  if  not 
registered  in  aecordance  with  this  Act  shall  not,  nor  shall  the  payment  of  the  sum  payable 
under  the  agreement,  exempt  the  person  by  whom  the  weekly  payment  is  payable  from  liability 
to  continue  to  make  that  weekly  payment,  and  an  agreement  as  to  the  amount  of  compensation 
to  be  paid  to  a  person  under  a  legal  disability  or  to  dependants,  if  not  so  registered,  shall  not, 
nor  shall  the  payment  of  the  smn  payable  under  the  agreement,  exempt  the  person  by  whom 
the  compensation  is  payable  from  liability  to  pay  compensation,  unless,  in  either  case,  he  proves 
that  the  failure  to  register  was  not  due  to  any  neglect  or  default  on  his  part. 

(11)  Where  any  matter  under  this  Act  is  to  be  doue  in  a  county  court,  or  by,  to,  or 
before  the  judge  or  registrator  of  a  county  court,  then,  unless  the  coutrary  Intention  appear, 
the  same  shall,  subject  to  rules  of  conrt,  be  done  in,  or  by,  to,  or  before  the  judge  or  registrar 
of,  the  county  court  of  the  district  in  which  all  the  parties  concemed  reside,  or  if  they  reside 
in  different  districts  the  district  prescribed  by  rules  of  court,  wishout  prejudice  to  any  transfer 
in  m anner  provided  by  rules  of  court. 

(12)  The  dut}'  of  a  judge  of  county  courts  under  this  Act,  or  in  Eugland  of  an  arbitrator 
apointed  by  him,  shall,  subject  to  rules  of  court,  be  part  of  the  duties  of  the  county  court,  and 
the  officers  of  the  court  shall  act  accordingly,  and  rules  of  court  may  be  made  both  for  any 
purpose  for  which  this  Act  authorises  rules  of  court  to  be  made,  and  also  generally  for  carryiug 
into  effect  this  Act  so  far  as  it  affects  the  county  court,  or  an  arbitrator  appointed  by  the  judge 
of  the  county  court,  and  proceedings  in  the  county  court  or  before  any  such  arbitrator,  and 
such  rules  may,  in  Eugland,  be  made  by  the  five  judges  of  county  courts  appointed  for  the 
making  of  rules  under  section  one  hundred  and  sixty-four  of  the  County  Courts  Act,  1888,  and 
when  allowed  by  the  Lord  Chancellor,  as  provided  by  that  section,  shall  have  füll  eflfect  without 
any  further  consent. 

ri3)  No  court  fee,  except  such  as  may  be  prescribed  under  paragraph  (15)  of  the  First 
Schedule  to  this  Act,  shall  be  payable  by  any  partj'  in  respect  of  any  proceedings  by  or  against 
a  workman  under  this  Act  in  the  court  prior  to  the  awai*d. 

(14)  Any  sum  awarded  as  compensation  shall,  unless  paid  into  court  under  this  Act,  be 
paid  on  the  receipt  of  the  person  to  whom  it  is  payable  under  any  agreement  or  award,  and 
the  solicitor  or  agent  of  a  person  claiming  compensation  under  this  Act  shall  not  be  entitled  to 
recover  from  him  any  costs  in  respect  of  any  proceedings  in  an  arbitration  under  this  Act,  or 
to  Claim  a  lien  in  respect  of  such  costs  on,  or  deduct  such  costs  from,  the  sum  awarded  or 
agreed  as  compensation,  except  such  sum  as  may  be  awarded  by  the  committee,  the  arbitrator, 
or  the  judge  of  the  county  court,  on  an  application  made  either  by  the  person  claiming  com- 
pensation, or  by  his  solicitor  or  agent,  to  determine  the  amount  of  costs  to  be  paid  to  the 
solicitor  or  agent,  such  sum  to  be  awarded  subject  to  taxation*)  and  to  the  sceüe  of  costs 
prescribed  by  rules  of  court. 


')  Darob  den  „Taxiug  Master'',  eine»  eigens  dazu  ernannten  gerichtliehen  Beamten. 
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b)  wo  ein  Arbeiter  die  Eintragung  des  Ausweises  eines  Abkommens  zwischen  seinem  Arbeit- 
geber und  ihm  selbst  betreffs  Entschädigungszahlung  nach  diesem  Gesetz  nachsucht  und 
der  Arbeitgeber  nach  Maßgabe  der  Gerichtsyorschriften  nachweist,  daß  der  Arbeiter  tat- 
sächlich zur  Arb3it  zurück^kehrt  ist  und  denselben  Lohn  wie  vor  dem  Unfall  verdient,  und 
der  Eintragung  des  Ausweises  widerspricht,  der  Ausweis,  wenn  überhaupt,  nur  in  solcher 
Fassung,  als  der  Richter  den  Umständen  nach  für  billig  hält,  eingetragen  werden  soll;  nnd 

c)  der  Bichter  des  Grafschaftsgerichtes  befugt  ist,  zu  jeder  Zeit  das  Register  zu  berichtigen. 

d)  £i*8cheint  es  dem  Re^strator  des  Grafschaftsgerichtes  auf  Grund  irgendeiner  Mit- 
teilung, die  er  für  zureichend  erachtet,  daß  ein  Abkommen  zur  Abfindung  einer  Wochen^ 
reute  durch  Kapitalzahlung,  oder  ein  Abkommen  zur  Feststellung  einer  an  eine  rechts- 
unfähige Person,  oder  an  Angehörige  zahlbaren  Entschädigung,  wegen  Unbilligkeit  der 
Kapitalabfindung  oder  des  Entschädigungsbetrags,  oder  weil  das  Abkommen  durch  Betrug 
oder  unbillige  Beeinflussung  oder  durch  andere  unrechtmäßige  Mittel  erlangt  wurde, 
nicht  eingetragen  werden  darf,  so  kann  er  die  Eintragung  des  ihm  zur  Eintragung  zu- 
gestellten Ausweises  solchen  Abkommens  verweigern  und  die  Angelegenheit  au  den  Richter 
verweisen,  der  unter  Beobachtung  der  gerichtlichen  Regulative  dementsprechend  zu  ver- 
fügen hat,  wie  es  ihm  unter  den  Umständen  als  billig  erscheint  (wobei  er  auch  über  einen 
auf  Grund  des  erwähnten  Abkommens  bereits  gezahlten  Betrag  zu  bestimmen  berechtigt  ist). 

e)  Der  Richter  darf  binnen  sechs  Monaten,  nachdem  der  Ausweis  eines  Uebereinkommens 
über  die  Ablösung  einer  Wochenrente  durch  eine  Pauschsumme  oder  eines  Ueberein- 
kommens über  den  Betrag  der  an  einen  Unfallverletzten  oder  Hinterbliebenen  zahlbaren 
Entschädigung  in  das  Register  eingetragen  worden  ist,  anordnen,  daß  die  Eintragung 
im  Reiter  wieder  gelöscht  wird,  sobald  ihm  ausreichend  nachgewiesen  ist,  daß  das 
Uebereinkommen  durch  Betrug  oder  unzulässige  Beeinflussung  oder  sonstige  unredliche 
Mittel  erlangt  wurde,  und  er  darf  solche  Anordnuncr  treffen  (einschließlich  einer  Ver- 
fügung betreffs  einer  etwa  auf  Grund  des  Uebereinkommens  schon  gezahlten  Summe), 
wie  sie  ihm  den  obwaltenden  Umständen  nach  angemessen  erscheint. 

10.  Ein  auf  Abfindung  einer  Wochenrente  durch  eine  Kapitalzahlung  getroffenes  Abkommen, 
welches  nicht  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes  bei  Gericht  eingetragen  wurde,  befreit  den  Pflichtigen 
ebensowenig  wie  eine  auf  Grund  solchen  Abkommens  bereits  geleistete  Zahlung  des  dem  Ab- 
kommen gemäß  zahlbaren  Betrages  von  der  Verpflichtung  zum  weiteren  Zahlen  der  Wochen- 
rente; ebensowenig  enthebt  ein  bereits  getroffenes  Abkommen  über  den  Betrag  einer  an  eine 
rechtsunfähige  Person  oder  an  abhängige  Angehörige  zu  leistenden  Entschädigung,  auch  nicht 
die  bereits  geleistete  Zahlung  des  in  dem  Abkommen  genannten  Betrages  den  zu  der  Entschädignng 
Verpflichteten  seiner  Verpflichtung  zu  weiteren  Entschädigungszahlungen,  wenn  die  gerichtliche 
Eintragung  nicht  bewirkt  wurde,  es  sei  denn,  daß  er  nachweisen  kann,  daß  die  Versäumnis  der 
Eintragung  nicht  seiner  eigenen  Fahrlässigkeit  oder  Schuld  zuzuschreiben  ist. 

11.  Ist  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eine  Sache  bei  einem  Grafschaftsgericht,  oder  durch, 
bei  oder  vor  dem  Richter  oder  Registrator  eines  Grafschaftsgerichtes  zu  verhandeln,  so  ist  die- 
selbe, sofern  nicht  die  gegenteilige  Absicht  erhellt,  unter  Beobachtung  der  gerichtlichen  Regulative 
an  das  (trafschaftsgerieht  des  Bezirkes,  in  welchem  sämtliche  beteiligten  Parteien  ihren  Wohnsitz 
haben,  zu  verweisen,  oder  durch,  bei  oder  vor  dem  Richter  oder  Re^strator  des  Grafschafts- 
gerichtes dieses  Bezirkes  zu  verhandeln,  oder  aber,  wenn  die  Parteien  m  verschiedenen  Bezirken 
wohnhaft  sind,  an  das  Grafschaftsgericht  des  Bezirkes,  welches  in  den  gerichtlichen  Regulativen 
vorgeschrieben  ist,  was  indessen  eine  anderweite  Ueberweisung  gemäß  der  in  den  gerichtlichen 
Regulativen  etwa  vorgeschriebenen  Weise  nicht  ausschließt 

12.  Das  dem  Richter  eines  Grafschaftsgerichtes  oder,  in  England,  einem  durch  ihn  ein- 
gesetzten Schiedsrichter  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zufallende  Amt  hat,  entsprechend  den 
gerichtlichen  Regulativen,  als  ein  Teil  der  dem  (irafschaftsgericht  obliegenden  Amtshandlungen 
zu  gelten,  und  die  Beamten  des  Gerichtshofs  haben  dementsprechend  zu  handeln;  auch  dürfen, 
sowohl  für  irgendeinen  Zweck,  für  welchen  dieses  Gesetz  den  Erlaß  gerichtlicher  Regulative 
4?estattet,  wie  auch  im  allgemeinen  in  Verfolg  dieses  Gesetzes,  soweit  es  das  Grafschaftsgericht 
oder  einen  vom  Richter  des  Grafschaftsgerichts  eingesetzten  Schiedsrichter  und  das  von  dem 
Grafschaftsgericht  oder  von  solchem  Schiedsrichter  zu  beobachtend«  Verfahren  berührt,  gerichtliche 
Regulative  aufgesetzt  werden,  und  solche  Regulative  können  in  England  durch  die  fünf  auf 
Grund  des  §  164  des  Grafschaftsgerichtsgesetzes  v.  J.  1888  mit  Aufsetzung  von  solchen  Regulativen 
für  die  (irafschaftsgerichte  betrauten  Richter  erlassen  werden  und  sollen,  sobald  sie,  wie  im 
srenannten  Paragraph  vorgesehen  ist,  die  Zustimmung  des  Lordkanzlers  erlangen,  ohne  weitere 
Bestätigung  volle  Wirkung  haben. 

13.  In  betreff  eines  auf  Grund  dieses  Gesetzes  vorgenommenen  Verfahrens  seitens  eines 
Arbeiters  oder  gegen  denselben  sind  mit  Ausnahme  der  Vorschrift  des  §  15  von  keiner  Partei 
(Tcrichtsgebtihren  zu  erheben,  bevor  das  Urteil  gefällt  ist. 

14.  Die  als  Entschädigungen  zuerkannten  Beträge  sind,  wenn  sie  nicht  auf  Grund  dieses 
(vesetzes  an  das  Gericht  eingezahlt  werden,  gegen  Quittung  dem  auf  Grund  eines  Abkommens 
oder  Erkenntnisses  Empfangsberechtigten  auszuzahlen,  und  der  Rechtsanwalt  oder  Vertreter  eines 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigung  Beanspruchenden  ist  nicht  berechtigt,  von  diesem  auf 
Grund  irgendeines  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes  vorgenommenen  schiedsgerichtlichen  Verfahrens 
Gebühren  zu  erheben,  oder  für  solche  Gebühren  ein  Pfandrecht  auf  die  Entschädigungssumme 
geltend  zu  machen,  oder  solche  (Tcbühren  von  der  durch  Uebereinkommen  oder  auf  Erkenntnis 
gewährten  Entschädigungssumme  in  Abzug  zu  bringen,  mit  Ausnahme  solchen  Betrags,  wie  ihn 
der  Ausschuß,  der  Schiedsrichter  oder  der  Richter  des  Grafschaftsgerichtes  auf  den  Antrag  entweder 
des  die  Entschädigung  Beanspruchenden  oder  seines  Rechtsanwaltes  oder  Vertreters,  den  Betrag 
der  an  den  Rechtsanwalt  oder  Vertreter  zu  zahlenden  Gebühren  bestimmen;  solches  Zu- 
erkenntnis  erfolgt  vorbehaltlich  der  vorgeschriebenen  Prüfung*)  und  unter  Einhaltung  des  in  den 
(ierichtsregulativen  vorgeschriebenen  Tarifes. 


*)  Darch  den  "Taxlng  Maater",  einen  eigeni  dazu  ernannten  gerichtlichen  Beamten. 
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(15)  Any  coinmittee,  arbitrator.  or  judge  may,  subject  to  regulations  made  by  the  Secretary 
of  State  and  the  Treasury,  submit  to  a  medical  referee  for  report  any  matter  which  seems 
material  to  any  question  arising  in  the  arbitration. 

(16)  The  Secretary  of  State  may,  by  order,  either  unconditionally  or  subject  to  such 
conditions  or  modiücations  as  he  may  think  fit,  confer  on  any  committee  representative  of  au 
employer  and  his  workmen,  as  respects  any  matter  in  which  the  committee  act  as  arbitrators, 
or  which  is  settled  by  agreement  sabmitted  to  and  approved  by  the  committee,  all  or  any  of 
the  powers  conferred  by  this  Act  exolusively  on  county  courts  or  jadges  of  county  courts,  and 
may  by  the  order  provide  how  and  to  whom  the  compensation  money  is  to  be  paid  in  cases 
where,  but  for  the  order,  the  money  woold  be  required  to  be  paid  into  court,  and  the  order  may 
eKclude  from  the  Operation  of  provisoes  (d)  and  (e)  of  paragraph  (9)  of  this  Scbednle  agreements 
submitted  to  and  approved  by  the  committee,  and  may  contain  such  incidental.  conseqaential, 
or  snpplemental  provisions  as  may  appear  to  the  Secretary  of  State  to  be  necessary  or  proper 
for  the  purposes  of  the  order. 

(17)  In  the  appUcation  of  this  Schedale  to  Scotland  — 

(a)  "" County  court  judgment"  as  nsed  in  paragraph  (9)  of  this  Schedule  means  a  recorded 
decree  arbitral: 

(b)  Any  application  to  the  sheriff  as  arbitrator  shall  be  heard,  tried,  and  determined 
summarily  in  the  manner  provided  by  section  fifty-two  of  the  Sheriff  Courts  (Scotland) 
Act,  1876,^)  save  only  that  parties  may  be  represented  by  any  person  authorised  in 
writing  to  appear  for  tbem  and  subject  to  the  declaration  that  it  shall  be  competent 
to  either  party  within  the  time  and  in  accordance  with  the  conditions  prescribed  by 
act  of  sederunt  to  reqnire  the  sheriff  to  State  a  case  on  any  question  of  law  determined 
by  him,  and  his  decision  thereon  in  such  case  may  be  submitted  to  either  division  of 
the  Court  of  Session,  who  may  hear  and  determine  the  same  and  remit  to  the  sheriff 
with  instmction  as  to  the  judgment  to  be  pronounced.  and  an  appeal  shall  lie  from 
either  of  such  divisions  to  the  Honse  of  Lords: 

(c)  Paragraphs  (3),  (4),  and  (8)  shall  not  apply. 

(18)  In  the  application  of  this  schedule  to  Ireiand  the  expression  "judge  of  the  county 
court"  shall  include  the  recorder  of  any  city  or  town,  and  an  appeal  shall  lie  from  the  Court 
of  Appeal  to  the  House  of  Lords. 


Third  Sehednle. 


Description  of  Disease. 


Description  of  Process. 


Anthrax Uandling  of  wool,  hair.  bristles,  hides,  and  skins. 

Lead  poisoning  or  its  sequelse  ....      Any   process   involving  the  use  of  lead  or  its  pre- 

parations  or  Compounds. 

Mercury  poisoning  or  its  sequelse     .    .      Any   process   involving  the  use   of  mercury   or  \U 

preparations  or  Compounds. 

Phosphorus  poisoning  or  its  sequelje     .      Any  process  involving  the  use  of  phosphorus  or  its 

preparations  or  Compounds. 

Arsenic  poisoning  or  its  sequelae  .    .    .      Any    process    involving    the   use   of  arsenic   or  its 

preparations  or  Compounds. 

Ankylostomiasis Mining. 

Where  regulations  or  special  rules  made  under  any  Act  of  Parliament  for  the  protection 
of  persons  employed  in  any  industry  against  the  risk  of  contracting  lead  poisoning  require  some 
or  all  of  the  persons  employed  in  certain  processes  speciüed  in  the  re^lations  or  special  rules 
to  be  periodically  examined  by  a  certifying  or  other  surgeon.  then,  in  the  applicatien  of  this 
schedule  to  that  industry.  the  expression  "process"  shall,  unless  the  Secretary  of  State  otherwise 
directs,  include  only  the  processes  so  specified. 

>)  Gibt  umfanende  Vorschriften  Ober  die  Bechtsprechung  daroh  SoherfCfgerIchte. 
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15.  Jeder  Ausschuß,  Schiedsrichter  oder  Richter  ist  befügt,  unter  Beobachtung  der  vom 
Staatssekretär  und  dem  Schatzamt  niedergelegten  Bestimmungen,  jede  Angelegenheit,  welche  für 
eine  im  schiedsrichterlichen  Verfahren  erwachsende  Frage  von  Wichtigkeit  erscheint,  einem  ärzt- 
lichen Schiedsmann  zur  Begutachtung  zu  übei-weisen. 

16.  Der  Staatssekretär  kann  im  Wege  der  Verordnung  die  durch  dieses  Gesetz  Grafschafts- 
gerichten ocler  Richtern  von  Grafschaftsgerichten  zugewiesenen  besonderen  Befugnisse  entweder 
bedingungslos  oder  mit  solchen  Bedingungen  und  Abänderungen,  wie  sie  ihm  angemessen  erscheinen, 
ganz  oder  teilweise  an  jeden  Ausschuii,  in  welchem  sowohl  ein  Arbeitgeber  wie  seine  Arbeiter 
vertreten  sind,  in  betreff  irgendeines  Falles,  über  welchen  solcher  Ausschuß  schiedsrichterlich  zu 
entscheiden  hat,  oder  welcher  auf  Grund  eines  getroffenen  Abkommens  zur  Entscheidung  oder 
Bestätigung  an  den  genannten  Ausschuß  verwiesen  wird,  übertragen,  und  kann  durch  die  Verordnung 
vorschreiben,  wie  und  an  wen  das  Entschädigungsgeld  in  Fällen  auszuzahlen  ist,  wo  in  Ermangelung 
solcher  Verordnung  das  betreffende  Geld  an  das  Graf  Schaftsgericht  einzuzahlen  sein  würde;  solche 
Verordnung  darf  Abkommen,  welche  dem  Ausschuß  unterbreitet  und  von  ihm  gutgeheißen  werden, 
von  der  Wirkung  der  in  den  Vorbehalten  d  und  e  des  §  9  dieses  Anhanges  niedergelegten 
Bestimmungen  ausnehmen  und  darf  solche  zusätzliche,  erweiternde  oder  ergänzende  Bestimmungen 
enthalten,  wie  sie  dem  Staatssekretär  für  die  Zwecke  solcher  Verordnung  notwendig  oder  an- 
gemessen erscheinen. 

17.  In  der  Anwendung  dieses  Anhanges  auf  Schottland  — 

a)  bedeutet  „Erkenntnis  des  Grafschaftsgerichtes"  im  Sinne  des  §  9  dieses  Anhanges  ein 
"recorded  decree  arbitral"  (eingetragenen  Schiedsspruch); 

b)  sind  alle  dem  Sheriff  als  Schiedsrichter  vorgelegten  Sachen  in  summarischer  Weise, 
wie  sie  Abschnitt  52  des  Gesetzes  über  schottische  Sheriffs-Gerichtshöfe  v.  J.  1876*) 
vorschreibt,  zum  Verhör,  zur  Aburteilung  und  zur  Entscheidung  zu  bringen,  mit  der 
Ausnahme,   daß    die  Parteien   durch   irgendeinen   schriftlich   zu  ihrer  Vertretung  Be- 

•  auftragten  vertreten  sein  dürfen,  und  mit  dem  Vorbehalt,   daß  es  beiden  Parteien  ge- 

stattet ist,  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  und  gemäß  den  durch  einen  "Act  of 
Sedemnt"  niedergelegten  Bestimmungen  den  Sheriff  zu  ersuchen,  in  betreff  irgendeiner 
von  ihm  entschiedenen  Rechtsfrage  emen  Rechtsfall  zu  konstatieren,  welcher  berufungs- 
weise zur  Entscheidung  an  eine  der  beiden  Abteilungen  des  Court  of  Session  tiber- 
wiesen werden  darf,  um  von  dieser  Abteilung  erwogen  und  entschieden  und  dem 
Sheriff  mit  einer  Anweisung  über  das  ausgesprochene  Urteil  zurückgesandt  zu  werden, 
und  es  soll  von  beiden  genannten  Abteilungen  auch  eine  weitere  Berufung  an  das 
Oberhaus  freistehen; 

c)  finden  Paragraphen  3,  4  und  8  keine  Anwendung. 

18.  In  der  Anwendung  diesen  Anhanp^es  auf  Irland  schließt  der  Ausdruck  ,,Richter  eines 
Grafschaftsgerichtes"  auch  den  "Recorder"  irgendeiner  Stadt  ein,  und  es  soll  von  dem  Appell- 
hof eine  Berufung  an  das  Oberhaus  freistehen. 

Dritter  Anhang. 


Art  der  Krankheit 


Art  der  Beschäftigung 


Anthrax  (Karbunkel)    .... 
Bleivergiftung  und  ihre  Folgen 

Quecksilbervergiftung  .... 


Hantieren  von  Wolle,  Haaren,  Borsten,  Fellen. 

Irgendwelche   Beschäftigung,   in   welcher   Blei   oder 
Bleipräparate  zur  Verwendung  kommen. 

Dgl.   mit  Verwendung  von  Quecksilber   und   Queck- 
silberpräparaten. 

Phosphorvergiftung Dgl.  mit  Verwendung   von  Phosphor  und  Phosphor- 
präparaten. 

Arsenikvergiftung Dgl.    mit    Verwendung   von    Arsenik    und   Arsenik- 

I       Präparaten. 

Ankylostomiasis  (Wurm) Bergmännische  Arbeit. 

Wo  auf  Grund  einer  Parlamentsakte  Regulative  oder  Sonderbestimmungen  zum  Schutz 
der  in  einem  Gewerbe  beschäftigten  Leute  gegen  Erkrankung  durch  Bleiver^Stung  verlangen, 
daß  einige  oder  alle  derjenigen  Personen,  die  bei  gewissen  in  solchen  Regulativen  oder  Sonder- 
bestimmungen ausdrücklich  benannten  Herstellungsmethoden  beschäftigt  sind,  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  einen  Regierungs-  oder  anderen  Arzt  untersucht  werden,  da  bedeutet  in  der  Anwendung 
dieses  Anhanges  auf  das  betreffende  Gewerbe  der  Ausdruck  „Herstellungsmethode^,  wo  nicht 
ausdrücklich  durch  den  Staatssekretäi*  anders  bestimmt  ist,  nur  die  ausdrücklich  bezeichneten 
Herstellnngsmethoden. 

0  Gibt  amiasiende  Vorschriften  Ober  die  Bechtapreohong  durch  Sheriffgerichte. 
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Appendix  4. 

Notice  of  Accidents  Act,  1906. 

[6  EDW.  7.    CH.  53.] 

An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Returns  and  Notifications  of  Accidents 
in  Mines,  Quarries,  Factories,  and  Workshops,  and  ander  the  Notice  of  Accidents 
Act,  1894.  [21st  December  1906.] 


Be  it  enacted  by  the  King's  most  Excelleut  Majesty,  by  and  with  the  advice  and 
consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Commons,  in  this  present  Parliament  assem- 
bled,  and  by  the  authority  of  the  same,  as  foUows: — 

1.  Section  thirty-three  of  the  Goal  Mines  Regulation  Act,  1887,  and  section  one  of  the 
Metalliferous  Mines  Re^nilation  Act  1875  (both  in  its  application  to  metalliferous  mines  and  in 
its  application  to  qnarnes),  shall  be  read  as  if  the  matters  to  be  specified  in  the  returns  to  be 
given  ander  those  sections  respectively  included  a  Statement  containing  such  particulars  as  the 
Secretary  of  State  roay  prescribe  of  all  accidents  which  occurred  in  or  abont  the  mine  or  quarry 
during  the  year  to  which  the  retum  relates,  and  disabled  for  more  than  seven  days  any  person 
employed  in  or  about  the  mine  or  quarry  from  working  at  bis  ordinary  work. 

9 

2.— (1)  Section  thirty-five  of  the  Goal  Mines  Regulation  Act  1877,  shall  be  read  as  if  the 
following  subsection  were  substitnted  for  subsection  (1)  of  that  section:— 

•'(a)  Where,  in  or  or  about  any  mine  to  which  this  Act  applies  whether  above  or  below 
ground,  any  accident  occurs  which  either — 

"(i)  causes  loss  of  life  to  any  person  employed  in  or  about  the  mine;  or 
^(ii)  causes   any   fracture   of   the  head   or  of  any  limb,   or  any  dislocation  of 
a  limb,  or  any  other  serious  personal  injury  to  any  person  employed  in  or  about 
the  mine;  or 

"(iii)  is  caused  by  any  explosion  of  gas  or  coal  dust,  or  any  explosive,  or  by 

electrici'ty,  or  by  overwinding,  or  by  any  other  such  special  cause  as  the  Secretary 

of  State  specifies  by  order,  and  causes  any  personal  injury  whatever  to  any  person 

employed  in  or  about  the  mine, 

the  owner,   agent,   or  manager  of  the  mine  shall  forthwith  send  notice  in  wiiting  of 

the  accident,  and  of  any  loss  of  life  or  personal  injury  caused  thereby,  to  the  inspector 

of  the  district  in  such  form  and  accompanied  by  such  particulars  as  the  Secretary  of 

State  prescribes." 

(2)  The  same  subsection  shall  be  substituted  for  so  much  of  section  eleven  of  the 
Metalliferous  Mines  Act,  1872,  as  is  repealed  by  this  Act.  both  as  respects  the  application  of 
that  section  to  metalliferous  mines  and  as  respects  its  application  to  quarries. 

3.  Where  any  line  or  siding,  not  being  part  of  a  railway  within  the  meaning  of  the  Railway 
Employment  (Prevention  of  Accidents)  Act,  1900,  is  used  in  connection  with  a  mine  or  quarry, 
the  provisions  of  the  Goal  Mines  Regulation  Acts,  1887  to  1896,  and  of  the  Metalliferous  Mines 
Regulation  Acts.  1872  and  1875,  as  respectively  amended  by  this  Act  with  respect  to  returns 
and  notification  of  accidents  shall  have  effect.  so  far  as  regards  accidents  to  persons  employed 
by  or  on  behalf  of  the  owner  of  the  mine  or  quarry,  as  if  the  line  or  siding  were  part  of  the 
mine  of  quarry. 

4. — (1)  Where  any  accident  occurs  in  a  factory  or  Workshop  which  is  eithei* — 

(a)  an  accident  causing  loss  of  life  to  a  person  employed  in  the  factory  or  Workshop;  or 

(b)  an  accident  due  to  any  machinery  moved  by  mechanical  power,  or  to  molten  metal. 
bot  liquid,  explosion,  escape  of  gas  or  steam,  or  to  electricity,  and  so  disabling  any 
person  employed  in  the  factory  or  Workshop  as  to  cause  him  to  be  absent  troughout 
at  least  one  whole  day  from  bis  ordinary  work;  or 

(c)  an  accident  due  to  any  other  special  cause  which  the  Secretary  of  State  may  specify 
by  Order,  and  causing  such  disablement  as  aforesaid;  or 

(d)  an  accident  disabling  for  more  than  seven  days  a  person  employed  in  the  factory  or 
Workshop  from  working  at  his  ordinary  work, 

written  notice  of  the  accident,  in  such  form  and  accompanied  by  such  particulars  as  the  Secretary 
of  State  prescribes,  shall  forthwith  be  sent  to  the  inspector  of  the  district  and  also  in  the  case 
of  the  accidents  mentioned  in  paragraphs  (a)  and  (b)  of  this  subsection,  and  (d  the  order  of  the 
Secretary  of  State  specifying  the  special  cause  so  requires)  of  accidents  mentioned  in  paragraph 
(c),  to  the  certifying  surgeon  of  the  district. 
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Anlage  4, 

Unfallaiimeldegesetz,  1906. 

(6  Edw.  VU.  Cap.  53.) 

Ein  Gesetz  zur  Abänderung  des  Gesetzes,  betreffend  Berichte  und  Anzeigen 
über  Unfälle  in  Bergwerken,  Steinbrüchen,  Fabriken  und  Werkstätten,  und  auf 
Grund  de»  Unfallanmeldegesetzes  y.  J.  1894  (den  21.  Dezember  1906). 

Durch  des  Königs  ausgezeichnetste  Majestät  wird  auf  den  Bat  und  mit  der  Zustimmung 
der  im  gegenwärtigen  Parlament  versammelten  geistlichen  und  zeitlichen  Lords  und  der  Gemeinen, 
und  in  üiren  Namen,  betimmt  wie  folgt: 

1.  Abschnitt  83  des  Gesetzes  zur  Regulierung  des  Betriebs  von  Kohlenbergwerken 
V.  J.  1887  und  Abschnitt  1  des  Gesetzes  zur  Reguiierang  des  Betriebs  von  metallhaltigen  Berg- 
werken V.  J.  1875  (in  seiner  Anwendung  sowohl  auf  metallhaltige  Bergwerke  wie  auf  Stein- 
bruche) sind  derart  auszulegen,  daß  unter  den  jenen  Gesetzesabschnitten  gemäß  einzureichenden 
Berichten  und  Unfallmeldungen,  auch  nach  Mafigabe  der  vom  Staatssekretär  etwa  gemachten 
Yorschriften,  genaue  Angaben  über  alle  Unfälle  einzubegreifen  sind,  welche  sich  während  des 
Berichtsjahres  in  oder  bei  Ber-gwerken  und  Steinbrüchen  zugetragen  und  eine  darin  beschäftigte 
Person  auf  länger  als  sieben  Tage  für  ihre  gewohnheltsmäfiige  Beschäftigung  arbeitsunfähig 
gemacht  haben. 

n.  —  1.  Abschnitt  35  des  (Gesetzes  zur  Regulierung  des  Betriebs  von  Kohlenbergwerken 
ist  derart  auszulegen,  als  ob  der  folgende  Unterabschnitt  an  Stelle  des  Unterabschnittes  1  jenes 
Abschnittes  zu  stehen  käme: 

a)  Ereignet    sich  in    oder  bei   einem  Bergwerk,  auf  welches   dieses  Gesetz  Bezug  hat,   sei 
es  über  oder  unter  Tage,  ein  Unfall,  welcher  entweder 

«)  den  Tod  einer  in  oder  bei  dem  Bergwerk  beschäftigten  Person  verursacht;  oder 
ß)  einer  in  oder  bei  dem  Bergwerk  beschäftigten  Person  einen  Knochenbruch  am  Kopfe 
oder  an  einem  Gliede  oder  die  Verrenkung  eines  Gliedes,  oder  eine  sonstige  ernstliche 
Körperverletzung  zufügt,  oder 
;')  verursacht  ist  durch  eine  Explosion  von  Gas  oder  Kohlenstaub,  oder  eines  Sprengstoffes, 
oder  durch  Elektrizität,  oder  durch  übermäßige  Spannung  oder  irgendeine   ähnliche 
Ursache,  wie  sie  der  Staatssekretär  näher  zn  bestimmen  befugt  ist,  und  welche  einer 
in    oder   bei    dem    Bergwerk    beschäftigten    Person    irgendwelche    Körperverletzung 
beibringt, 
90   ist   der   Eigentümer,   Geschäftsführer  oder  Verwalter  des   Bergwerkes   verpflichtet,  sofort 
schriftliche  Meldung  über  den  Unfall  und  über  jede  dadurch  etwa  herbeigeführte  Tötung  oder 
Körperverletzung  an  den  Inspektor  des  betreffenden  Bezirkes,  in  solcher  Fassung  und  unter  Hinzu- 
fügung aller  solcher  Einzelheiten  einzusenden,  wie  sie  der  Staatssekretär  vorschreibt. 

2.  Derselbe  Unterabschnitt  tritt  an  Stelle  des  Abschnittes  11  des  Gesetzes  zur  Regulierung 
des  Betriebs  von  metallhaltigen  Bergwerken  v.  J.  1872,  soweit  dieser  durch  das  vorliegende 
Gesetz  aufgehoben  wird,  sowohl  in  seiner  Anwendung  auf  metallhaltige  Bergwerke  wie  auf 
Steinbrüche. 

in.  Wo  ein  Eisenbahn-  oder  ein  Nebengeleise,  welches  im  Sinne  des  Eisenbahndienst- 
(Unfallverhütungs-)  Gesetzes  v.  J.  1900  nicht  als  Teil  einer  Eisenbahn  anzusehen  ist,  in  Verbindung 
mit  einem  Bergwerk  oder  Steinbruch  zur  Benutzung  kommt,  sollen  die  Bestimmungen  der  Gesetze 
zur  Regulierung  des  Betriebs  von  Kohlenbergwerken  v.  d.  J.  1887  bis  1896  und  der  Gesetze 
zur  Regulierung  des  Betriebs  von  metallhaltigen  Bergwerken  v.  d.  J.  1872  und  1875,  mit  den 
durch  gegenwärtiges  Gesetz  in  ihren  Vorschriften  über  Einsendung  von  Berichten  und  Unfall- 
meldungen vorgenommenen  Abänderungen,  zur  Wirkung  kommen,  soweit  es  sich  dabei  um  Unfälle 
handelt,  welche  durch  oder  für  den  Eigentümer  des  Bergwerkes  oder  Steinbruches  beschäftigten 
Personen  zustofien,  als  ob  das  beti'effeode  Eisenbahn-  oder  Nebengelelse  einen  Teil  des  Bergwerkes 
oder  des  Steinbruches  bildete. 

IV.  —  1.  Ereignet  sich  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  irgendein  Unfall,  durch  welchen 
entweder 

a)  eine  in  der  Fabrik  oder  der  Werkstatt  beschäftigte  Person  das  Leben  einbüßt;  oder 

b)  zufolge  einer  mittels  mechanischer  Kraft  betriebenen  Maschine,  oder  durch  geschmolzenes 
Metall,  heiße  Flüssigkeit,  Explosion,  Entweichung  von  Gas  oder  Dämpf,  oder  durch 
Elektrizität  eine  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigte  Person  in  dem  (jrade  arbeits- 
unfähig gemacht  wird,  daß  sie  sich  mindestens  einen  vollen  Tag  ihrer  gewohnheits- 
mäßigen Arbeit  enthalten  muß;  oder 

c)  aus  irgendeiner  anderen  besonderen  Ursache,  wie  sie  der  Staatssekretär  mittels 
Verordnung  feststellen  kann,  eine  wie  oben  bezeichnete  Arbeitsunfähigkeit  herbeigeführt 
wird;  oder 

d)  eine  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigte  Person  auf  länger  als  sieben  Tage  zur 
Leistung  ihrer  gewohnheitsmäßigen  Arbeit  unfähig  gemacht  wird, 

so  ist  dem  Inspektor  des  betreffenden  Bezirks  unverzüglich  eme  schr^tliche  Meldung  von  dem 
Unfall,  in  solcher  Fassung  und  mit  Hinzufttgung  solcher  Einzelheiten,  wie  sie  die  Verordnung  des 
Staatssekretärs  vorschreibt,  zu  machen  und  im  Falle  von  Unfällen,  wie  sie  §  a  und  b  dieses 
Unterabschnittes  aufzählen,  und  (sofern  eine  Verordnung  des  Staatssekretärs  über  die  besonderen 
Ursachen  von  Unfällen  dies  bestimmen  sollte)  auch  von  solchen,  wie  sie  im  §  c  erwähnt  sind,  zu 
gleicher  Zeit  dem  Regierungsarzte  des  Bezirks. 
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(2)  If  any  accideut  causing  disablement  is  notified  under  this  section,  and  after  notification 
thereof  results  in  the  death  of  the  person  disabled,  notice  in  writing  of  the  death  shall  be  sent 
to  the  inspector  as  soon  a«  the  death  comes  to  the  knowledge  of  the  occupier  of  the  factory  or 
Workshop. 

(3)  If  any  notice  with  respect  to  an  accident  in  a  factory  or  Workshop  required  to  be  sent 
by  this  section  is  not  sent  as  so  required,  the  occupier  of  the  factory  or  Workshop  shall  be  liable 
to  a  tine  not  exceeding  ten  pounds. 

(4)  If  any  accident  to  which  this  section  applies  occurs  to  a  person  employed  in  a  factory 
or  Workshop  the  occupier  of  which  is  not  the  actual  employer  of  the  person  lulled  or  injured. 
the  actual  employer  shall  immediately  report  the  same  to  the  occupier,  and  in  default  shall  be 
Iiable  to  a  iine  not  exceeding  five  pounds. 

(5)  The  foregoing  provisions  of  this  section  shall  be  substituted  for  section  nineteen  of  the 
Factory  and  Workshop  Act  1901. 

5. — (1)  If  the  Secretary  of  State  considers  that,  by  reason  of  the  risk  of  serious  injury  to 
persons  employed,  it  is  expedient  that  notice  should  be  given  uiider  this  Act  in  every  case  of 
any  special  class  of  explosion,  fire,  coUapse  of  buildings,  accidents  to  machinery  or  plant,  or 
other  occurrences  in  a  mine  or  quarry,  or  in  a  factory  or  Workshop,  including  any  place  which 
for  the  purpose  of  the  provisions  of  the  Factory  and  Workshop  Act,  1901,  with  respect  to 
accidents  is  a  factory  or  Workshop,  or  is  included  in  the  word  ''factory*'  or  ''Workshop,**  or  is 
part  of  a  factory  or  Workshop,  the  Secretary  of  State  may  by  order  extend  the  provisions  of 
accidents  to  be  given  to  an  inspector  to  any  such  class  of  occurrences,  whether  personal  injury 
or  disablement  is  caused  or  not,  and,  where  any  such  order  is  made,  the  provisions  of  this  Act 
shall  have  effect  as  extend  ed  by  the  order. 

(2)  The  Secretary  of  State  may  by  any  such  order  allow  the  required  notice  of  any 
occurrence  to  which  the  order  relates,  instead  of  being  sent  forthwith,  to  be  sent  within  the  time 
limited  by  the  order. 

6.  Section  one  of  the  Notice  of  Accidents  Act,  1894,  shall  be  read  as  if  the  words  "cause 
him  to  be  absent  throughout  at  least  one  whole  day  from  bis  ordinary  work*'  were  substituted 
for  the  words  **prevent  him  on  any  one  of  the  three  working  days  next  after  the  occurrence  of 
the  accident  from  being  employed  for  five  honrs  on  his  ordinary  work"  in  subsection  (1)  of  that 
section. 

7.— (1)  The  enactments  mentioned  in  the  schedule  to  this  Act  are  hereby  repealed  to  the 
extent  specified  in  the  third  column  of  that  schedule. 

(2)  This  Act  may  be  cited  as  the  Notice  of  Accidents  Act,  1906,  and  shall  come  into  Operation 
on  the  first  day  of  January  nineteen  hundred  and  seven,  but  the  Secretary  of  State  may  appoint 
a  later  date  (not  being  later  than  the  first  day  of  January  one  thousand  nine  hundred  and  eight) 
for  any  special  Provision  of  the  Act  to  come  into  Operation,  and,  if  a  later  date  is  so  appointed. 
that  special  provision  shall  not  come  into  Operation  until  that  later  date. 


Schednle« 

Enactments  Repealed. 


Session  and 
Chapter. 


Short  Title. 


Extent  of  Repeal. 


35  &  36  Vict.  c.  77. 

50  &  51  Vict.  c.  58. 

57  &  58  Vict.  c.  28. 

63  &  64  Vict.  c'.  27. 

1  Edw.  7.  c.  22. 


The  Metalliferous  Mines 
Regulation  Act,  1872. 

The  Goal  Mines  Regulation 
Act.  1887. 

The  Notice  of  Accidents 
Act,  1894. 

The  Railway  Employment 

(Prevention  of  Accidents) 

Act,  1900.1) 

The  Factory  and  Workshop 
Act.  1901. 


Section  eleven  from  the  beginning  to 
"injured  respectively. 

Section  thirty-five,  subsection  one. 
Section  one,  subsection  three. 
Section  thirteen,  subsection  three. 

Section  nineteen. 


*)  Dlesei  Gesets  ermächtigt  das  Uui^elBauit,  behofi  Yermeidang  der  UnfaUsgefahr,  oaph  freiem  Ermesaen 
Vorschriften  xa  machen,  welche  von  selten  der  Eisenbahndirektionen  bei  Vermeidaug  ron  Strafe  zu  beobachten  sind. 
Derartige  Vorschriften  dQrfen  sich  auf  folgende  Punkte  besiehen: 

1.  Bremahebel  auf  beiden  Seiten  der  Waggons. 

a.  Etikettierung  Ton  Waggons. 

8.  Bewegung  von  Waggons  durch  Sttltzen  und  mit  Hilfe  von  Schlepptauen. 

4.  Bremsen  fOr  Dampflcraft  oder  andere  Kraft  auf  Lokomotiven. 

5.  Beleuchtung  ToaBahnhöfen  oder  Kebengeleisen,  wo  Waggons  hiufig  nach  Eintritt  derDunkelhHt  rangiert  werden. 
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2.  Wird  auf  Grund  dieses  Abschnitts  ein  Unfall  gemeldet,  welcher  Arbeitsunfähigkeit  her- 
beiführt, und  tritt  nach  erfolgter  Meldung  des  Unfalls  der  Tod  des  Verletzten  ein,  so  ist  dem 
Inspektor  über  den  Tod  schriftficke  Anzeige  einzusenden,  sobald  der  Tod  dem  Inhs^r  der  Fabrik 
oder  Werkstatt  zur  Kenntnis  kommt. 

3.  Wenn  die  Meldung  in  betreff  eines  Unfalls  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  wie  sie 
dieser  Abschnitt  vorschreibt,  nicht  vorschriftsmäßig  erfolgt,  so  verfällt  der  Eigentümer  der  Fabrik 
oder  Werkstatt  in  eine  Geldstrafe  bis  zur  Höhe  von  zehn  Pfund. 

4.  St^ßt  ein  Unfall  der  Art,  wie  ihn  dieser  Abschnitt  behandelt,  einer  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt  beschäftigten  Person  zu,  wo  der  Inhaber  solcher  Fabrik  oder  Werkstatt  nicht 
der  eigentliche  Arbeitgeber  der  getöteten  oder  verletzten  Person  ist,  so  hat  der  eigentliche 
Arbeitgeber  bei  Strafe  bis  zu  .j^"  5  den  Vorfall  unverzüglich  dem  Inhaber  der  betreffenden 
Fabrik  oder  Werkstatt  anzuzeigen. 

5.  Vorstehende  Bestimmungen  dieses  Abschnitts  sind  an  Stelle  des  Abschnitts  19  des 
Fabrik-  und  Werkstattsgesetzes  v.  J.  1901  zu  setzen. 

V.  —  1.  Glaubt  der  Staatssekretär,  daß  es  sich  im  Hinblick  auf  die  Gefahr  ernstlicher 
Verletzung  für  beschäftigte  Personen  empfiehlt,  daß  auf  Grund  des  vorliegenden  Gesetzes  für 
jeden  vorkommenden  Fall  von  Explosion,  Brand,  Zusammenbruch  voh  Gebäuden,  Beschädigungen 
von  Maschinen  oder  Betriebseinrichtungen,  oder  anderer  Ereignisse  in  einem  Bergwerk  oder 
Steinbruch,  oder  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt^  einschließlich  solcher  Arbeitsplätze,  welche 
behufs  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Fabrik-  und  Werkstattsgesetzes  v.  J.  1901  betreffs 
vorfallender  Unfälle  als  Fabriken  oder  Werkstätten  anzusehen  sind,  oder  in  der  Bezeichnung 
,,Fabrik"  oder  „Werkstatt"  mit  einbegriffen  werden,  oder  Teile  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
bilden,  Meldung  erstattet  werde,  so  kann  der  Staatssekretär  durch  Verordnung  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes,  welche  Meldungen  von  Unfällen' an  einen  Inspektor  verschreiben,  auch  auf  der- 
artige Kategorien  von  Unfällen  ausdehnen,  einerlei  ob  sie  Körperverletzung  oder  Erwerbs- 
unföhigkeit  herbeiführen  oder  nicht,  und  in  dem  Fall,  daß  eine  derartige  Verordnung  ergeht, 
kommen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  entsprechend  der  Ausdehnung  der  Verordnung  zur 
Anwendung. 

2.  Der  Staatssekretär  ist  befugt,  vermittelst  solcher  Verordnung  zu  gestatten,  daß  die 
vorgeschriebene  Meldung  eines  Vorfalls,  auf  welche  die  Verordnung  Bezug  hat,  statt  auf  der 
SteUe,  innerhalb  einer  in  der  Verordnung  festzusetzenden  Frist  einzureichen  ist. 

VI.  Abschnitt  1  des  Unfallanmeldegesetzes  v.  J.  1894  ist  fortan  so  auszulegen,  als  ob  die 
Worte  „ihn  für  mindestens  einen  vollen  Tag  von  seiner  gewohnheitsmäßigen  Arbeit  abhalten" 
im  Unterabschnitt  1  jenes  Abschnitts  an  Stelle  der  Worte  treten:  „ihn  an  irgendeinem  der 
drei  zunächst  auf  das  Eintreten  des  Unfalles  folgenden  Werktage  verhindern,  fünf  Stunden 
lang  bei  seiner  gewohnheitsmäßigen  Arbeit  beschäftigt  zu  sein". 

Vn.  —  1.  Die  im  Anhang  zu  diesem  Gesetz  aufgeführten  Bestimmungen  werden  hiermit 
innerhalb  der  in  der  dritten  Spalte  dieses  Anhanges  bezeichneten  Abgrenzung  aufgehoben. 

2.  Dieses  Gesetz  ist  als  das  Unfallanmeldegesetz  v.  J.  1906  zu  zitieren  und  soll  am 
1.  Januar  1907  in  Kraft  treten;  doch  bleibt  es  dem  Staatssekretär  vorbehalten,  für  irgendeine 
besondere  Bestimmung  des  Gesetzes  nach  Belieben  einen  späteren  Termin  zur  Inkrafttretnng 
festzusetzen  (nur  nicht  später  als  den  1.  Januar  1908)  und,  falls  in  dieser  Weise  ein  späterer 
Termin  festgesetzt  wird,  so  tritt  die  betreffende  besondere  Bestimmung  erst  an  solchem  Tage 
in  Kraft. 

Anhang. 

Aufgehobene  Bestimmungen. 


Session  und^Kapitel 


Kurzer  Titel 


Umfang  der  Aufhebung 


35  n.  36  Vict.  c.  77. 

50  u.  51  Vict.  c.  58. 

57  u.  58  Vict  c.  28. 
68  u.  64  Vict  c.  27. 

1  Edw.  7.    c.  22. 


Gesetz  zur  Regulierung  des  Be- 
triebes metallhaltiger  Berg- 
werke, 1872. 

Gesetz  zur  Regulierung  des  Be- 
triebes von  Kohlenbergwerken, 
1887. 

Unfallanmeldegesetz,  1894. 

Eisenbahndienst-  (Unfallver- 
hütungs-)  Gesetz,  1900.») 

Fabrik-  und  Werkstattsgesetz, 
1901. 


Abschnitt  11  vom  Anfang  bis  "injured 
respectively". 

Abschnitt  35,  Unterabschnitt  1. 


Abschnitt  1,  Unterabschnitt  3. 
Abschnitt  13,  Unterabschnitt  3. 

Abschnitt  19. 


6.  Schatz  der  Weichen haiidgriffe  und    der  Signaldrihte    und  der   auf  ebener  Erde   zur  Stellung  der  Weichen 
angebrachten  HebeL 

7.  Lage  von  Oebiaden  and  Schuppen  in  der  N&he  im  Betrieb  itehender  Geleise. 

8.  Kenntlichmachang  gefahrbedingender  Weichen. 

9.  Herstellangsart  and  Schutz  von  Waeierstandszeigeru. 

10.  Anbringung  ron  Kasten  fOr  Arbeitszeug  und  ron  Wasserstandszeigem  auf  Lokomotiven. 

11.  Yerwendung  Ton  Balmzagen  ohne  Bremswagen  auf  im  Betriebe  befindlichen  Geleisen  außerhalb  der  Bahnhöfe. 
18.  Schutz  des  Oberbaues  wahrend  Xiederlegung  neuer  Schienen  oder  Reparaturarbeiten  am  Oberbau. 
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Appendix  5. 

Merchant  Shlpping  Act,  1906. 

(6  Edw.  7.  Ch.  48). 

Clause  M.  (l)  If  the  master  of,  or  a  seaman  belongiug  to^  a  ship  receives  any  hurt  or 
iujury  in  the  service  of  the  ship,  or  snffers  from  any  illness  (not  being  venereal  disease,  or  an 
illness  due  to  his  own  wilfnl-act  or  defanlt  or  to  his  owd  misbehavioor),  the  expense  of  providing 
the  necessary  snrgical  and  medical  ad  vice  and  attendance  and  medicine,  and  also  the  expense 
of  the  maintenance  of  the  master  or  seaman  nntil  he  is  cured,  or  dies,  or  is  returned  to  a 
proper  return  port,  and  of  his  conveyance  to  the  port,  and  in  the  case  of  death  the  expense 
(if  any)  of  his  bnrial,  shall  be  defrayed  by  the  owner  of  tiie  ship,  withont  any  dednction  on 
fhat  account  from  his  wages. 

(2)  If  the  master  or  a  seaman  is  on  account  of  any  illness  temporarily  removed  from  his 
ship  for  the  purpose  of  preventing  infection,  or  otherwtse  for  the  conyefiienee  of  the  ship,  and 
subsequently  returns  to  his  duty,  the  expense  of  the  rem  oval  and  of  providing  the  necessary 
advice  and  attendance  and  medicine,  and  of  his  maintenance,  while  away  from  the  ship,  shaU 
be  defrayed  in  like  manner. 

(3)  The  expense  of  all  medicines,  snrgical  and  medical  advice,  and  attendance,  given  to 
a  master  or  seaman  whilst  on  board  his  ship  shall  be  defrayed  in  like  manner. 

(4)  In  all  other  cases  any  reasonabte  expenses  dnly  incurred  by  the  owner  for  any 
Seaman  in  respect  of  illness,  and  also  any  reasonable  expenses  duly  incurred  by  the  owner  in 
respect  of  the  burial  of  any  seaman  who  dies  whilst  on  service,  shall,  if  doly  proved,  be 
deducted  from  the  wages  of  the  seaman. 


Definitions. 

Merchant  Shippinjg  Act  1894. 

742  B.  "Vessel"  incTodes  any  ship  or  boat  or  any  other  description  of  vessel  used  in 
navigatiou. 

"Ship"  inclndes  every  description  of  vessel  used  in  navigation  not  propelled  by  oars. 

^^Master*^  inclndes  every  person  (except  a  pilot)  having  command  or  Charge  of  any  ship. 

"Seaman"  includes  every  person  (except  masters,  pilots,  and  apprentices  duly  indentnred 
and  registered).  employed  or  engaged  in  any  capacity  on  board  any  ship. 

•"Port"  includes  place. 


Appendix  0> 

Bill 

to  apply  the  provisions  of  the  Life  Assurance  Companies  Acts,  1870  to  1872,  to 
companies  carrying  on  the  business  of  insuring  Employers  against  liability  to 
pay  compensation  or  damages  to  workmen  in  their  Employment. 


Be  it  enacted  by  the  King's  most  Excellent  Majesty,  by  and  with  the  advice  and  consent 
of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Commons,  in  this  present  Parlament  assembled,  and 
by  the  anthority  of  the  same,  es  follows:  — 
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Anlage  5, 


Handelsschiffahrtsgesetz  v.  J.  1906. 

(6  Edw.  7.  Cap.  48.) 

§  84.  !•  Sollte  ^er  Baas  eines  Schiffes  oder  ein  dem  Schiffe  zugehöriger  Seemann  in  der 
Ausübung  seiner  dienstlichen  Pflichten  für  das  Schiff  eine  Art  Schädigung  oder  Verletzung 
erleiden  oder  einer  Krankheit  (mit  Ausnahme  venerischer  oder  einer  durch  eigene  mutwillige 
Handlung  oder  Fahrlässigkeit  oder  schlechte  Aufführang  veranlaßten  Krankheit)  verfallen,  so  hat 
der  Eigentümer  des  Schiffes  alle  Kosten  zur  Beschaming  der  nötigen  ärztlichen  oder  wund- 
ärztlichen Beihilfe  und  Arznei,  sowie  auch  die  Kosten  ftU"  den  Unterhalt  des  genannten  Baas 
oder  Seemanns  bis  zur  Heilung  oder  zum  Tod  oder  zur  Bückbeförderung  in  einen  vorschrifts- 
mäßig zulässigen  Hafen,  und  för  die  Fahrt  nach  solchem  Hafen,  und,  im  Falle  des  Todes,  die 
Begräbniskosten  (sofern  solche  erwachsen)  ohne  jeden  Abzug  von  dem  Lohn  des  Erkrankten 
zu  tragen. 

2.  Wird  der  Baas  oder  ein  Seemann  aus  Anlaß  einer  Krankheit  zeitweise  von  seinem  Schiffe 
entlassen,  sei  es  um  der  Ansteckungsgefahr  vorzubeugen,  sei  es  zu  anderem  Zwecke,  aber  aus 
Rücksicht  auf  das  Schiff,  und  kehrt  er  später  zu  seinem  Dienst  zurück,  so  sind  die  Kosten  seiner 
Entfernung  und  der  nötigen  ärztlichen  Beihilfe  und  Arznei,  sowie  des  Unterhaltes  des  Erkrankten 
während  seiner  Entfernung  von  dem  Schiff,  in  gleicher  Weise  aufzubringen. 

3.  Die  Kosten  für  alle  Arznei,  wundärztliche  und  ärztliche  Behandlung  und  Pflege,  welche 
einem  Baas  oder  Seemann  während  seines  Aufenthaltes  auf  dem  Schiffe  gewährt  werden,  sind  in 
gleicher  Weise  zu  tragen. 

4.  In  allen  übrigen  Fällen  ist  der  Eigentümer  des  Schiffes  befugt,  alle  zulässigen  Ausgaben, 
welche  er  in  angemessener  Weise  für  einen  Seemann  aus  Anlaß  seiner  Krankheit  ausgelegt  hat, 
und  ebenso  alle  in  zulässiger  Weise  verauslagten  Kosten  für  dessen  Beerdigung,  wenn  ein  See- 
mann im  Dienste  stirbt,  sofern  er  solche  Auslagen  durch  Nachweis  begründen  kann,  von  der 
Löhnung  des  Seemanns  in  Abzug  zu  bringen. 

Begriffsbestimmungen. 

Handelsschiffahrtsgesetz  1894. 

742  B.  „Fahrzeug"  bedeutet  ein  Schiff  oder  Boot  oder  irgendein  anderes  zur  Schiffahrt 
gebrauchtes  Fahrzeug. 

„Schiff"  bedeutet  jedwedes  anders  als  durch  Ruder  fortbewegtes  Fahrzeug. 

„Baas"  ist  jeder  (mit  Ausnahme  eines  Lotsen),  dem  die  Leitung  eines  Schiffes  an- 
vertraut wird. 

„Seemann"  ist  jeder  (mit  Ausnahme  von  Baasen,  Lotsen  und  durch  Lehrlingsbriefe 
gebundenen  Lehrlingen),  der  zur  Leistung  irgendwelchen  Dienstes  an  Bord  eines  Schiffes  an- 
genommen wird. 

„Hafen"  bedeutet  anch  den  Ort. 


Anlage  6, 

Gesetzentwurf 


behufs  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Gesetze  über  Lebensversicherungs- 
gesellschaften, 1870  bis  1872,  auf  Gesellschaften,  welche  das  Geschäft  der 
Versicherung  von  Arbeitgebern  gegen  die  Verbindlichkeit  zur  Entschädigung 
oder  Schadenersatzleistung  an  Arbeiter  in  ihrer  Beschäftigung  betreiben. 

Durch  des  Königs  ausgezeichnetste  Majestät  wird  auf  Rat  und  unter  Zustimmung^  der  im 
p^genwärtigen  Parlament  versammelten  geistlichen  und  zeitlichen  Lords  und  der  Gemeinen  und 
in  ihrem  Namen  bestimmt  wie  folgt: 
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142  Die  Arbeiterversicherung  ioi  Vereinigten  Königreich. 

1.  —  (1)  The  provisions  of  the  Life  Assurance  Companies  Acts,*)  1870  to  1872,  reiating  to 
life  assnrance  companies  established  or  commencing  to  carry  on  the  bnsiness  of  iiife  assurance 
within  the  United  Kingdom  after  the  passing  of  the  Life  Assnrance  Companies  Act,  1870,  shall 
apply  to^very  Company,  whetber  established  before  or  after  the  passing  of  this  Aet,  which 
carries  on  within  the  United  Kingdom  the  bnsiness  of  insuring  employers  agaiust  liability  to 
pay  compensation  or  damages  to  workmen  in  their  employment,  subject  to  such  necessary 
modifications  and  adaptations  as  may  be  made  therein  by  Order  in  Council: 

Provided  that  — 

(a)  those  provisions  shall  not  apply  — 

(i)  to  au  association  of  employers  engaged  in  any  trade  or  industry  carrying 
on  bnsiness  for  the  sole  purpose  of  ihe  mutual  insurance  of  its  members  either 
against  liability  to  pay  compeuBation  or  damages  to  workmen  employed  by  them 
in  that  trade  or  industry,  or  against  that  liability  and  against  any  other  risk 
incident  to  that  trade  or  industry;  or 

(ii)  to  a  member  of  Lloyds'  or  any  other  association  of  underwriters  approved 
by  the  Board  of  Trade,  provided  that  he  complies  with  the  requiremeuts  set  forth 
in  the  Schednle  to  this  Act;  and 

(b)  such  of  those  provisions  as  relate  to  deposits  shall  not  apply  — 

(i)  to  any  Company  which  has  commenced  to  carry  on  such  business  as  aforesaid 
within  the  United  Kin^dom  before  the  commencement  of  this  Act,  and  which 
proves  to  the  satisfaction  of  the  Board  of  Trade  that  the  funds  already  set  apart 
and  secured  for  the  satisfaction  of  Claims  of  employers  insnred  by  the  Company 
amount  to  forty  thousand  pounds;  or 

(ii)  to  any  Company  which  has  already  made  a  deposit  in  pursnance  of  the 
Life  Assurance  Companies  Acts,  1870  to  1872. 

(2)  Where  money  is  paid  into  a  county  coart  under  the  provisions  of  the  Schednle  to  this 
Act,  the  court  shall  (unless  the  court  for  special  reason  sees  fit  to  direct  otherwise)  order  the 
lump  sum  to  be  invested  or  applied,  in  the  purchase  of  an  anuuity  or  otherwise,  in  such  männer 
that  the  duration  of  the  benefit  thereof  may,  as  far  as  possible,  correspond  with  the  probable 
duratlon  of  the  incapacity. 

(3)  For  the  pnrposes  of  this  section  the  expression  " Company"  means  any  person  or  persons, 
corporate  or  unincorporate,  not  being  registered  under  the  Acts  reiating  to  friendly  societies. 

2.  This  Act  may  be  cited  as  the  Employers'  Liability  Insurance  Companies  Act,  1907, 
and  shall  come  into  Operation  on  the  flrst  day  of  July  one  thousand  nine  hundred  and  seven. 

Schednle. 

Requirements  to  be  complied  with  by  Underwriters. 

1.  Every  underwriter  shall  deposit  and  keep  deposited  in  such  manner  as  the  Board  of 
Trade  may  direct  a  sum  of  two  thousand  pounds.  The  Board  of  Trade  may  make  rules  as  to 
the  payment,  repayment,  Investment  of,  and  dealing  with  a  deposit,  the  payment  of  interest  and 
dividends  from  any  such  Investment,  and  for  any  other  matters  in  respect  of  which  they  may 
make  rules  under  section  one  of  the  Life  Assurance  Companies  Amendment  Act,  1872,  in  relaticn 
to  deposits  made  by  life  assurance  companies.  The  sum  so  deposited  shail  so  long  as  any 
liability  under  any  policy  issued  by  the  nnderwriter  remains  unsatisfied  be  available  solely  to 
meet  claims  under  such  policies. 

2.  Where  the  person  insured  by  any  policy  issued  by  an  underwriter  is  liable  to  make  a 
weekly  payment  to  any  workman  dnring  the  incapacity  of  the  workman,  and  that  incapacity  has 
lasted  for  more  than  six  months,  the  liability  iherefor  shall  before  the  expiration  of  tweive 
months  from  the  commencement  of  the  incapacity  be  redeemed  by  the  payment  of  a  lump  sum 
in  accordance  with  paragraph  (17)  of  the  Fu^t  Schednle  to  the  Workmen's  Compensation  Act, 
1906,  and  the  underwriter  shall  pay  the  Inmp  sum  into  the  county  court,  and  shall  inform  the 
court  that  the  redemption  has  been  effected  in  pursnance  of  the  provisions  of  this  Schednle. 

3.  The  underwriter  shall  furnish  every  year  to  the  Board  of  Trade  a  Statement  in  such 
form  as  may  be  prescribed  by  the  Board  showing  the  extent  and  character  of  the  employers' 
liability  business  effected  by  him. 

4.  For  the  pnrposes  of  this  Schedule  "policy**  means  a  policy  insuring  any  employer 
against  liability  to  pay  compensation  or  damages  to  workmen  in  his  employment. 


*)  Die  hier  angezogenen  Geietse  Ober  LebenrversloherungtgefeUiohoften  beitimmen,  daß  jede  nach  dem 
9.  August  1870  ihr  Geiohift  beginnende  Geselliehaft,  welche  aich  mit  LebeniTersichemng  befoflt,  20  000  Pfund  bei 
Gericht  hinterlegen  loll.  Diese  Somme  soU  der  (ierichtehof  naoh  seinem  Ermessen  »am  Vorteil  der  hinterlegenden 
GeselJsohaften  Tendnelich  anlegen.  Betreibt  die  betreffende  GeseUichaft  neben  der  Lebensreraioherang  noch  anderes 
Geschift,  so  ist  die  RedmnngsfQhmng  fQr  die  Lebensversicherong  gesondert  sa  leisten,  and  aueh  die  Kasse  der 
LebensyersioherungsabteilaDg   ist   gesondert   zu   halten,   so   daß  ein  eigener  „Lebensversiohemngsfonds"  besteht.    Za 
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1.  —  1.  Die  Bestimmangeu  der  Lebensversicherungsgesellschaftsgesetze,  1870  bis  1872,'*') 
betreffend  Lebensversicberungsgesellschafteu,  welche  nach  Annahme  des  Leben syersichenings- 
eresellschaftsgesetzes,  1870,  gebildet  wurden  oder  das  Geschäft  der  Lebensversicherung  innerhalb 
des  Vereinigten  Königreiches  zu  betreiben  begimtenf  nollen  auf  jede  Gesellschaft  Anwendung 
ünden,  sei  sie  vor  oder  nach  Annahme  dieses  Gesetzes  gebildet  worden,  welche  innerhalb  des 
Vereinigten  Königreiches  das  Geschäft  der  Versicherung  von  Arbeitgebern  gegen  eine  Verbindlich- 
keit, au  Arbeiter  in  deren  Beschäftigung  Entschädigung  oder  Schadenersatz  zu  leisten,  betreibt, 
vorbehaltlich  solcher  notwendigen  Abänderungen  und  Anpassungen,  wie  sie  darin  durch  Anordnung 
des  Geheimen  Rates  vorgeschrieben  werden  mögen: 

Mit  dem  Vorbehalt,  daß 

a)  solche  Bestimmungen  nicht  Anwendung  finden  sollen 

«)  auf  eine  Vereinigung  von  in  irgendeinem  Gewerbe  oder  einer  Industrie  betätigten 
Arbeitgebern,  welche  zu  dem  alleinigen  Zwecke  besteht,  um  ihre  Mitglieder  auf  dem 
Wege  der  Gegenseitigkeit  entweder  gegen  die  Verbindlichkeit  zu  Entschädigungs-  oder 
Schadenersatzleistung  an  von  ihnen  in  solchem  Gewerbe  oder  solcher  Industrie  beschäftigte 
Arbeiter,  oder  gegen  jene  Verbindlichkeit  und  zugleich  gegen  irgendein  sonstiges 
solchem  Gewerbe  oder  solcher  Industrie  anhaftendes  Risiko  zu  versichern;  oder 

fi)  auf  ein  Mitglied  von  Lloyds,  oder  irgendwelcher  vom  Handelsamt  gutgeheißenen 
anderer  Vereinigung  von  Assßkuradeuren,  sofern  es  den  im  Anhang  an  dieses  Gesetz 
vermerkten  Vorschnften  genü^;  und  daß 

b)  solche    Bestimmungen,    soweit    sie    auf    Kautionen    Bezug    haben,    nicht   Anwendung 
finden  sollen: 

n)  auf  eine  Gesellschaft,  welche  innerhalb  des  Vereinigten  Königsreiches  obgesagtes 
(leschäft  vor  der  Inkrafttretunjj  dieses  Gesetzes  zu  betreiben  begonnen  hat  und  dem 
Handelsamt  ausreichend  nachweist,  daß  die  zur  Befriedigung  der  Ansprüche  von  Arbeit- 
gebern, welche  durch  die  Gesellschaft  versichert  wurden,  bereitgehaltenen  und  ge- 
sicherten Gelder  bereits  40000  Pfund  betragen:  oder 

ß)  auf  eine  Gesellschaft,  welche  bereits  in  Verfolg  der  Lebensversicherungsgesellschaftfl 
gcsetze,  1870  bis  1872,  Kaution  hinterlegt  hat. 

2.  Wurde  auf  Grund  der  im  Anhang  zu  diesem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  Geld 
an  ein  Grafschaftsgericht  eingezahlt,  so  soll  das  Gericht  (sofern  dasselbe  es  nicht  aus  Anlaß 
besonderer  Gründe  anders  zu  bestimmen  für  angemessen  erachtet)  verfügen,  daß  die  Pausch- 
summe vermittelst  Ankauf  einer  Leibrente  oder  auf  andere  Weise  in  solcher  Art  angelegt  oder 
verwendet  wird,  daß  die  Daner  des  Rentengennsses  nach  Möglichkeit  der  wahrscheinlichen 
Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit  entspricht. 

3.  Für  die  Zwecke  dieses  Abschnittes  bedeutet  der  Ausdruck  „Gesellschaft"  jede  juristische 
oder  nicht  juristische  Person  oder  Mehrheit  von  Personen,  welche  nicht  auf  Grund  der  Hilfs- 
kassengesetze  eingetragen  ist. 

2.  Dieses  Gesetz  darf  als  das  Arbeitgeberhaftpflicht-Versicherungsgesellschaftsgesetz  1907 
angeführt  werden  und  soll  am  1.  Juli  1907  in  Kraft  treten. 

Anhang« 

Bedingungen,  welche  von  Assekuradeuren  zu  erfüllen  sind. 

1.  Jeder  Assekuradeur  soll  in  solcher  Weise,  wie  sie  das  Handelsamt  vorschreibt,  eine 
Summe  von  2000  Pfund  hinterlegen  und  hinterlegt  belassen.  Das  Handelsamt  darf  betreffend 
Einzahlung,  Rückzahlung^  Anlegung  und  Verwendung  solcher  Einlagen  Bestimmungen  treffen,  auch 
betreffs  Zahlung  von  Zinsen  und  Dividenden  aus  solchen  Einlagen  und  über  andere  Dinge,  bezüg- 
lich derer  es  nach  Abschnitt  1  der  Novelle  zum  Lebensversicherungsgesellschaftsgesetz  von  1872 
hiusichlich  der  von  Lebensversicherungsgesellschaften  gemachten  Hinterlegungen  Vorschriften 
machen  darf.  Die  so  hinterlegte  Summe  soll  so  lange,  als  eine  auf  Grund  einer  vom  Assekuradeur 
ausgegebenen  Police  erwachsende  Verbindlichkeit  unbefriedigt  bleibt,  allein  zur  Befriedigung  von 
aus  solcher  Police  erwachsenden  Aussprüchen  verfügbar  sein. 

2.  Wo  die  durch  eine  von  einem  Assecuradeur  ausgegebene  Police  versicherte  Person  für 
die  Leistung  eines  Wochengeldes  an  einen  Arbeiter  während  der  Arbeitsunfähigkeit  des  Arbeiters 
haftbar  ist,  und  solche  Arbeitsunfähigkeit  länger  als  sechs  Monate  angehalten  hat,  soll  die  Ver- 
bindlichkeit dafür  vor  Ablauf  von  zwölf  Monaten  vom  Beginn  der  Arbeitsunfähigkeit  an  gerechnet 
gemäß  Artikel  17  des  ersten  Anhangs  zum  Arbeiterentschädigungsgesetz.  1906,  durch  Zahlung 
einer  Pauschsumme  abgelöst  werden,  und  der  Assekuradeur  soll  die  Pauschsumme  bei  dem 
Graf  Schaftsgericht  einzahlen,  und  soll  den  Gerichtshof  davon  in  Kenntnis  setzen,  daß  die  Ab- 
lösung in  Verfolg  der  Bestimmungen  dieses  Anhanges  abgelöst  worden  ist 

3.  Der  Assekuradeur  soll  dem  Handelsamt  j^es  Jahr  in  solcher  Form,  wie  sie  dieses  Amt 
vorschreiben  mag,  eine  Erklärung  einreichen,  welche  die  Ausdehnung  und  das  Wesen  des  von 
ihm  betriebenen  Haftpflichtversicherungsgeschäfts  anzeigt. 

4.  Für  die  Zwecke  dieses  Anhanges  bedeutet  „Police"  eine  Police,  welche  einen  Arbeit- 
geber gegen  die  Verbindlichkeit,  Entschädigung  oder  Schadenersatz  an  Arbeiter  in  seiner  Be- 
schäftigung zu  leisten,  versichert. 

dieiem  LebeDtrersicherongsfoDdi  werden  die  hinterlegteu  20  oou  Pfand  Strl.  mitgerechnet.  Hat  dieser  Fondi  die  Höhe 
Ton  40000  Pfund  Strl.  erreicht,  lo  ist  die  Einkige  von  SO 000  Pfund  Strl.  der  Gesellschaft  znr  eigenen  Verwaltang  snrflok- 
zu8tellen,«der  Lehensrersichernngsfonds  ist  aber  noch  gesondert  weiter  za  fQhren.  Das  Aktiengesellschaftageiets 
bestimmt^  daß  jede  Aktiengesellschaft  zweimal  im  Jabre  einen  Answeis  darOber  zu  Tcröffentlichen  hat,  wie  hoch  «ich 
ihr  eingezahltes  Anteilkapital,  ilir  Guthaben  und  ihre  Verbindlichkeiten  belaufen,  und  es  ist  jedem  Aktionär  oder 
GlAubiger  der  («csellschaft  auf  Verlangen  solcher  Ausweis  auszuhftndigeu. 
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Anlage  7> 


Ministerielle  Bestimmungen  über  die  als  BetrlebsunfSUe  zu 
entschädigenden  Erkrankungen  an  Berufskrankheiten. 


Auf  Grund  der  neuen  Bestimmungen  in  dem  Arbeiterentschädignngsgesetz  v.  J.  1906. 
welche  Berufskrankheiten  in  das  Bereich  der  Entschädigungspflicht  hineinziehen  und  den  Minister 
des  Innern  mit  der  Auswahl  der  so  zu  behandelnden  ^ankheiten  betrauen,  setzte  dieser  Minister 
bereits  im  August  1906  einen  eigenen  Ausschuß  zur  Untersuchung  über  vorherrschende  Berufs- 
krankheiten ein.  Dieser  Ausschuß  hat  eine  umfassende  Untersuchung  vorgenommen,  wobei  alle 
irgendwie  in  Betracht  kommenden  Krankheiten  einer  Erörterung  unterzogen  sein  dilrften.  Er 
hat  an  verschiedenen  Orten  im  Lande  nicht  weniger  als  159  Sachverständige  verhört,  darunter 
92  Aerzte.  Auf  Grund  der  gemachten  Erhebungen  hat  er  im  vergangenen  Mai  einen  Bericht 
eingereicht,  welcher  vom  ärztUchen  und  gewerblichen  Standpunkt  aus  gewiß  sehr  viel  von  Inter- 
esse bietet,  dessen  eingehende  Besprechung  indessen  hier  schwerlich  am  Platze  wäre.*) 

Das  Gesetz  selbst  nennt  in  einem  Anhang  nur  sechs  Berufskrankheiten,'  nämlich  Karbunkel, 
Bleivergiftung.  Quecksilbervergiftung,  Phosphorvergiftung,  Arsenikver^tung  und  Wurm.  Der 
Ausschuß  hat  nicht  weniger  als  zweiundvierzig  andere  Krankheiten  emer  Prüfung  unterworfen 
und  daninter  achtzehn  als  billigerweise  zur  Entschädigung  berechtigend  herausgegriffen.  Diese 
achtzehn  hat  dann  auch  der  Minister  in  einer  neuerdings  erlassenen  Verfügung*)  als  zur  Ent- 
schädigung  berechtigend  erkannt. 

Einige  Schwierigkeiten  bereitete  dem  Ausschuß  die  Frage,  welche  Erkrankungen  als  Unfall 
und  welche  als  gewerbliche  Erkrankung  anzusehen  sind.  Die  beiden  Dinge  laufen  ineinander 
und  das  Ziehen  einer  scharfen  Grenze  ist  keineswegs  leicht.  Es  sind  von  Entschädigungsrichtern 
nicht  wenige  Fälle,  welche  auf  den  ersten  Blick  entschieden  als  berufskrankheitsartig  erscheinen, 
als  Unfälle  anerkannt  worden,  so  durch  zufälliges  Einfallen  eines  Bazillus  aus  verarbeiteter  Wolle 
bei  einem  Arbeiter  hervorgerufener  Karbunkel;  so  femer  Erstickungen  durch  gifthaltige  Luft 
bei  einer  Bergwerksexplosion.  Das  Oberhaus  hat  mit  seiner  in  Heft  Va  erwähnten  arbeiter- 
freundlichen Einmischung  als  höchstes  Berufungstribunal  die  Verwiming  noch  verschärft,  indem  es 
in  seinen  Erkenntnissen  solche  unbestimmten  Ausdrücke  wie  „unlooked-for  mishaps"  (unerwartetes 
Unheil),  „unintended  occurrence"  (unbeabsichtigter  Vorfall)  und  „untoward  event'*  (störendes 
Ereignis)  für  das  Wort  ,,accident"  (Unfall)  untergeschoben  hat  Der  Ausschuß  hat  daher  geglaubt, 
die  FVage  nach  der  Schnelligkeit  der  Entwicklung  der  Krankheit  als  nachgewiesene  Ursache 
entscheiden  zu  müssen.  Eine  sich  aus  äußerem  Anlaß  mehr  oder  weniger  plötzlich  ent- 
wickelnde Unfähigkeit  soll  demnach  als  ,, Unfall''  gelten,  eine  Erkrankung,  welche  längerer 
Zeit  zur  Entwicklung  bedarf,  als  „gewerbliche  Krankheit". 

Noch  ein  anderer  Punkt  hat  Schwierigkeiten  verursacht.  Der  Ausschuß  hat  geglaubt, 
Fälle  von  Arbeitsunfähigkeit,  welche  keine  volle  Woche  andauern,  aus  der  Kategorie  zu  ent- 
schädigender Erkrankungen  streichen  zu  müssen.  Das  schließt  solche  Dinge,  wie  die  Taubheit 
der  Kesselschmiede,  das  kalte  Fieber  der  Messinggießer  und  noch  einige  Berufskrankheiten  von 
vornherein  aus.  Aber  auch  über  dieses  Maß  hinaus  hat  der  Ausschuß  z.  B.  Bursitia  .bei 
Frauen,  Bruch,  Zellulitis,  ausgenommen  bei  Bergwerksarbeitern,  als  nicht  zu  Entschädigung  be- 
rechtigend behandelt. 

An  dritter  Stelle  gibt  es  eine  Anzahl  Erkrankungen,  welche  Berufskrankheiten  sein  können, 
aber  auch  nicht,  und  die  deshalb  hier  nicht  gelten  dürfen.  So  leiden  z.  B.  allerhand  Leute  an 
Krankheiten  der  Bronchialdrüsen,  ganz  besonders  indessen  sucht  diese  Krankheit  Arbeiter  heim, 
welche  mit  Flachs  zu  tun  haben.  Zu  erkennen  ist  vorläufig  noch  nicht,  ob  die  Ursache  Flachs- 
stanb  oder  ein  anderer  Anlaß  war;  deshalb  läßt  sich  die  Krankheit  auch  nicht  spezifisch  als 
zu  Entschädigung  berechtigend  bezeichnen. 

In  die  zur  Entschädigung  berechtigende  Kategorie  sind  tatsächlich,  genau  den  Empfeh- 
lungen des  Ausschusses  gemäß,  folgende  Krankheiten  aufgenommen  worden: 


1)  Report  of  the  Departmental  Gommittee  npon  Compensation  for  Indostrial  Dueascs.    (Cd.  8495.)    1907. 
-)  Statutory  Bulei  and  Orders  1907  Nr.  407.     (Nicht  veröffentlicht,  nur  amtlich  bekannt  gemacht) 
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Krankheit 


1.  Vergiftung  durch  Dinitrobenzol,  Anilin  und 
andere  Benzinverbindungen,  sowie  ihre  Folgen. 

2.  Vergiftung    mit    Doppelschwefelkohlenstoff 

und  ihre  Folgen. 

3.  Vergiftung  mit  salpetrigen  Dämpfen. 

4.  Vergiftung  durch  Nickelkarbonyl   und  ihre 

Folgen. 

5.  Arsenikvergiftung  und  ihre  Folgen. 

6.  Bleivergiftung  und  ihre  Folsren. 

7.  Vergiftung  durch  Gonomia  Kamassi*)    (afri- 

kanisches Buchsbaumholz). 

8.  Chromgeschwüre  und  ihre  Folgen. 


9.  Ekzemartige  Hautgeschwüre,  durch  Staub 
oder  ätzende  Säuren  hervorgerufen,  femer  durch 
Staub  erzeugte  Schleimhautgeschwüre  in  Nase 

oder  Mund. 

10.  Epithelkrebs  oder  Hautgeschwüre  auf  der 
Hornhaut  des  Auges,   durch  Pech,   Teer  oder 

Teerpräparate  hervorgerufen. 

11.  Skrotalepithelkrebs  (Schomsteinfegerkrebs). 

12.  Nystagmus  (Fallen  des  Auges). 

13.  Rotz. 

14.  Krankheit  durch  verdichtete  Luft  und  ihre 

Folgen. 

15.  Hypodermische  Zellnlitis  an  der  Hand 

16.  Hypodermische  Zellulitis  am  Knie. 

17.  Akute  Bursitis  über  dem  EUbogfen. 

18.  Synovialen tzündungen  am  Handgelenk  und 

an  Sehnenscheiden. 


Beschäftigung,  welche  als  die  Krankheit- 
erzeugend angenommen  werden  darf 

Eine  Beschäftigung,  welche  das  Hantieren  mit 
Benzinverbiudungen  gewisser  Art  (salpetersauren 

Amidinverbindungen)  verlangt. 
Eine  Beschäftigung:,  welche  Hantierenmit  Doppel- 
schwefelkohlenstoÖ  oder  seinen  Präparaten  ver- 
langt. 
Eine  Beschäftigung,  bei  welcher  sich  salpetrige 

Dämpfe  entwickeln. 
Eine  Beschäftigung,  bei  welcher  Nickel-Karbonyl- 

gas  entwickelt  wird. 
Hantieren  mit  Arsenik  oder  Arsenikpräparaten. 
Hantieren  mit  Blei  oder  Bleipräparaten. 
Hantieren  mit  Gonomia  Kamassi.*) 

Eine  Beschäftigung,   bei   welcher   Chromsänre 

oder  doppelchromsaures  Ammoniak,  Kalium  oder 

Natrium,  oder  Präparate  davon  zur  Verwendung 

kommen. 


Hantieren  mit  Pech,  Teer  oder  Teerpräparaten. 


Schornsteinfejren. 

Bergwerkarbeit. 

Umgehen  mit  rotzigen  Pferden. 

Irgendwelche  Beschäftigung  in  verdichteter  Luft. 


Berg^verkarbeit. 


Da  mehrere  der  angeführten  Krankheiten  so  selten  vorkommen,  dali  sich  nicht  bei  jedem 
Arzt  eine  Kenntnis  derselben  voraussetzen  läßt,  so  bringt  der  Ausschuß  die  Verwendung  von 
Spezialärzt^n  als  Sach verstau diere  (medical  referees)  in  Fällen,  in  welchen  ihr  Vorhandensein 
zu  besorgen  steht,  in  Anregung. 


1)  Gonomia  Kamani  ist    kein  wirklicher  Bucliibaam,    wird   indessen  gegenwärtig   mit  Vorliebe  an  Stelle  Ton 
Bnchsbaom  zur  Herstellung  von  Weberschiffchen  verwendet. 
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Die  Arbeiteryersichenmg  in  Spanien. 

1.  Nachtrag. 

Einleitang.  Das  VersicheningsweseD  in  Spanien  hat  in  den  letzten  Jahren 
einen  aoßerordentliohen  Aufschwung  genommen.  Der  allgemeine  Fortschritt  der 
sozialen  Einrichtungen  und  Anschauungen,  welche  heute  durch  eine  den  fort- 
geschrittensten Gesetzgebungen  Europa's  ähnliche  Gesetzgebung  ihre  Regelung  ge- 
fanden haben;  das  bemerkenswerte  Wachstum  des  allgemeinen  Wohlstandes  infolge 
der  durchgeführten  Ordnung  der  Finanzverwaltung;  die  Entwicklung  einer  großen 
Anzahl  von  Industrien,  namentlich  der  Montanindustrie;  der  Eintritt  der  Arbeiter- 
schaft in  das  politische  und  soziale  lieben,  der  es  den  Arbeitern  ermöglicht  hat, 
unter  Aufgabe  utopischer  Idealismen  sich  dem  realen  Entwicklungsprozeß  anzupassen 
and  im  Einvernehmen  mit  den  anderen  Gesellschaftsklassen  an  dem  großen  Werk 
der  nationalen  Wiedergeburt  mitzuarbeiten,  das  sind  die  Gründe,  welche  am  meisten 
zu  diesem  Aufschwung   des  Versicherungswesens   in  Spanien   beigetragen  haben. 

Viele  Männer  von  hervorragender  Begabung  und  überzeugte  Anhänger  der 
Versicherung  haben  auf  diesem  für  eine  verheißungsvolle  Aussaat  vorbereiteten 
Boden  mit  Eifer  gearbeitet,  um  die  Versicherungseinrichtungen  zu  popularisieren, 
and  wenn  wir  hier  alle  nennen  wollten,  könnten  wir  wie  in  einer  Ehrentafel  die 
Namen  mehrerer  anführen,  welche  sich  durch  ihre  unermüdliche  Tätigkeit  auf 
diesem  schwierigen  Gebiet  volkswirtschaftlicher  Studien  die  allgemeine  Anerkennung 
erworben  haben.  Aber  es  würde  ungerecht  sein,  den  Namen  von  Dr.  Jos6 
Maluqner  y  Salvador,  des  unermüdlichen  Vorkämpfers  der  Versicherung  in 
Spanien,  unerwähnt  zu  lassen,  der  in  den  letzten  Jahren  dem  Versichemngsgedanken 
sowohl  auf  dem  gesetzgeberischen  wie  auf  dem  sozialen  und  wirtschaftlichen  Gebiet 
zn  riesenhaften  Fortschritten  verholfen  hat;  immer  wird  es  ihm  zum  Ruhm  gereichen, 
der  wissenschaftlichen  und  technischen  Auffassung  da  zum  Durchbruch  verholfen 
zu  haben,  wo  bisher  nur  die  empirische  und  schablonenhafte  Versicherung  herrschte. 

Die  Literatur  auf  diesem  Gebiet  ist  in  den  letzten  Jahren  beträchtlich  angewachsen. 
Die  Presse,  welche  die  Probleme  der  wirtschaftlichen  Vorsorge  kennt,  behandelt 
and  verbreitet,  wird  in  Madrid,  Barcelona  und  anderen  Städten  durch  Journale  und 
Revuen  gut  vertreten,  welche  auf  der  Höhe  des  modernen  Versicherungswesens 
stehen  und  als  Vermittler  zwischen  der  öffentlichen  Meinung  und  den  Versicherungs- 
einrichtungen dienen.  Zahlreiche  Broschüren  werden  veröffentlicht,  welche  Kenntnisse, 
die  früher  als  geheimnisvoll  und  schwierig  galten  und  als  solche  nur  einem  kleinen 
Kreise  Eingeweihter  zu  Gebot  standen,  jedermann  zugänglich  machen.  Personen, 
welche  sich  durch  juristische  und  gesellschaftswissenschaftliche  Studien  einen  Namen 
gemacht  haben,  betreten  mit  ihren  Ideen  und  Anregungen  das  Gebiet  der  Ver- 
sicherung, und  es  handelt  sich  jetzt  darum,  das  spanische  Versicherungswesen  zu 
organisieren,  nachdem  seine  Terminologie  bereits  in  den  gesetzgeberischen  Urkunden 
Anwendung  gefunden  hat. 

Andererseits  breiten  sich  die  Versicherungsgesellschaften  unter  der  Leitung 
uigesehener  Persönlichkeiten  mehr  und  mehr  in  Spanien  aus;  ihr  erfolgreiches 
Personal  bringt  in  alle,  selbst  die  entlegensten  Städte  mit  der  Praxis  der  Versicherung 
den  Anreiz  zur  Vorsorge^  Ordnung  und  belebenden  Ersparnis,  wo  der  früheren 
Uebimg  zufolge  die  Routine  nur  tote  Ersparnisse  gestattete.  Die  Gesellschaften  bilden 
Propagandaansschüsse,  halten  Kongresse  und  Versammlungen  ab  und  vereinigen 
sich  zu  einer  fruchtbaren  Tätigkeit,  indem  sie  auf  Grund  ihrer  Erfahrungen  dem 
Staat  oder  den  beratenden  Körperschaften  bei  Abfassung  oder  Abänderung  der 
Versichemngsgesetze  mit  Aufklärungen  zur  Seite  stehen. 

Kaoher.  Die  Arbeitorversiohenuig  in  Spanien.  -*- 
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2  Die  Arbeiterversichening  in  Spanien. 

Aach  die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  spielt  in  Spanien  eine  große  Rolle, 
sei  es  auf  beruflicher  Grundlage,  um  verschiedenartige  Gefahren  zu  decken,  sei  es 
auf  anderer  Grundlage,  welche  man  als  gemischte  bezeichnen  könnte,  da  sie  eine 
gewerbsmäßige  Geschäftsfilhrung  zeigt.  In  ersterer  Beziehung  gibt  es  kaum  eine 
Vereinigung  in  Spanien,  welche  unter  ihren  wirtschaftlichen  Zielen  nicht  diejenige 
der  Vorsorge  verfolgt,  sei  es  in  der  wissenschaftlichen  Form  der  Versicherung  oder 
in  einer  anderen  gleichartigen  Form,  mittels  deren  die  Gesellschaft  sich  als  Ver- 
sicherer ihrer  Mitglieder  konstituiert,  um  auf  Grund  der  Solidarität  die  Risiken 
unter  ihnen  auszugleichen  oder  um  auch  nur  die  finanzielle  Verwaltung  zu  erleichtern. 

Endlich  haben  die  Behörden,  in  Uebereinstimmung  mit  den  Kundgebungen 
der  öflFentlichen  Meinung,  es  für  ihre  Pflicht  gehalten,  das  Versicherungswesen  in 
Spanjen  einer  Ueberwachungspolitik  zu  unterstellen,  um  das  Ansehen  der  Einriehtong 
sowie  die  großen  Kapitalien,  welche  das  nationale  Sparwesen  den  Gesellschaften 
anvertraut,  sicherzustellen.  Zu  den  Vorschriften  vertragsmäßiger  oder  fiskalischer 
Art,  welche  früher  auf  die  Versicherungsgesellschaften  Anwendung  fanden,  sind 
jetzt  andere  wichtige  Rechtsvorschriften  hinzugekommen,  wie  das  Gesetz  über  die 
Betriebsunfälle,  das  deren  Versicherung  besonders  regelt  die  Ausführungs Vorschriften 
dazu  und,,  weitere  Kgl.  Verordnungen  über  die  Eintragung  der  zugelassenen  Ver- 
sicherungsgesellschaften; und  man  erwartet,  daß  Gesetzeskraft  erlangen  werden: 
der  vom  Minister  Besada  dem  Parlament  vorgelegte  Entwurf,  in  welchem  die 
Ueberwachungspolitik  zum  klaren  Ausdruck  kommt;  der  vom  Institut  für  soziale 
Reformen  vorbereitete  Entwurf  einer  nationalen  Versicherungsanstalt,  welche  einen 
großen  Fortschritt  für  das  Versicherungswesen  in  Spanien  bedeuten  würde;  die 
ebenfalls  vom  Institut  für  soziale  Reform  ausgearbeiteten  Entwürfe  zur  Reform  des 
Unfallgesetzes  und  betreffs  billiger  Arbeiterwohn ungen,  die,  wie  wir  weiterhin 
zeigen  werden,  einige  Neuerungen  in  diesem  Versicherungszweig  anbahnen. 

Aus  allem  diesen  ergibt  sich,  daß  wir  uns  in  einer  Periode  fortschrittlicher 
Krisis  befinden,  welche  der  Einrichtung  der  Versicherung  sehr  günstig  ist  Die 
öffentliche  Meinung  oder  das,  was  man  die  kollektive  Erkenntnis  dieses  großen 
Bedürfnisses  unserer  heutigen  Zeit  nennen  könnte,  hat  sich  bereits  durchgerungen. 
Sind  diese  heute  noch  zerstreuten  Kräfte  erst  einmal  geregelt,  geordnet  und 
organisiert,  so  werden  sie  zweifellos  dem  Versicherungswesen  in  Spanien  einen 
großen  Antrieb  geben  und  zugleich  den  nationalen  Wohlstand  fördern. 

Man  kann  behaupten,  daß  heute  in  Spanien,  in  der  einen  oder  anderen  Form, 
mehr  oder  minder  vollkommen,  alle  Mögliohkeiten  der  Volksversicherung,  welche 
nach  Brentano  den  Arbeiter  interessieren  müssen,  wenn  er  sich  gegen  die  Gefahren 
des  modernen  Erwerbslebens  schützen  will,  bereits  gegeben  sind.  Wir  wollen  alle 
diese  verschiedenen  Versicherungszweige  prüfen  und  mit  der  Unfallversicherung 
beginnen,  die  sich  auf  Grund  eines  besonderen  Gesetzes  ordnungsmäßig  vollzieht; 
sodann  werden  wir  die  Kranken-,  Invaliditäts-,  Witwen-  und  Waisen-  und 
die  Arbeitslosenversicherung  behandeln  und  schließlich  die  Lebensversicherung 
in  ihren  Beziehungen  zum  Wohnungswesen. 


L  Unfallyersicherong. 

1.  Gesetzgebung.  Die  Versicherung  gegen  Betriebsimfälle  ist  in  Spanien 
durch  den  Artikel  12  des  Gesetzes  vom  30.  Januar  1900  (s.  Heft  XV  S.  41)  und 
durch   weitere   Ausführungsbestimmungen   dazu   geregelt^).     Der   besagte  Artikel 

^)  Vgl.  hierzu  Heft  XV  S.  34  u.  42  ff.,  sowie  die  zahb^ichen  AusfübruDifsvorschriften  zum 
Gesetz  v.  30.  Janaar  1900  und  eine  eiugebende  BesprechuDg  desselben  im  Bulletin  du  Comit6 
permanent  dn  Congr^s  interuational  des  accidents  du  travail  et  des  assarances  sociales,  Paris, 
Jabrg.  1903,  S.  609 ff.,  und  1904,  S.  56 ff.;  femer  Bellom,  „Les  lois  d'assurance  ouTriere  i 
i'etranger".  U:  Assnrance  contre  les  ac^^idents,  4«  partie  (Paris  1901)  p.  1953  sniv.,  ^^  partie 
(Paris  1903)  p.  2829  sui^.,  und  Verhandlungen  des  7.  Internationalen  Arbeiterversicherungs- 
kongresses  in  Wien  y.  17.— 23.  September  1905,  Bd.  f  S.  47ff.,  Wien  190«.  —  Die  Anwendung 
des  Unfallge^tzcR  vom  30.  Januar  1900  wurde  auMgedehnt  durch  Kgl.  Verordnung  yom26.  Märi 
1902  bzw  2.  Juli  1902  auf  die  Betriebe  der  Heeres-  und  der  Marine  Verwaltung  (s.  Bellom 
a.  a.  0.,  n  2ö29). 
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1.  Unfallversicherung.  3 

beschreibt  das  Wesen  dieser  Versicherung,  welches  auf  folgenden  drei  Prinzipien 
beruht:  Freiheit  des  Unternehmers,  die  Versicherung  abzuschließen,  Ablösung 
der  Unternehmerhaftpflicht  durch  eine  Versicherungsgesellschaft  und  Staatsein- 
mischung, um  die  Rechte  des  Arbeiters  zu  sichern.  Tatsächlich  ist  in  dem 
Art  12  der  Grundsatz  festgelegt,  daß  „die  Arbeitgeber  die  in  den  Art.  4,  5  und  10*) 
bezeichneten  Verpflichtungen  oder  auch  einzelne  derselben  dadurch  ablösen  können^ 
daß  sie  jeden  in  Betracht  kommenden  Arbeiter  auf  ihre  Kosten  gegen  die  in  jenen 
Artikeln  aufgeführten  Risiken  bei  einer  vorschriftsmäßig  errichteten  und  für  diesen 
Zweck  vom  Minister  des  Innern  zugelassenen  Versicherungsgesellschaft  versichern, 
jedoch  stets  unter  der  Bedingung,  daß  die  Entschädigung,  welche  der  Arbeiter 
erhält,  nicht  geringer  ist  als  diejenige,  welche  der  Bestimmung  dieses  Gesetzes 
entspricht"*).  Nachdem  so  die  staatliche  Aufsicht  für  die  Versicherung  gegen 
Betriebsunfälle  eingeführt  und  durch  die  moderne  soziale  Gesetzgebung  begründet 
war,  handelte  es  sich  darum,  diese  Staatsaufsicht  mittels  eines  Systems  vorsichtiger 
Garantien  zu  regeln,  um  die  durch  das  Gesetz  dem  Unternehmer  als  dem  für  die 
Betriebsgefahren  Verantwortlichen  auferlegten  Verpflichtungen  wirksam  ablösen  zu 
können.  Diesem  Bedürfnis  wurde  durch  das  Aasführungs-Regleraent  vom  28.  Juli 
1900*)  Rechnung  getragen,  dessen  Kapitel  7  (Art  71  und  72)  die  Versicherung 
gegen  Betriebsunfälle  behandelt  (s.  Heft  XV  S.  45).  Im  Art.  71  ist  bestimmt,  daß 
„Versicherungsgesellschaften,  seien  es  solche  auf  Gegenseitigkeit  oder  Aktiengesell- 
schaften, welche  die  Anerkennung  des  Ministeriums  des  Innern  wünschen,  um  in 
den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  an  die  Stelle  des  Arbeitgebers  zu  treten, 
die  folgenden  Bedingungen  erfüllen  müssen:  1.  Trennung  der  Geschäfte  der  Arbeiter- 
Unfallversicherung  von  den  sonstigen  Versicberungsgeschäften,  die  sie  betreiben; 
2.  besondere  Sicherheitsleistung;  3.  Anerkennung  der  ftlr  Betriebsunfälle  geltenden 
gesetzlichen  Vorschriften,  hauptsächlich  in  Ansehung  der  tödlichen  Unfälle,  der  Form 
und  Höhe  der  Entschädigung  und  der  Gerechtsame  der  Versicherten;  4.  Mitteilung 
an  das  Ministerium  des  Innern:  der  Statuten,  Bilanzen  und  Kapitalanlagen,  der 
Policebedingungen,  Prämientarife,  der  Berechnung  der  Reservefonds  und  der  Leib- 
renten, sowie  einer  Statistik  tlber  die  abgeschlossenen  Verträge,  liber  ihre  Abände- 
rung und  ihre  Erftlllung  oder  Beendigung.  Um  diese  Bedingungen  zu  prtlfen,  soll 
das  Ministerium  des  Innern  einen  technischen  Beirat  hinzuziehen  und  die  weiteren 
Ausführungsbestimmungen  erlassen".  Der  Art.  72  bestimmt,  daß  „die  den  Ver- 
sicherungsgesellschaften zur  Last  fallende  Entschädigung  bei  tödlichem  Aasgang 
eines  Unfalles  den  Einsprüchen  der  Gläubiger  aus  Art.  428  des  Handelsgesetzbuchs^) 
nicht  unterworfen  sein  soll". 

Diese  älteren  Bestimmungen  sind  erheblich  erweitert  worden  durch  die  K  g  1. 
Verordnung  v.  27.  August  1900*),  welche  die  Grundbedingungen  für  die 
Zulassung  der  Unfallversicherungsgesellschaften  festlegte.  So  bestimmte  diese  Ver- 
ordnung (in  Art.  1—  3),  daß  Versicherungsgesellschaften,  welche  den  Unternehmer 
von  der  ihm  gesetzlich  auferlegten  Haftpflicht  entlasten  wollen,  zuvor  beim  Ministerium 
des  Innern  eingetragen  sein  müssen  und  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Gründungs- 
aktes nebst  dessen  Abänderungen  oder,  falls  es  sich  um  eine  ausländische  Ver- 
sicherungsgesellschaft handelt,  die  Vollmacht  ihres  Vertreters  vorzulegen  haben; 
femer  müssen  sie  eine  Anzeige  ihres  Gesellschaftssitzes,  des  eingezahlten  Kapitals 
und  des  Namens  ihres  Direktors  oder  Geschäftsführers  einreichen. 

Eine  unerläßliche  Vorbedingung  für  die  Eintragung  der  Gesellschaften  ist 
(nach  Art.  4 — 7)  die  Einzahlung  einer  Grundkaution  von  225  000  Pesetas®)  für 
Prämiengesellschaften  und  von  5000  Pesetas  für  Gegenseitigkeitsgesellschaften,  sei 


0  V^l.  Heft  XV  S.  37  u.41. 

*)  Vgl.  über  die  verschiedenen  Systeme  der  Unfall versicheroBg  Heft  XVI  8.  17 ff. 

»)  Vgl.  Heft  XV,  S.44ff. 

*)  Art.  428  lautet:  „Die  Snmmen,  welche  der  Versicherer  dem  Versicherten  gemäß  den 
Bedingungen  des  Vertrags  zn  zahlen  hat,  gehören  znm  Eigentum  des  letzteren,  selbst  ge^ren- 
über  den  Einsprüchen  der  gesetzlichen  Erben  and  der  G^läubiger  dessen,  durch  den  die  Ver- 
sicherung zmransten  des  Versicherten  abiccschlossen  worden  isf 

<^)  Vgl.  Abdruck  im  Bulletin  du  Comit6  permanent,  Paris,  Jahrg.  1903,  8.  628 ff. 

•)  1  Peseta  =  0,80  Mark. 
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4  Die  Arbeitorversicheraiig  in  Spanien. 

es,  daß  diese  sich  aus  llDternebmern  oder  Arbeitern  derselben  Branche  oder  ver- 
wandter Gewerbszweige  zosammensetzen;  diese  Kantion  muß  ergänzt  werden,  sobald 
der  Betrag  der  Werte,  ans  denen  sie  besteht,  sich  um  mehr  als  20  ®/^  des  zur  Zeit 
der  Eintragung  angenommenen  Wertes  vermindert.  Sobald  die  vom  Finanzminister 
vorgeschriebene  Kaution^)  gemäß  den  fUr  die  Unfallversicherung  eingenommenen 
Prämien  die  Summe  von  250000  Pesetas  erreicht,  ist  sie  für  die  Aktiengesellschaften  bis 
auf  350  000  Pesetas  und  für  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften  bis  auf  60  000  Pesetas 
zu  ergänzen.  Diese  Ergänzungskautionen  können  entsprechend  dem  heute  im 
Finanzministerium  geltenden  Skalensystem  bestellt  werden.  Für  die  Bestellung 
der  Kaution  wird  der  Minister  des  Innern  nach  dem  Effektiypreise  zulassen:  die 
Staatspapiere,  die  Hypothekenbriefe  der  Banken,  diejenigen  der  Eisenbahnen  oder 
irgendwelcher  anderer  industrieller  Gesellschaften,  welche  an  der  Börse  gehandelt 
werden,  oder  städtische  Grondsttlcke  oder  die  Hypotheken  darauf,  soweit  diese 
Rechte  und  Werte  die  spanische  Halbinsel  oder  die  benachbarten  Inseln  betreffen. 
Sowohl  ftlr  die  Bestellung  wie  für  den  Heimfall  der  Kaution  hat  man  sich  dem 
Verfahren  zu  unterwerfen,  welches  für  die  fiskalischen  Zwecke  bezüglich  der  Ver- 
sicherungsgesellschaften vorgeschrieben  ist. 

Nach  Art.  9  der  Verordnung,  welcher  das  Verbot,  die  Geschäfte  der  Unfall- 
versicherung mit  anderen  Geschäften  in  derselben  Gesellschaft  zu  vereinigen,  wieder- 
holt, ist  die  vollständige  Absonderung  obligatorisch,  damit  die  Reserven  der  Unfall- 
versicherung von  den  übrigen  der  Gesellschaft  völlig  gesondert  bleiben. 

Um  die  Unfallversicherung  betreiben  zu  können,  haben  die  Gesellschaften 
(nach  Art  10 — 11)  dem  Ministerium  des  Innern  in  Duplikaten  einzureichen:  1.  die 
Statuten  und  Reglements;  2.  den  detaillierten  Tarif  der  gewöhnlichen  und  be- 
sonderen Prämien  für  die  Unfallversicherung  (im  Falle  des  Todes  oder  der  In- 
validität) und  der  zu  leistenden  Leibrenten  und  Pensionen,  oder  die  Grundlagen  für 
die  Umlagen  in  den  Gegenseitigkeitsgesellschaften;  3.  die  Grundsätze  für  die  Bildung 
der  Reserven;  4.  die  Sterblichkeitstafel,  den  Zinsfuß  und  die  Berechnung  der  für 
die  Leibrenten  bestimmten  Reserven  und  5.  das  Muster  der  auszugebenden  Policen. 
Außerdem  haben  sie  jedes  Jahr  die  Bilanz  des  vorhergehenden,  falls  sie  in  dem- 
selben Geschäfte  gemacht  haben,  vorzulegen,  welche  besonders  die  Reserven  für  die 
Unfallversicherung  nachweisen  muß,  und  einen  ergänzenden  Bericht,  der  ersichtlich 
macht:  1.  die  Vermögensanlage  mit  Bezeichnung  der  verschiedenen  Werte;  2.  die 
Einnahmen  der  Unfallversicherung  mit  Trennung  der  Individual-  und  Kollektiv- 
versicherung, der  direkten  und  der  Rückversicherung;  3.  die  Prämienzahlung  für 
Rückversicherung  der  Geschäfte;  4.  die  Zahl  der  ausgegebenen,  aufgehobenen,  ge- 
löschten, abgelaufenen  oder  erledigten  Policen  und  den  Gesamtbetrag  der  ver- 
sicherten Kapitalien,  Löhne,  Renten  und  Pensionen  mit  Trennung  der  versicherten 
und  der  rückversicherten  Risiken;  5.  die  Zahl  der  entschädigten  Unfälle  und  ihren 
Entschädigungsbetrag,  getrennt  nach  Tod,  völliger  (dauernder  und  vorübergehender) 
und  teilweiser  (dauernder  und  vorübergehender)  Erwerbsunfähigkeit,  worüber 
übrigens  dem  Minister  des  Innern  vierteljährliche  vorläufige  Übersichten  einzureichen 
sind  und  6.  die  für  die  Unfallversicherung  wünschenswerten  Reformen. 


^)  Die  vou  den  VersichenmgBge^ellschaften  zu  erfordernden  Kaution^  sind  im  Art.  48 
des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1895  wie  folgt  geregelt:  „Für  die  Lebens-,  Fener-  and  Eigentnms- 
versichemng  soll  die  Kaution  ^0%  der  während  des  vorhergehenden  Jahres  vereinnahmten 
Prämien  betragen,  jedoch  soll  diese  Kaution  1  Million  Pesetas  nicht  überschreiten;  für  die  See- 
und  Wert  Versicherung  20%  der  während  des  vorhergi^henden  Qnartals  vereinnahmten  Prämien 
bis  zu  einer  Höchstgrenze  von  250  000  Pesetas.  Die  Gesellschaften  können  bei  ihrer  Begründimg 
diese  Kaution  in  der  Weise  bestellen,  daß  sie  jeden  Monat  20%  der  im  vorhergehenden  Monat 
vereinnahmten  Prämien  einzahlen,  so  lange,  bis  sie  in  der  Lage  sind,  Qaartaiszahlungen  zn  machen.*' 

Nach  dem  im  Gesetz  vom  27.  März  1900  publizierten  Tarif  3,  Nr.  5  und  6  der  Einkommen- 
steuer haben  die  Versicherungsgesellschaften  2%  der  Prämien  der  Feuerrersichernngen  und  solcher 
Versicherungen  zu  zahlen,  welche  fttr  Verluste  oder  Beschädigungen  von  Sachen  oder  Grund- 
stttcken  Schadenersatz  oder  Entschädigung  zu  leisten  bezwecken.  Die  gewöhnlichen  Lebens- 
oder  Unfallversichemngsgesellschaften,  die  korporativen,  die  See-  und  Transport- Versicherungs- 
gesellschaften haben  nur  0,50%  der  Prämien  zu  zahlen.  Die  Agenten  der  Versicherungs- 
gesellschaften haben  einen  Steuersatz  von  5%  der  Gehälter  oder  der  für  abgeschlossene  Ge- 
schäfte erhaltenen  Provisionen  zu  zahlen. 
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Das  Ministeriam  des  Innern  behält  sich  (nach  Art  14)  das  Recht  vor,  diese 
Mitteilungen  jährlich  nachzuprüfen  and  sie  in  gleicher  Weise  zu  bestätigen,  wie 
dies  fttr  das  Finanzministeriam  bezüglich  der  fiskalischen  Funktion  gilt. 

Der  Versicherungsvertrag,  welcher  den  Unternehmer  von  seiner  Haftpflicht 
dem  Arbeiter  gegenüber  befreien  soll,  unterliegt  (nach  Art.  15)  den  geltenden  ein- 
schlägigen Vorschriften,  insbesondere  in  bezug  auf  die  Betriebsunfälle,  die  Form 
und  den  Betrag  der  Entschädigung  und  die  G^eebtsame  der  Versicherten. 

Um  die  Rechte  des  Versicherten  gegen  die  etwaigen  Gefahren  einer  unge- 
sunden Konkurrenz  zu  sichern,  bestimmt  der  Art.  16,  daß,  solange  der  Prämientarif 
nicht  abgeändert  ist,  die  Gesellschaften  Versicherungsverträge  zu  einem  niedrigeren 
Satz  als  dem  darin  festgesetzten  nicht  abschließen  dürfen;  der  Minister  des  Innern 
kann  auch  mit  gesetzlicher  Kraft  einen  M  i  n  d  e  s  t  prämientarif  festsetzen,  falls  er 
glaubt,  daß  die  zugelassenen  Versicherungsgesellschaften  ihre  Tarife  weiter  herab- 
setzen, als  es  nach  versicherungstechnischer  Schätzung  und  nach  der  Versicherungs- 
praxis anderer  Nationen  zulässig  erscheint. 

Diese  Verordnung  hat  femer  (Art  17/19)  einen  Versicherungsbeirat 
geschaflFen,  um  dem  Minister  des  Innern  bei  seinen  Obliegenheiten  der  Eintragung, 
Zulassung,  Reglementierung  und  Publizierung  der  Unfall-  und  sonstigen  Versicherung 
zur  Seite  zu  stehen.  Die  Regierung  bestimmt  in  freier  Auswahl  den  Beirat  durch 
eine  Kgl.  Verordnung,  die  im  Amtsblatt  zu  veröflFentlichen  ist;  der  Ernennung  soll 
eine  Mitteilung  über  die  Verdienste  und  die  Dienstleistungen  des  Ernannten,  ins- 
besondere auf  dem  Gebiete  der  Versicherung,  jedesmal  folgen.  Dieser  Beamte, 
welcher  der  „Kommission  für  soziale  Reform"  ^)  angehörte,  darf  keinerlei  Be- 
schäftigung in  den  Versicherungsgesellschaften  übernehmen,  und  bezieht  Eintragungs- 
sporteln  von  den  eingetragenen  Gesellschaften, '  welche  diese  jährlich  zu  zahlen 
hftben  und  die  durch  eine  Kgl.  Order  bestimmt  werden. 

Im  Artikel  21  endlich  ist  vorgeschrieben,  daß  mindestens  in  jedem  Vierteljahr 
die  während  desselben  vom  Minister  des  Inneren  getroffenen  Entscheidungen  über 
die  Zulassung  von  Versicherungsgesellschaften  zum  Betrieb  der  Unfallversicherung 
im  Amtsblatt  veröfifentlicht  werden,  und  zwar  niemals  einzeln,  sondern  jedesmal  in 
einer  vollständigen  Liste  mit  den  bezüglichen  Abgängen  und  Zugängen.  Die  Aus- 
schließungen sind  stets  mit  Gründen  zu  versehen  und  im  Amtsblatt  unverkürzt 
abzudrucken,  falls  die  beteiligten  Gesellschaften  es  amtlich  beantragen. 

Eine  Kgl.  Verordnung  vom  16.  Oktober  1900 ^  beseitigte  die  Zweifel, 
welche  betreflFs  Anwendung  der  früheren  Bestimmungen  über  die  von  den  Ver- 
sicherungsgesellschaften zu  erfüllenden  Bedingungen  entstanden  waren,  falls  sie  den 
Vorschriften  des  Gesetzes  gemäß  an  die  Stelle  des  Arbeitgebers  treten  wollten. 

Diese  Verordnung  regelt  die  Bestellung  der  Grundkaution  für  die  gewerbs- 
mäßigen und  die  gegenseitigen  Gesellschaften,  indem  sie  genau  die  Vorschriften 
angibt,  welchen  sie  sieh  hinsichtlich  ihres  Betrages  und  ihrer  Form  unterwerfen 
müssen,  insbesondere,  sofern  es  sich  um  Nießbrauchrechte  oder  Grundstücke  oder 
Hypotheken  handelt,  damit  die  Zahlungsfähigkeit  der  Gesellschaften  völlig  gesichert 
wird.  Unter  diesen  Vorschriften  verdient  die  Nr.  7  Erwähnung,  welche  bestimmt, 
daß  bei  Kautionen,  die  mit  städtischen  Grundstücken  bestellt  werden,  periodisch 
nachzuweisen  ist,  daß  diese  gegen  Feuer  versichert  sind. 


*)  Die  „Kommission  für  soziale  Reformen"  wurde  vom  Minister  des  Innern  Moret 
mittels  Kgl.  Dekrets  vom  5.  D<)zember  1883  geschaflFen,  „um  die  Fragen,  welche  die  arbeitenden 
Klassen  sowohl  der  Landwirtschaft  wie  der  Industrie  anmittelbar  angeben  und  welche  die  Be- 
siehungen zwischen  Kapital  und  Arbeit  betreffen,  zu  studieren".  Die  Kommission  schuf  sich 
Vertretungen  in  den  Provinzen  und  Gemeinden  mittels  Ausschüssen  und  veran8taltete  eine  Er- 
hebung, mit  nationalem  Charakter,  über  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen,  deren  Publikation  im 
Jahr  1889  begann  („Reformas  sociales.  Informaci6n  practicada,  segün  el  Real  Decreto  del  5  de 
Diciembre  de  1883.  Madrid,  1889—1893,  4  vol.  4»  Folio).  Auch  lieferte  sie  wichtige  Vorarbeiten 
legislativer  Art,  welche  die  Grundlagen  wurden  für  die  Gesetze  über  die  Betriebsunfälle,  die 
Regelung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit,  die  Sonntagsruhe  usw.  Als  das  „Institut  fttr  soziale 
Reformen"  vom  23.  April  1903  geschaffen  wurde  (s.  S.  7  Note  1),  erlosch  die  Kommission  und 
alle  ihre  Akten  gingen  auf  das  Institut  ttber.  Die  Mehrzahl  der  Mitglieder  des  Instituts,  welche 
von  der  Regierung  frei  gewählt  werden,  gehörte  der  Kommission  fttr  soziale  Reformen  an. 

*)  Gezeichnet  vom  Minister  Dato.  —  Abgedruckt  im  Bulletin  du  Comit.6  permanent,  Paris, 
Jahrg.  1903  S.  633. 
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Ausländische  Gesellschaften,  die  in  Spanien  Geschäfte  betreiben  wollen,  müssen 
gemäß  (Nr.  9/11)  dieser  Verordnung  nachweisen,  daß  sie  in  dem  Lande,  wo  sie 
ihren  Sitz  haben,  gesetzlich  zugelassen  sind  und  dort  die  Genehmigung  zu  dem 
Geschäftsbetriebe  besitzen,  den  sie  in  unserem  Lande  aufnehmen  wollen ;  sie  mtlssen 
in  Spanien  einen  Vertreter  und  in  Madrid  einen  Bevollmächtigten  ftlr  den  amtlichen 
Verkehr  mit  dem  Ministerium  des  Innern  bestellen. 

Nach  Nr.  12  der  Verordnung  wird  auch  die  Form  der  Verträge  dahin  bestimmt, 
daß  in  den  Policen  der  Unfallversicherung  genau  zum  Ausdruck  kommen  muß, 
ob  der  Arbeitgeber  von  allen  Verpflichtungen  gegenüber  dem  Arbeiter  befreit  wird 
oder  auf  welche  die  Gesellschaft  ihren  Eintritt  beschränkt  wissen  will.  Zum  Zweck 
der  Geschäftserleichterung  gestattet  die  Nr.  13,  schon  vor  dem  Unfallgesetz  veraus- 
gabte.  Unfallpolicen  für  die  Unfallversicherung  zu  benutzen,  sofern  Zusatzklauseln 
die  Ablösungsfrage  klarstellen  und  den  geltenden  Vorschriften  Rechnung  tragen. 

Die  Vorschriften  dieser  Kgl.  Verordnung  schienen  sich  besonders  auf  die 
gewerbsmäßigen  Gesellschaften  zu  beziehen,  da  diese  zuerst  jene  Versicherung 
betrieben.  Es  galt  also,  auch  die  Gegenseitigkeitsversicherung  zu  regeln,  um  sie 
auf  solide  Grundlagen  zu  stellen,  die  ihre  zukünftige  Entwicklung  sicherten.  Diesem 
Bedürfnis  kam  die  Kgl.  Verordnung  vom  10.  November  1900  *)  nach, 
welche  (nach  Nr.  1)  als  Gegenseitigkeitsgesellschaften  solche  ansieht,  die,  gesetzlich 
konstituiert,  ihre  Versicherungsgeschäfte  darauf  beschränken,  den  Gegenwert  der 
von  einem  Teil  ihrer  Mitglieder  erlittenen  Risiken  auf  die  Mitglieder  umzulegen, 
ohne  sie  direkt  oder  indirekt  an  dem  Gewinn  zu  beteiligen.  Diese  Gesellschaften 
müssen  (nach  Nr.  2)  mindestens  1000  Arbeiter  versichern  und  mehr  als  20  gewerbe- 
steuerpflichtige Unternehmer  derselben  Branche  oder  verwandter  Gewerbszweige 
umfassen.  In  den  Satzungen  der  Gegenseitigkeitsgesellschaften  muß  (nach  Nr.  3) 
die  Solidarhaft  der  Mitglieder  festgelegt  werden,  welche  erst  nach  der  Erfüllung 
der  eingegangenen  Verpflichtungen  erlischt,  sei  es  direkt  oder  durch  Zession  an 
eine  andere  vom  Ministerium  des  Innern  zugelassene  Gegenseitigkeits-  oder  Aktien- 
gesellschaft. Zu  bemerken  ist,  daß  die  allgemeine  Liquidation  mit  den  Wirkungen 
der  Solidarhaft  periodisch  erfolgen  kann,  sofern  die  Gesellschaftsstatuten  solches 
vorsehen.  Leibrentengeschäfte  können  (nach  Nr.  4)  von  den  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften übernommen  werden,  indem  sie  ihre  Risiken  bei  einer  vom  Minister 
mit  dem  höchsten  Kautionssatz  zugelassenen  Aktiengesellschaft  rückversichern.  Für 
die  Eintragung  solcher  Gesellschaften  beim  Ministerium  des  Innern  bedarf  es  (^nach 
Nr.  5)  der  Eintragung  bei  der  Regierung  nach  Maßgabe  des  Vereinsgesetzes  *)  sowie 
der  Urkunde  der  Konstituierung  oder  etwaiger  Abänderungen  mit  der  Angabe,  ob 
Gesellschaftsvermögen  vorhanden  ist.  und  zutrefl*endenfall8,  welches  sein  Betrag  ist 
und  wieviel  davon  eingezahlt  ist.  Die  Kgl.  Order  gestattet  endlich  (Nr.  6),  bei 
Einreichung  des  Gesuchs  die  von  den  Gegenseitigkeitsgesellschaften  zu  leistende 
Kaution  von  5000  P.  bedingungsweise  zu  bestellen,  doch  ist  diese  Kaution  vor 
Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Register  des  Ministeriums  des  Innern  endgültig 
zu  regeln*). 

2.  ErfHhrangen.  a)  Gewerbsmäßige  Versicherung.  Trotz  der 
Neuheit  und  Schwierigkeit  des  Geschäfts  übernahmen  die  Versicherungsgesellschaften 
es  sofort  und  führten  es  eifrigst  ein.    Edler  Wetteifer  an  Patriotismus  und  Berufsehre 

*)  Gezeichnet  vom  Minister  U garte.  —  Abgedruckt  a.  a.  0.  S.  635. 

*)  Das  V  e  r  0  i  n  8  r  e  c  h  t  ist  in  Spanien  durch  das  Gesetzvom  30.  Juni  1887  ge- 
regelt. Nach  diesem  Gesetz  genüjsrt  es,  um  einen  Verein  zu  begründen,  zwei  Exemplare  der 
Vereinsstatuten  der  Regierungsbehörde  (der  Provinz)  einzureichen;  diese  Statuten  haben  anzu- 
geben den  Namen  und  den  Zweck  des  Vereins,  die  Form  seiner  Verwaltung,  den  Sitz,  den  Be- 
trag des  Vereinsvermögens  und  seiner  Verwendung  im  Fall  der  Auflötiung.  Acht  Tage  nach 
Einreichung  der  Statuten  darf  der  Verein  sich  konstituieren  und  seine  Wirksamkeit  beginnen. 
D<ir  Artikel  2  des  Gesetzes  bestimmt,  daß  solche  Vereine,  welche  Gelder  für  Untersdltzungs-, 
Wohltätigkeits-,  Unterrichts-  und  ähnliche  Zwecke  erheben,  halbjährlich  die  Bilanz  der  EiB- 
nahmen  und  Ausgaben  zu  ziehen  und  in  einem  Exemplar  der  Kegierungsbehörde  einzureichen 
haben.  Sobald  ein  Verein  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  unerlaubt  ist  oder  seine  Be- 
schlüsse ein  Vergehen  darstellen  oder  Mittel  zur  Begehung  eines  solchen  lieferten,  kann  er  dturch 
Gerichtsbeschluß  aufgelöst  werden. 

*)  Vgl.  ähnliche  Ausfuhrungsvorschriften  bei  der  augenscheinlich  yorbildlich  gewesenen 
franzönischen  Ünfallversichenmg  in  Heft  IVa  S.  14ff. 
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sowie  Gründe  geschäftlicher  Art  and  legitimer  Konkurrenz  trugen  am  meisten  dazu 
bei,  daß  die  Gesellschaften  die  Kollektivversicherung  gegen  Betriebsunfälle,  deren 
Einführung  in  Spanien  ein  ruhigeres  Studium  erheischte,  in  die  Praxis  Überführten. 
In  der  Tat  werden  die  natürlichen  Schwierigkeiten  jeder  versicherungstechnischen 
Tarifierung  schon  bekannter  Risiken  noch  vermehrt  durch  die  Abschätzung  der 
betrieblichen  Unfallgefahren  in  Ländern,  wo  die  Arbeitsstatistik  noch  nicht  besteht, 
die  Industrie  erst  in  der  Entwicklung  begriffen  ist  und,  abgesehen  von  einigen 
großen  Produktionszentren,  die  Einrichtung  der  Fabriken  und  Werkstätten  in  bezug 
auf  die  Sicherheit  und  Hygiene  der  Arbeit  recht  mangelhaft  ist.  Alle  Fortschritte 
auf  diesem  Gebiete  sind  erst  in  den  letzten  vi6r  Jahren  gemacht  worden,  nach  der 
Publikation  des  Unfallgesetzes  und  vornehmlich  auf  Grund  der  Arbeiten  des  „Instituts 
für  soziale  Reformen"^).  Ein  erheblicher  Mangel  war  es,  daß  es  kein  Invaliditäts- 
Reglement  gab,  um  den  Betrag  der  Entschädigung  zu  bestimmen;  erst  am  8.  Juli  1903 
erschien  dieses  Reglement*)  (s.  Anlage  1),  nachdem  die  Unfallversicherung 
zwei  Jahre  lang  sich  über  diesen  tatsächlich  ganz  erheblichen  Mangel  beklagt 
hatte.  Des  weiteren  nahm  man  bei  der  Bildung  der  Tarife  keine  Rücksicht  auf 
die  besondere  Psychologie  eines  Landes,  welches  in  den  sozialen  Fortschritten  noch 
zurückstand,  und  wo  noch  Gleichgültigkeit  und  herkömmliches  Mißtrauen  zu  be- 
kämpfen wareuj  um  den  neuen  Einrichtungen  sozialer  Vorsorge  Eingang  zu  verschaffen. 

Im  ersten  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  sowie  auch  einige  Monate 
nach  Veröffentlichung  des  Ausführungsreglements  ließen  sich  mehrere  Prämien- 
gesellschaften trotz  der  Gefahren  und  Hindernisse,  die  ihrem  Unternehmen  drohten, 
in  das  Register  des  Ministeriums  des  Innern  eintragen.  Die  erste  eingetragene 
Gesellschaft  war  die  Banco  Vitalicio  de  Espana  mit  dem  Sitz  in  Barcelona; 
ihr  folgten  die  Vasco  Navarra  in  Pampeluna,  die  Caja  de  Previsiön  y 
deAhorro  in  Barcelona  und  La  Fonci^re  und  L'Espörance,  beide  in 
Paris.  Die  erste  Gegenseitigkeitsgesellschaft  war  La  Previsiön,  eine  Gesell- 
schaft von  Bauunternehmern  in  Madrid,  welche  am  2.  August  1901  die  ministerielle 
Bestätigung  erhielt.  Am  Ende  dieses  Jahres  hatten  sich  weitere  ausländische 
Gesellschaften  eintragen  lassen,  wie  La  Pr^servatrice  und  La  Sociötö 
g^n^rale  des  Assurances  agricoles  et  industrielles  in  Paris, 
L'Assicuratrice  Italiana  in  Mailand  und  die  Zürich  (Schweiz),  sowie 
die  nationale  La  Polar  in  Bilbao.  Ein  Jahr  nach  Einführung  der  gesetzlichen 
Pnfallentschädigung  betrieben  bereits  elf  Gesellschaften  diese  Versicherungsgeschäfte. 

Man  machte  von  Anfang  an  die  Wahrnehmung,    daß   fast   alle  ausländischen 

*)  Das  „iDstitut  für  soziale  Reformen",  welches  durch  Kgl.  Dekret  des  Präsidiums 
des  Ministerrates  (unter  Gegenzeichnung  Silvela's)  vom  23.  Apiil  1903  geschaffen  wurde,  hat 
die  Aufgabe,  die  Arbeitsgesetzgebung  vorzubereiten,  über  ihre  Durchführung  mittels  der  Aufsicht 
und  Statistik  zu  wachen  und  die  Tätigkeit  der  Gesellschaft  und  Reduzierung  zugunsten  der 
arbeitenden  Klassen  zu  fördern.  Es  besteht  ans  33  Mitgliedern,  von  welchen  18  das  technische 
Element  (Soziologen,  Ingenieure,  Sachverständige)  vertreten  und  von  der  Regierung  frei  gewählt 
werden;  zwölf  vertreten  das  soziale  Element,  von  denen  sechs  Mitglieder  von  den  Arbeitgeber- 
verbänden und  sechs  andere  Mitglieder  von  den  Arbeitnehmerverbänden  ganz  Spaniens  gewählt 
werden,  und  drei  Mitglieder  vertreten  das  amtliche  Element,  nämlich:  der  Unterstaatssekretär  des 
Ministeriums  des  Innern,  derjenige  des  Justizministeriums  und  der  Generaldirektor  für  Land- 
wirtschaft Mit  der  Verwaltungstätigkeit  sind  betraut  ein  Generalsekretariat  und  drei  technische 
Abteilungen  (l.  Literatur  und  Gesetzgebung,  2.  Ueberwachnng  und  Durchführung  der  sozialen 
Gesetze,  3.  Statistik)  mit  einer  ausreichenden  Zahl  von  Beamten.  Präsident  ist  Gumersindo 
de  Azcärate,  Professor  an  der  Universität  zu  Madrid,  Akademiker  und  Deputierter,  und 
Generalsekretär  i»t  Julio  Puyol  y  Alonso,  früher  Verwaltungssekretär  der  „Kommission  filr 
soziale  Reformen'*  und  gegenwärtig  Chef  der(durch  V.v.4.  Juni  1907  behufs  beschleunigten  Geschäfts- 
verkehrs geschaffenen)  Sonderabteilung  für  soziale  Reformen  im  Ministerium  des  Innern  Die  Chefs 
der  technischen  Abteilungen  sind:  Adolphe  Posada,  Professor  an  der  Universität  zu  Oviedo, 
Joseph  31  arvä.  General  des  Geniekorps,  und  Adolphe  Buylla,  Professor  an  derselben  Universi- 
tät Vgl  auch  Note  5  S.  1,  sowie  das  Monat^blatt  Boletin  Af»o  IV  S.  994  (Geschäftsbericht)  u. 
S.  1073ff. 

*)  Gezeichnet  vom  Minister  des  Innern  Antonio  Maura,  zurzeit  Präsident  des  Ministerrats 
und  Chef  der  konservativen  Partei.  Dieses  Reglement  war  ausgearbeitet  von  Dr.  Sa  Ullas, 
Mitglied  der  frühereu  Kommission,  gegenwärtig  des  Instituts  für  soziale  Reformen.  —  Text  des 
Reglements  und  Verweisungen  auf  gleichartige  Entschädignngstarife  der  Unfallversicherung 
an£drer  Länder  s.  im  Anhang:  Anlage  I  und  Kaufmann,  ., Handbuch  der  Unfallmedizin**, 
3.  Aufl.,  Stuttgart  1907. 
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8  Die  Arbeiterversichernng  in  Spanien. 

Gesellschaften  in  dem  einzigen  Bestreben,  in  kürzester  Frist  tunlichst  viel  Oeschäfte 
abzuschließen,  alle  geschäftlichen  Rttcksichten  aoßer  acht  ließen,  ohne  Zweifel  in 
dem  Gedanken,  das  Geschäft  za  beherrschen,  sofern  sie  die  ersten  2ieiten  seiner 
EinfUhmng  in  Spanien  ausnutzten.  Aber  dies  war  ein  großer  Irrtum,  unentschuldbar 
bei  Personen,  die,  vermöge  ihrer  versichernngstechnischen  Erfahrung,  nach  Maßgabe 
der  Grundsätze  handeln  mußten,  welche  die  Versicherungswisdenschaft  für  die  Ab- 
schätzung der  Unfallrisiken  aufgestellt  hat  Auch  die  einheimischen  Gesellschaften 
schlössen  unter  dein  Druck  der  Konkurrenz  der  anderen  Versicherungen  zu  unzu- 
länglichen Prämien  ab;  einige  darunter  waren  sogar  bis  auf  den  Satz  von  0,L8 
für  100  P.  Lohn  in  der  Textilindustrie  herabgegangen,  die  beträchtlich  höhere  Un- 
fallziffern liefert.  Aber  dieses  leichtsinnige  Gebaren  verursachte  einen  großen 
Schrecken  im  Versicherungsgeschäft,  und  man  erkannte  alsbald  die  Unmöglichkeit, 
derartige  Prämiensätze  aufrechtzuerhalten,  die  zwar  anfänglich  das  Geschäft  belebten, 
aber  späterhin  ihm  unbedingt  schaden  mußten  und  geeignet  waren,  nicht  bloß  den 
Kredit  der  Versicherungsträger,  sondern  auch  der  ganzen  Versicherungseinrichtung 
zu  untergraben.  Ein  hervorragender  Fachmann  auf  diesem  Gebiet,  Moragas, 
erklärte  in  der  von  ihm  redigierten  Zeitschrift  „Los  Seguros^,  daß  der  Zeitpunkt 
gekommen  sei,  wo  der  Minister  des  Innern  gemäß  dem  Artikel  16  der  Kgl.  Ver- 
ordnung vom  27.  August  1900  einen  „Mindestprämientarif"  vorschreiben  sollte. 
„Eis  würde  sehr  schwerhalten,  eine  einzige  Gesellschaft  ausfindig  zu  machen,  deren 
Verträge  nicht  zu  erheblich  niedrigeien  als  den  in  ihren  offiziellen  Tarifen  ausge- 
worfenen Prämien  abgeschlossen  worden  sind,  und  die  Versicherungsgesellschaften 
haben  die  versicherungstechnischen  Grundsätze  und  die  Erfahrungen  fremder  Länder 
nur  in  Rücksicht  gezogen,  um  gerade  davon  abzuweichen"  („Los  Seguros".  Barce- 
lona, 1.  Januar  1901)^). 

Die  acht  Prämiengesellsehaften,  welche  während  des  Jahres  1900  tätig  waren, 
hatten  nach  den  amtlichen  Veröffentlichungen  des  Ministeriums  des  Innern  folgende 
Abschlüsse  aufzuweisen: 


Verausgabte  Policen  .  .  . 
Aufgehobene  Policen  .  . 
Versicherte  Arbeiter.  .  . 
Jahreslohn  derselben  .  .  . 
Vereinnahmte  Prämien  .  . 
Rückversicherung  (Löhne)  ^) 


n^.  /Arbeiter     .    .  16 

176  I   ^^^ ^Entschädigung  19 473,75 P. 

Dauernde       Voll-  /  Arbeiter      .    .  14 


128  597 

85  147  034,59  P. 

678  568,80  P. 

4  384  299,00  P. 


Invalidität  .  .t  Eni  Schädigung  13  312,85  F. 
Dauernde       Teil- /  Arbeiter      .     .    3 

Invalidität  .  .  l  Entschädigung  2  858,00?. 
Vorübergehende     /  Arbeiter      .    .    1 652 


1)  Dieter  Betrag  bexeichnet  die  Gesamtheit  der  Jahres-    '    Arbeitsunfähigkeit  l  Entschädigung  64  838.06  P. 
lötine    der    Arbeiter,    deren    ünfallgefahren    mit    einem    '  - 

Prämienbetrag  Ton  40  668,08  P.  versichert  waren.  '  /Unfälle        ...      1  6ö5 

Insgesamt  \  Entschädigungen  98  972,66  P. 

Sobald  das  in  der  Anfangszeit  des  Gesetzes  entstandene  Konkarrenzfieber  anfing 
nachzulassen,  begannen  die  Versichernngsgesellschaften  ernstlich  die  Schwierigkeit 
eines  Geschäfts  zu  erwägen,  dessen  Risiko  sich  so  gefährlich  gezeigt  hatte.  Die 
schmerzliche  Lehre  der  Erfahrung  hatte  ihnen  gezeigt,  daß  der  Mangel  an  ein- 
schlägigen Statistiken*)  und  die  schiechte  Installation  der  Mehrzahl  der  Betriebe*) 

^)  lieber  gleichartige  Erfahrungen  mit  der  „freiwilligen"  Unfallversicherung,  d,  h.  gnind- 
sätzlicb  an  der  persönlichen  Haftpflicht  des  Betriebsunternehmers  (Arbeit- 
gebers) festhaltenden  Gesetzgebung  in  Frankreich,  Belgien,  England,  Dänemark  vgl.  die  Hefte 
IVa  S.  14,  Xlla  35,  Va  59,  Vb  62,  81.  Ta  12  ff.,  sowie  XIV  15,  XVII  39,  XVI  17  ff.  mit  der 
dort  angezogenen  Literatur. 

«;  Betreffs  Herstellung  einer  „Unfallstatistik**  vgl.  Heft  XV  S.  31/57  und  wegen 
der  Schwierigkeiten,  bei  dem  System  der  „freiwilligen*  Unfallversicherung  zu  einer  zuverlässigen 
und  vollständigen  Statistik  zu  gelangen,  welche  allein  einenteits  eine  richtige  Gefuhrenkiassifizierung 
und  Prämientarifierung,  andererseits  eine  systematischeünfallverhtttung  ermöglicht:  Heft  IVa  8.32ff., 
48ff.,  Va62,84,98ff.,  Vb86, 51, 81  ff..  XIV 18, 22,  XVI  17ff;  Handwörterbuch  der  Staatswissenschafton, 
Jena  1901,  Bd.  VII  S.  260ff.  unter  „Unfallstatistik**  und  die  Verhandlungen  des  Kongresses  für 
soziale  Versicherung  in  Bilbao  vom  27./29.  Oktober  1902  im  Bulletin  du  Comit6  permanent, 
Paris,  1904  S.  419/431  ff.  In  Spanien  ist  die  Bearbeitung  der  UnfallsUtistik  seit  1904  auf 
das  oben  (8.  7  Note  1)  erwähnte  „Institut  für  soziale  Reformen**  übergegangen,  welches  bisher 
Bearbeitungen  für  die  Jahre  1904  und  1905  herausgegeben  hat.  Vgl.  Band  7,  der  vom  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amt  in  Berlin  herausgegebenen  „Beiti^e  zur  Arbeiterstatistik*'  8.  46» 
Berlin  1908,  wo  sich  S.  34ff.  auch  nähere  Angaben  über  die  Entstehung,  Zusammensetzung, 
Zuständigkeit  und  Tätigkeit  jenes  Instituts  finden. 
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I.  UnfallTersichening.  9 

Dicht  die  einzigen  za  überwindenden  Schwierigkeiten  bildeten,  sondern  dafi  es  auch 
noch  ganz  andere  Hindernisse  gab,  welche  die  Praxis  erst  nach  nnd  nach  erkennen 
lieS.  Die  Versicherer  beklagten  sich,  daß  infolge  der  Gleichgültigkeit  der  Arbeit- 
geber den  Wohltaten  des  Gesetzes  eine  Ansdebnang  gegeben  wäre,  welche  die 
Mißbräuche  begünstigte  nnd  die  Interessen  der  Gesellschaft  schwer  schädigte,  und 
nor  daraus  ließe  sich-  die  große  Anzahl  der  entschädigungspflichtigen  Unfälle  mit 
vorübergehender  Arbeitsunfähigkeit  erklären.  Die  (2.)  verwaltungstechnische  Ab- 
teiinng  des  Institutes  für  soziale  Reformen  lenkte  in  ihrer  „Statistik  der  Betriebs- 
unfälle in  den  Jahren  1904  und  1905"  die  Aufmerksamkeit  dieses  Gutachterorgans 
auf  diesen  Punkt:  ,.Man  betrachtet,  ohne  Zweifel  mißbräuchlich,  als  Unfälle,  was 
in  Wirklichkeit  nur  bedeutungslose  Verletzungen  sind.  Oft  ereignen  sieh  kleine 
Unfälle  im  häuslichen  Leben  (wie  z.  B.  Nadelstiche,  Quetschungen  beim  Nagel 
einschlagen,  kleine  Brandwunden  beim  Anzünden  von  Streichhölzchen  oder  beim 
Feueranmachen),  denen  man  keinerlei  Bedeutung  beimißt,  zumal  ihre  Heilung,  wenn 
man  von  einer  solchen  überhaupt  reden  will,  keine  andere  Behandlung  erfordert 
als  ein  bißchen  frisches  Wasser,  ein  Stückchen  Heftpflaster  oder  einen  Streifen 
Leinwand,  und  welche  in  unseren  Alltagsverrichtnngen  keinerlei  Unterbrechung 
verursachen.  Die  zahlreichen  Fälle,  von  denen  man  in  der  Spalte  „Betrag  der 
Entschädigung"  Beträge  findet,  die  1  oder  2  Pesetas  nicht  übersteigen  und  höchstens 
einen  Tag  der  Arbeitsunterbrechung  im  Leben  des  Arbeiters  bedeuten,  bieten  den 
besten  Beweis  für  die  Geringfügigkeit  solcher  Verletzungen.  Es  müßte  daher  die 
Erheblichkeit  eines  Betriebsunfalls,  um  als  solcher  zu  gelten,  genauer  umschrieben 
werden.  Solche  kleinen  Verletzungen,  welche  jedermann  innerhalb  und  außerhalb 
der  Arbeit  erleidet  und  welche  keinen  ausgesprochenen  Charakter  haben,  sollten 
nicht  als  Betriebsunfälle  behandelt  werden,  es  sei  denn,  daß  sie  die  Gebrauchs- 
fähigkeit eines  Organs  beeinflußten.  Es  kommt  vor,  daß  derselbe  Arbeiter  im 
selben  Monat  die  nämliche  Verletzung  erleidet;  das  bedeutet  einen  Mangel  an 
Geschicklichkeit,  der  für  ihn  freilich  beklagenswert  ist,  oder  ein  Unglück  bei  der 
Arbeit,  was  noch  mehr  zu  beklagen  ist,  oder  die  Absicht,  mit  wenig  Unkosten 
sich  einige  freie  Tage  mit  halbem  Tagelohn  zu  verschaflFen,  und  falls  er  einer 
Hilfskasse  gegen  Betriebsunfälle  angehört,  würde  dieser  halbe  Tagelohn  zu  Unrecht 
bezogen  sein.  Man  sollte  also  hier  volle  Klarheit  schaffen,  um  somit  möglichst 
der  Wiederholung  solcher  Mißbräuche  vorzubeugen,  welche  die  Interessen  der 
Arbeitgeber,  diejenigen  der  Versicherungsgesellschaften  und  der  Arbeiterhilfsvereine 
und  schließlich  die  Arbeiter  selbst  schädigen,  die  nicht  dulden  sollten,  daß  ein 
zum  Schutz  ihrer  Gesundheit  und  der  Interessen  ihrer  Familien  erlassenes  Gesetz 
von  einzelnen  in  ein  Gesetz  zum  Schutz  des  Müßiggangs  umgewandelt  wird')." 

Einen  weiteren  Grund  für  die  steigende  Zunahme  der  entschädigungs- 
pflichtigen Unfälle  erblickten  die  Versicherungsgesellschaften  in  der  Neigung  der 
Gerichte,  die  Unfallentschädigungsprozesse  zugunsten  des  Arbeiters  zu  entscheiden, 
zumal  das  Gesetz  dem  Arbeiter  den  Vorteil  des  Armenrechts  zubilligt,  was  ihn 
ermutigt,  mißbräuchlich  langwierige  und  so  kostspielige  Prozeßverfahren  herbei- 
zuführen, daß  in  manchen  Geschäftsabschlüssen  diese  Kosten  die  Hälfte  der  all- 
gemeinen Ausgaben  erreichen,  trotz  der  Scheu  der  Gesellschaften,  sich  an  die  Ge- 
richte zu  wenden,  um  eben  diese  außerordentlichen  Kosten  zu  vermeiden. 

Auch  beklagten  sich  die  Gesellschaften  über  die  Höhe  der  durch  die  ärzt- 
liche Behandlung  der  Verletzten  verursachten  Kosten,  zumal  die  Arzthonorare  sehr 
oft  den  Betrag  der  Unfallentschädigung  überschritten  und  man  etwaige  Betrügereien, 
wie  z.  B.  bei  Leistenbrüchen,  befürchtete,  wo  die  Feststellung  des  ursächlichen 
Zusammenhangs  mit  der  Arbeit  eine  ganz  besondere  Sachkunde  erfordert,  die  in 
Spanien  noch  fehlt. 

Die  gewerbsmäßigen  Gesellschaften  kamen  auf  Grund  ihrer  Erfahrungen 
sclüießlich  zu  der  Ueberzengung,  daß  die  auf  so  schwachen  Unterlagen  unter- 
nommene Unfallversicherung   kein  empfehlenswertes  Geschäft   wäre;   einige  refor- 


')  Vgl.  Instituto  de  Reformaa  Sociales,  Secciön  segnnda:  „Estadistica  de  los  accidentes 
del  trabajo  ocnrridos  en  los  ano»  1904  y  1905'',  Madrid  1907.  —  Vgl.  über  gleichartige  Vorwürfe 
gegen  die  deutsche  Zwangsyersichenuig  and  deren  Klarstellung  in  Heft  XVII  S.  15*^  ff. 
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mierten  ihre  Tarife,  indem  sie  die  Prämien  mindestens  nach  dem  Dorclischnitte- 
satz  von  2%  ^^^  versicherten  Löhne  erhoben;  andere  wieder  gaben  die  Ver- 
sicherung auf;  indem  sie  mit  den  Arbeitgebern  liquidierten  oder  ihre  Abschlüsse 
an  einen  anderen  Versicherungsträger  abtraten,  und  eine  ausländische  Versicherungs- 
gesellschaft  mußte  sogar   infolge   argen  Zusammenbruchs   ihre  Bureaus   schließen. 

Heutzutage,  wo  das  Geschäft  gründlich  erforscht  ist  und  Gesetzesänderungen 
zu  erwarten  sind,  welche  es  im  Lande  erheblich  stärken  werden,  führen  die  Gre- 
si^llschaften  mit  festen  Prämien,  welche  die  Versicherung  gegen  Betriebsunfälle 
betreiben,  einen  ganz  geordneten  Geschäftsbetrieb  und  erfüllen  ordnungsmäßig  ihre 
Verpflichtungen,  wobei  sie  durch  die  Mitwirkung  der  beruflichen  Faktoren  unter- 
stützt werden'). 

Beim  Ministerium  des  Innern  sind  folgende  zehn  Gesellschaften  eingetragen: 
La  Vaseo  Navarra,  La  Caja  de  Previsiön  y  Socorro,  La  Anönima  de  Accidentes, 
La  Fonci^re,  La  Zürich,  Hispania,  La  Pr6servatrice,  L'Assicuratrice  Italiana,  La 
Union  Alcoyna  und  La  Alianza  (de  Cartagena).  Die  Zahl  der  von  diesen  zehn 
Gesellschaften  im  Jahr  1906  geregelten  Unfälle  betrug  30  535,  und  die  Summe 
der  Entschädigungen  belief  sich  auf  1 565  852  Pesetas,  welche  sich  wie  folgt 
verteilten: 

Gesellschaften  Unfälle                 Entschädigungen 

(Pesetas) 

La  Vasco  Navarra 5  227 276  05160 

Caja  de  Provision 1567 115  906,00 

La  Fonciere 627 20  781,44 

Zürich 2  485 150  692,09 

L'Assicuratrice 740     ....     .       60450,59 

Anönima  de  Accidentes 2  482 176162,55 

La  Union  Alcoyna 115 3  509,76 

La  Pr^servatrice 1 396 96  901,73 

Hispania 14  880 631345,55 

La  Alianza 1016 34  620,70 

b)  Gegenseitige  Versicherung.  In  Uebereinstimmung  mit  den 
Lehren  der  Erfahrung  und  mit  den  Aufschlüssen,  welche  sowohl  die  Publikationen 
sozialen  Charakters  wie  auch  die  Kongresse,  insbesondere  der  für  soziale  Ver- 
sicherung in  Bilbao  vom  Oktober  1902^,  darboten,    begründeten  die  Unternehmer 

')  Obwohl  die  VersichernngswigseDScbaft  in  Spanien  noch  nicht  amtlich  eingeffthrt  ist, 
stellen  doch  alle  Versicherungsgesellschaften  von  einiger  Bedeutung  in  ihren  Bureaus  versichernngs- 
technisch  vorgebildete  Beamte  ein.  —  Was  die  Aerzte  anbetrifft,  so  hat  sich  im  letzten  Jahr  in 
Barcelona  die  spanische  Kommission  des  „Internationalen  Verbandes  der  Arztgutachter  der 
Versicherungsgesellschaften"  gebildet.  Die  Kommission,  deren  Präsident  Dr.  J.  Guerra  y 
Estap^,  Publizist  des  Fachs,  ist,  bezweckt,  die  fachmännisch-medizinische  Mitwirkung  in  bezae 
auf  Studium  und  Anwendung  des  Unlallgesetzes  zu  fördern;  sie  ist  dem  internationalen  Kongren 
für  VersirheruDgsmedizin  in  Berlin  (1906)  beigetreten  und  gibt  eine  Monatsschrift  mit  dem  Titel 
„Medizin   und  Rechtswissenschaft  der  Betriebsunfälle  und   der  Lebensversicherungen'*   heraus. 

*)  Im  Oktober  (27.-29.)  1902  fand  in  Bilbao  ein  (erster)  nationaler  Kongreß  für  soziale  Ver- 
sicherungen statt,  unter  Beteiligung  von  amtlichen  Vertretern,  gewerbsmäßigen  und  gegenseitigen 
Versicherungsgesellschaften,  Versicherungstechnikern,  Rechtsanwälten,  Aerzten,  Apothekern  und 
Fachschriftsteilem.  0.  L^preux,  Präsident  des  Comit6  permanent  des  Actuaires,  Eduardo 
Dato,  der  als  Minister  das  Unfallgesetz  gezeichnet  hatte,  und  Segismundo  Moret,  Minister 
des  Innern,  der  im  Jahre  1887  die  Kommission  für  soziale  Reform  geschaffen  hatte,  wurden  zu 
Ehrenpräsidenten  erwählt  —  Salillas,  Maln^ner,  Ges,  Deläs,  Moragas,  Angnerannd  Solano  erstatteten 
Bericht  über  verschiedene  Themata:  Die  Reform  des  Uufallgesetzes;  Aufstellung  einer  Invaliditäts- 
tafel j  Grimdlage  für  die  Statistik;  paritätische  Jurys  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zur 
Lösung  dieser  Fragen;  Honorare  der  Aerzte  usw.  L6preux  wies  auf  die  Analogie  der  durch  die 
Unfallversicherung  überall  hervorgerufenen  Probleme  hin.  Eins  der  wichtigsten  betrifft  die  Hono- 
riemng  der  Aerzte  und  dieserhalb  erscheint  die  nachstehende  Erklärung  von  besonderem  Interesse: 
„Die  auf  dem  Kongreß  vereinigten  Vertreter  der  Versicherungsgesellschaften  uud  einige  Aerzte 
verschiedener  Kollegien  halten  es  im  Interesse  der  Durchführung  des  Uufallgesetzes  übereinstimmend 
für  angezeigt,  daß  ein  Normaltarif  der  Honorare  für  den  ärztlichen  Dienst  bei  Unfallverletzten 
veröffentlicht  wird,  nachdem  die  ArztkoUe^en  zuvor  darüber  gehört  worden  sind.  Indessen 
halten  sie  es  mit  dem  Interesse  der  Gesellschaften  tind  mit  der  Berufsehre  der  Aerzte  für  ver- 
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Gesellsohaften  aaf  Gegenseitigkeit,  um  die  Risiken  der  Betriebsanfälle  za  verteilen. 
Die  erste  dieser  Gesellscliaften  war  La  Provision,  welche  die  Baaonteruehmer 
Madrids  gebildet  hatten  und  der  Minister  des  Innern  am  2.  August  1901  bestätigte. 
Ihr  folgten  La  Previsora,  La  Sociedad  de  Contratistas  y  Maestros  de  Obras  de 
Barcelona  und  de  Industriales  Mecänicos  y  Metalarios  derselben  Stadt,  La  Aso- 
ciaciön  de  Propietarios  de  Madrid,  La  Mutua  Catalana  de  Accidentes,  La  Mutua 
Barcelonesa  de  Descargadoras,  La  Mutua  de  Accidentes  de  Santander  (Unfall- 
genossenschaft von  Santander),  La  Sociedad  de  Seguros  mutuos  de  Vizcaya  sobre 
Accidentes  del  Trabajo  (Gesellschaft  fUr  gegenseitige  Versicherung  gegen  Betriebs- 
unfälle für  Vizcaya),  La  Mutua  Asturiana  de  Accidentes  (Uufallversicherungsgenossen- 
schaft  fUr  Asturien)  und  La  Asociacion  Mutua  del  Sindicato  Protector  del  Trabajo 
National  de  Barcelona  (Genossenschaft  des  Verbandes  zum  Schutz  der  nationalen 
Arbeit).  Die  Gegenseitigkeitsgesellschaften  bilden  also  50^0  der  in  Spanten  für 
den  Betrieb  der  Unfallversicherung  gesetzlich  zugelassenen  Gesellschaften'.  Am 
häufigsten  sind  diese  Genossenschaften  durchaus  auf  den  Grundsätzen  der  Gegen- 
seitigkeit aufgebaut,  indem  die  Mitglieder  sowohl  Versicherer  wie  Versicherte  sind 
and  zu  den  Verbandsausgaben  gleichmäßig  beisteuern;  sie  bestellen  ihre  Kautionen 
und  Reserven  mit  den  Eintrittsgeldern  oder  Zusehlägen  zu  den  Jahresprämien  und 
begleichen  die  Unfallschäden  mittels  der  regelmäßigen  Prämien,  welche  vorläufig 
nach  dem  Gefahrentarif  berechnet  und  periodisch  liquidiert  werden,  oder  mittels 
passiver  Dividenden,  die  sich  für  jeden  anteilmäßig  ergeben.  Es  gibt  auch  solche, 
welche  verzinsliche  und  von  der  Börse  einlösbare  Grundschuldscheine  ausgegeben 
haben  und  ihren  finanziellen  Verpflichtungen  in  Form  solcher  Werte  nachkommen. 
Die  Gegenseitigkeits- Gesellschaften  prosperieren  infolge  der  natürlichen  Schwierig- 
keiten dieser  Versicherung  freilich  auch  nicht,  aber  sie  haben  eine  gesicherte  und 
geordnete  Geschäftsführung  und  erfüllen  durchaus  die  Aufgaben  der  kollektiven 
Versicherung.  Man  kann  sagen,  daß  die  Unzuträglichkeiten  dieser  Versicherung 
ihren  Grund  finden  in  der  Eigentümlichkeit  der  Kisiken,  welche  sie  decken  soll, 
and  wohl  auch  in  dem  auf  besonderen  Schutz  abzielenden  Charakter  des  modernen 
sozialen  Rechts.  Gerade  deshalb  wird  die  Versicherung  gegen  die  Betriebsunfälle 
heute  in  jedem  industriellen  Betriebe  als  eine  wesentliche  Belastung  der  Produktion 
betrachtet,  welche  sich  entsprechend  dem  Fortschritt  der  sozialen  Einrichtungen  zum 
Schutz  der  arbeitenden  Klassen  weiter  steigern  muß.  Der  Verwaltungsrat  einer 
bedeutenden  Gegenseitigkeitsgesellschaft  mit  sehr  pessimistischem  Gepräge  sagte 
in  einer  Denkschrift:  „  .  .  Es  wird  die  Zeit  kommen,  und  vielleicht  ist  sie  nicht 
mehr  so  fern,  wo  die  Verpflichtungen,  welche  man  der  Unternehmerklasse  auferlegt, 
so  zahlreich  und  erdrückend  werden,  daß  sich  kein  V^ersicherer  dafür  mehr  finden 
wird,  selbst  nicht  zu  den  höchsten  Prämien ;  und  es  scheint,  daß  man  sich  dem 
schon  ganz  oflen  nähert,  da  einer  ausländischen  Korrespondenz  zufolge  die  so 
teuer  erkaufte  Erfahrung  die  Gesellschaften  gelehrt  hat,  daß  es  sich  nicht  mehr 
darum  handele,  so  viele  Geschäfte  wie  möglich  zu  machen  und  sich  einer  verderblichen 
Konkurrenz  preiszugeben,  wie  es  zu  Anfang  geschah ;  eine  erhebliche  Er- 
höhung der  Prämien  ist  unvermeidlich,  eine  Notwendigkeit,  der  schon  fast 
alle  Gesellschaften  mit  einer  Freude  nachgekommen  sind,  die  uns  ebenso  vergänglich 
und  unsicher  erscheint  wie  die  Grundlage,  auf  der  sie  beruht,  zumal  diese  nur  ein 
Palliativmittel  oder  eine  Selbsttäuschung  bedeutet,  aber  niemals  ein  wirksames  und 
durchgreifendes  Mittel  bietet,  um  zu  einer  endgültigen  und  dauernden  Lösung  zu 
gelangen,  die,  wenn  es  überhaupt  eine  solche  gibt,  nur  in  der  Gegenseitig- 
keit  bestehen    kann,   wo   man    sie   suchen    muß,   weil   sie  nur  da   zu  finden  ist, 


einbar,  daß  diese  ihre  Dienätleiätungen  mit  jenen  zu  einem  bestimmten  Prozentsatz  der  Prämien 
vereinbaren,  welche  in  dem  Bezirke  vereinnahmt  werden,  in  welchem  jene  Dienstleistungen 
erfolgen  sollen,  —  alles  dies  unbeschadet  der  Vertragsfreiheit  der  Aerzte  und  der  Gesellschaften." 
—  Darüber,  daß  eine  zweckentsprechende  Regelung  der  ärztlichen  Mitwirkung  für 
«ine  wirksame  Durchführung  der  Arbeiterversicherunj?  von  allergrößter  Bedeutung  ist, 
yg^.  Heft  la  S.  11,  IV  11/IVa  4,  XIV  19,  51  und  XVII  S.  17*  nebst  der  dort  angezogenen 
P&chliteratur,  auch  „Die  Arbeiterversorgung",  Berlin,  Nr.  24  vom  21.  Augnst  1903  S.  586  („Zur 
Vereinfachung  der  Arbeiterversicherung")  und  Nr.  33  vom  21.  November  1907  S.  685  (,.Zttr  Reform 
der  Arbeiterversicherung")- 
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nachdem  Gründe  nnd  Tatsachen  den  Beweis  geliefert  haben,  dafi  die  Versichemn^ 
gegen  Betriebsunfälle,  wenigstens  in  der  bisher  betriebenen  Form,  unfähig  ist,  einra 
Gewinn  abzuwerfen,  weil  sie  sehr  leicht  zum  Mißerfolg  ftlhrt  und  für  einen  gewerbsr 
mäßigen  Betrieb  sehr  wenig  geeignet  ist,  wie  wir  es  von  Anfang  an  behauptet 
haben  ^)." 

Bei  den  Gegenseitigkeitsgesellschaften  belief  sich  im  Jahr  1906  die  Zahl  der 
entschädigten  Unfälle  auf  2054,  die  Summe  der  ausgezahlten  Entschädigungen  auf 
700  630,17  P.,  welche  sich  wie  folgt  verteilten: 


Gesellschaften 


Unfälle 


La  Previsiön 566 

La  Previsora 251 

Mutua  de  Contratistas  y  Maestros  de  Obras 

*     de  Barcelona 392 

Asociaciön  de  Propietarios,  de  Madrid  5 

Mutua  de  Industriales  Mecänicos  y  Meta- 

larios  de  Barcelona 

Sociedad  de  Seguros  mutuos  de  Santander 


Entschädigungen 

(Pesetas) 
.     .     33  361,34 
.     .       8  407,52 


22  272,60 
187,60 


Mutua  Barcelonesa  de  Descargadores 


620 21572,51 

31 2  637,20 

199 11591,40 


Die  Gesamtzahl  der  von  den  Aktien-  und  den  Gegenseitigkeits-Gesellschaften 
im  Jahre  1906  entschädigten  Betriebsunfälle  betrug  32  188,  und  die  Gesamtsumme 
der  Entschädigungen  belief  sich  auf  1479  483,39  Pesetas,  und  zwar*): 


Tod 


/Arbeiter      .    .158 
•     •     •  lEntschädigung  167  554,45  P. 
Dauernde     Voll-  /Arbeiter      .    .  86 

Invalidität  .    .  lEntschädigung  65   077,05  P. 
Dauörnde     Teil-  /Arbeiter      .    .  443 
inyalidität  .    .  lEntschädi^ng  306  292,30  P. 


Vorübergehende  /Arbeiter      .    .81 501 
Arbeitsonfgkeit. .  lEntscbädigmig  9402»fi»  t. 
Aktiengesell-        /Unfälle  .    .    .    30  585 

Schäften  .    .    .  lEnt Schädigung  1 565852,00P. 
Gegenseitigkeits-  /Unfälle  .    .    .  2054 

Gesellschaften  lEntschädigung  100  630,17  P. 


3.  Bechtspreehung.  Obwohl  die  verlaufene  Zeitspanne  noch  zu  kurz  isty 
um  über  die  Auslegung  des  IJnfallgesetzes  zu  einem  abschließenden  Urteil  «u 
gelangen,  so  gibt  es  doch  einige  Gerichtsentscheidungen,  welche  einer  besonderen 
Erwähnung  bedürfen.  Indem  wir  die  Entscheidungen  beiseite  lassen,  welche  einzelne 
Artikel  des  Gesetzes  interpretieren,  aber  nicht  unmittelbar  die  Kollektiwersicherung 
gegen  Betriebsunfälle  berühren,  wollen  wir  die  Entscheidung  des  Eassationshofes 
vom  5.  April  1903  erwähnen,  welche  insofern  von  besonderem  Interesse  ist,  als 
sie  eine  vollkommene  Begriffsbestimmung  für  den  Charakter  des  Unfallgesetzes 
gibt:  „Die  Grundabsioht  des  Gesetzes",  sagt  diese  von  M.  Victor  Coviän,  Mitglied 
des  Instituts  für  soziale  Reformen*)  bearbeitete  Entscheidung,  „geht  dahin,  in  der  vor- 
geschriebenen Form  die  Unfälle  zu  versichern,  welchen  infolge  ihrer  Arbeit  diejenigen 
ausgesetzt  sind,  die  in  den  vom  Gesetz  bezeichneten  Betrieben  beschäftigt  werden;  das 
Gesetz  hat  keinen  Wohltätigkeitscharakter  zugunsten  Bedürftiger,  sondern  bezweckt 
eine  Versicherung  von  Betriebsunfällen  zugunsten  der  in  den  bezüglichen  Betriebs- 
zweigen Beschäftigten.   Diese  Doktrin  hat,  neben  ihrem  hohen  sozialen  nnd  juristischen 

0  Vgl.  „Memoria  del  sexto  ejercicio  administrativo  de  la  Sociedad  de  Seguros  mutuos  de 
Viscaya  sobre  accidentes  del  trabajo,  leida  por  el  Secretario  de  la  misma  en  la  Junta  general 
ordinaria  celebrada  en  17  de  Marzo  de  1907". 

*)  Diese  üebersicht  ist  auf  Grund  der  Daten  aufgestellt,  welche  der  Versicherungsbeirtt 
des  Ministeriums  des  Innern  im  Amtsblatt  veröffeutlicht  hat.  Die  Summe  der  entsprechenden 
Zahlen  der  vierteljährlich  veröffentlichten  vorläufigen  Ercrebnisse  stimmt  nicht  überein  mit  dem 
von  demselben  Beirat  im  Amtsblatt  vom  12.  August  1907  veröffentlichten  Jahresabschluß.  Dies 
ist  darauf  zurückzuführen,  daß  etliche  Gesellschaften  ihre  Bilanzen  dem  Ministerium  ertit  naeh 
Ablauf  der  Quartalstermine  einsandten.  Nach  dem  Jahresabschluß  für  1906  gab  es  im  ganien 
32589  Betriebsunfälle,  und  der  Gesamtbetrag  der  gezahlten  Entschädigungen  belief  sich  auf 
16»»58'>2,17  Pesetas.  Da  es  keine  anderen  Berichtigungsquellen  gibt,  müssen  wir  uns  mit  diesen 
Zahlen  abfinden  und  trotz  ihrer  Unstimmigkeit  mit  ihnen  rechnen.  Der  Unterschied  zwisckea 
diesen  und  den  früheren  Zahlen  beeinflußt  mdessen,  wie  man  sieht,  die  statistischen  Folgernngot 
nur  wenig.    Vgl   auch  Boletin  del  Institute  de  Reformas  Sociales,  Madrid,  III  321,  ^7 ff. 

»)  Er  vertritt  darin  den  Unterstaatssekretär  des  Justizministeriums. 
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SinDe,  eine  große  Bedeatong,  weil  sie  in  bestimmter  Weise  und  selbst  in  der 
AnwenduDg  der  technischen  Aosdrttcke  das  eigentliche  Wesen  der  Unfallversicherong 
klmrlegt  und  es  rechtfertigt,  an  Stelle  der  einzelnen  Unternehmer  besondere  Ver- 
sieherongsträger  treten  za  lassen,  wie  dies  in  Art  12  des  Gresetzes  vorgesehen  ist 
Dieses  legt  zwar  dem  Unternehmer  die  Verpflichtang  auf,  den  durch  einen  Betriebs- 
unfall verletzten  Arbeiter  za  entschädigen,  aber  es  gestattet  ihm,  behofs  £ntrichtang 
der  Erfiillang  dieser  Verpflichtung,  sich  gegen  die  Unfälle,  welche  der  Betrieb 
herbeiführen  kann,  zu  versichern.  Das  Gr^tz,  als  Versicherer  dieser  Schäden, 
verpflichtet  den  Betriebsüntemehmer  oder  die  Gesellschaft,  die .  an  seine  Stelle  tritt, 
zur  Zahlung  des  zugesicherten  Kapitals  nach  Art  einer  eigenartigen  Rück- 
versicherung." 

Was  den  Versicherungsvertrag  anbetrifft,  so  gibt  es  mehrere  Entscheidungen 
des  Kassationshofes,  welche  eine  gleichförmige  Auslegung  des  Art  12  des  Gesetzes 
zu  bieten  scheinen.  Nach  der  vom  17.  Oktober  1903  muß  der  Arbeiter,  falls  an 
Stelle  des  Arbeitgebers  eine  Versicherungsgesellschaft  getreten  ist  und  er  gegen 
diese  klagt,  sich  dem  Gerichtsstand  und  Inhalt  der  Versicherungspolice  unterwerfen. 
Gemäß  den  Bestimmungen  in  dem  Art  62  der  Zivilproßordnung  und  1171  des 
Btti^erlichen  Gesetzbuchs  besagt  die  erwähnte  Entscheidung,  daß  in  dem  obigen 
FalC  wo  der  Arbeiter  die  Versicherungsgesellschaft  verklagt,  der  zuständige  Richten  der 
des  Wohnorts  der  letzteren  ist,  weil  es  s^eh  um  eine  persönliche  Klage  handelt,  für 
welche  der  Richter  des  Wohnorts  des  Verklagten  oder  des  vermutlichen  Schuldners 
zuständig  ist  Denselben  Rechtsgrundsatz  enthalten  die  Entscheidungen  vom  12.  März, 
20.  Mai  und  20.  September  1904,  1.  Juli  und  19.  August  1905.  Aber  nach  der 
Entscheidung  des  Kassationshofes  vom  9.  September  1905  gentigt  es,  daß  der  Arbeiter, 
der  die  Klage  gegen  den  Arbeitgeber  gerichtet  hat,  diese  auf  den  von  ihm  akzeptierten 
Versicherungsvertrag  sttttzt,  um  die  Doktrin  der  vorerwähnten  Entscheidungen  zur 
Anwendung  zu  bringen.  Dagegen  verpflichtet  der  vom  Arbeitgeber  abgeschlossene 
Versicherungsvertrag  den  Arbeiter  nicht,  falls  dieser  nicht  daran  teilgenommen  hat, 
und  die  Klage,  welche  der  Arbeiter,  nachdem  er  vom  Arbeitgeber  die  Existenz  des 
Vertrags  erfahren  hat,  gegen  die  Versicherungsgesellschaft  angestrengt  hat,  schließt 
ffir  den  Arbeiter  nicht  die  Annahme  der  Bedingungen  des  Versicherungsvertrages 
ein  (Entscheidung  des  Kassationshofes  vom  10.  Juli  1905). 

Es  gibt  Kommentatoren,  nach  deren  Ansicht  diese  Haltung  des  Kassationshofes 
dem  Geist  des  Gesetzes  nicht  Rechnung  trägt;  mit  anderen  Worten,  weil  der 
Arbeiter  nicht  der  Versicherte,  sondern  der  Benefiziant  des  Versicherungsvertrages  ist 
und  infolgedessen  nicht  gezwungen  ist,  sich  den  Bedingungen  zu  unterwerfen, 
welche  juristische  Beziehungen  zwischen  dem  Arbeitgeber  (Versicherten)  und  der 
versichernden  Gesellschaft  schaffen.  Diese  Bemerkung  erscheint  begrtlndet,  ebenso 
die,  daß  der  Vertrag  eine  Art  Substitution  zugunsten  des  Arbeiters  schafft,  der 
ohne  Versicherung  vielleicht  nicht  immer  der  Vorteile,  welche  ihm  das  Gesetz 
bewilligt,  teilhaftig  werden  dürfte  infolge  der  möglichen  Zahlungsunfähigkeit  des 
Betriebsuntemehmers,  zumal  im  Kleingewerbe. 

Im  übrigen  ist  das  in  Art  14  des  Gesetzes  vorgesehene  Verfahren  nur  ein 
provisorisches,  so  lange,  bis  für  die  Entscheidung  der  Streitigkeiten  aus  diesem  Gesetze 
Sondergerichte  eingeführt  werden.  Sobald  diese  Einrichtungen  getroffen  sein  werden, 
und  wir  hoffen,  daß  dies  bald  der  Fall  sein  wird*),  wird  sich  die  Gelegenheit 
bieten,  dort  die  Lehren  der  Wissenschaft  und  der  Erfahrung  zur  Anwendung  zu 
bringen,  damit  jedes  legitime  Recht  vollständig  gesichert  wird. 

^)  Die  frühere  „Kommission  für  soziale  ReformeD"  hatte  auf  Grund  eines  Berichts  von 
MorenoRodriguez  einen  Gesetzentwurf  über  Gewer  hegerichte  ausgearheitet,  welche  besonder« 
mit  der  Entscheidung  der  Streitigkeiten  aus  dem  Unfall^eset-z  betraut  werden  sollten.  Der 
Minister  des  Innern  Moret  wollte  diese  Angelegenheit  dem  Parlament  unterbreiten,  und  er- 
öffnete mittels  Kgl.  Dekrets  vom  12.  Jnli  1901  eine  amtliche  Erhebung  über  paritätische  Schieds* 
seriehte  (von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern).  Später,  im  Oktober  1903,  legte  der  Minister 
des  Innern  Garcia  Alix  dem  Senat  den  Entwurf  der  Kommission  für  soziale  Reformen  vor,  aber 
eine  Regiernngskrisis  verhinderte  seine  Diskussion  und  Verabschiednng.  Der  Entwurf  wnrde  von 
dem  Minister  Grafv.  Romanones  im  Januar  1906  anfs  nene  eingebracht,  ist  aber  in  dieser 
Legislaturperiode  noch  nicht  verhandelt  worden. 
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4.  Reform  des  Gesetzes.  Die  gewählten  Arbeitervertreter  des  Instituts  für 
soziale  Reformen  legten  diesem  Amt  am  23.  April  1904  einen  Bericht  vor,  io 
welchem  sie  Vorschläge  zu  Abänderungen  und  Ergänzungen  des  Unfallgesetfees 
machten.  Sie  begründeten  die  Notwendigkeit  dieser  Reform  mit  der  Behauptung, 
daß  die  Gerichte  unter  dem  Einfluß  der  herkömmlichen  Doktrin  des  VerschuideoSy 
welche  mit  der  auf  der  Theorie  des  Betriebsrisikos  (risque  professionnel)  aufgebauten 
Arbeitergesetzgebung  unvereinbar  sei,  oft  die  Rechte  der  Arbeiter  in  Frage  stellten, 
zumal  diese  Rechte  in  dem  Gesetz  weder  genau  festgelegt,  noch  in  ihrer  Durch- 
führung genügend  gesichert  wären. 

Die  Arbeitervertreter  beantragten  hiernach  sowohl  dem  Sinn  wie  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes  nach  wesentliche  Abänderungen,  u.  a.  solche  zum  Art.  12,  der  die  Ver- 
sicherungen gegen  die  Betriebsunfälle  behandelt.  Sie  beklagten  sich  darüber,  daß 
die  Versicherungsgesellschaften  unter  Anwendung  dilatorischer  Verfahren  die  unter 
den  Arbeitern  gewöhnlich  herrschende  Not  ausbeuteten'),  um  mit  ihnen  unbillige 
Abmachungen  zu  treffen,  sobald  es  sich  um  die  Entschädigung  eines  Betriebsunfalles 
handelte;  sie  behaupteten,  daß  sich  dieser  Mißbrauch  vermeiden  ließe,  wenn  die  ans 
dem  Versicherungsvertrag  sich  ergebenden  Rechte  und  Pflichten  im  Gesetz  genau 
spezialisiert  würden  und  darin  ausdrücklich  bestimmt  würde,  daß  der  Arbeiter  dabei 
lediglich  ein  Drittberechtigter  und  als  solcher  den  abgeschlossenen  Verträgen  gegenüber, 
sofern  sie  ihm  nachteilig  seien,  unbeteiligt  bleibe;  ferner  daß  der  Arbeiter,  wenn- 
gleich die  Gesellschaft  den  Arbeitgeber  bezüglich  der  Zahlung  der  entsprechenden 
Entschädigung  ersetze,  keineswegs  verbunden  sei,  nun  seinerseits  an  die  Stelle 
des  Arbeitgebers  zu  treten,  um  die  Erfüllung  eiiies  Vertrages  zu  fordern,  den  er 
selbst  (der  Arbeiter)  gar  nicht  abgeschlossen  habe  und  dessen  Bedingungen  er 
gar  nicht  kenne.  Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  wird  vorgeschlagen,  den  Art.  12 
wie  folgt  zu  fassen: 

„Die  Arbeitgeber  dürfen  auf  ihre  Kosten  und  auf  den  Namen  ihrer  Arbeiter 
betreffs  der  Unfälle,  welche  diese  erleiden  sollten,  die  in  den  Art.  4.  5  und  10 
bezeichneten  Verpflichtungen  ganz  oder  teilweise  bei  einer  gesetzlich  begründeten 
und  dieserhalb  vom  Ministerium  des  Innern  zugelassenen  Versicherungsgesellschaft 
versichern,  aber  immer  unter  der  Bedingung,  daß  die  Summe,  welche  der  Arbeiter 
erhält,  nicht  geringer  sein   darf  als  diejenige,  die  ihm  nach  diesem  Gesetz  zusteht. 

Eine  für  alle  diese  Verträge  unerläßliche  Bestimmung  soll  sein,  daß  die 
Gesellschaft  die  Entschädigung  binnen  48  Stunden  nach  der  Bestimmung  und  Ab- 
schätzung der  Erwerbsunfähigkeit  des  Arbeiters  zu  zahlen  hat,  und  daß  der  Arbeiter 
nach  Ablauf  dieser  Frist  seine  Reklamation  entweder  gegen  den  Arbeitgeber  oder 
gegen  die  Versicherungsgesellschaft  richten  darf." 

Als  die  Berichterstatter  die  Garantien  studierten,  welche  das  Gesetz  auch  für 
den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  des  entschädigungspflichtigen  Unterneiimers  wirk- 
sam, machen  sollten,  erklärten  sie  sich  gegen  das  im  französischen  Uufallgesetz  vom 
9.  April  1898  festgelegte  System,  weil  es  ihnen  unbillig  erschien,  mit  dem  dort  vorge- 
sehenen Zuschlag  alle  Arbeitgeber  zu  belasten,  ohne  zu  unterscheiden  zwischen  solchen, 
die  ihre  Pflichten  gegen  die  Arbeiter  erfüllen,  und  solchen,  die  sie  vernachlässigen. 
Ebenso  verwerfen  sie  das  Verfahren  des  belgischen  Unfallgesetzes,  weil  es  die 
Unternehmer  geradezu  anreizt,  die  Arbeiter  in  Aktiengesellschaften  zu  versichern, 
deren  Geschäftssinn  dem  Zwecke  der  sozialen  Billigkeit,  von  der  die  Unfall- 
versicherung ausgeht  und  die  sie  verwirklichen  will,  durchaus  widerspricht  Die 
Arbeitervertreter  zeigten  sieh  den  gewerbsmäßigen  Versicherungsgesellschaften  über- 
haupt abgeneigt,  da  sie  dieselben  nur  als  unnütze  Vermittler  erachteten,  die  weder  den 
Arbeitgebern,  noch  den  Arbeitern  Nutzen  bringen.  Im  Gegenteil  glauben  sie,  daß 
das  deutsche  System  der  Berufsgenossenschaften  mit  staatlicher  Bürgschaft 
am  besten  dem  Geist  der  Unfallversicherung  entspricht,  zumal  es  dem  Arbeitgeber 
die  geringsten  Lasten  auferlegt  und  die  Rechte  des  Arbeiters  viel  wirksamer  sicher- 
stellt. Bemerkenswert  ist,  daß  alle,  welche  diese  Vorschläge  machen,  der  sozialistischeD 


0  Vgl.  die  Zitate  S.  8  Note  1. 
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Arbeiterpartei  angehören^).  Sie  erkennen  an,  daß  nicht  bloß  die  wirtschaftliche, 
sondern  auch  die  intellektaelle  Lage  der  spanischen  Gesellschaft  einer  unmittelbaren 
und  grundsätzlichen  Uebernahme  dieses  Systems  der  Berafsgenossenschaften  wider- 
streiten würde,  und  demgemäß  unterbreiten  sie  dem  Gutachten  des  Instituts, 
gewissermaßen  als  Uebergangsstadium,  folgendes  Garantiesystem : 

A.  Die  gewerbesteuerpflichtlpen  Betriebsunternehmer,  welche  heute  einen.  Ver- 
band (gremio)  bilden,  um  die  Steuern,  die  sie  dem  Staat  zahlen,  unter  sich  zu 
verteilen,  dllrfen  Gegenseitigkeitsverbände  bilden,  um  die  Entschädigungen  zu  zahlen, 
welche  die  Verbandsmitglieder  etwa  den  Bestimmungen  des  Unfallgesetzes  gemäß 
zu  leisten  haben. 

Zu  diesem  Zweck  haben  die  mit  der  Aufstellung  der  Steuerlisten  befaßten 
Verwaltungsbeamten  jedem  Steuerverband  bei  Mitteilung  der  gesamten  Steuerumlage 
die  Verpflichtung  zu  eröffnen,  zu  dem  angegebenen  Zweck  einen  Gegenseitigkeits- 
verband zu  bilden  oder  im  anderen  Fall  einen  Zuschlag  von  5  ^1^  seiner  Umlage 
zu  zahlen. 

In  der  Generalversammlung  für  die  Wahlen  der  Klassifikationsbeamten  haben 
sich  die  Steuerpflichtigen  zu  entscheiden,  ob  sie  einen  Gegenseitigkeitsverband 
bilden  sollen  oder  nicht  Im  ersteren  Fall  ist  die  Wahl  des  Präsidenten,  Schatz- 
meisters, Schriftführers  und  von  sechs  anderen  Mitgliedern  der  Genossenschaft  zu 
vollziehen,  welche  als  gesetzlich  konstituiert  gelten  soll,  sobald  die  vorbezeic^netei: 
Personen  mit  Stimmenmehrheit  gewählt  sind.  Im  zweiten  Fall  haben  sie  dem 
Beamten  der  Finanzen  noch  am  Tage  der  Versammlung  anzuzeigen,  daß  sie  keine 
Genossenschaft  bilden  wollen. 

Einmal  gesetzlich  konstituiert,  kann  die  Gegenseitigkeitsgenossenschaft  ihrer- 
seits die  Verpflichtungen  übernehmen,  welche  nach  dem  Unfallgesetz  den  Unter- 
nehmern auferlegt  sind. 

Ist  dagegen  keine  Genossenschaft  gebildet,  so  sind  jene  5^0  ^l^"  Steuer- 
nmlagen  der  Beteiligten  zuzuschlagen. 

B.  Die  zu  festem  Satz  gewerbesteuerpflichtigen  Unternehmer,  welche  einen 
oder  mehrere  Arbeiter  beschäftigen,  haben  einen  Zuschlag  von  b^j^  zum  Betrage 
ihres  Satzes  zu  zahlen. 

C.  Die  Pächter,  welche  in  ihren  Betrieben  oder  für  die  Verarbeitung  ihrer 
Produkte  Maschinen  mit  mechanischer  Triebkraft  verwenden,  haben  einen  Zuschlag 
Yon  5  ^Iq  zu  zahlen  und  von  3  ^'/g  in  den  sonstigen  Fällen.  Aber  sie  können  sich 
von  diesem  Zuschlag  befreien,  wenn  sie  vorher  nachweisen,  daß  sie  eine  Gegen- 
seitigkeitsgesellschaft gebildet  haben  oder  einer  schon  gebildeten  beigetreten  sind« 

D.  Der  Staat  hat  dem  verunglückten  Arbeiter  die  Entschädigung  zu  zahlen, 
falls  die  Unternehmer  oder  die  Genossenschaften,  die  an  deren  Stelle  treten,  es 
nicht  vermocht  haben,  in  den  folgenden  Fällen: 

1.  wenn  die  Genossenschaft,  welcher  der  haftpflichtige  Unternehmer  angehörte, 
völlig  zusammengebrochen  ist  und  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Arbeitgebers 
innerhalb  der  Vollstreckungsfrist  des  ihn  zur  Zahlung  verurteilenden  Er- 
kenntnisses erklärt  worden  ist; 

2.  wenn  der  keiuer  Genossenschaft  angehörende  haftpflichtige  Arbeitgeber  in 
derselben  Frist  des  vom  Arbeiter  erlangten  Urteils  für  zahlungsunfähig 
erklärt  worden  ist 

In  diesen  beiden  Fällen  löst  der  Staat  mittels  Zahlung  der  Entschädigung 
die  Rechte   des  Arbeiters   ein   und   kann   im   Betrage   der   Entschädigung   seinen 


^)  Die  voD  den  Arbeiterrereinen  gewählten  Mitglieder  des  Instituts  sind:  Matias  G6mez 
Latorre,  Bncbdrocker;  Francisco  Lari^o  Caballero,  Stnckatenr;  Francisco  MoraM^ndez,  Schanspieler, 
Qeschichtsschreiber  des  spanischen  Sozialismns;  Rafaei  Garcia  Ormaechea,  Advokat;  Ramöu  Serrano, 
Freacomaler.  und  Santiago  P^rez  Infante,  Maurer  und  Verwalter  des  Zentrums  der  Arbeiterverbände. 
Largo  Caballero  und  Garciä  Omiaechea  sind  zurzeit  iStadträte  in  Madrid,  mit  Pablo  Iglesias.  dem 
Führer  des  spanischen  Sozialismus.  —  lieber  die  der  französischen  und  belgischen  Unfall- 
gesetzgebimg  eigentümliche  Einiichtang  eines  besonderen  ,,Garantiefonds**  behufs  Siiher- 
stellang  der  Entschädigung  des  aufallverleizten  Arbeiters  bei  Zahlnngsnnlähigkeit  des  ent- 
schädigungspflichtigen, aber  nicht  versicherten  Arbeitgebers  nnd  die  bezüglichen  Mängel  der 
englischen  und  dänischen  Unfallgesetzgebnng  vgl.  Heft  IV  46,  83,  IVa  14,  23,  85;  XITa  45, 
49,  81;  Va  79  ff.,  Vb  45,  62,  81  ff,  la  21,  23  ff. 
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Rflckgriff  gegen  den  Arbeitgeber   nehmen,   mittels  Beschlagnahme  des  Vermögens, 
das  der  Arbeitgeber  besitzt  oder  später  etwa  erwirbt. 

Falls  der  Arbeiter  nar  einen  Teil  der  Entschädigung  erlangt  hat  and  der 
Arbeitgeber  für  den  Rest  zahlungsunfähig  ist,  kann  der  Arbeiter  die  Differenz  vom 
Staate  verlangen,  nnd  dieser  kann  wegen  des  gezahlten  Teilbetrages  wiederum 
seinen  Rückgriff  gegen  den  Arbeitgeber  nehmen. 

E.  Ein  binnen  sechs  Monaten  zu  erlassendes  Reglement  soll  die  zur  Ausführung 
der  vorstehenden  Bestimmungen  erforderlichen  Vorschriften  bestiomien,  die  erst 
dann  in  Kraft  treten.^  — 

Der  „Ständige  Ausschuß  der  Unfallversicherungsgesellschaften^  ^)  unterbreitete 
im  Jahre  1904  dem  Institut  für  soziale  Reformen  Bemerkungen  zur  Reform  der 
Bestimmungen  des  Unfallgesetzes,  in  welchen  er  die  seiner  Ansicht  nach  nötigen 
Abänderungen  auseinandersetzte  und  den  Bericht  der  Arbeitervertreter  kritisierte. 
Inhaltlich  dieser  besonders  deshalb  bedeutsamen  Kundgebung,  weil  sie  die  Stimme 
der  Erfahrung  wiedergibt,  vertreten  die  unterzeichneten  Gesellschaften  die  Auffassung, 
dafi  der  Begriff  der  beruflichen  Arbeitsfähigkeit,  welche  das  Gesetz  als  Grund- 
lage fdr  die  Bestimmung  der  wirtschaftlichen  Folgen  des  Betriebsunfalles  annimmt, 
in  der  Theorie  gerecht  und  billig  sei,  dagegen  in  der  Praxis  geradezu  yerhängnis- 
ToU  wirkt  und  durch  den  Begriff  der  funktionellen  Arbeitsfähigkeit  ersetzt 
werden  muß.  Sie  behaupten,  daß  es  keinen  Organismus  gebe,  um  den  Grund  der 
Erwerbsunfähigkeit  eines  durch  einen  Betriebsunfall  Betroffenen  genau  zu  bestimmen, 
zumal  die  medizinischen  Fakultäten  und  Akademien  keine  Sachkunde  auf  dem 
Gebiet  besäßen,  wo  die  Begutachtung  die  Bestimmung  der  physiologischen  Arbeits- 
fähigkeit zum  alleinigen  Zweck  habe^).  Und  sie  erwähnten  Fälle,  in  denen  die 
Aerzte  zuungunsten  der  nach  dem  Gesetz  entschädigungspflichtigen  Gesellschaften 
grobe  Irrtümer  begangen  haben.  Sie  schlugen  vor,  die  Gruppe  der  yölligen  Bemfs- 
invalidität  abzuschaffen,  da  diese  nichts  weiter  sei  als  eine  dauernde  TeUinralidität, 
und  daß  im  Gresetze  selbst  der  Betrag  der  Entschädigungen  mittels  einer  nach  den 
anatomischen  Verlusten  abgestuften  Invaliditätstafel  in  einer  Skala  nach  Art  der 
italienischen,  welche  den  Arbeitern  am  günstigsten  sei,  festgelegt  werde  (rgl.  hierzu 
,,  Anlage  1^).  Auch  verlangten  sie,  daß  der  Zusälag  zur  gesetzlichen  Entschädigung, 
welchen  das  Gresetz  (Art  6)  dem  Unternehmer  auferlege,  der  in  seinem  Betriebe 
keine  Schutzvorrichtungen  habe,  von  der  Versicherung  auszuschließen  sei,  da  dieser 
Zuschlag  den  Charakter  einer  Strafe  habe,  eine  bezügliche  Versicherung  mithin 
unmoralisch  sein  würde.  Sie  verlangten  weiter,  daß  das  Verfahren  einfach,  billig 
und  schnell  sein  müsse  und  eine  gleichmäßige  Rechtsprechung  verbürgen  sollte; 
sie  befürworteten  eine  einzige  Instanz  mit  mündlichem  Verfahren  vor  dem  Gewerbe- 
gericht oder  gemischten  Jurys  oder  vor  dem  Amtsgericht  mit  dem  Rechtsmittel  der 
Revision  in  den  durch  die  Zivilprozeßordnung  bezeichneten  Fällen,  welches  auch 
der  Betrag  der  eingeklagten  Entschädigung  sein  mag;  hierbei  stützten  sie  sich  auf 
die  Beschlüsse  des  Kongresses  für  soziale  Versicherung  in  Bilbao,  welcher  sich 
gleichfalls  für  diese  Form  des  Verfahrens  entschieden  hatte. 

Das  Institut  für  soziale  Reformen  überwies  den  Bericht  der  Arbeiter  der 
verwaltungstechnischen  Abteilung  des  Amts,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  Angelegen- 
heiten der  Arbeitei^esetzgebung  zu  bearbeiten  und  demgemäß  Gesetzesänderimgen 
vorzubereiten.  Die  Abteilung  beschäftigte  sich  sehr  eingehend  mit  der  Reform  des 
Gesetzes,  und  das  Institut  veröffentlichte  das  Ergebnis  in  einem  Buch  mit  einem 
„allgemeinen  Berichte^  über  die  dringlichen  Abänderungen  des  Gesetzes,  einem 
„Sonderbericht"  über  die  Ausdehnung  der  Wohltaten  des  Gesetzes  auf  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  und  einer  Studie  über  die  Versicherung  gegen  Betriebs- 
unfälle und  die  Lehren  der  Erfahrung  und  der  Rechtsprechung.  Dieses  Buch  ent- 
hält auch  interessante  Anhänge  mit  der  fremden  Unfallgesetzgebung  und  der 
einschlägigen  Bibliographie.   Die  Abteilung  findet,  daß  das  von  den  Arbeitern  vor- 

^)  Vgl.  Comisiön  permanente  de  las  Companias  de  Segnros  de  Accidentets.  Alganas 
obserYaciones  para  la  reforma  de  las  disposiciones  sobre  accidentes  del  trabajo;  Observaeionee 
&  la  mociön  proponiendo  modificaciones  y  adiciones  k  la  ley  de  Accidentes  del  trabajo,  que 
presentan  al  Institato  deReformas  sociales  los  Vocales  elegidos  por  la  clase  obrera.  Barreions  1904. 

'^)  Verl.  S.  10  Note  2. 
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geschlagene  Garantiesystem  nicht  annehmbar  ist,  da  die  allgemeine  Verpflichtung 
der  Gesellschaften  zur  Oegenseitigkeits-Organisation  keine  empfehlenswerte  Maßnahme 
sei;  ebensowenig  billigt  sie  das  gegenwärtige  System  des  spanischen  Gesetzes, 
welches  die  Rechte  des  Arbeiters  im  Fall  der  Zahlangsonfähigkeit  des  Betriebs- 
onternehmers  ungedeckt  läßt.  Infolge  dieser  Erwägungen  wählte  die  Abteilnng  ein. 
System,  welches  als  ein  Uebergangsstadinm  bezeichnet  werden  kann  and  anf 
folgenden  Grundlagen  beroht: 

I.  Der  Arbeitgeber   hat  die  Zahlmig  der  in   den  Artikeln   4,  5  nnd  10   des 

Gesetzes  vorgesehenen  Entschädigungen  sicherzustellen. 
n.  Behufs   Erfüllung    dieser   Verpflichtung    kann   der   Arbeitgeber:    1.   seine 
Arbeiter  in  einer  der  gesetzlich  bestätigten  Unfallversicherungsgesellsohaften 
versichern;    2.  mit   anderen  Unternehmern   ein  Syndikat  zu   gegenseitiger 
Unfallversicherung  bilden;  3.  sich  als  Selbstversicherer  erklären. 
HL  Die  Regierung  hat  die  Sicherheiten  zu  bestimmen,  welche  die  Versicherungs- 
gesellschaften  und   die  freiwilligen  G^genseitigkeitssyndikate  zu  bestellen 
haben,  damit  die  Unfallentschädigungen  gezahlt  werden  können. 
rV.  Um   sich   als  Versicherer  seiner  Arbeiter   erklären   zu   können,   soll   der 
Unternehmer   einer    besonderen   Ermächtigung    der   Regierung    bedürfen; 
diese  Ermächtigung  wird  nur  gegen  Bestellung  einer  durch  die  Reglements 
bestinmiten  Kaution   gewährt,   die   sich   nach   der  Zahl   der  Arbeiter  und 
der  Bedeutung  des  Unternehmens  bemißt. 
V.  Die  Regierung   kann   nach  Anhörung   des  Instituts  für  soziale  Reformen, 
der  Handelskammern  und  entsprechender  Industrieverbände  die  Begründung 
eines    obligatorischen   Syndikats   zu   gegenseitiger  Unfallversicherung  für 
die  Unternehmer   der   nämlichen  Industrie  oder  mehrerer  verwandter  Ge- 
werbszweige oder  für  diejenigen  eines  bestimmten  Bezirks  anordnen.    Die 
Regierung  hat  die  nach  diesem  G^etz  begründeten  Korporationen  zu  be- 
fragen, sobald  zwei  Drittel  der  Betriebsuntemehmer  derselben  Industrie  oder 
eines  Bezirks  die  Begründung  des  Syndikats  beantragen,  vorausgesetzt,  daß 
die  Antragsteller  Garantien  für  die  Begründung  eines  freien  Syndikats  bieten. 
VI.  Diese  Syndikate  für  gegenseitige  Unfallversicherung  sollen  von  allen  Ab- 
gaben frei  sein. 
*    Vn.  Betriebsuntemehmer,  welche  trotz  der  Vorschriften  des  Gesetzes  ihre  Arbeiter 
nicht  versichern,  haben  einen  Zuschlag  zu  den  Sätzen  ihrer  Steuer  für  das 
Gewerbe,   in   welchem   die   Arbeiter   beschäftigt  sind,   zu  zahlen;   dieser 
Zuschlag   ist   alle  drei  Jahre  von  der  Regierung  nach  Maßgabe  der  ver- 
anschlagten Risiken  festzusetzen. 
VIII.  Es  ist  eine  „Nationale  Unfallversicherungsklasse"  einzurichten,  deren  Fonds 
zu  bilden  ist:   1.  mit  den  vorerwähnten  Zuschlägen;    2.  erforderlichenfalls 
mit  einer  staatlichen  Subvention ;  3.  mit  den  für  Uebertretung  des  Unfall- 
gesetzes  und   der   Ausführungsreglements   auferlegten  Geldstrafen;  4.  mit 
den  Schenkungen  und  Vermächtnissen. 
IX.  Die  Nationalkasse  hat  die  gesetzlichen  Entschädigungen  zu  zahlen:  1.  bei 
Zahlungsunfähigkeit  des  nichtVersicherten  Unternehmers;    2.  bei  Zahlungs- 
unfähigkeit der  im  Gesetz  erwähnten  Versicherer.    Sie  kann  wegen  Ersatzes 
der  gezahlten  Entschädigungen  gegen  den  einen  oder  die  anderen  Rückgriff 
nehmen;  dieser  Anspruch  hat  das  Vorrecht  vor  allen  sonst  durch  die  Aus- 
übung der  bezüglichen  Gewerbe  entstandenen  Forderungen^)." 
Hiernach  verfolgte  die  technische  Abteilung  eine  Regelung  der  Unfallversicherung 
auf  der  Grundlage  der  Zulassung  und  Bestätigung  der  Versicherungsgesellschaften, 
wie  solches  in  Art  12  des  Gesetzes  bestimmt  ist;  sie  gestattete  den  Betriebsunter- 
uehmem   die  Bildung  von  Unfallversicherungsgenossenschaften,   vorausgesetzt,   daß 
sie  die  Bedingungen  und  Garantien,  welche  das  Reglement  erfordert,  erfüllen;  sie 
erklärte  diese  Genossenschaften   für  abgabenfrei  und   den  Richter   des  Unfallortes 
für  zuständig,   vorausgesetzt,   daß   der   Verletzte   oder   seine  Hinterbliebenen   dort 
ihren  Wohnsitz  haben,  andernfalls  den  Richter   ihres  Wohnortes,  ungeachtet  etwa 

1)  Vgl.  hierzu  die  Zitate  S.  15  Note  1. 
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entgegeDstehender  Bedingungen  in  den  seitens  der  Betriebsunternehmer  mit  anderen 
Versichernngsgesellsehaften  abgeschlossenen  Versicherungsverträgen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Tragweite  einer  solchen  Reform  beauftragte  das  Institut 
für  soziale  Reformen  mit  der  Prüfung  des  Entwurfs  der  technischen  Abteilung  seine 
juristische  Abteilung,  welche  das  auf  die  Unfallyersicherung  Bezügliche  billigte: 
aber  ihr  Präsident,  Moreno  Rodriguez,  hielt  es  für  zweckmäßiger,  wenn  der 
Arbeiter  seinen  Anspruch  unmittelbar  gegen  den  Arbeitgeber  richtete,  ohne  daß 
solches  diesen  hindern  sollte,  sich  für  seine  Rechnung  zu  versichern,  worauf 
Azc^rate  entgegnete,  daß  in  der  Praxis  die  bisher  befolgte  Form  für  die  Zahlung 
der  Entschädigungen  dem  Arbeiter  vorteilhafter  sei,  weil  die  Versicherungsgesell- 
schaften zur  Befestigung  ihres  Kredits  und  zur  Bestärkung  des  Vertrauens  im 
Publikum  sich  mit  der  Auszahlung  der  Entschädigungen  zu  beeilen  pflegen. 

Die  Prtlfijng  der  Fragen  der  Unfallversicherung  bildete  den  Gegenstand  sehr 
eingehender  Beratungen,  welche  die  Mitglieder  des  Instituts  in  mehreren  Sitzungen 
beschäftigten.  Die  Grundlage  der  Beratung  bildete  ein  Bericht  von  Main  quer, 
in  welchem  ausgeführt  wurde,  daß  die  Unfallversicherung  durch  Untemehmer- 
genossenschaften  oder  durch  die  nach  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs 
begründeten  Versichernngsgesellsehaften  erfolgen  könnte;  die  ersteren  würden 
steuerfrei  sein  und  von  den  anderen  würde  die  Solidarhaft  einer  Mindestzahl  von 
beigetretenen  Unternehmern  und  von  Arbeitern  und  eine  Kaution  von  5000  bis 
50  000  Pesetas  zu  erfordern  sein.  Die  gewerbsmäßigen  Gesellschaften  hätten  eine 
Kaution  von  2  ^/o  der  Gesamtlohnsumme,  welche  den  Versicherungen  des  verflossenen 
Rechnungsjahres  zugrunde  lag,  zu  bestellen;  jedoch  sollte  diese  Kaution  nicht 
weniger  als  150  000  Pesetas  und  nicht  mehr  als  1000  000  Pesetas  betragen. 
Maluquer  wollte  so  die  Kautionsstellung  in  Uebereinstimmung  bringen  mit  den 
Verpflichtungen,  welchen  sie  entsprechen  soll,  nachdem  die  Erfahrung  gelehrt  hatte, 
daß  der  von  den  Versicherungsgesellschaften  erforderte  Satz  von  250  000  Pesetas 
nicht  sehr  billig  war;  denn  es  gibt  starke  Gesellschaften,  deren  Entschädigungs- 
sunimen  jenen  Betrag  übersteigen,  und  andere  bescheidenere,  welche  einer  so  hohen 
Sicherheit  nicht  bedürfen.  Die  von  Maluquer  vorgeschlagene  Kautionsskala  sichert 
genügend  die  Rechte  der  Versicherten  und  erleichtert  zugleich  die  Geschäftsführung 
ernsthafter  Gesellschaften  innerhalb  verständiger  Grenzen  wirtschaftlicher  Leistungs- 
fähigkeit. Auch  hatte  Maluquer  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Zahlungs- 
unfähigkeit vorgeschlagen,  mittels  welcher,  falls  eine  Entschädigung  nicht  sollte 
gezahlt  werden  können,  diese  aus  einem  Sonderfonds  zu  zahlen  wäre,  der  durch 
einen  Zuschlag  von  10  Centimes  pro  Peseta  auf  den  Jahressatz  jedes  Einkommen- 
steuerpflichtigen und  eines  gleichen  Satzes  für  jeden  Hektar  bergmännischen  Be- 
triebes zu  bilden  wäre.  Maluquer  schlug  femer  vor,  in  dem  geplanten  Nationalen 
Versiohernngsamt  eine  besondere  Abteilung  ausschließlich  mit  der  Gegenseitigkeits- 
versicherung gegen  Betriebsunfälle  zu  betrauen.  Diese  Abteilung  hätte  den  Minister 
des  Innern  über  die  Begründung  und  die  Geschäftsführung  der  Unternehmer- 
Genossenschaften  zu  unterrichten,  unentgeltliche  Beihilfe  zu  leisten  in  den  allgemeinen 
Fragen  von  versicherungstechnischer,  medizinischer,  wirtschaftlicher  oder  juristischer 
Bedeutung  für  die  Unfallversicherung,  den  besonderen  Garantiefonds  zu  verwalten 
und  die  Rolle  des  Vermittlers  und  Schiedsrichters  bei  Streitigkeiten  innerhalb  ihres 
Wirkungskreises  zu  spielen.  Ferner  wird  in  diesem  Beriebt  vorgeschlagen,  daß  in 
dem  Ausführungsreglement  zu  dem  revidierten  Gesetz  die  Rechte  und  Michten  des 
Versicherungsbeirats  im  Ministerium  des  Innern  bezüglich  der  Restsachen  der  Un- 
fallversicherung genau  bestimmt  werden.  Endlich  schlägt  er  vor,  die  in  Art.  428 
des  Handelsgesetzbuchs^)  vorgesehene  Befreiung  von  den  Einsprüchen  der  Gläubiger 
auf  die  im  Todesfall  von  den  Gesellschaften  gezahlten  Entschädigungen  auszudehnen. 
Dieser  von  seinem  Verfasser  vertretene  Bericht  bildete  die  Grundlage  für  eine  sehr 
interessante  Diskussion,  in  welcher  alte  doktrinäre  Tendenzen  zutage  traten,  von 
den  Sozialisten  der  Arbeiter  bis  zu  den  Individualisten  eines  Moreno  Rodriguez, 
einem  volkswirtschaftlich  hervorragend  unterrichteten  und  in  der  Auslegung  von 
Gesetzestexten  unerreichten  Advokaten. 


1)  Vgl.  S.  8  Note  4. 
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Der  erste  der  Prttfang  des  Institats  unterbreitete  Punkt  war  die  Zwangs* 
versieherang.  Maluqner.  Anliänger  jeder  fortschrittlichen,  durch  die  Er- 
fahrung unterstützten  Reform,  glaubte,  daß  es  ftlr  eine  Uebertragung  der 
Zwangsversicherung  nach  Spanien  noch  zu  frtth  sei,  da  das  Land  sieh  noch 
in  der  Probezeit  neuer  sozialer  Einrichtungen  befinde  und  noch  nicht  über  jene 
geläuterte  Kollektiverziehnng  verfttge,  die  bei  jeder  derartigen  Neuerung  mit- 
wirke. Die  Zwangsversicherung,  obwohl  ein  schönes  Ideal,  vermöge  in  Spanien 
noch  nicht  die  notwendige  Unterstützung  und  Empfänglichkeit  zu  finden,  und  deshalb 
dürfe  man  lediglieh  die  freiwillige  Versicherung  ermutigen  und  durch  die  Ver- 
sicherung gegen  Zahlungsunfähigkeit  ergänzen,  um  so  allmählich  zu  einem  anderen 
vollkommeneren  System  überzugehen,  welches  selbst  das  im  Versicherungswesen 
so  fortgeschrittene  Belgien  noch  nicht  habe  einführen  können^). 

Im  Gegensatz  dazu  erklärten  sich  die  Arbeitervertreter  des  Instituts  ganz  offen 
für  die  Zwangs  Versicherung,  welche  allein  das  Recht  des  Arbeiters  auf  die  wirt- 
schaftliche Schadloshaltung  für  Betriebsunfälle  unter  dem  auf  der  Theorie  der 
Betriebsgefahren  (risqueprofessionnel)  begründeten  Rechtssysteme  zu  sichern  vermöge; 
aber  Moreno  Rodriguez  entgegnete,  man  müsse  dem  Arbeitgeber  die  Freiheit 
lassen,  seine  Arbeiter  in  der  ihm  besterscheinenden  Form  zu  versichern  oder  auch 
nicht  zu  versichern,  da  es  nicht  Angabe  des  Gesetzgebers  sei,  sich  mit  der  Mög- 
lichkeit der  Zahlungsunfähigkeit  zu  befassen,  welche  lediglich  ein  jedem  Vertrag 
anhaftendes  Risiko  darstelle  und  wofür  man  nach  gemeinem  Recht  Schadloshaltung 
verlangen  könne.  Das  Institut  verwarf  mit  zehn  gegen  acht  Stimmen  das  Prinzip 
der  Zwangsversicherung*). 

Diese  Korporation  setzte  das  Studium  des  Maluquerschen  Berichts  in  ein- 
gehender Weise  fort,  wobei  der  Berichterstatter  in  Berücksichtigung  der  praktischen 
Erwägungen,  die  sich  aus  dem  theoretischen  Ideengange  des  Instituts  entwickelten, 
einige  Abänderungen  vornahm  und  Grundsätze  für  die  Bildung  des  besonderen 
Garantiefonds  hinzufügte.  Es  sind  dies  zwei  Grundsätze:  erstens  soll  man  für  die 
Berechnung  die  Gesamtnettoprämien  der  Unfallversicherung  des  letzten  Rechnungs- 
jahres und  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  bzw.  diejenigen  der  Bergwerkshektare, 
welche  dieser  Zusatzsteuer  unterliegen,  in  Betracht  ziehen;  der  zweite  Grundsatz 
bestimmt,  daß,  nachdem  einmal  ein  Gesamtbeitrag  berechnet  worden  ist,  der  nicht 
weniger  als  4  ^/^  der  Gesamtnettoprämien  betragen  soll,  man  einen  jährlich  gleich- 
mäßigen, leicht  erhobenen  Satz  von  einigen  Gentimes  zusätzlich  zu  dem,  der  jeden 
Steuerpflichtigen  dieser  nationalen  Gegenseitigkeit  betrifft,  bestimmen  soll. 

Nach  eingehender  Prüfung  seitens  des  Instituts  und  seiner  juristischen  Ab- 
teilung wurden  die  Berichte  Maluquers  mit  etiichen  geringen  Abänderungen  ge- 
billigt und  dem  Entwurf  endgültig  in  folgender  Form  einverleibt: 

Art  27.  Wenn  der  Unternehmer  oder  einer  der  im  Art.  25  erwähnten 
Versicherungsträger  die  durch  den  Tod  des  Arbeiters  oder  durch  seine  gerichtlieh 
oder  schiedsrichterlich  festgestellte  dauernde  und  völlige  Erwerbsunfähigkeit  be- 
gründete Entschädigung  nicht  zahlen  sollte,  hat  ein  besonderer  Garantiefonds  die 
Zahlung  der  fraglichen  Summe  in  der  Form  und  den  Grenzen,  welche  die  Regle- 
ments bestimmen,  zu  bewirken. 

In  diesem  Fall  kann  das  Verwaltungsorgan  des  besagten  Sonderfonds  vom 
Unfallverletzten  Empfangsbescheinigungen  fordern. 

Art.  28.  Der  besondere  Garantiefonds,  von  welchem  der  vorhergehende 
Artikel  handelt,  soll  gebildet  werden  mit  einem  Zuschlag  von  10  Centimes  pro 
Peseta  zu  dem  Jahressatz  eines  jeden  Gewerbe-  oder  Handelssteuerpflichtigen 
oder  zur  Einkommensteuer  aus  dem  Rapitalbesitz  und  aus  dem  in  den  nach  Art.  3 
des  Gesetzes  bezeichneten  Betrieben  oder  Gewerben  arbeitenden  Kapital,  und  von 
10  Centimes  pro  Peseta   für  jeden  Hektar  bergmännisch   ausgebeuteten  Geländes. 

Nachdem  dieses  Gesetz  fünf  Jahre  lang  Anwendung  gefunden  hat  auf  die 
landwirtschaftiichen  Betriebsunfälle,  soweit  es  solche  umfaßt,  sollen  die  Vorteile 
des  besonderen  Garantiefonds   auf  diese  Entschädigungen   ausgedehnt  werden  und 


^)  Vgl.  Heft  Xn  S.  21  nnd  XHa  S.  35  f. 
«)  Vgl.  Heft  XVI  S.  3,  7,  17  ff. 
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der  für  seine  Unterhaltung  erforderliche  landwirtschaftliche  Zuschlag  festgesetzt 
werden. 

Art.  29.  Eine  Abteilung  ftlr  „Unfallversicherung  auf  Gegenseitigkeit^'  soll 
völlig  unabhängig  von  allen  anderen  Oeschäftszweigen  in  dem  Nationalen  Ver- 
sicherungsamt gebildet  werden,  deren  wesentliche  Pflichten  und  Rechte  folgende 
sein  sollen:  1.  den  Minister  des  Innern  ttber  die  Begründung  und  Tätigkeit  der 
Untemehmergenossenschaften  zu  unterrichten;  2.  mitzuwirken  bei  der  Organisierung 
solcher  Gegenseitigkeitsverbände;  3.  diese  unentgeltlich  in  den  Fragen  technischer, 
medizinischer,  wirtschaftlicher  oder  juristischer  Art  auf  dem  Gebiet  der  Unfall« 
Versicherung  zu  beraten,  um  auf  eine  einheitliche  Geschäftsführung  hinzuwirken; 
4.  den  Sonderfonds,  von  welchem  die  Art.  27  und  28  handeln,  zu  verwalten  und 
jährlich  dem  Minister  des  Innern  die  Abstufung  des  besonderen  Garantiefonds  nach 
Maßgabe  der  zu  seinen  Lasten  liquidierten  Ansprüche  und  seines  Aktivvermögens 
vorzuschlagen  und  alle  fünf  Jahre  dem  Institut  für  soziale  Beformen  das  Ergebnis 
der  in  dieser  Periode  gemachten  Erfahrungen  behufs  Studiums  etwa  empfehlens- 
werter Gesetzesänderungen  mitzuteilen;  5.  die  Obliegenheiten  eines  Vermittlers 
und  Schiedsrichters  bei  Streitigkeiten  zu  erfüllen,  welche  man  ihr  innerhalb  ihrer 
Zuständigkeit  unterbreiten  sollte. 

In  den  Satzungen  des  Instituts  für  soziale  Beformen  sollen  die  Vorschriften 
bezüglich  der  Versicherungsträger  der  ersten  Gruppe  des  Art.  26  näher  ausgeführt 
werden  und  im  Ausführungsreglement  des  Gesetzes  sollen  die  Bechte  und  Pflichten 
des  Versicherungsbeirats  im  Ministerium  des  Innern  bezüglich  der  Bestsachen  der 
Unfallversicherung  genau  bestimmt  werden." 

Aber  es  galt  noch  einen  anderen  sehr  wichtigen  Punkt  zu  prüfen.  Eins  der 
bedeutendsten  Mitglieder  des  Amtes,  Beamter  des  Eassationshofes,  Govi4n,  der 
im  Amt  den  Unterstaatssekretär  des  Justizministeriums  vertritt,  hatte  einen  Zusatz 
zum  Art.  24  vorgelegt,  der  die  Stellvertretung  des  Unternehmers  durch  die  Ver- 
sicherungsträger behufs  Entschädigung  der  Betriebsunfälle  behandelt. 

Nach  diesem  Zusatz  sollen  der  Arbeiter  oder  seine  Hinterbliebenen  ihre  Klage 
direkt  gegen  den  Unternehmer  richten  dürien,  auch  wenn  dieser  den  Arbeiter 
versichert  haben  sollte,  wie  es  Art.  12  des  Gesetzes  zuläßt,  welches  die  Haftpflicht 
des  Unternehmers  völlig  durch  die  der  Versicherungsgesellschaft  für  abgelöst  er- 
achtet Das  Institut  billigte  den  Vorschlag.  Maluquer  beantragte  einen  besonderen 
Beschluß  über  diese  Entscheidung,  indem  er  behauptete,  daß  das  Becht  des  Arbeiters, 
von  dem  versicherten  Unternehmer  die  Entschädigung  zu  verlangen,  dem  Greist 
dieser  Versicherung  widerspreche,  denn  „der  Arbeitgeber  bleibt  nicht  als  solcher 
versichert,  wenn  er  seine  ganze  Haftpflicht  ablöst,  und  er  ist  es  nicht,  wenn 
er  sie  behält,  weil  die  Versicherung  zweifellos  die  Beseitigung  der  wirtschaftlichen 
Folgen  einer  bestimmten  Gefahr  bedeutet  welche  wissenschaftliche  Begriffsbestimmung 
man  auch  immer  annehmen  mag,  indem  die  besagten  Folgen  nicht  beseitigt  und 
zu  gleicher  Zeit  die  ihnen  anhaftenden  Verbindlichkeiten  als  fortbestehend  erachtet 
werden  können". 

Bezüglich  des  Systems  der  Versicherung  sind  die  Bestimmungen  des  Entwürfe 
zur  Beform  des  Unfallgesetzes  im  wesentlichen  die  folgenden: 

Der  Entwurf  legt  den  Grundsatz  fest,  daß  der  Arbeitgeber  mittels  der  Ver- 
sicherung des  Arbeiters  auf  eigene  Kosten  sich  von  der  Haftpflicht  für  die  im 
Gesetz  bezeichneten  Bisiken  befreien  kann,  aber  er  gibt  dem  Arbeiter  und  seinen 
Hinterbliebenen  das  Becht,  sich  nach  ihrer  Wahl  an  den  Unternehmer  zu  halten; 
er  erkennt  zwei  Formen  der  Versicherung  an:  die  gegenseitige  der  Unternehmer 
und  die  gewerbsmäßige;  die  erstere  ist  abgabenfrei. 

Die  Sicherheitsleistung  der  Unternehmer- Grenossenschaften  wird  darin  ebenfalls 
mittels  einer  Kaution  von  5000  bis  50000  Pesetas  und  subsidiär  durch  die  Solidarhaft 
der  Mitglieder  vorgesehrieben,  und  diejenigen  der  gewerbsmäßigen  Gesellschaften 
durch  eine  Kaution  von  2^0  der  Gesamtiohnsumme,  welche  den  Versicherungen 
des  vorhergehenden  Bechnungsjahres  zugrunde  gelegen  hat,  doch  soll  sie  nicht 
weniger  als  150000  Pesetas  und  nicht  mehr  als  1000000  Pesetas  betragen;  ein 
Viertel  des  erforderten  Depots  darf  mit  dem  verrechnet  werden,  was  sie  nachweislich 
in  den  Bureaus  der  Finanzen  liegen  haben. 


Digitized  by 


Google 


II.  Erankenversichernng.  21 

Der  Entwurf  sieht  weiter  einen  besonderen  Garantiefonds  vor,  mn  der  etwaigen 
Zahlungsunfähigkeit  des  Arbeitgebers  oder  der  Versicherungsträger  zu  begegnen; 
der  Fonds  wird  gebildet  durch. einen  Zuschlag  von  10  Centimes  pro  Peseta  zur 
Jahresquote  eines  jeden  Gewerbe-,  Handels-  oder  Einkommensteuerpflichtigen  in 
den  dem  Gesetz  unterworfenen  Gewerbszweigen  und  einen  gleichen  Zuschlag  auf 
jeden  Hektar  bergmännisch  ausgebeuteten  Geländes.  Nach  fünfjähriger  Anwendung 
dieses  Gesetzes  auf  die  landwirtschaftlichen  Betriebsunfälle,  soweit  solche  dem 
Gesetz  unterfallen,  sollen  die  Wohltaten  des  Garantiefonds  auf  solche  Unfall- 
entschädigungen ausgedehnt  werden  und  der  zu  seiner  Unterhaltung  erforderliehe 
landwirtschaftliche  Zuschlag  bestimmt  werden;  den  Verwaltungsorganen  des  be- 
sagten Fonds  soll  das  Recht  zustehen,  von  dem  verletzten  Arbeiter  Empfangs- 
bescheinigungen zu  verlangen. 

Der  Entwurf  sieht  im  Nationalen  Versicherungsamt  ein  Bureau  für  „gegen- 
seitige Versicherung  gegen  Betriebsunfälle"  vor,  welches  eine  allgemeine  Auskunfts- 
stelle für  die  Regierung  und  die  Beteiligten  bilden,  den  besonderen  Garantiefonds 
verwalten  und  die  Obliegenheiten  eines  Vermittlers  und  Schiedsrichters  in  Streitig- 
keiten erfüllen  soll,  welche  man  ihm  innerhalb  seines  Wirkungskreises  unter- 
breiten sollte. 

Er  bestimmt,  daß  die  Obliegenheiten  des  Versicherungsbeirats  beim  Ministerium 
des  Innern  im  Ausführungsreglement  des  Gesetzes  genau  bestimmt  werden,  nach- 
dem man  darin  der  neu  eingeführten  Ordnung  Rechnung  getragen  hat. 

Er  stellt  außer  Zweifel,  daß  die  Summe,  welche  der  Arbeiter  als  Entschädigung 
von  den  Versicherungsgesellschaften  erhält,  niemals  geringer  sein  darf  als  die, 
welche  ihm  nach  dem  Gesetze  zukommt. 

Er  befreit  die  bei  Todesfall  den  Versicherungsgesellschaften  zur  Last  fallenden 
ünfallentschädigungen  von  den  in  Art.  428  des  Handelsgesetzbuchs  erwähnten 
Einsprüchen  der  Gläubiger. 

Er  überträgt  die  Zuständigkeit  dem  Richter  des  Orts,  wo  der  Unfall  ein- 
getreten ist,  oder  dem  Richter  des  Wohnorts  des  Verklagten,  je  nach  Entschließung 
des  Klägers,  ohne  Rücksicht  auf  die  Bedingungen  der  von  den  Arbeitgebern  ab- 
geschlossenen Versicherungsverträge. 

Das  Institut  für  soziale  Reformen  legte  den  Entwurf  zur  Reform  des  Unfall- 
gesetzes der  Regierung  am  4.  Juli  1907  vor^). 


n.  Krankenversicherung. 

1.  Armenpflefce.  Für  die  Heilung  der  armen  Kranken  verfügt  die  Armen- 
pflege über  Krankenhäuser,  welche  zu  dem  Zweck  teils  auf  Kosten  des  Staates, 
teils  von  den  Provinzen  oder  Gemeinden  unterhalten  werden.  Außerdem  gibt  es 
in  Spanien  eine,  große  Zahl  privater  Institute,  zumeist  milde  Stiftungen,  welche 
diesem  sozialen  Bedürfnis  Rechnung  tragen  mittels  Hospitälern,  Asylen  und  Kliniken 
jeder  Art,  wo  solche  Kranke,  welche  nicht  die  nötigen  Mittel  haben,  um  die  sach- 
verständige Pflege  zu  bezahlen,  Aufnahme  und  Verpflegung  finden.  Die  meisten  dieser 
Anstalten  sind  gut  eingerichtet,  besonders  diejenigen  der  großen  Städte  und  der 
Universitätsstädte,  wo  sie  den  medizinischen  Fakultäten  angeschlossen  sind;  aber 
sie  besitzen  nicht  die  Zuneigung  des  Publikums,  zumal  der  weniger  gebildeten 
Gesellschaftsklassen,  welche  in  dieser  Pflege  eher  ein  Almosen  für  den  Hilfs- 
bedürftigen als  ein  Recht  des  Staatsbürgers  erblicken,  und  sie  ziehen  die  häus- 
liche Pflege  mit  ihren  durch  die  Armut  bedingten  Unvollkommenheiten  der  Armen- 
pflege mit  all  ihren  Vollkommenheiten  vor.  Gerade  dieser  Umstand  hat  den  Haupt- 
grund für  die  Organisierung  der  Krankenversicherung  abgegeben,  welche  in  Spanien 
einerseits  in  gewerbsmäßiger  Form,  andererseits  in  der  genossenschaftlichen  Form 
der  Gegenseitigkeit  oder  als  quasigegenseitige  betrieben  wird. 

^)  Vgl.  den  Abdraok  des  G^etzentwurfs  (uach  den  Beschlüssen  des  Plenums  v.  28.  Juni  1907) 
im  „Boletin  del  Insdtato  de  Reformas  sociales",  Madrid,  IV  981  ff. 
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2.  Gewerbsmäßige  Krankenversicherung.  Die  Betreibung  der  Eranken- 
yersicherimg  als  Geschäft  hat  iD  Spanien  erst  kürzlich  begonnen.  Die  Organisierung 
dieser  Versicherung  ist  ganz  elementar  und  sehr  einfach,  da  sie  eines  versichernngs- 
technischen  Charakters  durchaus  entbehrt  Meistens  bedienen  sich  diese  Gesell- 
schaften der  Vorteile  des  Vereinsgesetzes,  eines  der  liberalsten  der  Welt,  und 
bilden  sich  unter  der  Form  gegenseitiger  Unterstützungsvereine,  um  so  verschiedene 
Vorrechte  und  Privilegien  zu  genießen.  Die  Mitglieder  zahlen  durchschnittlieh 
1  Peseta  monatlich  für  Arzt  und  Arzneihilfe  und  2  für  die  Familienbehandlung. 
Anfangende  Aerzte  und  Apotheker  haben  die  sachverständigen  Dienste  zu  leisten; 
man  bürdet  ihnen  eine  übermäßige  Arbeit  auf,  und  sie  beziehen  entwürdigend 
niedrige  Honorare  dafür.  Nach  den  Ergebnissen  einer  amtlichen  Untersuchung 
gab  es  Aerzte,  welche  400  Familien  zu  besuchen  hatten  und  als  Honorar  nur 
25%  der  Beiträge  erhielten.  Die  Unternehmer  sind  häufig  die  Professoren  selbst 
und  noch  viel  häufiger  die  Apotheker.  Die  Bedingungen  des  Vertrages  mit  den 
Mitgliedern  sind  sehr  streng  für  diese;  zuweilen  hat  die  Nichterfüllung  einer  an- 
scheinend nebensächlichen  Bedingung  die  Nichtigkeit  des  Vertrages  mit  dem  Ver- 
lust aller  erworbenen  Rechte  zur  Folge.  Es  gibt  in  Spanien  Gresellschaften  dieser 
Art  in  Madrid,  Barcelona,  Malaga,  Sevilla,  Burgos,  Saragossa,  Granada,  Garthagena, 
Valencia,  Alieante  und  anderen  Orten,  und  die  Mißbräuche  dieser  Gesellschaften 
haben  Beschwerden  an  das  Ministerium  des  Innern  veranlaßt. 

Nach  den  amtlichen  Ergebnissen^)  gab  es  in  Madrid  im  Jahre  1903  mehr 
als  30  solcher  Gesellschaften,  von  welchen  21  35  434  Familien  mit  141736 
Personen  versichert  hatten  und  über  1  Million  Pesetas  Jahresbeiträge  bezogen. 
Gemäß  angestellter  Berechnung  ergab  sich  für  diese  Gesellschaften  ein  Netto- 
verdienst von  mehr  als  478  368  Pesetas,  was  berechtigte  Zweifel  an  der  Loyalität 
ihrer  Geschäftsgebahrung  erwecken  muß.  Nachstehend  geben  wir  die  Monats- 
zahlen eines  dieser  „Wohltätigkeits" vereine,  der  nicht  einmal  zu  den  bedeutendsten 
gehört: 

Einnahmen.                    Pesetas,  j  Ausgabeo.                     Pesetas. 

Ordentliche   Beiträge  von  9846  Mit-  Allgemeine   Ausgaben    einschließlich 

gliedern  im  Januar  1901  ....  17  510,75  '  Lokalmiete  in  demselben  Monat    .  12  079.75 

Außerordentliche  Beiträgfe    ....    8550,00  I       .        _  

L-  ;  Reiner  Verdienst 13  981,00 

Gesamteinnnahmen 26  060,75  j  =  53%  der  Beiträge! 

Wiederholte  Beschwerden  über  diese  Ausbeutung  veranlaßten  die  General- 
direktion des  Gesundheitswesens  im  Ministerium  des  Innern,  eine  amtliche  Unter- 
suchung anzuordnen,  und  in  einem  von  Dr.  Angel  Pulido  unterzeichneten  Schreiben 
ftthrte  die  genannte  Direktion  folgendes  aus: 

„Die  wohlhabenden  Klassen  können  es  vermöge  ihrer  Erziehung,  EQlfsmittel 
und  des  Milieus,  in  welchem  sie  leben,  leicht  vermeiden,  dieser  abscheulichen 
Spekulation  zum  Opfer  zu  fallen.  Aber  nicht  dasselbe  gilt  von  den  besitzlosen 
Klassen,  welche  die  Wohltaten  der  gemeinnützigen  Gesellschaften  nachsuchen. 
Wenn  diese  gut  sind,  die  Geschäftsführung  vorsichtig  und  ehrenhaft  ist,  der  Ver- 
zicht aller  auf  Gewinn  zugunsten  der  Hilfsbedürftigen  ausschlaggebend  ist  und 
sich  rechtschaffene  Personen  zu  solchen  Zwecken  zusammentun,  so  können  solche 
Gesellschaften  den  Mitgliedern  vorzügliche  und  wohltuende  Dienste  leisten.  Aber 
wenn  sie  gewissenlosen  Spekulanten,  unredlichen  Verwaltern  und  skrupellosen 
Geschäftsleuten  in  die  Hände  fallen,  welche  durch  mißbräuchliche  Reklame  mehr 
versprechen  als  sie  halten  können,  so  verkaufen  sie  verfälschte  Arzneien,  machen 
Operationen  und  Strangulationen,  die  nicht  nötig  sind,  benutzen  alle  Mittel,  um 
Mitglieder  zu  werben,  und  leisten  den  unglücklichen  Enterbten  Dienste,  wofür  sie 
ihnen  die  wenigen  Mittel  abnehmen,  mittels  welcher  diese  Armen  ihr  Leben  fristen 
und  ihr  Mißgeschick  zu  verbessern  suchen." 

Die  erwähnte  amtliche  Untersuchung  wurde  von  einer  Kommission  hervor- 
ragender Professoren,  Aerzte  und  Apotheker  ausgeführt,  und  es  entledigte  sich  diese 

^)  Vgl.  Rapport  de  la  Dlrection  g^n^rale  de  FAssistance  publique  sur  les  associations 
b^^n^fiques  (s.  „Literatur"). 
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Kommission  ihrer  schwierigen  Aufgabe  in  vorzüglicher  Weise.  Nach  mühsamen 
Vorarbeiten  verfaßte  sie  einen  Bericht,  der  ein  psychologisch  interessantes  Lieh 
auf  diese  Ausbeutungsinstitnte  wirft  ^).  Durch  die  weiteste  Verbreitung  dieses 
wertvollen  Berichts  seitens  der  Generaldirektion  für  das  Gesundheitswesen,  welche 
ihn  ihrer  Bibliographie  einverleibte,  erlitten  die  sogenannten  Wohltätigkeitsgesell- 
schaften einen  schweren  Schlag,  von  dem  sie  sich  noch  nicht  erholt  haben.  Einige 
von  ihnen  schlössen  ihre  Bureaus,  andere  zügelten  ihre  Begehrlichkeit  und  unter- 
warfen sich  den  geltenden  Vorschriften.  Eine  dieser  Vorschriften,  die  Kgl.  Ver- 
ordnung vom  3.  Juli  1907,  bestimmt,  daß  der  einzelne  Arzt  höchstens  150  Kranke 
zu  besuchen  verpflichtet  werden  darf. 

3.  Gegensftitigkeitsvereine.  Als  die  vorerwähnten  Gesellschaften  ihrem 
Verfall  entgegengingen,  führte  der  herkömmliche  genossenschaftliche  Geist  zur 
Bildung  einer  großen  Zahl  von  beruflichen  Vereinigungen  jeder  Art.  In  der 
Statistik  der  spanischen  Arbeiterorganisation  vom  Jahre  1904,  welche  in  der  dritten 
Abteilung  des  Instituts  für  soziale  Reformen  aufgestellt  worden  ist,  nehmen  die 
gegenseitigen  Hilfsvereine  die  zweite  Stelle  ein.  Alle  diese  Vereine  verfolgen  als 
Hauptzweck  und  mehrere  unter  ihnen  als  einzigen  Zweck  Arzt  und  Arzneihilfe  für 
ihre  Mitglieder.  Nach  der  vorerwähnten  Statistik  umfassen  die  gegenseitigen  Hilfs- 
vereine 25^0  der  organisierten  Arbeiter,  und  diese  Vereine  sind  einschließlich  der 
Streikvereine  die  z^lreichsten  in  Spanien,  indem  sie  75  ^^  sämtlicher  Vereins- 
bildungen im  Lande  umfassen.  Die  katholischen  Arbeitervereine  (9  7o)y  die  Bildungs- 
und Erholungsvereine  (6%),  die  Kooperatiwereine  (ö^o)?  die  politischen  (37o)  nnd 
die  musikalischen  {2^Iq)  Vereine  bilden  die  restlichen  25%.  Die  Statistik  des 
Instituts  für  soziale  Reformen  weist  insgesamt  309  Arbeiterhilfsvereine  mit  84  426 
Mitgliedern  auf;  dabei  ist  zu  bemerken,  daß  aus  Gründen,  die  nicht  von  dem 
Willen  der  dritten  Abteilung  des  Instituts  abhängig  sind,  diese  Zahlen  nur  64% 
der  Gesamtvorhandenen  umfassen. 

In  Berücksichtigung  dieser  Bemerkung  und  der  seit  der  Einführung  jener 
Statistik  verlaufenen  Jahre,  während  welcher  sich  eine  große  Anzahl  von  Vereinen 
gebildet  hat,  können  die  nachstehend  angegebenen  Zahlen  als  annähernd  zutreffend 
angesehen  werden :  Zahl  a)  der  Arbeiterhilfsvereine  =  800,  b)  der  Mitglieder  =150  000, 
c)  der  Unterstützungsberechtigten  750000. 

Wegen  ihrer  besonderen  sozialen  Richtung  und  eigenen  wirtschaftlichen  Be- 
deutung mögen  hier  zwei  derartige  Hilfsvereine  Erwähnung  finden,  die  ihren  Sitz 
in  Madrid  haben.  Der  eine  ist  der  „Allgemeine  Verband  zur  Pflege  und  Vertretung 
der  Interessen  der  Arbeiterklasse",  welcher  einen  katholischen  Charakter  hat  und 
sich  den  Weisungen  anpaßte,  die  von  Papst  Leo  XUI.  derartigen  Vereinen  gegeben 
waren '"*).  Der  andere  ist  die  „Arbeitergenossenschaft",  gebildet  aus  Arbeitern,  die 
Streikvereinen  angehören,  und  von  einem  mehr  oder  weniger  sozialistischen  Charakter. 

Der  „Allgemeine  Verband  zur  Pflege  und  Vertretung  der 
Interessen  der  Arbeiterklasse"  hat  in  Madrid  fünf  katholische  Arbeiter- 
zirkel begründet  und  zählt  in  ganz  Spanien  mehr  als  300  Zweigvereine ;  auch  hat 
er  für  seine  Mitglieder  in  Madrid  einen  Dienst  gegenseitiger  Unterstützung  ein- 
gerichtet, der  seit  zehn  Jahren  mit  gutem  Erfolge  wirkt*).    Dieser  Dienst  umfaßt: 

a)  Arzt-  und  Arzneihilfe  für  die  Mitglieder  und  ihre  Familien  bei  den 
gewöhnlichen  Krankheiten ;  Geschlechtskranke,  Syphilitische  in  den  ersten  Anfällen, 
Trunkenbolde,  Raufbolde,  Selbstmörder  und  alle  Leiden  infolge  von  Zuwiderhandlungen 

»)  Vgl.  S.  22  Note  1. 

*)  Die  katholischen  Arbeiterverbände  haben  das  ganze  Land  mit  sozialen  Einrichtungen 
überzogen,  in  welchen  die  Arbeiter  gruppiert  sind;  sie  umfassen  622  Einrichtungen  jeder  Art 
(Hilfsvereine,  Sparkassen,  Volkssekretariate,  Konsum-  and  Ereditvereine,  Patronate,  Syndikate  usw.). 

In  den  katholischen  Kreisen  werden  oft  Konferenzen  und  Unterrichtsstunden  zur  Bildung 
der  Arbeiter  abgehalten.  Präsident  des  Rats  der  katholischen  Arbeitervereine  ist  der  Herzog 
vonSotomayor,  Chef  des  Königlichen  Hauses,  und  Generalsekretär  ist  Ugarte,  frtther  Minister 
des  Innern  und  der  Justiz  und  jetzt  Fiskalanwalt  des  Kassationshofes. 

*)  Das  Zentrum  der  Arbeitervereine  hat  die  Arbeiter  von  Madrid  in  80  Berufsgruppen  mit 
ül^er  20000  Mitgliedern  organisiert,  um  durch  Bekämpfung  des  Kapitalismus  und  mittels  des 
Klassenkampfes  die  Zukunft  der  Mitglieder  zu  verbessern;  es  hat  auch  Einrichtungen  zur  Fort- 
bildung und  eine  kleine  Verwaltung  für  Lebensmittel  organisiert. 
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gegen  die  Gesetze  oder  die  Moral  sind  davon  ausgenommen.  Erst  nach  Ablauf 
einer  Wartezeit  von  15  Tagen  seit  dem  Tage  des  Eintritts  erlangen  die  Mitglieder 
Anspruch  auf  diesen  Beistand;  die  Frauen  erwerben  Anspruch  auf  Wochenbett- 
pflege erst  nach  Ablauf  von  20  Tagen  seit  ihrer  Aufnahme.  Der  monatliche 
Beitrag,  den  die  Mitglieder  zu  zahlen  haben,  ist  folgender:  Unverheiratete  oder 
Witwer  ohne  Kinder  0,60  Pesetas;  Verheiratete  ohne  Kinder  oder  Unverheiratete, 
die  bei  ihrer  Mutter  wohnen,  0,80  Pesetas;  Verheiratete  oder  Witwer  mit  Söhnen 
unter  14  Jahren  und  unverheirateten  Töchtern  jeden  Alters,  sofern  sie  nicht  Lohn- 
arbeit verrichten,  1,10  Pesetas;  Unverheiratete  mit  Mutter  und  Brüdern  unter 
gleichen  Bedingungen  wie  im  vorhergehenden  Fall  1,10  Pesetas. 

b)  P  e  n  s  i  0  n  s  k  a  s  s  e  n  fttr  die  Mitglieder  während  der  Krankheiten,  die  sie 
am  Arbeiten  verhindern.  Behufs  Aufnahme  in  diese  Kasse  muß  sich  das  Mitglied 
zuvor  einer  ärztlichen  Untersuchung  unterwerfen.  Der  Betrag  der  täglichen  Pension 
ist  das  Doppelte  des  vom  Mitglied  gezahlten  Monatsbeitrags,  der  0,50  bis  1,50  Pesetas 
beträgt.  In  den  gewöhnlichen  Fällen  werden  die  Pensionen  höchstens  für  30  Tage 
gezahlt,  aber  in  Ausnahmefällen  können  sie  bis  zu  50  Tagen  gezahlt  werden.  Um 
Anrecht  auf  eine  neue  Pension  zu  erlangen,  bedarf  es  zunächst  des  Ablaufes  einer 
dem  Bezug  der  früheren  Penision  gleichen  Frist  plus  der  Hälfte  dieser  Zeit,  aus- 
genommen bei  Betriebsunfällen.  Im  Fall  völliger  Unbrauchbarkeit  zur  Arbeit  kann 
der  Arbeiter  lediglich  die  gewöhnliche  Pension  beanspruchen,  welche  erforderlichen- 
falls zu  verlängern  ist.  Arbeitsunfähigkeit  infolge  von  Streitigkeiten,  Ausschweifungen 
oder  Lastern  geben  kein  Anrecht  auf  Unterstützung. 

c)  Begräbnis.  Es  umfaßt  den  religiösen  Dienst  und  den  Zuschoß  zu 
den  Beerdigungskosten  für  den  Verstorbenen.  Die  Einschreibungen  sind  persönlich 
und  die  ärztliche  Untersuchung  wird  verlangt.  Die  monatlichen  Beiträge  sind  nach 
dem  folgenden  Tarif  geregelt:  Kinder  vom  ersten  Tage  bis  zu  sieben  Jahren 
0,30  Pesetas;  Mitglieder  von  sieben  Jahren  und  darüber  0,15  Pesetas;  über  40  Jahre 
Alte  haben  zwei  Pesetas  als  Eintrittsgeld  zu  zahlen  und  über  55  Jahre  Alte  sind 
vom  Beitritt  ausgeschlossen.  Beim  Tode  des  Mit^iedes  zahlt  die  Kasse  der  Familie 
40  Pesetas,  falls  der  Verstorbene  unter  sieben  Jahre  alt  war,  und  70  Pesetas,  falls 
er  dieses  Alter  überschritten  hatte;  aber  um  Anrecht  auf  diese  Unterstützung  zu 
erwerben,  muß  das  Mitglied  seit  mehr  als  15  Tagen  eingeschrieben  gewesen  sein, 
falls  er  jünger  als  sieben  Jahre  war,  und  seit  mehr  als  90  Tagen,  falls  er  älter 
war.  Keine  Unterstützungen  filr  Begräbniskosten  werden  gezahlt,  wenn  das  Mitglied 
durch  Selbstmord  oder  bei  einem  Aufstande  oder  bei  einer  politischen  oder  sozialen 
Revolution,  an  der  es  teilgenommen  hatte,  ums  Leben  gekommen  ist. 

Der  Rechnungsabschluß  für  das  erste  Halbjahr  1907  stellt  sich  wie  folgt: 
a)  Arzt-,  und  Arzneihilfe:  Einnahmen  2449,50  Pesetas,  Ausgaben 
3608,24  Pesetas,  Fehlbetrag  (gedeckt  durch  den  Verem)  1158,74  Pesetas;  b)  Pen- 
sionskasse für  die  Kranken:  Einnahmen  550,75  Pesetas,  Ausgaben  596,62 
Pesetas,  Fehlbetrag  45,94  Pesetas;  c)  Begräbnis:  Bestand  am  1.  Januar 
893,25  Pesetas  plus  Einnahmen  1058,95  Pesetas  =  1952,20  Pesetas;  Ausgaben 
1645,45  Pesetas,  Ueberschuß  306,75  Pesetas.  Diese  Abteilung  besitzt  4400  Pesetas 
in  Staatsrenten.  Die  Mitgliedschaft  betrug  zu  1  :  245,  zu  2  :  162,  zu  3:994, 
insgesamt  1401  Personen;  das  Sachverständigenpersonal  zählte  vier  Aerzte  und 
zwei  Apotheker,  das  Verwaltungspersonal  zwei  Bureaubeamte  und  zwei  Beitrags- 
erheber. Zu  bemerken  ist  noch,  daß  der  Verein  seine  Haupteinnahmen  aus  den 
Beiträgen  der  Stiftungs-  und  Ehrenmitglieder  bezieht,  welche  zumeist  keine 
Arbeiter  sind. 

Die  „Arbeitergenossenschaft",  ein  gegenseitiger  Kranken-  uod 
Begräbnisverein,  wurde  in  Madrid  im  September  1904  von  Arbeitern  begründet, 
die  Streikvereinen  als  Mitglieder  angehörten.  Der  Zweck  dieses  Gegenseitigkeits^ 
Vereins  ist,  seinen  Mitgliedern  und  deren  Familien  ärztlichen  Beistand  zu  sichern, 
ihnen  die  im  Falle  der  Erkrankung  erforderlichen  Arzneien  zugänglich  zu  macheD 
und  bei  ihrem  Tode  zu  den  Kosten  eines  anständigen  Begräbnisses  beizutragen. 
Das  Mitglied,  seine  Frau  und  seine  Kinder  sowie  die  mit  ihnen  zusammenlebeuden 
und   von   ihnen  unterhaltenen  Eltern  haben  Anrecht  auf  diese  Leistungen,  voraus- 
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gesetzt,  daß  die  Zahl  der  Familienmitglieder  nicht  fünf  ttberschreitet  Wenn  das 
Hitglied  Frau  und  Kinder  nicht  besitzt,  so  kann  es  die  Vereinsleistnngen  seinen 
Eltern  und  Adoptivkindern,  die  es  miterhält,  zuwenden,  aber  ein  solcher  Familien- 
kreis darf  nicht  mehr  als  vier  Köpfe  zählen.  Eine  Vorbedingmig  für  den  Eintritt 
in  die  „ Arbeitergenossenschaft '^  ist  die  Zagehörigkeit  zu  einem  der  am  Hanptsitz 
der  Arbeitervereine,  in  Madrid,  domizilierten  Gewerkvereine.  Solche,  deren  Beruf 
nicht  als  Gewerkverein,  aber  als  Hilfskasse  organisiert  ist,  werden  zur  ^Arbeiter- 
genossenschaft" mit  der  Verpflichtung  zugelassen,  in  ihren  Gewerkverein  einzutreten, 
sobald  dieser  begründet  wird. 

Die  Eltern  eines  Mitgliedes,  welche  nicht  schon  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Eltern  Anspruch  auf  die  Vereinsleistungen  haben,  können  Mitglieder  werden,  indem 
sie  ihre  entsprechenden  Beiträge  zahlen.  Die  Mitglieder  werden  in  zwei  Klassen 
geteilt:  die  Familienmitglieder,  deren  Monatsbeitrag  2,25  Pesetas  beträgt,  und  die 
Einzelpersonen  mit  einem  Beitrag  von  1,15  Pesetas.  Abgesehen  von  den  der- 
artigen Vereinen  eigentümlichen  Verpflichtungen  haben  die  Mitglieder  die  Pflicht, 
im  Fall  eines  Betriebsunfalles  einen  der  Aerzte  der  „Arbeitergenossenschaft"  herbei- 
zurufen, falls  nicht  der  Arbeitgeber  ärztlichen  Beistand  für  den  Verunglückten  be- 
schaff!;. Die  Arzt-  und  Arzneihilfe  bezieht  sich  auf  alle  Arten  von  Krankheiten, 
selbst  die  chronischen.  Kinder  der  Mitglieder,  welche  an  Pocken  sterben,  haben 
kein  Anrecht  auf  Begräbnisgeld,  wenn  sie  nicht  geimpft  waren ;  diejenigen,  die  es 
im  Alter  von  mehr  als  einem  Jahr  noch  nicht  sind,  verlieren  auch  dieses  Anrecht. 
Sobald  das  Mitglied  mehr  als  zwei  Monatsbeiträge  schuldet,  verliert  es  alle  An- 
rechte; wenn  jedoch  dieser  Mangel  der  Zahlung  durch  eine  Krankheit  verursacht 
ist,  darf  das  Mitglied  im  Verein  verbleiben,  sofern  es  mehr  als  drei  Monatsbeiträge 
schon  bezahlt  hat  und  sich  verpflichtet,  nach  seiner  Wiederherstellung  zwei  Monats- 
prämien zu  zahlen,  so  lange  bis  es  wieder  auf  dem  laufenden  ist.  Der  Jahres- 
abschluß stellte  bich  vom  31.  Dezember  1906  für  die  „Arbeitergenossenschaft"  wie 
folgt:  Mitgliedschaft:  Familienmitglieder  3847,  Einzelmitglieder  476,  Ange- 
höriBPC  13  388,  zusammen  17  711.  Sachverständigenpersonal:  praktische  Aerzte  28, 
Geburtshelfer  1,  Chirurgen  3,  Apotheker  2,  Hebammen  10,  Praktikanten  3,  Heil- 
gehilfen und  Krankenwärter  7,  zusammen  54.  Verwaltungspersonal:  Bureau- 
beamte 4,  Beitragserheber  7,  Hausmeister  2,  zusammen  13.  Bilanz:  Einnahmen 
39  859,84  Pesetas,  Ausgaben  44  800,75  Pesetas,  Fehlbetrag  4940,91  Pesetas;  trotz 
dieses  Fehlbetrages  kann  man  sagen,  daß  die  „Arbeitergenossenschaft"  sich  erfreulich 
entwickelt,  wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  diese  Ziffern  sich  auf  das  zweite 
Lebensjahr  des  Vereins  beziehen. 

Es  gibt  in  Spanien  auch  Hilfsvereine  gemischten  Charakters  (von  Arbeitern 
imd  Unternehmern),  deren  Leistungen  aber  nur  den  Arbeitern  zugute  kommen.  Der 
Typus  eines  derartigen  Vereins  ist  der  Hilfsverein  für  die  Arbeiter  der  Hütten- 
werke von  Biscaya  in  Bilbao.  Der  Fonds  dieses  Vereins  wird  gebildet  mit:  einem 
Abzug  von  2%  ^^^  Löhne,  bestinmiten  Beiträgen  der  Angestellten,  dem  Betrage 
der  dem  Personal  auferlegten  Geldstrafen  und  besonderen  Schenkungen.  Aus 
diesen  Einnahmen  bestreitet  der  Verein  für  seine  kranken  Mitglieder  die  Arzt-  und 
Arzneikosten,  gewährt  ihnen  während  ihrer  Krankheit  Unterstützungsgelder  und 
bezahlt  die  Begräbniskosten.  Mit  der  Verwaltung  ist  ein  aus  Arbeitern  der  Werke 
gebildeter  Ausschuß  betraut  Die  Bilanz  für  das  Jahr  1906  stellt  sich  wie  folgt: 
Einnahmen:  2%  Lohnabzug  137  997,12  Pesetas,  Geldstrafen  1842,88  Pesetas, 
Beiträge  der  Angestellten  9779,73  Pesetas,  sonstige  Einnahmen  und  Ueberschuß  des 
Vorjahres  3121,04  Pesetas,  insgesamt  152  740,77  Pesetas.  Ausgaben:  Arzthonorar 
10  800,00  Pesetas,  Arzneikosten  68  856,67  Pesetas,  Krankengelder  64  525,74  Pesetas, 
Begräbniskosten  2004,75  Pesetas,  zusammen  146  187,16  Pesetas;  Verwaltungskosten 
986,60 Pesetas,  also  insgesamt  147  173,76 Pesetas.  Ueberschuß:  5567,01  Pesetas, 
wovon  4000  Pesetas  mit  3%  von  der  Gesellschaft  der  Hochöfen  verzinst  werden. 
Am  31.  Dezember  1906  betrug  das  Saldo  dieses  Kontos  zugunsten  des  Arbeiter- 
hilfsvereins 40  428,39  Pesetas. 
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Versicherung. 

1.  Staatspensionen.  Der  zwölfte  Teil  ieä  Betrages  des  Budgets  der  Aus- 
gaben des  spanischen  Schatzamts  ist  für  die  „passiven  Klassen^  (Glases  pasivas) 
bestimmt,  welche  mit  der  Zivilliste  die  Staatsschuld  und  die  sogenannten  Rechts- 
verbindliehkeiten  ausmachen,  d.  h.  was  man  unter  der  Bezeichnung  allgemeiner 
Schuldverbindlichkeiten  des  Staates  versteht.  Zu  dem  Konto  dieser  Gruppe  von 
passiven  Klassen  gehören  die  Pensionen  der  Beamten  und  OffizierCj  die  Pensionen 
für  ihre  Witwen  und  Waisen  und  ähnliche  Bezüge.  Es  ist  zu  bemerken,  daß  die 
aktiven  Klassen  des  Staates,  Zivilisten  wie  Militärs,  einen  erheblichen  Abzug  von 
ihren  Gehältern  erleiden,  nach  Maßgabe  eines  Tarifs,  der  mit  10  ^/^  für  die  Gehälter 
unter  1500  Pesetas  beginnt  und  mit  20  ^^^  für  die  über  12  000  Pesetas  endigt 
Dieser  Abzug  entstand,  als  im  18.  Jahrhundert  Hilfsfonds  mit  obligatorischem 
Charakter  und  unter  dem  Patronat  des  Staates  zwecks  Unterstützung  der  Witwen 
und  Waisen  der  Beamten  eingeführt  wurden.  Als  der  Staat  infolge  der  Not  des 
Schatzamts  diesen  Fonds  in  Beschlag  nahm,  verpflichtete  er  sich  zur  Leistung  von 
Pensionen,  und  die  Geschäftsführung,  welche  bis  dahin  einen  genossenschaftlichen 
Charakter  hatte,  wurde  in  einem  Generalbureau  zentralisiert.  Die  Beamten  haben 
diesen  Gehaltsabzug  stets  als  eine  für  die  Pensionen  der  passiven  Klassen  bestimmte 
Beisteuer  betrachtet. 

Die  drei  Hauptpunkte  dieses  Pensions wesens  sind:  die  Ruhegehälter,  die 
Pensionen  an  die  Witwen  und  Waisen,  und  andere  minder  wichtige  Unterstützungen, 
die  der  Staat  seinen  Beamten  in  Notfällen  gewährt.  Wir  wollen  hier  nicht  von 
dem  Privileg  der  „Zessation"  sprechen,  welches  gegenwärtig  nur  den  Ministern 
und  den  Mitgliedern  des  Staatsrats  zusteht  und  dessen  völlige  Aufhebung  wohl 
nahe  bevorsteht  M. 

Ruhegehälter.  Mit  „  jubilations"  bezeichnet  man  vornehmlich  die  Pensionen 
der  Zivilbeamten,  mit  „retraites"  diejenigen  der  Militärpersonen. 

Um  in  den  Genuß  einer  Zivilpension  zu  treten,  muß  man  65  Jahre  alt 
sein  und  mindestens  zwei  Dienstjahre  in  einem  Amte  absolviert  haben,  welches  der 
königlichen  Ernennung  unterliegt,  d.  h.  mit  einem  Jahresgehalt  von  mindestens 
1500  Pesetas  ausgestattet  ist.  Lediglich  solche  Beamte,  welche  mehr  als  40  Dienst- 
jahre absolviert  haben,  und  solche,  welche  für  den  Bureaudienst  ganz  unfähig 
geworden  sind,  werden,  abgesehen  von  der  Altersbestimmung,  ohne  weitere  Bedingungen 
pensionsb^rechtigt.  Für  die  Berechnung  des  Betrages  der  Pension  sind  die  höchsten 
Bezüge  des  Beamten  zugrunde  zu  legen,  welche  er  mindestens  zwei  Jahre  lang 
bezogen  hat.    Der  Tarif  ist  der  folgende: 

Beamte  mit  20  Dienstjahren  haben  Anrecht  auf  7ö  ^^^  rechnungsmäßigen  Gehalts 

?•  r       ^^       ^^       r>  n  n  n        U       n  n  rt 

„         „     35u.mehr„  n  ^t  n      U     n  n  « 

Der  Höchstbetrag  der  Pension  ist  10  000  Pesetas  und  entspricht  den  Gehältern  der 
Minister,  der  Präsidenten  der  gesetzgebenden  Körperschaften  und  der  obersten 
Rangstufen  der  Staatsverwaltung. 

Die  M  i  1  i  t  ä  r  Pensionen  werden  den  Chefs  und  Offizieren  der  Armee  und 
Marine  gewährt,  welche  mindestens  20  Dienstjahre  haben.  Der  Tarif  der  Pensionen 
ist  gleichfalls  auf  Grund  der  rechnungsmäßigen  Gehälter  berechnet,  und  zwar  in 
folgender  Weise: 

')  Die  große  Schuld  der  „passiven  Klassen^  sollte  aus  dem  allgemeinen  Budget  der  Nation 
gemäß  den  Anforderungen  der  Volkswirtschaftslehre  verschwinden  und  durch  die  soziale  Ver- 
sicherung ersetzt  werden,  welche  wirksamer  ist  und  zugleich  erzieherisch  wirkt.  Viele  Politiker 
haben  diese  schwierige  Frage  studiert,  und  wegen  seines  technischen  Interesses  ist  hier  der  Ent- 
wurf des  Ministers  Gamazo  vom  Jahre  1893/94  mit  Benutzung  einer  Sterblichkeitstafel  zu 
erwähnen. 
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Mit  20  DienstjahreD  ^^Ii^q  des  anrechnungsfähigen  Gehalts 
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Wenn  ein  Zivilbeamter  zum  Militärdienst  einberufen  wird  und  dabei  dienst- 
anfähig  wird,  so  kann  er  mit  einer  Pension,  die  seinem  letztbezogenen  Gehalt 
gleichkommt,  verabschiedet  werden. 

Nach  dem  Budget  für  1907  betrugen  die  Pensionen  für  die  verabschiedeten 
Staatsbeamten  (aller  Ministerien)  6,8  Millionen  Pesetas,  für  die  verabschiedeten 
Offiziere  (der  Armee  und  Marine)  34,6  Millionen  Pesetas,  für  Ab-  und  Zugänge 
0,9  Millionen  Pesetas,  insgesamt  42,3  Millionen  Pesetas. 

Witwen-  undWaisenpeusionen.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Staate- 
beamten, welche  mindestens  zwei  Jahre  lang  Gehälter  von  1500  Pesetas  für  Aemter 
bezogen  haben,  die  dem  Pensionsfonds  angehören,  haben  Anrecht  auf  eine 
Pension.  In  dem  Hilfsfonds  der  Bureaus  verlieren  die  Söhne  das  Anrecht  der 
Waisen  mit  dem  Alter  von  20  Jahren,  in  dem  der  Kolonien,  der  Post  und  der 
Ministerien  mit  25  Jahren.  Die  Töchter  haben  das  Anrecht  auf  Pension  bis  zu 
ihrer  Verheiratung  oder  bis  zum  Eintritt  in  den  geistlichen  Stand.  Der  Tarif  der 
Pensionen  ist  in  den  verschiedenen  Klassen  des  Pensionsfonds  verschieden,  doch 
kann  man  sagen,  daß  im  Durchschnitt  die  Pension  25  ^/^  des  Gehalts  beträgt, 
welches  der  Beamte  bezog. 

Die  Witwen  und  Waisen,  sowie  die  verwitweten  Mütter  der  Generale,  Chefs 
und  Offiziere  der  Armee  und  Marine  haben  Anspruch  auf  eine  Pension  aus  dem 
Militärpensionsfonds,  falls  der  Angestellte  mehr  als  zwölf  Dienstjahre  hatte.  Der 
Tarif  stuft  sich  natürlich  den  verschiedenen  Gruppen  entsprechend  ab;  er  beginnt 
mit  dem  Satz  von  3750  Pesetas,  welcher  den  Witwen,  Waisen  und  verwitweten 
Muttern  der  Generäle  (Capitanes  generales)  zusteht,  und  endigt  mit  dem  von  400 
Pesetas  für  die  Hinterbliebenen  der  Unteroffiziere  und  der  diesen  Gleichstehenden. 

Im  Jahre  1907  waren  für  diese  Anwartschaften  ausgeworfen:  10,8  'Millionen 
Pesetas  für  den  Zivil-  und  20,8  Millionen  Pesetas  für  den  Militärpensionsfonds, 
zusammen  31,6  Millionen  Pesetas. 

Pensionen  des  Staatsschatzes.  Der  Staat  bewilligt  diese  Pensionen 
den  Witwen  und  Waisen  von  Staatsbeamten  mit  Bezug  auf  die  Dienste,  welche 
diese  geleistet  haben,  und  nach  Maßgabe  einer  sehr  kasuistischen  Gesetzgebung, 
welche  indessen  anscheinend  darauf  abzielt,  Ungleichheiten  und  unbillige  Privilegien 
abzuschaffen.  In  Wirklichkeit  werden  diese  Pensionen  gewöhnlich  solchen  Pei*sonen 
gewährt,  welche  auf  Unterstützung  aus  den  Pensionskassen  kein  Anrecht  haben. 
Die  Pensionen  zu  Lasten  des  Staatsschatzes  können  vorübergehende  oder  lebens- 
längliche sein,  je  nachdem  der  Beamte  vor  oder  nach  15  Dienstjahren  gestorben 
ißt.  Die  vorübergehenden  Pensionen  betragen  10  ^^  ^^^  anrechnungsfähigen  Gehalts; 
ihre  Dauer  richtet  sich,  vom  Tode  des  Beamten  ab  gerechnet,  nach  folgendem  Tarif: 

Bei  12 — 15  Dienstjahren  11  Pensionsjahre 
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die  Zeit  der  Dienstdauer. 

Es  gibt  auch  Belohuungspensionen,  welche  in  jedem  Einzelfall  durch 
besondere  Gesetze  als  Belohnung  für  große,  der  Nation  geleistete  Dienste  gewährt 
werden.    Der  Höchstbetrag  solcher  Pensionen  ist  6000  Pesetas. 

Die  für  die  Zahlung  von  Pensionen  des  Staatsschatzes  im  Budget  von  1907 
ausgeworfene  Summe  betrug  290000  Pesetas.    In  diesem  Betrage  sind  noch  ein- 
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begriffen  die  „Spenden  von  Almad6n"  (limosnäs  de  Almad^n)^  d.  h.  Untersttitzungen 
für  die  in  den  staatlichen  Qnecksilbergrnben  von  Älmad^n  vemnglttckten  Arbeiter 
und  deren  Hinterbliebenen. 

Aach  zahlt  der  Staatsschatz  den  Betrag  von  zwei  Monatsgehältern  den 
Witwen  und  Waisen  der  Staatsbeamten,  welche  nicht  pensionsberechtigt  sind.  Diese 
Zuwendungen  heißen  „Gnadengehalt"  (mesadas  de  supervivencia)  und  beliefen  sich 
im  Jahre  1907  auf  60000  Pesetas. 

2.  Kriegsmvalide.  Die  im  Felde  invalide  gewordenen  Soldaten  sind  be- 
rechtigt, in  das  „Invalidenkorps"  einzutreten,  welches  in  Madrid  kaserniert  ist 
und  alle  Vorteile  und  Vorrechte  der  aktiven  Korps  der  Armee  genießt.  Die 
invaliden  Chefs  und  Offiziere  beziehen  unterschiedslos  dieselben  Gehälter,  welche 
ihrer  Charge  im  aktiven  Dienst  entsprechen.  Der  Sold  der  gemeinen  Soldaten 
beträgt  3  Pesetas  für  den  Tag.  Im  Jahr  1907  betrug  die  Zahl  der  Invaliden  825, 
und  es  war  im  Budget  für  sie  die  Summe  von  1245601,96  Pesetas  ausgeworfen. 

Hierbei  hat  die  Versicherungstechnik  einigen  Einfluß  ausgeübt;  denn  unter 
dem  General  Weyler  als  Kriegsminister  wurde  Dr.  Maluquer  ermächtigt,  in  den 
militärischen  Bureaus  alle  zur  Aufstellung  einer  besonderen  Sterblichkeitstafel  für 
die  Invaliden  der  Armee  erforderlichen  Daten  zu  sammeln,  im  Verfolg  früherer 
Untersuchungen,  welche  Dr.  Maluquer  dem  internationalen  Kongreß  der  Ver- 
sicherungstechniker zu  Paris  im  Juni  1900  unterbreitet  hatte;  an  Aei  Herstellung 
dieser  so  wichtigen  Tafel  wird  noch  fortgearbeitet. 

3.  Asyl  der  Arbeitsinvaliden.  Im  Neuen  Palais,  auf  dem  prächtigen  Besitz 
von  Vista  Alegre,  5  km  von  Madrid,  ist  ein  „Asyl  für  die  Invaliden  der  Arbeit" 
errichtet,  welches  durch  Kgl.  Dekret  vom  11.  Januar  1887  und  durch  Gesetz  vom 
27.  Juli  1887  mit  einer  Anfangssubvention  von  500000  Pesetas  ins  Leben  gerufen 
wurde.  Das  Institut,  welches  einen  Patronatscharakter  hat,  steht  unter  der  Leitung 
eines  Frauenkomitees,  welchem  die  Königinmutter  Maria  Cristina  präsidiert  Das 
Asyl  bestreitet  seine  Ausgaben  aus  den  Schenkungen,  privaten  Zuwendungen  und 
der  Itn  Budget  dieserhalb  ausgeworfenen  Summe,  welche  im  Jahr  1906 
34170  Pesetas  betrug.  Um  in  das  Asyl  aufgenommen  zu  werden,  haben  die 
Invaliden  folgende  Bedingungen  zu  erfüllen:  1.  müssen  sie  völlig  arbeitsunfähig 
sein;  2.  unverheiratet  oder  Witwer  ohne  minderjährige  Kinder  sein;  3.  an  keiner 
chronischen  Krankheit  leiden;  4.  keinen  Entschädigungsanspruch  gegen  den  Arbeit- 
geber oder  die  Unternehmer  haben  oder  ihn  erfolglos  geltend  gemacht  haben. 
Diese. )eizte,  noch  vor  Erlaß  des  Unfallgesetzes  gestellte  Bedingung  beschränkt  natürlich 
die  Zahl  der  asylberechtigten  Arbeiter.  Diejenigen,  welche  die  drei  ersten  Be- 
dingungen nicht  erftülen,  können  zu  Hause  unterstütet  werden;  solche  mit  minder- 
jährigen Kindern  haben  auch  Ansprüche  auf  Unterstützung  entsprechend  der  Lage 
der  Kinder  und  der  verfügbaren  Mittel. 

Im  Jahr  1906  waren  60  Greise  im  Asyl  untergebracht  und  niemand  zu  Hause 
unterstützt.  Die  Einnahmen  des  Instituts  beliefen  sich  in  diesem  Jahr  auf 
32653,44  Pesetas,  die  Ausgaben  auf  32653,81  Pesetas.  Wenn  man  in  Rechnung 
zieht,  daß  nach  der  Disposition  des  Budgets  die  Einnahmen  auch  4170  Pesetas  für 
die  Besoldung  des  Direktions-  und  Verwaltungspersonals  einschließen,  so  verbleiben 
28483  Pesetas,  was  für  jeden  Asy listen  eine  Jahresausgabe  von  474,72  Pe- 
setas ergibt. 

4.  Yereinshilfe.  Die  bedeutendste  Pensionsversicherung  aus  genossen- 
schaftlicher Initiative  bietet  der  „Allgemeine  Verband  der  Angestellten  und 
Arbeiter  der  Eisenbahnen  Spaniens",  welcher  im  Jahr  1888  begründet  wurde 
und  folgende  Zwecke  verfolgt:  1.  die  Zukunft  der  Mitglieder  im  Fall  der  Dienst- 
unfähigkeit und  ihrer  Familien  im  Fall  des  Todes  mittels  Pensionen  zu  sichern; 
2.  sie  mit  Vorschüssen  und  Beihilfen  zu  unterstützen,  nach  Maßgabe  der  dafür 
verfügbaren  Mittel  und  der  Umstände  eines  jeden;  3.  die  Rechte  und  Interessen 
der  Mitglieder  zu  vertreten;  4.  den  Mitgliedern  in  jeder  erlaubten  Weise  und  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Statuten  gegenseitigen  Beistand  und  Schutz  zu  gewähren. 
Die  Mitglieder  haben  einen  monatlichen  Beitrag  in  Höhe  von  3  ^/^  der  Gehälter  oder 
Löhne,  die  sie  beziehen,  beizusteuern.    ^O^j^  der  so  erhobenen  Beträge  sind  für  die 
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BildoDg  des  Pensionsfonds  bestimmt,  5^/^^  jfür  Vorschüsse  nnd  der  Rest  fllr  Ver- 
waltnngskosten.  Alle  Beträge,  die  nieht  zu  unmittelbaren  oder  eventnellen  Bedürf- 
nissen benötigt  sind,  werden  in  Staatsrenten  angelegt,  entsprechend  den  Bestimmongen 
des  Reglements. 

Die  Mitglieder  haben  Anrecht  anf:  1.  eine  Invalidenpension,  sofern  das 
Mitglied  nicht  andere  Einkünfte  hat,  die  dem,  was  es  infolge  seiner  Invalidität 
verliert,  gleichkommen  oder  höher  sind;  2.  eine  Alterspension,  sobald  er  sein 
55.  Jahr  erreicht  nnd  seit  25  Jahren  Mitglied  ist,  oder  wenn  er  60  Jahre  alt  wird 
and  20  Jahre  dem  Verbände  angehört,  vorausgesetzt,  daß  er  jede  Arbeit  im  Eisen- 
bahnfach  oder  in  einer  ähnlichen  Industrie  aufgibt;  3.  eine  Hinterbliebenenpension 
im  Fall  des  Todes,  welche  in  folgender  Ordinung  gewährt  wird:  den  Witwen,  den 
gesetzlichen  oder  legitimierten  Kindern,  den  natürlichen  und  gesetzlich  anerkannten 
Kindern,  den  Eltern.  Der  Betrag  der  Pensionen  wird  nach  einem  Tarifsatz  der 
Durchschnittsbezüge  berechnet,  wo  die  Pension,  die  dem  zehnten  bis  zwölften  Jahr 
entspricht;  bestimmt  ist.  Die  Skala  beginnt  mit  750 — 779  Pesetas  Jahresgehalt, 
dem  eine  Pension  von  330  Pesetas  entspricht,  und  sie  endigt  mit  der  Pension  von 
2000  Pesetas  für  Gehälter  von  12500— -12999  Pesetas. 

Vom  13.  Mitgliedsjahr  ab  werden  2^/^  der  anrechnungsfähigen  Durchschnitts- 
bezüge  für  jedes  ablaufende  Jahr  der  Pension  hinzugerechnet,  so  lange,  bis  man 
in  deren  Genuß  tritt.  Da  diese  Pensionen  einen  Alimentationscharakter  haben, 
dürfen  sie  weder  abgetreten,  noch  beschlagnahmt  werden.  Die  Begräbniskosten 
solcher  Mitglieder,  welche  pensionsberechtigt  sind,  aber  keine  Angehörigen  hinter- 
lassen, werden  vom  Verein  getragen;  auch  gewährt  er  Unterstützungen  an  bedtlrftige 
Witwen  und  Waisen,  soweit  seine  Mittel  ihm  dies  erlauben.  Was  die  Vorschüsse 
anbelangt,  so  ist  bestimmt,  daß  jeder,  der  seit  zwei  Jahren  Mitglied  ist  und  über 
18  Jahr  alt  ist,  Anrecht  auf  einen  Vorschuß  oder  ein  Darlehn  hat,  welche  einen 
Monatsbetrag  seines  Gehalts  nicht  übersteigen  sollen;  für  ein  solches  Darlehen 
müssen  zwei  andere  Mitglieder,  die  großjährig  sind  und  dem  Verband  mindestens 
vier  Jahre  angehören,  solidarische  Bürgschaft  leisten. 

In  den  20  Jahren  seines  Bestehens  hat  dieser  Verband  sich  wirtschaftlich  als 
außerordentlich  lebensfähig  und  in  seiner  geordneten  Geschäftsführung  als  sehr 
wirksam  erwiesen.  Am  31.  Dezember  1906  gehörten  dem  Verbände  18  307  Mit- 
glieder an,  Angestellte  und  Arbeiter  von  57  Eisenbahngesellschaften  oder  Dampf- 
bzw, elektrischen  nichtstädtischen  Stadtbahnen,  die  sich  wie  folgt  verteilten:  Eisen- 
bahngesellschaft von  Nordspanien  7568,  Madrid-Zaragoza-Alicante  6902,  Madrid- 
Cäceres-Portugal  686,  Andalusien  740  und  andere  Gesellschaften  mit  2411.  Die 
Bilanz  war  folgende: 

Das  Verbandsvermögen  vom  31.  Dezember  1905  betrug: 

Pesetas   i 

Pensionsfonds 3  162  410,87 

Fonds  für  Vorschüsse 153  128,45 

3  315  539,32 

Einnahmen  im  Jahr  1906: 

Betrag  von  215  132  Beiträgen 668  984,33 

„      an  Eintrittsgeldern 4  647,95 

„      reglementmäßiger  Abzüge  an  Pensionen        11 886,92 
„      der  Zinsen  der  Kapitalien     ....       140023,40 

„      verschiedener  Geschenke 2  452,37 

„      vorausgezahlter  Geschenke    ....         12291,29 
Ueberschuß  verschiedener  Konten    ....  9  638,83 

849  925,09 

Ausgaben  im  Jahr  1906: 

Betrag  der  Pensionen 391 673,03 

„        „     Unterstützungen 15  917,50 

„        „     Verwaltungskosten 32  316,04 

439  906,57 
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Kapitalbestand  am  31.  Dezember  1906 3  725  667,84 

Zalbi  der  im  Jahr  1906  bewilligten  Pensionen 172 

Betrag  dieser  Pensionen 77  670,84 

Zahl  der  laufenden  Pensionen 931 

Betrag  der  seitBestehen  des  Verbandes  ausgezahlten  Pensionen  1 972  066,09. 
Anf  dem  Gebiete  der  privaten  Initiative  fttr  Altersversicherung 
nimmt  die  „Kasse  für  Alterspensionen  in  Barcelona''  einen  Ehren- 
platz ein.  im  Juli  1905  begann  sie  ihre  Arbeiten  mit  223  Abschlüssen,  welche 
64048  Pesetas  und  117  090  Reserven  umfaßten.  Diese  Institution  arbeitet  unter 
dem  Patronat  des  Königs  Alfons  XIIL  und  wird  von  einem  Ausschuß  angesehener 
Personen  verwaltet;  ihr  Direktor  ist  Francisco  Moragas  j  Barret,  der 
auch  die  Leitung  der  Fachschrift  „Los  Seguros''  («Die  Versicherung")  hat  Die 
Kasse  gestattet  Einlagen  zu  den  liberalsten  Bedingungen  und  auf  dem  weitesten 
Gebiet,  wie  es  die  Versicherungstechnik  irgend  gestattet  Ihre  Hauptzwecke  sind: 
die  Bildung  von  Kapitalien  und  Leibrenten  mittels  Büchern,  in  welchen  das  Alter 
des  Depositars,  das  seiner  Pensionierung,  welches  er  selbst  für  den  Bezug  der 
Pension  oder  des  bestellten  Kapitals  bestimmt,  und  die  Form  der  Geschäfts- 
erledigung angegeben  sind.  Der  Betrag  und  die  Zeit  der  Zahlung  der  Einlagen 
sind  freigestellt  und  als  Pensionsalter  das  Alter  von  50,  55,  60  und  65  Jahren. 
Jede  Einzahlung  gilt  als  einmalige  Prämie  einer  jährlichen  Leibrente,  und  zur 
vereinbarten  Zeit  wird  die  Rente  entsprechend  der  Summe  aller  Teilrenten  liquidiert 
Im  Fall  der  Invalidität  wird  die  Pension  in  gleicher  Weise  liquidiert,  als  ob  es 
sich  um  den  Ablauf  einer  vereinbarten  Frist  handelte.  Der  Höchstbetrag  der 
Jahrespension  ist  1800  Pesetas  und  für  Kapitalbeträge  30  000  Pesetas.  Die  Kasse 
gestattet  auch  Erzählungen,  um  Pensionen  unter  der  Form  des  „angegebenen^  oder 
des  „vorbehaltenen"  Kapitals  ^)  zu  bestellen;  im  zweiten  Falle  bewilligt  sie  den  Familieb 
90  %  der  Einzahlungen,  mag  der  Tod  vor  oder  nach  dem  Pensionsalter  eingetreten 
sein.  Die  Kapitalisierung  kann  in  drei  Formen  erfolgen:  der  aufgegebenen,  der 
vorbehaltenen  und  der  freien;  in  der  zweiten  Form  wird  der  Gesamtbetrag  der 
Einzahlungen  zurückgezahlt,  und  der  Anfall  kann  erst  erfolgen,  wenn  der  Berechtigte 
das  Pensionsalter  erreicht  hat;  in  der  freien  Form  kann  der  Depositar,  wann  er 
will,  das  durch  seine  Einzahlungen  gebildete  Kapital  ganz  oder  teilweise  zurück- 
ziehen, plus  3  ^/o  aufgelaufener  Zinsen,  und  dieses  Recht  steht  auch  den  Erben  im 
Fall  des  Todes  des  Kontrahenten  zu.  Wenn  der  Inhaber  eines  Buchs  über  erspartes 
Kapital  das  vereinbarte  Pensionsalter  erreicht  hat,  so  kann  er  eine  der  folgenden 
drei  Lösungen  wählen:  1.  das  gebildete  Kapital  zurückziehen;  2.  dasselbe  in  eine 
jährliche  Leibrente  umwandeln;  3.  das  Kapital  der  Kasse  belassen  mit  der  Be- 
rechtigung, es  nach  Wunsch  nebst  3^0  Zinsen  zurückzuziehen^). 

Unter  diesen  Bedingungen  hat  die  Pensionskasse  in  der  kurzen  Zeit  ihres 
Bestehens  mit  bestem  Erfolge  gewirkt,  wie  sich  aus  dem  Geschäftsstand  vom 
31.  Oktober  1907  ergibt,  wonach  die  Gesamteinlagen  (seit  Begründung  der  Kasse) 
2  270  599  Pesetas  und  die  Gesamtauszahlungen  an  E^rsparnissen  oder  Monats- 
renten 918  459  Pesetas  ausmachten. 

BJipp  andere  Privatkasse,  die  mit  einem  Patronatscharakter  von  der  Gesell- 
schaft „HulleraEspanola"  in  ihren  Bergwerken  von  Aller  (Asturien)  be- 
gründete Pensionskasse,  verdient  hier  ebenfalls  erwähnt  zu  werden.  Der  Fonds 
der  Gesellschaft  ist  die  einzige  Quelle  der  Kasse,  welche  das  Personal  jeder  Art 
unterstützt.  Pensionen  werden  gewährt :  den  durch  Betriebsunfall  arbeitsunfähig 
gewordenen  Arbeitern;  den  Witwen,  Waisen  und  Eltern  des  in  gleicher  Weise  ums 
Leben  gekommenen  Arbeiters,  wenn  dieser  ihr  einziger  Ernährer  war;  jedem 
Arbeiter  über  55  Jahre  mit  20  Dienstjahren  oder  von  50  Jahren  und  nach  zehn- 
jähriger Arbeit  unter  Tage.  Verschiedene  Tarife  sind  für  jeden  der  Unglücksfälle 
aufgestellt.     Nachstehend  davon  ein  Auszug: 

Arbeiter  unter  Tage. 
Invalide.   Der  Betriebsunfall  und  die  Berufskrankheit  werden  als  Ursache 
des  Unfalls  zugelassen,  und  die  Pensionstarife  sind  die  folgenden: 

^)  Vgl.  hierzu  Heft  IV  S.  19,  IVa  79,  XH  12,  XII a  Uff. 
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}eit( 

5r  über          60  Jahre     .     . 

.    von  200—1000  Pesetas 

n 

von  50—60 

n 

.      „     190-  930        „ 

n 

„     40—50 

n 

.     .      „     180—  860 

n 

„     30—40 

n 

.     .      „     170-  790        , 

n 

unter          30 

w 

,     .      „     160-  770        „ 

Wenn  der  Invalide  mit  seiner  Fraa  zosammenwohnt,  werden  diese  Pensionen 
erhöbt 

Altersrenten  von  5 — 40  Pesetas  jährlich  für  jedes  Dienstjahr. 

Witwen.  Den  Witwen  der  pensionierten  Bergleute  gebtthrt,  falls  sie  pensions- 
berechtigt und  über  40  Jahre  alt  sind,  70^0  der  Pension  ihres  Mannes  als  Höchst- 
betrag, mit  Abstufungen  innerhalb  dieser  Begrenzung  je  nach  den  Umständen;  die 
Witwen  der  verunglttckten  Arbeiter  erhalten  Pensionen  von  180 — 360  Pesetas  und 
solche,  die  über  25  Jahre,  aber  unter  40  Jahre  alt  sind,  erhalten  eine  einmalige 
Untersttttzung  von  40—400  Pesetas  je  nach  der  Altersstufe. 

Eltern.    Eine  Pension  von  150—360  Pesetas. 

Waisen.  Eine  Pension  von  30—360  Pesetas,  von  dem  Alter  von  zwei  Jahren 
bis  zu  dem  von  zwölf  Jahren,  wo  sie  aufhört,  weil  die  Bänder  dann  in  die  Abteilung 
der  Lehrlinge  übertreten. 


Arbeiter  über  Tage. 


von  160—900  Pesetas  jährlich, 
„     150—840       „ 


„     140—780 
„     130—720 
„     120-660 
ihrer  Frau  zusammenwohnen. 


erhalten   eine   an- 


50—60 
40—50 
30—40 
weniger  als  30 


Invalide:  von   mehr  als   60  Jahren 
50-60       „ 
40-50       „ 
30-40       „ 
n  weniger  als  30       „ 
Verheiratete,  welche  mit 
gemessene  Erhöhung. 

Altersrenten  von  3 — 20  Pesetas  für  jedes  Dienstjahr,  mit  entsprechender 
Erhöhung,  wenn  der  Arbeiter  verheiratet  ist  und  mit  seiner  F^au  zusammenwohnt 
Witwen.    Eine  Jahrespension  von  180 — 360  Pesetas. 
Eltern.    Von  150—360  Pesetas  jährlich. 

Waisen.    Von   30—360  Pesetas  jährlich  mit   denselben  Bedingungen   wie 
die  Waisen  der  Arbeiter  unter  Tage. 

Anderweite  Angestellte,  welche  nicht  den  Charakter  als  Arbeiter  haben, 'ge- 
oieften  folgende  Vorteile: 

Dienstunfähig  Gewordene:   Verletzt  vor   dem  Alter  von  20  Jahren   oder 
vor  21  von  dem  Alter  von  20  Jahren  ab  gerechneten  Dienstjahren: 

von   mehr  als   60  Jahren    ....   von  220 — 1100  Pesetas  jährlich, 

.      „     210—1025        „ 
.      „     200—  950        „  „ 

.      ,,     190—  875        „  „ 

.  „  180—  800  „ 
mit  der  entsprechenden  Erhöhung,  falls  der  Angestellte  mit  seiner  Frau  zusaminen- 
wohnt  Wenn  die  Invalidität  nach  21  Dienstjahren  eintritt,  soll  die  Pension  ^s» 
des  Gehalts  für  jedes  Dienstjahr  betragen  und  ^tö  ^^  ^^  durch  Alter  oder  in- 
folge ihrer  Krankheiten  dienstunfähig  Gewordenen,  sofern  sie  mehr  als  zwölf  Dienst- 
jahre haben. 

Witwen.    40 — 50 ^o  <Je8  Gehalts  des  Mannes. 
Eltern.     180 — 360  Pesetas  je  nach  den  Umständen. 
Waisen.    Vorübergehende  Pension  von  30 — 360  Pesetas  jährlich. 
Auf  ähnlichen  Grundlagen  haben   die  Transatlantische  Kompagnie   zu  Cadiz 
und  das  Zivilarsenal  zu  Barcelona  ihr  Pensions-  und  Unterstützungswesen  zugunsten 
ihrer  Arbeiter  eingerichtet    Die  erstgenannte  Gesellschaft  zahlt  über  20000  Pesetas 
jährlich  an  Pensionen  und  Unterstützungen  für  ihre  Angestellten. 

5.  Die  Pensionskasse  von  Ouipüzeoa.    La  Caja  de  Retiros  para  la  vejez 
J  los   invMidos   del   trabajo  (Pensionskassse  für  das  Alter  und  die  Invaliden  der 
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Arbeit)  wurde  am  1.  Janaar  1900  m  San  Sebastian  durch  den  bekannten  Philan- 
thropen Thomas  Balb&s,  Vorsitzenden  des  Provinzialausschusses  für  Guiptzcoa, 
begründet.  Sie  ist  der  Provinzialsparkasse  ^)  angegliedert,  die  für  sie  die  Ver- 
waltung kostenfrei  besorgt,  und  ist  auf  sehr  liberaler  Grundlage  aufgebaut,  um  die 
arbeitenden  Klassen  zur  Vorsorge  zu  ermuntern.  Die  Einlagen  haben  den  Charakter 
der  Freiwilligkeit  und  können  mit  1  bis  zu  1000  Pesetas  jährlieh  gemacht  werden, 
mit  Yorbehaltenem  oder  aufgegebenem  Kapital,  um  sich  Leibrenten  zu  verschaff^ 
in  deren  Genuß  man  vom  50.  Lebensjahr  ab  eintreten  kann;  der  Höchstbetrag 
dieser  Renten  ist  1200  Pesetas  und  der  Mindestbetrag  2  Pesetas.  Die  Tarife  sind 
auf  Grund  der  Tafeln  von  D^parcieux  mit  einem  Zinssatz  von  3%  berechnet 
worden.  Im  Fall  der  Invalidität  wird  die  Rente  bewilligt,  als  ob  der  Tag  der 
vereinbarten  Pensionierung  derjenige  wäre,  an  dem  der  Unglücksfall  eintrat  Die 
Kasse  hat  den  internationalen  Charakter  für  alle  in  Guipüzcoa  wohnenden  Fremden. 
Die  bei  der  Sparkasse  eingezahlten  Summen  können  auf  die  Pensionskasse  über- 
schrieben werden;  in  diesem  Fall  erhalten  sie  einen  Zuschuß  von  1**/^  auf  Kosten 
der  erstgenannten  Kasse. 

In  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  hat  diese  wichtige  Einrichtung  sich  m 
jener  Gegend  noch  nicht  recht  entwickeln  und  die  Schwierigkeiten  überwinden 
können,  die  sich  jedem  Unternehmen  entgegenstellen,  dessen  Vorteile  erst  in  der 
Zukunft  liegen.  Indessen  lassen  die  bisher  erlangten  Erfolge,  die  vornehmlich  der 
ausgezeichneten  Geschäftsführung  der  Sparkasse  ^)  zu  verdanken  sind,  eine  bessere 
Entwicklung  erwarten.  Die  zahlenmäßigen  Ergebnisse  für  das  Jahr  1906  waren 
folgende:  Gesamtzahl  der  Einleger  357;  Betrag  der  eingezahlten  Sunune 
5683,37  Pesetas;  Rentenanwartschaften  1058,31  Pesetas;  Auszahlungen  2720,09  Pe- 
setas; Gesamtkapital  im  besagten  Jahr  44434,88  Pesetas. 

La  Mutualidad  Maternal  (Mutterschaftsversicherung),  1903  begründet,  ver- 
dankt auch  ihr  Entstehen  der  Sparkasse  von  Guiptizcoa  und  b^cweckt,  den 
Arbeiterinnen  Guipüzooas  während  des  Monats  vor  und  nach  der  Entbindung 
Renten  zu  zahlen,  damit  sie  während  einer  so  kritischen  Periode  sich  ausruhen  und 
ihre  Arbeiten  mit  völlig  hergestellten  Kräften  wieder  aufnehmen  können.  Die 
Sparkasse  hat  die  Zahlung  von  26  ^^  der  Mutterschaftsrenten  übernommen  und  zur 
Bildung  eines  Grundkapitals  von  87  000  Pesetas  mittels  einer  Wohltätigkeitslotterie 
und  mit  eignen  Fonds  beigetragen.  Nach  einer  Berechnung  Balbäs'  würde  eine 
Rente  von  36000  Pesetas  jährlich  für  die  Arbeiterinnenpensionen  ausreichen;  in- 
dessen hatte  die  Mutterschaftsversicherung  infolge  der  Gleichgültigkeit  der  einen 
und  der  anderen  leider  nicht  den  erwarteten  Erfolg. 

6.  Die  Tontinengesellsehaften.  Die  Versicherung  unter  der  Form  der 
Tontine  hat  in  den  letzten  Jahren  in  Spanien  eine  große  Bedeutung  erlangt 
Welches  auch  immer  die  wissenschaftliche  Auffassung  sein  mag,  die  man  von  den 
Kassen  der  auf  das  Ueberleben  begründeten  Kapital-  oder  Rentenversicherung  hat, 
so  muß  man  ihnen  doch  einen  Platz  unter  den  Einrichtungen  für  Volksversicherong 
einräumen,  nachdem  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  daß  eine  große  Anzahl  unter  ihnen, 
insbesondere  solche,  die  eine  ehrenhafte  Verwaltung  gewäirleisten,  sich  die  Gunst 
der  mittleren  Gesellschaftsschichten  erworben  und  dem  Sparwesen  einen  beträcht- 
lichen Aufschwung  verliehen  haben.  Die  beiden  Hauptzwecke  der  Tontineü- 
gesellsohaften  sind:  die  Kapital  Versicherung  und  die  Rentenversicherung  mittels 
kleiner  Monatsbeiträge,  die  einen  Gesellschaftsfonds  bilden,  der  gewöhnlich  in 
Staatsrenten  angelegt  wird. 

Die  Einlagen  erfolgen  in  der  Form  des  aufgegebenen  Kapitals;  sobald  die 
vereinbarte  Frist,  welche  meistens  10  bis  20  Jahre  beträgt,  abgelaufen  ist,  wird 
das  von  allen  Mitgliedern  gebildete  Kapital  mit  den  natürlichen  Zuwächsen  unter 
die  Ueberlebenden  aufgeteilt  oder  in  Renten  zu  ihren  Gunsten  umgewandelt.    Um 


*)  Die  Sparkasse  für  Guiptizcoa  hatte  am  31.  Dezember  1905  58  758  Bücher  und  eine 
Summe  von  16899933,67  Pesetas  zugunsten  der  Einleger  aufzuweisen.  Abgesehen  vondemSpar- 
und  Pensionsbetrieb  steuert  die  Kasse  zur  Unterhaltung  anderer  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Unternehmen  von  Bedeutung  bei,  wie  z.  B.  für  den  Provinzialgeldverkehr,  die  „Gota  de  Leche**, 
Förderung  der  Viehzucht  u.  a,  m. 
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für  die  Angabe  des  Kapitals  Entschädigang  zu  bieten,  werden  häufig  besondere 
Kassen  zur  sogenannten  Rückversicherung  der  Beiträge  begründet,  die  einer  jeden 
dieser  Gesellschaften  angegliedert  werden.  Diese  Rttckversicherungskassen  werden 
gebildet  aus  kleinen,  von  den  Mitgliedern  gezahlten  Jahresprämien,  die  sich  nach 
ihrem  Alter  und  der  Dauer  der  Mitgliedschaft  abstufen;  sie  liquidieren  jährlich,  und 
ihr  Fonds  wird  vollständig  au^eteUt  unter  den  überlebenden  Versicherten  desselben 
Jahres,  so  dafi  auf  diese  Weise  die  vom  Kontrahenten  gezahlten  Beiträge  fast 
immer  in  erhöhtem  Betrage  zurückvergUtet  werden.  Als  Geschäftsgewion  erheben 
die  Tontinengesellschaften  vorweg  einen  bestimmten  Prozentsatz  mit  den  erstfälligen 
Prämien;  dieser  Satz  schwankt  zwischen  5  und  87o  des  in  der  Police  vereinbarten 
Gesamtkapitals. 

Es  gibt  heute  mehr  als  zehn  solcher  Gesellschaften  in  Spanien,  darunter 
einige  ausländische.  Am  häufigsten  haben  sie  die  Form  «von  Aktiengesellschaften 
und  auf  Grund  ihres  Gegenseitigkeitscharakters  genießen  sie  einige  fiskalische 
Erleichterungen.  Die  nachstehenden  Daten  der  ältesten  Tontinengesellschaft  in 
Spanien  mögen  als  Beispiel  dienen.  Diese  Gesellschaft  hatte  im  Jahr  1902: 
1103  Mitglieder  und  774000  Pesetas  Kapitalvermögen,  aber  im  Jahr  1907  (April): 
30953  Mitglieder  und  18571800  Pesetas  Kapitalvermögen.  Nach  den  Daten  der 
in  Spanien  wirkenden  Gesellschaften  dieser  Art  umfassen  die  in  der  Form  der 
Tonttnen  angesammelten  Ersparnisse  etwa  50000  Mitglieder,  40  Millionen  Pesetas 
Kapitalvermögen  und  250000  Pesetas  monatliche  Beiträge. 

7.  Entwurf  eines  nationalen  Yersiehernngsinstitnts.  Die  Grundlagen  der 
Volksversicherung  in  Spanien,  die  sich  erfreulicherweise  sehr  entwickelt  hat, 
sind  sehr  verschiedenartig,  so  daß  man  das  Problem  in  allen  seinen  Formen  leicht 
studieren  und  ihm  eine  den  Bedürfnissen  unserer  sozialen  Organisation  entsprechende 
Lösung  geben  konnte.  Der  fachmännische  Bearbeiter  dieser  Grundlagen  war 
Dr.  Jos6  Maluquer  y  Salvador  und  seine  Werkstätte  das  „Institut  für  soziale 
Keformen".  Man  findet  in  der  spanischen  Tradition  eioen  für  derartige  Ein- 
richtungen wohl  vorbereiteten  Boden.  Das  alte  Zunftwesen  begünstigte  stets  in 
Spanien  die  Vorsorge,  und  es  gab  selten  eine  Zunft  oder  sonstige  Brüderschaft,  welche 
nicht  für  ihre  berufsinvaliden  Mitglieder  wie  auch  für  Bedürftige  jeder  Art,  z.  B. 
Sieche,  Greise,  Witwen,  Waisen,  Vorsorge  getroflfen  hätte;  ein  großer  Teil  ihrer 
Einkünfte  pflegte  für  dieses  Liebeswerk  bestimmt  zu  sein.  Später,  besonders  unter 
der  Herrschaft  Karls  IIL,  wurden  zahlreiche  Leihämter  (Monts-de-Pi6t6),  Wirt- 
schaftsverbände der  Freunde  des  Landes,  Sparkassen  und  ähnliche  Anstalten  be- 
gründet. ,  Von  diesen  Gründungen  ist  besonders  erwähnenswert  der  im  Jahr  1724 
von  Francisco  Piquer,  einem  Madrider  frommen  Priester,  mit  dem  kleinen 
Kapital  von  einem  Silberreal  (0,25  Pesetas)  begründeten  Mont-de-Pi6t6.  Ein  Jahr- 
hundert später,  im  Jahr  1838,  gründete  der  ausgezeichnete  Marquis  von  Pontejos 
die  Sparkasse  in  Madrid^)  und  1869  vereinigten  sich  diese  beiden  Anstalten  zu  einer 

1)  Der  Geschäftsverkehr  der  Madrider  Sparkasse  stellte  sich  für  das  Jahr  1906  wie  folgt: 

Zahl  der  Einleger  am  1.  Januar 59  315 

Während  des  Jahres  hinzugetretene  Einleger    .    .    .  14  640 

Einzahlnngea  während  des  Jahres 10  208  975,45  P. 

Kapital  zugunsten  der  Einleger  am  Jahresschluß .    .  46  341  189,15  P. 
und  bei  dem  mit  ihr  vereinigten  Mont-de-pi6t6  (Leihamt): 

Verpfändungen     .    .    .     .218  841  zu  einem  Wert  von  13145  981  P. 

Einlösungen 191 762   „       „  „        „     11839  882  P. 

Verkäufe 21 410    „       „  „        „         611 941  P. 

Am  31.  Dezember  1906  waren  in  Spanien  66  Sparkassen  mit  einem  Bestand  von 
298  589  662  P.  zugunsten  von  443  971  Einzahlern  tätig.  Zu  gleicher  Zeit  bestanden  47  Leih- 
ämter, meistens  mit  den  Sparkassen  verbunden,  mit  einem  Kapital  von  38  227  688  P.,  das  sich 
auf  688  004  Darlehen  verteilte.  Der  durchschnittliche  Zinssatz  ist  47o  für  die  Einlagen  und  5<^/^ 
ftlr  die  Darlehen.  In  den  letzten  Jahren  haben  andere  Einrichtungen  landwirtschaftlicher  Art 
einen  großen  Aufschwung  genommen,  insbesondere  die  Landschaftskasse  nach  Eaiffeisenschem 
System.  Man  reorganisiert  auch  die  Verwaltung  der  alten  Pösitos,  d.  h.  Magazine  für  Getreide 
und  andere  SiOrealien  der  Gemeinde,  um  davon  zu  sehr  liberalen  Bedingungen  an  die  Landlente 
lUtzulassen.  Der  Bestand  von  3410  solcher  Magazine  repräsentiert  in  bar  und  in  Gebäuden  zur- 
zeit etwa  60  Millionen  Pesetas. 

Die  Sparkassen  und  die  Leihämter,  welche  mit  der  Genehmigung  der  Eegiening  errichtet 
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einzigen^),  welche  eine  große  wirtschaftliche  Bedeatnng  erlangt  hat.  Zu  gleicher 
Zeit  trug  die  private  Initiative^  sei  es  auf  geschäftlicher,  sei  es  auf  philanthropischer 
oder  genossenschaftlicher  Grundlage,  dazu  bei,  daß  sich  diese  Werke  der  Vorsorge 
und  Gegenseitigkeit  in  ganz  Spanien  vervielfältigten;  diese  Bewegung  des  Fortschritts 
und  der  Reform  drang  sogar  bis  ins  Parlament,  welches  in  verschiedenen  Legislatur- 
perioden und  mit  mehr  oder  minder  Erfolg  einige  Gesetzesvorschläge  und 
-entwürfe  tlber  Leihämter,  Sparkassen.  Arbeiterhilfskassen,  Versicherungskassen  und 
Altersrenten  beriet. 

Dr.  Maluquer  y  Salvador,  ein  hervorragendes  Mitglied  der  alten 
„Kommission  für  soziale  Reformen",  der  Vorläuferin  des  jetzigen  „Instituts"  gleichen 
Namens,  wurde  von  jener  Kommission  beauftragt,  einen  Bericht  über  eine  National- 
kasse für  Volksversicherung  auszuarbeiten;  dies  wurde  unterstützt  von 
der  Sparkasse  zu  Santfinder,  welche  die  Wirksamkeit  dieser  Kassen  auf  die 
sozialen  Versicherungen,  insbesondere  auf  die  Alters-  und  Invalidenrenten  und  auf 
die  Lebensversicherung  mit  kleinen  Kapitalbeträgen,  ausgedehnt  wissen  wollte.  Es 
handelte  sich  darum,  der  Geschäftsführung  der  Sparkassen  eine  höhere  und 
kollektive  Tätigkeit  nationalen  Charakters  anzufügen,  um  die  vorbezeichneten  Ziele 
in  Uebereinstimmung  mit  den  technischen  Regeln  der  Veraicherung  in  die  Praxis 
zu  übertragen.  Alsbald  gelangte  diese  edle  Initiative  zu  der  Entwicklung,  die  sie 
verdiente;  im  Juni  1903  verfaßte  Dr.  Maluquer  nach  eingehenden  Vorarbeiten  einen 
Entwurf  zu  einer  Nationalkassc  für  Volksversicherung,  welcher  dem  Institut  für 
soziale  Reformen  vorgelegt  wurde.  Dieser  Entwurf,  welcher  zum  ersten  Male  das 
Problem  der  Arbeiterpensionen  von  versicherungstechnischen  Gesichtspunkten  be- 
handelte, geht  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  die  Kasse  ein  unter  dem  Schutze 
des  Ministeriums  des  Innern  stehendes  Wohltätigkeitsrnstitut  sein  sollte,  aber  mit 
eignen  Fonds  und  völlig  selbständiger  Verwaltung.  Ihr  Wirkungskreis  sollte  sein: 
die  Volksversicherung  und  die  Leibrentenversicherung  ftlr  Arbeiter,  in  der  Form 
des  vorbehaltenen  oder  aufgegebenen  Kapitals,  wobei  die  Bedingungen  der  Ver- 
träge, ebenso  wie  die  Berechnung  der  Tarife,  der  mathematischen  Reserven  usw. 
sich  den  versicherungstechnischen  Regeln  anzupassen  hätten.  Die  Oberleitung  der 
Kasse  sollte  einem  Komitee  oder  dem  Institut  für  soziale  Reformen  übertragen 
werden,  in  welchem  die  örtlichen  Sparkassen  und  andere  angeschlossene  Wohl- 
tätigkeitsinstitute vertreten  sein  müßten;  aber  mit  der  Verwaltung  wäre  ein  vom 
besagten  Komitee  zu  delegierender  Ausschuß  zu  betrauen.  Der  technischen  Ab- 
teilung hätte  ein  approbierter  Versicherungstechniker  anzugehören.  Das  Kapital 
würde  durch  eine  nationale,  von  der  Regierung  zu  fördernde  Subskription  zu 
beschaffen  sein;  auch  würde  die  Kasse  unter  dem  Titel  der  ordentlichen  Einnahmen 
vom  Staat,  von  den  Provinzen,  den  Gemeinden  und  anderen  behördlichen  oder 
privaten  Anstalten  Subventionen  beziehen,  welche  vornehmlich  zur  Erhöhung  der 
Altersrenten  zu  verwenden  wären.  Man  könnte  die  Vertretung  der  Kasse  in  den 
Provinzen  den  örtlichen  Sparkassen  und  anderen  ähnlichen  Wohlfahrtsinstituten 
übertragen,  vorausgesetzt,  daß  sie  die  auf  einen  billigen  Ausgleich  der  Geschäfte 
abzielenden  Grundsätze  des  mit  der  Nationalkasse  abzuschließenden  Vertrags  an- 
nehmen. Endlich  sieht  der  Entwurf  vor,  daß  die  Geschäfte  der  Nationalkasse 
gebührenfrei  sein  sollen,  und  daß  die  Altersrenten  der  Abtretung,  Beschlagnahme 
oder  Einbehaltung  nicht  unterliegen  dürfen. 

Als  das  Institut  für  soziale  Reformen  diesen  Entwurf  prüfte,  glaubte  es  die 
beste  Gelegenheit  zu  haben,  um  das  Problem  der  Arbeiterversicherung  von  Grund 
aus  zu  erörtern  und  den  etwa  annehmbaren  Lösungen  die  größtmögliche  Wirksamkeit 
dadurch  zu  geben,  daß  man  sie  gesetzgeberisch  gestaltete. 

Nachdem  Dr.  Maluquer  y  Salvador  die  Angelegenheit  vom  technischen  und 
juristischen  Gesichtspunkte  aus  beleuchtet  hatte,  war  nur  noch  die  Stimme  der 
Erfahrung  zu  hören,  die  ihre  Vertretung  in  den  Einrichtungen  der  Volkssparkassen 

sind  und  deren  Kapital-  und  Zinsbeträge  ausschließlich  zn  Darlehn  auf  Gegenstände  verwendet 
werden,  ohne  irgendwelche  Gewinnverteilung  unter  die  Begründer,  sind  von  der  Einkommensteuer 
befreit  (gemäß  Art.  17  des  endgültigen  Reglements  für  fie  Verwaltung  und  Vereinnahmnng  der 
Einkommensteuer). 

1)  Mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern  AUendesalazar. 
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fand,  welche  in  Spanien  eine  gedeihliche  Entwicklung  zeigen.  Deshalb  deichte 
man  daran,  die  Vertreter  dieser  Einrichtungen  in  Madrid  zu  versammeln  und  die 
Grundzttge  der  Versicherung  ihrem  Urteil  zu  unterbreiten,  was  um  so  leichter  und 
sicherer  erschien,  als  man  schon  auf  den  guten  Willen  aller  rechneu  konnte. 
Dieser  Gedanke  wurde  von  der  Regierung  gern  aufgenommen  und  von  ihr  mittels 
einer  Kgl.  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  22.  Juli  1904  eine 
Konferenz  der  Delegierten  der  Sparkassen  einberufen,  um  folgende  Gegenstände 
zu  beraten:  1.  Verkehr  zwischen  den  lokalen  Sparkassen  und  der  Versicherungs- 
anstalt mit  ausreichenden  Garantien  ftlr  eine  interprovinziale  Uebertragung  ihrer 
gegenseitigen  Einlagen;  2.  PrHfung  eines  Entwurfs  zu  einer  National-Versicherungs- 
anstalt,  welche  von  den  zu  diesem  Zweck,  unbeschadet  ihrer  eignen  Selbständigkeit, 
vereinigten  Sparkassen  zu  führen  wäre  und  dem  Zweck  zu  dienen  hätte,  die  Volks- 
versieherung  und  insbesondere  die  Leibrenten  ftlr  die  Arbeiter  praktisch  durchzu- 
führen. Die  Sitzungen  der  Konferenz  fanden  in  den  Tagen  vom  19.  und  20.  Oktober 
1904  im  Institut  für  soziale  Reformen  statt,  unter  dem  Vorsitz  von  Azcärate 
und  mit  Unterstützung  einer  Delegation  dieses  Instituts,  welche  aus  seinen  Mit- 
gliedern Maluquer,  Dato,  Piemas,  Salillas,  Gomez  und  Serrano  bestand,  von  denen 
die  beiden  letzten  der  Arbeitervertretung  angehörten.  24  Sparkassen,  einige  davon 
ebenso  bedeutend  wie  die  Sparkasse  zu  Madrid,  die  Altersrenten-  und  Sparkassen 
zu  Barcelona,  Valladolid,  L^on,  Zaragoza,  hatten  Vertreter  zu  der  Konferenz  ent- 
sandt; sieben  weitere  Provinzial-  und  Lokalkassen  sowie  die  Bank  zu  Santander 
erklärten  ihren  Beitritt  ohne  Delegierte  zu  ernennen.  Sekretär  der  Konferenz  war 
Puyol,  der  dieselbe  Stellung  im  Institut  für  soziale  Reformen  bekleidet.  Auch 
der  Generaldirektor  der  belgischen  Nationalen  Spar-  und  Altersrentenkasse,  0  m  e  r 
L^preux,  förderte  die  Zwecke  der  Konferenz  durch  ein  sehr  bemerkenswertes 
Schreiben,  in  welchem  er  ganz  vortrefflich  die  Organisationsgrundlagen  auseinander- 
setzte, auf  welchen  die  beabsichtigte  Einrichtung  aufzubauen  wäre. 

Da  der  erste  Punkt  der  Tagesordnung  mit  der  vorliegenden  Darstellung  in 
keiner  Verbindung  steht,  werden  wir  hier  nur  den  zweiten  behandeln^).  Der 
Entwurf  zu  dem  Nationalen  Versicherungsamt,  der  von  den  Vertretern  der  Spar- 
kasse zu  Madrid.  Alvarez  Marino,  deren  Direktor,  der  Kasse  zu  Valencia, 
Marquis  de  Vivel  und  der  zu  Valladolid,  Marcos  Sorento,  verfaßt  war, 
wurde  von  den  Mitgliedern  der  Konferenz  mit  einer  Sachkunde  beraten,  die  bei 
volkswirtschaftlich  so  gebildeten  Persönlichkeiten  ganz  nattlrlich  ist.  Die  allgemeinen 
Grundsätze,  welche  in  der  Sitzung  vom  20.  Oktober  Annahme  fanden,  waren  folgende: 

1.  Es  ist  eine  Versicherungskasse  durch  den  Staat  unter  seiner  Garantie  und 
Verantwortlichkeit  einzurichten.  2.  Der  erste  und  Hauptzweck  der  Kasse  soll  sein 
die  Leibrentenversicherung  zugunsten  der  Personen  der  arbeitenden  Klasse.  Diese 
Pensionen  sollen '  bestellt  werden  durch  die  Person,  welche  in  ihren  Genuß  treten 
will,  oder  auf  ihren  Namen  durch  andere  Personen  oder  Einrichtungen  mittels  ein- 
maliger oder  periodischer  Einlagen  gemäß  den  technischen  Regeln  der  Versicherung. 
3.  Eine  von  der  Regierung  gewählte  Kommission,  in  welcher  der  Staat,  das  Institut 
für  soziale  Reformen,  die  bedeutenderen  Sparkassen  und  andere  Institute  für  gleich- 
artige Zwecke  vertreten  sein  sollen,  soll  Vorschläge  über  die  Form  der  Verwaltung, 
Organisation  und  Beaufsichtigung  der  Kasse  machen.  4.  Die  Leihämter  und  Spar- 
kassen, welcher  ihrer  Organisation  und  ihrem  Wohlfahrtszweck  nach  die  Bildung 
und  Entwicklung  des  n^uen  Instituts  zu  fördern  hätten,  sollen  eine  von  allen 
anderen  Geschäftszweigen  abgesonderte  Abteilung  bilden,  welche  mit  der  örtlichen 
Vertretung  des  Nationalen  Versicherungsinstituts  zu  betrauen  wäre.  Auch  wäre 
es  sehr  zu  empfehlen,  daß  jede  Sparkasse  freiwillig  und  periodisch  nach  Maßgabe 
ihrer  Ueberschüsse  Zuschüsse  leistet,  um  die  von  den  Inhabern  der  gewöhnlichen 
Einzahlungsbücher  erworbenen  Renten  zu  erhöhen,  und  namentlich  solche  für 
Arbeiter   des  Bezirks   jeder   lokalen  Kasse.     In    dem  Gesetz   zur  Begründung  der 

^)  Der  erste  Gegenstand  betraf  die  Frage  der  Herstellung  eines  interprovinzialen  Verkehrs 
der  Sparkassenbücher  für  die  Fälle  des  Wohnsitz  wechseis  der  Einleger.  Der  Beschluß  lautete 
bejahend  und  wnrde  Gegenstand  der  Kgl.  Order  vom  15.  Dezember  1905,  gezeichnet  vom 
Minister  des  Innern  Graf  vonRomanones.  Entsprechend  den  Empfehlungen  dieser  Kgl.  Order 
haben  die  Sparkassen  den  besagten  interprovinzialen  Verkehr  eingerichtet. 
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Nationalen  Versicherongskasse  ist  solchen  Pensionskassen,  welche  auf  versicherangs- 
technischer  Omndlage  beruhen,  Rechtspersönlichkeit  za  verleihen,  damit  sie  in  den 
betreffenden  Gegenden  wirken  können,  auch  soll  jede  dieser  Kassen  berechtigt 
sein,  mit  der  Nationalkasse  Verträge  anf  Mit-  oder  Bückversichemng  abzuschließen. 
5.  and  6.  Das  Kapital  der  Kasse  ist  zu  bilden  aus  der  Anfangssubvention  des 
Staates,  aus  den  Einlagen  und  Beiträgen  der  Versicherungs-  oder  Pensions- 
kontrahenten, aus  den  Vermächtnissen,  Geschenken  und  allen  sonstigen  Einnahmen, 
die  gelegentlich  oder  freiwillig  von  Korporationen,  Stadträten  oder  Provinzial- 
ausschüssen  gespendet  werden.  7.  Die  Geschäfte  der  Kasse  sollen  dieselbe  (Je- 
bührenfreiheit  genießen  wie  die  Sparkassen,  die  nach  den  bestehenden  Bestimmongen 
zugelassenen  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  und  die  Versicherung 
gegen  Betriebsunfälle.  8.  Die  Altersrenten  sollen  unter  keinen  Umständen  der 
Zession,  Beschlagnahme  oder  Einbehaltung  unterliegen. 

Die  Delegation  des  Instituts  ftlr  soziale  Reformen  arbeitete  auf  Grund  der 
KonferenzbeschltLsse  einen  Entwurf  aus  imd  unterbreitete  diesen  dem  Institut  zur 
Prüfung  am  25.  Mai  1905.  Dieser  von  Dr.  Maluquer  ausgearbeitete  Entwarf 
eines  nationalen  Versicherungsinstituts  ist  von  großer  Bedeutung  und  wird,  sobald 
er  die  Billigung  des  Parlaments  gefunden  haben  wird,  der  spanischen  Versicherungs- 
gesetzgebung Ehre  machen.  Bei  der  hohen  Sachkenntnis  und  dem  ausgesprochen 
praktischen  Geist,  der  die  Arbeiten  Maluqaer's  auszeichnet,  ist  es  dem  Verfasser 
in  ausgezeichneter  Weise  gelungen,  das  schwierige  Problem  der  Altersrenten  für 
die  arbeitenden  Klassen  entsprechend  den  besonderen  Bedingungen  des  spanischen 
Staates  zu  lösen ;  wenigstens  war  dies  die  Ansicht  des  Instituts  für  soziale  Reformen, 
welches  dem  Entwurf  einstimmig  beitrat  und  ihn  am  2.  November  1905  annahm. 

Die  Tendenz  des  Entwurfs  zielt  darauf  ab,  nicht  nur  die  Versicherung 
praktisch  zu  betreiben,  sondern  sie  auch  als  ein  nützliches  soziales  Erziehungs- 
mittel überallhin  zu  verbreiten,  und  gerade  deshalb  hat  man  der  Bezeichnung 
„Institut"  den  Vorzug  gegeben  vor  derjenigen  als  „Kasse",  mit  welcher  solche 
Fürsorgeinstitutionen  im  Auslande,  Schweden  und  Holland  ausgenommen,  bezeichnet 
werden^).  Auch  eine  technische  Organisation  ist  in  diesem  Entwurf  vorgesehen, 
damit  die  Geschäftsführnng  sich  immer  den  Vorschriften  der  Versicherungswissen- 
schaft anpaßt  und  die  erfahrungsgemäß  verderblichen  empirischen  Schablonen,  die 
mit  den  Fortschritten  der  Sozialwissenschaft  unvereinbar  sind,  grundsätzlich  ver- 
meidet. Infolge  dieser  Tendenz  soll  das  Institut  sich  in  geschäSftliche  Verbindungen 
auch  nur  mit  solchen  Pensionskassen  einlassen,  deren  technische  Grundlagen  die 
Herstellung  einer  Gegenseitigkeit  in  bezug  auf  Mit-  und  Rückversicherung  mit 
rationellen  Koeffizienten  nach  Maßgabe  sorgfältig  aufgestellter  Tarife  gestatten. 
Das  Institut  soll  einen  nationalen  Charakter  erhalten  und  sowohl  als  Vorbild 
ähnlicher  Institute  mit  lokalem  Wirkungskreise  dienen,  wie  auch  als  Regulator 
für  die  Verteilung  des  durch  die  periodische  Staatssubvention  geschaffenen  Boni- 
fikationsfonds, nicht  auf  versichernde  Gresellscbaften,  sondern  auf  die  Abschlüsse, 
welche  das  Institut  als  Versicherer,  Mitversicherer  oder  Rückversicherer  realisiert 
Auf  diese  Weise  ergänzen  sich  die  staatliche  und  die  private  Initiative  gegen- 
seitig, und  die  Subvention  des  Staates  wird  ihren  berechtigten  Zwecken  in  durch- 
aus billiger  Weise  dienstbar  gemacht.  Für  das  erste  Jahr  der  Einrichtung  ist  eine 
Subvention  von  125  000  Pesetas  berechnet  worden  für  die  Verwaltungskosten,  wirt- 
schaftliche Unterstützung  und  Aufsichtsführung,  welche  der  Staat  in  Ausfluß  seines 
Patronats  zu  übernehmen  hätte.  Von  diesen  125  000  Pesetas  sollen  25  000  za 
Bonifikationen  verwendet  werden  und  die  übrigen  100  000  Pesetas  für  Kosten  der 
Verwaltung  und  der  ersten  Einrichtung.  Der  Patronatsausschuß,  der  mit  der  Finanz- 
Verwaltung  betraut  werden  soll,  ist  aus  amtiich  und  sozial  repräsentativen  Mit- 
gliedern zu  bilden,  welche  die  Regierung  und  das  Institut  für  soziale  Reformen 
ernennt;  in  der  sozialen  Vertreterschaft  sollen  Arbeiter-  und  Unternehmerschaft 
durch  je  ein  Mitglied  vertreten  sein. 

Der  zentrale  Geldverkehr  kann  mit  der  Sparkasse  zu  Madrid  oder  mit  einem 
anderen  nationalen  Kreditinstitut  vereinbart  werden,  welches  über  einen  vollständig 

1)  Vgl.  die  Zitate  S.  30  Note  1. 
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eingerichteten  Verwaltungsapparat  verfügt.  Die  provinziale  und  örtliche  Vertretung 
soll  unter  Benutzung  der  Sparkassen  oder  der  Mit-  bzw.  Ruckversicherungsträger 
durch  Geschäftsverträge  geregelt  werden,  welche  die  übrigen  Geschäftszweige,  die 
diese  Institute  vermöge  ihrer  Autonomie  betreiben,  nicht  berühren  dürfen.  Um 
das  notwendige  Vertrauen  zu  erwecken  und  die  entsprechende  Beaufsichtigung  zu 
ermöglichen,  sollen  geschäftliche  und  technische  Bilanzen  der  durch  das  Institut 
realisierten  Geschäfte  periodisch  veröffentlicht  werden,  welche  zugleich  den  Zwecken 
der  Propaganda  und  der  Erfahrung  dienen  sollen.  Das  eigentliche  Geschäft  des 
Nationalen  Versicherungsinstituts  soll  das  der  aufgeschobenen  oder  vorübergehenden 
Leibrenten  sein  in  weitester  Ausdehnung  und  auf  der  liberalsten  Grundlage,  welche 
die  Versicherungstechnik  irgend  gestattet.  Die  Sterblichkeitstafel,  der  Zins8atz 
und  die  Beserverücklagen,  welche  die  Unterlagen  für  die  Tarifierung  abzugeben 
hätten,  sind  in  dem  Entwurf  nicht  zum  Ausdruck  gebracht,  vielmehr  ist  es  dem 
Patronatsausschuß,  dem  ein  einheimischer  oder  ausländischer  Versicherungstechniker 
beigegeben  werden  soll,  vorbehalten  worden,  diese  technischen  Faktoren  den  Um- 
ständen nach  festzusetzen,  jedoch  mit  der  Höchstgrenze  von  1500  Pesetas  für  die 
Jahrespension  zugunsten  der  nämlichen  Person  und  von  3%  für  den  Zinssatz. 

Bei  den  aufgeschobenen,  unter  Vorbehalt  des  Kapitals  vereinbarten  Leibrenten  soll 
das  Mitglied  berechtigt  sein,  vor  Eintritt  in  den  Genuß  der  Rente  den  Ablösungs- 
wert des  vorbehaltenen  Kapitals  zu  erstatten,  oder  es  kann  vor  Eintritt  in  den 
Genuß  einer  aufgeschobenen  Leibrente  den  Effektivwert  des  vorbehaltenen  Kapitals 
auf  den  Erwerb  einer  vorübergehenden  Rente  bis  zu  Beginn  der  aufgeschobenen 
Rente  verwenden  (s.  S.  30  und  Note  1  daselbst). 

Bei  der  unter  Aufgabe  des  Kapitals  nebst  Zuwachs  vereinbarten  Rente  kommen 
den  Mitgliedern  diejenigen  Vorteile  zugute,  welche  ihrer  Gruppe  in  der  Gegen- 
seitigkeit entsprechen  und  hauptsächlich  aus  den  Reserven  und  Bonifikationen  früher 
versterbender  Mitglieder  derselben  Gruppe,  aus  dem  Verfall  der  Bücher  derselben 
Personen  und  aus  der  Verjährung  der  vorbehaltenen  Kapitalbeträge  erwachsen. 
Diese  Vorteile  treten  der  Rentenversicherung  tarifmäßig  hinzu.  Solche  Zuschüsse 
sollen  Verwendung  finden  unter  der  Form  der  Begründung  einer  neuen  Rente  oder 
einer  Erhöhung  der  vereinbarten  Rente,  wobei  vornehmlich  solche  Mitglieder  in 
Frage  kommen,  deren  Einlagen  nicht  ausreichen,  um  ihnen  eine  Rente  von  365 
Pesetas  zu  verschaffen,  oder  welche  wegen  ihres  bei  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
vorgerückten  Alters  zu  einer  höheren  Prämie  als  üblich  für  den  Eintritt  in  den 
Rentengenuß  abgekürzte  Perioden  vereinbarten.  Zu  bemerken  ist  daß  nur  Spanier 
und  solche  Ausländer,  die  länger  als  zehn  Jahre  in  Spanien  wohnen,  berechtigt  sein 
sollen,  dieser  Vorteile  teilhaftig  zu  werden. 

Endlich  sieht  der  Entwurf  noch  einige  besondere  Rechtsvorschriften  zugunsten 
des  Instituts  in  Anbetracht  seines  Fürsorgecharakters  vor,  wie  solche  betreffs  der 
Gebtthrenfreiheit,  der  Vertragsfähigkeit  der  Frau  und  der  Minderjährigen  sowie  der 
Ausländer,  ferner  das  Erbrecht  und  die  Vergünstigung  bezüglich  der  Kosten  des 
Telegramm-  und  Postverkehrs. 

Nachstehend  folgt  der  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs. 

Kapitel  L 

Zweek  and  Organisation. 

Art.  1.  Der  Staat  wird  ein  Nationales  Versicherungsinstitut  einrichten  für 
folgende  Zwecke: 

1.  um  die  Volksversicherung  zu  fördern  und  zu  pflegen,  insbesondere  die- 
jenige, die  sich  unter  der  Form  der  Altersrenten  kundgibt; 

2.  um  die  Gegenseitigkeitsanstalt  zu  verwalten,  die  zu  diesem  Zweck  und 
zu  dessen  DurchftArung,  unter  dem  erwähnten  Patronat,  zu  den  für  die 
Mitglieder  günstigsten  Bedingungen  begründet  werden  soll; 

3.  um  die  praktische  Anwendung  der  Alterspensionen  zu  fördern  und  zu 
begünstigen,  insbesondere  ihre  allgemeine  oder  individuelle  Verbesserung 
durch  die  amtlichen  und  die  privaten  Einrichtungen  zu  unterstützen. 
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Art.  2.  Da8  Nationale  VersicheruDgeinstitat  soll  eigne  Bechtspersönlichkeit, 
Verwaltung  und  Fonds  haben,  abgesondert  von  denen  des  Staats,  der  nur  die  mit 
seiner  Mitwirkung  und  Aufsicht  verbundenen  Verbindlichkeiten  nach  Maßgabe  dieses 
Gesetzes  Übernimmt 

Demgemäß  soll  das  Institut  die  Befugnis  haben,  Vermögen  zu  erwerben,  za 
besitzen  und  zu  veräußern,  Darlehen  aufzunehmen,  im  Namen  des  Gegenseitig- 
keitsverbandes der  Mitglieder  Klage  zu  erheben,  jedoch  mit  den  sich  nach  Art  17 
ergebenden  Einschränkungen. 

Art  3.  Der  vom  Nationalen  Versicherungsinwtitut  zu  verwaltende  Fonds 
wird  gebildet: 

1.  durch  ein  vom  Staat  gewährtes  Grundkapital  von  mindestens  öOOOOO  Pesetas; 

2.  durch  die  Beiträge  der  Mitglieder; 

3.  durch  die  Zinsen  und  Erträgnisse  des  Anstaltsvermögens; 

4.  durch  den  der  Entwicklung  und  den  Bedürfnissen  des  Instituts  anzupassenden 
Jahreszuschuß,  welcher  im  Staatsbudget  zu  dem  Zweck  vorzusehen  ist 
um  die  Verwaltungskosten  und  die  allgemeine  Aufbesserung  (Bonifikation) 
der  Pensionen  zu  decken,  und  der  mindestens  die  Summe  von  125  000 
Pesetas  betragen  soll,  welche  für  das  erste  Jahr  bestimmt  wird; 

5.  durch  die  \'ermächtnisse  und  Schenkungen,  welche  ihm  von  den  Provinzial- 
ausschUssen,  Stadträten,  Gesellschaften  oder  Privaten   zugewandt   werden. 

Art  4.  Das  Institut  soll  geleitet  werden  von  einem  Patronatsrat,  dessen 
Aufgabe  es  ist,  die  Satzungen  und  Reglements,  sowie  deren  Abänderungen  abzu- 
fassen, die  Tarife  und  die  Bedingungen  der  Pensionsverträge  festzusetzen,  das 
Personal  nach  eignem  Ermessen  zu  organisieren,  das  Jahresbudget  aufzustellen, 
die  Grundsätze  ftlr  die  Verteilung  der  Bonifikationen  festzulegen,  die  (Jeschäfts- 
fuhrung  des  Verwaltungsausschusses  zu  überwachen,  und  überhaupt  alle  Befugnisse 
auszuüben,  di^  mit  der  allgemeinen  Leitung  und  Vertretung  des  Instituts  ver- 
bunden sind. 

Art  5.  Der  Patronatsrat  soll  aus  einem  Präsidenten  und  14  Räten  bestehen; 
die  ersten  Ernennungen  erfolgen  durch  den  Minister  des  Innern  mittels  Kgl.  Ver- 
ordnung in  folgender  Weise:  der  Präsident  und  sieben  von  den  Räten  werden  vom 
Minister  des  Innern  frei  ernannt,  die  sieben  anderen  auf  Vorschlag  des  Instituts 
für  soziale  Reformen,  von  dessen  Mitgliedern  je  ein  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmer- 
vertreter dem  Rat  angehören  müssen. 

Die  Vakanzen  werden  vom  Minister  des  Innern  auf  Vorschlag  des  besagten 
Patronatsrats  besetzt  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  für  die  Stellen  des  Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmervertreters  stets  je  ein  Mitglied  der  entsprechenden  Gruppe  des 
Instituts  für  soziale  Reformen  zu  wählen  ist  Der  Präsident  wird  immer  frei  vom 
Minister  des  Innern  ernannt 

Art  6.  Die  ausführenden  Befugnisse  sollen  einem  Verwaltungsausschuß 
zustehen,  der  vom  Patronatsrat  ernannt  wird. 

Art  7.  Der  zentrale  Geld-  und  Depotverkehr  soll,  wenn  möglich,  mindestens 
für  die  ersten  zehn  Jahre,  sei  es  mit  der  Sparkasse  in  Madrid  oder  mit  einer  durch 
ein  Sondergesetz  bestellten  Nationalen  Kreditanstalt,  vereinbart  werden,  je  nachdem 
günstigere  Bedingungen  angeboten  werden. 

Art  8.     Für  die  N'erwaltungskosten  darf  das  Institut  nur  verwenden: 

1.  die  jährliche  Subvention,  die  der  Staat  zu  diesem  Zweck  etwa  bewilligt; 

2.  die  Zinsen  des  Gründungskapitals; 

3.  jede  zu  diesem  Zweck  gemachte  Schenkung; 

4.  einen  besonderen  Zuschlag  zu  den  für  die  Nettoprämien  berechneten  Bei- 
trägen, der  weder  den  Satz  von  3  7o  überschreiten,  noch  auf  Geschäfte 
angewandt  werden  darf,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Zuschlags  abge- 
schlossen worden  sind. 

Art.  9.  Das  Nationale  Versicherungsinstitut  darf  Vertretungen  und  Agenturen 
in  den  Provinzen  und  Gemeinden  und  selbst  im  Auslande  errichten,  wo  die  Bequem- 
lichkeit der  dort  wohnhaften  Spanier  solches  empfiehlt 

Art  10.  Es  hat  jährlich  eine  genaue  Bilanz  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
zu    veröflFentlichen    und   alle    fünf  Jahre   eine   technische   Bilanz,   in   welcher  die 
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Effektivwerte  der  vereinbarten  Renten,  des  Vermögens  und  der  durch  die  mathe- 
matischen Reserven  dargestellten  Werte  anzugeben  sind. 

Art.  11.  Die  Regierung  ist  ermächtigt,  innerhalb  jeder  fünfjährigen  Periode 
die  Geschäftsführung  und  die  Zahlungsfähigkeit  des  Instituts  zu  prüfen,  indem  sie 
eine  Revision  der  berechneten  mathematischen  Reserven  nach  Maßgabe  ihrer  Grund- 
lagen und  eine  Nachprüfung  der  Abschätzung  des  Vermögens  und  der  Werte,  in 
welchen  die  seine  Reserven  darstellenden  Fonds  angelegt  sind,  durch  eine  Konmiission 
vornehmen  läßt,  die  gebildet  wird  aus  dem  mit  dem  Versicherungswesen  betrauten 
Staatsbeamten,  einem  Versicherungst^chniker  und  dem  Präsidenten  des  Syndikats- 
ausschusses der  Börse  zu  Madrid. 

Art.  12.  Die  Ausführungsvorschriften  zu  diesem  Gesetz  sind  in  den  Organi- 
sationsstatuten niederzulegen,  welche  ebenso  wie  deren  spätere  Abänderungen  der 
Geoehmigung  des  Ministers  des  Innern  unterliegen. 


Kapitel  II. 
(iresebiiftsfiUirang. 

Art.  13.  Die  eigentlichen  Geschäfte  des  Institutes  betiefien  solche  über 
Leibrenten  oder  Zeitrenten,  welche  zugunsten  von  Personen  aus  den  arbeitenden 
Klxiäsen  mittels  einmaliger  oder  wiederkehrender  Einzahlungen  begründet  werden, 
die  von  denjenigen,  die  diese  Pensionen  genießen  sollen,  oder  in  ihrem  Namen 
von  anderen  Personen  oder  Einrichtungen  gemacht  werden,  sei  es  unter  der  Verein- 
barung der  Aufgabe  oder  des  Vorbehaltes  des  ganzen  oder  teilweisen  Kapitals 
zugunsten  der  Erben. 

Auf  dieselbe  Weise  dürfen  Alterspensionen  zugunsten  der  Arbeiter  des  Staats 
und  der  öffentlichen  oder  privaten  Angestellten  oder  ßeamten  aller  Klassen  bestellt 
werden,  sofern  ihre  Gehälter  und  Bezüge  die  Sunmie  von  3000  Pesetas  nicht  über- 
steigen und  sie  nach  den  bestehenden  gesetzliehen  Bestimmungen  Anrecht  auf  eine 
Pension  nicht  haben. 

Diese  Renten  können  auch  auf  Grund  eines  Urteils  und  nach  Maßgabe  der 
Statuten  und  Reglements  des  Instituts  bestellt  werden. 

Art.  14.  Einzahlungen,  welche  die  zur  Begründung  einer  Jahresrente  von 
1500  Pesetas  zugunsten  der  nämlichen  Person  erforderliche  Summe  übersteigen 
odoT  die  weniger  als  50  Centimes  betragen,  sind  nicht  zulässig. 

Art.  15.  Bei  der  Durchführung  dieser  Geschäfte  hat  das  Institut  genau  die 
technischen  Regeln  der  Versicherung  zu  beobachten.  Zu  diesem  Zweck  hat  der 
Patronatsrat  mit  Unterstützung  eines  im  in-  oder  Auslande  approbierten  Ver- 
sicherungstechnikers die  Beitragstarife  gemäß  derjenigen  Sterblichkeitstafel  aufeu- 
st^Uen,  die  man  unter  den  für  die  Lebensversicherung  gebräuchlichen  ftlr  die 
beste  hält,  bis  man  über  eine  nationale  Tafel  verfügen  wird,  und  zu  dem  Zinssatz, 
den  man  dafür  festsetzen  wird,  der  aber  nicht  den  Satz  von  3^2%  einschließlich 
des  Zuschlags  tiberschreiten  soU,  den  man  etwa  für  angezeigt  erachten  wird,  um 
eine  besondere  Reserve  zur  Ausgleichung  der  Schwankungen  in  der  Sterblichkeit 
und  in  der  Verzinsung  der  Anlagen  zu  begründen. 

Die  Sterblichkeitstafel  und  der  Zinssatz,  welche  für  die  Tarife  benutzt  werden, 
haben  auch  als  Grundlagen  für  die  Berechnung  der  mathematischen  Reserven  zu 
dienen. 

Art.  16.  Die  Beiträge,  welche  die  Einleger  einzuzahlen  haben,  werden  als 
Jahresprämien  berechnet  und  man  wird  die  halb-,  vierteljährliche  und  monatliche 
Zahlung  mit  einem  kleinen  Aufschlag  belegen,  um  zur  wöchentlichen  Zahlung  zu 
gelangen.  ^ 

Die  Renten,  deren  Jahresbetrag  60  Pesetas  übersteigt,  sind  monatlich  aus- 
zuzahlen. 

Art.  17.  Die  Vermögensstücke  und  Werte  des  Instituts  dürfen  unter  keinen 
Uinctönden  zu  anderen  Zwecken  verwandt  werden  als  solchen,  die  der  Begründung, 
Yoraosbezahlung,  Aufbesserung   und  Liquidation    der  Renten   oder  Alterspensionen 
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zogiLDsten  der  Mitglieder  dieneo,  and  nach  Maßgabe  der  ReglementsbestimmaDgen, 
abgesehen  von  dem  in  Art.  8  dieses  Gesetzes  vorgesehenen  Fall. 

Art.  18.  Was  die  aufgeschobenen  Leibrenten  betrifft,  die  mit  Vorbehalt  des 
Kapitals  vereinbart  sind,  so  darf  das  Mitglied  den  Ablösangswert  des  vorbehaltenen 
Kapitals  erstatten,  bevor  es  in  den  Genoß  der  Rente  tritt. 

An  Stelle  dieser  Befugnis  kann  das  Mitglied,  bevor  es  in  den  Genuß  einer 
aufgeschobenen  Beute  tritt,  den  Effektivwert  des  vorbehaltenen  Kapitals  zur  Er- 
werbung einer  vorübergehenden  Rente  bis  zum  Beginn  der  aufgeschobenen  Rente 
verwenden. 

Art.  19.  Bei  der  unter  Aufgabe  des  Kapitals  nebst  Zuwachs  vereinbarten 
Rente  werden  den  Mitgliedern  die  Vorteile  zugeschrieben,  die  ihrer  G^genseitigkeits- 
gruppe  zukommen  und  vornehmlich  aus  den  bezüglichen  Reserven  und  Boni- 
fikationen der  früher  sterbenden  Mitglieder  derselben  Gruppe,  aus  dem  Verfall  der 
Bücher  derselben  Personen  und  aus  der  Verjährung  der  vorbehaltenen  Kapitalien 
erwachsen.  Diese  Vorteile  sollen  zur  Erhöhung  der  Renten  nach  Maßgabe  der 
Tarife  verwendet  werden. 

Art.  20.  Sobald  einmal  die  mathematischen  Reserven  und  die  besonderen 
Reserven  nach  erfolgter  Genehmigung  des  Patronatsrats  bestellt  sind  und  die 
übrigen  in  diesem  Gesetz  ausdrücklich  bestimmten  Abzüge  gemacht  sind,  wird  der 
Rechnungsüberschuß  jedes  Rechnungsjahres  dem  allgemeinen  Bonifikationsfonds 
zugeführt,  der  besonders  durch  die  Subvention  des  Staates  gebildet  wird. 

Art.  21.  Der  allgemeine  Fonds  für  Bonifikationen  ist  anteilmäßig  unter  die 
Mitglieder  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  zu  verteilen ;  die  in  jedem  Jahr  zu- 
erkannten Bonifikationen  dürfen  nur  solchen  zugute  kommen,  welche  irgend  eine 
Einzahlung  im  vorhergehenden  Jahre  gemacht  haben. 

Während  der  ersten  zehn  Geschäftsjahre  des  Instituts  darf  der  nämlichen 
Person  keine  Jahresbonifikation  zugeschrieben  werden,  die  zwölf  Pesetas  übersteigt. 

Art  22.  Um  an  den  Bonifikationen  des  allgemeinen  Fonds  teilnehmen  zu 
können,  muß  man  Spanier  sein,  mehr  als  18  Jahre  zählen  und  in  Spanien  wohnen. 

Man  darf  sie  auch  Ausländem  bewilligen,  welche  seit  länger  als  zehn  Jahren 
in  Spanien  wohnen  und  einem  Lande  angehören,  das  den  Spaniern  die  gleichen 
Vorteile  zubilligt  oder  in  dieser  Beziehung  Reziprozität  zuläßt;  letztere  soll  stets 
als  vorliegend  angenommen  werden,  wenn  es  sich  um  portugiesische  Untertanen 
oder  um  Bürger  eines  spanisch-amerikanischen  Staats  handelt.  Diese  Grundsätze 
können  auf  Grund  diplomatischer  Abkommen  abgeändert  werden. 

Art.  23.  Die  Bonifikationen  haben  unter  der  Form  der  Bestellung  einer 
neuen  Rente  oder  einer  Aufbesserung  der  vereinbarten  Rente  nach  Maßgabe  der 
bei  Znerkennung  der  Bonifikation  geltenden  Tarife  und  Bedingungen   zu   erfolgen. 

Art.  24.  Für  Bonifikationen,  welche  die  Jahresrente  über  365  Pesetas 
hinaus  steigern,  soll  man  vornehmlich  solche  Mitglieder  in  Betracht  ziehen,  deren 
Einzahlungen  ihnen  nicht  gestatten,  diese  Summe  zu  erreichen. 

Art  26.  Die  besonderen  Fonds  für  Bonifikationen,  welche  durch  Zuwendungen 
zugunsten  einer  bestimmten  Gruppe  von  Mitgliedern  oder  zugunsten  einer  oder 
mehrerer  besonders  bezeichneter  Mitglieder  entstehen,  sind  nach  Maßgabe  der  von 
den  Schenkem  rechtsgültig  ausgesprochenen  und  der  ftlr  das  nationale  Versicherungs- 
Institut  geltenden  Bedingungen  zu  verwenden. 

Besondere  Bonifikationen  sind  solchen  zu  gewähren,  welche  wegen  ihres  bei 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  vorgerückten  Alters  zu  einer  höheren  als  üblichen 
Prämie  abgekürzte  Periode  vereinbaren,  um  noch  in  den  Gtenuß  der  Renten  ein- 
treten zu  können. 


Kapitel  HL 

Besonderes  Recht. 

Art.  26.  Sowohl  Spanier  wie  Ausländer  sollen  berechtigt  sein,  Renten-  oder 
Pensionsverträge  abzuschließen;  die  Ausländer  müssen  aber  in  Spanien  wohnen,  dem 
männlichen  Geschlecht  angehören  und  volljährig  sein,  ihren  Vertrag  als  im  Z^tral- 
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bureau  des  iDstitats  abgeschlossen  ansehen  und  anf  jedwede  Reklamation  verzichten, 
die  nicht  unter  die  Jurisdiktion  spanischer  Gerichte  fällt. 

Art  27.  Minderjährige  und  verheiratete  Frauen  dürfen  Bücher  für  Leib- 
renten unter  Vorbehalt  des  Kapitals  beantragen,  ohne  dazu  irgendeiner  Genehmigung 
oder  Erlaubnis  zu  bedürfen. 

Um  irgendeine  Summe  auf  ein  solches  Buch  hin  abzuheben,  bedürfen  Personen 
unter  18  Jahren  einer  Genehmigung  nach  folgender  Ordnung:  des  Vaters,  der 
Mutter,  des  väterlichen  oder  mütterlichen  Großvaters,  des  Vormunds,  in  Ermangelung 
solcher  der  Personen  und  Anstalten,  welchen  die  Unterhaltung  des  Minderjährigen 
obliegt.  Verheiratete  und  weder  gesetzlich,  noch  tatsächlich  getrennt  lebende 
Frauen  bedürfen  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Genehmigung  des 
Mannes  und,  falls  dieser  sie  verweigern  sollte,  kann  die  Frau  sie  in  Gegenwart 
oder  auf  Vorladung  des  Mannes  vom  Amtsrichter  beanspruchen. 

Personen  über  18  Jahre  können  eine  Leibrente  mit  Aufgabe  des  Kapitals 
ohne  Genehmigung  vereinbaren  und  verheiratete  Frauen  mit  der  nötigen  Zustimmung, 
wie  dies  im  vorstehenden  Absatz  bestimmt  ist 

Art.  28.  Wenn  ein  Mitglied  seinen  Wohnsitz  ins  Ausland  verlegt,  hat  es 
die  Wahl  zwischen  der  Ablösung  der  Police  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  in 
den  Statuten  oder  Reglements  und  ihrer  Fortsetzung  mit  dem  Beding,  sie  iJs  im 
Zentralbureau  des  Instituts  abgeschlossen  anzusehen. 

Art.  29.  Man  darf  eine  Alterspension  zugunsten  einer  in  Spanien  wohn- 
haften Person  irgendwelchen  Alters  vereinbaren,  vorausgesetzt,  daß  man,,  faUs  sie 
ausländischer  Nationalität  ist,  die  übrigen  Bedingungen  des  Art.  26  erfüllt. 

Art.  30.  In  dem  Fall,  daß  es  nötig  wird,  den  Hinterbliebenen  eines  Mit- 
gliedes auf  Grund  des  mit  Vorbehalt  des  Kapitals  abgeschlossenen  Vertrages  dieses 
ganz  oder  teilweise  zurückzuzahlen,  ist  das  Erbkapital  ausschließlich  an  den  über- 
lebenden Gatten,  an  die  Kinder  und  in  Ermangelung  solcher  an  die  Aszendenten 
auszuzahlen.  Die  Teilung  hat  so  zu  erfolgen,  daß  die  Kinder  und  der  überlebende 
Gatte  je  die  Hälfte  erhalten.  Wenn  das  Mitglied  keine  Deszendenten,.,  aber 
Aszendenten  hinterläßt,  erhält  der  überlebende  Gatte  drei  Fünftel. 

Sofern  ein  Mitglied  eine  Witwe  und  Kinder  aus  der  Ehe  mit  dieser  und 
Kinder  aus  einer  frilheren  Ehe  hinterläßt,  so  sollen  die  Witwe  eine  Hälfte  und 
die  Kinder  beider  Ehen  die  andere  Hälfte  zu  gleichen  Kopfteilen  erhalten. 

In  Ermangelung  solcher  Personen,  die  in  diesem  Gesetz  benannt  sind,  fällt 
deren  Anteil  den  übrigen  zu. 

Der  Anteil,  welcher  Minderjährigen  zufällt,  ist  dem  vorzubehalten,  der  sie 
tatsächlich  unterhält,  mag  dies  die  Witwe  oder  eine  andere  Person  sein. 

Das  Recht  auf  Reklamation  verjährt  mit  Ablauf  von  drei  Jahren. 

Art.  31.  Die  beim  Nationalen  Versicherungsinstitut  bestellten  Leibrenten 
und  Altersrenten  dürfen  unter  keinen  Umständen  G^enstand  einer  Abtretung,  Ein- 
behaltung oder  Beschlagnahme  sein. 

Die  Summen,  welche  entsprechend  den  Leibrentenverträgen  mit  vorbehaltenem 
Kapital  den  Hinterbliebenen  auszuzahlen  sind,  werden  Eigentum  dieser,  selbst  wenn 
Reklamationen  seitens  irgendwelcher  Erben  oder  Gläubiger  desjenigen,  der  die 
Versicherung  abgeschlossen  hat,  vorliegen  sollten. 

Art.  32.  Das  Nationalinstitut  für  Versicherung  ist  bezüglich  seiner  Ge- 
schäfte, Güter  und  Werte  von  Umsatz-,  Gewerbe-,  Staatssteuern,  Versicherungs-, 
Zessions-  und  Stempelgebtthren  befreit. 

Alle  Beglaubigungen  des  Zivil-  oder  Kirchenregisters,  deren  das  Nationale 
Versicherungsinstitut  f£-  seine  Mitglieder  oder  deren  Hinterbliebenen  bedarf,  sind 
von  Amts  wegen  und  gebührenfrei  auszustellen. 

Art.  33.  Man  wird  dem  Nationalen  Versicherungsinstitut  den  Charakter 
einer  Wohlfahrtseinrichtung  zuerkennen,  soweit  es  vor  Gericht  Recht  zu  nehmen  hat, 
sei  es  als  Kläger  oder  als  Verklagter. 

Art.  34  Der  Briefverkehr  des  Instituts  mit  seinen  Vertretungen  und 
Agenturen,  mit  seinen  Mitgliedern  und  den  Behörden  soll  in  Spanien  dieselben 
Vergünstigungen  erhalten  wie  die  Drucksachen,  vorausgesetzt,  daß  der  Briefverkehr 


Digitized  by 


Google 


42  I^i«  Arbeiterversicherung  iu  Spanien. 

sich   den  für  diese  Art  Korrespondenz  vorgescbriebenen  Bedingungen  anpaßt  und 
unbeschadet  etwa  noch  besonders  erforderter  Sicherheitsvorschriften. 

Was  den  telephonischen  Verkehr  in  dienstlichen  Geschälten  mit  den  im  vor- 
hergehenden Absatz  bezeichneten  Personen  oder  Körperschaften  betrifft,  so  soll  die 
dafttr  zur  Anwendung  kommende  Taxe  nur  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  betragen. 


Kapitel  IV. 
Beziehungen  zu  den  Einrichtungen  mit  ähnlichen  Zwecken. 

Art.  35.    Wohlfahrtseinrichtungen  aller  Arten  können: 

1.  im  Nationalen  Yersicherungsinstitut  die  Gesamtheit  der  von  ihren  Mit- 
gliedern erwarteten  Altersrenten  versichern;  zu  diesem  Zweck  wird  man 
solchen  Kollektivversicherungen  besondere  Erleichterungen  gewähren; 

2.  Rückversicherung  für  einen  Teil  der  besagten  Ge^schäfte  nehmen; 

^.  eine  Rückversicherung  vereinbaren,  vermöge  deren  jeder  Kontrahent  für 
sich  einen  Teil  des  Geschäfts  versichert. 

Art  36.  Das  Nationale  Versicherungsinstitut  soll  versuchen,  die  Vertretung 
in  den  Provinzen  und  Gemeinden  mit  Hilfe  der  Sparkassen  und  der  Rück-  oder 
Mitversicherer  einzurichten,  vermittelst  Abmachungen,  in  welchen  eine  völlige 
Trennung  seiner  Geschäfte  und  besonderen  Verbindlichkeiten  zum  Ausdruck  kommt 

Art  37.  Sobald  das  Nationale  Yersicherungsinstitut  die  ausschließliche 
Verwaltung  des  durch  die  Subvention  des  Staat«  gebildeten  allgemeinen  Boni- 
ükatioDsfonds  für  Altersrenten  übernimmt,  hat  es  diese  Bonifikationen  auf  die 
Gesamtheit  der  Geschäfte  zu  verwenden,  welche  es  in  der  durch  die  Statuten  und  die 
bezüglichen  Vereinbarungen  bestimmten  Form  in  Rück-  oder  Mitversicherung  nimmt, 
wobei  es  dann  diese  Vertragsbedingungen  den  allgemein  gültigen  anzupassen  hat 

Art  38.  Die  Vorschriften  in  Kapitel  IU  dieses  Gesetzes  können  in  den- 
selben Grenzen  wie  für  das  Nationale  Versicherungsinstitut  von  den  Arbeiter- 
pensiönskassen  benutzt  werden,  welche  gemäß  den  in  Art.  15  dieses  Gesetzes 
bestimmten  technischen  Grundsätzen  unter  Absonderung  aller  auderweiten  Risiken 
begrtfndet  sind  und  ihre  Vorteile  der  Gegenseitigkeit  der  Mitglieder  zuwenden. 

Zur  AusftLhrung  dieses  Artikels  w^erden  die  Minister  des  Innern  und  der 
Finanzen  nach  Einholung  des  Gutachtens  des  Instituts  für  soziale  Reformen 
Reglements  erlassen^  die  an  demselben  Tage  in  Kraft  treten  sollen,  an  welchem 
das  Nationale  Versicherungsinstitut  ins  Leben  tritt. 

Art  40.  Die  Bezeichnung  als  Nationales  Versicherungs-Institut  oder  eine 
solche,  die  sich  aus  der  Hinzufügung  einiger  Worte  oder  aus  irgendeiner  sonstigen 
Zusammenstellung  jener  drei  Worte  ergibt,  darf  von  keiner  anderen  Korporation 
oder  Gesellschaft  in  Spanien  angenommen  werden. 

rebergangsbestimmungen. 

1.  Das  Stammkapital,  von  welchem  in  Art.  3  des  Gesetzes  die  Rede  ist,  soll 
gezahlt  werden,  sobald  das  Nationale  Versicherungsinstitut  konstituiert  ist,  entweder 
auf  einmal  oder  in  mehreren  aufemander  folgenden,  jedoch  nicht  mehr  als  fünf 
Rechnungsjahren  in  gleichen  Teilen,  von  denen  der  erste  in  das  diesem  Gesetx 
nächstfolgende  Budget  ebenso  einzutragen  ist  wie  die  erste  Jahressubvention. 

2.  Der  Minister  des  Innern  soll  alsbald  in  gleicher  Weise,  wie  dies  in  Art  5 
des  Gesetzes  bestimmt  ist,  eine  Kommission  ernennen  mit  der  Aufgabe,  einen  vor- 
läufigen Entwurf  für  die  Statuten,  Reglements  und  Tarife  auszuarbeiten  und  die 
sonstigen  ftLr  die  Einrichtung  des  Instituts  erforderlichen  Vorarbeiten  zu  bewirken. 

3.  Die  amtlichen  Stellen,  welche  bei  der  Ausführung  der  Vorschriften  des 
vorliegenden  Gesetzes  beteiligt  sind,  sollen  nach  Kräften  dazu  beitragen,  daß  das 
Nationale  Versieherungsinstitut  im  Laufe  eines  Jahres  nach  seiner  Bekanntgebung 
ins  Leben  treten  kann.  Die  Konstituierung  des  Instituts  bedarf  der  Bestätigung 
durch  Kgl.  Dekret. 
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IV.  ArbeitsloseiiTersicherung. 

1.  Behördliches  Eingreifen.  Ueber  die  Versicherung  oder  sogeuanute  Ver- 
sicherung gegen  Arbeitslosigkeit  oder  unfreiwillige  Unterbrechung  der 
Arbeit  läßt  sich  nur  weniges  sagen.  Es  gibt  Fachleute,  >yelche  die  Wohltat  der 
Versicherung  dem  Risiko  der  Arbeitslosigkeit  versagen,  während  für  andere  diese 
Versicherung  die  Grundlage  aller  sozialen  Versicherungen  bedeutet.  Da  es  sich 
bei  ihr  gerade  um  die  allerschwierigste  Organisation  der  sozialen  Versicherungen 
handelt  ist  es  ganz  nattlrlieh,  daß  sie  sich  in  Spanien,  wo  das  Versicherungswesen 
erst  in  den  letzten  Jahren  sich  zu  entfalten  begonnen  hat,  in  einem  noch  durchaus 
embryonalen  Zustand  befindet.  Von  den  beiden  Versicherungszweigen,  in  welche 
man  die  Arbeitslosenversicherung  zwecks  ihres  Studiums  zu  scheiden  pflegt,  die 
Versicherung  gegen  zufällige  und  gegen  periodische  Arbeitslosigkeit,  ist  in 
Spanien  lediglich  die  letztere  hervorgetreten,  aber  nicht  unter  der  Form  der  Ver- 
sicherung. In  den  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit,  wo  aus  Mangel  an  Arbeit  viele 
Arbeiter  unbeschäftigt  bleiben,  versuchen  sowohl  Behörden  wie  Private  dieses 
Unglück  unter  verschiedenen  Formen  zu  mildern.  In  Madrid  hat  diese  Arbeits- 
losigkeit den  Namen  „Krisis"  erhalten,  welche  meistens  in  den  Wintermonaten  ein- 
tritt; alsdann  beschäftigt  der  Magistrat  die  Arbeiter  mit  Straßenarbeiten  und  be- 
stimmt erhebliche  Summen  für  die  Bezahlung  dieser  Arbeit.  Der  Tagelohn  beträgt 
1,50  Pesetas  und  ist  eher  als  ein  Geschenk  denn  als  der  Preis  für  eine  Arbeit 
anzusehen,  die  fast  keinen  Nutzen  bietet^).  Im  Jahr  1906  verausgabte  der  Magistrat 
in  Madrid  an  Löhnen  für  Arbeitslose  die  beträchtliche  Summe  von  349877,99  Pesetas. 
In  den  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit  werden  neben  dieser  städtischen  Unterstützung 
Volksspeisehallen  eröffnet,  wo  den  Arbeitern  Speisen  umsonst  oder  gegen  geringes 
Entgelt  geboten  werden.  Dieses  Hilfssystem  wird  in  der  Periode  der  Arbeits- 
losigkeit auch  von  anderen  Stadtbehörden  in  Spanien  angewandt.  Auch  gibt  es 
in  Kastilien  Gemeinden,  wo  man  in  den  kältesten  Wintertagen  den  Zugang  zu  den  öffent- 
lichen Geländen  freigibt,  damit  die  arbeitslosen  Arbeiter  dort  Holz  sammeln  können,  um 
es  zu  verkaufen  oder  zu  Hause  selbst  zu  verbrauchen,  und  es  gibt  sogar  Orte,  wo 
man  auf  solche  Arbeit  eine  förmliche  Prämie  setzt,  indem  man  eine  Peseta  jedem 
Arbeiter  zahlt,  der  ein  Bündel   von  bestimmter  Größe  ans  den  Bergen  heimbringt. 

Für  die  zufällige  Arbeitslosigkeit  (bei  plötzlicher  Geschäftsstockung)  ^)  gibt 
es  in  Spanien  fast  gar  keine  Schutzmittel.  Die  Stellenvermittlungsbureaus  und  die 
Arbeitsbörsen  kommen  hierbei  nicht  in  Betracht,  denn  die  in  den  Arbeiterzentren 
oder  Arbeitervereinen  begründeten  Arbeitsbörsen  verdienen  mit  Ausnahme  derjenigen, 
welche  die  „Gesellschaft  zur  Förderung  der  nationalen  Arbeit"  1907  in  Barcelona 
begründet  hat  und  welche  einige  Bedeutung  zu  gewinnen  beginnt,  kaum  diesen 
Namen,  da  sie  sich  darauf  beschränken,  lediglieh  Angebot  und  Nachfrage  zu  ver- 
öffentlichen und  meist  nur  jenes.  So  ersetzen  die  private  Initiative  und  Wohlfahrts- 
einrichtungen die  soziale  Organisation  in  einer  natürlich  nur  unvollkommenen  Weise. 

2.  Tereinshilfe.  Es  dürfte  sich  sehr  empfehlen,  hier  ganz  besonders  die 
FUrsorgetätigkeit  der  Streikkassen  hervorzuheben,  mittels  deren  die  Arbeiter  die 
Streikenden  unterstützen.  Obwohl  der  Streik  als  eine  freiwillige  Arbeitslosigkeit 
angesehen  wird  und  deshalb  nicht  in  die  Sphäre  der  Versicherung  übergreift,  so 
trifft  dies  doch  nicht  immer  zn,  weil  die  Arbeiter  aus  Gründen  unentschuldbarer 
Solidarität  und  bisweilen  infolge  eines  noch  stärkeren  Druckes  gezwungen  werden, 
die  Arbeit  zu  verlassen  und  den  Lohn,  den  sie  verdienten,  aufzugeben.  Diese 
Kassen  sind  wirkliche  Fürsorgeeinrichtungen,  welche  mit  den  Spargroschen  der 
Arbeiter,  die  den  Kassenfonds  bilden,  die  Mitglieder  in  den  ungünstigen  Zeiten,  wo 
sie  aus  Mangel  an  Arbeit  feiern,  unterstützen. 

^)  Ueber  ähnliche  Wahrnehmungen  bei  der  englischen  „Arbeitslosenfürsorge-Ciesetz- 
gebung"  8.  Heft  Vb  S.  6,  84,  90  ff.  und  über  das  Problem  der  „Arbeitslosenversicherung**  Heft  la 
S.  30  ff.  und  die  internationale  Darstellung  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts  (Abteünng  für 
Arbeiterstatistik)  „Die  bestehenden  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeit«*- 
losigkeit  im  Ausland  und  im  Deutschen  Heich",  Berlin  1906,  .3  Bde. 
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Die  einzigen  Zahlen,  welche'  wir  geben  können,  betreffen  das  Jahr  1905,  in 
welchem  es  nach  der  von  der  dritten  Abteilang  des  Instituts  für  soziale  Beformen 
aufgestellten  Statistik  130  Streiks  mit  20  176  streikenden  Arbeitern  gab.  Die  dem 
„Allgemeinen  Arbeiterverbande  Spaniens"  angeschlossenen  Streikvereine  steuerten 
mit  73  344  Pesetas  zu  den  Streikkosten  bei  Die  bedeutendste  dieser  Ausgaben 
war  die  von  Unterstützungen  an  die  Streikenden  als  Ersatz  für  die  eingebilflten 
Löhne.  Von  dieser  Summe  kommen  10  870  Pesetas  auf  Barcelona  ftb-  24  Streiks, 
welche  während  des  Jahres  1905  in  dieser  Stadt  erklärt  waren.  Der  Best  verteilte 
sich  auf  20  andere  Provinzen,  von  welchen  sowohl  in  bezug  auf  die  Zahl  der 
Streiks  wie  auf  die  Höhe  der  Untersttltzung^elder  Oviedo,  Biscaja.  Malaga  und 
Madrid  die  ersten  Stellen  einnahmen. 


Y.  Die  Versicherung  in  Verbindung  mit  billigen  Arbeiter- 
wohnungen« 

Vorschlag  des  Instituts  für  soziale  Beformen.  Die  so  interessante 
Frage}  der  Herstellung  billiger  Wohnungen  für  die  Arbeiter  und  die  wenig  be- 
mittelten Klassen  ist .  in  den  letzten  Jahren  von  Soziologen,  Nationalökonomen, 
Politikern,  Philanthropen  und  Wohltätern  eifrig  studiert  worden.  Und  die  Erfolge, 
die  mit  der  Gründung  von  Gesellschaften  für  jenen  Zweck,  besonders  durch  einige 
derselben,  und  mit  Vorschlägen  einer  Sondergesetzgebung  bereits  erreicht  worden 
sind)  bieten  dem  guten  Willen  der  Begierung  eine  schätzenswerte  Orientierung. 
Indessen  hat  die  gemischte  Versicherung,  als  Sicherung  der  Zahlung  für  den 
Arbeiter,  der  den  Besitz  eines  Hauses  aiJ  Kredit  erwirbt,  in  Spanien  noch  keine 
Anwendung  gefunden. 

^  Das  Institut  für  soziale  Beformen,  welches  das  Problem  der  Arbeiterwohuungen 
von  Grund  aus  erörtert  hat,  glaubte  die  Frage  studieren  und  Vorschläge  zu  ihrer 
Lösung  machen  zu  sollen.  Nachdem  einmal  die  Vorarbeiten  von  der  ersten  Ab- 
teilung des  Instituts,  welcher  der  bekannte  Professor  Adolphe  Posada  als  Leiter 
und  hervorragende  Fachleute  wie  luderias,  Sangro  und  Palacios  als  Mit- 
glieder angehörten,  gemacht  waren,  bestellte  das  Institut  eine  besondere  Kommission 
für  die  Informierung  der  Abteilung. 

Dieser  Kommission,  welche  aus  je  zwei  Mitgliedern  der  beiden  beteiligten  Ab- 
teilungen des  Instituts  bestand,  gehörte  Mor et  an*),  der  frühere  Präsident  des  Minister- 
rats und  Ehren-Vizepräsideut  des  internationalen  Kongresses  für  Versicherungswissen- 
schaft zu  London.  Sehr  unterrichtet  auf  volkswirtschaftlichem  und  sozialem  Gebiet,  hat 
Moret  die  Frage  der  Arbeiterwohnungen  in  Spanien  und  im  Auslande  mit  groß^ 
Hingebung  studiert  und  zu  wiederholten  Malen  das  Institut,  dem  er  als  Mitglied 
angehört,  über  diese  Angelegenheit  mit  Informationen  versehen.  Im  Juni  1907 
gab  die  Kommission  ihren  Bericht  ab,  dessen  Abschnitt  IH  „Versicherungen"  von 
Dr.  Maluquer  verfaßt  ist  und  dessen  Inhalt  alsbald  einer  eingehenden  Prüfung 
des  Institute  unterzogen  werden  soll. 

In  diesem  Entwurf  ist  ein  ganzer  Abschnitt  der  gemischten  Versicherung  in 
ihren  Beziehungen  zum  Erwerb  billiger  Wohnungen  gewidmet  worden.  Es  wird 
dort  vorgeschlagen,  eine  Abteilung  für  Volkstümliche  Lebensversicherung  unter  der 
gemischten  Form  beim  Nationalen  Versicherungsinstitut  einzurichten,  welche  die 
Bttckzahlung  von  Darlehen  für  den  Bau  oder  Erwerb  billiger  Wohnungen  beim 
Ablauf  einer  bestinmiten  Frist  oder  beim  Tode  des  Arbeiters  sicherstellen  soll^. 
Das  Gründungskapital  soll  durch  den  Staat  mit  einer  Summe  von  mindestens 
500  000  Pesetas  bestellt  werden.  Der  Teil  des  Vermögens,  der  dem  Fonds  der 
mathematischen  Beserven  entepricht,   soll  abgesondert  von  dem  übrigen  Vermögen 

^)  Außerdem:  Malaqaer,  Moreno  Rodiignez,  Hern&ndez  Iglesias,  Mora  (Arbeiter)  and 
Roiz  de  Yelasco  (Arbeitgeber). 

*)  Vgl  hierzn  die  Darstellung  der  vorbildlichen  Gesetzgebung  Belgiens:  Heft  Xlla 
S.  22,  38,  61  ff. 
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des  Nationalen  Versichemngsinstitats  verwaltet  werden,  mittels  sicherer  Anlage 
der  Werte  oder,  falls  es  sich  um  Grundstücke  handelt,  mittels  einer  Hypothek  zu- 
gunsten der  Poiiceinhaber.  Der  Höchstbetrag  der  Versicherung  für  das  einzelne 
Leben  soll  5000  Pesetas  sein.  Der  Annahme  eines  jeden  Versicherungsantrages 
muß  eine  ärztliche  Untersuchung  vorausgehen.  Die  Prämientarife  sind  entsprechend 
der  monatlichen  Vorauszahlung  zu  berechnen;  falls  der  Versicherte  Jahreszahlungen 
machen  will,  sind  die  3^/^  zu  streichen.  Das  Institut  soll  befugt  sein,  seinen  Policen 
gemischter  Versicherung  die  gesetzliche  Unanfechtbarkeit  zuzuerkennen  und  nach 
Ablauf  einer  bestinmiten  Frist  auf  das  Recht  der  Vertragsaufhebung,  welche  das 
geltende  Recht  ihm  zuerkennt,  zu  verzichten. 

Wenn  der  Versicherte  die  Zahlung  der  Prämien  unterbricht,  soll  er  das  Recht 
auf  eine  verkürzte  Police  haben  mit  einem  nach  den  geleisteten  Jahreszahlungen 
berechneten  Kapital.  In  geeigneten  Fällen  darf  der  Verwaltungsrat  des  Instituts 
die  Ablösung  der  besagten  verkürzten  Police  gestatten,  unter  Berücksichtigung 
der  den  technischen  Berechnungen  entsprechenden  Abzüge.  Eine  verfallene  Police 
kann  innerhalb  der  Frist  von  sechs  Monaten  nach  einer  ärztlichen  Untersuchung 
und  Zahlung  von  S^j^  jährlicher  Verzugszinsen  wieder  in  Kraft  gesetzt  werden. 
Das  System  der  Gewinnbeteiligung  ist  dahin  vorgesehen,  daß  man  die  Gewinn- 
anteile sich  ansammeln  läßt  oder  sie  jährlich  zur  Vermindenmg  der  Prämien  oder 
zur  Erhöhung  des  Kapitals  verwendet,  sobald  die  Police  zwei  Jahre  lang  in  Kraft 
ist.  Auch  wird  die  gegenseitige  Uebertragung  zwischen  den  Einlagen  für  Arbeiter- 
pension und  denjenigen  für  volkstümliche  Lebensversicherung  zugelassen,  mittels 
Uebertragung  der  bezüglichen  mathematischen  Reserve.  Femer  gewährt  der  Ent- 
wurf die  fiskalischen  Vorrechte  und  dieselbe  Befreiung  von  Beschlagnahme  und 
Reklamation  seitens  der  Erben  oder  Gläubiger  wie  bei  den  sozialen  Versicherungen. 
Endlich  hebt  der  Entwurf  in  Berücksichtigung  der  internationalen  Richtung  des 
Nationalen  Versicherungsinstituts  ausdrücklich  hervor,  daß  die  Regierung  auf  inter- 
nationale Uebereinkonmien  hinwirken  soll,  um  die  Rückversicherungen  mit  auf- 
gegebenem oder  angenommenem  Kapital  zwischen  der  nationalen  Volksversicherupgs- 
anstalt  zu  erleichtern. 


YI«  Internationales  Recht 

Es  verlohnt  sich,  hier  auf  den  Geist  eines  weiten  Internationalismus 
hinzuweisen,  der  die  soziale  Versicherung  in  Spanien  charakterisiert,  nicht  nur  die 
der  geltenden  Gesetzgebung,  sondern  auch  die  der  geplanten,  welche  bald  zur 
Ausführung  gelangen  wird.  Das  weitestgehende  Ideal  im  internationalen  Recht  hat 
in  Spanien  praktische  Verwirklichung  gefunden,  schon  lange  bevor  es  durch 
Kongresse  und  Fachleute  empfohlen  worden  war^j. 

Spanien  ist  in  bezug  auf  die  Betriebsunfälle  zu  einer  vollständigen  Gleich- 
stellung der  Rechte  der  Einheimischen  und  der  Ausländer  gelangt.  Da  das  Unfall- 
gesetz vom  30.  Januar  1900  hierüber  keine  Bestimmung  enthält,  findet  der  allge- 
meine Grundsatz  des  Art.  27  des  Btlrgerlichen  Gesetzbuchs  Anwendung.  Nach 
diesem  Artikel  genießen  die  Ausländer  in  Spanien  die  gleichen  Rechte  wie  die 
Spanier. 

Das  Institut  für  soziale  Reformen  hat  als  Urheber  der  Gesetzentwürfe  für 
die  anderen  Versicherungszweige  (Arbeiterpensionen  und  volkstümliche  Lebens- 
versicherung in  Verbindung  mit  dem  Erwerb  von  billigen  Wohnungen)  ihnen  eine 

*)  Vgl.  hierzu  Heft  Via  S.  132 ff.  und  die  daselbst  (insbesondere  S.  138)  angezogene 
Fachliteratur;  femer  7.  Internat.  Arbeiterversicherungs-Kongreß  in  Wien  v.  17.— 23.  Sept.  1905, 
Bd.  I  S.  448 ff.  (Magaldi)  und  S.  467  ff.  (Laß),  Wien  1906,  und  Laß,  „Die  Stellung  der  Ausländer 
im  deutschen  Arbeiterversicherungs-  und  Haftpflichtrecht"  (Bericht  der  deutschen  Sektion  der 
Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz),  Naumburg  1906;  endlich  „Nordisk 
Arbejder-Forsikringsmöde  i  Köbenhavn  1907"  (Nordische  Arbeiterversicherungs-Konferenz  in 
Kopenhagen)  S.  6,  86,  114,  142ff. 


Digitized  by 


Google 


46  l^ie  Arbeiter versichening  in  Spanien. 

weitgeheode  Liberalität  zagonsten  der  in  Spanien  lebenden  Ausländer  verleiben 
wollen,  in  der  Erwartung,  daß  in  billiger  Reziprozität  die  Spanier  im  Auslande 
gleichartiger  wirtschaftlicher  Vorteile  teilhaftig  würden  und  so  eine  internationale 
Gegenseitigkeit  der  Versicherungseinrichtungen  hergestellt  werde. 

Ganz  kürzlich  noch  hat  die  spanische  Abteilung^)  der  „Internationalen  Ge- 
sellschaft für  gesetzlichen  Schutz  der  Arbeiter"  die  Aufforderung  erhalten,  für  die 
nächste  Konferenz,  welche  die  Gesellschaft  in  Basel  (Schweiz)  abhalten  wird,  einen 
Bericht  auszuarbeiten,  und  sie  hat  dem  durch  Absendung  einer  bemerkenswerten 
Arbeit  entsprochen,  welche  von  Dr.  Maluquer  verfaßt  und  mit  ihm  von  den  Mit- 
gliedern der  Sektion  Baron  d'Eza,  Marquis  Palomares,  Oyuelos  und  Bayo  unter- 
zeichnet war.  Dieser  Bericht  lenkte  die  Aufmerksamkeit  der  Konferenz  auf  den 
Anteil,  den  Spanien  an  der  wissenschaftlichen  Erforschung  des  internationalen 
Hechts  in  bezug  auf  die  Arbeiterversicherung  nimmt,  und  es  unterbreitet  folgende 
Bestimmungen  der  Gesetzentwürfe  des  Instituts  für  soziale  Reformen  der  Beschluß- 
fassung der  Konferenz: 

1.  Alle  Ausländer  sollen  die  Befugnis  erhalten,  Lebens-  und  Leibrenten- 
Versicherungsverträge  bei  den  amtlichen  Volks  Versicherungsanstalten  unter  folgenden 
Bedingungen  abzuschließen:  sie  müssen  ihren  Wohnsitz  im  Gebiet  der  Nation  des 
bezüglichen  Instituts  haben;  volljährige  Bürger  sein;  den  Vertrag  als  im  Zentral- 
bureau des  Instituts  abgeschlossen  ansehen;  auf  jede  Form  der  Beschwerde  ver- 
zichten, die  nicht  der  Jurisdiktion  der  für  das  Institut  zuständigen  Gerichte 
unterliegt. 

2.  Bonifikationen  aus  der  Subvention  des  Staats  sollen  den  Ausländern  gewährt 
werden,  wenn  sie  im  Gebiet  des  betreflPeilden  Staats  seit  einer  bestimmten  Zeit 
wohnhaft  sind.  Um  dieser  Bonifikationen  teilhaftig  zu  werden,  muß  man  einem 
Lande  angehören,  welches  gleichartige  Vorteile  im  Wege  der  Reziprozität  gewährt. 

3.  Jede  Regierung  soll  auf  internationale  Abkommen  hinwirken,  um  die 
Rückversicherungen  mit  Aufgabe  oder  Annahme  des  Kapitals  unter  den  nationalen 
Volksversicherangsanstalten  mit  staatlichem  Charakter  zu  erleichtern. 

^)  Die  spanische  Sektion  der  „Internationalen  Gesellschaft  für  den  gesetzlichen  Schutz  der 
Arbeiter",  1906  begründet,  bildet  eine  der  zwölf  Sektionen,  welche  diese  Gesellschaft  umfaßt. 
Ihre  Zwecke  sind  die  gleichen,  nämlich:  Förderung  des  Fortschritts  und  Ueberwachung  der 
Durchführung  der  Arbeiter  Schutzgesetze,  Studium  der  nötigen  Reformen,  Aufklärung  der  öffent- 
lichen Meinung  durch  Konferenzen  und  Publikationen,  und  Stärkung  des  Ansehens  der  Aufsichts- 
beamten. 

Die  Sektion  zahlt  gegenwärtig  etwa  100  Mitgliedei-,  hat  einige  Arbeiten  veröffentlicht 
und  studiert  augenblicklich  folgende  EVagen:  Bergarbeit;  Nachtarbeit;  Durchführung  der  Arbeiter- 

fesetze;  Maximalarbeitsta^  für  die  Montan-,  Metall- und  TextillnduBtrie;  Heimarbeit;  gewerbliche 
ergiftungen  und  internationale  Arbeiter  Versicherung. 

Den  Vorstand  bilden:  Dato,  Präsident;  Buylla,  Vizepnisident ;  Sangro,  Sekretär;  Oyuelo**, 
Vizesekretär,  und  Lluria,  Schatzmeister. 
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Anlage  1, 

Reglement  Yom  8.  Juli  1903 
zur  Bestimmung  der  Arbeitsunffihigkeit'). 

(Art.  4  des  Unfallgesetzes  vom  80.  Januar  1900  und  Art.  24  des  Aasftthrongs-Beglements  yom 

28.  Juli  1900.) 

Art.  1. 
Die  im  Art.  4  Absatz  1  des  G^etzes  Yom  30.  Januar  1900  gebrauchten  ßegriffe  verstehen 
sich  wie  folgt: 

Völlige  Arbeitsunfähigkeit:  vorübergehend  und  dauernd. 
Teilweise  ArbeitsunfSMgkeit:  dauernd. 

Art.  2. 
Die  völlige  vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  ist  für  die  Fälle  der  Nr.  1  des  Art.  4  des 
Gesetzes  als  Verlängerung  der  durch  den  Unfall  hervorgerufenen  pathologischen  Folgen  innerhalb 
der  im  Satz  2  der  besagten  Nummer  bezeichneten  Grenze  abzuschätzen. 

Art.  3. 
Der  Bezug  für  die  völlige  vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  hört  auf,  sobald  die  Heilung 
des  verletzten  ij'beiters  erklärt  oder  ein  Jahr  seit  dem  Tage  des  Unfalles  abgelaufen  ist,  ohne 
daß  Heilung  eingetreten  ist. 

Art.  4. 

Die  Heilung  des  verletzten  Arbeiters  ist  von  den  Aerzten  nach  folgenden  Bestimmungen 
zu  erklären: 

A.  HeUnng  ohne  Schwäche. 

B.  Heilung  mit  Schwäche. 

Art.  5. 
Für  gewöhnlich  ist  Heilung  ohne  Schwäche  festzustellen,  sobald  Vernarbung  der  Wunde 
eingetreten  ist,  es  sei  denn,  daß  diese  Vemarbung  noch  eine  Nachbehandlung  zur  Herstellung 
der  Funktionsfähigkeit  der  verletzten  Glieder  erfordern  sollte. 

Art.  6. 

Heilung  mit  Schwäche  ist  gewöhnlich  dann  zu  erklären,  wenn  zwar  Vemarbung  der 
Wunde  eingetreten  ist,  aber  eine  onensichüiche  Schwäche  zurückgeblieben  ist. 

Wenn  die  durch  den  Unfall  verursachte  Schwäche  lediglich  in  der  funktionellen  Ge- 
brauchsunfähigkeit eines  Gliedes  besteht,  ist  auf  Antrag  des  Arbeitgebers  abzuwarten,  bis  die 
Funktionsfähigkeit  sich  in  der  vom  Gesetz  bezeichneten  Frist  wieder  herstellt. 

Art  7. 
Sobald  Heilung  mit  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  erklärt  wird,  ist  die  Art  dieser  Unföhig- 
keit  zu  bestimmen  durch  die  Entscheidung,  ob  sie  eine  völlige  oder  eine  teilweise  ist 

Art.  8. 
Als  dauernd  völlige  Arbeitsunfähigkeit  ist  anzusehen: 

A.  Der  gänzliche  Verlust  oder  der  Verlust  wichtiger  Teile  der  beiden  oberen  oder  unterefi 
Glieder  oder  eines  oberen  und  eines  unteren  Gliedes,  wobei  als  wichtige  Teile  die 
Hand  und  der  Fuß  gelten. 

B.  Die  funktionelle  Verletzung  des  Bewegungsapparates  (völlige  Paralyse),  welche  man 
in  Anbetracht  ihrer  Folgen  der  Versttbnmelüng  der  Glieder  gleichachten  kann,  wobei 
das  Reiche  gilt  wie  im  vorhergehenden  Absatz  A. 

C.  Der  Verlust  beider  Augen,  worunter  der  Verlust  des  Organs  oder  der  völlige  Verlust 
der  Sehkraft  zu  verstehen  ist. 

^)  Dafi  diesei  Reglement  erat  rolle  drei  Jahre  nach  dem  AnsfQhnings-Beglement  vom  ^.  Juli  1900  ergin«,  wird 
in  der  Kgl.  Verordnung  vom  8.  Juli  1903  damit  erklärt,  daß  man  zuvor  Erfahrungen  sammeln  mnfite,  bevor  die 
Regelung  dieser  schwierigen  Materie  dem  eben  erst  begrflndeten  „Institut  ftlr  sociale  Reformen**  als  der  dafOr  geeig- 
netsten Stelle  übertragen  werden  konnte,  wobei  eineneits  der  Eigenart  der  spanischen  Unfallgesetzgebung,  anderereeite  den 
Grundsätzen  der  fremden  Gesetsgebungen  Rechnung  zu  tragen  war.  Vgl.  Bulletin  du  Comitö  permanent,  Paris  1903 
ä.  862ff.  und  1904  8.68,  iSlff;  und  wegen  ähnUcher  Absch&tzungstafeln  in  Italien,  Schweden  und  Finland: 
Heft  VI  26,  61,  03  und  Via  88,  47,  77 fL;  Ha  19,  66;  X  16,  47 ff.;  auch  Va  60,  76,  und  Aber  die  Schwierigkeiten  bei 
solchen  Abschätzungen  XVII  18*,  insbesondere  die  daselbst  in  Note  4  angezogene  Fachliteratur. 
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D.  Der  >  Verlust  eines  Auges  mit  beträchtlicher  Verminderung  der  Sehkraft  des  anderen 
Auges. 

E.  Unheilbarer  Wahnsinn. 

F.  Die  organische  oder  funktionelle  Verletzung  des  Gehirns»  der  Blutumlauf-  und  Atmongs- 
organe,  welche  direkt  oder  unmittelbar  durch  die  mechanische  oder  giftige  Einwirkung 
des  Unfalles  hervorgerufen  sind  und  als  unheilbar  gelten. 

Art.  9. 
Als  dauernd  teilweise  Arbeitsunfähigkeit  ist  anzusehen: 

A.  Der  Verlust  des  rechten  oberen  Gliedes  zur  Gänze  oder  in  seinen  wesentlichen  Teilen, 
wobei  als  wesentliche  Teile  gelten,  die  Hand,  die  Finger  der  Hand  in  ihrer  Gesamtheit, 
wenn  der  Daumen  übrig  bleibt,  oder  auch  der  Verlust  aller  zweiter  und  dritter  Finger- 
gelenke ond  auch  der  yöllige  Verlust  des  Daumens  allein. 

B.  Der  Verlust  des  linken  oberen  Gliedes  zur  Qikaze  oder  in  seinen  wesentlichen  Teilen, 
wobei  als  wesentliche  Teile  gelten,  die  Hand  und  die  Finger  der  Hand  in  ihrer 
Gesamtheit. 

C.  Der  Verlust  eines  der  unteren  Glieder  zur  Gänze  oder  in  seinen  wesentlichen  l^en, 
wobei  als  erheblicher  Teil  der  Fuß  gilt  und  in  diesem  die  für  das  Stehen  und  Gehen 
ganz  unentbehrlichen  Elemente. 

D.  Die  funktionellen  Störungen,  welche,  sei  es  wegen  des  Verla»tes  der  Bewegungen  eines 
Gliedes  oder  seiner  wesentlichen  Teile,  den  in  den  yorhergehenden  Absätzen  bezeichneten 
Verstümmelungen  gleichzaachten  sind. 

E.  Die  völlige  Tanbheit. 

F.  Der  -Verlust  eines.  Auges  oder  seiner  Sehkraft 

G.  Die  einfachen  oder  doppelten  Leisten-  oder  Schenkelbrüche. 

Art.  10. 
Die  dauernd  teilweise  ArbeitsunßLhip^keit  ist  als  yöllige  in  folgenden  Fällen  anzusehen: 

1.  Wenn  außer  der  Verletzung  emes  in  den  Fällen  teil  weiser  Arbeitsunfilhigkeit  be- 
schriebenen Gliedes  als  Unfallsfolge  noch  Verletzungen  an  den  anderen  Gliedern 
bestehen,  welche  zusammen  mit  den  nachstehend  bezeichneten  Verletzungen  abge- 
schätzt im  ganzen  50  ^/^  Vermindening  an  Arbeitsfähigkeit  ergeben. 

2.  Wenn  diese  Verminderung  an  ArbeitsfiUiigkeit  für  die  naohbezeichneten  Verletzungen 
im  ganzen  42  ^/^  ausmacht  und  der  Arbeiter  über  60  Jahre  alt  ist. 

3.  Wenn  diese  Verminderung  der  ArbeitsflUiigkeit  für  die  nachbezeichneten  Verletzungen 
im  ganzen  86%  ausmacht  und  der  Arbeiter  über  60  Jahre  alt  ist 

4.  In  diesen  drei  JBrlllen  ist  die  Summe  der  Einbußen  um  2  %  zo  mindeni,  wenn  es  sich 
um  eine  Frau  handelt. 

Art  II. 
In   den  im   yorhergehenden  Artikel  bezeichtteten  Fällen  und  in   den  Fällen   des  Art  4 
Nr.  2  des  Gesetzes  ist  die  Art  der  Erwerbsanfthigkeit  für  das  Becht  auf  Entschädigung  unter 
Berücksichtigung  der  Ausübung  der  gewofaikten  Beschäftigong  zu  bestimmen. 

Art  12. 
Wenn  der  Arbeitgeber  den  Arbeiter  nach  dem  Unfall  nicht  in  die  Arbeitsart  oder  -grnppe, 
der  er  zur  Zeit  des  Unffdls  angehörte,  zurücknimmt,  sind  als  dauernd  teilweise  Arbeitsunfäliigkeit 
alle  nicht  im  Art.  9  aufgezählten  Verletzungen  anzusehen. 

Art  13. 

In  Betracht  der  Ausführung  der  Bestimmungen  des  yorhergehenden  Artikels  kann  der 
Arbeitgeber  den  Fall  des  Arbeiters  als  endgültigen  oder  als  yorläuSgen  gelten  lassen. 

Im  letzteren  Fall  ist  die  endgültige  Lage  des  Arbeiters  binnen  sechs  Monaten  von  dem 
Zeitpunkt  ab  zu  bestimmen,  wo  sie  als  vorläufig  zugelassen  worden  ist. 

Art  14. 

Für  die  Anwendung  der  in  den  vorstehenden  Artikeln  vorgesehenen  Vorschriften  ist  die 
nachstehende  Tafel  anzuwenden,  deren  Ausdrücke  bezeichnen: 

Definido,  ansgc^lrückt  durch  D  bezeichnet,  daß  die  Verletzung  schon  an  sich  eine 
dauernde  Arbeitsunfähigkeit  begründet. 

V  a  1 0  r  a  d  0 ,  ^Lß  die  v  erletzung  als  Zuschlag  in  der  Berechnung  für  die  Bestimmung 
der  dauernd  völligen  Arbeitsunfähigkeit  dienen  kann. 

Tafel  zur  Abschätzung  der  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit. 

Definido.    Valorado. 

Völliger  Verlust  des  Armes {  m^^ D 

„         n   Vorderarmes.     .     .  {'^'  '         ;    ;  ;    ;    ;    ]    g 

f  recht« D 


^       der  Hand {'y^^^ P 

Zaoher,  Di«  Arbettoirenlohenmg  in  Spanien.  4 
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Definido.    Valorado. 
Völliger  Verlust  des  Daumens  .    .    .    .  { ^^^ ^  g^o/ 

„         .    Zeigefingers  .    .    .  {^  [    .'    !    !    !    !    '.    !    !    !    ]    !    '.    !     S?: 

r    n  2.DaumengHedes  .{fgf '  ::;:;::;::::;  ^fo'ii 

1  Mittelfinger 9% 
Ringfinger 9% 
Klemfinger n\ 
ftnd      6% 

Völliger  Verlust  eines  Suskels D 

„     Beines D 

„     Fußes D 

^  „        einer  Zehe 6% 

„  j,        eines  Auges D  42% 

VöUiffe  Taabheit .    .    D 

Taubheit  eines  Ohres 127^ 

Leisten-  oder  Schenkelbruch  { ^hSSch D  12«/* 

Art  16. 
Im  Institut  für  soziale  Beformen  ist  ein  Begister  über  die  erklärten  Arbeitsunfthigkeiten 
zu  führen,  nach  einem  Fächersystem  mit  alphabetisch  geordneten  Sondemodzen,  und  man  soll  dÜe 
Bechtsgttltigkeit  der  Tatsachen  erleichtem,  wenn  irgendein  BeteiMgter  es  für  ii^ndeine  streitige 
Angelegenheit  beanspruchen  sollte. 


Beriehtig^iig. 

Auf  Seite  10  im  drittoi  Absatz  lies:   Aleojftu  statt  Alooyaa. 


Digitized  by 


Google 


>^  hiibslaric.  ^ 


Dr.  Zacher, 

Kaiserlicher  Geheimer  Regieningsrat. 
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Die  Arbeiterversicherung  in  Norwegen 

2.  Nachtrag  zu  Heft  III. 
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I— II:  ,,Kranken-  und  Unfallversicherung*' 
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E.  Qvigstad, 
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1.  Nachtrag.   2.  Teil. 


L  Krankenyersidiemiig. 

Im  Heft  ma  (S.  3/4;  s.  auch  Heft  lU  S.  76)  ist  über  die  von  der  1894  er 
„parlamentarisehen  ArbeiterkommissioD^'  unter  dem  2.  bzw.  8.  Dezember  1899  ein- 
gereichten Vorschläge,  betr.  einen  ^Gesetzentwurf  über  Inyaliditäts-  und  Alters- 
Versicherung  für  das  norwegische  Volk^,  sowie  über  den  als  Minderheitsvorschlag 
vorgelegten  „vorläufigen  Gesetzentwurf  über  Kranken-,  Alters-  samt  Invaliditäts- 
und Unfallversicherung"  berichtet  worden.  Noch  bevor  die  Kommission  ihre  Arbeit 
beendet  hatte,  war  von  ihr  die  Frage  angeregt  worden,  ob  es  nicht  zweckmäßig 
erscheinen  würde,  ihren  Auftrag  auf  die  Anordnung  einer  Krankenver- 
sicherung nebst  entsprechender  Revision  des  bestehenden  Unfallversicherungs- 
gesetzes auszudehnen.  Das  Budgetkomitee  des  Storthings  glaubte  indessen,  davon 
Abstand  nehmen  zu  müssen,  weil  die  Konmiission  in  diesem  Falle  ihren  Entwurf 
zum  Kranken-  und  Unfallversicherungsgesetz  auf  der  Grundlage  des  noch  in  Vor- 
bereitung befindlichen  Entwurfes  zum  Invali^itäts-  und  Altersversicherungsgesetze 
aufbauen  müßte.  Sollte  dann  der  Fall  eintreten,  daß  das  Storthing  den  letzteren 
Entwurf  ablehnte,  so  würde  der  von  der  Kommission  inzwischen  ausgearbeitete 
^Entwurf  zur  Kranken-  und  Unfallversioherung  auf  unrichtigen  Voraussetzungen 
aufgebaut  und  demnach  völlig  zwecklos  sein.  Außerdem  glaubte  der  Ausschuß, 
bevor  er  sich  zu  einer  Erweiterung  des  Auftrags  im  obigen  Sinne  entschließen 
könnte,  zunächst  die  Hauptgrundsätze,  welche  die  Kommission  bei  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung  zu  befolgen  beabsichtigte  und  in  ihrer  bezüglichen  Eingabe 
kurz  dargelegt  hatte,  gründlich  prüfen  zu  müssen.  Dazu  hatte  der  Ausschuß  aber 
keine  Zeit  Durch  Beschluß  vom  22.  Mai  1899  wurde  daher  der  Antrag  der 
Kommission  vom  Storthpg  abgelehnt  Als  nun  im  Dezember  1899  der  Gesetz- 
entwurf betr.  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vorlag,  waren  allerdings  die  Ein- 
wünde  gegen  dieUebertragung  des  erweiterten  Auftrags  an  die  Kommission  hin- 
fällig geworden,  aber  es  wurde  doch  für  das  Zweckmäßigste  erachtet,  eine  neue 
Kommission  zur  Bearbeitung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  einzu- 
setzen, und  dies  geschah  durch  Beschluß  des  Storthings  vom  5.  Juni  1900  (s.  Heft 
lUa  S.  3). 

Diese  „zweite  parlamentarische  Arbeiterkommission",  in  welche  die  Mehr- 
zahl der  Mi^lieder  der  ersten  Kommission  hineingewählt  wurde,  erhielt  den 
Auftrag,  einen  Entwurf  zum  Gesetz  über  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung auszuarbeiten  und  daneben  das  bestehende  Gesetz  über  die  Unfall- 
versicherung entsprechend  zu  revidieren,  alles  unter  Berücksichtigung 
eines  kommenden  Gesetzes  über  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung. Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  dieser  letztere  Zusatz  zu  dem  Auf- 
trag die  Arbeit  der  Kommission  erheblich  erschwert  hat,  und  wenn  man  die  ein- 
zelnen Bestimmungen  des  später  erfolgten  Entwurfes  genauer  durchsieht,  so  wird 
man  sehr  bald  darüber  klar  sein,  daß  die  Rücksichtnahme  auf  die  nachträgliche 
Organisation  einer  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  ihre  tiefen  Spuren  hinter- 
lassen bzw.  die  Vereinfachung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  nachteilig  be- 
einflußt hat  Die  Kommission  trat  unter  dem  1.  Oktober  1900  zusammen,  schloß 
ihre  Arbeiten  anfangs  1902  ab  und  reichte,  wie  schon  im  Heft  lU  a  a.  a.  0.  erwähnt 
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ist,  onterm  21.  März  1902  einen  „Gesetzesentwnrf  über  Kranken-  nnd 
Unfallversicherung"  ein,  welcher  alsdann  von  der  Regierung  den  ver- 
schiedenen Korporationen  zur  Begutachtung  vorgelegt  wurde.  Die  einzelnen  Gut- 
achten stimmen  fast  alle  darin  überein,  daß  die  Bestimmungen  des  Entwurfes 
sowohl  in  organisatorischer  wie  in  technischer  Beziehung  zu  umständlich  und  zu 
verwickelt  sind,  um  mit  £rfolg  zur  Verwirklichung  gelangen  zu  können.  Daneben 
hegte  man  großes  Bedenken  wegen  der  Verwaltungskosten,  über  deren  voraussicht- 
liche Höhe  allerdings  kein  Voranschlag  vorlag;  aber  es  ließ  sich  doch  wohl  an- 
nehmen, daß  dieselben  ganz  namhafte  Beträge  verschlingen  würden.  Auf  Grund 
dieser  Bedenken  und  als  zudem  auch  der  vorerwähnte  Entwurf  über  Invaliditäts- 
und Altersversichenmg  keinen  Beifall  fand,  nahm  die  Begierung  von  der  weiteren 
Bearbeitung  des  Entwurfes  Abstand. 

Indes  ließ  sich  das  stetig  wachsende  Verlangen  nach  einem  Kranken- 
versicherungsgesetz  zur  Ergänzung  der  Unfallversicherung  nicht  abweisen,  und 
weil  es  ganz  zwecklos  erschien,  auf  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
noch  länger  zu  warten,  entschied  sich  das  Storthing  für  die  sofortige 
Ausarbeitung  eines  Krankenversicherungsgesetzes  und  faßte  zu  diesem 
Behufe  unterm  7.  Mai  1907  den  folgenden  Beschluß:  „Die  Regierung  wird 
ersucht,  dem  nächsten  Storthing  eine  königliche  Proposition  vorzulegen  betr. 
Gesetz  über  Krankenversicherung,  aufgebaut  auf  Versicherungspflicht  für  alle  Arbeiter 
und  Angestellte,  welche  gegen  Lohn  in  öffentlichem  oder  privatem  Dienste  beschäftigt 
sind  und  einen  Lohn  beziehen,  welcher  eine  im  Gesetze  festzusetzende  Höchstgrenze 
nicht  übersteigt.  Die  mit  der  Krankenversicherung  verknüpften  Kosten  sind  von 
den  Versicherten  zu  tragen,  mit  Zuschuß  vom  Staate.  Inwieweit  und  gegebenen- 
falls in  welchem  Maße  die  Gemeinden  und  die  Arbeitgeber  zur  Zuschußleistung 
herangezogen  werden  sollen,  ist  bei  der  Vorbereitung  der  Sache  mit  in  Erwägung 
zu  ziehen.^  Zur  Ausführung  dieses  Programms  wurde  vom  Handels-  und  Industrie- 
ministerium unterm  8.  Juni  1907  ein  aus  drei  —  später  vier  —  Mitgliedern  be- 
stehendes Komitee  eingesetzt,  für  welches  das  oben  bezeichnete  Mandat  durch 
Verfügung  des  Ministeriums  vom  gleichen  Datum  dahin  erweitert  wurde,  daß  die 
aus  dem  eventuellen  Krankenversicherungsgesetz  sich  als  notwendig  ergebenden 
Abänderungen  in  dem  bestehenden  Unfallversicherungsgesetz  in  Gesetzesform  mit 
zu  formulieren  seien.  Das  Komitee  trat  am  17.  Juli  1907  zu  seiner  ersten  Sitzung 
zusammen. 

Was  den  im  Jahre  1902  vorgelegten  „EJntwurf  zum  Gesetz  über  Kranken- 
und  Unfallversicherung^  anbetrifft,  so  dürfte  derselbe  nunmehr  lediglich  historisches 
Interesse  besitzen,  und  eine  vollständige  Wiedergabe  der  einzelnen  Bestimmungen 
würde  schon  aus  diesem  Grunde  sich  kaum  verlohnen.  Wenn  indessen  in  nach- 
stehendem die  Grundzüge  der  geplanten  Versicherung  kurz  dargestellt  werden,  so 
geschieht  es,  weil  der  Entwurf  so  viele  eigenartigen,  von  den  entsprechenden  Gesetz- 
gebungen anderer  Länder  abweichenden  Bestimmungen  enthält,  daß  man  wohl  sagen 
kann,  daß  er  einen  selbständigen  Versuch  zur  Lösung  der  schwierigen  Frage  der 
Verschmelzung  der  beiden  Versicherungsarten  bildet  und  hiemach  ein  allgemeineres 
Interesse  bieten  dürfte. 

Hauptinhalt  des  Gesetzentwurfes  über  Kranken-  und 
Unfallversicherung  vom  21.  März  1902. 

A.  Krankenversicherung.  1.  Umfang  der  Versicherungspflicht 
Der  Versicherungspflicht  unterliegen 

a)  Arbeiter,  welche  in  einem  unter  das  Uofallversicherungsgesetz  fallenden 
Betriebe  oder  in  einem  Handwerksbetriebe,  wenn  dieser  auch  nicht  Unfall  versiche- 
rungspflichtig ist,  beschäftigt  sind;  im  letzteren  Falle  jedoch  nur,  insofern  der 
Arbeiter  im  Dienste  eines  Arbeitgebers  oder  eines  Meisters  steht; 

b)  Beamte  oder  Angestellte  im  Dienste  des  Staates  oder  der  Gemeinden, 
sowie  im  Privatdienste  Angestellte,  wenn  sie  festen  Lohn  beziehen.  Lehrlinge  und 
Volontäre  sind  Angestellte  im  Sinne  des  Gesetzes  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
Lohn  beziehen  oder  nicht. 
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Als  leitendes  Grundprinzip  ist  aufgestellt,  daß  der  Umfang  der  Krankenyer- 
sichenmg  in  erster  Reihe  durch  die  Unfallversichening  bestimmt  sein  soll.  Die 
Krankenversicherung  soll  Organ  der  letzteren  sein  and  in  allen  Pmikten  mit 
derselben  zusammen  wirken. 

Die  Versicherungspflioht  tritt  nicht  ein  —  und  das  gilt  sowohl  der  Kranken- 
wie  der  Unfallversicherung  — ,  wenn  es  sich  nur  um  eine  gelegentliche  Hand- 
reichung handelt  oder  die  Arbeit  nicht  ein  volles  Tagewerk  erreicht^). 

Ausgeschlossen  von  der  Versicherung  sind  die  Seeleute  und  Fischer, 
die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  das  Gesinde.  Eine  Minderheit 
der  Kommission  wollte  das  Gesinde  und  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  mit  ein- 
beziehen, aber  ihr  Vorschlag  fand  keinen  Beifall  bei  der  Mehrheit.  Was  das  Ge- 
sinde anbelangt,  so  trug  dazu  neben  dem  Umstände,  daß  nach  dem  Armengesetz 
der  Dienstherr  im  Krankheitsfalle  die  Versorgungspflicht  für  die  ersten  vier  Wochen 
zu  tragen  hat,  auch  noch  die  Elrwägung  bei,  daß  der  Krankenprozentsatz  bei  dem 
Gesinde  sich  durchgehend  viel  niedriger  stelle  als  bei  den  Arbeitern.  Infolge  an- 
gestellter Berechnungen  fielen  auf  die  beiden  Kategorien  die  folgenden  Krankentage 
pro  Jahr: 


Männer 

F 

raaen 

in  den  Städten: 

a)  Arbeiter 

5,5—6,6 

6,1 

b)  Gesinde 

4,3 

2,9 

auf  dem  Lande: 

&)  Arbeiter 
b)  Gesinde 

4,3 

6,0 

1,3 

1,8. 

Nach  Ansicht  der  Mehrheit  wäre  es  ungerecht,  eine  zahbeiche  Klasse  der 
Bevölkerung  mit  so  ausgeprägtem  abweichenden  Morbiditätsrisiko  in  andere  Klassen 
mit  drei-  bis  vierfachem  Risiko  zu  gleichen  Versicherungsbedingungen  einzufügen. 
Bei  einem  eventuellen  Gesetze  müsse  auf  die  Morbidität  auch  Rücksicht  genommen 
werden,  und  dazu  seien  eingehende  Untersuchungen  erforderlich,  welche  eine  längere 
Zeit  in  Anspruch  nehmen  und  somit  die  Vollendung  der  Kommissionsarbeit  erheblich 
verzögern  würden.  Die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  aber  fallen  im  großen  und 
ganzen  nicht  unter  die  Unfallversicherung,  und  eine  Krankenversicherung  würde 
für  dieselben  erst  dann  in  Betracht  kommen  können,  nachdem  die  Ausdehnung  der 
Unfallversicherung  auf  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  zur  Verwirklichung  gelangt 
wäre.    Vorläufig  aber  würde  davon  abgesehen. 

Des  ferneren  kommt  die  Versicherungspflicht  für  solche  Personen  in  Wegfall, 
welchen  entweder  a)  Unterstützung  durch  freiwillige  Versicherung  in  einer  öffent- 
lichen oder  genehmigten  Krankenkasse  oder  anderweit  —  im  letzteren  Falle  in  der 
im  Gesetze  festgesetzten  Höhe  —  zugesichert  ist  oder  b)  Recht  auf  das  volle  Gehalt 
während  der  ersten  drei  Monate  der  Krankheit  zusteht.  Für  Personen,  welche 
unfallversichert  sind,  kommt  die  Pflicht  zur  Krankenversicherung  nur  dann  in  Weg- 
fall, wenn  sie  freiwillige  Versicherung  gemäß  dem  Krankenversicherungsgesetz  ge- 
nommen haben.  Eine  Beschränkung  der  Versicherungspflicht  auf  eine  bestimmte 
Maximalhöhe  des  Lohnbezuges,  wie  sie  im  deutschen  Krankenversicherungsgesetz 
§  2b  vorgesehen  ist,  kennt  der  Entwurf  nicht. 

2.  Freiwillige  Versicherung.  Wenn  eine  versicherungspflichtige 
Person  auf  Grund  veränderter  Arbeitsverhältnisse  aus  der  Krankenkasse  aus- 
scheidet, so  kann  sie  die  Versicherung  unverändert  fortsetzen,  falls  sie  unmittelbar 
vorher  drei  zusammenhängende  Jahte  hindurch  Mitglied  einer  öffentlichen  oder 
einer  genehmigten  Krankenkasse  war  und  durch  ärztliches  Zeugnis  gute  Gesund- 
heit nachzuweisen  vermag.  Die  Anmeldung  muß  spätestens  binnen  fünf  Tagen 
nach  dem  Austritt  dem  Vorstand  der  Kasse  eingereicht  sein.  Auch  andere  nicht 
versicherungspflichtige  Personen  können  der  Krankenkasse  an  ihrem  Wohnorte  bei- 


*)  Damit  dürfte  wohl  die  Beschäftigung  auf  Grund  eines  Arheitsvertrages,  nicht  das  bloße 
Faktum  der  Beschäftigung  gemeint  sein. 
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tretciD;  nach  erbraohtem  Gutachten  eines  von  der  Kasse  genehmigten  Arztes,  daß 
sie  bei  yoller  (Tesundheit  sind. 

Die  öffentliche  Krankenversicherung  würde  sonach  zwei  Hauptgnippen  von 
Versicherten  upifassen,  die  gezwungeuen  und  die  freiwilligen.  Die 
Bechtsstellnng  dieser  beiden  Gruppen  ist  Wesentlich  verschieden.  Die  gezwungenen 
Mitglieder  sind  versichert  kraft  des  Gesetzes  von  dem  Augenblick  an,,  wo  k\e  in 
ein  unter  die  Versicherungspfiicht  fallendes  Arbeitsverhältnis  eintreten ;  es  ist  dabei 
ohne  Belang,  ob  eine  Anieige,  ?su  deren  Erstattung  der  Arbeitgeber  verpflichtet 
dein  soll,  eingegangen. ist  oder  nicht  Die  Versicherung  hört  auf  mit  dem  Ablauf 
der  Woche,  in  welchem  der  Versicherte  aus  dem  die  Versicherungspflicht  be- 
dingenden Arbeitsverhältnis  wieder  ausgetreten  ist  Um  indessen  den  Unzuträglich- 
kdten,  welche  aus  dieser  Ordnung  fttr  die  grofie  Zahl  der  Tagelöhner  und  Saison- 
arbeiter sich  ergeben  müssen,  möglichst  Einhalt  zu  tun,  hat  der  Entwurf  die  Kon- 
tmuität  der  Versicherung  dadurch  ermöglicht,  daß  in  allen  Fällen,  in  welchen  das 
Arbeitsverhälthis  nicht  mindestens  vier  Wochen  dauert,  Beitrag  ihlr  diesen  Zeit- 
raum doch  zu  zahlen  ist  Die  Versicherung  erstreckt  sich  demnach  auf  mindestens 
vier  Wochen  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  das  Mitglied  inzwischen  aus  dem  ver- 
sicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis  ausgeschieden  ist 

Bei  der  freiwilligen  Versicherung  hat  das  Mitglied  die  Anm^dung  selbst 
zu  besorgen  und  Beitrag  für  je  vier  Wochen  zu  entrichten.'  Erfolgt  die  Zahlung 
nicht  innerhalb  dieser  Frist,  so  erlischt  seine  Versicherunff.  Wiederaufnahme  kann 
erst  dann  stattfinden,  nachdem  das  Mitglied  den  schuldigen  Beitrag  bezahlt  und 
neues  ärztliches  Gutachten  beigebracht  hat  Erkrankt  das  Mitglied  in  der  Zeit,  für 
welche  es  mit  dem  Beitrag  im  Rückstand  ist,  so  erhält  es  nur  dann  Unterstützung, 
wenn  es  unmittelbar  vorher  mindestens  26  Wochen  hindurch  Beiträge  an  die  Kasse 
entrichtet  hat  War  das  Mitglied  mehrere  Ja,hre  lang  freiwilliges  Mitglied  einer 
öffentlichen  Krankenkasse,  so  kann  von  dieser  Bestimmung  Ausnahme  gemacht 
werden. 

Ist  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  an  der  fehlenden  Beitragszahlung  schuld, 
so  kann  die  Kasse  die  Zahlung  über  die  genannten  vier  Wochen  hinaus  verschieben 
oder  Abschlagszahlung  gestatten. 

Recht  auf  £4Dtschädigung  tritt  für  da3  freiwillige  Mitglied,  opfern  es  nicht  zur 
.anmittelbaren  Fortsetzung  der  Zwangsversicherung  auf  freiwilligem  Wege  berechtigt 
ist,  erst  mit  dem  Ablauf  der  achten  Woche  nach  ^olgter  Anmel4ungjein.  Bejbrems 
Abmeldung  findet  sich  ip  Entwurf  keine  Bestimmung.  Das  Mitglied  kann  aber 
seinen  Austritt  lediglich  dadurch  bewirken^  daß  e^,  mit  dem  Beitrag  aust)ieibt 

.,Hat  ein  freiwillig  Versicherter  die  Aulnah^ie  in  eine  Krai^enk£\8S.e  durch 
falsche  Angaben  oder  durch  Verschweigung,  für  di^  Aufnahme  auj^chlaggebendi^ 
Verhältnissie  erworben,  so  geht  er  jedes  Anspruchs  auf  Entschädigung  verlustig  und 
er  kann  außerdem  zu  Strafe  und  tErsatzleistung  nach  den  dafür  geltenden .  Re^^hts- 
regeli^  herangezogen  werden.  Es  steht  dem  Vorstand  der  Krankenkasse  ip,. diesem 
„Falle  frei,   ihn   von  der  weiteren  Beteiligung  an  der  Versicherung  auszuschließei^. 

Die  freiwillig  Versicherten  tteten  in  die  für  die  versicherungspflichtigen  üit- 
glieder  aufgestellten  Lohnkiaasen  ein  und  zahlen,  falls  sie  das  Alter  von  40  JaJiiren 
bei  der  Anjiieldung  noch  nicht  eneicht  haben,  die  für  diese  Lohnklassen  fest- 
gesetzten Beiträge.  Sind  die  freiwillig,  Versicherten  beim  Eintritt  über  40  Jahre 
.^ty  so,  sind  die  Beiträge  nacl\  einem  vom.Reichsversicherupgpamt  unter  Berück- 
jaiobtigung  des  mit  jed^m  Eintrittsalter  verbundenen  Risikos  aufzustellenden  Tarif 
zu  bemessen.     .         , 

,    In  die  freiwillige  Versicherung  können  gegen  entsprechende  Beiträge  auch 
die  Angehörigen  des  Versicherten  mit  einbezogen  werden. 

\  3.;  Anoneldung  und  Beitragszahlung.  Der  Arbeitgeber,  welcher 
eine  versiiehetfungspfliiihtige  Person  in  seilien  Diänst  nimmt,  hat  — r  in  den  Städten 
binnen  dri»i  Tagen  und  auf  dem  Lande  binnen  fünf  Tagen  -r  beaOlgliche  Anzeige 
an  die  öffentliche  Krankenkasse  zu  erstatten  oder  bei  derselben  nachzuweisen,  daß 
die  betreffende  Person  auf  andere  Weise  .ihrer  Versicherungspflicht  genügt  hat 
Die  Pflicht  zur  Anzeige  kommt  in  Wegfall  für  die  Zeit,  für  welche  Beitrag  naoh- 
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weislioh  geleistet  Worden  ist.  Aach  der  Alistritt  aus  dem  Dienste  ist  vom  Arbeit- 
geber innerhalb  der  vorgennannten  Zeitfiisten  anzuzeigen. 

Wie  kann  nun  der  Arbeitgeber  zn  jeder  Zeit  wissen^  wann  and  für  welche 
Personen  ihm  eine  Anzeigepflioht  obliegt?  Das  soll  wb  dem  Erankenkassen- 
buch  ersichtlich  sein,  welches  dem  Mitglied  bei  der  ersten  Anmeldung  aas- 
gebändigt wird  and  genaue  Auskunft  dartlber  geben  soll,  welchen  Krankenkassen 
das :  Mitglied  frtther  zngehOrt  hat,  welche  Unterstützungen  ihm  bish^  gewährt 
worden  sind,  sowie  über  das  Alter  bei  dem  Uebergang  von  der  einen  Rasse  in 
die  andere. 

Die  Beiträge  sollen  die  Mitglieder  selbst  tragen.  Zu  diesem  Zwecke  sind 
im  Entwutfe  die  tolgeüden  Lohnklassen  aufgestellt: 


Jabreslohn 
Kr.») 

Tagelohn, 

nMh  welebem  die  Bettrilge  so- 
rechneu  aind- 

Kr. 

1.  Klasse 

300—  399 

1.— 

2.        « 

400—  499 

1.20 

3.        „ 

500—  599 

1.50 

4.        „ 

600—  699 

1.80 

5.        „ 

700—  799 

2.15 

6.        „ 

800—  899 

2.50 

7.        „ 

900—  999 

2.85 

8.        „ 

1000—1099 

3.20 

9.        „ 

1100—1199 

3,60 

10.        „ 

1200  u.  darüber 

4.— 

In  die  obigen  Lohnklassen  sind  die  Mitglieder  nach  Maßgabe  ihres  Jahres- 
lohnes einzustellen.  Läßt  sich  der  Jahreslohn  nicht  ermitteln,  so  soll  derselbe  auf 
das  12  fache  des  Monatslohnes,  oder  SOfache  des  Wo9henlohne8,  oder  300 fache  des 
Tageslohnes  festgesetzt  werden.  Für  die  Berechnung  kommen  auch  Natural-  und 
andere  Extrabezüge  mit  in  Betracht;  die  Höchstgrenze  bildet  der  Jahreslohn  Von 
1200  Kr.  und  der  Tagelohn  von  4  Kr. 

Die  Prozentsätze  für  die  Berechnung  der  Beiträge  sind  im  Entwürfe  nicht 
festgesetzt  worden;  sie  sollen  iaber  derart  bemessen  werden,  daß  die  gesamten 
Beiträge  nebst  anderweitigen  Einnahmen  zur  Deckung  der  Entschädigungen'  und 
der  Verwaltungskosten  sowie  zur  Anlegung  eines  Reservefonds  in  Höhe  von  10% 
der  Jahresbeiträge  voll  und  ganz  ausreichen;  dann  kommen  die  spätel^  zu  er^ 
wähnenden  gemeinsamen  Fonds  noch  hinzu. 

Der  Arbeitgeber  soll  verpflichtet  sein,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Mitglied 
in  einer  öflfentlichen  Krankenkasse  oder  anderswo  versichert  ist,  bei  jeder  Lohn^ 
kahlung  die  gesetzlich  bestimmten  Beiträge  vom  Lohne  abzuziehen  und  an  die 
Zuständige  Kasse  abzuführen. 

Verabsäumt  der  Arbeitgeber  die  vorgeschriebene  Anmeldung,  so  kann  er  mit 
Geldstrafe  belegt  werden;  außerdem  hat  er  für  die  Pflichtigen  Beiträge  sowie  für 
Ausgäben,  die  der  Elrankenkass^  anläßlich  einer  vor  der  Anmeldung  eingetretenen 
Krankheit  entstanden  sind,  aus  eigenen  Mitteln  aufzukommen.  Eine  Minderheit 
def  Kommission  hat  diese  Beötimmung  für  zu  streng  erachtet  und  will  nur  Geld- 
strafe in  Anwendung  gebracht  sehen. 

Tritt  eine  Veränderung  in  dem  Lohnbezug  der  versicherten  Person  ein,  derart, 
daß  dieselbe  in  eine  andere  Lohnklasse  einzureihen  ist,  so  hat  der  Arbeitgeber 
am  ersten  Lohntage  darüber  Anzeige  zu  machen;  zitfällige  und  vorübergehende 
Aenderungen  kommen  aber  dabei  nicht  in  Betracht. 

*)  8  Kronen  (k  100  Gere)  =  9  Reichsmark. 
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4.  Zasatzversichernng.  Dnrch  Statat  kann  bestimmt  werden,  dafi 
die  Mitglieder  einer  Krankenkasse  berechtigt  sein  sollen,  gegen  entsprechend  er- 
höhte Beiträge  sich  einen  Zusatz  zn  den  im  Gesetze  vorgesehenen  Krankengeldern 
zu  sichern,  und  zwar  bis  zur  Höhe  von  15  ^o  des  für  jede  Klasse  festgesetzten 
Tagelohns.  Femer  soll  es  Personen,  deren  Jahreslohn  den  Betrag  von  1200  Kr. 
übersteigt,  gestattet  sein,  sich  weitere  Krankengelder  in  Höhe  von  60 — 70  ^/^  des 
den  Betrag  von  1200  Kr.  übersteigenden  Teils  ihres  Jahreslohns  zu  sichern,  jedoch 
mit  der  Maßgabe,  daß  derjenige  Betrag,  welcher  der  Berechnung  der  gesamten 
Krankengelder  zugrunde  zu  legen  ist,  höchstens  1800  Kr.  pro  Jahr  oder  6  Kr. 
pro  Tag  ausmachen  darf. 

Die  oben  erwähnte  Z  u  s  a  t  z  Versicherung  ist  hinsichtlich  der  Rechnungs- 
legung und  der  Verwaltung  der  Mittel  von  den  übrigen  Versicherungen  getrennt 
zu  führen.     Die  Statuten   müssen  vom  Reichsversicherungsamte  genehmigt  werden. 

5.  Entschädigungsleistungen.     Dieselben  umfassen: 

a)  freie  ärztliche  Hilfe  vom  ersten  Tage  der  Krankheit  an; 

b)  im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  Krankengeld  vom  vierten  Tage  ab  oder, 
wenn  die  Arbeitsunfähigkeit  erst  später  eintritt,  von  dem  betreffenden  Tage  an. 

Das  Krankengeld  beträgt  60^0  ^^^  ^^Ir  die  betreffende  Klasse  festgesetzten 
Tagelohns.  Sonntage  werden  nicht  eingerechnet.  Ist  die  erkrankte  Person  auch 
anderswo  versichert,  so  kommt  das  Recht  auf  Krankengeld  in  der  Krankenkasse 
für  denjenigen  Betrag  in  Wegfall,  um  welchen  die  Krankengelder  nach  den  beiden 
Versicherungen  75  ^^^  des  Arbeitslohnes  übersteigen. 

c)  Erfordert  die  Krankheit  chirurgische  Behandlung,  so  soll  die  Kranken- 
kasse die  Verbandssachen  und  die  bei  der  chirurgischen  Behandlung  vom 
Arzte  verordneten  Arzneien  bezahlen.  Sonst  sind  Arzneien  von  der  Kranken- 
versicherung ausgeschlossen.  Recht  auf  solche  steht  nur  den  gleichzeitig  unfall- 
versicherten Personen  zu,  falls  die  Krankheit  durch  einen  Betriebsunfall  ver- 
ursacht worden  ist  Das  gleiche  gilt  auch  für  unfallversicherte  Personen,  die  an 
akuter  oder  chronischer  Vergiftung  erkrankt  sind*). 

d)  Wird  der  Erkrankte  im  Krankenhause  untergebracht,  so  soll  ihm 
freie  Kur  und  Verpflegung  gewährt  werden.  Hat  er  Familie  oder  Angehörige, 
deren  Unterhalt  nachweislich  von  ihm  bestritten  wurde,  so  ist  denselben  Unter- 
stützung in  Prozenten  des  Tagelohnes  nach  den  für  die  Rentenbemessung  ge- 
gebenen Regeln  zu  leisten. 

e)  Wöchnerinnen  erhalten  Krankengeld  während  der  ersten  vier  Wochen 
nach  der  Entbindung,  falls  sie  im  versicherungspflichtigen  Betriebe  beschäftigt 
waren.  Diese  Unterstützung  ist  jedoch  davon  abhängig,  daß  die  betrefiende  Person 
mindestens  ein  Jahr  Mitglied  der  Kasse  war.  Eine  Minderheit  der  Kommission 
hat  vorgeschlagen,  daß  auch  die  freiwillig  Versicherten  unter  Bedingung 
derselben  Wartezeit  Unterstützung,  aber  nur  während  der  ersten  zwei  Wochen 
nach  der  Entbindung,  erhalten  sollen. 

f)  Die  Leistungspflicht  der  Kassen  soll  26  Wochen,  gerechnet  von  dem 
Tage,  an  welchem  die  Zahlung  von  Krankengeld  anfing,  umfassen.  Personen, 
welche  ununterbrochen  oder  im  Verlaufe  von  zwölf  Monaten  in  ein  und  derselben 
Krankheit  Unterstützung  während  26  Wochen  oder  darüber  genossen  haben,  sollen 
in  einem  neuen  innerhalb  der  darauffolgenden  ersten  sechs  Monate  eingetretenen 
Krankheitsfalle,  falls  derselbe  auf  die  erste  Krankheit  zurückzuführen  ist,  zur 
weiteren  Unterstützung  nur  für  einen  Zeitraum  von  13  Wochen  berechtigt  sein. 

Ist  die  Krankheit  durch  einen  unter  das  Unfallversicherungsgesetz  fallenden 
Betriebsunfall  verursacht  worden,  so  hat  der  Verletzte  Recht  auf  Kranken- 
unterstützung nach  den  vorstehenden  Regeln  bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens. 

Recht  auf  Krankengeld  und  auf  freie  Krankenhauspflege  kann  dem  Versicherten 
entzogen  werden,  wenn  er  die  Krankheit  vorsätzlich  oder  durch  ungebührliches 
Verhalten  (z.  B.  durch  Trunksucht,  Ausschweifungen  u.  dgl.)  herbeigeführt  hat. 
Die  näheren  Bestimmungen  darüber  sollen  in  den  Statuten  enthalten  sein. 


^)  Ueber   die  Beteiligung   der   Unfallversicherung   an   den   Arzneikosten   siehe   „UnfaU- 
versicherung"  S.  7/13. 
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Betreffs  ÄDmeldoDg  der  Krankheitsfälle  darf  kurz  erwähnt  werden,  daß  es 
dem  Versicherten  obliegt,  dieselbe  zn  besorgen,  nnd  zwar  direkt  an  die  zuständige 
Krankenkasse,  wenn  es  sich  nm  eine  Krankheit  handelt;  bei  Betriebsunfällen  hat 
der  Verletzte  sowohl  dem  Arbeitgeber  wie  dem  Aufsichtsbeamten  bezügliche  An- 
zeige zu  erstatten.  Unterläßt  er  dies  ohne  triftigen  Grund,  so  kann  ihm  das 
Krankengeld  ganz  oder  teilweise  entzogen  werden.  Nach  dem  bestehenden  Unfall- 
versicherungsgesetz obliegt  die  Anzeige  lediglich  dem  Arbeitgeber,  und  es  kommt 
vielfach  vor,  daß  angeblich  Verletzte  erst  nach  Monaten  oder  auch  nach  Jahres- 
frist sich  mit  Ansprüchen  auf  Entschädigung  einfinden  —  sehr  oft  in  der  Form,  daß 
sie  eine  später  eingetretene  Erkrankung  auf  einen  früher  im  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe  erlittenen  Unfall  zurückführen  wollen.  Daß  den  Kranken-  und 
Unfallversicherten  die  rechtzeitige  Anzeige  unter  Verantwortung  zur  Pflicht  gemacht 
ist,  darf  als  eine  sehr  zweckmäßige  Maßregel  bezeichnet  werden.  Dadurch  wird 
den  nicht  seltenen  Versuchen,  durch  Betrug  Entschädigung  zu  erlangen,  ein  kräf- 
tiger Kiegel  vorgeschoben  sein. 

6.  Verhältnis  zu  der  Unfallversicherung.  Nach  dem  Entwurf 
zerfallen  die  Leistungen  der  beiden  Versicherungen  in  zwei  Hauptteile,  und  zwar: 
a)  alles,  was  sich  auf  die  Krankenbehandlnng  und  das  Krankengeld 
bezieht,  ohne  Rücksicht  auf  die  Ursache  der  Krankheit;  b)  Invaliditätsrente 
an  unfallversicherte  Personen,  welche  nach  erfolgter  Heilung  eine  dauernde 
Einbuße  an  Erwerbsfähigkeit  erlitten  haben,  und  Entschädigung  an  die  Hinter- 
bliebenen derselben.  Die  Kommission  hat  dabei  den  Plan  veriolgt,  eine  nicht 
nur  prinzipielle,  sondern  auch  tatsächliche  Trennung  der  beiden  Versicherungen 
herbeizuführen  dadurch,  daß  die  ganze  Krankenbehandlung  bis  zur 
Beendigung  des  Heilverfahrens  den  Krankenkassen  ob- 
liegt, während  die  Invalidität  mit  ihren  Renten  nebst  Versorgung 
der  Hinterbliebenen  unter  die  Unfallversicherung  fallen  soll.  Mit 
andern  Worten,  die  Unfall  Versicherungsanstalt  soll  zunächst  eine  Leibrenten- 
anstalt bilden.  Allerdings  hat  die  Unfallversicherung,  wie  später  erwähnt  werden 
soll,  bestimmte  Anteile  der  mit  der  Krankenbehandlung  (einschl.  Krankengeld) 
verbundenen  Kosten  zu  tibernehmen.  Zwischen  der  Kranken-  und  der  Unfall- 
versicherung besteht  in  dieser  Beziehung  nur  ein  nachträgliches  Abrechnungs- 
verhältnis. Sonst  haben  die  Unfallversicherungsorgane  mit  der  Krankenbehandlung 
nichts   zu  tun  ^).    Recht  zum  Eingreifen  in  die  Behandlung  steht  diesen  nur  dann 


^)  Im  Gegensatz  dazu  darf  der  §  11  des  deutschen  G.Ü.V.G.  vom  80.  Juni  1900  an- 
geführt werden,  wonach  die  Beruf sgenossenschaften  befagt  sind,  den  Krankenkassen  die  Für- 
sorge für  die  Verletzten  über  den  Beginn  der  14.  Woche  hinaus  bis  zur  Beendigung  des  Heil- 
verfahrens in  demjenigen  Umfange  zu  übertragen,  welchen  die  Berufsgenossen- 
schaft für  geboten  erachtet.  —  Wenn  heute  sich  noch  immer  Stimmen  für  gänzliche 
Abschaffung  der  Wartezeit  erheben  (so  u.  a.  in  der  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Ver- 
sicherungswissenschaft", Berlin  1907,  Bd.  8  S.  19  ff.  und  „Soziale  Praxis"  Berlin,  Nr.  15  Tom 
9.  Januar  1908),  um  den  Unfallverletzten  durchweg  eine  rechtzeitige,  einheitliche  und 
zweckdienliche  Heübehandlung^  zu  sichern,  so  wird  dabei  immer  wieder  übersehen,  dafi 
dieser  anscheinend  so  einfache  und  naheliegende  Weg  zur  Abhttlfe  der  noch  bestehenden  Mäns^el 
aus  zwingenden  praktischen  Gründen  nicht  gangbar  ist,  wie  dies  in  den  Verhandlungen  der 
Keichstagskommissionen  bei  Bevision  der  Unfallversicherungsgesetze  (1896/97  bzw.  1900)  und 
in  der  einschlägigen  Fachliteratur  hinlänglich  klargestellt  worden  ist  (vgl.  „Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften"  2.  Aufl.,  Jena  1901,  Bd.  7  S.  273/292 ff.  unter  „Unfallstatistik"  und  „Un- 
fallTersicherung"  mit  den  dort  angezogenen  Reichstagsdrucksachen  und  Fachschriften,  sowie 
Heft  XVI  S.  17  ff.  und  die  dort  angezogene  Literatur).  Gerade  ans  diesen  Gründen  hat  der  Ge- 
setzgeber bei  der  Bevision  der  Arbeiter^ersicherungsgesetze  andere  Wege  eingeschlagen,  indem 
er  einerseits  den  Krankenkassen  die  Verpflichtung  auferlegte,  jeden  zu  intensiver  Heilbehandlung 
geeigneten  Unfallerkrankungsfall  alsbald  der  zuständigen  Berufsgenossenschaft  anzuzeigen, 
andererseits  der  Berufsgenossenschaft  die  Befugnis  erteilte  bzw.  belieu,  je  nach  Lage  des  Falles 
entweder  denselben  schon  während  der  sog.  Wartezeit  selbst  zu  tibernehmen  (gegen  Rück- 
erstattung des  Krankengeldes  seitens  der  Krankenkasse)  oder  der  Krankenkasse  auch  über  die 
13.  Woche  hinaus  bis  zur  Beendigung  des  Heilyerfahrens  (gegen  Erstattung  der  Kosten)  zu 
übertragen  (vgl.  §§  76  b,  76  c  des  revidierten  KV.G.  vom  10.  Aprü  1892,  §§  11,  12,  23  des 
revidierten  U.V.G.  vom  30.  Juni  1900  und  die  oben  angeführten  Quellen).  Ist  aber  auf  diesem 
Wege  das  allseitig  erstrebte  Ziel,  trotz  der  fortgesetzten  Anregungen  des  Reichs-Versicherungs- 
amts  (s.  Rundschreiben  vom  6.  März  1897,  5.  Januar  1899  usw.  Amtl.  Nachr.  1897/99  S.  279 
und  162  ff.  und  die  jährlichen  Nach  Weisungen  aus  §  76  c  K.V.G.  in  den  Geschäftsberichten,  Nr.  4 
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zUy  wenn  es  sich  am  Unterbringang  eines  durch  Unfall  Verletzten  im  Kranken- 
haose  oder  am  Spezialbehandlong  der  Verletzten  handelt;  die  diesbezüglichen  An- 
ordnungen der  Unfallbehörde  gelangen  aber  zor  Aasführang  dnrch  die  Kranken- 
kassen. Das  wesentlichste  Interesse  an  der  Uebertragnng  der  gesamten  Kranken- 
hehandlnng  auf  die  Krankenkassen  liege  nach  Ansicht  der  Kommission  darin,  daß 
die  Organe  der  letzteren  fttr  diesen  Zweck  besonders  eingerichtet  and  daher  am 
besten  daza  {geeignet  wären,  die  erforderliche  Kontrolle  and  die  soi^fältige  Be- 
handlang der  Erkrankten  and  Verletzten  za  übernehmen. 

7.  Reservefonds.  Gemeinsame  Fonds.  Gegenseitigkeit  der 
Krankenkassen.  Bei  jeder  Krankenkasse  sollen  für  die  obligatorische  and 
die  freiwillige  Versichernng  besondere  Reservefonds  angelegt  werden,  welche  all- 
mählich anf  die  Böhe  von  mindestens  den  für  jede  der  Versicherangen  während  ^ 
der  letzten  drei  Jahre  festgestellten  dnrchschnittlichen  Jahresansgaben  za  bringen 
sind.  Za  diesem  Zwecke  soll  am  Ende  jedes  Jahres  der  ans  den  Einnahmen  der 
Kasse  abzüglich  der  Aasgaben,  in  welche  die  Abführang  an  den  gemeinsamen 
Fonds  einzurechnen  ist,  sich  ergebende  Ueberschaß  zurückgestellt  werden.  Etwaiger 
Fehlbetrag  ist  zunächst  aas  dem  Reservefonds  za  decken. 

Was  den  sog.  gemeinsamen  Fonds  anbelangt,  so  steht  man  hierbei 
einer  Nenbildnng  gegenüber,  die  mit  dem  im  Entwürfe  festgesetzten  Gegen- 
seitigkeitsverhältnis der  Krankenkassen  im  engsten  Zusammenhang  steht.  Die  dem 
Storüiing  früher  vorgelegten  Gesetzentwürfe  Über  die  Krankenversicherung  waren 
sämtlich  auf  das  Prinzip  aufgebaut,  daß  die  einzelnen  Kassen  lediglich  Abteilangen 
einer  das  ganze  Reich  umfassenden  Landeskrankenkasse  bilden  sollten.  In  organi- 
satorischer Hinsicht  wären  die  Kassen  allerdings  getrennt,  aber  die  Versicherungs- 
lasten trüge  die  Landeskasse.  Eine  Ordnung  dieser  Art  hatte  mehrere  Vorzüge. 
Durch  Vereinigung  zu  einer  gemeinsamen  Kasse  würde  das  auf  die  einzelne  Ab- 
teilung entfallende  Risiko  eine  starke  Ausgleichung  erhalten  und  dadurch  die  Mög- 
lichkeit einer  größeren  Stabilität  der  Versicherung  herbeigettihrt  sein.  Das  Risiko 
ist  in  erster  Linie  durch  das  Eintrittsalter  bedingt.  Für  die  Krankenkassen  müsse 
deshalb  eine  Ordnung  geschaffen  werden,  welche  gegenüber  der  mit  dem  Übergang 
der  Mitglieder  von  der  einen  Kasse  jn  die  andere  verbundenen  Belastung  eine 
gewisse  Garantie  bietet.  Erfolgt  der  Übergang  in  den  jüngeren  Jahren,  so  hat  das 
weniger  zu  bedeuten.  Anders  stellt  sich  das  Verhältnis,  wenn  die  Kassen  ältere 
Mitglieder  aufnehmen  müssen.  Diejenigen  Krankenkassen,  welchen  die  Beiträge 
dieser  Mitglieder  in  den  jüngeren  Jahren  zugute  gekommen  sind,  genießen  den 
Vorteil  der  Einnahmen  während  einer  Zeit,  in  welcher  die  Mitglieder  geringeres 
Risiko  mit  sich  bringen;  dagegen  wird  auf  die  Kassen,  welche  solche  Mitglieder 
in  den  älteren  Jahren  empfangen,  ein  gegenüber  der  Wahrscheinlichkeit  weniger 
zu  leistender  Beiträge  erhöhtes  Risiko  übergewälzi  Bei  Berechnung  der  Beiträge 
nach  Altersklassen  würde  das  Mißverhältnis  sich  ausgleichen;  aber  eine  solche 
Ordnung  ließe  sich  mit  der  gezwungenen  Versicherung  nicht  vereinbaren.  Es  wider- 
spräche dem  Geist  der  Zwangsversicherung,  den  in  höherem  Alter  eintretenden 
Mitgliedern  die  dementsprechend  höhere  Beitragslast  aufzubürden. 

Die  Kommission  sah  zwar  ein,  daß  die  Errichtung  einer  Landeskrankenkasse 
ihre  Vorzüge  darböte;  aber  andererseits  war  sie  der  Ansicht,  daß  es  ebenso  wichtig 
sei,  bei  Anordnung  der  Krankenversicherung  dafür  zu  sorgen,  daß  sowohl  die  Mit- 
glieder wie  der  Vorstand  der  Kassen  mit  vollem  Interesse  und  unter  vollem  Gefühl 
ihrer  Verantwortung  an  das  Gedeihen  ihrer  Kasse  gebunden  würden.    Dieses  Ziel 


der  Amtl.  Nachr.)  noch  nicht  durchweg  erreicht  und  läßt  namentlich  die  Kranken fürsorge  fOr 
Unfallverletzte  während  der  Wartezeit  noch  viel  zu  wüntjchen  übrig,  so  ist  dies  einerseits  anf 
die  starke  Zersplitterang  (28000  Kassen!)  und  die  unzureichende  Ausdehnong  (Landwirtschaft 
und  Hansdienste  sind  noch  nicht  einbezogen)  der  fijrankenTersichenmg,  anderersdts  darauf 
znrückznftüiren,  daß  es  zwischen  Kraukenkassen  und  Bemfsgenossenschaften  an  jeder  organischen 
Verbindung  fehlt  und  die  Personenkreise  beider  Versicnerungszwei^  sich  nicht  miteinander 
decken  —  alles  Mängel,  deren  Abstellung  Auftcabe  der  bevorstehenden  Reform  der  gesamten 
Arbeiterversicherung  sein  würde  (vgl.  „Die  Arbeiterversorgung**,  Berlin,  Nr.  24  vom  21.  August 
1903  und  Nr.  33  vom  21.  November  1907  die  Aufsätze  „Zur  Vereinfachung  bzw.  Beform  der 
Arbeiterversicherung**  und  Heft  XVII  S.  18*  ff.).  Der  Herausgeber. 
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iiefie  sich  nicht  durch  die  Landeskrankenkasse  erreichen;  vielmehr  sei  es  zn  be- 
fürchten, daS  das  Interesse  für  die  Beschränkung  der  Ausgaben  der  einzelnen 
Kassen  geschwächt  würde,  wenn  Deckung  etwaiger  UnterbillBuazen  aus  dem  Fonds 
der  Hauptkasse  zu  erfolgen  hätte.  Aus  diesem  Grunde  hielt  die  Kommission  es 
für  unbedingt  geboten,  die  Yersicherong  auf  dem  Prinaipe  der  ökonomischen  Selb- 
ständigkeit der  einzelnen  Kassen  zu  bauen.  Um  nvn  das  Ksiko  möglichst  ans«- 
zngleichen,  hat  die  Konmiission  angeordnet,  da£  fttr  die  Krankenkassen  ianerhalb 
eines  Amts^)  (Regierungsbezirks)  ein  gemeinsamer  Fonds  zu  bilden  ist^ 
dessen  Aufgabe  in  der  möglichst  gleiohmäfiigen  Verteifamg  des  mit  dem  Uebergang 
der  Mit^ieder  von  der  einen  Kasse  in  die  uidere  verbundenen  Risikos  bestehen 
soll.  Ueber  diese  Verteilung  enthält  der  §  46  des  Entwurfes  nähere  Besthnmungen, 
die  in  folgendem  gipfeln: 

a)  Hat  eine  Person  in  der  Zeit  seit  dar  letzten  Unterstützung  lediglich 
Krankenkassen  innerhalb  des  betreffenden  Begierungsbezirkes  angehört,  so  soll  die- 
jenige Krankenkasse,  welcher  sie  zuletzt  beigetreten  ist,  zur  Bückerstattung  der 
mit  der  ersten  Krankheit  nach  dem  Eintritt  verbundenen  Kosten  abzüglich  des 
entrichteten  Beitrages  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  berechtigt  sein.  Das  gleiche 
gilt,  wenn  der  Ei^rankte  von  der  ersten  Anmeldung  an  nur  Krankenkassen  inner- 
halb des  Begierungsbezirks  angehört  hat,  ohne  früher  Krankenunterstüteung  erhalten 
zu  haben. 

b)  Hat  die  Person  während  desselben  Zeitraums  d.  h.  seit  der  letzten  Krank« 
heit  oder  der  ersten  Anmeldung,  in  verschiedenen  Begierungsbezirken  belegenen 
Ejrankenkassen  angehört,  so  sollen  die  mit  der  Krankenbehandlung  verknüpften 
Auslagen  auf  die  betreffenden  gemeinsamen  Fonds  pro  rata  des  Zeitraums,  während 
welches  sie  Mitglied  der  Krankenkassen  in  den  betreffenden  Begierungsbezirken 
war,  zur  Verrechnung  gelangen.  Aus  dem  gemeinsamen  Fonds,  zu  welchem  die 
die  Unterstützung  leistende  Kasse  gehört^  ist  nur  derjenige  Teilbetrag  zu  decken^ 
welcher  nach  Abzug  des  an  die  Kasse  entrichteten  Beitrags  übrig  bleibt. 

c)  War  die  Person  beim  Uebergang  von  dem  einen  Bezirk  in  den  andern 
60  Jahre  alt  oder  darüber  oder  ist  sie  immer  noch  geschwächt  infolge  der  Krank- 
heit, für  welche  Unterstützung  bei  einer  Kasse  in  einem  anderen  Begierungs- 
bezirke geleistet  worden  ist,  so  soll  diejenige  Krankenkasse,  bei  welcher  die  Per- 
son zuletzt  Unterstützung  erhält,  nur  einen  dem  an  die  Kasse  gezahlten  Beitrag 
entsprechenden  Anteil  der  Krankenkosten  tragen,  während  der  Best  aus  den  ge- 
meinsamen Fonds  für  diejenigen  Begierungsbezirke  zu  decken  ist,  in  welchen  die 
Person  seit  der  letzten  Unterstützung  Mitglied  einer  Krankenkasse  war.  — 

Wir  wollen  dem  Leser  gar  nicht  zumuten,  den  Sinn  obiger  Ordnung  sofort 
zu  erfassen,  aber  eine  Erläuterung  derselben  durch  praktische  Beispiele  würde  zu 
weit  führen.  Die  Konmiission  selbst  hat  das  der  Ordnung  zugrunde  liegende 
Prinzip  folgendermaßen  ausgedrückt:  „Jede  Krankenunterstützung  soll  eine  Ab- 
rechnung gegenüber  früher  enfaichteten  Beiträgen  bilden  dadurch,  daß  die  Aus- 
lagen von  denjenigen  Krankenkassen  (oder  richtiger  den  gemeinsamen  Fonds), 
welche  ohne  Ersatzleistung  Beiträge  erhoben  haben,  ratierlich  zu  decken  sind. 

Der  zwischen  zwei  Krankenunterstützungen  oder  zwischen  der  ersten  An- 
meldung und  der  ersten  darauffolgenden  Krankenunterstützung  liegende  Zeitraum 
soll  eine  mit  entsprechender  Abrechnung  abgeschlossene  Periode  bilden/ 

Wir  wollen  an  dieser  Stelle  eine  kurze  Bemerkung  einflechten.  Wenn  die 
Kommission  glaubt,  durch  die  vorbesprochenen  Abrechnungsperioden  die  einzelnen 
'Krankenkassen  in  bezug  auf  das  mit  dem  Eintrittsalter  verbundene  Bisiko  gegen- 
seitig gleichgestellt  zu  haben,  so  dürfte  sie  weit  über  das  Ziel  hinausgeschossen 
oder  vielmehr  dasselbe  gänzlich  veriehlt  haben.  Erstens  ist  bei  den  Abrechnungs- 
perioden überiiaupt  keine  Bücksicht  auf  das  Alter  genommen;  dann  sind  auch  die 
tatsächlichen  Verbältnisse,  welche  die  Perioden  einleiten  und  abschließen,  sowohl 
in  bezug  auf  Zeitdauer  wie  rücksichtlieh  des  Inhaltes  unter  sich  so  wesentlich 
verschieden,  daß  eine  allgültige  Begel  darauf  gar  nicht  gebaut  werden  kann. 


*)  Norwegen  ist  in   administrativer  Beziehung  in  20  „Amts"    eingeteilt.    „Amt"    dürfte 
wohl  einem  dentschen  Regienrngsbezirke  entsprechen. 
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Zur  Bildung  des  obengenaDiiteD  gemeinsameo  Fonds  haben  die  Kranken- 
kassen innerhalb  eines  Regierungsbezirkes  vierteljährlich  Vso  ^^^  Einnahmen  an 
die  Bezirksverwaltong  (siehe  unten  ^Organisation^)  abzof Uhren.  Sollte  dieser  Be- 
trag nicht  ausreichen,  so  kann  er  entsprechend  erhöht  werden. 

Aus  dem  gemeinsamen  Fonds  sind  zu  decken:  a)  die  vorerwähnten  Ausgaben, 
betr.  Krankenuntersttttzung  an  Mitglieder,  die  aus  einer  Kasse  in  die  andere  über- 
gehen; b)  die  mit  der  Generalversammlung  sämtlicher  Kassen  innerhalb  des  Bezirks 
verbundenen  Kosten. 

Außerdem  können  nach  Beschluß  der  Bezirksverwaltung  mit  (Genehmigung 
des  Beichsversicherungsamts  aus  dem  Fonds  Darlehen  an  die  einzelnen  Kassen 
bewilligt  werden. 

8.  Organisation.  Der  Entwurf  kennt  nur  eine  Art  von  öflfentlichen 
Krankenkassen,  nämlich  die  Kreiskrankenkassen,  welche  in  jeder  Gemeinde 
zu  errichten  sind  und  deren  territoriale  Abgrenzung  in  der  Regel  mit  derjenigen 
der  Gemeinde  zusammenfallen  soll.  Falls  in  einer  Gemeinde  nicht  100  ver- 
sicherungspflichtige Personen  vorhanden  sind  und  solange  nicht  freiwillige  Mit- 
glieder in  genügender  Zahl  sich  angemeldet  haben,  kann  das  Reichsversichemngs- 
amt  die  Ausdehnung  der  Kasse  auf  weitere  Gemeinden  anordnen.  Desgleichen 
können,  wenn  erforderlich,  in  einer  Gemeinde  mehrere  Krankenkassen  errichtet 
werden. 

Die  Verwaltung  obliegt  dem  Vorstand,  welcher  aus  einem  Vorsitzenden 
nebst  Mitgliedern  sich  zusammensetzt.  Die  Zahl  der  Mitglieder  richtet  sich  nach 
der  Zahl  der  Versicherten,  worüber  im  Entwurf  nähere  Bestimmungen  enthalten 
sind.  Ein  Versicherter  darf  nur  dann  in  den  Vorstand  gewählt  werden,  wenn  er 
über  21  Jahre  alt  ist  und  der  Kasse  mindestens  ein  Jahr  angehört  Die  unfall- 
versicherungspflichtigen  Arbeitgeber  sollen  im  Vorstand  vertreten  sein  durch  ein 
Mitglied,  wenn  der  Vorstand  fünf  Mitglieder  zählt  Ist  die  Zahl  der  Mitglieder 
größer,  so  soll  jedes  dritte  Mitglied  Arbeitgeber  sein.  Der  Vorstand,  dessen 
Funktionsdauer  auf  drei  Jahre  festgesetzt  ist,  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Vor- 
sitzenden nebst  Stellvertreter,  sowie  das  für  den  Geschäftsbetrieb  erforderliche 
Beamtenpersonal.  Die  Aufsichtsbeamten  der  Unfallversicherung  sollen  immer  an 
den  Verhandlungen  des  Vorstandes  teilnehmen,  jedoch  ohne  Stimmrecht,  und  sie' 
sind  außerdem  verpflichtet  zur  Dienstleistung  bei  der  Kasse  in  dem  vom  Vorstand 
mit  Genehmigung  des  Reichsversicherungsamtes  festgesetzten  Umfang.  Der  Vor- 
stand besorgt  die  laufenden  Geschäfte  und  entscheidet  in  erster  Instanz  über  die 
Versicherungspflicht  sowie  über  die  Höhe  der  zu  leistenden  Entschädignngen. 

Alle  drei  Jahre  soll  für  die  Kreiskrankenkasse  eine  Generalversamm- 
lung einberufen  werden.    Derselben  unterliegt: 

a)  Wahl  des  Vorstandes  der  Krankenkasse; 

b)  Ausfertigung  von  Statuten  nebst  Abänderung  derselben.  Die  bezüglichen 
Beschlüsse  sind  dem  Reichsversicherungsamt  zur  Genehmigung  vorzulegen: 

c)  Wahl  von  Revisoren  sowie  Prüfung  der  Rechnungsabschlüsse,  der  Verträge 
mit  Aerzten,  Apothekern,  Krankenhäusern  u.  dgl. ; 

d)  Wahl  der  Vertreter  bei  der  Bezirksversicherungsversammlung  (siehe  unten). 
Die   weiteren  Organe   der   Krankenversicherung   sind   das   Bezirksamt, 

die  Generalversammlung   der  Krankenkassen  innerhalb  eines  Regierungs- 
bezirkes und  das  Reichsversichernngsamt 

Das  Bezirksamt  wird  bekleidet  von  einem  vom  Reichsversicherungsamt 
ernannten  Vorsitzenden  und  zwei  von  der  Bezirksgeneralversammlung  gewählten 
Mitgliedern.    Dem  Bezirksamte  unterliegt: 

a)  die  Einziehung  der  auf  die  Krankenkassen  im  Bezirke  entfallenden  viertel- 
jährlichen Beiträge   zu   dem  gemeinsamen  Fonds  sowie  die  Verwaltung  desselben  ; 

b)  die  Verteilung  bzw.  Einhebung  und  Auszahlung  der  auf  die  einzelnen  Be- 
zirksfonds entfallenden  Beitragsleistungen  gemäß  dem  §  46  des  Entwurfes; 

c)  die  Bearbeitung  des  von  den  betreffenden  Krankenkassen  eingesandten 
statistischen  Materials; 

d)  sonstige  Arbeiten  nach  Bestimmung  des  Reichsversicherungsamtes. 
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Im  ttbrigen  bildet  das  Amt  die  öffentliche  EoDtroUbehörde  gegenüber  den 
Krankenkassen  des  Bezirkes  und  es  hat  diese  Eontrolle  gemäß  darüber  zu  er- 
lassenden Vorschriften  des  Reichsversichernngsamtes  anszoführen. 

Die  Bezirks-Generalversammlnng  tritt  alle  drei  Jahre  zusammen. 
In  derselben  sollen  sämtliche  Krankenkassen  des  Bezirkes  vertreten  sein.  Die 
Verhandlungen  werden  von  dem  Vorsitzenden  des  Bezirksamtes  oder  in  seiner 
Behinderung  von  einem  der  Mitglieder  des  Amtes  nach  Wahl  der  Generalversamm- 
lung geleitet.  Die  mit  der  Generalversammlung  verbundenen  Kosten  sind,  wie 
vorher  erwähnt,  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  zu  decken. 

Zur  Behandlung  gelangen  die  folgenden  Sachen: 

a)  Prüfung  der  Jahresberichte  und  der  Rechnungsabschlüsse  der  Krankenkassen; 

b)  Beschlußfassung  betreffend  die  Kreiseinteilung; 

c)  Fragen,  welche  sich  auf  das  Gegenseitigkeitsverhältnis  der  Kassen  be- 
ziehen, sowie  Beschlußfassung  über  Erhöhung  oder  Herabsetzung  der  dem  gemein- 
samen Fonds  zuzuführenden  Beiträge;  letztere  unterliegt  der  nachträglichen  Gre- 
nehmigung  des  Keichsversicherungsamts; 

d)  Bewilligung  von  Darlehen  aus  dem  Fonds  an  die  Krankenkassen; 

e)  Behandlung  eingereichter  Vorschläge,  betr.  Verträge  mit  Kjrankenhäusem, 
Aerzten  und  Apothekern; 

f)  Wahl  von  zwei  Mitgliedern  des  Bezirksamts  sowie  von  Revisoren  zur 
Prüfung  der  Rechenschaften  des  Bezirksamts. 

Die  im  vorstehenden  skizzierte  Verwaltungsordnung  hat  die  Kommission  in 
die  folgenden  Worte  zusammengefaßt:  „Die  in  ihren  Grundzügen  hier  dargestellte 
Ordnung  hat  somit  die  Administration  der  Krankenversicherung  unter  die  lokalen 
Organe  (Kreiskassenverwaltung),  die  Bezirksorgane  (Bezirksamt)  und  das  Zentral- 
organ (das  Reichsversicherungsamt)  verteilt.  Das  letztere  soll  ausschließlich  eine 
Staatsbehörde  sein,  welche  die  gesamten  Sozialversicherungen  zu  kontrollieren  und 
zu  beaufsichtigen  hat,  während  die  Bureauarbeiten  und  die  detailmäßige  Admini- 
stration auf  die  zwei  lokalen  Organe  verlegt  sind.  Von  diesen  hat  die  Kreiskassen- 
verwaltung die  untere  lokale  Leitung.  Die  Oberleitung  dieses  Teils  der  Admini- 
stration unterliegt  dem  Bezirksamte.  Die  Bezirks-Generalversammlung  ist  lediglich 
repräsentativer  Art  und  hat  keine  direkten  administrativen  Aufgaben." 

9.  Versicherungsverbände.  Nach  Beschluß  der  Bezirks-General- 
versammlung können  sämtliche  oder  einzelne  Krankenkassen  innerhalb  des  Bezirkes 
unter  sich  gegenseitige  Versicherungs verbände  bilden,  welche  die  auf  die  Kassen 
entfallenden  Versicherungsrisiken  bis  zur  Hälfte  zu  übernehmen  haben.  Es  soll 
jedoch  der  einzelnen  Krankenkasse  anheimgestellt  sein,  ob  sie  dem  Verband  bei- 
treten will  oder  nicht.  Die  Statuten  des  Verbandes  werden  von  der  Greneral- 
versammlung  ausgefertigt,  und  die  Leitung  soll  dem  Bezirksamte  unterliegen.  Bei 
jedem  Verband  soll  ein  Fonds  angesammelt  werden,  zu  welchem  die  betreffenden 
Krankenkassen  nach  dem  Verhältnis  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  festzusetzende  Bei- 
träge einzuzahlen  haben. 

Ob  nun  die  Bildung  solcher  Verbände  neben  dem  gemeinsamen  Fonds  irgend- 
welchen praktischen  Zweck  haben  würde,  dürfte  sehr  zweifelhaft  sein.  Ist  die 
finanzielle  Lage  einer  Kasse  so  günstig,  daß  die  für  den  Reserve-  und  den  ge- 
meinsamen Fonds  erforderlichen  Mittel  zurückgelegt  werden  können,  so  dürfte  die 
Kasse  kein  besonderes  Interesse  daran  haben,  sich  einem  Verbände  anzuschließen. 
Das  Verlangen  nach  Bildung  eines  solchen  würde  eher  von  den  schlecht  bestellten 
Kassen  ausgehen,  und  man  darf  wohl  annehmen,  daß  der  Vorstand  einer  gut  funda- 
mentierten  Kasse  einem  solchen  Verlangen  kaum  entgegenkommen  würde.  Eine 
Minderheit  der  Kommission  hat  auch  in  richtiger  Auffassung  der  Sachlage  vor- 
geschlagen, daß  der  Beitritt  zu  dem  Verband  obligatorisch  sein  soll. 

10.  Betriebs-  und  sonstige  Krankenkassen.  Betriebs-  und 
sonstige  private  oder  G e m  e i n d e -  Krankenkassen  bedürfen  zur  Gleichstellung 
mit  den  öffentlichen  Kreiskrankenkassen  der  Genehmigung  des  Reichsversicherungs- 
amtes. Um  solche  Genehmigung  zu  erlangen,  müssen  die  Kassen  nachweisen,  daß 
sie  gewisse,  in  dem  Gesetz  aufgestellte  Bedingungen  zu  erfüllen  vermögen,  und  zwar: 
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a)  die  Wahl  des  Vorstandes  und  der  übrigen  Angestellten  der  Kasse  mn& 
befriedigend  geordnet  sein; 

b)  in  den  Vorstandssitzungen  und  in  der  Generalversammliong  soll  Protokcdl 
über  die  Verhandinngen  geführt  werden; 

c)  die  Leistungen  der  Kasse  müssen  mindestens  denjenigen  der  Ortskranken- 
kasse  an  demselben  Orte  entsprechen,  and  die  Bedingungen  betreff  Anireoht- 
erhaltong  der  Mitgliedschalt  sowie  für  den  Bezug  der  Entsohädiguug  dürfen  nicht 
strenger  sein  als  die  für  die  Mitglieder  der  Kreiskrankenkasse  diesbezüglich 
geltenden  Kegeln; 

d)  die  Küsse  hat  die  der  Kxeiskrankenkasse  obliegende  Verpflichtwig  betreffs 
Entschädigung  an  Unfallverletzte  Personen  zu  übernehmen,  d.  h.  sie  soll  die  Ver- 
pflegung bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens  besorgen,  gegen  Bückerstattung 
der  Kosten  gemäß  den  d^ür  im  Gesetz  gegebenen  Vorschriften; 

e)  den  Mitgliedern  soll  das  Recht  zustehen,  bei  der  Kasse  zu  verbleiben, 
auch  nachdem  sie  den  Betrieb,  für  welchen  die  Kasse  errichtet  worden  ist,  ver- 
lassen haben.  Femer  soll  die  Kasse  verpflichtet  sein,  für  Mitglieder,  welche  aus 
einer  genehmigten  Kasse  in  eine  öffentliche  Kasse  übergegangen  sind,  die  aus 
dem  Gegenseitigkeitsverhältnis  entspringenden  Verbindlichkeiten  zu  tragen.  Zu 
diesem  Zwecke  hat  die  genehmigte  Kasse  an  den  gemeinsamen  Fonds  Beiträge, 
vne  sie  für  die  öffentliche  Kasse  vorgeschrieben  sind,  abzuführen,  ist  dagegen  be- 
rechtigt, sich  bei  der  Bezirks-Generalversammlung  vertreten  zu  lassen; 

f)  die  Mitglieder  der  Kasse  dürfen  nicht  für  die  Verpflichtungen  der  Kasse 
über  ihre  Beiträge  hinaus  haftbar  gemacht  werden. 

Die  Betriebs-  und  sonstigen  Kassen  sollen  in  der  Regel  nur  dann  genehmigt 
werden,  wenn  sie  mindestens  50  ständige  Mitglieder  zählen.  Im  übrigen  unter- 
stehen sie  der  Aufsicht  des  Bezirksamtes,  und  sie  haben  alljährlich  ihre  Rechnungs- 
abschlüsse dem  Reichsversicherungsamt  zur  Prüfung  vorzulegen. 

Das  Reichsveraicherungsamt  kann  die  erteilte  Genehmigung  zurückziehen, 
falls  die  Kasse  seiner  Ansicht  nach  nicht  genügende  Sicherheit  bietet  oder  die 
von  ihm  zur  Abhilfe  vorgeschlagenen  Aenderungen  vorzunehmen  unterläßt.  Gegen 
diesbezügliche  Entscheidung  des  Reichsversicheruugsamtes  kann  bei  dem  zuständigen 
Ministerium  Berufung  eingelegt  werden. 

B.  ünfallversicberang.  1.  Umfang  der  Versicherung.  Die  Kom- 
mission hat  die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom 
23.  Juli  1894  dahin  erweitert,  daß  auch  Baumfällen  mit  dazu  gehörenden 
Arbeiten  sowie  Gütertransport  mittels  leichter  Fuhrwerke  u.  dgl.  —  als  selbst- 
ständiger Betrieb  —  der  Versicherungspflicht  unterliegen  soll.  Ebenso  können 
größere  Handwerksbetriebe  ohne  Verwendung  von  Motoren  vom  König,  sowie 
Polizeibeamte  durch  Beschluß  der  Gemeindeverwaltung  der  Versicherung  unterstellt 
werden. 

Befreit  von  der  Versicherung  sind:  a)  der  Staat,  wenn  derselbe  seinen 
Arbeitern  Schadenersatz  in  der  Höhe  zusichert,  welcher  den  Vorschriften  des  Ge- 
setzes entspricht;  b)  die  Gemeinden  und  für  das  Gemeinwesen  bestimmte  Anlagen, 
wenn  dieselben  vermöge  ihres  Umfanges  und  ihrer  finanziellen  Lage  die  vor- 
erwähnte Garantie  zu  bieten  imstande  sind. 

Private  Betriebsinhaber  können  von  der  Prämienzahlung  entbunden  werden, 
wenn  sie  Bankgarantie  stellen  oder  Wertpapiere  hinterlegen,  und  zwar  in  der  vom 
Reichsversicherungsamte  festgesetzten  Höhe.  Ereignet  sich  in  dem  betreffenden 
Betriebe  ein  Unfall,  welcher  zu  Entschädigung  gemäß  dem  Gesetze  berechtigt,  so 
hat  der  Betriebsinhaber  die  vorschriftsmäßige  Anzeige  zu  erstatten,  worauf  die 
Schadenbehandlung  bzw.  die  Festsetzung  und  Auszahlung  der  Entschädigung  durch 
die  zuständigen  Organe  der  öffentlichen  Kranken  Versicherung  erfolgt.  Sämtliche 
Auslagen  einschließlich  des  Kapitalwertes  der  etwa  zuerkannten  Rente  nebst  Zinsen 
werden  aus  dem  betreffenden  Depositum  gedeckt.  Der  Betriebsinhaber  übeminunt 
somit  selbst  die  Versicherung  seiner  Arbeiter,  aber  außerdem  hat  er  noch  die  Ver^ 
pflichtung   zur  Zahlung  des   auf  seinen  Betrieb   gemäß   dem  §  36   des  Entwürfe 
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(siehe  nnten)  entfallendcD  Anteils  der  den  betreffenden  Krankenkassen  zu  erstatten- 
den Erankenao^aben. 

Die  Arbeiter  sind  versichert  ohne  Rttcksioht  auf  die  Dauer  der  Besohäftifcnng, 
jedoch  mit  der  ans  der  entsprechenden  Bestimmung  des  Krankenversicherongs- 
gesetzes  sich  ergebenden  Beschränkung,  daß  in  dem  Falle,  in  welchem  es  sich 
nur  um  eine  gelegentliche  Handreichung  handelt  oder  die  Ajrbeit  nicht  ein  volles 
Tagewerk  erreicht,  der  Arbeiter  nur  dann  versichert  sein  soll,  wenn  er  entweder 
als  gezwungenes  oder  als  freiwilliges  M%lied  einer  Krankenkasse  angehört. 

Versicherungspflichtige  Arbeitgeber  können  bei  Anmeldung  ihrer  Arbeiter  zur 
Versicherung  auf  Antrag  zu  den  für  die  Arbeiter  im  Gesetze  festgesetzten  Be- 
dingun^n  in  die  Versicherung  aufgenommen  werden;  >  sie  müssen  aber  dann 
krankenversichert  sein. 

2.  Entschädigungsleistungen.  Wie  im  Abschnitt  „Verhältnis  zur 
Unfallversicherung,  (siehe  S.  7)  schon  erwähnt,  unterliegt  die  Krankenbehandlung 
der  Unfallverletzten  bzw.  die  Auszahlung  der  Entschädigungen  während  des  Heil- 
verfahrens den  Organen  der  Krankenversicherung,  welche  Ihrerseits  die  a«f 
die  Unfallversicherung  entfallenden  Anteile  der  Auslagen  der  letzteren  Versicherung 
wieder  in  Anrechnung  bringt.  Darüber  enthält  der  §  36^)  des  Kranken- 
versicherusigagesetzes  nähere  Bestimmungen. 

Die  Unfallversicherung  tritt  hinzu  vom  Beginn  der  fünften  Woche;  aber  der 
Verteilung^modus  ist  ein  anderer  wie  früher.  War  z.  B.  der  Verletzte  30  Wochen 
lang  erkrankt,  so  trägt  die  Unfallversicherung  nicht  die  auf  die  Zeit  von  der  fünften 
Woche  ab.  entfallenden  Kosten,  sondern  viebnehr  ^^so  ^^^  gesamten  Kosten,  wäh- 
rend der  Best  (^/^J  zu  Lasten  der  Krankenversicherung  geht.  Berücksichtigt  man 
nun,  daß  die  mit  aem  Heilverfahren  innerhalb  der  ersten  vier  Wochen  verbundenen 
Kosten  sich  in  der  Regel  höher  stellen  als  später,  so  dürfte  es  klar  sein,  daß 
durch  diesen  Verteilungsmodus  eine  Verschiebung  zugunsten  der  Kranken- 
versicherung herbeigeführt  worden  ist,  und  das  lag  auch  in  der  Absicht  der 
Kommission. 

Das  Krankengeld  soll  nicht  wie  früher  nach  dem  wirklichen  oder  be- 
rechneten Arbeitslohn,  sondern  nach  dem  im  Krankenversichemngsgesetz  auf- 
gestellten durchschnittlichen  Tagelohn  berechnet  werden. 

Dasselbe  System  findet  auch  Anwendung  bei  Festsetzung  der  Rente  für 
dauernde  Erwerbsunfähigkeit.  Wird  die  ittfolge  eines  Unfalles  erlittene  Einbuße 
an  Erwerbsfähigkeit  z.  B.  auf  60%  geschätzt,  so  erhält  der  Verletzte  ledi^ch 
eine  Rente  in  Höhe  von  60  ^/^  des  Unterschiedes  zwisdien  dem  Tagelohn  derjenigen 
Lohnklasse,  welcher  er  vor  dem  Unfälle  angehörte,  und  dem  Tagelohn  der  Lohn- 
klässe,  in  welche  er  nach  dem  Unfälle  eingetreten  ist.  Wenn  die  Kommission 
sonach  das  Prinzip  eingeführt  hat,  daß  der  wirkliche  Verlust  an  Arbeitsverdient 
der  Rentenbemessung  zugrunde  zu  legen  ist,  so  ist  sie  dabei  durch  die  Erwägung 
geleitet,   daß   es   durchaus  nicht   der  Zweck  der  Versicherung  sei,  den  Betrieben 


^)  Der  §  36  lautet:  „Inhaber  versichenmgspflichtiger  Betriebe  sollen  für  Personen,  welche 
durch  Betriebsunfall  verletzt  worden  sind,  nachscnußweise  vierteljährlich  der  Krankenkasse  die 
folgenden  Auslagen  zurückerstatten,  und  zw^:  sämtliche  Arzneikosten  und  von  den  Kranken- 
geldern an  den  verletzten  bzw.  an  seine  Familie  sowie  von  den  Ao&lagen  für  Krankenhauspflege 
und  ärztliche  Behandlung  denjenigen  Anteil,  welcher  dem  Verhältnis  der  die  ersten  vier  Wochen 
überschreitenden  Unterstützungszeit  zu  der  ganzen  Unterstützungszeit  entspricht.  Verlangt  das 
für  die  Unfallversicherung  errichtete  Bezirksamt  Spezialbehandlung  des  Verletzten  oder  die  An- 
wendung besonderer  Knrmittel  über  die  von  der  Ortskrankenkasse  getroffenen  Anordnungen 
hinaus,  so  sind  die  damit  verbundenen  Ausgaben  nebst  etwaigen  Transportkosten  der  Kranken- 
kasse voU  und  ganz  zu  erstatten.  Das  gleiche  gilt  auch,  wenn  die  gewöhnliche  Behandlung 
im  Krankenhaus,  welche  von  dem  Bezirksamt  angeordnet  werden  kann,  nicht  in  einem  innerhalb 
des  Bezirkes  der  Ortskrankenkasse  oder  in  deren  unmittelbarer  Nähe  belegenen  Krankenhaus 
erfolgen  kann. 

Die  Verwaltung  der  Kreiskrankenkasse  hat  vierteljährlich  dem  betreffenden  Bezirksamt 
der  Unfallversicherung  Abrechnung  über  die  an  Unfallverletzte  ausgezahlten  Entschädigungen 
sowie  über  den  auf  jeden  Schaden  entfallenden  Betrag  einzusenden.  Sobald  diese  Abrechnung 
«geprttfl  uiid  für  richtig  befunden  .ist,  soll  der  betreffende  Betrag  der  Krankenkasse  sofort  über- 
mittelt werdem.  Das  Bezirkiamt  verteilt  alsdann  den  auf  die  Unfallversicherung  entfallenden 
Anteil  auf  die  znm  Bezirksamt  gehörenden  unfallversicherten  Betriebe  nach  Maßgabe  der  für 
dieselben  festgesetzten  Prämien/ 
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VerpfllohtoDg  zum  Ersatz  des  körperlichen  S c h a d e n s  anbuerlegeo,  sondern 
daß  vielmehr  nur  die  wirtschaftlichen  Folgen  des  Schadens,  d.  h.  der 
entgangene  Arbeitsverdienst  den  Gegenstand  der  Entschädigung  bilden  sollen.  Die 
Bemessung  nach  der  noch  übriggebliebenen  Erwerbsfähigkeit  würde  nach  Ansicht 
der  Kommission  immer  schätzungsmäSiger  oder  theoretischer  Natur  sein.  Zwei 
Hitglieder  der  Kommission  vermochten  nicht,  sich  damit  einverstanden  zu  erklären; 
sie  meinten,  daß  die  Höhe  des  Arbeitslohnes  nach  dem  Unfälle  von  vielen  Um- 
ständen abhängig  sei,  die  mit  der  Arbeitsunfähigkeit  in  vielen  Fällen  nichts  zu 
tun  haben,  und  daß  die  Bemessung  der  Rente  auf  der  von  der  Mehrheit  vor- 
geschlagenen Grundlage  daher  willkürlich  und  schwankend  ausfallen  vrttrde^).  In 
Uebereinstimmung  mit  der  von  der  Mehrheit  verfochtenen  Anschauung  steht  auch 
die  im  §  123  des  Entwurfes  getroffene  Bestimmung,  wonach  eine  bereits  zu- 
erkannte Rente  wieder  zurückgezogen  werden  kann,  falls  der  Rentenempfänger  in 
eine  Wirksamkeit  eintritt,  bei  deren  Ausübung  ihm  der  erlittene  Schaden  nicht 
hinderlich  sein  kann  und  deren  Ertrag  ihn  wirtschaftlich  ebenso  günstig  stellt 
wie  vor  dem  Unfälle  oder  auf  gleichen  Fuß  mit  Arbeitern  desselben  Alters  und 
derselben  Ausbildung. 

Invalidenrenten  im  Betrage  von  47  Kr.  und  darunter  können  nach  Ent- 
scheidung  des  Reichsversicherungsamtes   mit  ihrem  Kapitalwert  ausgelöst  werden. 

3.  Träger  der  Versicherung.  Nach  dem  bestehenden  Unfall- 
versicherungsgesetz haben  die  Unfallversicherungspflichtigen  Betriebe  des  Reiches 
die  gesamten  Unfallasten  als  solidarische  Einheit  zu  tragen.  Die  Kommission  hat 
indessen  in  ihrem  Entwurf  dieses  Prinzip  durchbrochen,  indem  die  Betriebe  in  drei 
Gruppen  zerfallen,  auf  welche  die  Unfallasten  zur  Verteilung  gelangen  sollen, 
wie  folgt: 

a)  Auf  die  G r u p p e  1,  umfassend  sämtliche  Unfallversicherungs- 
pflichtigen Betriebe  des  Reichs,  entfallen: 

1.  Die  Beerdigungskosten  (bis  zur  Höhe  von  50  Kr.); 

2.  die  Renten  an  die  Verletzten  bzw.  an  die  Hinterbliebenen. 

Die  zur  Deckung  der  Renten  mit  ihrem  Kapitalwerte  eriorderlichen  Mittel 
werden  durch  Prämien  aufgebracht,  welche  unter  Berücksichtigung  der  mit  den 
Betrieben  verbundenen  Risiken  festzusetzen  sind.  Die  Betriebe  sollen  zu  diesem 
Behufe  in  verschiedene  Grefahrenklassen  eingereiht  werden,  und  für  jede  Grefahren- 
klasse  ist  ein  entsprechender  Prozentsatz  aufzustellen,  derart,  daß  die  Summe  der 
Prämien  die  sämtlichen  voraussichtlichen  Ersatzansprüche  zu  1  und  2  und  daneben 
den  Betrag  von  10®/^  der  Prämien,  welcher  als  Reservefonds  aufzulegen  ist,  zu 
decken  vermag.  Die  Prämien  sind  halbjährlich  vorschußweise  zu  entrichten.  Die 
Prämienregulierung  erfolgt  auf  Grundlage  der  ausgangs  jedes  Jahres  einzureichen- 
den Lohnaufgaben. 

b)  Auf  die  Gruppe  2,  umfassend  sämtliche  Unfallversicherungs- 
pflichtigen  Betriebe  innerhalb  eines  Stifts^),  entfallen: 

1.  der  vorher  erwähnte  Anteil  an  Ausgaben  für  Krankengeld,  Kranken- 
hauspflege, ärztliche  Behandlung  pro  rata  der  Zeit  von  der  fünften 
Woche  bis  zur  Beendigung  des  Heilveriahrens  oder  bis  zum  Eintritt 
des  Verletzten  in  den  Rentengenuß; 

2.  die  sämtlichen  mit  der  vom  Bezirksamt  angeordneten  Spezialbehandlung 
oder  besonderen  Kurmitteln  inkl.  Transportauslagen  verbundenen  Kosten; 

3.  Kosten  der  Krankenhauspfiege,  falls  solche  nicht  innerhalb  des  Bezirks 
der  Ortskrankenkasse  oder  in  deren  unmittelbarer  Nähe  erfolgen  kann; 

4.  Arzneien. 

Die  vorstehenden  Ausgaben  (1 — 4)  verteilen  sich  auf  die  Unfallversicherungs- 
pflichtigen  Betriebe  des  „Stifts"  im  Wege  des  Uralageverfahrens. 

^)  Eine  ähnliche  Bestimmung  bietet  §  40  des  österr.  U.V.G.  v.  28.  12.  1887,  die  sich 
aber  in  der  Praxis  nicht  bewährt  hat.    Vgl.  Heft  YU  S.  15  n.  VII  a  S.  15  ff.  —  Der  HerauBgeber. 

*)  Norwegen  ist  in  6  „Stifts"  (Provinzen)  eingeteilt,  von  welchen  ein  jedes  mehrere  „Amts"' 
(Begierongsbezirke)  umfaßt. 
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Was  die  Gruppe  3  —  den  einzelnen  Betrieb  —  anbetriflFt,  so  ist 
im  Entwurf  (§  25)  festgesetzt,  dafi,  wenn  eine  unfallversicherte  Person  an  einer 
bestimmten  Art  der  Betriebskrankheiten  ^)  bzw.  akuter  oder  chronischer 
Vergiftung  infolge  Beschäftigung  mit  oder  Herstellung  von  Blei,  Quecksilber,  Arsen, 
Phosphor  oder  Nikotin  erkrankt,  der  betreffende  Betrieb  dann  verpflichtet  sein  soll, 
der  Krankenkasse  drei  Viertel  der  Ausgaben  für  ärztliche  Behandlung,  Krankengeld 
und  gegebenenfalls  Krankenhauspflege  zu  erstatten.  Außerdem  hat  der  Betrieb  die 
vom  Arzte  verordneten  Arzneien  zu  bezahlen. 

Diese  Ersatzpflicht  kann  vom  König  auch  auf  andere  Arten  der  Betriebs- 
krankheiten ausgedehnt  werden. 

Die  oben  erwähnte  Erstattungspflicht  der  unfallversicherten  Betriebe  gilt  auch 
gegenüber  den  Betriebs-  und  anderen  privaten  genehmigten  Krankenkassen. 

Fragt  man  sich  nun,  warum  die  Kommission  eine  solche  Aufteilung,  die  dem 
Prinzip  der  Unfallversicherung,  möglichst  viele  Risiken  in  eine  Anstalt  zu  ver- 
einigen, zu  widersprechen  scheint,  vorgenommen  hat,  so  liegt  die  Erklärung  darin, 
daß  es  der  Kommission  wesentlich  darum  zu  tun  war,  das  wirtschaftliche  Interesse 
der  Betriebe  an  der  Krankenbehandlung  zu  kräftigen;  aber  um  dies  Ziel  möglichst 
zu  erreichen,  sei  es  geboten,  für  die  Versicherung  engere  solidarisch  verbundene 
Kreise  zu  bilden.  Die  Kommission  äußert  sich  darüber  folgendermaßen:  „Voraus- 
setzung der  Neuordnung  ist,  daß  die  Betriebe  bei  Uebertragung  der  ganzen 
Krankenbehandlung  auf  die  Kjrankenkassen  an  der  Verwaltung  der  letzteren  teil- 
nehmen und  dadurch  in  die  Lage  versetzt  werden,  der  Verhütung  der  Unfälle 
sowie  der  Herbeiführung  sorgfältiger.  Krapkwipflege  ihr  volles  Interesse  zuzu- 
wenden. Innerhalb  des  einzelnen  Bezirks  bilden  die  Betriebe  eine  gemeinsame 
Einheit,  insoweit  es  die  Krankenpflege  anbelangt,  und  eine  Begrenzung  dieser  Art 
ermögliche  im  hohen  Grade  Bestrebungen  hinsichtlich  Verhütung  der  Unfälle  und 
Beschränkung  der  Krankenausgaben.  Das  hieran  sich  knüpfende  Interesse  würde 
durch  Umlage  der  Ausgaben  auf  die  sämtlichen  Betriebe  des  Reiches  erheblich 
geschwächt  werden." 

4.  Organisation.  Bei  der  Anordnung  der  Administration  machten  sich 
für  die  Kommission  hauptsächlich  zwei  Gesichtspunkte  geltend;  erstens  hegte  sie 
Bedenken  gegen  die  Uebertragung  der  gesamten  Geschäftsleitung  mit  ihren  Detail- 
arbeiten auf  eine  einzige  Versicherungsanstalt;  eine  Dezentralisation  erschien  der 
Kommission  billiger  und  die  sorgfältige  und  prompte  Behandlung  der  einzelnen 
Sachen  in  höherem  Grade  gewährleistend.  Dann  wurde  es  auch  von  der  Kom- 
mission als  ein  Mangel  des  Gesetzes  von  1894  bezeichnet,  daß  den  Betrieben  nicht 
eine  angemessene  Vertretung  in  der  Verwaltung  angewiesen  sei.  Die  Reform 
müsse  deshalb  darauf  hinausgehen,  den  Betrieben  eine  direkte  und  möglichst 
effektive  Befassung  mit  der  Leitung  zu  verschaffen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  das 
Reich  in  Versicherungsbezirke  eingeteilt,  welche  in  territorialer  Be- 
ziehung sich  mit  den  „Stifts"  (siehe  S.  14  Note  2)  decken  sollen,  falls  nicht  der 
König  mit  Zustimmung  des  Storthings  anderweit  verfügt. 

Die  Verwaltung  des  Versicherungsbezirks  unterliegt  dem  Bezirksamt, 
welches  aus  einem  von  dem  betreffenden  Regierungsdepartement  ernannten  Vor- 
sitzenden und  drei  Mitgliedern  (einem  Arzte,  einem  Arbeitgeber  und  einem  Arbeit- 
nehmer)  sich  zusammensetzt.     Das  Amt  bestellt  das  erforderliche  Bureaupersonal. 

Dem  Bezirksamt  obliegt: 

a)  Empfangnahme  und  Behandlung  der  Betriebsanzeigen;  Entscheidung  über 
die  Versicherungspflicht  sowie  Einreibung  der  Betriebe  in  die  entsprechenden 
Gefahrenklassen; 

b)  Einziehung  der  Versicherungsprämien  sowie  Prüfung  und  Kontrolle  der 
Lohuaufgaben; 

c)  Verhandlung  mit  den  Krankenkassen  über  die  Kur  und  Verpflegung  der 
Verletzten  sowie  Abrechnung  mit  den  Bezirksämtern  der  Krankenversicherung; 

d)  Festsetzung  der  Renten  bzw.  deren  Auszahlung; 

*)  Ueber  die  bisherigen  Versuche,  die  „ Gewerb ekraakheiten"  den  „Betriebsunfällen"  gleich- 
zustellen, vgl.  Heft  XVII  50*,  Vb  135/145,  IXa  74  und  die  dort  angeführte  Literatur.  Der  Herausg. 
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e)  Beobnimgslegiiiig  über  Ein-  and  AaszaUungen.  Die  BechnimgsabBchlttese 
sind  dem  Beichsversicberangsamte  za  dem  von  diesem  za  bestimmenden  Termine 
einzusenden; 

f)  Einholung,  Prttfong  und  yorläofige  Bearbeitung  des  fflr  die  Unfallstatistik 
erforderliehen  Materials. 

Wie  aus  obigem  ersichtlich,  hat  die  Kommission  die  der  gegenwär^en  Reiohs- 
yersicherungsaostalt  obliegenden  Arbeiten  im  wesentlichen  auf  die  Bezirksämter 
übertragen;  diese  bilden  somit,  jedes  fttr  einen  Bezirk,  selbständige  Verwaltungs- 
organe und  treffen  in  allen  aus  dem  UniaUversichernngsgesetz  entspringenden 
Streitigkeiten  die  erstinstanzliche  Entscheidung. 

Dem  Beeirksamte  unterstehen  Aufsichtsbeamte,  welche  die  Geschäfte 
innerhalb  der  ihnen  zi^eteilten  Kreise  zu  besorgen  haben.  Zu  diesem  Behufe  soU 
der  Versicherungsbezirk  in  einzelne  Kreise  zerlegt  werden,  welche  eiaen  oder 
mehrere  Krankenkfissen  umfassen  können. 

Die  Aufsichtsbefunten  werden  vom  Reichsyersicheinngsamt  mit  dreimonatlicher 
Kündigungsfrist  angestellt.  An  die  Seite  des  Aofiqichtsbeamten  soll  ein  vom  Be- 
eirksamte gewählter  Beirat,  bestehend  aus  einem  Arbeitgeber  und  einem  Arbeit- 
nehmer, gestellt  werden,  welchen  der  Beamte  in  zweifelhaften  Fälleü  zu  Rate  za 
zieben  hat 

C.  Zentralorgane  der  Kraiikeii-  und  UnfaUYersiehenmg.  1.  Das  Reichs- 
versicherungsamt  Dasselbe  soll  aus  drei  Mitgliedern,  bzw.  einem  Versicherungs- 
techniker, einem  Arzte  und  einem  Mitgliede,  welches  die  für  die  Richter  am 
obersten  Gerichtshofe  bestimmten  Eigenschaften  besitzen  soll,  bestehen.  Der  König 
ernennt  den  Vorsitzenden  ^uf  Lebenszeit  und  die  übrigen  Mitglieder  für  den  Zeit- 
raum von  je  fünf  Jahren.  Dem  Aipte  unterliegt  die  oberste  Leitung  der  beiden 
Versicherungen;  es  hat  reglementarische  Verfügungen  und  Anordnungen  zu  erlassen, 
die  Statistik  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  auszuarbeiten  sowie  den  Fonds 
der  Unfallversicherung  zu  verwalten.  Kurz,  das  Reichsversicherungsamt  soll  ledig- 
lich die  administrative  und  kontrollierende  Behörde  sein.  Als  Berufungsinstanz 
dient  es  nur  in  dem  Falle,  in  welchem  es  sich  um  Streitigkeiten  zwischen  4^ 
Bezirksämtern  der  Krankenversicherung  über  die  im  §  46  erwähnten  Ersatz- 
ansprüche handelt. 

2.  Die  Appel-(Beruf  ungs-)kommission.  Dieselbe  ist  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Form  beibehalten,  jedoch  mit  der  Abänderung,  daß  statt  früher  zwei 
Arbeitgeber  und  zwei  Arbeitnehmer,  nunipaehr  nur  ein  Arbeitgeber  und  ein  Arbeit- 
nehmer derselben  beitreten  sollen.  Der  Direktor  des  Reiehsversicherungsamts  soll 
zur  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  berechtigt  sein,  aber  ohne  Stimmrecht  In 
wieweit  kontradiktorische  Verhandlung  stattfinden  soll  oder  nicht,  ist  im  Elntwurfe 
jucht  gesagt;  es  scheint  aber,  als  ob  es  mit  der  gegenwärtigen  Praxis,  wonach  die 
Appelkommission  ohne  Anhörung  des  Klägers  das  Beweismaterial  selbständig  prüft 
und  erforderlichenfalls  die  weiteren  Auskünfte  einzieht,  sein  Bewenden  haben  soll. 

D.  Terwaltungskosten.  In  diese  teilen  sich  die  Krankenversicherten 
und  der  Staat. 

Aus  den  Beiträgen  der  Krankenversicherten  sind  zu  decken: 

a)  die  mit  Verwaltung  der  Kreiskrankenkassen,  mit  der  Greneralversammlung 
derselben  und  der  Bezirks-Generalversammlung  verbundenen  Kosten; 

b)  die  Verwaltungskosten  der  Bezirksämter  für  denj^pigen  Teil,  der  auf  die 
Leitung  der  freiwilligen  Verbände  entfällt; 

c)  ein  ratierlicher  Anteil  der  Gehaltsbezüge  der  Aufsichtsbeamten  der  Unfall- 
versicherung. Diese  Bezüge  gehen  zu  zwei  Drittel  zu  Lasten  der  Kranken-  und 
Unfallversicherung,  welche  sich  in  die  Kosten  teilen  nach  Maßgabe  der  mit  den 
beiden  Versicherungen  verbundenen  Arbeit. 

Der  Staat  hat  zu  tragen: 

a)  die  Verwaltungskosten  der  Bezirksämter  der  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung (mit  der  oben  zu  b  erwähnten  Begrenzung),  des  Reichsversicherungs- 
amtes  und  der  Appelkommission; 
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b)  die  Gehaltsbezttge  der  Aa&ichtsbeamten  zu  einem  Drittel; 

c)  Ausgaben  der  Krankenkassen  (auch  der  genehmigten  Kassen)  fttr  Reisen  der 
Aerzte  zwecks  Krankenbehandlnng  bis  zu  zwei  Dritteln. 

Ferner  hat  der  Staat  die  Verpflichtung,  ans  der  Unfallversicherung  etwa  sich 
ergebende  Defizits  zu  decken,  jedoch  erst,  nachdem  der  Reservefonds  zu  diesem 
Zwecke  voll  in  Anspruch  genonmxen  ist. 


n.  Unfallyersicheriing. 

Zur  Erlangung  einer  klaren  Uebersicht  über  die  bisherige  Entwicklung  der 
obligatorischen  Unfallversicherung  in  Norwegen  dürfte  es  am  zweck- 
mäßigsten sein,  die  einzelnen  Vorgänge  und  Maßnahmen  getrennt  zur  Darstellung 
zu  bringen,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  die  chronologische  Reihenfolge  durchbrechen 
zu  müssen.  Wie  aus  dem  Nachstehenden  hervorgehen  wird,  zerfällt  der  Ent- 
wicklungsgang in  zwei  Hauptabscjinitte,  von  welchen  der  erste  die  Zeit  vom 
Jahre  1895  bis  zum  Erscheinen  der  Novelle  vom  23.  Dezember  1899  um- 
faßt. Mit  dieser  Novelle,  die  einen  Wendepunkt  in  der  Geschichte  unserer  Unfall- 
versicherung bildet,  tritt  die  zweite  Periode  ein,  welche  mit  dem  Ab  an  der  ungs- 
gesetz  vom  12.  Juni  1906  ihren  Abschluß  gefunden  hat.  Eine  Darstellung  der 
gesetzlichen  und  administrativen  Maßnahmen  innerhalb  einer  jeden  dieser  Perioden 
ließe  sich  schon  ermöglichen,  aber  nur  auf  Kosten  der  Einheitlichkeit  der  Stoff- 
behandlung. 

1.  Die  Novelle  vom  23.  Dezember  18Ö9  (s.  Anlage  1).  Wie  im  Heft  HI 
(S.  79)  schon  erwähnt,  wurde  durch  die  Novelle  vom  6.  August  1897  festgesetzt, 
daß  die  Arbeitgeber  zur  sofortigen  Anmeldung  ihrer  Betriebe  auch  in  zweifelhaften 
Fällen  verpflichtet  sein  sollen,  sowie  daß  die  Arbeiter  ohne  Rücksicht  auf  die 
Dauer  der  Beschäftigung  der  Versicherung  unterliegen.  Es  waren  somit  zwei 
wichtige  Streitfragen  aus  der  Welt  gebracht.  Indes  stellten  sich  in  der  weiteren 
Ausführung  des  Stammgesetzes  vom  23.  Juli  1894  (s.  a.  a.  0.)  noch  mehrere 
Mängel  heraus,  welche  der  gedeihlichen  Entwicklung  der  Versicherung  sehr  hinderlich 
waren  und  deren  Beseitigung  sich  als  eine  unbedingte  Notwendigkeit  ergeben 
mußte.  Der  Generaldirektor  der  Versicherungsanstalt,  Oscar  Schjöll,  hatte  schon 
durch  Eingaben  vom  30.  November  1896  bzw.  vom  8.  Dezember  1897  an  das 
Ministerium  des  Innern  die  einzelnen  Bestimmungen  des  vorerwähnten  Gesetzes 
von  1894  einer  kritischen  Prüfung  unterzogen  und  dabei  Vorschläge  zu  durch- 
greifenden Aenderungen  gemacht;  aber  die  Zeit  war  für  eine  weitergehende  Um- 
gestaltung der  bestehenden  Gesetzesordnung  nicht  günstig,  weil  die  Einführung 
einer  obligatorischen  Krankenversicherung  auf  der  Tagesordnung  stand  und  es  des- 
halb nicht  für  zweckmäßig  erachtet  wurde,  durch  ein  Interimsgesetz  der  Reformierung 
der  Unfallversicherung  auf  Grundlage  der  damals  in  baldiger  Aussicht  stehenden 
Krankenversicherung  vorzugreifen.  Wie  die  Hoffnungen  in  letzter  Hinsicht  sich 
zerschlagen  haben,  darf  an  dieser  Stelle  unerörtert  bleiben.  Die  Sache  wäre 
sicherlich  auf  sich  beruhen  geblieben,  wenn  nicht  ein  Umstand  hinzugekommen 
wäre,  der  Anlaß  zu  Bedenken  gab  und  sehr  wohl  als  der  kräftigste  Anstoß  zu 
der  nachher  erfolgten  Gesetzesrevision  bezeichnet  werden  kann.  Es  ergab  sich 
nämlich  aus  dem  Geschäftsabschluß  am  Ende  des  Jahres  1896  ein  erhebliches 
Defizit,  welches  nach  vorläufiger  Aufstellung  für  das  Jahr  1897  auf  rund  Kr.  548  000 
für  den  betreflfenden  Zeitraum  von  27«  Jahren  (1.  7.  1896  bis  31.  12.  1897) 
veranschlagt  wurde,  und  es  ließ  sich  voraussehen,  daß  auch  die  folgenden  Jahre 
weitere  Unterbilanzen  zeitigen  würden.  Es  hat  sich  dies  vollauf  bestätigt,  wie  aus 
den  nachstehenden  Ziffern  ersichtlich:  Defizit  für  die  Zeit  vom  1.  7.  1895  bis 
30.  12.  1896  Kr.  308  600;  für  1897  Kr.  160  300;  für  1898  Kr.  328  000;  für  1899 
Kr.  142  000;   mithin  für  die  Jahre  1895—1899  zusammen  Er.  938900»    Wie   im 
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Heft  in  S.  74  schon  aDgedentet,  dtirfte  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  das  un- 
günstige Ergebnis  in  erster  Beihe  auf  die  Unzalänglichkeit  des  Tarifes  yom  6.  Juni 
1895  zorückzufUhren  sei,  dessen  Prämiensätze  schon  von  Anfang  an  ftlr  zn  niedrig 
bemessen  erklärt  worden  waren.  Wir  wollen  auf  die  Tariffrage  onten  noch  näher 
ziuDckkommen,  an  dieser  Stelle  aber  nur  kurz  bemerken,  daß  nach  der  bezüglichen 
Bestimmung  des  Stammgesetzes  yon  1894  die  erste  Prüfung  des  Tarifes  nach  drei 
Jahren  —  somit  im  Jahre  1898  —  und  die  ferneren  Prüfungen  alle  fünf  Jahre 
zu  erfolgen  hatten.  Allerdings  fand  im  Jahre  1898  die  erste  Prüfung  statt,  aber 
in  fast  gänzlicher  Ermangelung  statistischer  Erfahrungen  wurde  der  Tarif  unverändert 
beibehalten.  Die  nächstliegende  Maßnahme,  um  den  weiteren  Defizits  Einhalt  zu 
tun,  wäre  allerdings  die  sofortige  Abänderung  bzw.  Erhöhung  der  Prämiensätze 
gewesen,  aber  eine  solche  ließ  sich  ohne  entsprechende  Gesetzesänderung  nicht 
bewerkstelligen  ^). 

Zu  den  vorgenaimten  Defizits  trug  auch  ein  anderer  Umstand  bei,  welcher 
hierbei  noch  besonders  zu  erwähnen  ist.  Nach  dem  §  16  des  Gesetzes  vom 
23.  Juli  1894  waren  die  Arbeitgeber  zwar  angehalten,  binnen  zwei  Monaten  nach 
Ablauf  des  Kalenderjahres  Lohnangaben  für  das  yerflossene  Jahr  einzureichen, 
aber  für  die  Unterlassung  war  im  Gesetze  keine  Strafe  vorgesehen,  so  daß  es  tat- 
sächlich auf  dem  freien  Willen  der  Arbeitgeber  beruhte,  ob  sie  ihrer  Verpflichtung 
nachkommen  wollten  oder  nicht.  Der  Generaldirektor  Schjöll  hatte  schon  in  der 
vorerwähnten  Eingabe  vom  30.  November  1896  auf  diesen  Mißstand  aufmerksam 
gemacht,  aber  es  will  scheinen,  als  ob  die  maßgebende  Behörde  sich  die  volle 
Tragweite  der  Sache  damals  nicht  klar  gemacht  habe;  denn  sonst  wäre  es  ein 
leichtes  gewesen,  in  der  Novelle  von  1897  eine  bezügliche  Bestimmung  aufzu- 
nehmen. Der  Versicherungsanstalt  war  es  sehr  darum  zu  tun,  die  rückständigen 
Lohnangaben  hereinzubringen,  und  zwar  aus  folgendem  Grunde.  Als  im  JaJhre 
1895  die  Versicherungsanstalt  in  Wirksamkeit  trat  (s.  Heft  lU  S.  73),  erfolgte  die 
Berechnung  der  Vorschußprämien  auf  Grund  der  im  vorhergehenden  Jahre  in  den 
einzelnen  Betrieben  ausgezahlten  Löhne.  Indes  nahm  mit  dem  genannten  Jahre 
eine  wirtschaftliche  Aufschwungsperiode  ihren  Anfang,  in  welcher  sowohl  die  Zahl 
der  industriellen  Arbeiter  wie  die  Arbeitslöhne  erheblich  stiegen,  und  es  lag  klar 
zutage,  daß  die  Arbeitgeber,  für  deren  Betriebe  die  Prämien  auf  Grund  der  1894er 
Löhne  festgesetzt  waren,  ihren  Vorteil  darin  sehen  mußten,  mit  den  Lohnangaben 
auszubleiben.  Es  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  daß  allseitig  auf  die  Hinterziehung 
der  ordnungsmäßig  zu  entrichtenden  Prämien  abgezielt  sei.  Vielfach  kam  das  ja  vor; 
aber  der  Grund  dürfte  auch  in  Unkenntnis  der  einschlägigen  Gesetzesbestimmungen 
zu  suchen  sein.    Wie  das  Verhältnis  lag,  zeigt  die  nachstehende  Uebersicht: 

Jahr:  1896 

Zahl  der  versicherten  Betriebe:  8  319 

„       „    eingereichten  Lohnangaben:      4  840 

„       „    versicherten  Arbeiter:  115  563 

Durchschnittlicher  Tagelohn,  Kr.:  2,58 

Es  standen  sonach  gegenüber  den  für  die  Mehrzahl  der  Betriebe  sich  für 
jedes  Jahr  gleichbleibenden  Vorschußprämien  ein  durch  die  wachsende  Zahl  der 
versicherten  Arbeiter  sich  stetig  erweiternder  Umfang  der  Versicherung  und  infolge 
der  steigenden  Löhne  entsprechend  höhere  Ersatzleistungen  —  Umstände,  die 
natürlicherweise  nicht  verfehlen  konnten,  auf  die  finanziellen  Ergebnisse  der 
Geschäftsgebarung  ihre  Rückwirkung  auszuüben.  Die  Bemühungen  der  Versicherungs- 
anstalt zwecks  Herbeiführung  besserer  Zustände  blieben  erfolglos.  So  konnte 
es  aber  nicht  weitergehen.  Die  Verhältnisse  drängten  auf  eine  Entscheidung, 
gleichviel  in  welcher  Richtung,  und  solche  erfolgte  durch  die  Novelle  vom 
23.  Dezember  1899«). 

^)  Vgl.  über  gleichartige  Erfahrungen  der  vorbildlich  gewesenen  österreichischen  Unfall- 
versicherang  in  Heft  VH/VHa  S.lSff.,  XTV  S.  16,  XVI  S.  20  ff. 

*)  Vgl.  Bellomt  les  lois  d'assurance  ouvriöre  k  l'6tranger  II  4.  p.  2208. 


1897 

1898 

1899 

8471 

9  246 

9  782 

4  528 

4  571 

5  250 

119  719 

134  520 

144566 

2,62 

2,73 

2,84 
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Die  wesentlichen  Bestimmungen  dieser  Novelle  sind  die  folgenden: 

a)  Der  Prämientarif  nebst  Einteilung  in  Gefahrenklassen  ist  mit  drei- 
jlhhriger  Gültigkeit  vom  König  festzusetzen.  Nach  Ablanf  dieser  Frist  und  ferner- 
hin alle  drei  Jahre  ist  der  Tarif  dem  Storthing  zur  Prttfting  vorzulegen,  jedoch 
kann  der  König  jederzeit  Aenderangen  in  dem  Tarif  vornehmen,  derart,  daß  solche 
Aenderongen  erst  vom  Anfang  des  darauf  folgenden  Jahres  in  Kraft  treten  sollen; 
zudem  müssen  sie,  falls  nicht  das  Storthing  anderweit  bestimmt  hat,  zwei  Monate 
vor  dem  Inkrafttreten  kundgemacht  sein. 

b)  Wenn  ein  Betrieb  in  verschiedene  Gefahrenklassen  gehörende 
Zweige  umfaßt,  so  soll  die  Versicherungsanstalt  berechtigt  sein,  diejenigen  Zweige, 
welche  hinsichtlich  der  Arbeiter  und  der  Rechnungslegung  auseinandergehalten 
werden  können,  in  die  entsprechenden  Gefahrenklassen  einzureihen  oder  —  je 
nach  Lage  der  Verhältnisse  —  für  den  ganzen  Betrieb  einen  Durchschnitts- 
prämiensatz aufzustellen. 

o)  Die  Arbeitgeber  sollen  für  die  Folge  verpflichtet  sein,  Lohnlisten  nach 
einem  von  der  Versicherungsanstalt  genehmigten  Schema  zu  führen. 

d)  Arbeitgeber,  welche  die  rechtzeitige  Einsendung  der  Lohnangaben  unter- 
lassen oder  die  vorgeschriebenen  Lohnlisten  nicht  führen,  werden  mit  Geldstrafe 
belegt,  falls  ihre  Tat  nicht  ihrer  Beschaffenheit  nach  einem*  härteren  Strafmaße 
unterliegt. 

Die  Novelle  trat  sofort  in  Kraft,  und  an  Hand  derselben  ermöglichte  sich 
nunmehr  die  zwangsweise  Einziehung  der  rückständigen  Lohnangaben,  und  zwar 
für  die  sämtlichen  Jahre  1895 — 1899,  weil  das  Versehen  der  Arbeitgeber  als  de- 
lictum  omissionis  der  strafrechtlichen  Verjährung  nicht  unterlag.  Die  Prüfung  der 
Lohnangaben  erfolgte  in  den  Jahren  1900 — 1902  und  das  Ergebnis  —  siehe  nach- 
stehende Tabelle  —  bestätigte  vollauf  die  früher  schon  ausgesprochene  Ver- 
mutung, daß  seitens  der  Arbeitgeber  ganz  erhebliche  Nachschüsse  zu  leisten  waren. 


1 

'A 

3 

4 

5 

Jahr 

Prftmien, 

wie  sie  in  den  be- 

trettenden  Jahren 

gebaoht  sind 

Vorechuß- 
prKmien 

Nachschoß 
infolge  Prüfung 
der  Lohnangaben 

Summe 
der  Spalte  8  nnd  4 

Kr, 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

1895/96 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 

1 115  749 
834  907 
908430 
1 092  786 
1188167 
1996619 
1868559 
1  562  692 
1489  622 

1 147  358 

810408 

855  102 

989084 

1  043  781 

1224624 

1 427  138 

1  362  168 

1  332  883 

48  074 
154  201 
210  265 
322  401 
573389 
397269 
132  934 
149  961 
185  466 

1195  432 
964  609 
1  065  367 
1311485 
1617170 
1  621 893 
1 560  072 
1  512  129 
1  518  349 

Die  Spalte  2  gibt  die  Prämien  an,  wie  sie  in  den  betreffenden  Rechnungs- 
jahren zur  Buchung  gelangten,  während  in  der  Spalte  5  die  Prämien  auf  die 
Jahre,  in  welche  sie  gehören,  zurückgeführt  worden  sind.  Die  erhebliche  Steigerung 
der  Vorschußprämien  für  die  Jahre  1900 — 1904  (Spalte  3)  erklärt  sich  durch  die 
gleichzeitige  Erhöhung  der  Prämiensätze  infolge  des  vom  1.  Januar  1900  ab  in  Kraft 
getretenen  neuen  Tarifs  (siehe  unten).  Die  Zahlen  der  Spalte  2  beleuchten  am 
besten  die  Wfrkung  der  Novelle  vom  23.  Dezember  1899.  Infolge  der  vor- 
erwähnten Prüfung  der  nachträglich  eingegangenen  Lohnangaben  für  die  Jahre 
1895 — 1899  erreicht  die  Prämieneinnahme  in  den  Jahren  1900—1902  ihren  Höhe- 
punkt, um  von  dann  ab  auf  den  Normalbetrag  von  ca.  1,5  Millionen  Kr.  pro  Jahr 
zurückzugehen.  Es  wfrd  nicht  zuviel  gesagt  sein,  daß  ohne  die  Novelle  vom 
23.  Dezember  1899  das  Gesamtdefizit  sich  um  rund  eine  halbe  Million  Kr.  ver- 
mehrt haben  würde. 

2* 
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2.  Tarif  und  Gefahrenklassiflkation.  Die  Frage  der  Znlänglichkeit  der 
im  Tarife  vom  6.  Juoi  1895  aufgestellten  Sätze  zieht  sich  wie  ein  roter  Faden 
durch  fast  die  sämtlichen  bis  zum  Jahre  1899  erschienenen  Vorlagen  Ober  die 
Unfallversicherung.  Schon  die  erste  Arbeiterkommission  (siehe  Heft  III  S.  70) 
hatte  die  Vermutung  ausgesprochen,  daß  der  Tarif  lückenhaft  sei,  und  daß  ü.  a. 
der  gänzliche  Mangel  an  statistischem  Material  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zu 
einem  Defizit  führen  würde.  Dessenungeachtet  und  trotzdem  der  Greneraldirektor 
Schjöll  auch  seinerzeit  in  einer  Eingabe  vom  6.  April  1895  an  das  Ministerium 
des  Lmem  Bedenken  gegen  die  niedrigen  Sätze  erhoben  bzw.  einen  neuen  Tarif 
in  Vorschlag  gebracht  hatte,  blieb  man  doch  bei  dem  einmal  angestellten  Tarif 
einstweilen  stehen.  Bei  der  im  Jahre  1898  gemäß  dem  §  13  des  Gesetzes  er- 
folgten Prüfung  des  Tarifes  lagen  noch  sehr  unvollständige  statistische  Ergebnisse 
vor,  so  daß  man  nicht  wagte,  an  eine  durchgreifende  Umgestaltung  der  Sätze 
heranzutreten.  Es  stand  aber  schon  damals  fest,  daß  die  Unterbilanzen  nicht  allein 
dem  im  Ausbleiben  der  Lohnangaben  begründeten  Ausfall  an  Prämien,  sondern 
wesentlich  auch  dem  Umstände  zuzuschreiben  seien,  daß  die  Prämiensätze  das 
Risiko  nicht  zu  decken  vermochten.  Die  erste  Frage  war  dann,  wie  die  Ein- 
nahmen der  Versicherungsanstalt  für  die  Folge  mit  dem  Risiko  in  Einklang  zu 
bringen  wären,  und  zur  Lösung  dieser  Frage  hatte  der  Generaldirektor  Schjöll 
unterm  27.  Februar  1899  drei  Auswege  in  Vorschlag  gebracht,  und  zwar: 

a)  die  Abänderung  des  Tarifs  dergestalt,  daß  die  durchschnittlichen  Prämien 
die  Verpflichtungen  nach  dem  bestehenden  Gesetze  tatsächlich  decken; 

b)  die  Ermäßigung  der  Entschädigungsleistungen  derart,  daß  sie  den  Sätzen 
des  geltenden  Tarifs  entsprächen; 

c)  eine  Kombination  der  zu  a  und  b  gedachten  Maßnahmen. 

Was  den  Vorschlag  zu  b  anbetrifft,  so  konnte  man  aus  leicht  erklärlichen 
Gründen  sich  nicht  dazu  verstehen,  an  eine  Schmälerung  der  den  Arbeitern  schon 
.  zugesagten  Rechte  zu  gehen,  und  der  zu  c  genannten  Kombination,  welche  auf 
die  Verlängerung*)  der  Wartezeit  auf  13  oder  etwa  20  Wochen  abzielte,  stand 
die  Schwierigkeit  entgegen,  daß  dieselbe  eine  obligatorische  Krankenversicherung 
zur  Voraussetzung  hatte,  deren  Verwirklichung  noch  immer  fern  lag.  Eis  blieb 
somit  nichts  anderes  übrig,  als  zu  einer  sofortigen  Revision  und  entsprechenden 
Erhöhung  der  Prämiensätze  zu  schreiten.  Die  Vorbereitungen  dazu  waren  schon 
im  Laufe  des  Jahres  1899  getroffen.  Unterm  20.  Dezember  wurde  der  Entwurf 
zum  Tarif  nebst  Gefahrenklassifikation  der  Regierung  unterbreitet  und  vom  König 
durch  Erlaß  vom  30.  Dezember  desselben  Jahres  genehmigt.  Gemäß  Beschluß 
des  Storthings  vom  10.  Dezember  besagten  Jahres  konnte  der  neue  Tarif  ^  ohne 
vorhergehende  Bekanntmachung  sofort  in  Kraft  treten.  Um  den  Unterschied 
zwischen  den  beiden  Tarifen  klarzulegen,  wollen  wir  dieselben  hier  anführen: 


Tarif  vom  6.  Juni  1896. 


Tarif  vom  30.  Dezember  1899. 


Gefahren- 
klasse 

PrämiensStze 
pro  Mille  des 
Arbeitslohns 

Gefahren- 
klasse 

PrämienBätze 
pro  Mille  des 
Arbeitslohns 

Gefahren- 
klasse 

PrämiensfttEe 

pro  Mille  des 

Arbeitslohns 

1 

5 

1 



9 

14 

2 

7 

2 

— 

10 

16 

3 

11 

3 

— 

11 

18 

4 

15 

4 

4 

12 

20 

5 

20 

5 

6 

13 

24 

6 

25 

6 

8 

14 

28 

7 

10 

15 

32 

8 

12 

16 

36 

5  Vgl.  S.  7  Note  1. 

*)  BetrefEs   der  EiDreihnng   der    Betriebe  in  Gefahrenklassen  siehe  Bellom:    a.a.O. 
n  4.  1901  s. 
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Die  Grefahrenklassen  1—3  in  dem  neuen  Tarife,  welche  niedrigere  Sätze  be- 
dingen, sind  einstweilen  noch  nicht  zur  Anwendung  gelangt. 

Die  gesetzlich  angeordneten  Prüfungen  des  Tarifes  erfolgten  durch  Königl. 
Erfasse  vom  1.  August  1903  ^)  bzw.  vom  30.  Juni  1906,  wobei  jedoch  nur  ver- 
einzelte Aenderungen  bezüglich  der  Einreihung  der  Betriebe  vorgenommen  wurden. 
Der  Tarif  selbst  besteht  immer  noch  unverändert  fort. 

3.  Deckung  des  Defizits.  Qesehftitsergebiiisse.  Zur  Lösung  der  Frage, 
wie  das  entstandene  Defizit  zu  decken  sei,  gab  das  Gesetz  vom  23.  Juli  1894 
keinen  Anhalt.  Zwar  war  im  §  2  desselben  festgesetzt,  daß  der  Staat  die  Garantie 
für  die  Versicherungsanstalt  zu  tragen  habe,  aber  gleichzeitig  war  im  §  11  die 
Bestimmung  getroffen,  daß  die  Prämiensätze  so  zu  bemessen  seien,  daß  die  Summe 
aller  der  Versicherungsanstalt  zufliegenden  Prämien  die  sämtlichen  voraussichtlich 
zu  erwartenden  Entschädigungsansprüche  zu  decken  vermochten.  Welche  Be- 
stimmung sollte  nun  Platz  greifen?  Sollte  der  Staat  nach  dem  §  2  oder  etwa  der 
Arbeitgeber  nach  dem  §  11  zur  Deckung  verpflichtet  werden?  Der  General- 
direktor SchjöU  war  in  seiner  vorerwähnten  Eingabe  vom  27.  Februar  1899  und 
später  im  Schreiben  vom  A^Okiober  desselben  Jahres  an  das  Ministerium  des 
Innern  dafür  eingetreten,  daß  die  vom  Staat  gemäß  §  2  des  Gesetzes  über- 
nommene Garantie  nicht  nur  die  Verantwortung  für  die  korrekte  Verwaltung  der 
eingegangenen  Mittel  und  deren  ordnungsmäßige  Auszahlung  an  die  Entschädigungs- 
berechtigten in  jsich  schließe,  sondern  daß  den  Arbeitgebern  dadurch  auch  Gewähr 
für  die  Zulänglichkeit  der  jeweiligen  Tarifsätze  gegeben  wäre.  Auf  jeden  Fall 
dürfte  nach  seiner  Ansicht  der  Staat  aus  Billigkeitsrücksichten  die  Uebemahme 
der  Deckung  nicht  verweigern.  Solle  die  Verteilung  des  Defizits  auf  die  Arbeit- 
geber überhaupt  in  Frage  kommen,  so  müsse  dies  durch  einen  Zuschlag  in  Höhe 
von  10 — 20%  z^  den  neuen  tarifmäßigen  Prämien  erfolgen,  welcher  jedoch  nach 
erreichter  Deckung  wieder  in  Wegfall  kommen  würde.  Die  Regierung  vermochte 
nicht,  sich  dieser  Anschauung  anzuschließen,  indem  sie  vermeinte,  daß  eine  recht- 
liehe Verpflichtung  für  den  Staat  zur  Uebemahme  des  Defizits  sich  aus  dem  Ge- 
setze nicht  herleiten  ließe;  sie  stimmte  aber  dem  Generaldirektor  darin  bei,  daß 
es  der  Billigkeit  nicht  entspräche,  die  Last  auf  die  Arbeitgeber  zu  überwälzen, 
und  empfahl  demzufolge  durch  Vorlage  vom  6.  Mai  1899  an  das  Storthing  die 
Uebertragung  des  Defizits  auf  den  Staat.  Das  Storthing  fand  es  seinerseits  auch 
sehr  zweifelhaft,  ob  der  §  11  dahin  auszulegen  sei,  daß  die  im  Kataster  bereits  auf- 
genommenen Betriebe  zu  einer  Mehrleistung  über  die  schon  entrichteten  Prämien 
hinaus  verpflichtet  sein  sollten,  und  neigte  eher  zu  der  Ansicht,  daß  es  nicht  die 
Absicht  des  Gesetzes  sei,  den  versicherten  Betrieben  eine  unbegrenzte  Haftung 
aofeubürden,  weil  der  Staat  für  frühere  Perioden  möglicherweise  zu  niedrige  Tarif- 
sätze festgesetzt  hätte.  Indes  wurde  es  für  unnötig  erachtet,  auf  die  Rechtsfrage 
näher  einzugehen,  indem  anerkannt  wurde,  daß  dem  Staate  die  moralische  Ver- 
pflichtung obliege,  die  zur  Deckung  des  Defizits  erforderlichen  Mittel  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Es  erfolgten  alsdann  die  Beschlüsse  des  Storthings  vom  23.  Mai 
bzw.  14.  Dezember  1899,  durch  welche  vorläufig  der  Gesamtbetrag  von  760000  Kr. 
zu  dem  vorbesagten  Zwecke  bewilligt  wurde.  Hierdurch  verringerte  sich  das 
Defizit  auf  188  863,08  Kr.,  welcher  Betrag  infolge  später  erfolgter  Prämien- 
regulierungen für  die  Jahre  1896—1899  nunmehr  auf  168  476,26  Kr.  zurück- 
gegangen ist.  Was  weiter  geschehen  soll,  ist  inmier  noch  eine  offene  Frage;  einst- 
weilen hat  man  den  Restbetrag  als  „Guthaben  bei  der  Staatskasse^  in  die  Bilanz 
eingestellt 

Betreffe  der  finanziellen  Wirkungen  der  auf  Grund  der  Novelle  vom  23.  De- 
zember 1899  erfolgten  Maßnahmen  gibt  die  umstehende  Uebersicht  über  die  Ge- 
schäftsergebnisse der  Versicherungsanstalt  nähern  Aufschluß.  Wie  aus  der- 
selben ersichtlich,  haben  die  Jahre  1900—1904  erhebliche  Ueberschüsse  gebracht, 
und  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  werden  auch  die  zwei  letzten  Jahre  der  Tarif- 
periode 1904 — 1906  weitere  Ueberschüsse  gezeitigt  haben,     lieber  die  Verwendung 
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dieser  Mittel,  in  denen  allerdings  das  vorerwähnte  noch  ungedeckte  Defizit  von 
168  476,26  Er.  mit  enthalten  ist,  liegt  bis  jetzt  noch  keine  Entscheidung  vor.  Vor- 
läufig hat  man  den  üeberschnß  als  „Reservefonds*  aufgeführt,  weil  man  keine 
Sicherheit  dafür  hat,  daß  nicht  die  nachträglich  noch  zu  erfolgende  Bearbeitung 
des  statistischen  Materials  in  bezug  auf  Reaktivierung  und  Sterblichkeit  vielleicht 
die  Unzulänglichkeit  der  bei  uns  angewandten  Eapitaldeckungsfaktoren  als  End- 
ergebnis bringen  werde.  Um  einem  etwaigen  Ausfall  in  dieser  Beziehung  möglichst 
von  vornherein  vorzubeugen,  beabsichtigt  man,  den  Reservefonds  allmählich  auf 
die  Höhe  von  mindestens  10  7©  des  Leibrentenfonds  zu  bringen. 

4.  Kapitalanlagen.  In  betreff  der  Anlegung  der  Yersicherungsmittel  ist 
durch  königl.  Erlaß  vom  24.  Februar  1902  bestinmit  worden,  daß  Darlehen  nur 
bewilligt  werden  dürfen  a)  auf  erste  HjT)othek  auf  Grundstücken;  b)  gegen  Ge- 
meindegarantie  nach  Bestimmung  des  Ministeriums  für  Handel,  Seefahrt  und  Industrie 
(früher  Ministerium  des  Innern  genannt)  für  jeden  einzelnen  Fall.  Nicht  über 
75^0  der  jeweilig  solchergestalt  disponierten  Mittel  dürfen  in  Fabriken  oder 
anderen  industriellen  Anlagen  angelegt  werden.  Bei  Darlehen  an  die  letzteren 
sind  nur  diejenigen  realen  Werte  zu  berücksichtigen,  welche  von  der  betreffenden 
industriellen  Wirksamkeit  unabhängig  sind,  wie  auch  der  Darlehnsbetrag  diese 
Werte  nicht  übersteigen  darf,  bzw.  auf  höchstens  drei  Zehntel  des  Gesamtwertes 
des  Pfandobjektes  zu  bemessen  ist.  Die  Taxierung  erfolgt  durch  dazu  besonders 
bestellte  Vertrauensmänner  der  Versicherungsanstalt.  Desgleichen  sind  für  die 
industriellen  Darlehen  Amortisationsperioden  von  höchstens  25  Jahren  mit  dem 
Recht  einer  gegenseitigen  dreimonatlichen  Kündigungsfrist  für  den  jeweiligen  Rest- 
betrag vorgesehen.  Für  andere  Darlehen  gilt  nur  die  besagte  Kündigungsfrist 
Von  den  am  Ende  1905  angelegten  Mitteln  im  Gesamtbetrage  von  Kr.  8  667  640 
waren  Kn  6  060  440  oder  69,9  «^  in  industriellen  Anlagen  und  Kr.  2  607  200  oder 
30,1%  üi  anderen  Pfandobjekten  angelegt.    Der  Zinsfuß  beträgt  4^2  7o- 

5.  Das  Abänderungsgesetz  vom  13.  Juni  1906  (siehe  A  n  1  a  g  e  2).    Die  im 

§  1  dieses  Gesetzes  enthaltenen  neuen  Bestimmungen  verfolgen  u.  a.  den  Zweck, 
über  die  Frage,  wer  als  Arbeitgeber  oder  als  Arbeiter  im  Sinne  des  Gesetzes 
zu  bezeichnen  ist,  soweit  möglich  Klarheit  zu  verschaffen.  Es  handelt  sich  hierbei 
um  die  zu  den  alltäglichen  Erscheinungen  des  Wirtschaftslebens  gehörenden  Fälle, 
in  welchen  Personen  juristisch  mit  gewissen  Arbeitern  in  eigenem  Namen  den 
Arbeitsvertrag  abschließen,  dieselben  annehmen  und  selbst  löhnen,  aber  ihrerseits 
nur  unselbständige,  in  den  gewerblichen  Betrieben  von  Unternehmern  gegen  Akkord- 
lohn beschäftigte  Personen  sind^).  Für  solche  Fälle  erheischt  der  Zweck  der 
sozialen  Arbeiterversicherung  die  erweiterte  Auslegung  des  Begriffes  „Arbeiter". 
Wie  Prof.  Rosin  an  der  unten  angezogenen  Stelle  sehr  zutreffend  sagt:  „Das 
juristische  Parteiverhältnis  muß  hier  zurücktreten  hinter  dem  sozialpolitischen  Grund- 
gedanken des  Gesetzgebers,  welcher  von  dem  Gegensatz  zwischen  Unternehmer 
und  Lohnarbeiter  ausgehend  nur  den  ersteren,  nicht  aber  eine  unselbständige 
Mittelsperson,  wenn  auch  dieselbe  gegenüber  gewissen  Arbeitern  als  der  zivil- 
rechtlich allein  Berechtigte  und  Verpflichtete  erscheint,  als  Arbeitgeber  auffassen 
läßt."  Diesen  Grundsatz,  welchen  auch  die  deutsche  Praxis  sich  zu  eigen  gemacht 
hat,  versuchte  die  Versicherungsanstalt  schon  vom  Anfang  an  bei  der  Ausführung 
des  Gesetzes  als  maßgebende  Norm  aufzustellen,  aber  ihre  Bestrebungen  wurden 
nicht  von  Erfolg  begleitet.  In  den  vielfachen  Prozessen,  welche  dieser  Streitfrage 
entsprangen,  nahm  der  oberste  Gerichtshof  einen  von  der  Versicherungsanstalt  ab- 
weichenden Standpunkt  ein  und  erkannte  —  unter  Zugrundelegung  des  juristischen 
Parteiverhältnisses  —  die  kleinen  Akkordnehmer  für  Arbeitgeber  im  Sinne  des 
Gesetzes  an.  Diese  Gerichtsentscheidungen  gaben  der  Versicherungsanstalt  Ver- 
anlassung, unterm  11.  November  1902  dem  Ministerium  für  Handel  und  Industrie 
eine  Eingabe  zu  unterbreiten,  in  welcher  es  u.  a.  heißt:  „Welche  Bedeutung  eine 
Auslegung  des  Gesetzes,  wie  die  oben  erwähnte,  für  die  Entwickelung  der  Arbeiter- 
versicherung   haben   wird,    das    dürfte   einem   jeden,    der   die  Arbeitsverhältnisse 


^)  Vgl.  Prof.  Rosin:  Das  Recht  der  Arbeitervergichenmg,  Berlin  1898,  S.  178. 
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üDseres  Laades  kennt,  von  selbst  einleuchten.  Insbesondere  werden  die  mit  Ladnng, 
Löschong,  Flößen  und  im  Baafache  beschäftigten  Arbeiter  davon  betroffen.  In 
diesen  großen  Betriebsgattungen  wird  die  Arbeit  hauptsächlich  von  Akkordnehmern 
—  einzelnen  Personen  oder  Kolonnen  —  ausgeftlhrt  und  von  allen  diesen  gilt  es, 
daß  sie  durchaus  nicht  imstande  sind,  die  mit  der  Unfallversicherung  verknüpften 
Verbindlichkeiten  zu  übernehmen.  Abgesehen  von  den  größeren  Gewerbetreibenden, 
deren  Zahl  bei  uns  verhältnismäßig  gering  ist,  setzt  sich  die  große  Mehrzahl  derer, 
welche  in  den  besagten  Betrieben  ihren  Erwert)  finden,  aus  Leuten  zusammen,  die 
ohne  technische  Vorbildung  entweder  Vereinigungen  zur  Ausführung  der  einzelnen 
Akkorde  bUden  oder  auch  das  Handwerk  unter  Zuhilfenahme  von  Tagelöhnern 
betreiben;  sie  arbeiten  selbst  mit.  Tritt  ein  Unfall  ein,  so  muß  die  Versicherungs- 
anstalt in  allen  Fällen,  in  welchen  sich  ein  „Arbeitgeber''  nachweisen  läßt,  Ent- 
schädigung leisten,  ohne  daß  dabei  an  irgendwelche  Prämienzahlung  zu  denken 
ist  Oder  man  kann  die  Vereinigungen  als  „Arbeiter  für  eigene  Rechnung"  be- 
trachten und  dieselben  somit  von  der  Versicherung  ausschließen.  Das  Gebiet, 
welches  die  Unfallversicherung  naturgemäß  umspannen  soll  und  muß,  ist  durch 
die  vorgenannten  Gerichtsentscheidungen  stets  eingeengt  worden,  und  soll  die  Ver- 
sicherungsanstalt das  Prinzip  in  seinen  unmittelbaren  Konsequenzen  verfolgen,  so 
steht  es  zu  befürchten,  daß  am  Ende  noch  eine  Reihe  von  zahlungsunfähigen 
Akkordnehmern  übrig  bleibt  Das  Akkordsystem  findet  auch  in  anderen  Betriebs- 
gattungen ausgedehnte  Anwendung  und  man  kann  schon  jetzt  beobachten,  daß  die 
Betriebsuntemehmer  darüber  klar  zu  werden  anfangen,  daß  sie  durch  Vergebung 
der  Arbeiten  in  Akkord  sich  der  Versicherungspfiicht  entledigen  können.  Selbst- 
redend wird  die  große  Zahl  der  fachgelemten  Arbeiter  immer  an  die  Industrie 
unter  solchen  Bedingungen  geknüpft  bleiben,  daß  ihre  Eigenschaft  als  Arbeiter 
nicht  in  Zweifel  gezogen  werden  kann,  aber  die  Arbeiterversicherung  muß  aueh 
die  noch  zahlreichere  Klasse  an  ungelernten  Arbeitern,  bzw.  Tagelöhnern  im  Auge 
behalten,  und  wenn  diese  allmählich  ausgeschlossen  werden  sollen,  so  verliert  die 
Versicherung  zum  großen  Teil  ihr  Interesse  als  öffentliche  Versicherung."  Die 
oben  geschilderten  Verhältnisse  spiegeln  sich  teilweise  in  der  Geschäftsgebarung  ab. 
Wenn  man  z.  B.  den  Posten  „Abschreibungen"  näher  betrachtet,  so  werden  die 
verhältnismäßig  großen  Ziffern  sofort  ins  Auge  fallen.  Dieselben  beziehen  sich  zu- 
meist auf  die  kleinen  Akkordnehmer,  deren  Zahlungsunfähigkeit  sich  herausstellte, 
sobald  man  die  Beitreibung  der  Prämien  ernstlich  in  Angriff  nahm«  Die  Gesamt- 
abschreibung für  die  Jahre  1895—1904  betrug  Kr.  142  384,09;  davon  entfallen 
70 — 807o  anf  die  Bau-  und  andere  Saisonarbeiten.  Rechnet  man  den  durch  Weg- 
lassung der  Vereinigungen  m.  m.  entstandenen  indirekten  Verlust  hinzu,  so 
dürfte  der  Gesamtausfall  sich  sicherlich  auf  mindestens  den  dreifachen  Betrag  stellen. 
Wenn  nicht  damals  an  die  von  der  Versicherungsanstalt  dringend  empfohlene 
Revision  des  bestehenden  Gesetzes  sofort  geschritten  wurde,  so  lag  der  Grund 
lediglich  darin,  daß  der  Entwurf  zum  Gesetz  über  Kranken-  und  Unfallversicherung 
(s.  oben  S.  2  ff.)  bereits  vorlag,  durch  dessen  Einführung  weitere  Aenderungen  des 
bestehenden  Unfallgesetzes  belanglos  geworden  wären.  Außerdem  war  die  Regierung 
der  Ansicht,  daß  die  Versicherungsanstalt  den  betreffenden  Gerichtsentscheidungen 
zu  große  Tragweite  beigelegt  habe.  Wie  dem  nun  sei,  so  wurde  doch  die  Ver- 
sicherungsanstalt von  der  Regierung  aufgefordert,  für  den  Fall,  daß  sie  Aenderungen 
in  vorerwähnter  Richtung  für  unbedingt  nötig  erachtete,  bezügliche  Vorschläge  ein- 
zureichen. Solche  erfolgten  in  den  Jahren  1903  und  1904,  und  unterm  6.  Juli 
1905  wurde  eine  Regierungsvorlage,  betreffend  Entwurf  zum  Abänderungsgesetz, 
dem  Storthing  unterbreitet.  Der  mit  der  Sache  befaßte  Ausschuß  des  Storthings 
erstattete  Bericht  am  11.  März  1906,  worauf  die  erste  und  zweite  Lesung  in  OdeLs- 
und  Lagthing  und  alsdann  unterm  12.  Juni  1906  die  königliche  Bestätigung  des 
Gesetzes  erfolgte.     Das  Gesetz  trat  in  Kraft  am  12.  Juli  1906  (s.  Anlage  2). 

Was  nun  die  einzelnen  Bestimmungen  des  Abänderungsgesetzes  anbetrifft,  so 
ist  im  Abschnitt  3  des  §  1  ausdrücklich  festgesetzt,  daß  bei  Entscheidung  darüber, 
ersicherungspflichtiger  Arbeitgeber  zu  bezeichnen  ist,  nicht  allein  der  In- 
Arbeitsvertrages,  sondern   vielmehr   auch   die   gesamten   wirtschaftlichen 
se  des  Akkordnehmers  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  sind.    Der  Umstand, 
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daß  der  Akkordnehmer  Arbeiter  annimmt  nnd  selbst  lötmt,  ist  an  and  für  sich 
nicht  ansschlaggebend;  vielmehr  soll  als  Hauptregel  aufgestellt  werden,  daß  es  für 
die  Versichernngspflicht  ganz  gleiehgiltig  ist,  ob  der  Arbeiter  unmittelbar  von  dem 
eigentlichen  Betriebsherrn  angenommen  nnd  gelöhnt  wird,  oder  ob  die  Annahme 
und  Entlöhnung  der  zur  Ausführung  einer  Arbeit  erforderlichen  Arbeitshilfe  durch 
eine  Mittelsperson  erfolgt  Man  hat  somit  sich  der  deutschen  Praxis^)  voll  und 
ganz  angeschlossen. 

Daneben  ist  noch  eine  weitere  Verschärfung  eingetreten,  indem  der  Unter- 
nehmer, für  dessen  Kechnung  die  Arbeit  zur  Ausführung  gelangt,  mit  dem  Entre- 
preneur  oder  Akkordnehmer,  falls  dem  letzteren  die  Versicherungspflicht  auferlegt 
wird,  für  die  Prämienzahlung  wie  für  die  Erfüllung  der  Verpfllichtungen  gemäß 
dem  §  9  des  Gesetzes  solidarisch  haftbar  sein  solL  Diese  letztere  Bestimmung  ist 
insofern  bemerkenswert,  als  das  zivilrechtliche  Solidaritätsprinzip  dabei  eine  be- 
sondere Anwendung  gefunden  hat,  die  sich  nur  durch  sozialpolitische  Motive  recht- 
fertigen läßt.  In  dem  zwischen  dem  Akkordgeber  und  Akkordnehmer  etablierten 
Rechtsverhältnis  ist  sie  nicht  begründet 

Die  Vereinigungen*)  von  Arbeitern  („Arbeidslag")  sollen  für  die  Folge  nur 
dann  als  versicherungspflichtig  anerkannt  werden,  wenn  sie  eine  feste  Organisation 
(Statuten,  eigene  Verwaltung  und  Eassenführung)  besitzen.  Sämtliche  Mitglieder 
sollen  mitversichert  sein. 

Die  im  Abschnitt  4  des  §  1  enthaltene  Bestimmung  bezieht  sich  hauptsächlich 
auf  die  Flößereibetriebe  und  ist  durch  die  in  diesen  Betrieben  obwaltenden  etwas 
eigenartigen  Arbeitsverhältnisse  bedingt 

Nach  dem  Stammgesetz  vom  23.  Juli  1894  konnte  gegen  die  Bescheide  der 
Direktion  der  Versicherungsanstalt  Berufung  eingelegt  werden:  a)  bei  dem  be- 
treffenden Ministerium  in  Streitigkeiten  darüber,  ob  ein  Betrieb  oder  eine 
Anlage  unter  das  Gesetz  falle;  b)  bei  dem  zuständigen  Gericht  in  Streitig- 
keiten über  die  Frage:  Arbeiter  oder  Arbeitgeber;  c)  bei  der  Appelkommission 
in  Streitfragen  hinsichtlich  der  Einreihung  der  Betriebe. in  Gefahrenklassen  sowie 
über  die  Abschätzung  der  Erwerbsunfähigkeit  und  die  dementsprechend  zuerkannte 
Entschädigung.  Diese  für  die  Herbeiführung  einer  einheitlichen  Recht- 
sprechung durchaus  nicht  günstige  Ordnung  ist  nunmehr  durch  das  Gesetz 
vom  12.  Juni  1906  (§§  1  u.  19)  dahin  geändert  worden,  daß  in  allen  Berufungs- 
sachen die  Appelkonmiission  zuständig  sein  soll,  und  zwar  mit  der  Maßgabe,  daß 
in  allen  Sachen,  in  welchen  es  sich  lediglich  um  eine  Abschätzung  handelt, 
die  Ehitscheidung  der  Kommission  endgiltig  ist,  während  dagegen  Streitigkeiten, 
die  eine  Rechtsfrage  in  sich  schließen,  nach  erfolgter  Präung  seitens  der 
Kommission,  vor  den  zuständigen  Gerichten  zum  Austrag  gebracht  werden  können. 
Die  letztere  Anordnung  hat  iliren  Grund  darin,  daß  es  nach  dem  §  88  unseres 
Grundgesetzes  sehr  zweifelhaft  erschien,  ob  die  Errichtung  einer  inappellablen 
Kommission  neben  und  unabhängig  von  den  Gerichtshöfen  zulässig  sei').  Zu  dem 
Zwecke  hätte  auf  alle  Fälle  die  Appelkommission  als  „Gerichtshof"  unter  Zu- 
ziehung mehrerer  rechtskundiger  Mitglieder  und  durch  Einführung  der  kontra- 
diktorischen Verhandlung,  welche  bei  der  gegenwärtigen  Ordnung  nicht  stattfindet. 


1)  Vgl.  Handbuch  der  ünfaUversichenrng,  2.  Aufl.,  Leipzig  1897,  S.  11,  199,  204. 

«)  Bei  der  Uebersetzung  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1894  (vgl.  Heft  m,  S.  81)  ist  das 
Wort  „Arbeidslag"  im  §  1  durch  „Genossenschaft"  wiedergegeben.  Diese  beiden  Ausdrücke 
decken  sich  aber  nicht  ganz.  Unter  „Arbeidslag"  sind  zu  verstehen  Mitglieder  einer  „Arbeits- 
kolonne", die  von  verschiedenen  Arbeitgebern  in  ihr  Fach  schlagende  Arbeiten  übernehmen  und 
die  verdienten  Akkordsummen  gleichmäßig  unter  sich  verteilen;  vgl.  Handbuch  der  Unfall- 
versicherung, L^pz.  1897,  S.  10.  Die  erforderlichen  Arbeitsgeräte  beschaffen  sie  selbst;  mitunter 
werden  solche  vom  Arbeitgeber  zur  Verfügung  gestellt.  Der  Führer  solcher  Kolonne,  welcher 
den  Akkordvertrag  abschließt,  erhält  in  der  l^gel  einen  im  voraus  bestimmten  Anteil  der 
Akkordsumme,  ^-beitergenossenschaften,  die  Gewerbe  betreiben  nnd  derart  organisiert  sind, 
daß  sie  selbständige  Bechtssubjekte  bilden,  kommen  in  Norwegen  fast  kaum  vor  (vgl.  dagegen 
».  B.  für  Italien  Heft  VI  S.  10).  Nur  solche  Vereinigungen,  die  durch  ihre  Organisation  zur 
Ausübung  der  Bechte  und  Pflichten  eines  selbständigen  Eechtssnbjektes  fähig  sind,  sollen  als 
Unternehmer  im  Sinne  des  Gesetzes  anerkannt  werden.  Für  die  Kolonnen  nebst  ihren  Führern 
obliegt  die  Versicherungspflicht  dem  Akkordgeber. 

<)  Vgl.  die  gleiche  Rechtslage  in  Belgien,  Heft  Xlla  S.  52. 
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eiDgerichtet  werden  müssen.  Um  indessen  kostspielige  nnd  yielleieht  ganz  mi- 
begrtlndete  Prozesse  möglichst  zu  vermeiden,  ist  ausdrücklich  festgesetzt,  daß  alle 
Beschwerden  ausnahmslos  zunächst  von  der  Kommission  zu  prüfen  sind.  Rekurse, 
welche  direkt  an  die  Gerichte  gelangen,  sollen  von  denselben  ex  officio  ab- 
gewiesen werden» 

Eine  weitere  auf  die  innere  Organisation  bezugnehmende  Aenderung 
darf  noch  an  dieser  Stelle  erwähnt  werden.  Gemäß  dem  Gesetz  vom  23.  JnU 
1894  erfolgten  bisher  die  Bescheide  durch  die  Direktion  der  Versicherungs- 
anstalt. Es  erwuchs  aber  der  letzteren  dadurch  eine  Arbeitslast,  die  kaum  zu  be^ 
wältigen  war,  und  um  Abhilfe  zu  schaflfen,  wurden  bei  Ausfertigung  des  Gesetzes 
vom  12.  Juni  1906  in  sämtlichen  auf  die  Entscheidungsbefugnisse  bezüglichen 
Paragraphen  die  Worte  „Die  Direktion  der  Versicherungsanstalt"  durch  das  Wort 
„Die  Versicherungsanstalt"  ersetzt.  In  Uebereinstimmung  damit  wurde  alsdann  für 
die  Verwaltung  der  Anstalt  ein  neues,  vom  König  unterm  19.  Februar  1907  ge- 
nehmigtes Statut  ausgefertigt,  in  welchem  u.  a.  bestimmt  ist,  daß  die  Direktion 
für  die  Folge  nur  die  administrative  und  kontrollierende  Behörde  bilden  soll, 
während  die  Entscheidungen  in  Betriebs-  und  Unfallsachen  durch  den  Direktor 
gemeinschaftlich  mit  dem  betreffenden  Abteilungsvorstand  zu  erfolgen  haben* 
Können  die  beiden  sich  nicht  verständigen,  so  soll  die  Sache  der  Direktion  vor- 
gelegt werden.  Ueber  die  Zweckmäßigkeit  dieser  Vereinfachung  mag  verschieden 
geurteilt  werden;  sie  ließ  sich  aber  bei  uns  deshalb  ermöglichen,  weil  in  der  Ver- 
waltung der  Versicherungsanstalt  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeitnehmer  als 
solche  vertreten  sind,  die  Anstalt  somit  lediglich  ein  Staatsorgan  bildet 

In  betreff  des  Umfanges  der  Versicherung  ist  die  Aenderung  ge- 
troffen, daß  Betriebe,  in  welchen  elektrische  Motoren  von  höchstens  einer 
halben  Pferdekräft  zur  Verwendung  gelangen,  von  der  Versicherungspflicht  befreit 
werden  können,  falls  sie  nicht  aus  andern  Gründen  dem  Gesetze  unterliegen.  Es 
ist  dies  geschehen,  um  die  Einführung  der  erlektrischen  Motoren  bei  den  kleineren 
Betrieben  zu  erleichtern; .  man  hat  nämlich  sehr  oft  wahrnehmen  können,  daß  die 
Betriebsinhaber  wegen  der  mit  der  Versicherung  verbundenen  Pflichten  die  An- 
bringung solcher  auch  für  die  Arbeiter  sehr  nützlichen  Einrichtungen  einfach  ver- 
meiden ^).  Man  ist  bei  elektrischen  Motoren  stehen  geblieben,  weil  die  Größe 
derselben  sich  ohne  Schwierigkeit  erkennen  läßt,  was  bei  anderen  Motoren  (z.  B. 
Gasmotoren)  nicht  immer  der  Fall  ist  Die  Befreiung  erfolgt  durch  Entscheidung 
der  Versicherungsanstalt  auf  Gutachten  des  zuständigen  Fabrikinspektors. 

lieber  die  weiteren  Abänderungen  des  Gesetzes  wird  auf  die  folgenden  zwei 
Abschnitte  verwiesen. 

6.  Rechte  des  Ausländers  nach  dem  norwegisehen  ünfallversiehenuigs- 
gesetz.  Nach  dem  Stammgesetz  vom  23.  Juli  1894  sind  die  Ausländer  hinsieht-* 
Uch  der  ans  dem  Gesetze  entspringenden  Rechte  den  Inländern  gleichgestellt, 
jedoch  mit  der  Ausnahme,  daß  den  Hinterbliebenen  eines  Ausländers,  welche  zur 
Zeit  des  Unfalles  nicht  im  Inlande  wohnten,  kein  Anspruch  auf  Schadenersatz  zu- 
steht. Ein  Ruhen  der  Rente,  solange  der  Ausländer  nicht  im  Inlande  seinen 
Wohnsitz  hat,  wie  es  z.  B.  im  deutschen  Unfallversichernngsgesetz  vom  30.  Juni 
1900,  §  94,  vorgesehen  ist,  tritt  nicht  ein.  Indes  war  im  §  25  des  norwegischen 
Gesetzes  bestimmt,  daß,  wenn  eine  entsohädigungsberechtigte  Person  ihren  Wohn- 
sitz im  Auslande  nimmt,  die  Direktion  der  Versicherungsanstalt,  falls  ihrer  Ansicht 
nach  die  unveränderte  Auszahlung  der  Entschädigung  nicht  ohne  besonderes  Risiko 
für  die  Kasse  der  Versicherungsanstalt  geschehen  kann,  berechtigt  sein  soll,  die 
Forderungen  des  Betreffenden  mit  einer  den  Umständen  entsprechenden  einmaligen 
Abfindungssumme  zu  befriedigen.  Diese  Summe  ist  jedoch  ohne  besondere  Gründe 
nicht  niedriger  zu  bemessen  als  auf  das  Dreifache  der  Jahresrente.  Falls  eine 
solche  Person  zurückkehrt,  so  erhält  sie  solange  keine  Entschädigung,  bis  die  ihr 
ausgezahlte  Summe  aufgerechnet  ist.  Durch  das  Abänderungsgesetz  vom  12.  Juni 
1906   ist   diese   Bestimmung   dahin   abgeändert  worden,   daß  die  Abfindung  ohne 


^)  Vgl.  über  ähnliche  Wahrnehmungen  im  Aaslande  n.  a.  Heft  Va  84,  Vb  OOff. 
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Büokflicht  auf  etwaige  „besondere"  Gründe  erfolgen  kann^).  Des  ferneren  ist  ein 
Unterschied  zwischen  Ans-  und  Inländern  insofern  gemacht,  als  fttr  die  ersteren 
die  Abfindung  endgültig  sein  soll,  während  die  Inländer^  falls  sie  in  der  Ab- 
sicht znrttckkehren,  im  Inlande  dauernd  zu  bleiben,  wieder  in  den  Genuß  der  Rente 
eintreten,  jedoch  erst  nach  erfolgter  Bttckkehr  und  nach  Aufrechnung  der  Ab- 
findungssumme. In  der  Begründung  führte  der  Ausschuß  des  Storthings  u,  a. 
aus,  daß  Pensionen  aus  der  Staatskasse  nur  dann  ausgezahlt  werden,  solange  der 
Empfänger  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hat,  falls  nicht  durch  königl.  £rlaß  oder 
4urch  Anordnung  des  betrefienden  Ministeriums  für  den  einzelnen  Fall  anders  be- 
stimmt ist;  Ausländer,  welche  Beute  von  der  Beichsversicherungsanstalt  beziehen, 
kommen  somit  in  eine  günstigere  Lage  als  gewöhnliche  Pensionäre,  insofern  als 
sie  rechtlichen  Anspruch  auf  eine  Abfindungssumme  erhalten,  welche  in  der  Begel 
dem  dreifachen  Betrage  der  Jahresrente  entsprechen  würde.  Es  dürfte  indessen 
als  ein  Mangel  bezeichnet  werden,  daß  nicht  die  sog.  Gegenseitigkeitsklausel 
gleichzeitig  in  das  Gesetz  mit  aufgenommen  wurde  ^). 

7.  CnfallTerhätimg.  Gemäß  dem  Fabrikaufsichtsgesetze  vom  27,  Juni  1892 
(siehe  Heft  III  S.  70)  obliegt  es  der  Fabrikinspektion,  die  Betriebe  in  bezug  auf 
Unfallgefahr  mit  zu  kontrollieren.  Zu  diesem  Zwecke  sind  alle  Unfälle,  welche 
mindestens  achttägige  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge  haben,  vom  Betriebs- 
unternehmer der  zuständigen  Lokalinspektion  anzuzeigen  und  von  dieser  durch 
Untersuchung  festzustellen.  Eine  ordnungsmäßige  Beaufsichtigung  der  Betriebe 
seitens  der  Versicherungsanstalt,  wie  sie  der  §  120  des  deutschen  G.U.V.G.  vom 
30.  Juni  1900  kennt,  findet  somit  nicht  statt.  Allerdings  ist  die  Versicherungs- 
anstalt nach  dem  §  27  des  Stammgesetzes  vom  23.  Juli  1894  befugt,  diejenigen 
Betriebe,  welche  besondere  Unfallgefahren  mit  sich  führen,  durch  die  Fabrik? 
inspektion  oder  durch  besonders  dazu  bestellte  Bevollmächtigte  auf  die  betreffenden 
Grefahren  untersuchen  zu  lassen  und  gegebenenfalls  entsprechende  Vorschriften  zu 
erlassen;  kann  der  Gefahr  nicht  vorgebeugt  werden  oder  wird  der  von  der  Ver- 
sicherungsanstalt mit  Bezug  darauf  gestellten  Forderung  keine  Folge  gegeben,  so 
soll  die  Versicherungsanstalt  berechtigt  sein,  den  Betrieb  unter  eine  höhere  Ge- 
fahrenklasse zu  bringen  oder,  falls  der  Betrieb  schon  der  höchsten  Gefahrenklasse 
angehört,  den  Prämiensatz  bis  zum  dreifachen  Betrage  zu  erhöhen.  Von  dieser 
Bestimmung  hat  man  aber  hauptsächlich  in  Ermangelung  des  dazu  erforderlichen 
Inspektionspersonals  bis  jetzt  noch  keinen  Gebrauch  gemacht.  Ueberhaupt  bildet 
die  Unfallverhütung  ein.  sehr  vernachlässigtes  Feld  im  Gebiete  unserer  sozialen 
Beformen  %  Von  selten  der  Fabrikinspektoren  ist  in  dieser  Beziehung  bis  jetzt 
sehr  wenig  getan.  Dazu  kommt  noch  der  Mißstand,  daß  der  Umfang 
des  Fabrikgesetzes  in  bezug  auf  Betriebe  sich  bei  weitem  nicht  mit  dem  der 
Unfallversicherung  deckt.  Das  bestehende  Fabrikgesetz  umfaßt  nur  Fabriken  und 
fabrikmäßige  Betriebe  sowie  Bergwerke  und  dergl.  und  ist  in  den  einzelnen  Aus- 
führungen nur  auf  solche  angepaßt.  Der  König  hat  allerdings  das  Becht,  für  Be- 
triebe oder  Betriebsgattungen,  welche  besondere  Gefahren  darbieten,  entsprechende 
Verhütungsmaßregeln  anzuordnen;  aber  Anordnungen  dieser  Art  sind  bis  jetzt  nur 
für  Buchdruckereibetriebe  und  Zttndhölzchenfabriken  erlassen  worden. 

Im  Jahre  1896  beschloß  das  Storthing,  das  Fabrikgesetz  einer  eingehenden 
Revision  unterziehen  zu  lassen,  welche  durch  die  Regierungsvorlage  vom  25.  August 
1906  betr.  „Ausfertigung  eines  Gesetzes  über  die  Aufsicht  der  Arbeit  in  Fabriken", 
wiederholt  nur  mit  unwesentlichen  Aenderungen  durch  eine  erneute  Vorlage  vom 
14.  Februar  1907,  ihren  Abschluß  fand.  Bei  den  Vorberatungen  über  den  neuen 
Gesetzentwurf  wurde  auch  die  Frage  der  Uebertragung  der  Unfallverhütung  auf 
die  Versicherungsanstalt  durch  eine  teilweise  Verschmelzung  der  beiden  Organe 
angeregt,  aber  ohne  Erfolg.  Die  Regierung  vermochte  nicht,  sich  von  der  Zweck- 
mäßigkeit einer  solchen  Maßnahme  zu  überzeugen,   vielmehr  war  sie  der  Ansicht, 

^)  Vgl.  §  95  des  deatscheD  G.U.V.G.,  wonach  die  Abfindung  nur  auf  Antrag  des  Be- 
rechtigten stattfinden  kann. 

*)  Vgl.  §§  4,  21,  94,  95  des  deutschen  G.U.V.G.  v.  30.  6.  1900. 
«)  Vgl.  dazu  Heft  VII  80,  VHa  40,  XIV  16,  XVI  19. 
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daß  die  beiden  Institutionen,  bzw.  die  Fabrikinspektion  nnd  die  Versiefaening»- 
anstalty  so  wesentlich  verschiedene  Aufgaben  zu  lösen  haben,  daß  ein  unabhängiges 
Nebeneinanderbestehen  sich  von  selbst  als  die  notwendige  Voraussetzung  gedeih- 
lichen Wirkens  ergeben  müsse.  Indes  hielt  die  B^erung  die  Herbeifährung  eines 
Zusammenwirkens  der  besagten  Organe  hinsichtlich  des  auf  die  Unfallverhütung 
beztlglichen  Teils  der  Aufsichtstätigkeit  für  wünschenswert,  und  zu  dem  Zwecke 
wurde  im  §  17  des  Abänderungsgesetzes  vom  12«  Juni  1906  festgesetzt,  daß  die 
Versicherungsanstalt  durch  ihre  Aufsichtsbeamten  für  die  Folge  über  sämt- 
liche an  sie  gemeldete  Unfälle  der  zuständigen  Lokalinspektion  sofortige  Mit- 
teilung zu  machen  habe,  sowie  daß  der  Betriebsinhaber  verpflichtet  sein  solle, 
die  in  seinem  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle,  welche  mehr  als  dreitägige 
Arbeitsunfähigkeit  zur  Folge  haben,  baldmöglichst  und  spätestens  binnen  drei 
Tagen  der  Versicherungsanstalt  anzuzeigen^).  Falls  der  Betrieb  nicht  in  die 
Unfallversicherung  gehört,  so  hat  der  Betriebsinhaber  entsprechende  Anzeigepflicht 
gegenüber  der  Fabrikinspektion.  Der  letztere  Fall  vdrd  wohl  kaum  eintreten 
können,  so  daß  es  tatsächlich  lediglich  den  Organen  der  Unfallversicherung  ob- 
liegen wird,  die  Fabrikinspektorate  mit  Unterlagen  für  die  zu  treffenden  Unfall- 
verhütungsmaßnahmen zu  versehen.  Wie  nun  diese  Ordnung,  welche  die  Unfall- 
versicherungsorgane ganz  in  den  Hintergrund  treten  läßt,  sich  bewähren  wird, 
mag  erst  die  Zukunft  lehren. 

In  der  vorgenannten  Gesetzesvorlage  ist  den  Anforderungen  der  Unfall- 
versicherung insofern  einigermaßen  Rechnung  getragen,  als  das  Gesetz  sich  aaf 
einen  weiteren  Kreis  von  Betrieben,  als  den  im  bestehenden  Gesetze  vorgesehenen, 
erstrecken  soU^. 

Daneben  sind  auch  andere  Maßnahmen  getroffen,  die  wesentlich  auf  die 
Heranziehung  der  Arbeiter  zur  Teilnahme  an  der  Unfallverhütung  Bezug  nehmen. 
Dem  geltenden  Fabrikgesetz  von  1892  haftet  nämlich  der  Mangel  an,  daß  die  An- 
ordnungen desselben  ausschließlich  gegen  dieArbeitgeber  gerichtet  sind,  und 
daß  dementsprechend  die  gemäß  dem  Gesetze  zu  erlassenden  Vorschriften  sich  nur 
gegen  die  letzteren  richten  können.  Das  Gesetz  bietet  somit  kein  Mittel,  um  zu 
verhindern,  daß  nicht  etwa  die  Arbeiter  durch  Elntfemen  von  Schutzvorrichtungen 
oder  durch  sonstiges  widerrechtliches  Verhalten  den  vorschriftsmäßigen  Vorkehrungen 
der  Arbeitgeber  entgegenwirken,  bzw.  dieselben  wirkungslos  machen  oder  den  ge- 
gebenen Anweisungen  nicht  nachkommen.  Mißständen  dieser  Art  ließe  sich 
allerdings  durch  entsprechende  Strafbestimmung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  vor- 
beugen; die  Regierung  machte  aber  einen  weiteren  Schritt,  indem  sie  in  ihrer  Vor- 
lage dafür  eintrat,  daß  eine  viel  nachhaltigere  Wirkung  dadurch  zu  eizielen  wäre, 
daß  die  Vorschriften  darüber,  was  die  Arbeiter  zur  Vermeidung 
von  Unfällen  im  Betriebe  selbst  noch  zu  tun  und  zu  lassen 
haben,  direkt  an  diese  gerichtet  würden,  anstatt  sich  auf  in- 
direktem Wege  aus  den  an  die  Arbeitgeber  gerichteten  Vor- 
schriften  herleiten   zu   lassen.     Dieser  Grundgedanke   ist   auch  in   dem 

^)  Vgl.  §  17  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1894,  wonach  die  Anzeige  bei  schwereren  ünf&Uen 
sofort  und  bei  leichteren  ünföUen  binnen  vier  Wochen  zu  folgen  hatte  (s.  Heft  m  S.  74,  89). 
«)  Der  §  1  lautet: 
„Diesem  Gesetze  unterliegen: 

a)  Fabriken  und  solche  Handwerks-  und  andere  gewerbliche  Betriebe,  welche  fabrikmäßig 
aasgeübt  werden  oder  in  welchen  andere  Triebkraft  als  die  menschliche  Muskelkraft  angewendet 
wird  oder  Kessel  mit  Dampfdruck  angewendet  werden. 

b)  Steinbrüche,  Kalkbrüche  und  Steinhauereien. 

c)  Eisgewinnimg. 

d)  Gruben,  Aufbereitnngswerkstätten,  Hüttenwerke,  sowie  andere  Anlagen  zor  Gewinnung 
und  Veredelung  Ton  Mineralien. 

e)  Betriebe,  in  welchen  explodierende  Stoffe  hergestellt  oder  fabrikmäßig  verwendet  werden. 
Unter   das  Gesetz   fallen  nicht  Betriebe   obenbezeiohneter  Art,   falls   sie  nur  von  kurzer 

Dauer  sind  und  einem  [geordneten  Hauptbetriebe  nicht  zugehören;  desgl.  Betriebe,  in  welchen 
nur  elektrische  Motoren  von  höchstens  V2  Pf--K.  angewendet  werden. 

Falls  die  Eücksicht  auf  die  Gesundheit  und  die  körperliche  Sicherheit  der  Arbeiter  es  er- 
fordert, so  kann  der  König  anordnen,  daß  auch  andere  Betriebe  als  die  vorgenannten  den  sämt- 
lichen oder  einzelnen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterliegen  sollen. — 
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Entwurf  zum  Ansdrack  gelangt.  So  bestimmt  der  §  15,  daß  Vorschriften  darüber, 
was  der  Arbeitgeber  sowie  der  Arbeiter  behufs  Durchführung  der  Gesetzes- 
bestimmungen zu  beobachten  haben,  von  dem  Fabrikinspektorat  zu  erlassen  sind. 
Des  weiteren  sollen  nach  dem  §  41  Arbeiter,  welche  die  im  Gesetze  enthaltenen 
oder  gemäß  demselben  erlassenen  Vorschriften  zur  Sicherung  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  der  Arbeiter  übertreten  oder  sich  ungebührlichen  Benehmens  in  den 
Arbeitsstätten  schuldig  machen,  mit  Geldstrafe  belegt  werden.  Dagegen  sollen  die 
Arbeiter  in  den  Lokalinspektionen  durch  je  ein  Mitglied  vertreten  sein,  wie  auch 
die  Errichtung  eines  unter  dem  betreffenden  Ministerium  stehenden  Arbeitsamtes 
vorgesehen  ist,  welches  sich  aus  sieben  Mitgliedern,  bzw.  einem  rechtskundigen 
Vorsitzenden  sowie  drei  Arbeitgebern  und  drei  Arbeitern  zusammensetzen  soll. 

Es  liegt  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Darstellung,  auf  die  übrigen  Be- 
stimmungen des  Ehitwurfs  bzw.  auf  die  Vorarbeiten  zu  demselben  näher  einzugehen. 
Es  darf  zum  Schluß  noch  bemerkt  werden,  daß  eine  Anordnung  der  Unfallverhütung 
in  obigem  Sinne,  wenn  sie  einmal  zur  Verwirklichung  gelangen  sollte,  nicht  ohne 
Einfluß  auf  das  Recht  der  Arbeiter  zum  Schadenersatz  nach  dem  Unfallversicherungs- 
gesetz bleiben  kann.  Wenn  ein  Arbeiter  den  Unfall  z.  B.  durch  vorsätzliches  Ent- 
fernen einer  Schutzvorrichtung  —  was  bei  dem  Akkordsjstem  sehr  wohl  im  Interesse 
des  Arbeiters  liegen  kann  —  herbeigeführt  hat,  so  düifte  es  sehr  fraglich  sein,  ob 
nicht  in  diesem  Falle  ein  „Vorsatz^  im  Sinne  des  Unfallversicherungsgesetzes  vor- 
liege. Jedenfalls  würde  es  dem  Geist  des  Fabrikgesetzes  widersprechen,  auf  Grund 
eines  solchen  Unfalls  Entschädigung  zu  gewähren.  Die  Arbeiterkommission  hat  in 
ihrem  Entwurf  zum  Kranken-  und  Unfallversicherungsgesetz  (siehe  S.  2  ff.)  darauf 
Bedacht  genommen,  indem  sie  im  §  121  des  besagten  Entwurfes  die  folgende 
Bestimmung  in  Vorschlag  gebracht  hat:  „Wenn  der  Versicherte  einen  Schaden  er- 
leidet durch  einen  Unfall,  welchen  er  durch  vorsätzliches  Entfernen  einer  Schutz- 
vorrichtung oder  durch  grobe  Uebertretung  der  für  die  Arbeit  gegebenen,  ihm  be- 
kannten Vorschriften  selbst  herbeigeführt  hat,  so  kommt  jedes  Recht  auf  Ersatz 
sowohl  für  ihn,  wie  für  seine  Hinterbliebenen  in  Wegfall."  Eine  Bestinmiung  dieser 
Art  dürfte  wohl  ihre  Berechtigung  haben;  aber  der  ursächliche  Zusammenhang  des 
Unfalles  mit  dem  vorsätzlichen  Handeln  müßte  dann  zunächst  durch  strafgericht- 
liches Urteil  festgestellt  sein.  Außerdem  würde  es  nicht  dem  sozialpolitischen 
Zweck  der  Unfallversicherung  entsprechen,  in  solchen  Fällen  die  Hinterbliebenen 
von  dem  Rentengenuß,  wenn  dieselben  Anspruch  auf  solchen  haben  würden,  gänz- 
lich auszuschließen^). 

8.  Tersiehemng  der  Seelente  (s.  Heft  IHa  S.  3).  In  der  norwegischen  See- 
gesetzgebung ^)  ist  eine  gewisse  Fürsorgepflicht  der  Reeder  für  erkrankte  und 
Unfallverletzte  Seeleute  vorgesehen.  Dieselbe  beschränkt  sich  jedoch  auf  einen 
verhältnismäßig  kurzen  Zeitraum  (vier  bzw.  zwölf  Wochen)  und  verbürgt  somit 
Sicherstellung  nur  innerhalb  sehr  enger  Grenzen.  Daneben  wirken  mehrere  Kassen 
und  Einrichtungen,  welche  zumeist  aus  älterer  Zeit  stammen  und  die  Unterstützung 
von  hilfsbedürftigen  Seeleuten  und  deren  Hinterbliebenen  bezwecken.  Diese  Kassen 
lassen  sich  in  die  folgenden  drei  Gruppen  einteilen: 

a)  Die  durch  königl.  Verordnung  vom  27.  April  1811  errichteten 
fünf  Seebezirkskassen.  Diese  unterliegen  der  öffentlichen  Kontrolle  und  haben 
alljährlich  ihre  Rechnungsabschlüsse  an  das  Ministerium  für  Heer  und  Marine  ein- 
zureichen. Sie  sind  ausschließlich  auf  freiwillige  Beiträge  fundiert,  welche  indessen 
in  den  letzten  Jahren  bis  auf  eine  Kleinigkeit  herabgegangen  sind  und  bei  einzelnen 
Kassen  schon  längst  aufgehört  haben.  Die  Tätigkeit  der  Kassen  beschränkt  sich 
deshalb  hauptsächlich  auf  die  Auszahlung  von  Unterstützungen.  Vermögensbestand 
am  Ende  1897:  Kj.  168  723. 

b)  Private  Unterstützungskassen  mit  behördlich  genehmigten 
Statuten.     Das   Entstehen    dieser   Kassen    ist   auf   die   königl.  Verordnung   vom 


0  VgL  C.  Graef,  Die  deutschen  Unfallversicherungsgesetze.  Berlin  1900,  S.  76  f.,  so- 
wie Heft  la  S.  27. 

*)  Eine  deutsche  Uebersetznng  des  norwegischen  Seegesetzes  vom  20.  Juli  1893  be- 
findet sich  im  Bd.  43  der  Zeitschrift  f.  d.  gesamte  Handelsrecht,  Stuttgart  1898. 
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15.  Mai  1832  znrückzaführeD;  durch  welche  eine  Kommission  zur  Aasarbeitang 
der  dazn  erforderlichen  Bestimmungen  eingesetzt  wurde.  Zweck  der  Kassen  ist 
Unterstützung  an  hiifsbedUrftige  Seeleute  und  deren  Hinterbliebene.  Solche  Unter- 
stützung kann  auch  Nichtmitgliedem  gewährt  werden.  Die  Einnahmen  werden 
durch  freiwillige  Beiträge  beigebracht.  Auf  Grund  der  unsicheren  Natur  der  Ein- 
nahmen können  im  voraus  bestimmte  Pensionen  oder  Unterstützungen  nicht  gewähr- 
leistet werden.  Ueberhaupt  kommen  Jahrespensionen  sehr  selten  vor.  Von  den 
Kassen  bestehen  noch  vierzehn  mit  einem  Gesamtvermögensbestand  am  Ende  1897 
von  Kr.  236  499. 

c)  Private  Hilfsvereine.  Deren  Zahl  ist,  soweit  man  hat  ermitteln  können, 
dreizehn  mit  einem  Gesamtvermögensbestand  am  Elnde  1897  von  Kj.  294  683. 

Das  Gesamtvermögen  dieser  drei  Kassenkategorien  —  bzw.  der  Betrag  von 
689  905  Kr.  —  setzt  sich  zum  wesentlichen  Teil  aus  Beiträgen  des  Seemanns^ 
Standes  zusammen.  Von  sämtlichen  Kassen  gilt  es  aber,  daß  die  freiwillige  Be- 
teiligung an  denselben  sehr  im  Abnehmen  begriffen  ist,  und  daß  die  Kassen  haupt- 
sächlich nur  noch  durch  die  Zinsen  der  angesammelten  Kapitalien  ihre  Existenz 
weiterzuführen  vermögen. 

Weit  erheblicher  sind  die  Dotationen,  welche  in  der  Form  von  Legaten 
und  Stiftungen  dem  Seemannsstande  im  Laufe  der  Zeit  zugute  gekommen  sind. 
Von  solchen  bestanden  Ende  1900  dreiundsiebzig  mit  einem  Gesamtkapital  in  Höhe 
von  Kr.  5  080  200;  teilweise  verfolgen  sie  aber  noch  andere  Zwecke  als  eben  die 
Unterstützung  an  die  Seeleute. 

Dies  alles  reicht  aber  bei  weitem  nicht  aus,  um  den  Bedarf  zu  decken,  was 
sich  sehr  leicht  erklärt,  wenn  man  sich  die  relative  Größe  unserer  Handelsflotte 
vergegenwärtigt.     So  waren  Ende  1906  an  der  Seefahrt  beteiligt*): 

Zahl    Reg.  T.  Br.  Bemannung 
Dampfschiflfe  (von  25  R^g.  T.  Br.  und  darüber)    1534     1  227  293         21  694 
Segelschiffe  (von  60  Reg.  T.  Br.  und  darüber)     1840       755  048         13  793 

Zus.:    3374     1982  341  35  487. 

In  den  Seemannskreisen  hat  sich  schon  lange  eine  kräftige  Bewegung  geltend 
gemacht,  welche  in  dem  Wunsche  gipfelt,  eine  im  Wege  des  Gesetzes  an- 
geordnete Pensionskasse  errichtet  zu  sehen,  welcher  beizutreten  alle  Seelente 
verpflichtet  sein  sollen.  Es  sei  dabei  bemerkt,  daß  bereits  die  oben  erwähnte 
Kommission  von  1832  sich  dahin  geäußert  hatte,  daß  das  Ziel  nur  durch  Eio- 
führung  gesetzmäßig  zu  entrichtender  Zwangsbeiträge  zu  erreichen  wäre.  Die 
Sache  gelangte  zur  Erörterung  bei  der  im  Jahre  1881  in  Ghristiania  tagenden 
Generalversammlung  zwanzig  norwegischer  Seemannsvereine  und  es  wurde  dabei 
beschlossen,  eine  diesbezügliche  Gesetzesvorlage  auszuarbeiten.  Das  damit  be- 
auftragte Komitee  erledigte  sich  seiner  Aufgabe  durch  die  Unterbreitung  eines 
Gresetzentwurfs,  betr.  Spar-  und  Unterstützungsgesellschaft  für  Seeleute  und  deren 
Hinterbliebenen.  Wie  schon  aus  dem  Namen  hervorgeht,  sollte  die  Gesellschaft 
einen  doppelten  Zweck  verfolgen:  erstens  die  Ansammlung  eines  Fonds  zur  Unter- 
stützung hilfsbedürftiger  Seeleute  und  deren  Hinterbliebenen;  dann  aber  auch  die 
Rückzahlung  der  Spargelder  nebst  Zinsen.  Der  Entwurf  wurde  indessen  von  vielen 
Seiten  beanstandet  und  gelangte  nicht  zur  Ausführung.  Im  Jahre  1889  fand  in 
New -York  eine  Konferenz  norwegischer  Schiffsführer  statt,  bei  welcher  eine  Resolution, 
betr.  Etablierung  einer  gesetzlichen  Pensionsordnung,  verfaßt  und  nachher  norwegischen 
Seeleuten  zur  Unterschrift  vorgelegt  wurde.  Die  Unterschriften  erfolgten  in  einer 
Anzahl  von  ca.  3600,  aber  die  gleichzeitig  geplante  Uebersendung  der  Resolution 
an  die  Regierung  unterblieb  —  ungewiß  aus  welchen  Gründen.  Die  Sache  wurde 
wieder  in  Fluß  gebracht  von  dem  im  Jahre  1889  gebildeten  norwegischen  Schifls- 
führerverein,  welcher  in  der  im  Jahre  1891  abgehaltenen  Generalversammlung  die 
Errichtung  einer  Pensionskasse  im  Wege  des  Gesetzes  nach  eingehender  Elrörte- 
rung    der   ihr   zugrunde   zu   legenden   Hauptprinzipien    einstimmig   empfahl.     Die 


*)  Vgl.  Jahrbuch  der  Handelsmarine  Norwegens  für  das  Jahr  1906,  Christiania  1907. 
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RegieruDg  konnte  selbstredend  gegenüber  diesen  Anregungen,  die  einen  allseitigen 
Wunsch  des  Seemannsstandes  zum  Ansdmck  brachten,  sich  nicht  passiv  verhalten, 
und  durch  Eönigl.  Erlaß  vom  31.  Oktober  1891  wurde  das  Ministerium  des  Innern 
(jetzt  Ministerium  für  Handel,  Seefahrt  und  Industrie)  beauftragt,  ein  Komitee  zur 
Beratung  der  zwecks  Einführung  einer  Kranken-  und  Unfallversicherung  nebst 
Pensionskasse  für  die  Seeleute  sowie  betreflfs  Regelung  der  hygienischen  Verhält- 
nisse auf  den  Handelsschiffen  zu  treffenden  Maßnahmen  einzusetzen.  Dies  geschah 
durch  ministerielle  Verfügung  vom  4.  Dezember  desselben  Jahres  und  unterm 
21.  Juni  1900  konnte  das  Komitee  einen  „Entwurf  zum  Gesetz  betreffend 
Versicherung  der  Seeleute"  dem  Ministerium  unterbreiten.  Der  Entwurf 
umfaßt  Unfall-,  Kranken-,  Invaliditäts-,  Alters-  und  Todesfallversicherung.  Auf  die 
einzelnen  Bestimmungen  des  Entwurfs  näher  einzugehen,  dürfte  sich  nicht  ver- 
lohnen. Die  Reformen  im  Gebiete  der  Sozialversicherung  sind  inzwischen  in  Bahnen 
geleitet  worden,  die  eine  Kombination  wie  die  oben  gedachte  nicht  mehr  wünschens- 
wert erscheinen  lassen.  Gegenwärtig  hat  eine  unterm  26.  Februar  1907  eingesetzte 
Kommission  einen  Entwurf  zum  Gesetz  über  die  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung für  das  ganze  Volk  in  Vorbereitung.  Ein  unter  dem 
8.  Juni  1907  eingesetztes  Komitee  (siehe  S.  2)  ist  mit  der  Ausarbeitung  eines 
Krankenversicherung  s  gesetzes  nebst  dementsprechend  notwendigen 
Aenderungen  des  bestehenden  Unfallversicherungsgesetzes  beschäftigt,  wobei  die 
Frage  mit  zu  erledigen  ist,  ob  die  Seeleute  in  die  Krankenversicherung  auf- 
genommen werden  sollen  oder  nicht.  Der  Komiteentwurf  vom  21.  Juni  1900  ist 
somit  völlig  gegenstandslos  geworden.  Damit  aber  der  Seemannsstand  nicht  mit 
leeren  Händen  ausgehen  soll,  wird  gegenwärtig  im  Ministerium  für  Handel,  See- 
fahrt und  Industrie  ein  Gesetzentwurf  betr.  Unfallversicherung  der 
Seeleute  vorbereitet.  Ueber  den  definitiven  Inhalt  dieses  Entwurfs  läßt  sich 
aber  vor  der  Hand  noch  nichts  sagen. 

9.  Versicherung  der  Fiseher«  Bei  dem  norwegischen  Fisch  er  ei  betriebe, 
welcher  eine  der  Haupterwerbsquellen  des  Volkes  bildet,  kommen  alljährlich  viele 
Unfälle  mit  Verlust  von  Menschenleben  vor.  Die  meisten  gehen  verhältnismäßig 
unbeachtet  hin,  aber  mitunter,  besonders  zur  Winterzeit,  wenn  andauernde  und 
regelmäßige  Stürme  auftreten,  ereignen  sich  auch  Katastrophen,  die  in  weiteren 
Kreisen  Teilnahme  erregen.  Im  Oktober  1899  verunglückten  an  einem  Fisch- 
platze durch  einen  plötzlichen  Sturm  136  Fischer  und  im  Januar  1901  unter  ähn- 
lichen Verhältnissen  35.  Bei  solchen  Gelegenheiten  hat  das  Publikum  immer 
große  Opferwilligkeit  bekundet;  so  gingen  nach  dem  Unfallereignis  im  Jahre  1899 
freiwillige  Beiträge  in  Höhe  von  zusanunen  über  800000  Kr.  ein,  welcher  Betrag 
zum  großen  Teil  zur  Unterstützung^)  der  hinterbliebenen  Familien  der  Ver- 
unglückten verwendet  wurde,  während  der  Rest  im  Betrage  von  125  091,97  Kr. 
als  Fonds  für  spätere  Verwendung  aufgelegt  worden  ist. 

Von  privaten,  auf  freiwilligen  Beiträgen  der  Mitglieder  begründeten  Hilfs- 
kassen  sind  nur  wenige  vorhanden  und  außerdem  ist  die  Leistungsfähigkeit 
dieser  Kassen  sehr  beschränkt,  so  daß  bei  der  Hauptzahl  der  Unfälle  die  davon 
betroflfenen  Fischer  oder  deren  Hinterbliebenen  lediglich  auf  die  Armenkassen  ver- 
wiesen sind. 

Die  Zahl  der  an  den  Fischereien  beteiligten  Bevölkerung  läßt  sich  nur 
schätzungsweise  feststellen.  Man  hat  sie  indessen  auf  rund  90000  Personen  ver- 
anschlagt, von  denen  etwa  50000  die  Fischerei  als  Haupterwerb  und  40  000«  solche 
als  Nebenerwerb  betreiben.  Seit  der  Einführung  einer  öffentlichen  Unfall- 
versicherung für  Fabrikarbeiter  im  Jahre  1894  ist  mehrfach  der  Gedanke  auf- 
gekommen, ob  es  nicht  möglich  wäre,  eine  ähnliche  Einrichtung  für  die  Fischer 
zu  schaffen.  Die  Verwirklichung  eines  solchen  Planes  stößt  aber  auf  verschiedene 
Schwierigkeiten,  von  welchen  die  eine  besonders  hervorzuheben  ist,  daß  nur  eine 
Minderzahl  der  Fischer  in  Reederbetrieben  beschäftigt  ist,  somit  einen  Arbeit- 
geber  hat,   während  die   meisten   den   Erwerb   selbständig   —    vereinzelt  oder  in 


^)  Hauptsächlich  in  der  Form  von  Leibrenten. 
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Parteien  —  betreiben.    Infolge  angestellter  Untersnckiingen  zählte  die  Fiseherflotte 
im  JanRar  1907: 


2338  kleine  Deckfahrzeuge  (unter  40  Faß) 
1398  größere  „  (über  40      „  ) 

647  Molorfahrzeiige 

176  Dampfschiffe 


Gesamt- 

bemannong : 

ca.  27000. 


Dazu  kommen  noch  über  20000  offene  Boote,  deren  Bemannung  die  nötige 
Ausrttotung  sich  selbst  beschaffen  nnd  „auf  Teilung^  fischen. 

Nimmt  man  nun  an,  daß  die  oben  genannten  Deckfahrzeuge  und  Dampf- 
schiffe als  Fahrzeuge  sämtlich  in  den  Keederbetrieb  gehören  und  somit  eine 
KoUektivrersicherung  für  die  Bemannung  derselben  möglich  wäre,  so  bleiben  doch 
ca.  63000  Personen  übrig,  für  welche  man  eine  andere  Versicherungsform  bzw; 
die  der  IndiTidualrersicherung  aufteilen  müßte  ^).  Daß  die  Lösung  dieser  Frage 
nicht  durch  Selbsthilfe  der  Fischer,  sondero  nur  durch  eine  von  Staatswegen  ge- 
schaffene Organisation  sich  herbeiführen  läßt,  war  bei  den  ärmlichen  Verhältnissen, 
unter  welchen  die  Fischerbevölkerung  ihr  Dasein  fristet,  von  selbst  einleuchtend 
und  die  immer  mehr  sich  verbreitende  Kenntnis  der  neueren  Erscheinungen  im 
Gebiete  der  Arbeiterversicherung  hat  das  ihrige  dazu  beigetragen,  weitere  Kreise 
interessierter  Männer  an  die  Möglichkeit  einer  zweckentsprechenden  Ordnung  in 
letzterem  Sinne  glauben  zu  lassen.  Der  erste  Schritt  in  dieser  Richtung  wurde 
von  dem  Minister  für  Handel,  Seefahrt  und  Industrie,  Herrn  S.  Arctander, 
genommen,  indem  derselbe  durch  Verfügung  vom  29.  Juni  1906  die  damalige 
Fischereiverwaltung  mit  der  Aufstellung  der  Grundzüge  einer  Fischer- 
versicherung beauftragte.  In  Verfolg  dieses  Auftrags  sind  von  den  ver- 
schiedenen Vereinen  und  den  zuständigen  Behörden  Denkschriften  eingeholt  worden 
und  auf  Grundlage  derselben  hat  der  Direktor  des  Fischereiamtes,  Dr.  J.  H  j  o  r  t , 
nunmehr  einen  Gesetzentwurf^  nebst  Motiven,  betr.  Unfallver- 
sicherung der  Fischer,  ausgearbeitet  und  dem  Minister  unterbreitet. 

Der  Hauptinhalt  des  Entwurfes  ist  im  wesentlichen  der  folgende: 

1.  Der  Versicherung  unterliegt  jeder  dem  Reiche  zugehörende  Fischer  oder 
Fangmann,  welcher  Fischerei  an  der  Küste  oder  auf  dem  Eismeere  oder  Wal- 
fang ganz  oder  teilweise  betreibt,  sowie  die  Bemannung  der  Fischer-  und  Fang- 
fahrzeuge. 

2.  Die  Versicherung  umfaßt  Unfälle,  die  im  Betriebe  oder  bei  Seefahrt 
auf  norwegischem  Schiff  oder  Boot  sich  ereignen. 

3.  Entschädigung  (erste  Klasse): 

a)  Krankengeld  in  Höhe  von  1,50  Kr.  pro  Tag  vom  Beginn  der  14.  Woche 
nach  dem  Eintritt  des  Unfalles  und  längstens  für  die  Dauer  von  einem 
Jahr,  gerechnet  vom  Unfalltage  an. 

b)  Bei  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  den  Betrag  von  Kr.  720  und  bei  teil- 
weiser  Erwerbsunfähigkeit  einen  dem  Grade  der  Invalidität  entsprechen- 
den Teilbetrag  der  genannten  Summe. 

c)  Bei  Todesfall  den  Betrag  von  Kr.  500  an  die  Hinterbliebenen. 

4.  Versicherungspflichtig  sind  die  in  der  Gemeinde  zur  Steuer  veranlagten 
Fischer.  Die  Gemeinde  soll  aber  berechtigt  sein,  auch  andere  zu  der  Fischer- 
bevölkerung gehörende  Personen  zur  Versicherung  heranzuziehen.  Ein  jeder 
Versicherter  hat  einen  Jahresbeitrag  in  Höhe  von  Kr.  1,50  zu  entrichten,  die  Ge- 
meinde besorgt  die  Einhebung  der  Beiträge  und  soll  für  deren  richtigen  Eingang 
haftbar  sein. 

5.  Deckung  der  Unfalllasten  erfolgt  durch  die  Beiträge  des  Versicherten  so- 
wie durch  Exportzoll  auf  Fischwaren. 

*)  Vgl.  über  die  eigenartige  Kegelung  in  Deutschland:  §§  152  ff.  des  See-U.-V.-(i.  v.  30.  0. 
1900  und  die  Erläuterungen  dazu  bei  Graf,  a.  a.  0.,  S.  474  ft. 

*)  Vgl. Sonderabdruck  des  Jabresbericbts  über  die  Fischereien  Norwegens,  Bergen, Heft  1,1907. 
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6.  Aus  dem  Rechnungsabschluß  des  Jahres  sich  etwa  ergebender  Ueberschuß 
soll  als  Reservefonds  angelegt  werden.  Für  denselben  Zweck  ist  auch  der  vor- 
genannte Fonds  von  Kr.  125  091,97  in  Aussicht  genommen. 

7.  Neben  der  zwangsweisen  Versicherung  mit  den  oben  angezeigten  Mindest- 
Entschädigungsleistungen  (erste  Klasse)  stellt  der  Entwurf  noch  vier  höhere 
Klassen  fttr  freiwillige  Versicherung  mit  höherer  Entschädigung  für  Tod  und  In- 
validität auf,  wie  aus  der  nachstehenden  Tabelle  ersichtlich: 


Klasse 

a) 

b) 

c)  Tägliches 
Krankengeld 

Beitrag 

Todesfall 

Invalidität 

von  der 
14.  Woche 

der 
'  Versioherten 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

1 

500 

720 

1,50 

1.50 

2 

1000 

1440 

1,50 

2,50 

3 

1500 

2160 

1,50 

4,- 

4 

2000 

2880 

1,50 

5,50 

5 

2500 

3600 

1,50 

7- 

Was  bei  dem  oben  kurz  skizzierten  Plan  zunächst  ins  Auge  fällt,  ist  die 
starke  Beteiligung  der  Gemeinden^).  Der  Entwurf  sieht  allerdings  eine  be- 
stimmte Klasse  von  versicherungspflichtigen  Personen  vor;  aber  daneben  ist  den 
Gemeinden  das  Recht  gegeben,  auch  andere  Fischer,  die  versicherungs- 
bedtirftig  erscheinen,  aber  wegen  zu  geringen  Einkommens  überhaupt  nicht  in  die 
Steuerrollen  aufgenonmien  werden,  zu  den  im  Entwürfe  bestimmten  Sätzen  zu  ver- 
sichern, sowie  für  sämtliche  oder  einzelne  Versicherte  den  Eintritt  in  eine  höhere 
Versicherungsklasse  zu  verfügen.  Die  Versicherten  sind  in  allen  Fällen  ver- 
pflichtet, die  entsprechenden  Beiträge  zu  entrichten;  aber  die  Gemeinde  haftet 
dafür.  Daß  die  Gemeinden  dadurch  nicht  unerheblich  belastet  werden,  ist  klar; 
aber  ihr  Interesse  an  der  Versicherung  ist  andererseits  so  wesentlich,  daß  ihre 
Heranziehung  zur  Deckung  etwaigen  Beitragsausfalls  völlig  gerechtfertigt  erscheint*). 
Es  ist  sogar  vorausgesetzt,  daß  die  Gemeinden  in  wohlerwogener  Berücksichtigung 
des  eigenen  Interesses  das  Recht  zur  Erweiterung  der  Versicherung,  wie  oben  er- 
wähnt, in  ausgedehntem  Maße  benutzen  werden. 

Was  die  Unfallbelastung  anbelangt,  so  besagt  es  von  selbst,  daß  man  bei 
Festsetzung  der  Höhe  der  Entschädigungsleistungen  sehr  vorsichtig  zu  Werke  gehen 
muß.  Es  fehlt  bei  uns  die  zur  Schätzung  der  voraussichtlichen  Belastung  erforder- 
liche Statistik  und  bei  der  erheblichen  Zahl  von  Versicherten  sowie  in  Berück- 
sichtigung des  Umstandes,  daß  der  Schwerpunkt  der  Versicherung  in  den  Todes- 
fall- und  Invaliditätsfolgen  liegen  wird,  macht  man  bei  Einführung  der  Fischer- 
versicherung gewissermaßen  einen  Sprung  ins  Dunkle. 

Dr.  Hjort  hat  an  Hand  der  dänischen  Statistik^)  die  folgende  Berechnung 
aufgestellt: 

')  Vgl.  S.  34,  Note  1. 

*)  Es  sollen  hierbei  aus  den  Motiven  zn  dem  §  162  des  deutschen  Gesetzes  vom  30.  Juni 
1900  betr.  Unfallversicherung  im  Kleinbetriebe  der  Seefahrt  m.  m.  die  folgenden,  auf  unsere 
Verhältnisse  sehr  wohl  anwendbaren  Worte  angeführt  werden:  „Diese  (die  Gemeinden)  sind  an 
der  finanziellen  Ermöglichung  einer  Cnfallversichernng  für  Seefischer  und  Kleinschiffer,  die  einen 
wichtigen,  aber  bedürftigen  Teil  ihrer  Bevölkerung  ausmachen,  in  Ermangelung  einer  Unfall- 
versicherung bei  Betriebsunfällen  in  erheblichem  Umfang:e  der  ööentlichen  Armenpflege  anheim- 
fallen und  dadurch  den  Haushalt  der  an  sich  schon  meist  stark  belasteten  und  vielfach  armen 
Gemeinden  an  den  Küsten  noch  mehr  belasten,  so  lebhaft  interessiert,  daß  ihnen  eine  erhebliche 
finanzielle  3Iitwirkun^  bei  der  Durchführung  dieser  Unfallversicherang  wohl  zugemutet  werden 
kannj  vgl.  C.  Graf,  a.  a.  0.,  S.  481. 

»)  Vgl.  die  Berichte  des  dänischen  Arbeiterversicherungsrats,  betr.  Fischerversicherung 
für  die  Jahre  1901—1906. 
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Klasse 

Entschadigiu 

3. 

Belastung  pro  versiclierte  Person 

Auf  M  «00  Vm- 
liohert«  entflUt 

1. 
tat 

TodeaiaU 

2. 

fllr 

Inriüldittt 

4. 

far 

Todesfall 

6. 

für 
Invalidität 

6. 

far 
Exankengeld 

Spalt« 
4-6 

OMUlt- 

b,lMt«mg 

1 
2 
3 
4 
5 

Kr. 

500 
1000 
1600 
2000 
2500 

Kr. 

720 
1440    1 
2160    l" 
2880    • 

3600      ; 

1 

Kranken- 
geld Ton  der 
14.  Woche 

and  Iftng- 
stenabiaior 
JahresfriBi 
vom  ünfali- 

tage  an. 

Kr. 
1,50 

Kr. 
1,02 
2,02 
3,06 
4,07 
5,09 

Kr. 
0,53 
1,06 
1,59 
2,13 
2,66 

Kr. 
1,09 
1,09 
1,09 
1,09 
1,09 

Kr. 
2,64 
4,17 
5,74 
7,29 
8,84 

Kr. 
237  600 
375  300 
606  600 
656100 
795  600 

Die  Einnahmen  aus  der  obligatorischen  Versicherung  sind  berechnet  wie  folgt: 


Beiträge:  90  000  X  Kr.  1,50 
Exportzoll,  geschätzt  aaf 


.     .     .     .     =  Kr.  135  000 
.     .     .     .     =   „     150  000 

Zus.  Kr.  285  000, 

mit  welchem  Betrage  nur  die  Versicherung  in  der  Klasse  1  sich  decken  läßt.  Es 
erscheint  aber  sehr  zweifelhaft,  ob  nicht  die  Belastungsziffern  nach  der  dänischen 
Statistik  zu  klein  sind,  so  daß  man  selbst  unter  Annahme  der  Entschädigung  nach 
der  Erlasse  1  die  Unzulänglichkeit  der  aus  den  Beiträgen  und  dem  Exportzoll  sich 
ergebenden  Einnahmen  zu  befürchten  haben  würde.  Sollte  noch  dazu  kommen, 
daß  die  freiwillige  oder  zwangsweise  Beteiligung  an  den  höheren  Klassen  sich 
auf  die  gefährlichsten  Risiken  konzentrierte,  was  durchaus  nicht  ausgeschlossen 
ist,  so  wUrde  es  tatsächlich  um  das  finanzielle  Endergebnis  der  Versicherung 
schlecht  bestellt  sein.  Entweder  müßte  man  dann  zu  einer  Erhöhung  der  Beiträge 
schreiten,  was  möglicherweise  zu  einer  zu  starken  Belastung  der  Gemeinden  und 
der  Versicherten  führen  könnte,  oder  auch  den  Exportzoll  erhöhen,  wogegen  der 
interessierte  Kaufmannsstand  seinerseits  selbstredend  Einspruch  erheben  würde. 
Es  wird  dies  erwähnt,  um  zu  zeigen,  daß  die  Versicherung  sich  doch  nicht  so 
glatt  regelt,  wie  es  den  Anschein  haben  könnte.  Dr.  Hjort  ist  in  seinem  Vor- 
schlag hauptsächlich  bei  der  Klasse  1  stehen  geblieben,  obwohl  die  Ent- 
schädigungssummen sehr  klein  sind  und  nur  eine  vorübergehende  Sicherung  ge- 
währleisten. Besser  wäre  es  vielleicht,  das  Krankengeld  und  den  Invaliditätssatz 
ganz  zu  streichen,  um  das  Hauptgewicht  auf  die  Todesfallversicherung  zu  ver- 
legen. Dadurch  ließe  sich  jedenfalls  eine  angemessene  Rentengewährung  an  die 
Hinterbliebenen  ermöglichen,  ohne  dabei  den  Beitrag  von  Kj.  1,50  zu  erhöhen. 

Den  oben  angeführten  Bedenken  gegen  eine  erweiterte  Versicherung  ist  auch 
in  der  nunmehr  erschienenen  königlichen  Vorlage  vom  10.  Februar  1908  an  das 
Storthing  betreflFend  „Ausfertigung  eines  Gesetzes  über  Unfallversicherung  der 
Fischer"  Rechnung  getragen  worden,  indem  in  derselben  vorläufig  nur  eine  Ver- 
sicherung mit  dem  einmaligen  Betrage  von  500  Kr.  für  den  Todesfall  vorgesehen 
ist.  In  der  Vorlage  wird  ausgeführt,  daß  es  angesichts  der  erheblichen  Zahl  der 
Versicherten  (geschätzt  auf  mindestens  80  000  Personen)  und  in  Elrmanglung  jeder 
zuverlässigen  Statistik  geboten  sei,  zu  Anfang  vorsichtig  zu  Werke  zu  gehen  und 
nicht  durch  Einführung  einer  weitergehenden  Versicherung  bei  der  Bevölkerung 
Hoffnungen  zu  erwecken,  die  vielleicht  nach  Jahren  sich  nicht  erfüllen  ließen. 
Außerdem  sei  es  zu  erwarten,  daß  die  in  Aussicht  genommene  Invaliditätsversiche- 
rung für  das  ganze  Volk  (vgl.  Heft  lila  und  S.  33)  eine  besondere  Invaliditäts- 
versicherung für  die  Fischer  überflüssig  machen  würde.  Auf  alle  Fälle  sollen,  wenn 
die  im  Entwürfe  vorgesehenen  fünf  Probejahre  abgelaufen  sind,  die  Bestimmungen 
betreffs  der  Einnahmen  und  der  Entschädigung  «iner  erneuten  Prüfung  unterworfen 
werden. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  des  Entwurfes  (s.  Anlage  4)  bedürfen  keiner 
näheren  Erklärung;  nur  darf  bemerkt  werden,  daß  nach  §  1  die  Versicherungspflicht 
für  die  Fischer  ohne  Rücksicht  darauf  eintritt,  ob  sie  auf  norwegischen  oder  aus- 
ländischen Schiffen  beschäftigt  sind,  wenn  sie  nur  im  Inlande  ihren  Wohnsitz  haben 
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Die  Prämie  für  jede  versicherte  Person  soll  Kr.  1  betragen.  Daneben  ist  aus  den 
Mitteln  des  Hafenfonds  Zoschoß  zn  leisten.  Femer  soll  der  S.  33  erwähnte  Fonds 
von  Kr.  125  091,97  der  Fischerversicherung  überwiesen  werden. 

10.  Statistik.  Bei  Lage  der  Verhältnisse  war  es  nicht  zu  vermeiden,  daß 
man  während  der  ersten  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1894  das 
Augenmerk  zunächst  auf  die  Organisation  der  Versicherung  richten  mußte,  um 
dieselbe  in  das  richtige  Geleise  zu  bringen.  Die  statistischen  Arbeiten  traten  des- 
halb in  den  Hintergrund.  Erst  als  im  April  1900  eine  eigene  Abteilung  für  die 
Statistik  eingerichtet  worden  war^),  konnte  man  die  Bearbeitung  des  vorhandenen 
Materials  ernstlich  in  Angriff  nehmen.  Zu  Anfang  war  die  Statistik  nur  mit  dem 
Zweck  geplant,  die  für  die  Versicherung  maßgebenden  Faktoren  möglichst  zu  be- 
leuchten. Indeß  wurde  die  Versicherungsanstalt  durch  Beschluß  des  Storthings 
vom  12.  Februar  1901  auch  mit  der  Ausarbeitung  bzw.  Weiterführung  der  Industrie- 
statistik, welche  bisher  dem  Statistischen  Zentralbureau  unterstellt  war,  beauftragt, 
so  daß  man  den  ursprünglichen  Plan  nach  mehreren  Richtungen  hin  ändern  mußte. 
Die  Industriestatistik  für  die  Jahre  1895 — 1899  erschien  im  Jahre  1904  unter 
Nr.  99,  vierter  Reihe  der  offiziellen  Statistik  Norwegens.  Die  Unfallstatistik 
für  denselben  Zeitraum  erfolgte  im  Jahre  1906  unter  Nr.  16,  fünfter  Reihe. 

Gegenwärtig  ist  in  Vorbereitung  die  Industriestatistik  für  die  Jahre  1900  bis 
1904,  sowie  die  Unfallstatistik  für  die  Jahre  1900—1903.  Das  Material  dürfte, 
was  die  Qualität  anbelangt,  nicht  als  hervorragend  bezeichnet  werden.  Namentlich 
sind  die  Angaben  für  die  ersten  Jahre  sehr  mangelhaft,  weshalb  eine  Schätzung 
vielfach  hat  angewendet  werden  müssen.  Indessen  dürften  die  Endergebnisse  nicht 
wesentlich  von  den  wirklichen  Verhältnissen  abweichen. 

Die  hauptsächlichsten  Ergebnisse  der  Betriebs-  und  Unfallstatistik  sind 
in  den  folgenden  Tabellen  zusammengefaßt  Es  sollen  in  Ergänzung  derselben 
unten  nur  noch  einige  Daten  ^  angefügt  werden. 


a) 

Durchsc 

bnittlich 

er  Tagelc 

ihn  (in  Kronen): 

Beamte 

Arbeiter 

Kinder  anter  16  Jahren 

Jahr 

männl. 

weibi. 

weibl. 

Durchschnitt 

VoU- 
orbelter 

Tage- 
lohn 

VoU- 
arbeiter 

Tage- 
lohn 

VoU- 
arbeiter 

Tage- 
lohn 

Voll- 
arbeiter 

Tage- 
lohn 

Voll- 
arbeiter 

lohn 

1895/96 
1897 
1898 
1899 

164  5.16 
134       5.11 

165  5.10 
168       5.30 

1578 
1115 
1158 
1163 

2.48 
2.51 
2.53 
2.65 

3495 

2467 
2757 
2829 

1.34 
1.33 
1.35 
1.44 

99 
70 
73 
74 

1.01 
1.— 
1.04 
1.03 

178 
140 
153 
131 

0.89 

0.86 
0.89 
1.— 

1.77 
1.78 
1.78 
1.92 

1895—99 

631 

5.17 

5009 

2.54 

11548 

1.37 

316 

1.02 

602 

0.91 

1.81 

b)  Verwendung  von  mechanischer  Treibkraft: 


Art  der 
Motoren 

Zahl  der  Motoren 

] 
1895/96 

Prozentuale 
1897 

Verteilung 

1898 

1 

1895/96 

1897 

1898 

1899 

1899 

Wasser .    . 
Dampf  .    . 
Gas  .    .    . 
Elektrizität 
Sonstige     . 

3277 

1841 

200 

160 

221 

3225 

1932 

219 

241 

223 

3222 

2096 

274 

388 

244 

3261 

2206 

297 

582 

284 

57.5 

32.3 

3.5 

2.8 

3.9 

55.2 

33.1 

3.8 

4.1 

3.8 

51.8      i 
33.7      ' 

4.4 

6.2 

3,9       ; 

49.2  . 
33.3 

4.4 

8.8 

4.3 

5699 

5840 

6224 

6630 

100 

100 

100      1 

100 

*)  Vgl.  „Beiträge  zur  Arbeiterstatistik"  (Kaiserl.  Statistisches  Amt,  Abteilung  für  Arbeiter- 
statistik), Berlin  1908,  Bd.  7  unter  „Norwegen". 

')  Betreifs  der  Zahl  der  Betriebe  und  der  Arbeiter  vgl.  S.  39. 


Digitized  by 


Google 


38 


Die  Arbeiterversichening  in  Norwegen. 


05 
00 


00 


Im 


»-H  T-H  f-1  CO  rH  


CO  O«         ^  ,-t  r-l 


O^CO^ 


co'oT 


)  Oq  00  CD  Ob  CO 

I  kO  CO  CD  kA  CO 

I  O  <»  ^*  ^-^ 

<  »-<  .-I  C(|  Q  CO 


iCi  »-H  CO  b»  CO  CO        *«■>«  ww  -T- 

SO»  kO  CO  (N  CO        00  kO  l> 
COlOOOOqCD "     " 


00  kO  l> 

Oi  "^  '^ 
CD  rH  t*    Oq  «H  09 


2§ 

00  •-• 

SS: 

O 

•^i> 

£=    5 


w 


COCD  -^  O  Oi  kOCO 
T-H  OJ  O  »— I  öq  CO  CO 
CO  I>  -^    l>  O  t*  OD 


1  kO 

Hco 
5  0a 


tOCDOd        OQOdO«        O&QO 
kO        .-(         -ttkOQOT*«        rHl> 


"^  t*  Oi  CO  00  O '-*  O«  00  r-i 

Gq  00  00  kÄ  CD -^  l>  O  r-i  00 

kO  t>  CO  00  kO  I>  t*  00  »H -"^ 

"^ -^  Oi  "^  CJ  CD  CO  (M  CD  kO 

CO  CO      fH    -^  (M 


CD  CO 

CD  y-i 


<M  «CD 
A  Q  00 
^    ^  kO 


O  »Ä 
kO  S: 
O   t* 


CD^CO^CD^ 

ko'coö' 

CD  CO  O 
t*  CJ  r-l 

Cd    00 


i>'cd''"^*"q''  kcToD  '^"irrorco''krri>  i>"  Gq-^'ko" 

kOQCOOT  ^»  CD"^00OS»kO»H  kOCDO^ 

oq  o  o  Ol  oco  i>  CQ  oo  CD  t>  CO  Od  04  o  ao 

CO  O  CD  Oq  CD  t*  r-l  05  Cq  rH  Oi  CO  i-l 


X  00 

SS 

CO  09 
CO 


^     ^  ^     ^     ^ 


«5 

00 


•73 

0 


€ 


p  s 


Op^'^CO        ^.-1         Oä -^  00 -^  "^  O  00 
^dD"^rH  C<JI>  COkO^H  r-lrHkO 

oq  COCO  *-i        »-•  O«  .-I 


aq  0<i 

o 


'^         t*  CD 
r"         090^ 


)g  r-.r-(M      I       I    -HC 


I  I 


I    I 


)COCO    O-^COCO    Q'^        CD  «-•  Oq  i^r-id         OOÄl^    00  C 
CO    kO  lO  t*  fH    -^  cd    r-l  t1<  CO 


^^  Od  Cd    O  CO  Od  CD 
Tfi    kO    ^  04  kO  Od 
fH    fH  CO  Ol 


cq  CD  "*  -^  O  00  r* 

Gq  O  ^    iH    '«ij« 


Od  CO 


PQ 

X 
CO 

a 

Im 
O) 

a 
a 


:b  1  M 
'S  >  s 


CO  00  CO  OD 

k«  t>  00  « 

>  00    CO»HCD  Od 

CO  r-l  Od    l>  CM  CD  Ol 


00  CO  CO 
l>  O  l> 

Gl  o  <r 


'^  l>  00  Q  Cq  Ol  <©  rH  f-  t*  f-  kO 

Gq  O  Od  O  Od  r-l  Od  .-I  kO  "^  Od  kO 

OOOd  OdCD^i-H»I>krd  »-i«»j«0 

t*  00  rH  O  rH  »-H  CO  rH  CO  "^  f-l  t-h 


l>  kO 

3^ 

i 

kOCO 

^H  ^M 

eo«^ 

FM 

CO 

CS 

t*  1— ' 

CO 

1-H 

rHCO 

00 

Ci 

3   ^  «^ 

N    M    ^ 


kocoi-H      cDkOoocq      »oco      Oh*t*^aO'^t^ 

00         0000l>Od         OGq         kTdCD  »--Ol 

CO      h*  ^  CO  rH      cq  — I  ^ 


Od  CD  t*         kO  Ol 

CD  rM         O 


G 

a 

i 

00 


M 


b£ 


r  .^: 


d        o)  t«2  3 

s  S  s  o&HW  . 
^3-^1^  §.2 
>-  ^^  S      §  .§  t^ 


00 
r"^    -*-•  r^     *^  1^     *^  -^    "»^ 


«5.^-25 


Digitized  by 


Google 


U.  ünfaUvenieheraag. 


39 


r-l         ^H  Oq  ^H         rH  CO  CO 


3a^o^«q.i>,co^oo^     o.«©.«  kO^»-i  aö^i>^oo  a>.o  o  oi^^ 
t*"  t**  t^'  00*"  la  t^     OD*  oT  qcT  »äTco"  i-T  0^"  pr  «^"co"  **"  oT  t^ 


Od 


CO  Od  09  CO  Od  O   OB 
09CO  (M     ^ 


00 
-  00 


CO  O  CO 
kO  I>  CD 

'j*  aoi> 
09  cq  fH 


09^  ^  kO  CO  00 


00   -^G^ 


Cd    »ft  -^J*  CO    t^-^XOd^CO 
t*    1— t*QO    **  rH  "^  CO  09 
CO      CO      ^  ,H  fH 


la  CO 

Od  CO 


_,co 

OG9 


CDOOr^tOQrHCDCO^lOOOrH  CO  09 

|>  CO  O  rH  CO  00  "^ '«»' t*  Od  rH  lO  ^  I>  ^ 

o  ««^  ^  ko  ^  09  td  lo  rH  00  ko  eoco  co  ^ 

-^00  CO  »Ä -*  C9  0d  Cd  QDOdCO  OQ  CO  09 

i-i  tH  00  rH  rHOOOCO  -^  ^^ 

I-H  rH  CO 


rHt*iS>COrHOd  »*•* 

00t*  koco  09  "^  Q  n^ 

OTj<00t»rH00  X^^ 

OXCOrHQOO  X^ 

t-H  CO  -^  Q  r- rH  »Ä     »^ 

^09  ^      .. 


Od 

■^X 


21921 
7  798 
7  720 

t* 

5 
i 

9  367 
261485 
108  999 

3  181,6 
1  122,7 
1 120,9 

f-H 

Od" 

CO 

1  485,9 

13  424,8 

7  276,8 

CO  l>  09  kA  CO  l> 

Sl*  CD  O  CD  »O 
»O  O  Od  rH  rH 


09i-ikOX^aDOdOd$CdkOCOCO 
09'Tt<t*rH(N»ÖCOCDÄrf59t*rH 
ÄrH-^OrHrHl^f-lOO-^Ot*"^ 
XCOOdkO^kOCOI>X09^QDX 
Ä  1^         CO  O  ^  kA 


09 


OO'^rHQX  kO*- 

COt*COOdQOI>  QCO 

lÄOO'^CdOdt*  ooi>. 

OOt^'^'^'^QO  I>CO 

t*t*COC9t*09  ^'~* 


CD 
■  Od 


OCO  Od  l>  t*  t> 

rH  Od  kO  CO  t«  Ö 

fiOOCd  kÖOX 

X  CO  CO  Tfi  ^ 


rH^  09^  CO^  CO^  t*^ rH^  l>^  rH^  Od^  O  CD^  Od^  Od^ 
^'ko"cO*CO  ^rH*CO"Q0'kCrQ*'flD"»  C  " 


COI>OQCOCOkAeOCÖ^i6kA<< 
l>XXO'«}40l>^^kAkOkA< 
rH  r-tw^^i-^  CO  rH  CO  kO  09  "^ 


09 

CO 


x** 

CO 
CD 


kOk009köOOd     »«00 


Od  X  t»  09  b»  ^  S 

COOO  rHCO  X  rH   O 


s 


3 

rHOO     00  -< 


^  COrH     09 
CO  rH  fH     ^ 


09  Od  Od 

09  09  CO 
t*  rH 


4ka  A  A  oo 

IX  Od  KrH 


kO5*X0dC0O^CD»-^kO^0009 
'^09  09    l>  Ol  rH  rH  09  -^  X  09  -^ 


§ 


III  k«  |Sg»ß  kOr^aOCOlj  |rHrH^CD||rH|fl9X'^CO 


rHrH'iJ«  O09 


' -^  fH        t*        I>COQD        FHC9rHr*XCO        -^^CO  09 -«f  l>kfl  k«  X  o  t*  eood 

t  CO        Od«    t*.  -^  Od  rH  rH  CO  ^  -^J^  -^J* 


COkA  -^  CO  X-^ 


o 


p 


O  Od  O    O    kO  O  CD    5II  09  rH  Od  rH  I>    rH  09  rH  ^  «  CO  I>  O  CO  CO  Ä  CO  O 
CO    fH    »Ä    rH  rH  Od    OD  t*  Od  l>  09       CO  09  09    CO  rH    rH  rH  CO  Ol  t»  CO 
kO        kÄ        »H  i-H  rH 


l>  kO 

rH  CO 

CO 


^ 


kO  kO  kO  « 

•«jicoxc 


t^eOkO         kA  kA  09  X  ^kAOOAXX  Od  Q  kO  O  Q  ^  O  A  Od  ^  rH  X '^  ^ 

09^7900  ^  X  r*  OD  aprHl>OXt*  rH  iö  rH  ^OCO  "^S  X  00  »^  kö  rH  q6 

CO  X  09        O  Od  rH  ^  ^  Cd  X  ^  Od  09  O  «-«  l>  09  O  ^  rH  t>- <«|i  Ol  09  O  kO  X 

kß  rH  09  '-*  rH  l>  X  O  CO  "^  CO  "^  rH  'Tt<  »H  CO  rH  X  rH  fH  »A  09  X  k«  CO  T*<  r~t 

CO  rH  »M 


CO 

kA 


OdOd  X  -^Cp  kA 
CO  Od  Q  rH  A  CO 
b»  ao  O  r«  09  ^ 

•^  -^  09  CO  XrH 


CO    ■«->  ^ 


kA 
Od 


CO  — •  09 

l>gkA 


l>kOi-i(;OCOkA         Od09COOkACO'^kACOCOOdrHCO 
09  rH  CD  09  CO  rH  09  rH  |>  ^  ^  t*  "^  0H>  rH  ^  kA 

^  r-*"^09  rHCO  rH0909CO 


Ol 

90 


pä  Od 

'^  i 


I     I     I     I     I     I      e^    :cä« 

Od     <n  00 


Digitized  by 


Google 


40 


Die  Arbeiterversicherung  in  Norwegen. 


o)         tu   ^ 
(?•  f  f  P 


< 


0 
0 


D 

OD 
(^ 

er 
p: 

P 
D 
CT? 
00 

p: 


Digitized  by 


Google 


U.  ünfallTersichemiig. 


41 


«> 

s 


'JA 

00 

CD 
TS 


a 
CD 

o 


5 


TS 


•33 

i 


s 

es 
P 


I 


I 


I 


al 


illl 

s 


CS 
TS 


Hilf- 


MO»  ID  «4    H 


00  00  CO  kO 

CD  O  00  ^ 

CO  O^  CO  'vf 

cq  iH  aq  Cd 


CO    CO    ö&    t> 

A     l>     CO     00 


r»      kA     09     Ol 

•^       (M       ^H       »-H 


00     O     CO     CO 


Cl     CO     d     «^ 
kO     lO     CO     "^ 


CO     CO     I>     t* 

O     02     CO     t> 

ko    CO    ko    ko 


g  s  g  g 

CO     CO     t>      t* 


00     -^     Oü     »o 

SCO     Od     Cd 
00    ko    r^ 


CO 

^  l>  00  OS 

m  Od  ob  Od 

J2  00  00  00 

og  »-H  fH  1-* 


a> 

a 

:cö 

s 

a 

CD 

<•« 

a 

CD 
TS 

bc 

a 

c3 

a 
ö 

bc 

a 

c« 
bc 

S3 

S3 


'ö  ^ 

8 

^-•• 

00  CO  »-< 
CO  00  CO 

SS 

s 

05 

i-H 

li. 

<?; 

CO   »H  CO 

s; 

bc 

4 

M 

Oü  <M  l> 

I 

kO 

»C 

)   CO       rH 

I 

8 

^ 

-  -- 

— 

bo 

Od 
Od 

ä 

CO  CO  »o 

lO  o  Od 

rH 

^ 

00 

p 

0« 

Od 

i-H 

N 

'S  .-^' 

S:? 

l^ 

i>  sq  «Jo 

'^  CO  o 

SS 

s 

SD 

o 

»-<,-(« 

t> 

•  u 

^H 

rH 

PQ  p< 

bo 

1 

oq  (N  r^ 

I 

(M 

h- 

CO       f-H 

1 

cq 

.o 

r^ 

00 
Od 
00 

<i 

bo 

£ 

g  CO  00 

00 

% 

iH 

N 

tand 
l./l. 

§ 

cq  Od  i> 
•-^  Od  00 

o! 

§3 

1^ 

t»       r^ 

rH 

1"^ 

bo 

1 

a 

§  -^  2 

^H 

^ 

00 

< 

g 

1  g  S 

r 

Od 

^ 

I-H 
1 

N 

•5  -4 

|::r 

s 

kO  kO  O 

CO 

1-H 

o 

s  ^• 

CO      rH 

kO 

1 

PQ  & 

,o 

CO 

'^ 

kO   0«   kO 

1 

CO 

rH 

Od^ 

^ 

»Ö 

Od 

00 

bo 

i-H 

cd 

o 

Od  cq  OQ 

CO 

CO 

S) 

"^ 

kO   kO  r-( 

rH 

l- 

0 

CO      rH 

kA 

SI 

. 

Od 

a 

§ 

GQ 

'r^ 

s 

1 

h^ 

»Ö 

« 

B. 

TS 

'S 

1 

Inv 
mten 
aten 

1 

o 
> 

1 

o 

2 

Dauernde 
Witwenre 
Kinderrei 

1 

^ 

/»">   ^-N   ^"> 

'oT 

Digitized  by 


Google 


42  ^J6  Arbeiterverslcbemng  in  Norwegen. 

Durchs chnittliche   Dauer   des   Heilverfahrens. 


Gegenntand 
der  Verletzung 

Zahl 
der  Unfälle 

Darohsohnitt- 
Hohe  Z9hl  der 

Krank^ntage 

vom  BlDtritt  des 

UnfaUes 

Kopf  (exkl.  Augen)      

Augen 

Arme  und  Hände: 

a)  rechts  

b)  links    ........ 

c)  beide 

Finger: 

a)  aul  der  rechten  Hand    .    . 

b)  „     „    linken        „       .    . 

c)  „           beiden    Händen     . 
Beine  und  Füße 

178 
457 

585 

504 

20 

1136 

1100 

10 

2196 

395 

92 

151 

164 

109 

821 

109 
80 

87 

86 

111 

67 
66 
94 
02 

Brost 

74 

Unterleib 

106 

Rückgrat;  Rückenmark 

Schulter 

Becken 

Sonstiges 

109 

93 

193 

113 

7-915 

^6 

Beendigung  des  Heilverlahren's  in  der  fünften,   sechsten  usw 

Woche  naeh  dem  Unfälle*). 


Zahl 

Zithl 

Woche 

der  UnfäUe 

% 

Woche 

der  Unfälle 

% 

5 

878 

11,1 

17 

151 

1,9 

6 

1024 

12,9 

18 

124 

1,6 

7 

921 

11,6 

19 

90 

1.1 

8 

796 

10,1 

20 

91 

1.1 

9 

666 

8.8 

21—24 

264 

3,3 

10 

522 

6,6 

25-28 

212 

a,7 

11 

387 

4,9 

29—32 

143 

1,8 

12 

310 

3,9 

33—36 

123 

1,6 

13 

296 

3,7 

37—40 

86 

1.1 

14 

201 

2,5 

41—44 

61 

0,8 

16 

171 

2,2 

45—48 

46 

0,6 

16 

163 

2,1 

49-52 

38 

0,5 

53  n.  darüber 

161 

2.0 

Zus. 

7915 

100 

Ein  volleres  Bild  der  Entwicklung  würde  allerdings  die  gleichzeitige  Ueber- 
sicht  über  die  Verteilung  der  auf  die  verschiedenen  Arten  von  Motoren  angewandten 
Pferdekräfte  ergeben;  aber  dazu  bietet  die  Statistik  keine  Anleitung.  Die  Gesamt- 
zahl der  Pferdekräfte  betrug  im  Jahre  1895/96:  166  445,  im  Jahre  1897:  172  396, 
im  Jahre  1898:  193  334,  im  Jahre  1899:  211  785,  mithin  eine  Steigerung  von  27,2^1^. 

Die  Gesamtzahl  der  in  dem  Zeitraum  von  1895  —  1899  angemeldeten  Unfall- 
schäden betrug  14  960;  davon  wurden  als  entschädigungsberechtigt  anerkannt 
14  056  =  94%  und  abgelehnt  904  =:  e^/^. 

Die  anerkannten  Schäden  verteilten  sich  folgendermaßen: 

a)  mit  tödlichem  Ausgang  325  =:  2,3%;  b)  mit  gänzlicher  Heilupg  oder  mit 
Invalidität   unter  S^j^^/^  6486  =  46,2%;    c)  mit   dauernder  Invalidität   von  873% 


*)  Bei  Unfällen  mit  Abschluß  des  Heilverfahrens  in  der  ersten  Woche  nach  Ablauf  der 
Wartezeit  ist  eine  Krankheitsdauer  von  4  -f-  7«  angerechnet  worden ;  in  der  zweiten  Woche  nach 
Ablauf  der  Wartezeit  i-f-l^/a  usw.  Für  Unfälle  mit  Heilverfahren  von  mehr  als  48  Wochen 
ist  die  durchschnittliche  Dauer  auf  360  +  28  ==  388  Tage  geschätzt  worden. 
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und  darüber  2348  =  16,7^/^^;  d)  mit  Heilang  ohne  Invalidität  innerhalb  der  ersten 
vier  Wochen  4897  =  34,8<^/o. 

Auf  10  000  Vollarbeiter  entfielen  324,4  Schäden;  davon  zu  a  7,5;  zu  b  149,7; 
zu  c  54,2;  zu  d  113. 

Die  Arzthonorare  betrugen  in  Prozenten  der  Entschädigungsleistungen:  pro 
1895/96  22,47^^;  pro  1897  26,8^/^;  pro  1898  27,3^0;  pro  1899  28^^^.  Diese  nicht 
allein  relative,  sondern  auch  absolute  Steigerung  ist  darin  begründet,  daß  bei  Fest- 
stellung des  Invaliditätsgrades  Spezialistenuntersuchung  immer  mehr  zur  Anvirendung 
gelangt.  In  Simulations-  und  Uebertreibungsfällen  kann  der  gewöhnliche  praktische 
Arzt  sehr  leicht  hinters  Licht  geführt  werden,  falls  er  nicht  die  für  die  Spezial- 
untersuchung erforderlichen,  sehr  oft  kostspieligen  Instrumente  besitzt,  und  nach 
den  bisher  gemachten  Erfahrungen  hat  die  ausgedehnte  Anwendung  von  Spezialisten 
sich  sehr  verlohnend  gezeigt,  trotz  der  mit  den  erhöhten  Honoraren  und  etwaigen 
Beisespesen  für  die  Verletzten  verbundenen,  nicht  unerheblichen  Mehrkosten. 


III.  Arbeitslosenversicherung/) 

In  den  Jahren  1902  und  1903  wurden  vor  der  norwegischen  National- 
versammlung (Storthing)  zwei  Anträge  eingebracht,  des  Inhalts,  daß  der  Staat  eine 
Bewilligung  zur  Unterstützung  der  Arbeitslosenkassen  der  Arbeiter  geben  sollte. 
Da  es  den  Vorlagen  jedoch  an  sachverständiger  Klarlegung  gebrach,  wurden  sie 
mit  überwiegender  Stimmenmehrheit  abgelehnt.  Statt  dessen  beschloß  das  Storthing 
am  27.  Februar  1904  die  Bewilligung  einer  Summe  zur  Einberufung  eines  „de- 
partementalen  Komitees  zur  Behandlung  der  Frage,  ob  zur  Förderung  der  Gründung 
und  Tätigkeit  privater  oder  kommunaler  Arbeitslosenkassen  Verfügungen  zu  treffen 
öeien,  und  im  Bejahungsfalle  welche".  Am  11.  Juni  darauf  ernannte  das  König- 
liche Ministerium  für  Handel,  Seefahrt  und  Gewerbe  ein  Komitee  bestehend  aus 
einem  Gelehrten,  einem  Unternehmer  und  einem  Arbeiter:  den  Herren  Professor 
der  Nationalökonomie  und  Statistik  Dr.  Oskar  Jaeger,  Buchdrucker  C.  Gröndahl  und 
Geschäftsführer  des  norwegischen  Eisen-  und  Metallarbeiterverbandes  M.  Ormestad. 
Dieses  Komitee  legte  nach  eineinhalbjähriger  Arbeit  am  30.  Dezember  1905  seinen 
Bericht  vor,  enthaltend  einen  Geseteentwurf,  betreffend  Staats-  und  Gemeinde- 
beiträge zu  norwegischen  Arbeitslosen  kassen,  mit  ausführlicher  Begründung,  sowie 
Abhandlungen  über  die  Arbeitslosenversicherung  in  Norwegen  mit  statistischen 
Uebersichtstafeln,  betreffend  die  norwegischen  Arbeitslosenkassen  und  ihre  Tätig- 
keit^), über  die  Arbeitslosenstatistik  und  über  die  Arbeitslosenversicherung  anderer 
Länder,  sowie  endlich  eine  Uebersicht  über  die  in  Norwegen  und  in  anderen 
Ländern  zurzeit  vorliegenden  Gesetzvorlagen,  offiziellen  Dokumente  und  wissen- 
schaftlichen Schriften  betreffend  die  Arbeitslosigkeit  und  die  Versicherung  dagegen. 

Die  Gesetzesvorlage  des  Komitees  wurde  mit  einigen  wenigen  Aenderungen 
von  der  Regierung  einstimmig  als  königliche  Proposition  eingereicht,  mit  einigen 
weiteren  Aenderungen  vom  Storthing  angenommen  und  als  Gesetz  vom 
12.  Juni  190G  vom  König  sanktioniert  (s.  Anlage  5). 

Hauptinhalt  des  Gesetzes.  Das  Gesetz,  betreffend  Staats-  und 
Gemeindebeiträge  zu  norwegischen  Arbeitslosenkassen,  be- 
zweckt, durch  Zuschuß  von  Staat  und  Gemeinde  allen  Arbeitern,  die  den  Willen 
haben,  sich  selbst  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  versichern,  eine  kräftige  Stütze 
zur  Selbsthilfe  zu  gewähren.  Dies  wird  dadurch  zu  erreichen  gesucht,  daß 
jede  Arbeitslosenkasse,  welche  die  im  Gesetz  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt, 

^)  Vgl.  hierzu  den  Abschnitt  „Arbeitslosenversicherung"  in  Heft  la  S.  30  ff,  —  Der  Hrsgb. 

2)  In  deutscher  Sprache  sind  diese  Uebersichtstafeln  in  Verbindung  mit  dem  Gesetzent- 
wurf des  Komitees  veröffentlicht  worden  in  der  dreibändigen  Denkschritt  des  Kaiserlichen 
Statistischen  Amtes  (Abteilung  für  Arbeiter  Statistik;  Bearbeiter  Regierungsrat  Dr.  Leo)  in  Berlin 
„Die  bestehenden  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im 
Ausland  und  im  Deutschen  Reich".     Berlin  1906,  Teil  111,  S.  194-200. 
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sich  AnerkenDDDg  der  Berechtigung  verschaffen  kann,  aus  der  Staatskasse  ein 
Viertel  der  Geldbeträge,  mit  denen  sie  ihre  in  Norwegen  wohnhaften  Versiche- 
rungsnehmer unterstützt,  rückerstattet  zu  erhalten,  sofern  diese  letzteren  ent- 
weder norwegische  Bürger  sind  oder  in  den  letzten  fünf  Jahren  landansässig  ge- 
wesen sind.  Gleichzeitig  wird  jeder  an  einen  Verein  geknüpften  Kasse  die  Pflicht 
auferlegt,  um  Bückerstattung  zu  erhalten,  allen  den  Arbeitern,  die  dem  selben 
Berufszweig  angehören,  aber  nicht  Mitglieder  des  Vereins  sind,  die  Berechtigung 
zuzugestehen,  sich  zu  den  gleichen  Bedingungen  wie  die  Vereinsmitglieder  zu  ver- 
sichern. Die  außerhalb  des  Vereins  stehenden  Versicherungsnehmer  haben  jedoch 
nicht  das  Recht,  an  Entscheidungen  über  die  Kassenstatuten  mitzuwirken  oder  an 
der  Leitung  der  Kasse  teilzunehmen.  Sie  haben  weder  Wahlrecht  noch  Wählbar- 
keit und  müssen  außerdem  noch  10 — 25%  ihrer  Prämien  dazubezahlen  zur  Deckung 
der  Verwaltungskosten,  soweit  diese  von  dem  Verein  selbst  bestritten  werden. 

Die  im  Gesetze  bestimmte  Rückerstattung  von  25  7o  ^csr  Auszahlungen  der 
Kasse  entspricht,  ökonomisch  angesehen,  genau  33  ^8%  Zuschuß  zu  dem  einbe- 
zahlten Kontingent,  indem  diese  Rückerstattung  der  Kasse  gestattet,  ein  Drittel 
mehr  auszubezahlen,  als  sie  sonst  gekonnt  hätte.  Kann  z.  B.  eine  Kasse  aus 
eignen  Mitteln  M.  6000  ausbezahlen,  so  wird  der  Staatszuschuß  ihr  ermöglichen 
M.  8000  auszubezahlen,  von  denen  sie  M.  2000  rückerstattet  erhält.  Zwei  Drittel 
des  Betrages,  den  der  Staat  an  die  Kassen  zahlt,  sollen  dann  von  dem  betreffenden 
Begierungsdepartement  einmal  jährlich  auf  die  Land-  und  Stadtgemeinden  verteilt 
werden,  in  denen  die  Personen,  welche  Arbeitslosenunterstützung  genossen  haben, 
zuletzt  sechs  Monate  hintereinander  wohnhaft  gewesen  sind.  Den  größten  Teil  der 
öffentlichen  Zuschüsse  tragen  auf  diese  Weise  die  Gemeinden. 

Das  Gesetz  bestimmt  daher  auch,  daß  in  einer  Gemeinde,  für  welche  ein 
öffentliches  Arbeitsnachweisbureau  besteht,  die  Kasse  keiue  Unterstützung  ausbe- 
zahlen darf,  ehe  der  Arbeitslose  auf  dem  Bureau  als  arbeitsuchend  angemeldet 
ist.  Femer  soll  die  Kasse  der  Gemeindeverwaltung  monatliche  Angaben  über  die 
in  der  Gemeinde  ausgezahlten  Unterstützungen  einsenden,  und  die  Gemeindever- 
waltung kann  dann  entweder  selbst  oder  durch  einen  kommunalen  Auf  sichts- 
rat die  eingesandten  Angaben  durchsehen  und  die  Leitung  der  Kassen  kontrollieren. 
Im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  Gemeindebehörden  und  dem 
Vorstand  einer  Arbeitslosenkasse  wird  die  Sache  von  dem  betreffenden  Regierongs- 
departem'ent  entschieden.  Bei  diesem  Departement  kann  auch  jeder,  der  in  einer 
der  Staats-  und  kommunalunterstützten  Arbeitslosenkassen  entweder  versichert  ist 
oder  versichert  zu  werden  verlangt  hat,  Berufung  einlegen  gegen  die  in  seiner 
Angelegenheit  vom  Kassenvorstand  gefaßten  Beschlüsse,  falls  er  diese  nicht  mit 
dem  Gesetz  in  Einklang  stehend  findet. 

Im  übrigen  bestimmt  das  Gesetz,  daß  eine  Arbeitslosenkasse,  um  Rück- 
erstattung zu  erhalten,  in  ihren  Statuten  die  Bestimmungen  aufnehmen  mxS:  daß 
Unterstützungsberechtigung  nicht  eintreten  darf,  ehe  die  Versicherung  mindestens 
26  Wochen  in  Kraft  gewesen  ist,  auch  nicht,  ehe  die  Arbeitslosigkeit  mindestens 
drei  Tage  gedauert  hat,  sowie  daß  die  Unterstützung  höchstens  halbtägigem  Lohn 
entsprechen  und  höchstens  90  Tage  im  Jahre  ausgezahlt  werden  darf,  femer  daß 
die  Arbeitslosen  verpflichtet  sind,  die  Arbeit,  die  der  Kassenvorstand  als  für  sie 
passend  erachtet,  anzunehmen,  und  daß  falls  das  gewöhnliche  Kontingent  nicht 
ausreichend  sein  sollte,  ein  Extrakontingent  verlangt  werden  oder  eine  Reduktion 
der  Unterstützungsbeträge  vorgenommen  werden  darf,  sowie  endlich,  daß  Unter- 
stützungen an  niemand  ausbezahlt  werden  dürfen,  der  Mitglied  einer  andern 
Arbeitslosenkasse  ist  oder  Unterstützungen  von  einer  Krankenkasse  bezieht,  und 
ebensowenig  an  andere  als  unverschuldet  arbeitslose  aber  arbeitskräftige  Personen, 
die  nicht  in  einen  Streik  oder  Lockout  (Aussperrung)  verwickelt  sind. 

Von  den  öffentlich  unterstützten  Arbeitslosenkassen  verlangt  endlich  das  Ge- 
setz, daß  ihre  Einnahmen  mindestens  zur  Hälfte  durch  das  Mitgliederkontingent 
herbeigeschafft  werden  müssen,  sowie  daß  ihre  Mittel  streng  gesondert  gehalten 
werden  von  den  Mitteln  andrer  Kassen  oder  Vereine  und  nur  zur  Deckung  der 
eigenen  Verpflichtungen  der  Kasse  angewandt  werden  dürfen.  Andererseits  können 
die  Mittel  der  Kasse  nicht  zum  Gegenstand  einer  Beschlagnahme,  Zwangsvollstreckung 
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oder  AaspfäDdong  von  Glänbigern   des  Vereins,   an   den   die  Kasse  geknüpft  ist, 
gemacht  werden. 

Die  Begrändung  des  Gesetzes  ist  im  Berieht  des  Komitees  enthalten,  einer 
umfangreichen  Arbeit  von  258  Quartdruckseiten,  von  denen  122  das  Gesetz  mit 
seinen  aligemeinen  und  besonderen  Motiven  umfassen.  In  diesen  Motiven  ist  in- 
dessen die  Frage  der  Arbeitslosigkeit  und  der  Arbeitslosenversicherung  in  ihrem 
ganzen  Umfange  behandelt  worden,  teilweise  von  neuen  Gesichtspunkten  aus,  wes- 
halb eine  gedrängte  und  sehr  verkürzte  Wiedergabe  des  Hauptinhaltes  der  Motive 
hier  am  Platz  sein  dürfte. 

1.   Die   Arbeitslosigkeit,    ihre   Ursachen. und   Mittel    zu    ihrer 

Bekämpfung. 

Die  für  die  Arbeiter  so  traurigen  Folgen  einer  länger  andauernden  Arbeits- 
losigkeit sind  hinreichend  bekannt.  Wie  knapp  auch  die  Einnahmen  eines  Arbeiters 
sein  mögen,  es  wird  ihm  doch,  solange  sie  bloß  regelmäßig  einfließen,  fast  immer 
möglich  sein,  sich  so  einzurichten,  daß  sie  für  den  Unterhalt  des  Lebens  ausreichen. 
Aber  mit  dem  Augenblick,  da  die  Arbeitslosigkeit  eintritt,  hört  die  Einnahme  auf. 
Die  geringen  Ersparnisse,  die  der  Arbeiter  zur  Seite  gelegt  haben  mag,  sind  meist 
schnell  verzehrt.  Er  muß  sodann  die  notwendigen  Lebensmittel  auf  Kredit  ent- 
nehmen, solange  dieser  dauert,  und  für  die  Hausmiete,  die  er  nicht  zu  bezahlen 
imstande  ist,  Aufschub  verlangen.  Dadurch  verfällt  der  Arbeitlose  einer  stetig 
wachsenden  Schuldenlast  und  bald  geht  es  über  seine  Kleidungsstücke,  seinen 
Hausrat  und  seine  Möbel  her,  die,  um  das  allemotwendigste  herbeizuschaffen,  ver- 
pfändet werden  müssen.  Und  wenn  alle  Hilfsquellen  erschöpft  sind,  ist  nur  die 
einzige  und  äußerste  Zuflucht  —  die  Armenkasse  —  noch  übrig. 

Unter  solchen  Verhältnissen,  wenn  die  Arbeiter  derart  in  Not  geraten  und 
bisweilen  sogar  geradezu  auf  die  Straße  gesetzt  werden,  gerät  das  Hauswesen  in 
einen  Zustand  der  Auflösung,  so  daß  die  Kinder  vernachlässigt  werden  und  durch 
fortgesetzte  Verwahrlosung  häufig  Schaden  nehmen.  Dazu  kommt,  daß  die  Arbeiter 
sich  allmählich  daran  gewöhnen,  müßig  umherzugehen,  und  da  kaum  eine  Kraft  so 
schnell  erschlafft,  wie  eben  die  Arbeitskraft,  so  läuft  der  durch  längere  Zeit  Ar- 
beitslose Gefahr,  arbeitsscheu  und  arbeitsuntüchtig  zu  werden,  und  sich  zuletzt 
völlig  dem  gewohnheitsmäßigen  Müßiggang,  der  berufsmäßigen  Bettelei  oder  gar  dem 
Trunk  oder  Diebstahl  zu  ergeben.  Hierzu  kommt  für  die  weiblichen  Arbeitslosen 
noch  die  Versuchung  der  gewerbsmäßigen  Unzucht. 

Auf  diese  Weise  bedroht  die  Arbeitslosigkeit  zwar  vor  allem  die  wirtschaft- 
liche, aber  demnächst  auch  die  ganze  bürgerliche  und  moralische  Existenz  des 
Arbeiters  und  seiner  Familie. 

Und  nicht  allein  für  diejenigen,  die  sie  direkt  trifft,  bringt  die  Arbeitslosig- 
keit Gefahren  mit  sich,  nein  auch  für  den  gesamten  Arbeiterstand,  indem  die 
Arbeitslosen  durch  ihre  Konkurrenz  oft  zum  Schaden  der  andern  nicht  Arbeitslosen 
die  Löhne  herabdrücken. 

'  Die  Arbeitslosigkeit  ist  in  unserer  jetzigen  Gesellschaftsordnung  ein  chronisches 
Uebel,  sie  ist  immer  vorhanden.  In  aufblühenden  Zeiten  ist  sie  in  der  Regel  frei- 
lich von  geringem  Umfange,  aber  in  Zeiten  des  Niederganges  nimmt  sie  um  so 
erschreckenderen  Umfang  an.  Möglich,  daß  andere  Uebel,  wie  Klrankheit  und  In- 
validität, den  Arbeitern  durchschnittlich  ebenso  große  oder  noch  größere  Leiden 
verursachen.  Aber  sicher  ist  es,  daß  nichts  wie  die  um  sich  greifende  Arbeits- 
losigkeit in  kritischen  Zeiten  die  Arbeiter  so  heftig  mit  dem  Gefühl  der  Bitterkeit 
über  die  Ungerechtigkeit  der  bürgerlichen  Gesellschaftsordnung  erfüllt.  Bei  allen 
größeren  Unruhen  und  Revolutionen  des  neunzehnten  Jahrhunderts  sehen  wir  daher 
auch  die  Arbeitslosen  an  der  Spitze  gehen,  ebenso  wie  alle  sozialistischen  Angriffe 
auf  die  bestehende  Gesellschaftsordnung  in  gewissem  Sinne  ihren  Ausgangspunkt 
in  den  mit  dieser  Gesellschaftsordnung,  wie  es  scheint,  unlöslich  verbundenen  wirt- 
schaftlichen Krisen  genommen  haben,  bei  denen  Arbeiter  zu  Tausenden  arbeitslos 
werden.  Daher  wird  es  auch  immer  als  einer  der  Hauptvorteile  bei  der  Einführung 
des   sozialistischen   Zukunftsstaates   hervorgehoben,    daß   der   Staat,   wenn   er   die 
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Lieitimg  der  gesamten  Produktion  übernimmt;  dadurch  imstande  sein  wird,  diese 
so  zu  organisieren,  daß  jeder,  der  arbeiten  kann  und  will,  auch  einen  Rechts- 
anspruch auf  Arbeit  erhält.  Mag  man  nun  von  den  sozialistischen  Zukunftshoff- 
nungen denken  was  man  wolle,  eins  unterliegt  wohl  kaum  mehr  einem  Zweifel: 
will  man  einen  Schutzwall  um  die  bestehende  Oesellschaftsordnung  bauen  und  der 
bürgerlichen  (Gesellschaft  eine  ruhige  Entwicklung  sichern,  dann  ist  es  von  größter 
Wichtigkeit,  all  denen,  die  zur  Arbeit  tüchtig  und  gewillt  sind,  ein  ehrenhaftes 
Auskommen  zu  verschaffen. 

Daß  es  nicht  angängig  ist,  die  unverschuldet  Arbeitslosen  der  Armenpflege 
zu  überweisen,  ist  jetzt  allgemein  anerkannt.  Wohl  ist  die  Armenpflege  in  neuerer 
Zeit  besser  organisiert  worden  und  in  vielen  Ländern  jetzt  eine  staatliche  oder 
kommunale  Einrichtung  geworden.  Doch  einmal  ist  die  Armenverwaltung  meist 
außerstande,  zwischen  den  unverschuldet  arbeitslos  Gewordenen  einerseits  und 
den  arbeitsscheuen  Müßiggängern  und  Vagabunden  andererseits  eine  Unterscheidung 
zu  treffen.  Und  zweitens  wird  die  Armenunterstützung  überall  unter  Bedingungen 
gewährt,  die  von  braven  und  ehrliebenden  Arbeitern  mit  Recht  als  Demütigung 
empfunden  werden,  indem  sie  den  Verlust  gewisser  Bürgerrechte,  wie  Stimmrecht 
und  Wahlrecht,  und  oftmals  Einweisung  in  Arbeitshäuser  mit  Zwangsarbeit  oder 
den  Abschub  an  die  Gemeinde,  wo  der  Armenunterstützte  heimatberechtigt  ist,  zur 
Folge  hat.  Wie  demütigend  alles  das  empfunden  wird,  beweist  uns  aufs  kräftigste 
der  Umstand,  daß  in  London,  wo  die  Armenhäuser  jedem  offen  stehen,  der  sich 
dorthin  wenden  will,  trotzdem  tatsächlich  jährlich  eine  Menge  Menschen  Hungers 
sterben.  Erst  wenn  alle  Hilfsquellen  erschöpft  sind,  und  der  Arbeitslose  bis  an 
den  Hals  in  Not  und  Schulden  sitzt,  erst  dann  nimmt  er  seine  Zuflucht  zur  Armen- 
pflege. Selbstverständlich  kommt  die  Hilfe  dann  zu  spät,  denn  sie  kommt  erst, 
nachdem  die  Zerstörung  und  Vernichtung  der  Existenz  des  Arbeitslosen  bereits 
eingetreten  ist,  die  Vernichtung,  —  die  mit  rechtzeitiger  Hilfe  hätte  verhindert 
werden  sollen. 

Es  herrscht  daher  auch  allgemein  die  Ansiebt,  daß  es  der  Oeffentlichkeit  ob- 
liegt, alles  zu  tun,  was  in  ihrer  Macht  steht,  damit  die  unverschuldet  Arbeitslosen 
nicht  ihre  Zuflucht  zur  Armenpflege  zu  nehmen  brauchen. 

Selbstverständlich  ist  das  wirksamste  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Arbeits- 
losigkeit, den  Arbeitslosen  passende  und  lohnende  Arbeit  anzuweisen.  Der  in 
diesem  Punkte  weitestgehenden  sozialpolitischen  Auffassung  gemäß  ist  das  auch 
die  unbedingte  Pflicht  des  Staates.  Alle,  die  dieser  Auffassung  huldigen,  verlangen, 
daß  der  Staat,  so  wie  es  hauptsächlich  unter  Louis  Blanc's  Einwirkung  im 
Jahre  1848  die  französische  Regierung  tat,  „das  Recht  auf  Arbeit"  anerkennen 
soll,  oder  mit  anderen  Worten,  die  unbedingte  Pflicht  des  Staates,  allen  unver- 
schuldet arbeitslosen  Personen  eine  passende  und  lohnende  Beschäftigung  zu  ver- 
schaffen. In  der  Regel  wird  jedoch  zugegeben,  daß  diese  Pflicht  in  ihrer  unbe- 
dingten Form  das  Vermögen  des  Staates  übersehreitet,  jedenfalls  in  unserer  jetzigen 
Gesellschaftsordnung.  Solange  diese  besteht,  kann  daher  nur  die  Rede  davon  sein, 
Mittel  zu  finden,  die  unvermeidliche  Arbeitslosigkeit  auf  das  mindest  mögliche 
Maß  zu  beschränken,  während  man  gleichzeitig  versucht,  denjenigen,  die  trotzdem 
von  der  Arbeitslosigkeit  betroffen  werden,  in  der  notgedrungen  arbeitslosen  Zeit 
ein  ehrenhaftes  Auskommen  zu  sichern. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  auf  die  verschiedenen  Pläne  einzugehen, 
welche  die  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  durch  eine  Umformung  der  Gesellschafts- 
ordnung selbst  oder  durch  eine  Neuorganisation  der  einzelnen  wirtschaftlichen 
Betriebe  beseitigen  wollen.  Was  im  folgenden  behandelt  werden  soll,  sind  nur  die 
Mittel,  durch  welche  die  Oeffentlichkeit  direkt  eine  Einschränkung  der  Arbeits- 
losigkeit bewirken  kann. 

Zur  Erreichung  dieses  Zieles  gibt  es  kein  einzelnes  Universalmittel.  Da  näm- 
lich die  jederzeit  herrschende  Arbeitslosigkeit  niemals  aus  einer  einzelnen  Ursache, 
sondern  im  Gegenteil  aus  einer  ganzen  Reihe  der  verschiedenartigsten  Ursachen  ent- 
springt, so  müssen  auch  die  Mittel  zu  ihrer  Bekämpfung  von  verschiedener  Art  sein. 

Vor  allem  gilt  es,  so  gründlich  wie  möglich  die  Art  von  Arbeitslosigkeit  zu 
entfernen,    die  nicht   eine  Folge   von  Arbeitsmangel,    sondern    nur   davon  ist.    daß 
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Arbeitgeber  und  Arbeiter  einander  nicht  finden  können.  Hierfür  liegt  das  Heil- 
mittel ganz  angenseheinlich  in  einer  yollkommeneren  Ordnung  der  Arbeits- 
vermittlung. Dieser  Sache  haben  sich  daher  schon  die  Arbeitervereine  selbst 
umgenommen.  In  Norwegen  hatte  man  außerdem  in  den  vier  größten  Stadt- 
gemeinden, Kristiania,  Bergen,  Drontheim  und  Stavanger,  öffentliche  kommunale 
Arbeitsbureaus  errichtet.  Im  Jahre  1901  wurde  ein  ,,departementales  Komitee" 
einberufen  und  mit  der  Aufgabe  betraut,  zu  untersuchen,  was  vonseiten  der 
Oeffiemtlichkeit  geschehen  könne,  um  die  Arbeitsvermittlung  zu  fördern.  Der  Vor- 
schlag dieses  Komitees^)  ging  darauf  aus,  das  ganze, Land  mit  einem  Netz  kommu- 
naler Arbeitsnachweisstellen  und  mit  Zentralbureaus  für  die  einzelnen  Landesteile 
zu  umspannen,  und  in  Uebereinstimmnng  mit  diesem  Vorschlag  wurde  im  Jahre 
1906  ein  Gesetz  über  die  öffentliche  Arbeitsvermittlung  (vom 
12.  Juni  1906)  durchgeführt,  infolgedessen  die  Anzahl  der  kommunalen  Arbeits- 
naehweisbureaus  schon  bedeutend  vermehrt  ist  und  demnach  hoffentlich  die  Klasse 
von  Arbeitern,  die  ohne  Arbeit  umhergehen,  bloß  weil  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
einander  nicht  finden  können,  allmählich  verschwinden  wird. 

Eine  andere  Form  der  Arbeitslosigkeit  ist  die  sogenannte  Saisonarbeits- 
losigkeit, die  da  eintritt,  wo  die  Nachfrage  nach  Arbeit  mit  der  Jahreszeit 
schwankt,  nämlich  bei  allen  den  Betrieben,  die  ihre  „Saison"  und  ihre  „tote  Zeit" 
haben.  Als  kräftiges  Hilfsmittel  hiergegen  kann  Staat  und  Kommune  in  möglichster 
Ausdehnung  diejenigen  öffentlichen  Arbeiten,  die  zu  den  Saisonfächem  gehören, 
außerhalb  der  Saison  ausfuhren  lassen,  also  in  der  Zeit,  da  die  Saisonarbeiter  ihre 
alljährliche  sichere  Arbeitslosigkeit  haben. 

In  derselben  Weise  kann  die  Oeffentlichkeit  einer  andern  Art  periodischer 
Arbeitslosigkeit  vorbeugen,  der  nämlich,  die  eine  Folge  der  wechselnden  Zeiten 
und  Konjunkturen  ist  und  daher  regelmäßig  eintritt,  wenn  guten  Zeiten 
schlechte  folgen.  Hier  gilt  es  vor  allem  zu  vermeiden,  daß  die  Arbeitsbetriebsam- 
keit von  Staat  und  Gemeinde  in  den  guten  Zeiten,  wenn  die  Arbeiter  in  den 
Privatbetrieben  verhältnismäßig  reichlich  Beschäftigung  finden  können,  forziert  wird ; 
dadurch  läßt  sich  dann  in  schlechten  Zeiten  die  Kündigung  der  in  Diensten  der 
Oeffentlichkeit  angestellten  Arbeiter  vermeiden.  Sodann  aber  muß  soviel  wie 
möglich  dafür  Sorge  getragen  werden,  daß  alle  größeren  öffentlichen  Arbeiten 
jederzeit  soweit  vorbereitet  sind,  daß  in  Perioden  großer  Arbeitsnot  ohne  Schwierig- 
keit außerordentliche  Bewilligungen  zur  Beschleunigung  bereits  angefangener  oder 
bloß  geplanter  Arbeiten  gemacht  werden  können.  Auf  diese  Weise  können  Staat 
und  Gemeinde  viel  zur  Begrenzung  der  Arbeitslosigkeit  in  schlechten  Zeiten  bei- 
tragen und  dies  um  so  leichter  in  Uebereinstimmung  mit  gesunden  finanziellen 
Prinzipien  tun,  als  sowohl  Arbeitspreise  wie  auch  Materialien  in  solchen  Zeiten 
meist  billiger  sind  als  sonst. 

Wenn  so  Staat  und  Gemeinde  durch  Zurückhaltung  in  guten  und  außer- 
ordentliche Bewilligungen  in  schlechten  Zeiten,  wo  erfahrungsmäßig  in  den  Privat- 
betrieben die  geringste  Nachfrage  nach  Arbeit  ist,  die  öffentlichen  Arbeiten  plan- 
mäßig regeln,  können  sie  außerdem  noch  sogenannte  Notstandsarbeiten ^)  (relief 
works,  oenvres  de  secours)  in  Gang  setzen,  um  eine  bereits  eingetretene  Arbeitsnot 
zu  hemmen.  Dadurch  wird  den  Arbeitslosen  eine  vorläufige  Beschäftigung  ver- 
schafft, die  sie  in  Stand  setzt,  sich  solange,  bis  sie  wieder  in  ihre  gewohnte  Arbeit 
kommen,  selbst  zu  ernähren,  und  sie  davor  bewahrt,  Not  leiden  oder  bei  der 
Armenverwaltung  bzw.  der  privaten  Wohltätigkeit  Hilfe  suchen  zu  müssen. 

Endlich  kann  die  Oeffentlichkeit,  indem  sie  selber  Arbeiterkolonien^ 
errichtet  oder  wenigstens  Beiträge  zur  Errichtung  solcher  hergibt,  sich  der  mit 
persönlichen  Mängeln  behafteten  Arbeiter  annehmen,  die  sonst  nur  im  Notfall  von 
privaten  Arbeitgebern  angenommen  werden,  und  ihnen  auf  diese  Weise  helfen,  ihre 
Arbeitstüchtigkeit  zu  erhöhen  und  zu  entwickeln. 

*)  Forßlog  ti  lov  am  arbeidsformidling  med  motives.  Afgives  af  en  komiti*,  nedsat  af 
departementet  for  indenrigste  sager,  handel,  sjfrfart  og  industri.     Kristiania  1008. 

*)  Vgl.  hierzu  die  Veröffentlichung  des  Kaiserlichen  StAtistischen  Amts  (Abteilung  für 
Arbeiterstatistik)  in  Berlin:  „Die  Regelung  der  Notstandsarbeiten  in  deutschen  Städten"  (Band  2 
der  „Beiträge  zur  Arbeiterstatistik*'),  Berlin  1905. 

»)  Vgl.  „Reichs-Arbeitsblatt",  Berlin  1906,  S.  846. 
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Vorausgesetzt,  daß  die  nötigen  Veranstaltungen  getroffen  werden,  durch  die 
hier  angedeuteten  Mittel  die  Arbeitslosigkeit  bis  auf  das  durchaus  UnTenneidüche 
einzuschränken,  kann  es  wohl  kaum  mehr  einem  Zweifel  unterliegen,  dafi  es  für 
die  moderne  Gesellschaft  keine  unlösbare  Aui^abe  sein  würde,  denen,  die  trotz- 
alledem  doch  arbeitslos  werden,  einen  Rechtsanspruch  auf  ein  ausreichendes  Aus- 
kommen in  der  Zeit  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit  zu  sichern.  Sicher  ist,  daß 
der  einzelne  Arbeiter  in  der  Regel  sich  von  seinem  Lohn  nicht  so  viel  ersparen 
kann,  daß  er  während  einer  länger  andauernden  Arbeitslosigkeit  mit  seiner  FamUie 
davon  leben  kann.  Soll  die  Aufgabe  gelöst  werden,  so  muß  das  in  Form  einer 
Versicherung  geschehen.  '  Von  allen  denjenigen,  die  von  Arbeitslosigkeit 
als  einer  gemeinsamen  Gefahr  bedroht  werden,  müssen  viele  kleine  Beiträge  ge- 
sammelt werden,  die  zusammen  eine  große  Summe  ausmachen,  mit  deren  Hilfe 
die  verhältnismäßig  wenigen,  die  zeitweise  ohne  Arbeit  sind,  unterstützt  werden 
können.  Auf  diese  Weise  wird  der  gegen  Arbeitslosigkeit  versicherte  Arbeiter  bloß 
eine  größere  oder  kleinere  Versicherungsprämie  zu  entrichten  haben,  um, 
falls  er  selbst  von  Arbeitslosigkeit  betroffen  werden  sollte,  einen  Rechtsanspruch 
auf  eine  Arbeitslosenunterstützung  zu  haben,  die  während  einer  längeren  Periode 
der  Arbeitslosigkeit  sich  auf  das  Vielfache  des  von  ihm  selbst  als  Prämie  einge- 
zahlten Betrages  belaufen  wird. 

Der  deutschen  Arbeiterversicherung  ist  es,  wie  bekannt,  geglückt,  eine  brauch- 
bare Form  für  eine  allgemeine  obligatorische  Versicherung  der  Arbeiter  gegen 
jene  Form  unfreiwilliger  Arbeitslosigkeit  zu  finden,  die  eine  Folge  eingetretener 
Arbeitsunfähigkeit  ist.  Aber  weder  Deutschland  noch  irgend  ein  anderer 
Staat  hat  bisher  gewagt,  eine  obligatorische  Versicherung  gegen  die  durch  Mangel 
an  Arbeit  hervorgerufene  Arbeitslosigkeit,  mit  andern  Worten  gegen  die  eigent- 
liche Arbeitslosigkeit  einzuführen.  Doch  unterliegt  es  kaum  einem  Zweifel,  daß 
die  Arbeiter  in  weitest  möglicher  Ausdehnung  auch  gegen  diese  in  unserer  modernen 
Gesellschaft  besonders  drohende  Gefahr  versichert  werden  sollten,  und  zwar  um 
so  mehr,  als  jede  länger  andauernde  Arbeitslosigkeit  die  Arbeiter  außerstand  setzt, 
die  zu  den  andern  Arbeiterversicherungen  erforderlichen  Prämien  zu  bezahlen,  und 
die  Arbeitslosen  infolgedessen  aller  ihrer  Vorteile  beraubt.  Prinzipiell  sollte  daher 
die  Versicherung  gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  jeder  andern  Arbeiterver- 
sicherung vorangehen,  um  eine  sichere  Grundlage  für  diese  zu  bilden.  Eine  allge- 
meine obligatorische  Arbeitslosenversicherung  bietet  indes  praktische  Schwierig- 
keiten, die  jedenfalls  vorläufig  noch  keine  zufriedenstellende  Lösung  gefunden  haben 
und  die  sich  nach  Ansicht  vieler  Sachverständiger  kaum  je  überwinden  lassen  werden  ^). 


2.  Freiwillige  oder  zwangsweise  (obligatorische),  kommunale 
oder  staatliche  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit? 

Eine  der  Schwierigkeiten  bei  der  Einführung  einer  allgemeinen  Versicherung 
gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  liegt  darin, 
daß  es  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist,  eine  in  versicherungstechnischer  Beziehung 
zuverlässige  Arbeitslosenstatistik ^)  zuwege  zu  bringen.  Betriebsunfälle, 
Krankheit,  Invalidität  und  Alter  lassen  sich  in  jedem  Einzelfalle  mit  Sicherheit 
feststellen  und  treffen  außerdem  erfahrungsgemäß  die  Arbeiter  mit  einer  bestimmt 
vorauszuberechnenden  Durchschnittswahrscheinlichkeit.  In  der  zurzeit  vorliegenden, 
besonders  seit  Einführung  der  Arbeiterversicherung  in  hohem  Grade  vervollkommneten 
Statistik  hat  man  eine  durchaus  brauchbare  Grundlage  für  die  Berechnung  des 
Risikos  und  der  Prämienhöhe  der  hierunterfallenden  Versicherungsarten.  Dahin- 
gegen ist  die  vorhandene  Arbeitslosenstatistik  wegen  der  Schwierigkeiten  bei  der 
Feststellung  zweifellos  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit  an  sich  sehr  unvollkommen, 
und  würde,  selbst  wenn  sie  weit  vollkommener  wäre,  als  sie  in  der  Tat  ist,  nur 
eine  höchst  unzuverlässige  Grundlage  für  eine  allgemeine  Arbeitslosenversicherung 
abgeben.     Keine  Arbeitslosenstatistik   kann   nämlich   feste  Anhaltspunkte   für  eine 

*)  Vgl.  hierzu  die  einschlägigen  Artikel  im  „Reichs- Arbeitsblatt",  Berlin,  Jahrg.  1906  a.  1907. 
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Berechnnng  der  in  der  Zakunft  eintretenden  Arbeitslosigkeit  abgeben,  da  diese 
Ton  einer  Reihe  wechselnder  unberechenbarer  Faktorei),  wie  z.  B.  von  dem  Ansfall 
der  Ernte,  der  Entwicklung  der  Technik  and  den  allgemeinen  Konjanktorep  ab- 
hängig ist  Und  während  die  mannigfachen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der 
Wissenschaft  und  der  Technik  geeignet  sind,  die  Grefahr  für  Betriebsanfälle,  Krank- 
heit and  Invalidität  zu  yerringern,  and  dadurch  die  Versicherung  gegen  (üese  Gtr 
fahren  immer  weniger  gewagt  zu  machen,  erzeugen  die  wirtschaftUchien  und  sozialen 
Verhältnisse  immer  neue  Bedingungen  für  Arbeitslosigkeit,  wie  z.  B.  die  Regel- 
losigkeit '  der  modernen  Produktion,  plötzliches  Auftauchen  überseeischer  Konkurrenz 
auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft,  neue  Hindemisse  für  den  Absatz  der  indnskiellen 
Produkte  im  Auslande  usw.  Die  Grefahr  der  Arbeitslosigkeit  scheint  daher  eher 
noch  im  Wachsen  begriffen  zu  sein,  und  in  jedem  Falle  ist  es  zu  keinem  Zeitpunkt 
möglich,  die  Stärke  und  Dauer  der  Arbeitslosigkeit,  die  einmal  die  Arbeiter  be- 
treffen könnte,  im  voraus  zu  berechnen. 

Trotz  alledem  sind  die  statistischen  Zählungen  der  Arbeitslosen  von  großem 
Wert,  da  sie  nicht  nur  eine  annähernd  richtige  Vorstellung  von  der  Ausbreitung 
der  Arbeitslosigkeit  zur  Zeit  der  Zählung  geben,  sondern  auch  die  Ursachen 
der  Arbeitslosigkeit  sowie  deren  verschiedene  Stärke  innerhalb  der  verschiedenen 
Berufezweige  zu  den  verschiedenen  Jahreszeiten  und  in  den  verschiedenen  Jahren 
beleuchten.  Daß  die  auf  diesen  Zahlen  begründete  und  auf  andere  Weise  ange- 
sammelte Statistik  nicht  vollkommen  ist  und  nicht  als  sichere  Berechnungsgrundlage 
für  eine  allgemeine  Arbeitslosenversicherung  gelten  kann,  ist  auch  kein  entscheidendes 
Hindernis  für  die  Durchführung  einer  solchen  Versicherung.  Bei  der  Arbeitslosen- 
versicherung dreht  es  sich  nämlich  nicht  wie  bei  Unfall-  und  Invaliditätsversicherung 
um  dauernde  Bezüge  oder  Leibrente,  sondern  nur  um  vorübergehende  und  stark 
zeitbegrenzte  Unterstützungen,  so  daß  man  ohne  sonderliche  Grefahr  eine  allgemeine 
Arbeitelosenversicherung  nach  einer  bloß  schätzungsweisen  Beurteilung  des 
damit  verbundenen  Risikos  einführen  könnte. 

Professor  Georg  Schanz  in  Würzburg,  der  als  größte  Autorität  auf  diesem 
Gebiete  gilt,  betrachtet  es  als  über  jedem  Zweifel  erhaben,  daß  mit  einem  Opfer 
ähnlich  dem  durch  die  Krankenversicherung  verursachten  eine  ziemlich  durch- 
greifende Arbeitslosenversicherung  sich  durchführen  lasse.  Mit  Prämien,  die  den 
bei  der  Ejrankenversicherung  bezahlten  entsprechen,  könnte  in  guten  Jahren  ein 
Reservefonds  angelegt  werden,  der  eine  weitreichende,  wenn  auch  natürlich  nicht 
anbegrenzte  Arbeitslosenunterstützung   in  schlechten  Jahren  ermöglichen  würde  ^). 

Soll  nun  eine  allgemeine  Arbeitslosenversicherung  gesetzmäßig  eingeführt 
werden,  so  wirft  sich  naturgemäß  vor  allem  die  Frage  auf,  ob  der  Anschluß  der 
Arbeiter  an  die  Versicherung  freiwillig  oder  zwangsweise  (fakultativ  oder 
obligatorisch)  erfolgen  soll.  Hierüber  herrscht  in  Wirklichkeit  kein  Zweifel  mehr. 
Alle  Sachverständigen  haben  sich  dahin  geeinigt,  daß,  wenn  man  eine  wenigstens 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  allgemeine  Arbeitslosenversicherung  für  wünschens- 
wert hält,  diese,  gleichwie  die  übrigen  Formen  von  Arbeiterversicherung,  eine 
Zwangs  Versicherung  sein  muß.  Solange  nämlich  die  Teilnahme  an  einer  durch 
G^etz  errichteten  Arbeitslosenversicherung  eine  freiwillige  ist,  werden  eine  Menge 
Arbeiter  es  unterlassen,  sich  zu  versichern,  viele  weil  sie  gleichgültig  und  leicht- 
sinnig sind,  andere  weil  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Arbeitslosigkeit  innerhalb 
ihres  Faches  nur  eine  geringe  ist,  wieder  andere,  weil  sie  sich  sicher  fühlen  in 
dem  Bewußtsein,  daß  ihr  Arbeitgeber  sie  ungern  entbehren  und  bei  Arbeitsmangel 
lieber  andere  Arbeiter  entlassen  würde. 

.  Ueberall,  wo  freiwillige  öffentliche  Versicherung  eingeführt  worden  ist,  näm- 
lich in  Bern,  Köln,  Basel,  Bologna  und  Venedig,  [stellte  sich  bald 
heraus,  einerseits  daß  der  Zuspruch  der  Arbeiter  ein  sehr  geringer  war,  —  die 
fünf  hier  genannten  Stadtgemeinden  haben  zusammen  nicht  einmal  voll  fünftausend 
Versicherte  —  und  andererseits,  daß  die  Arbeiter,  die  sich  wirklich  versicherten, 
zu  den  schlechtesten  Risiken  gehören,  so  daß  die  ganze  Versicherung  unverhältnis- 


^)  „Zor  Frage  der  Arbeitslosenversicherung**,  S.  104  ff.,  S.  160,  Note,  und  „Neue  Beiträge 
zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung**,  S.  216. 
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mäfiig  lener  wurde.  Die  stipiiU^ieD  Prämiefi  haben  dah^  nur  eineii  Braohteil 
(zwisohen  20  und  40%)  der  VeTmoherongskoBteii  gedeckt,  uad  die  freiwüligeo 
öffentlioheB  KaBseo  infolgedessen  den  Charakter  von  Wohltätigkeitsyeran» 
staltnngen  angenommen. 

Damit  eine  tfibntliohe  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkdt  allgemein  w^eii 
nnd  mit  Yemtinftigen  Unkosten  ins  Werk  gesetst  werden  kann,  maß  sie  idso  durch- 
ans  obligatorisch  gemacht  werden.  Anch  ans  einem  anderen  Grande  ist  das  not- 
wendig: die  Arbeitgeber  würden  sonst  vorzugsweise  die  versicherten  Arbeiter  eat^ 
lassen,  da  diese  ja  gegen  Not  gesichert  sind,  nnd  dadurcb  die  mit  dar  V^sichemng 
verbundenen  Ausgaben  und  Schwierigkeiten  bedeutend  erhi^en. 

Weiter  als  bis  zu  der  Erkenntnis,  daß  eine  jede  allgenieine  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  obligatorisch  sein  müsse,  reicht  die  Einigkeit  jedoch  nicht 
Sobald  nämlich  die  Frage  auftritt,  wie  die  obligatorische  Arbeitslosenversicherung 
organisiert  werden  soll,  machen  sich  zwei  verschiedene  Hauptanschauungen 
geltend,  indem  von  der  einen  Seite  hervorgehoben  wird,  die  Versid^rnng  müsse 
kommunal  sein,  während  man  auf  der  anderen  Seite  daran  festhält,  daß  die 
Versicherung  in  Uebereinstimmung  mit  den  übrigen  Arbeiterversicherung^i  vom 
Staat  organisiert  werden  müsse. 

Einer  der  eifrigsten  Verfechter  der  erstgenannten  Anschauung,  Professor 
öeorg  Adler,  faßt  die  Gründe,  die  für  eine  auf  kommunaler  Grundlage  be^ 
werkstelUgte  obligatorische  Arbeitslosenversicherung  sprechen,  folgendermaßen  zu- 
sammen: 

„Die  bisherigen  Erfahrungen  haben  das  Resultat  ergeben,  daß  nicht  die  Staats- 
regierungen sondern  die  Kommunen  es  sind,  welche  die  Einführung  der  Arbeits- 
losenversicherung ins  Auge  fassen.  Stellt  diese  nun  eine  Aufgabe  dar,  die  der 
Lösung  auf  kommunalem  Boden  fähig  ist?  Diese  Frage  wird  von  jedem  Kenner 
des  Problems  bejaht  werden  müss^.  Denn  die  Verwaltung  eines  Versieherungs- 
instituts  vereinfacht  sich  ungemein,  sobald  dasselbe  auf  ein  eng  bej^nztes,  leicht 
übersehbares,  genau  gekanntes  und  ohnehin  schon  einheitlioh  administriertes  Terri- 
torium beschränkt  ist;  deshalb  werden  auch  die  faux  frais  gerade  einer  städti- 
schen Arbeitslosenversicherung  auf  ein  Minimum  reduziert  sein.  Femer  sind 
gewisse  Schwierigkeiten  der  geplanten  Anstalt  am  leiditesten  innerhalb  einer 
kommunalen  Organisation  zu  überwinden:  so  die  Schvrierigkeiten,  die  sieh  aus 
der  Frage  der  Verschuldung  der  Arbeitslosigkeit  und  aus  der  Pflicht  der  Kontrolle 
der  Arbeitslosen  ergeben;  denn  innerhalb  einer  einzelnen  Stadt  ist  man  am  besten 
über  jeden  Arbeiter,  seinen  Leumund  und  sein  Verhältnis  zum  Arbeitgeber  orientiert 
und  ist  man  auch  am  ersten  befähigt,  den  einzelnen  Arbeitslosen  ins  Auge  zu 
fassen.  Ueberdies  haben  gerade  die  Städte  umsomehr  Grund,  der  Lösung  der 
Arbeitslosenfrage  näher  zu  treten,  da  diese  fidch  ihnen  jeden  Winter  von  selbst 
aufdrängt  und  sie  zu  Opfern  für  £e  versorgangsbedttrftigen  Arbeitslosen  veranlaßt 
Die  kommunale  Arbeitslosenversicherung  trUft  auch  den  Kern  des  Problems;  denn, 
wie  die  neueste  amtliche  Statistik  zahlenmäßig  festgestellt  hat,  liefern  die  größeren 
Städte  relativ  die  meisten  Arbeitslosen.^ 

^Freili^  wird'',  fährt  Adler  fort,  ^von  manchen  die  Befürchtung  ausge- 
sprochen, daß  eine  solche  Arbeitslosenversicherung  den  Zuzug  nach  dem  Orte  der- 
selben künstlich  steigern  würde,  indessen  genügt  zur  Vereitelung  etwaiger  Be- 
fürchtungen dieser  Art  die  einfache  Bestinmiung,  daß  an  der  neuen  Institution, 
resp.  deren  Leistungen  nur  Arbeiter  teilnehmen  können,  die  am  Ort  mindestens 
schon  ein  Jahr  regelmäßig  beschäftigt  gewesen  sind^).^ 

Was  die  Kommunen  nach  der  hier  vertretenen  Auffassung  brauchen,  ist  also 
nur  eine  in  der  Gesetzgebung  ausdrücklich  bestätigte  Erlaubnis,  die  obligatorische 
Arbeitslosenversicherung  einführen  zu  können.  Es  wird  daher  das  Verlangen  gestellt, 
daß  eine  solche  Erlaubnis  durch  Gesetz  gegeben  werde,  und  zwar  so,  daß  das  (resetz 
selbst  Vorschriften  enthält,  wie  die  kommunale  Versicherung  organisiert  werden  solle, 
oder  so,  daß  die  Gemeinden  hinsichtlich  der  Ordnung  der  Versicherung  volle  Freiheit 
erhalten,  jedoch  unter  dem  Vorbehalt  der  Bestätigung  der  Versicherungsbedingungen 


^)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.,  Jena  1S9S,  Bd.  1,  S.  S4S. 
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fdoreh  die  Kegierang.  Versohiedentlich  ist  man  der  Meinung,  die  ron  den  Ge- 
meinden organisierte  obligatorisobe  Arbeiterrersiobening  sollte  anfangs  bescbränkt 
werden  an!  jene  Klasse  von  Arbeitemi  die  Ihrer  am  meisten  J)edarf,  nämlich  die 
Bauarbeiter,  um  sie  dann  allmählich  dahin  zu  erweitem,  daß  sie  auch  die 
flbrigen  Arbeiter,  deren  Yersichernngspflicht  wünschenswert  erscheint,  umfassen  kann. 

Die  zum  Vorteil  einer  kommunalen  Organisation  der  obligatorischen  Arbeits- 
losenversicherung angeführten  Argumente  gewinnen  nicht  wenig  an  Gewicht  durch 
den  Umstand,  daß  der  öffentliche  Arbeitsnachweis,  ohne  den  diese  Versichemng 
Ton  vornherein  zum  Mißlingen  verurteilt  wäre,  bereits  konununal  organisiert  ist 
Nichtsdestoweniger  werden  —  und  zwar  von  den  größten  Autoritäten  —  eine  Reihe 
wie  es  scheint  durchaus  überzeugender  Einwände  gegen  die  kommunale  Ordnung 
der  obligatorisehen  Arbeiterversicherung  und  ihre  dadurch  bedingte  lokale  Organi- 
sationsform erhoben,  denn  diese  Versicherung  ist  ebensowenig  wie  die  übrigen 
Arbeiterversicherungen  eine  Gemeindesache,  sondern  in  ganz  hervorragendem  Grade 
eine  Frage  der  bürgerlichen  Gesellschaft. 

Allen  denen  gegenüber,  die  in  der  Arbeitslosenversicherung  bloß  eine  höhere  Art 
der  der  Gemeinde  obliegenden  Armenunterstützung  sehen,  muß  vor  allem  ein  Be- 
denken hervorgehoben  werden:  Wenn  man  in  der  Form  von  Armenunterstützung 
auf  die  Gemeinden  das  Risiko  überwälzt,  das  der  modernen  Industrie  eigen  ist, 
indem  sie  unter  günstigen  Konjunkturen  eine  Menge  von  Arbeitskräften  an  sich 
lieht,  die  sie  unter  ungünstigen  Konjunkturen  wieder  abstößt,  so  ist  das  ein  un- 
billiges Verfahren  gegen  die  konmiunalen  Steuerzahler.  Dieses  Risiko  soll  seiner 
Natur  nach  der  Industrie  obliegen,  nicht  aber  der  Oeffentlichkeit  im  allgemeinen,  und 
die  Last  der  Versicherang  muß  zwischen  den  betreffenden  Industriezweigen  verteilt 
werden  im  Verhältnis  zu  dem  ihnen  eigenen  Arbeitslosigkettsrisiko.  Der  Gerechtig- 
keit halber  muß  eine  jede  Arbeitslosenversicherung  beruflich  organisiert  werden, 
so  daß  jedes  Fach  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  sein  eignes  Risiko  trägt. 

Innerhalb  der  engen  Begrenzung  der  Gemeinden  läßt  sich  indessen  eine 
solche  berafliche  Organisation  dieser  Versichemng  unmöglich  durchführen,  da  in 
diesem  Falle  die  Arnuihl  der  Versicherten  in  den  meisten  Gewerbszweigen  zu  klein 
sein  würde,  um  eine  wirksame  Risikenverteilung  durchführen  zu  können.  Aus 
diesem  Grunde  muß  jede  obligatorische  kommunale  Arbeitslosenversichemng  kollektiv 
und  nicht  fachlich  geordnet  werden,  und  wird  infolgedessen  notgedrungen  von  der 
Verschiedenartigkeit  der  Risiken  innerhalb  der  verschiedenen  Gewerbe  absehen 
müssen.  Das  bedeutet  jedoch  eine  Ungerechtigkeit  und  würde  einen  berechtigten 
Unwillen  innerhalb  der  der  Arbeitslosigkeit  wenig  ausgesetzten  Berufszweige  eitegen. 

Die  hier  hervorgehobenen  prinzipiellen  Einwände  gegen  eine  kommunale 
Ordnung  der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  sind  allerdings  schon  im  sich 
vollständig  entscheidend.  Hierzu  kommt  noch,  was  vom  praktischen  Gesichtspunkt 
aus  noch  größeres  Gewicht  hat,  daß  die  Versichemng  als  kommunale  niemals  eine 
allgemeine  werden  und  folglich  ihren  eigentlichen  Zweck  nie  erreichen  würde. 
Niemand  denkt  nämlich  daran,  die  Gemeinden  zur  Einfühmng  der  obligatorischen 
Arbeitslosenversicherung  durch  Gesetz  zu  zwingen.  Was  man  verlangt,  ist  nur, 
daß  der  Staat  den  Gemeinden  gesetzlich  die  Ermächtigung  hierzu  geben  soll.  Doch 
selbst,  wenn  in  allen  Gesetzgebungen  aller  Länder  eine  solche  Erlaubnis  enthalten 
wäre,  so  wäre  es  immer  noch  piehr  als  zweifelhaft,  ob  die  Gemeinden  in  irgendwie 
beträchüichem  Umfange  von  dieser  Erlaubnis  Gebrauch  machen  würden.  Es  könnte 
sich  ereignen,  daß  sie  sich  bei  reiflicher  Ueberlegung  wohl  hüten  würden,  alle  die 
mit  einer  obligatorischen  Arbeitslosenversichemng  verbundenen  Unkosten  und  Miß- 
helligkeiten auf  sich  zu  nehmen.  In  jedem  Falle  würden  die  Gemeinden,  die  hier 
an  der  Spitze  gdien  wollten,  in  hohem  Grade  anziehend  wirken  für  die  der  Arbeits- 
losigkeit stark  ausgesetzten  Arbeiter  und  in  hohem  Grade  abstoßend  für  die  in 
dieser  Hinsieht  günstiger  gestellten  Arbeiter,  und  die  daraus  folgende  Ansammlung 
sohlechter  Risiken  würde  leicht  zu  einem  vollständigen  Ruin  der  kommunalen  Ver- 
sicherungsanstalten führen. 

Sowohl  prinzipielle  als  auch  praktische  Rücksichten  führen  daher  unserer 
Meinung  nach  zu  dem  Ergebnis:  soll  die  obligatorische  Arbeitslosenversichemng 
überhaupt  und  zu  allgemeinem  Nutzen  durchgeführt  werden  können,  dann  muß  sie 
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Tom  Staat  and  nicht  von  der  Gemeinde  organisiert  werden,  in  der  Weise,  daß 
sie  in  Uebereinstimmnng  mit  den  übrigen  Formen  obligatorischer  Arbeiterversiche- 
Tang  gleichzeitig  für  das  ganze  Land  eingeführt  wird. 

3.  Die    Schwierigkeiten    und    Nachteile    der    obligatorischen 
Arbeitslosenversicherung. 

Auf  welche  Weise  man  sich  eine  obligatorische  Versicherang  gegen  Arbeits- 
losigkeit anch  organisiert  denkt,  so  wird  ihre  Darchführang  doch  aaf  so  viele 
Hindemisse  stoßen  and  so  große  Nachteile  mit  sich  führen,  daß  nach  Meinang  des 
behandelnden  Komitees  gar  nicht  die  Rede  davon  sein  konnte,  zaizeit  ihre  Ein- 
führang  vorzaschlagen. 

Erstens  setzt  die  allgemeine  obligatorische  Arbeitslos^versioherang  einen 
allgemein  darchgefUhrten  öffentlichen  Arbeitsnachweis  voraas,  da  es  natürlich 
ein  anbilliges  Verlangen  wäre,  die  öffentlichen  Versicherangsanstalten  Arbeits- 
losigkeitsnnterstützangen  aasbezahlen  za  lassen,  bevor  man  weiß,  ob  dem  betref- 
fenden Arbeitslosen  nicht  eine  passende  Arbeit  nachgewiesen  werden  könnte.  Was 
aaf  diesem  Gebiet  noch  mangelt,  wird  man  jedoch  darch  Errichtang  einer  aas- 
reichenden Anzahl  öffentlicher  Arbeitsnachweisstellen  za  Wege  bringen  können, 
and  eine  solche  Reform  würde  ja  nnr  von  gatem  Erfolge  sein.  Hierbei  verarsacht 
es  jedoch  Schwierigkeiten,  daß  die  Arbeitsnachweisbareaas  ermächtigt  werden 
müßten,  die  Arbeitelosen,  die  Ansprach  aaf  Unterstützang  erheben,  za  zwingen,  die 
Stellen,  die  das  Bareaa  als  für  sie  passend  erachtet,  anzunehmen.  Dadurch  würde 
aber  den  Arbeitern  ihre  jetzige  Berechtigung  genommen,  entweder  selbst  oder 
durch  ihre  Vereinigungen  zu  bestimmen,  welche  Arbeit,  welchen  Arbeitelohn  oder 
welchen  Arbeiteort  sie  anzunehmen  haben,  und  dieser  Eingriff  in  ihre  persönliche 
Freiheit  würde  sie  leicht  mit  einem  gewissen  Unwillen  gegen  den  öffentlichen 
Arbeitenachweis  erfüllen.  Andererseite  würden  auch  die  Arbeitgeber  kaum  das 
rechte  Zutrauen  zu  einem  Arbeitenachweis  fassen,  der  mit  der  obligatorischen 
Arbeitelosenversicherung  verknüpft  ist  und  infolgedessen  allzu  großes  Interesse 
daran  hätte,  alle  Arbeitelosen  anzubringen. 

Zweitens  heißt  es  natürlich  auch  bei  der  obligatorischen  Arbeitelosenversiche- 
rung zu  untersuchen,  inwiefern  die  Arbeitelosigkeit  unverschuldet  ist,  damit  nicht 
Arbeiter,  die  ohne  hinreichende  Veranlassung  ihre  Arbeit  kündigen  oder  infolge 
von  Faulheit,  Aufsässigkeit,  Trunksucht  oder  ähnlichem  gekündigt  werden,  sich  Unter- 
stützang zuwenden  können.  Diese  Kontrolle  müßte  also  den  öffentlichen  Arbeite- 
nachweisbureaus  oder  einer  andern  öffentlichen  Behörde  überlassen  werden.  Nun 
ist  es  aber  in  vielen  Fällen  außerordentlich  schwierig  zu  enteoheiden,  wie  weit  die 
Arbeitelosigkeit  unverschuldet  ist  oder  n i c h t,  so  wie  auch  zwischen  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  oftmals  Meinungsverschiedenheit  hierüber  herrscht.  Wenn  man 
es  zur  Verringerung  dieser  Schwierigkeit  als  notwendig  angesehen  hat,  zu  be- 
stimmen, daß  die  Arbeiter,  die  ihre  Stellung  freiwillig  veriassen,  kein  Recht  aaf 
Arbeitelosenunterstützung  haben  sollen,  so  ist  es  einleuchtend,  daß  dies  eine  Un- 
gerechtigkeit gegen  die  enthält,  die  unter  solchen  Veriiältnissen  arbeiten,  daß  sie 
wirklich  als  berechtigt  angesehen  werden  müssen,  ihre  Stellung  zu  kündigen.  Selbst 
hiervon  abgesehen,  würden  die  Untersuchungen,  die  die  Versicherungsbehörde  in 
Zweifelsfällen  anzustellen  genötigt  wäre,  sicherlich  ebenso  beschwerlich  als  zeit- 
raubend sein  und  oftmals  sowohl  für  Arbeiter  als  auch  für  Arbeitgeber  und  für 
die  Behörde  selbst  peinlich  sein.  Schon  allein  der  Umstand,  daß  die  Versicherungs- 
anstalt selbstverständlich  die  Erklärung  der  Arbeitgeber  über  die  Gründe,  weswegen 
die  Arbeiter  sie  verlassen  haben,  einholen  müßte,  würde  den  Unwillen  der  Arbeiter 
erregen  und  die  Arbeitgeber  mancherlei  Unannehmlichkeiten  aussetzen,  besonders 
in  dem  Falle,  daß  ihre  Erklärungen  für  die  verabschiedeten  Arbeiter  so  ungünstig 
ausfielen,  daß  diese  dadurch  ihrer  Unterstützung  verlustig  gingen.  Hierzu  kommt 
noch,  daß  für  weniger  pflichttreue  Arbeitgeber  eine  doppelte  Versuchung  vorliegen 
würde,  einmal  nämlich,  die  Arbeiter,  die  ihre  Stellen  selber  gekündigt  oder  sich 
in  anderer  Weise   mißliebig  gemacht  haben,  zu  schädigen,   oder  andererseits,   um 
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Unannehmlichkeiten  zu  vermeiden,  die  Wahrheit  über  die  Arbeiter,  die  durch  Un- 
taoglTchkeit  oder  schlechtes  Betragen  ihre  Arbeitslosigkeit  selbst  yerscholdet  haben, 
zu  vertuschen.  In  dem  Grade,  wie  die  Arbeitgeber  der  ersten  Versuchung  unter- 
lägen, würde  mancher  brave  Arbeiter  direkt  benachteiligt  werden,  und  in  dem 
Grade,  wie  sie  der  zweiten  Versuchung  nachgäben,  würden  der  Versicherungs- 
anstalt Ausgaben  auferlegt  werden,  die  ihre  Leistungsfähigkeit  wirklich  unver- 
schuldeten Arbeitslosen  gegenüber  verringern  würden.  In  diesem  Zusammenhang 
muß  auch  die  unausgesetzte  Beaufsichtigung  der  Arbeitslosen  erwähnt  werden,  die 
tägliche  Meldepflicht,  die  ihnen  auferlegt  werden  müßte,  die  Untersuchung  mög- 
licher Nebenverdienste,  sowie  endlich  die  strengen  Strafen,  die  zur  Vorbeugung 
falscher  Angaben  unerläßlich  wären.  Alles  das  würde,  von  öffentlichen  Behörden 
ausgeübt,  von  den  Arbeitern  sehr  hart  empfunden  werden;  trotzdem  könnte  die 
Oeffentlichkeit  keine  durchaus  wirksame  Kontrolle  ins  Werk  setzen,  sondern  würde 
stets  Gefahr  laufen,  betrogen  von  all  denen  zu  werden,  die  Arbeitslosigkeit  simu- 
lieren anstatt  zu  arbeiten.  Selbst  Anhänger  der  obligatorischen  Arbeitslosenver- 
sicherung räumen  d^her  ein,  daß  sie  unmöglich  werde  vermeiden  können,  des 
öfteren  unwürdigen  Personen  Unterstützungen  zuzuwenden,  während  es  sich  gleich- 
zeitig ereignen   könnte,   daß  wirklich   unverschuldete  Arbeitslose  nichts   bekämen. 

Drittens  würde  die  obligatorische  Arbeitslosenversicherung  auf  eine  fast  unlös- 
bare Schwierigkeit  stoßen,  sobald  es  sich  darum  handelt,  dem  verschiedenen 
Risiko  der  Arbeitslosigkeit  den  richtigen  Einfluß  auf  die  Höhe  der  Versicherungs- 
prämien zuzuerkennen.  Die  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  ist  nämlich  so  weit  davon 
entfernt,  gleich  für  alle  zu  sein,  daß  sie  sogar  im  Gegenteil  für  jeden  einzelnen 
Arbeiter  verschieden  ist,  verschieden  je  nach  der  Tüchtigkeit  und  dem  Charakter 
des  Arbeiters,  nach  seinem  Alter  und  Greschlecht,  außerdem  meist  größer  für  Ver- 
heiratete als  für  Unverheiratete,  vor  allem  aber  höchst  verschieden  in  den  ver- 
schiedenen Arbeitszweigen.  Selbst  wenn  man  bei  der  Versicherung  gegen  Arbeits- 
losigkeit ebenso  wie  bei  den  übrigen  Arten  von  Arbeiterversicherung  im  Namen 
der  Solidarität  von  allen  den  hier  genannten  Ungleichheiten  der  Risiken  absehen 
wollte,  so  müßte  man  doch  auf  die  letzterwähnte  Schwierigkeit  unbedingt  Rücksicht 
nehmen;  denn  die  verschiedene  Größe  des  Arbeitslosigkeitsrisikos  in  den  ver- 
schiedenen Arbeitsfächem  ist  einer  der  Umstände,  die  den  stärksten  Einfluß  auf 
die  Höhe  der  Arbeitslöhne  ausüben.  In  den  Fächern,  wo  dieses  Risiko  am  höchsten 
ist,  sind  auch  meist  die  Löhnungen  am  höchsen.  Wollte  man  z.  B.  die  Saison- 
arbeiter trotz  ihrer  großen  Arbeitslosigkeit  und  ihrer  meist  sehr  hohen  Löhnungen 
mit  der  gleichen  Versicherungsprämie  zulassen  wie  die  anderen  niedriger  be- 
soldeten Arbeiter,  so  wäre  das  eine  grobe  Ungerechtigkeit  gegen  diese,  und  in 
Wirklichkeit  würde  es  damit  gleichbedeutend  sein,  daß  die  schlechter  besoldeten 
Arbeiter  einen  Teil  der  Versicherung  der  besser  besoldeten  Arbeiter  bezahlten. 
Indessen  ermangeln  wir  noch  jeglicher  auch  nur  annähernd  zuverlässiger  Grund- 
lage für  eine  Berechnung  des  Verhältnisses  zwischen  den  verschiedenen  Arbeits- 
losigkeitsrisiken in  den  verschiedenen  Gewerben.  Selbst  bei  einer  Einteilung  der 
Versicherten  in  verschiedene  Gefahrenklassen  würde  doch  die  Berechnung  der 
Prämien  weit  mehr  willkürlich  als  gerecht  werden.  Die  einzige  Art,  wie  diese 
Schwierigkeit  ganz  überwunden  werden  könnte,  wäre  die,  die  Arbeitgeber  in  fach- 
liche Gruppen  einzuteilen,  ähnlich  wie  die  deutschen  Berufsgenossenschaften, 
und  jede  dieser  Gruppen  zu  verpflichten,  ihre  Arbeiter  mit  oder  ohne  deren  Beitrag 
gegen  Arbeitslosigkeit  versichert  zu  erhalten,  sowie  ihre  Mitglieder  für  die  Herbei- 
schaffnng  der  dazu  notwendigen  Versicherungsbeiträge  verantwortlich  zu  machen. 
Eine  solche  Ordnung  wäre  an  sich  gerecht,  insofern  als  jeder  Produktionszweig 
dabei  sein  eigenes  Risiko  zu  tragen  hätte.  Wenn  die  Arbeitgeber  auf  diese  Weise 
ganz  oder  teilweise  die  Kosten  bezahlen  sollten,  ;nüßte  ihnen  aber  die  Ermächtigung 
gegeben  werden,  die  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  zu  kontrollieren  und  zu  be- 
stinmien,  welche  Arbeit  die  Arbeitslosen  zu  übernehmen  verpflichtet  sein  sollen; 
lieber  als  ihren  Arbeitgebern  eine  solche  Vollmacht  zu  geben,  würden  viele  der 
höherstehenden  Arbeiter  sich  sicherlich  die  ganze  obligatorische  Versicherung 
verbitten. 

Viertens  müßte  im  Falle  der  Durchführung  einer  obligatorischen  Arbeitslosen- 
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TersicheroDg  die  sohwierige  Frage  entoobieden  welrden,  wer  die  damit  verbimde&en 
Ansgaben  unmittelbar  b^treiten  sollte.  Bei  allen  obligatoriscben  Arbeiterver- 
sichenmgen  hat  es  sich  als  unzweckmäßig  herausgestellt,  die  Prämienzahlung  direkt 
von  den  Arbeitern  einzufordern,  da  in  diesem  Falle  viele  Prämien  unerh^tlich  sein 
und  infolgedessen  viele  Arbeiter  der  Leistungen  der  Versicherten  verlustig  gehen 
würden.  Weit  bequemer  und  wirkungsvoller  ist  es  daher,  die  Prämien  bei  den 
Arbeitgebern  einzukassieren.  Andererseits  würde  es  nicht  angehen,  die  Arbeiter 
der  Bezahlungspflicht  zu  entheben,  wo  es  sich  um  Versicherung  gegen  unver- 
schuldete Arbeitslosigkeit  handelt,  einmal  weil  sie  in  dem  Falle  alles  Interesse 
Volieren  würden,  selbst  zu  kontrollieren,  daß  die  Versicherungsanstidt  nicht  von 
arbeitsscheuen  und  gewissenlosen  Personen  ausgebeutet  wird,  und  dann  weil  sie 
ihr  Selbstbestimmungsrecht  über  die  Arbeit  und  den  Arbeitslohn,  den  sie  anzu- 
nehmen gewiUt  sind,  verlieren  würden. 

Fünftens  endlich  würde  eine  allgemeine  obligatorische  Arbeitslosenversicherung 
unter  allen  Umständen  große  Verwaltungskosten  mit  sich  bringen  und  dadurch  be- 
deutende Summen  verschlingen,  die  zur  Unterstützung  der  «eigenen  Versicherung 
der  Arbeiter  gegen  Arbeitslosigkeit  angewandt  im  hohen  Grade  die  Wirkung  dieser 
Versicherungen  erhöhen  würden. 

Die  Schwierigkeiten,  die  sich  der  Durchführung  einer  allgemeinen  obliga- 
torischen Arbeitslosenversicherung  en^egenstellen,  sind,  wie  wir  gesehen  haben, 
vielfältig  und  groß.  Auch  wird  diese  Versicherung  von  Seiten  der  tüchtigeren  und 
besser  gestellten  Arbeiter  nicht  mit  Sympathie  angesehen.  Während  nämlich  Be- 
triebsunfälle^ Krankheit,  Invalidität  und  Alter  Umstände  sind,  die  immer  oder  doch 
in  der  Regel  die  Arbeiter  betreffen,  ohne  daß  diese  sie  selbst  direkt  verursacht 
haben,  so  werden  dagegen  in  den  meisten  Fällen  eingetretener  Arbeitslosigkeit 
die  persönlichen  Eigenschaften  des  Arbeiters  dazu  beigetragen  haben,  daß  die 
Arbeitslosigkeit  gerade  ihn  betroffen  hat ;  und  infolgedessen  fühlen  die  der  Arbeits- 
losigkeit am  wenigsten  ausgesetzten,  fleißigen  und  tüchtigen  Arbeiter  Unwillen 
g^en  einen  Zwang  von  Seiten  der  Oeffentlichkeit,  für  ihre  weniger  pflichtgetreaen 
oder  weniger  tauglichen  und  darum  häufig  arbeitslosen  Kameraden  Prämien  be- 
zahlen zu  sollen. 

Aber  selbst  wenn  eine  allgemeine  obligatorische  Arbeitslosenversicherung  sich 
ohne  sonderliche  Schwierigkeiten  durchführen  ließe,  würden  deren  Wirkungen  nicht 
nur  gute  sein.  Der  starke  Ansporn,  den  ein  jeder  ehrbad*e  Arbeitslose  jetzt  hat, 
nach  besten  Kräften  Arbeit  zu  suchen,  würde  in  hohem  Grade  abgeschwächt  werden, 
wenn  die  Fürsorge,  ihm  Arbeit  zu  schaffen,  zu  allererst  einer  öffentlichen  Ver- 
sicherungsanstalt obläge.  Und  während  die  Arbeitslosen  jetzt  ihre  Beschäftigung 
selber  suchen  können  oder  höchstens  sich  Entscheidungen  der  Arbeitskameraden 
beugen  müssen,  die  sie  zur  Beaufsichtigung  der  Arbeitslosigkeitskassen  selbst  er- 
wählt haben,  würden  sie  bei  der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  die  Wahl 
haben,  entweder  die  Arbeit  anzunehmen,  welche  die  öffentlichen  Behörden  als  für 
sie  passend  erklären,  oder  jeder  Unterstützung  verlustig  zu  gehen.  Dadurch  aber 
würden  die  Arbeiter  das  Gefühl  ihrer  Freiheit  und  Unabhängigkeit  verlieren,  und 
in  vielen  Fällen  von  Mißmut  und  Unwillen  gegen  die  ganze  Versicherung  er- 
griffen werden. 

Im  Laufe  der  letzten  Jahre  hat  man  sich  mehr  und  mehr  zu  einem  stets 
wachsenden  Verständnis  durchgerungen,  daß  die  Versicherung  gegen  unverschuldete 
Arbeitslosigkeit  so  eigenartig  für  sich  da  steht,  daß  sie  sich  nicht  ohne  weiteres 
in  das  für  die  übrigen  Arten  der  Arbeiterversicherung  aufgestellte  Schema  ein- 
ordnen läßt.  Mehr  und  mehr  hat  daher  die  Auffassung  sieh  geltend  gemacht,  daß  diese 
Versicherung  in  weitest  möglicher  Ausdehnung  den  eigenen  freien  Selbsthilfe- 
bestrebungen der  Arbeiter  überlassen  werden  müsse,  und  daß  die  Oeffentlichkeit, 
lieber  als  Versicherungszwang  einzuführen,  diesen  Bestrebungen  kräftige  Stütze 
angedeihen  lassen  und  dadurch  die  von  den  Arbeitern  in  Gang  gesetzte  Gegen- 
seitigkeitsversicherung gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  befördern  solle. 

Als  eine  Bestätigung  dieses  Gedankenganges  mag  erwähnt  werden,  daß  in 
der  bekannten  Gesetzvorlage  über  Einführung  obligatorischer  Arbeitslosenversicherung 
im  Kanton  Baselstadt,  die  im  Februar  1900  durch  Volksabstimmung  mit  über- 
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wttitigeiider  Mehrheit  yerworfen  warde»  der  Boiideiral  unter  anderem  cUe  Yer» 
änderong  vorgenommen  hatte,  daß  alle  die  Arbeiter,  die  einer  ArbeitBlosenkiwse 
•angehört^  ^ren  BedinganMn  nnd  Beiträge  als  aonreiehend  betrachtet  werden 
könnten,  von  dem  Anschlnl  an  die  öffientiiche  VerrioheningBanstalt  fireig«geben 
werden  sollten.  Man  war  der  Meinung,  dafi  die  eigene  GegeoseitigkeitBveraiehernng 
der  Arbeiter  in  gewissen  Folien  die  öffentiiehe  Versicherung  ^rsetae.  Das  tml^ 
kehrte  Verhältnis,  daß  die  Arbeits  selbst  die  Versieherong  dnreh  ihre  Arbeits- 
losenkassen besorgen,  nnd  daß  man  als  eine  Ergänrang  hierin  Öffentliche  Ver^ 
«ieherongen  fOr  gewisse  unorganisierte  Arbeiter  einführt,  dürfte  indessen  das 
Programm  der  Zukunft  sein.  Doch  ehe  man  hieran  denken  kann,  heißt  es,  den 
Beistand  der  Oeffentlichkeit  zu  gewinnen,  um  die  von  den  Arbeitern  errichteten 
Arbeitslosenkassen  so  iiMr^ich  und  so  umfassend  als  mi^glich  su  gestalten,  sowie 
durch  alle  tunliohen  Mittel  die  Arbettslosigkeit  selbst  so  Einzuschicken,  daß  der 
Bedarf  für  jene  Kassen  wie  eventuell  für  eine  eif^änzende  öffentliche  Arbeitslosen- 
versicherung möglichst  gering  wird. 


4.  Spariwang  an  Stelle  von  Arbeitslosenversicherung. 

Unter  dem  Eindruck  der  großen  Schwierigkeiten,  die  mit  jeder  Form  von 
obligatorischer  Arbeitslosenversicherung  verbunden  sind,  setzte  im  Jahre  1895 
Professor  Georg  Schanz  in  seinem  ersten  bidmbrechenden  Werk  „Zar  Frage 
der  Arbeitslosenversicherung"  sdnen  bekannten  Plan  auf :  anstatt  des  Versioherungs- 
zwanges  gesetzmäßig  einen  individuellen  Sparzwang  einiuf Uhren  als  Mittel,  die 
schlimmsten  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  abzuwehren. 

Der  Gedanke  in  diesem  Vorschlag  wiur  folgender:  Jeder  nach  deutschem 
-Gesetz  krankenversicherungspflichtige  Arbeiter  soll  verpflichtet  sein,  wöchentlich 
außer  seinem  Erankenkassenbeikag  sich  mindestens  20  Pfennig  —  die  höher  be- 
soldeten Arbeiter  mindestens  9^0  —  von  ihrem  Lohn  abziehen  zu  lassen,  und 
dieser  Betrag  zusammen  mit  einem  Zuschuß  der  Arbeitgeber  von  10  Pfennig  — 
für  die  Saisonarbeiter  1%  des  Lohnes  —  wird  an  die  Krankenkassen  eingezahlt, 
die  wiederum  die  Summen  in  eine  Sparkasse  einzahlen.  Fttr  die  Einbezahlung 
ist  der  Arbeitgeber  verantwortlich  und  die  Beträge  werden  nach  Ablauf  des  Ge- 
schäftsjahres mit  d^e  verzinst 

Die  hier  besprochenen  Wochenbeiträge  werden  so  gesperrt,  daß  die  jeweilig 
eingekommene  Summe  nur  bei  eingetretener  Arbeitslosigkeit  —  oder  wenn  der 
Arbeitsverdienst  bis  auf  ein  gewisses  Minimum  herabgesunken  ist  —  erhoben 
werden  darf;  die  Erhebung  ist  auch  dann  nur  in  bestinmiten  kleinen  wöchent- 
lichen Raten  zulässig:  fünf  Mark  wöchentlich,  wenn  die  Einlage  70  Mark  beträgt, 
sieben  Mark,  wenn  sie  zwischen  70  und  100  Mark  beträgt,  und  acht  Mark,  wenn 
sie  ttber  hundert  beträgt.  Den  Betrag,  der  100  Mark  übersteigt,  soll  jedoch  der 
Arbeiter  zu  freier  Verfügung  haben. 

Um  die  ersparte  Summe  angreifen  zu  können,  darf  der  Arbeitslose  nicht 
gleichzeitig  Unterstützung  von  den  öffentlichen  Kranken-,  Unfalls-,  Invaliditäts- 
oder Altersversicherung^  bezieben.  Sonstige  Bedingung  ist  nur  der  Nachwds, 
daß  der  betreffende  Arbeiter  eine  Woche  arbeitslos  gewesen  ist.  Den  Arbeitgebern 
liegt  es  daher  ob,  zu  melden,  wann  sie  ihre  Arbeiter  einstellen  und  wieder  ver- 
abschieden. Jede  Prüfung  der  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  soll  dagegen  weg- 
fallen. Da  die  Tatsache,  daß  der  Arbeiter  ohne  Arbeit  ist,  genügt,  kommt  es 
nicht  in  Betracht,  ob  die  Veranlassung  freiwilliger  Austritt,  Lohnstreitigkeit,  oder 
selbstverschuldete  Kündigung  ist.  Da  der  Arbeitslose  nur  von  seinen  eigenen 
Mitteln  lebt,  nnd  indem  er  diese  verbraucht,  nicht  allein  das  Verfügungsrecht  über 
Sparbeträge  verliert,  sondern  sich  auch  rasch  dem  Punkt  nähert,  wo  Notstand 
einkitt  und  die  Hilfe  der  Armenverwaltung  beansprucht  werden  muß,  wird  er 
hierdurch  die  allerstärkste  Verimlassung  haben,  keinen  Mißbrauch  zu  üben.  Das 
Prinzip  dieser  ganzen  Spareinrichtung  soll  also  sein,  daß  jeder  Arbeiter  sein  eigenes 
Bisiko  trägt,  und  daß  gleichzeitig  alles  daraufhin  eingerichtet  ist,  daß  die  Arbeiter 
das  größtmögliche  Interesse  daran  haben,  Einlagen  zu  machen  und  diese  unangetastet 
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za  lassen.    Die  Yerwaltongskosten   sollen   doroh   Gesetz  zwischen  Staat  nnd  Ge- 
meinde verteilt  werden. 

Als  Hanptvorteile  eines  solchen  allgemeinen  Sparzwanges  im  Gegensatz  zu 
der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  hebt  Schanz  folgende  Umstände  hervor: 

Vor  allem  ist  die  bei  der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  notwendige, 
schwierige  nnd  peinliche  Untersnchung  der  Nichtverschuldung  der  Arbeitslosigkeit 
gänzlich  Überflüssig.  Während  man  bei  der  obligatorischen  Arbeitslosenversichenrog 
nicht  genug  Eautelen  gegen  Faulheit,  Unverträglichkeit  und  Leichtsinn  schaffen 
kann^  hat  dagegen  der  Sparzwang  eine  außerordentliche  erziehliche  Kraft,  sowie 
auch  der  Wunsch,  die  aufgesparten  Beträge  zu  schonen,  die  Arbeiter  anspornen 
wird,  nicht  unnötig  ihre  Arbeit  zu  verlassen. 

Zweitens  braucht  man  nicht  wie  bei  der  obligatorischen  Arbeitslosenver- 
sicherung irgendwelchen  Eingriff,  in  das  Selbstbestimmungsrecht  des  Arbeiters,  die 
ihm  gebotene  Arbeit  nach  Belieben  anzunehmen  oder  abzuschlagen.  Der  Arbeits- 
lose ist  nicht  gezwungen,  eine  Arbeit  auf  sich  zu  nehmen,  die  seiner  Ansicht  nach 
nicht  für  ihn  paßt  oder  schlecht  gelohnt  ist  oder  die  er  aus  anderen  Gründen  nicht 
als  für  ihn  geeignet  ansieht  Gleichzeitig  hat  der  Arbeitslose  dadurch,  daß  er 
seine  eigenen  Mittel  aufbraucht  und  daß  diese  ihm  von  einer  Sparkasse  knapp 
zugemessen  werden,  einen  kräftigen  Ansporn,  sich  anzustrengen,  'möglichst  bald 
wieder  in  Arbeit  zu  kommen. 

Drittens  kann  die  bei  der  obligatorischen  Versicherung  notwendige  unange- 
nehme Kontrolle  der  Arbeitslosen  auf  ein  Minimum  beschränkt  werden.  So  braucht 
man  ihnen  z.  B.  keine  tägliche  Meldepflicht  au&suerlegen  und  kann  ihren  eventuellen 
Nebenverdienst  ganz  außer  Betracht  lassen. 

Viertens  wird  der  Sparzwang  nicht,  wie  die  Versicherung,  eine  Bürde  für 
diejenigen  Arbeiter,  die  selten  oder  nie  arbeitslos  sind,  und  wllrde  daher  mit 
Freuden  von  den  fleißigen  und  soliden  Arbeitern,  welche  die  eifrigsten  Gegner  der 
obligatorischen  Versicherung  sind,  begrüßt  werden.  Und  auf  die  schwachen  und 
weniger  charakterfesten  Arbeiter  wird  die  Berührung  mit  einer  Sparkasse  von  ihrer 
frühesten  Jugend  an  einen  erziehlichen  Einfluß  ausüben.  Die  ersparte  Summe 
wird  übrigens  oft  über  die  gesperrten  100  Mark  hinaus  vermehrt  werden  nnd  der 
Ueberschuß  zu  erwünschten  Extraausgaben  verwandt  werden  können.  Außerdem 
werden  beim  Tode  des  Arbeiters  die  Hinterbliebenen  sein  ganzes  Guthaben  aus- 
gezahlt erhalten  und  dadurch  über  eine  Summe  verfügen  können,  die  gerade  unter 
solchen  Umständen  von  großer  Bedeutung  sein  kann. 

Fünftens  braucht  man,  abgesehen  davon,  daß  die  Saisonarbeiter  in  eine  Klasse 
für  sich  gestellt  werden,  keinerlei  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  des  Arbeits- 
losigkeitsrisikos zu  nehmen,  da  nämlich  bei  Durchführung  des  Sparzwanges  den 
Arbeitern  nichts  genommen  wird,  sondern  ihnen  im  G^enteil  zu  ihren  eigenen 
Spareinschüssen  noch  eine  Zulage  gegeben  wird;  Die  UnvoUkommenheiten  der 
Arbeitslosenstatistik  verursachen  daher  keinerlei  Unannehmlichkeiten.  Dahingegen 
wird  gerade  durch  die  vorgeschlagene  Veranstaltung  ein  reichhaltiges  statistisches 
Material  herbeigeschafft  werden. 

Sechstens  endlich  erfordert  der  allgemeine  Sparzwang  keine  neue  Organi- 
sation, keine  neue  Vermögensverwaltung,  keine  neue  Behörde,  überhaupt  keine 
großen  Ausgaben;  nnd  man  bindet  sich  nicht  für  die  Zukunft,  da  der  Sparzwang 
jeden  Augenblick  wieder  aufgehoben  werden  kann. 

Der  hier  dargelegte  Plan  erregte  bei  seinem  Erscheinen  großes  Aufsehen  und 
ist  späterhin  verschiedentlich  zum  G^genstsnd  sehr  eingehender  Kritik  gemacht 
worden.  Es  würde  allzu  weit  führen,  sich  hier  auf  die  Menge  der  vorgeführten 
Einwände  einzulassen,  von  denen  einzelne  Schanz  veranlaßt  haben,  seinen  ur- 
q)rünglichen  Plan  in  ganz  beträchtlichem  Grade  zu  verändern.  Wir  wollen  hier 
nur  einige  besonders  in  die  Augen  fallende  Hauptpunkte  erwähnen. 

So  wurde  z.  B.  gleich  der  Einwand  erhoben,  daß  viele  Arbeiter  aUzuwenig 
verdienen,  um  die  erforderlichen  Sparbeträge  entbehren  zu  können.  Hierauf  er- 
widert Schanz  —  und  sicherlich  mit  Recht  — ,  daß  der  gesetzlich  durchgeführte 
Sparzwang  notgedrungen  eine  Erhöhung  des  Lohnes  dieser  Arbeiter  zur  Folge 
haben  würde,  da  auch  sie  so  viel  verdienen  müssen,  daß  sie  leben  können,  so  daß 
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sie  den  Sparbetrag  als  Zulage  zu  ihrem  bisherigen  Arbeitsverdienst  bekommen 
würden.  Und  das  wäre  ja  yon  allen  Oesiohtsponkten  aas  eine  glückliche  Ordnung. 
Bedeutend  schwerwiegender  ist  der  Einwand,  daß  der  Sparzwang  bei  weitem 
kein  so  wirksames  Hilfsmittel  ist,  als  eine  Arbeitslosenversicherong,  bei  der  die 
Arbeiter,  die  wirklich  yon  der  Arbeitslosigkeit  betroffen  werden,  als  Untersttttzong 
nicht  bloß  ihre  eigenen,  sondern  auch  die  Einzahlongen  der  übrigen  versicherten 
Arbeiter  mit  beziehen.  Hiei^egen  macht  Schanz  geltend,  daß  dieser  Vorteil  der 
Versichemng  gegenüber  dem  Sparzwang  in  weitester  Ausdehnung  dadurch  auf* 
gehoben  vnrd,  daß  eine  Mehrzahl  von  versicherten  Arbeitslosen  immer  ohne  Rechts- 
anspruch auf  Unterstützung  sein  würde;  z.  B.  neben  denen,  die  ihre  Arbeit  durch 
Streik  oder  Lockout  verloren  haben,  auch  die,  die  ihre  Arbeit  entweder  selbst  ge- 
kündigt haben  oder  sonst  die  Schuld  an  ihrer  Entlassung  selbst  tragen,  außerdem 
alle  (üe,  die  noch  nicht  lange  genug  versichert  waren,  oder  die,  bei  denen  noch 
nicht  der  gesetzlich  festzusetzende  Zeitraum  hingegangen  ist,  seit  sie  das  letztemal 
volle  Unterstützung  genossen  haben.  Während  also  der  Sparzwang  bewirken  würde, 
daß  jeder,  der  arbeitslos  wird,  doch  jedenfalls  etwas  hat,  worauf  er  zurückgreifen 
kann,  würde  die  obligatorische  Arbeitslosenversicherung  immer  einen  großen  Teil 
der  Arbeitslosen  im  Stich  lassen.  Bei  Glewerben  mit  Saisonarbeit,  die  alle  Jahre 
ihre  tote  Zeit  haben,  wo,  wie  z.  B.  im  Baufach,  alle  Arbeiter  mehr  oder  weniger 
von  der  Arbeitslosigkeit  betrofien  werden,  hat  die  Versicherung  überhaupt  keinen 
nennenswerten  Vorzog  vor  dem  individuellen  Sparzwang  voraus,  da  auch  die  Ver- 
sicherung in  diesem  Falle  nicht  viel  anderes  tun  kann,  als  einen  Teil  der  Ein^ 
nahmen  der  Versicherten  von  der  Zeit,  in  der  Arbeit  genug  vorhanden  ist,  auf  die 
tote  Saison  zu  übertragen.  Hierbei  ist  vorausgesetzt,  daß  man  nicht  einen  Teil 
der  Versicherungslast  der  Saisonarbeiter  auf  andere  der  Arbeitslosigkeit  weniger 
ausgesetzte  Arbeitsgebiete  abwälzen  will. 

Letzteres  muß  ganz  gewiß  zugegeben  werden.  Bei  der  eigentlichen  Saison- 
arbeitslosigkeit, die  sozusagen  im  voraus  gegeben  ist,  wird  die  Versicherung 
wesentlich  nur  als  ein  Sparzwang  wirken,  bei  dem  der  betreffende  Arbeiter  ge- 
nötigt wird,  in  Form  von  Versicherungsprämien  einen  Teil  seines  Arbeitslohoes 
für  die  arbeitslose  Zeit  zurückzulegen,  anstatt  wie  es  jetzt  in  der  Regel  geht,  in 
der  toten  Zeit  Schulden  zu  macheo,  die  sie  dann  später  in  der  Arbeitszeit  wieder 
abzahlen.  Bei  jeder  anderen  Art  von  Arbeitslosigkeit  jedoch,  die  verschieden  für 
jeden  Arbeiter  und  für  jedes  Gewerbe  und  überhaupt  an  sich  vollständig  unsicher 
und  unberechenbar  ist,  und  bei  der  folglich  eine  wirksame  Risikenverteilung  vor 
sich  gehen  kann,  ist  die  Versicherung  —  trotzdem  nicht  alle  Versicherten  im  Fall 
der  Arbeitslosigkeit  zu  jeder  Zeit  Anspruch  auf  Unterstützung  erheben  können  — 
ungleich  wirkungsvoller  als  der  von  Schanz  vorgeschlagene  Sparzwang.  Nach 
diesem  Vorschlag  hätte  ein  Arbeiter,  der  ein  ganzes  Jahr  lang  nicht  arbeitslos 
gewesen  ist,  nur  15  Mark  16  Pfennige  gespart,  also  eine  Summe,  die  kaum  für 
zwei  Wochen  ausreichen  würde.  Bei  einer  obligatorischen  Arbeitslosenversiche- 
rung dagegen  würde  er  durch  Einzahlung  eines  gleichen  Betrages  wahrscheinlich 
gegen  eine  Arbeitslosigkeit  von  zwei  bis  drei  Monate  gesichert  sein  können. 

WiU  man  nun,  wie  Schanz  in  seinen  späteren  Werken  vorschlägt,  die 
Sparbeträge  durch  weitere  Zuschüsse  von  den  Arbeitgebern,  sowie  von  Gemeinde 
und  Staat  vermehren,  dann  wird  dadurch  allerdings  die  Wirksamkeit  des  Spar- 
zwanges erhöht;  es  würde  aber  der  Einwand,  daß  man  die  eingeschossenen  Spar- 
beträge dann  nicht  ohne  eine  Prüfung  der  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  ausbe- 
zahlen dürfte,  unbestreitbar  erhoben  werden  müssen.  Eine  prUfangslose  Ausbe- 
zahlung kann  nur  vor  sich  gehen,  solange  es  sich  einzig  oder  doch  im  wesentlichen 
um  die  eigenen  Mittel  der  Arbeiter  dreht.  Sobald  dagegen  die  Sparbeträge  in 
irgendwie  bedeutenderem  Maßstabe  durch  Zuschüsse  der  Arbeitgeber  oder  der 
Oefientlichkeit  zustande  kommen,  müssen  selbstverständlich  die  Ursachen  der  Arbeits- 
losigkeit untersucht  werden,  bevor  eine  Ausbezahlung  stattfinden  kann;  man  kann 
doch  die  den  Arbeitgebern  abgezwungenen  Beiträge  z.  B.  nicht  zum  Unterhalt  für 
streikende  Arbeiter  verwenden.  Damit  aber  fällt  in  Wirklichkeit  das,  was  des 
Sparzwanges   größter  Vorzug   sein   sollte,  weg,   nämlich   die  Möglichkeit,   auf  die 
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PrttfiiDg  der  Ursmeh^i  der  Arbeitelosigkeit  zu  vendohteo,  und  die  Freikeit  dier 
Arbeitoloseii,  selbst  zu  bestimme,  welche  Arbeit  sie  annehmen  wollen. 

Unter  dem  Druck  dieses  Einwandes  veränderte  Schanz  seinen  Vorschlag 
schließlich  dahin,  daß  man  die  eigenen  Beiträge  der  Arbeiter  von  den  Bdträgen 
der  Arbei^eber  and  der  Oeffentlichkeit  gesondert  halten  sollte.  Die  erttaren 
sollten  im  Fall  der  Arbeitslosigkeit  aufgebraucht  werden  können,  ohne  daß  die 
Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  untersucht  würden,  wogegen  die  letzteren  zu  dner 
wirklichen  Versicherung  angewandt  werden  sollten,  die  i^e  Unterstützungen  zahlen 
sollte,  erst  nachdem  die  eigenen  Sparbeträge  der  Arbeiter  aufgebraucht  wären. 
Eine  solche  Versicherung  würde  indes  mit  allen  Schwierigkeiten  und  Mängeln  der 
obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  behaftet  sein.  Insbesondere  würde  auch 
sie  dem  Arbeitslosen  die  Freiheit  nehmen,  selbst  zu  bestimmen,  welche  Arbeit  er 
annehmen  möchte,  und  würde  außerdem  eine  peinliche  Eontrolle  notwendig  machen. 
Hierzu  kommt  endlich,  daß  diese  ganze  Veranstaltung  weit  verwickelter  sein  würde, 
als  irgend  einer  der  vorgebrachten  Vorschläge  einer  allgemeinen  obligatorischen 
Arbeitslosenversicherung. 

Gleich  von  Anfang  an  hatte  Schanz  ausgesprochen,  daß  nach  seinem  Plan 
der  allgemeine  Sparzwang  von  der  eigenen  Arbeitelosenv^^cherung  der  Arbeiter 
ergänzt  werden  sollte;  es  sollte  also  dieser  als  wirksame  Stütze  dienen,  daß 
die  Arbeitslosen  zuerst  ihre  eigenen  Ersparnisse  auhuzehren  hätten.  Es  unterliegt 
indes  keinem  Zweifel,  daß  ein  allgemeiner  Sparzwang  in  hohem  Grade  die  Ent- 
wicklung der  eigenen  Arbeitslosenkassen  der  Arbeiter  hemmen  würda  Außerdem 
würden,  wie  bereits  angedeutet,  die  Sparbeträge  weit  wirksamer  werden,  wenn  sie 
als  Kontingent  zu  einer  solchen  Axbeitslosenkasse  geliefert  würden.  Endlich 
würden  die  Arbeiter  einen  von  der  Oeffentlichkeit  ihnen  auferlegten  Sparzwang 
als  einen  viel  unerträglicheren  Bevormundungseingriff  in  ihr  Selbstbestimmungs- 
recht  empfinden,  als  eine  Verpflichtnng,  sich  zu  versichern. 

Bei  vielen  Arbeitgebern  hat  indes  Schanz'  Vorschlag  gute  Aufnahme  ge- 
funden. In  Dentschland  ist  der  Sparzwang  an  mehreren  Orten  von  größeren  Unter- 
nehmern eingeführt  worden,  teils  mit,  teils  ohne  Zuschuß  von  selten  der  Unter- 
nehmer, auch  so,  daß  die  ersparten  Mittel  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  nur  raten- 
weise abgehoben  werden  können.  Vom  Zentralkomitee  der  Zentralorganisation 
der  Arbeitgeber  in  der  Schweiz  wurde  im  Jahre  1899  auf  der  Grundlage  des 
Schanzscheu  Vorschlages  ein  detaillierter  Entwurf  zu  einem  solchen  Sparzwang 
ausgearbeitet,  der  jedoch  nicht  zu  einer  praktischen  Veranstaltung  geführt  hat*). 

Die  Ansicht  ist  daher  allgemein,  daß  Schanz'  Plan,  so  sinnreich  er  auch 
ausgedacht  ist,  doch  als  praktisch  verifehlt  betrachtet  werden  muß,  insofern  er  be- 
zweckt, die  Arbeitslosen  Versicherung  durch  individuellen  Spar- 
zwang zu  ersetzen.  Denn  wie  bereits  angedeutet,  wird  sicherlich  die  Ent- 
wicklung auf  diesem  Gebiete  vor  allem  auf  eine  Beförderung  der  eigenen  Gregen- 
seitigkeitsversicherung  der  Arbeiter  gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  hinzielen. 
Von  Sparzwang  wird  höchstens  da  die  Bede  sein  können,  wo  es  Arbeiter  gibt,  die 
nicht  einmal  mit  Zuschuß  der  Oeffentlichkeit  imstande  sind,  eine  Gegenseitigkeits- 
versicherung durchzuführen. 

5.  Die  von  den  Arbeitern  errichteten  Arbeitslosenkassen  und 
die  Prinzipien  ihrer  Versicherung. 

Während  die  öffentliche  Arbeiterversiohernng  gegen  Betriebsunfälle,  Krankheit, 
Invalidität  und  Alter  sich  der  privaten  Versicherung  als  gänzlich  überlegen  erwiesen 
hat,  so  ist  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitslosenversicherung  das  Verhältnis  ein  umge- 
kehrtes. Bedeutende  Erfolge  sind  hier  nur  durch  die  von  den  Arbeitern 
selbst  errichteten  Arbeitslosenkassen  erzielt  worden. 

Es  wird  daher  auch  unter  den  Sachverständigen  immer  mehr  die  Ansicht 
herrschend,  daß  allein  durch  die  eigene  Gegenseitigkeitsversicherung  der  Arbeiter^ 

0  Sparzwang,  Arbeitslosenstatistik  und  Arbeitsnachweis.  Gutachten  vom  Vorort  Zürich 
des  Schweicerischen  Handels-  und  Indastrievereins,  1899. 
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gegen  noTersebaldete  Arbeitslosigkeit  zufriedenstellende  Ergebnisse  erzielt  werden 
können. 

In  der  Hand  der  Arbeiter  ist  die  Arbeitslosenfersicherang  vor  allem  ein 
wirksames  Mittel  in  ihrem  Kampfe,  ihre  wirtschaftliche  Lage  zu  sichern  nnd  ihre 
Stellnng  soviel  wie  möglich  zu  verbessern.  Die  vorwärtsstrebenden  Arbeiter  stellen 
ttberall  die  Forderung  auf,  daß  aus  ihrer  Mitte  keiner  seine  Arbeitskameraden  in 
der  Weise  unterbieten  darf,  daß  der  allgemeine  oder  tarifmäßig  fes^^etzte  Arbeits- 
lohn dadurch  herabgedrttckt  wird.  Aber  wie  kann  man  verlangen,  daß  einer 
solchen  Forderung  nachgekommen  werde,  wenn  die  Arbeitslosen  nichts  zum  leben 
haben  und  den  Unterhalt  tttr  sich  oder  ihre  Familie  um  jeden  Preis  beschaffen 
müssen  ?  Darum  ist  es  in  neuerer  Zeit  den  meisten  Gewerkvereinen  klar  geworden, 
daß  das  all^motwendigste  eine  Arbeitslosenversicherung  sei,  die  durch  ihre  Unter* 
Stützungen  in  Perioden  verbreiteter  Arbeitslosigkeit  ihren  Mitgliedern  die  Kraft 
geben  kann,  der  sinkenden  Tendenz  der  Arbeitslöhne  gegenüber  stand  zu  halten, 
und  ihnen  dadurch  die  Möglichkeit  bietet,  den  einmal  festgesetzten  Standard  of 
life  aufrecht  zu  erhalten. 

Indem  aber  die  von  den  Arbeitern  eingeführte  Versicherung  gegen  unver- 
schuldete Arbeitslosigkeit  in  der  hier  angegebenen  Weise  die  wirtschaftliche 
Stellung  der  Arbeiter  festigt,  gereicht  sie  auch  den  Arbeitgebern  und  der  gesamten 
bürgerlichen  Gesellschaft  zum  Nutzen.  Sie  ersetzt  nämlich  in  weitester  Ausdehnung 
ein  andres  von  den  Kampfmitteln  der  Arbeiter,  das,  so  berechtigt  auch  seine  An- 
wendung in  einzelnen  Fällen  sein  mag,  doch  nie  benutzt  werden  kann,  ohne  sowohl 
für  den  Arbeitgeber  als  für  die  Arbeiter  großen  Schaden  anzurichten,  nämlich  den 
Streik.  Die  meisten  Streiks  werden  vielleicht  erklärt,  nicht  um  höhere  Arbeits- 
löhne zu  erreichen,  sondern  um  das  Herabsetzen  der  Löhne  zu  verhindern  oder 
um  diese  wieder  zu  erhöhen,  nachdem  sie  herabgesetzt  worden  sind ;  in  demselben 
Grade  wie  die  Gewerkvereine  ihre  Arbeitslosenversicherung  entwickelten,  fühlten 
sie  sich  weniger  und  weniger  geneigt,  Streiks  ins  Werk  zu  setzen. 

,  Vor  jeder  anderen  Form  von  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  haben  die 
von  den  Arbeitern  selbst  errichteten  Arbeitslosenkassen  eine  Reihe  von  Vorteilen 
der  entscheidendsten  Bedentung  voraus.  Einer  der  wichtigsten .  dieser  Vorzüge  ist, 
daß  die  Versicherung  gleichzeitig  freiwillig  und  obligatorisch  ist 
In  der  Begel  sind  nämlich  die  erwähnten  Kassen  so  mit  den  Gewerkvereinen  ver- 
knüpft, daß  jedes  Vereiusmitglied  zugleich  Mitglied  der  Arbeitslosenkasse  sein  muß. 
Der  Eintritt  in  den  Gewerkverein  ist  selbstverständlich  ein  freiwilliger  Akt,  aber 
für  die  Mitglieder  der  Vereine,  mit  denen  Arbeitslosenkassen  verknüpft  sind,  ist 
die  Beteiligung  an  der  Arbeitslosenkasse  obligatorisch,  ohne  daß  jedoch  dieses 
selbstauferlegte  Obligatorium  als  ein  wirklicher  Zwang  empfunden  wird.  Man  darf 
daher  wohl  sagen,  daß  die  von  den  Arbeitern  ins  Werk  gesetzte  Gegenseitigkeits- 
versicherung gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  die  Vorzüge  der  freiwilligen  und 
der  erzwungenen  Versicherung  miteinander  vereint 

Als  mit  den  Gewerkvereinen  verknüpft,  sind  die  Arbeitslosenkassen  fast  immer 
beruflich  organisiert.  Jede  Kasse  kann  daher  ein  einheitliches  Kontingent  oder 
einheitliche  Prämien  festsetzen,  berechnet  nach  dem  in  dem  betreffenden  Fach 
durchschnittlichen  Arbeitslosigkeitsrisiko;  ebenso  kann  auch  von  den  Verschieden- 
heiten des  individuellen  Risikos  der  Arbeitslosigkeit  abgesehen  werden.  Da  nämlich 
die  Arbeitslosigkeit  eines  Faches  eine  Gefahr  für  ihre  arbeitenden  Berufsgenossen 
bildet,  indem  sie  ohne  Versicherung  gezwungen  sein  würden,  diese  zu  unterbieten 
und  dadurch  den  Arbeitslohn  herabzudrücken,  bietet  die  Arbeitslosenversicherung 
gleiches  Interesse  ftlr  alle  Kassenmitglieder.  Alle  Mitglieder  desselben  Vereins 
fühlen  sich  daher  den  Gefahren  der  Arbeitslosigkeit  gegenüber  solidarisch  ver- 
bunden und  keiner  wird  gegen  das  für  alle  gleiche  Kontingent  aufbegehren. 

Ein  weiterer  Vorzug,  der  in  Wirklichkeit  die  Arbeitslosenkassen  hoch  über 
jede  andere  Art  von  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  stellt,  ist  ihre  unvergleich- 
liche Befähigung,  Kontrolle  über  die  NichtVerschuldung  der  Arbeitslosigkeit 
zu  üben.  Sämtliche  an  demselben  Orte  wohnenden  Mitglieder  einer  Kasse  haben 
nämlich,  als  demselben  Fach  angehörig,   in  der  Regel  eine  genaue  Kenntnis  ihrer 
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gegeDseitigen  Arbeitsverhältnisse  nnd  da  jedes  Mitglied  das  aUergrößte  Interesse 
daran  hat,  daß  niemand  yon  den  anderen  nnbereohtigt  eine  Axbeitslosenonter- 
sttttzong  erhält  und  dadurch  an  der  gemeinsamen  Kasse  zehrt,  wird  die  Kontrolle 
eine  sehr  scharfe  and  jedem  Versuch,  Arbeitslosigkeit  zu  simulieren,  mit  heftigem 
Unwillen  und  kräftigen  Maßregeln  begegnet.  Solche  Versuche  kommen  daher 
äußerst  selten  vor.  Hierzu  kommt  noch,  daß  nicht  der  einzelne  Arbeiter,  sondern 
der  Kassenvorstand  zu  entscheiden  ha^  wie  weit  die  Arbeitslosigkeit  als  unver- 
schuldet zu  betrachten  ist  oder  nicht,  und  darüber  zu  bestimmen  hat,  welche  Arbeit 
und  welchen  Lohn  die  arbeitslosen  Mitglieder  als  passend  anzunehmen  genötigt 
sein  sollen.  Die  Mitglieder  beugen  sich,  ohne  sich  in  ihrem  Freiheitsbewußtsein 
gekränkt  zu  fühlen,  den  Beschlüssen,  die  ein  von  ihnen  selbst  erwählter  Vorstand 
gefaßt  hat. 

Endlich  muß  noch  als  ein  großer  Vorteil  erwähnt  werden,  daß  das  Einkassiert! 
der  Versicherungsprämien  keinerlei  Schwierigkeiten  bietet,  und  daß  die  Verwaltungs- 
kosten  überhaupt  sehr  gering  sind.  Nach  den  Statuten  der  Grewerkvereine  wird 
nämlich  einfach  ein  bestimmter  Teil  des  Vereinsbeitrages  als  Kontingent  zur 
Arbeitslosenkasse  bei  seite  gelegt  und  die  Verwaltung  wird  zum  großen  Teil 
kostenlos  von  erwählten  Vertrauensmännern  ausgeführt.  Die  gegen  Arbeitslosig- 
keit versicherten  Arbeiter  bekommen  also  sozusagen  alle  ihre  Einzahlungen  in 
Form  von  Unterstützungen  zurück. 

Die  Unterstützungen,  welche  die  Arbeitslosenkassen  austeilen,  sind  teils  ört- 
liche Unterstützungen,  teils  Reisebeiträge  für  Arbeitsuchende  und  teils  Umzugs- 
beiträge für  den  Fall,  daß  den  Arbeitslosen  an  weit  entfernt  liegenden  Orten  Arbeit 
angewiesen  wird.  Die  Prämienhöhe  wird  durch  Gutachten  bestimmt  und  wenn 
das  festgesetzte  Kontingent  nicht  ausreicht,  geben  die  Statuten  der  Kasse  Elr- 
mächtigung  zur  Umlegung  eines  Extrakontingents  und  im  Notfall  zur  Herabsetzung 
der  Unterstützungssätze.  Auf  diese  Weise  überwinden  die  Kassen  praktisch  die 
Schwierigkeit,  die  in  der  Unmöglichkeit  liegt,  eine  in  versicherungstechnischer 
Beziehung  zuverlässige  Arbeitslosenstatistik  zu  Wege  zu  bringen. 

Im  übrigen  sind  die  besonderen  Grundsätze,  nach  denen  die  Arbeitslosen- 
versicherung überall  geordnet  ist,  die  folgenden: 

1.  Um  untersttitzungsberechtigt  zu  sein,  darf  der  Arbeitslose  nicht  ohne  Grund 
seine  Stellung  selbst  gekündigt  haben,  noch  selbst  Schuld  daran  tragen,  gekündigt 
worden  zu  sein.  Als  unverschuldet  wird  im  wesentlichen  die  Arbeitslosigkeit  bloß 
dann  anerkannt,  wenn  sie  eine  Folge  von  Kündigung  wegen  Arbeitsmangels  ist^ 
oder  eine  Folge  eigener  Kündigung  wegen  schlechter  Behandlung  (hierin  einbe- 
rechnet Abschlag  im  Lohn  oder  zu  niedriger  Lohn)  von  selten  des  Arbeitgebers 
oder  seiner  Bevollmächtigten.  Die  Entscheidung  der  Frage  von  der  Niohtver- 
schuldung  der  Arbeitslosigkeit  ist  stets  der  Verwaltung  der  betreflfenden  Kasse  vor- 
behalten. 

2.  Die  Unterstützung  wird  nie  gleich  nach  Eintritt  der  Arbeitslosigkeit  aus- 
gezahlt, sondern  erst  nach  Verlauf  einer  bestimmten  Anzahl  von  Tagen.  Jeder,  der 
seine  Arbeit  verläßt,  weiß  also,  daß  er  eine  Zeitiang  für  sich  selber  zu  sorgen 
hat.  Hierin  liegt  auch  in  der  ßegel  keine  Härte,  da  die  meisten  Arbeiter  bei 
ihrem  Austritt  ihren  verdienten  Lohn  ausbezahlt  bekommen.  Dahingegen  vnid  die 
Verwaltung  der  Kassen  in  hohem  Grade  erleichtert,  wenn  sie  nicht  bei  jeder  ganz 
vorübergehenden  Arbeitslosigkeit  gleich  Unterstützungen  zu  zahlen  und  zu  buchen  hat 

3.  Um  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  zur  Unterstützung  berechtigt  zu  sein, 
wird  die  Bedingung  gestellt,  daß  man  durch  einen  längeren,  in  den  Statuten  näher 
bestimmten  Zeitraum  zahlendes  Mitglied  der  Kasse  gewesen  ist.  Dies  ist  eine 
Forderung,  die  zu  stellen  eine  jede  Arbeitslosenkasse  durchaus  gezwungen  ist; 
sonst  würden  sich  in  kritischen  Zeiten  und  vor  jeder  arbeitslosen  Saison  eine 
Menge  Arbeiter  einmelden,  die  bald  darauf  arbeitslos  würden  und  Unterstützung 
beanspruchten,  ehe  sie  noch  selbst  etwas  erwähnenswertes  zur  Kasse  beigesteuert 
hätten.  Die  Forderung  einer  bestimmten  und  für  längere  Zeit  festgesetzten  Bei- 
tragszahlung ist  außerdem  ein  wirksames  Mittel,  die  untüchtigsten  und  der  Arbeits- 
losigkeit am  meisten  ausgesetzten  Arbeiter  von  den  Arbeitslosenkassen  fem  zu 
halten. 
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4.  Die  UnterstOtzungeD,  die  ausgezahlt  werden,  werden  immer  weit  niedriger 
als  der  Lohn  des  betreffenden  Arbeiters  angesetzt  Wird  nttmlioh  der  Unter- 
sttttzongsbetrag  za  hoch  angesetzt,  so  liegt  hierin  erfahrungsgemäß  für  yiele  Arbeiter 
eine  große  Versaohong.  Es  gut,  die  Arbeitslosigkeit  fttr  Niemanden  verlockend 
za  machen  nnd  dafür  zn  sollen,  daß  sie  immer  ein  stari^es  Sinken  der  Einnahmen 
der  betreffenden  Arbeiter  mit  sich  ftthrt,  so  daß  diese  sich  fortgesetzt  anstrengen 
müssen,  so  bald  wie  möglich  wieder  in  Arbeit  za  kommen. 

5.  Die  Untersttttzangen  sind  immer  zeitbegrenzt,  so  daß  mt  nicht  über  eine 
in  den  Statuten  bestimmte  Anzahl  von  Tagen  oder  Wochen  fortiaufen.  Die  Absicht 
ist  nämlich  nicht,  eine  Art  Pension  zu  bilden,  sondern  nur  dem  Arbeiter  ttber  eine 
vorttbei^hende  Periode  des  Arbeitsmangels  hinwegzuhelfen.  Der  Arbeiter  soll 
wissen,  daß  er  nicht  die  Hände  in  den  Schoß  legen  darf,  sondern  mit  aller  Kraft 
versuchen  muß,  sich  vor  Ablauf  der  Untersttttzungszeit  Arbeit  zu  verschaffen. 
Selbstverständlich  darf  der  in  den  Statuten  der  Kasse  festgesetzte  längste  Zeitraum 
nicht  zu  kurz  sein. 

Es  genügt  aber  nicht,  bloß  die  Anzahl  Tage  oder  Wochen  festzustellen, 
während  welcher  Arbeitslosenunterstützung  erhoben  werden  kann;  es  muß  auch 
ein  Zeitraum  bestimmt  werden,  innerhalb  dessen  man,  nachdem  man  volle  Höchst- 
Unterstützung  genossen  hat,  keine  erneute  Unterstützung  erhalten  kann.  Dies  läßt 
sich  erreichen,  entweder  indem  man  den  Höchstbetrag  für  jedes  einzelne  Jahr  fest- 
stellt, oder  indem  man  nach  jeder  Anzahlung  des  Maximums  eine  längere  Warte- 
zeit eintreten  läßt,  innerhalb  welcher  eine  erneute  Unterstützung  nicht  beginnen  kann. 

6.  Jeder  Arbeitslose,  der  Anspruch  auf  Unterstützung  erhebt,  muß  die  Arbeit, 
die  der  Vorstand  der  Kasse  für  gut  befindet,  annehmen.  Dadurch  sichern  sich  die 
Arbeitslosenkassen  gegen  Ausplünderung  von  arbeitsscheuen  Elementen.  Es  ist 
für  die  Kassen  natürlich  notwendig,  sich  auf  einen  wohlorganisierten  Arbeitsnachweis 
stützen  zu  können.  Den  fachgelemten  Arbeitern  kann  indes  nur  Arbeit  innerhalb 
desselben  Arbeitsfachs  angewiesen  werden,  den  halbgelemten  jedoch  auch  innerhalb 
eines  naheverwandten  Berufszweiges.  Außerdem  ist  Anweisung  auf  Arbeit  zu 
niedrigerem  Lohn  als  dem  im  Fach  üblichen  ausgeschlossen. 

7.  Alle  Arbeitslosenkassen  verlangen,  daß  die  unterstützten  Arbeiter  über 
ihre  Nebenverdienste  Rechenschaft  ablegen.  Einzelne  Kassen  ziehen  den  ganzen 
Nebenverdienst  von  der  Unterstützung  ab,  während  andere  minder  slreng  zu  Werke 
gehen.  Das  richtige  dürfte  sein,  ganz  von  den  kleinen  Nebenverdiensten  abzusehen 
und  es  im  übrigen  so  einzurichten,  daß  es  wenigstens  ein  direkter  pekuniärer 
Vorteil  für  den  Arbeiter  ist,  sich  einen  Nebenverdienst  verschafft  zu  haben. 

8.  Endlich  muß  auch  erwähnt  werden,  daß  die  Arbeitslosenkassen  strenge 
Regeln  für  die  Kontrolle  der  Arbeitslosen  au&tellen.  Um  örtliche  Unterstützungen 
lax  erlangen,  muß  klarer  Beweis  der  Arbeitslosigkeit  erbracht  werden,  ebenso  wie 
der  Arbeitslose  sich  regelmäßig  melden  und  kontrollieren  lassen  muß.  Auch  um 
Reisebeitrag  zu  erhalten,  wird  genaue  Legitimation  gefordert,  wie  auch  die  Reise 
so  festgesetzt  wird,  daß  der  Arbeitslose  sich  nur  ganz  kurz  an  jedem  Orte  auf- 
halten darf,  keinen  Ort  überspringt  usw.  Ein  jeder  Versuch,  sich  unter  falschen 
Angaben  Unterstütiung  zuzuwenden,  wird  bestraft,  teils  mit  dem  Verlust  der  Rechte, 
teils  mit  Ausstoßung  aus  dem  Verein  und  der  Kasse. 

Wie  man  siebt,  kann  ohne  Uebertreibung  behauptet  werden,  daß  die  von 
den  Arbeitern  errichteten  Arbeitslosenkassen  auf  eine  im  großen  und  ganzen  be- 
friedigende Weise  die  Schwierigkeiten  einer  wirklichen  Versicherung  gegen  unver- 
schuldete Arbeitslosigkeit  überwunden  haben.  Abgesehen  davon,  daß  die  durch 
die  knappen  Verhältnisse  bedingte  geringe  Leistungsfähigkeit  dieser  Versicherung 
wünschenswerterweise  erhöht  werden  könnte,  leidet  sie  eigentlich  nur  an  einem 
einzigen  ernsthaften  Hangel,  und  das  ist,  daß  sie  in  fast  allen  Ländern  nur  eine 
geringe  Anzahl  von  Arbeitern  umfaßt.  Einerseits  sind  nämlich  die  meisten  Arbeiter 
überhaupt  nicht  organisiert,  und  andererseits  haben  lange  nicht  alle  Arbeiter- 
organisationen Arbeitslosenkassen  errichtet  Einzelne  Länder,  vor  allem  England 
and  Dänemark^),  sind  jedoch  in  beiden  Beziehungen  weit  gekommen  und  lassen 


*)  Vgl.  Heftia— b  und  Va— b  unter  „ Arbeitslosen veraicherong". 
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s.  B.  Norwegen  wdt  hinter  sieh  sorttck,   obwohl  auoh  NiHrwegen   zn   den  in 
diesem  Paukte  {ortocbrittlicheren  Ländern  gerechnet  werden  muß. 

Der  Umstand,  daft  eine  ntttdiebe  Veranstaltong  nicht  allen  zu  Gate  kommt^ 
darf  indes  nicht  mit  Fug  and  Recht  als  ein  Einwand  gegen  die  Nützlichkeit  Aeir 
VeraDstaltong  an  sich  angeführt  werden.  Dagegen  sollte  er  einen  kräftigen  An- 
sporn bilden,  dahin  za  streben,  daß  die  Veranstaltong  baldmöglichst  yielen  zn  Gate 
kommen  möchte.  Das  wirksamste  Mittel,  die  hier  besprochene  Versicherang  so 
wachsen  za  machen,  daß  sie  die  größtmögliche  Anzahl  von  Arbeiten  umfaßt,  ist 
aber,  wie  die  Erfahrang  zor  Genüge  bestätigt  hat,  daß  den  yon  den  Arbeitern 
errichteten  Arbeitslosenkassen  von  selten  der  Oeffentlichkeit  Unterstützang»  zu- 
gewandt werden. 

6.  Oeffentliche  Beiträge  an  die  Arbeitslosenkassen  nach  dem 
sogenannten  Genter  System. 

Während  der  wirtschaftlichen  Krisis  im  Beginn  der  1890  iger  Jahre  tauchte 
der  Gedanke  einer  allgemeinen  obligatorischen  Versicherang  gegen  Arbeitslosigkeit 
im  Ernst  auf.  Za  Versacken  praktischer  Verwirklichang  kam  es  in  der  Schweiz 
durch  Pläne  und  Veranstaltungen,  die  weithin  Aufmerksamkeit  erregten  und  eine 
ganze  Literator  hervorriefen  (vgl.  Heft  XI).  Nachdem  diese  Pläne  and  Versuche 
mißlungen  waren,  verlor  sich  jedoch  das  Interesse  an  der  obligatorischen  Ver- 
sicherung, und  als  gegen  die  Jahrhundertwende  hin  eine  neue  Krisis  mit  großer 
Arbeitsnot  herannahte,  erkannte  man  die  Notwendigkeit,  andere  Wege  zur  Durch- 
führung der  Arbeitslosenversicherung  durch  öffentliche  Veranstaltungen  zu  suchen. 

Bahnbrechend  in  dieser  neuen  Bewegung  war  die  belgische  Stadtgemeinde 
Gent,  die  im  Jahre  1900  die  Gründung  eines  Fonds  beschloß,  der  von  der  Ge- 
meinde jährliche  Bewilligungen  empfangen  und  diese  zur  Unterstützung  von  Arbeits- 
losenkassen in  der  Stadt  Gent  anwenden  sollte. 

Der  Plan  bot  den  augenscheinlichen  Vorteil,  daß  die  Gemeinde,  indem  sie 
den  von  den  Arbeitern  errichteten  Arbeitslosenkassen  Beiträge  zufließen  ließ,  nicht 
erst  selbst  solche  Kassen  zu  errichten  brauchte  und  dadurch  einer  neuen  und  kost- 
spieligen Verwaltungseinrichtung  überhoben  wurde.  Man  konnte  einfach  den  bereits 
vorhandenen  Apparat  benützen,  der  zur  Lösung  seiner  Aufgaben  um  so  günstigere 
Bedingungen  ai^ies,  als  besagte  Kassen,  wie  bereits  hervorgehoben,  mit  ihrer 
gleichzeitig  freiwilligen  und  obligatorischen  Versicherung,  ihrer  fachlichen  Organisation, 
ihrer  vrirksamen  Kontrolle  und  ihrer  billigen  Verwaltung  weit  bessere  Ergebmsse 
erreicht  hatten  wie  alle  anderen  öffentlichen,  halböffentlichen  oder  privaten  Arbeits- 
losenkassen. 

Trotzdem  erhoben  sieh  gegen  den  von  der  Genter.  Geipeinde  unternommenen 
Schritt  sehr  ernsthafte  Bedenken.  Das  Verdienst  des  sogenannten  Genter  Plan» 
besteht  nun  eben  darin,  daß  es  gelang,  diese  Bedenken  m  zerstreuen  und  den 
voi^elegten  Plan  in  einer  solchen  Weise  zu  fördern,  daß  das  System  in  der  Ge- 
schichte der  Arbdtslosenversicherung  Aufsehen  gemacht  hat 

Das  nächstliegende  und  wohl  auch  das  wichtigste  Bedenken  gegen  öffentliche 
Beiträge  an  die  von  Arbeitern  errichteten  Arbeitslosenkassen  beruht  in  dem  Um- 
stand, daß  diese  Kassen  stets  auf  das  engste  mit  Gewerkvereinen  verknüpft  sind, 
die  doch  gegründet  sind,  um  die  Interessen  der  Arbeiter  den  Arbeitgebern  gegen- 
über wahmmehmen.  Oeffentliche  Beiträge  an  eine  Arbeitslosenkasse  können  daher 
leicht  als  Beiträge  an  den  Gewerkverein  aufgefaßt  werden,  von  dem  sie  einen 
Teil  ausmacht,  und  als  eine  Parteinahme  der  öffentlichen  Körperschaften  für  die 
Gewerkvereine  in  ihrem  Kampf  gegen  die  Unternehmer.  Allerdings  bezahlen  die 
Arbeitslosenkassen  Beiträge  weder  an  streikende  Mitglieder,  noch  überhaupt  an 
Arbeiter,  die  sieh  im  Streit  mit  ihren  Arbeitgebern  befinden;  trotzdem  aber  sind 
öffentliche  Beiträge  an  die  Arbeitslosenkassen  in  Wirklichkeit  gleichbedeutend  mit 
einer  direkten  Unterstützung  der  Gewerkvereine,  an  welche  die  Kassen  ang^liedert 
sii^.  Das  Kontingent  an  eine  Arbeitsloaenkasse  wird  nämlich  mit  dem  Vereins- 
kontingent zusammen  bezahlt,  macht  einen  Teil  des  letzteren  aus,  und  die  Arbeiter- 
vereine können  selbstverständlich  die  öffentlichen  Beiträge  dazu  benutzen,  um  den 


Digitized  by 


Google 


in.  ArbehaWMBTenklienhiig»  63 

Teil  des  Vereinskontingefites,  der  zor  Veraiehemng  gegen  Arbeitslosigkeit  angewandt 
wird,  herabiosetBen,  und  andererseits  den  Teil,  weldier  der  Streikkasse  (äer  den 
tthrigen  Zwecken  des  Vereins  dient,  m  erköhen.  Die  Beiträge  der  ölBfentliehen  Körper- 
sehsJten  an  eine  Arbeitslosenkasse  kOnn^i  also  in  Wirkliekkeit  der  Streikkasse 
xogate  kommen. 

Solange  man  nicht  ein  Verfahren  gefunden  hatte,  durch  welches  das  hier 
dargestellte  Bedenken  vollständig  entwaffnet  wurde,  war  jeder  Plan  einer  Leistung 
MFiNstlieber  Beiträge  an  die  von  Arbeitern  errichteten  Arbeitslosenkassen  in  einer 
Kommunal-  oder  Staatsgemeinschafl^  deren  Leitung  nicht  soadalistisch  oder  weit- 
gehend arbeiterfreundlich  ist,  von  vorne  herein  zum  Tode  verurteilt.  Die  Lösung,  die 
der  Urheber  des  Genter  Systems  Advokat  Louis  Varlez  für  dieses  schwierige 
Problem  fand,  und  die  in  Qeni  praktisch  durchgeführt  wurde,  geht  darauf  aus, 
daß  die  Beiträge  nicht  an  die  Gewerkvereine,  auch  nicht  an 
die  Arbeitslosenkassen,  sondern  an  die  versicherten  Arbeits- 
losen gezahlt  werden  sollen.  Sobald  ein  Arbeiter,  der  Mitglied  einer 
Arbeitslosenkasse  ist,  arbeitslos  geworden  ist,  soll  die  Gemeinde  ihm  eine  prozentuale 
Zulage  zu  der  Unterstützung  geben,  die  er  von  der  Kasse  erhält  Je  größer  die 
Untersttltzung  ist,  die  er  sich  selbst  gesichert  hat,  desto  größer  ist  auch  der  öffent- 
liche Zuschuß.  Diesen  Zuschuß  soll  nun  die  Kasse  ihm  auf  Vorschuß  zusammen 
mit  der  selbsterworbenen  Untersttltzung  auszahlen  und  die  öffentlichen  Behörden 
sollen  dann  später  der  Kasse  ihre  Auslage  zurückzahlen. 

Gegen  diese  Lösung  ließe  sich  nur  der  Einwand  erheben,  daß  die  Mitglieder 
der  betreffenden  Kasse  ja  ihr  Arbeitslosenkontingent  um  507o  vermindern  könnten, 
wenn  der  öffentliche  Zuschuß  zu  den  Arbeitslosenunterstützungen  beispielsweise 
50*^^  betrüge;  sie  könnten  die  Ersparnis  z.  B.  auf  die  Streikkasse  überführen  und 
trotzdem  ebenso  große  Arbeitslosenunterstützungen  wie  früher  beziehen.  Diese  Be- 
trachtung ist  indessen  rein  theoretisch  und  ohne  jede  praktische  Bedeutung.  Indem 
nämlich  die  öffentlichen  Beiträge  als  ein  prozentualer  Zuschuß  zu  den.  selbst- 
erworbenen Arbeitslosenunterstützungen  gegeben  werden,  wachsen  sie  proportional 
mit  diesen  und  fordern  darum  so  energisch  als  möglich  dazu  auf,  das  Arbeitslosen- 
kontingent  statt  zu  vermindern,  im  Gegenteil  so  beträchtlich  wie  möglich  zu  er- 
höhen. Die  Erfahrung  hat  daher  auch  in  allen  Gemeinden,  wo  das  Genter  System 
bisher  eingeführt  worden  ist,  hinreichend  gezeigt,  daß  die  Gewerkvereine,  weit 
davon  entfernt,  von  dem  gesammelten  Vereinskontingent  einen  größeren  Teil  zu 
Streiks  und  ähnlichen  Zwecken  anzuwenden,  gerade  durch  die  wachsenden  öffent- 
lichen Zuschüsse  ermuntert  werden,  das  Hauptgewicht  auf  die  Entwicklung  der 
Arbeitslosenversicherung  zu  legen.  Insbesondere  haben  eine  Menge  Arbeitervereine, 
die  früher  überhaupt  keine  Arbeitslosenkassen  hatten,  schleunigst  solche  errichtet 
In  Gent  gab  es  im  Jahre  1901  nur  20  Arbeitslosenkassen,  die  öffentliche  Beiträge 
erhielten,  und  ihre  Auszahlung  selbsterworbener  Unterstützungen  belief  sich  auf 
17  875  Franks.  Drei  Jahre  später,  1904,  war  die  Anzahl  der  Kassen  auf  34  und 
die  Summe  der  Unterstützungen  auf  40  600  Franks  gestiegen,  gleichzeitig  waren 
die  öffentlichen  Zuschüsse  von  6  254  Franks  (1901)    auf  22  567  (1904)  gestiegen. 

Der  Zweck  der  öffentlichen  Beiträge,  den  Arbeitern  HilfezurSelbsthilfe 
zu  gewähren,  um  ihre  lobenswerten  Bestrebungen,  die  eigene  Gegenseitigkeits- 
versicherung gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  zu  erweitern,  tunlichst  zu  fördern, 
wurde  in  Gent  in  so  hohem  Maße  erreicht,  daß  alle  Erwartungen  übertroffen  wurden. 
Und  da  die  Arbeitslosenversicherung  aus  Gründen,  die  schon  früher  entwickelt 
worden  sind,  in  hohem  Grade  dazu  dient,  die  Anzahl  der  Streiks  zu  vermindern, 
haben  die  öffentliclien  Zuschüsse  stark  dazu  beigetragen,  den  einseitigen  Charakter 
der  Gewerkvereine  als  Streikvereinc  aufzuheben. 

Ein  anderes  Bedenken  von  großem  Grewicht  ist,  daß  man  einen  ungebührliehen 
Druck  auf  die  Arbeiter  ausUbt,  sich  in  die  mit  Arbeitslosenkassen  verknüpften 
Grewerkvereine  einzureihen,  indem  man  den  Arbeitslosenkassen  öffentliche  Beiträge 
Bttfließen  läßt  und  dadurch  direkt  auch  zu  allen  anderen  Zwecken  beiträgt,  welche  der 
Gewerkverein  neben  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  sonst  noch  verfolgen 
mag.     Und  was  noch  schlimmer  erscheint:   da  die  Gewerkvereine  in  den  meisten 
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Ländern  (anfier  England)  eine  bestimmte  politische  Färbnng  haben  und  überwiegend 
der  sozialdemokratischen  Partei  angehören,  werden  die  öffentlichen  Beiträge  ohne 
weiteres  denen  znfallen,  mit  deren  politischer  Ueberzengang  es  übereinstimmt, 
Hitglied  der  schon  bestehenden  Gewerkvereine  zn  sein,  wohingegen  die  Angehörigen 
einer  andern  Ueberzengang  sehr  oft  vor  die  Wahl  gestellt  werden,  entweder  mit 
ihrer  Ueberzengang  zn  brechen  oder  der  öffentlichen  Zuschüsse  verjlastig  za  gehen. 

Dieses  letzte  Bedenken  verliert  sich  indessen,  je  mehr  aach  andere  politische 
Parteien  Gtewerkvereine  errichtet  haben;  zndem  hatte  es  gerade  in  dei  Stadt  (lent 
insofern  nnr  geringere  Bedeatang,  als  dort  sowohl  sozialistische  wie  katholisch- 
antisozialistische,  liberale  wie  aach  politisch  neutrale  Gewerkvereine  bestanden. 
Aber  selbst  in  Gent  galt  es  doch,  ein  Mittel  za  finden,  die  Arbeiter,  die  entweder 
Berafszweigen  angehörten,  innerhalb  deren  ihre  Partei  keine  Gewerkvereine  er- 
richtet hatte^  oder  die  überhaupt  nicht  wünschten,  in  einen  Verein  einzutreten, 
doch  der  öffentlichen  Beiträge  teilhaftig  werden  zu  lassen.  Als  Mittel  dafür  schlag 
man  die  Gründung  einer  Spareinrichtung  vor,  bei  welcher  alle  Arbeiter,  die 
gewillt  waren,  nach  und  nach  eine  —  nur  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  zu  erhebende 
—  Summe  von  50  Franks  einzulegen,  von  der  Oefientlichkeit  dieselben  wöchent- 
lichen Zuschüsse  zu  ihren  Ersparnissen  erhalten  sollten,  wie  die  versicherten 
Arbeitslosen  zu  ihren  Unterstützungen. 

Das  dritte  und  letzte  Hauptbedenken  gegen  öffentliche  Beiträge  an  Arbeits- 
losenkassen stützt  sich  auf  die  Tatsache,  daß  bisher  nur  eine  ganz  geringe  Anzahl 
von  Arbeitern,  und  gerade  die  besser  gelohnten,  Arbeitslosenkassen  errichtet  haben. 
Die  öffentlichen  Beiträge  bedeuten  daher  tatsächlich  eine  Begünstigung  dieser  ge- 
ringen Zahl  ohnehin  bevorzugter  gegenüber  der  großen  Mehrheit  von  nicht  orga- 
nisierten und  schlecht  gelohnten  Arbeitern.  Indessen  ist  hierauf  zu  erwidern,  daß 
diese  Beiträge  eben  das  kräftigste  Mittel  sind,  nicht  bloß  die  Zahl  der  Arbeits- 
losenkassen, sondern  auch  die  Zahl  ihrer  Mitglieder  zu  vermehren  und  dadurch 
in  ganz  besonderem  Grade  den  Kreis  der  Arbeiter  zu  erweitern,  denen  sowohl 
die  Wohltaten  der  Arbeitslosenkassen  wie  der  öffentlichen  Beiträge  zugute  kommen. 
Im  übrigen  aber  hieße  es  doch,  wie  Varlez  sehr  treffend  bemerkt,  seine  Liebe 
für  Gleichheit  und  gleiche  Bedingungen  etwas  reichlich  weit  treiben,  wenn  man 
gegen  die  Durchführung  einer  Veranstaltung,  die  einer  großen  Anzahl  von  Menschen 
zugute  kommt,  allen  Ernstes  als  Argument  anführen  wollte,  daß  nicht  alle 
ihre  Segnungen  genießen. 

Die  Einführung  des  sogenannten  Genter  Systems  hatte  also  große  Vorteile 
dadurch,  daß  die  Gemeinde  die  Arbeitslosenkassen  nicht  selbst  zu  errichten  brauchte. 
Während  die  Gemeinde  aus  all  den  Vorteilen  der  von  den  Arbeitern  selbst  er- 
richteten Arbeitslosenkassen  Nutzen  ziehen  konnte,  vermied  man  gleichzeitig  alle 
Schererei  und  alle  Ausgaben,  die  mit  der  Einziehung  der  Beiträge  und  der  Aus- 
teilung der  Unterstützungen  verbunden  sind,  beförderte  Sparsamkeit  und  Opfer- 
willigkeit der  Arbeiter  und  machte  die  versicherten  Arbeiter  zu  eifrigen  Verteidigern 
und  Vorkämpfern  der  Verbreitung  der  Arbeitslosenversicherung  unter  ihren  unver- 
sicherten Kameraden.  In  Gent  und  anderen  belgischen  Gemeinden,  wo  das  System 
eingeführt  ist,  hat  es  auch  wirklich  schon  mit  großem  Nutzen  gewirkt  Die  Er- 
weiterung der  Arbeitslosenversicherung,  als  Folge  des  Systems,  hat  die  Anzahl 
derer,  die  bei  Arbeitslosigkeit  ihre  Zuflucht  zu  der  öffentlichen  Armenpflege  nehmen 
mußten,  ganz  bedeutend  eingeschränkt.  Und  da  die  Arbeitslosen  selbst  reichlich 
zwei  Drittel  der  ausbezahlten  Unterstützungen  beschaffen  müssen,  hat  die  Veran- 
staltung auf  dem  Konto  der  Armenpflege  so  große  Ersparnisse  bewirkt,  daß  die 
betreffenden  Gemeinden,  nach  Meinung  der  Sachverständigen,  mehr  als  die  Summen 
gespart  haben,  die  als  Beitrag  an  die  Arbeitslosenkassen  verausgabt  wurden. 

Die  endgültige  Lösung  der  Frage,  in  welcher  Form  die  Oeffentlichkeit  am 
besten  die  Arbeitslosenversicherung  unterstützen  sollte,  hat  das  Genter  System 
freilich  nicht  gefunden.  Aber  es  hat  für  immer  als  Regel  klargestellt,  daiS  die 
öffentlichen  Beiträge  nicht  als  Unterstützung  an  die  Arbeitslosenkassen  als  solche 
gegeben  werden  dürfen,  sondern  den  Arbeitslosen  als  eine  prozentuale  Zulage  zu 
den  von  ihnen  selbst  erworbenen  Unterstützungen  zufallen  müssen.  Das  ist  der 
Kern  des  Systems,   sein  vornehmstes  Hauptprinzip,   das  in  Gent  auch  wirklich  in 
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einer  solchen  Weise  dorchzoftthren  geglückt  ist,  daß  es  unerscbtttterlicb  als  Grand- 
lage fflr  jede  künftige  Anordnung  öffentlicher  Beiträge  an  Arbeitslosenkassen  in 
irgendwelchem  Lande  angesehen  werden  kann. 

Aach  das  zweite  Haaptprinzip-  des  Genter  Systems,  die  öffentlichen  Beiträge 
in  einer  solchen  Form  zu  gewähren,  daß  sie  soweit  möglich  allen  Arbeitern  zu- 
gute kommen,  welche  die  Fähigkeit  und  den  Willen  haben,  sich,  selbst  gegen  un- 
verschuldete Arbeitslosigkeit  zu  yersiehem,  gleichyiel,  ob  sie  Mitglieder  eines 
Gewerkvereins  sind  oder  nicht,  kann  sicherlich  als  allgemeingültig  festgehalten 
werden.  Aber  der  Genter  Versuch,  dieses  Prinzip  durch  Begründung  einer  Spar- 
einrichtung zu  yerwirktichen,  die  für  die  nichtorganisierten  Arbeiter  an  Stelle  einer 
Arbeitslosenversicherung  treten  sollte,  indem  diese  Arbeiter  dieselben  öffentlichen 
Zuschüsse  zu  ihren  Spargeldern  wie  die  versicherten  Arbeiter  zu  ihren  Arbeits- 
losenunterstützungen bekommen  sollten,  muß  als  prinzipiell  verfehlt  und  als  prak- 
tisch mißlungen  bedachtet  werden.  Der  hierdurch  ausgedrückte  Gedanke  leidet 
nämlich  an  dem  Msmgel,  daß  er  zwei  ganz  verschiedenartige  Dinge  als  gleichartig 
zusammenstellt,  nämlich  Sparen  und  Versicherung.  Aber  so  wahr  Sparen  und 
Versicherung  zwei  verschiedene  Begriffe  sind,  so  wahr  ist  der  Arbeiter,  der  sich 
gegen  Arbeitslosigkeit  zu  versiehern  und  gleichzeitig  die  Wohltat  der  Zuschüsse 
zu  genießen  wünscht,  welche  die  Oeffentlichkeit  als  Zulage  zu  den  ausbezahlten 
Unterstützungsbeträgen  gewährt,  in  der  Tat  durchaus  nicht  befriedigt,  wenn  man 
ihm  statt  dessen  lediglich  einen  ähnlichen  Zuschuß  zu  einer  entsprechenden  von 
ihm  selbst  ersparten  Summe  gewährt.  Als  Versicherungsnehmer  wird  er  nämlich 
im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  in  der  Regel  weit  mehr  an  UnterBtüt2«ang  ausbezahlt 
bekommen,  als  die  Summe  beträgt,  die  er  zu  sparen  brauchte,  um  die  festgesetzte 
Versicherungsprämie  bezahlen  zu  können.  Könnten  die  Arbiter  durch  individuelles 
Sparen  dasselbe  Ergebnis  erreichen  wie  durch  gegenseitige  Versicherung,  dann 
wäre  ja  jede  Arbeitslosenkasse  überhaupt  überflüssig.  Der  Zweck  der  Reform  ist 
eben  nicht,  Zuschüsse  zu  ü^partem  zu  geben,  sondern  durch  Zuschüsse  zu  den 
selbsterworbenen  Arbeitslosenunterstützungen  die  Arbeiter  soviel  wie  möglich  zu 
ermuntern  und  ihnen  zu  helfen,  eine  gegenseitige  Versicherung  gegen  unverschuldete 
Arbeitslosigkeit  in  möglichster  Ausdehnung  einzuführen^  Und  sogar  als  bloßer 
Kotbehelf  hat  die  Spareinrichtung  sich  als  gänzlich  unbrauchbar  erwiesen,  da  sie 
von  selten  der  Arbeiter  auch  nicht  den  geringsten  Ansdhluß  erhält,  solange  man 
aach  nur  die  allemotdürftigste  Kontrolle  daf^  verlangt,  daß  das  Recht  auf  die 
öffentiichen  Beiträge  nicht  mißbraucht  wird.  Trotzdem  man  in  Gent  sogar  auf  die 
Bedingung  verzichtete,  daß  die  individuellen  Sparer  schon  vor  eingetretener  Arbeits- 
losigkeit ihre  Sparkassenbücher  in  ein  öffentliches  Verzeichnis  eintragen  lassen 
sollten,  ist  es  doch  trotz  aller  Bemühungen  praktisch  nicht  gelungen,  die  Arbeiter 
dazu  zu  bewegen,  sich  als  individuelle  Sparer  zu  melden.  Bei  diesem  Punkt  steht 
man  also  der  ersten  wesentlichen  Unvollkonmienheit  gegenüber,  der  unbedingt  ab- 
geholfen werden  muß,  bevor  überhaupt  die  Rede  davon  «ein  kann,  das  Genter 
System  in  ii^endeinem  Lande  einzuführen,  wo,  wie  z.  B.  in  Norwegen,  Gewerk- 
vereine  nur  von  einzelnen  oder  einer  einzelnen  politischen  Partei  organisiert  sind. 

Doch  das  Genter  System  ist  noch  mit  einer  anderen  UnvoUkommenheit  von 
grundlegender  Bedeutung  behaftet.  Diese  hat  ihren  Grund  darin,  daß  das  ganze 
Zusehußsystem  in  Gent  kommunal  ist  und  infolgedessen  nur  auf  kommunal 
organisierte  oder  mit  anderen  Worten  auf  lokale  Kassen  in  Anwendung  gebracht 
werden  kann.  Das  System  mag  für  Belgien  und  für  die  romanischen  Länder 
passen,  wo  die  Gewerkvereinsbewegung  noch  in  ihren  Anfängen  und  nicht  weiter 
vorgedrungen  ist,  als  daß  die  lokalen  Gewerkvereine  die  Regel  und  die  großen 
Landes  verbände,  die  sämtliche  demselben  Beruf  angehörigen  Vereine  des  Landes 
umfassen,  die  Ausnahme  sind.  Die  lokalen  Vereine  mit  ihren  lokalen  Arbeits- 
losenkassen sind  indessen  eine  höchst  unvollkommene  Form  der  Arbeitslosenver- 
sicherung, im  Vergleich  zu  den  Landeskassen  der  großen  Landesverbände,  inner- 
halb welcher  die  Risikoverteilung,  das  Hauptprinzip  aller  Versicherung,  in  sehr  viel 
wirkungsvollerer  Weise  durchgeführt  werden  kann.  In  einer  lokalen  Arbeitslosen- 
kasse wird  das  Risiko  zwischen  den  Arbeitern  desselben  Berufes  so  verteilt,  daß 
alle  Arbeiter,   die   nicht  arbeitslos   werden,   für  die  Arbeiter  derselben  Gemeinde, 
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die  TOD  der  Arbeitslosigkeit  betroffen  werden,  bezahlen.  In  den  Landeskassen  geht 
dieselbe  Risikoverteilnng  vor,  gleichzeitig  aber  aach  noch  eine  andere  und  sehr 
wichtige,  nämlich  die  Verteilung  des  Risikos  zwischen  den  verschiedenen  Gemeinden 
untereinander,  so  daß  die  Gemeinden,  die  wenig  oder  gar  nicht  von  der  Arbeits- 
losigkeit in  dem  betreffenden  Berof  berührt  werden,  fttr  diejenigen  bezahlen,  wo 
die  Arbeitslosigkeit  den  durchschnittlichen  Umfang  übersteigt. 

Die  Bedeutung  dieses  Umstandes  ist  zu  augenfällig,  um  einer  weiteren  Er- 
läuterung zu  bedürfen.  Jeder  muß  nämlich  einsehen,  daß  Oberall  da,  wo  in  einer 
Gemeinde  nur  eine  geringe  Anzahl  Arbeiter  eines  der  Arbeitslosigkeit  ausgesetzten 
Berufes  vorhanden  ist,  es  diesen  meist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  sein  wird,  eine 
Arbeitslosenversicherung  zustande  zu  bringen,  solange  sie  genötigt  sind,  eine  lokale 
Arbeitslosenkasse  zu  errichten,  da  deren  Mittel  sofort  erschöpft  sein  würden,  sobald 
innerhalb  der  betreffenden  Gemeinde  eine  besonders  starke  Arbeitslosigkeit  einträte. 
Können  sich  dagegen  die  betreffenden  Arbeiter  einer  Landeskasse  anschließen,  so 
daß  die  Wirkung  einer  starken  Arbeitslosigkeit  in  einer  oder  mehreren  Gremeinden 
aufgewogen  wird  durch  geringe  oder  gar  keine  gleichzeitige  Arbeitslosigkeit  in 
einer  Reihe  anderer  Gemeinden,  dann  stellt  die  Sache  sich  ganz  anders.  Und 
selbst  in  Gemeinden,  wo  die  Anzahl  der  Arbeiter  ausreichend  ist,  um  eine  Arbeits- 
losenversicherung durch  Errichtung  lokaler  Kassen  einzuführen,  ist  doch  der  große 
Vorteil  der  Solidarität  der  verschiedenen  kommunalen  Abteilungen  einer  Landes- 
kasse untereinander  einleuchtend  genug.  Die  Gremeinden,  die  in  den  letzten  Jahren 
wenig  von  Arbeitslosigkeit  heimgesucht  worden  sind,  haben  die  in  dieser  Beziehungr 
ungünstiger  gestellten  Gemeinden  in  die  Lage  gesetzt,  Unterstützungen  auszube- 
zahlen, deren  Beschaffung  in  gewissen  Fällen  die  wirtschaftliche  'Tragkraft  der 
Arbeiter  in  den  betreffenden  Gemeinden  bei  weitem  überschritten  haben  würde. 
Während  das  Kontingent  in  den  verschiedenen  norwegischen  Arbeitslosenkassen  in 
den  drei  Jahren  1902 — 1904  durchschnittlich  von  fünf  bis  zu  zehn  Kronen  jährlich 
pro  Hitglied  ausgemacht  hat,  haben  die  Kassen  z.  B.  in  den  Städten  Kristianssand 
und  Arendal  in  diesen  drei  Js^ren  eine  Durchschnittsunterstützung  von  bzw.  Kr.  14,20, 
14,67,  16,28  und  Kr.  15,67,  16,08  und  18,99  pro  Mitglied  ausbezahlt.  Ja,  in  der 
Stadt  Kragerö  sind  in  demselben  Zeitraum  als  jährliche  Unterstützung  Kr.  68,00^ 
24,18  und  40;54  pro  Mitglied  ausbezahlt  worden.  Ein  solches  Ergebnis  wäre 
ganz  unerreichbar  ohne  Durchführung  der  interkommunalen  Risikoverteilung,  welche 
die  Grundlage  des  Versicherungsbetriebes  der  großen  Landeskassen  bildet 

Zur  direkten  Unterstützung  dieser  von  den  Landeskassen  betriebenen  Ver- 
sicherungstätigkeit sind  die  Gemeinden  jedoch  nicht  geeignet.  Vernünftigerweise 
wird  nämlich  keine  einzelne  Gemeinde  Beiträge  an  Arbeitslose  geben,  die  über 
das  ganze  Land  verstreut  sind.  Ebensowenig  möchte  sie  nur  den  in  ihrem  Um- 
kreis wohnhaften  oder  heimatberechtigten  Mitgliedern  einer  Landeskasse  Beiträge 
geben  und  diese  so  in  eine  begünstigte  Sonderstellung  gegenüber  den  in  anderen 
Gemeinden  wohnhaften  oder  heimatberechtigten  Mitgliedern  bringen;  denn  sie 
würde  dadurch  einen  besonderen  Anziehungspunkt  bilden  als  ein  Ort,  wo  es  ftlr 
die  Mitglieder  der  Kasse  empfehlenswert  wäre,  sich  schleunigst  vor  eintretender 
Arbeitslosigkeit  niederzulassen  oder  Heimatsrecht  anzustreben.  Doch  selbst  wenn 
einzelne  Gemeinden  trotzdem  beschließen  wollten,  denjenigen  ihrer  Einwohner,  die 
Mitglieder  von  Landeskassen  sind,  Beiträge  zu  gewähren,  so  würde  das  doch 
immer  eine  höchst  unbefriedigende  Veranstaltung  bleiben.  Erstens  würde  nämlich 
jede  Gemeinde  ihr  eigenes  System  befolgen,  so  daß  die  Ordnung  keine  einheitiiche 
sein  würde;  insbesondere  würden  die  Beiträge  nicht  in  allen  Gemeinden  gleich 
groß  sein,  und  zweitens  würden  sie  ja  nur  einem  kleineren  Teil  von 
den  Arbeitern  des  Landes  zugute  kommen.  Alle  Arbeiter,  die  Wohnsitz  und 
Heimatsrecht  in  Gemeinden  haben,  die  keine  Beiträge  bezahlen,  würden  es  sicher 
als  ein  bitteres  Unrecht  empfinden,  daß  sie  auf  diese  Weise  ohne  ihre  Schuld  in 
einer  soviel  ungünstigeren  Lage  sein  sollten  als  ihre  Kameraden  in  einer  beitrag- 
zahlenden Gremeinde. 

Solange  nicht  die  staatlichen  Behörden  durch  Gesetz  alle  Gemeinden  ver- 
pflichten wollen,  an  alle  Arbeitslosenkassen  des  Landes  Beiträge  zu  zahlen  —  und 
daran    denkt   in  Wirklichkeit  wohl  niemand  — ,  werden   allein    durch   freiwillige 
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gemeindliche  Zuschüsse  nach  dem  Genter  System  keine  befriedigenden  Resultate 
erzielt  werden  können,  and  am  allerwenigsten  in  einem  Lande,  wie  in  Norwegen^ 
wo  die  Ärbeitslosenkassen  zum  überwiegenden  Teile  Landeskassen  sind,  die  das 
ganze  Reich  umfassen. 

In  wirkungsvoller  und  gerechter  Weise  öffentliche  Beiträge  an  die  Arbeits- 
losenkassen zu  geben,  so  dafi  alle  Arbeiter  des  Landes,  die  sich  selbst  gegen 
unverschuldete  Arbeitslosigkeit  versichert  haben,  an  den  öffentlichen  Beiträgen  An- 
teil, und  zwar  gleich  großen  Anteil  haben  können,  dazu  eignen  sich  also  die  einzelnen 
Gemeinden  nicht,  das  kann  allein  der  Staat  Doch  die  Staatskasse  die  Aus- 
gaben dieser  Beiträge  tragen  zu  lassen,  ist  zweifellos  nicht  richtig,  da  doch  die 
Gemeinden  die  wesentlichsten  Vorteile  der  Arbeitslosenversicherung,  vor  allem  durch 
Einschränkung  der  Armenunterstützungen,  genießen.  Hier  befindet  man  sich  also 
in  einer  ernsthaften  Verlegenheit,  da  allein  der  Staat  in  wirkungsvoller  Weise 
Zuschüsse  an  die  Ärbeitslosenkassen  zu  geben  vermag,  während  in  Wirklichkeit 
eigentlich  nur  den  einzelnen  Gemeinden,  in  denen  der  betreffende  Arbeiter  zu 
Hause  ist,  eine  solche  Pflicht  auferlegt  werden  darf.  Auch  in  diesem  Punkte  haftet 
folglich  dem  Genter  System  ein  großer  Mangel  an,  dem  unbedingt  abgeholfen 
werden  muß,  ehe  man  daran  denken  kann,  ein  ähnliches  Zuschußsystem  für  ein 
ganzes  Land  einzuführen. 


7.  Der  Vorschlag  des  departementalen  Komitees. 

Mögen  über  die  Nützlichkeit  und  Angemessenheit  der  einzelnen  Veranstaltungen, 
womit  die  Arbeiter  durch  ihre  Vereine  ihre  wirtschaftliche  Lage  zu  verbessern 
suchen,  Meinungsverschiedenheiten  herrschen,  in  einem  sind  doch  alle  einig,  daß 
die  Bestrebungen,  durch  eigene  Mittel  eine  gegenseitige  Versicherung  gegen  unver- 
schuldete Arbeitslosigkeit  zu  organisieren,  zu  den  preiswürdigsten  Selbsthilfebe- 
strebungen der  Arbeiter  gehören,  denen  man  im  Interesse  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft allen  erdenklichen  Erfolg  wünschen  muß.  Nun  zeigt,  wie  wir  gesehen  haben, 
die  Erfahrung  von  Gent  und  den  Gemeinden,  die  nach  dem  Beispiel  Gents  in  den 
letzten  Jahren  Zuschüsse  zu  den  von  den  Arbeitern  errichteten  Arbeitslosenkassen 
bewilligt  haben,  daß  sogar  verhältnismäßig  recht  bescheidene  Geldbeiträge  von 
selten  der  Oeffentlichkeit  der  Bewegung  der  Arbeiter  zur  Errichtung  von  Arbeits- 
losenkassen einen  Aufschwung  zu  geben  vermögen,  der  wenigstens  bisher  alle  Er- 
wartungen bedeutend  übertroffen  hat.  Es  lag  also  nahe,  auch  in  Norwegen  einen 
Versuch  in  ähnlicher  Richtung  zu  wagen,  und  zwar  um  so  mehr,  als  auch  hier  die 
Arbeitslosigkeit  in  den  letzten  Jahren  als  ein  in  mehreren  Fällen  sehr  ernsthaftes 
soziales  Uebel  aufgetreten  ist,  zu  dessen  Bekämpfung  die  bisher  getroffenen  Ver- 
anstaltungen sich  als  durchaus  unzulänglich  erwiesen  haben. 

Nach  den  meisten  Vorschlägen,  betr.  Beiträge  der  Oeffentlichkeit  an  die 
Arbeitslosenkassen,  die  früher  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  vorgelegt  worden 
sind,  sollte  entweder  der  Staat  oder  eine  einzelne  Gemeinde  eine  bestimmte  Geld- 
summe zu  einem  Fonds  beitragen,  aus  dem  dann  die  Zuschüsse  an  die  Arbeits- 
losenkassen entrichtet  werden  sollten. 

Soweit  nun  diese  Vorschläge  die  Zuschußpflicht  ausschließlich  dem  Staat 
auferlegten,  waren  sie  nach  Meinung  des  departementalen  Komitees  auf  einem  un- 
richtigen Prinzip  aufgebaut.  Die  Kommunalgemeinschaft  zieht  nämlich,  wie  bereits 
hervorgehoben  wurde,  in  weit  höherem  Maße  als  die  Staatsgemeinschaft  Vorteil  daraus, 
daß  in  guten  Zeiten  reichlicher  Zugang  an  Arbeitskraft  eintritt,  und  es  liegt  daher 
auch  in  erster  Reihe  den  Gemeinden  ob,  Veranstaltungen  zur  Einschränkung  der 
Arbeitslosigkeit  zu  treffen  durch  Errichtung  kommunaler  Arbeitsnachweisstellen, 
zweckmäßige  Verteilung  der  kommunalen  Arbeiten,  Ingangsetzung  von  Notstands- 
arbeiten usw.  Fast  in  allen  anderen  Ländern,  wo  man  sich  zu  öffentlichen  Zu- 
schüssen an  die  Arbeitslosenkassen  entschlossen  hat,  ist  dies  auf  kommunale  Ver- 
anstaltung und  auf  kommunale  Kosten  geschehen.  Für  Norwegen  muß  außerdem 
besonders  in  Betracht  gezogen  werden,  daß  fast  ausschließlich  die  Gemeinden  die  Aus- 
gaben der  öffentlichen  Armenpflege  tragen.     Alle   Ersparnisse  für  das  Konto    der 
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Armenpflege;  welche  die  Entwicklang  der  Ärbeitslosenversicherang  zweifellos  mit  sich 
bringen  wird,  kommen  folglich  direkt  den  Finanzen  der  Gemeinden  zngate.  Nach 
Ansicht  des  Komitees  unterlag  es  daher  keinem  Zweifel,  d&Q,  wenn  man  die  Be- 
strebungen der  Arbeiter,  sich  gegen  nnverschnldete  Arbeitslosigkeit  za  yersichem, 
mit  öffentlichen  Mitteln  nntersttttzen  wollte^  es  nur  recht  und  billig  wäre,  den 
Gemeinden  den  Hanptteil  der  damit  verbundenen  Ausgaben  aubuerlegen. 

Indessen  hat  auch  die  Staatsgemeinschaft  ein  lebhaftes  Interesse  daran, 
dafi  keines  ihrer  Glieder  durch  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  in  wirtschaftliches 
Elend  gestürzt  wird,  und  je  eher  dies  durch  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit 
verhindert  wird,  desto  mehr  wird  der  Staat  besonders  auf  dem  Konto  des  Rechts- 
wesens nicht  unbedeutende  Summen  einsparen.  Es  lä&t  sich  deshalb  mit  guten 
Gründen  verteidigen,  auch  dem  Staat  einen  Teil  der  öffentlichen  Zuschüsse  auf- 
zuerlegen, mit  denen  ein  in  so  hohem  Grade  gemeinnütziger  Zweck  wie  die  Ver- 
sicherung gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  gefördert  wiri 

Außer  den  Gemeinden  und  dem  Staat  sind  auch  die  Unternehmer  als 
diejenigen  genannt  worden,  die  einen  Teil  der  mit  der  Unterstützung  der  Arbeits- 
losenkassen verbundenen  Unkosten  tragen  sollten.  Zur  Begründung  hierfür  hat 
man  den  großen  Vorteil  für  die  Unternehmer  hervorgehoben,  daß  jederzeit  ein 
fester  Stamm  geübter  Arbeiter  vorhanden  ist,  unter  denen  die  verschiedenen  Be- 
triebe ihren  Bedarf  an  Arbeitskraft  reichlich  befriedigen  können.  Weiter  hat  man 
angeführt,  daß  nach  der  Grundanschauung,  auf  der  die  gesamte  moderne  Ver- 
sicherun^esetzgebung  beruht,  die  Ausgaben  der  Versicherung  gegen  unverschuldete 
Arbeitslosigkeit  mit  zu  den  Unkosten  der  Produktion  selbst  gerechnet  werden 
müssen;  wenn  also  die  Löhne  der  Arbeiter  nicht  so  hoch  sind,  daß  sie  selbst  die 
ganze  Prämie  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  bezahlen  imstande  sind, 
folgt  daraus,  daß  mit  Kecht  von  den  Unternehmern  verlangt  werden  kann,  das 
Fehlende  ihrerseits  zuzuschießen. 

Dieser  letzten  Anschauung  gegenüber  muß  man  jedoch  darauf  hinweisen,  daß 
sie  in  weit  höherem  Maße  berechtigt  erscheint  bei  der  Versicherung  der  Arbeiter 
gegen  Betriebsunfälle,  Krankheit,  Invalidität  und  Alter,  als  bei  der  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit.  Denn  während  bei  den  ersteren  Versicherungsarten  das 
Unglück  den  Arbeiter  heimsucht,  während  er  im  Dienste  des  Unternehmers  steht, 
und  oftmals  ganz  oder  teilweise  als  eine  Folge  hiervon,  tritt  die  Arbeitslosigkeit 
meist  auf  Grund  von  Konjunkturen  ein,  deren  der  Unternehmer  nicht  Herr  ist  und 
unter  deren  Wirkungen  er  selbst  große  pekuniäre  Verluste  erleidet  Doch  abge- 
sehen selbst  hiervon,  einigte  sich  das  Komitee  dahin,  davon  abzuraten,  die  Unter- 
nehmer mit  irgendwelchen  direkten  Geldbeiträgen  zur  Stütze  der  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  zu  belasten.  Die  Unternehmer  in  Korwegen  sind  nämlich 
durchgehend  schon  sehr  hoch  besteuert.  Außerdem  tragen  sie  allein  die  Ausgaben 
(mit  Ausnahme  der  Verwaltungsunkosten)  der  im  Jahre  1894  eingeführten  Betriebs- 
unfallversicherung. Hierzu  kommt  endlich  noch,  daß,  sobald  einmal  ernstlich 
die  Rede  davon  >  sein  wird,  auch  in  Norwegen  die  obligatorische  Versicherung  der 
Arbeiter  gegen  Krankheit,  Invalidität  und  Alter  durchzuführen,  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  den  Unternehmern  ein  nicht  unbedeutender  Beitrag  zur  Durchführung 
dieser  Versicherungsarten  auferlegt  werden  wird.  Ein  Vorschlag,  der  darauf  aus- 
ginge, die  Unternehmer  durch  Gesetz  zu  zwingen,  Zuschüsse  zu  den  Arbeitsloseu- 
kassen  zu  geben,  würde  wahrscheinlich  nicht  einmal  die  Zustimmung  der  Arbeiter 
selbst  gewinnen. 

In  Anbetracht  dessen  schlug  das  Komitee  vor,  daß  alle  norwegischen  Arbeits- 
losenkassen,  welche  die  in  der  Gesetzvorlage  gestellten  Bedingungen  erfüllen,  die 
Berechtigung  haben  sollen,  von  Staat  und  Gemeinde  ein  Drittel  der  Beträge,  mit 
denen  sie  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  nachweislich  ihre  in  Norwegen  wohn- 
haften Versicherungsnehmer  unterstützt  haben,  zurückzuerhalten. 

Dieser  Vorschlag  beruht  teilweise  auf  denselben  allgemeinen  Prinzipien,  die 
in  andern  Ländern  bei  der  in  den  letzten  Jahren  ins  Werk  gesetzten  Unterstützung 
der  Arbeitslosenkassen  von  seiten  einzelner  Gemeinden  zur  Anwendung  gekommen 
sind.     Besonders  stimmt  er  mit  seinen  ausländischen  Vorbildern  in  dem  wichtigen 
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Punkt  übereiD»  daß  die  öffeutlichen  Beiträge  nicht  unmittelbar  den  Arbeitslosen- 
kassen, sondern  nur  den  einzelnen  Arbeitslosen  zugute  kommen  sollen.  Die  Ab- 
sicht ist  nämlich  nicht,  daß  die  Kassen  als  solche  die  Beiträge  erhalten  sollen; 
vielmehr  sollen  die  einzelnen  Versicherungsnehmer^  die  von  unverschuldeter  Arbeits- 
losigkeit betroffen  werden,  den  öffentlichen  Beitrag  als  einen  Zuschuß  zu  der 
Unterstützung,  die  sie  sich  durch  ihre  eignen  Einschüsse  gesichert  haben,  aus- 
gezahlt erhalten,  so  daß  also  diese  Unterstützung  höher  oder  von  längerer  Dauer 
sein  kann.  Nach  dem  Vorschlag  des  Komitees  werden  in  Wirklichkeit  die  Arbeits- 
losenkassen den  öffentlichen  Beitrag  vorschußweise  zusammen  mit  der  selbst- 
erworbenen Unterstützung  ihren  arbeitslosen  Mitgliedern  auszahlen  und  sodann 
vierteljährlich  die  vorschußweise  ausbezahlten  Summen  von  der  Oeffentlichkeit 
zurückerstattet  erhalten.  In  diesem  Punkte  fällt  der  Gesetzesvorschlag  des  Komitees 
mit  dem  sogenannten  Genter  System  zusammen. 

Dagegen  ist  die  Form  der  Unterstützung,  die  das  Komitee  vorschlug,  im 
wesentlichen  ganz  neu.  Vor  allem  ist  die  Unterstützung  nicht  auf  einzelne  Ge- 
meinden beschränkt,  sondern  umfaßt  das  ganze  Land  und  wird  infolgedessen  weit 
wirkungsvoller  als  an  andern  Orten  ausfallen.  Gleichzeitig  wird  die  Verwaltung 
trotzdem  mit  einem  viel  einfacheren  und  billigeren  Apparat  ins  Werk  gesetzt 
werden,  als  dies  anderswo  der  Fall  ist.  Das  Komitee  wich  nämlich  von  der  Ord- 
nung des  Genter  Systems  ab,  nach  welchem  durch  eine  Reihe  von  Jahren  eine 
feste  jährliche  Summe  abgesetzt  wird,  die  als  ein  gesonderter  Fonds  verwaltet 
wird,  aus  dem  die  Zuschüsse  an  die  Arbeitslosenkassen  entrichtet  werden.  Statt 
dessen  schlug  das  Komitee  vor,  daß  die  Beiträge  von  Staat  und  Gemeinde  immer 
ein  Drittel  der  Unterstützungen  ausmachen  sollen,  welche  die  Arbeitslosenkassen 
nachweislich  selbst  ausbezahlt  haben. 

Die  Vorteile  dieser  neuen  Ordnung  sind  einleuchtend.  Dadurch,  daß  kein 
Zuschußfonds  angesammelt  wird,  vermeidet  man  erstens  alle  mit  der  Verwaltung 
eines  solchen  Fonds  verbundenen  Ausgaben,  wie  auch  die  Ernennung  eigner  Auf- 
sichtsbeamter überflüssig  gemacht  wird.  Weiter  aber  vermeidet  man  —  und  das 
ist  von  noch  größerer  B^eutung  —  jede  Willkürlichkeit  und  Ungleichmäßigkeit 
in  der  Leistung  der  öffentlichen  Beiträge.  Wenn  nämlich  diese,  wie  beim  (Jenter 
System,  von  vornherein  auf  einen  bestimmten  Betrag  festgesetzt  werden,  muß  es  jeder- 
zeit dem  Aufsichtsrat  überlassen  werden,  die  Höhe  der  Zuschußprozente  zu  be- 
stimmen, wobei  natürlich  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  sich  Willkürliohkeiten  ein- 
schleichen. Doch  was  noch  schlimmer  ist,  während  dieser  Prozentsatz  in  den 
guten  Zeiten  mit  geringer  Arbeitslosigkeit  und  geringem  Bedürfnis  nach  öffent- 
lichen Beiträgen  sehr  hoch  gehalten  werden  kann,  wird  er  mit  Naturnotwendigkeit 
gerade  in  den  schlechten  Zeiten,  wo  die  Arbeitslosigkeit  zunimmt,  und  die  Arbeits- 
losenkassen oft  in  die  schwierigste  Lage  kommen,  niedriger  werden.  Nach  der 
Gesetzvorlage  des  Komitees  ist  dagegen  jede  Willkürlichkeit  ausgeschlossen,  indem 
das  Zuschußprozent  an  sich  immer  das  gleiche  bleibt.  Infolgedessen  werden  die 
Beiträge  von  Staat  und  Gemeinde  stets  wechseln,  da  sie  sich  stets  nach  dem  Be- 
darf richten.  Sie  werden  in  guten  Zeiten  klein  sein,  wenn  die  Arbeitslosigkeit 
und  das  Bedürfnis  nach  öffentlicher  Hilfe  gering  ist,  und  zunehmen,  je  nachdem 
die  Arbeitslosigkeit  in  den  schlechteren  Zeiten  wächst;  sie  werden  sich  also  jeder- 
zeit genau  ihrem  Zweck  anpassen. 

Im  übrigen  hat  das  Komitee  seiner  Arbeit  folgende  allgemeine  Prinzipien 
zugrunde  gelegt: 

1.  Der  Zweck  der  Veranstaltung  ist,  die  im  Dienste  Änderer  stehenden 
Arbeiter  zu  ermuntern  und  zu  uuterstützen  in  ihren  Bestrebungen,  sich  durch 
eigene  Hilfe  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit, 
die  weder  durch  Krankheit,  Invalidität  oder  Alter,  noch  durch  Streik  oder  Aus- 
sperrung verursacht  worden  ist,  zu  sichern. 

2.  Die  durch  die  öffentlichen  Zuschüsse  an  norwegische  Arbeitslosenkassen 
verursachten  Ausgaben  werden  zwischen  Staat  und  Gemeinde  verteilt,  doch  so, 
daß  sie  im  wesentlichen  den  Gemeinden  obliegen. 

3.  Die  von  Staat  und  Gemeinde  zu  diesem  Zweck  entrichteten  Geldsummen 
müssen    immer    einen    bestimmten   Bruchteil    des   Betrages   ausmachen,    den    die 
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Arbeitslosenkassen   selbst  beschafft  nnd  bereits  an  ihre  Versichenmgsnehmer  als 
Arbeitslosenuntersttttzung  ausbezahlt  haben. 

4.  Jeder  Beitrag  der  Oeffentlichkeit  an  die  Arbeitslosenkassen  muß  unter 
solchen  Bedingungen  geleistet  werden,  daß  sie  wenn  möglich  allen  Arbeitern  zu* 
gute  kommen,  die  gewillt  sind,  sich  gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  zu 
versichern. 

5.  Den  Begründern  von  Arbeitslosenkassen  soll  die  Einrichtung  derselben  zu 
freier  Selbstbestimmung  überlassen  werden.  Keine  andern  Eingriffe  in  die  Ord- 
nung und  Verwaltung,  der  Kassen  dürfen  also  gemacht  werden  als  solche,  die  zur 
Durchführung  der  hier  angeführten  allgemeinen  Prinzipien  notwendig  sind. 

Die  Durchführung  dieser  Prinzipien  in  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  ist 
indes,  wie  im  folgenden  gezeigt  werden  wird,  verschiedentlich  auf  Schwierigkeiten 
gestoßen. 


8.    Die   Form    der   öffentlichen   Beiträge    und    ihre   Verteilung 
zwischen    Staat   und    Gemeinde. 

Wenn  alle  Gemeinden  des  Landes  freiwillig  Zuschüsse  an  die  norwegischen 
Arbeitslosenkassen  geben  würden,  so  wäre  ja  das  unleugbar  in  gewisser  Weise 
die  idealste  Ordnung.  Doch  hierzu  hatte  sich  noch  keine  von  den  Gemeinden  des 
Jtißudes  entschlossen.  Es  läßt  sich  auch,  wie  bereits  angedeutet,  nicht  leugnen, 
daß  ein  solcher  Schritt  von  einer  einzelnen  Gemeinde  mit  sehr  ernsthaften  Bedenken 
verbunden  sein  kann,  und  zwar  vorwiegend  aus  dem  Grunde,  daß  die  unfraglich 
bedeutendsten  norwegischen  Arbeitslosenkassen  Landesorganisationen  und  folglich 
nicht  an  einzelne  Gemeinden  geknüpft  sind. 

Man  denke  sich,  eine  einzelne  Gemeinde,  z.  B.  Christiania,  bewilligte  einen 
Betrag  zur  Unterstützung  der  Arbeitslosenkassen.  Es  ist  klar,  daß  dieser  Zuschuß 
zu  den  Arbeitslosenunterstützungen  den  in  Christiania  einheimischen  Mitgliedern 
der  Kasse  zugute  kommen  müßte.  Denn  die  Verteilung  ihrer  Zuschüsse  auf  alle 
Mitglieder  einer  sich  über  das  ganze  Land  erstreckenden  Kasse  würde  die  Stadt- 
verwaltung von  Christiania  natürlich  nicht  zugeben,  auch  würde  der  Zuschuß  einer 
einzelnen  Gemeinde,  auf  eine  so  große  Anzahl  Arbeiter  verteilt,  keine  nennenswerte 
Unterstützung  abgeben.  Es  dürfte  daher  der  von  einer  einzelnen  Gemeinde  be- 
willigte Zuschuß  allein  zum  Vorteil  derjenigen  Arbeiter  angewandt  werden,  die  in 
der  betreffenden  Gemeinde  ihr  Heimatsrecht  haben.  Dadurch  würden  indessen  die 
Mitglieder  dieser  Gemeinde  in  eine  begünstigte  Sonderstellung  kommen,  was  von 
allgemeingültigen  Gresichtspunkten  gegen  die  übrigen  Mitglieder  der  Kasse,  die  alle 
dieselben  Opfer  gebracht  haben,  um  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  er- 
reichen, kaum  gerecht  sein  würde.  Dazu  konmit  dann  noch,  daß  es  offenbar  im 
Interesse  aller  Arbeiter  liegen  würde,  so  bald  wie  möglich  Heimatsrecht  in  der 
zuschußzahlenden  Gemeinde  zu  erlangen,  und  im  Interesse  aller  Kassen,  ihnen  da- 
zu zu  verhelfen.  Solange  die  anderen  Gemeinden  dem  Beispiel  nicht  folgen,  wird 
mit  anderen  Worten  eine  Zuschußzahlung  an  die  Arbeitslosenkassen  von  selten 
einer  einzelnen  Gemeinde  dieser  eine  ganz  besondere  Anziehungskraft  für  den 
Zuzug  von  Arbeitern  verleihen  und  das  wäre  besonders  für  die  großen  Städte  recht 
bedenklich.  Nicht  nur  im  Hinblick  auf  die  Wirkungskraft  der  Veranstaltung  selbst, 
sondern  auch  aus  anderen  Gründen  gilt  es  daher,  alle  oder  jedenfalls  doch  die 
größeren  Gemeinden  gleichzeitig  dazu  zu  bewegen,  Zuschüsse  zu  den  Arbeits- 
losenkassen zu  bewilligen. 

Am  leichtesten  könnte  nun  der  Staat  das  erreichen,  wenn  er  durch  ein  Ge- 
setz allen  oder  doch  den  größeren  Gemeinden  des  Landes  eine  solche  Zuschuß- 
pflicht geradezu  auferlegte.  Doch  eine  Zwangsveranstaltung  dieser  Art  würde 
zweifellos  als  ein  allzu  starker  Eingriff  in  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden 
großen  Unwillen  erregen.  Das  Komitee  war  daher  sofort  klar  darüber,  daß  es 
einen  solchen  Vorschlag  nicht  machen  dürfe. 
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Ein  anderer  Aasweg  dagegen,  der  im  Komitee  eingehend  behandelt  worde, 
bot  sich  nach  dem  Vorgange  des  dänischen  Gesetzes  vom  29.  März  1904  über 
Zuschüsse  an  die  „Kasse  der  Armen**  (vgl  Heftib):  einer  jeden  Gemeinde,  die 
sich  willig  zeigt,  in  der  im  Gesetz  angegebenen  Weise  Zuschüsse  an  die  Arbeits- 
losenkassen zu  geben,  das  Recht  zuzusichern,  einen  Teil  der  Summe  aus  der  Staats- 
kasse rückerstattet  zu  erhalten.  In  einer  solcheju  Gesetzbestimmuug  läge  zweifellos 
eine  kräftige  Ermunterung  für  die  Gemeinden,  Zuschüsse  zu  bewilligen.  Dadurch, 
daß  man  den  Staat  einen  Teil,  z.  B.  ein  Drittel  der  Auslagen  an  die  Gemeinden 
zurückbezahlen  ließe,  würde  der  Nachteil  der  größeren  Anziehungskraft  der  zu- 
schußzahlenden Gemeinden  vermutlich  voll  aufgewogen  werden.  Ließe  man  den 
Staat  gegebenenfalls  den  Gemeinden  noch  mehr,  z.  B.  die  Hälfte  ihrer  Auslagen 
zurückerstatten,  so  könnte  man  ihnen  auch,  \ohne  sie  von  der  Zahlung  der  Zu- 
schüsse abzuschrecken,  verschiedene  Bedingungen  stellen,  und  da  vor  allem  die, 
daß  die  Gemeinden  nicht  an  dem  oft  so  beschwerlichen  Heimatsrechtprinzip  fest- 
halten, sondern  an  alle  Mitglieder  der  Kassen,  die  für  den  Augenblick  innerhalb 
der  Gemeinde  ihren  Wohnsitz  haben,  Zuschuß  zahlen  sollten. 

Gegen  diese  Ordnung  läßt  sich  indessen  der  Haupteinwand  erheben,  daß 
man  im  voraus  durchaus  keine  Gewißheit  dafür  hat,  daß  überhaupt  etwas  Prak- 
tisches dabei  herauskommt.  Möglich,  daß  eine  einzelne  oder  mehrere  Gemeinden, 
verlockt  durch  das  Rückerstattungsversprechen  von  selten  des  Staates,  sich  zu  dem 
Zuschuß  an  die  Arbeitslosenkassen  entschließen  würden,  aber  es  ist  ebenso  mög- 
lich, daß  keine  einzige  Gemeinde  sich  dazu  entschließt  Und  sicher  ist  jedenfalls 
das  eine,  daß  allen  Staatszuschüssen  zum  Trotz  immer  eine  ganze  Reihe  von  Ge- 
meinden übrig  bleiben  würde,  die  sich  der  Aufforderung  des  Gesetzes  nachzu- 
kommen weigert.  Selbst  im  besten  Falle  würden  also  die  durch  das  Gesetz 
hervorgerufenen  Gemeindezuschüsse  keine  wirkliche  Landesveranstaltung 
zur  Förderung  der  Versicherung  gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  werden. 
Auch  würde  ein  Teil  der  Arbeiter  des  Landes  gegenüber  ihren  Kameraden  inner- 
halb desselben  Berufes  an  anderen  Orten  in  eine  begünstigte  Stellung  kommen 
and  die  Bewilligungen  des  Staates,  die  doch  natürlich  allen  Arbeitern,  die  sich  zu 
versichern  gewillt  sind,  in  gleichem  Grade  zugute  kommen  sollten,  würden  nur 
denen  zum  Vorteil  gereichen,  die  zufällig  Wohnsitz  oder  Heimatrecht  in  einer 
der  Gemeinden  hätten,  die  der  durch  das  Gesetz  gegebenen  Anregung  Folge 
leisteten.. 

Vorausgesetzt,  daß  man  in  einem  ganzen  Lande  der  Arbeitslosenversicherung 
durch  öffentliche  Mittel  aufzuhelfen  suchen  will,  so  führt  aus  diesen  Schwierig- 
keiten kaum  ein  anderer  Weg  als  der,  den  das  Komitee  gefunden  hat,  indem  es 
vorschlug,  daß  der  Staat  selbst  es  auf  sich  nimmt,  den  Arbeitslosenkassen  die 
Zuschüsse  zu  zahlen,  die  man  für  zweckmäßig  befindet,  und  alsdann  einen  ange- 
messenen Teil  von  den  Gemeinden  einzieht,  deren  Mi^liedern  der  Staatszuschuß 
zngute  gekommen  ist.  Dieser  Vorschlag  ist  in  den  §§  1  und  3  des  Gesetzent- 
wurfes enthalten.  §  1  bestimmte  nämlich,  daß  alle  norwegischen  Arbeitslosenkassen, 
welche  die  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllen,  das  Recht  haben  sollten,  aus  der 
Staatskasse  ein  Drittel  der  Geldbeträge,  womit  sie  ihre  im  Lande  wohnhaften  Versiche- 
rungsnehmer unterstützen,  zurückerstattet  zu  erhalten.  Und  an  diese  Bestimmungen 
knüpfte  sich  §  3,  nach  welchem  zwei  Drittel  der  Beträge,  die  der  Staat  in  dieser 
Weise  verausgabt,  einmal  jährlich  von  den  Land-  und  Stadtgemeinden  eingezogen 
werden  sollen,  in  denen  die  Arbeiter,  die  Arbeitslosenunterstützung  genossen  haben, 
nachweislich  ein  Jahr  ununterbrochen  Wohnsitz  gehabt  haben. 

Hiermit  ist  die  glückliche  Lösung  einer  praktisch  schwierigen  Frage  gefunden. 
Unmöglich  kann  eine  Ungerechtigkeit  darin  liegen,  den  Gemeinden  eine  derartige 
Rückerstattungspflicht  dem  Staat  gegenüber  aufeuerlegen,  wie  ja  auch  die  Staats- 
und Gemeindeverwaltung  allgemein  die  verschiedenartigsten  Beispiele  dafür  auf- 
weist, daß  Staat  und  Gemeinde  die  Ausgaben  öffentlicher  Veranstaltungen  nach 
einem  durch  die  Gesetzgebung  oder  auf  andere  Weise  festgestellten  Verhältnis 
untereinander  teilen.  Vom  Standpunkt  des  Gemeinnutzens  aus  wird  außerdem  eine 
solche  Rückerstattungspflicht  der  Gemeinden  den  Vorteil  mit  sich  bringen,  daß 
diese  ein  noch  stärkeres  Interesse  daran  haben  werden,  die  Arbeitslosigkeit  durch 
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eine  zweckdieDliche  Verteilimg  der  kommtiDaleD  Arbeiten  und  durch  andere  auf 
Einschränkung  der  Arbeitslosigkeit  zielende  Bestrebungen  zu  bekämpfen.  Für  die 
Gemeinden  selbst  wird  die  Verwaltung  des  Staates  und  seiner  Geldbeiträge  zur 
Durchführung  der  Veranstaltung  die  Unbequemlichkeit  und  etwaigen  Ausgaben  bei 
der  Beaufsichtigung  der  Tätigkeit  der  Arbeitslosenkassen,  zu  welcher  der  Gesetz- 
vorschlag die  rückerstattungspflichtigen  Gemeinden  berechtigt,  und  die  sich  wahr- 
scheinlich auch  —  jedenfalls  in  den  größeren  Gemeinden  —  als  wünschenswert 
erweisen  wird,  mehr  als  aufwiegen. 

Sollten  nun,  wie  ja  zu  hoffen  ist,  die  öffentlichen  Zuschüsse  den  Anstoß  zu 
einer  derartigen  Entwicklung  der  Arbeitslosenversicherung  geben,  daß  die  Armen- 
ausgaben dadurch  in  wesentlichem  Grade  vermindert  würden,  dann  würde  die 
Rückerstattungspflicht,  die  der  Gesetzentwurf  den  Gemeinden  auferlegt,  zweifellos 
den  kommunalen  Finanzen  direkt  zum  Vorteil  gereichen.  Im  Jahre  1904,  als  die 
Arbeitslosigkeit  ungewöhnlich  groß  war,  bezahlten  die  bestehenden  norwegischen 
Arbeitslosenkassen  im  ganzen  Unterstützungen  zu  einem  Betrage  von  rund  60  000  Kr. 
Hiervon  hätten  nach  dem  Vorschlag  des  Komitees  ein  Drittel  =  rund  20  000  Kr. 
vom  Staat  an  die  Kassen  zurückbezahlt  werden  müssen,  der  seinerseits  nicht  ganz 
7000  Kr.  des  genannten  Betrages  zu  tragen  gehabt  hätte,  während  die  Gemeinden 
des  Landes  zusammen  mit  dem  Staat  die  übrigen  13 — 14  000  Kr.  hätten  zurück- 
bezahlen müssen.  Vorausgesetzt  selbst,  daß  der  Betrieb  der  Kassen,  auf  Grundlage 
der  öffentlichen  Zuschüsse,  einen  so  großartigen  Aufschwung  nähme,  daß  die  hier 
genannten  2iahlen  sich  im  Laufe  weniger  JaJ^e  verfünffacht  und  die  Arbeitslosen- 
kassen also  rund  300  000  Kr.  an  Unterstützung  auszuzahlen  hätten,  so  würden 
doch  die  auf  Staat  und  Gemeinde  fallenden  Ausgaben,  zusammen  rund  lÖO  000  Kr., 
nicht  sonderlich  ftlhlbar  sein,  de^n  schon  die  Verminderung  der  Armenausgaben 
um  ein  einziges  Prozent  würde  in  Norwegen,  wo  die  Armenpflege  im  Jahre  1904 
über  10  700  000  Kr.  verschlang,  wie  man  sieht,  mehr  als  ausreichend  sein,  um  den 
Gemeinden  ihre  sowie  des  Staates  Zuschüsse  an  die  Arbeitslosenkassen  mit  7®/^ 
Zinsen  zurückznbezahlen.  Selbst  wenn  man  so  weit  kommen  sollte,  den  Gemeinden 
aufzuerlegen,  der  Staatskasse  den  vollen  Betrag  ihrer  Auslagen  an  die  Arbeits- 
losenkassen zurückzuerstatten,  so  würde  dies  —  vom  rein  finanziellen  Standpunkt 
aus  betrachtet  —  irgendwie  größere  Bedenken  nicht  zu  erregen  brauchen. 

Wenn  das  Komitee  dessenungeachtet  daran  festhielt,  daß  auch  der  Staat  einen 
angemessenen  Anteil  der  öffentlichen  Beiträge  an  die  Arbeitslosenkassen  tragen  sollte, 
so  hatte  das  seinen  Grund  vor  allem  darin,  daß  der  Staat  sowohl  ein  humanitäres  wie 
auch  ein  ökonomisches  Interesse  daran  hat,  daß  die  Arbeiter  durch  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  so  weit  wie  möglich  vor  dem  Versinken  in  wirtschaftliches 
Elend  bewahrt  bleiben.  Außerdem  aber  wird  ein  solcher  Zuschuß  des  Staates  in 
hohem  Grade  geeignet  sein,  jeglichen  etwaigen  Unwillen  von  seiten  der  in  finan- 
zieller Hinsicht  oft  stark  beanspruchten  Gemeinden  gegen  die  vorgeschlagene 
Veranstaltung  aus  dem  Wege  zu  räumen. 


9.  Die  Oeffnung  der  Arbeitslosenkassen  für  neue  Versicherungs- 
nehmer. 

Mit  vollem  Recht  wird  die  Forderung  gestellt,  daß  jeder  Beitrag  von  der 
Oeffentlichkeit  an  die  Arbeitslosenkassen  unter  solchen  Bedingungen  gegeben  werde, 
daß  er  so  weit  wie  möglich  in  gleichem  Grade  allen  Arbeitern  zugute  kommt, 
die  sich  gegen  unverschuldete  -Arbeitslosigkeit  zu  versichern  gewillt  sind.  Das 
departementale  Komitee  hat  diese  Forderung  daher  auch  ausdrücklich  als  eines 
der  Grundprinzipien  anerkannt,  auf  denen  es  seinen  Entwurf  zum  Gesetz  über 
Staats-  und  Kommunalbeitrag  zu  norwegischen  Arbeitslosenkassen  aufgebaut  bat 
Die  Berechtigung  einer  solchen  Forderung  von  Seiten  der  beitragzahlenden  öffent- 
lichen Behörden  wird  in  Wirklichkeit  allseitig  anerkannt.  Aber  eine  theoretisch 
richtige  und  praktisch  brauchbare  Form  dafür  zu  finden,  hat  sich  als  ein  schwieriges 
Problem  erwiesen,  das  in  vollendeter  Weise  zu  lösen  bisher  nirgends  gelungen  ist 
Die   Schwierigkeit    schreibt    sich   daher,    daß    die   Arbeitslosenkassen   fast   aus- 
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nahmslos  an  die  Gewerkvereine  der  Arbeiter  angegliedert  sind  and  aUer  Wahr* 
scbeinlichkeit  nach  im  großen  und  ganzen  das  auch  in  Zoknnft  sein  werden,  da 
das  Gedeihen  der  Kassen  erschwert  wird,  wenn  sie  sich  nicht  an!  beruflicher  Grund- 
lage aufbauen.  Infolgedessen  kann  in  der  Regel  niemand  Mitglied  einer  Arbeits- 
losenkasse werden,  ohne  gleichzeitig  lq  einen  Gewerkyerein  einzutreten  und  auch 
fttr  diesen  seinen  Beitrag  zu  zahlen. 

Die  Zwecke  eines  Gewerkvereins  gehen  indessen  sehr  viel  weiter  als  nur 
zur  Umfassung  einer  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit,  da  sie  überhaupt  die 
Aufgabe  haben,  die  wirtschaftlichen  und  beruflichen  Interessen  ihrer  Mitglieder  zu 
walu-en.  Sie  haben  häufig  eine  Kranken-  und  Beerdigungskasse,  ebenso  wie  sie 
Streikkassen  gründen,  um  über  einen  Teil  ihrer  Mittel  zur  Unterstützung  ihrer 
Mitglieder  oder  anderer  Arbeiter  während  eines  Streiks  oder  einer  Aussperrung 
verfügen  zu  können.  Femer  können  sie  Geld  bewilligen  zum  Betriebe  eines 
Zeitungsuntemehmens  und  überhaupt  zu  jedwedem  Zweck,  den  der  Verein  für 
dienlich  hält 

Unter  diesen  Umständen  hat  es,  wie  schon  früher  bemerkt,  augenscheinlich 
ganz  überwiegende  Bedenken,  diejenigen,  die  sich  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  ver- 
sichern wünschen,  in  irgendeiner  Weise  zu  zwingen,  sich  wider  ihren  Willen  zum 
Eintritt  in  einen  Gewerkverein  anzumelden  mit  der  Verpflichtung,  zu  einer  Reihe 
von  Vereinszwecken,  wie  die  oben  genannten,  gleichfalls  beizusteuern.  Besonders 
deshalb  wäre  ein  solcher  Zwang  bedenklich,  da  mehrere  dieser  Zwecke  Momente 
politischer  Natur  enthalten,  wie  z.  B.  Zeitungsuntemehmen,  oder  ein  Auftreten  zu- 
gunsten einzelner  Interessengruppen  in  ihrem  Kampf  gegen  andere  Interessen- 
gruppen bezwecken,  wie  das  z.  B.  bei  einem  Streik  oder  Lockout  geschiehi  Es 
ist  selbstverständlich  nicht  angängig,  daß  Staat  und  Gemeinde  in  solchen  Streit- 
fragen indirekt  Partei  ergreifen  durch  Gewährung  von  Geldbeträgen,  die  faktisch 
keinen  anderen  Arbeitern  zugute  kommen  als  solchen,  welche  die  bestehenden  Ge- 
werkvereine zu  fördern  gewillt  sind. 

Gegen  die  hier  angeführten  Bedenken  wird  nun  freilich  besonders  von  selten 
der  Gewerkvereine  eingewandt,  daß  ja  den  Arbeitern,  die  mit  den  innerhalb  ihres 
Berufes  bestehenden  Organisationen  nicht  zufrieden  sind,  durchaus  nichts  im 
Wege  steht,  entweder  selbst  neue  zu  begründen,  oder,  ohne  Gewerkvereine  zu  bilden,, 
ihre  eigenen  Arbeitslosenkassen  auf  beruflicher  bzw.  nichtberuflicher  Grundlage  zu 
gründen.  Rein  theoretisch  angesehen  ist  das  allerdings  richtig  und  es  ist,  besonders 
wenn  Staat  und  Gemeinde  sich  entschließen,  Beiträge  an  die  Arbeitslosenkassen 
zu  geben,  auch  an  sich  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Entwicklung  eine  Richtung 
einschlagen  wird,  wodurch  neue  Gewerkvereine  und  Arbeitslosenkassen  errichtet 
werden,  die  entweder  ganz  unpolitisch  sind  oder  sich  an  andere  politische  Parteien 
anschließen,  als  die  jetzt  bestehenden  Gewerkvereine.  In  der  Stadt  Gent  gibt  es, 
wie  bereits  erwähnt,  neben  den  sozialistischen  zugleich  auch  antisozialistische 
(katholische),  liberale  und  politisch  neutrale  Arbeitervereine,  deren  Arbeitslosen- 
kassen durchweg  Gemeindezuschüsse  beziehen.  Indessen  ist  es  erstens  vom  eigenen 
Gesichtspunkt  der  Arbeitslosenversicherung  aus  sehr  zweifelhaft,  ob  eine  solche 
Entwicklung  eigentlich  wünschenswert  ist.  Selbst  innerhalb  der  größeren  Gewerbe 
gibt  es  oft  nicht  so  viele  Arbeiter,  um  das  Risiko  auf  eine  hinreichend  große 
Anzahl  Versicherungsnehmer  verteilen  zu  können,  und  in  all  den  Gewerbszweigen, 
wo  die  Anzahl  der  Arbeiter  überhaupt  klein  ist,  wäre  es  ohnehin  unmöglich, 
mehrere  Kassen  zu  errichten,  da  für  diese  unter  keinen  Umständen  Mitglieder 
genug  vorhanden  sind. 

Welche  Richtung  daher  die  Entwicklung  auch  nehmen  mag,  sicher  ist,  daß 
innerhalb  der  verschiedenen  Gewerbe  jederzeit  Arbeiter  vorhanden  sind,  die  sich 
gern  gegen  Arbeitslosigkeit  versichern  möchten,  zumal  wenn  die  OeflFentlichkeit 
etwas  zu  der  Versicherung  zuschießt,  die  jedoch  ganz  außerstande  sind,  auf  eigene 
Hand  Arbeitslosenkassen  zu  errichten.  Sollten  nun  diese  Arbeiter  aus  politischen 
oder  andern  Gründen  nicht  wünschen,  Mitglieder  der  bestehenden  Vereine  zu  werden 
—  und  hierzu  haben  sie  als  freie  Bürger  natürlich  volles  Recht  — ,  so  würde  ihnen 
in  Wirklichkeit  verwehrt  sein,  die  Staats-  und  Gemeindebeiträge  zu  erhalten,  wenn 
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nicht  entweder  die  Gewerkvereine  ihnen  ihre  Arbeitslosenkassen  gleichzeitig  öffiien 
oder  in  anderer  Weise  Sorge  getragen  wird,  daß  die  öffentlichen  Beiträge  auch 
ihnen  zufließen. 

Das  Komitee  war  sich  von  Anlang  an  darüber, klar,  daß  es  einen  Vorschlag 
über  öffentliche  Beiträge  an  indi\ridaelle  Sparer  nicht  ausarbeiten  wollte.  Eine 
solche  Veranstaltung  würde  nämlich  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ebensowenig 
wie  in  andern  Ländern  zu  einem  Ergebnis  führen.  Und  selbst  wenn  es  glücken 
sollte  und  sich  wirklich  eine  beträchtliche  Anzahl  individueller  Sparer  meldete, 
so  würde  es  sicher  gehen  wie  in  Gent,  wo  sich  allerdings  in  neuerer  Zeit  Spar- 
vereine gebildet  haben,  um  sich  die  Gemeindezuschüsse  zuzuwenden,  wo  jedoch  der 
Spareifer  von  einem  anderen  höchst  bedenklichen  Eifer  begleitet  wird,  nämlich  dem 
Eifer,  arbeitslos  zu  werden  und  dadurch  die  öffentlichen  Zuschüsse  zu  erlangen. 
Dagegen  hat  in  einer  Arbeitslosenkasse  jedes  einzelne  Mitglied  stets  das  lebhafteste 
Interesse  daran,  daß  keiner  von  den  andern  unter  dem  Vorwand  der  Arbritslosigkeit 
die  gemeinsamen  Mittel  der  Kasse  auhehrt,  weshalb  jeder  Fall  von  Arbeitslosigkeit 
anter  den  Mitgliedern,  ehe  irgendeine  Unterstützung  zur  Auszahlung  gelangt,  der 
strengsten  Kontrolle  unterzogen  wird.  Die  individuellen  Sparer  oder  Mitglieder 
einer  Sparkasse,  die  jeder  ihre  gesonderten  Mittel  besitzen,  haben  so  gut  wie  gar 
kein  Interesse  und  häufig  auch  keine  Gelegenheit,  sich  untereinander  zu  kontrollieren. 
Selbst  unter  Bedingungen,  wo  eine  Unterstützung  der  Arbeitslosenkassen  von  Seiten 
der  Oeffentlichkeit.  als  ganz  unbedenklich  betrachtet  werden  muß,  würde  man 
daher  gerade  durch  eine  „wohlgelungene"  Form  der  öffentlichen  Beilage  an  die 
individuellen  Sparer  dem  Staat  und  der  Gemeinde  eine  Kontrolle  aufbürden,  deren 
sie  nicht  mächtig  wären,  und  unberechenbaren  Mißbräuchen  Tür  und  Tor  öffnen. 

Als  Bedingung  für  die  Berechtigung  der  Kassen,  Staats-  und  Gemeindebeiträge 
zu  erhalten,  verlangte  das  Komitee  von  den  Arbeitslosenkassen  jedoch  nicht,  daß 
die  Vereine,  an  die  sie  angegliedert  sind,  ohne  weiteres  außerhalbstehende  Arbeiter 
als  Mitglieder  ihrer  Kassen  aufnehmen  müßten,  möglicherweise  mit  der  Folge,  daß 
diese  Kassen  sich  von  ihren  Vereinen  losreißen  könnten.  Einerseits  würde  die 
Annahme  einer  solchen  Bedingung  sicher  auf  heftigen  Widerstand  der  Gewerk- 
vereine stoßen  und  es  wäre  nicht  unwahrscheinlich,  daß  viele  die  öffentlichen 
Beiträge  einfach  ablehnen  würden.  Andererseits  ist  sie  auch  gar  nicht  einmal 
notwendig,  um  den  Einwand  zurückzuweisen,  daß  man  durch  die  vorgeschlagenen 
Staats-  und  Gemeindebeiträge  die  bestehenden  Gewerkvereine  einseitig  begünstigen 
würde.  Wenn  von  selten  der  letzteren  behauptet  wird,  daß  es  wesentlich  die  Ge- 
werkvereine sind,  die  das  Solidaritätsgefühl  und  den  Zusammenhalt  geschaffen 
haben,  welche  u.  a.  zu  der  Errichtung  von  Arbeitslosenkassen  geführt  haben,  und 
daß  man  darum,  selbst  gegen  Bezahlung  in  klingender  Münze,  diese  Kassen  den 
außerhalb  der  Vereine  stehenden  Arbeitern  nicht  ausliefern  dürfe,  so  kann  die 
Berechtigung  dieser  Schlußfolgerung  vollauf  zugegeben  werden.  Außerdem  ist  es 
nicht  zu  bestreiten,  daß,  wenn  die  Gewerkvereine  ihre  Arbeitslosenkassen  ohne 
weiteres  außerhalbstehenden  Arbeitern  öffneten,  diese  in  Wirklichkeit  eine  niedrigere 
Versicherungsprämie  bezahlen  würden  als  die  eigenen  Mitglieder  des  Vereins.  In 
dem  Teil  des  Vereinsbeitrages,  der  für  die  Arbeitslosenkassen  abgesetzt  wird,  ist 
nämlich  in  der  Regel  nichts  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  der  Kasse  einbe- 
griffen, da  diese  teils  einzelnen  Mitgliedern  als  unbesoldetes  Vertranensamt  obliegen, 
teils  aus  einer  für  alle  Vereinszwecke  gemeinsamen  Verwaltungskasse  gedeckt 
werden,  zu  der  ein  besonderer  Beitrag  bezahlt  wird. 

Aus  den  hier  angeführten  Gründen  hatte  das  Komitee  nichts  dagegen  einzu- 
wenden, daß  die  Vereine,  die  Arbeitslosenkassen  entweder  schon  errichtet  haben 
oder  zu  errichten  gedenken,  auch  ferner  das  alleinige  Verfügungsrecht  darüber 
behalten,  auch  wenn  sie  Beiträge  von  Staat  und  Gemeinde  empfangen.  Ebenso- 
wenig wollte  man  den  außerhalb  der  Vereine  stehenden  Arbeitern  das  Recht 
zugestehen,  sich  in  den  Kassen  unter  billigeren  Bedingungen  als  die  eigenen  Mit- 
glieder der  Kasse  zu  versichern.  Was  man  durchzuführen  versuchte,  ist  einzig  und 
allein  eine  Ordnung,  wodurch  auch  außerhalb  der  Vereine  stehenden  Arbeitern,  die 
sich  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  versichern  wünschen,  die  Gelegenheit  geboten  wird, 
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die  Staats-  und  Gemeindebeiträgey  die  den  VereiDsmitgliedern  zagate  kommen,  mit 
zn  genießen. 

Nach  den  im  §  6  der  Gesetzroriage  enthaltenen  Bestimmungen  wird  daher  rer- 
langt,  daß  die  beniflichen  oder  niohtbemflichen  Vereine,  an  welche  Arbeitslosen- 
kassen angegliedert  sind,  als  Entgelt  dafür,  daß  diese  Anspruch  auf  öffentliche  Bei- 
träge erheben  dürfen,  auch  andern  Arbeitern,  die  denselben  Berufszweigen  an- 
gehören wie  die  Mitglieder  der  Kasse,  gestatten  sollen,  sich  in  den  Kassen  unter 
denselben  wirtschaftlichen  Bedingungen  wie  die  Vereinsmitglieder  zu  versichem. 
Aber  die  außerhalb  der  Vereine  stehenden  Versicherungs- 
nehmer sollen,  vorausgesetzt  daß  nicht  etwa  die  betreffenden  Vereine  selbst  es 
wünschen,  durchaus  nichts  mit  der  Ordnung  und  Verwaltung  der 
Arbeitslosenkassen  zu  tun  haben,  die  in  derselben  Weise  wie 
vorher  auch  ferner  dem  Verein  selber  verbleiben.  Außerdem 
wird  den  Arbeitslosenkassen,  deren  Verwaltung  von  den  Vereinen  bestritten  wird, 
gestattet,  diesen  Versicherungsnehmern  eine  Erhöhung  des  gewöhnlichen  Beitrags 
um  10%  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  aufzuerlegen,  was  bei  einem  hohen 
Kontingent  als  vollständig  ausreichend  angesehen  werden  muß.  Sind  aber  diese 
10%  nicht  ausreichend,  so  kann  das  Kontingent  mit  Billigung  des  Regierungs- 
d^partements  durch  einen  weiteren  Zuschlag  von  höchstens  15  7o  erhöht  werden. 
In  gewissen  Fällen  werden  also  die  außerhalb  des  Vereins  stehenden  Versicherungs- 
nehmer im  ganzen  bis  zu  25%  Zuschlag  zu  dem  Arbeitslosenkontingent  zu  be- 
zahlen haben,  was,  selbst  wenn  dieses  sehr  niedrig  ist,  doch  als  ein  durchaus  be- 
friedigender Ersatz  für  die  durch  die  neuen  Mitglieder  verursachten  Mehrausgaben 
an  Verwaltungskosten  betrachtet  werden  muß. 

Als  Entgelt  für  die  öffentliche  Anerkennung  und  für  die  bedeutende  pekuniäre 
Unterstützung,  die  durch  die  Staats-  und  Gemeindebeiträge  den  Arbeitslosenkassen 
zur  Erreichung  des  Zieles  gewährt  wird,  das  so  viele  Gewerkvereine  mit  Recht 
für  ihre  größte  Aufgabe  ansehen,  wird  also  von  den  Gewerkvereinen  nicht 
das  geringste  Opfer  verlangt.  Denn  die  Bestimmung,  daß  die  Kassen  sich 
neuen  Versicherungsnehmern  öffnen  sollen,  nimmt  den  Vereinen  nichts  von  der 
Herrschaft  über  ihre  Kassen,  sondern  führt  diesen  nur  einen  neuen  Versicherungs- 
bestand zu,  was  vom  versicherungstechnischen  Standpunkt  aus  ein  direkter  und 
unbedingter  Vorteil  ist,  weil  das  Risiko  dadurch  besser  verteilt  wird.  Aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  werden  sich  übrigens  nach  Einführung  der  öffentlichen  Beiträge 
kaum  sehr  viel  andere  Arbeiter  mit  der  Forderung,  in  den  Arbeitslosenkassen  ver- 
sichert zu  werden,  melden,  als  die,  welche  schon  ein  gewisses  Verständnis  für 
die  Bedeutung  der  Solidarität  und  des  Zusammenschlusses  zur  Förderung  gemein- 
samer Zwecke  besitzen,  und  solche  Arbeiter  werden  meist  die  natürliche  Neigung 
haben,  gleichzeitig  Mitglied  eines  Gewerkvereins  zu  werden.  Doch  selbst  wenn 
ein  größerer  Teil  der  neuen  Versicherungsnehmer  sich  den  Gewerkvereinen  nicht 
anschließen  würde,  müßte  es  diesen  Mitgliedern  doch  bloß  eine  Freude  sein,  unter 
ihren  in  sozialpolitischer  Beziehung  andersdenkenden  Berufsgenossen  einer  so  ge- 
meinnützigen Veranstaltung  wie  der  Versicherung  gegen  unverschuldete  Arbeits- 
losigkeit die  Wege  zu  bahnen. 

Das  einzige  Opfer  von  selten  der  Gewerkvereine,  von  dem  in  dieser  Ver- 
bindung die  B(3de  sein  könnte,  wäre  die  Opferung  eines  Vorurteiles,  das  nach 
unserer  modernen  Kulturauffassung  als  eines  gebildeten  Menschen  unwürdig  ange- 
sehen wird,  nämlich  das  Vorurteil  gegen  Andersdenkende.  Sollte  es  wirklich  wider 
alle  Vermutung  Arbeitervereine  geben,  innerhalb  derer  sich  dieses  Vorurteil  so 
stark  geltend  macht,  daß  ihre  Mitglieder  sogar  unter  wirtschaftlich  vorteilhaften 
Bedingungen  andersdenkenden  Arbeitskameraden  verweigern  wollten,  sich  in  ihren 
Arbeitslosenkassen  zu  versichern,  —  da  würden  solche  Gewerkvereine  nicht  allein 
an  Toleranz  und  wahrem  Freisinn  weit  hinter  dem  Verein  der  norwegischen 
Arbeitgeber  zurückstehen,  der  seit  langem  ausdrücklich  das  Prinzip  festhält,  daß 
Gewerkvereinsmitglieder  und  -nichtmitglieder  gleich  behandelt  werden,  sondern 
solche  Vereine  verdienten  wahrlich  weder  die  öffentliche  Anerkennung,  noch  irgend- 
welche pekuniäre  Stütze  von  selten  des  Staates  oder  der  Gemeinde. 
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10.    D^s    aogenommene   Gesetz    über  Staats-    und    Kommanal- 
beiträge   zu   norwegischen   Arbeitslosenkassen. 

Der  Yom  departeinentalen  Komitee  vorgelegte  Entwurf  zum  Gresetz,  betreffend 
Staats-  und  Gemeindebeiträge  zu  norwegischen  Arbeitslosenkassen,  gewann  die 
einstimmige  Zustimmung  der  Begierung,  und  eine  königliche  Proposition,  die  in 
allem  Wesentlichen  mit  dem  Gesetzentwurf  des  departementalen  Komitees  über- 
einstimmt, wurde  am  27.  Februar  1906  dem  Odelsting  vorgelegt  Nur  in  einem 
Punkt  wich  die  Regierung  von  dem  departementalen  Komitee  ab,  indem  sie  vor- 
schlug, daß  Staat  und  Gemeinde  den  Arbeitslosenkassen  liur  ein  Viertel  ihrer 
ausbezahlten  Unterstützungen  zurückerstatten  sollten,  während  das  Komitee  ein 
Drittel  vorgeschlagen  hatte. 

Das  verstärkte  Storthingskomitee  für  soziale  Fragen  (das  Sozialkomitee),  das 
die  Odelstingsproposition  zur  Behandlung  erhielt,  reichte  am  8.  Mai  seinen  Bericht 
ein,  worin  es  sich  in  allem  Wesentlichen  der  Regierung  anschloß.  Einige  wenige 
HinzufUgungen  wurden  jedoch  vom  Sozialkomitee  gemacht.  So  vnrd  im  §  2  be- 
stimmt, daß  die  Arbeitslosenkassen,  die  Staats-  und  Gemeindebeiträge  erhalten 
wollen,  mindestens  die  Hälfte  ihrer  Einnahmen  durch  das  Mitgliederkontingent  be- 
schaffen müssen.  Da  der  Zweck  der  öffentlichen  Beiträge  ja  ist,  den  Arbeitern 
Hilfe  zur  Selbsthilfe  zu  leisten,  will  man  solche  Kassen  nicht  als  rückerstattungs- 
berechtigt anerkennen,  die  ihre  Mittel  zu  mehr  als  der  Hälfte  durch  Beiträge  von 
philanthropischen  Vereinen,  Legaten,  Unternehmern  oder  Anderen  erhalten.  In  solchen 
Kassen  würden  auch  die  Arbeiter  selbst  nicht  genug  wirtschaftliches  Interesse 
daran  haben,  die  Anwendung  der  Mittel  zu  kontrollieren.  —  Demnächst  wird  im 
§  14  bestimmt,  daß  das  Regierungsdepartement  einer  Kasse  das  Recht  zur  Rück- 
erstattung nehmen  kann,  wenn  der  Vorstand  der  Kasse  die  Statuten  bricht  oder 
durch  einen  längeren  Zeitraum  nachweislich  mangelhafte  Angaben  einsendet  — 
Endlich  nahm  das  Sozialkomitee  in  den  Text  des  Gesetzes  selbst  (§  2)  die  Vor- 
schrift auf,  daß  die  Statuten  der  Arbeitslosenkasseu  Bestimmungen  über  eine  Reihe 
von  Punkten  enthalten  sollten,  z.  B.  über  die  Dauer  der  Zeit,  die  man  Mitglied 
einer  Kasse  gewesen  sein  muß,  über  die  Zeit,  welche  die  Arbeitslosigkeit  gedauert 
haben  muß,  ehe  das  Recht  der  Unterstützung  eintritt,  sowie  über  die  Höhe  und 
die  Dauer  der  Unterstützungssummen  und  das  Recht  der  Kassen  zur  Eintreibung 
eines  Eztrabeitrags  und  Herabsetzung  der  Unterstützungssummen.  Hierdurch  wird 
man  erreichen,  daß  schon  das  Gesetz  selbst  die  Vereine  oder  die  Männer,  die  sich 
für  die  Errichtung  neuer  Kassen  interessieren  sollten,  auf  die  Hauptpunkte  auf- 
merksam macht,  auf  denen  sich  die  Statuten  einer  Kasse  aufbauen  müssen,  und 
die  Bestinunuugen  des  Gesetzes  hierüber  geben  den  äußersten  Rahmen  an,  aus  dem 
die  Statuten  einer  Kasse  unbedingt  nicht  heraustreten  dürfen. 

Die  Eingabe  des  Sozialkomitees  wurde  am  21.  und  22.  Mai  im  Odelsting  be- 
handelt, wo  sie  angenommen  wurde,  mit  der  Veränderung,  daß  die  Kassen  nur  für 
diejenigen  ihrer  Versicherungsnehmer  Rückerstattung  ihrer  Unterstützungen  erhalten, 
die  entweder  norwegische  Bürger  sind  oder  sich  die  letzten  fünf  Jahre  im  Lande  auf- 
gehalten haben,  sowie  daß  die  Gemeinde  dem  Staate  gegenüber  erstattungspflichtig 
ist,  sobald  der  Unterstützte  ein  halbes  Jahr  in  ihr  wohnhaft  gewesen  ist.  Da  nun 
kein  Arbeiter  Unterstützung  erhält,  bevor  er  wenigstens  ein  halbes  Jahr  Mitglied 
der  Arbeitslosenkasse  gewesen  ist,  wird  praktisch  genommen  die  Aufenthalts- 
gemeinde immer  die  erstattungspflichtige  sein. 

Nachdem  das  Gresetz  auch  im  Lagting  angenommen  worden  war,  wurde  es 
am  12.  Juni  1906  vom  König  sanktioniert  (s.  Anlage  5). 

Vorher  wurde  erklärt,  wie  es  in  diesem  Gesetze  gelungen  ist,  den  beiden 
größten  Hauptmängeln  des  sogenannten  Genter  Systems  abzuhelfen.  Das  ange- 
nommene Gesetz  unterschied  sich  aber  auch  noch  in  anderen  Stücken  von  der 
in  Gent  eingeführten  Ordnung. 

Erstens  hat  man,  wie  schon  erwähnt,  das  Genter  System  nicht  befolgt,  da 
wo  dieses  durch  die  Oeffentlichkeit  Mittel  zu  einem  Fonds  bewilligen  läAt,  aus 
welchem  dann  wiederum  die  Beiträge  an  die  Arbeitslosenkassen  entnommen  werden 
sollten.    Ein   solcher  Fonds   beansprucht   nämlich   eine   besoldete  Verwaltung  und 
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das  dazo  nötige  Geld  yriid  weit  besser  ea  Beiträgen  an  die  Kasse  verwandt 
werden  können.  Nach  dem  Gesetz  sollen  daber  die  Beiträge  der  Oeffentlichkeit 
direkt  ans  der  Staatskasse  an  die  Arbeitslosenkasse  entrichtet  werden. 

Sodann  hat  das  Gesetz  es  aaeh  nicht  für  richtig  befunden,  daß  die  öffent- 
lichen Beiträge,  wie  das  in  G^nt  der  Fall  ist,  von  vorneherein  auf  eine  bestimmte 
Summe  festgesetzt  werden.  In  Zeiten  geringer  Arbeitslosigkeit,  wo  die  von  den 
Kassen  ausbezahlten  Unterstützung^!  niedrig  sind  und  sich  infolgedessen  das  Be- 
dürfnis nach  Hilfe  nicht  so  stark  geltend  macht,  würden  nämlich  die  Beiträge  eben 
einen  sehr  großen  prozentualen  Zuschuß  zu  den  ausbezahlten  Unterstützungen  aus- 
machen. Dahingegen  würden  sie  gerade  in  den  schwierigen  Zeiten,  wo  die  Arbeits- 
losigkeit groß  und  das  Bedürfnis  der  Kassen  nach  Hilfe  am  stärksten  ist,  eine  sehr 
kleine  prozentuale  Zulage  zu  den  Unterstützungen  ausmachen.  Aus  diesem  Grunde 
bestinmit  das  Gesetz,  daß  die  Höhe  der  öff^tlichen  Beiträge  durchgehends  pro- 
portional zu  den  ausbezahlten  Unterstützungen  sein  soll,  so  daß  diese  sich  genau 
nach  dem  wechselnden  Bedürfnis  der  Kasse  nadi  Beihilfe  richten. 

Weiter  betrachtet  das  Gesetz  es  als  einen  Mangel,  daß  die  Arbeitslosenkassen, 
die  öffentliche  Beiträge  empfangen,  in  ökonomischer  Beziehung  von  den 
Vereinen,  die  sie  errichtet  haben,  nicht  getrennt  genug  sind,  um  selbständige  Reehts- 
subjekte  geworden  zu  sein.  Solange  das  nicht  geschehen  ist,  bedeuten  die  Mittel 
der  Kassen  in  Wirklichkeit  eiiien  Teil  des  Vereinsvermögens,  und  der  Vorstand 
des  Vereins  kann  durch  Gesetzbeschluß  die  Kasse  auflösen  und  deren  ersparte 
Mittel,  die  teilweise  auch  das  Ergebnis  der  öffentlichen  Beiträge  sind,  zu  irgend 
einem  der  übrigen  Zwecke  des  Vereins  anwenden.  Darum  enthält  der  §  5  des 
Gesetzes  die  Bestimmungen,  daß  die  Kassen  gesonderte  Bechenschaft  führen  sollen, 
daß  ihre  Mittel  von  den  Vereinsmitteln  getoennt  gehalten  werden  und  nicht  zu 
irgend  welchen  anderen  Zwecken  verwandt  werden  dürfen,  als  nur  zur  Deckung 
der  eignen  Verpflichtungen  der  Kassen,  sowie  auch  daß  von  Gläubigem  des  Vereins 
die  Mittel  der  Kasse  nicht  zu  Auspfändung,  Haft  oder  Zwangsvollstreckung  benutzt 
werden  dürfen.  Auf  diese  Weise  hat  das  Gesetz  eine  Ordnung  festgestellt,  die 
den  Beteiligten  sichert,  daß  unter  keinen  Umständen  auch  nur  ein  Pfennig  von 
den  Mitteln  der  Kasse  zu  etwas  anderm  als  zur  Unterstützung  unverschuldeter 
Arbeitsloser  verwendet  werden  darf. 

Endlich  muß  hier  erwähnt  werden,  daß  im  Gesetz  Sorge  getragen  ist  für 
eine  sehr  wirksame  Beaufsichtigung  der  Tätigkeit  der  Arbeitslosen- 
kassen. Im  §  1  ist  es  nämlich  untersagt,  Unterstützung  an  irgend  einen  Arbeits- 
losen auszubezahlen,  der  in  einer  Gemeinde  mit  öffentlicher  Arbeitsnachweiastelle 
lebt,  bevor  nicht  der  betreffende  auf  diesem  Bureau  als  arbeitssuchend  angemeldet 
ist.  Dadurch  wird  ein  enges  Zusammenarbeiten  der  Arbeitslosenkass^  mit  den 
Arbeitsnachweisbureaus  eingeführt  und  Sicherheit  dafür  gegeben,  daß  nur  die 
Arbeitslosen  Unterstützung  erhalten,  denen  passende  Arbeit  unmöglich  verschafft 
werden  konnte.  In  den  §§11  und  12  ist  außerdem  eine  Beauteichtigang  der 
Arbeitslosenkassen  von  selten  der  interessierten  Gemeinden  angeordnet.  Den  Kassen 
liegt  nämlich  ob,  den  Gemeinden  monatliche  Angaben  über  die  ausbezahlten  Unter- 
stützungen einzusenden,  und  den  Gemeinden  wird  das  Recht  zugesprochen,  ent- 
weder selbst  oder  durch  eigens  ernannte  Aufsichtsräte  alle  erforderliche  Kontrolle 
zu  üben  und  auch  darauf  za  achten,  daß  die  Unterstützungen,  mit  Hilfe  deren  die 
Arbeitslosenkassen  öffentliche  Beiträge  beziehen,  nur  wirklich  unverschuldeteu 
Arbeitslosen  zukommen.  Im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den 
Arbeitslosenkassen  und  dem  kommunalen  Aufsichtsrat  trifft  das  Regierungsdepartement 
die  Entscheidung.  An  das  Departement  kann  nach  §  7  auch  jeder,  der  den  Wunsch 
hat,  in  einer  der  gemeindeunterstützten  Arbeitslosen kassen  versichert  zu  werden, 
oder  schon  versichert  ist,  Klage  einreichen  über  die  Beschlüsse,  die  der  Vorstand 
der  Kassen  in  seiner  Angelegenheit  gefaßt  hat.  Und  hierdurch  ist  die  Gefahr  der 
Beeinträchtigung  außerhalb  der  Gewerkschaften  stehender  Versicherungsnehmer 
von  Seiten  der  Kassen  abgewehrt. 

Durch  den  letzten  Paragraphen,  der  bestimmt,  daß  das  Gesetz  spätestens  vor 
Ausgang  des  Jahres  1911  aufhören  soll  Gültigkeit  zu  haben,  hat  man  dem  ver- 
suchsmäßigen  Charakter    der    ganzen    Veranstaltung   Ausdruck    verleihen    wollen. 
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Freilich  darf  wohl  behauptet  werden,  daß  das  angenommene  Gres^  nicht  allein 
aof  gründlicher  Einsicht  in  das  Wesen  der  Arbeitslosenversicherung  nnd  genaaer 
Kenntnis  der  in  andern  Ländern  gewonnenen  Erfahrongen  aufgebaut  ist,  sondern 
auch  mit  großer  Sorgfalt  in  all  seinen  Details  geprüft  und  durchdacht  worden  ist 
Doch  da  eine  ähnliche  ein  ganzes  Land  umfassende  Ordnung  noch  nirgends  in  der 
Welt  erprobt  worden  ist,  wäre  es  unmöglich,  mit  yoller  Sicherheit  vorauszusageo, 
wie  dessen  Durchführung  wirken  würde,  wiewohl  es  höchst  wahrscheinlich  ist,  da& 
der  im  Gesetz  gewiesene  Weg  für  die  Befassung  der  öffentlichen  Körperschaften 
mit  der  Arbeitslosenversicherung,  einmal  betreten,  auch  durch  einen  längeren  Zeit- 
raum weiter  befolgt  werden  dürfte.  Es  wäre  jedoch  nichts  damit  gewonnen,  Staat 
und  Gemeinde  über  eine  Versuchsperiode  hinaus  zu  binden,  die  auf  fünf  Jahre 
anzusetzen  man  für  passend  befand,  da  dies  eine  genügend  lange  Zeit  sein  wird, 
um  die  notwendigen  Erfahrungen  einzuholen.  Sollte  nach  Ablaiä  dieser  Frist  die 
vorgeschlagene  Veranstaltung  wider  alle  Vermutung  nicht  zu  einer  Höherentwicklung 
der  Arbeitslosenversicherung  geführt  haben,  wird  das  Gesetz  als  verfehlt  von  selber 
wegfallen.  Gelingt  jedoch  die  Veranstaltung,  so  ist  zur  Verlängerung  des  Gresetzes 
nur  ein  einfacher  Beschluß  nötig,  —  eventuell  mit  Aufnahme  der  Veränderungen 
in  das  Gesetz,   die  sich  erfahrungsgemäß  als  wünschenswert  herausgestellt  habeo. 

IL  Schlußbemerkungen  über  einige  Differenzpunkte  und  den 

heutigen  Stand  der  Sache. 

Innerhalb  des  departementalen  Gesetzkomitees  machten  sich  während  der 
Ausarbeitung  des  Gesetzentwurfes  zwei  wesentliche  Differenzen  geltend.  Das 
Komiteemitglied,  das  die  Unternehmer  vertrat,  brachte  prinzipiell  in  Vorschlag,  daft 
die  Leistung  öffentlicher  Beiträge  an  Arbeitslosenkassen  überhaupt  nicht  gesetzlich 
festgestellt  werden  sollte,  und  riet  gleichzeitig  davon  ab,  daß  der  Staat  irgend- 
welche Beiträge  gebe,  da  seiner  Ansicht  nach  ^e  ganze  Zuschußzahlung  eine  frei- 
willige Gemeindesache  sein  müsse.  Mit  den  übrigen  Mitgliedern  des  Komitees 
einigte  er  sich  jedoch  dahin,  daß,  falls  die  öffentlichen  Körperschaften  sich  trotz- 
dem entschließen  sollten,  ein  Gesetz  betreffend  Staats-  und  Gemeindebeiträge  an 
norwegische  Arbeitslosenkassen  zu  erlassen,  dies  in  der  vom  Komitee  vorge- 
schlagenen Weise  geordnet  werden  sollte.  Subsidiär  könne  er  sich  daher  dem 
Gesetzentwurf  und  der  Motivierung  des  Komitees  anschließen. 

Die  zweite  Differenz  galt  dem  §  6  des  Gesetzes  über  die  Aufnahme  neuer 
Versicherungsnehmer  in  die  Arb^itslosenkassen.  Hinsichtlich  dieses  Punktes  standen 
alle   drei   lUKtglieder   des   Komitees   auf  einem  verschiedenen  Standpunkt. 

Das  Untemehmermitglied  des  Komitees  hätte  am  liebsten  an  die  Erhaltung 
öffentlicher  Beiträge  die  Bedingung  geknüpft  gesehen,  daß  jede  unterstützte  Arbeits- 
losenkasse allen  Arbeitern  innerhalb  des  Berufes  offen  stdien  sollte,  so  daß  diese,, 
einerlei  ob  sie  dem  Gewerkverein,  an  welchen  die  Arbeitslosenkasse  angegliedert 
ist,  angehören  oder  nicht,  volles  Mitgliedsrecht  in  der  Kasse  erhalten.  Das  Arbeiter- 
mitglied  des  Komitees  hielt  dagegen  daran  fest,  daß  die  betreffenden  Arbeitslosen- 
kassen sich  durch  die  Annahme  öffentlicher  Beiträge  nicht  die  geringste  Ver- 
pflichtung aufbürden  dürften,  sich  mit  den  außerhalb  der  Gewerkvereine  stehenden 
Arbeitern  zu  befassen.  Der  Vorsitzende  des  Komitees  endlich,  der  als  Vertreter 
der  theoretisch  wissenschaftlichen  Einsicht  auf  dem  Gebiet  der  Volkswirtschaft 
gewählt  war,  betonte  die  Auffassung,  die  im  §  6  des  Gesetzes  zum  Ausdruck 
kommt.  Laut  diesem  Paragraph  wird,  wie  oben  nachgewiesen,  an  die  mit  Gtewerk- 
vereinen  verknüpften  Arbeitslosenkassen  nicht  das  Verlangen  gestellt,  daß  sie  außer- 
halb der  Vereine  stehende  Arbeiter  als  Mitglieder  aufnehmen  müssen,  sondern  nur,, 
daß  sie  den  außerhalb  stehenden  Arbeitern  Gelegenheit  geben  sollen,  sich  einiger- 
maßen zu  den  gleichen  Bedingungen  wie  die  eigenen  Mitglieder  der  Kassen  zu  ver- 
sichern. Wie  oben  nachgewiesen,  brachte  diese  Ordnung  eine  glückliche  Lösung  der 
vorliegenden  Schwierigkeit,  und  es  gelang  daher  auch,  innerhalb  des  Komitees 
die  Stimmen  so  zu  sammeln,  daß  nur  das  Arbeitermitglied  des  Komitees,  indem  es 
in  der  Motivierung  die  Aufhebung  dieses  Paragraphen  vorschlug,  prinzipiell  dissen- 
tierte, subsidiär  jedoch  seine  Zustimmung  gab. 
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Im  Ministeriam  gewann  der  §  6  des  Gesetzentwurfes  einstimmige  Annahme^ 
nar  einer  der  Minister  äußerte,  seiner  Ansieht  nach  wäre  es  das  prinzipiell  Richtigste^ 
den  Paragraphen  anfznheben.  Dieselbe  Ansicht  wnrde  anch  von  sozialdemo- 
kratischer Seite  im  Storthtng  geäußert,  erhielt  jedoch  bei  der  Abstinminng  nur  eine 
einzige  Stimme.  Dagegen  entspann  sich  eine  heftige  Debatte  über  den  Inhalt  de» 
Paragraphen  selbst,  indem  von  konservativer  Seite  der  Vorschlag  eingebracht  wnrde^ 
dem  letzten  Ponkt  des  Paragraphen  folgenden  Wortlaat  zu  geben:  „Die  hier  er* 
wähnten  (außerhalb  der  Gewerkvereine  stehenden)  Versicherungsnehmer  behalten 
das  Recht,  tlber  die  Statuten  der  Kasse  mit  zu  entscheiden,  sowie  auch  im  Ver- 
hältnis zu  ihrer  Anzahl  im  Vorstand  der  Kassen  vertreten  zu  sein.  E^  darf  ihnen 
auch  kein  höheres  Kontingent  als  den  übrigen  Mitgliedern  der  Kasse  auferlegt 
werden,  einschließlich  der  Beiträge  der  letzteren  für  die  Verwaltung.^  Für  diesen 
Vorschlag  wurden  im  Odelsting  29  Stimmen  abgegeben,  im  Lagting  erlangte  er  bei 
der  ersten  Behandlung  sogar  Stimmenmehrheit.  Wäre  er  endgültig  angenommen 
worden,  so  wäre  das  damit  gleichbedeutend  gewesen,  daß  das  Gesetz  die  Zu- 
stimmung keiner  einzigen  Arbeitslosenkasse  erhalten  hätte. 

Was  nun  die  Stellung  der  Arbeiter  selbst  zu  diesem  Gesetz  im  allgemeinen 
und  zu  dem  §  6  im  besonderen  anlangt,  so  geht  diese  aus  der  folgenden  Resolution 
hervor,  die  kurze  Zeit,  nachdem  das  departementale  Komitee  seinen  Gesetzentwurf 
veröffentlicht  hatte,  gefaßt  wurde : 

„Eine  Versammlung  der  Vorstände  von  Fachverbänden  und  Gewerkvereinen 
abgehalten  zu  Christiania  den  7.  Februar  1906  zur  Behandlung  des  „Gesetzentwurfes^ 
betreffend  Staats-  und  Gemeindebeiträge  an  norwegische  Arbeitslosenkassen''  spricht 
im  wesentlichen  ihre  Zustimmung  zu  dem  Gesetzentwurf  aus. 

Man  ist  nämlich  der  Ueberzeugung,  daß  die  bürgerliche  Gesellschaft  —  sowohl 
Staat  wie  Gemeinde  —  großen  Vorteil  daraus  ziehen  und  etliches  dabei  ersparen 
wird,  daß  die  Arbeiter  sich  selbst  gegen  Arbeitslosigkeit  versichern.  Es  ist  daher 
nichts  mehr  als  billig,  daß  Staat  und  Gemeinde  diese  Tätigkeit  ermuntern. 

Betreffs  der  einzelnen  Bestimmungen  äußert  sich  die  Versammlung  dahin^ 
daß  man  großes  Gewicht  auf  die  nach  Meinung  der  Versammlung  glückliche 
Regelung  legt,  nach  welcher  der  Staat  den  Kassen  die  volle  Rückerstattung  au» 
erster  Hand  erteilt,  wodurch  den  Landesverbänden  Gelegenheit  gegeben  wird,  die 
Rückerstattungsbeträge  für  alle  Abteilungen  auf  einem  Fleck  zu  erhalten.  Hin- 
sichtlich des  §  6  des  Gesetzentwurfs  stimmt  die  Versammlung  mit  der  Minderheit 
des  Komitees  dahin  überein,  daß  die  ganze  Bestimmung  am  besten  aufgehoben 
würde.  Femer  ist  man  im  Zweifel,  ob  das  Regierungsdepartement  —  wie  §  7 
bestimmt  —  das  Recht  haben  soll,  in  Streitfragen  zwischen  den  Kassen  und  deren 
Mitgliedern  oder  denen,  die  sich  zu  versichern  wünschen,  zu  entscheiden.  Man 
würde  ein  Arbeitsamt  für  eine  zweckmäßigere  Apellinstanz  in  Streitfragen  ansehen. 

Endlich  möchte  man  die  Aufmerksamkeit  darauf  hinlenken,  ob  dem  Gesetz 
nicht  eine  Bestimmung  beigefügt  werden  sollte,  laut  welcher  mindestens  die  Hälfte 
der  Einnahmen  der  Kassen  durch  das  Kontingent  der  Versicherten  selbst  ein- 
kommen  müsse.  ^ 

Diesem  Ausspruch  trat  die  Jahresversammlung  des  Hauptvorstandes  der  fach- 
lichen Landesorganisation  der  Arbeiter  am  11.  Februar  desselben  Jahres  bei. 

Nach  alledem  hätte  man  nun  erwartet,  daß  die  bestehenden  Arbeitslosen- 
kassen nach,  der  Annahme  des  Gesetzes,  wobei  übrigens  dem  im  Schlußpassus  der 
Resolution  zum  Ausdruck  gelangten  Wunsche  Rechnung  getragen  wurde,  sich  beeilt 
hätten,  als  rückerstattungsberechtigt  anerkannt  zu  werden.  Dies  wäre  auch  in  der 
Tat  geschehen,  wenn  den  organisierten  Arbeitern  die  Sache  überlassen  geblieben 
wäre.  Zuerst  meldete  sich  der  Norwegische  Buchbinderverband,  nachher  der  Nor- 
wegische Bäckerverband,  und  auch  die  wichtigsten  der  übrigen  Landesverbände  waren 
bereit,  sich  anzumelden.  Es  gelang  aber  den  bei  den  Neuwahlen  im  Herbste  1906 
gewählten  sozialdemokratischen  Abgeordneten,  die  fachliche  Landesorganisation  der 
Arbeiter  zu  bewegen,  alle  ihre  Gewerkschaften  vorläufig  davon  abzuhalten  sich  anzu- 
melden oder  ihre  schon  gemachten  Anmeldungen  zurückzuziehen,  bis  ein  von  ihnen 
eingebrachter  Vorschlag  über  Aufhebung  des  §6  des  Gesetzes  im  Storting  zur  Behandlung 
gekommen  sei.    „Diesem  Gesetzgebot"  heißt  es  in  dem  von  acht  sozialdemokratischen 
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Abgeordneten  eingereichten  Vorschlag,  „können  die  Gewerkschaften  nicht  nachkommeD, 
ohne  mit  dem  Prinzip  zu  brechen,  das  die  Gründlage  der  Grewerkschaftsbildnng  ist, 
nämlich  «dem  Solidaritätsprinzip.  Zn  einem  solchen  Prinzipienbrach  aber  darf  das 
Oesetz   nicht  yerldten.    Der  §  6   des  Gesetzes  muß  darum  aufgehoben  werden." 

Einer  Bestimmung  gegentiber,  wie  sie  die  konservative  Partei  in  den  §  6 
eingefügt  haben  wollte,  wodurch  die  Arbeitslosenkassen  gezwungen  werden  sollten, 
außerhalb  der  G^werkvereine  stehende  Arbeiter  als  wirkliche  Mitglieder  aufzu- 
nehmen, mit  der  Berechtigung  über  die  Statuten  der  Kassen  zu  bestimmen  und 
^n  der  Leitung  der  Kassen  sich  zu  beteiligen,  wäre  dieses  Wort  Yom  Solidaritäta- 
bruch  am  Platz  gewesen.  Dem  §  6  des  Giasetzes  gegenüber  aber  hat  es  durdiaus 
keine  Berechtigung,  da  dieser  Paragraph  in  der  Tat  den  außerhalb  der  Gewerk- 
vereine stehenden  Versicherungsnehmern  das  Mitgliedsrecht  in  den  Kassen,  in  denen 
sie  sich  versichern,  geradezu  verweigert,  wohingegen  es  sie  zwingt,  ihre  Arbeits- 
losigkeit vom  Vorstand  der  betreffenden  Kasse  kontrollieren  zu  lassen  ^). 

Das  Verständnis  hierfür  in  den  Reihen  der  organisierten  Arbeiter  ist  im  Laufe 
der  letzten  anderthalb  Jahre  im  steten  Wachsen  begriffen.  Aber  die  Leiter  der 
bestehenden  Arbeitslosenkassen  haben  sich  an  ihr  Versprechen  gebunden  gefühlt, 
das  ihnen  auferlegte,  mit  der  Nutzanwendung  des  Gesetzes  zu  warten,  bis  der 
Vorschlag  der  sozialdemokratischen  Reichstagsabgeordneten  zur  Aufhebung  des 
^  6  des  Gesetzes  seine  Entscheidung  gefunden  hat,  was  in  allernächster  Zukunft 
geschehen  wird. 

Ein  anderer  Differenzpunkt  gilt  der  Beaufsichtigung,  die,  falls  Staat  und  Ge- 
meinde Zuschüsse  zu  Arbeitslosenkassen  zu  geben  sich  entschließen,  von  selten 
der  Oeffentlichkeit  den  Nachweis  der  NichtVerschuldung  'der  Arbeitslosigkeit  be- 
dingt. Man  ist  sich  einig  darüber,  daß  diese  Beaufsichtigung,  um  wirkungsvoll 
sein  zu  können,  von  den  lokalen  Gemeindebehörden  geführt  werden  muß.  Das 
norwegische  Gesetz  ist  nun  auf  der  Voraussetzung  aufgebaut,  daß  die  kommunale 
Kontrolle  sich  auch  wirklich  als  völlig  genügend  erweisen  wird,  da  die  wichtigste 
und  schwierigste  Kontrollarbeit  bereits  im  voraus  vom  Vorstand  der  Arbeitslosen- 
kasse ausgeführt  werden  wird.  Im  Gegensatz  hierzu  äußerte  das  Untemehmer- 
mitglied  des  departementalen  Komitees  in  seinem  abweichenden  Votum  sich 
folgendermaßen:  „Die  Beurteilung,  ob  die  Arbeitslosigkeit  in  jedem  Einzelfalle 
unverschuldet  ist,  wird  weit  größere  Schwierigkeiten  verursachen  und  viel  um- 
ständlicher ausfallen,  als  das  in  den  Motiven  des  Komitees  vorausgesehen  ist, 
und  viel  Streitigkeiten  verursachen.  Meiner  persönlichen  Erfahrung  nach  darf 
nicht  angenommen  werden,  daß  die  Vorstände  der  Kassen  im  allgemeinen  bei  der 
Entscheidung  der  hier  vorliegenden  Fragen  unparteiische  Richter  sind,  und  das 
wird  für  die  kommunale  Kontrolle  eine  recht  bedeutende  Arbeit  werden  können." 
Auf  Grundlage  der  hier  ausgesprochenen,  etwas  pessimistischen  Auffassung  wurde 
in  den  vor  der  Annahme  des  Gesetzes  in  der  Presse  geführten  Auseinander- 
setzungen geltend  gemacht,  das  Gesetz  müsse  den  Arbeitslosenkassen  auferiegen, 
sich  in  jedem  Einzelfalle  den  Entscheidungen  der  kommunalen  Arbeitsnachweis- 
bureaus zu  beugen. 

Wenn  das  Gesetz  indessen  auf  diesem  Gebiete  nicht  den  geringsten  Eingriff 
in  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Arbeitslosenkassen   machen  will,  sondern  ihnen 

^)  Merkwürdigerweise  ist  die  hier  erwähnte  Bestimmung  im  §  6  des  Gesetzes,  da  wo  der 
Inhalt  des  Paragraphen  in  ausländischen  Zeitschriften  wiedergegehen  wurde,  mehrfach  mißver- 
ittanden  worden.  Die  „soziale  Rundschau**  1906  Seite  156  gibt  die  Bestimmung  ohne  weiteres 
80  wieder:  „Die  Arbeitslosenkassen  werden  in  Berücksichtigung  der  Staatssubventiofi  durch  das 
Oesetz  verpflichtet,  auch  Personen,  die  keine  Mtglieder  des  Fachvereins  sind  und  diesem  nicht 
beitreten  wollen,  sobald  sie  dem  gleichen  Fach  angehören,  als  Eassenmitglieder  aufzunehmen." 
Noch  unzutreffender  wird  der  Inhalt  des  Paragraphen  in  der  „Sozialen  Kultur**  1908  Seite  178 
wiedergegeben  (in  einem  Aufsatz  von  Professor  Dr.  Louis  V  a  r  1  e  z)  mit  folgenden  Worten : 
„Das  norwegische  Gesetz  legt  d^  Gewerkschaften  (!)  in  ziemlich  harten  (!)  Ausdrücken  die 
Verpflichtung  auf,  in  ihrem  Schoß  (!)  auch  die  Arbeiter  aufzunehmen,  gegen  die  sie  vielleicht 
sehr  starke  Bedenken  haben."  Danach  scheinen  die  sonst  ganz  unverständlichen  Aeußerungen 
desselben  Verfassers  (Seite  155)  über  „die  engherzigen  und  mit  vielen  Scherereien  verbundenen 
Methoden  der  Kontrolle  und  der  Regelung,  die  bisher  die  Intervention  der  französischen, 
norwegischen  und  dänischen  Regierungen  kennzeichnen**  weniger  erstaunlich. 
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nur  im  §  8  auferlegt,  ihre  Arbeitslosen  in  den  öffentlichen  Arbeitsbnreaus,  da  wo 
sieh  ein  solches  in  der  betreffenden  Gemeinde  vorfindet,  anzumelden,  so  hat  das 
seinen  Grund  darin,  daß  in  Wirklichkeit  alle  Arbeitslosenkassen  selbst  dafür  Sorge 
tragen,  daß  Arbeitslosenunterstützungen  an  keinen  Arbeitslosen  ausgezahlt  werden, 
dem  eine  passende  Beschäftigung  yerschafffc  werden  kann.  Da  wo  es  gilt,  die 
Kasse  vor  Drückebergern  zu  schützen,  wird  überhaupt  keine  öffentliche  Behörde 
sich  auch  nur  annähernd  mit  den  eignen  Mitgliedern  der  Kassen  messen  können, 
die  ja  durch  ihre  Beiträge  selbst  den  wesentlichsten  Teil  der  Unterstützungen  be- 
zahlen. Die  einzige  Gefahr  möchte  sein,  daß  die  Vorstände  der  Kassen  aus  lohn- 
politischen Gründen  ihre  Einwilligung  dazu  geben  könnten,  wenn  die  Arbeitslosen 
sich  weigern,  Arbeit  anzunehmen,  die,  wohl  erwogen,  als  passend  und  genügend 
besoldet  erachtet  werden  muß.  Doch  zeigt  die  Eirfahrung,  daß  dies  sehr  selten 
der  Fall  sein  wird.  Auch  darüber  dürfte  jetzt  Einstimmigkeit  herrschen,  daß  man 
den  Arbeitslosen  nicht  eine  Beschäftigung  zumuten  darf,  die  außerhalb  ihres 
speziellen  Berufs  liegt,  noch  ihnen  Arbeit  anweisen  darf,  die  nicht  mit  dem  orts- 
üblichen Lohn  vergütet  wird.  Infolgedessen  darf  z.  B.  gelernten  Arbeitslosen  die 
Annahme  von  Tagelöhnerarbeit  nicht  zugemutet  werden,  ebensowenig  wie  man  ver- 
langen darf,  daß  die  Arbeitslosen  Arbeit  annehmen  zu  einem  Liohn,  der  mit  dem 
ortsüblichen  Arbeitstarif  bricht  Unter  diesen  Umständen  sind  es,  wie  auch  jüngst 
die  Erfahrung  des  Straßburger  ^)  Falls  lehrt,  reine  Ausnahmefälle,  daß  hinsichtiich 
der  NichtVerschuldung  der  Arbeitslosigkeit  zwischen  den  Vorständen  der  Arbeits- 
losenkassen und  den  Gemeindebehörden  Streitigkeiten  entstehen.  Selbst  wenn  man 
also  davon  ausgehen  sollte,  daß  in  allen  Fällen  von  Uneinigkeit  die  Kassen- 
vorstände diejenigen  sind,  die  mit  Unrecht  eine  Arbeitslosigkeit  als  unverschuldet 
anerkannt  haben,  so  haben  doch  solche  Ausnahmefälle  nur  wenig  zu  sagen  im 
Vergleich  mit  der  durchgeführten  und  wirkungsvollen  Kontrolle,  denen  die  Mit- 
glieder der  Kasse  im  übrigen  unterzogen  werden. 

Bei  der  Ordnung,  wie  sie  das  norwegische  Gesetz  in  dieser  Beziehung  durch- 
führt, ist  es  einerseits  den  Arbeitslosenkassen  selbst  überlassen,  über  die  Nicht- 
verschuldung  der  Arbeitslosigkeit  ihrer  eigenen  Mitglieder  zu  entscheiden,  so  daß 
sie  in  Fällen,  wo  sie  es  für  dienlich  erachten,  Arbeitslosenunterstützungen  aus- 
zubezahlen, ihre  volle  Freiheit  behalten.  Andrerseits  jedoch  bindet  das  Gesetz  den 
Staat  und  die  Gemeinde  nicht  in  ihrer  Auffassung  der  Sache,  da  es  ja  im  Falle 
einer  Uneinigkeit  zwischen  dem  Vorstand  der  Kasse  und  den  Gemeindebehörden 
dem  Begierungsdepartement  die  entscheidende  Befugnis  betreffs  der  NichtVerschuldung 
einräumt  Staat  und  Gemeinde  sind  in  dieser  Weise  davor  gesichert,  Rück- 
erstattung irgendeiner  Unterstützung  geben  zu  müssen,  die  nach  Meinung  des 
kommunalen  Aufsichtsrates  und  des  Kegierungsdepartements  nicht  hätte  bezahlt 
werden  sollen.  Während  die  Arbeitslosenkassen  die  alleinige 
Verfügung  über  die  Anwendung  ihrer  eigenen  Gelder  haben, 
behalten  Staat  und  Gemeinde  ihrerseits  die  volle  Verfügung 
über  die  öffentlichen  Mittel,  und  das  muß  wohl  als  eine  nach  jeder  Seite 
hin  gerechte  Ordnung  angesehen  werden. 

Endlich  soll  noch  ein  dritter  Punkt,  über  den  geteilte  Anschauungen 
herrschen,  in  Kürze  berührt  werden,  nämlich  die  Frage,  ob  die  öffentlichen  Bei- 
träge an  die  Arbeitslosenkassen  in  Form  von  Zuschüssen  zu  den  von  den 
Versicherten  eingezahlten  Prämien  gegeben  werden  Sollen,  so  wie  es  im  neuen 
dänischen  Gesetze  festgestellt  ist,  oder  in  Uebereinstimmung  mit  dem  sogenannten 
G e n t e r  System,  als  Rückerstattung  eines  bestimmten  Bruchteils  der  von  den 
Kassen  an  die  Arbeitslosen  ausbezahlten  Unterstützungen,  so  wie  es  das  nor- 
wegische Gesetz  bestimmt  Die  allgemeine  Ansicht  ist  wohl  die,  daß  man  im 
ersteren  Falle  zur  Gründung  größerer  Fonds  ermuntert,  während  man  im  anderen 
Falle  die  Arbeitslosenkassen  anspornt,  möglichst  große  Ausbezahlungen  zu  machen, 
um  die  größtmöglichsten  Beiträge  zu  erhalten.  In  Wirklichkeit  sind  jedoch  die 
Wirkungen  auf  die  Finanzen  der  Arbeitslosenkassen  genau  dieselben,  einerlei,  in 
welcher  Form   die  öffentlichen  Beiträge  verabreicht  werden.    Nur  heißt  es  darauf 
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aufmerksam  zu  sein,  daß  der  Prozentsatz,  sobald  die  Beiträge  als  Zuschüsse  zu 
den  Prämien  gegeben  werden,  höber  sein  muß,  als  wenn  sie  Ktlekerstattung  fttr 
Einschüsse  sind.  Die  Rückerstattung  yon  337«%,  die  djis  departementale  Komitee 
vorschlug,  würde  also  einen  Zuschuß  von  50%  zu  den  einbezahlten  Prämien- 
einschüssen bedeuten,  und  in  derselben  Weise  entspricht  die  in  dem  norwegischen 
Gesetze  bestimmte  Rückerstattung  von  25  7o  genau  einem  Zuschuß  von  337j**/o 
zu  den  Prämien.  Um  dieses  ganz  klar  zu  machen,  denke  man  sich  beide  Systeme 
öffentlicher  Beiträge  angewandt  auf  eine  Arbeitslosenkasse,  wie  z.  B.  diejenige  des 
norwegischen  Eisen-  und  Metallarbeiterverbandes,  der  eine  jährliche  Prämien- 
einnahme von  ca.  36  000  Kronen  hat  Denken  wir  uns,  daß  diese  Arbeitslosen- 
kasse ein  Drittel  ihrer  Prämieneinnahmen  als  Zuschuß  erhielte,  so  würde  das 
12  000  Kronen  ausmachen,  und  die  Kasse  folglich  in  allen  Fällen  über 
48  000  Kronen  zu  verfügen  haben,  die  sie  entweder  ganz  oder  teilweise  aus- 
bezahlen oder  ganz  oder  teilweise  ansammeln  könnte,  lieber  genau  dieselben 
48  000  Kronen  würde  jedoch  die  Kasse  auch  dann  zu  verfügen  haben,  wenn  sie 
ein  Viertel  ihrer  ausbezahlten  Unterstützungen  zurückerstattet  erhielte.  Sobald  sie 
nämlich  tatsächlich  48  000  Kronen  ausbezahlt,  wird  sie  ein  Viertel  dieser  Summe 
mit  12  000  Kronen  zurückerstattet  bekommen,  und  infolgedessen  trotzdem  nur 
ihre  eigne  Jahreseinnahme  von  36  000  Kronen  aufgebraucht  haben.  Begnügt  sie 
sieh  dagegen  damit,  bloß  36  000  Kronen  auszubezahlen,  erhält  sie  freilich  nur  ein 
Viertel  =r:  9000  Kronen  zurückerstattet,  aber  diese  werden  bei  dem  Rückerstattungs- 
system mit  12  000  Kronen  gleichwertig  sein,  da  die  Kasse  jederzeit  12  000  Kronen 
ausbezahlen  und  ein  Viertel  hiervon  —  also  3000  Kronen  —  zurückerstattet  be- 
kommen kann.  Denken  wir  uns  endlich,  daß  die  Kasse  ein  Jahr  lang  überhaupt 
keine  Unterstützungen  ausbezahlt,  so  kann  sie  bei  dem  Zuschußsystem  allerdings 
48  000  Kronen  zur  Seite  legen  und  bei  dem  Rückerstattungssystem  nur  36  000. 
Dadurch  aber,  daß  sie  diese  36  000  Kronen  zur  Seite  legt,  hat  die  Kasse  sich 
nach  dem  Rüekerstattungssystem  12  000  Kronen  aus  den  öffentlichen  Kassen  ge- 
sichert und  kann  jederzeit  beliebig  darüber  verfügen,  in  genau  derselben  Weise, 
als  hätte  sie  diese  in  ihre  eigne  Kasse  eingezaj^lt  erhalten.  Der  einzige  wirt- 
schaftliche Unterschied  zwischen  beiden  Systemen  ist,  daß  bei  dem  Rückerstattungs- 
system die  Arbeitslosenk.aßsen  gezwungen  werden,  während  einer  kurzen  Zeitdauer 
die  öffentlichen  Beiträge  an  die  Arbeitslosen  vorzuschießen,  bis  die  Rückerstattung 
stattfinden  kann.  Dagegen  hat  das  Rückerstattungssystem  sozialpolitisch  den  un- 
bedingten Vorteil,  daß  es  der  betreffenden  Arbeitslosenkasse  die  größtmögliche 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  von  den  öffentlichen  Behörden  sichert.  Da  nämlich 
bei  diesem  System  nicht  eine  Krone  von  den  staatlichen  oder  kommunalen  Geldern 
an  die  Arbeitslosenkassen  selbst  ausbezahlt  wird,  sind  diese  niemals,  so  wie  das 
beim  Zuschußsystem  der  Fall  ist,  im  Besitze  öffentlicher  Mittel.  Beim  Rüek- 
erstattungssystem können  daher  die  Arbeitslosenkassen  jederzeit  mit  Recht  be- 
haupten, daß  sie  selbst  keine  öffentlichen  Beiträge  erhalten  haben,  sondern  nur 
im  Vorschuß  gestanden  haben  durch  die  Ausbezahlung  der  Beiträge,  die  Staat  und 
Gemeinde  als  Zulage  zu  den  Unterstützungen  zahlen  wollen,  welche  die  Arbeits- 
losen durch  ihre  eignen  Prämieneinschüsse  sich  gesichert  haben.  — 

Was  die  praktischen  Wirkungen  des  neuen  Gesetzes  betrifft,  so  hat  es 
bereits  den  Anstoß  zu  einer  kräftigen  Bewegung  innerhalb  des  untergeordneten 
Handelsstandes  gegeben,  mit  dem  Zweck,  alle  Laden-,  Lager-  und  Bureauangestellte 
im  Lande  zu  einer  gemeinsamen  Arbeitslosenkasse  zu  vereinigen.  Vorläufig  haben 
die  Handelsbureauangestellten  eine  eigne  Arbeitslosenkasse  errichtet  Diese  Kasse, 
die  am  1.  Juli  dieses  Jahres  in  Tätigkeit  treten  wird,  ist  auf  Staats-  und 
Gemeindebeiträge  nach  dem  Gesetz  vom  12.  Juni  1906  berechnet,  und  ihre 
Statuten  sind  daher  vom  Königlichen  Ministerium  für  Handel,  Schiffahrt  und  Gre- 
werbe  gebilligt  worden. 

Sobald  der  oben  erwähnte  Vorschlag  der  sozialdemokratischen  Abgeordneten 
zur  Aufhebung  des  §  6  des  Gesetzes  in  nächster  Zukunft  vom  Storthing  behandelt 
und  verworfen  worden  ist,  werden  auch  die  Gewerkvereine,  die  schon  Arbeitslosen- 
kassen errichtet  haben,  die  nötigen  Schritte  tun,  um  den  Kassen  die  Berechtigung 
staatlicher  und  kommunaler  Beiträge  zu  erwerben. 
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Das  Gesetz  \¥ird  alsdann  den  bestehenden  Arbeitslosenkassen  von  acht  Landes- 
verbänden und  fünf  lokalen  Gewerkschaften  in  Christiania  mit  ca.  15  000  Mit^^liedem 
auf  einmal  zugute  kommen  können.  Außerdem  haben  die  ttbrigen  sechs  Landes- 
verbände neben  einigen  Lokalvereinen  mit  rund  27  000  Mitgliedern  erklärt,  daß, 
wenn  sie  mit  Hilfe  öffentlicher  Beiträge,  ohne  allzugroße  Bebttrdnng  ihrer  Mit- 
glieder Arbeitslosenkassen  errichten  können,  auch  sie  ein  derartiges  Unternehmen 
ins  Werk  zu  setzen  gedenken.  Die  Anzahl  derer,  die  also  sofort  die  Vorteile  der 
gesetzlich  bestimmten  Staats-  und  Gemeindebeiträge  genießen  werden,  würde  sich 
demgemäß  auf  einige  20  Organisationen  mit  ca.  42  000  Mitgliedern  belaufen^). 

Der  bedeutende  wirtschaftliche  Vorteil,  der  den  Kassen  durch  diese  Beiträge 
zufließen  wird,  ist  einleuchtend  genug.  Wahrscheinlich  wird  eine  Erniedrigung 
des  gewöhnlichen  Kontingents  der  Kassen  nicht  stattfinden,  da  dieses  in  keinem 
Falle  hoch  genannt  werden  darf.  Aber  eine  Erhöhung  des  Kontingents  wird  durch 
die  öffentlichen  Zuschüsse  in  vielen  Fällen  verhindert  werden,  ebenso  wie  manche 
sonst  notwendige  Einziehung  von  Extrakontingenten  vermieden  werden  wird. 
Außerdem  werden  die  von  den  Kassen  gezahlten  Unterstützungen  in  den  meisten 
Fällen  höher  oder  von  längerer  Daner  oder  beides  zugleich  sein. 

Auch  die  außerhalb  der  Gewerkschaften  stehenden  Arbeiter  werden  nach 
dem  Gesetz  Gelegenheit  haben,  sich  der  öffentlichen  Zuschüsse  zu  erfreuen. 
Soweit  diese  Arbeiter  Berufen  angehören,  innerhalb  welcher  schon  Gewerk- 
schaften mit  Arbeitslosenkassen  bestehen,  werden  ihnen  sofort  vier  verschiedene 
Wege  offen  stehen.  Entweder  können  sie  sich  in  die  bestehenden  Gewerkschaften 
einmelden,  oder  sich  nach  dem  §  6  des  Gesetzes  in  diesen  versichern  lassen,  oder 
sie  können  neue  Vereine  mit  Arbeitslosenkassen  begründen  oder  endlich,  ohne 
neue  Vereine  zu  gründen,  Kassen  auf  beruflicher  oder  nichtberuflicher  Grundlage 
errichten. 

Für  die  Arbeiter,  in  deren  Beruf  sich  noch  keine  Organisationen  gebildet 
haben,  werden  von  diesen  vier  Auswegen  allerdings  nur  die  zwei  letzten  offen 
stehen.  Aber  da  das  Gesetz  bestimmt,  daß  die  Staats-  und  Gemeindebeiträge 
allen  Arbeitslosenkassen  zugute  kommen  sollen,  nicht  nur  den  von  Gewerkvereinen 
errichteten  oder  auf  beruflicher  Grundlage  beruhenden  Kassen,  so  muß  nach  der 
Annahme  des  Gesetzes  die  Aussicht  weit  größer  werden,  daß  es  in  Zukunft  auch 
andern  Vereinen  oder  Parteien  glücken  möge,  Arbeitslosenkassen  auf  nichtberuf- 
licher Grundlage  zu  errichten.  In  diesen  Kassen  werden  dann,  nach  dem  §  6  des 
Gesetzes,  nicht  bloß  die  eigenen  Mitglieder  der  Organisationen,  sondern  auch 
außerhalb  stehende  Arbeiter  der  verschiedensten  Berufszweige  sich  gegen  un- 
verschuldete  Arbeitslosigkeit  versichern  können. 


0  Die  Landesverbände,   welche  schon  Arbeitslosenkassen   errichtet  haben,   sind  folgende: 

1.  Norwegischer  Eisen-  und  Metallarbeiterverband  mit    .  7580  Mitgliedern, 

2.  Norwegischer  Holzarbeiterverband  mit 2129  „ 

3.  Norwegische  Zentral  Vereinigung   für  Buchdrucker   mit  1650  „ 

4.  Norwegischer  Formerverband  mit 976  „ 

5.  Norwegischer  Schnhzeugarbeiterverband  mit  ....      927  „ 

6.  Norwegischer  Bäckerverband  mit 558  „ 

7.  Norwegischer  Möbeltischlerverband  mit 552  „ 

8.  Norwegischer  Buchbinderverband  mit 378 „ 

Zusammen  8  Landesverbände  mit  14  750  Mitgliedern. 

Hierzu  kommen  noch  die  fünf  Lokalvereine  in  Christiania:  der  Goldschmiedearbeiterverein,  der 
der  Modelltiflchlerverein,  Zuckerwarenarbeiterverein,  der  Korkschneiderverein  und  der  Zigarren- 
arbeiterverein, welche  zusammen  ca.  450  Mitglieder  haben. 

Die  Landesverbände  weiche  noch  keine  Arbeitslosenkasse  haben  sind : 

1.  Norwegischer  Arbeiterverband  mit 20  883  Mitgliedern, 

2.  Norwegischer  Hafen-  u.  Transportarbeiterverband  mit      1  321  „ 

3.  Norwegischer  Malerverband  mit 1 048  „ 

4.  Norwegischer  Maurerverband  mit 842  „ 

5.  Norwegischer  Steinhaaerverband  mit 811  „ 

6.  Norwegischer  Schneiderverband  mit 594 „ 

'  Zusammen  6  Landesverbände  mit    25  499  Mitgliedern. 
Hierzu  kommen  noch  eine  Reihe  von  Lokal  vereinen  mit  ungefähr  1000  Mitgliedern. 
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Das  norwegische  Gesetz  bietet  daher  in  hohem  Maße  die  geeigneten  Be- 
dingungen für  alle  diejenigen  Arbeiter  des  Landes,  die  das  für  die  Arbeitslosen- 
versicherung erforderliche  Opfer  bringen  wollen,  und  wird  sicherlich  der  Bewegung 
zugunsten  der  Arbeitslosenversicherung  größere  Kraft  verleihen. 

So  wie  das  Gesetz  geformt  ist,  geht  es  in  allererster  Linie  darauf  aus,  den 
Arbeitern  Hilfe  zur  Selbsthilfe  zu  erteilen.  Von  den  öffentlichen  Mitteln 
wird  ihnen  nämlich  nicht  eine  Krone  ausbezahlt,  ehe  sie  nicht  aus  eigenen  Mitteln 
drei  und  eine  vierte  als  Vorschuß  zu  der  von  der  Oeffentlichkeit  zu  erwartenden 
Krone  ausgezahlt  haben.  Und  die  Beiträge,  die  Staat  und  Gemeinde  in  dieser 
Weise  zur  Durchführung  der  Arbeitslosenversicherung  geben,  werden  sich  sozusagen 
automatisch  dem  Bedarf  der  Arbeiter  abpassen,  indem  sie  in  guten  Zeiten,  wenn 
sowohl  die  Arbeitslosigkeit  gering  wie  die  Beiträge  gering  sind,  einen  geringen  Betrag 
ausmachen  werden,  um  in  den  schlechten  Zeiten,  wo  die  Arbeitslosigkeit  zunimmt, 
in  genau  demselben  Verhältnis  zu  wachsen,  wie  die  von  den  Arbeitern  selbst  bc- 
schafflien  Arbeitslosenunterstützungen.  Hierzu  kommt  noch,  daß  das  manchen  so 
unsympathische  Moment  des  Zwanges,  das  die  obligatorische  Versicherung  auf  die 
Arbeiter  ausübt,  hier  wegfällt. 

Selbstverständlich  wird  durch  das  angenommene  Gesetz  nicht  eine  einzige 
aller  der  Veranstaltungen  überflüssig  gemacht,  die  dazu  dienen  könnten,  die 
Arbeitslosigkeit  an  sich  zu  bekämpfen.  Im  Gegenteil  wird  die  dem  Staat  und  der 
Gemeinde  auferlegte  Pflicht,  Beiträge  an  die  Arbeitslosenkassen  zu  zahlen,  ihnen 
noch .  ein  weiterer  Ansporn  werden,  alles  zu  tun,  was  in  ihrer  Macht  steht,  um  die 
unvermeidliche  Arbeitslosigkeit  auf  das  mindestmögliche  Maß  zu  beschränken. 
Dadurch  aber,  daß  sie  dem  im  Gesetz  angegebenen  Weg  folgen,  haben  die  nor- 
wegischen Staatsmächte  einen  wichtigen  Schritt  getan,  um  viel  unverschuldete  Not 
zu  mildern,  viel  Bitterkeit  gegen  die  bestehende  Gesellschaftsordnung  zu  entfernen 
und  ihrem  Lande  eine  ruhige  und  gleichmäßige  sozialpolitische  Entwicklung  zu 
sichern. 

Christiania,  Mai  1908. 

Professor  Dr.  Oskar  Jaeger. 
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1«  Kranken-  nnd  Unfallvergiehemnir* 

1.   G  ese  tzesma  t  erial  len: 

Indstillin^  til  Lo7  om  Syge-  og  Ulykkesforsikring  fra  den  2den  parlamentariske  Arbeider- 
koiummsion,  nedsat  af  Storthinget  deu  5  Juni  1900,  med  Bilag  1—3. 

Udkast  til  Lov  om  Sjömands  Fofsikring  med  Motiver,  fra  den  ander  4  December  1891 
nedsatte  Sjömandskomit^  (Sjömandskomiteeus  Indst.  II). 

Sth.  Prp.  Nt.  96  for  1898/99  ang.  Dsekkelse  af  Rigsforsikringsanstaltens  Undersknd  med 
Bilag  (Betienkning  af  30  Mars  1897  fra  Direktor  Scbjöll  vedr.  Valg  af  Dödeligbeda- 
tabeller  m.  v.) 

Vedr.  Till^gslov  af  23  December  1899:  Indst.  0.  36  for  1898/99;  Ot.  Prp. 
Nr.  6  for  1899/1900;  Dok.  Nr.  16;  Indst.  0.  Nr.  12  og  14  (1899/1900). 

Vedr.  Lov.  af  12  Juni  1906:  Ot.  Prp.  Nr.  40  for  1904/05;  Indst.  0.  V  og  0.  Nr.  91 
for  1905/06. 

Ot.  Prp.  Nr.  10  for  1908  ang.  Utfaerdigelse  af  en  Lov  om  Ulykkesforsikring  for  Fiskere. 

Ot.  Prp.  Nr.  43  (1905/05)  og  Nr.  15  (1906/07)  ang.  Utfaerdigelse  af  en  Lov  om  Tilsyn 
med  Arbeide  i  Fabriker  ra,  v. 

2.  Sonstige   Quellen: 

B  e  1 1 0  m :  Les  lois  d'assurance  ouvriere  ä  Petranger.  Tome  II  4  et  5. 
Zeitschrift  für  das  ges.  Handelsrecht  Bd.  43,  Stuttgart  1893. 
Aarbog  for  Norges  Handelsmarine  1906.    Chri^iania  1907. 

Beretning  fra  Nordisk  Arbeider-Forsikringsmöde  i  Köbenhavn  1907.    —  Köbenhavn  1907. 
Dr.  Andersson:  Social  Sjukförsäkring.    Stockholm  1907. 
Dr.   H  j  0 r  t :   Om  Ulykkesforsikring  for  Fiskere.    Bergen  1907. 
Beretninger  fra  Bigsforsikringsanst alten  om  dens  Virksomhed  i  Aarene  1897/1905. 
Meddelelser  fra  Kigsforsikringsanstalten  Nr.  1—24. 

Bigsforsikringsaustaltens  Industristatistik  for  Aarene  1895/1899  (Norges  officielle 
Statistik  IV.  99). 

Ulykkesforsikringen  1895/1899  (Nojges  officielle  Statistik  V.  16). 


Christiania,  Mai  1908. 


£.  Qyigstad. 


B«  Arbeitglosenversieherang« 

1.  Gesetzesmaterialien: 

Udkast  til  lov  om  stats-  og  komm unebidrag  til  norskearbeids- 
ledighedskasser  med  motiver,  Indstilling  fra  den  af  Det  kon^elige  departement 
for  handel,  sjöfart  og  industri  under  11  juni  1904  nedsatte  komite.    Kristiania  1905. 

Beretning  fra  en  med  offentligt  opdrag  foretagen  reise  til  Frankrige  og  Belgien  til 
uudersögelse  af  visse  spörgsmaal  vedrörende  forsikring  med  arbeidslöshed  af  Fred- 
rik  Voss,  bOiesteretsadvokat.    Kristiania  1905. 

0  t.  prp.  n r.  10.  (1905/1906).  An^aande  lov  om  stats-  og  konimunebidrag  til  norske 
arbeidsledighedskasser.  Handels-  og  indnstridepartementets  indstilling  af  27  febmar  1906,  som 
ved  kongelig  resolution  af  samme  dato  er  bifaldt  (Foredraget  af  statsraad  Aretander). 

ludst.  0.  X.  (1905/06).  Indstilling  fra  den  forsterkede  komite  for  sociale  spörsmaal 
augaaende  udfoerdigelse  af  en  lov  om  stats-  og  kommunebidrag  til  arbeidsledighedskasser. 

2.  Sonstige   Quellen: 

Georg  Adler:  1.  Die  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  im  Kanton  Basel-Stadt. 
Gutachten  erstattet  dem  Departement  des  Inneren  des  Kanton  Basel-Stadt.    Basel  1895; 

2.  Im  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften"  die  Abhandlung  „Arbeitslosigkeit". 

Lujo  Brentano:  Die  Arbeiterversicherung  gemäß  der  heutigen  Wirtschaftsordnung. 
Leipzig  1879.    S.  90  ff.  und  197  ff. 
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F.  F  a  g  n  0  t :  Le  Chömage  (Bibliotheque  Socialiste  no  34  und  no  85)  Paris  1905. 
Richard  Freund:  Materialien  zur  Frage  der  ArbeitslosenTersichening.    Berlin  1903. 
Georg  Schanz:  1.  Zur  Frage  der  Arbeit slosenversicherang.    Bamberg  1895; 

2.  Neue  Beiträge  «ir  Frage  der  Arbeitslosenversicherung.    Berlin  1897; 

3.  Dritter  Beitrag  zur  Fr^e  der  Arbeitslosenversicherung  und  Bekämpfong  der  Arbeits- 
losigkeit   Berlin  1901. 

D.  J.  Schloß:  Unemployed  in  Foreign  Countries.  Report  to  the  Board  of  Trade  on 
Agencies  and  Methods  for  Dealing  wlth  the  Unemployed  in  certain  Foreign  Countries.  London  1903. 

Karl  Singer:  1.  Die  Schaffung  eines  gemeindlichen  Fonds  zur  Förderung  der  Arbeits- 
losen-Versichemng.    Gutachten  im  Auftrage  des  Magistrats  München.    München  1903: 

2.  Die  Schaffung  eines  Gemeindefonds  zur  Förderung  der  Arbeitslosen- Versieb erung  in 
München.    Gutachten  II.    München  1905* 

3.  Die  Arbeitslosen- Versich  erung  der  Bauarbeiter.  Mit  einigen  Schlußbemerkungen  zur 
gemeindlichen  Förderung  der  Arbeitslosen- Versicherung  im  allgemeinen.    München  1905. 

Louis  Varlez:  1.  Ville  de  Gand.  Commission  sp^cuile  pour  l'^tnde  de  question  de 
Chömage.    Rapport  et  projet  de  reglement    Gand  1901; 

2.  Fond  de  Chömage.  Rapport  au  Conseil  coronuinal  de  Gand  sur  la  premiere  ann^e  de 
foncüonnement  du  fonds  communal  gantois  contre  le  Chömage.    Gand  1902; 

3.  Les  formes  nouvelles  de  Tassurance  contre  le  Chömage.    Paris  1903. 

4.  „Die  Bekämpfung  der  unfreiwilligen  Arbeitslosigkeit"  in  der  Zeitschrift  „Soziale  Kultur**, 
Münster,  Märzheft  1908,  S.  143  ff.  (Internationale  Uebersicht  mit  ausführlichen  Literaturangaben 
für  jeden  Band). 

Zacher:  Die  Arbeiterversicherung  im  Auslande;  1.  Heft  XI  (Schweiz)  S.  45—64. 
Berlin  1899.    2.  Heft  la  (Dänemark)  S.  30—45.    Beriin-Gmnewald  1903. 

Die  bestehenden  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  die 
Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im  Ausland  und  im  Deutschen  Reich. 
Teil  I:  Die  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit.  Teil  II:  Der  Stand  der  ge- 
meinnützigen Arbeitsvermittlung  öffentlicher  und  privater  Verbände  im  Deutschen  Reich. 
Teil  III:  Anlageband  zu  Teil  I:  Statistik,  Gesetze,  Verordnungen,  Statuten.  Bearbeitet  im 
Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  Abteilung  für  Arbeiterstatistik.    Berlin  1906. 

€•  Arbeitsnachweis. 

1.  Gesetzesmaterialien: 

Forsiag  til  lov  om  arbeidsformidling  med  motiver.  Afgivet  af  en 
Komite,  nedsat  af  departementet  for  udenrigske  sager,  handel,  sjöfart  og  industri. 

Ot.  prp.  nr.  12.  (1905/1906).  Angaaende  udfaerdigelse  af  en  lov  om  arbeidsformidling 
samt  angaaende  bevilgning  af  udgifter  ved  offentlige  kontorer  for  arbeidsformidling.  Handels- 
og industridepartementets  indstilling  af  10  marts  1^,  som  ved  kongelig  resolution  af  sarome 
dato  er  bifaldt    (Foredraget  af  statsraad  Arctander). 

Indst.  0.  XIII.  (1905/06).  Indstilling  fra  den  forsterkede  socialkomite  angaaende 
kongelig  proposition  om  udfaerdigelse  af  en  lov  om  arbeidsformidling. 

2.  SonstigeQuellen: 

Richard   Calwer:    Arbeitsmarkt  und  Arbeitsnachweis.    Stuttgart  1899. 

Hermann  Eckert:  lieber  die  beste  Organisation  des  Arbeitsnachweises.  Freibnrg 
in  Br.  1899. 

Richard   Freund:   Der  Arbeitsnachweis.    Berlin  1899. 

Hermann  Greulich:   Arbeitslosenunterstützung  und  Arbeitsnachweis.    Zürich  1901. 

Karl   Hartmann:   Die   gemeindliche  Arbeitsvermittlung  in  Bayern.    München  1900. 

J.  Jastrow:   Die  Einrichtung  von  Arbeitsnachweis- Verbänden.    Berlin  1900. 

V.  Reitzenstein:   Der  Arbeitsnachweis.    Berlin  1897. 

William  Franklin  Willoughby:  State  Activities  in  Relation  to  Labor  in  the 
United  States.    Baltimore  1901. 

Christiania,  Mai  1908. 

«^ 

Professor  Dr.  Oskar  Jaeger. 


Druckfehler- Verzeichnis. 

Seite  47  Note  1  lies:  Forsimg  til  lov  om  .  .  .  motiver.   Afgivet  .  .  .  indenrigoke  .  .  . 
„     59  Zeile  11  v.  n.  lies:  Arbeitslosea  statt  Arbeitslosigkeit. 
„     62  Zeile  24  v.  u.  lies:  bernflicheii  statt  fachlichen  und  Zeile  19  v.  u.:   Sjstei 
statt  Plan. 
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Büag  1. 

LoY  at*  23  December  1S99 

om  ForaHdringer  i  Lov  om  Vlykkesforsikriiiir  for  Arbeidere  m.  v.  af  2Sde  Juli  1891. 


Vi  Oscar  o.  s.  v.,  gj0re  vitterligt: 

At  Os  er  bleven  forelagt  det  nn  forsamlede  ordentlige  Stortings  Beslntning  af  7de  December 
dette  Aar,  saalydeode: 

I. 

Folgende  Paragrafer  i  Lov  om  ülykkesforsikring  for  Arbeidere  m.  v.  af  23de  Juli  18Ö4, 
skal  herefter  lyde  saaledes: 

§  1.    Alle  Arbeidere  og  Betjente,  der  er  sysselsatte  ved: 

1.  Fabrikdrift  og  de  Haandverks-  og  andre  industrielle  Virksombeder,  der  drives 
fabrikmsessig,  eller  ved  hvilke  der  anvendes  anden  Drivkraft  end  menneskeiig 
Muskelkraft  eller  benyttes  Kj  edler  med  Damptryk; 

2.  Bergverksdrift  med  derunder  hörende  Virksombeder,  Drift  af  Stenbmd,  Kalkbrad, 
Stenbuggeri  o.  1.; 

3.  Isbedrift; 

4.  Virksombeder,  bvor  exploderende  eller  let  antsendelige  Stoffe  fremstilles  eller  fag- 
mcessig  anvendes; 

5.  By^^ning,  Udstyr  og  Istandssettelse  af  Huse,  Fartoier,  Jembaner,  Veie,  Broer,  HaTne, 
Kaier,  Dokker,  Dseraninger,  Kanaler,  Sluser  o.  lign.,  Kloak-,  Gas-  og  Vandlednings- 
arbeider  samt  Arbeide  med  Opsaetning,  Istandssettelse  eller  Nedtagning  af  elektriske 
Ledninger  og  Lynafledere; 

6.  Lsenser,  Flodning  og  derunder  hörende  Vlrksomhed,  Betjening  af  DoBmnmger, 
Kanaler  og  Sluser,  Jembane-  og  Sporveisdrift; 

7.  Indlastnin^  og  Oplosning  af  Varer,  forsaavidt  den  ikke  udfores  ved  Skibsmandskab, 
samt  Arbeide  paa  Tomter  og  Hugstepladse  samt  ved  Pakbuse  og  Lagere  med  dertil 
hörende  Varetransport; 

8.  Dykker-  og  dermed  forbundet  Bergningsarbeide ; 

9.  Skorstensfeining  samt  Bedning  og  Slukning  i  Ildebrandstilfaelde,  — 

skal,   uanseet  om  Sysselssettelsen   varer  kort  eller   Isenge,   vsere   forsikrede  efter   denne  Lovs 
Bestemmelser  mod  Folgeme  af  Ulykker,  der  maatte  tilstode  dem  i  Bedriften,  naar  Arbeidet  enten 

a)  udfores  for  en  Nseringsdrivende,  bvis  Bedrift  omfatter  saadan  Syssel,  eller 

b)  foregaar  for  Statens  eller  en  Kommunes  Regning  eller- 

c)  skjonnes  at  ville  medtage  mindst  SO  Arbeidsdage  og  derhos  mindst  300  Dagsrerk. 

Lige  med  Nseringsdrivende  efter  Litr.  a  regnes  Foreninger  og  Arbeidslag,  bvis  Formaal 
omfatter  Udovelse  af  nogen  af  de  ovenfor  opregnede  Virksombeder. 

Hvorvidt  et  Anlaeg  eller  en  Virksomhed  gaar  ind  under  Loven,  afgjores  i  Tilfelde  af 
Tvist  af  vedkommende  Regjeringsdepartement. 

Forsaavidt  nogen  under  Loven  indgaaende  Vij'ksombed  paa  Grund  af  saerlige  Forliold 
ikke  antages  at  medfore  Fare  for  Ulykker  for  de  ved  samme  Beskjaeftigede,  kan  den  af  KongeD 
fritages  for  Forsikringspligten. 

Forsikring  efter  denne  Lov  bortfalder  for  Arbeidere  i  Statens  eller  en  Kommunes  Tieneste, 
naar  der,  uden  Udgift  for  dem,  er  tilsikret  dem  og  deres  Familie  saadan  Erstatning  i  Ulykkestil- 
fselde,  som  af  Kongen  findes  at  svare  til  den  ved  nservaerende  Lov  foreskrevne. 

§  13.  Indeling  i  Fareklasser  samt  Prsemiesatserne  fastsaettes  af  Kongen  og  revideres 
af  Storthinget  hvert  tredie  Aar,  forste  Gang  i  Aaret  1903  inden  Juni  Maaneds  Üdg*^ 
Forandringer  i  Fareklasse-Iuddelingen  og  Prsemiesatserne  kau  af  Kongen  til  enhver  Tjö 
foretages,  dog  saaledes,  at  saadanne  Forandringer  forst  kan  gjores  gnjseldende  fra  Begyndels^n 
af  det  Kalenderaar,  som  folger  efter  det,  i  hvilket  Forandringen  er  foretaget.  Beslutning  .^JJ 
Forandringer  maa,  bvor  ikke  Storthinget  anderledes  bestemmer,  vsere  behorig  bekjendtgjo^ 
mindst  2  Maaneder,  for  den  skal  trsede  i  Kraft. 
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Anlage  1^ 

Gesetz  vom  23.  Dezember  1899 

betreffeBd  IbänderuBgen  des  UnfallyersielieriingsgegetzeB  vom  28.  Juli  1894. 


Wir  Oscar  usw.  tun  kund,  daß  Uns  von  dem  gegenwärtig  tagenden  Storthing  ein  Be- 
«chlnß  vom  7.  Dezember  dieses  Jahres  vorgelegt  worden  ist,  der  also  lautet: 

I. 
Nachstehende  Paragraphen  im  Gesetz   über  Unfallversicherung  für  Arbeiter  m.  m.  vom 
23.  Juli  1894  sollen  lauten,  wie  folgt: 

§  1.    Alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte,  welche  beschäftigt  sind: 

1.  in  einem  Fabrikbetriebe  oder  solchen  Handwerks-  und  anderen  indastriellen  Be- 
trieben, welche  fabrikmäßig  ausgeübt  werden,  oder  in  welchen  andere  Triebkraft 
als  die  menschliche  Muskelkraft  angewendet  wird  oder  Kessel  mit  Dampfdruck 
verwendet  werden; 

2.  in  Bergwerksbetrieben  mit  hierunter  fallenden  Anlagen,  wie  Steinbruch,  Kalkbruch, 
Steinhauerei  und  ähnliches; 

8.  in  Eisbetrieben; 

4.  in  Anlagen,  in  welchen  explosive  oder  leicht  entzündbare  Stoffe  hergestellt  oder 
berufsmäßig  verwendet  werden; 

5.  beim  Bau,  bei  der  Ausrüstung  und  Instandsetzung  von  Häusern,  Fahrzeugen,  Eisen- 
bahnen, Wegen,  Brücken,  Häfen,  Kais,  Docks,  Dämmen,  Kanälen,  Schleusen  und 
ähnlichem,  Kanalisations-,  Gas-  und  Wasserleitungsarbeiten,  sowie  Arbeiten  zur 
Aufstellung,  Instandsetzung  oder  Entfernung  von  elektiischen  Leitungen  und  Blitz- 
ableitern ; 

6.  bei  Schlagbänmen  zum  Auffangen  des  Treibholzes,  beim  Flößen  und  der  hierunter 
fallenden  Tätigkeit,  bei  der  Bedienung  von  Dämmen,  Kanälen  und  Schleusen,  beim 
Eisenbahn-  und  Pferdebahnbetriebe; 

7.  bei  der  Einladung  und  Löschung  von  Waren,  insofern  dieselbe  nicht  von  der 
Schiffsmannschaft  ausgeführt  wird,  sowie  bei  Arbeiten  auf  Bauplätzen  und  Holz- 
schlägen, in  Packhäusern  und  auf  Lagern  nebst  dem  hiermit  in  Verbindung  stehenden 
Waren  transport; 

8.  bei  Taucher-  und  hiermit  verbundenen  Bergungsarbeiten; 

9.  beim  Schomsteinfegen,  sowie  beim  Retten  und  Löschen  in  Brandfällen, 

sollen  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  die  Beschäftigung  kürzere  oder  längere  Zeit  dauert,  nach  den 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gegen  die  Folgen  derjenigen  Unfälle  versichert  sein, 
die  ihnen  im  Betriebe  zustoßen,  falls  die  Arbeit  entweder 

a)  für  einen  Gewerbetreibenden  ausgeführt  wird,  dessen  Betrieb  derartige  Beschäftigung 
erheischt,  oder 

b)  auf  Rechnung  des  Staates  oder  der  Gemeinde  geschieht,  oder 

c)  wenigstens  30  Arbeitstage  in  Anspruch  nimmt  und  diese  Arbeitstage  wenigstens 
300  Tagewerke  umfassen. 

Den  Gewerbetreibenden  im  Sinne  der  lit  a  gleichgeachtet  werden  Vereine  und  Vereini- 
gungen von  Arbeitern,  deren  Zweck  in  der  Ausübung  eines  der  obengfenannten  Gewerbebetriebe 
besteht. 

Inwieweit  eine  Anlage  oder  ein  Betrieb  unter  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes fällt,  wird  in  Streitfällen  von  dem  zuständigen  Regierungsdepartement  entschieden. 

Sollte  die  Ueberzeugnng  gewonnen  werden,  daß  in  einem  unter  dieses  Gesetz  fallenden 
Betriebe  besonderer  Verhältnisse  wegen  eine  Unfallgefahr  für  die  in  demselben  beschäftigten 
Arbeiter  ausgeschlossen  ist;  so  kann  der  König  den  betreffenden  Betrieb  von  der  Versicherungs- 
pflicht befreien. 

Die  Versicherung  auf  Grund  dieses  Gesetzes  kommt  für  Arbeiter  im  Dienste  des  Staates 
und  der  Gemeinden  in  Wegfall,  wenn  denselben  und  deren  Familien  bei  Unfällen  ohne  Gehalts- 
abzug ein  Schadenersatz  in  der  Höhe  zugebilligt  wird,  welche  nach  Entscheidung  des  Königs 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  entspricht. 

§  13.  Die  Einteilung  in  Gefahrenklassen  sowie  die  Prämiensätze  werden  von  dem  König 
festgesetzt  und  von  dem  Storthing  alle  drei  Jahre  geprüft,  das  erstemal  im  Jahre  1903  binnen 
Ablauf  des  Monats  Juni.  Aenderungen  in  der  Gefahrenklassen-Einteilung  und  in  den  Prämien- 
sätzen können  von  dem  König  zujeder  Zeit  vorgenommen  werden,  jedoch  so,  daß  solche  Aende- 
rungen erst  mit  dem  Beginn  des  Kalenderjahres,  welches  auf  das  Jahr  folgt,  in  welchem  die  be- 
treffenden Aenderungen  vorgenommen  sind,  in  Kraft  treten.  Wenn  das  Storthing  nicht  ander- 
weit beschlossen  hat,  so  muß  der  Beschluß  bezüglich  der  Aenderungen  mindestens  zwei  Monate 
vor  dem  Inkrafttreten  gehörig  kundgemacht  sein. 


Digitized  by 


Google 


4*  Die  Arbeiterversicherung  in  Norwegen. 

Omfatter  en  Bedrift  flere  under  forskj ellige  Fareklasser  opferte  Virksomheder,  kan  For- 
sikringsindretningens  Bestyrelse  beregne  Praemien  sserskilt  for  hver  enkelt  af  disse,  som  den 
efter  Forholdene  finder  at  knnne  holde  tydelig  ud  fra  de  0vrige  med  Hensyn  til  Arbeidsstok 
og  Begnskabsvaesen  m.  y.,  eller  den  kan  for  den  hele  Bedrift  fastssette  en  efter  Omstcendig- 
hedeme  afpasset  Gjennemsnitsprsemie.  Forsikringsindretningens  Afgjerelse  kan  indankes  for  den 
i  §  19  omhandlede  Kommission. 

§  14.  Enhver  Indehaver  af  en  Bedrift  eller  Virksomhed  af  nogen  af  de  Arter,  der  om- 
handles  i  naervserende  Lovs  §  1,  har  —  for  aeldre  Bedrifters  yedkommeude  inden  3  Maaneder 
fer  mervoerende  Lovs  Ikrafttrreden  og  for  nye  Bedrifter  inden  8  Dage  efter  Bedriftens  Paabe- 
g^delse  —  at  indgive  en  skriftlig  Aumeldelse  i  to  Exemplarer  efter  en  af  Forsikringsindretningen 
affattet  Formular  med  alle  de  Oplysning^er,  som  er  nedvendige  til  Afgjerelse  af,  hyorvidt  Bedriften 
er  forsikringspligtig,  samt  til  Bestemmeise  af  dens  Fareklasse  og  Prsemie.  Anmeldelseme  tilstilles 
vedkommende  Tilsynsmand  (§  28),  der  snarest  muligt  har  at  indsende  dem  til  Indretningens 
Bestyrelse. 

Vedkommende  Arbeidsgivere  skal  snarest  muligt  meddeles  ünderretning  om,  til  hyilken 
Fareklasse  deres  Bedrifter  af  Forsikringsindretningens  Bestyrelse  er  henferte,  og  med  hyilken 
Tarifsats  Forsikrin^spraemien  bliver  at  beregne.  Denne  Afgjorelse  kan  indankes  for  den  i  §  19 
omhandlede  l&ommission. 

Ved  enhyer  forsikringspligtig  Virksomhed  skal  det  yed  en  Plakat  med  tilstrsekkelig  störe 
og  tydelige  Bogstayer  yaere  angivet,  at  Arbeideme  er  ulykkesforsikrede.  Plakaten  bliyer  yed 
Tilsynsmandeus  Foranstaltning  at  opslaa  paa,,et  hensigtsmaessigt  og  ioinefaldende  Sted. 

Arbeideme  ansees  forsikrede  fra  det  Öieblik,  ß)yen  er  traadt  i  Kraft  eller  Bedriften  er 
begyndt,  hyad  enten  Anmeldebe  har  fandet  Sted  og  Plakat  er  opslaaet  eller  Ikke. 

§  16.  Forsikringspraemieme  indbetales  inden  14  Dage  efter  hyert  Fjerdingaars  Begyndelse 
med  saadanne  Forskod,  som  af  Forsikringsindretningens  Bestyrelse  bestemmes.  Arbeidsgiyeren 
skal  yaere  pligtig  til  at  fore  Lenningslister  efter  en  af  Forsikringsindretningen  godkjendt 
Formular. 

Endeligt  Opgj0r,  ledsaget  af  de  Op^aver,  som  Forsikringsindretningens  Bestyrelse  finder 
fomadne,  skal  yaere  indseudt  fra  Arbeidsgiyeren  inden  2  Maaneder  efter  Kalenderaarets  Udleb 
eller,  forsaayidt  Bedriften  tidligere  er  ophert,  inden  en  Maaned  efter,  at  dette  er  skeet.  Samtidig 
indsendes  mulig  resterende  Praemie.  Forsikringsindretningen  kan  —  om  saa  maatte  findes 
hensigtsmaessigt  —  paa  egen  Haand  istandbrioge  det  fomedne  Opgj0r. 

I  dette  Öiemed,  saayelsora  ogsaa  naar  Forsikrinwindretningen  ellers  finder  Grnnd  til  at 
foryisse  sig  oni  de  afgivne  Opgayers  og  Beregningers  Kigtighed,  kan  den  lade  gjennemgaa  de 
Bedriften  vedkommende  Regnskabsbeger  og  Lister,  hvoraf  de  Forsikredes  Antal  og  Lenninger 
kan  erfares. 

Resterende  Forsikringspraemie  har  samme  Prioritet  som  Skatter  og  kan  inddrives  yed 
Udpantning  af  Tilsynsmanden  eller  af  de  Tjenestemaend,  til  hvilke  Afholdelse  af  Udpantninger 
i  Almindelighed  er  henlagt. 

§  88.  Arbeidsgivere,  som  ikke  til  rette  Tid  efterkommer  de  dem  ifelge  §§  14,  15,  16  og 
17  paahyilende  Forpligtelser  til  at  afgive  Anmeldelser,  fere  Lenningslister,  levere  Opgjar  og 
Beregninger  eller  indsende  Regnskaber,  eller  som  meddeler  urigtige  Opgayer  om  Tiden  for  en 
Bedri^ts  Paabegyndelse  eller  Afslutning,  om  Arbeiderantal  eil  er  som  foretager  nogen  Nedssettelse 
eller  noget  Fradrag  1  Lannen  af  Hensyn  til  Forsikringspraemien,  straffes  med  Bader,  forsaavidt 
Gjemingen  ikke  efter  sin  Beskaffenhed  indgaar  under  et  strengere  Straffebud. 

Er  paa  Grund  af  urigtig  Opgave  for  liden  Praemie  erlagt,  bar  Bederne  i  Regelen  ikke 
saRttes  layere  end  det  tredobbelte  Belob  af  det  for  lidet  betalte. 

Negter  en  Arbeidsgiyer  efter  ilagt  ßod  fremdeles  at  efterkomme  sine  Forpligtelser,  kan 
hau  ilaegges  fornyet  Bod,  der  ikke  bar  saettes  til  layere  Belab  end  det  dobbelte  af  den 
sidst  ilagte. 

Bademe  tilfalder  Forsikringsindretningen.  Sager,  der  reiser  sig  af  OyertraedeUe  af 
naery^erende  Lov,  behandles  som  Politisager. 

IL 

Lay  af  6  August  1897  indeholdende  Foran dringer  i  Lov  om  ülykkesforsikring  for 
Arbeidere  m.  y.  af  23  Juli  1894  ophspves. 

111. 
Nservaerende  Lov  traeder  i  Kraft  strax. 


Thi  haye  Vi  antaget  og  bekraeftet,  ligesom  Vi   herved  antago   og  bekraefte  denne  Beslut- 
ning  som  Loy  under  Vor  Haund  og  Rigets  Segl. 
(tiyet  i  Stockholm,  den  23  December  1899. 

Oscar. 

(L.  S.) 
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Umfaßt  eine  Anlage  mehrere  unter  yerschiedene  Gefahrenklassen  fallende  Betriebe,  so 
kann  die  Direktion  der  Versichemngsanstalt  besondere  Prämie  für  jeden  einzelnen  dieser  Betriebe 
berechnen,  falls  dieselben  hinsichtlich  der  Arbeiter  und  der  Rechenschaf tsfübrung  nach  Lage 
der  Verhältnisse  auseinander  gehalten  werden  können,  oder  die  Direktion  der  Versicherungs- 
anstalt soll  auch  berechtigt  sein,  für  die  ganze  Anlage  einen  den  Verhältnissen  entsprechenden 
Durchschnittsprämiensatz  aufzustellen.  Gegen  die  Entscheidung  der  Direktion  der  Versicherungs- 
anstalt kann  bei  der  im  §  19  erwähnten  Kommission  Beschwerde  eingelegt  werden. 

§  14.  Jeder  Inhaber  eines  Betriebes  oder  einer  Anlage  der  in  §  1  dieses  Gesetzes  be- 
handelten Art  hat  —  für  ältere  Betriebe  binnen  drei  Monaten  vor  Inkrafttreten  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  und  für  neue  Betriebe  binnen  acht  Tagen  nach  Beginn  des  Betriebes  —  eine 
schriftliche  Anmeldung  in  zwei  Exemplaren  nach  einem  von  der  Versicherungsanstalt  abgefaßten 
Formular  mit  allen  den  Aufschlüssen  einzureichen,  welche  zur  Entscheidung  über  die  Versiche- 
rnngspflichtigkeit  des  Betriebes,  sowie  zur  Bestimmung  der  Gefahrenklasse  und  der  Prämie  not- 
wendig sind.  Die  Anmeldungen  sind  dem  zuständigen  Aufsichtsbeamten  (§  28)  zuzustellen, 
welcher  dieselben  so  schnell  wie  möglich  der  Direktion  der  Anstalt  einzusenden  hat. 

Den  betreffenden  Arbeitgebern  soll  sobald  als  tunlich  eine  Mitteilung  darüber  zugehen, 
zu  welcher  Gefahrenklasse  ihr  Betrieb  von  der  Direktion  der  Versicherungsanstalt  gezählt  und 
zu  welchen  Tarifsätzen  die  Prämien  berechnet  werden.  Gegen  diese  Entscheidung  kann  bei  der 
in  §  19  aufgeführten  Kommission  Beschwerde  eingelegt  werden. 

In  allen  versicherungspflichtigen  Betrieben  muß  auf  einem  Anschlag  mit  genügend  großen 
und  deutlichen  Buchstaben  angegeben  sein,  daß  die  Arbeiter  gegen  Unfälle  versichert  sind.  Der 
Anschlag  ist  auf  Anordnung  des  Auf  Sichtsbeamten  an  einem  passenden  und  ins  Auge  fallenden 
Orte  anzuheften. 

Die  Arbeiter  gelten  von  dem  Augenblick  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  bzw.  dem 
Beginne  des  Betriebes  an  als  versichert  ohne  Rücksicht  daranf,  ob  die  Anmeldung  derselben 
stattgefunden  hat  oder  nicht,  und  ob  der  Anschlag  angeheftet  worden  ist  oder  nicht. 

§  16.  Die  Versicherungsprämien  sind  spätestens  14  Tage  nach  Beginn  jedes  Viertel- 
jahrs vorschußweise  in  der  von  der  Direktion  der  Versicherungsanstalt  angeordneten  Höhe  zu 
bezahlen.  Der  Arbeitgeber  soll  verpflichtet  sein,  Lohnlisten  nach  einem  von  der  Versichemngs- 
anstalt genehmigten  Formular  zu  führen. 

Eine  Schlußabrechnung  mit  den  hierzu  erforderlichen  AufsteUungen  und  et^a  rückständige 
Prämien  sind  vom  Arbeitgeber  binnen  zwei  Monaten  nach  Schluß  des  Kalenderjahres  oder,  faUs 
der  Betrieb  schon  vor  diesem  Termin  eingestellt  worden  ist,  binnen  einem  Monat;  nachdem  dies 
geschehen,  einzureichen.  Die  Versicherungsanstalt  kann,  falls  sie  es  für  zweckmäßig  erachtet, 
auf  eigene  Hand  die  erforderliche  Abrechnung  veranlassen. 

Zu  diesem  Behufe,  wie  auch  dann,  wenn  die  Versichemngsanstalt  sich  darüber  ver- 
gewissern zu  müssen  glaubt,  daß  die  vom  Arbeitgeber  über  die  Höhe  der  Prämien  eingereichten 
Berechnungen  auch  richtig  sind,  ist  die  Versicherungsanstalt  berechtigt,  durch  den  örtlichen 
Aufsichtsbeamten  (§  28)  oder  einen  anderen  hierzu  bestellten  Bevollmächtigten  alle  auf  den 
Betrieb  bezüglichen  Rechnungsbücher  und  Listen,  aus  welchen  die  Zahl  und  die  Löhnung  der 
Versicherten  festzustellen  ist,  durchsehen  zu  lassen. 

Rückständige  Prämien  genießen  dasselbe  Vorrecht  wie  die  Steuern  und  können  vom  Auf- 
sichtsbeamten oder  von  der  zuständigen  Exekutivbehörde  durch  Auspfändung  eingetrieben  werden. 

§  38.  Betriebsunteraehmer,  welche  den  ihnen  gemäß  §§  14,  15,  16  und  17  obliegenden 
Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Erstattung  von  Betriebsanzeigen,  Führung  von  Lohnlisten,  Ein- 
reichung von  Lohnnachweisen  und  Abrechnungen  nicht  rechtzeitig  nachkommen  oder  unrichtige 
Angaben  über  den  Zeitpunkt  des  Beginns  bzw.  Abschlusses  des  Betriebes  oder  der  Arbeiterzahl 
oder  der  Löhne  einreichen  oder  die  Arbeiterlöhne  mit  Rücksicht  auf  die  Versicherungsprämie 
herabsetzen,  werden  mit  Geldstrafen  belegt,  falls  ihre  Tat  nicht  ihrer  Beschaffenheit  nach  einem 
härteren  Strafmaße  unterliegt. 

I^Ist  auf  Grund  einer  unrichtigen  Angabe  zu  wenig  Prämie  bezahlt  worden,  so  ist  die  Geld- 
strafe m  der  Regel  nicht  niedriger  als  auf  das  Dreifache  des  zu  wenig  bezahlten  Betrages  zu 
bemessen]  *). 

Unterläßt  ein  Arbeitgeber  nach  erfolgter  Geldstrafe  noch  immer,  seinen  Verpflichtungen 
nachzukommen,  so  kann  er  mit  einer  erneuten  Geldstrafe  belegt  werden,  [welche  nicht  niedriger 
als  auf  das  Doppelte  der  früheren  Geldstrafe  zu  bemessen  ist]'). 

Die  Geldstrafen  fallen  der  Versicherungsanstalt')  zu.  Strafsachen,  welche  aus  Ueber- 
tretungen  dieses  Gesetzes  entstehen,  werden  als  Polizeisacheu  behandelt. 

IL 
Das  Gesetz  vom  6.  August  1897,  enthaltend  Abändemngen  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1894 
über  Unfallversicherung  für  Arbeiter  m.  m.,  wird  aufgehoben. 

III 
Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft. 

*  ♦ 

So  haben  Wir  für  gut  befunden  usw. 
Gegeben  zu  Stockholm,  den  23.  Dezember  1899. 
Gez.  Oscar. 

))  Aufgehoben  durch  das  BOrgerliohe  Strafgeseu  vom  22.  Mui  1902;  die  Höhe  der  Geldstrafe  nnterliegt  ledig- 
Uch  dem  freien  ErmesBea  des  Hichters.  * 

^  Vom  1.  Januar  1005  nb  der  Staatskasse;  vgl.  §  27  des  vorzitierten  Strafgesetzes. 
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Bilag  2. 

Lov  af  12te  junl  1906 

indeholdeBde  forandringer  *)  i  Lov  om  nljkkesforsikring  for  arbeidere  m.  v«  af  2Sde 
Jidi  1894  med  tUlngsloY  af  2Sde  deeember  1899. 


Vi  Haakon,  Norges  konge,  gjor  vitterligt: 

At  Os  er  bleven  forelagt  det  nu  forsamledef  ordentlige  stortings  beslutning  af  9de  jani 
dette  aar,  saaJydende: 

Eftemseynte  paragrafer  i  ]oy  om  olykkesforsikring  for  arbeidere  m.  v.  af  23de  jali  1894, 
jfr.  lov  af  23de  deeember  1899,  skal  herefter  lyde  saaledes: 

§  1.  Alle  arbeidere  og  betjente,  der  er  sysselsatte  ved: 

1.  Fabrikdrift  og  de  haandverks-  og  andre  industrielle  virksomheder,  der  drives  fabrik- 
maessig,  eller  ved  hvilke  der  anvendes  anden  drivkraft  end  menneskelig  muskelkraft. 
eUer  benyttes  kjedler  med  damptryk; 

2.  Bergverksdrift  med  derunder  harende  virksomheder,  drift  af  stenbrud,  kalkbmd, 
stennuggeri  o.  1.; 

8.  Isbedrift; 

4.  Virksomheder,  hvor  eksploderende  eller  let  antsendelige  Stoffe  fremstilles  eller  fag- 
msBssig  anvendes; 

5.  Bygning,  udstyr  og  istandssettelse  af  huse,  fartaier,  jembaner,  veie,  broer,  havne, 
kaier,  dokker,  dsemninger,  kanaler,  sluser  o.  lign.,  klod^-,  gas-  og  vandlednin^- 
arbeider  samt  arbeide  med  opssetning,  istands^ttelse  eller  nedtagning  af  elektriske 
ledninger  og  lynafledere; 

6.  Lsenser,  fletuing  og  derunder  harende  virksomhed,  betjening  af  deemninger,  kanaler 
og  sluser,  jembane  og  sporveisdrift; 

7.  ludlastning  og  oplosning  af  varer,  forsaavidt  den  ikke  udf0re8  ved  skibsmandskab 
samt  arbeide  paa  tomter  og  hugstepladse  samt  ved  pakbnse  og  lagere  med  dertil 
herende  varetransport; 

8.  Dykker-  og  dermed  forbundet  bjergningsarbeide; 

9.  Skorstensfeining  samt  redning  og  slukning  i  ildebrandstilfaelde,  — 

skal.  uanseet  om  sysselsfettelsen  varer  kort  eller  Isenge,  vaere  forslkrede  efter  denne  lovs  be- 
steromelser  mod  felgerne  af  ulykkcr,  der  maatte  tilstede  dem  i  bedriften,  naar  arbeidet  enten 

a)  udfores  for  en  naeringsdrivende,  hvis  bedrift  omfatter  saadan  syssel,  eller  for  en 
forening,  hvis  formaal,  uden  at  foreningen  er  nceringsdrivende  i  Jaget,  omfatter 
ud0velse  af  nogen  af  de  ovenfor  opregnede  virksomheder,  eller 

b)  foregaar  for  statens  eller  en  kommunes  regning,  eller 

c)  skj0nnes  at  ville  med  tage  mindst  30  arbeidsdage  og  derhos  mindst  300  dagsverk. 
Hvor  et  forsikringspligtigt  arbeide  bortsosttes  som   entreprise  eller  paa  akkord  til 

arbeidslag,  paahvller  forsikringspligten  den,  for  hvem  arbeidet  udferes,  medmindre  läget  er 
stiftet  og  fast  organiseret  med  det  formaal  at  drive  saadani  arbeide  som  varigt  ernverv. 
I  saa  fald  paahviler  der  läget  selvstoendig  forsikringspligt,  og  opfyldelsen  af  de  arbeids- 
giverne  ved  denne  lov  paalagte  forpligtelser  paahviler  formanden  ander  det  for  arbeids- 
givere  fastsatte  ansvar.    Alle  medlemmer  af  saadanne  arbeidslag  er  forslkrede, 

Bortscettes  fomvrigt  et  forsikringspligtigt  arbeide  som  entreprise  euer  paa  akkord^ 
paahviler  forsikringspligten  den,  der  har  overtaget  arbeidet,  saafremt  han,  naar  hensees  til 
hans  risiko  med  hensyn  til  entreprisens  eller  akkordens  ekonomiske  udbytte  samt  til  hans 
personlige  forhold  og  forholdet  til  de  aj  ham  til  arbeidets  udfarelse  benyttede  arbeidere^ 
kan  betragtes  som  disses  arbeidsgiver  Ellers  paahviler  forsikringspligten  den,  for  hvem 
arbeidet  udfisres,  Begge  er  i  tilfcelde  aftvistom,  hvem  forsikringspligten  paahviler,  pligtige 
til  at  afgive  den  i  §  14  paabudne  anmeldelse.  Den,  for  hvem  arbeidet  udfares,  er  soli- 
darisk  ansvarlig  med  entreprenaren  eller  akkordtageren  for  prcemiens  indbetaling  saavelsom 
for  opfyldelse  af  de  arbeidsgiveren,  efter  ncervcerende  lovs  §  9,  paahvilende  forpligtelser, 

Udf0res  et  arbeide  ander  et  for  flere  forsikringspligtige  arbeidsgivere,  uden  at  ud- 
fßrelsen  paa  samtliges  vegne  besßrges  af  nogen  person,  firma,  forening  eller  lignende,  saa- 
ledes at  forsikringspligten  er  ^aaet  over  paa  denne,  har  arbeidsgiverne  at  vcelge  en  re- 
prcesentant,  hvem  forsikringspligten  paahviler.  Undlader  arbeidsgiverne  at  vcelge^  euer 
opfylder  den  valgte  reprcesentant  ikke  sine  heromhandlede  forpligtelser,  bliver  arbeids- 
giverne solidarisk  ansvarlige  for  disse. 
_. 

*)  For  at  lette  Orersigten  er  disse  Forandriiiger  fremhrevc<le  med  kursiv  Trjk. 
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Anlage  2. 


Gesetz  Tom  n,  Juni  1906 

betreffend  die  Abändernng^)  des  UnfallversiolieninfirBgregetzes  vom  23.  Jnli  1894  und  des 
Znsalzgresetses  vom  28.  Desember  1899. 


Wir  Haakon,  König  von  Norwegen,  tan  kund,  daß  Uns  von  dem  gegenwärtig  tagenden 
Storthing  ein  Beschluß  vom  9.  Juni  1906  vorgelegt  worden  ist,  der  also  lautet: 

Nachstehende  Paragraphen  im  Gesetz  über  Unfallversicherung  für  Arbeiter  m.  m.  vom 
23.  Juli  1894,  bzw.  Gesetz  vom  23.  Dezember  1899  sollen  lauten  wie  folgt: 

§  1.    Alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte,  welche  beschäftigt  sind: 

1.  in  einem  Fabrikbetriebe  oder  solchen  Handwerks-  und  anderen  industriellen  Be- 
trieben, welche  fabrikmäßig  ausgeübt  werden  oder  in  welchen  andere  Triebkraft 
als  die  menschliche  Muskelkraft  angewendet  wird  oder  Kessel  mit  Dampfdruck 
verwendet  werden; 

2.  in  Bergwerksbetrleben  mit  den  hierunter  fallenden  Anlagen,  wie  Steinbruch,  Kalk- 
bruch, Steinhauerei  und  ähnliches; 

3.  in  Eisbetrieben; 

4.  in  Anlagen,  in  welchen  explosive  oder  leicht  entzündbare  Stoffe  hergestellt  oder 
berofsmäßifif  verwendet  werden;    .^ 

5.  beim  Bau,  bei  der  Ausrüstung  und  Instandsetzung  von  Häusern,  Fahrzeugen,  Eisen- 
bahnen, Wegen,  Brücken,  Häfen,  Kais,  Docks,  Dämmen,  Kanälen,  ScMeusen  xmd 
ähnlichem,  Kanalisations-,  Gas-  und  Wasserleitnngsarbeiten  sowie  Arbeiten  zur  Auf- 
stellung, Instandsetzung  oder  Entfernung  von  elektrischen  Leitungen  und  Blitz- 
ableitern; 

6.  bei  Schlagbäumen  zum  Auffangen  des  Treibholzes,  beim  Flößen  und  der  hierunter 
fallenden  Tätigkeit,  bei  der  Bedienung  von  Dämmen,  Kanälen  und  Schleusen,  beim 
Eisenbahn-  und  Pferdebahnbetrieb; 

7.  bei  der  Einladung  und  Löschung  von  Waren,  insofern  dieselbe  nicht  von  der  Schiffs- 
mannschaft ausgeführt  wird,  sowie  bei  Arbeiten  auf  Bauplätzen  und  Holzschlägen, 
in  Packhäusem  und  auf  Lagern  nebst  dem  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Waren- 
transport; 

8.  bei  Taucher-  und  hiermit  verbundenen  Bergungsarbeiten; 

9.  beim  Schornsteinsfegen,  sowie  beim  Retten  und  Löschen  in  Brandfällen; 

sollen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Beschäftigung  kürzere  oder  längere  Zeit  dauert,  nach  den 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gegen  die  Folgen  derjenigen  Unfälle  versichert  sein, 
die  ihnen  im  Betrieb    zustoßen,  falls  die  Arbeit  entweder 

a)  für  einen  Gewerbetreibenden  ausgeführt  wird,  dessen  Betrieb  derartige  Beschäftigung 
erheischt,  oder  für  einen  Verein^  dessen  Zweck,  ohne  daß  der  Verein  ais  Ge- 
werbetreibender  bezeichnet  werden  kann,  in  der  Ausübung  eines  der  oben- 
genannten Gewerbebetriebe  besteht,  oder 

b)  auf  Rechnung  des  Staats  oder  der  Gemeinde  geschieht,  oder 

c)  wenigstens  30  Arbeitstage  in  Anspruch  nimmt  und  diese  Arbeitstage  wenigstens 
300  Tagewerke  umfassen. 

Wenn  eine  unter  dieses  Gesetz  faltende  Arbeit  als  Entreprise  oder  in  Akkord  an  eine 
Vereinigung  von  Arbeitern  vergeben  wird,  so  liegt  die  Versicherungspflicht  demjenigen  ob, 
der  die  Arbeit  vergeben  hat,  falls  nicht  die  Vereinigung  mit  dem  Zwecke,  solche  Arbeiten 
als  dauernden  Erwerb  zu  betreiben,  gebildet  und  fest  organisiert  ist.  In  letzterem  Falle  hat 
die  Vereinigung  die  Versicherungspflicht  selbst  zu  tragen,  und  die  Erfüllung  der  den  Arbeit- 
gebern durch  dieses  Gesetz  auferlegten  Verpflichtungen  liegt  dem  Vorstand  ob,  mit  der 
Verantwortung,  wie  sie  für  den  Arbeitgeber  in  diesem  Gesetze  vorgeschrieben  ist.  Sämt- 
liche Mitglieder  solcher  Vereinigungen  sind  versichert. 

Wenn  im  übrigen  eine  unter  dieses  Gesetz  fallende  Arbeit  als  Entreprise  oder  in 
Akkord  vergeben  wird,  so  liegt  die  Versicherungspflicht  demjenigen  ob,  der  die  Arbeit  über- 
nommen hat,  sofern  derselbe  hinsichtlich  des  mit  der  Entreprise  oder  dem  Akkord  verknüpften 
wirtschaftlichen  Risikos,  bzw.  seiner  persönlichen  Verhältnisse  und  seiner  Stellung  gegen- 
über den  zur  Ausführung  der  Arbeit  benutzten  Arbeitern  als  Arbeitgeber  der  letzteren  be- 
trachtet werden  kann.  Sonst  liegt  die  Versicherungspflicht  demjenigen  ob,  für  welchen  die 
Arbeit  ausgeführt  wird.  Bei  einem  Streit  darüber,  wer  als  Arbeitgeber  zu  betrachten  ist,  sind 
Beide  zur  Abgabe  der  im  §  14  vorgeschriebenen  Betriebsanzeige  verpflichtet. 

Derjenige,  der  die  Arbeit  vergeben  hat,  ist  mit  dem  Entrepreneur  oder  dem  Akkord- 
nehmer  solidarisch  verantwortlich,  sowohl  für  die  Zahlung  der  Prämie  wie  für  die  Erfüllung 
der  den  Arbeitgebern  gemäß  §  9  dieses  Gesetzes  obliegenden  Verpflichtungen. 

Wird  eine  Arbeit  gemeinschaftlich  für  Rechnung  mehrerer  versicherungspflichtiger 
Arbeitgeber  ausgeführt,  ohne  daß  die  Ausführung  in  Vertretung  sämtlicher  durch  eine  Person, 
eine  Firma,  einen  Verein  oder  ähnlichen  besorgt  wird,  derart,  daß  die  Versicherungspflicht 
auf  diese  übergegangen  ist,  so  haben  die  Arbeitgeber  einen  Vertreter  zu  wählen,  welchem 
die  Versicherungspflicht  obliegt.  Verabsäumen  die  Arbeitgeber  solche  Wahl  oder  kommt  der 
gewählte  Vertreter  seinen  Verpfliditungen  gemäß  diesem  Gesetze  nicht  nach,  so  haften  die 
Arbeitgeber  solidarisch  für  diese  Verpflichtungen. 

*)  Der  besseren  Uebersicht  halber  sind  im  nachstehenden  sämtliche  Abftnderangen  daroh  kursiven 
Draok  hervorgehoben. 
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Die  Arbeiterversicherang  in  Norwegen. 


Tvisi  om,  hvorvidt  et  anlag  eller  en  virksomhed  gaar  ind  ander  loven,  samt  om^ 
hvem  der  er  at  anse  som  forsikringspligtig  arbeidsgiver,  og  om  hvem  der  som  forsikret  om- 
fattes  af  forsikringen,  forel(Egges  for  den  i  §  19  omhandlede  kommission  til  pnsvelse. 


Forsaayidt  nogen  tinder  loven  ind^aaende  virksomhed  paa  grnnd  af  saerlige  forhold  ikke 
antages  at  medfere  fare  for  nlykker  for  de  ved  samme  beskjaeftigede,  kan  den  af  kong^n  fritages 
for  forsikringspligten.  Saadan  fritagelse  kan  efter  indhentet  udtalelse  af  fabriklnspektaren 
meddeles  af  rigsforsikrinßsanstalten  for  virksomheder,  hvor  der  som  drivkraft  alene  anvendes 
elektriske  motorer  paa  Kaist  V«  hestekrafl,  naar  virksomheden  ikke  af  anden  grund  er  for- 
sikringspligtig. 

Forsikring  efter  denne  lov  bortfalder  for  arbeidere  i  statens  eller  norsk  hovedjernbanes 
eller  en  kommnnes  tjeneste,  naar  der  nden  ndgift  for  dem  er  tilsikret  dein  og  deres  famüle 
saadan  erstatning  i  nlykkestiifselde,  som  af  kongen  findes  at  svare  til  den  ved  uservaereDde  lov 
foreskrevne. 

8  9.  Er  den  skadede  ikke  for  de  fOTste  4  nger  enten  som  medlem  af  en  sygekasse  eller 
paa  anden  maade  sikret  fri  laegehjselp  og  medicin  samt,  i  tilfselde  af  arbeidsndygtighed,  saadanne 
sygepenge,  som  i  lov  om  arbeideres  sygeforsikring  foreskrives,  har  arbeidsgiveren  for  det  nsevnte 
tidsram  at  ndrede  disse  ydeiser  af  egne  midier.  Saalsenge  lov  om  sygeforsikring  ikke  er  traadt 
i  kraft,  ndredes  disse  sygepenge  med  50  pct.  af  den  skadedes  arbeidsfortjeneste,  beregnet  overens- 
stemmende  med  de  i§6givne  regier,  dog  saaledes,  at  den  i  ncevnte paragrafs  iden  passus 
omhandlede  bestemmelse  om  skhn  af  forsikringsindretningen  kun  kommer  til  anvendelse, 
hvor  mindelig  overenskomst  mellem  den  skadede  og  arbeidsgiveren  ikke  er  opnaaet. 

Har  skaden  n0dvendiggjort  ekstraordintere  onikostninger,  sansom  ved  sygehnspleie,  transport 
eller  lignende,  overtages  disse  af  forsikringsindretningen,  forsaavidt  de  ikke  dsekkes  af  de  den 
skadede  paa  anden  maade  sikrede  ydelser. 

§  11.  De  til  erstatningens  dsekkelse  fomedne  midier  tilveiebringes  ved  en  forsikrlngs- 
prsBmie,  der  ndredes  af  vedkoromende  arbeidsgivere  efter  den  af  de  forsikrede  oppebaame  arbeids- 
fortjeneste,  hemnder  indbefattet  de  i  §  7  nsBvnte  indtaegter. 

Det  belob,  hvoraf  prcemie  for  den  enkelte  forsikrede  bliver  at  beregne,  skal  i  det  heieste 
udgimre  kr,  4,00  gange  antallet  af  dagsverk,  som  vedkommende  har  udfert  i  bedriften  i  det 
tidsram  af  kalenderaaret,  hvor  han  har  voeret  ansät  ved  samme, 

For  de  i  §  6,  4de  passus  nsevnte  personer  beregnes  praemien  efter  en  arbeidsfortjeneste  af 
kr.  1,50  pr.  dagsverk  for  mandlige  og  kr.  1,00  for  kvindelige  arbeidere. 

Praemien  maa  ikke  af  arbeidsgiverne  feres  de  forsikrede  til  ndgift. 

§  13.  Inddeling  i  fareklasser  samt  praemiesatserne  fastsaettes  af  kongen  og  revideres  af 
stordinget  hvert  tredie  aar,  forste  gang  i  aaret  1903  inden  juli  maaneds  ndgang.  Forandringer 
i  fareklas§e-inddelinj^en  og  praemiesatserne  kan  af  kongen  til  enhver  tid  foretages,  dog  saaledes, 
at  saadanne  forandnnger  ferst  kan  gjsres  gj leidende  fra  begyndelsen  af  det  kalenderaar,  som 
feiger  efter  det,  i  hvilket  forandringen  er  foretaget.  Beslutning  om  forandringer  maa,  hvor  ikke 
stortinyet  anderledes  bestemmer,  vaere  beherig  bekjendtgjort  mindst  2  maaneder,  fer  den  skal 
tnede  i. kraft. 

Omfatter  en  bedrift  flere  nnder  forskjellige  fareklasser  opferte  virksomheder,  kan  forsik- 
ringsindretningen  beregne  praemien  sterskilt  for  hver  enkelt  af  disse,  som  den  efter  forhold ene 
linder  at  kunne  holde  tydelig  ud  fra  de  evrige  med  hensyn  til  arbeidsatok  og  regnskabsvii'sen 
m.  V.,  eller  den  kan  for  den  hele  bedrift  fastsaette  eD  efter  omstaendighederne  afpasset  gjennem- 
snitspraemie.  Forsikringsiudretningens  afgjerelse  kan  indankes  for  den  i  §  19  omhandlede  kommission. 

§  16.  Forsikringsprcemien  erloegges  halvaarlig  pr.  Iste  april  og  Iste  Oktober  med 
saadanne  forskud,  som  af  forsikringsindretningen  bestemmes. 

Prcemier  paa  mindre  behb  end  8  kroner  pr,  aar  bliver  dog  at  indbetale  forskudsvis 
i  en  termin  efter  forsikringsindretningens  ncermere  bestemmelse, 

For  kortvarige  bedrifter  og  for  virksomheder,  som  kun  foregaar  til  enkelte  tider  af 
aaret,  kan  forsikringsindretningen  fordre  forskudsprcemien  indbetalt  i  an  termin  og  til  den 
tid,  som  af  forsikringsindretningen  for  hvert  enkelt  tilfalde  maatte  bestemmes. 

Arbeidsgiveren  skal  vsere  pligtig  til  at  fere  lenningslister  efter  en  af  forsikringsindretniDgen 
godkjendt  formnlar. 

Endeligt  opgjer,  ledsaget  af  de  opgaver,  som  forsikringsindretningen  finder  fornedne,  skal 
vfpre  indsendt  fra  arbeidsgiveren  inden  2  maaneder  efter  kalenderaarets  udlob  eller,  forsaavidt 
bedriften  tidligere  er  ophert,  inden  en  maaned  efter,  at  dette  er  skeet.  Samtidig  indsendes  mnllg^ 
resterende  praemie.  Forsikringsindretningen  kan  —  om  saa  maatte  findes  hensigtsmaessigt  —  paa 
egen  haand  istandbringe  det  fomedne  opgjer. 
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Inwieweit  eine  Anlage  oder  ein  Betrieb  unter  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  fällt, 
sowie  die  Frage,  wer  als  versicherungspflichtiger  Arbeitgeber  zu  betrachten  ist,  wird  in 
Streitfällen  von  der  im  §  19  erwähnten  Kommission  geprüft 

Sollte  die  üeberzeugung  gewonoen  werden,  daß  in  einem  unter  dieses  Gesetz  fallenden 
Betriebe  besonderer  VerbiUtnisse  wegen  eine  Unfallgefahr  für  die  in  demselben  beschäftigten 
Arbeiter  ausgeschlossen  ist,  so  kann  der  König  den  betreffenden  Betrieb  von  der  Versicherungs- 
pflicht befreien.  Solche  Maßnahme  kann  auf  Gutachten  des  Fabrikinspektorats  von  der 
Versicherungsanstalt  für  diejenigen  Betriebe  getroffen  werden,  in  welchen  als  Treibkraft 
elektrische  Motoren  von  höchstens  V«  PK.  verwendet  werden,  jedoch  nur  insofern  der  be- 
treffende Betrieb  nicht  aus  anderen  Gründen  der  Versicherungspflidit  unterliegt. 

Die  Versicherung  auf  Grund  dieses  Gesetze»  kommt  für  Arbeiter  im  Dienste  des  Staates» 
der  norwegischen  Haupteisenbahn  ^)  und  der  Gemeinden  in  Wegfall,  wenn  denselben  und 
deren  Familien  bei  Unfällen  ohne  Gehaltsabzug  Schadenersatz  in  der  Höhe  zugebilligt  wird» 
welche  nach  Entscheidung  des  Königs  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  entspricht. 

§  9.  Wenn  dem  Verletzten  nicht  für  die  ersten  vier  Wochen  dadurch,  daß  er  Mitglied  einer 
Krankenkasse  ist,  oder  ihm  auf  andere  Weise  freie  ärztliche  Behandlung  und  Arznei  sowie  im  Falle 
von  Elrwerbsunfähigkeit  das  durch  das  Krankenversicherungsgesetz  vorgeschriebene  Krankengeld 
gesichert  sind,  so  hat  der  Arbeitgeber  diese  Kosten  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten.  Bis  zum 
Inkrafttreten  des  Krankenversicherungsgesetzes  sind  als  Krankengeld  50  7o  ^on  dem  Arbeits- 
verdienste des  Verletzten  zu  entrichten.  Der  Arbeitsverdienst  ist  gemäß  den  im  §  6  gegebenen 
Vorschriflen  zu  berechnen,  jedoch  so,  daß  die  im  zweiten  Absdinitt  des  genannten  §  vor- 
gesehene Entscheidung  der  Versicherungsanstalt  nur  dann  zur  Anwendung  gelangt,  wenn 
gütlidie  Uebereinkunft  zwischen  dem  Verletzten  und  dem  Arbeitgeber  nicht  erzielt  werden  kann. 
Hat  die  Verletzung  außerordentliche  Kosten,  wie  fttr  Krankenhauspflege,  Transport  oder 
dergleichen,  erforderlich  gemacht,  so  werden  diese  von  der  Versicherungsanstalt  gedeckt,  falls 
dieselben  nicht  aus  anderen  dem  Verletzten  gesicherten  Unterstützungen  gedeckt  werden  können. 
§  11.  Die  zur  Deckung  der  Schadenersatzleistungen  erforderlichen  Mittel  werden  durch 
eine  Versicherungsprämie  aufgebracht,  welche  von  dem  betreffenden  Arbeitgeber  nach  dem  den 
Versicherten  zustehenden  Arbeitsverdienste,  unter  welchen  auch  die  im  §  7  aufgezählten  Ein- 
nahmen einzurechnen  sind,  entrichtet  werden  muß. 

Der  für  die  Berechnung  der  Prämie  für  den-  einzelnen  Arbeiter  maßgebende  Arbeits- 
verdienst darf  höchstens  Kr,  4  multipliziert  mit  der  Zahl  der  Tagewerke,  welche  der  be- 
treffende Arbeiter  im  Betriebe  während  der  Zeit  seiner  Beschäfligung  im  Kalenderjahre 
ausgeführt  hat,  betragen. 

Für  die  im  §  6  Abschnitt  4  genannten  Personen  ist  die  Prämie  nach  dem  Arbeitsverdienst 
von  Kr.  1,50  pro  Tag  für  männliche  und  von  Kr.  1  pro  Tag  für  weibliche  Arbeiter  zu  berechnen. 
Die  Prämie  darf  der  Arbeitgeber  von  den  Versicherten  nicht  wieder  einziehen. 
§  13.  Die  Einteilung  in  Gefahrenklassen  sowie  die  Prämiensätze  werden  von  dem  König 
festgesetzt  und  von  dem  Storthing  alle  drei  Jahre  geprüft,  das  erstemal  im  Jahre  1903  binnen 
Ablauf  des  Monats  Juni.  Aenderungeu  in  der  Gefahrenklassen-Einteilung  und  in  den  Prämien- 
sätzen können  von  dem  König  zu  jeder  Zeit  vorgenommen  werden,  jedoch  so,  daß  solche  Aende- 
rungenerstmit  dem  Beginn  des  Kalenderjahres,  welches  auf  das  Jahr  folgt,  in  welchem  die  betreffenden 
Aenderungeu  vorgenommen  sind,  in  Kraft  treten.  Wenn  das  Storthing  nicht  anderweit  be- 
schlossen hat,  so  muß  Beschluß  bezüglich  der  Aenderungeu  mindestens  zwei  Monate  vor  dem 
Inkrafttreten  gehörig  kundgemacht  sein. 

Umfaßt  eine  Anlage  mehrere  unter  verschiedene  Gefahrenklassen  fallende  Betriebe,  so 
kann  die  Versicherungsanstalt  besondere  Prämie  für  jeden  einzelnen  dieser  Betriebe  berechnen, 
falls  dieselben  hinsichtlich  der  Arbeiter  und  der  Rechenschaftsführung  nach  Lage  der  Verhält- 
nisse auseinander  gehalten  werden  können,  oder  die  Versicherungsanstalt  soll  auch  berechtigt 
sein,  für  die  ganze  Anlage  einen  den  Verhältnissen  entsprechenden  Durch schnittsprämiensatz 
anfzustellen.  Gegen  die  Entscheidung  der  Versicherungsanstalt  kann  bei  der  im  §  19  erwähnten 
Kommission  Beschwerde  eingelegt  werden. 

§  16;  Die  Versicherungsprämien  sind  halbjährlich  vorschußweise  je  am  1.  April  und 
am  1.  Oktober  in  der  von  der  Versicherungsanstalt  angeordneten  Höhe  zu  bezahlen. 

Prämien  im  Betrage  von  weniger  als  8  Kr.  sind  jedoch  durch  einmalige  Zahlung  vor- 
schußweise nach  diesbezüglich  zu  treffender  Anordnung  der  Versicherungsansialt  zu  leisten. 
Für  Betriebe  von  kurzer  Dauer  sowie  für  Betriebe,  die  nur  zu  einzelnen  Zeiten  im 
Jahre  in  Tätigkeit  sind,  kann  von  der  Versicherungsanstalt  die  einmalige  Zahlung  der 
Jahresprämie  festgesetzt  werden.  Ueber  den  Zahlungstermin  entscheidet  die  Versicherungs- 
anstalt für  jeden  einzelnen  Fall. 

Der  Arbeitgeber  soll  verpflichtet  sein,  Lohnlisten  nach  einem  von  der  Versicherungsanstalt 
genehmigten  Formular  zu  führen. 

Eine  Schlußabrechnung  mit  den  hierzu  erforderlichen  Aufstellungen  und  eiwa  rückständige 
Prämien  sind  von  Arbeitgebern  binnen  zwei  Monaten  nach  Schluß  des  Kalenderjahres  oder,  fall» 
der  Betrieb  schon  vor  diesem  Termin  eingestellt  worden  ist,  binnen  einem  Monat,  nachdem  dies 
geschehen,  einzureichen.  Die  Versicherungsanstalt  kann,  falls  sie  es  für  zweckmäßig  erachtet,. 
auf  eigene  Hand  die  erforderliche  Abrechnung  veranlassen. 


»)  Diese  Im  Jahre  1894  eröffnete  Eisenbahn  ist  allerdings  Insofern  ein  prirates  Unternehmen,  als  sie  aaf 
Aktien  gebUdet  ist.  Die  Direktion  der  Bahn,  bestehend  aus  acht  Mitgliedern,  wird  indessen  zur  Hälfte  von  der  Ee- 
giening  ernannt. 
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10*  Die  Arbeitörversicherung  in  Norwegen. 

I  dette  0iemed,  saavelsom  ogsaa  naär  forsikringsindretningen  ellers  finder  grund  til  at 
forvisse  sig  om  de  afgivne  opgavers  og  beregningers  rigtighed,  kan  den  lade  gjennemgaa  de 
bedriften  Tedkommende  regnskabsbager  og  lister,  hvoraf  de  forsikredes  antal  og  lanninger  kan 
erfares. 

Resterende  forsikringspnemie  har  samme  prioritet  som  skatter  og  kan  inddrives  ved  ud- 
pantJiing  af  tilsynsmanden  eller  af  de  tjenestemsend,  til  hvilke  afholdelse  af  udpantninger  i  al- 
mindelighed  er  henlagt. 

§  17.  Indtraeffer  i  en  forsikringspligtig  bedrift  en  ulykke,  som  vil  kunne  medfore  erstat- 
ning  efter  nservaerende  lov,  og  som  kan  aruagcs  at  have  en  arbeidsudygfighed  af  mere  end 
3  dages  varighed  eller  har  deden  til/Blge,  har  bedriftens  indehaver  eller  den,  som  paa  bans 
yegne  paa  ulykkestiden  forestaar  samme,  snarest  muligt  og  senest  inden  3  dage  derom  at  ind- 
give  skriftlig  anmeldeise  til  vedkommende  tilsynsmand.  Denne  indberetter  uopholdelig  ulyk- 
kestilfceldet  til  formanden  for  vedkommende  stedlige  fabriktilsyn,  Tilsynsmanden  skal  derpaa 
snarest  austille  nnders0gelse  til  indbentelse  af  oplysninger  om: 

1.  Aarsageii  til  og  de  naermere  omstsendigheder  ved  ulykkestilfseldet; 

2.  nlykkens  -omfang  og  de  skadede  personers  tilstand; 

3.  de  ved  ulykken  drsebtes  efter  denne  lov  erstatningsberettigede  efterladte; 

4.  den  eller  de  skadedes  lenningsforhold. 

Anmeldelsen  indsendes,  ledsaget  af  disse  oplysninger,  nopboldelig  til  forsikringsindret- 
ningen^  der,  om  den  finder  det  fomedent,  kan  lade  anstille  retslig  afhcrrelse  angaaende  oven- 
nsBvnte  spargsmaal. 

Til  forharsforretningen  varsles  —  fornden  tilsynsmanden  —  arbeidsgiveren,  formanden  i 
den  sygekasse,  hvori  den  skadede  maatte  vsere  forsikret,  samt  den  eller  de  erstatningsberettigede 
eller,  i  tilfselde,  deres  verge  eUer  fuldmiegtig. 

Sagkyndig  kan  i  fornedent  fald  tilkaldes.  Sämtliche  med  forretningen  forbondne  om- 
kostninger  udredes  af  forsikringsindretningen  som  en  med  dennes  bestyrelse  forbnnden  udgift 

§  19.  Den  af  forsikringsindretningen  trufne  afgjarelse  indankes  til  prevelse  af  en  kom- 
mission  med  ssede  i  Kristiania,  bestaaende  af  7  medlemmer,  af  hvilke  de  3,  nemlig  en  retskyndig 
formand,  en  Isege  og  en  tekniker,  tilligcmed  de  fomedne  suppleanter  beskikkes  af  kongen  for 
et  tidsmm  af  5  aar,  medens  de  4  evrige,  nemlich  2  arbeidsgivere  og  2  arbeidere,  opnsevnes  for 
3  aar  ad  gangen  af  stortinget  tilligemed  2  suppleanter,  hvoraf  den  ene  er  arbeidsgiver  og  den 
anden  arbeider.   Kommissionen  er  berettiget  til  i  saBrlige  tilftelde  at  tilkalde  sagkyndig  blstand. 

Begjaering  om  indbringelse  for  kommissionen  af  forsikringsindretningens  afgi0rel8e  maa 
vsere  fremsat  inden  6  uger,  efterat  denne  er  vedkommende  meddelt 

Kommissionen  pr&ver  saavel  spergsmaal  om  erstatningens  starreise  som  om,  hvorvidt 
der  paahviler  forsikringsindretningen  erstatningspligt  ligeoverfor  en  tilskadekommen  arbeider 
eller  en  forulykket  arbeiders  eflerladte. 

Afgj0rel8en  kan  i  alle  tilfaelde  forandres  saavel  imod  som  til  fordel  for  dem,  der  har 
paaanket  samme. 

Kommis^ionens  skjansmaessige  afgjerelser  er  endelige.  Derimod  kan  tvistigheder  i 
sp&rgsmaal,  som  ikke  er  af  ublandet  skjensmcessig  natur,  og  som  i  henhold  til  ncervcerende 
lovs  bestemmelser,  har  voeret  undergivei  kommissionens  pravelse,  indbringes  til  afgjarelse 
af  domstolene. 

§  25.  Naar  en  erstatningsberettiget  person  tager  bopspl  udenfor  riget,  er  forsikrings- 
indretningen berettiget  til  at  afgj0re  vedkommendes  krav  med  en  efter  omstsendighedeme  af- 
passet  suni  en  gang  for  alle,  hvilken  dog  ikke  uden  saerlige  gründe  b0r  ssettes  lavere  eod  til 
det  tredobbelte  af  godtgj0relsen  for  et  aar. 

Tager  en  saadan  person  igjen  fast  ophold  i  riget,  er  han,  forsaavidt  han  er  norsk 
borger,  igjen  berettiget  til  at  nyde  aarlig  erstatning.  Denne  laber  fra  det  tidspunkt,  da 
krav  derom  fra  den  hjemvendte  fremsoettes  for  forsikringsindretningen,  dog  ikke  far  saa 
lang  tid  er  forhben,  at  den  udbetalte  sum  er  optjent.  Tager  han  senere  igjen  fast  ophold 
udenfor  riget,  op herer  hans  ret  til  erstatning:  dog  kan  han  af  anstalten,  hvor  scerlige  bil- 
lighedshensyn  taler  derfor,  tilstaaes  ny  affindelsessum  eller  fortsat  erstatning, 

§  28.  I  hver  kommune  skal  der  af  kommunestyret  beskikkes  en  eller,  dersom  forsikrings- 
indretningen finder  det  nedvendigt,  flere  tilsynsmcend  for  forsikringsindretningen. 
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Unfall- Abänderongsgesetz  vom  12.  Juni  1906.  H* 

Zu  diesem  Behufe,  wie  auch  dann,  wenn  die  Yersicherungsanstalt  sich  darüber  vergewissern 
zu  müssen  glaubt,  daß  die  vom  Arbeitgeber  über  die  Höhe  der  Prämien  eingereichten  Berech- 
nungen auch  richtig  sind,  ist  die  Versicherungsanstalt  berechtigt,  durch  den  örtlichen  Aufsichts- 
beamten  (§28)  oder  einen  anderen  hierzu  bestellten  Bevollmächtigten,  alle  auf  den  Betrieb  be- 
züglichen Rechnungsbücher  und  Listen,  aus  welchen  die  Zahl  und  die  Löhnung  der  Versicherten 
festzustellen  ist,  durchsehen  zu  lassen. 

Rückständige  Prämien  genießen  dasselbe  Vorrecht  wie  die  Steuern  und  können  vom  Auf- 
sichtsbeamten oder  von  der  zuständigen  Exekutivbehörde  durch  Auspfändung  eingetrieben  werden. 

§  17.  Ereignet  sich  in  einem  versicherungspflichtigen  Betrieb  ein  Unfall,  welcher  zur 
Entschädigung  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  führen  kann  und  Arbeitsunfähigkeit  von 
voraussichtlich  mehr  als  dreitägiger  Dauer  oder  den  Tod  zur  Folge  hat,  so  hat  der  Betriebs- 
inhaber  oder  derjenige,  welcher  au  seiner  statt  am  Unfallstage  denselben  leitet,  bald  möglichst 
oder  spätestens  binnen  drei  Tagen  bei  dem  zuständigen  Aufsichtsbeamten  eine  sdiriftliche 
Anzeige  zu  erstatten.  Dieser  hat  alsdann  dem  Vorstand  der  örtlichen  Fabrikinspektion 
sofort  entsprechende  Mitteilung  zu  machen.  Der  Aufsichtsbeamte  hat  sodann  sobald  wie 
möglich  eine  Untersuchung  anzustellen,  um  Auskunft  zu  erhalten  über: 

1.  die  Ursache  des  Unfalles  und  die  näheren  Umstände,  welche  denselben  begleiteten; 

2.  den  Umfang  des  Unfalles  und  den  Znstand  der  verletzten  Person; 

3.  die  Hinterbliebenen   der  durch   den  Unfall  getöteten  Personen,    welche  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  einen  Entschädigungsanspruch  erheben  können; 

4.  das  Lohnverhältnis  des  oder  der  Beschädigten. 

Die  Anmeldung  ist  gleichzeitig  mit  diesen  näheren  Aufschlüssen  ohne  Verzug  der  Ver- 
sicherungsanstalt zuzustellen,  welche,  wenn  sie  es  für  erforderlich  hält,  eine  gerichtliche  Ver- 
nehmung zur  Feststellung  obiger  Fragen  herbeiführen  kann. 

Von  einer  solchen  Vernehmung  sind  —  außer  den  Aufsichtsbeamten  —  der  Arbeitgeber, 
der  Leiter  der  Krankenkasse,  in  welcher  der  Verletzte  etwa  versichert  ist,  sowie  der  Ent- 
schädigungsberechtigte bzw.  dessen  Vormund  oder  Bevollmächtigter  zu  benachrichtigen. 

Sachverständige  sind  nötigenfalls  zuzuziehen.  Sämtliche  mit  der  Vernehmung  verknüpfte 
Kosten  werden  von  der  Versicherungsanstalt  als  eine  mit  der  Leitung  verknüpfte  Ausgabe 
entrichtet*). 

§  19.  Die  Prüfung  der  von  der  Versicherungsanstalt  getroffenen  Entscheidungen  hat  vor 
einer  Kommission  zu  geschehen,  welche  ihren  Sitz  zu  Ohristiania  hat  und  aus  sieben  Mitgliedern 
besteht.  Von  diesen  Mitgliedern  werden  drei,  nämlich  ein  rechtskundiger  Vorsitzender,  ein 
Arzt  und  ein  Techniker  nebst  den  erforderlichen  Ersatzmännern  für  einen  Zeitraum  von  fünf 
Jahren  vom  König  ernannt  während  die  übrigen  vier  —  nämlich  zwei  Arbeitgeber  und  zwei 
Arbeitnehmer  —  für  einen  Zeitraum  von  drei  Jahren  vom  Stprthing  gleichzeitig  mit  zwei  Er- 
satzmännern gewählt  werden,  von  denen  der  eine  Arbeitgeber  und  der  andere  Arbeitnehmer  ist. 
Die  Kommission  ist  berechtigt,  aus  Anlaß  von  besonders  wichtigen  Fällen  auch  Sachverständige 
heranzuziehen. 

Den  Wunsch,  eine  von  der  Versicherungsanstalt  getroffene  Entscheidung  durch  die 
Kommission  prüfen  zu  lassen,  hat  der  Betreffende  innerhalb  eines  Zeitraums  von  sechs  Wochen 
nach  Empfang  vorzubringen. 

Die  Kommission  prüft  sowohl  die  Höhe  der  Entschädigung  wie  auch  die  Frage,  ob 
dem  Verletzten  bzw.  seinen  Hinterbliebenen  ein  Recht  auf  Entschädigung  nach  diesem  Ge- 
setz zusteht. 

Die  Entscheidung  kann  sowohl  zum  Nachteil  als  zugunsten  desjenigen  geändert  werden, 
welcher  gegen  dieselbe  Beschwerde  eingelegt  hat.*) 

Entscheidungen  der  Kommission,  welche  lediglich  eine  Abschätzung  in  sich  schließen, 
sind  endgültig.  Dagegen  können  Streitigkeiten,  welche  in  einer  Rechtsfrage  begründet  und 
gemäß  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  von  der  Kommission  geprüft  worden  sind,  vor 
den  zuständigen  Gerichten  zum  Austrag  gebracht  werden. 

§  25.  Wenn  eine  entschädigungsberechtigte  Person  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  nimmt, 
80  ist  die  Versicherungsanstalt  berechtigt,  die  Forderungen  des  Betreffenden  mit  einer  den 
Umständen  entsprechenden  einmaligen  Abfindungssumme  zu  befriedigen.  Diese  Summe  ist  jedoch 
ohne  besondere  Gründe  nicht  niedriger  zu  bemessen,  als  auf  das  Dreifache  der  jährlichen  Ent- 
schädigung. 

Nimmt  eine  solche  Person  wieder  dauernden  Wohnsitz  im  Inlande,  so  soll  sie,  falls 

sie  norwegischer  Bärger  ist,  zum  Wiedereintritt  in  den  Genuß  der  Entschädigung  berechtigt 

sein.    Letztere  nimmt  ihren  Beginn  mit  dem  Zeitpunkt,  an  welchem  der  Zurückgekehrte  bei 

der  Versicherungsanstalt  Anspruch  auf  die  Entschädigung  erhoben   hat,  jedoch  erst  dann, 

.  wenn  die  ausbezahlte  Summe  aufgerechnet  ist. 

Nimmt  die  betreffende  Person  wieder  dauernden  Wohnsitz  im  Auslande,  so  erlischt 
Jedes  Recht  auf  weitere  Entschädigung;  doch  kann  ihr  in  solchem  Falle,  wenn  besondere 
Billigkeitsgründe  dafür  sprechen,  eine  erneute  Abfindungssumme  oder  fortgesetzte  Entschädi- 
gung gewährt  werden. 

§  28.  In  jeder  Gemeinde  sollen  vom  Gemeindevorstand  ein  oder,  falls  die  Versicherungs- 
anstalt es  für  wünschenswert  erachtet,  mehrere  Aufsichtsbeamte  für  die  Versicherungsanstalt 
gewählt  werden. 

'>  ^S'.  §  2,  wonach  die  mit  der  Verwaltoiig  yerbandenen  Kosten  zu  Lasten  des  Staates  gehen, 
•i)  Vgl.  daau  Heft  IH  Ö.  72. 
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De  anscettes  paa  3  maaneders  gjensidig  opsigelse.  De  beskikkede  tilsynsmcendB  navne 
og  bopsel  bliver  beberig  at  bekjendtgj0re.  Kommunernes  ordfarere  og  viceordjerere  kan  ikke 
vcere  iilsynsmcend. 

Tilsynsmsendene  bar,  bver  inden  sit  distrikt,  at  varetage  forsikringsiudretningens  tarv  og 
forevrigt  at  gaa  denne  tilbaande  overenssteiamende  med,  bvad  der  ved  nservaerende  lov  eller  vea 
saerlig  instmks  bliver  anordnet. 

De  nyder  for  sit  arbeide  en  passende  godtgj0rel8e,  der  fastsaettes  af  kommunestyret  og 
udredes  med  en  balvpart  af  kommnnekassen  og  en  balvpart  af  forsikringsindretningen  som  en 
del  af  ndgifterne  ved  dennes  bestyrelse.  Kommunen  er  ansvarlig  for  de  dem  betroede  oppebersler, 
men  kan  for  dlsse  krsBve  beborig  sikkerbed  stillet. 

§  40.  Den  i  §  19  omhandlede  kommission  bar  ved  siden  af  sit  der  samt  i  §§  /,  6,  13, 
14,  15,  2/,  26  og  27  naevnte  bverv  tillige  paa  forlangende  af  vedkommende  myndigbed  at  give 
raad  og  betsenkning  med  hensyn  tll  anliggender,  der  vedkommer  arbeiderforsikringen. 

Kommissionens  medlemmer  tilkommer  betaling  for  sine  meder  samt  i  tilfapide  af  reiser 
skyds-  og  kostgodtgjOTelse  efter  et  af  kongen  fastsat  regulativ. 


Tbl  bar  Vi  antaget  og  bekrseftet,  ligesom  Vi  berved  antager  og  beknefter  denne  beslntning 
som  lov  under  Vor  baand  og  rigets  segl. 

Givet  paa  Kristiania  slot  den  12te  juni  1906. 

Haakon. 

(L.  S.) 


Anlage  8. 

Kapitaldeckungsfaktoren. 

Als  Grundlage  für  die  Berecbnnng  der  Kapitalwerte  der  Leibrenten  sind  durch  Verfügung 
des  Ministeriums  mr  Handel,  Seefahrt  und  Industrie  vom  24.  Mai  1897  gemäß  einer  von  dem 
damaligen  Generaldirektor  der  Versicherungsanstalt  Schjöll  diesbezüglich  verfaßten  Denkschrift 
vom  30.  März  desselben  Jahres  die  folgenden  Sterblichkeitstafeln  festgesetzt  worden : 

a)  für  Invalidenrenten:   die  von  der  Arbeiter -Versicherungsanstalt  zu  Wien  ur- 
sprünglich benutzte  Sterblichkeitstafel  für  Invaliden; 

b)  f ür  W  i  t  w  e  n  -  und  A  s  z  e  n.d  e  n  t  e  n  r  e  n  t  e  n :  die  Sterblichkeitserfahrnngen  der  ,,nor- 
wegischen  Witwenkasse"  für  Frauen,   umfassend  die  Jahre  1848—1885  (NEK-i«**/»*); 

c)  für  Kinderrenten:  die  Sterblicbkeitstafeln  des  norwegischen  Volkes  für  die  Jahre 
1871  bis  1880  —  zusammen  für  beide  Geschlechter.  —  Zinsfuß  4®/p. 

Danach  sind  die  folgenden  Kapitalisierungsfaktoren  aufgestellt,  mit  der  durch  die  Aus- 
zahlung der  Renten  vorschußweise  pro  Monat  vera^aßten  Korrektion  (siehe  die  nebenseitige  Tafel): 

Die  obengenannte  Denkschrift  behandelt  ausführlich  die  Frage  der  Sterblichkeit  unter  den 
Invaliden  und  macht  dabei  auch  besonders  aufmerksam  auf  die  Bedeutung  der  Abhängigkeit  des 
Sterblichkeitsprozentes  von  der  seit  der  Invalidisierung  verlaufenen  Zeit,  schließt  aber  mit  dem 
Endergebnis,  daß  man  bei  Lage  der  Verhältnisse  und  ohne  eigene  Erfahrungen  einstweilen  die 
Tafel  der  Wiener  Anstalt  anwenden  müsse.  Letztere  ist  immer  noch  geltend  und  darf  wohl  als 
verwendbar  betrachtet  werden,  bis  eigene  Erfahrungen  vorliegen.  Auf  alle  Fälle  bildet  sie  ein 
gutes  Hilfsmittel  für  eine  neue  Wahl  von  Faktoren. 

Was  die  zu  b  erwähnte  Tafel  anbetrifft,  so  dürfte  dieselbe  auch  fernerhin  mit  Sicherheit 
benutzt  werden  können,  obwohl  die  Erfahrungen  der  „norwegischen  Witwenkasse"  für  die  späteren 
Jahrzehnte  eine  nicht  unerhebliche  Abnahme  der  Sterblichkeit  aufweisen.  Da  diese  staatliche 
Versicherungsanstalt  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen  nur  Staatsbeamte  versichert  hat,  darf  man 
nämlich  mit  Sicherheit  annehmen,  daß  die  Sterblicbkeitserfahrungen  derselben  sich  wesentlich 
günstiger  stellen  müssen,  als  unter  den  Arbeiterfrauen  vorauszusetzen  ist. 
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Dieselben  werden  mit  dreimonatlidier  gegenseitiger  Kündigungsfrist  angestellt.  Namen 
sowie  Wohnung  der  angestellten  Auf  Sichtsbeamten  sind  öffentlich  bekannt*^zu  machen.  Der  Vor- 
sitzende des  öemeindevorstandes  und  sein  Stellvertreter  können  nicht  zu  Aufsichtsbeamten 
gewählt  werden. 

Die  Aufsichtsbeamten  haben,  und  zwar  jeder  in  seinem  Bezirk,  die  Interessen  der  Ver- 
sicherungsanstalt wahrzunehmen  und  im  übrigen  derselben  in  Uebereinstimmung  mit  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  und  besonderen  Anweisungen  an  die  Hand  zu  gehen. 

Sie  erhalten  für  ihre  Mühewaltung  eine  entsprechende  Vergütung,  welche  von  der  Ge- 
meindeverwaltung festgesetzt  und  zur  üälfte  aus  der  Gemeindekasse,  zur  andern  aus  der  Kasse 
der  Versicherungsanstalt  als  ein  Teil  der  durch  ihre  Leitung  verursachten  Ausgaben  entrichtet 
wird.  Die  Gemeinde  ist  für  die  den  Aufsichtsbeamten  anvertrauten  Mittel  verantwortlich,  kann 
aber  entsprechende  Sicherstellung  verlangen. 

§  40.  Die  im  §  19  aufgeführte  Kommission  hat  neben  den  dort  sowie  in  den  §§  /,  6, 
13,  14,  15,  21,  26  und  27  aufgezählten  Obliegenheiten  auch  auf  Verlangen  der  zuständigen 
Behörden  bezüglich  aller  die  Versicherung  von  Arbeitern  betreffenden  Angelegenheiten  Rat- 
schläge und  Gutachten  zu  erteilen.  Die  Kommissionsmitglieder  erhalten  für  ihre  Sitzungen 
«ine  Vergütnng  sowie  für  Reisen  Fuhr-  und  Zehrgelder  nach  einem  vom  König  festgesetzten 
Regulativ. 

♦  * 

So  haben  Wir  für  gut  befunden  und  beschlossen,  wie  Wir  auch  hiermit  für  gut  befinden 
und  beschließen,  das  vorstehende  Gesetz  mit  unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  mit  dem 
Reichssiegel  zu  vollziehen. 

Gegeben  zu  Christiania,  den  12.  Juni  1906. 

gez.  H  a  a  k  0  n. 


(Tafel  zu  Anlage  3.) 
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Bil»g  4. 


Utkast  til  loY  om  ulykkesforsikring  for  flskerc. 

§1- 

Her  i  landet  bjemmeherende  fiskere  eller  fangstmsend,  som  driver  nsering  yed  saltvands- 
fiskeri  eller  ved  fängst  av  dyr  i  Nordishavet  eil  er  i  andre  nordenropaeiske  farvand  —  alene  eller 
i  forbindelse  med  anden  naering  — ,  samt  personer,  som  tilharer  fisker-  eller  fangstfarteier» 
mandskap  (derunder  farere,  maskinister,  fyrbetere  og  kokke),  skal  i  den  ntstrsekning,  som  neden- 
for  i  §  10  er  fastsat,  vsere  dadsfaldsforsikret  overensstemmende  med  denne  lovs  forskrifter. 

§2. 

Den  i  nservserende  lov  paabudte  forsikrlng  garanteres  ay  staten  og  forestaaes  av  Kiks- 
forsikringsanstalten. 

§3. 

Forsikringeus  formaal  er  understettelse  av  forsikredes  efterlatte  overensstemmende  med 
nedenstaaende  regier,  naar  den  forsikrede  er  dod  som  feige  av  alykke  som  er  tilstett  ham: 

a)  nnder  nt07else  av  fiskeri  eller  fängst,  demnder  indbefattet  arbeide  eller  fsersel  paa 
land  eller  sja  foranlediget  ved  nseringen  og  ved  fangstens  behandling  og  avssetniug, 

b)  under  fsersel  paa  sjoen  utenfor  nseringen. 

I  det  under  b  nsevnte  tilfselde  er  det  dog  kun  dodsfald  ved  dnikning,  som  gir  ret  til 
erstatning. 

§4- 

Naar  nlykke  under  de  i  §  3  nsevnte  forbold  medferer  en  forsikrets  ded  inden  aarsda^en 
efter  ulykkestilfsBldet,  tilkommer  der  den  avdedes  efterlatte  en  skadebot  stör  kr.  500,00  —  fem 
hundrede  kroner  —  en  gang  for  alle. 

Ret  til  skadebot  bar  i  nedennaevnte  orden: 

1.  Avdedes  enke,  naar  egteskapet  er  Indgaat  fer  ulykkesbaendelsen,  og  samlivet  ikke 
dengang  var  ophert. 

2.  De  av  avdede  helt  eller  delyis  forsergede  i  egteskap  fedte  bem. 

3.  ATdedes  utenfor  egteskap  fedte  bam  bem  saavidt  fornedent  eller  tilstraekker  til 
saadan  forsergelse,  som  efter  lov  om  bern,  hvls  forseldre  ikke  bar  indgaat  egteskap 
med  hinanden,  av  6te  joli  1892,  maatte  tilkomme  dem. 

4.  Avd^des  forseldre,  hvis  de  helt  eller  for  en  vsesentlig  del  blev  forserget  av  ham. 

5.  Andre  personer.  med  hvem  dette  bevislig  har  vseret  tilfseldet 

Sterrelsen  av  en  3dje  klasse  tilkommende  skadebot  fastsaettes  med  eudelig  virkning  av 
vedkommende  overevrighet  under  hensyntagen  til  forskrifteme  i  ovennsevnte  lov  av  6te  juli 
1892.  Blir  noget  tilr(ät  efter  det  saaledes  avsatte,  tilfalder  belspet  nsermeste  senere  klasse. 
Ellers  ntelnkker  klasse  med  nsermere  ret  helt  fjemere  klasse. 

§5- 
Har  den  fornlykkede  selv  med  forsset  fremkaldt  ulykken,  kan  intet  kray  efter  denne  lov 
gjeres  gjaeldende. 

§6. 

Krav  paa  skadebot  skal  snarest  mulig  og  senest  inden  tre  maaneder,  efterat  vedkommende 
efterlatte  er  blit  vitende  om  dedsfaldet,  indgives  til  Riksforsikringsanstaltens  tilsynsmand.  Se- 
nere end  et  aar  eft^r  dedsfaldet  kan  intet  krav  fremssettes.  Tilsynsmanden  skaJ  snarest  ma% 
underseke,  om  avdede  findes  indfert  i  de  i  §  10  omhandlede  fortegnelser  over  forsikrede.  samt 
indhente  oplysning  om  aarsaken  til  og  de  niermere  omstaendigheter  ved  nlykkestilfseldet  og  om 
avdedes  efter  denne  lov  skadebotberettigede  efterlattes  navne  og  bopaele.  Med  disse  oplysningcr 
indyendes  skadebotkravet  uopholdelig  til  Riksforsikringsanstalten,  der  om  den  finder  det  for- 
n0dent,  kan  la  opta  retslige  forklaringer  om  de  neermere  omstaendigheter  ved  ulykkestilf»ldet 
overensstemmende  med  reglerne  i  §  17  i  lov  om  ulykkesforsikring  for  arbeidere  i  fabriker  m. 
V.  av  23de  jnli  1894. 

§7. 

Efterat  skadebotkravet  er  godkjendt  av  Riksforsikringsanstalten,  indsaettes  belepet  av 
denne  ved  tilsynsmanden  uopholdelig  1  den  de  efterlattes  bosted  naermeste  sparebank  paa  en 
kontrabok,  som  gives  paategning  om,  at  der  til  belepets  disposition  traenges  samtykke  av  ved- 
kommende overformynderi.    Boken  tilstilles  uten  ophold  overformynderiet  fra  Sparebanken. 
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Anlage  4« 

GesetzentTi^arf  betr.  Unfallversicherung  für  Fischer. 

§  1- 

Diesem  Lande  ftügehörende  Fischer  oder  Fangleute,  welche  sich  durch  Seefischerei  oder 
Tierfang  im  Eismeere  oder  in  anderen  nordeuropäischen  Gewässern  —  allein  oder  in  Verbindung 
mit  anderem  Erwerb  —  ernähren,  sowie  Persoaen,  die  der  Besatzung  von  Fischer-  oder  Fang- 
fakrzeugen  angehören  (darunter  Schiffer,  Maschinisten,  Heizer  und  Stewards),  sollen  in  dem 
nachstehend  in  §  10  festgesetzten  Umfang  gemäß  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ^gegen 
Todesfall  versichert  sein. 

§2. 

Die  in  diesem  Gesetze  angeordnete  Versicherung  wird  vom  Staate  garantiert  und  soll  von 
der  Reichsversichernngsanstalt  verwaltet  werden. 

§3. 
Zweck   der  Versicherung  ist   die  Unterstützung  der  Hinterbliebenen  der  Verunglückten 
gemäß  den  nachstehenden  Bestimmungen,  wenn  der  Versicherte  gestorben  ist  infolge  eines  Unfalles: 

a)  bei  Ausübung  der  Fischerei  oder  des  Fanges,  darin  einfi-eschlossen  Arbeit  oder  Ver- 
kehr auf  dem  Lande  oder  auf  der  See,  die  durch  den  Erwerb  und  die  Behandlung^ 
bzw.  den  Verkauf  des  "^Fanges  veranlaßt  sind; 

b)  bei  Verkehr  auf  der  See,  auch  wenn  dies  nicht  zum  Zwecke  des  Fischfanges  ge- 
schieht. 

In  dem  unter  b  genannten  Falle  gewährt  jedoch  nur  Todesfall  infolge  Ertrinkens  Recht 
auf  Entschädigung. 

§4. 

Wenn  ein  unter  den  in  §  3  genannten  Verhältnissen  eingetretener  Unfall  den  Tod  eines- 
Versicherten  innerhalb  Jahresfrist  nach  dem  Eintritt  des  Unfalls  herbeigeführt  hat,  so  soll  den 
Hinterbliebenen  des  Verstorbenen  Ersatz  mit  dem  einmaligen  Betrage  von  500  —  fünfhundert 
—  Er.  gewährt  werden.  Das  Becht  auf  Entschädigung  ist  an  die  nachstehende  Reihenfolge  ge- 
bunden : 

1.  die  Witwe  des  Verstorbenen,  falls  die  Ehe  vor  dem  Unfälle  geschlossen  ist  und  das 
eheliche  Zusammenwohnen  nicht  zur  Zeit  des  Unfalles  aufgehört  hat; 

2.  die  von  dem  Verstorbenen  ganz  oder  teilweise  versorgten  ehelichen  Kinder; 

3.  die  unehelichen  Kinder  des  Verstorbenen  nach  Maßgabe  des  Rechtes  auf  Versorgung,, 
das  ihnen  nach  dem  Gesetze  vom  6.  Juli  1892  betreffend  Versorgung  von  Kindern, 
deren  Eltern  keine  Ehe  miteinander  eingegangen  sind,  zusteht; 

4.  die  Eltern  des  Verstorbenen,  falls  sie  ganz  oder  zum  wesentlichen  Teil  von  ihm 
versorgt  wurden; 

5.  andere  Personen,  mit  denen  dies  nachweislich  der  Fall  war. 

Die  Höhe  der  einem  Entschädigungsberechtigten  nach  der  3.  Klasse  zukommenden  Ent- 
schädigung wird  von  der  zuständigen  oberen  Verwaltungsbehörde  unter  Berücksichtigung  der 
Vorschriften  des  vorgenannten  Gesetzes  vom  6.  Juli  1892  endgültig  festgesetzt.  Bleibt  alsdann 
ein  Rest  übrig,  so  fällt  der  Betrag  der  nächst  niedrigeren  Klasse  zu.  Sonst  schließt  die  Klasse 
mit  näherem  Recht  die  späteren  Klassen  ganz  aus. 

§5. 
Hat  der  Verunglückte  den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt,  so  kann  irgendwelches  Recht 
nach  diesem  Gesetze  nicht  geltend  gemacht  werden. 

§«. 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  soll  so  bald  als  möglich  und  spätestens  binnen  drei 
Monaten,  nachdem  die  Hinterbliebenen  von  dem  Todesfall  Kenntnis  erlangt  haben,  bei  dem  Auf- 
sichtsbeamten der  Reicbsversicherungsanstalt  erhoben  werden.  Nach  Ablauf  von  einem  Jahr  nach 
dem  Todesfalle  kann  kein  Anspruch  mehr  geltend  gemacht  werden.  Der  Aufsichtsbeamte  hat 
so  bald  als  möglich  zu  untersuchen,  ob  der  Verstorbene  in  dem  im  §  10  genannten  Verzeichnis 
der  Versicherten  eingetragen  war,  sowie  Aufschluß  über  die  Ursache  und  die  näheren  Begleit- 
umstände des  Unfalles,  auch  über  die  Namen  und  den  Wohnsitz  der  nach  diesem  Gesetze  ent- 
schädigungsberechtigten Hinterbliebenen  des  Verstorbenen  einzuholen.  Der  Antrag  auf  Ent- 
schädigung if»t  mit  diesen  Auskünften  sofort  an  die  Reichsversicherungsanstalt  einzusenden, 
welche,  falls  sie  es  für  erforderlich  erachtet,  eine  gerichtliche  Vernehmung  zur  Feststellung  der 
vorerwähnten  Umstände  gemäß  den  in  §  17  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1894,  betr.  Unfallver- 
sicherung der  Arbeiter  in  Fabriken  usw.,  gegebenen  Vorschriften  herbeiführen  kann. 

§  7. 
Nachdem  der  Entschädigungsanspruch  von  der  ReichsversicherungsanstÄlt  anerkannt  worden 
ist,  hat  sie  durch  den  Aufsichtsbeamten  den  betreffenden  Betrag  in  der  dem  Wohnorte  der  Hinter- 
bliebenen nächstbelegenen  Sparkasse  auf  ein  Sparkassenbuch  einzutragen,  in  welchem  zugleich, 
zu  vermerken  ist,  daß  über  den  Betrag  nur  mit  Genehmigung  des  Obervormundes  vei'fügt  werden, 
darf.    Die  Sparkasse  hat  dem  Obervormund  das  Buch  sofort  auszuhändigen. 
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Hvor  overfomiynderiet  har  gmndet  tro  paa,  at  midlerne  vil  bli  forstündig  brnkt,  har  det 
straks  at  utleyere  kontraboken  til  fri  raadighet  for  vedkommende  efterlatte  eller  i  tilfaelde  deres 
vaerger.  I  andet  lald  brukes  midlerne  efter  samraad  mellem  vedkommende  efterlatte  og  over- 
forniyndeme.  Opnaaes  bemnder  ikke  enighet^  kan  vedkommende  efterlatte  indbringe  8p0r6- 
maalet  for  amtmanden  til  endelig  avgjerelse. 

Kommunen  har  ret  til,  far  skadeboten  utbetales  de  efterlatte,  av  belepet  at  faa  godtgjort 
hvad  den  forulykkede  ved  sin  dßd  skyldte  i  forsikringsprsemie. 

Likeledes  kan  Riksforsikringsanstalten  ved  utbetaiingen  av  skadeboten  fastsaette,  at  den 
VEPsentlige  del  av  denne  skal  henstaa  urart  i  sparebanken  indtil  et  aar  efter  den  fonüykkedes 
d0d,  for  at  tilbakebetales,  om  krav  paa  skadebot  skulde  fremkomme  fra  nogen  av  avdedes  efter- 
latte med  bedre  ret  efter  §  4.  Findes  det  av  faensyn  til  forskrifterne  i  §  8  paakrsevet  at  en  del 
av  skadeboten  henstaar  nrort  i  Isengere  tid  end  nsevnt.  kan  dette  fastssettes  av  Riksforsikrings- 
anstalten, 


§8. 

Godkjender  Riksforsikringsanstalten  ikke  skadebotkravet  skal  vedkommende  efterlatte 
ufort0vet  gives  skriftlig  underretning  herom  og  om  grnndene  for  avslaget.  Vedkommende  efter- 
latte kan  forlange  sig  tilstillet  avskrift  av  de  av  tilsynsmanden  indsendte  oplysninger  og  kan 
bringe  Riksforsikringsanstaltens  avgjarelse  ind  for  Riksforsikringsappelkommissionen  inden  6 
uker  efterat  den  er  blit  dem  meddelt.  Retsspersmaal,  som  saaledes  har  vaaret  nndergit  kom- 
missonens  pr0velse,  kan  senere  indbriuges  til  avgjerelse  av  domstolene. 


§»• 

Til  dsekkelse  av  skadeb0teme  erlsegger  enhver  forsikret  for  kalenderaaret  en  prsemie  av 
en  kröne.  Desaten  avgives  til  fDrsiknngen  hvert  aar  av  havneavgiftsfondets  indtaagter 
kr.  40  000,00.  Overskud  av  aarets  indtaegter  avssettes  til  et  regaleringsfond,  hvorav  ydes  bidrag 
til  daekkelse  i  fom0dent  fald  av  senere  aars  ntglfter.  De  forsikringen  tilherende  midier  av 
enhver  art  holdes  av  Riksforsikringsanstalten  adskilt  fra  dennes  evrige  midier. 

Nservserende  lovs  forskrifter  om  forsikringens  indtaegter  og  om  skadeboten  blir  at  opta 
dl  ny  anders0kelse  efter  utLabet  av  5  aar  efter  forsikringens  igangssBttelse. 


§  10. 

Over  de  i  §  1  naevnte  personer  inden  en  kommune,  hvilke  er  skattelagt  til  denne,  skal 
der  inden  hvert  aars  utgang  av  kommunen  istandbringes  et  mandtal.  Kommunestyret  har  ret 
til  i  dette  ogsaa  at  opta  persouer,  som  ikke  er  skattelagt  i  kommnnen.  Knn  de  i  henhold  til 
foranstaaende  forskrifter  i  mandtallet  opferte  personer  omfattes  av  den  tvungue  fonikring  efter 
naervserende  lov.    For  de  i  mandtallet  optagne  gjtelder  foroikrlngen  for  det  falg^ode  kakBderaaf . 

I  henhold  til  mandtallet  blir  for  hvert  aar  prsemieme  at  opkraeve  hos  de  tvungent  for- 
sikrede  av  kommunen s  skatteopkraever,  om  enskes,  i  forbindelse  med  de  kommunale  skatter. 
For  prsemierne  har  kommmunen  samme  prioritet  som  for  skatter  og  kan  inddrive  dem  ved  nt- 
pantning.  Kommunen  er  ausvarlig  for  praemiens  indbetaling  for  alle  mandtalsferte  personer  til 
Riksforsikringsanstaltens  tilsynsmand  seuest  inden  Iste  juli  i  forsikringsaaret.  Av  forsinkede 
indbetalinger  erlißgger  kommunen  6  pct.  aarlig  rente  fra  naevnte  datum. 

Forsinkelse  med  eller  undlatelse  av  at  svare  prsemie  har  ingen  indflydelse  paa  de  forsik- 
redes  ret  efter  denne  lov. 

Enhver  i  kommnnen  hjemmeh^rende  mandspersou,  som  opfylder  de  i  §  1  fastsatte  vilkaar, 
skal  derhos  ha  ret  til  at  forlange  sig  optat  i  mandtallet,  naar  han  luden  8  dage  efter  dettes 
avslutning  indgir  forlangende  derom  og  samtidig  betaler  praemien  og  derhos  ikke  allerede  er 
rammet  av  et  ulykkestilfaelde  som  kan  medfere  skadebot  efter  §  3a  jfr.  §  4  Iste  led.  Ogsaa 
for  disse  praemier  er  kommunen  ansvarlig. 

For  indkrsevning  av  praemieme,  arbeidet  med  mandtallet  og  forsikringen  samt  til  da^kkelse 
av  mulige  restancetap  tilkommer  der  kommunen  5 — fem  —  pct.  av  prsemiesummeme. 

Av  mandtallet  oversender  kommunen  inden  15de  jauuar  det  folgende  aar  en  stadfaestet 
avskrift  til  tilsynsmanden. 
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Wenn  der  Obervormund  die  begründete  Ueberzeugang  gewinnt,  daß  mit  dem  Gelde  ver- 
nünftig gewirtsch&ftet  werden  wird,  bo  hat  er  das  Spark^senbnch  sofort  an  die  betreffenden 
Hinten>liebenen  oder  gegebenenfalls  an  deren  Vormund  zar  freien  Verfü^ng  abzuliefern.  Anderen- 
falls sollen  die  Mittel  nach  gemeinschaftlichem  Beschluß  der  Hinterbliebenen  und  des  Oberror- 
mundes  verwendet  werden.  Läßt  sich  dabei  kein  Einvernehmen  herbeiführen,  so  können  die 
Hinterbliebenen  die  Streitfrage  dem  Bezirksprftsidenten  (Amtmand)  zur  endgültigen  Entscheidung 
vorlegen. 

Die  Gemeinde  soll  berechtigt  sein,  vor  Auszahlung  der  Entschädigung  etwa  rückständige 
Versicherungsprämien  des  Verstorbenen  aus  dem  Betrage  erstattet  zu  erhalten.. 

Ferner  kann  die  Reichsversicherungsanstalt  bei  Auszahlung  der  Entschädigung  bestimmen, 
daß  der  wesentliche  Teil  derselben  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  nach  dem  Tode  des  verunglückten 
in  der  Sparkasse  verbleiben  soll,  um  ausgezahlt  zu  werden,  falls  Anspruch  auf  Entschädigung 
von  Hinterbliebenen  des  Verstorbenen  mit  besserem  Recht  nach  §  4  erhoben  werden  sollte.  Sollte 
es  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  in  §  8  für  erforderlich  erachtet  werden,  daß  ein  Teil  der 
Entschädigung  noch  länger  als  ein  Jahr  unabgehoben  bleibt,  so  kann  dies  von  der  Reichsver- 
sicherungsanstalt verfügt  werden. 

§8. 
Wird  der  Ersatzanspruch  von  der  Reiohsversicherungsanstalt  abgelehnt,  so  soll  den  Hinter- 
bliebenen davon  unverzüglich  Mitteilung  mit  entsprechender  Begründung  gemacht  werden.  Die 
betreffenden  Hinterbliebenen  können  verlangen,  daß  ihnen  eine  Abschrift  der  von  dem  Aufsichts- 
beamten eingesandten  Auskünfte  ausgehändigt  wird,  und  sie  können  gegen  die  Entscheidung  der 
Reichsversicherungsanstalt  binnen  sechs  Wochen  nach  erfolgter  Zustellung  bei  der  Reichsver- 
sicherungs-AppellkommiBsion  Berufung  einlegen.  Rechtsfragen,  welche  auf  solche  Weise  der 
Prüfung  der  Kommission  unterzogen  worden  sind,  können  nachher  den  zuständigen  Gerichten  zur 
Entscheidung  vorgelegt  werden*). 

Zur  Deckung  der  Entschädigungsleistungen  ist  von  den  Versicherten  für  das  Kalenderjahr 
eine  Prämie  im  Betrage  von  je  einer  Krone  zu  entrichten.  Außerdem  ist  von  den  Einnahmen 
des  Hafenabgabenfonds  p  an  die  Versicherung  alljährlich .  der  Betrag  von  Kr.  40000  abzuführen. 
Ein  Ueberschuß  über  die  Einnahmen  des  Jahres  soll  als  Regolierungsfonds  angelegt  werden,  aus 
welchem  Beiträp;e  —  wenn  erforderlich  —  zur  Deckung  der  Ausgaben  der  späteren  Jahre  zu 
leisten  sind.  Die  der  Versicherung  zugehörenden  Mittel  jeder  Art  sind  seitens  der  Reichsversiche- 
rnngsanstalt  getrennt  von  den  übrigen  Mitteln  derselben  aufzubewahren. 

Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  über  die  Einnahmen  der  Versicherung  imd  über  die  Ent- 
schädigungen sind  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  nach  dem  Beginn  der  Versicherung  einer  emeuteü 
Prüfung  zu  unterziehen. 

§  10. 

Am  Schluß  jedes  Jahres  hat  die  Gemeinde  ein  Verzeichnis  der  in  §  1  genannten,  inner- 
halb des  Gemeindekreises  zur  Steuer  an  die  Gemeinde  veranlagten  Personen  auszufertigen.  Die 
Gemeindeverwaltung  ist  berechtigt,  in  dieses  Verzeichnis  auch  Personen,  die  in  der  Gemeinde 
nicht  zur  Steuer  veranlagt  sind,  aufzunehmen.  Nur  die  gemäß  den  vorstehenden  Vorschriften 
in  das  Verzeichnis  aufgenommenen  Personen  sind  in  die  Zwangsversicherung  nach  diesem  Gesetze 
«ingeschlossen.  Für  die  im  Verzeichnis  Aufgeführten  gilt  die  Versicherung  für  das  folgende 
Kalenderjahr. 

Nach  dem  Ausweis  des  Verzeichnisses  sind  die  Prämien  für  jedes  Jahr  bei  den  Zwangs- 
versicherten durch  den  Steuererheber  der  Gemeinde,  auf  Wunsch  in  Verbindung  mit  den  Ge- 
meindesteuern, einzuheben.  Für  die  Prämien  hat  die  Gemeinde  dasselbe  Vorrecht  wie  für  Steuern 
■und  ist  berechtigt,  dieselben  im  Wege  der  Auspfändung')  beizutreiben.  Die  Gemeinde  haftet  für 
die  Einzahlung  der  Prämien,  welche  seitens  der  eingetragenen  Personen  an  den  Aufsichtsbeamten 
der  Reichsversicherungsanstalt  spätestens  bis  zum  1.  Juli  des  Versicherungsjahres  zu  erfolgen  hat. 
Für  verspätete  Einzahlungen  hat  die  Gemeinde  jährlich  6%  Zinsen  vom  genannten  Datum  ab 
zu  zahlen. 

Die  verspätete  oder  unterlassene  Prämienzahlung  hat  keinen  Einfluß  auf  die  Rechte  der 
Versicherten  aus  diesem  Gesetze. 

Jede  der  Gemeinde  zugehörende  männliche  Person,  welche  die  in  §  1  festgesetzten  Be- 
dingungen erfiillt,  soll  außerdem  berechtigt  sein,  die  Aufnahme  in  das  Verzeichnis  zu  verlangen, 
wenn  sie  binnen  acht  Tagen  nach  dem  Abschluß  des  Verzeichnisses  solche  Aufnahme  beansprucht, 
die  Prämie  gleichzeitig  bezahlt  und  nicht  schon  von  einem  Unfall  betroffen  ist,  der  zur  Ent- 
schädigung gemäß  §  8  a  bzw.  §  4  Absatz  1  berechtigen  kann.  Auch  für  diese  Prämien  haftet 
die  Gemeinde. 

Für  die  Einziehung  der  Prämien,  ftir  die  mit  dem  Verzeichnis  und  der  Versicherung  ver- 
bxmdene  Arbeit  sowie  zur  Deckung  etwaigen  Prämien ausf alles  kommen  der  Gemeinde  5  %  der 
Prämiensummen  zu. 

Eine  beglaubigte  Abschrift  des  Verzeichnisses  ist  von  der  Gemeinde  bis  zum  15.  Januar 
des  folgenden  Jahres  dem  Aufsichtsbeamten  zuzustellen. 


^)  Vgl.  S.  87  and  g  19  des  AbAnderongigesetces  vom  12.  Janl  1906  (Anlage  2  8. 11*)* 

*)  Dieser  Fonds  setst  sich  insammeu  aas  Exportabgaben  an  Fisohwaren  and  dient  zum  Zweoke  der  Anlage 
4ind  Aasbesserang  yon  Häfen. 

»)  Vgl.  Heft  m  S.  95  Note  2. 


Digitized  by 


Google 
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§11. 
De  nsermere   forskrifter  om  ferelse  og  oyersendelse  b,y  mandtallet,  om  indfordringen  og 
oversendelsen  av  prsemieme  og  avlseggelse  ar  regnskap  for  disse  samt  de  aviige  nsermere  for* 
skrifter,  som  paakraBves  til  gjennemfi^else  av  nservserende  loy,  gi^es  av  vedkommende  regjerings- 
departement 

§  12. 

Fordringer  paa  skadebot  efter  denne  loy  kan  ikke  med  retsvirkning  ayfatendes,  pantssettes 
eller  gjeres  til  gjenstand  for  arrest^  eksekntion  eller  ntpantning. 

§  IB. 

I  saker,  der  reiser^sig  av  denne  loy,  syares  ingen  aygift  til  statskassen  efter  kap.  1  og  S 
i  lov  av  6te  angnst  1897  nr.  9. 

Steyneyl£iers  gebyr  ntredes  ay  det  offentlige. 
Postforsendelser  yedkommende  forsikringen  er  portofri. 

8  14. 

I  benhold  til  denne  loy  indkrseyes  preemien  fra  og  med  aaret  1909  og  ntbetalea  erstatnlngr 
for  nlykker,  som  indtrsdffer  fra  og  med  samme  aar. 


Büag  5, 

Loy  om  stats-  og  kommiinebidrag  til  norske  arbeids- 
ledighedskasser  (13  jimi  1906). 

S  1.  Alle  norske  arbeidsledighedskasser,  som  opfylder  de  i  nseryserende  loy  opstillede 
betinfi^elser,  kan  paa  derom  indgiyet  andragende  meddeles  anerkj endeise  som  berettigede  til 
at  eniolde  refunderet  af  statskassen  eu  fjerdedel  af  de  pengebeLsb,  byorm^  de  nnderstetter  sine 
ber  1  landet  bosatte  forsikrede,  forsaayidt  de  enten  er  norske  borgere  eller  bar  yseret  bosatte  i 
landet  de  sidste  5  aar.  Saadan  refusion  foretages  kyartalsyis  af  det  regjeringsdepartement)  til 
hyilket  gjennemf0rel8en  af  loyens  bestemmelser  af  kongen  henlsegges.  Den  dag,  da  refosionsretten 
for  hyer  enkelt  kasse  skal  indtrsede,  fastssettes  af  yedkommende  departement 

Jl  2.    For  at  kunne   opnaa  anerkjendelse  som  berettigt  til  refusion  maa  yedkommende 
edigbedskasses  indtaegter  for  mindst  en  balydels  yedkommende  tilyelebringee  yed  medlemmer- 
nes  egen  kontingent    Desnden  maa  kassens  loye  indebolde  bestemmelser  om: 

1.  At  medlemmemes  ret  til  imderstettelse  ikke  indtrssder,  medmindre  de  bar  staaet 
som  medlem  af  kassen  i  det  mindste  i  det  sidst  forkibne  balyaar  og  betelt  kon- 
tingent for  i  det  mindste  26  uger  siden  sidste  indmeldelse. 

2.  At  stedUg  anderst0ttel8e  ikke  udbetales,  f0r  arbeidsledigheden  bar  yaret  i  et  tidsrum, 
som  ikke  maa  ssettes  kortere  end  3  dage. 

3.  At  der  som  stedlig  understettelse  ikke  ydes  mere  end  et  beLsb,  som  i  det  hmeste- 
syarer  til  det  halye  af,  byad  der  er  at  anse  som  gjennemsnidig  daglem  i  yedkommende 
medlems  arbeidsgren. 

4^  At  understettelse  ikke  ydes  for  et  längere  tidsrom  end  1  det  b£iieste  90  dage  i 
l0bet  af  12  maaneder,  byis  der  i  kassens  loye  gaaes  nd  fra  nnder8t0ttelse8aar,  eller 
i  l0bet  af  et  kalenderaar. 

5.  At  kassens  medlemmer  i  tllfselde  af  ledigbed  er  forpligtet  til  at  tage  det  arbeide,. 
som  kassens  styre  finder  passende  for  dem. 

6.  At  der  for  det  lilfselde,  at  den  ordiniere  kontingent  yiser  sig  utilstrsekkelig,  kan 
ndlignes  ekstrakontingent  og,  om  det  bliver  meidTendigt,  foretages  nedssettelse  i  den 
1  kassens  loye  bestemte  nnderstettelse. 

7.  At  nnderstettelse  ikke  ndbetales  til  noget  medlem,  der  staar  som  medlem  af  anden 
arbeidsledigbedskasse,  eller  saalsenge  ban  oppebserer  bidrag  fra  sygekasse. 

8.  At  ingen  stedlig  nnderstattelse,  intet  reise-  eiler  flytningsbidrag  ndbetales  til  andre 
end  iSorskyldt  arbeidslsse,  men  arbeidsf0re  personer.  Som  nforskyldt  regnes  ikke 
arbeidsleshed,  som  er  foraarsaget  ved  streik  eller  lockout. 

Til  bestaaende  kasser  kan  giyes  midlertidi^  anerkjendelse,  sely  om  dores  loye  ikke  tilfreds- 
stiller  4^  ber  opstillede  fordringer  i  etbyert  punkt,  dog  knn  for  det  tidsrum,  som  efter  kassens 
loye  maa  medgaa,  forat  forandring  kan  yedti^ges. 

§  3.  Ajidragende  om  at  bliye  anerkjendt  som  berettiget  til  at  erbolde  refusion  indsendes 
til  yedkommende  departement,  ledsaget  af  et  eksemplar  af  arbeidsledigbedskasseus  loye.  Saafremt 
departementet  finder,-  at  disse  tilfredsstiller  de  i  foregaaende  paragraf  opstillede  betingelser  og 
ikke  ieyrigt  staar  i  ßtrid  med  nseryaerende  lov,  kan  audragendet  indvilges.  Senere  forandringer 
i  kassens  loye  kan  ikke  foretages  nden  departementets  samtykke. 
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§11- 
Die  n&heren  VorBchrift^  betreffs  Ftthrnng  und  Uebersendnng  des  Verzeichnisses,  Ein* 
ziehnng  nnd  Uebermittelnng  der  Prämien  und  Rechnungslegung,   sowie  die  übrigen  zur  Durch- 
führung dieses  Gesetzes  erforderlichen  Vorschriften  sind  Ton  dem  zust&ndigen  Ministerinm  zu 
erlassen. 

§  12. 
Entschädigungsansprüche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  können  rechtsgültig  weder  abgetreten 
noch  Terpfändet^  noch  zum  Gegenstand  eines  Arrestes,   einer  Exekution  oder  einer  Auspfändung 
gemacht  werden. 

§  18. 
Alle  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entstehenden  Verhandlungen  sollen  von  den  in  Kap.  1  und 
2  des  G^etzes  vom  6.  August  1897  festgesetzten  Gebühren  bcireit  bleiben. 
Die  Vorladungsgebühren  werden  auf  die  Staatskasse  übernommen. 
Postsendungen,  welche  die  Versicherung  betreffen,  sind  portofrei. 

§  1^ 
Gemäß  diesem  Gesetze  beginnt  die  Einziehung  der  Prämien  mit  dem  Jahre  1900,  und  mit 
demselben  Jahre  beginnt  die  Auszahlung  von  Entschädigungen   für  ünföUe,   die  im  nämlichen 
Jahr  eintreten. 


Gesetz  Tom  12.  Jnni  1906,  betreffend  Staats-  nnd  Oemeinde- 
beiträge  zn  norwegischen  Arbeitslosenkassen« 

§  1.  Alle  norwegischen  Arbeitslosenkassen,  welche  die  im  gegenwärtigen  Gesetze  ent- 
haltenen Bedingungen  erfüllen,  kOnnen  auf  Ansuchen  die  Anerkennung  erhalten,  daß  sie  be- 
rechtigt sind,  Yon  der  Staatskasse  den  vierten  Teil  der  Geldbeträge  rttckerstattet  zu  erhalten, 
mit  welchen  sie  ihre  im  Lande  ansässigen  Versicherten  unterstützten,  sofern  diese  norwegische 
Bürger  sind  oder  während  der  letzten  fünf  Jahre  im  Lande  ansässig  waren.  Die  Rückerstattung 
erfolgt  vierteljährlich  durch  das  vom  K5nige  mit  der  Durchführung  des  Gesetzes  betraute 
Hegierungsdepajctement  Der  Tag,  an  welchem  das  Recht  auf  Rückerstattung  für  jede  einzelne 
Kasse  eintreten  soll,  wird  vom  betreffenden  Departement  festgesetzt 

§  2.  Um  Anerkennung  des  Anspruchs  auf  Rückerstattung  erhalten  zu  können,  muß 
mindestens  die  Hälfte  der  Kasseneinnahmen  aus  Beiträgen  der  Mitglieder  bestehen.  Außerdem 
müssen  die  Statuten  der  Kasse  Bestimmungen  darüber  enthalten: 

1.  daß  das  Recht  der  Mitglieder  auf  Unterstützung  nur  dann  eintritt,  wenn  sie 
mindestens  während  des  letzten  halben  Jahres  der  Kasse  angehört  und  die  Beiträge 
für  wenigstens  26  Wochen  seit  der  letzten  Einmeldung  gezahlt  haben; 

2.  daß  eine  örtliche  Unterstützun&f  nicht  gewährt  wird,  wenn  die  Arbeitslosigkeit 
nicht  wenigstens  drei  Ta^e  gedauert  hat; 

3.  daß  als  Unterstützung  nicht  mehr  als  höchstens  die  Hälfte  des  in  dem  betreffenden 
Berufszweig  üblichen  Tagelohnes  gewährt  wird; 

4.  daß  die  Unterstützung  im  Laufe  von  zwölf  Monaten  nicht  länger  als  für  90  Tage 
im  Unters tützungs-  bzw.  Kalenderjahre  geleistet  wird; 

5.  daß  die  Kassenmitglieder  im  Falle  der  i&beitslosigkeit  verpflichtet  sind,  diejenige 
Arbeit,  welche  der  Kassenvorstand  für  sie  als  passend  erachtet,  anzunehmen; 

6.  daß  dann,  wenn  d^  gewöhnliche  Beitrag  sich  als  unzulänglich  erweist,  ein  be- 
sonderer Beitrag  eingehoben  werden,  auch,  wenn  notwendig,  eine  Herabsetzung 
der  in  den  Kassenstatuten  festgesetzten  Unterstützung  erfolgen  kann; 

7.  daß  die  Untentützung  einem  Mitgliede,  das  noch  Mitglied  einer  anderen  Arbeits- 
losenkasse ist  oder  Unterstützung  einer  Krankenkasse  bezieht,  nicht  ausbezahlt 
werden  darf; 

8.  daß  Orts-  und  Reiseunterstützung  oder  Uebersiedlungsbeiträge  nur  an  arbeitsfähige 
Arbeitslose  bei  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit  ausbezahlt  werden.  Arbeitslosig- 
keit, die  durch  Streik  oder  Aussperrung  verursacht  ist,  wird  nicht  als  unverschuldet 
angesehen. 

Bereits  bestehenden  Kassen  kann  auch  dann  eine  provisorische  Anerkennung  erteilt  werden, 
wenn  ihre  Statuten  den  hier  aufgestellten  Bedingungen  nicht  in  jedem  Punkte  entsprechen, 
jedoch  nur  für  solange,  bis  nach  den  Bestimmungen  der  Statuten  eine  Aenderung  derselben  er- 
folgen kann. 

§  8.  Das  Ansuchen  um  Anerkennung  der  Rückerstattungsberechtigung  ist  unter  An- 
schluß eines  Exemplares  der  Kassenstatuten  an  das  zuständige  Regierungsdepartement  zu  richten. 
Es  wird  ihm  stattgegeben,  sobald  die  Statuten  den  im  vorstehenden  Paragraphen  aufgestellten  Be- 
dingungen genügen  und  auch  den  sonstigen  Vorschriften  dieses  Gesetzes  nicht  widersprechen. 
Eine  nachträgliche  Abänderung  der  Kassenstatuten  kann  nur  mit  Bewilligung  des  Departements 
erfolgen. 

2* 
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§  4.  To  tredjedele  af  de  belab,  staten  saaledes  ndbetaler,  blirer  af  vedkommende  departe- 
ment  en  gang  aarlig  at  ndligne  .  paa  de  herreds-  og  bykommaner,  hvori  de  peraoner,  der  har 
modtaget  arbeld8led^hedsander8t0ttel8e,  sidst  har  havt  bopsel  6  maaneder  i  tnek  indenfor  rammen 
af  de  sidste  5  aar,  regnet  fra  den  ferste  dag,  for  hvilken  understattelsen  er  bevUget  Befosions- 
pligt  paahviler  dog  ikke  kommanen  for  saadanne  personer,  der  som  faste  arbeidere  eller  betjente 
Ted  offentiige  yei-  og  jembaneanlseg  og  lignende  alene  for  saadant  arbeides  skyld  har  opnoldt 
sig  1  kommuneme. 

Staten  bserer  den  hele  ndgift: 

a)  Naar  opholdet^  som  betinger  refnsionspligt,  ikke  kan  oplyses, 

b)  Naar  de   onderstettede  personer  orerhoTedet  ikke  i  labet  af  de  sidste  5  aar  har 
opholdt  sig  6  maaneder  1  traek  i  nogen  norsk  kommune, 

c)  Naar  den  kommune,  hvor  de  understettede  personer  sidst  liar  opholdt  sig  6  maaneder 
i  trsek,  ifelge  naervserende  paragrafs  2det  pnnktam  er  fritaget  for  refasionspligten. 

Spergsmaalet,  om  refosionspligt  paahviler  nogen  kommune  og  i  tilfselde  hvilken,  aperes 
af  vedkommende  departement. 

§  5.  Enhyer  refnsionsberettiget  arbeidsledighedskasse  skal  fare  sserskilt  regnskab.  Dens 
midier  skal  holdes  adskilte  fra  andre  midier,  saaledes  ogsaa  fra  enhyer  an  den  foreningskasse, 
hyis  arbeidsledighedskassen  er  knyttet  til  en  forening,  og  maa  kan  anyendes  til  doekkelse  af 
kassens  egne  forpligtelser.  Er  den  knyttet  til  en  forening,  kan  kassens  midier  ikke  af  for- 
ningens  kreditorer  gjares  til  gjenstand  for  arrest,  eksekntion  eller  ndpantning.  Heller  ikke  kan 
der  for  gjaeld,  paahyilende  nogen,  som  er  forsikret  i  en  saadan  kasse,  sages  dsekning  i  den 
forsikredes  kray  paa  kassen. 

§  6.  Enhyer  til  en  forening  knyttet  arbeidsledighedskasse  maa  for  at  erholde  refosion 
giye  personer,  tilharende  de  samme  arbeidsgrene  som  kassens  medlemmer,  adgang  til  at  forsikre 
sig  paa  lige  yilkaar  med  disse,  äely  om  de  ikke  er  medlemmer  af  foreningen.  De  her  nseynte 
forsikrede  erholder  dog  ikke  ret  til  at  ysere  med  i  afgjarelser  angaaende  kassens  loye  eller  til 
at  delta£;e  i  kassens  ledeise,  medmindre  foreningen  herom  fatter  beslutning.  Desnden  kan  kassen, 
forsaayidt  dens  administration  besVides  af  ye&ommende  forening,  paalaegge  saadanne  forsik- 
rede en  forhäielse  af  den  ordinaere  kontingent  med  10  procent  til  dsekkelse  af  admii^strationsadg^fter, 
og,  hvis  dette  viser  sig  ntilstrsekkeli^,  med  departementets  billigelse  forhaie  den  med  et  yderligere 
tilleeg  af  indtil  15  procent. 

§  7.  Finder  nogen,  som  enten  er  euer  har  forlangt  at  bliye  forsikret  i  en  af  de  i  denne 
loy  omhandlede  arbeidsledighedskasser,  at  en  af  kassens  styre  i  hans  sag  fattet  beslutning  ikke 
er  loymedholdig,  kan  han  paaklage  den  til  yedkommende  departement. 

§  8.  En  arbeidsledighedskasse,  hvis  andrägende  om  refnsionsret  er  indyilget,  maa  ikke 
udbetale  understattelse  til  nogen  arbeidsledig,  som  opholder  sig  i  en  kommune,  for  hyilken  der 
hayes  offentligt  arbeidskontor,  ferend  yedkommende  forgjseyes  er  anmeldt  paa  dette  kontor  som 
arbeidss0gende.  Undlades  dette,  mister  arbeidsledighedskassen  retten  til  at  faa  noget  refonderet 
af  den  saaledes  udbetalte  understettelse.  Saasnart  den  arbeidsledige  paany  faar  arbeide,  anmeldes 
ogsaa  dette  af  arbeidsledighedskassen  til  konteret. 

§  9.  De  arbeidsledighedskasser,  som  modtager  refusion  efter  nservserende  loy,  skal  red 
udgangen  af  hyert  kyartal  indsende  opgaver  til  yedkommende  departement  oyer  de  i  kyartalet 
udbetalte  arbeidsledighedsunderstettelser,  ledsaget  af  de  bilag  og  oplysninger,  som  departementet 
besteromer.    Saasnart  opgayeme  er  fundet  at  ysere  1  orden,  foregaar  den  i  §  1'  nseynte  refusion. 

§  10,  En  gang  om  aaret  indsender  yedkommende  arbeidsledighedskasser  til  departementet 
beretning  om  sin  yir^ombed  og  ekstrakt  af  sine  regnskaber. 

§  11.  De  i  denne  loy  omhandlede  arbeidsledighedskasser  skal  maanedlig  til  kommunestyret 
i  de  kommuner,  hyor  der  er  udbetalt  arbeidsledighedsunderstettelse,  indsende  opgayer  heroyer 
efter  et  af  departementet  fastsat  skema. 

Kommunestyret  har  snarest  muligt  efter  gjennemgaaelsen  af  disse  opgayer  at  oyersende 
dem  til  vedkommende  departement,  ledsaget  af  de  bemerkninger,  hvortil  opgaveme  giver  anledning. 
De  af  kassemes  udbetalinger,  ved  hvilke  ingen  bemerkning  fremssettes,  ansees  som  godkjendte 
af  kommunestyret,  hvis  refasionspligten  efter  denne  lov  paahviler  den  kommane,  der  har  at 
kontrollere  opgaveme. 

§  12.  Kommunestyret  kan  selv  eller  ved  et  opnsevnt  tilsyn,  bestaaende  af  en  eller  flere 
personer,  nsermere  granske  de  modtagne  opgaver  og  kan  beslutte,  at  disse  skal  sendes  direkte 
til  tilsynet  Opnsevnes  hertil  et  sserskilt  tilsyn,  gjselder  opnsevnelsen  for  3  aar,  og  enhver  kan 
negte  at  modtage  gjenvalg  i  saa  lang  tid,  som  han  har  forrettet  som  tilsynsmand.  Kommunestyret 
eller  det  af  dette  opnsevnte  tilsyn  har  bl.  a.  at  paase,  at  arbeidsledighedskassernes  love  for  de 
bestemmelsers  vedkommende,  som  omhandles  i  §  2,  punkt  8,  strengt  overholdes,  og  kan  i  fomaden 
udstreekning  gj0re  sig  bekjendt  med  arbeidsledighedskassernes  hager  og  regnskaber  og  afkrseve 
kassemes  styre  de  oplysninger,  som  findes  nadvendige.  Tilsynet  udfarer  sit  arbeide  i  henbold 
til  en  af  kommunestyret  med  departementets  godkjendelse  fastsat  forretningsorden  (instmks). 
I  tilfselde  af  uenighed  mellem  kommunestyret  eller  tilsynet  og  en  arbeidsledighedskasse  oiu 
retmjpssigheden  af  en  udbetalt  understottelse  foreljipffges  sagen  for  departementet  til  afgjarelse. 
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§  4.  Zwei  Drittel  der  Tom  Staate  anl  diese  Weise  ausbezahlten  Beträge  sind  vom  be- 
treffenden Ee^erungsdepartement  einmal  jährlich  xunznlegen  anf  die  Land-  und  Stadtgemeinden, 
in  welchen  die  Unterstützten  sechs  Monate  hindurch  gewohnt  haben. während  der  letzten  fünf 
Jahre  vom  ersten  Tage,  für  welchen  die  Unterstützung  bewilligt  wurde,  au  gerechnet.  Die 
Rückerstattnngspflicht  obliegt  jedoch  der  Gemeinde  nicht  für  jene  Personen,  welche  als  ständige 
Arbeiter  oder  Bedienstete  bei  öffentlichen  Weg-  und  Eisenbahnbauten  oder  ähnlichen  Anlagen 
nur  infolge  ihrer  Arbeit  sich  in  der  betreffenden  Gemeinde  aufgehalten  haben. 

Der  Staat  trägt  die  ganze  Auslage: 

a)  wenn  der  Aufenthalt,  der  die  Rückerstattungspflicht  bedingt,  nicht  nachgewiesen 
werden  kann; 

b)  wenn  die  Unterstützten  sich  im  Laufe  der  letzten  fünf  Jahre  überhaupt  nicht  sechs 
Monate  lang  ununterbrochen  in  einer  norwegischen  Gemeinde  aufgehalten  haben,  und 

c)  wenn  die  Gemeinde,  in  welcher  sich  die  unterstützten  Personen  sechs  Monate  lang 
ununterbrochen  aufhielten,  auf  Grund  des  Punktes  2  dieses  Paragraphen  von  der 
Rttckerstattungspflicht  befreit  ist. 

Die  Frage,  ob,  bzw.  welche  Gemeinde  zur  Rückerstattung  verpflichtet  sei,  entscheidet 
das  zuständige  Regierungsdepartement. 

§  5.  Jede  erstattungsbereohtigte  Arbeitslosenkasse  hat  besondere  Rechnung  zu  führen. 
Ihre  Mittel  sind  von  anderen  Vermögensbeständen  getrennt  zu  halten,  so  auch  von  jeder  anderen 
Yereinskasse,  wenn  die  Arbeitslosenkasse  mit  einem  Verein  verbunden  ist,  und  dürfen  nur  zur 
Deckung  der  eigenen  Verpflichtungen  der  Kasse  verwandt  werden.  Das  Eassenvermögen  darf 
auch  nicht  für  die  Gläubiger  des  Vereins  Gegenstand  der  Beschlagnahme,  Zwangsvollstreckung 
oder  Pfändung  sein.  Ebensowenig  kann  für  die  Schuld  eines  Versicherten  Deckung  aus  den 
Rechten  desselben  an  die  Kasse  gesucht  werden. 

§  Q.  Jede  mit  dnem  Vereine  verbundene  Arbeitslosenkasse  ist,  um  erstattungsberechtigt 
zu  werden,  verpflichtet,  Personen,  welche  denselben  Berufszweigen  wie  die  Mitfi^lieder  der  Kanse 
angehören,  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  diese,  auch  wenn  sie  nicht  Mitglieder  des 
Vereins  sind,  zur  Versicherung  zuzulassen.  Diese  Versicherten  haben  jedoch  kein  Recht,  an 
Beschlüssen  betreffend  die  Kassenstatuten,  oder  an  der  Leitung  der  Kasse  teilzunehmen,  wenn 
dies  nicht  der  Verein  besonders  bewilligt.  Außerdem  kann  die  Kasse,  wenn  ihre  Verwaltungs- 
kosten aus  Vereinsmitteln  bestritten  werden,  diesen  Versicherten  eine  Erhöhung  des  gewöhn- 
lichen Beitrages  um  10  ^y^  zur  Deckung  der  Verwaltungsauslagen  vorschreiben,  und  wenn  dies 
nicht  genügt,  mit  Bewilligung  des  Regierungsdepartements  den  Beitrag  erhöhen  mit  einem 
weiteren  Zuschlag  von  höchstens  15%. 

§  7.  Glaubt  jemand,  der  in  einer  der  in  diesem  Gesetz  behandelten  Arbeitslosenkasse 
entweder  versichert  ist  oder  verlangt  hat  versichert  zu  werden,  daß  ein  von  dem  Kassenvorstand 
in  seiner  Angelegenheit  gefaßter  Beschluß  nicht  gesetzmäßig  ist,  so  kann  er  an  das  betreffende 
Regiemngsdepartement  Klage  einreichen. 

§  8.  Eine  Arbeitslosenkasse,  deren  Ansuchen  um  Rückerstattongsberechtigung  bewilligt 
wurde,  darf  einem  Arbeitslosen  einer  Gemeinde,  für  welche  ein  öffentUches  Arbeitsnachweis- 
bureau besteht,  eine  Unterstützung  erst  dann  ausbezahlen,  wenn  der  betreffende  Arbeitslose  beim 
Arbeitsnachweisbureau  vergebens  angemeldet  worden  ist.  Wird  dies  unterlassen,  so  verliert  die 
Kasse  für  die  ausbezahlte  Unterstützung  das  Recht  auf  Rückerstattung.  Sobald  der  Arbeitslose 
Arbeit  gefunden  hat,  hat  hiervon  die  Arbeitslosenkasse  das  Arbeitsnachweisbureau  zu  verständigen. 

§  9.  Diejenigen  Kassen,  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eine  teilweise  Rückerstattung 
ihrer  Auslagen  erhalten,  haben  am  Ende  eines  jeden  Quartales  über  die  innerhalb  desselben 
ausbezahlten  Unterstützungen  dem  Regierungsdepartement  Berichte  einzusenden  unter  Beifügung 
der  etwa  verlangten  Anlagen  und  Aufschlüsse.  Nach  dem  Richtigbefunde  der  bezüglichen  Aus- 
weise ist  die  im  §  1  bezeichnete  Rückerstattung  vorzunehmen. 

§  10.  .Die  Arbeitslosenkassen  haben  dem  Regierungsdepartement  alljährlich  einmal  einen 
Rechenschaftsbericht  und  einen  Buchauszug  vorzulegen. 

§  11.  Die  in  diesem  Gesetz  behandelten  Arbeitslosenkassen  haben  der  Verwaltung  jener 
Gemeinden,  in  welchen  sie  Unterstützungen  ausbezahlten,  monatliche  Berichte  hierüber  nach 
einem  vom  Regierungsdepartement  festgesetzten  Schema  einzusenden. 

Die  Gemeindeverwaltung  hat  diese  nach  vorgenommener  Ueberprüfung  mit  den  sich  hierbei 
ergebenden  Bemerkungen  dem  Regierungsdepartement  sobald  als  möglich  vorzulegen.  Jene 
Zahlungen  der  Kasse,  welche  zu  einer  Bemerkung  keinen  Anlaß  gaben,  gelten  als  von  der  Ge- 
meinde anerkannt,  falls  die  Erstattungspflicht  nach  diesem  Gesetz  der  Gemeinde,  welche  die 
Angaben  zu  prüfen  hatte,  obliegt. 

§  12.  Die  Ueberprüfung  der  erwähnten  Kassenausweise  kann  entweder  durch  die  Gemeinde- 
verwaltung selbst  oder  durch  einen  von  dieser  hierfür  besonders  ernannten,  aus  einer  oder  mehreren 
Personen  bestehenden  Aufsichtsrat  erfolgen  und  die  unmittelbare  Einsendung  der  Ausweise  an 
diesen  vorgeschrieben  werden.  Wird  ein  besonderer  Aufsichtsrat  eingesetzt,  so  gilt  die  Er- 
nennung für  drei  Jahre  und  es  kann  jeder  eine  Wiederwahl  für  so  lange  Zeit  ablehnen,  wie  er 
als  Mitglied  des  Aufsichtsrats  fungiert  hat.  Die  Gemeindeverwaltung,  bzw.  der  Aufsichtsrat  hat 
namentlich  auch  darauf  zu  sehen,  daß  die  Statuten  der  Arbeitslosenkassen  in  bezug  auf  die  im 
§  2  Punkt  8  enthaltenen  Vorschriften  strenge  eingehalten  werden;  sie  kann,  soweit  es  erforderlich 
ist,  in  die  Bücher  und  Rechnungen  der  Kasse  jederzeit  Einsicht  nehmen  und  alle  erforderlichen 
Aufklärungen  verlangen.  Der  Aufsichtsrat  versieht  seinen  Dienst  auf  Grund  einer  von  der 
Gemeindeverwaltung  ausgearbeiteten  und  vom  Regierungsdepartement  genehmigten  Instruktion. 
In  jenen  Fällen,  in  welchen  sich  zwischen  der  Gemeinde  oder  dem  Aufsichtsrat  und  einer 
Arbeitslosenkasse  über  die  Rechtmäßigkeit  einer  ausbezahlten  Unterstützung  Meinungsver- 
schiedenheiten ergeben,  ist  die  Entscheidung  des  Regierungsdepartements  einzuholen. 
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§  18.  De  i  §  9  nsevnte  opgaver  maa  Tsere  indsendt  til  departementet  inden  6  nger  efter 
kvartalets  ndgang,  de  i  §  11  nseynte  tu  kommnnest^ret  inden  14  dage  efter  maanedens  ndleb. 
I  modsat  fald  tabes  retten  til  refnsion. 

§  14.  Bet  til  at  erholde  refnsion  kan  af  departementet  fratages  en  arbeidsledighedakasse 
eller  en  afdeling  af  saadan,  dersom  dens  styre  gjentagende  gjar  bmd  paa  kassens  love  i  TeBsentligere 
punkter,  eller  dersom  de  indsendte  opgaver  gjennem  Isengere  ül  er  paatagelig  mangelfnlde. 

§  15.  Denne  Iot  trseder  ikraft  den  Iste  Oktober  1906  og  oph^rer  at  gjselde  senest  ved 
udgangen  af  aaret  1911. 


Büag6, 

Lot  om  arbeidsformidling  af  12  Joni  1906. 

§  1.'  I  de  kommnner,  som  kongen  bestemmer,  skal  der  oprettes  et  offentligt  kontor  til 
formidling  af  arbeide  af  ethyert  slags.  Kongen  kan  Hgeledes  bestemme,  at  enkelte  af  disse 
kontorer  skal  virke  som  bovedkontorer  for  dele  af  landet. 

De  nsermere  regier  for  hvert  enkelt  kontors  arbeidskreds  og  virksomhed  gives  i  Tedt»gter, 
som  ndfserdiges  af  departementet,   efterat  Tedkommende  kommnnestyres  adtaleke  er  indbendet 

§  2.  Hvert  arbeitskontor  staar  nnder  ledeise  af  en  tilsynsnseTnd,  som  Tselges  af  kommn- 
nestyret  og  skal  bestaa  af  en  formand  med  en  Taramand  samt  et  lige  antal  arbeidsgivere  og 
arbeidere.  TU  formand  og  yaramand  for  ham  maa  ikke  vselges  nogen,  der  som  arbeidsgiver 
eiler  arbeider  har  direkte  befatning  med  nogen  arbeidsdrift 

Enhver  er  forpligtet  til  at  modtage  Talg  til  mentUem  af  tUsynsnseynden  in  sin  kommone 
for  et  tidsrum  af  8  aar,  hvorefter  han  kim  negte  at  modtage  gjenvalg  i  saa  lang  tid,  som  han 
har  forrettet 

Eommnnestyret  kan  fastsaette,  at  der  skal  gives  medlemmeme  af  tüsjnssevnden  godtgjerdse 
for  hvert  m^de  for  tabt  arbeidsfortjeneste. 

§  8.  Kontorets  ^enestemsend  ansaettes  af  kommnnestyret  efter  indstilling  fra  tüsynsnffiynden. 
Forsaavidt  nogen  del  af  tjenestemsendenes  len  skal  udredes  af  statskassen  efter  §  6,  skal  Lms- 
anssettelsen  godkjende?  af  departementet. 

§  4.  Alt  arbeide  formidies  gratis.  Dog  skal  omkostningeme  ved  indhentelne  af  ssBrlige 
opljsninger  baeres  af  den,  efter  hvis  forlangende  de  indhentes. 

§  5.  Arbeidskontoreme  forsynes  af  staten  med  de  fom^dne  protokoUor,  blanketter,  skemaer, 
brevkort  og  andre  tryksager  og  godtgjeres  efter  legitimeret  regning  alle  adgifter  til  telefon  og 
telegraf. 

§  6.  Andre  omkostninger  ved  hvert  enkelt  arbeidskontors  oprettelse  og  drift  end  de  i 
forrige  paragraf  omhandlede  bseres  af  vedkommende  kommnne.  Dog  skal  i  kommaner  med 
mincbe  end  tredive  tosend  indbyggere  ndgifteme  til  tjenestemsends  lanninger  deles  mellem 
staten  og  kommonen  paa  feigende  maade: 

I  kommaner  med  invaanerantal  til  og  med  8000  udreder  staten  Vio 
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Indbygerantallet  regnes  efter  de  paa  stedet  hjemmeherende  ved  statens  sidste  almindellge 
folketselling. 

§  7.  Eontoreme  fortsaetter  sin  virksomhet  uhindret  af  arbeidsstridigheder.  Under  heraf 
opstaaende  arbeidsstansninger  skal,  forsaavidt  meddelelser  herom  indkommer  fra  nogen  af  de 
stridende  parter,  en  paa  grundlag  heraf  affattet  kort  kundgjerelse  angaaende  tiden  for  Stridens 
begyndelse,  hvad  stnden  gjselder,  samt  hvilke  arbeidsgrene,  arbeidspladse  eller  arbeidere  den 
omfatter,  opslaaes  i  lokaleme. 

§  8.  Forsaavidt  arbeidskontorer  oprettes  af  andre  kommuner  end  de  i  §  1  omhandlede, 
og  deres  vedtaegter  godkjendes  af  departementet,  tilkommer  der  dem  de  i  §  5  nsBvnte  rettigheder, 
ligesom  de  isaafald  er  underkastede  de  i  §§  2,  3  og  4  indeholdte  bestemmelser.  Naar  et  saadanc 
kontor  antages  at  vsere  til  veesentligt  gavn  for  arbeidsformidlingen  ogsaa  ndenfor  vedkommende 
kommnne,  kan  det  ved  kons^ens  bestemmelse  desnden  tilstaaes  bidrag  af  statskassen  til  tjene- 
stemsends  lan  efter  de  i  §  6  fastsatte  regier. 

§  9.  De  offentlige  tjenestemsend,  som  kongen  bestemmer,  er  pligtige  til  paa  forlangende 
at  modtage  og  opslaa  de  medelelser,  som  maatte  blive  dem  tilstillede  £ra  arbeidskontoreme. 

§  10.  Ethvert  arbeidskontor  skal  efter  nsermere  bestemmelse  af  departementet  indsende 
til  det  statistiske  centralborean  opgave  over  sin  virksomhed  og  forevrigt  vs&re  boreanet  behjsBlpelig 
med  indsamling  af  arbeidsstatistik. 

§  11.  De  et  arbeidskontor  i  henhold  til  §§  5,  6  og  8  tilstaaede  statsbidrag  kan  til  enhver 
tid  inddrages,  hvorved  kommunens  pligt  til  at  holde  konteret  i  virksomhed  bortfalder. 

§  12.  Naar  if0lge  gjseldende  lo?  bevilling  er  forneden  til  drift  af  privat  faßste-,  forhyrings- 
eller  engagementskontor,  maa  saadan  bevilling  herefter  ikke  gives  aden  vedkommende  departements 
tilladelse  for  hvert  enkelt  tiifaelde.  Saadanne  kontorer  er  i  samme  ndstraekning  som  de  offentlige 
»beidskontorer  pligtige  til  at  indsende  opgaver  over  sin  virksomhed  til  det  statistiske  central- 
burean. 
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§  18.  Die  im  §  9  genannten  Berichte  sind  innerhalb  sechs  Wochen  nach  QnartalachlnA 
an  das  Regierangsdepartement  und  die  im  §  11  genannten  innerhalb  14  Tagen  nach  Ablauf  des 
Monates  an  die  Gemeinde  za  senden,  widrigenfalls  die  Kasse  das  Recht  auf  Rttckerstattnng  verliert 

§  14.  Das  Recht  auf  Rückerstattung  kann  einer  Kasse  oder  Kassenabteilang  vom 
Regienmgsdepartement  entzogen  werden,  wenn  deren  Vorstand  die  Statuten  in  wesentlichen 
Punkten  wiederholt  übertreten  oder  die  eingesandten  Ausweise  längere  Zeit  hindurch  offenbar 
mangelhaft  ausgefertigt  hat. 

§  15.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  1.  Oktober  1906  in  Kraft  und  bleibt  bis  längstens  Ende 
1911  in  Gültigkeit.  

Anlage  6, 

Gesetz  über  Arbeitsyermittinng,  vom  12.  Joni  1906. 

§  1.  In  den  Gemeinden,  welche  der  Könifi^  bestimmt,  soll  ein  öffentliches  Bureau  zur 
Vermittlung  von  Arbeit  jeder  Art  eingerichtet  werden. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  Wirkungskreis  und  Tätigkeit  eines  jeden  Arbeitsnachweis- 
bureaus werden  in  Verordnungen  getroffen,  welche  vom  Regierungsdepartement  erlassen  werden, 
nachdem  die  AeuBerung  des  betiiffenden  Gemeindevorstandes  eingeholt  ist 

§  2.  Jedes  Arbeitsnachweisbureau  steht  unter  Leitung  eines  Aufsichtsrats,  der  yom 
Gemeindevorstand  gewählt  wird  und  aus  einem  Obmann  nebst  Stellvertreter  und  einer  gleichen 
Anzahl  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  bestehen  soll.  Zum  Obmann  oder  Stellvertreter  des- 
selben darf  niemand  gewählt  werden,  der  als  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  mit  irgendeinem 
Betriebe  unmittelbar  befaßt  ist 

Ein  jeder  ist  verpflichtet,  die  Wahl  als  Mitglied  des  AufaichtsraU  in  seiner  Gemeinde 
für  einen  Zeitraum  von  3  Jahren  anzunehmen,  wonach  er  eine  Wiederwahl  für  einen  so  langen 
Zeitraum  ablehnen  kann,  als  er  das  Amt  ausgeübt  hat. 

Der  Gemeindevorstand  kann  bestimmen,  daß  die  Mitp^lieder  des  Aufsichtsrats  für  jede 
Versammlung  eine  Entschädigung  fttr  verlorenen  Arbeitsverdienst  erhalten. 

§  3.  Das  Hilfroersonal  des  Arbeitsnachweisbareaus  wird  auf  Vorschlag  des  Aufsichtsrats 
vom  Gemeindevorstand  angestellt  Soweit  ein  Teil  des  Gehalts  des  Hilfspersonals  nach  §  6  vom 
Staat  zu  tragen  ist,  wird  die  Gehaltsfestsetcun^  vom  Regierun^epartement  getroffen. 

§  4.  Jede  Arbeit  wird  kostenlos  vermittelt.  Doch  smd  besondere  Unkosten  bei  Ein- 
holung besonderer  Aufschlüsse  von  dem  zu  tragen,  der  sie  einzuholen  verlangte. 

§  5.  Die  Arbeitsnachweisbureaus  werden  vom  Staat  mit  den  nötigen  Protokollen,  Blanketts, 
Formularen,  Postkarten  und  sonstigen  Drucksachen  versehen  und  erhalten  alle  Ausgaben  für 
Telephon  und  Telegraph  nach  Prüfung  der  Rechnung  erstattet. 

§  6.    Andere  Unkosten  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  eines  jeden  Arbeitsnachweis- 
bureaus  als  die  im  vorhergehenden  Paragraphen  bezeichneten  sind  von  der  betreffenden  Gemeinde 
zu  tragen.     Doch   sollen   die  Ausgaben   für  die  Gehälter  des  Hilfspersonals  in  Gemeinden  mit 
weniger  als  30  000  Einwohnern  zwischen  Staat  und  Gemeinde  wie  folgt  geteilt  werden: 
In  Gemeinden  mit  einer  Einwohnerzahl  bis  zu  3  000  zahlt  der  Staat   7iO) 

„       „  „  von   3000-  5000    „ 

,.       „  „  „     5  000-10  000    „ 

„        „  M  „    10000-15  000    „ 

,.       „  „  „    15  000-20000    „ 

„  „  „    20  000-25  000    „ 

„        „  „  „    25  000-80  000    „ 

Die  Einwohnerzahl  wird  für  die  Ortsangehörigen  nach  der  letzten  allgememen  Volks- 
zähhing  berechnet. 

§  7.  Die  Arbeitsnachweisbureaus  setzen  ihre  Tätigkeit  ohne  Rücksicht  auf  Arbeits- 
streiti^keiten  fort.  Während  entstehender  Arbeitsausstände  soll,  soweit  bezügliche  Mitteilungen 
von  emer  der  streitenden  Parteien  einkommen,  eine  auf  dieser  Grundlage  abgefaßte  kurze 
Bekanntmachung  über  Beginn  und  Gegenstand  des  Streites  sowie,  welche  Arbeitszweige,  Arbeits- 
plätze oder  Arbeiter  er  betrifft,  im  Lokal  ausgehängt  werden. 

§  8.  Soweit  Arbeitsnachweisbureaus  von  anderen  Gemeinden  als  den  im  §  1  erwähnten 
errichtet  und  deren  Statuten  vom  Departement  bestätigt  werden,  kommen  denselben  die  im  §  5  be- 
zeichneten Rechte  zu  und  finden  auf  sie  die  in  §§  2,  3  und  4  enthaltenen  Bestimmungen  Anwendung. 
Wo  ein  solches  Arbeitsnachweisbureau  sich  von  wesentlichem  Nutzen  auch  für  die  Arbeitsvermitt- 
lung nach  außerhalb  erweist,  kann  ihm  auf  Bestimmung  des  Königs  außerdem  zu  den  Gehältern 
des  Hilfspersonals  ein  Zuschuß  nach  den  im  §  6  festgesetzten  Grundsätzen  zugestanden  werden. 

§  9.  Die  öffentlichen  Behörden  sind  nach  Bestimmung  des  Königs  verpflichtet,  Mit- 
teilungen, welche  ihnen  von  den  Arbeitsnachweisbureaas  zugehen  sollten,  auf  Verlangen  anzu- 
nehmen und  bekanntzugeben. 

§  10.  Jedes  Arbeitsnachweisbureau  hat  nach  vorheriger  Bestimmung  des  Departements 
dem  Statistischen  Zentralbureau  einen  Bericht  über  seine  Tätigkeit  einzusenden  ana  weiterhin 
dem  Statistischen  Bureau  bei  Einsammlung  von  Arbeitsstatistik  behilflich  zu  sein. 

§  11.  Der  einem  Arbeitsnachweisbureau  nach  §§  5,  6  und  8  zustehende  Staatszuschuß 
kann  jederzeit  eingezogen  werden,  wodurch  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Erhaltung  des 
Bureaus  fortfällt 

§  12.  Wo  nach  geltendem  Recht  zum  Betreiben  eines  privaten  Stellen vermittlungsbureaus 
eine  Erlaubnis  nötig  ist  soll  in  Zukunft  eine  solche  Erlaubnis  nur  dann  erteilt  werden,  wenn 
das  Departement  sie  im  einzelnen  Fall  gestattet.  Solche  Privatbureaas  sind  in  gleichem  Umfange 
wie  die  öffentlichen  Bureaus  verpflichteC  Berichte  über  ihre  Tätigkeit  an  das  Statistische  ZentriJ- 
bnreau  einzusenden. 
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24*  Die  Arbeitervereichenrng  in  Norwegen. 

Aiilaye  7» 

A.  Entwarf  eines  Gesetzes  über  KrankenTersichernng ') 
(„Krankenyersicherangsgesetz"). 

Kapitel  I. 

A.    Gegenstand   der  Versicherung. 

§1. 

1.  Den  Gegenstand  der  Versicherang  nach  diesem  Gesetze,  welches  „Kranken Versicherungs- 
gesetz" zu  benennen  ist,  bildet  die  Unterstützung  im  Falle  der  Krankheit  und  des  Wochenbettes, 
sowie  ein  Begräbnisgeld. 

2.  unter  Ejrankheit  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  zu  verstehen  eine  ärztliche  Hilfe  er- 
heischende Störung  des  körperlichen  oder  geistigen  Gesundheitszustandes^. 

B.   Zwangsversicherung. 

§2. 

1.  Der  Versicherungspflicht  nach  diesem  Gesetze  unterliegen  Lohnarbeiter  —  einschl.  Kätner, 
welche  gegen  Barlohn  für  den  Dienstherm  arbeiten,  und  Gesinde  —  sowie  Angestellte,  nach 
dem  vollendeten  15.  Lebensjahr,  falls  nicht  ihr  Arbeits-  oder  Dienstverhältnis  nach  seiner  Art 
oder  infolge  üebereinkommens  auf  kürzere  Zeit  als  eine  Woche  beschränkt  ist. 

2.  Von  der  Versicherungspflicht  sind  ausgeschlossen: 

a)  Personen,  welche  allein  oder  zusammen  mit  dem  nichtversicherungspflichtigen  Ehe- 
gatten ein  jährliches  Einkommen  von  mehr  als  1200  Kr.  auf  dem  Lande  oder  yon 
mehr  als  1400  Kr.  in  der  Stadt  beziehen,  oder  wenn  ihnen  im  Krankheitsfalle 
volles  Gehalt  während  mindestens  drei  Monate  zugesichert  ist; 

b)  Personen,  die  nach  ärztlichem  Gutachten  an  chronischen  Krankheiten  oder  anderen 
Schwächen  oder  Gebrechen  leiden,  derart,  daß  Krankenbehandlung  fortwährend, 
wenn  auch  mit  Zwischenräumen,  notwendig  erscheint  (vgl.  §  82,  8); 

c)  Personen,  denen  auf  andere  als  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebene  Weise  eine 
Krankenunterstützung  zugesichert  ist,  welche  jedoch  mindestens  der  Unterstützung 
nach  diesem  Gesetze  gleichwertig  sein  muß  (§  85); 

d)  auf  Schiffen  in  ausländischer  Fahrt  beschäftigte  Personen,  sofern  diese  Fahrt  nicht 
auf  Keisen  beschränkt  ist,  welche  nach  dem  aufgestellten  Fahrplan  regelmäßig 
nicht  längere  Zeit  als  zehn  Tage  vom  norwegischen  Hafen  und  zurück  in  Ansprach 
nehmen ; 

e)  Personen,  die  nach  dem  betreffenden  ausländischen  Gesetz  während  ihrer  Beschäftigung 
hierzulande  krankenversichert  sind. 

§3. 

1.  Unter  Lohnarbeiter  nach  diesem  Gesetz  sind  Arbeiter  zu  verstehen,  deren  Lohn  ganz 
oder  teilweise  in  Geld  besteht. 

2.  Den  Lohnarbeitern  und  Angestellten  gleichgestellt  sind  Personen  mit  unvollendeter 
Ausbildung,  wie  Lehrlinge  und  Volontäre,  auch  wenn  sie  keinen  Lohn  beziehen. 

Eine  versicherungspflichtige  Person  wird  als  fortdauernd  im  Inlande  beschäftigt  und 
sonach  fortgesetzt  als  versicherungspflichtig  für  einen  Zeitraum  von  drei  Monaten,  gerechnet  vom 
Tage  der  Abreise,  betrachtet,  auch  dann,  wenn  sie  von  ihrem  Arbeitgeber  vorübergehend  im 
Aaslande  beschäftigt  wird  oder  für  den  genannten  Zeitraum  mit  Genehmigung  des  Arbeitgebers 
eine  Reise  ins  Ausland  unternimmt. 

§5. 
Die  im  §  2  Absatz  2  lit.  a.  für  Personen  auf  dem  Lande  vorgesehene  Einkommengrenze 
kann    auf  Antrag  des  Vorstandes   der  Kreiskasse   von    der  Beichskrankenkasse   (§  16)  für  den 
betreffenden  Kreis  oder  für  einen  bestimmten  Teil  desselben  auf  die  für  Städte  geltende  Grenze 
erhöht  werden. 

§6. 

1.  Eine  versicherungspflichtige  Person  ist  —  ohne  Rücksicht  auf  etwaijge  Versäumnis 
hinsichtlich  der  vor&^eschriebenen  ^meldung  (§  32)  —  als  Mitglied  der  zuständ^en  Kreiskasse 
vom  Tage  des  Eintritts  der  Versicherungspflicht  zu  betrachten,  falls  sie  nicht  bereits  auf  andere 
Weise  ihrer  Versicherungspflicht  genügt  hat  (vgl.  §  30). 


0  Der  Abdruck  dleset  soeben  erst  von  dem  S.  2  erwUmten  Komitee  fertiggetteUten  Gesetzentworfi  lit  der 
freundlichen  Vermittelnng  des  Vorsltrenden  dieses  Komitees  und  IrfUieren  Direktors  der  Beichsversicherungsanstalt 
Herrn  Oskar  SohjOll,  die  Uebersetsung  Herrn  £.  Qrigstsd  su  Terdanken  (s.  Nachtrag  am  Schluß).  —  Dmr 
Herausgeber. 

-)  Vgl.  Art  S  des  holländischen  Entwurfes  eines  KrankenTersicherangsgesetzes,  welchem  die  Bestimmung  des 
Begriffes  „Krankheit"  entnommen  ist. 
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Entwurf  eines  Gesetzes  übet  frankenversicbernng  (^KriAnkenversichenrngsgesetz").     25^ 

2.  Wenn  ein  pflicbtiges  Hitglied  einer  Kreiäkasse  zu  einer  A^eitsstelle  innerbalb  des 
Bereicbes  einer  anderen  Kreiskasse  übergebt,  so  ist  es  als  Mitglied  der  letzteren  Kasse  einzu- 
tragen. Die  Uebertragnng  kann  jodocb  bis  auf  weiteres  —  aber  nicht  über  ein  halbes  Jahr 
hinaus  —  anigeschoben  werden  und  die  betreffende  Person  somit  Mitglied  der  früheren  Kasse 
bleiben,  wenn  sie  für  die  ordnungsmäßige  Zahlung  der  Prämie  selbst  Sorge  trägt. 

§7. 

1.  Wenn  ein  pflicbtiges  Mitglied  einer  Kreiskasse  unverschuldet  arbeitslos  geworden  ist^ 
so  bleibt  es  doch  Mitglied  der  Kasse,  ohne  Prämienzahlung/  bis  einschl.  den  14.  Tag  nach 
dem  letzten  Tage,  für  welchen  I^mie  zu  entrichten  war  (vgl.  §  47,  4),  sofern  es  un- 
mittelbar vorher  mindestens  ein  Jahr  ununterbrochen  Mitglied  einer  Kreiskasse  war.  Durch 
Streiks  oder  Aussperrangen  verursachte  Arbeitslosigkeit  wird  nicht  als  unverschuldet  betrachtet. 

2.  Wenn  das  Mitglied  noch  vor  Ablauf  der  vorgenannten  Frist  wieder  in  ein  versicherungs- 
pflichtiges Arbeitsverhältnis  eintritt,  so. hat  es  die  Prämie  vom  Beginn  der  Woche,  in  welcher 
es  die  Arbeit  wieder  aufnahm,  zu  bezahlen. 

3.  Hört  die  Versicherungspflicht  aus  anderen  Gründen  auf,  so  scheidet  die  betreffende 
Person  aus  der  Mitgliedschaft  der  Kusse  mit  dem  Ablauf  des  letzten  Ta^es  aus,  für  welchen 
die  Pflichtige  Prämie  zu  zahlen  war,  falls  nicht  die  Versicherung  auf  freiwilligem  Wege  fort- 
gesetzt wird  (vgl.  §  8). 

C.    Freiwillige   Versicherung. 

§8. 

1.  Jeder  Person,  die  das  15.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  nicht  der  Versicherungspflicht 
gemäfi  dem  §  2  unterliegt,  steht  das  Becht  zu,  der  Kreiskasse  an  ihrem  Wohnorte  oder  an 
ihrem  Arbeitsplatze  als  freiwilliges  Mitglied  unter  den  folgenden  Bedingungen  beizutreten: 

a)  Sie  darf  bei  der  Anmeldung  nicht  über  40  Jahre  alt  sein,  es  sei  denn,  daß  die 
Bestimmungen  in  Absatz  2  meses  Paragraphen  zur  Anwendung  kommen. 

b)  Das  jährliche  Einkommen  einschließlich  desjenigen  des  Ehegatten  darf  nicht  den 
Betrag  von  700  Kr.  auf  dem  Lande  oder  den  Betrag  von  1000  Kr.  in  der  Stadt 
übersteigen ;  femer  darf  das  Vermögen  der  beiden  zusammen  nicht  den  Betrag  von 
7000  Kr.  auf  dem  Lande  oder  den  Betrag  von  10  000  Kr.  in  der  Stadt  übersteigen. 

c)  Es  muß  durch  Gutachten  eines  von  der  I^eiskasse  dazu  bestimmten  Arztes  dargetan 
sein,  daß  die  Person  nicht  an  chronischen  oder  unheilbaren  Krankheiten  oder 
Gebrechen  leidet,  die  besonderes  Eisiko  für  die  Kasse  mit  sich  bringen  oder  voraus- 
sichtlich bedingen  können. 

d)  Unterstützung  bei  Eintritt  der  Krankheit  wird  nur  dann  gewährt,  wenn  die  Person 
nach  dem  Beitritt  mindestens  zwölf  zusammenhängende  Wochen  Mitglied  einer  Kreis- 
kasse gewesen  ist,  falls  nicht  ^ie  freiwillige  Versicherung  eine  unmittelbare  Fort- 
setzung der  Zwangsversicherung  bildet  (vgl.  §  9). 

e)  Die  Prämie  ist  für  je  vier  Wochen  im  voraus  zu  zahlen  (vgl.  §  10  b). 

2.  Von  der  oben  zu  lit  a  festgesetzten  Bedingung  kann  eine  Ausnahme  gemacht  werden: 

a)  für  ein  pflicbtiges  Mitglied,  dessen  Versicherungspflicht  aufhört,  sofern  es  spätestens 
binnen  fünf  Tagen  nach  dem  Ausscheiden  aus  dem  die  Versicherungspflicht  bedmgendeu 
Arbeitsverhältnis  die  Fortsetzung  der  Versicherung  als  freiwillige  beantragt;  jedoch 
darf  sein  Alter  nicht  40  Jahre  übersteigen,  wozu  noch  ein  halber  Monat  für  jedeu 
vollen  Monat,  in  welchem  er  vor  erreichtem  Alter  von  40  Jahren  freiwilliges  oder 
gezwungenes  Mitglied  einer  Elreiskasse  war,  hinzuzurechnen  ist; 

b)  für  ein  früher  freiwilliges  Mitglied,  wenn  es  neben  der  gewöhnlichen  Vorschuß- 
prämie auch  noch  Prämie  für  die  Zeit  vom  erreichten  40.  Lebensjahre  bis  zur 
Wiederaufnahme  nachzahlt. 

§». 

1.  Wenn  eine  Person  die  Aufnahme  als  freiwilliges  Mitglied  mündlich  oder  schriftlich 
beantragt  und  dabei  ein  befriedigendes  ärztliches 'Zeugnis  nebst  Angaben  über  Einkommen  sowie 
sonstige  in  den  Statuten  der  Kreiskasse  vorgeschriebene  Nachweise  beigebracht  hat,  so  hat  der 
Vorstand  sobald  wie  möglich  und  spätestens  binnen  vier  Wochen  über  den  Antrag  zu  entscheiden 
und  alsdann  dem  Antragsteller  über  die  Entscheidung  sowie  darüber,  in  welche  Lohnklasse  und 
Gefahren gruppe  (§  47,  3)  er  eingestellt  worden  ist,  unverzüglich  Mitteilung  zu  machen. 

2.  Wird  der  Antrag  bewilligt,  so  beginnt  die  MitgUedschaft  mit  dem  Tage  der  Ent- 
scheidung; mit  dem  Montag  in  derselben  Woche  beginnt  die  Prämie  zu  laufen  (§  47,  4). 

3.  Das  freiwillige  Mitglied  ist  verpflichtet,  nach  näherer  Bestimmung  des  Statuts,  einmal 
im  Jahre  der  Kreiskasse  Aufschluß  über  seine  Einkommensverhältnisse  zu  geben.  Unterläßt  es 
dies  oder  macht  es  unrichtige  Angaben,  so  erlischt  die  Mitgliedschaft. 

§  10. 
1.  Eine  freiwillig  versicherte  Person  hört  auf,  Mitglied  der  Kreiskasse  zu  sein: 

a)  um  12  ühr  mittags  an  dem  Tage,  an  welchem  sie  infolge  Abmeldung  selbst  auszu- 
treten wünscht;  oder 

b)  um  12  Uhr  mittags  am  Monatstage  nach  dem  Verfalltage  der  Prämie,  falls  die 
letztere  nicht  binnen  dieser  Frist  bezahlt  worden  ist  (Laufmonat); 

c)  von  einem  von  dem  Vorstand  der  Kreiskasse  festgesetzten  Zeitpunkt  ab,  wenn  das 
Einkommen  die  im  §  8,  Ib  festgesetzt«  Grenze  überschreitet. 
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2.  Wenn  ein  freiwilliges  Mitglied  yeraicheningspflichtig  wird,  so  tritt  es  als  pflichtiget} 
Mitglied  in  diejenige  Ereisäisse  ein,  zn  welcher  sein  Arbeitsplatz  gehört,  nnd  mit  dem  Ti^, 
an  welchem  die  Versicherongspflicht  beginnt  Die  für  die  freiwillige  v^rsich^rang  vorschoßweise 
entrichtete  Prftmie  wird  bei  dem  üebergang  nicht  erstattet. 

8.  Im  Falle  einer  während  des  Laofmonats  eintretenden  Krankheit  ist  die  rückständige 
Prämie  von  dem  Krankengelde  einznbehalten. 

§11. 
Ist  die  nicht  rechtzeitige  Zahlung  der  Prämie  in  anyerschnldeter^)  Arbeitslosigkeit  begründet, 
80   kann   der  Vorstand    der  Kreiskasse   weitere  Frist  von  einem  Monat  über  den  im  §  10  fest- 
gesetzten Laufmonat  hinaus  gewähren. 

D.   Zusatzversicherung. 

§  12. 

1.  Durch  besondere  von  der  Beichskrankenkasse  genehmigt«  Bestimmungen  in  den  Statuten 
einer  Kreiskasse  kann  es  den  Mitgliedern  gestattet  werden,  als  Zusatz  zu  den  in  §  85  genannten 
Leistungen  sich  selbst  und  ihren  Famüien  Zahnarzthilfe  und  ganz  oder  teilweise  freie  Arznei 
zu  sichern  (vgl.  §  85  B). 

üeber  solche  Zusatzversicherung  ist  besondere  Rechnung  zu  führen,  wie  auch  die  Mittel 
derselben  von  den  übrigen  Mitteln  der  Kasse  getrennt  zu  halten  sind. 

2.  Die  Prämie  für  die  Zusatzversicherung  hat  der  Versicherte  in  vollem  Betrage  selbst 
zu  tragen. 

Kapitel  II. 

Einkommensklassen. 

§13«), 
1.  Jedes  pflichti^  oder  freiwillige  Mitglied  einer  Kreiskasse  ist  von   dem  Vorstand  der 
Kasae  auf  Grund  der  eingereichten  Angabe  und  Auskünfte  in  die  Einkommensklasse,  in  welche 
sein  Verdienst  nach   der  untenstehenden  Tabelle  fällt,  und  in  die  seiner  Stellung  entsprechende 
Gefahrengruppe  (§  47,  8)  einzureihen. 


Einkommen 

Einkommens- 

täglich 

jährUch 

klasse 

von  mehr  als 

bis  einschl. 

von  mehr  als 

bis  einschl. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

1 

0.00 

1.25 

—                    875 

2 

1.25 

1.75 

875         j          525 

8 

1.75 

2.25 

525          !          675 

4 

2.25 

2.75 

675         ;          825 

5 

2.75 

8.25 

825          '           975 

6 

8.25 

4.67 

975 

1400 

2.  Der  Uebergaug  von  einer  Einkommensklasse  oder  einer  Gefahrengruppe  in  eine  andere 
kann  —  solange  der  Betreffende  bei  demselben  Arbeitgeber  beschäftigt  ist  —  nur  von  und  mit 
dem  ersten  Montag  im  Januar  oder  Juli  (vgl.  §  82,  7)  bewerkstelligt  werden. 

8.  Versicherungspflichtige  Personen,  die  keinen  Lohn  beziehen  (§  3),  sind  in  die  erste 
Einkommensklasse  einzutragen. 


')  ▼sl-  I  7,1  und  das  Gesetz  rom  12.  Juni  1906  §1,8  (Anlage  6,  8.  19*). 

^)  Ein  Mitglied  des  Komitees  bringt  die  folgende  Tabelle  in  Vorsclilag  and  sohl&gt  daneben  ror,  daß  die 
Worte  „in  die  seiner  Stelloug  entsprechende  Gefahrengrappe*^  sowie  alle  spftteren  auf  die  Gefehrenklassen  bexügUchen 
Bestimmungen  in  Wegfall  kommen. 


Einkommen 

Lohnklasse 

t&glich 

j&hriloh 

von  mehr  als 
Kr. 

bis  einsohl 
Kr. 

von  mehr  als 
Kr. 

bis  einschl. 
Kr. 

1 
2 
S 
4 

0.00 

1.— 

2.— 
3.— 

1.— 

a.— 

3.— 
4.67 

300 
600 
900 

300 
600 
900 
1400 

1  Krone  =  1,126  Mark. 
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4.  Anf  Vorschlag  der  Reicbskr&nkenkasse  kann  das  Ministerium  für  Handel,  Seefahrt  nnd 
Industrie  beschließen,  dafi  ganze  Klassen  von  Arbeitern  innerkalb  bestimmter  Kreise  oder  im  ffanzen 
Belebe  ohne  Büoksicht  am  den  Lohnbezng  in  eine  bestimmte  Lohnklasse  einzureihen  sincL 

5.  Der  Tagelohn  ist  anf  Vsoo  ^^  Jahreseinkommens,  ^/^  des  Monatseinkommens  nnd  ^/e 
des  Wocheneinkommens  zn  bemessen.  Bei  angenügenden  Angaben  (vgl.  §  71)  hat  der  Vor- 
stand der  Ereiskasse  die  Einkommenshöhe  schätzongsweise  festzusetzen. 

6.  Unter  Lohn  oder  Einkommen  ist  nach  diesem  Gesetze  jede  Vergütung  für  geleistete 
Arbeit  oder  Dienste  zu  verstehen,  und  zwar  ohne  Bücksieht  darauf,  ob  die  Zahlung  indirekt  durch 
einen  Dritten  erfolgt 

7.  Besteht  der  Lohn  ganz  oder  teilweise  aus  anderen  Bezügen  als  Geld,  so  sollen  diese 
Bezüge  in  Geld  nach  den  am  Orte  üblichen  Durchschnittspreisen  umgerechnet  werden.  Ist  ein 
Bezug  dieser  Art  vom  Arbeitgeber  mit  Zustimmung  des  Arbeiters  geschätzt  worden,  so  kann 
die  Verwaltung  der  Kasse,  wenu  sie  die  Schätzung  für  angemessen  erachtet,  diese  gutheißen. 

§14^). 
Das  Krankengeld  (§  35)  und  die  Prämien   (§  47)  sind  im  Verhältnis  des  mittleren  Tage- 
lohnes zu  berechnen,  welcher  für  die  einzelnen  Lohnklassen  festgesetzt  ist,  wie  folgt: 
für  die  1.  Einkommenklasse  auf   Kr.  1.—, 

«*     «,     2.  ,,  „        M     1.5Ü, 


2.-, 
2.50, 
3.—, 
3.50. 


Kapitel  UI. 

Organisation   der  Krankenversicherung. 

§  15. 
In  jeder  Gemeinde  des  Beichs  ist  eine  öffentliche  Krankenkasse  (Kreiskasse)  oder,  wenn 
die  (Gemeindeverwaltung  es  für  notwendig  eraehtet  und  die  Beichskrankenkasse  ihre  Genehmigung 
dazu  erteilt,  mehrere  solcher  Kassen  zu  errichten. 

§  16. 

1.  Als  Zentralbehörde  der  Kreiskassen  soll  eine  Beichskrankenkasse  (B.  Kr.  K.)  dienen, 
welche  gemäß  diesem  Gesetze  die  Kontrolle  der  Verwaltung  der  Kreiskassen  sowie  der  Durch- 
führung des  Krankenversicherungsgesetzes  im  ganzen  auszuüben  hat. 

2.  Die  Beichskrankenkasse  übernimmt  keine  direkten  Versicherungen,  soll  aber  mittels 
eines  zu  diesem  Zwecke  anzulegenden  Begnlierungsfonds  (§  50)  die  Ausgleichung  der  Bisiken 
für  die  einzelnen  Kreiskassen  bewirken. 

3.  Die  Beichskrankenkasse  wird  durch  einen  vom  König  ernannten  Direktor  geleitet.  Die 
näheren  Bestimmungen  betreffs  der  Amtstätigkeit  des  Direktors  sowie  bezüglich  der  Anordnung 
der  Bureaus  der  Beichskrankenkasse  sind  vom  König  zu  treffen. 

4.  Die  mit  der  Verwaltung  der  Beichskrankenkasse  verbundenen  Kosten  werden  vom 
Staate  getragen. 

5.  Die  Beichskrankenkasse  ist  in  bezug  auf  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  der  Aufsicht 
des  Beichsversicherungsamts  unterstellt. 

§  17. 
Die  Kreiskasse   bildet  ein   selbständiges  Bechtssubjekt.    Ihren  Gerichtsstand  hat  sie  vor 
dem  Gericht   des  Bezirks,   in  welchem   sie  ihren  Sitz  hat.    Für  die  Verpflichtungen   der  Kasse 
gegenüber  Gläubigern  haftet  nur  ihr  Vermögen. 


§  18. 

1.  Als  Mitglieder  einer  Kreiskasse  werden 
nur  solche  Personen  (Männer  oder  Frauen)  ge- 
rechnet, welche  Prämie  für  die  eigene  Ver- 
sicherung; bezahlen. 

2.  Mitglieder,  die  das  25.  Lebensjahr  voll- 
endet haben,  sind  stimmberechtigt  und  wählbar 
in  der  Kasse,  in  welcher  sie  zur  Wahlzeit 
versichert  sind.  Bei  der  Wahl  sind  diese  als 
die  erste  Wahlgruppe  zu  bezeichnen. 

3.  Zur  zweiten  Wahlgruppe  sind  die  Arbeit- 
geber zu  zählen,  welche  zur  Wahlzeit  beitrags- 
pflichtig zu  der  Krankenkasse  sind.  Sie  sind 
ebenfalls  stimmberechtigt  und  wählbar,  sobald 
sie  das  25.  Lebensjahr  vollendet  haben. 


Vorschläge   der  Minderheit: 

§  18 

1.  (wie  nebenstehend). 

2.  Mitglieder,  die  das  25.  Lebensjahr  voll- 
endet haben,  sind  stimmberechtigt  und  wähl- 
bar in  der  Kasse,  in  welcher  sie  zur  Wahlzeit 
versichert  sind. 

3.  Arbeitgeber,  welche  zur  Wahlzeit  bei- 
tragspflichtig sind  nnd  das  25.  Lebensjahr 
vollendet  haben,  sind  stimmberechtigt  und  wähl- 
bar in  der  betreffenden  Kasse. 


')  Ein  Mitglied  des  Komitees  schlftgt  die  folgenden  S&tse  ror: 

far  die  1.  Lohnklasse  Kr.  1.—, 


2. 

„     1.60, 

S. 

r 

„     2.50, 

4. 

»1 

„     S.60. 
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4.     Ein     stimmberechtigter     Arbeitgeber,  |        4.     Ein     stimmberechtigter     Alrbeitgeber 
welcher  seinen  Wohnsitz   außerhalb   der  Ge-  >  weicher  seinen   Wohnsits   außerhalb   der  Ge- 
meinde  hat,   kann   bei   der  Wahl   sich   durch  .  meinde  hat,  kann  bei   der  Wahl   sich   durch 
einen   seiner  von   ihm   dazu  bevollmächtigten  i  einen  dazu  bevollmächtigten,  in  der  Gemeinde 
und  in  der  Gemeinde  wohnhaften  Angestellten  I  wohnhaften  Angestellten  vertreten  lassen, 
vertreten  lassen.  •  i 


§  19.  . 
Die  Angelegenheiten  der  Kreiskassen  werden 
von   einer   Ereisversammlung  und   einem   aus 
ihrer  Mitte  gewählten  Vorstand  geleitet 


§  20. 
Die  Kreisversammlunff  soll  in  der  Regel  (vgl. 
§  28)  aus  20  Vertretern  bestehen.  Von  diesen 
sind  4  nebst  4  Ersatzmännern  von  der  Ge- 
meindeverwaltung, 8  nebst  8  Ersatzmännern  von 
der  ersten  Wahlgruppe  und  aus  deren  Mitte, 
und  ebenfalls  8  nebst  8  Ersatzmännern  von  der 
zweiten  Wahlgruppe  und  aus  deren  Mitte  zu 
wählen  (§  18). 


§21. 
1.  Für  die  Wahl  zur  ersten  Kreisversamm- 
lung —  bevor  die   Kasse   ihre  Versicheruncs- 
tätigkeit  angefangen  hat  und  bevor  die  Wahl- 
gruppen   haben    gebildet    werden    können    — 


§  19. 

1.  Die  Angelegenheiten  der  Kreiskassen 
werden  von  einem  Vorstand  geleitet,  der  aus 
sechs  Mitgliedern  mit  sechs  Ersatzmännern 
besteht,   die   auf   drei  Jahre  eew&hlt   werden. 

2.  Die  drei  Vorstandsmitglieder  nebst  drei 
Ersatzmännern  werden  von  den  Mitgliedern 
gemäß  §  18  <  gewählt  Ein  Vorstandsmitglied 
nebst  Ersatzmann  wird  von  den  Arbeitgebern 
gemäß  §  18'  gewählt  Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Los.  Die  Wahl  ist  geheim 
und  vollzieht  sich  durch  persönliches  Er- 
scheinen. 

Die  zuständige  Gemeindeverwaltung  wählt 
zwei  Vorstandsmitglieder  nebst  zwei  Ersatz- 
männern. 

8.  Die  Wahl  des  Vorstandes,  welcher  am 
1.  Januar  das  Amt  antritt,  soll  spätestens 
binnen  einem  Monat  vor  dem  Antritt  statt- 
finden. Die  W^ahl  der  Vertreter  der  Mitglieder 
und  der  Arbeitgeber  in  den  Vorstand  erfolgt 
unter  Leitung  des  Vorsitzenden  der  Kreis- 
kassenverwaltung. 

4.  Der  Vorstand  ernennt  selbst  den  Vor- 
sitzenden und  seinen  Stellvertreter  für  je  ein 
Jahr.  Diese  Wahl  erfolgt  im  Dezember 
vor  dem  Antritt  unter  Leitung  des  Vorsitzenden 
der  Kreiskassenverwaltung. 

5.  Die  näheren  Vorschriften  betreffs  der 
ersten  Wahl  des  Vorstandes  nach  diesem  Ge- 
setze sind  vom  Ministerium  für  Handel,  See- 
fahrt und  Industrie  zu  treffen.  Der  erstge- 
wählte Vorstand.  b)eibt  in  der  Ausübung  seines 
Amte»  bis  zui]^  Ablauf  des  Jahres,  in  welchem 
die  erste  Öemein^^^l  nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  stattnndet 

§  20. 
Dem  Vorstand  unterliegt: 

a)  die  Ausarbeitung    von    Vorschlägen   zu 
Statuten   für  die  Kasse.     Die  Statuten 

!  müssen,  um  Gültigkeit  zu  erlangen,  von 

,  der  Kreisversammlung  genehmigt  sein ; 

b)  Vorschlag  bezüglich  des  Lohnes  des 
'  Kassierers,  Abschluß  von  Verträgen 
I  mit  Aerzten,  Apotheken,  Krankenhäusern 
I  u.  dgl.  sowie,  gegebenenfalls,  die 
;  Behandlung  einschlägiger  Beschwerden. 
'  Bei  der  Behandlung  solcher  Beschwerden 
I  soll  den  Betreffenden  Gelegenheit  gegeben 
I  werden,  zugegen  zu  sein; 

I         c)  die    Leitung   der   Geschäfte    der  Kasse 

gemäß  diesem  Gesetze  und  den  Statuten 

i  der  Kasse,  darunter  auch  die  Verwaltung 

I  der  Kassenmittel  sowie  die  gerichtliche 

'  und    außergerichtliche    Vertretung    der 

Kreiskasse  durch  den  Vorsitzenden; 

d)  die  Ausübung  der  im  Gesetze  und  in  den 

I  Statuten  vorgesehenen  Kontrolle. 

!  §21. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  erhalten  keine 
Vergütung  für  die  Ausführung  ihres  Auftrags. 
Jedoch  kann  die  Kreis  Versammlung  mit  O^ 
nehmigung  der  Gemeindeverwaltung  dem  Vor- 
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seilen  jedoch  die  folgenden  Sonderbestimmungen 
gelten:  Von  den  Mitgliedern  sind  4  nebst 
4  Ersatzmünnem  von  der  GemeindeTerwaltung, 
und  soweit  möglich  8  nebst  8  Ersatzmännern 
Ton  den  Personen,  welche  voraussichtlich  in  die 
erste  Wahlgruppe  gehören,  und  aus  deren  Mitte 
zu  wählen.  Desgleichen  werden  8  Mitglieder 
nebst  8  Ersatzmännern  von  den  Personen,  welche 
voraussichtlich  in  die  zweite  Wahlgruppe  ge- 
hören, und  aus  deren  Mitte  gewählt.  Die  Wahl 
wird  geordnet  und  geleitet  von  dem  Vorsitzenden 
der  Gemeindeverwaltung  und  soll  sobald  wie 
möglich,  nachdem  die  Bestimmungen  in  diesem 
Kapitel  in  Kraft  getreten  sind,  stattfinden.  Im 
übrigen  ist  der  Zeitpunkt  und  das  Verfahren 
bei  der  Wahl  von  dem  Ministeriam  für  Handel, 
Seefahrt  und  Industrie  näher  festzusetzen.  Die 
mit  der  Wahl  verbundenen  Kosten  sind  von 
der  Gemeinde  zu  bestreiten,  gegen  Erstattung 
der  Mittel,  welche  gemäß  dem  §  52  aus  der 
Staatskasse  zu  zahlen  sind. 

2.  Sobald  die  Wahl  vollendet  ist,  hat  der 
Vorsitzende  die  gewählten  Mitglieder  zur  Wahl 
des  Vorstandes  einzuberufen. 

3.  Der  Vorstand  soll  in  der  Regel  (vgl.  §  28) 
aus  6  Mitgliedern  bestehen,  von  welchen  2 
nebst  2  Ersatzmännern  aus  den  Vertretern  der 
Gemeinde,  2  nebst  2  Ersatzmännern  ans  denen 
der  ersten  Gruppe  und  2  nebst  2  Ersatzmännern 
aus  denen  der  zweiten  Gruppe  zu  wählen  sind. 

§  22. 

1.  Die  Wahl  der  Kreisversammlungs-  und 
Vorstandsmitglieder  gilt  für  vier  Kalenderjahre. 
Jedoch  tritt  mit  dem  Ablauf  des  zweiten 
Kalenderjahres  nash  der  ersten  Wahl  aus: 

von  der  Kreisversammlung,  nach  Losziehung, 
die  Hälfte  der  Vertreter  und  der  Ersatzmänner 
der  Gruppen  und  der  Gemeinde,  und  von  dem 
Vorstande,  ebenfalls  nach  Losziehuns;,  die  Hälfte 
der  aus  den  Vertretern  der  Gemeinde  und  jeder 
der  beiden  Gruppen  gewählten  Mitglieder  nebst 
Ersatzmännern.  Dabei  ist  zu  beobachten,  daß 
die  Losziehung  für  den  Vorstand  zuerst  vor- 
genommen wird  und  daß  die  danach  zurück- 
gebliebenen Vorstandsmitglieder  bei  der  Ziehung 
für  die  Kreisversammlung  nicht  mitbeteiligt 
werden. 

2.  Bis  zum  10.  Dezember  des  genannten 
Jahres  und  fernerhin  alle  zwei  Jahre  bis  zum 
genannten  Zeitpunkt  erfolgt  die  Wahl  von  Ver- 
tretern nebst  Ersatzmännern  an  Stelle  der 
Ausscheidenden. 

3.  Bis  zum  Ablauf  des  zweiten  Kalender- 
jahres nach  der  ersten  Wahl  und  fernerhin  bis 
zum  Ablauf  jedes  zweiten  Jahres  besorgt  die 
Kreisversammlung  die  Wahl  von  Vorstands- 
mitgliedern nebst  Ersatzmännern  an  Stelle  der 
Ausscheidenden. 

4.  Bis  zum  Ablauf  jedes  Jahres  wählt  die 
Kreisversammlung  für  das  folgende  Jahr  aus 
der  Mitte  des  Vorstandes  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter  gemeinschaftlich  für 
den  Vorstand  und  die  Kreisversammlung. 

§23. 

1.  Die  G^meindeverwaltungbesümmt  selbst 
über  das  Verfahren  bei  der  Wahl  zur  Kreis- 
versammlung. Sobald  die  Wahl  vollendet  ist, 
hat  der  Vorsitzende  der  Gemeindeverwaltung 
den  Vorsitzenden  des  Vorstandes  von  dem  Er- 
gebnis zu  benachrichtigen. 


sitzenden  eine  seiner  Arbmt  entsprechende  Ver- 
gütung gewähren,  welche  von  der  Kreiskasse  zu 
zahlen  ist 


§22. 

1.  Die  Mitglieder  der  Kreiskasse  treten 
persönlich  oder  durch  gewählte  Vertreter  ein- 
mal im  Jahre  zur  Kreisversammlung  für  die 
Krankenkasse  zusammen.  In  den  Statuten  der 
betreffenden  Krankenkasse  poU  Bestimmung 
getroffen  sein,  ob  die  Kreisversammlung  aus 
den  Mitgliedern  persönlich  oder  aus  Vertretern 
für  dieselben  sich  zusammensetzen  soU.  Die 
Statuten  sollen  die  erforderlichen  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Wahl  d^  Vertreter  für  die 
Kreisversammlung  sowie  über  den  Zeitpunkt 
der  Wahl  und  über  das  Verfahren  usw.  bei 
derselben  enthalten. 

2.  Die  Ejreisversammlung  wird  von  dem 
fungierenden  Vorsitzenden  geleitet. 


Der  Kreisversammlung  unterliegt: 

a)  die  Wahl  von  Revisoren  für  das  kommende 
Jahr; 

b)  die  Genehmigung  von  Vorschlägen  des 
Vorstandes  zu  Statuten  und  nachträg- 
lichen Aenderungen  derselben   (§  20  a); 
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2.  Die  Wablvenammiangen  der  Wahl- 
gmppen  werden  von  dem  hmgierenden  Vor- 
sitzenden des  Vorstandefl  einberufen  and  ge- 
leitet. Die  Wabl  ist  gebeim  und  das  Stimm- 
recbt  kann  nnr  dorcb  persönlicbes  Erscheinen 
aasgeübt  werden. 

Die  Wabl  von  Vertretern  und  Ersatz- 
männern erfolgt  gemeinscbaftlich,  aber  getrennt 
durch  jede  Gruppe  für  sich,  indem  auf  dem 
Stinunzettel  so  viele  Wahlkandidaten  aufgeführt 
werden,  wie  die  gesamte  Zahl  der  zu  wählen- 
den Vertreter  und  Ersatzmänner  ausmacht 
Nach  der  Zahl  der  Stimmen  werden  zuerst  die 
Vertreter  und  iJsdann  die  Ersatzmänner  auf- 
gestellt Bei  Stimmengleichheit  kommt  Los- 
ziehnng  zur  Anwendung.  Die  mit  diesen 
Wahlen  verbundenen  Kosten  fallen  nicht  zn 
lotsten  der  Gemeinde. 

§  24. 

1.  Die  Wiederwahl  zur  Ereisversammlung 
and  zum  Vorstande  ist  gestattet,  aber  die  Aus- 
scheidenden können  die  Wahl  für  die  folgende 
Wahlperiode  ablehnen. 

2.  HOrt  jemand  auf,  wählbar  zu  sein,  so 
scheidet  er  aus  der  Kreisversammlung  aus. 

3.  Beim  Ausscheiden  außerhalb  der  Beihe 
tritt  der  entsprechende  Ersatzmann  in  die  Stelle 
des  Ausscheidenden  ein.  ' 


§26. 

1.  Die  Stellung  als  Vertreter  oder  als  Mit- 
glied des  Vorstandes  ist  eine  ehrenamtliche, 
und  der  Gewählte  ist  verpflichtet,  die  Wahl 
anznnehmen,  falls  er  nicht  das  60.  Lebensjafat 
vollendet  hat  oder  als  Obervormund  oder  als 
Mitglied  des  Gemeindevorstandes  fungiert 

2.  Mit  Genehmigung  der  Gemeindeverwal- 
tong  kann  die  Kreisversammlang  dem  Vor- 
sitzenden eine  seiner  Arbeit  entsprechende  Ver- 
gütung gewähren,  welche  von  der  Kreiskasse 
zn  leisten  ist.  Die  übrigen  Mitglieder  des 
Vorstandes  nnd  der  Kreisversammlang  erhalten 
keine  Vergütung  für  die  Ausführung  ihres 
Auftrags. 

§26. 

Außer  den  in  den  §§  21  and  22  festgesetzten 
Sitzungen  tritt  die  ä*eisver8ammlung  auf  Ein- 
berufung nnd  unter  Leitung  des  Vorsitzenden 
mindestens  einmal  im  Jahre  znsammon  nnd 
sonst  so  oft,  als  der  Vorstand  es  für  notwendig 
erachtet 

2.  Es  unterliegt  der  Kreis  Versammlung: 

a)  auf  Vorschlag  des  Vorstandes  die  Ge- 
nehmigung von  Statuten  für  die  Kranken- 
kasse und  von  etwaigen  späteren  Aende- 
rungen  derselben.  Die  Statuten  sowie 
etwaige  spätere  Aenderangen  müssen, 
um  Gültigkeit  zn  erlangen,  von  der 
Reichskrankenkasse  genehmigt  werden. 
Solange  Statuten  nicht  aasgefertigt  sind, 
gelten  die  von  der  Beichskrankenkasse 
aufzustellenden  Normalstataten.  Die 
Beichskrankenkasse  kann  in  Streitfällen 
bestimmen,  daß  die  Normalstatuten  auch 
weiter  gelten  sollen; 

b)  die  Wahl  von  Revisoren  und  die  Vor- 
lage au  die  Gemeindeverwaltung  betr. 
Entscheidung  über  die  Rechnungslegung. 


c)  die  Beschlußfassung,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  die  Beamten  der  Kasse  oder 
die  Mitglieder  des  Vorstandes  zur  Ver- 
antwortong  zu  zieh^ ; 

d)  die  Verhandlung  über  Angelegenheiten 
der  Krankenkasse;  die  Durchncht  der 
von  dem  Vorstand  mit  Aerzten,  Apotheken^ 
Krankenhäusern  usw.  abgesdüossenen 
Verträge  und  die  sieh  etwa  daran 
knüpfenden  Ansttellangen,  welche  dem 
Vorstande  zu  übermitteln  sind. 


§  24. 

1.  Die  Stellung  als  Mitglied  des  Vorstandes 
oder,  gegebenen^s,  als  Vertreter  bei  dem 
Kreisvorstand  iat  eine  ehrenamtliche  und 
der  Gewählte  ist  verpflichtet,  die  Wahl  anzu- 
nehmen,  falls  er  nicht  das  60.  Lebens- 
jahr vollendet  hat  oder  als  Obervormund 
fungiert 

2,  Hört  ein  Mitglied  auf,  wählbar  zu  sein^ 
so  scheidet  es  aus  dem  Vorstande  oder,  ge- 
gebenenfalls, als  Vertreter  bei  der  Kreis* 
Versammlung  aus.  Der  betreffende  Ersatzmann 
tritt  dann  in  seine  Stelle  ein. 

§25. 
Die  näheren  Bestimmung^  über  die  Ge- 
schäftsordnung,  Beschlußfähigkeit  und  Be- 
hindemngsfälle  des  Vorstandes  nnd  der  Kreis- 
Versammlung  sollen  in  den  Statuten  enthalten 
sein. 


Die  mit  dem  Lokal  für  die  Vorstande- 
sitzungen, die  Wahlen  und  die  Kreisversamm- 
lungen verbundenen  Kosten  sind  aus  der  Ge- 
meindekasse zu  bestreiten. 
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Daran  nehmen  jedoch  die  Mitglieder  des 
Vorstandes  nicht  teil; 

c)  auf  Vorschlag  des  Vorstandes  die  Feet- 
setzong  von  Gtehaltsbezügen  für  den 
Vorsiteenden  (§  25)  und  etwa  andere 
entlohnte  Beamte,  sowie  Vorschlag  be- 
zftglich  des  Lohns  des  Kassierers; 

d)  die  Qenehmigong  der  Yon  dem  Vorstand 
mit  Aerzten,  Apotheken,  Xrankenhäiisem, 
Hebeammen  osw.   abgeschlossenen  Ver- 

e)  diebeschlaßfassung,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  den  Vorstand  und  die  Beamten 
der  Kasse  zor  Verantwortung  zu  ziehen. 
Daran  nehmen  die  Mitglieder  des  Vor- 
standes nicht  teil; 

f)  die  Behandlung  von  Sachen,  welche 
nach  Beschluß  des  Vorstandes  der  Kreis- 
Tersammlung  Yorzuleg^  sind,  sowie  die 
Entscheidung  in  solchen  Sachen,  falls 
sie  dazu  beragt  ist 

3.  In  den  zu  lit.  b  und  e  genannten  Fällen 
wählen  die  übrigen  Mitfflieder  der  Kreisver- 
sammlung  einen  Wortfmirer  und  einen  Ob- 
mann, dessen  Stimme  bei  Stimmengleichheit 
ausschlaggebend  ist  In  derselben  Weise  wird 
verfahren  bei  etwaig  Festsetzunjr  der  Ver- 
gütung für  den  Vorsitzenden  gemäß  lit  c. 

§27i). 

1.  Dem  Vorstande  unterliegt  der  Abschluß  von  Verträgen  mit  Aerzten,  Apotheken,  Kranken* 
häusem  usw.  und,  gegebenenfdls,  die  Behandlouff  einschlägiger  Beschwerden.  Bei  der 
Behausung  solcher  Beschwerden  soll  den  Betreffenden  Gelegenheit  gegeben  werden,  zugegen 
zu  sein. 

2.  Im  übriffen  hat  der  Vorstand  gemäß  diesem  Gesetze  und  den  Statuten  der  Kasse  die  erste 
Leitung  der  Geschäfte  der  Kasse,  darunter  auch  die  Verwaltung  der  Kassenmittel,  und  er  vertritt 
durch  seinen  Vorsitzenden  die  Kasse  fferichtlieh  wie  außergerichtlich. 

3.  Bei  Stimmenab^be  in  der  foeisverftammluug  oder  in  dem  Vorstande  ist  im  Falle  der 
Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Vorsitzenden  ausschlaggebend. 

4.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Geschäftsordnung,  die  Besohlußfilhigkeit  und  die 
Behinderungs^le  des  Vorstandes  und  der  Kreisversammlung  sind  in  den  Statuten  festiEUsetzen. 


Wenn  ein  Kassenkreis  über  10  000  Einwohner  zählt,  so  kann  die  Zahl  der  Vertreter  wie 
die  der  Vorstandsmitglieder  von  der  Gemeindeverwaltung  mit  Genehmigung  der  Beichskranken- 
kasse  auf  das  Zwei-  oder  Dreifache  erhöht  werden,  wobei  zu  beobachten  ist,  daß  das  Verhältnis 
zwischen  der  Zahl  der  von  der  Gemeinde  gewählten  Mitglieder  und  derjenigen  der  Mitglieder 
der  Wahlgruppen  (§  18)  sich  so  stellt,  wie  in  den  §§  20  und  21  bestimmt  worden  ist 

§29. 

Der  Aufsichtsbeamte  der  Beichsnnfallkasse  soll  zugleich  Kassierer  der  Kreiskasse  in 
seinem  Bezirke  sein.  Wenn  innerhalb  eines  Kassenkreises  mehrere  Aufsichtsbeamte  vorhanden 
sind,  so  entscheidet  die  Gemeindeverwaltung  darüber,  wer  von  denselben  die  Kassiererstelle 
übernehmen  soll. 

Wenn  der  Umfang  der  Versicherungen  es  erfordert,  so  kann  die  Gemeindeverwaltung 
mit  Genehmigung  der  R^chsunfallkasse  einen  besonderen  Kassierer  für  die  Kreiskasse  bestellen, 
mit  derselben  Kündigungsfrist,  wie  sie  für  die  Aufsichtsbeamten  festgesetzt  ist*).  Der  Vorsitzende 
des  Gemeindevorstandes  nnd  sein  Stellvertreter  dürfen  nicht  Kassierer  der  Kreiskasse  sein.  Die 
Gemeinde  haftet  für  die  dem  Kassierer  anvertrauten  Mittel. 

Kapitel  IT. 

An-    und   Abmeldung. 
§30. 
Die   zwangsweise  Krankenversicherung   soll   entweder   in  der  zuständigen  öffentlichen 
Kreiskasse  oder  in  einer  gemäß  diesem  Gesetze  genehmigten  privaten  oder  Gemeindekranken- 
kasse  (§§  56—67)  genommen  werden. 


1)  I  27  nach  dem  Yoriohlag  eines  Mitgliedes : 

„Die  OemeindeTerwaltang  bestellt   den  Kassierer  der  Kreiakasse,   nachdem  der  Vorstand  der  Kreiskasie  sich 
darüber  Re&oAert  hat.    Die  Gemeinde  haftet  ftlr  die  dem  Kassierer  anTertraaten  MitteL'^ 
Ein  anderes  Mitglied  will  den  §  87  wie  den  ^  99  der  Mehrheit  redigiert  sehen. 
^  Vgl.  g  28  des  Unfallversicherongsgesetzes  vom  12.  Jani  1906  (Anlage  2,  H.  7*). 
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§31. 
Wenn   eine  Person   zum  ersten  Male  in  eine  Ereiskasse  aufgenommen  wird,    so  soll  ihr 
ein  £j*ankenkas8enbach   ausgehändigt  werden,    dessen  Preis,   Inhalt  nnd  Verwendung  yon  der 
Reichskrankenkasse  festgesetzt  wird. 

§  32. 

1.  Wenn  eine  Person  dorch  Eintritt  in  die  Arbeit  oder  in  den  Dienst  bei  einem  Arbeit- 

feber  Tersichemngspflichig  geworden  ist,   soll  der  Arbeitgeber,   falls  er  keine  Sicherheit  dafOr 
at,  daß  der  Versicherongspflicht  auf  andere  Weise  geni^t  worden  ist  oder  genügt  wird,  die 
betreffende  Person  hei  derjenigen  Kreiskasse  anmelden,  in  deren  Kreis  die  Arbeitsstätte  gehört 

2.  Wenn  die  Tersicherun^pflichtige  Person  in  einem  unter  das  Unfaliversicherungsgesets 
fallenden  Betrieb  beschäftigt  ist,  soll  als  Arbeitgeber  derjenige  gelten,  der  gemäß  g  1  des 
genannten  Gesetzes  als  solcher  anerkannt  ist  oder  anerkannt  wira. 

3.  Die  Kreiskasse  kann  —  falls  sie  es  für  erforderlich  erachtet  —  yerlan^en,  daß  die 
angemeldete  Person  Ton  einem  von  der  Kasse  bestimmten  Arzte  untersacht  wird,  nm  rostzustellen, 
ob  die  betreffende  Person  gemäß  §  2,  2  b  von  der  Versicherang  auszuschließen  und  somit  die 
Kasse  zu  ihrer  Aufnahme  nicht  verpflichtet  ist  Bis  solche  Untersuchung  stattgefunden  hat 
ist  die  Kasse  zur  Aufnahme  der  betreffenden  Person  nicht  Terpflichtet 

4.  Wenn  eine  sonst  versicherungspflichtige  Person  die  Befreiung  von  der  Versichemngs- 
pflicht  gemäß  §  2,  2  b  behauptet,  so  muß  sie  sich  von  einem  von  der  Kasse  bestimmten  Arzte 
untersuchen  lassen  und  daneben  den  Beweis  dafür  erbringen,  daß  sie  an  solcher  Krankheit  oder 
solchem  Gebrechen  leidet,  wie  sie  in  dem  genannten  Paragraphen  erwähnt  sind. 

5.  Die  Anmeldung  in  eine  Krankenkasse  nebst  Auskunft  über  Einkommen  usw.  ist  aof 
einem  von  der  Beichskrankenkasse  festgesetzten  Formular  auszufertigen  und  baldmöglichst,  aber 
spätestens  binnen  einer  Woche,  nachdem  die  betreffende  Person  die  Arbeit  angefangen  oder  den 
Dienst  angetreten  hat,  einzusenden. 

6.  Auf  dieselbe  Weise  und  innerhalb  derselben  Frist  hat  der  Arbeitgeber  bei  der  zuständigen 
Krankenkasse  den  Austritt  der  versicherten  Person  aus  dem  Dienste  anzuzeigen. 

7.  Femer  hat  der  Arbeitgeber  solche  Veränderungen  in  den  Einkommens-  oder  Arbeits- 
Verhältnissen  der  versicherten  Person  anzuzeigen,  welche  die  Einreibung  der  Betreff^den  in 
eine  andere  Lohnklasse  oder  Gefahrengruppe  zur  Folge  haben  (vgL  §  13,  2). 

8.  Verabsäumt  der  Arbeitgeber  die  oben  vorgeschriebenen  Meldungen,  so  soll  er  mit  Geld- 
strafe gemäß  §  77  belegt  werden.  Außerdem  hat  er  bei  Unterlassung  der  Anmeldung  zur 
Versicherung  die  schuldige  Prämie  selbst  zu  bezahlen. 

Kapitel  T. 

Anmeldung    von    Krankheit.    Niederkunft    und    Todesfall. 

§33. 

1.  Wenn  eine  in  einer  Kreiskasse  versicherte  Person  (§  85  A  und  B)  von  einer  Krank- 
heit —  einschließlich  der  Verletzung  durch  Unfall  —  betroffen  wird,  so  hat  das  betreffende 
Mitglied  der  Kreiskas^e  baldmöglichst  eine  bezügliche  Anzeige  zu  erstatten,  welcher  das  Kranken- 
kassenbuch und  die  für  solche  Fälle  im  Statut  vorgeschriebene  Bescheinigung  beizulegen  sind. 

2.  Im  Falle  des  Wochenbettes  hat  das  betreffende  Mitglied  ebenfdls  der  Kreiskasse  bald- 
möglichst eine  mit  statutenmäßiger  Bescheinigung  begleitete  Anzeige  zu  erstatten.  War  ärztliche 
Hilfe  notwendig  (§  85  Ad),  so  ist  ärztliches  Gutachten  beizubringen. 

3.  Der  Vorstand  der  Kreiskasse  hat  alsdann  zu  entscheiden,  ob  der  Fall  zur  Unterstützung 
seitens  der  Kasse  berechtigt  und,  gegebenenfalls,  gemäß  diesem  Gesetze  und  den  Statuten 
der  Kasse  sowie  den  sonst  geltenden  Bestimmungen  die  zur  Krankenbehandlung  sowie  zur 
wirksamen  Eontrolle  des  Erkrankten  und  für  die  Auszahlungen  notwendigen  Verfügungen  zu 
treffen.  Werden  die  dafür  geltenden  Bestimmungen  als  nicht  ausreichend  oder  dem  vorliegenden 
Falle  nicht  zweckentsprechend  erachtet,  so  hat  der  Vorstand  diie  für  den  Fall  erforderlichen 
besonderen  Maßregeln  zu  treffen. 

4.  Ist  die  Krankheit  durch  einen  Unfallschaden  verursacht  worden,   so  kann  der  Arbeit- 

feber  des  Versicherten  in  dringenden  Fällen,  ohne  die  Bestimmung  der  Kreiskasse  abzuwarten, 
en  Arzt  mit  der  Behandlung  des  Verletzten  betrauen.  Die  damit  verbundenen  Kosten 
werden  von  der  Kreiskasse  getragen.  Hat  diese  Fürsorge  Transportkosten  oder  andere  außer- 
ordentliche Ausgaben  verursacht,  so  sind  diese  bei  Betriebsunfällen  von  der  Reichsunfallkasse 
zu  decken. 

5.  Wenn  das  Mitglied  einer  Kreiskasse  stirbt,  so  haben  die  Hinterbliebenen  oder 
zutreffendenfalls  andere  Zuständige  baldmöglichst  und  spätestens  binnen  48  Stunden  in  der  Stadt 
und  binnen  einer  Woche  auf  dem  Lande  der  Kreiskasse  den  Todesfall  anzuzeigen  (vgl.  §  45). 
Die  Unterlassung  solcher  Anzeige  kann  den  Verlust  des  Rechts  auf  Begräbnisgeld  bewirken. 

§  34 »). 
1.  Wenn   ein  Kreiskassenmitglied    durch  Betriebsunfall   verletzt  worden   ist,   so  hat  die 
ßeichsunfallkasse   baldmöglichst   der  Kreiskasse   mitzuteilen,   inwieweit   der  Schaden   anerkannt 
wird  und  der  Verletzte  somit  Recht  auf  freie  Arznei  hat  (§  35  Ab). 

0  Voraohlag  eines  Mitglieds  des  Komitees: 

Wenn  ein  Kreiskassenmltglied  doroh  Betriebsunfall  rerletzt  worden  ist,  so  hst  die  BeiohsnnfaUkaaae  bald- 
tnögllohst  der  Kreiskasse  mitsnteilen,  inwieweit  der  Sehaden  anerkannt  wird  and  ob  es  gewanscht  wird,  daft  die 
Behandlang  des  Verletzten,  naoh  Ablauf  der  vierten  Woche,  far  Rechnang  der  ReicIisanfaUkasse,  mit  Anrecht  auoh 
4iuf  freie  Arznei  erfolgen  soll  ^  85  Ab). 
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2.  In  gleicher  Weise  hat  die  Reichsunfallkasse,  wenn  eine  Person,  die  nicht  Mitglied 
einer  Krankenkasse  ist,  von  einem  Betriebsunfall  betroffen  wird,  baldmöglichst  der  zustäntugen 
Kreiskasse  mitzuteilen,  ob  die  Behandlung  des  Verletzten  durch  die  Kasse  erfolgen  soll  (§  38). 

Kapitel  TL 

Leistungen  der  Krankenrersicherung.     Bedingungen  für  das   Recht 
auf  Unterstützung.    Verlust  des  Rechts. 

§  85. 
Die  Kreiskassen  sollen  die  folgenden  Unterstützungen  leisten: 

A.  für  das  Mitglied  selbst: 

a)  freie  ärztliche  Hilfe  vom  Beginn  der  Krankheit  sowie  die  erstmalige  Beschaffung 
von  therapeutischen  Hilfsmitteln,  wie  Brillen,  Bruchband  und  ähnlichem  und,  wenn 
chirurgische  Behandlung  notwendig  ist,  Verbandssachen  und  andere  für  solche 
Behandlung  notwendige  Arzneien  nach  Anordnung  des  Arztes.  Ais  Arzthilfe  wird 
auch  Zahnansziehen  —  durch  Arzt  oder  Zahnarzt  —  angesehen,  aber  nicht  wenn 
es  nur  zum  Zwecke  der  Einsetzung  von  künstlichen  ZShnen  geschieht.  Die  Ver- 
pflichtung der  Krankenkasse  kommt  in  Wegfall,  falls  nach  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung der  erkrankten  Person  Behandlung  für  öffentliche  Rechnung  zusteht; 

b)  ist  die  Krankheit  durch  einen  Betriebsunfall  herbeigeführt  worden,  welcher  gemäß 
dem  Gesetze  über  Unfallversicherung  für  Arbeiter  in  Fabriken  usw.  zur  Ent- 
schädigung berechtigt,  so  soll  die  Kreiskasse  die  zur  Behandlung  des  Schadens  vom 
Arzte  für  nötig  erachtete  Arznei  beschaffen  (vgl.  S  88); 

c)  im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  infolge  von  Krankheit  Krankengeld  in  Höhe  von 
60  7o  ^^  mittleren  Tagelohnes  der  betreffenden  Einkommensklasse  (§§  13—14); 
jedoch  dürfen  die  Krankengelder  einschließlich  des  Lohnes,  welchen  der  Betreffende 
als  Entgelt  für  eine  während  der  Krankheit  geleistete  Arbeit  beziehen  würde,  oder 
zusammen  mit  Krankengeldern  aus  etwaiger  privater  Krankenversicherung  nicht 
den  Betrag  von  75  «/^  seines  wirklichen  Arbeitsverdienstes  beim  Beginn  der 
Krankheit  überstei£:en.  Es  kommen  dabei  solche  Fälle  nicht  in  Betracht,  in 
welchen  der  Versicherte  ohne  Arbeitsleistung  Recht  auf  vollen  Lohn  während  der 
Krankheit  hat  (vgl.  §  42). 

Für  Personen,  welche  gemäß  dem  §  8,  2  versichert  sind,  dürfen  die  gesamten 
Krankengelder  nicht  den  Betrag  von  60  Oere  pro  Tag  übersteigen  (vgl.  §§  87, 
88  und  40). 

Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  über  seinen  Arbeitslohn  und  Über  Unter- 
stützungen aus  etwaiger  privater  Versicherung  der  Kreiskasse  die  nötigen  Auf- 
schlüsse zu  geben.  Unterläßt  er  dies  oder  erteilt  er  dem  Vorstand  unrichtige 
Angaben,  so  verliert  er  das  Recht  auf  Krankengeld  aus  der  Kreiskasse; 

d)  bei  Niederkunft  eines  weiblichen  Mitgliedes  Krankengeld  (Wochenbettgeld)  während 
vier  Wochen  sowie  nötigenfalls  die  erforderliche  ärztliche  Hilfe.  Diese  Leistungen 
sind  jedoch  davon  bedmgt,  daß  die  betreffende  Person  unmittelbar  vorher,  und 
zwar  ununterbrochen  mindestens  ein  Jahr  lang  Mitglied  einer  öffentlichen  oder 
genehmigten  privaten  oder  Gemeinde-Krankenkasse  wair.  Die  Kreiskassen  können 
in  ihren  Statuten  festsetzen,  daß  die  Krankengelder  —  erforderlichen^Us  —  zur 
Verpflegung  des  Kindes  verwendet  werden  sollen. 

Tritt  Krankheit  ein,  so  sind  an  Stelle  der  Wochenbettgelder  dieselben 
Unterstützungen  zu  gewähren,  wie  sie  für  andere  Krankheitsfälle  vorgesehen  sind ; 

e)  Begräbnisgeld  zum  25  fachen  Betrage  des  mittleren  Tagelohnes  der  betreffenden 
Lohnklasse  (§  14),  aber  nicht  über  50  Kr.,  und  nicht  für  Verunglückte,  zu  deren 
Beerdigung  die  Reichsunfallkasse  Beihilfe  zu  leisten  hat.  Die  Reiehsunfallkasse 
kann  verlangen,  daß  in  letzterem  Falle  die  Kreiskasse  die  Auszahlung  der  Begräbnis- 
gelder gegen  Rückerstattung  übernehmen  soll ; 

B.  für  die  Gattin  oder  den  Gatten  eines  Mitgliedes,  wenn  dieselbe  oder  derselbe  von  dem 
Mitglied  versorgt  wurde,  sowie  für  die  im  Hause  wohnenden  Kinder  unter  15  Jahren,  freie 
ärztiiche  Hilfe  usw.  wie  zu  lit.  Aa  bestimmt  ist;  jedoch  nicht  therapeutische  Hilfsmittel. 

§  86. 

1.  An  Stelle  der  im  vorigen  §  lit  A  a — c  festgesetzten  Leistungen  kann  dem  Ver- 
sicherten freie  Kur  und  Pflege  im  Krankenhause  (Irrenkrankenhaus  miteingeschlossen)  gewährt 
werden,  wenn  der  Arzt  dies  für  erforderlich  erachtet.  Bei  Betriebsunfällen  kann  die  Reichs- 
unfallkasse  die  Unterbringung  im  Krankenhaus  anordnen.  Auch  an  Stelle  der  zu  lit  B  vor- 
gesehenen Entschädigung  kann  eine  Kreiskasse  freie  Kur  und  Pflege  im  Krankenhause  ge- 
währen, sofern  dies  nach  Erachten  der  Kasse  ohne  wesentliche  Mehrausp^aben  geschehen  kann 
oder  sofern  der  Arzt  erklärt,  daß  die  Behandlung  zu  Hause  nicht  angängig  ist. 

2.  Falls  das  erkrankte  Mitglied  mit  Gattin  oder  Gatten  und  Kindern  oder  mit  Verwandten 
zusammenwohnt,  darf  die  Unterbringung  im  Krankenhause  nicht  ohne  Zustimmung  des  Er- 
krankten erfolgen,  es  sei  denn,  daß  die  Krankheit  ansteckend  ist  oder  Anforderungen  an  die 
Behandlung  oder  Pflege  stellt,  denen  nach  Gutachten  des  Arztes  zn  Hause  nicht  genügt 
werden  kann.  Weigert  eine  erkrankte  Person  sich,  dem  ordnungsmäßigen  Beschluß  über  Unter- 
bringung  im  Krankenhause  nachzukommen,   so   kommt  für  sie  persönlich  jeder  Anspruch  auf 
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Unterst&t^nng  in  Wegfall/-  jedoch   kann  Krankengeld  in   den   im   nachstehendeir  Absatz  3  ge- 
nannten Fällen  ihrer  FabiiliB  gewährt  wm'den. 

8.  Während  des  Aufenthaltes  im  Erankenhause  kommen  die  im  vorigen  Paragraphen  festge- 
setzten Krankengelder  in  Wegfall.  Hat  aher  die  erkrankte  Person  Gattin  oder  Gatten  oder  andere 
Verwandte,  mit  denen  sie  znsammenwohnte  und  deren  Unterhalt  das  Mitglied  ans  seinem  Lohn 
zu  bestreiten  verpflichtet  ist,  so  soll  denselben  Krankengeld  gewährt  werden,  welches  von  dem 
mittleren  Tagelohn  mit  207o  für  eine  Person,  mit  35%  filr  zwei  Personen  nnd  mit  50%  für  drei 
oder  mehr  Personen  zu  berechnen  ist. 

§37. 

1.  Das  Krankengeld  (§  35  Ac)  wird  berechnet  und  ausgezahlt,  solange  die  Arbeits- 
unfähigkeit andauert,  fir  sämtliche  Wochentage,  Sonntage  ausgenommen,  aber  nicht  für  die 
ersten  drei  Tage  nach  dem  Beginn  der  Krankheit,  und  für  jeden  einzelnen  Krankheitsfall 
längstens  bis  zum  Ablauf  der  26.  Woche,  gerechnet  von  und  mit  dem  ersten  Tage,  für  welchen 
Kruikengeld  bezogen  ist,  t)der  von  und  mit  dem  ersten  T^e  des  Aufenthaltes  im  £[rauken- 
hause,,  ffdls  Krankengeld  nicht  schon  vor  der  Unterbringung  bezogen  worden  ist. 

2.  Wenn  ein  Mitglied  in  einem  Krankheitsfiüle  Kraäengeld  bezogen  hat  und  später  — 
innerhalb  eines  Zeitraumes  von  einem  Jahr,  gerechnet  von  dem  Tage,  an  welchem  die  im  Ab- 
satz 1  genannten  Krankengelder  zu  laufen  aiängen  —  einen  oder  mehrere  BückfiUle  derselben 
Krankheit  bekommt,  so  sind  diese  als  eine  Fortsetzung  der  ersten  Krankheit  zu  betrachten, 
und  das  Krankengeld  soll  alsdann  innerhalb  des  genannten  Zeitraums  nicht  für  mehr  ids 
zusammen  26  Wpdien  gezahlt  werden. 

3.  Wenn  ein  Mitglied,  wie  im  vorigen  Absatz  erwähnt,  Krankengeld  während  26  Wochen 
innerhalb  des  genannten  Zeitraums  bezogt  hat,  so  soll  ihm  bei  einem  neuen  oder  mehreren 
neuen  Rückfällen  derselben  Krankheit,  welche  im  Laufe  des  darauf  folgenden  Zeitraums  von 
einem  Jahr^),  gerechnet  vom  Ablauf  des  vorhergehenden  Unters tützongs Jahres  ab,  eintreten, 
Krankengeld  för  höchstens  13  Wochen  gewährt  werden.  Tritt  im  Laufe  des  besagten  Jahres 
kein  neuer  Eückfall  ein,  so  ist  ein  späterer  Rückfall  als  ein  besonderer  Krankheitsfall  zu  be- 
trachten, mid  eine  nene  Zeltberechnnng  beginnt,  wie  in  den  Absätzen  1  und  2  bestimmt  ist. 

4.  Hat  ein  Mitglied  gemäß  Absatz  2  und  3  dieses  Paragraphen  in  Fällen  derselben  Krank- 
heit, welche  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  zwei  Jahren^),  wie  oben  erwähnt,  eingetreten  sind, 
Krankengeld  für  zusanunen  39  Wochen  bezogen,  so  kann  ihm  Unterstützung  für  dieselbe  Krank- 
heit erst  dann  gewährt  werden,  wenn  zwei  Jahre  verlaufen  sind  und  falls  es  während  dieser 
Zeit  infolge  anerkannter  ärztlicher  Bescheinigung  von  der  betreffenden  Krankheit  befreit  ge- 
wesen ist 

5.  Kur  und  Verpflegung  im  Krankenhause  (§  36)  wird  mit  Bezug  auf  die  Dauer  der 
Entschädigungsleistung  dem  Bezug  von  Krankengeld  gleich  gerechnet,  derart,  daß  die 
Krankenhantstage  —  Sonntage,  ausgenonunen  —  als  Ej*ankengeldtage  mitgezählt  werden  (vgl 
Absatz  1 — 4). 

6.  Aerztliche  üilfe  (§35Aa  und  B)  wird  für  die  Dauer  der  Krankheit  gewährt,  hört 
aber  auf  mit  dem  Ablauf  der  26.  Woche,  gerechnet  von  und  mit  dem  Tage,  an  welchem  der 
Arzt  znm  erstenmal  in  Anspruch  genommen  wurde  oder,  falls  Krankengeld  oder  Krankenhaus- 
pflege gewährt  worden  ist  und  nach  dem  letztgenannten  Zeitpunkt  noch  immer  geleistet  wird, 
mit  dem  Aufhören  dieser  Leistungen. 

§  38. 
Ist  (lie  Krankheit  durch  einen  gemäß  dem  Unfallversicherungsgesetz  usw.  zur  Entschädi- 
gung berechtigenden  Betriebsunfall  verursacht  worden,   so   ist   die  Kreiskasse   nicht  zur  Ent- 
schädigungsleistung für  längere  Zeit   als  26  Wochen')   von   dem  Eintritt  des  Unfalles  ab  ver- 
S fliehtet;  die  Reichsunfallkasse  kann  aber  verlangen^  daß  die  Behandlung  und  die  Unterstützung 
urch    ^e  Krankenkasse   fortgesetzt   wird,    wobei    die   Reichsunfallkasse   die   sämtlichen   Auf- 
wendungen nach  Ablauf  der  s3.  Woche  zu  vergüten  hat  (vgl.  §  35). 

2.  Ferner  kann  die  Reichsunfallkasse  verlangen,  daß  verletzte  Personen,  welche  beim 
Eintritt  des  Unfalles  nicht  kranken  versichert  sind  und  auch  keine  Ansprüche  auf  volles  Gehalt 
für  drei  Monate  (§  2,2a)  haben,  gemäß  näherer  Anordnung  der  Reichsunfallkasse  durch  eine  Kceis- 
kasse  behandelt  und  unterstützt  werden,  jedoch  gegen  Vergütung  der  für  die  Kasse  damit  ver- 
bundenen Aufwendungen. 

3.  Auf  keinen  Fall  soll,  die  Krankenkasse  verpflichtet  sein,  bei  ein  und  demselben  Unfalls 
Erankenunterstützung  länger  als  bis  zu  dem  Tage  zu  leisten,  an  welchem  der  Bezug  einer  von 
der  R^ichsunfallkasse  gewährten  Rente  eintritt. 

§  39: 
Es  kann  niemand  ohne  ärztliches  Gutachten  Anspruch  auf  Krankengeld  nach  diesem  Ge- 
setze erheben.  Falls  die  Beibringung  solchen  Gutachtens  unverhältnismäßige  Schwierigkeiten 
bereitet,  kann  der  Vorstand  der  Krankenkasse  auch  andere  genügende  Bescheinigung  guüieißen, 
aber  nicht  für  den  erstmaligen  Anspruch  auf  Krankengeld.  Die  näheren  Bestimmungen  darüber 
sowie  über  die  Kiankenkontrolle  sind  in  den  Statuten  festzusetzen. 

§  40. 
1.  Das  Krankengeld  wird,   falls  nicht  durch  Statut  oder  Vertrag  anderweit  bestimmt  ist, 
nachschußweise  für  jede  Woche  mit  dem  sechsfachen  Betrage  des  täglichen  Krankengeldes  aus- 


')  £ixi  Mitglied  schl&gt  Tor,  daß  im  Absatx  3  an  Stelle  „ein  Jahr^  „eineinhalb  Jahr"  und  im  Absatz  4  an  Stell» 
,^wei  Jahre**  „eineinhalb  Jahre"  gesetzt  wird. 

^  Ein  Mitglied  schl&gt  „4  Wochen"  and  ein  anderes  Mitglied  „18  Wochen"  yor. 
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gezalilt,  das  erste-  und  letztemal  jedoch  nnr  fttr  so  viele  ünterstütznngstage,   als  auf  die  erste 
und  letzte  Woche  entfallen. 

2.  Für  die  Aoszahldng  der  Krankengelder  ist  Ton  der  Krankenkasse  ein  bestimmter 
Wochentag  festzusetzen. 

§  41. 

Wenn  eine  Person  während  des  Aufenthaltes  im  Auslande  gemäß  §  4  zur  Unterstützung 
nach  diesem  Gesetze  berechtigt  wird,  soll  der  Arbeitgeber,  solange  die  versicherte  Person  im 
Auslande  bleibt,  verpflichtet  sein,  die  von  der  Kreiskasse  sonst  zu  leistende  Unterstützung  zu 
besorgen.  Die  damit  verbundenen  Kosten  sind  ihm  von  der  Kreiskasse  zu  erstatten,  indem  die 
Ausgaben  fttr  ärztliche  Hilfe  usw.  nach§85Aa  mit -30%  des  mittleren  Tagelohns  zu  be- 
rechnen sind. 

§  42. 

1.  Wenn  und  solange  ein  Dienstbote  (Gesinde)  im  Falle  der  Krankheit  bei  dem  Dienst- 
herm  verpflegt  wird,  bezieht  dieser  letztere  die  dem  Dienstboten  gesetzlich  zustehenden  Kranken- 
gelder. Der  Dienstherr  ist  verpflichtet,  solche  Verpflegung  bis  zu  vier  Wochen  zu  leisten,  falls 
der  Erkrankte  nicht  ohne  Schwierigkeiten  ins  Krankenhaus  verbracht  werden  kann. 

2.  Mit  Bücksicht  auf  die  Verpflegung  erkrankter  Seeleute,  soweit  sie  nach  diesem  Gesetz 
versichert  ^ind,  gelten  die  folgenden  Bestimmungen  (vgl.  §  90  des  Seefahrtgesetzes  vom 
20.  Juli  1893): 

a)  Für  die  Zeit,  während  welcher  der  Seemann  am  Bord  verpflegt  vnrd,  erhält  die 
Beederei  die  dem  Seemann  gesetzlich  zustehenden  Krankengelder. 

b)  Für  die  Zeit,  während  welcher  der  Seemiüin  im  Krankenhause  im  Auslande  für 
Bechnung  des  Beeders  verpfleg  wird,  leistet  die  Krankenkasse  die  dafür  in  diesem 
Gesetze  festgesetzte  Entschädigung  als  Ersatz  für  die  von  dem  Beeder  getragenen 

.Auslagen. 

c)  Wird  der  Seemann  auf  andere  Weise  als  vorher  genannt  verpflegt,  so  kommt 
die  Verpflichtung  des  Beeders  nach  dem  obengenannten  Gesetz  zur  Uebemahme 
der  mit  der  Verpflegung  verbundenen  Kosten  in  WegfaJl. 

d)  Die  Verpflichtung  des  Seemannes  nach  dem  §  90  des  vorgenannten  Gesetzes,  Ab- 
satz 2,  in  bestimmten  Fällen  die  Pflege  selbst  zu  bestreiten,  Ällt  weg,  falls  er 
sein  Becht  auf  Unterstützung  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  nicht  verloren  hat 
(vgl.  §  44,2). 

3.  Wenn  ein  Versicherter  zu  gleicher  Zeit«  wo  er  Krankengeld  bezieht,  Anspruch  auf 
Lohn  bei  dem  Arbeitgeber  hat,  so  ist  der  letztere  berechtigt,  bei  der  Auszahlung  des  Barlohnes 
die  Kruikengelder  für  den  entsprechenden  Zeitraum  in  Abzug  zu  bringen. 

§43. 

Wenn  der  Versicherte  bei  Ausübung  seiner  militärischen  Pflichten  sich  eine  Krankheit 
zuzieht  und  die  Krankenkasse  alsdann  die  ärztliche  BehandluAg  und  die  Krankenunterstützung 
übernimmt,  so  soll  die  Staatskasse  der  Krankenkasse  die  damit  verbundenen  Auslagen  zurück- 
erstatten. 

§44. 

1.  Wenn  eine  Person,  welche  gemäß  diesem  Gesetze  KrankenunterstÜtznng  bezieht,  das 
Beich  verläßt,  so  kommt  jeder  Anspruch  an  die  betreffende  Kreiskasse  in  WegfaU. 

2.  Eine  versicherte  Person,  welche  vorsätzlich  oder  durch  Schlägerei  oder  im  Bausch 
sich  eine  Krankheit  zugezogen  hat,  oder  durch  einen  von  ihr  selbst  vorsätzlich  herbeigeführten 
Unfall  verletzt  worden  ist,  verliert  das  Becht  auf  Krankengeld  oder  freie  Kur  und  Pflege  im 
Krankenhaus.  Die  Krankenkasse  kann  aber  der  Familie  Krankengeld  gemäß  §  36  Absatz  3 
gewähren. 

3.  Wenn  das  Unfallversicherungsgesetz  in  einem  der  vorstehenden  Fälle  dem  Verletzten 
das  Becht  auf  Unterstützung  dennoch  gewährt,  so  sind  die  damit  verbundenen  Auslagen  von 
der  Beichsunfallkasse  zu  bestreiten. 

4.  Wenn  eine  versicJherte  Person  durch  Verstellung  oder  durch  unrichtige  Angaben  über 
ihre  Krankheit  und  ihre  Arbeitsfähigkeit  Krankenunterstützung  rechtswidrig  erworben  hat,  so 
soll  die  Krankenkasse  veranlassen,  daß  solche  Person  in  den  Anklagezustand  wegen  Betrags 
versetzt  wird.  Außerdem  hat  die  betreffende  Person  der  Kasse  die  gehabten  Ausgaben  zu  er- 
statten. 

5.  Wenn  eine  versicherte  Person  während  einer  Krankheit  ohne  triftigen  Grund  den  in 
§  33  gegebenen  Vorschriften  hinsichtlich  der  Anmeldung  und  der  Einsendung  des  Kranken- 
kassenbuchs  nicht  nachkommt  oder  es  unterläßt,  sich  nach  den  Vorschriften  des  Arztes  zu 
richten,  oder  sich  anderweitige  Pflichtverletzung  bezüglich  ihrer  Gesundheit  zuschulden  kommen 
läßt,   so  kann  ihr  der  Vorstand  der  Kasse  das  Krankengeld  ganz  oder  teilweise  entziehen. 

§  45. 

1.  Das  Begräbnisgeld  ist  gegen  Bescheinigung  des  Todesfalles  gemäß  den  dafür  in  den 
Statuten  gegebenen  Vorschriften  auszuzahlen. 

2.  Wenn  der  Todesfall  nach  Beendigung  der  Krankennnterstützuug  eingetreten  ist,  so 
soll  doch  das  Begräbnis^eld  gewährt  werden,  falls  die  Arbeitsunfähigkeit  bis  zum  Tode  fort- 
gedauert hat  und  der  Tod  infolge  derselben  Krankheit  binnen  Jahresfrist  nach  dem  Aufhören 
der  Krankenunterstützung  eingetreten  ist. 
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3.  Von  dem  Begr&bnisgeld  soll  der  zn  der  Beerdigung:  verwendete  Betrag  an  denjenigen, 
der  die  Beerdigung  besorgt  hat,  ausgezahlt  werden.  Ft&  die  nach  diesem  G^esetse  rersieherten 
Seeleute  hat  der  Reeder,  wenn  derselbe  nach  dem  §  98  des  Seegesetees  vom  20.  Juli  1898  die 
Beerdigungskosten  bezahlt  hat,  Anspruch  auf  die  gedachte  Entschftdigung.  Der  etwaige  Rest- 
betrag ist  an  die  Witwe  oder  an  die  Kinder  des  Verstorbenen  zu  zahlen.  Sind  solche  Hinter- 
bliebenen nicht  vorhanden,  so  fUlt  der  Rest  der  zuständigen  Kasse  zu. 

§46. 

Wenn  ein  Mitglied  einer  Kreiskasse  während  zeitweiligen  Aufenthaltes  innerhalb  des 
Bezirks  einer  anderen  Kreiskasse  erkrankt,  so  kann  die  erste  Kasse  verlangen,  daß  die  Kranken- 
ontersttttzang  usw.  von  der  anderen  Kasse  gegen  Bückerstattung  der  damit  verbundenen  Aus- 
lagen besorg  wird. 


Kapitel  Tn. 

Einnahmen  und   Fonds   der  Kreiskassen.     PrämientariL     Bechnungs- 
und  Kassenführung.    Regulierungsfonds  der  Reich  s  krankenkasse. 

§47. 

1.  Zur  Bestreitung:  ihrer  Ausgaben  soll  eine  Kreiskasse  berechtigt  sein,  Prämien  nach 
dem  für  die  Kasse  jeweilig  geltenden  Tarif  einzuziehen. 

2.  Solange  für  eine  Kreiskasse  kein  besonderer  Tarif  festgesetzt  ist,  gilt  für  die  Kasse 
ein  Normaltarit  welcher  auf  Vorschlag  der  Reichskrankenkasse  von  dem  Ministerium  für  Handel, 
Seefahrt  und  Industrie  aufzustellen  ist;  es  wird  dabei  vorausgesetzt,  daß  die  Prämien  die  sämt- 
lichen Ausgaben  der  Kreiskassen  decken  sollen. 

8^).  In  dem  Tarif  sollen  die  Prilmien  getrennt  für  die  verschiedenen  Lohnklassen  an- 
gegeben werden,  wobei  auf  das  verschiedene  Krankheitsrisiko  in  den  verschiedeneu  Betrieben 
(Berufen),  sowie  auf  Geschlecht  und  eheliche  Stellung  Rücksicht  genommen  werden  kann.  Zu 
diesem  Zwecke  sind  die  Versicherten  in  verschiedene  Gefahrenklassen  einzureihen.  Die  Zahl 
dieser  Klassen  darf  nicht  unter  drei  und  nicht  über  sechs  sein. 

4.  Die  Prämien  sind  stets  für  eine  Kalenderwoche  (sechs  Arbeitstage)  zu  berechnen,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wochentag,  an  welchem  die  Versicherungspflicht  eingetreten  ist  oder  auf- 
gehört hat  oder  die  freiwillige  Versicherung  in  Kraft  getreten  ist. 

5.  Die  Prämien  für  Volontäre  und  LehrUnge  ohne  Lohnbezug  werden  nach  der  ersten 
Einkommensklasse  berechnet. 

6.  Die  für  eine  versicherte  Person  nach  dem  geltenden  Tarif  berechnete  Prämie  ist  zu 
entrichten: 

a)  für  versicherungspflichtige  Mitglieder:   mit  Vio   ^<>d   ^^t^  Mitglied  selbst,    mit  Vio 
von  dem  Arbeitgeber,   mit  Vio  ^^^  ^^r  Gemeinde  und  mit  '/^q  vom  Staate; 

b)  für  freiwillige  Mitglieder:   mit  '/lo  von  dem  Mitglied  selbst,   mit  Vio  ^on  der  Ge- 
meinde und  mit  Vio  vom  Staate. 

§48. 

1.  Die  auf  ein  pfliohtiges  Mitglied  und  seinen  Arbeitgeber  entfallenden  Prämienanteile 
sind  vom  Arbeitgeber  am  ersten  Montag  jeden  Monats  mit  so  vielen  Wochenprämien,  wie  sie 
auf  das  betreffende  Mitglied  seit  dem  vorigen  Zahlun^termin  entfallen,  einzuzahlen. 

2.  Der  auf  das  Mitglied  entfallende  ^mienanteU  ist  vom  Arbeitgeber  an  jedem  Löhnungs- 
termin an  dem  Lohne  zu  kürzen,  falls  das  Mitglied  Lohn  bezieht 

3.  Falls  ein  Mitglied  mit  versicherungspflichtiger  Arbeit  bei  mehreren  Arbeit^bem  be- 
schäftigt ist,  so  haftet  ein  jeder  derselben  Mr  die  ganze  Prämie.  Der  Versicherte  ist  aber  in 
diesem  Falle  verpflichtet,  sowohl  der  Kreiskasse  wie  den  Arbeitgebern  mitzuteilen,  welcher  der 
Arbeitgeber  die  Prämie  an  die  Kreiskasse  zu  bezahlen  hat  Aus  diesem  Anlasse  sich  ergebende 
Streitigkeiten  unter  den  Arbeitgebern  werden  von  dem  Vorstand    der  Kreiskasse  entschieden. 

4.  Der  auf  ein  freiwilliges  Mitglied  entfallende  Prämienanteil  ist  von  ihm  selbst  zu  be- 
zahlen (§  8). 

5.  Die  Einzahlung  der  Prämien  kann  nach  der  in  den  Statuten  darüber  enthaltenen  Be- 
stimmung erfolgen  entweder  an  den  Kassierer  der  Kreiskasse  oder  an  einen  anderen  zur  Prämien- 
einziehnng  Bevollmächtigten. 

6.  Prämien  sind  nicht  für  den  Zeitraum  zu  entrichten,  während  welches  das  Mitglied 
selbst  Krankengeld  bezieht  oder  zum  Militärdienst  einberufen  ist,  darin  die  ganze  erste  und 
letzte  Woche  emgerechnet,   in  welcher  Krankengeld  bezogen  oder  Militärdienst  ausgeübt  wird. 

§49. 

1.  Am  Ausgang  jedes  Halbjahres  hat  die  Gemeinde  den  laut  Aufgabe  des  Kreiskassen- 
kassierers auf  sie  entfallenden  Prämienanteü  an  die  betreffende  Kasse  zu  zahlen  (§  47,6). 

2.  Nöti^nfalls  kann  die  Kreiskasse  für  das  erste  Geschäftsjahr,  sobald  sie  eine  vor- 
läufige Uebersicht  über  die  zu  erwartende  Prämieneinnahme  des  Jahres  gewonnen  hat,  die  vor- 

^  Ein  Mitglied  tohligt  vor,  daß  dieser  Abtatz  lauten  soll :  „Der  Tarif  aoU  die  Pr&mien  getrennt  for  die 
eioselnen  Lolmklaesen  angcben^S 
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schoßweise  Einzahlnpg  des   halbjährlichen  Prämienanteils   der   Gemeinde  beanspruchen ,   vor- 
behaltlich   der  Begnlierong  nach  Abschloß  der  Jahresrechnnng. 

§  50. 

1.  Am  Ende  jedes  Halbjahres  haben  die  Kassierer  der  Kreiskassen  durch  die  betreffenden 
Vorstände  an  die  Beichskrankenkasse  eine  Aufstellung  über  die  PrämienanteUe  des  Staates  ein- 
zusenden. Die  Beichskrankenkasse  hat  alsdann  die  Beträge  gemäß  diesen  Aufgaben  bei  der 
Staatskasse  abzuheben. 

2.  Von  jedem  Betrag  soll  ein  Teil  als  Begulierun^sfonds  für  die  Beichskrankenkasse 
angelegt  werden,  während  der  Best  der  betreffenden  Kreiskasse  zuzustellen  ist.  Das  Beichs- 
yersicherungsamt  bestimmt  für  je  drei  Jahre  den  zu  den  Beguliemngsfonds  abzuführenden 
Bruchteil.    Dieser  darf  jedoch  nicht  ein  Viertel  übersteigen. 

§  51. 

1.  Sofern  sich  aus  dem  Bechnungsabschluß  einer  Kreiskasse  für  ein  Jahr  ein  üeberschuß 
über  die  Ausgaben  ergibt,  ist  dieser  Üeberschuß  als  Beserrefonds  für  die  Kasse  anzulegen. 

2.  Sobald  der  Beservefonds  einer  Kasse  einen  der  durchschnittlichen  Prämieneinn&hme  für 
die  drei  letzten  Jahre  entsprechenden  Betrag  erreicht  hat,  kann  die  Beichskrankenkasse  auf 
Vorschlag  des  Vorstandes  der  Kreiskasse  sämtliche  oder  einzelne  Sätze  im  Tarif  bis  zu  20<^/o  herab- 
setzen.   Die  Herabsetzung  tritt  in  Kraft  am  1.  Januar  des  auf  den  Beschluß  folgenden  Jahres. 

8.  Beicht  dagegen  die  Einnahme  in  einem  Bechnungsjahre  nicht  aus,  um  in  Verbindung 
mit  dem  Beservefonds  die  Ausgaben  des  Jahres  zu  decken,  so  hat  der  Vorstand  der  Kasse  nach 
erfolgter  Prüfung  der  Bechnungsle^fung  darüber  an  die  Beichskrankenkasse  sofort  Bericht  zu 
erstatten,  welcher  von  einer  möglichst  genauen  Aufklärung  über  die  Ursachen  der  ünterbilanz 
begleitet  sein  soll.  Nötigenfalls  hat  der  Vorstand  gleichzeitig  ein  yorläufiges  Darlehen  aus  den 
Mitteln  des  Begulierungsfonds  zur  Deckung  der  ünterbilanz  zu  beantragen.  Erachtet  die  Beichs- 
krankenkasse nach  den  eingegangenen  Erklärungen  es  für  billig,  so  kann  sie  die  Deckung  der 
ünterbilanz  ganz  oder  teilweise  aus  dem  Begulierungsfonds  beschließen.  Die  Kreiskasse  kann 
aber  auf  alle  Fälle  angehalten  werden,  sobald  als  möglich  oder  spätestens  bis  zum  darauf 
folgenden  1.  Januar  die  sämtlichen  oder  einzelnen  Prämiensätze  bis  zu  20  ^/^  zu  erhöhen.  Die 
Erhöhung  soll  jedoch  erst  mit  dem  ersten  Montag  in  einer  Kalenderwoche  eintreten  (vgl.  §  48). 

§  52. 
Als  Beitrat  zu   der  Organisation  der  Kreiskassen  zahlt  die  Staatskasse,   sobald  die  erste 
Kreiskassenverwaltung   bestellt  ist,   an  jede  Kreiskasse  einen  einmaligen  Betrag,    welcher  dem 
Betrag  von   zehn   Oere    für  jeden  innerhalb   des  Bezirkes   der  Kreiskasse   nach   der  letzten 
aljgemeinen  Volkszählung  ortsanwesenden  Einwohner  entsprechen  soll. 

§58. 

1.  Die  Anlegung  des  Beservefonds  einer  Kreiskasse  erfolgt  gemäß  den  darüber  in  den 
Statuten  enthcdteneu  Vorschriften. 

2.  Wenn  und  solange  der  Beservefonds  mindestens  den  in  §  51,  2  genannten  Betrag  aus- 
macht, können  die  Zinsen  ans  dem  Beservefonds  mit  Genehmigung  der  Beichskrankenkasse  zu 
Zwecken  verwendet  werden,  die  mit  der  Krankenpflege  in  Zusammenhang  stehen,  so  zur  Förderung 
der  Errichtung  oder  zur  Unterstützung  von  Krankenhäusern,  Tuberkuloseheimen  u.  dgl.  oder 
zu  Ausgaben  für  Arznei  an  besonders  bedürftige  Familien. 

§  54. 

1.  Die  Mittel  der  Kreiskasse  sind  von  allen  anderen  Mitteln,  die  der  Kassierer  etwa  in 
Verwaltung  hat,  vollständig  getrennt  zu  halten. 

2.  Der  Kassierer  wird,  abgesehen  von  einem  angemessenen  Bureauzuschuß,  mit  einem 
bestimmten  Prozentanteil  —  jedoch  nicht  über  5  ^/q  —  der  einkassierten  Prämienbeträge  ent- 
lohnt, nach  der  darüber  von  der  Gemeindeverwaltung  auf  Vorschlag  der  Kreisversammlung 
getroffenen  Bestimmung. 

§  55  0. 

1.  Das  Bechnungsjahr  der  Kreiskassen  läuft  mit  dem  81.  Dezember  ab. 

2.  Sobald  als  möglich  und  spätestens  bis  Ende  März  hat  der  Kassierer  den  Bevisoren  den 
Bechnungsabschluß  für  das  verlaufene  Jahr  vorzuleben. 

8.  Die  Bevision  hat  alsdann  bis  Ende  Mai  den  Bechnungsabschluß  in  geprüftem  Stande 
an  den  Vorstand  einzusenden. 

4.  Der  Vorsitzende  des  Vorstandes  soll  darauf  den  Bechnungsabschluß  der  Kreisver- 
sammlung vorlegen,  welche  bis  Ende  Juni  denselben  an  den  Vorstand  der  Gemeinde  zur  Ent- 
scheidung abzugeben  hat 


>)  Zwei  Mitgliedes  gohlagen  folgende  FaBSung  vor: 

1.  Das  Beohntingsjahr  der  Kreiskaste  lioft  mit  dem  81.  Dezember  ab. 

2.  Die  Beohnongslegoog  soll  spitestens  binnen  drei  Monaten  na«h  dem  vorgenannten  Termin  abgeschlossen 
und  der  Bechnangsabsohluß  den  Revisoren  Qbersandt  sein.  Spätestens  innerhalb  der  daran!  folgenden  drei  Monate  soll 
der  Bechnttngsabsohlaß  revidiert  und  der  Oemeindevenraltnng   zor  Entscheidung  vorgelegt  sein. 

8.  Sobald  über  den  Reohnangsabsohlnfl  entschieden  worden  ist,  soll  derselbe  an  den  Vorstand  der  Kreiskasse 
gesohiokt  werden,  welcher  alsdann  einen  aal  einem  von  der  Beichskrankenkasse  aufgestellten  Schema  aasgefertigten 
Aaszag  nebst  den  erforderlichen  statistischen  Anf stellangen  an  die  Reichskrankenkasse  einsendet  and  gleichzeitig 
eine  Abschrift   oder   einen  Abzug  zur  allgemeinen  Kenntnisnahme  während  vier  Wochen  aoszulegen  hat 
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5.  Sobald  über  den  Bechnnngsabschlnß  entschieden  worden  ist,  hat  der  Vorstand  einen 
Auszug  desselben  nebst  den  erforderlichen  statistischen  Aofstellongen,  ausgefertigt  anf  einem 
von  der  Beichskrankenkasse  aasgefertigten  Schema,  der  Beichskrankenkasse  zu  übersenden  nnd 
^iohzeitig  eine  Abschrift  oder  einen  Abzug  zur  allgemeinen  Kenntnisnahme  während  vier 
Wochen  auszulegen. 

Kapitel  YIIL 

Genehmigte    private    oder    Gemeinde-Krankenkassen 

§  56. 
Krankenkassen,    die  an  Werke,   Fabriken  und  andere  industrielle  oder  handwerksmäßige 
Betriebe  dauernder  Art  oder  an  Arbeiterfachvereine  geknüpft  sind,  sowie  Gemeindekrankenkassen 
können   an  Stelle   der   öffentlichen  Kreiskassen   treten,    wenn   sie   von  der  Beichskrankenkasse 
genehmigt  sind.    Letztere  kann  eine  erteilte  Genehmigung  auch  zurückziehen. 

§57. 
Zur  Genehmigung  der  im   vorigen  Paragraph   erwähnten  Krankenkassen  wird  erfordert, 
dal}  die  Statuten  der  Kassen  die  folgenden  Bestimmungen  enthalten: 

a)  Die  Mittel  der  Kassen  dürfen  nur  zu  den  in  den  Statuten  festgesetzten  Ent- 
schädigungen im  Falle  der  Krankheit,  des  Wochenbettes  oder  des  Todes  verwendet 
werden  und  sind  im  übrigen  in  der  von  der  Beichskrankenkasse  festgesetsten 
Weise  zu  verwalten.  Femer  müssen  die  Bechnungen  von  denjenigen  anderer 
Kassen  oder  Vereine  getrennt  gehalten  werden. 

b)  Die  Leistungen  der  Kasse  dürfen  nicht  geringer  sein  als  die  der  Kreiskassen  und 
die  Bedingungen  hinsichtlich  der  Aufrechterhaltung  der  Mitgliedschaft  und  des 
Bechtes  aiSt  I^ankenunterstützung  müssen  dieselben  sein,  wie  sie  für  die  Pflichtigen 
Mitglieder  der  Kreiskassen  gelten. 

c)  Die  Kasse  mxiü  denselben  Verpflichtungen  gegenüber  den  in  der  Beichsunfallkasse 
versicherten  Personen  genügen,  wie  sie  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  den 
Kreiskassen  auferlegt  sind. 

d)  Die  Mitglieder  der  Kasse  dürfen  nicht  über  ihre  Prämien  hinaus  für  die  Ver- 
pflichtungen der  Kasse  haften. 

e)  Den  Mitgliedern  soll  das  Becht  zustehen,  bei  der  Kasse  zu  verbleiben,  nachdem  sie 
aus  dem  Betriebe  oder  dem  Verein,  an  welchen  die  Kasse  geknüpft  ist,  ausgeschieden 
sind;  oder  die  Kasse  soll  sich  verpflichten,  denjenigen  Mitgliedern,  welche  aus 
einer  genehmigten  Kasse  in  eine  öffentliche  Kasse  übertreten,  die  im  §  35  (v^.  §  86) 
bestimmten  Krankenunterstützungen  für  Krankheit,  Woehenbett  oder  Tod  zu 
gewähren,  wenn  solche  Fälle  innerhalb  der  ersten  zwölf  Wochen  nach  dem  Anstritt 
aus  der  genehmigten  Kasse  eintreten. 

f)  Jedes  Mi^lied,  das  über  40  Jahre  alt  ist,  soll  berechtigt  sein,  als  Mitglied  bei  der 
Kasse  zu  verbleiben,  solange  es  seine  Verpflichtungen  erfüllt. 

g)  Die  Wahl  des  Vorstandes  der  Kasse  und  der  übrigen  Beamten  derselben  muß  in 
der  von  der  Beichskrankenkasse  festgesetzten  Weise  geordnet  sein. 

h)  Li  den  Vorstands-  und  Mitgliedssitzungen  ist  ein  Verhandlungsprotokoll  zu  führen. 

§  58. 
Eine  versicherungspflichtige  Person,   die  den  Beweis   dafür  erbringt,    daß  sie  ihrer  Ver- 
sicherungspflicht in  einer  Kreiskasse  oder  einer  genehmigten  Kasse  genü^  hat,  kann  nicht  zum 
Beitritt  zu  einer  Gemeinde-  oder  Betriebskasse  gezwungen  werden. 

§  59. 

1.  Sofern  ein  Arbeitgeber  (Betrieb  oder  Gemeinde)  den  Mitgliedern  der  an  den  Betrieb 
oder  an  die  Gemeinde  geknüpften  genehmigten  Krankenkasse  aus  eigenen  Mitteln  freie  Arzthilfe 
in  demselben  Umfange  gewIUirt,  wie  sie  für  die  Kreiskassen  bestimmt  ist,  kann  der  Arbeit- 
geber von  der  Entrichtung  des  im  §  63,  2e  dieses  Gesetzes  festgesetzten  Prämienanteils  befreit 
werden. 

2.  Die  Beschaffung  der  ärztlichen  Hilfe  durch  den  Arbeitgeber  erfordert  die  Genehmigung 
von  mindestens  der  Hälfte  der  in  einer  ordnungsgemäß  einberufenen  Generalversammlung  er- 
schienenen Mitglieder.    Die  Abstimmung  ist  geheim.    Die  Genehmigung  gilt  für  je  drei  Jahre. 

8  60. 

Die  Genehmigung  darf  nicht  solchen  Krankenkassen  erteilt  werden,  die  nicht  anf  eine 
ständige  Mitgliederzahl  von  mindestens  200  rechnen  können.  Jedoch  können  Gemeinde-  oder 
Betriebskrankenkassen  genehmigt  werden,  falls  sie  auf  eine  ständige  Mitgliederzahl  von 
mindestens  100  rechnen  können. 

§  61. 

Falls  eine  Kasse  nicht  einen  von  der  Beichskrankenkasse  für  ausreichend  erachteten  Be- 
servefonds  besitzt,  darf  die  Genehmigung  nicht  erteilt  werden,  es  sei  denn,  daß  die  Kasse  sich 
verpflichtet,  durch  Erhöhung  der  Prämien  oder  auf  andere  Weise  binnen  drei  Jahren  die  dazu 
erforderlichen  Mittel  beizubnngen. 
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§62. 

Die  Höhe  der  Prämien  der  Mitglieder  ist  von  der  Generalversammlong  festzusetzen.  Die 
Pr&mien  sollen  derart  bemessen  werden,  daß  sie  zusammen  mit  etwaigen  anderen  regelmäßigen 
Einnahmen  zar  Deckung  der  in  den  Eassenstatuten  vorgesehenen  Erankenuntersttttzungen  und 
anderer  Ausgaben  sowie  zur  Anlegung  eines  Reserrefonds,   wie  im  §  61  erwähnt,   ausreichen. 

§  63. 

1.  Genehmigte  Erankenkassen  sollen  auf  dieselbe  Weise,  wie  im  §  88  dieses  Gesetzes 
für  Ereiskassen  festgesetzt  ist,  von  der  BeichsunfaUkasse  Unkosten,  die  durch  Erankenunter- 
stützung  an  in  unfalWersicherten  Betrieben  verletzte  Personen  yerorsacht  sind,  zurückerstattet 
bekommen. 

2.  Außerdem  soll  ein  jährlicher  Beitrag  geleistet  werden: 

a)  vom  Staate  mit  2  Er.  für  jedes  Mitglied: 

b)  von  der  Gemeinde  tnit  1  Er.  für  jedes  Mitglied; 

c)  von  dem  Arbeitgeber  (Betrieb  oder  Gemeinde)  mit  1  Kr.  für  iedes  yersicherungs- 
pflichtige,  bei  dem  Arbeitgeber  beschäftigte  Mitglied  der  an  den  Betaieb  oder' an 
die  Gemeinde  geknüpften  Erankenkasse  (veh  §§  56  und  59),  bereclmet  nach  der 
durchschnittlichen  Dlütgliederzahl  des  Vorjalres. 

8.  Die  im  Absatz  2  erwähnte  Darchschnittszahl  wird  ermittelt  durch  Zusammen^ählung 
der  Zahl  der  Mitglieder  am  1.  jeden  Monats,  worauf  die  Summe  mit  12  geteilt  wird.  Bei  der 
Monatszählung  darf  jedoch  keiner  mitgerechnet  werden,  der  Prämie  für  mehr  als  vier  Woclien 
schuldig  ist,  auch  nicht  Mitglieder,  deren  Einkommen  oder  Vermögen  die  im  §  2,2  a  (tgl.  §  5) 
bzw.  §  8,1b  festgesetzten  Grenze  übersteigen. 

Als  Mitglieder  werden  nur  solche  Personen  gerechnet,  welche  Prämie  für  die  eigene  Yer- 
sichemng  bezahlen. 

§  64. 

1.  Bis  zum  Ablauf  Mal  hat  jede  genehmigte  Erankenkasse  einen  genasen  Rechnungs- 
auszug für  das  verlaufene  Jahr,  aufgestellt  auf  einem  von  der  Reiohskrankenkasse  ausgefertigten 
Schema,  an  die  Beichskrankenkasse  einzusenden.  Dieser  Auszug  soll  begleitet  sein  von  den 
seitens  der  Beichskrankenkasse  vorgeschriebenen  statistischen  Angaben  sowie  von  einer  Angabe 
darüber,  wann  und  wie  oft  Eassenrevision  ohne  vorhergehende  Ankündigung  stattgefunden  hat. 

2.  Desgleichen  soll  dem  Auszug  eine  von  einer  öffentlichen  Behörde  oder  dem  Vorsitzenden 
des  zuständigen  Gemeindevorstandes  ausgestellte  Bescheinigung  beigefügt  sein,  daß  die' in  dem 
Bechnungsabschluß  aufgeführten  Barbestände,  Sparkasseneinlagen  und  etwaige  Wertpapiere  vor- 
handen und  in  Ordnung  sind. 

3.  Der  Rechnungsauszug  ist  femer  einem  jeden  Eassenmitgliede  abschriftlich  zu  über- 
mitteln. 

4.  Erachtet  die  Reichskrankenkasse  auf  Grund  der  eingereichten  Angaben,  daß  die  Easse 
unter  Verhältnissen  wirkt,  die  den  Mitgliedern  keine  genügende  Sicheriieit  bieten,  so  kann  sie 
unter  entsprechender  Anweisung  verlangen,  daß  den  geHlfi^en  Mißständen  abgeholfen  wird, 
nachdem  die  Sache  einer  Generdversammlung  vorgelegt  worden  ist 

§  65. 

Jede  genehmigte  Krankenkasse  ist  verpflichtet,  sich  der  Eontrolle  zu  unterwerfen,  welche 
gemäß  §  16  dieses  Gesetzes  von  der  Reichskrankenkasse  auszuüben  ist, 

§  66. 

1.  Die  Genehmigung  soll  zurückgezogen  werden,  sobald  die  Mitgliedszahl  im  Verlaufe 
von  drei  Jahren  sich  niedriger  stellt,  als  die  in  §  60  vorgesehene  MindestzahL 

2.  Die  Genehmigung  kann  zurückgezogen  werden,  falls  die  Reichskrankenkasse  findet, 
daß  die  betretende  Easse  unter  Verhältnissen  oder  mit  Bestimmungen  wirkt,  die  den  Mitgliedern 
keine  genügende  Sicherheit  bieten,  oder  wenn  die  Easse  die  von  der  Reichskrankenkasse  zur 
Abhilfe  der  Mängel  vorgeschlagenen  Anordnungen  nicht  zur  Ausführung  bringt. 

§  67. 

1.  Wenn  eine  genehmigte  Easse  aufgelöst  wird,  so  sind  zunächst  die  laufenden  Ver- 
pflichtungen und  andere  gesetzliche  Ersatzansprüche  zu  befriedigen. 

2.  Alsdann  soll  aus  den  Mitteln  an  diejenige  Easse  oder  diejenigen  Kassen,  zu  welchen 
die  Versicherungspflichtigen  übergehen,  ein  gewisser  Betrag  gezahlt  werden,  über  dessen  Höhe 
und  etwaige  Verteilung  die  Reichskrankenkasse  entscheidet. 

8.  Aus  den  etwa  übrig  gebliebenen  Mitteln  soll  nichtversicherungspflichtigen  Mitgliedern 
zu  neuer  Versicherung  in  anderen  Krankenkassen  verhelfen  werden. 

4.  Sind  noch  weitere  Mittel  vorhanden,  so  hat  die  Generalversammlung  mit  Genehmigung 
der  Reichskrankenkasse  über  deren  weitere  Verwendung  zu  beschließen.  Eann  eine  General- 
versammlung nicht  einberufen  werden,  so  entscheidet  die  Reichskrankenkasse  über  die  Ver; 
Wendung  der  Mittel. 
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Kapitel  IX. 

Entscheidung  von   Streitigkeiten. 

§  68. 

1.  Streitigkeiten  folgender  Art: 

a)  inwieweit  eine  Person  an  einem  gegebenen  Zeitpunkt  der  Versicherungspflicht  nach 
diesem  Gesetze  unterliegt; 

b)  in  Betreff  des  Beginns  und  des  Aufhörens  einer  Versicherung  (§§  6,  7,  8,  10); 

c)  anläßlich  eines  Beschlusses,   wodurch  eine  Ereiskasse  einen  Antrag  auf  freiwillige 
Versicherung  abgelehnt  hat  (§  9); 

d)  inwieweit  eme  yersicherte  Person  in  die  richtige  Einkommensklasse  oder  Ge- 
fahrengruppe eingestellt  worden  ist  (§  18); 

e)  betreffend  einen  von   dem  Beteiligten  bestrittenen  Anspruch   der  Ereiskasse  auf 
Prämie; 

f)  betreffend   einen   vom  Arbeitgeber  gemachten  Lohnabsug  für  Prämie  (§  48)   oder 
für  gleichzeitig  erhaltene  Eruikengelder  (§  42); 

«  g)  betreffend  W&lbarkeit  oder  Wahl  nach  diesem  Gesetz; 

h)  betreffs  Anspruchs  auf  Erankenunterstützung  oder  Begräbnisgeld  gegen  eine  Ereis- 
kasse; 
i)  betreffs  Anspruchs  eines  Arbeitgebers  auf  Ersatz  von  Auslagen  gemäfi  §  41  dieses 
Gesetzes 
sollen  einem  Ausschuß  von  drei  Mitgliedern   zur  Prüfung  vorgelegt  werden.    Diese  Mitglieder 
werden  für  je   drei  Jahre  von  dem  Gemeindevorstand  in  der  Gemeinde,  in  welcher   die  Easse 
ihren  Sitz  hat,   ernannt.    Zum  Vorsitzenden  wird   eines  der  Mitglieder  des  Gemeindevorstandes 
ernannt.    Von  den  übrigen  Mitgliedern  soll  einer  Arbeitgeber  und  einer  Ereiskassenmit^^lied  sein. 

2.  Der  Antrag  auf  Einbringnug  einer  von  der  Sj'eiskasse  getroffenen  Entscheidung  vor 
dem  Ausschuß  muß  bis  zwölf  Uhr  mittags  am  14.  Tage  nach  dem  Tage,  an  welchem  der  Eläger 
von  der  Entscheidung  der  Ereiskasse  Mitteilung  erhalten  hat,  eingereicht  sein. 

3.  Wenn  die  Parteien  im  voraus  ihre  Zustimmung  dazu  gegeben  haben,  soll  die  Ent- 
scheidung des  Ausschusses  endgültig  sein;  sonst  kann  gegen  die  Entscheidung  bei  der  Beichs- 
krankenkasse  Berufung  eingelegt  werden,  mit  der  Frist,  wie  unten  im  §  69  festgesetzt  ist.  Die 
Entscheidung  der  Reichskrankenkasse  ist  endgültig,  sofern  die  Frage  rein  schätzungsmäßiger 
Art  ist^). 

4.  Ist  die  Gemeinde  Partei  in  der  Streitfrage,  so  soll  dieselbe  der  Beichskrankenkasse 
direkt  vorgelegt  werdeu. 

§69. 

1.  Streitigkeiten,  die  entstehen: 

a)  zwischen  den  Ereiskassen  unter  sich  betreffs  Ansprüche  und  Verpflichtungen  ans 
der  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes; 

b)  zwischen  einer  Ereiskasse  und  aer  zuständigen  Gemeinde  über  die  Verpflichtungen 
der  letzteren  gegenüber  der  Easse 

können  dem  Beichsversicherungsamt  zur  Entscheidung  vorgelegt  werden. 

2.  Der  Antrat:  auf  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamts  muß  bis  zwölf  Uhr  mittags 
am  28.  Tage  nach  dem  Tage,  an  welchem  die  von  der  einen  Partei  bestrittene  Verfügung  der- 
selben mitgeteilt  worden  ist,  schriftlich  eingereicht  sein. 

§  70. 
Beschlüsse,  welche  sich   auf  die  Ablehnung  der  Genehmigung   einer  Erankenkasse   oder 
auf  die  Zurückziehung  einer  schon  erteilten  Genehmigung  beziehen,  sowie  Streitigkeiten  zwischen 
einer  Ereiskasse   und  der  Reichskrankenkasse  können   dem  Reichsversicherungsamt  binnen  der 
im  §  69  festgesetzten  Frist  zur  Entscheidung  vorgelegt  werden. 

Kapitel  X. 

Strafbestimmungen. 

§  71. 
Sowohl   die  Arbeitgeber  wie  die  Versicherten   sind  verpflichtet,   die  von   den   Beamten 
behufs  Ausübung  ihrer  Pflichten  im  Interesse  der  Erankenversicherung  verlangten  Aufschlüsse 
innerhalb  einer  angemessenen  Zeitfrist  abzugeben. 

§  72. 

1.  Jeder  Beamte,  welcher  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Gelegenheit  erhält,  mit  den  Betriebs* 
und  Geschäftsverhältnissen  einer  Anlage  oder  eines  Betriebes  sich  bekannt  zu  machen,  ist 
verpflichtet,  seine  diesbezüglichen  Beobachtungen  geheim  zu  halten,  und  er  hat  sich  jeder 
Nachahmung  der  von  dem  betreffenden  Betriebsinhaber  geheim  gehaltenen  Einrichtungen  und 
Betriebsverfahren  zu  enthalten. 

2.  Bei  Uebertretung  dieser  Vorschrift  kommt  die  Bestimmung  im  §  121  des  Strafgesetzes 
vom  22.  Mai  1902  zur  Anwendung. 

*)  Vgl.  §  19  des  UVG.  vom  12.  Jnnl  1906. 
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§  73. 
Ein  Arbeitgeber  kann  weder  durch  Vertrag,  noch  durch  Reglement  die  Anwendung  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ausschließen  oder  beschränken. 

§  74. 

1.  Rückständige  Prämien  für  zwangsweise  Versicherung  können  auf  Verlangen  des 
Kassierers  der  Slreiskasse  tou  dem  Arbeitgeber  durch  Auspfändung  beigetrieben  werden. 

2.  Auf  dieselbe  Weise  köiqien  rückständige  Prämien  für  freimllige  Versicherung  von 
dem  freiwilligen  Ereiskassenmitglied  beigetrieben  werden. 

3.  Die  Prämien  genießen  im  Konlrarsfalle  dasselbe  Vorrecht  wie  die  Steuern. 

§  75. 

1.  Wenn  jemand  nach  §  82  oder  8  86  des  Unfallversichening^esetzes  zur  Entschädigung 
für  einen  durch  Unfall  Terursaehten  Scnaden  verurteilt  worden  ist,  so  soll  die  betretende 
Krankenkasse  zur  yorzugsweisen  Erstattung  ihrer  Auslagen  aus  dem  Entschädigungsbetrag 
berechtigt  sein,  jedoch  erst,  nachdem  der  Verletzte  die  ihm  aus  der  Krankenkasse  gesetdich  zu- 
kommende Entschädigung  erhalten  hat. 

2.  Den  der  Krankenkasse  etwa  zukommenden  Betrag  hat  die  Reichsunfallkasse  derselben 
zuzustellen. 

§76. 

Das  Recht  auf  Krankengeld  kann  rechtsgültig  weder  abgetreten,  noch  verpföndet,  noch 
zum  Gegenstand  eines  Arrestes,  einer  Exekution  oder  einer  Auspfändung  gemacht  werden. 

§  77. 

1.  Mit  Geldstrafe  —  falls  die  Tat  ihrer  Beschaffenheit  nach  nicht  einem  härteren  Straf- 
maße unterliegt  —  wird  der  Arbeitgeber  belegt,  welcher 

a)  £e  rechtzeitige  Erstattung  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Anmeldungen, 
Angaben  oder  Auskünfte  (§§  82  und  71)  unterläßt; 

b)  unrichtige  Angaben  über  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  seiner  Untergebenen, 
über  ihren  Dienstein-  oder  Austritt  oder  über  den  Zeitpunkt  des  Beginns  einer 
Arbeit  einreicht 

2.  In  gleicher  Weise  —  falls  die  Tat  ihrer  Beschaffenheit  nach  nicht  einem  härteren 
Strafmaße  unterliegt  —  wird  der  Versicherte  bestraft,  welcher  die  rechtzeitige  Erteilung  der 
gemäß  §  71  verlangten  Angaben  unterläßt  oder  unrichtige  Angaben  macht. 

3.  Oeffentliche  Ankla^  findet  nur  auf  Anzeige  der  betreffenden  Kreiskasse  statt 

4.  Mit  Geldstrafe  wird  derjenige  belegt,  welcher  ohne  triftigen  Grund  von  den  Sitzungen 
der  Kreisversammlung  und^)  des  Vorstandes  ausbleibt  Oeffentfiche  Anklage  findet  nur  auf 
Anzeige  der  Kreisversammlung  ^)  oder  des  Vorstandes  statt 

§78. 

1.  Alle  auf  Grund  dieses  (Netzes  entstehenden  Verhandlungen  und  Urkunden  sollen  von 
Gerichts-  und  Schreibgebühren  sowie  von  der  Anwendung  von  Stempelbogen  b^*eit  bleiben. 

2.  Die  Vorladungsgebühren  werden  auf  die  Staatskasse  übernommen. 


Kapitel  XI. 

Schlußbestimmungen. 
§  79. 

1.  Die  zur  Vorbereitung  der  Ausführung  der  Versicherung  erforderlichen  Verfügungen 
sind  von  dem  Ministerium  für  Handel,  Se^ahrt  und  IndusMe  zu  treffen. 

2.  Diejenige  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  welche  für  diese  Vorbereitung  zur  Anwendaug 
kommen,  treten  in  Kraft  sofort  nach  erfolgter  Königlicher  Bestätigung  des  Gesetzes. 

3.  Die  übrigen  Bestimmungen  treten  später  in  Kraft,  und  zwar  von  einem  vom  König 
näher  festzusetzenden  Zeitpunkt  ab.  Von  demselben  Zeitpunkt  ab  wird  der  §  4  im  Gesetz  vom 
19.  Mai  1^00  über  das  Armenwesen  aufgehoben. 

4.  Durch  das  gegenwärtige  Gesetz  erfolgt  keine-Beschränkung  des  Rechtes  auf  Kranken- 
unterstützung, welches  den  Arbeitern  beim  Röros  Kupferwerk  nach  den  dafür  jeweilig  geltenden 
Bestimmungen  zusteht 


>)  Zwei  Mitglieder  sdüagtn  ror,  daß  die  Worte  j^eiBrersammlnng  und*  geetriclien  werden. 
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B.  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  Ab&ndemngen  des  Gesetzes 
Yom  23.  Jnli  1894  über  Unfallyersichernng  für  Arbeiter  in 

Fabriken  usw« 

(Vgl.  die  Gesetze  vom  23.  Dezember  1899  und  vom  12.  Juni  1906.) 

I. 
Die  nachstehenden  Paragraphen  sollen  lauten  wie  folgt 

§2. 

1.  Zur  Uebemahme  der  im  gegenwärtigen  Gesetze  angeordneten  Vemichenmgen  wird 
tinter  dem  Namen  der  Reichsnnfallkasse  (B.  U.  K.)  eine  vom  Staate  garantierte  Versichemogs- 
einrichtung  für  das  ganze  Reich  errichtet 

2.  Die  Beichsnnfallkasse  wird  durch  einen  vom  König  ernannten  Direktor  geleitet  Der 
EOnig  trifft  die  näheren  Bestimmangen  über  seine  Amtstätigkeit  und  über  die  ijiordnung  der 
Bureaofl  der  Kasse. 

3.  Die  mit  der  Verwaltung  der  Beichsanfallkasse  verbundenen  Kosten  werden  vom  Staate 
bestritten. 

4.  Die  Reichsunfallkasse  ist  in  bezug  auf  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  der  Aufsicht 
des  Reichsversicherungsamtes  unterstellt 

§  4. 
Im  Falle  der  körperlichen  Beschädigung  hat  die  Reichsunfallkasse  zu  leisten: 

a)  während  der  durch  den  Schaden  verursachten  Krankheit  vom  Ablauf  der  26.  Woche  ') 
nach  dem  Unfälle:  freie  Krankenbehandlung,  solange  solche  notwendig  ist,  sowie 
Krankengeld,  welches  auf  60  ^/^  des  Arbeitsverdienstes  des  Verlebten  (voUe  Ent- 
schädigung) oder  bei  verringerter  Arbeitsfähigkeit  auf  einen  entsprechenden  Bruchteil 
der  vollen  Entschädigung  zu  bemessen  ist.  Nimmt  der  Verletzte  noch  vor 
Beendigung  de^  Heilverfahrens  die  Arbeit  wieder  auf,  so  ist  auf  keinen  Fall 
Krankengeld  mit  mehr  als  60<*/o  des  Unterschiedes  zwischen  dem  Arbeitsverdienst 
des  Verletzten  vor  dem  Unfälle  und  dem  während  der  Krankheit  etwa  bezogenen 
Tagelohn  zu  bezahlen; 

b)  nach  Beendigung  des  Heilverfahrens,  falls  der  Schaden  dauernde  Verringerung  der 
Erwerbsfähigkeit  zur  Folge  hat:  Invalidenrente  in  Höhe  von  60<^/o  des  Arbeits- 
verdienstes (Vollrente)  bei  vollständigem  Verlust  der  Erwerbsfähigkeit  (VoU- 
in Validität),  oder  einen  verhältnismäßigen  Bruchteil  der  Vollrente,  wenn  der  Verlast 
an  Erwerbsfähigkeit  geringer  ist  Wenn  die  Invalidenrente  weniger  als  4  Kr. 
pro  Monat  ausmacht,  so  kann  die  Kasse  an  Stelle  der  Leibrente  dem  v  erletzten  den 
Kapital  wert  der  Rente  abzüglich  20  ^/^  als  einmalige  Abfindungssumme  auszahlen. 

§5*). 

§  8. 

1.  An  Stelle  der  im  §  4  vorgeschriebenen  Leistungen  kann  die  Reichsunfallkasse  dem 
Verletzten  freie  Kur  und  Pflege  im  Krankenhause  —  Irrenbaus  eingeschlossen  —  verschaffen. 

2.  Wenn  der  Verletzte  mit  Ehegenossen,  Kindern  oder  anderen  Verwandten  zusammen- 
wohnt, so  darf  die  Unterbringung  im  Krankenhause  nicht  ohne  Zustimmung^  des  Verletzten 
geschehen,  es  sei  denn,  daß  die  Art  des  Schadens  Anforderungen  an  Behanmung  und  Pflege 
stellt,  welchen  nach  Ermessen  des  Arztes  zu  Hause  nicht  geni^t  werden  kann.  Weigert  der 
Verletzte  sich,  einem  ordnungsmäßigen  Beschluß  betr.  Unterbringung  im  Krankenhause  nachzu- 


>)  Ein  Mitglied  schlftgt  „vier  Wochen''  und  ein  änderet  Mitglied  ^dreizehn  Wochen"  rot. 

^  Zn  g  6  schiigt  der  Vorsitsende  des  Komitees  Tor,  daß  derselbe  gem&ß  einem  von  ihm  im  Ifai  1901  an  das 
Ministerium  des  binem  (Jetat  Ministeriam  fflr  Handel,  Seefahrt  ond  Industrie)  eingereichten  Voreelüag  abgeändert 
Drird,  welcher  in  dem  Entwarf  der  Zweiten  Parlamentarischen  Arbeiterkommission  (s.  S.  1  fl.)  som  Kranken-  and 
UnfaUrersicherangsgesetx  anter  |  99  aufgenommen  worden  ist.    Der  in  Vorschlag  gebrachte  Paragraph  laatet: 

Wenn  der  Unfall  den  Tod  sar  Folge  gehabt  hat  —  sofort  oder  nach  der  Krankenbehandlang  — ,  so  hat  die 
Beichsanfallkasse  die  BcerdiKangskosten  bis  sa  60  Kr.  aa  zahlen,  sowie  ai«  weitere  Entsdiidigaug  Ijeibrenten  an  die 
Hinterbliebenen  des  VeronglOckten,  berechnet  in  Prosenten  des  Arbeitslohnes,  sa  leisten,  and  swar: 

Witwenrente  mit  200/^  bis  sam  Tode  der  Witwe  oder  bis  sie  sich  wieder  rerheiratet; 

Witwerrente  mit  20%  an  den  hinterbliebenen  Witwer,  sofern  und  solange  derselbe  arbeitennfthfg  ist; 

Kinderrente  (an  eheliche  and  aneheliche  Kinder,  letztere  jedoch  nar,  insofern  sie  ror  dem  Ebitritt  des 
UnfaUes  gesengt  sind)  bis  som  vollendeten  16.  Lebensjahr  nach  den  folgenden  S&tzen:  Ib^lo,  wenn  and  solange  ein 
berechtigtes  Kind  vorhanden  ist,  26*>/o  fOr  swei,  S8<^/o  far  vier,  36%  fOr  fflnf  and  S6<>/o  fOr  sechs  oder  mel&r  Kinder. 
Falls  die  beiden  Eltern  veranglflckt  sind  and  versiehert  waren,  steht  den  Kindern  Recht  aaf  Bente  nach  den  beiden 
and  sa  denselben  Sitzen  sa. 

Haben  die  nach  einem  veranglflckten  Versicherten  verbliebenen  Kinder  den  anderen  Teil  der  Eltern  ver- 
loren oder  verlieren  sie  hin  spiter,  so  werden  die  Kinderrenten  mit  bzw.  90,  36,  48,  62,  66  and  M^j^  berechnet; 

Enkel-  and  Geschwister  renten  an  die  verwaisten  Enkel  and  Gfescliwister  des  Veranglttckten,  falls  er 
deren  wesentlicher  Versorger  war,  berechnet,  als  ob  diese  za  seinen  hinterbliebenen  Kindern  gehörten; 

Aszendentrente  an  die  Verwandten  des  Veranglflckten  in  gerade  aafsteigender  Linie,  falls  er  deren 
wesentlicher  Versorger  war  and  solange  sie  hilfsbedOrftig  sind,  bis  za  20  ^/q.  Jedoch  dttrfen  sie  aaf  keinen  FaU  mehr 
als  den  Unterschied  zwischen  60%  and  der  gesamten  Prozentzahl  der  vorbestimmten  Leibrenten  erhalten.  Die 
Aszendentrenten  sind  gleichmäßig  anter  die  Berechtigten  za  verteilen,  jedoch  derart,  daß  die  EKom  die  Großeltern 
aasschließen.  Fällt  die  Rente  eines  Aszendenten  weg,  so  soll  dieselbe  auter  die  flbrigen  berechtigten  Assendenten 
sar  Verteilang  gelangen. 
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kommen,   so  f&Ut  jede  üntersttttznng  für  ihn  persönlich  weg;  jedoch  kann  Krankengeld  —  in 
dem  unten  zu  Abs.  8  bestimmten  Falle  —  seiner  Familie  gewälut  werden. 

3.  Während  des  Aufenthaltes  des  Verletsten  im  Krankenhaus  soll  die  Eeichsnnfallkasse 
an  diejenigen  Personen,  welche  nach  dem  §  5  im  Falle  des  Todes  des  Verletzten  entschädigungs- 
berechtigt sein  würden,  insoweit  sie  mit  ihm  zusammenwohnen,  Krankengeld  bezahlen,  welches 
Yon  dem  mittleren  Tagelohn  mit  20%  für  eine  Person,  mit  85  %  für  zwei  Personen  und  mit 
50%  für  drei  oder  mehr  solche  versorgten  Personen  zu  berechnen  ist 

§9. 

1.  Waren  dem  Verletzten  nicht  für  die  ersten  26  Wochen  0  entweder  als  Mitglied  einw 
Krankenkasse  oder  auf  andere  Weise  freie  Arzthilfe  und  Arznei  sowie  solche  Kraäengelder, 
wie  sie  im  Krankenversicherungsgesetz  vorgesehen  sind,  zugesichert,  so  sind  diese  Leistungen 
von  der  Reichsunfallkasse  zu  bestreiten. 

2.  Hat  der  Schaden  außerordentliche  Ausgaben  verursacht,  welche  dem  Verletzten  weder 
durch  das  Krankenversicherungsgesetz,  noch  auf  andere  Weise  zugesichert  sind,  so  sind  diese 
ebenfalls  von  der  BeichsunfaUkasse  zu  tragen  (vgl.  Entwurf  A  §  33,4).  Die  näheren  Be- 
stimmungen darüber,  was  in  solchen  Fällen  als  außerordentliche  Ausgaben,  welche  die  Kreis- 
kasse nicht  betreffen,  anzusehen  ist,  sollen  in  den  Statuten  der  öffentlichen  Kreiskassen  fest- 
gesetzt werden. 

§  Id. 

1.  Die  von  der  Beichsunfallkasse  getroffene  Entscheidung  kann  binnen  sechs  Wochen 
nach  erfolgter  Zustellung  des  Bescheides  dem  Beichsversicherungsamt  zur  Prüfung  vorgelegt 
werden. 

2.  Das  Beichsversicherungsamt  prüft  sowohl  die  Höhe  der  Entschädigung  wie  die  Frage, 
ob  der  Kasse  eine  Entschädigungspflicht  gegenüber  der  Verletzten  Person  oder  gegebenenfidls 
seinen  Hinterbliebenen  obliegt. 

3.  Die  Entscheidung  kann  auf  alle  Fälle  sowohl  zugunsten  wie  zum  Nachteil  der 
Kläger  geändert  werden. 

IL 

In  dem  Gesetz  ist  überall  an  Stelle  des  Wortes  „die  Versicherungseinrichtung"  das  Wort 
„die  Beichsunfallkasse^  zu  setzen. 

In  den  §§  1,  6,  13,  14,  15,  26  und  27  soll  an  Stelle  der  Worte  „die  im  §  19  erwähnte 
Kommission"  das  Wort  ,.da8  Beichsversicherungsamt"  treten. 

Im  §  23  sind  die  Worte  „vier  Wochen"  durch  die  Worte  „26  Wochen"  zu  ersetzen*). 


ni. 

Gegenwärtiges  Gesetz   tritt   von   einem   vom  König  näher   festzusetzenden  Zeitpunkt  ab 
in  Kraft. 


C.  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Errichtung  eines 
Reiclisyersicherungsamts. 

§1. 

Als  Aufsichtsrat  und  Berufungsinstanz  für  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  wird 
ein  für  das  ^anze  Beich  gemeinsames  Beichsversicherungsamt  mit  dem  Sitz  in 
Ohristiania  errichtet. 

§2. 

1.  Das  Beichsversicherungsamt  besteht  aus  zwei  Abteilungen,  einem  Versicherungs- 
rat und  einem  Versicherungsgericht. 

2.  Der  Versicherungsrat  führt  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  sozialen  Versiche- 
rungsgesetze und  entscheidet  in  den  Verwaltungsfragen,  welche  gemäß  Gesetz  oder  Beglement 
seinem  Geschäftsbereich  unterlegt  werden. 

3.  Bis  der  König  mit  Genehmigung  des  Storthings  anderweit  bestimmt,  soll  der  Bat, 
neben  dem  leitenden  Direktor  oder  den  leitenden  Direktoren,  welche  nach  näherer  Bestimmung 
des  Königs   an  der  Behandlung  der  betreffenden  Angelegenheiten  teilzunehmen  haben,  sich  aus 

1)  Bin  Bfitglied:  ftkr  die  yier  ersten  Wochen.    Zweite«  Mitglied:  fOr  die  18  ersten  Wochen. 

*)  Ein  BOtglied  stimmte  gegen  diese  Aenderang,  and  ein  anderes  BfitgUed  sohlftgt  „18  Wochen"  ror. 
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drei  Mitgliedern   zusammensetzen,   welche,  nebst  drei  Ersatzmännern,   für   einen  Zeitramn  Ton 
sechs  Jahren  vom  König  besteilt  werden. 

4.  Das  Versichemngsgericht  entscheidet  in  den  Streitigkeiten,  welche  gemäß  den  sozialen 
Versichemngsgesetzen  dem  Gericht  zur  Prüfung  vorgelegt  werden. 

5.  Bis  der  KOnig  mit  Genehmigung  des  Storthings  anderweit  bestimmt,  soll  das  Ver- 
sichemngsgericht sich  ans  sieben  Mitgliedern  znsammensetzen,  welche  nebst  der  gleichen  Zahl 
von  Ersatzmännern  für  einen  Zeitraum  von  sechs  Jiüiren  vom  König  bestellt  werden.  Unter 
den  Mitgliedern  des  Versichemn^gerichtes  sollen  ein  Versicherungstechniker,  ein  Arzt  und  ein 
Jurist  sein,  der  die  für  einen  Bionter  am  obersten  (Gerichtshof  bestimmten  Eififenschaften  be- 
sitzen muß;  femer  zwei  Arbeitgeber,  von  welchen  der  eine  Besitzer  eines  unfaliversicherungs- 
pflichtigen  Betriebes  sein  soll,  und  zwei  Pflichtige  Kreiskassennülfflieder. 

6.  Für  jede  Abteilung  ernennt  der  König  ein  Mitglied  zum  Vorsitzenden  und  ein  Mitglied 
zum  Steilvertreter.  Wenn  eine  Sache  dem  gesamten  Keicheversicherangsamt  vorgelegt  wird, 
so  werden  die  Verhandlungen  von  dem  Vorsitzenden  des  Versichenmgsgerichtes  geleitet. 

7.  Das  Beichsversichemngsamt  soll  berechtigt  sein,  in  besonderen  Fällen  Sachverständige 
zuzuziehen. 

8.  Der  Versicherungsrat  und  das  Versichemngsgericht  sowie  das  gesamte  Beichsver- 
sicherongsamt  haben  auf  Verlangen  der  zuständigen  Chorden  Batschläge  und  Gutachten  in 
Angelegenheiten,  welche  die  soziiden  Versicherungen  betreffen,  abzugeben. 

9.  Die  Vergeltung  der  Mitglieder  wird  vom  Storthing  festgesetzt  Auf  Beisen  beziehen 
die  Mitglieder  Fahr-  und  Tagegelder  nach  einem  vom  König  festsetzten  Begulativ. 

§3. 
Die  schätzun^mäfiigen  Entscheidungen  des  Beichsversicherungsamts  sind  endfi^tig.    Da- 
gegen können  Streitigkeiten,  welche  nicht  rein  schätzung^smäßiger  Art  und  gemäß  einem  der 
sozialen  Versicherungsgesetze  vom  Amt  geprüft  worden  sind,  vor  den  zuständigen  Gerichten 
zum  Anstrag  gebracht  werden. 

§4. 
Die  näheren  Bestimmungen  betreffend   die  Pflichten,   die  Beschlußfähigkeit  und  die  Ge- 
schäftsordnung des  Beichsversichemngsamtes  werden  durchweg  von  dem  König  gegeben. 

§5. 
Dieses  Gesetz  tritt  von   einem  vom  König  näher  festzusetzenden  Zeitpunkt  ab  in  Kraft. 
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^  Za  dem  vorstehenden  Gesetzentwurf  (Anlage?),  welcher  anter  dem  6.  Mai  1908 
dem  Ministerium  fttr  Handel,  Seefahrt  und  Industrie  unterbreitet  worden  ist,  sollen 
nur  einige  kurze  Bemerkungen  angefügt  werden.  Als  grundlegendes  Prinzip  wird 
von  dem  Komitee  aufgestellt,  daß  das  Heilverfahren  während  der  ersten  26  Wochen 
auch  für  die  nach  dem  Unfallversicherungsgesetz  Versicherten,  falls  dieselben 
krankenversichert  sind,  der  Krankenversicherung  unterliegen  soll.  Dauert  die 
Krankheit  noch  länger,  so  kann  die  Unfallversicherung  verlangen,  daß  die 
Behandlung  und  Unterstützung  der  Unfallverletzten  bis  zur  Beendigang  des  Heil- 
verfahrens durch  die  Kreiskrankenkassen  fortgesetzt  wird,  jedoch  gegen  Rück- 
erstattung der  damit  verbundenen  gesetzlichen  Aufwendungen.  Durch  Unfall 
verletzte,  aber  nicht  krankenversicherte  Personen  können  ebenfalls  den  Kreiskassen 
zur  Behandlung  überwiesen  werden.  Die  Unfallversicherung  soll  zunächst  als  eine 
Leibrentenanstalt  organisiert  werden^). 

In  jeder  (Gemeinde  soll  eine  öffentliche  Kreiskasse  errichtet  werden,  welche 
nach  dem  Prinzip  der  Selbstverwaltung  und  der  selbständigen  wirtschaftlichen 
Verantwortung  zu  organisieren  ist.  Jedoch  soll  sie  der  (Gemeindeverwaltung  an- 
gegliedert (vgl.  %.  B.  Kap.  in  §§  20,  21,  23,  25)  und  einer  Beichskrankenkasse 
als  Zentralorgan  unterstellt  sein.  Das  Komitee  nimmt  somit  von  den  früheren 
Plänen  betreffs  Errichtung  einer  Landeskrankenkasse  mit  unselbständigen  Unter- 
abteilungen endgültig  Abstand  (vgl.  Heft  lU  S.  66). 

Eine  Mindestzahl  von  Mitgliedern,  wie  sie  in  anderen  Gesetzentwürfen 
jüngeren  Datums  vorgesehen  ist^),  ist  nicht  festgesetzt  und  eine  solche  ließ  sich 
auf  Grund  der  lokalen  Verhältnisse  in  unserem  ausgedehnten  Lande  auch  nicht 
festsetzen.  Man  muß  für  die  Mehrzahl  der  Kreiskassen  mit  einer  verhältnismäßig 
geringen  Mitgliederzahl  rechnen,  und  es  handelte  sich  deshalb  zunächst  darum,  ein 
Mittel  zur  Ueberbrückung  der  Schwierigkeiten  zu  finden,  welche  der  Zufall  immer 
da  mit  sich  bringt,  wo  das  Gesetz  der  großen  Zahlen  nicht  zur  Geltung  gebracht 
werden  kann,  mit  andern  Worten,  es  mußte  für  die  Ausgleichung  der  zufälligen 
Verluste  der  einzelnen  Kassen  gesorgt  werden;  solche  Ausfälle  können  sehr  leicht 
eintreten,  wenn  —  wie  im  vorstehenden  Entwürfe  vorgeschlagen  —  der  möglichst 
unbehinderte  Uebergang  (ohne  Rücksicht  auf  das  Eintrittsalter)  von  der  einen 
Kasse  in  eine  andere  gestattet  sein  soll.  Das  Komitee  glaubt  diese  Aufgabe 
dnrch  die  Anordnung  eines  Regulierungsfonds  (§  50)  für  die  sämtlichen  Kreis- 
kassen des  Reiches  gelöst  zu  haben:  Aus  diesem  Fonds,  zu  welchem  die  Reichs- 
krankenkasse halbjährlich  einen  bestimmten  Teil  des  auf  den  Staat  entfallenden 
Prämienanteils  einzubehalten  hat  (§  50),  sind  Darlehen  an  die  Kassen  zu  ge- 
währen; außerdem  kann  —  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  —  die  unentgeltliche 
Deckung  einer  Unterbilanz  aus  dem  Fonds  bewilligt  werden  (§  51,3).  Ergibt  sich 
aus  dem  Jahresabschluß  einer  Kreiskasse  ein  Ueberschuß,  so  ist  derselbe  als  Re- 
servefonds anzulegen.  Ueber  die  Verwendung  dieses  Fonds  enthalten  die  §§  51 
und  53  nähere  Bestimmung. 

Die  Kreiskassen  sind  territoriale  Einrichtungen.  Sie  sollen  den  festen  Unter- 
bau der  Sozialversicherungen  bilden,  wobei  ihnen   die   selbständige  Durchführung 


^)  Vgl.  dazu  die  Ansfühnm^n  S.  7  nebst  Fußnote  des  Herausgebers. 

^  Z.  B.  in  dem  österreichischen  Entwurf:  1000  (Programm  für  die  Reform  und  den  Aus- 
bau der  Arbeiterversicherung,  Wien  1904.  §  33)  und  in  dem  holländischen  Entwurf:  5000 
(Koninklijke  Boodschap  vom  20.  September  1906  Art.  102).  Vgl.  das  deutsche  Kranken- 
versicherungsgesetz  §  16  (bei  den  Ortskrankenkassen  Mindestzahl:  100,-  Ausnahme  §  18). 
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der  Krankenversicherung  verbleibt,  während  sie  als  Mandatare  der  anderen 
Versicherangen  (vorerst  der  Unfallversicherung)  dienen  ^).  Es  ist  im  vorhergehenden 
gesagt,  daß  unsere  Kreiskassen  in  der  Regel  sehr  klein  werden,  und  es  wird 
daher  notwendig  sein,  die  mit  den  verschiedenen  Versicherungsarten  verbundene 
Arbeit  nicht  unnötig  zu  verteilen,  denn  die  Folge  davon  würde  lediglich  die  sein, 
daß  im  Dienste  der  Versicherungen  nur  wenige  Stellungen  von  solcher  Bedeutung 
vorhanden  sein  würden,  daß  sie  die  volle  Arbeitskraft  und  das  ungeteilte  Interesse 
eines  Mannes  in  Anspruch  nehmen  könnten,  ein  Mangel,  der  bei  dem  Au&ichts- 
beamtensystem  unserer  Unfallversicherung  viele  Unzuträglichkeiten  gebracht  hat 
Die  Mehrheit  des  Komitees  setzt  deshalb  bestimmt  voraus,  daß  überall,  wo  es 
angängig  ist,  der  Anfsichtsbeamte  der  Unfallversicherung  zum  Kassierer  bzw. 
Geschäfteführer  der  Ereiskasse  bestellt  werden  soll,  auch  wenn  dies  im  Gesetze 
nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben  werden  sollte  (vgl.  §  29  und  deü  im  §  27  ent- 
haltenen Minderheitsvorschlag). 

Während  der  bisherige  Umfang  der  Unfallversicherung  unverändert  bestehen 
soll,  hat  das  Komitee  für  die  Krankenversicherung  gemäß  dem  vom  Storthing  er- 
teilten Auftrag  (siehe  S.  2)  eine  erhebliche  Erweiterung  vorgeseh^,  indem  diese 
letztere  Versicherung  sämtliche  —  industrielle  wie  landwirtschaftliche  —  Lohn- 
arbeiter und  entlohnte  Beamte,  und  das  Gesinde  mit  gewisser  Begrenzung  nach 
Maßgabe  des  Einkommens  sowie  Seeleute  in  inländischer  Fahrt  (siehe  unten),  um- 
fassen soll.  Bedingung  ist  aber,  daß  das  Arbeits-  oder  Dienstverhältnis  nicht  nach 
seiner  Art  oder  laut  Vertrag  auf  weniger  als  eine  Woche  (sechs  Arbeitstage)  be- 
schränkt ist^.  Dadurch  wird  allerdings  eine  nicht  unerhebliche  Zahl  von  Tage- 
löhnern u.  dgh,  welche  der  Unfallversicherung  unterliegen,  von  der  Kranken- 
versicherung ausgeschlossen  sein.  Um  diese  Personen  bei  Betriebsunfällen  nicht 
ohne  Fürsorge  während  der  Wartezeit  zu  lassen,  bestimmt  der  §  9  des  Entwurfs 
B,  daß,  wenn  dem  Verletzten  nicht  für  die  ersten  26  Wochen  entweder  als  Mit- 
glied einer  Krankenkasse  oder  auf  andere  Weise  freie  Arzthilfe,  Arznei  und 
Krankengeld,  wie  im  Krankenversicherungsgesetz  vorgeschrieben,  zugesichert  ist^ 
die  Unfallversicherung ')  für  diese  Leistungen  aufeukommen  hat 

Was  besonders  die  Seeleute  anbetrifft,  so  äußert  sich  das  Komitee  dahin^ 
daß  die  Verhältnisse,  unter  welchen  die  Seeleute  in  ausländischer  Fahrt 
ihren  Beruf  ausüben,  so  wesentlich  abweichend  von  denen,  unter  welchen  die 
Arbeiter  und  Beamten  innerhalb  der  Grenzen  des  Landes  wirken,  und  unter  sich 
so  verschieden  sind,  daß  es  ganz  unzweckmäßig  sein  würde,  die  Regeln  für  ihre 
Krankenversicherung  durch  den  gegenwärtigen  Gesetzentwurf  bestimmen  zu  lassen. 
Weder  in  Deutschland,  noch  in  Oesterreich  sind  die  Seeleute  in  die  Kranken- 
versicherung eingeschlossen,  und  dasselbe  gilt  auch  von  dem  holländischen  Entwarf 
zum  Krankenversicherungsgesetz.  Für  die  Seeleute  in  ausländischer  Fahrt  bleiben 
somit  die  Bestimmungen  im  §  90  des  Seefahrtgesetzes  vom  20.  Juli  1893  bestehen. 

Dagegen  soll  die  Bemannung  der  Schiffe,  welche  ihre  Route  längs  der  Küste 
Norwegens  haben,  in  die  Krankenversicherung  eingeschlossen  sein,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  sie  für  einige  Tage  zum  Besuch  fremder  Häfen  das  norwegische  See- 
gebiet verlassen  (vgl.  §  2,2d).  Wie  das  Komitee  sich  äußert,  würde  es  ungerecht 
sein,   daß   diese  Seeleute  auf  einer  Route  z.  B.  von  Hammerfest  via  Kristianssand 

*)  Vgl.  Dr.  Zacher:  Zur  Vereinfachung  der  Arbeiterversicherung  und  zur  Reform  der 
Arbeiterversicherung  („Die  Arbeiter- Versorgung",  Berlin  Nr.  24,  1908  und  Nr.  88,  1907).  VIL 
Internationaler  Arbeiterversicherangskougrefi,  Wien  1905,  S.  556,  566  und  576.  Heft  Illa  S.  118. 
Programm  für  die  Reform  und  den  Ausbau  der  Arbeiterversicherung,  Wien  1904,  S.  103. 

*)  Unter  „Dienst"  fällt  a\ich  die  regelmäßige  periodische  Wiederkehr  der  Arbeiten,  auch 
wenn  dieselben  nicht  sechs  Tage  ununterbrochen  in  Anspruch  nehmen,  wenn  solche  wiederkehrende 
Arbeit  von  vornherein  vorausgesetzt  war;  vgl.  dazu  die  bezüglichen  Ausführungen  bei  Hahn: 
Das  Krank^yersichernngsgesetz,  Berlin  1907  S.  87.  Femer  Heft  VHa  S.  72  und  die  daselbst 
angezogene  Schrift  von  Dr.  Zacher. 

')  Vgl.  das  deutsche  Gewerbeunfallversicherungsgesetz  vom  30.  Juni  1900  §12,  nach  welchem 
in  solchen  Fällen  die  Fürsorgepflicht  während  der  Wartezeit  dem  beteiligten  Betriebs  unter- 
nehm er  obliegt.  Eine  ähnliche  Ordnung  ist  auch  in  dem  österreichischen  „Programm  fttr  die 
Reform  und  den  Ausbau  der  Arbeiterversicherung"  (§  140  vgl.  Heft  Vlla  S.  86)  voi^esehen; 
CS  scheint  aber,  als  ob  in  Oest^rreich  die  der  Unfall versicherungspflicht  unterliegenden  rersonea 
auch  grundsätzlich  der  Krankenversicherung  angehören  sollen. 
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nach  Hambnrg  oder  Y(m  Kristiania  via  Ürontheim  nach  Island  nur  so  lange 
krankenversiehert  sein  sollten,  als  sie  an  der  Ettste  Norwegens  sind,  aber  ihrer  Rechte 
verlustig  werden  fttr  die  wenigen  Tage,  an  welchen  sie  unterwegs  nach  einem 
ausländischen  Hafen  und  zurück  sind.  Eine  gewisse  Begrenzung  mufi  ab^  auf- 
gestellt werden,  und  das  Komitee,  ist  bei  zehn  Tagen  stehen  geblieben.  Innerhalb 
dieses  Zeitraums  werden  die  Schiffe  nur  solche  Häfen  besuchen  können,  wo  das 
Risiko  gering  ist  und  Verträge  mit  Krankenhäusern  usw.  abgeschlossen  werden 
können,  die  Ausgaben  somit  mit  einiger  Sicherheit  sich  berechnen  lassen. 

Ueber  dfe  Verteilung  der  Kranken  Versicherungslasten  bestimmt  der  §  47 
folgendes:  Die  für  eine  versicherte  Person  berechnete  Prämie  ist  zu  entrichten: 
a)  fttr  das  versicherungspflichtige  Mitglied  mit  sechs  Zehnteln  vom  Mitgliede  selbst, 
mit  einem  Zehntel  vom  Arbeitgeber,  mit  einem  Zehntel  von  der  Gemeinde  und  mit 
zwei  Zehnteln  vom  Staate;  b)  für  das  freiwillige  Mitglied  mit  sieben  Zehnteln  vom 
Mitgliede  selbst,  mit  einem  Zehntel  von  der  Gemeinde  und  mit  zwei  Zehnteln  vom 
Staate. 

Die  zur  Entschädigung  nach  dem  Entwürfe  berechtigten  Personen  sind  vom 
Komitee   auf  ca.  980  000  geschätzt,   welche  sich  folgendermaßen  zusammensetzen: 


1.  Pflichtige  Mitglieder 

2.  Freiwillige  Mitglieder    .    ,    .     .    , 

3.  Eäegenossen  (Männer  und  Frauen) 

4.  Kinder  unter  15  Jahren     .    .     .    . 


Zus 


400  000 

40  000 

180  000 

360  000 


980  000 


Davon  sind  die  zu  1  und  2  bezeichneten  Personen  Prämie  bezahlende  Mit- 
glieder. Die  gesamten  Nettoausgaben  für  jedes  Mitglied  pro  Jahr  sind  berechnet 
wie  folgt: 

1.  Krankengelder  usw Kr.     7.06 

2.  Begräbnisgelder      . „      0.41 

3.  Arztkosten „     .6.40 

Zus.  Kr.  13.87 

Die  Verwaltungskosten  hat  das  Komitee  auf  Kr.  1.13^)  pro  Mitglied  und 
Jahr  geschätzt.  Dadurch  würde  sich  eine  Gesamtbelastung  von  Kr.  15.0Ö  pro- 
Mitglied  und  Jahr  ergeben.  Für  die  freiwilligen  Mitglieder  ist  dieser  Betrag  auf 
Kr.  16.00  erhöht  worden.  Die  Beiträge  (Prämien)  sollen  sich  berechnen  nach 
Einkommen-  und  Gefahrenklassen  (§  47).  Die  Zahl  der  letzteren  darf  nicht  unter 
drei  und  nicht  über  sechs  sein.  Das  Komitee  hebt  hervor,  daß,  wenn  die 
Krankenversicherung  alle  Lohnarbeiter  —  von  Dienstboten  auf  dem  Lande  mit  einer 
Morbidität  von  vielleicht  zwei  bis  drei  Tagen  bis  zu  Arbeitern  in  den  gesundheits- 
gefährlichsten Betrieben  mit  einer  mehrfachen  Morbidität  —  umfassen  soll,  eine 
gerechte  Verteilung  der  Lasten  ohne  Gefahrentarif  unmöglich  sein  würde.  Eine 
ähnliche  Anordnung  findet  sich  im  §  45  des  österreichischen  Entwurfes  (Programm 
usw.),  wonach  es  den  Bezirkskrankenkassen  gestattet  sein  soll,  in  den  Statuten 
die  Prämien  nach  „ Mitgliedskategorien ^'  festzusetzen,  sowie  in  dem  holländischen 
Entwurf,  dessen  Artikel  149  Gefahrengruppen  vorsieht. 

Ein  Mitglied  des  Komitees  will  die  Gefahrengruppen  gestrichen  sehen,  weil 
es  befürchtet,  daß  die  Verwaltung  dadurch  zu  umständlich  und  zu  kostspielig 
werden  würde. 

Auf  Grund  obiger  Zahlen  hat  das  Komitee  den  folgenden  Ueberschlag  über 
die  Gesamt-Jahresausgaben  der  öffentlichen  Kreiskassen  bzw.  deren  Verteilung  auf 
die  Beitragsleistenden  aufgestellt,  und  zwar: 


')  Vergleichsweise  darf  angeführt  werden,  daß  nach  der  deutschen  Krankenkassenstatistik 
die  VerwaltnngskoBten  für  jedes  Mitglied  ziemlich  gleichmäßig  von  Kr.  0,87  im  Jahre  1890  auf 
Kr.  1.16  im  Jahre  1902  und  auf  Kr.  1,23  im  Jahre  1904  gestiegen  sind  (vgl.  „Statistisches 
Jahrbuch  fttr  das  Deutsche  Reich"  1907  S.  292.  Die  Beträge  sind,  um  den  Vergleich  zu  er- 
leichtern, in  norwegische  Währung  umgerechnet  worden,  die  Gemeindekassen  sind  nicht  mit 
eingerechnet). 
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ftlT  400  000  Pflichtige  Mitglieder  ä  Kr.  15.00  =  Kr.  6  000  000 
„      40  000  freiwiUige      .„  ä    „     16.00  =    „       640  000 

Zas.  Kr.  6  640  000 
Davon  hätten  gemäß  dem  §  47,6  za  zahlen: 

a)  die  Pflichtigen  Mitglieder  •/loX  6000000  =  Kr.  3600000 

„    freiwilligen        „  'AoX    640000=   „       448000 

Kr.  4048000 

b)  die  Arbeitgeber  VioX  6000000 '    „  600000 

c)  die  Gemeinden  VioX  6640000 „  664000 

d)  der  Staat  VioX  6640000      . „  1328000 

Zus.  Kr.  6640000 

Eine  zuverlässige  Statistik  über  die  Betriebs-  nnd  anderen  privaten  Kranken- 
kassen ist  nicht  vorhanden.  Das  Komitee  hat  indessen  deren  Zahl  anf  rund  400 
mit  einer  Mitgliederzahl  von  mnd  60  000  geschätzt  Es  ist  vorauszosehen,  dafi 
beim  Inkrafttreten  der  Ej*ankenversichernng  ein  großer  Teil  dieser  Kassen  auf- 
gelöst werden  wird,  weil  sie  den  im  Kapitel  VUI  für  die  Grenehmignng  gestellten 
Anforderungen  nicht  zu  genügen  vermögen  oder  auch  nicht  willens  sind,  so  daß 
nor  die  größten  Kassen  weiterbestehen  werden.  Die  voraossicbtliche  Zahl  der 
Mitglieder  dieser  Kassen  berechnet  das  Komitee  anf  mnd  12  000,  and  daraus 
ergibt  sich  die  folgende  Beitragsleistung  an  diese  Kassen  gemäß  dem  §  63  des 
Entwurfes : 

1.  von  selten  der  Arbeitgeber Kr.  12000 

2.  „        n        n    (Gemeinden „     12000 

3.  „        w      des  Staates „     24000 

Zus.  Kr.  48000 

Neben  den  oben  angeführten  jährlichen  Beiträgen  soll  der  Staat  zum  Zwecke 
der  Organisation  der  Ej'eiskassen  und  der  Durchführung  des  Gesetzes  (Tarife, 
Normalstatuten,  Krankenkassenbücher  usw.)  gemäß  dem  §  52  den  einmaligen 
Betrag  von  rund  Kr.  200  000  leisten. 

Christiania,  Mai  1908. 

E.  Qvigstad. 


Digitized  by 


Google 


V  ta^hsbak.  ^ 


Herausgegeben 
von 

Dr.  Zacher, 

lUiMclMhar  Otteaiw  Regliwaaini. 


Heft  XlVa. 


Die  ürbeiterversichening  in  Luxemburg. 


1.  Nachtrag  zu  Heft  XIV. 

Bearbeitet 


von 


Staatsrat  Neuman, 

Prlsident  der  Unfallversicberungs-Oenossenschaft  in  LtixemlmrK. 


^le»" 


Berlin— OroB-Lichterfelde  1908. 

Verlag   der  Arbeiter-Versorgung. 
A.  Troschel. 


Digitized  by 


Google 


Verlag  der  Arbeiter-Versorgung.    A.  Troschel,  QroB-Uchterfelde. 


-^\^ 


in  jfashnie. 

Heraasgegebeo 


^ 


Dr.  ZacKWr 

Kaiserlicher  Geheimer  Regierungsrat. 


Inhaltsverzeichnis. 


I.Band: 


Heft  I  D&nemark. 

„  II  ScliwedeD« 

,  III  Norwegen. 

„  IV  Frankreich. 

.  V  England. 

.  VI  Italien. 


Heft  VII.  Osterreich. 

„    VIII.  Ungarn. 

„      IX.  Rußland. 

.       X  Finland. 

„      XI.  Schweiz. 

^     XII.  Belgien. 


IL  Band 
Heft  XIII.    Niederlande.  Heft  XV.    Spanien. 

„   XIV.    Laxeniburg.  ,    . 

Ferner: 


„   XVI.    Rfickbllck  und  AusbUck« 


Heft      la. 

D&nemark.      1.  Nachtrag 

zu 

Heft     I. 

n      nia. 

Norwegen.      I.         „ 

1» 

.     III 

.     IVa. 

Frankreich.     1.         „ 

n 

,     IV. 

.     IXa. 

Rußland.         1. 

» 

.     IX. 

•       Xa. 

Finland.          1. 

HI.   Band: 

n 

.       X. 

Heft     Va.  England.  1.  Nachtrag  zu  Heft    V. 

„      Via.  Italien.  1.         „  „      „     VI. 

„     VII  a.  Österreich.  1.         „  „      „    VII. 

„    Villa.  Ungarn.  1.         „  „      „   VIII. 

„     Xlla.  Belgien.  1.         „  „      „    Xll. 


Heft  XVII. 
n  IIa. 
.  Vb. 
.  XVa. 
„  Illb. 
„  XIV  a. 


IV.  Band: 
Die  Vereinigten  Staaten  Ton  Nord- Amerika« 


Schweden.    1.  Nachtrag  zu  Heft  II. 
England.       2.         „  „      ^     V. 

Spanien.        1.         »  »      »  XV. 

Norwegen.    2.        «         „      „    III. 
Luxemburg.  1.         „         „      »XIV. 

Die  weiteren  Hefte  für  den  Schlußband  V  (Dänemark,   Frankreich,  Italien,  Ungarn«  Schweis, 
Niederlande,  Australien,  Neu-Seeland)  sowie  das  Gesamtregister  sind   in  Vorbereitung. 

-^— —    Alle  Rechte  yorbehalten.    -^— — 


Digitized  by 


Google 


Die  Arbeiteryersichenmg  im  Orossherzogtnm 

Luxemburg« 

Die  soziale  GesetzgeboDg  hinsichtlich  der  ArfoeiterversicheniDg  hat  während 
der  letzten  Jahre  vielleicht  in  keinem  andern  Staate  eine  so  rasche  und  derart 
ausgedehnte  Anwendung  gefanden  als  in  dem  in  wirtschaftlicher  Beziehung  dem 
Deutschen  Zollverein  nahestehenden  Oroßherzogtum  Luxemburg,  obgleich  die  den 
Sitten  und  Gebräuchen  entsprechende  allgemeine  Gesetzgebung  seit  Jahrhunderten 
sich  eher  derjenigen  der  romanischen  Völker,  namentlich  derjenigen  Frankreichs 
und  Belgiens,  nähert,  mit  welchen  Staaten  Luxemburg  tlbrigens  so  manche  G^etzes- 
Sammlung,  wie  z.  B.  das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  das  Handelsgesetzbuch,  das 
Strafgesetzbuch,  die  Zivilprozeßordnung  usw.,  gemeinschaftlich  teilt. 


L  Krankenyersichernng. 

Der  in  Heft  XIV  Seite  5  ff.  besprochene  Vorentwurf,  betreffend  die  Zwangs- 
versicherung der  Arbeiter,  wurde  ohne  wesentliche  Abänderungen  endgültig  zum 
Gesetz  vom  31.  Juli  1901  erhoben,  so  daß  die  Ausführungen  a.  a.  0.  ilire  volle 
Bedeutung  beibehalten. 

Hervorgehoben  zu  werden  verdient  jedoch,  daß  der  luxemburgische  (Gesetz- 
geber das  große  und  schwierige  Prinzip  der  freien  Arzt-  und  Apotheker- 
wahl in  das  Gesetz  selbst  eingeschrieben  hat,  und  zwar  durch  Artikel  12 
und  21,  welche  lauten: 

Art.  12.  „Das  Statut  muß  Bestimmungen  treffen:  2^  über  die  Natur  und 
den  Umfang  der  Unterstützungen  und,  nach  vorhergehender  Begutachtung  des 
Medizinalkolleginms,  über  die  allgemeinen  Vorschriften,  welche  den  Kassenmit- 
gliedem  die  freie  Arzt-  und  Apothekerwahl  sichern  sollen.^ 

Art.  21.  „Zur  freien  Kur  ihrer  Mitglieder  kann  die  Krankenkasse  besondere 
Aerzte,  Apotheker  und  'Krankenhäuser  bestellen.  Dennoch  steht  jedem  Mitglied 
das  Recht  zu,  sich  Arzt  und  Apotheker  frei  zu  wählen.  Doch  dürfen  letztere  keine 
höheren  Gebühren  in  Rechnung  bringen,  als  die  Kasse  ihren  eigenen  Aerzten  bzw. 
Apothekern  geschuldet  hätte,  and  müssen  dieselben  sich  den  durch  das  Statut  bzw. 
durch  den  Vorstand  erlassenen  Verfügungen  unterwerfen." 

Die  freie  Aerztewahl  hat  leider  in  den  ersten  Zeiten  zu  großen  Schwierig- 
keiten und  mannigfachen  Zwistigkeiten  Anlaß  gegeben.  Schon  vor  der  Ver- 
öffentlichung des  Gesetzes  hatten  die  Aerzte  des  Großherzogtnms  ein  Aerzte- 
sjndikat  gebildet,  um  mit  aller  Kraft  gegen  die  Vorschläge  der  Regierong  und 
der  Krankenkassenvorstände  anstreben  zu  können.  Das  Syndikat  beanspruchte 
nicht  allein  das  Recht,  die  Gebührentarife  aofzustellen  und  bedingungslos  einzu- 
führen, sondern  stellte  auch  die  Forderung,  die  Krankenbehandlnng  unbeschränkt 
ZQ  übernehmen  und  unabhängig  auszuführen.  Die  Ergebnisse  indes  übertrafen  die 
Erwartungen,  und  es  hätte  wohl  nicht  viel  gefehlt,  so  hätte  man  das  Kind  mit 
dem  Bade  ausgeschüttet  Die  finanzielle  Lage  mancher  Kassen,  namentlich  die 
der  Stadt  Luxemburg,  war  höchst  gefährdet,  die  Jahresrechnungen  schlössen  mit 
einer  beträchtlichen  Unterbilanz,  so  daß  schließlich  durch  die  Vermittlung  der 
Regierung  bei  der  Staatssparkasse  eine  Anleihe  aufgenommen  werden  mußte,  um 
sämtliche  noch  ausstehenden  Schuldforderungen  an  die  Kasse  begleichen  zu  können. 
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Dieser     äußerst    bedauernswerten    Sachlage  ^)    wurde    glücklicherweise    im 


^  Vgl.  über  gleichartige  Wahmehmongen  auch  in  anderen  Ländern  und 
in  Deutschland  die  übrigen  Hefte  des  Sammelwerks  sowie  Jaff6,  „Stellung 
und  Aufgaben  des  Arztes  auf  dem  Gebiete  der  Krankenversicherung",  Jena  1903, 
L  Deutschland,  ü.  Ausland,  S.  3  ff.,  168  ff.  und  die  S.  230—232  angeführte  Literatur. 

In  Deutschland  hatten  die  Aerzte  lange  Zeit  bittere  Klage  geführt  über  die 
unwürdige  Honorierung  und  Behandlung  der  Kassenärzte  seitens  gewisser,  zumeist 
sozialdemokratischer  Kassenvorstände,  welche  die  durch  das  Mißverhältnis  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  bedingte  Notlage  des  ärztlichen  Standes  mißbräuchlich 
ausnutzten.  Nach  beiden  Richtungen  wurde  Wandel  geschaffen,  seitdem  sich  die 
deutschen  Aerzte  im  Wege  der  Selbsthilfe,  nach  dem  Vorgange  ihrer  französischen 
Kollegen,  beruflich  organisierten  und  der  im  Jahr  1900  begründete  „Verband  der 
Aerzte  Deutschlands  zur  Wahrung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen"  zu  Leipzig, 
welcher  von  den  rd.  30  000  Aerzten  Deutschlands  schon  über  zwei  Drittel  zu 
seinen  Mitgliedern  zählt,  in  ebenso  unermüdlicher  wie  erfolgreicher  Tätigkeit  die 
einseitige  Herrschaft  der  Kassenvorstände  zugunsten  paritätischer  Verhandlungs- 
methoden  zu  brechen  wußte.  Der  Hauptsache  nach  dreht  sich  jetzt  der  Streit 
zwischen  Aerzte  und  Krankenkassen  noch  um  das  Kassenarzt  s  y  s  t  e  m ,  d.  h.  ob 
„freie  Arztwahl",  für  welche  die  Mehrheit  der  Aerzte  eintritt,  oder  „be- 
schränkte Arztwahl",  an  der  die  Mehrheit  der  Kassen  festhält,  —  ein  Streit, 
der  vornehmlich  nur  die  größeren  Städte  und  Industriezentren  berührt,  da  in 
kleinen  und  mittleren  Orten,  wo  überhaupt  nur  einzelne  oder  wenige  Aerzte  zur 
Verfügung  stehen,  die  Streitfrage  kaum  entstehen  kann.  Der  grundsätzliche  Unter- 
schied zwischen  den  beiden  Systemen  ist  der:  Das  System  der  „freien"  Arztwahl 
will  die  Kassenpraxis  dem  freien  Wettbewerb  der  Aerzte  eröffnen,  d.  h.  alle  im 
Kassenbezirk  praktizierenden  Aerzte  zulassen,  die  sich  auf  die  für  die  Ausübung 
des  kassenärztlichen  Dienstes  maßgebenden  (zwischen  Kassen  und  Aerzten  kollektiv 
vereinbarten)  Bedingungen  verpflichten,  und  stellt  jedem  Mitgliede  der  ange- 
schlossenen Kajssen  die  Wahl  unter  allen  solchen  Aerzten  frei;  das  System  der 
„beschränkten"  Arztwahl  dagegen  schließt  die  freie  Konkurrenz  aus,  behält  viel- 
mehr den  Kassen  das  Recht  vor,  nur  so  viele  und  nur  solche  Aerzte  zuzulassen, 
als  zur  sachgemäßen  Besorgung  des  kassenärztlichen  Dienstes  benötigt  und  be- 
fähigt erscheinen,  und  beschränkt  demgemäß  die  Arztwahl  der  Kassenmitglieder 
auf  einen  numerus  clausus  von  Aerzten.  Die  Aerzte  glauben  im  Interesse 
ihres  Standes  für  die  freie  Arztwahl  eintreten  zu  müssen,  um  jedweder  Mono- 
polisierung der  Kassenpraxis  zugunsten  einer  Minderheit  zu  begegnen,  insbesondere 
um  auch  jungen  Anfängern,  je  mehr  die  zunehmende  Ausdehnung  der  Zwangs- 
versicherung das  Feld  der  freien  Privatpraxis  einenge,  den  Eintritt  in  die  ärztliche 
Praxis  zu  ermöglichen  und  zu  erleichtem.  Die  Kassen  wiederum  bekämpfen 
dieses  System,  weil  ihrer  Meinung  nach  die  unbegrenzte  Zulassung  noch  dazu 
für  die  Kassenpraxis  unvorgebildeter  Aerzte  das  Simulationswesen  befördert, 
auf  beiden  Seiten  —  bei  Kassenmitgliedem  wie  Aerzten  —  moralische  Gefahren 
auslöst,  durchgreifende  Kontrollen  nicht  gewährleistet  und  so  zu  finanzieller  Ueber- 
lastung  der  Kassen  führt. 

Die  Honorierun^  und  Kontrolle  der  kassenärztlichen  Leistungen  erfolgt  im 
übrigen  bei  beiden  Systemen  vielfach  nach  ähnlichen  Grundsätzen,  indem  das 
Pauschale,  das  die  angeschlossenen  Krankenkassen  pro  Mitglied  und  Jahr 
für  die  ärztliche  Behandlung  ihrer  Mitglieder  zur  Verfügung  stellen,  an  die  be- 
treffende kassenärztliche  Organisation  abgeführt  wird,  welche  ihrerseits  die  Kontrolle 
des  kassenärztlichen  Dienstes  und  die  (meist  vierteljährliche)  Abrechnung  mit  den 
einzelnen  Aerzten  —  sei  es  nach  dem  Point  System  (Honorierung  der  Einzel- 
leistungen) oder  nach  dem  Bon  System  (1  Bon  pro  Erkrankten  oder  pro  Krank- 
heitsfall) —  besorgt,  so  daß  danach  die  frühere  Abhängigkeit  des  einzelnen  Arztes 
vom  Kassen  vorstand  völlig  beseitigt  ist,  etwaige  Differenzen  zwischen  beiden  vor 
paritätisch  zusammengesetzten  Kommissionen  zam  Austrage  kommen  und  an 
Stelle    der    früheren    Einzelverträge    (zwischen    dem   einzelnen   Arzt  und   Kassen- 
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Jahre  1906  dnrch  ein  zwischen  dem  Eassenvorstand  und  den  Aerzten  abgeschlossenes 

vorstand)  entsprechende  Kollektivverträge  (zwischen  den  beiderseitigen  Organisationen 
bzw.  deren  Bevollmächtigten)  getreten  sind  (Jaff6,  a.  a.  0.  S.  66,  140 flf.). 

Während  die  Kassenmitglieder  selber,  die  Arbeiter,  sieh  der  ganzen  Streit- 
frage gegenüber  ziemlich  gleichmütig  verhalten,  da  sie  wohl  unter  jedem  der 
beiden  Systeme  zu  ihrem  Recht  gelangen,  indem  jedem  einzelnen  die  Möglichkeit 
geboten  ist,  unter  den  zur  Auswahl  stehenden  Aerzten  einen  „Arzt  seines  Ver- 
trauens^ zu  finden,  ist  der  Kampf  zveischen  Aerzten  und  Kassen  ein  um  so  er- 
bitterterer und  hat  ebenso,  wie  in  anderen  Ländern,  zu  oft  recht  unerfreulichen 
Erscheinungen  geführt,  auch  mehrfach  Formen  angenommen,  die  sich  von  gewerk- 
schaftlichen Streikmethoden  kaum  noch  unterscheiden. 

Wie  die  Protokolle  der  Aerztetage  einerseits  und  der  Krankenkassenkongresse 
andererseits  ersehen  lassen,  sind  bei  der  Erbitterung,  mit  der  diese  Interessen- 
streitigkeiten geführt  wurden,  vielfach  die  Gesichtspunkte  verloren  gegangen,  welche 
eine  beide  TeUe  zufriedenstellende  Regelung  bedingen. 

Wenn  auch  heute  noch  innerhalb  der  Aerzteschaft  und  namentlich  in  deren 
notleidenden  Kreisen  die  Anschauung  vertreten  wird,  daß  die  wirtschaftliehe  Not- 
lage des  ärztlichen  Standes  vornehmlich  auf  die  Arbeiterversicherung  zurückzuführen 
sei,  die  ihre  Zwangskreise  immer  weiter,  die  der  freien  ärztlichen  Praxis  immer 
enger  ziehe,  so  wird  sich  eine  solche  Auffassung  gegenüber  den  bereits  früher 
(s.  Heft  la  S.  11),  auch  von  anderen  Seiten  (s.  u.  a.  Jaffö  a.  a.  0.,  S.  146)  geltend 
gemachten  Zahlen  und  Tatsachen  um  so  weniger  aufrecht  erhalten  lassen,  als  ja 
gleichartige  Elrscheinungen  auch  in  Ländern  ohne  Zwangsversicherung  hervor- 
getreten sind  und  gerade  die  deutsche  Arbeiterversicherung  durch  die  Zusammen- 
fassung der  breiten  sonst  zahlungsunfähigen  Massen  und  durch  ihre  fortgesetzt 
steigenden  Anforderungen  an  ärztlicher  Mitvnrkung  —  nicht  bloß  auf  thera- 
peutischem, sondern  auch  auf  prophylaktischem  Gebiet  und  durch  die  Anbahnung 
einer  Volkshygiene  größten  Stils  —  dem  ärztlichen  Stande  ein  nahezu  unbegrenztes 
Wirkungsfeld  erst  recht  erschlossen  hat.  Man  wird  also  aus  gleichartigen  Er- 
scheinungen auf  gleichartige  Ursachen  schließen  dürfen  und  die  mit  Recht  beklagte 
schwierige  Lage  der  Aerzte  im  wesentlichen  auf  ein  vorübergehendes  Mißverhältnis 
zwischen  Angebot  und  N'achfrage  zurückführen  müssen,  wie  es  anderen  Berufs- 
ständen in  heutiger  Zeit  auch  nicht  immer  erspart  bleibt. 

Bei  vorurteilsfreier  Betrachtung  wird  man  sich  auf  selten  der  Aerzte  sagen 
müssen,  daß  die  Arbeiterversicherung  nicht  dazu  berufen  ist,  dem  Aerztestande 
ohne  jede  Rücksicht  auf  seinen  willkührlichen  Zuwachs  vor  allen  sonstigen  freien 
Berufsständen  das  Vorrecht  einer  Art  Existenzversicherung  zu  bieten,  und  anderer- 
seits auf  Seiten  der  Kassenvorstände  dessen  eingedenk  sein  müssen,  daß  ohne  die 
arbeitsfreudige  Mitwirkung  der  Aerzte  sich  die  hohen  Ziele  der  sozialen  Ver- 
sicherung überhaupt  nicht  erreichen  lassen,  daß  also  den  Aerzten  das,  was  ihnen 
als  den  wertvollsten  Mitarbeitern  mit  Recht  gebührt,  nicht  widerwillig  und  er- 
zwungen, sondern  in  freiwilligem  und  verständnisvollem  Entgegenkonmien  gewährt 
und  mit  ihnen  Hand  in  Hand  gearbeitet  werden  sollte. 

Wenn  ferner  die  Mehrheit  der  Aerzte  in  der  allgemeinen  Durchführung  der 
„freien  Arztwahl"  ein  geeignetes  Heilmittel  für  die  Sanierung  der  Verhältnisse 
gefunden  zu  haben  glaubt,  so  dürfte  dies  lediglich  auf  eine  Selbsttäuschung  hinaus- 
laufen, da  die  freie  Arztwahl  dem  gegebenen  Bedürfnis  gegenüber  kein  neues 
Arbeitsfeld  zu  schaffen  vermag,  sondern  bestenfalls  das  vorhandene  Arbeitsfeld 
an  Stelle  des  so  lebhaft  angefochtenen  numerus  clausus  nunmehr  einer 
größeren  Anzahl  oder  allen  Aerzten  eröfl&iet,  also  lediglich  eine  Ver- 
schiebung, aber  keine  Vergrößerung  der  Einnahmequellen  bewirken 
könnte;  und  ob  dies  im  wirtschaftlichen  Endergebnis  für  den  Aerztestand  einen 
Gewinn  bedeuten  würde,  erscheint  mehr  als  fraglich.  Sollte  z.  ß.  in  einer  Stadt 
mit  einer  Kassenmitgliedschaft  von  100  000  Versicherten,  die  in  etwa  zehn  Kassen- 
bezirken mit  je  zehn  Kassenärzten  gegen  ein  Pauschale  von  5  M.  pro  Kopf 
und  Jahr  =  500  000  M.  ärztlich  sachgemäß  und  ausreichend  versorgt  werden  — 
wir  führen   diese   rein   fingierten  Zahlen   nur  der  Anschaulichkeit   halber   an  — , 
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Uebereinkommen  ein  Ende  gemacht  Indem  dieses  Uebereinkommen  die  geeigneten 


diese  Kassenpraxis  dnrch  Einftthrnng  der  ^freien  Arztwahl'^  allen  am  Ort  ansässigen 
etwa  400  Aerzten  eröffnet  werden,  so  würde  —  bei  Vermeidong  aller  Mißbrauche 

—  im  finanziellen  Endergebnis  fttr  die  Aerzteschaft  nichts  gewonnen  sein;  es 
würden  keine  neuen  oder  vermehrten  Einnahmequellen  ersdilossen  werden,  viel- 
mehr nur  das,  was  bisher  100  Aerzten  eine,  wenn  auch  bescheidene,  so  doch  ge- 
sicherte —  und  was  nicht  unwichtig  ist,  auch  der  Klientel  gegenüber  unabhängige 

—  Lebensstellung  gab,  anders  verteilt  werden.  Die  Durchführung  der  freien  Arzt- 
wahl würde  einem  TeU  jener  Kassenärzte  die  Existenzmittel  entziehen,  um  sie 
einem  andern  Teil  der  bisher  von  der  Kassenpraxis  ausgeschlossenen  Aerzte  in  so 
unzureichendem  Maß  zu  gewähren,  daß  auch  diese  davon  nicht  existieren  könnten, 
also  auf  der  einen  Seite  gesicherte  Existenzen  zerstören  und  auf  der  anderen  Seite 
keine  solchen  schaffen.  Auch  haben  die  Erfahrungen  der  Kassen  mit  freier  Arzt- 
wahl zur  Genüge  gezeigt,  daß  das  System  der  freien  Konkurrenz  keineswegs  zu 
einer  auch  nur  einigermaßen  gleichmäßigen  Verteilung  der  Kassenpauschalsummen 
an  die  zugelassenen  Aerzte  führt,  vielmehr  pflegen  einige  wenige  —  die  sogenannten 
„Kassenlöwen"  — mit  außerordentlich  hohen  Einnahmen  den  Rahm  abzuschöpfen, 
ein  weiterer  Bruchteil  bringt  es  zu  bescheidenen  Durchschnittseinnahmen  und  der 
bei  weitem  größte  Teil  hat  entweder  gar  keine  oder  ganz  unbedeutende  Ein- 
nahmen. 

Bietet  hiemach  finanziell  das  System  der  freien  Arztwahl  dem  ärztlichen 
Stande  in  der  Praxis  nicht  das,  was  es  in  der  Theorie  zu  verheißen  schien,  und 
läßt  sich  die  Befreiung  des  Kassenarztes  von  der  Uebermacht  des  Kassenvorstandes, 
wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  auch  ohne  jenes  System  erreichen  (s.  Jaff6  a.  a. 
0.,  S.  84,  140  ff.),  so  erscheint  um  so  gewichtiger  das,  was  von  den  Gegnern  der 
freien  Arztwahl  und  von  den  Krankenkassen  selbst  gegen  dieses  System  geltend 
gemacht  wird.  Sie  behaupten,  daß  es,  trotz  aller  Gegenmaßnahmen,  das  neuer- 
dings und  nicht  bloß  in  Deutschland  so  lebhaft  beklagte  Simulationswesen  d.  h. 
die  mißbräuchliche  Ausnutzung   der  Kassen   lediglich   befördere,   auf  beide  Seiten 

—  Kassenmitglieder  wie  Aerzte  —  demoralisierend  einvrirke  und  im  Endergebnis 
zum  finanziellen  Zusammenbruch  der  Kassen  führen  müsse.  Gerade  über  diesen 
Punkt  ist  zwischen  den  gegnerischen  Parteien  ein  lebhafter  Streit  geführt  und 
mehrfach  der  Versuch  gemacht  worden,  durch  statistische  Vergleiche  zwischen  der 
Finanzgebarung  von  Kassen  mit  freier  Arztwahl  und  solchen  mit  anderen 
Arztsystemen  den  Gegner  zu  überzeugen.  Diese  Versuche  scheiterten  daran,  daß 
eine  einwandfreie  Vergleichbarkeit  der  beiderseitigen  Kassenergebnisse  die  Aus- 
schaltung aller  sonstigen  Faktoren,  welche  die  Finanzgebarung  der  Krankenkassen 
ungleichartig  beeinflussen  können  (wie  z.  B.  Alters-,  Berufs-,  Geschlechts-,  Orts- 
gruppierung der  Mitgliedschaft,  örtliche  und  sanitäre  Verhältnisse),  zur  notwendigen 
Voraussetzung  hat  und  diese  Voraussetzung  sich  ohne  die  sorgfältigsten  Vorarbeiten 
kaum,  wenn  überhaupt,  erzielen  läßt.  Aber  es  bedarf  solch  zahlenmäßiger  Nach- 
weise auch  gar  nicht. 

Schon  die  allgemeinen  Wahrnehmungen  und  rein  menschlichen  Erfahrungen 
nicht  bloß  auf  dem  Gebiete  der  Krankenversicherung,  sondern  auch  auf  den  übrigen 
Gebieten  der  Arbeiterversichernng,  und  nicht  bloß  in  Deutschland,  sondern  auch 
im  Auslande  lassen  es  begreiflich  erscheinen,  daß  mißbräuchliche  Ausnutzungen 
der  Versicherungskassen  am  üppigsten  da  gedeihen  müssen,  wo  sich  beiderseits 
Notleidende  —  einerseits  arbeitslose,  oft  auch  arbeitsscheue  Kassenmitglieder,  anderer- 
seits beschäftigungs-  und  brotlose  Aerzte  —  in  dem  wechselseitigen  Bestreben  be- 
gegnen, aus  den  solventen  Versicherungskassen  für  sich  selbst  die  größtmöglichen 
Vorteile  herauszuziehen,  und  daß  solche  Verhältnisse  sich  am  leichtesten  in  großen 
Städten  mit  ihren  vielen  Tausenden  von  Arbeitern  und  Hunderten  von  Aerzten  heraus- 
bilden können,  zumal  wenn  jeder  einzelne  Arbeiter  unter  einer  übergroßen  Anzahl 
von  Aerzten  frei  wählen  darf  und  solch  unbegrenztes  Wahlrecht  dem  ärztlichen 
Zuzug  noch  verstärkten  Anreiz  gibt.  Natürlich  ist  diese  schwache  Seite  des  Systems 
der  freien  Arztwahl  ihren  Vertretern  nicht  entgangen,  und  man  hat  sich  in  an- 
erkennenswerter Weise  bemüht,  durch  sinnreich  ausgedachte  Kontrollen  solchen  Mifl- 
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Mittel  gegen  die  verschiedenen  Mißbräache  erfolgreich  getroffen  hat,  so  scheint  es 


brauchen  nach  Kräften  entgegenzuwirken ;  aber  wenn  solche  Gegenmaßnahmen,  und 
insbesondere  in  großstädtischen  Verhältnissen,  wirklich  durchgreifende  Wirkungen 
haben  sollen,  erfordern  sie  wiederum  einen  solchen  Apparat  und  Mehraufwand  an 
Verwaltungsarbeit  und  ärztlicher  Mitwirkung,  daß  das  Endergebnis  doch  wieder  zu 
einer  finanziellen  Mehrbelastung  der  Kassen  und  Verteuerung  der  Versicherung 
führen  muß. 

Es  erscheint  auch  ohne  weiteres  einleuchtend,  daß  Kassenärzte,  welche  jahrein 
jahraus  im  selben  begrenzten  Bezirk  wirken,  ihre  Kassenklientel  genau  kennen, 
durch  ihre  gesicherte  Stellung  dieser  gegenüber  unabhängig  dastehen  —  eine  Unab- 
hängigkeit, die  mindestens  ebenso  wichtig  ist,  wie  die  Unabhängigkeit  dem  Kassen- 
Torstand  gegenüber  —  und  durch  die  vorwiegende  oder  ausschließliche  Beschäftigung 
mit  solcher  Kassenpraxis  die  einschlägigen  Verhältnisse  beherrschen,  sehr  viel 
schneller  und  sicherer  Simulanten  und  Querulanten  zu  erkennen  und  zurück- 
zuweisen vermögen,  als  Aerzte,  bei  denen  einerseits  alle  diese  Vorbedingungen 
fehlen,  andererseits  die  wirtschaftliche  Not  zu  weitestem  Entgegenkommen  treibt. 
Die  sogenannten  „Gefälligkeitsatteste"  sind  aber  eine  keineswegs  Deutschland 
eigentümliche  Erscheinung  und  beschränken  sich  ebensowenig  auf  das  Gebiet  der 
Krankenversicherung.  Schon  an  anderer  Stelle  ist  darauf  hingewiesen  (s.  Heft  XVII, 
S.  15^  ff.),  daß  die  neuerdings  so  lebhaft  beklagte,  auch  im  Reichstag  wiederholt 
erörterte  mißbräuchliche  Ausnutzung  der  Arbeiterversicherung  —  der  Kranken- 
kassen seitens  arbeitsloser  bzw.  arbeitsscheuer  Mitglieder,  der  Unfall-  und  Invaliden- 
versicherung durch  systematische  Uebertreibungen  und  Rentenjägerei  —  neben 
anderen  gewichtigen  Ursachen,  da  Krankengeld  und  Rente  ohne  ärztliches  Attest 
nicht  erhältlich  sind,  nicht  zum  wenigsten  auf  solche  „Gefälligkeitsatteste"  und 
auf  Gutachten  zurückzuführen  sind,  welche,  wenn  auch  noch  in  gutem  Glauben,  so 
doch  ohne  zureichende  Kenntnis  der  sozialen  Gesetzgebung  und  Sprnchpraxis  aus- 
gestellt werden.  Und  dies  ist  nicht  weiter  verwunderlich,  wenn  man  sich  vergegen- 
wärtigt, einerseits  wie  unendlich  schwierig  die  richtige  Feststellung  der  Erwerbs^ 
Unfähigkeit  im  Sinne  der  verschiedenen,  ohnehin  so  komplizierten  Versicherungsgesetze 
ist,  je  nachdem  es  sich  um  Anspruch  auf  Krankengeld,  Unfallrente  oder  Invaliden- 
rente handelt  (s.  a.  a.  0.,  S.  17*),  andererseits  daß  die  „soziale  Medizin",  welche 
das  Wohl  und  Wehe  von  Millionen  von  Versicherten  berührt  und  infolge  ihrer 
natürlichen  Fortentwicklung  tagtäglich  an  Bedeutung  zunimmt,  noch  nicht  zu  den 
obligatorischen  Lehrgegenständen  der  ärztlichen  Ausbildung  gehört.  Die  meisten 
Aerzte  gewinnen  daher  diese  für  die  sachgemäße  Ausübung  des  ärztlichen  Dienstes 
auf  dem  gesamten  Gebiet  der  Arbeiterversicherüng  unerläßlichen  Kenntnisse  und- 
Fertigkeiten  erst  in  langen  Jahren  praktischer  Tätigkeit,  mit  anderen  Worten,  auf 
Kosten  der  ganzen  Institution  und  der  Versicherten  selbst,  und  es  liegt  daher  im 
wohlverstandenen  Interesse  aller  Beteiligten,  wenn  Krankenkassen,  Berufsgenossen- 
schaften und  Invalidenanstalten  den  ärztlichen  Dienst  (durch  „beschränkte'^  Zulassung 
von  Kassenärzten,  Bestellung  besonderer  „Vertrauensärzte",  Einrichtung  von  Unfall- 
stationen und  Unfallkrankenhäusern,  Spezialheilanstalten  usw.)  dem  praktischen 
und  eigenartigen  Bedarf  der  Sozialversicherung  anzupassen  suchen,  weil  dadurch 
der  —  bis  zur  anderweiten  Regelung  der  ärztlichen  Vorbildung  noch  unvermeidliche 
—  Aufwand  an  Lehrzeit  und  Lehrgeld  wenigstens  auf  ein  Mindestmaß  herab- 
gesetzt wird. 

Auch  die  zunehmende  Ueberlastung  der  Spruehinstanzen  und  die  beklagte 
Langsamkeit  der  Rentenprozesse  hängt  nicht  zum  wenigsten  damit  zusammen,  daß 
oft  ein  einziges  derartiges  Gefälligkeitsattest  oder  unbrauchbares  Arztgutachten 
einen  ganzen  Rattenkönig  von  weiteren  Gutachten  —  Gegengutachten,  Spezial- 
gutachten,  Fakultätsgutachten,  Obergutachten,  klinische  Beobachtung,  KoUegial- 
gutachten  usw.  —  nach  sich  zieht  und  einer  ursprünglich  einfachen,  durch 
ein  einziges  —  sachkundiges  und  unabhängiges  —  Gutachten  zu  erledigen  ge- 
wesenen Sache  zu  einem  jahrelangen,  sämtliche  Instanzen  durchlaufenden  Prozeß- 
verfahren verhilft.  Aus  solchen  Verlegenheiten  haben  sich  die  praktischen  Eng- 
länder in  ihrem  neuen  Unfallentschädigungsgesetz  (s.  Heft  Vb,  S.  70,  121,  129, 
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angezeigt,  dieselben  nachfolgeod  zur  Belehrung  anderer  Kassen  korz  anzof Uhren  ^). 


131,  135)  dnroh  die  einfache  Vorschrift  herausgeholfen,  daß  bei  einem  Widerstreit 
der  beiderseitigen  Parteigatachten  das  Gutachten  eines  von  beiden  Parteien  anzu- 
rufenden bzw.  vom  Schiedsgericht  beizuziehenden  staatlich  bestellten  Schiedsarztes 
(medical  referee)  entscheidend  sein  soll.  Dagegen  hat  die  „freie  Arztwahl"  der 
französischen  Unfallversicherung  zu  einem  schamlosen  Ausbeutungssystem 
und  förmlichen  Sunulantenschulen  geführt ;  vgl.  Biblioth^que  d'Hygiene  et  d'Assurance 
sociales,  Paris,  Fövrier  1908:  „MMecins  et  accidents  du  travail"  (Enquete  des 
Senators  Dr.  Petitjean)  und  Le  Musöe  social,  Ann^e  1908  p.  72:  „La  Simulation 
des  accidents  du  travail". 

E^  läßt  sich  kaum  leugnen,  daß  die  mangelhafte  Organisierung 
und  Funktionierung  des  ärztlichenDienstes  auf  dem  ganzenGe- 
biet  der  Arbeiterversicherung  einen  ihrer  wesentlichsten  Mängel 
bedeutet,  der  schwere  sowohl  finanzielle  wie  moralische  Gefahren  mit  sich  bringt 
und  dessen  Beseitigung  eine  Hauptaufgabe  der  bevorstehenden  Gesamtreform  unserer 
Sozialversicherung  sein  wird.  Die  Klagen  der  Aerzteschaft,  in  der  bisherigen  Gresetz- 
gebung  keine  ausreichende  Berücksichtigung  gefunden  zu  haben,  müssen  nach  den 
inzwischen  gemachten  E^ahrungen  als  durchaus  berechtigt  anerkannt  werden  und 
erheischen  um  so  dringender  eine  befriedigende  Lösung,  als  ohne  die  arbeitsfreudige 
und  sachkundige  Mitwirkung  der  Aerzte  eine  beMedigende  Durchführung  der 
Arbeiterversicherung  ganz  ausgeschlossen  ist.  Die  Erfüllung  ihrer  Forderung,  für 
sachgemäße  Leistungen  angemessene  Honorierung  und  den  Orgauen  der  Arbeiter- 
versicherung gegenüber  eine  ihrem  Stande  angemessene  Stellung  zu  erhalten,  liegt 
im  Interesse  aller  Beteiligten  und  wird  sich  durch  zweckentsprechende  Regelung 
der  ärztlichen  Vorbildung  für  das  Gebiet  der  Sozialversicherung,  durch  gesetzliche 
bzw.  statutarische  Festlegung  der  Formen,  in  welchen  —  unter  Wahrung  der  beider- 
seitigen Autonomie  und  Parität  —  Zulassung,  Kontrolle  und  Honorierung  des  ver- 
sicherungsärztlichen Dienstes  nach  Maßgabe  der  örtlichen  Verhältnisse  und  Be- 
dürfnisse geordnet  und  bezügliche  Interessenstreitigkeiten  zu  ordnungsmäßigem 
Austrag  gebracht  bzw.  angemessene  Tarife  gesichert  werden,  und  durch  entsprechende 
Berücksichtigung  des  ärztlichen  Standes  im  Organismus  der  Sozialversicherung  un- 
schwer erreichen  lassen  (vgl.  hierzu  das  neue,  am  1.  Juli  1907  in  Kraft  getretene 
ungarische  Kranken-  und  Unfallversicherungsgesetz  §§  106,  114,  124,  127, 
133,  bzw.  die  Gesetzentwürie  der  Schweiz  vom  5.  Oktober  1899  §  58  und 
Oesterreich's  vom  9.  Dezember  1904  §  39).  Eine  gesetzliche  Kegelung 
dieser  Grundsätze  wird  sich  nicht  länger  umgehen  lassen,  nachdem  die  bisherige 
•Vertragsfreiheit  auf  diesem  Gebiet  versagt  hat,  und  andererseits  wird  man 
diese  nicht  weiter  als  angedeutet  beschränken  dürien,  um  der  außerordentichen 
Verschiedenartigkeit  der  örtlichen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse,  die  eine  gesetzliche 
Sohablonisierung  nicht  vertrügen,  überall  Rechnung  tragen  zu  können. 

Dem  wirtschaftlichen  Notstande  des  Aerztestandes  ließe  sich  aber  am  wirk- 
samsten abhelfen,  wenn  bei  der  bevorstehenden  Gesamtreform  der  Arbeiter- 
versicherung einerseits  das  Kurpfuschertum  von  dem  ganzen  Gebiet  der  Sozial- 
versicherung ausgeschlossen,  andererseits  der  Krankenversicherungszwang  auf  die 
Millionen  bisher  noch  unversicherter  und  der  ärztlichen  Behandlung  noch  vielfach 
unzugänglichen  Landarbeiter  ausgedehnt  und  zur  Beförderung  der  Ansiedelung 
von  Aerzten  auch  auf  Dörfern  und  in  entlegeneren  Gegenden  aus  Staats-  und  Ge- 
meindemitteln entsprechende  Zuschüsse  als  feste  Stellenzulagen  gewährt  würden. 
Es  würde  dies  noch  den  weiteren  Vorteil  bieten,  auf  eine  Verminderung  der  land- 
wirtschaftlichen Unfallasten  einwirken  zu  können,  da  die  neuerdings  so  lebhaft 
beklagte  Steigerung  dieser  Lasten  mit  der  mangelhaften  ärztlichen  Versorgung  der 
Verletzten  während  der  sogenannten  Wartezeit  (der  ersten  13  Wochen  nach  dem 
Unfall)  in  engster  Wechselbeziehung  steht;  denn  alle  Versäumnisse  in  dieser  für 
den  Verlauf  des  Heilprozesses  gerade  wichtigsten  Periode  setzen  sich  späterhin  in 

*)  Wegen  der  wohl  vorbildlich  gewesenen  Kegelung  in  Berlin  vgl.  M  n  g  d  a  n ,  Das 
Krankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juni  1883,  10.  Apnl  1892  (Kommentar  für  Aerzte).  Leipzig 
1900,  S.  47,  249,  258  ff.  —  Der  Herausgeber. 
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1.  Krankenschein.  Da  nur  Kassenmitglieder  Anspruch  aof  Behandlung 
haben  können,  so  mufi  vor  allem  der  Beweis  erbracht  sein,  daß  der  Erkrankte 
auch  Mitglied  ist  und  dessen  Beiträge  bezahlt  sind. 

Das  erkrankte  Mitglied  hat  sich  daher  bei  Beginn  der  Behandlung  durch 
einen  von  der  Krankenkasse  ausgestellten  Ej-ankmeldeschein  und  ein  Krankenbuch 
zu  legitimieren.  Nur  in  dringenden  Notfällen  kann  die  Legitimation  am  nächsten 
Tage  dem  Arzte  eingehändigt  werden.  Der  Arzt  muß  innerhalb  48  Stunden,  nach 
Eknpfang  der  Legitimation,  der  Kasse  den  Ej-ankmeldeschein  per  Post  zugehen 
lassen,  eventuell  bei  Verlust  des  betreffenden  Honoraranspruches. 

Während  einer  und  derselben  Krankheit  darf  ein  Wechsel  des  Arztes  nur 
mit  Zustimmung  der  Kasse  erfolgen. 

2.  FreieAerztewahl  unter  den  Kassenärzten.  Die  Krankenkasse 
darf  die  freie  Wahl  unter  den  Kassenärzten  in  keiner  Weise  beeinflussen.  Auf  Er- 
kundigung seitens  eines  Mitgliedes  oder  dessen  Beauftragten  hat  sie  einfach  auf 
das  Verzeichnis  der  Kassenärzte  zu  verweisen. 

Kassenarzt  ist  jeder  Arzt,  welcher  alle  vom  Kassen  vorstand  im  Einverständnis 
mit  der  Krankenkassenkommission  und  dem  Kontrollarzt  vorgeschriebenen  oder  zu 
erlassenden  Verfügungen  als  bindend  anerkennt. 

3.  Gebühren  der  Kassenärzte.  Als  Honorar  zahlt  die  Kasse  jedes  Jahr 
eine  Pauschalsumme,  welche  nach  dem  Verhältnis  der  einzelnen  ärztlichen  Leistungen 
verteilt  wird:  dieselbe  besteht  aus  20%  des  Gesamtbetrages  der  Beiträge  (ohne 
Eintrittsgelder,  Strafen,  Mahnungen  usw.)  und  wird  jedes  Jahr  festgestellt  auf 
Grund  der  wirklichen  Einnahmen  des  Vorjahres.  Dieses  Pauschale  begreift  eben- 
falls die  zahnärztlichen  Gebühren,  während  der  Kontrollarzt  von  der  Kasse 
honoriert  wird. 

Die  Abrechnung  erfolgt  halbjährlich,  also  zu  Anfang  Juli  und  zu  Anfang 
Januar.  Die  Krankenkasse  hat  das  Pauschalhonorar  bis  spätestens  15.  Juli  bzw. 
15.  Januar  bereit  zu  halten.  Nichtsdestoweniger  verpflichten  sich  die  Aerzte,  ihre 
Rechnungen  im  Anfang  des  dem  Quartalschluß  folgenden  Monates  bei  der  Kasse 
einzureichen.  Rechnungen,  die  nach  dem  15.  April,  15.  Juli,  15.  Oktober  bzw. 
15.  Januar  emlaufen,  werden  nicht  mehr  berücksichtigt 

4.  Krankenkassenkommission,  Revision  der  Rechnungen 
und  der  Rezepte,  Verfehlungen.  Die  Krankenkassenkommission  besteht 
aus  drei  Mitgliedern,  die  von  den  sämtlichen  Kassenärzten  für  drei  Jahre  gewählt 
werden.    Bei  der  Wahl  werden  zugleich  drei  Ersatzmitglieder  bezeichnet 

Diese  Krankenkassenkommission  hat  die  Revision  der  Rechnungen, 
auch  derjenigen  der  Zahnärzte,  vorzunehmen  und  die  Zahlungsanweisungen  an  die 
Kasse  auszustellen.  Die  Rechnungen  liegen  für  den  Fall  einer  Beanstandung 
während  acht  Tagen  nach  Benachrichtigung  des  betreffenden  Arztes  an  einer 
jeweils  zu  bestimmenden  Stelle  zur  Einsicht  auf,  doch  werden  jedem  Arzte  nur 
seine  eigenen  Rechnungen  vorgelegt 

Desgleichen  hat  die  Ej-ankenkassenkommission  auch  die  Revision  der 
Rezepte  nach  Empfang  des  Materials  durch  die  Kassen  vorzunehmen.  Sie 
hat  Verfehlungen  gegen  die  Bestimmungen  über  die  billige  Verschreibweise  zu 
rügen.  Finden  trotzdem  wiederholt  Ueberschreitungen  statt,  so  kann  dem  betreffenden 
Arzte  der  schuldhafterweise  die  Kasse  belastende  Betrag  vom  nächsten  Honorar 
in  Abzug  gebracht  werden. 


desto  zahlreichere  und  höhere,  oft  lebenslängliche  Renten  um;  einen  schlagenden 
Beleg  dafür  bilden  u.  a.  die  Erfahrungen  der  Berliner  Sektion  der  Brauerei-  und 
Mälzerei-Berufsgenossenschaft,  welche  durch  intensive  und  sofort  einsetzende 
Heilbehandlung  aller  Unfallverletzten  (mittels  der  durch  sie  s.  Z.  ins  Leben  ge- 
rufenen „Unfallstationen")  die  Ziffer  der  entschädigungspflichtigen  Unfälle  pro  1000 
Vollarbeiter  um  ein  Mehrfaches  herabgemindert  hat.  Auch  würde  die  Verbesserung 
der  Krankenpflege  auf  dem  Lande  mit  dazu  beitragen,  der  zunehmenden  „Land- 
flucht" entgegenzuwirken  und  ebenso  den  ärztlichen  Zustrom  mehr  von  den  Groß- 
städten nach  dem  platten  Land  überzuleiten.  —  Der  Herausgeber. 
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Bei  VerfehloDgen  gegen  die  Verpflichtangen  eines  Kassenarztes  erteilt  die 
Krankenkassenkommission  dem  betreffenden  Arzte  eine  Belehrung  oder  Verwamang. 

Im  Wiederholungsfälle  —  oder  in  besonders  schweren  Fällen  aach  beim 
erstenmal  —  kann  die  Kommission  den  zeitweiligen  Ansschlnß  des  Arztes  aus  der 
Praxis  bei  der  Kasse  beantragen. 

Der  Ausschluß  kann  vom  Vorstand  der  Kasse  nur  nach  Anhörung  der  Be- 
treffenden und  des  Kontrollarztes  verfügt  werden. 

5.  Kontrollarzt.  Die  Bezirkskrankenkasse  stellt  einen  KontroÜarzt  an. 
Für  diese  Stelle  werden  von  den  sämtlichen  Kassenärzten  zwei  Kandidaten  vorge- 
schlagen, von  denen  der  Kassenvorstand  einen  endgültig  für  die  Dauer  von  drei 
Jahren  ernennt. 

Der  KontroUarzf  verpflichtet  sich,  sonst  keine  Kassenpraxis  auszuüben. 

Der  Kontrollarzt  hat  auf  Ersuchen  der  Kassenverwaltung  die  Kontrollunter- 
suchungen in  seiner  Sprechstunde  oder  im  Hause  des  Kranken  vorzunehmen.  Diese 
Untersuchungen  finden  statt  ohne  vorherige  Anfrage  beim  behandelnden  Arzt.  Der 
behandelnde  Arzt  verpflichtet  sich,  dem  Kontrollarzt  auf  dessen  Verlangen  alle  znr 
Beurteilung  des  Falles  dienlichen  Beobachtungen  mitzuteilen  und  jede  notwendige 
Auskunft  zu  geben. 

Der  Kontrollarzt  teilt  seinen  Befund  dem  behandelnden  Arzte  und  der  Kasse 
mit  Erhebt  der  behandelnde  Arzt  gegen  ein  auf  Erwerbsfähigkeit  lautendes 
Outachten  des  Kontrollarztes  nicht  sofort  Widerspruch  beim  Kontrollarzt,  so  erkennt 
er  dessen  Gutachten  an  und  darf  unter  keinen  Umständen  die  Er- 
werbsunfähigkeit des  betreffenden  Mitgliedes  weiter  be- 
scheinigen. Erhebt  er  Widerspruch,  so  hat  er  sofort  mit  dem  Kontrollarzt  in 
eine  Besprechung  zu  treten,  deren  Ergebnis,  falls  eine  Meinungsverschiedenheit 
nicht  beseitigt  wird,  durch  den  Kontrollarzt  dem  Kassenvorstand  mitgeteilt  wird, 
welcher  einen  zweiten  Vertrauensarzt  heranziehen  kann,  dessen  Urteil  ausschlag- 
gebend ist  Die  Konsultation  des  behandelnden  Arztes  mit  dem  Kontrollarzte  wird 
als  einfache  Leistung  (Beratung  oder  Besuch)  honoriert. 

Dem  KassenmitgUed  gegenüber  ist  jede  Kritik  der  Ansichten  und  Maß- 
nahmen der  beteiligten  Faktoren  (Kasse,  behandelnder  Arzt,  Kontrollarzt)  zu 
unterlassen. 

Der  Kontrollarzt  gibt  femer  bei  jeder^  vorzunehmenden  größeren  Operation 
oder  Ueberweisung  ins  Krankenhaus  sein  Outachten  ab  und  steht  dem  Kassen- 
vorstand überhaupt  als  „Vertrauensarzt^  zur  Verfügung,  auch  bei  der  Kontrolle 
der  ärztlichen  Rezepte.  Derselbe  übernimmt  schließlich  die  ärztliche  Behandlang 
des  Personals  des  Kassenbureaus  und  deren  direkten  Angehörigen. 

Der  Kassenvorstand  schließt  mit  dem  Kontrollarzt  einen  eigenen  Vertrag  ab. 

6.  Um  unnötige  Ausgaben,  namentlich  durch  Bescheinigung  ungerecht- 
fertigter Erwerbsunfähigkeit,  welche  eine  mißbräuchliche  Auszahlung  der  Kranken- 
gelder zeitigen  würde,  zu  vermeiden,  sind  besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
Häufigkeit  der  Besuche,  der  sparsamen  Verordnungsweise,  der  Krankenbücher,  der 
Krankenscheine  usw.  erlassen  worden,  welche  unbedingt  von  den  Kassenärzten, 
unter  Kontrolle  der  Krankenkassenkommission  und  des  Kontrollarztes,  zu  beob- 
achten sind. 

7.  Auch  mit  den  Apothekern  wurde  ein  zufriedenstellendes  Abkommen  ge- 
troffen. Die  Aerzte  sind  verpflichtet,  in  Zukunft  ihre  Verschreibungsart  danach 
einzurichten.  Spezialitäten  sind  verboten.  An  deren  Stelle  können  in 
besonderen  Fällen  die  eigens  hierzu  bestimmten  Rezeptformulare  treten.  Für  mit 
Namen  gesetzlich  geschützte  Mittel  werden  nur  mehr  deren 
Ersatzpräparate  abgegeben.  Mineralwasser  darf  nur  ausnahms- 
weise und  in  einzelnen  Krügen  oder  Flaschen  verabfolgt,  mithin  auch  nur  so  ver- 
schrieben werden.  Nur  in  Ausnahmefällen  ist  es  den  Kassenärzten  erlaubt  Milch 
zu  verschreiben,  unter  Angabe  des  täglich  auszuliefernden  Quantums.  Diese  Re- 
zepte müssen  vor  Lieferung  der  Milch  in  der  Kasse  abgestempelt  werden. 

Nachfolgend    sind    die    Hauptergebnisse    der    statistischen    Zusammen- 
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stellang  von  1903 — 1906^)  wiedergegeben,  ondzwar  zwecks  Vergleichs  mit  andereo 
Anfstellongen  soweit  als  tunlich  auf  die  Einheitszahl  100  berechnet. 

1«  Art  und  Zahl  der  Sassen.  Der  luxemburgische  Gesetzgeber  hat  drei 
Arten  von  Kassen  zugelassen: 

1.  die  B e z i r k s krankenkassen  oder  auch  Regionalkrankenkassen; 

2.  die  Betriebs  krankenkassen,  und 

3.  die  gemäfi  dem  Gtesetze  vom  11.  Juli  1891  auf  freier  Vereinigung  und 
Gegenseitigkeit  beruhenden  Hilfskassen  (Unterstützungsvereine),  wenn 
dieselben  ihren  Mitgliedern  die  im  Erankeuversicherungsgesetze  vorge- 
schriebenen Mindestuntersttttzungen  gewähren  (vgl.  Heft  XIV  S.  4,  26  ff.)- 

Die  G^amtzahl  der  tätigen  Kassen  betrug  66,  und  zwar  waren  hiervon 
15  Bezirkskrankenkassen,  48  Betriebskrankenkassen  und  drei  Hilfskassen  (Unter- 
sttttzungsvereine). 

2.  Zahl  der  Mitglieder.  Die  Durchschnittszahl  der  im  Jahre  1906  gegen 
Krankheit  versicherten  Personen  beläuft  sich  auf  36  915.  Von  den  gegen  &ank- 
heit  versicherten  Personen  waren  35  707  bei  den  durch  Art  3  des  Gesetzes  vom 
31.  Juli  1901,  betreffend  die  Arbeiter-Krankenversicherung,  vorgesehenen  Kassen 
versichert,  während  den  anderen  1208  Personen  (Handlungsgehilfen  und  -lehr- 
lingen,  Betriebsbeamten,  Werkmeistern  und  Technikern)  in  Ajawendung  des  Art  1 
Absatz  9  desselben  Gesetzes  in  Krankheitsfällen  die  Fortzahlung  des  Gehalts  oder 
Lohnes  während  13  Wochen  in  Mindesthöhe  der  gesetzlichen  und  statutarischen 
Mindestleistungen  der  betreffenden  Krankenkassen  seitens  der  Arbeitgeber  gewähr- 
leistet war  (vgl.  Heft  XIV  ö.  37). 

Die  Ermittelung  der  im  Durchschnitt  bei  den  Krankenkassen  im  Jahre  ver- 
sicherten Personen  erfolgte  dadurch,  daß  der  Mitgliederbestand  jeder  Kasse  während 
eines  jeden  Monats  festgestellt  und  diese  Summen  fttr  dasselbe  Jahr  alsdann  durch 
zwölf  geteilt  wurden. 

Es  kommen  im  Jahresdurchschnitt  Mitglieder  auf  eine  der  betreffenden 
Kassenarten : 


Jahr 

Bezirks- 
krankenkusen 

Betriebs- 
krankenkassen 

Hilfskassen 

Zosanunen 

1903 
1904 
1905 
1906 

534 
548 
613 
926 

381 
404 
427 
452 

46 
48 
50 
42 

407 
426 
460 
541 

3.  TerhUtnis  der  gegen  Krankheit  versieherten  Personen  zur  gesamten 
Bevölkerung.    Auf  100  Einwohner  kamen  Versicherte  bei 


Bezirks- 
krankenkassen 

Betriebs- 
krankenkassen 

Hilfs- 
kassen 

Zosanunen 

Jahr 

Mann- 
liche 

Weib-      2u- 

li«l»e    1   **"*■ 
1    men 

MSnn- 
Uohe 

Weib- 
liche 

Zu- 
sam- 
men 

MBon- 
Uche 

Weib- 
liche 

Zu- 
sam- 
men 

1903 
1904 
1905 
1906 

8.46 

8.73 

9.28 

10.01 

1.10 
1,08 
1.17 
1.27 

4.78 
4.90 
5.27 
5.69 

15.06 
15.99 
16.10 
17.07 

0.52 
0.53 
0.51 
0.51 

7.80 
8.26 
8.39 
8.88 

0.08 
0.08 
0.08 
0.05 

23.70 
24.89 
25.55 

27,18 

1.62 
1.60 
1.68 
1.77 

12.66 
13.24 
13.74 
14.62 

Im  Jahre  1900  betrug  die  im  Großherzogtum  gesetzlich  domizilierte  Be- 
völkerung 234  709  Einwohner,  davon  117  287  männlichen  und  117  422  weiblichen 
Geschlechtes. 


^)  Die  Krankenversicherung  im   Großherzogtum   Luxemburg  1903 — 1906. 
Staatsministerium,  Abteilung  für  Arbeiterversicherung. 


Bearbeitet  im 


Digitized  by 


Google 


10 


Die  Arbeiterverslchening  im  Großhenogtom  Luxemburg. 


Im  Jahre  1905  betrag  die  im  Grofiherzogtom  gesetzlich  domizilierte  Be- 
völkerung 244  229  Einwohner,  wovon  123  461  männlichen  und  120  768  weiblichen 
Gesohlechtes  (vgl.  Heft  XIV,  S.  3,  Note  1). 

4.  Beteiligung  der  beiden  Oesehlechter*  Nach  dem  Geschlechte  getrennt 
waren  die  jahresdurchschnittlichen  Mitgliederzahlen  folgende: 


M&nnliche 

Weibliche 

Auf  100 
m&unliche 
Mitgüeder 

kommen 
weibliche 
Mitgüeder 

Auf  100  weibliche 
Mitglieder  im  all- 

Eassenart 

Jahr 

Mitglieder 

gemeinen  kommen 
weibliche  Mit- 
^eder  bei  den 

f  1903 

9  927 

1287 

12.96 

67.70 

Bezirkskranken- 

1904 

10  112 

1264 

12.50 

66.92 

kassen 

1906 

11463 

1414 

12.34 

69.50 

1906 

12  365 

1630 

12.37 

71.26 

f  1903 

17  686 

616 

3.48 

32.30 

Betriebskranken- 

1904 

18  760 

625 

3.33 

33.08 

kassen 

' 

1905 

19  879 

622 

3.13 

30.50 

1906 

21070 

607 

2.93 

28.74 

f  1903 

185 

___ 

.^^^ 

,_^ 

Hilfskassen 

1 

1904 
1905 

193 
202 



— 

•  z 

1906 

125 



— 

— 

5.  Die  Leistungen  der  Krankenkassen  und  die  statutenmäßige  Dauer 
der  Unterstützung.    Die  Mindestleistungen  umfassen  bei  allen  Krankenkassen : 

1.  freie  ärztliche  Behandlung  und  Heilmittel  sowie  bei  Erwerbsunfähigkeit 
ein  Krankengeld  von  50^/^  des  durchschnittlichen  oder  des  wirklichen  Tagelohnes, 
oder  Krankenhausverpflegung  und  das  halbe  Krankengeld  fttr  die  Angehörigen,  auf 
die  Dauer  von  dreizehn  Wochen; 

2.  eine  dem  Krankengelde  gleichkommende  Entschädigung  fttr  Wöchnerinnen 
während  vier  Wochen; 

3.  im  Todesfalle  ein  Sterbegeld  im  20  fachen  Betrage  des  durchschnittlichen 
Tagelohnes. 

Die  Mehrleistungen  können  sich  auf  Erhöhung  und  Erweiterung  einer  jeden 
dieser  Mindestleistungen  erstrecken,  sowie  auch  auf  die  Ausdehnung  der  Kranken- 
unterstützung für  die  Familienangehörigen. 

Fast  sämtliche  Kassen  haben,  wie  übrigens  nicht  anders  zu  erwarten  war, 
die  Krankenunterstützung  auf  die  gesetzliche  Mindestdauer  von  13  Wochen  be- 
schränkt, und  zwar  waren  von  den  35  707  Kassenmitgliedem  im  Jahre  1906:  31  737 
mit  der  Berechtigung  auf  13  Wochen  Unterstützungsdauer  versichert,  1040  mit 
einer  solchen  von  18,  145  mit  einer  solchen  von  26  und  2785  mit  einer  solchen 
von  52  Wochen. 

6.  Erkrankungställe,  Krankheitstage  und  durehsehnittliehe  Dauer  einer 
Krankengeldunterstfitzung.  Als  Erkrankungsfälle  sind  alle  Krankheiten  und 
Unfälle  aufgezählt,  welche  in  dem  zwölfmonatlichen  Jahreszeitraume  entstanden 
sind,  also  auch  diejenigen,  welche  mit  ihren  Folgen  noch  in  das  folgende  Jahr  hin- 
überreichen. Die  Erkrankungsfälle  begreifen  auch  alle  Krankheiten  ein,  ohne 
Unterschied,  ob  dieselben  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbunden  waren  oder  nur  zur 
ärztlichen  Behandlung  oder  Verwendung  von  Arznei  Anlaß  gaben. 

Regelmäßig  verlaufene  Wochenbetten  sind  weder  als  Erkrankungsfälle,  noch 
in  den  Krankheitstagen  mitgezählt. 
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Jahr 


Bezirkskranken- 
kassen 


Betriebskranken- 
kassen 


Hilfskassen 


Zusammen 


a)  Auf  Je  100  MitgUeders 


1903 

94.07 

128.18 



115.23 

1904 

115.69 

122.51 

92.23 

119.80 

1905 

123.44 

141.91 

61,38 

134,34 

1906 

106.54 

146.55 

44,80 

130,63 

b)  Amf  Je  100  minnUche  MitrUeder: 

1903 

93.88 

129.57 



116.73 

1904 

102.38 

119.64 

92,23 

113.07 

1905 

123.42 

143.12 

61.38 

135.43 

1906 

106.88 

147.79 

44.80 

131.97 

e)  Axt  Je  100  weibUehe  JÜtgUedert 

1903 

96.72 

88.27 



93.32 

1904 

121,20 

89.12 

— . 

110.59 

1905 

123.55 

103.54 

— 

117.44 

1906 

111.69 

104.21 

— 

109,69 

B.  Erkrankungsfälle    mi*t    Krankengeldgewährung    (Erwerbs- 
unfähigkeit). 

Die  Krankheitsfälle  mit  Krankengeldzahlnng  (Erwerbsunfähigkeit)  begreifen 
nur  diejenigen  Fälle,  fttr  welche  Krankengeld  oder  Verpflegungskosten  an  Kranken- 
häuser bezahlt  worden  sind: 


Jahr 


Bezirkskranken- 
kassen 


Betriebskranken- 
kassen 


Hilfskassen 


Zusammen 


a)  ErkranknngsfUle  anf  Je  100  Mitglieder: 


b)  ErkranknnggflUle  auf  Je  100  minnliohe  Mitglieder: 


1903 

61,63 

W04 

79.13 

1905 

86.17 

1906 

b) 

63.80 
Erkranku 

1903 

— 

1904 

80.90 

1905 

87,46 

1906 

0) 

65,39 
Erkrankui 

1903 

— 

1904 

64,79 

1905 

66,69 

1906 

50.91 

98,24 

92,50 

104.53 

101,75 


74,61 
55,44 
32,00 


84,83 
87.46 
96,81 
86,74 


94,38 
106.47 
103,66 


74,61 
55,44 
32,00 


89,52 
99,24 
89,30 


e)  ErkrankiiiigsfBlle  auf  Je  100  weibliche  Hitglieder: 


36,16 
42,44 
36,47 


55.32 
59,18 
46,76 


Wie  ersichtlich,  hat  im  Betriebsjahre  1906  die  Zahl  der  Erkrankangsfälle 
mit  Erwerbsfähigkeit  abgeDommen;  die  abnorm  hohen  Ziffern  fUr  1905  haben  sich 
erfreulicherweise  Terringert,  so  daß  das  Jahr  1906  in  dieser  Hinsicht  dem 
Geschäftsjahr  1904  annähernd  gleichkommt.  Die  Abnahme  ist  bei  dem  weib- 
lichen Geschlecht  verhältnismäßig  bedeatender  als  bei  dem  männlichen. 
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G.  Erkranknugsfälle  ohne  Krankengeldgewährung. 

Erkrankungsfälle  ohne  KrankengeldgewähruDg  sind  solche,  welche  nur  zu 
ärztlicher  Behandlnng  oder  zu  Arzneibezug  Anlaß  geben,  oder  bei  denen  die 
Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  die  statutarische  Karenzzeit  nicht  Überschritt  Es 
hat  die  Zahl  dieser  Fälle  eine  dem  Verhältnisse  von  1904  zu  1906  entsprechende 
Steigerung  erfahren. 


Jahr 


Bezirkskranken- 
kassen 


Betriebskranken- 
kassen 


Hilfskassen 


Zusammen 


a)  Erkrankungsf&lle  auf  Je  100  Mitglieder: 


1903 

32.44 

29.94 

— 

30.90 

1904 

36.56 

30.01 

17.62 

32.35 

1905 

38.27 

37.38 

5.44 

37.53 

1906 

42.74 

44.80 

12.80 

43.89 

b)  Auf  Je  100  mkniiUehe  MitgrUeder: 

1903 

— 

— 

— 



1904 

34.09 

29.07 

17.62 

30.86 

1905 

35.76 

36.64 

5.44 

36.12 

1906 

40.47 

44.12 

12.80 

42.66 

1  nAO 

c)  Amf  je  100  weibliche 

Mit^Ueder: 

190a 
1904 

56.57 

53.28 



55.48 

1905 

58.63 

61.09 

— 

59.38 

1906 

61.11 

67.90 

— 

63.06 

7.  Krankheitstage.  Unter  Krankheitstagen  im  allgemeinen  werden  alle 
Tage  begriffen,  welche  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbunden  waren  und  für  welche 
den  Eassenmitgliedem  die  Krankenunterstützung  (Arzt,  Apotheke,  Krankengeld 
usw.)  gewährt  worden  ist.  Diese  werden  eingeteilt  in  Krankheitstage  [ohne 
Krankengeld  und  in  Krankheitstage  mit  Krankengeld  oder  mit  Behandlung  in 
Krankenanstalten. 

Die  Krankheitstage  ohne  Krankengeld  betreffen  die  Karenztage  und  bzw. 
Sonn-  und  Feiertage,  für  welche  kein  Krankengeld  gezahlt  worden  ist,  obschon 
der  Kranke  erwerbsunfähig  war. 

A.     Krankheitstage    im    allgemeinen    (ohne    und   mit   Kranken- 
geld zusammen). 


Jahr 


Bezirkskranken- 
kassen 


Betriebskranken- 
kassen 


Hilfskassen 


Zosammen 


a)  Auf  1  Mitglied  kommen  Krankheitstage: 

1905  I        12.85         I        14.07         1        12.88         1        13.59 

1906  10.66  13.83  6.44  12.57 


1905 
1906 


b)  Auf  1  Krankheitsfall  überhaupt: 


10.41 
10.01 


9.91 
9.43 


20.99 
14.34 


10.12 
9.62 


a)  Auf  1  männliches  Mitglied  kommen  Krankheitstage: 


1905 
1906 


13.08 
11.01 


14.25 
14.02 


12.88 
6.42 


13.82 
12.88 
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Jahr 


Bezirkskranken- 
kassen 


Betriebakranken- 
kassen 


Hilfskassen 


Zasammen 


k)  AM  t  KraiüOieitsfaU  eimea  mAnaU^ken  MitgUedess 

1905  I        10.60         I         9.96  1        20.99         1        10.20 

1906  10.40  9.49  14.34  9.76 

a)  Alf  1  welWekei  MitfUad  kesman  Kraakkettataga: 

1905  I        11.03         I         7.98  1  —  1        10.10 

1906  7.84  7.08  —  7.62 

b)  Auf  1  KrankbeitsfaU  eines  weiblicken  UtfUedes: 

1906       I         8.93  I         7.71  1  —  1         8.60 

1906  7.01  6.79  —  6.95 

Aach  hier  ergibt  der  Vergleich  mit  der  deutschen  Statistik  einen  nennens- 
Tverten  Unterschied  zugunsten  des  Deutschen  Reiches.  Auf  ein  Mitglied  ver- 
zeichnet die  deutsche  Statistik  fttr  1904  nur  8,47  Krankheitstage,  und  zwar  fttr  ein 
männliches  Mitglied  8,42  und  für  ein  weibliches  Mitglied  8,67^). 

B.  Erankheitstage  ohne  Krankengeld.  Es  entfallen  Krankheits- 
tage ohne  Krankengeld: 


Jahr 


Bezirkskranken- 
kassen 


Betriebskranken- 
kassen 


Hilfskassen 


Znsammen 


a)  Auf  1  MitgUed  Überhaupt: 

1905  I         2.72  I         1.70  1         0.44 

1906  2.63  1.91  0.87 


2.08 
2.19 


1905 
1906 


1905 
1906 


b)  Auf  1  Krankheitsfall  flberhanpt: 

2.20  I         1.20  I         0.71 

2.47  1.30  1.95 

e)  Auf  1  Krankheitsfall  mit  Krankengeld: 

3.19  I         1.62  I         0.79 

4.12  1.88  2.72 


1.65 
1.67 


2.15 
2.52 


1905 
1906 


a)  Auf  1  m&nnUckes  MitfUed: 

2.81  I         1.70  I         0.44 

2.75  1.93  0.87 


2.10 
2.23 


b)  Auf  1  Krankheitsfall  überhaupt  eines  mlnnlichen  Mitgliedes : 

1905  I         2.28  I         1.19  I         0.71  1         1.55 

1906  2.60  1.31  1.95  1.69 


c)  Auf  1  Krankheitsfall  mit  Krankengeld  eines  mftnnlichen  Hitgliedes: 


1905 

3.21                   1.60 

0.97 

2.11 

1906 

4.21                   1.87 

2.72 

2.50 

a)  Auf  1  weibUehes  Hitgrlied: 

1905 

1.99                   1.51                    — 

1.85 

1906 

1.64                   1.12 



1.49 

8.  56ff. 


1)  Vgl.  „Die  deutsche  ArbeiterversicheroDg  als  soziale  Einrichtung^,   3.  Anfl.  Berlin  1906, 
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Jahr 


Bezirkskranken- 


jBetriebgkranken- 
kassen 


Hilfakassen 


ZoBammen 


b)  Amf  1  KrankheitsfaU  flkerhampt  eines  weiMiehen  Mitrliedee: 

1905  I         1.52  I         1.46-        I  —  I         1.57 

1906  1.46  1.08  —  1.36 

o)  Amf  1  KraaUeitsfall  mit  Krankengeld  eines  weiblichen  Mitgrliedes: 

1905  I         2.99  I         3,57  1  —  |         3.12 

1906  3.21  3.08  —  3.19 


C.  Erankheitstage   mit  Krankengeld   oder   mit  Beliandlang  in 

Krankenanstalten. 


Jahr 


Beorkskramken- 


Betriebakranken- 
kaaaen 


Hilfskassen 


Zosammeii 


Amf  1  Mitglied  fallen  Krankbeitstage  mit  Krankengeld: 


1903 
1904 
1905 
1906 


7.08 
10.29 
10.23 

8.03 


10.77 
10,96 
12.37 
11.92 


12.46 

12.44 

5.55 


9.37 
10.72 
11.51 
10.38 


Amf  1  minnliehes  Mitglied  fallen  Krankbeitstage  mit  Krankengeld: 


1905 
1906 


10.27 
8,26 


12.55 
12.09 


12.44 
5.55 


11.72 
10.65 


Amf  1  weibliches  Mitglied  fallen  Krankheitstage  mit  Krankengeld: 

1905  I  9.04        I  6.47        1  —  I  8.25 

1906  6.20  5.96  —  6.13 


D.  Durchschnittliche  Daner   der  Untersttttzang  mit  Kranken- 
geld  oder  Anstaitsbehandlang. 


Jahr 


Bezirkskranken- 
kassen 


Betriebskranken- 
kassen 


Hilfskassen 


Zusammen 


a)  Amf  1  UnterstntimngBfall  kemmen  Tage: 


1903 
1904 
1905 
1906 


11.50 
13.01 
11.90 
12.85 


10.96 
11.85 
11.83 
11.71 


16.69 
22.24 
17.35 


11.11 
12.26 
11.89 
11.97 


b)  Amf  1  ünterstntnngsfall  mit  Krankengeld  männlicher  Mitglieder: 


1905 
1906 


11.74 
12.62 


11.79 
11.66 


22.24 
17.35 


11.81 
11.93 


e)  Auf  1  Unterstfltzmngsfall  mit  Krankengeld  weiblicher  Mitglieder: 

1905  I    13.59    I    15.25    |     —    1    13.95 

1906  12.19       16.33        —        13.12 
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8.  Die  SterbefUle. 

Jahr 

Bezirkskranken- 
kassen 

BetriebBkranken- 
kaasen 

Hilfskassen 

Znsammen 

1.  Amf  100  MitsrUeder  kommen  SterbefUle: 

1903 
1904 
1905 
1906 

0.92 
0.89 
0.92 
0.88 

0.85 
0.82 
Ul 
0.92 

1.04 
1.98 
0.80 

0.88 
0.85 
1.04 
0.90 

i. 

Auf  100  mlmülehe  Mitgrlieder  kommen  SterbefUle: 

1903 
1904 
1905 
1906 

0.98 
0.96 
0.98 
0.96 

0.86 
0.85 
1.11 
0.93 

1.04 
1.98 
0.80 

0.91 
0.88 
1.07 
0.94 

8. 

Auf  100  weibliehe  MitgUeder  kommen  SterbefUle: 

1903 
1904 
1905 
1906 

0.39 
0.47 
0.28 
0.39 

0.65 
0.16 
1.12 

0.49 

0.00 
0.00 
0.00 

0.47 
0.37 
0.54 
0.42 

15 


9.  Mehrleistungen  der  Sassen.  Mehrleistnngen  begegnen  wir  in  der  6e* 
stalt  von  verlängerter  Daner  der  UnterstütznngsMst,  erhöhtem  Krankengeld  nnd 
Gewährung  ärztlicher  Hilfeleistung  nnd  Arznei  an  Familienangehörige.  Es  gestanden 
aach  mehrere  Kassen  unter  gewissen  Bedingungen,  wie  längere  Dauer  der  Er- 
krankung, das  Krankengeld  vom  Beginn  der  Krankheit  an  zu. 

Bei  einer  Bezirkskrankenkasse  finden  wir  die '  Untersttttzungsdauer  auf 
18  Wochen,  bei  zwei  Betriebskrankenkassen  auf  26  und  bei  einer  auf  62  Wochen 
ausgedehnt ;  es  haben  auch  eine  Betriebskrankenkasse  das  Krankengeld  auf  '/^  und 
zwei  auf  '/s  des  Tagelohnes  festgestellt,  und  es  gewähren  sieben  Betriebskranken- 
kassen den  Familienangehörigen  ärztliche  Behandlung  und  Arzneimittel. 

In  den  letzten  Zeiten  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Krankenkassen,  welche 
das  Krankengeld  unbedingt  oder  bedingt  vom  ersten  oder  zweiten  Tage  der  Er- 
krankung  ab  gewähren. 

Was  die  Mehrleistungen  der  Krankenkassen  bei  Familienunterstützung  betrifft,, 
so  ist  den  Krankenkassen  gestattet,  den  nichtversicherungspflichtigen  Angehörigen 
ihrer  Mitglieder  ärztliche  Behandlung,  Arznei  und  Heilmittel,  für  deren  Ehefrauen 
Wöchnerinnenuntersttttzung  und  beim  Tode  der  Ehefrau  oder  eines  Xindes  Sterbe- 
geld zu  gewähren.  Hat  die  Kasse  derartige  Leistungen  an  Familienangehörige 
übernommen,  so  kann  durch  das  Statut  bestimmt  werden,  daß  für  verheiratete 
Mitglieder  die  Beiträge  um  100  ^1^  des  Betrages  der  gewöhnlichen  Einlagen  des 
Versicherten  erhöht  werden. 

Von  letzterem  Rechte  hat  keine  der  im  Großherzogtum  bestehenden  Kranken- 
kassen Gebrauch  gemacht,  wohl  aber  gewährte  eine  Bezirkskrankenkasse  und  eine 
größere  Anzahl  Betriebskrankenkasssen  ohne  Erhöhung  der  gewöhnlichen  Beiträge 
in  dieser  oder  jener  Form  Unterstützungen  an  Angehörige. 

Eine  Bezirkskrankenkasse  gewährte  den  Ehefrauen  der  Mitglieder  freie  ärzt- 
liche Behandlung,  freie  Arznei  und  im  Falle  der  Entbindung  freie  Hebammendienste. 

Von  den  Betriebskrankenkassen,  in  deren  Statut  die  Familienunterstützung 
an  sämtliche  Familienangehörige  oder  nur  an  deren  Ehefrauen  (eine  Kasse)  vor- 
gesehen war,  gewährten  vier  Kassen  freie  ärztliche  Behandlung  und  Arznei,  zwei 
ärztliche  Behandlung  und  die  Hälfte  der  Arzneikosten,  eine  ausschließlich  ärztliche 
Behandlung.    Es  zahlten   acht  Kassen   beim  Tode   der  Ehefrau   und  eines  Kindes 
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unter  14  (bei  einer  unter  15)  Jahren  ein  Sterbegeld,  welches  bei  sieben  dieser 
Kassen  den  gesetzlichen  Höchstbetrag  ('/^  und  bzw.  ^/,  des  fttr  die  Mitglieder  fest^ 
gesetzten  Sterbegeldes)  erreichte;  bei  der  noch  bleibenden  Kasse  waren  für  den 
Tod  der  Ehefran  der  Höchstbetrag  and  bzw.  die  Hälfte  des  fttr  die  Mil^lieder  fest- 
gestellten Sterbegeldes  nnd  beim  Tode  eines  Kindes  ein  nach  dem  Alter  Ter- 
schiedenes  Sterbegeld  and  bzw.  dessen  Höchstbetrag  Yorgesehen.  Drei  Betriebs- 
krankenkassen gewährten  nar  beim  Tode  der  Ehefraa  ein  Sterbegeld,  and  zwar 
im  Betrage  von  7,  des  fttr  das  Mitglied  festgesetzten  Sterbegeldes. 

10.  Zahl  der  Kassen  nach  dem  Terhftltnis  der  BeitrSge  zum  Lohne. 

Der  Betrag  der  eingezahlten  Beiträge  (Arbeitgeber  and  Arbeitnehmer  zasmnmen) 
stellt  sich  aaf  Francs*)  bei  den 


Jahr 

Beörkskrankeii- 
kassen 

Betriebskranken- 
kassen 

Zasammea 

1903 
1904 
1905 
1906 

333  136.80 
382  031.91 
395  964.90 
469  344.83 

717  060.15 

825  829.71 

905  653,33 

1  014  886.20 

1 050  246.95 
1  217  861.62 
1 301  618.23 
1484231.03 

Auf  1  Mitglied  entfaUen  Beiträge  in  H5he  von  Fraves : 


1903 

29,71 

39,20 

35.58 

1904 

34.06 

42.60 

39.42 

1905 

30.75 

44.18 

39.00 

1906 

33.78 

46.80 

41.71 

11.  Eintrittsgeld.  Es  ist  in  das  Ermessen  der  Krankenkassen  gestellt,  ob 
sie  Eintrittsgeld  erheben  wollen  oder  nicht ;  diese  Gebtthr  kann  entweder  in  einem 
Vielfachen  der  wöchentlichen  Kasseneinlage  oder  aaoh  in  einer  bestimmten  festen 
Samme  aasgedrttckt  werden,  sie  darf  aber  in  keinem  Falle  höher  sein  als  der 
sechsfache  Betrag  der  wöchentlichen  Kassenbeiträge. 

Der  Betrag  der  gezahlten  Eintrittsgelder  beläaft  sich  aaf  . . .  Francs  bei  den 


Jahr 

Berarkakrankeii- 
kassen 

Betriebskranken- 
kassen 

Ztuammen 

1903 
1904 
1905 
1906 

23  088.0(» 
15  214.42 
19433.54 
18  915.83 

15  692.95 
20  828.34 
23  975.10 
27  792.56 

38  780.95 
36042.76 
43408.64 
46  708.39 

12.  Ausgaben  für  ftrztliehe  Behandlang  ^.  Die  Gesamtheit  der  Kranken- 
kassen verzeichnete  im  Jahre  1906  an  wirklichen  Aasgaben  fttr  ärztliche  Behand- 
lang Frs.  281  367.27,  and  zwar  verteilt  sich  diese  Summe  aaf  die  Bezirkskranken- 
kassen mit  einer  Ziffer  von  Frs.  109  689.84')  and  aaf  die  Betriebskrankenkassen 
mit  einer  solchen  von  Frs.  171678.43. 


*)  Em  Franc  =  0,80  Mark. 

*)  Von  den  Hilfskassen  (Untersttttzun^svereinen)  konnten  die  Einnahmen  and  Ausgaben, 
insoweit  sie  krankenversich^rungspflichtige  Mitglieder  betreffen,  getrennt  nicht  angegeben  werden, 
und  wird  dieserhalb  in  den  folgenden  Berechnungen  von  denselben  Abstand  genommen. 

»)  Die  Ziffer  von  109  689.84  Frs.  setzt  sich  zusammen  ans  Frs.  95  785.15,  welche  während 
des  Jahres  1906  selbst  gezahlt  wurden,  und  aus  Frs.  13  904.69,  welche  infolge  von  Mangel  an 
Geldmitteln  noch  unerledigt  ans  dem  Jahre  1906  herstammende  ärztliche  Forderungen  darsteÜen. 
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Es  kommen  an  Arztkosten  bei  den 


Krankenkassen  . 


Frs. 


Jahr 

Bezirkakranken- 
kusen 

B«triebakraiiken- 
kassen 

Zasammen 

1903 
1904 
1905 
1906 

59  602.87 

82824.00 

116804.99 

109  689.84 

114  933.80 
145  881.35 
147  606.39 
171678.43 

174  536.67 
228.705.35 
264.411.38 
281  367.27 

b)  Alf  1  Kas8«iimitrlied: 


1903 
1904 
1905 
1906 


1903 
1904 
1995 
1906 


1903 
1904 
1905 
1906 


5.31 
7.19 
9.07 
7.89 


6.28 
7.52 
7.20 
7.92 


e)  Alf  1  Erkrankuiffsfall  ttb«rhftipt: 


5.65 
6.22 
7.34 
7.41 


4.90 
6.14 
5.07 
5.40 


d)  Alf  1  KranklieitBfaU  mit  Krsakea«reld: 


8.62 

9.09 

10.66 

12.37 


6.39 
8.13 
6.89 
7.78 


5.91 
7.40 
7,92 
7.91 


5.1S 
6.17 
5.88 
6.04 


7.01 
8.45 
8.16 
9.10 


e)  Alf  1  Kraikheitsteff  nit  ErwerbraiAUüfkeit  ttberhaipt: 


1906 
1906 


0.70 
0.74 


0.51 
0.67 


0.58 
0.63 


f)  Alf  1  KranUieitgtar  mit  Krankengrelf  iakl.  KrankenkaiBtar: 


1903 
1904 
19,05 
1906 


0.75 
0.71 
0.89 
0.98 


0.58 
0.68 
0.58 
0.66 


0.63 
0.69 
0.69 
0.76 


Es  ergibt  sich  aos  obigen  Ziffern,  daß  die  Kosten  für  ärztliche  Behandiung 
bei  den  Bezirkskrankenkassen  absolut  and  prozentaal  (mit  Beztig  aof  die  Mitglieder- 
zahl) herantergegangen,  bei  den  Betriejliskrankenkaspen  jedoch  in  beiderseitiger 
Hinsicht  gestiegen  sind,  so  daß  das  Gesamtergebnis,  Kosten  der  Behandlung  aof 
ein  Kassenmitglied  mit  Frs.  7.91,  fast  dasselbe  ist  wie  1905,  Frs.  7.92. 

.  Die  Fabriken  c,  d,  e  andf  weisen  hingegen  aas,  daß  bei  sämtlichen 
Kassenarten  die  Arztkopten  auf  den  Krankheitsfall  .and  den 
Krankheitstag  gestiegen  sind.    ,  ,  ,  .; 

Die  Darchachnittsziffer  dieser  Koiten  auf  ein  einzelnes  Mitglied,  welche  sich 
anf  Frs.  7.91  belauft,  erreichte  im  Dentschen'  Beiche  für  das  Jahr  1904  den 
Betrag  von  M..  4.47  =  Fra.  5.59.  Aaf  einen  Kraokengeldtag  entfielen  im 
Dentschen  Reiche  an  Aosgaben  fttr  ärztliche  Behandlang  58. Pt  =?^  72,5  Cts.,  im 
Großherzogtnm  76  Cts.  Der  Vergleich  der  Kosten  für  einen  Krankheitsfall  in 
heiden  Ländern  kann  nicht  gegeben  werden,  da  die  deutsche  Statistik  diese 
Bubrik  nicht  enthalt  '      ■      . 


Digitized  by 


Google 


18 


Die  Arbeiterrerslcherang  im  Großherzogtam  Luxemburg. 


13.  Die  Ausgaben  für  Arznei  nnd.  sonstige  Heilmittel.  Die  wirklichen  Kosten 
für  Arznei  und  sonstige  Heilmittel  betragen  im  Jahre  1906  für  sämtliche  Kranken- 
kassen Frs.  223  351.79,  und  zwar  Frs.  71  590  ')  bei  den  Bezirks-,  nnd  Frs.  151  761,78 
bei  den  Betriebskrankenkassen. 

Es  wurde  ausgegeben  für  Arznei  und  sonstige  Heilmittel  bei  den  .  .  •  . 
Kassen  ....  Francs 


Jahr 

BeEirkskranken- 
kagsen 

Betriebskranken- 
kasaen 

Zusammen 

1903 
1904 
1905 
1906 

34960.04 
52  416.97 

70  640.45 

71  590.01 

89  625.95 
114092.70  . 
112  915.40 
151  761.78 

124  585.99 
166509.67 
193  555.85 
?23  351.79 

b)  auf  1  KasseuBitrlied: 


1903 
1904 
1905 
1906 


1903 
1904 
1905 
1906 


1903 
1904 
1905 
1906 


3.12 
4.55 
5.48 
5.15 


4.90 
5.88 
5.99 
7.00 


e)  Auf  1  Erkrankuiffsfall  ttberhasptt 


3.13 
4.55 
5.48 
5.15 


3.82 
4.80 
4.22 
4.77 


d)  ÄMt  1  KrMkkeitBfaU  mit  Krankengeld: 


5.06 
5.75 
6.44 
8.07 


4.99 
6.36 
6.73 
6.88 


4.22 
5.39 
5.80 
6.28 


3.66 
4.49 
4.30 
4.79 


5.01 
6.16 
5.97 
7.22 


e)  Anf  1  Krankheitftag  ndt  Erwerbsnnf&kigkeit  flberhaiipt: 


1905 
1906 


1903 
1904 
1906 
1906 


0.43 
0.48 


0.43 
0.51 


f)  Auf  1  Krankkeitatar  mit  Krankengeld: 


0.44 
0.44 
0.54' 
0.64 


0.45 
0,54 
0.48 
0.59 


0.43 
0.50 


0.45 
0.50 
0.60 
0.60 


Die  Ausgaben  fttr  Arznei  nnd  sonstige  Heilmittel  bewegen  sich  tod 
Jahr  za  Jahr  sowohl  in  absolater  als  auch  in  prozentualer  Hinsicht  aufwärts. 

Wenn-  man  die  Statistik  fUr  das  Deutsche  Reich  (1904)  zur  Hand  nimmt,  so 
ersieht  man,  daß  fttr  das  Großherzogtum  höhere  Beträge  festzustellen  sind.  Indem 
bei  den  luxemburgischen  Kassen  fttr  Arznei  und  Heilmittel  im  Durchschnitt 
Frs.  6.28  und  auf  einen  Krankengeldtag  Frs.  0.60  kommen,  stellen  sich 
diese  Ziffern  fttr  das  Deutsche  Reich  (1904)  auf  M.  3.00  =  Frs.  3.75  und  bzw. 
M.  0.39  =  Frs.  0.49. 


')  Der  Betrag  von  Frs.  71  590.01  setit  sich  zoaammen  ans  Frs.  68 146.18,  welche  im 
Beohnnngsjalir  1906  bezahlt  worden  8md,  luid  aus  Frs.  8448.89,  welche  aus  dem  Jahre  1906 
herstammende  rttckstfindige  Forderungen  darstellen.  —  Vgl.  auch  Heft  IVa  S.  12  ff. 
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14.  Kur-  and  TerpflegungskosteB  in  Krankenhansanstalten.  Das  Kranken- 
yersieheningsgesetz  gestattet  den  Kassen,  an  Stelle  der  ärztlichen  Behandlang  nnd 
Anszi^nng  des  vollen  Krankengeldes  die  Kor  and  Verpflegang  in  einem  Ejranken- 
haase  treten  za  lassen,  and  zwar  kann  dies  bei  denjenigen  Mitgliedern,  welche 
allein  stehen,  bedingongslos,  bei  denjenigen,  welche  verheiratet  sind  oder  eine 
eigene  Haashaitang  führen  oder  bei  ihrer  FamUie  antergebracht  sind,  anter 
gewissen  Bedingangen  geschehen. 

Von  dieser  Befagnis  ist,  wie  die  nachfolgenden  Zahlen  zeigen,  vielfach 
Gebraach  gemacht  worden,  nnd  zwar  in  besonders  starkem  Maße  seitens  der 
Betriebskrankenkassen.  Der  Unterschied  in  dieser  Hinsicht  zwischen  den  beiden 
großen  Kassenarten  erklärt  sich  daraas,  daß  die  Mehrheit  der  Betriebskassen  mit 
der  überwiegenden  Mitgliederzahl  sich  in  dem  Indastriezentram  des  Kantons  Esch 
befindet,  and  daß  die  in  der  Eisenindastrie  häafigen,  schweren  Unfälle  die  In- 
ansprachnahme  der  Krankenhäaser  fast  regelmäßig  erheischen. 

Es  entstanden  den  Krankenkassen  ans  der  Anwendnng  des  Artikels  15  des 
Krankenversicherangsgesetzes  die  in  nachstehender  Berechnnng  aafgeführten  Kosten. 


Jahr 

Bezirkskranken- 
kassen 

Betriebtkranken- 
kassen 

Zusammen 

1903 
1904 
1905 
1906 

10 192.38 
12  208.48 
22  870.40 
22  775.08») 

82  572.02 
101  934.05 
107  199.73 
109  839.09 

92  764.40 
114 142.53 
130070.13 
132  614.17 

b)  Auf  1  Mitglied: 

1903 
1904 
1905 
1906 

0.91 
1.06 
1.78 
1.64 

4.51 
5.26 
5.23 
5.06 

3.14 
3.69 
3.90 
3.73 

e)  Atf  I  KranUieitsfftU  mit  Kraskeai 

reldt 

1903 
1904 
1905 
1906 

1.47 
1.34 

2.08 
2.57 

4.59 
5.68 
5.00 
4.98 

3.73 
4.22 
4.01 
4.29 

d)  l«f  1  KnuiUeitstaff  mit  KrMk«B| 

reldt 

1903 
1904 
1905 
1906 

0.13 
0,10 
0.17 
0.20 

0.42 
0.48 
0.42 
0.42 

0.34 
0.34 
0.34 
0.36 

•)  Auf  1  KraBkeBhamstayt 

1903 
1904 
1905 
1906 

3.13 
1.94 
2.71 
3.36 

4.78 
4.73 
6.65 
4.31 

4.51 
4.10 
5.29 
4.11 

16,  Die  Kosten  für  Krankengeld.    Der  dem  Mindestbetrage  des  Kranken- 
geldes zagrande  liegende  Lohn  maß  nach  Artikel  14  des  Gesetzes  wenigstens  die 


1)  Der  Betrag  von  Frs.  22  775.08  setzt  sich  zusammen  ans  Frs.  20  755.72,  welche  im 
Jahre  1906  gezahlt  wurden,  und  aus  Frs.  2  019.36,  welche  aus  dem  Jahre  1906  herrührende 
rückständige  Forderungen  darstellen. 
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Höhe  des  für  die  Altersklasse  des  Mitgliedes  durch  Ministerialbesehlüfi  vom 
8.  Oktober  1902  festgesetzten,  bzw.  durch  Beschluß  vom  22.  Dezember  1905  ab- 
geänderten ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Handarbeiter  erreichen;  dessen 
Höchstbetrag  ist  fünf  Francs. 

Innerhalb  dieser  Grenzen  ist  es  den  Kassen  anheimgestellt^  entweder  ihre 
Mitglieder  in  Klassen  einzuteilen  und  ihnen  als  Krankengeld  einen  Bruchteil 
(wenigstens  die  Hälfte)  des  durchschnittlichen  Tagelohn^  der  jeweiligen  Klasse 
zu  gewähren  oder  aber,  statt  dieses  Klassensystem  einzuführen,  den  wirklichen 
Lohn  eines  jeden  Versicherten  bis  zu«  Höchstbetrage  von  fünf  Francs  der  Be- 
rechnung des  Krankengeldes  zugrunde  zu  legen. 

Aus  praktischen  ]^ücksichten  konnte  letzteres  Verfahren  bei  den  Bezirks- 
krankenkassen nicht  eingeführt  werden;  für  die  Betriebskrankenkasaen,  welchen 
die  Lohnlisten  des  Betriebes  zur  Verfügung  stehen,  konnte  jedoch  die  Feststellung 
des  wirklichen  Lohnes  ihrer  Mitglieder  keine  Schwierigkeiten  bieten. 

So  ergibt  sich  denn,  daß  die  Bezirkskrankenkassen  ihre  Mitglieder  in  Lohn- 
klaSBen  eingeteilt  haben,  während  die  meisten  Betriebskrankenkassen  den  wirk- 
lichen Tagelohn  zum  Maßstabe  angenommen  haben. 

Die  Ausgabe  für  Krankengeld,  einschließlich  der  nach  Artikel  16  und  19  des 
Unfallversicherungsgesetzes  zu  leistenden  Zuschüsse,  betrug  bei  den Francs: 


Jahr 


Bezirkskranken- 
kassen 


Betriebskranken- 
kassen 


Zusammen 


a)  üeberhaapt: 

1903 

145  406.86 

375866.45 

522  273.31 

1904 

187  185.33 

427  936.23 

615  121.56 

1905 

227  357.31 

500844.86 

728  202.17 

1906 

202  726.98 

535  348.53 

738  075.51 

b)  Alf  1  Mit«rUed: 

1903 

13.06 

,   20.54 

17.69 

1904 

16.26 

22.08 

19.91 

1905 

17.66 

24.43 

21.82 

1906 

14.59 

24.«8 

20.74 

o)  Amf  1  KrankheitsfaU  mit  Kraiik«a«reld: 

1903 

21.18 

20.91 

20.99 

1904 

20.55 

23.87 

22.75 

1905 

20.73 

23.37 

22.48 

1906 

22.87 

24.71 

23.86 

d)  Amf  1  Krankhei 

ittag  mit  Krankent 

;eld: 

1903 

1.84 

1.91 

1.89 

1904 

1.60 

2.01 

1.87 

1905 

1.78 

1.98 

1.91 

1906 

1.82 

.     2.07 

1.99 

Die  Ausgaben  für  Sterbegelder.    Die  im  Laufe  des  Jahres  ausbezahlten 
der  erreichen  die  Summe  von  Fratacs: 


Jahr 

Bezirkskranken- 
kagsen    . 

Betriebskranken- 
kassen 

Zusammen 

1903 
1904 
1905 
1906 

5813.25 
7114.00 
8214.45 
8712.50 

12  520.06 
16  321.15 
19  962.95 
19  255.58 

18  333.31 
23  435,15 

28  177.40 
27968.08 

Digitized  by 


Google 


I.  Erankenversicherong. 


21 


welche  sich  für  das  Jahr  1906^  insgesamt  auf  322  Fälle  (123  bei  Bezirks-  und 
199  bei  Betriebskrankenkassen)  verteilen. 

In  der  Summe  von  Frs.  19  255.58  ist  diejenige  von  Frs.  4246.28  ein- 
begriffen, welche  beim  Tode  von  Familienangehörigen  den  Mitgliedern  ausbezahlt 
wird. 

Auf  ein  verstorbenes  Kassenmitglied  kommt  an  gezahltem  Sterbegeld  (An- 
gehörigen-Sterbegeld nicht  einbegriffen)  bei  den  ....  Kassen  ....  Francs: 


Jahr 

Bezirkskranken- 
kassen 

BetriebskrankeD- 
kasseo 

Zusammen 

1903 
1904 
1905 
1906 

66.44 
69.07 
70.21 
70.83 

67.79 
82.16 
72.80 
75.42 

63.29 
77.03 
71.92 
73.67 

Hierbei  sei  bemerkt,  daß  bei  Todesfall  durch  Betriebsunfall  ein  doppeltes 
Sterbegeld  bezahlt  wird,  das  eine  durch  die  Krankenkasse,  das  andere  durch  die 
Unfallversicherungsgenossenschaft  (Art  25  Abs.  3  des  Unfallversicherungsgesetzes 
vom  5.  April  1902). 

17.  Die  Ausgaben  fQr  Woclmeriiitteiiiiiiterstfitzimg.  Auf  64  Fälle  (wovon 
55  bei  Bezirks-  und  9  bei  Betriebskrankenkassen)  entfallen  Ausgaben  im  Betrage 
von  Frs.  830  für  1903,  Frs.  1270  für  1904,  Frs.  1416  für  1905  und  Frs.  2005 
für  1906. 

18.  Die  KrankheitskosteB.  Unter  der  Rubrik  „  Krankheitskosten  ^  faßt  die 
vorliegende  Statistik  alle  diejenigen  wirklichen  Ausgaben  zusammen,  welche  direkt 
zur  Unterstützung  der  Versicherten  aufgewendet  wurden.  Es  sind  dieses  die  Aus- 
gaben für  Arzt,  Arznei  und  Heilmittel,  Kur-  und  Verpflegungskosten  in  Anstalten, 
Rekonvaleszentenfürsorge,  Krankengeld,  Unterstützungen  an  Wöchnerinnen  und 
Sterbegeld.  Die  Gesamtsumme  verteilt  sich  für  die  einzelnen  Jahre  auf  die  ein- 
zelnen Leistungen  gemä,ß  nachstehender  Uebersicht: 


Art  der 
Kassen 


Arzt 


Arznei 

und 

Heilmittel 


I  ®  •  2 


Ms 


QtM^ 


M  0  0 
.SP 


& 


4»     0    Q    • 


'B 


Sterbe- 
gelder 


Zusammen 


Bezirks- 
kranken- 
kassen 

Betriebs- 
kranken- 
kassen 


1903  59  602.87 

1904  82824.00 
1905 116  804.99 
1906  109  689.84 


34  960.04 
52  416.97 

70  640.45 

71  590.01 


10  192.38 
12  208.48 
22  870.40 
22  775.08 


25.00 

42.25 

164.88 

135.00 


146406.86 
187  185.33 
227  357.31 
202  726.98|l748, 


661.37 

982.50 

1305.00 

1.96 


5  813.25 

7  114.00 

8  214.45 
8  712.50 


1903 
1904 
1905 
1906 


114933.80 
145  881.35 
147  606.39 
171  678.43 


89  625.95 
114  092.70101 
122  915.40 
151  761.78  109 


82  572.02 

934.05 

107 199.73 

839.09 


1027.85 
772. 
564.00 
362.50 


375  866.46 

50  427  936.23 

500  844.86 

535  348.53 


269.04 
288.( 
lll.( 
256. 


.0016 
.0019 
5019 


10  643.06 
321.15 
962.95 
255.58 


257  561.77 
342  773.53 
447  356.98 
417  378.37 

674938.19 
807  225.98 
899  204.33 
988  502.41 


Zusammen 


1903 
1904 


174  536.67 
228  705.35 

1905  264  411.38 

1906  281  368.27 


124  585.99 
166  509.67 
193  555.85 
223  351.79 


92  764.40 
114  142.53 
130  070.13 
132  614.17 


1052.85 
814.75 
728.38 
497.50 


522  273.32 
615  121,56 
728  202.17 
738075.51 


830.41 
1270 
1416.00 
2005.46 


50  23 


16  456.31 
435.15 
28  177.40 
27  968.08 


932  499.96 
1149  999.51 
1  346  561.31 
1 405  880.78 


19.  Bilanz  der  Leistungen  der  Versicherten  und  der  Gegenleistungen 
der  Kassen.  Um  beurteilen  zu  können,  welcher  finanzielle  Vorteil  den  Ver- 
sicherten aus  der  Krankenversicherungsgesetzgebung  erwachsen  ist,  muß  man  einer- 
seits die  von  denselben  an  die  Kassen  gemachten  Einzahlungen,  d.  h.  die  Eintritts- 
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gelder  und  Arbeitnehmerbeiträge  ood  andererseits  die  von  denselben  als  Krank- 
heitskosten  bezogenen  Beträge  gegenttberstelien.  Von  den  Gesamtbeiträgen  sind 
nur  zwei  Drittel  za  berücksichtigen,  indem  die  Arbeitgeber  ein  Drittel  derselben 
zn  zahlen  haiten;  es  sind  die  Beiträge  der  freiwilligen  Mitglieder  voll  gezählt 
worden,  da  für  diese  keine  gesetzliche  Verbindlichkeit  eines  Arbeitgebers  zur 
Beitragszahlung  besteht.  Andererseits  sind  die  für  die  freiwilligen  Mitglieder  ge- 
machten Aufwendungen  unter  den  Krankheitskosten  miteingereckuiet.  . 

1903  1904  1905  1906 

1.  Es  betrugen  die  Krank- 
heitskosten     .     .     .     .  Frs.  932  499.96  1149  999.51  1346  561.31  1405  878.78 

2.  Es  betrugen  die  Beiträge 

der  Arbeitgeber  .     .     .  349  904.67      404  562.31      432111.22      492  883.53 

3.  Es  betrugen  die  Beiträge 
der  Arbeitnehmer  inkl. 
freiwillige      Mitglieder 

und  Eintrittsgelder  .     .  740 123.22      849  342.07      912  915.65  1 038  055.89 

4.  Die  Differenz  zwischen 
Ziffer  1  u.  3  beträgt  zu- 
gunsten der  Arbeit- 
nehmer   192  376.74      300  657.44     433  645.66     367  822.89. 


n.  UnfallYersichernng. 

Der  Vorentwurf  betreffend  die  Zwangsversicherung  der  Arbeiter  gegen  Unfälle 
hat,  wie  schon  in  Heft  XIV  dargelegt  ist,  sowohl  seitens  der  Zentralsektion  der 
Abgeordnetenkammer  wie  seitens  des  Staatsrates  und  der  Regierung  manche  Um- 
änderungen gemäß  den  oben  erwähnten  Vorschlägen  erfahren  und  zu  längeren 
Auseinandersetzungen  geführt. 

Nachdem  das  Unfallversicherungsgesetz  am  5.  April  1902  von 
S.  K.  H.  dem  Großherzog  Adolph  sanktioniert  war,  trat  dasselbe,  nach  Veröffent- 
lichung zahlreicher  Ausftthrungsbestinmiungen,  am  15.  April  1903  in  Kraft 
(s.  Anlage  1). 

Wie  schon  früher  angedeutet,  wurde  der  U  m  f  a  n  g  der  Versicherung  beträcht- 
lich erweitert,  indem  außer  der  Großindustie  (Bergwerke,  Hochöfen,  Stahlwerke, 
Eisenbahnen,  Gas-  und  Elektrizitätswerke,  Tonwarenbetriebe  usw.)  auch  die  Mittel- 
industrie (Brauereien,  Mahl-  und  Sägemühlen  jeder  Art,  Fuhrwerksuntemehmen, 
Bautenindustrie,  Schlossereien,  Steinhauereien  usw.)  dem  Versicherungszwang  unter- 
worfen wurden.  Diese  Maßregel  verfolgte  einen  doppelten  Zweck:  einerseits  den 
in  letzteren  Betrieben  beschäftigten  Arbeitern  ohne  Verzuge  und  zwar  gleichzeitig 
mit  den  Arbeitern  der  Großindustrie  die  Wohltaten  des  Gesetzes  zuzuführen,  und 
andererseits  die  Zahl  der  versicherten  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  derart  zu 
vermehren,  daß  eine  breitere  Grundlage  für  die  Uebemahme  der  Gesamtsunmie 
der  Gefahren  und  der  Kosten  gewonnen  wurde.  Auf  diese  Weise  stieg  die  Zahl 
der  versicherten  Arbeiter  von  14000  auf  30000  und  die  Summe  der  umlage- 
pflichtigen Löhnungen  von  15  Millionen  auf  25  Millionen  Frs. 

Der  luxemburgische  Gesetzgeber  blieb  jedoch  nicht  auf  halbem  Wege  stehen. 
Indem  nämlich  das  Gesetz  nur  dann  auf  die  in  seinem  Art.  1  aufgezählten  Betriebe 
anwendbar  war,  wenn  hierbei  wenigstens  fünf  Arbeiter  regelmäßig  beschäftigt 
waren  oder  Dampfkessel  oder  andere  als  durch  menschliche  Kraft  bewegte  Trieb- 
werke nicht  bloß  vorübergehend  zur  Verwendung  gelangten,  so  war  die  unabweisbare 
Folge  hiervon,  daß  der  weitaus  größte  Teil  der  Kleinbetriebe  von  den  Vorteilen 
der  gegenseitigen  Versicherung  ausgeschlossen  war,  eine  Tatsache,  welche  in  ihren 
Folgen  um  so  empfindlicher  wirkte,  als  die  Privatversicherungsgesellschaften  eben 
durch   die  Auflösung   der  mit   den  Großbetrieben   abgeschlossenen  Versioherungs- 
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vertrage  sieh  berechtigt  ftthlten,  den  Kleinbetrieben  schier  unerschwingliche  Lasten 
anfzaerlegen,  und  hiemach  no^^ednmgenerweise  znr  Vorlage  eines  weiteren  Aus- 
dehnangsgesetzes  führen  mußte. 

Das  mit  dem  1.  Januar  1905  in  Kraft  getretene  Gesetz  vam  23.  De- 
zember 1904  trug  diesem  Wunsche  vollkommen  Rechnung  (s.  A  n  1  a  g  e  5).  Durch 
dessen  neue  Bestimmungen  erhielt  die  Unfallversicherung  einen  unvergleichlichen 
Umfang,  und  zwar  insofern,  als  von  diesem  Zeitpunkte  ab  die  Gesamtindustrie  und 
das  G^samtgewerbe  (letzteres  mit  wenigen  Ausnahmen),  ohne  Unterschied  der  Zahl 
der  beschäftigten  Arbeiter  noch  auch  der  gebrauchten  Triebkraft,  dem  Yersicherungs- 
zwang  unterliegen.  So  wurden  hiervon  namentlich  erfaßt  die  Gerbereien,  Champagner-, 
Mineralwasser-,  Papier-,  Essigfabriken,  die  Textilindustrie,  die  Buch-  und  Stein- 
druckereien, Buchbindereien,  die  Handschuh-  und  Tabakindustrie,  Schreiner,  Wagner, 
Klempner,  Hafner,  Fensterputzer  usw. 

Im  allgemeinen  sind  sonach,  bei  Ausschluß  des  Handels  und  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  der  Unfallversicherung  unterworfen  sämtliche  Fabriken,  Hüttenwesen, 
Werkstätten  und  gewerbliche  Unternehmen,  insofern  dieselben  nicht  durch  ein 
öffentliches  Verwaltungsreglement  von  der  Versicherungspflicht  entbunden  sind,  falls 
sie  nur  unbedeutende  Betriebsgefahren  aufweisen. 

Durch  Beschluß  vom  23.  Dezember  1904  wurde  eine  Anzahl  solcher  Hand- 
werke als  Schuhmacher,  Strumpfwirker,  Schneider,  Hut-  und  Mützenmacher,  Friseure, 
Barbiere,  Zuckerwaren-,  Schokolade-  und  Marmeladefabriken,  Kuchen-  und  Brot- 
bäcker usw.  von  der  Versicherungspflicht  entbunden. 

Hiemach  erklärt  sich  auch  sehr  leicht  das  rasche  Steigen  der  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe,  und  zwar  1903:523  Betriebe,  1904:636  Betriebe,  1905: 
2157  Betriebe,  1906:2208  Betriebe  und  1907:2564  Betriebe. 

Die  entsprechenden  anrechnungsfähigen  Lohnsummen  betrugen: 

für  das  Jahr  1903 Frs.  20  717  596.00 

„  „       „  1904 „    30  700  020.00 

„  „       „  1905  . „    36  581960.00 

„  „       „  1906 „    40  483  910.00 

„  „       „  1907 „    43  283  640.00 

Ausgenommen  von  der  Versicherungspflicht  sind  somit  nur  die  Handels- 
betriebe und  die  Land-  und  Forstwirtschaft  mit  ihren  Neben- 
betrieben. Handelsbetriebe  können  aber  eine  freiwillige  Versicherung  eingehen, 
eine  Befugnis,  von  welcher  jedoch  sozusagen  kein  Gebrauch  gemacht  wird.  So 
waren  im  Jahre  1907  nur  sechs  Handelsbetriebe  als  freiwillige  Mitglieder  ein- 
getragen, fürwahr  der  ausschlaggebendste  Beweis,  daß  die  freiwillige  Versicherung 
in  keinem  Lande  auf  Erfolg  rechnen  kann. 

Was  die  Land-  und  Forstwirtschaft  betrügt,  so  liegt  ein  Vorentwnri  betreffend 
die  Zwangsversicherung  der  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter 
vor.  (Siehe  Schlußerörterungen.)  Wahrscheinlich  wird  dieser  Entwurf  im  Jahre  1909 
zum  Gesetz  erhoben,  da  voraussichtlich  für  1908,  in  welchem  Jahrgang  die  Wahlen 
für  die  Hälfte  der  Abgeordneten  des  Landes  gesetzmäßig  stattfinden,  keine  Gelegen- 
heit zur  Erledigung  dieses  Gesetzes  übrig  bleiben  wird. 

Indem  die  großherzogliche  Unfallversicherungsgenossenschaft  aus  einer  großen 
Reihe  von  verschiedenartigen  Betrieben  besteht,  mußte  der  Gefahrentarif 
dementsprechend  ausgedehnt  werden.  So  sieht  der  Ministerialbesohluß  vom 
23.  April  1903  zwölf  Gefahrenklassen  mit  acht  großen  Gruppen  und  285  Unter- 
abteilungen vor.  Mit  der  durch  Gesetz  vom  23.  Dezember  1904  erfolgten  Aus- 
dehnung mußte  der  Gefahrentarif  ebenfalls  ausgedehnt  werden;  der  Ministerial- 
beschluß  vom  24.  Dezember  1904  erweiterte  somit  die  Unterabteilungen  auf 
463  Nummern;  femer  wurde  durch  Beschluß  vom  16.  Mai  1906  der  Gefahrentarif 
für  verschiedene  Betriebe,  namentlich  für  Eisenerzgruben,  Schiefergruben,  Klein- 
bahnen usw.  erhöht. 

In  bezug  auf  die  internationalen  Beziehungen  hat  Luxemburg  als 
kleiner,  zwischen  drei  Staaten  eingeklemmter  Grenzstaat  besonders  weitherzige  Be- 
stimmungen getroffen. 
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Wie  schon  im  Heft  XIV  (S.  19  ff.)  erwähnt,  hat  das  Gesetz  die  Regierung 
ermächtigt,  die  ausländischen  Betriebe  hinsichtlich  ihres  Gesamtarbeiterpersonals, 
also  ohne  jeden  Unterschied  der  Staatsangehörigkeit,  von  der  Anwendung  des 
Gesetzes  zu  entbinden,  wenn  das  Arbeiterpersonal  nur  yorttbergehend  im 
Großherzogtum  beschäftigt  ist  und  demselben  bei  Unfällen  Ansprüche  auf  eine  den 
Bestimmungen  des  luxemburgischen  Gesetzes  identische  oder  doch  gleichwertige 
Fürsorge  zugesichert  sind. 

Desgleichen  kann  die  Regierung,  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  in  Betracht 
kommenden  ausländischen  Regierung,  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  solche 
Arbeiter  ausdehnen,  welche  zeitweilig  im  Auslande  bei  Arbeiten  beschäftigt  sind, 
die  von  einem  den  Bestimmungen  des  luxemburgischen  Unfallgesetzes  unterliegenden 
inländischen  Betriebe  ausgeführt  werden. 

Auf  diese  Art  und  Weise  sollte  die  Doppelversicherung  mit  der  Doppel- 
belastung vermieden  und  dem  Ausstrahlungsprinzip  eine  größere,  allgemeine 
Ausdehnung  zugesichert  werden.  Zu  gleicher  Zeit  war  aber  auch  der  Befürchtung, 
inländische  Zweigniederlassungen  größerer  ausländischer  Betriebe  (namentlich  der 
reichsländischen  Betriebe  der  großherzoglichen  Eisenbahnen)  könnten  der  Zwangs- 
Versicherung  entgehen,  ein  Riegel  vorgeschoben,  indem  die  vorerwähnten  Ausnahme- 
bestimmungen sich  nur  auf  vorübergehende  Beschäftigungen  beziehen. 

Indem  die  ersten  Unterhandlungen  mit  dem  Reichsamte  des  Innern  zu  Berlin 
zu  der  Ueberzengung  führten,  daß  internationale  Abkommen  wohl  nicht  ganz  ohne 
Abweichungen  von  der  luxemburgischen  Gesetzgebung  zustande  kommen  könnten, 
60  gab  der  luxemburgische  Gesetzgeber  durch  Gesetz  vom  12.  Mai  1905, 
betreffend  die  Ausführung  der  Unfallversicherungsgesetze  im 
internationalen  Verkehr  (s.  Anlage?),  der  Regierung  die  unumschränkte 
Vollmacht,  in  den  internationalen  Abkommen,  welche  die  Ausführung  der  Unfall- 
versicherungsgesetze in  den  vertragsschließenden  Ländern  nach  dem  Reziprozitäts- 
prinzip zu  regeln  haben,  von  den  luxemburgischen  Gesetzen  abzuweichen.  Hieran 
knüpft  Mch  nur  eine  Bedingung:  die  Uebereinstimmung  mit  dem  Staats- 
rate. Auf  diesem  Wege  wurden  die  internationalen  Abkommen  sehr  vereinfacht, 
indem  in  Zukunft  selbst  bei  Abänderung  der  bestehenden  Gesetze  nicht  der  Gesetz- 
geber, sondern  die  exekutive  Gewalt  mit  der  Zustimmung  des  Staatsrates  einzu- 
schreiten hat. 

Wir  erlauben  uns  hier  auf  den  Wortlaut  der  internationalen  Abkommen  mit 
dem  Deutschen  Reiche  (Ministerialbeschluß  vom  12.  Mai  1906,  Großherzog- 
licher Beschluß  vom  10.  September  1905),  mit  Belgien  und  mit  Frankreich 
(28.  Juli  1906,  Großherzoglicher  Beschluß  vom  14.  Oktober  1906  bzw.  I.Januar  1907) 
zu  verweisen  (s.  Anlage  8 — 10).  Es  sei  hier  nur  erwähnt,  daß  die  Angehörigen 
benannter  Länder  einerseits  mit  Bezug  auf  das  Ruhen  der  Renten,  selbst  wenn  sie 
sich  nicht  im  Großherzogtum  aufhalten,  und  andererseits  mit  Bezug  auf  den  Aus- 
schluß des  Anspruches  auf  Ueberweisung  der  Renten,  auch  wenn  sie  nicht  im 
Inlande  wohnen,  den  Luxemburgern  vollständig  gleichgestellt  wurden. 

Was  die  als  Ersatz  der  Rentenzahlung  geltende  Kapitalabfindung  betrifft,  so 
befindet  sich  Deutschland  in  einer  günstigen  Lage.  Deutsche  Staat8angeh(^rige, 
welche  das  Großherzogtum  dauernd  verlassen,  können  mit  der  einmaligen  Aus- 
zahlung des  dreifachen  Betrages  der  Jahresrente  abgefunden  werden,  sobald  sie 
hierzu  ihre  Zustimmung  geben  (Beschluß  vom  12.  Mai  1905,  Art.  2).  Dagegen 
können  die  Angehörigen  Belgiens  oder  Frankreichs,  selbst  mit  ihrer  Zustimmung, 
nicht  abgefunden  werden,  sobald  die  gewährte  Rente  -20  7o  der  Vollrente  erreicht 
(Art.  49  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902,  Art  4  des  Abkommens  mit  Belgien  und 
Art  1  des  Abkommens  mit  Frankreich). 

Bei  solchen  Betrieben,  die  aus  einem  Lande  vorübergehend  in  das  andere 
übergreifen,  folgen  alle  Personen,  welche  in  einem  solchen  vorübergehend  über- 
greifenden Betriebsteile  beschäftigt  sind,  für  die  Dauer  dieser  Beschäftigung  der 
Unfallversicherungsgesetzgebung  desjenigen  Staates,  in  welchem  der  Sitz  des  Haupt- 
oder Gesamtunternehmens  gelegen  ist  Als  vorübergehender  Betriebsteil  gilt  nur 
ein  solcher,  dessen  voraussichtliche  Dauer  sechs  Monate  nicht  übersteigt  Der 
Zeitraum  wird  für  jeden  einzelnen  übergreifenden  Betriebsteil  berechnet 
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Besonders  wichtig  ist  ferner  die  Bestimmung,  daß  aooh  das  Fahrpersonal, 
welches  in  dorchgehenden  Zügen  die  Grenze  überschreitet,  als  vorübergehend  be^ 
schäftigt  sa  behandeln  ist  (Art  1  des  Abkommens  mit  Dentsohland,  Art.  1  des 
Ergänzongsabkommens  mit  Belgien  yom  1.  Janaar  1907  und  Art.  2  des  Abkommens 
mit  Frankreich  yom  28.  Juli  1906). 

Hinsichtlich  des  für  die  UnfaUversicherong  einzuführenden  finanziellen  Sy- 
stems kam  es  im  Jahre  1901  zu  längeren  Erörterungen  der  gegenteiligen  Ansichten 
der  Zentralsektion  und  des  Staatsrates.  Das  Kentenumlageverfahren,  so  wie  es  bei 
den  deutschen  Berufsgenossenschaften  eingeführt  ist,  wurde,  wie  schon  im  Heft  XIV 
(S.  21)  erwähnt,  vom  Staatsrate  als  gefährlich  für  das  kleine  Gebiet  und  für  die 
Zukunft  mit  aller  Energie  bekämpft  und  das  Kapitaldecküngsverfahren  eindringlichst 
empfohlen.  Die  Kammer  der  Abgeordneten  teilte  schließlich  die  Meinung  des 
Staatsrates,  und  das  Kapitaldeckungsverfahren  wurde  durch  Art.  38  des  Gesetzes 
eingeführt.    Danach  sind  die  Beiträge  so  zu  berechnen,  daß 

a)  sämtliche  Auslagen  des  verflossenen  Rechnungsjahres,  welche  von  Hilfe- 
leistungen, von  gewährten  Entschädigungen  und  sonstigen  im  Gesetz, 
in  den  Reglements  und  im  Statut  vorgesehenen  Unkosten  herrühren, 
gedeckt  werden; 

b)  ein  nach  den  von  der  Regierung  zu  genehmigenden  mathematischen 
Regeln  der  Versicherung  dem  wirklichen  Werte  der  gesetzlich  gewährten 
Renten  entsprechendes  Kapital  geschaffen  wird; 

c)  erlittene  Verluste  gedeckt  und  ein  Reservefonds  angelegt  werden  kann. 
Da  schon  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  auf  die  bei  der  deutschen 

Tiefbau-Berufsgenossenschaft  eingeführte  Berechnung  des  Kapitalwertes 
hingewiesen  war,  so  machte  der  Vorstand  der  Großherzoglichen  Regierung  den  Vor- 
schlag, für  die  Großherzoglich-Luxemburgische  Unfallgenossenschaft  die  durch  das 
Beichsversicherungsamt  vom  5.  Februar  1894  erlassenen  Bestimmungen,  betreffend 
die  Berechnung  des  Kapitalwertes  der  von  der  Tiefbaugenossenschaft  zu  zahlenden 
Renten,  mit  einem  Zuschlag  von  10^ j^  in  Anwendung  zu  bringen.  Die  betreffende 
Tiefbau-Berufsgenossenschait  hatte  nämlich  auf  Anfrage  die  seit  dem  5.  Februar  1894 
für  die  Berechnung  des  Kapitalwertes  der  zu  zahlenden  Renten  geltenden  Tarife  als 
nicht  ganz  zutreffend  bezeichnet.  Es  steht  heute  fest,  daß  der  Zuschlag  für  das 
Jahr  1901  sich  auf  11,74%,  für  1902  auf  10,71%  und  für  1903  auf  15,65% 
belief,  jedoch  nur  auf  die  Verletztenrenten.  Für  Witwen-,  Kinder-  und  Aszendenten- 
renten  genügen  die  Tarife  hinlänglich.  Gemäß  den  Jahresberichten  der  Tiefbau- 
Berufsgenossenschaft  gibt  die  auffallend  abweichende  Höhe  der  Fehlbeträge  in  den 
einzeln.en  Jahren,  wenn  auch  darin  die  Unzulänglichkeit  des  tarifmäßigen  Kapitals  an 
sich  zum  Ausdruck  kommt,  doch  keinen  Anhalt  für  den  Maßstab  der  Unzulänglichkeit 
des  tarifmäßigen  Deckungskapitals,  da  hierbei  verschiedene  Ursachen,  wie  größere 
Zahl  jugendlicher  Verletzter,  solcher  mit  kurz  dauernder  vorübergehender  Erwerbs- 
einbuße und  sonstige  Zufallsmomente  mitsprechen.  Eine  Revision  des  Tarifes 
konnte  noch  nicht  verwirklicht  werden,  weil  das  Material  für  die  Unterlagen  zu 
wenig  umfangreich  war.  Jedoch  beabsichtigt  die  Tiefbau-Berufsgenossenschaft 
die  Aufstellung  eines  neuen  Tarifes  in  den  nächsten  Jahren  aus  dem  vorhandenen 
Material  vorzunehmen^).  In  den  am  15.  November  1904  durch  das  Reichs- 
versicherungsamt erlassenen  neuen  Vorschriften  werden  die  Tarife  von  1894 
nicht  berührt. 

Unter  diesen  Umständen  muß  natürlich  die  Großherzoglich-Luxembnrgische 
Unfallversicherungsgenossenschaft,  da  ihr  jedes  Material  noch  abgeht,  die  deutschen 
Tarife  von  1894  befolgen  und  einen  Zuschlag  nach  ihren  eigenen  Eriahrungen 
Torschlagen.  Von  1904  an  wurde  der  durch  Ministerialbeschluß  vom  14.  Februar  1904 
genehmigte  Zuschlag  von  10%  beibehalten. 

Gemäß  den  vorliegenden  Ergebnissen  der  früheren  Rechnungsjahre  betrug 
das  in  die  Umlage  eingeschriebene  Deckungskapital  für  das  Jahr  1903  Frs.  140275,84, 
für  1904  Frs.  298  323,31,  für  1905  Frs.  474  762,70,  für  1906  Frs.  513  637,73 
und  für  1907  Frs.  651  821.46. 


')  Vgl.  hierzu  Heft  XIV,  S.  18  Note  1  und  die  dort  angezogene  Literatur. 
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Am  16.  Dezember  1907  hat  die  Großherzogliche  Regienmg,  nachdem  der 
Staatsrat  sein  Gutachten  am  6.  Dezember  1907  abgegeben  hatte,  einen  Entwurf, 
betreffend  die  Unfallyersicherung  für  Land-  und  Forstwirtschaft  und  die 
Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Unfallversicherung  im  allgemeinen,  der 
Kammer  der  Abgeordneten  unterbreitet. 

Hierbei  verfolgte  man  folgende  Grundsätze: 

1.  Die  Unfallversicherung  für  Land-  und  Forstwirtschaft  soll  sich  auf  alle 
Lohnarbeiter  erstrecken. 

2.  Dieselbe  Versicherung  soll  sich  auch  auf  bestimmte  Arbeitgeber  und  die 
Mitglieder  ihrer  Familie  ausdehnen; 

3.  Die  Grundprinzipien  der  Gewerbe-Unfallversicherung  sollen  mit  einigen  Aus- 
nahmen auf  die  Unfallversicherung  für  Land-  und  Forstvmrtschaft  Anwendung  finden. 

4.  Die  Gesamt-Unfallversicherung  soll  in  einer  und  derselben  Genossenschaft 
und  unter  demselben  Vorstand  vereinigt  sein. 

Zu  1.  Was  den  Umfang  der  Versicherung  betrifft,  so  sind  alle  in  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten, 
letztere  sofern  ihr  Jahresverdienst  an  Gehalt  oder  Lohn  3750  Frs.  nicht  übersteigt, 
gegen  die  Schäden  der  bei  dem  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  nach  Maßgabe 
des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  versichert. 

Die  Nebenbetriebe  fallen,  ähnlich  wie  im  deutschen  Gesetz,  ebenfalls  unter 
dieselben  Bestimmungen. 

Als  landwirtschaftlicher  Betrieb  ^It  auch  der  Betrieb  der  gewerblichen 
Gärtnereien,  d.  h.  der  Kunst-  und  Handelsgärtnereien,  der  Baumschulen  und  Samen- 
gärtnereien sowie  die  gewerbliche  Bewirtschaftung  von  Haus-  und  Ziergärten. 
Diese  Abweichung  vom  deutschen  Gesetze^)  wurde  vom  Staatsrate  vorgeschlagen, 
um  den  in  Deutschland  angetretenen  Schwierigkeiten  vorzubeugen  und  dem  Um- 
stände Rechnung  zu  tragen,  daß  im  Großherzogtum  die  Bewirtschaftung  der  Haus- 
und Ziergärten  meistens  von  Handelsgärtnem  besorgt  wird.  Diese  Beschäftigung 
fällt  natürlich  nicht  unter  die  Zwangsversioherung,  sobald  dieselbe  vom  Eigentümer 
oder  seiner  Familie  oder  auch  von  seinen  Dienstboten  ausgeführt  wird  und  der 
betreffende  Eigentümer  keine  Landwirtschaft  treibt 

Zu  2.  Die  landwirtschaftlichen  Betriebsunternehmer  und  deren 
Familienmitglieder,  Ehefrau,  Kinder  über  14  Jahre  usw.  unterliegen  ebenfalls  der 
Versicherungspflicht,  sobald  der  Jahresarbeitsverdienst  dieser  Personen  die  durch 
ein  allgemeines  Verwaltungsreglement  zu  bestimmende  Summe  nicht  übersteigt 

Der  Regierungsentwurf  sah  einen  Jahresarbeitsverdienst  von  3000  Frs.  als 
Höchstbetrag  vor,  der  Staatsrat  fand  diese  Summe  jedoch  zu  hoch,  da  auf  diese 
Weise  sofort  30  000  bis  40  000  Betriebsuntemehmer  der  Versicherungspflicht  unter- 
lägen, was  zu  außergewöhnlichen  materiellen  Schwierigkeiten  Anlaß  gegeben  hätte^. 

Die  vorgeschlagene  Maßregel  ermöglicht  jedoch  die  stufenmäßige  Ausdehnung 
des  Versicherungszwanges. 

Zu  3.  Die  Berechnung  der  Renten  fußt  nicht  auf  dem  tatsächlich 
erzielten  Jahresverdienst,  wie  bei  der  Grewerbe-Unfallversicherung,  sondern  auf 
einem  durch  Regierungsbeschluß  zu  bestimmenden  Mitteljahresverdienst,  um  die 
etwaigen  Schwankungen  und  unsicheren  Verdienstermittelungen  zu  vermeiden.  Der 
Durchschnittsjahresverdienst  wird  für  die  einzelnen  Gemeinden  und  verschiedentlich 
für  die  beiden  Geschlechter  periodisch  festgestellt 

Für  diejenigen  Personen,  welche  wenigstens  über  drei  Monate  in  einem 
industriellen  oder  gewerblichen  Betriebe  während  desselben  Jahres  gearbeitet 
haben,  wird  der  Jahresarbeitsverdienst  im  Verhältnis  zu  der  Zeit  teils  nach  dem 
wirklichen  Verdienst,  teils  nach  dem  Durchschnittsjahresverdienst  bemessen  werden. 

Die  ärztliche  Behandlung  der  gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschäftigten 
Arbeiter  wird  während  der  ersten  dreizehn  Wochen  nach  dem  Unfälle  durch  die 
Bezirkskrankenkasse,  in  deren  Bezirk  der  Unfallverletzte  beschäftigt  war,  besorgt 


0  Vgl.  „Handbuch  der  ünfallversicileruiig",  2.  Aufl.,  Leipzig  1897,  S.  520,  und  §  1  Abs.  7 
des  L.Ü.V.a.  vom  30.  Juni  1900. 

«)  Vgl.  Heft  XIV.  S.  3  Note  1. 
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Erstreckt  sich  die  BeschäMgnDg  auf  yerschiedene  Ortschaften,  so  gilt  als  maß- 
gebend der  Sitz  des  Betriebes.  Da  aber  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  keiner 
obligatorischen  Krankenkasse  zugehören  and  die  Unfallversicherongsgenossenschaft 
ihrerseits  diese  Mehrkosten  nicht  übernehmen  konnte,  ohne  die  indostriellen  oder 
gewerblichen  Unternehmer  infolge  ihrer  Anteilnahme  an  den  Krankenkassenkosten 
angttnstiger  zn  behandeln,  so  schlägt  der  loxemborgische  Gesetzgeber  yor,  die 
Kosten  der  ärztlichen  Behandlung  für  land-  and  forstwirtschaftliche  Beschäftigangen 
den  einzelnen  Krankenkassen  nach  Jahresschlaß  dorch  die  Unfallversicherangs- 
kasse  zarttckzaerstatten  and  die  Gesamtbelastang  mittels  Sonderamlage  aaf  die 
einzelnen  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe  za  verteilen.  Indem  aaf  diese 
Weise  die  Kosten  der  ärztlichen  Behandlang  ohne  Beihilfe  der  Versicherten  selbst 
bestritten  werden,  ist  im  Entwarf  von  einer  Krankengeldleistang  abgesehen  worden, 
was  andererseits  hinwiederam  die  erwünschte  Gleichstellang  anter  den  verschiedenen 
za  einer  and  derselben  Genossenschaft  gehörigen  Mitglieder  ermöglichte. 

Die  Beiträge  werden  ebenfalls  nicht  nach  Mafigabe  besonderer  Lohn- 
zasammenstellangen  berechnet  and  dies  namentlich,  am  der  Landwirtschaft  and 
insbesondere  den  Kleinbaaem  alle  Umständlichkeiten  za  vermeiden.  Von  Anfang 
an  warde  der  Katastralreinertrag  als  Grandlage  zar  Beitragsb.erechnang  infolge 
der  ihm  anhaftenden  zahlreichen  Mängel  verworfen.  Zndem  konnte  man  zwei 
verschiedene  Grandlagen:  einerseits  den  gedachten  Katastralreinertrag  für  die 
Landwirtschaft,  andererseits  die  verausgabten  Lohnbeträge  für  die  industriellen  und 
gewerblichen  Unternehmen,  nicht  zu  gleicher  Zeit  in  Anwendung  bringen,  indem 
die  Beiträge  nach  den  verschiedenen  Gefahrenklassen  und  nach  den  auf  letztere 
entfallenden  Lohnbeträgen  aufgestellt  werden  müssen.  Es  blieb  somit  nur  ein 
Verfahren  übrig,  um  die  verausgabten  Löhnungen  bei  Berechnung  des  Umlage- 
verfahrens in  Anwendung  zu  bringen,  und  zwar  das  Einschätzungsverfahren, 
welches  später  Gegenstand   einer  allgemeinen  Ausführungsbestinmiung   sein  wird. 

Wie  aus  dem  Gutachten  des  Staatsrates  erhellt,  liegt  die  Absicht  vor,  diese 
Einschätzung  mit  derjenigen,  betreffend  die  Grundlagen  für  die  Mobiliarsteuer,  zu 
verbinden.  Das  Verfahren  scheint  sehr  einfach,  jedoch,  wie  der  Staatsrat  mit  Recht 
hervorhebt,  wird  die  ganze  Unfallversicherung  in  Gefahr  schweben,  wenn  den  Ein- 
schätzungen die  unbedingte  Aufrichtigkeit  abgeht  und  so  ein  Teil  der  Mitglieder 
für  die  Teillast  der  anderen  aufkommen  mufi. 

Zn  4.  Die  Unfallversicherungsgenossenschaft,  deren  Wirkungs- 
kreis sich  demnach  unterschiedslos  auf  alle  Betriebe  erstreckt,  wird  von  einem 
Vorstand  geleitet,  der  aus  einem  durch  die  Regierung  zu  ernennenden  Präsidenten 
und  aus  acht  wählbaren  Mitgliedern  besteht,  wovon  zwei  der  Landwirtschaft  an- 
gehören müssen  (Art.  24). 

Desgleichen  werden  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Angestellten  als 
Beisitzer  in  den  drei  durch  das  Gesetz  vom  5.  April  1902  vorgesehenen  Fällen 
zugezogen,  und  zwar  bei  Feststellung  der  Renten  durch  den  Vorstand,  bei  den 
Schied^erichten  und  bei  dem  Erlaß  der  Unfallverhütungs^orschriften. 

Da  die  landwirtschaftlich  Beschäftigten  nicht  Mitglieder  der  Krankenkassen 
sind,  die  Vertreter  der  Arbeiter  jedoch  gemäß  Art.  35  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902 
einer  Krankenkasse  angehören  müssen,  so  sieht  der  Entwurf  von  dieser  Be- 
dingung für  die  Vertreter  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  ab.  — 

Um  den  durch  die  deutsche  Gesetzgebung  vorgesehenen  besonders  günstigen 
Bestinmiungen  soviel  als  möglich  Rechnung  zu  tragen,  hat  der  Gesetzgeber  die 
Gelegenheit  benutzt,  in  seinem  Entwürfe  die  entsprechenden  Verbesserungen 
an  den  bestehenden  Gesetzen  vorzunehmen. 

a)  So  wird  der  Höchstbetrag  des  Jahresverdienstes  der  versicherungs- 
pflichtigen Angestellten  von  3000  auf  3760  Frs.  erhöht  (Art.  15). 

b)  Ist  der  Verletzte  infolge  des  Unfalles  nicht  nur  völlig  erwerbsunfähig, 
sondern  auch  derart  hilflos  geworden,  daß  er  ohne  fremde  Wartung  und  Pflege 
nicht  bestehen  kann,  so  ist  für  die  Dauer  dieser  Hilflosigkeit  die  Rente  bis  zu 
100%  des  Jahresarbeitsverdienstes  zu  erhöhen  (Art.  16).  Vgl.  deutsches  Gesetz 
von  1900  §  9  Abs.  3. 
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Der  Staatsrat  sehließt  sich  der  deutschen  Aaslegung  an,  nämlich  daß  anch 
in  den  Fällen,  wo  die  Wartnng  von  Familienangehörigen  oder  von  andern  dem 
Hansstande  zügehörigen  Personen  geleistet  wird,  die  Voraassetzongen  ftlr  die  er- 
höhte Rente  vorliegen.  Die  Wartang  maß  also  nicht  anbedingt  von  einer  dritten, 
hierzn  eigens  angestellten  Person  aasgehen  ^). 

e)  Dem  in  einer  Heilanstalt  antergebrachten  Verletzten  sowie  seinen  An- 
gehörigen kann  eine  besondere  Untersttttzang  gewährt  werden,  and  zwar  im 
Dttrftigkeitsfalle  sofort,  in  allen  andern  Fällen  nur  aat  Grand  statatarischer  Be- 
stimmung (Art.  19;  deutsches  Gesetz  1900  §  22). 

Man  hat  eben  auch  im  Großherzogtum  die  Notwendigkeit  anerkannt,  in  ge- 
wissen Fällen  einen  Zuschuß  zu  den  gesetzlichen  Leistungen  zu  zahlen,  so  unter 
andern  für  Zehrgeld  bei  Entlassung  aus  der  Krankenhausbehandlung,  fttr  Ankauf 
von  Kleidungsstücken.  Auch  bei  übergroßer,  zahlreicher  Familie  scheint  eine  be- 
sondere Unterstützung  angezeigt 

d)  Eine  sehr  wichtige  Neuerung  wird  in  Art.  20  vorgeschlagen. 

Sowohl  nach  dem  luxemburgischen  als  nach  dem  deutschen  Gesetze  ist  der 
1500  Frs.  bzw.  1500  M.  übersteigende  Jahresarbeitsverdienst  nur  für  ein  Drittel 
in  Betracht  zu  ziehen.  Im  Einverständnis  mit  der  Regierung  schlägt  der  Staatsrat 
die  Streichung  dieser  Bestimmung  vor  mit  dem  Antrag,  die  Rente  auf  Grundlage 
des  wirklichen  Jahresverdienstes  zu  berechnen.  Maßgebend  hierbei  mag  wohl 
einerseits  die  Annahme  gewesen  sein,  daß  hiemach  die  Aufstellung  der  Jahreslohn- 
nachweisung  bedeutend  erleichtert  und  zuverlässiger  werden  dürfte,  wie  anderer- 
seits die  E^ägung,  daß  den  Rentenberechtigten  eine  ihrem  wirklichen  Jahres- 
verdienst entsprechende  Rente  zustehe,  und  daß  kein  Grund  vorliege,  die  Rente  der 
höher  gelöhnten  Verletzten  zu  kürzen,  um  den  Beitragsteil  der  Betriebsuntemehmer 
zu  mindern. 

Die  Verwirklichung  dieses  Vorschlages  wird,  im  Vergleich  zu  der  deutschen 
Gesetzgebung,  eine  bedeutende  Besserstellung  sein  wie  für  die  Arbeiter  im  all- 
gemeinen, so  namentlich  aber  für  die  in  Eisenbahn-,  Hochöfen-,  Walzwerk-  und 
Erzgrubenbetrieben  Bediensteten,  da  besonders  in  der  Großindustrie  die  Löhne  eine 
wesentliche  Steigerung  während  der  letzten  Jahre  erfahren  haben. 

e)  Bezüglich  der  Durchführung  des  Heilverfahrens  zur  Erhöhung  der 
Erwerbsfähigkeit  sowie  der  Weigerung  des  Verletzten,  sich  den  Maßnahmen  der 
Genossenschaft  zu  fügen,  und  seines  Antrags,  an  Stelle  der  Rente  die  Aufnahme 
in  ein  Krankenhaus  zu  erwirken,  hat  der  Entwurf  in  Art.  21  und  22  dieselben 
Bestimmungen  aufgenommen  wie  die  §§  23  und  24  des  deutschen  Gesetzes  von 
1900  vorsehen. 

f)  Die  näheren  Ansführungsbestimmungen  sind  einem  großherzog- 
lichen Beschlüsse  vorbehalten,  so  namentlich  die  Festsetzung  des  Inkrafttretens  des 
Gesetzes  hinsichtlich  der  Einreihung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe 
in  die  Unfallversicherungsgenossenschaft. 

Diejenigen  Bestimmungen  aber,  welche  auf  eine  Besserstellung  der  Verletzten 
oder  deren  Angehörigen  abzielen,  sollen  in  der  gewöhnlichen  Form  —  drei  Tage 
nach  Veröffentlichung  des  Gesetzes  im  Memorial  —  zur  Geltung  kommen. 

Außer  diesen  Bestimmungen  sind  noch  drei  Sondermaßregeln  vorgesehen, 
welche  sich  sowohl  auf  die  Kranken-  als  auf  die  Unfallversicherung  beziehen: 

1.  Der  Hauptuntemehmer  bleibt  solidarisch  haftbar  mit  dem  Afterunternehmer 
(sous-entrepreneur)  für  die  Erfüllung  aller  Pflichten,  welche  die  Gesetze  oder 
Reglements  dem  Arbeitgeber  auferlegen. 

Auf  diese  Weise  ist  besonders  die  Zahlung  der  Beiträge  gesichert. 

2.  Alle  Personen,  ob  Verletzte,  Angehörige,  Aerzte,  Rechtskonsulenten  usw., 
welche  die  Kassen  in  betrügerischer  Weise  zur  Zahlung  nicht  geschuldeter  oder 
nicht  in  dem  Maßstabe  geschuldeter  Renten,  Unterstützungen  oder  sonstiger  Vor- 
teile  verleiten,   werden   mit   einer  Gefängnisstrafe   von    einem  Monat  bis   zu  fünf 


>)  Vgl.   Graf,    „Die  Unfallversicherungsgesetze  des  Deutschen   Reichs",  3.  Aufl.,  Berlin 
1901,  S.  81. 
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Jahren  und  mit  einer  Geldbuße  von  26  bis  3000  Frs.  bestraft,  unbesehadet  der 
Verhängong  höherer,  durch  andere  Gesetze  vorgesehener  Strafen. 

Selbst  der  Versuch  des  Vergehens  wird  mit  einer  Gefängnisstrafe  von  acht 
Tagen  bis  zu  zwei  Jahren  und  mit  einer  Geldbuße  von  26  bis  zu  1000  Frs.  be- 
straft.   Also  schon  der  einfache  Versuch,  selbst  ohne  Erfolg,  ist  straffällig. 

Diese  Maßregel  mußte  eingeführt  werden,  um  die  falschen  Erklärungen  und 
leichtsinnigen  Bescheinigungen  abzustellen  und  den  Simulanten  das  Handwerk  zu 
legen;  denn  gerade  durch  die  freie  Arztwahl  ist  der  Simulation  leichtes  Spiel 
und  freier  Raum  gegeben. 

3.  Um  der  Unfallversicherungsgenossenscbaft,  den  Krankenkassen  und  den 
Aufsichtsbehörden  die  Möglichkeit  zu  geben,  eine  vollständige  und  zuverlässige 
Untersuchung  über  die  vorgebrachten  Behauptungen  vorzunehmen,  wird  diesen 
Kassen  und  Behörden  die  eidliche  Vernehmung  der  Zeugen  gestattet. 

Auf  Ersuchen  der  Regierung  beschäftigte  sich  die  Zentralkommission  ^ev 
Kammer  noch  vor  Toresschluß  mit  diesem  für  die  Arbeiterwelt  so  vorteilhaften 
Entwürfe. 

In  Anbetracht  der  noch  verfügbaren,  allzu  kurzen  Zeit  zu  einer  sachmäßigen 
und  gründlichen  Untersuchung  der  beiden  Hauptfaktoren,  betreffend  einerseits  die 
Höhe  der  für  die  Landwirtschaft  neu  entstehenden  Lasten  und  andererseits  die  für 
die  Beitragsberechnung  zu  wählende  Grundlage  (Kafastralreinertrag  oder  Arbeits- 
bedarf nebst  Gefahrenklassen),  schlug  schließlich  die  Zentralsektion  der  Kammer 
vor,  die  auf  die  Versicherung  der  in  der  Landwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter 
sich  beziehenden  Beetimmungen  einstweilen  bis  auf  weiteres  auszuschalten  und 
nur  die  oben  angeführten  Verbesserungen  und  Vervollständigungen  der  be- 
stehenden Gewerbeunfallversicherung  und  der  Krankenversicherung  in  Bausch  und 
Bogen  zum  G^etze  zu  erheben  und  den  auf  die  Berechnung  der  Renten  sich  be- 
ziehenden Bestimmungen  eine  rückwirkende  Kraft  bis  zum  1.  Januar  1908  zu  geben 
(Gutachten  vom  7.  April  1908). 

Da,  durch  die  Verhältnisse  gezwungen,  die  Regierung  und  der  Staatsrat  sich 
diesem  Antrage,  welcher  jedenfalls  eine  bedeutende  Verbesserung  der  früheren 
Lage  herbeiführte,  anschlössen,  so  wurden  die  angeführten  Bestinmiungen  ein- 
stinuüig  zum  Gesetz  erhoben  (21.  April  1908;  s.  Anlage  11). 

Somit  ist  heute  die  G^werbeunfallversicherung  durch  folgende  Gesetze  geregelt: 

1.  Gesetz  vom  5.  April  1902,  dient  als  Grundgesetz. 

2.  Gesetz  vom  23.  Dezember  1904,  bewerkstelligt  die  Ausdehnung  4er  Ver- 
sicherungspflichi 

3.  Gesetz  vom  12.  Mai  1905,  regelt  die  internationalen  Abkommen.  . 

4.  Gesetz  vom  21.  April  1908,  verbessert  und  vervollständigt  die  angeführten 
Gesetze. 

In  den  Anlagen  ist  der  Wortlaut  der  Gesamtgesetzgebung  wiedergegeben. 

Stalistisehe  Ergebnisse.  Das  Gesamtergebnis  der  Unfälle  und  ihrer 
Folgen  stellt  sich  für  die  Jahre  1903  bis  1907  einschL  folgendermaßen  dar: 


Unfallfolgen 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

Todesfälle.    . 

Völlig  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  ... 
Teilweise  dauernde  Erwerbsunfähigkeit.     . 
Vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  .     .*  . 
Witwenrenten .... 

32 

0 

164 

101 

11 

18 

4 

44 

2 

174 

138 

28 

75 

4 

73 

6 

192 

180 

23 

53 

20 

69 

3 

235 

195 

34 

66 

7 

81 
6    • 
333 
200 

53 

Waisenrenten ....;. 

Aszendentenrenten  .     .    .    .     .    .•  .■  .    .' 

88 
12 

Der  Nationalität  nach  verteilen  sich  die  in  den  Jahren  1905,  1906  und  1907 
entweder  neu  entstandenen  oder  aus  früheren  Jahren  stammenden  oder  ersatz- 
pSichtig  gewordenen  Unfälle  wie  folgt: 
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1905 

1906 

1907 

Luxemburger     .    .     . 

225 

248 

321 

Italiener   .     . 

117 

125 

156 

Deutsche  .    . 

66 

73 

89 

Belgier     .     . 

24 

36 

31 

Franzosen .     . 

9 

18 

14 

Oesterreieher 

4 

4 

6 

Schweizer 

2 

— 

2 

Amerikaner  . 

1 

— 

— 

Holländer.    . 

— 

1 

1 

Russen      .     .    , 

— 

1 



Die  Beitragssumme  beläuft  sich  auf  1000  Frs.  anreehnungsfähigen  Lohn: 


Klasse 

1904 

1905 

1906 

1907 

A 

__ 

1.55 

1.65 

1.87 

B 

2.13 

3.10 

3.31 

3.73 

C 

3.54 

5.16 

5.52 

6.22 

D 

5.32 

7.74 

8.28 

9.33 

E 

7.09 

10.32 

11.04 

12.44 

F 

9.57 

13.93 

14.90 

16.80 

G 

12.40 

18.06 

19.31 

21.77 

H 

15.95 

23.22 

24.83 

27.99 

J. 

18.78 

27.34 

29.25 

32.97 

K 

21.26 

30.95 

33.11 

37.32 

L 

24.81 

36.11 

36.64 

43.55 

M 

28.36 

41.27 

44.14 

49.77 

Durchschnitt 

16.85 

21.45 

24.20 

28.38 

Die  Steigerung  von  1905  auf  1906  und  bzw.  1907  ist  im  Verhältnis  zu  den 
Sätzen  des  Vorjahres  weit  weniger  drückend  als  von  1904  auf  1905;  dennoch  sin^ 
.  die  für  die  verschiedenen  Gefahrenklassen  geltenden  Beitragsnormen  ziemlich  be- 
deutend und  stellenweise  höher  als  diejenigen  der  ^Sttdwestdeutschen  Eisenberufs- 
genossenschaft Saarbrücken",  wobei  jedoch  hervorzuheben  ist,  daß  die  luxem- 
burgische Gesetzgebung  die  Bildung  eines  Eapitaldeckungsfonds  der  Dauerrenten 
vorsieht,  hingegen  die  deutsche  Genossenschaft  in  ihrem  24.  Geschäftsjahr  steht 
und  die  (Jebemahme  der  Dauerrenten  von  24  Jahren  jedenfalls  schwer  aof  ihr 
lastet 

Die    Kosten    des    Heilverfahrens   einschließlich    der   ärztlichen   Gut- 
achten,  welche  ebenfalls  dem  Arbeitnehmer  zugute  kommen,  belaufen   sich   fttr 


1904 

auf  Frs 

1905 

n        n 

1906 

n        jf 

1907 

»        » 

.  .  .  45  646.49 

.  .  .  53  572.00 

.  .  .  77  473.10 

.  .  .  97  390.10 

Die  ständige  Steigerung  dieses  Ausgabepostens  gab  dem  Vorstand  zu  folgenden 
Erörterungen  Anlaß: 

„Der  außergewöhnlichen,  ungesunden  und  steten  Zunahme  dieses  Ansgabe- 
postens,   welcher  bei  sämtlichen  Genossenschaften  Deutschlands  sich  alljährlich  in 


Digitized  by 


Google 


II.  UnfallTenichenmg. 


31 


normalen  Grenzen  bewegt,  kann  der  Vorstand  nur  mit  großer  Bennrohigong  zusehen, 
am  80  mehr  als  die  vergangenen  Jahre  keine  in  dieser  Hinsicht  besonders  ein- 
schneidenden Vorkommnisse  aufzuweisen  hatten  und  somit  die  beängstigende 
Steigerung  sich  nur  vom  Standpunkte  der  schon  so  oft  bemängelten  freien  Arzt- 
wahl erklären  läßt. 

Wir  möchten  nicht  an  dieser  Stelle  die  unsere  Krankenkassen  so  sehr  drückende 
Frage  erörtern;  sollten  aber  die  zukünftigen  Ergebnisse  sich  in  gleicher  oder  in 
noch  fühlbarerer  Weise  betätigen,  so  wird  der  Vorstand  nicht  verfehlen,  die  nötige 
Abhilfe  zu  suchen  und  anzuwenden.^' 

Hier  die  zu  vergleichenden  einzelnen  Posten: 


1903 
(8  Monate) 

1904 

1905 

1906 

1907 

Aerztliche  Behandlung      • 
Apotheker       

•    • 

2  245.94 

202.98 

1  349.00 

6  161.00 

8  667.60 
1913.71 
4303.23 
11  500.84 
10  541.17 
1  473.56 

8  525.46 

2  760.28 

8024.11 

13  295.46 

10  441.16 

725.88 

9  820.56 

4 156.33 

12  213.62 

17  064.67 

15  570.15 

3  712.20 

14  592.08 
4  638.01 

Bandagisten,  Masseure  usw. 
Betriebskrankenhänser      . 
Ordenskrankenhäuser 
Ausländische  Krankenhäuser 

• 

12  688.82 

17  316.32 

23  801.38 

5  775.59 

T< 

>tal 

9  958.92 

38400.11 

43  772.35 

62  537.53 

78  811.20 

Es  geht  aus  diesen  2iahlen  hervor,  daß  allein  die  Mehrkosten  für  Unter- 
bringung der  Verletzten  in  die  Krankenhäuser  1903  Frs.  6161.00,  1904  Frs.  23516.57, 
1905  Frs.  24562.50,  1906  Frs.  36347.02  und  1907  Frs.  46892.29,  al^ährlich  immer 
schwerer  in  die  Wagschale  fallen  und  die  Erriditung  offizieller  Krankenhäuser  sich 
immer  mehr  als  eine  nicht  zu  umgehende  Notwendigkeit  erweist 

Der  Gesamtausgabenetat  verteilt  sich  auf  die  verschiedenen  Jahre 
wie  folgt: 


Natur  der  Ausgaben 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1.  UnfaUentBchädigang 

22  814.52 

130  696.92 

230  276.23 

336  106.73 

484558.47 

2.  HeilTerfahren     .    . 

9  958.92 

38400.11 

43  772.35 

62  537.53 

78811.20 

3.  Eapitaldeeknngs- 

fonds 

140  275.84 

298  323.31 

481  659.20 

519  896.73 

651821.46 

4.  Reservefonds  .    .    . 

3  224.16 

11  299.65 

17  975.61 

24448.47 

31984.86 

5.  Unfallontersachang . 

423.57 

1 125.49 

1  884.08 

2  570.39 

5761.50 

6.  Gutachten .... 

2  032.26 

7  246.38 

9  799.65 

14935.67 

18578.90 

7,  Vertrauensärzte  .    . 

230.00 

180.00 

—    — 

—    — 

—    — 

8.  Arbeiterdelegierte   . 

122.85 

247.90 

231.71 

257.60 

236.56 

9.  Vorstandsmitglieder 

745.33 

608.72 

423.54 

595.92 

436.40 

10.  Gerichtskosten    .     . 

464.21 

4  852.40 

7  911.87 

6  639.02 

8913.74 

11.  Boreaapersonal  .    . 

8  963.74 

17  599.94 

22  204.76 

24  288.75 

25177.67 

12.  Bnreaukosten      .    . 

6  588.56 

6  828.63 

8  569.15 

6  767.82 

7969.92 

13.  Abfindung  der 

PriTatrersicherongs- 

gesellscbafteD     .    . 

20059.80 

16  544.52 

21 406.88 

11  665.18 

9166.63 

Total 

215  903.76 

533  953.97 

846  115.03 

1010719.71 

1323419.30 

Abschätzung  der  Erwerbsunfähigkeit  bei  Dauerrenten. 
Alle  hierlands  normierten  Dauerrenten  haben  nicht  nur  die  Mindestsätze  sämtlicher 
Nachbarländer  erreicht,,  sondern  die  Durchschnittssätze  meistens  um  ein  erhebliches 
überstiegen,  wie  aus  nachfolgender  Uebersicht  hervorgeht: 
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Zuerkannte  Erwerbsunfähigkeit  in  7^  iürO- 


1« 

II 

Luxemburg 

Deutschland 

Frankreich 

ItaHen 

BeaeichnuDg  der  Unfallfolgen 

% 

% 

% 

% 

1 

Verlust  des  rechten  Oberarmes   . 

75-80 

75 

80 

80 

2 

Vollständiger  Verlust  des  rechten 
Vorderarmes    oder   des    linken 

Oberarmes 

75—80 

60—75 

70 

75 

8 

Vollständiger  Verlust  des  linken 
Vorderarmes     oder    sämtlicher 

Finger  der  rechten  Hand     .    . 

70—75 

60-66Vs 

65 

70 

4 

Verlust    sämtlicher    Finger    der 

linken  Hand 

60—65 

50-66«/, 

55 

65 

6 

Vollständiger  Verlast  des  rechten 

.    Daumens . 

25—35 

25—35 

25 

30 

6 

Vollständiger  Verlust   des  linken 

Daumens 

20—30 

.20-30 

20 

25 

7 

Verlust  des  Endgliedes  des  rechten 

Daumens 

15—20 

15 

15—20 

15 

8 

Verlast  des  Endgliedes  des  linken 

Daumens     . 

12-15 

10—15 

12 

12 

9 

Gänzlicher   Verlust   des    rechten 

Zeigefingers 

15-20 

10-20 

15 

20 

10 

Gänzlicher    Verlust     des    linken 

Zeigefingers . 

15 

10—20 

12 

15 

11 

Gänzlicher  Verlust  a)  des  Mittel- 

a) 12-15 

a)  10—15 

a)      12 

*l  8 
^1 

oder  b)  Ringfingers     .... 

b)  6-12 

b)0— 7V8-15 

b)  8-12 

12 

Vollständiger  Verlust  eines  Klein- 

fingers . 

10 

0—10 

6-8 

*   12 

13 

Vollständiger  Verlust  eines  Finger- 

gliedes    

0—10 

0—10 

4—6 

5 

14 

Verlust  eines  Oberschenkels     .    . 

60—80 

60—80 

70 

70 

15 

Verlust    des    Unterschenkels    im 

oberen  Drittel 

60—80 

50-80 

70 

60 

16 

Verlust    des    Unterschenkels    im 

untern  Drittel  oder  des  Fußes 

60—65 

50-66V, 

60 

50 

17 

Verlust   der  Estragale   mit  dem 
entsprechenden  Mittelfuß- 

knochen      

8—15 

8—20 

15 

15 

18 

Verlust  der  Estragale  allein    .    . 

7. 

6—10 

7 

7 

19 

Für   den  Verlast  einer  einzelnen 
Fußzehe  wird  keine  Entschädi- 

^ng  gewährt 

Bei  Verlust   mehrerer  Fußzehen 

0 

0 

0 

0 

2a 

wird   für  jede  fehlende  Zehe 

.     . 

eine  Entschädigung  gewährtvon 

0—5—10 

0—10 

.      0-25 

.5 

21 

Vollständige  Taubheit  auf  einem 

Ohr . 

8—15 

10—20 

•       10 

10 

22 

Vollständiger  Verlust  des  Sehver- 

mögens auf  einem  Auge  .    .    . 

83—40 

25-40 

25-33 

35 

0  Folgende  Erläi^terungen  sind  zum  richtigen  Verständnis  der  obenstehenden  Tabelle 
unbedingt  angezeigt: 

1.  Im  Großherzogtum  Luxemburg  und  in  Deutschland  beläuft  sich  die  Vollrent«  auf  66«  j^^o 
des  JahresarbeitsverdiensteSi  die  Teilrente  begreift  den  in  der  Tabelle  angefflhiten  Prozentsatz 
dieser  Vollrente. 

2.  In  Frankreich  belauft  sich  die  Vollrente  ebenfalls  auf  66«/,%  ^c»  Jahresarbeitsverdienstes, 
dagegen  die  Teilrente  auf  den  in  der  Tabelle  angeführten  Prozentsatz  von  der  Hälfte  des  Jahres- 
arbeitsverdienstes. 

3.  In  Italien  begreift  die  Gesamtentschädigting  als  Kapital,  bei  gänzlicher  und  dauernder 
Arbeitsunfähigkeit,  sechsmal  den  JahresarbeitsTerdienst,  bei  teil  weiser  und  dauernder  Arbeits- 
unfähigkeit beträgt  das  Kapital  den  sechsfachen  Betrag,  um  den  der  Jahresarbeitsverdienst  durdi 
den  Unfall  gekürzt  wurde.    (Gesetz  vom  31.  Januar  1904). 

Demnach  beläuft  sich  die  VoUrente  im  Großherzogtum  Luxemburg,  in  Deutschland  und 
in  Frankreich  bei  einem  Jahresarbeitsverdienst  von  1200  Frs.  auf  800  Frs.,  das  entsprechende 
Kapital  wenigstens  auf  7200  Ers.,  in  Italien  auf  6000  Frs. 
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Entgegen  der  in  andern  Ländern  Torwaltenden  Praxis  nimmt  der  Vorstand 
selbst  in  den  Fällen,  wo  eine  eventuelle  Yerdienstzonahme  festgestellt  ist,  eine 
Herabsetzung  der  Dauerrenten  nur  im  Aeußerstfalle  vor. 

Zur  Rechtfertigung  dieses  Verfahrens  sei  bemerkt,  daß  bei  Bemessung  einer 
Dauerrente  die  verbleibenden  Unfallfolgen  und  späteren  Verdienstmöglichkeiten 
tunlichst  genau  abgewogen  werden;  dieserhalb  werden  denn  auch  meistens  die  Be* 
gutachtungen  von  zwei  und  in  wichtigeren  Fällen  sogar  von  drei  Aerzten  eingeholt! 

Wenn  wir  zudem  die  seit  Bestehen  der  Genossenschaft  im  direkten  Interesse 
der  Verletzten  verauslagten  Summen  mit  der  Zahl  der  bis  zum  31.  Dezember  1907 
entschädigten  Unfälle  vergleichen,  so  kommen  wir  zu  einer  Durchsohnittsaoslage 
von  Frs.  936.83.  Die  Gesamtausgabe  beläuft  sich  nämlich,  unter  Einschluß  der 
Kosten  des  Heilverfahrens  und  der  ärztlichen  Begutachtung  für  1903  auf 
Frs.  175  081.54,  für  1904  auf  Frs.  474666.72,  für  1905  auf  Frs.  758610.93,  für 
1906  auf  Frs.  927217.56  und  für  1907  auf  Frs.  1233  769.03,  im  ganzen  also  auf 
Frs.  3569346.78  und  die  Zahl  der  entschädigten  Unfälle  für  1903  =  165,  1904  =  480, 
1905  =  742, 1906  =  1040  und  1907  =  1383,  im  ganzen  also  3810  entschädigte  Fälle. 

Die  Zahl  der  Dauerrenten  nebst  dem  entsprechenden  Deckungskapital  stellt 
sich  wie  folgt  dar: 


Jahr 

Zahl  der  Rentner 

Betrag  des  Deoknngskapitals 

1903 
1904 
1905 
1906 
1907 

66 

207 
408 
619 
830 

136 162.95 

438  080.81 

932  335.66 

1481148.39 

2  100  821.46 

Zahl 

un 

d  Art  der 

entschädigten  Unfälle  1903- 

-1907   0 

i.  Tabelle  S. 

34/35). 

Art  der  Verletzungen 

Verletzte  Körperteile 

i 

OD 

P 

1 

is 

Jahr 

1 
1 

1 

1 

a 

1 

1 

3 

1 

j 

1 

> 

'S 

1 

p 

1 
1 

1 

p 

s> 

1 

1 

•1 
1 

Summa 

OD 

ä 

1 

p 
p 

J3 

■fe 

1 

p 

< 

1 

< 

'S 

s 

•a 

1 

1 
1 

Summa 

1903 

131 

29 

18  i    89 

17 

7 

3 

_ 

8 

297 

15 

29 

87 

106 

38 

22 

297 

1901 

158 

36 

25 

104 

16 

14 

2 



2 

357 

20 

23 

112!  115 

46 

41 

857 

1905 

200 

41 

21 

141 

25 

7 

5 



11 

451 

29 

29 

167|  131 

59 

36 

451 

1906 

326 

24 

24 

182 

19 

13 

6 

— 

8 

502 

34 

18 

161  156 

54 

79 

502 

1907 

295 

27 

36 

210 

24 

11 

2 

— 

15 

620 

44 

32 

222 

188 

75 

59 

620 

Die  Teilrente,  bei  demselben  Jahresverdienst  von  1200  Frs.  und  bei  Verlust  des  Oberarmes  (S0% 

800  X  80 
dauernde  Erwerbsunfähigkeit)  beläuft  sich  in  Deutschland  und  Luxemburg  auf  — ^rvi —  =  ^^  ^s., 


in  Frankreich  auf 
6000X80 


120X80 


100 
:  480  Frs.    In  Italien   bezieht  derselbe  Verletzte   ein  Kapital  von 


100 


2X100 
4800  Frs.    In  Dentschland  nnd  Luxemburg  entspricht  die  Beute  von  640  Frs.  einem 


Kapital  von  5760  Frs.  und  in  Frankreich  einem  solchen  von  4320  Frs. 


3 
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Die  Ärbeiterversiehoung  im  Oroßhensogtam  Loxembnrg. 


Zusamm  eng 

tellang   i 

er   iE 

1   den  Jahren 

1»; 

Verletzte  Personen,  fOr  welche 

imLuieJa 

a)  Zahl;  Alter  nnd  Geschlecht  der 

1 

1 

1 

11 
^  1 

r 

t 

P 

Verletzten 

b)  OegenstSnde  nnd  Vorginge,  bei  irdda 

Jahr 

« 
S 

a 

i 
1 

m. 

1 
1 
i 

t 

} 

w. 

< 

l 

< 

\ 

i 

m. 

r 
1 

S 

W. 

S 

U 
li 

il 

rH 

1 

li 

§  a 
1 

1 
II 

ä 

11 

!f 

ll 

£ 

1  • 

§1* 
So 

TS  i- 

li 

ü 

§ 
tal 

*  OD 

|l 

li 

II 

a 
c 

k 
li 

§ 

s 
■< 

1 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

Vi 

18 

14 

IS       16 

1903 

523 

— 

258 

~~ 

39 

— 

297 

7.95 

22 

3 

1 

8 

12 

99 

46 

27 

1904 

636 

32  253 

313 

44 

— 

357 

11.04 

22 

6 

— 

7 

16 

136 

50 

34 

1905 

2157 

37  648 

436 

1 

14 

— 

451 

11.90 

35 

6 

1 

11 

24 

127 

70 

47 

1906 

2208 

35424 

491 

1 

10 

— 

502 

14,14 

22 

13 

2 

12 

26 

163 

76 

48 

1907 

2209 

36  634 

612 

2 

6 

— 

620 

16.97 

44 

11 

6 

11 

28 

164 

93 

»9 

Aaf  stellang 

Ober   das  Verhältnis   der  ersatzpflichtigen  Unfälle   zn   den   ttberhanpt  gemeldeten, 
sowie  das  Verhältnis  der  Todesfälle  zu  den  ersatzpflichtigen  Unfällen. 


Jahr 

^1 

tsi  g 

ll 

i  ► 

ahl  aller  Verletzten,  für 

welche  im  Lanfe  des 

Rechnungsjahres    Unfall- 

nzelgen  erstattet  wurden 

Auf  1000  versicherte 
Personen  kommen  Ver- 
letzte 

Zahl  der  ersatzpflichtig 
gewordenen  Unfälle 

Auf  1000  versicherte 
ersonen  entfallen  ersatz- 
pflichtige Unfälle 

Verhältnis  der  ersatz- 

flichtig  gewordenen  Un- 

Üle  zu  den  angemeldeten 

in  Prozenten 

Zahl 
der 
Todes- 
fäUe 

erhältniB  der  TodesfäUe 
a    den   ersatzpflichtigen 
UnfäUen  in  Prozenten 

>« 

N       W  « 

^ 

p.« 

^     H 

1908 

^_ 

8725 

99.78 

297 

7.95 

7.97 

82 

10.70 

1904 

82  253 

4804 

188.44 

857 

11.07 

8.27 

44 

12.86 

1905 

87  648 

4660 

128.78 

451 

11.90 

9.61 

78 

16.07 

1906 

85424 

4772 

184.70 

502 

14.14 

10.51 

69 

18.74 

1907 

86  684 

4703 

128.87 

620 

16.97 

18.18 

81 

18.06 
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is 

1907 

erst 

mali 

g   en 

tschädig 

t  en 

Unfä 

AU. 

ichnnngsjahres  Entschädigungen  festgestellt  worden  sind 

Zahl  aUer 

ii  Unfälle  ereigneten 

c)  Folgen  der  YerletxangeB 

, 

^„^ 

1 

f 

•-> 

9 

S  & 

II 

cSg 

am 

?! 

l 

Ver- 
letzten, 
filr  welche 

Anf  1000 
ver- 

1 

1'- 

1 

Tod 

Danemde 

Enrerb»- 

nnOhigkeit 

1 

Zahl  der 

entschftdignngBberecbtigten 

Hinterbliebenen 

im  Laafe 

des  Bech- 

nongs- 

Jahres 

sicherte 
Personen 
(Spalte  2) 

kommen 

•2 

il* 

^S 

1 

der  Getöteten  (Spalte  28) 

Unfall. 

Verletzte 

1« 

i 

1^ 

a 

1 

anzeigen 
erstattet 

(Spalte  81) 

'ä 

1 

«^ 

• 

t 

wurden 

t 

* 

\ 

4 

.g 

li 

-'1 

▼Ollige 

teU- 
weise 

1 

Wit- 
wen 

Kinder 

Aszen- 
denten 

Zusam- 
men 

17 

18 

19 

20 

21 

32 

28 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

80 

81 

32 

20 

28 

2 

6 

21 

2 

32 

— 

164 

101 

11 

18 

4 

33 

3725 

99.78 

20 

33 

2 

7 

22 

2 

44 

2 

174 

138 

28 

76 

4 

107 

4304 

133.44 

61 

34 

3 

14 

27 

1 

73 

6 

192 

180 

23 

53 

20        95 

4660 

123.78 

69 

24 

6 

30 

15 

6 

69 

3 

^  235 

196 

34 

66 

7   1  107 

4772 

134.70 

80 

26 

2 

28 

20 

9 

81 

6 

333 

201 

33 

88 

12 

133 

4703 

128.37 

Verwaltungskosten. 
(L.  V.=  Laufende  Verwaltungskosten.) 


Bezeichnung  der  Positionen 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1. 

2. 

3. 
4. 

Gehälter  der  Beamten  (L.  V.)     . 
Druck-  und  Bureaukosten,  Formu- 
lare (L.  V.)    

Unfalluntersuchung 

Unvorhergesehene  Kosten   .    .    . 

8  963.54 

6  588.56 
428.57 

17  599.94 

6  828.63 
1 125.49 

22  204.76 

8  569.15 
1884.08 

24  239.81 

6  767.82 
2  570.39 

25  177.67 

7  969.92 
5  761.50 

Die  Hälfte  zur  Last  des  Staates  . 

15  975.87 
7  987.98 

25  554.06 
12  777.03 

32  657.99 
16  328.99 

33  577.52 
16  788.76 

38  909.09 
19  454.50 

5. 
6. 
7. 

8. 
9. 

Bleibt  für  die  Genossenschaft 

Prozeßkbsten • 

Arbeiterdelegierte 

Vorstandsmitglieder  (L.  V.)    .    . 

Bezirksärzte 

Aerztliche  Gutachten  (Unter- 
suchungskosten)   

7  987.94 
464.21 
122.85 
745.83 
230.00 

2  032.26 

12  777  03 

4  852.40 

247.90 

608.72 

180.00 

7  246.38 

16  329.00 

7  911.87 

281.71 

428.54 

9  799.65 

16  788.76 

6  689.02 

257.60 

595.92 

14  935.57 

19  454.59 

8  913.74 

236.56 

436.40 

18  578.90 

Verwaltungskosten  überhaupt .    . 

11  582.59 
19  570.52 

25  912.43 
38  689.46 

34  695.77 
51  024.76 

39  216.87 
56065.07 

47  620.19 
67  074.69 

3* 
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Anrechnnngsfähige   Löhne   und   Gesamtbelastung   der  Genossenschaft 


Anrechnimgsf&hige  Lohn- 
8iimm6 

Wiridicher  Durch- 
schnittsjahreslohn 

Dnroluiittolalureilohn 

Gesamtbeiastong 

nähme 
ihre 

Jahr 

Zu-  oder  Abnahme 
zum  Voijahre 

FttrlVer. 
sicherten 

Ab-  iLZn. 

nahm« 
«.  Yorjmhr« 

1  Ver- 
dohtrten 

Ab-  u.  Zu- 
nahme 
«.  Vorjahre 

Ab-  bzw.  Za 
zum  Vorja 

Frs. 

Frs. 

% 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

•/• 

1908 

20  716  596 

— 

— 

— 

— 

554.98 

— 

206  688.32 

— 

- 

MOD. 

1904 

80  700020 

___ 

^_ 

1036.50 

__ 

1086.48 

_ 

517  272.90 

— 

— 

1905 

86  581960 

+  5  881949 

+ 19.16 

1010.40 

—  26.10 

971.68 

—  64.80 

824  844.09 

+  807  571.19 

59.46 

1906 

40483  910 

+  3  901  950 

+ 10.66 

1197.61 

+ 187.21 

1142.88 

+ 171.15 

980  968.09 

+ 156  124.00 

18,92 

1907 

43  283  640 

+  2  799  730 

+   6.91 

1221.86 

+   24.25 

1181.51 

+   38.68 

1228569.13 

+  247  601.04 

25.» 

Zahl  der  Arbeiter 


Gezahlte  Lohne 


Anrechniuigsföhige 
Lohne 


1906 
1906 
1907 


37  648 
35424 
36  634 


38039150 
42424260 
45  368  170 


36  581  960 
40483  910 
43  283  640 


Darchsehnittsbelastang   der   Genossenschaft, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Gefahrenklassen. 


Jahre 

Gesamtlast  der  Ge- 
nossenschaft anf 

EntsclAdig^nngs- 
beträge  anf 

Verwaltnngskosten 
fiberhaopt  anf 

Laufende  Ver- 
waltnngskosten  anf 

1  Ver- 
sicherten 

1000  Frs. 
Lohn- 
snmme 

1  Ver- 
sicherten 

1000  Frs. 
Lohn- 
snmme 

1  Ver- 
sicherten 

1000  Frs. 
Lohn- 
snmme 

1  Ver- 
sicherten 

1000  Frs. 
Lohn- 
snmme 

1904 
1906 
1906 
1907 

16.04 
21.91 
27.68 
33.53 

16.86 
21.45 
24.20 
28.38 

4.05 

6.12 

9.48 

13.23 

4.26 

7.50 

8.30 

11.19 

1.19 
1.35 
1.68 
1.83 

1.26 
1.40 
1.38 
1.65 

0.39 
0.42 
0.45 
0.53 

0.42 
0.43 
0.39 
0,46 

Uebersicht 
über  das  Verhältnis  der  Verwaltungskosten  überhaupt  und  der  laufenden  Ver- 
waltungskosten zur  Gesamtlast  der  Genossenschaft  und  zu  den  Unfallentschädigungs- 
beträgen in  Prozenten: 


Jthr 

(^esamtlast 

der 
Genossen- 
schaft 

UnlaU- 
•nteohftdigongs- 

b«trige  vnd 

Kapitalw«rt  der 

im  Jahre  190« 

entetandenen 

laofendenBentan 

Verwaltangskosten 

Verhältalis  in  Prozenten 
der  Beträge  aus 

überhaupt 

laufende 

Sp.  2 

zu 
Sp.  4 

Sp.  2 

zu 
Sp.  5 

Sp.  8 

zu 
Sp.  4 

Sp.  3 

zu 
Sp.  5 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

1903 
1904 
1905 
1906 
1907 

206  688.32 
517  272.90 
824844.09 
980  968.09 
1  228  569.13 

173  049.28 
467  420.34 
755  707.78 
918  540.99 
1  265  190.13 

19  570.52 
88  689.46 
51  024.76 
56  065.07 
67  162.61 

8  521.48 
12  828.00 

15  810.49 

16  099.48 
19454.50 

9.47 
7.48 
6.18 
5.71 
5.47 

4.12 
2.48 
1.91 
1.64 

1.58 

11.80 
SM 
6.75 
6.10 
5.52 

4.92 
2.74 
2.09 
1.75 
1.60 
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Berufungen   Tor    den    Schiedsgerichten. 


1903 


1904 


1905 


1906 


1907 


Total 


0/ 


BerafmigBf&hige  Bescheide     .    . 

Zahl  der  Berafongen     .... 

Davon  entfallen  auf  Loxemharger 

„  „         p    Deatsche     . 

«    ItaUener      . 

n    FranÄoaen  . 

„    Belgier  .    . 

„  «         »    yerschiedene  Nationen 


Es   wurden   erledigt  durch 


106 

12 

9 

1 
2 


417 

56 

32 

7 

14 

1 
2 


458 

87 

49 

15 

15 

4 

8 

1 


550 

69 

39 

9 

18 

1 

6 

1 


842 
97 
53 
18 
17 
4 
5 


J? 

» 

7J 

w 

» 

w 

V 

n 

J> 

n 

fj 

w 

Annahme     78  =  24.29% 

Ablehnung  174  =  54.20% 

Vergleich     30  =     9.35% 

Zurücknahme       8  =     2.49% 

Unerledigt    31 

Mithin  zugunsten  der  Verletzten  108 

,,  ,,    Grenossenschaft  182 


2373 

821 

182 

50 

61 

9 

15 

4 


9.67  % 

37.24% 
62.76  %. 


13.67 

56.70 

15.57 

19.00 

2.81 

468 

1.24 


Rekurse   beim    Großh.   Luxem b.    Obergerichtshof. 


1908 


1904 


1905 


1906 


1907 


Total 


Zahl  der  Entacheide  der  Genossenschaft 
Zahl  der  Berafongen  (Schiedsgerichte) . 
Zahl  der  Eeknise 

a)  durch  den  Verletzten     .... 

b)  durch  die  Genossenschaft  .    .    . 
Dayon  entfallen  auf  Luxemburger     .    . 

„  n  »    Deatsche  .... 

„    Itaüener    .... 

„    Belgier     .... 
-  „  -    Franzosen      .    .    . 


106 
12 

1 

1 
1 


417 

56 

12 

11 

1 

6 

1 

4 

1 


458 
87 
18 
6 
12 
11 


550 

69 

16 

6 

10 
18 

2 

1 


842 
97 
18 
4 
14 
11 

8 
2 
2 


2873 

321 

65 

27 

38 

42 

4 

13 

4 

2 


Prozent -Verhältnis  zwischen 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

Durch- 
schnitt 

Entscheid  und  Berufung 

Entscheid  and  Keknrfl    ..,,,, 

11.32 
0.94 
8.83 

18.43 

2.88 

21.43 

19.00 

8.93 

20.69 

12.54 

2.91 

28.19 

11.52 

2.14 

18.54 

18.10 
2.74 

Berufung  and  Rekars 

20.25 

Von  den  27  durch  die  Verletzten  eingelegten  Rekursen 
wurden  erledigt: 

Zugunsten  des  Verletzten     3  =  12.50% 

„  der  Genossenschaft  21  =  87.50  7o 

Unerledigt    3. 
Von  den  38  durch  die  Genossenschaft  eingelegten  Ke 
kursen  wurden  erledigt: 

Zugunsten  des  Verletzten  10  =  37.03% 

„  der  Genossenschaft  17  =  62.97  7o 

Unerledigt  11. 


Insgesamt 

zugunsten  der  Verletzten 

13  =  25.49  7o 


der 


Zugunsten  , 
Genossenschaft 


38  =  74.51  7o 
Unerledigt  14. 
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Uebersicht  ~ 
über  die  Unfälle,  bezüglich  der  Wochentage,  an  welchen  sie  eingetreten  sind. 


Sonn- 

Mon- 

Diens- 

Mitt- 

Donners- 

Frei- 

Sonn- 

ToUl 

tag 

tag 

tag 

wosh 

tag 

tag 

abend 

Janaar  1903 

_ 

_ 

_ 

_ 

^__ 

„   1904 

36 

79 

71 

81 

73 

64 

73 

477 

„   1905 

49 

80 

98 

54 

66 

47 

62 

458 

„   1906 

20 

60 

54 

73 

60 

69 

53 

404 

„   1907 

27 

64 

58 

77 

69 

70 

63 

428 

Febraar  1903 

«_ 















„    1904 

34 

76 

52 

50 

47 

64 

58 

381 

1905 

38 

57 

63 

62 

62 

58 

55 

396 

1906 

28 

59 

68 

53 

61 

59 

73 

404 

„    1907 

29 

59 

70 

56 

66 

58 

78 

415 

März  1903 















— 

„   1904 

13 

50 

67 

72 

67 

57 

48 

375 

„   1905 

21 

44 

38 

56 

64 

65 

47 

337 

„   190ß 

38 

50 

62 

70 

60 

54 

60 

397 

„   1907 

44 

55 

67 

75 

68 

59 

66 

434 

April  1903 

38 

25 

22 

49 

52 

53 

30 

269 

„   1904 

32 

47 

48 

51 

54 

74 

60 

366 

„   1905 

34 

52 

55 

51 

63 

58 

78 

393 

„   1906 

46 

74 

51 

67 

52 

42 

61 

395 

„   1907 

46 

73 

51 

67 

50 

44 

64 

395 

Mai  1903 

46 

65 

71 

86 

61 

93 

96 

517 

„  1904 

24 

61 

66 

62 

51 

64 

41 

370 

„  1905 

19 

73 

79 

63  ' 

44 

42 

66 

378 

,.     1906 

38 

64 

60 

60 

59 

57 

70 

411 

„  1907 

36 

66 

60 

58 

60 

66 

78 

414 

Jmii  1903 

34 

64 

87 

69 

74 

66 

66 

459 

„  1904 

28 

50 

52 

73 

76 

51 

41 

372 

„  1905 

31 

33 

60 

57 

53 

58 

57 

362 

„  1906 

24 

47 

57 

51 

57 

52 

59 

349 

„   1907 

30 

51 

61 

57 

60 

56 

66 

380 

JqU  1903 

33 

68 

73 

97 

82 

72 

77 

502 

„  1904 

23 

46 

63 

61 

56 

69 

70 

379 

•   „  1905 

24 

57 

67 

56 

60 

61 

75 

403 

„  1906 

39 

61 

63 

47 

52 

52 

42 

367 

„  1907 

48 

75 

72 

56 

60 

62 

53 

426 

Aagast  1903 

32 

67 

70 

54 

55 

56 

62 

396 

„   1904 

23 

40 

52 

55 

36 

40 

43 

289 

„   1905 

30 

54 

60 

68 

59 

48 

34 

354 

„   1906 

43 

58 

72 

53 

61 

49 

72 

411 

„   1907 

37 

47 

72 

48 

56 

44 

69 

373 

September  1903 

24 

49 

72 

63 

68 

54 

62 

392 

1904 

13 

24 

37 

38 

55 

47 

34 

249 

„    1905 

21 

42 

56 

62 

46 

66 

68 

362 

1906 

30 

48 

38 

47 

50 

58 

72 

347 

1907 

34 

46 

36 

44 

.48 

56 

72 

336 
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Sonn- 

Mon- 

Diens- 

Mitt- 

Donners- 

Frei- 

Sonn- 

Total 

tag 

tag 

tag 

woch 

tag 

tag 

abend 

Oktober  1903 

33 

62 

53 

47 

56 

81 

63 

394 

„        1904 

29 

66 

43 

44 

41 

26 

64 

292 

1905 

35 

63 

68 

37 

76 

52 

59 

382 

„         1906 

41 

43 

58 

60 

58 

52 

62 

374 

„         1907 

39 

38 

56 

58 

56 

50 

60 

357 

November  1903 

31 

63 

51 

63 

55 

.47 

58 

368 

1904 

26 

43 

49 

73 

60 

65 

46 

363 

1905 

26 

54 

54 

66 

80 

54 

67 

402 

1906 

30 

52 

66 

56 

61 

62 

51 

369 

1907 

24 

46 

50 

66 

46 

67 

46 

323 

Dezember  1903 

33 

60 

88 

66 

80 

63 

48 

428 

1904 

24 

62 

51 

67 

68 

73 

66 

391 

1905 

42 

48 

55 

72 

67 

84 

73 

443 

1906 

66 

85 

86 

82 

84 

87 

82 

574 

1907 

39 

64 

64 

61 

66 

66 

62 

422 

III.  Inyaliden-  und  Altersyerslchernng. 

Am  21.  April  1905  wurde  ein  Vorentwurf  betr.  die  Inyaliden-  und  Alters- 
yersicherung  mit  einer  ausgedehnten  und  gediegenen  Begründung  festgestellt  und 
den  betreffenden  Behörden  zur  weiteren  Begutachtung  übermittelt  Bis  heute 
stehen  noch  verschiedene  Gutachten  aus,  so  daß  ein  endgültiger  Entwurf  noch 
nicht  Yorliegt 

In  seinen  Hauptgrundsätzen  wurde  der  Vorentwurf  jedoch  gut  geheißen,  nur 
die  Ackerbaukonunission  (Landwirtschaftskammer)  hat  sich  aus  prinzipiellen  Gründen 
gegen  diese  Versicherung  im  allgemeinen  ausgesprochen,  während  die  Handels- 
kammer die  Verwirklichung  dieser  Versicherung  auf  spätere  oder  bessere  Zeiten 
beantragt  hat 

Eine  Zusammenstellung  der  Hauptpunkte  des  Vorentwurfes,  namentlich  in 
seinen  Abweichungen  von  der  deutschen  Gesetzgebung  ^),  sei  hier  gestattet 

Umfang  der  Versicherung.  Bezüglich  des  Versicherungsumfanges  lehnt 
sich   der  Vorentwurf  an   das  deutsche  Gesetz  an. 

Dem  unbedingten   gesetzlichen  Versicherungszwang  unterliegen: 

1.  alle  Arbeiter,  Gehilfen  (auch  Schreiber,  Diener,  Aufeeher  usw.),  Gesellen, 
Lehrlinge  und  Dienstboten,  welche  in  der  Industrie,  im  Handwerk,  im  Handel,  im 
Verkehr,  in  der  Land-  und  Hauswirtschaft,  in  Bureaus  der  Rechtsanwälte,  Gerichts- 
Yollzieher,  Berufsgenossenschaften  usw.  gegen  Lohn  oder  Gehalt  beschäftigt  sind, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Verdienstes; 

2.  alle  Betriebsbeamten,  Werkmeister  und  Techniker  (auch  Ingenieure,  Archi- 
tekten, Buchhalter  usw.),  Handlungsgehilfen  (Verkäufer,  Reisende  usw.)  und  Lehr- 
lioge,  ausschließlich  der  in  Apotheken  beschäftigten  Gehilfen  und  Lehrlinge,  sonstige 
Angestellte,  deren  dienstliche  Beschäftigung  ihren  Hauptberuf  bildet  (nicht 
pensionsberechtigte  Gemeinde-  oder  Privat beamten,  Hausbeamte,  Gesellschafte- 
rinnen od.  dgl.)  —  sämtlich,  sofern  sie  Lohn  oder  Gehalt  beziehen  und  ihr  regel- 
mäßiger Jahresarbeitsverdienst  3000  Francs  nicht  übersteigt  (Art.  1,  Nr.  2). 


')  Vgl.  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  Deutschen  Reiches",  12.  Ausgabe,  Berlin 
1907,  S.  22  ff.  und  „Die  deutsche  Arbeiterversicherung  als  soziale  Einrichtung",  3.  Aufl., 
Berlin  1906. 
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Der  Entwarf  erwähnt  nicht  namentlich  die  bei  einem  Binnenschiffahrtsfahrzeng 
Besohäftigten,  da  diese  als  einfache  Lohnarbeiter  zu  betrachten  sind  nnd  somit 
nnter  die  allgemeinen  Bestimmungen  fallen. 

Der  gesetzliche  Yersicherongszwang  kann  aber  durch  ein  Verwaltiingsreglement 
ausgedehnt  werden  auf: 

1.  Gewerbetreibende  und  sonstige  Betriebsunternehmer,  welche  nicht  regel- 
mäßig wenigstens  zwei  Lohnarbeiter  beschäftigen  (Art  2,  Nr.  1); 

2.  Hausgewerbetreibende,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  ihrer 
Arbeiter  (Art  2,  Nr.  2). 

Durch  die  Erhöhung  tou  einem  auf  zwei  regelmäßig  beschäftigte  Lohn- 
arbeiter, wie  Nr.  1  vorsieht,  sollten  der  Zwangsrersicherung  unterworfen  werden 
z.  B.  die  kleinen  Landwirte,  welche  nicht  meb  als  einen  Knecht  und  eine  Magd 
regelmäßig  beschäftigen  und  welche  während  der  Erntezeit  noch  einer  außergewöhn- 
lif hen  Aushilfe  bedtfarfen,  oder  die  kleinen  Handwerker,  deren  Kinder  keinen  Lohn 
beziehen,  die  aber  höchstens  regdmäßig  zwei  Gesellen  beschäftigen  usw.  (Art  2). 

Von  der  Yersicherungspflioht  sind  kraft  des  Gesetzes  befreit: 

1.  alle  Personen  unter  sechzehn  Jahren  (Art.  1); 

2.  Personen,  welche  nur  gegen  freien  Unterhalt  (Wohnung,  Kost,  Kleidung, 
sogar  Taschengeld)  beschäftigt  sind  —  hierher  gehören  die  Angehörigen  des 
Arbeitgebers,  die  jungen  Lehrlinge,  oft  auch  ältere  Arbeiter,  welche  für  ihre 
geringen  Leistungen  das  Gnadenbrot  erhalten; 

3.  Staats-  und  Konmiunalbeamte  (hierher  gehören  auch  die  luxemburgischen 
Lehrer  an  öffentlichen  Schulen),  solange  sie  lediglich  zur  ihrer  Ausbildung 
beschäftigt  werden  oder  sofern  ihnen  eine  Anwartschaft  auf  Pension  im  Bfindest- 
betrage  der  Invalidenrente  (15X12=180 Frs.  bei  Männern  und  12Xl2  =  144Fra 
bei  Frauen)  gewl^eistet  ist  (Ail  5,  Nr.  1).  Sollten  nicht  durch  ein  Sonder- 
gesetz andere  Maßregeln  getroffen  werden,  so  fände  diese  Bestimmung  Anwendung 
auf  die  Gemeindefel^ttter,  Förster,  Straßenwärter  usw.,  welche  keinen  Anspruch 
aAf  Pension  im  Großherzogtum  haben; 

4.  pensionsberechtigte  Beamte  der  Versicherungsanstalten  (Art  6,  Nr.  2).  Da 
die  Beamten  der  großhensoglioheD  Unfallyersieherungsgenossenschaft,  ^eioli  den 
Staatsbeamten,  Anwartschaft  auf  Pension  haben,  so  erstreckt  sich  diese  Bestiinmng 
nur  auf  die  Beamte  der  Krankenkassen  und  g^;ebaienfidls  auf  die  der  zn- 
künMgen  Inyaliden-  und  Altersyerncherungskasse; 

5.  luFalidenrentenemptiLnger; 

6.  erwerbsunfähige  Personen,  deren  Erwerbsfähigkeit  infolge  von  AUer, 
Krankheit  oder  sonstigen  Gebrechen  dauernd  auf  weniger  als  ein  Drittel  henb- 
«esetBt  ist  (Art  5,  Nr.  3). 

Femer  können  durch  Verwaltungsr^lement  von  der  Versiehemngspflickt 
befreit  werden: 

1.  Personen, welche  nur  vorttberfehende  Dienstleistungen  verrichten  (Art.4,Nr.l); 

2.  Ausländer,  welche  sich  nur  zeitweilig  im  Inlande  aufhalten  und  die  nadi 
Ablauf  dieser  Zeit  in  das  Ausland  zurückkehren  (Art  4,  Nr.  2). 

EndliiA  können,  auf  ihren  Antrag  hin,  von  der  Yersicherungspflioht  befreit 
wmlen: 

1.  Pensionäre  und  Wartegeldempfänger,  welche  yon  anderen  Verbänden, 
Gesellschaften  usw.  Bezttge  im  Mindestbetrage  der  Grundrente  erhalten; 

2.  Personen,  welche  als  Unfalbrente  mindestens  die  Grundrente  beziehNi  (Art  6); 

3.  Personen,  welche  das  70.  Lebensjahr  überschritten  haben; 

4.  Personen,  welche  nur  zu  bestimmten  Jahreszeiten  fUr  nicht  mehr  als  Kw(flf 
Wochen  jährlich  Lohnarbeit  Übernehmen,  oder  welche  überhaupt  fUr  nicht  »ehr 
als  fünfzig  Tage  im  ganzen  Jahre  ge^n  Lohn  arbeiten  (Art  6,  Sohlußsats). 

Der  Vorentwurf  hat  auch  so  ziemlich  die  deutschen  Bestimmungen  über  die 
Selb  st  Versicherung  und  die  Weiterversicherung  aufgenommen,  und  zwar: 

1.  Freiwillig  können  folgende  Personen,  solange  sie  das  40.  Lebenswahr  nicht 
vollendet  haben,  in  die  Versicherung  eintreten: 

1.  Betriebsbeamte,  Werkmeister  usw.  mit  einem  Jahreseinkommen  von  mehr 
als  3000  Frs.,  aber  nicht  über  4500  Frs.  (Art  7,  Nr.  1); 
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2.  Oewerbetreibende  und  sonstige  BetriebsaDternehtner,  welche  nicht  regel- 
mäßig mehr  als  zwei  Lohnarbeiter  beschäftigen,  soweit  nicht  durch  ein  öffentliches 
Verwattongsreglement  die  Versicherungspflicht  auf  sie  erstreckt  worden  ist.  Hierher 
gehören  idso  namentKch  kleine  Landwirte,  Gastwirte,  Handwerker,  Eaufleute, 
Hebammen,  Krankenpflegerinnen,  selbständige  Köchinnen,  Sohneiderinnen,  Putz- 
macherinnen usw.  sowie  die  Hausgewerbetreibenden; 

3.  Personen,  welche  nur  gegen  freien  Unterhalt  tätig  sind  (Art.  6  und  3) 
oder  nur  vorttbergehendei  Dienstleistungen  bewirken  (Art  6  und  4,  Nr.  1) ; 

4.  Priyatlehrer  und  Erziehet.  Die  Lehrer  an  den  Gemeindeschulen  fallen, 
weil  pensionsberechtigt,  nicht  unter  den  Versieherungszwang ;  desgleichen  die  welt- 
lichen Lehrerinnen.  Demgegenttber  sind  aber  die  Lehrerinnen,  welche  Mitglied 
eines  geistlichen  Ordens  und  dennoch  bei  einer  Staats-  oder  Gemeindeschule  an- 
gestellt sind,  nicht  pensionsberechtigt.  Sie  können  also  eine  Selbstversicherung 
übernehmen,  gerade  so  wie  die  anderen  Priyatlehrer  oder  -lehrerinnen,  Musiklehrer, 
^ichenlehrer,  Tanzlehrer  usw. 

Alle  Selbstversicherten  haben  die  Befugnis,  beim  Ausscheiden  aus  dem  die 
Berechtigung  zur  Selbstversicherung  begründenden  Verhältnisse  die  Selbstversicherung 
fortzusetzen,  also  eine  Weiterversioherung  einzugehen. 

Ferner  können  alle  Personen,  welche  aus  einem  die  Versicherungspflicht 
bedingenden  VerhältniB  ausscheiden,  diese  Versicherung  freiwillig  fortsetzen  oder 
erneuern  (Weiterversicherung). 

Gegenstand  der  Versicherung  ist  der  Anspruch  auf  (Bewährung  einer 
Rente  fttr  den  Fall  der  Erwerbsunfähigkeit  (Invalidenrente)  oder  des  Alters  (Alters- 
rente) (Art  8,  Nr.  1). 

Invalidenrente  erhält,  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter,  derjenige 
Versicherte,  welcher  dauernd  erwerbsunfähig  ist,  insofern  er  luxemburgischer 
Nationalitäl  ist  und  nachweist,  daß  er  während  der  letzten  fünf  Jahre  berufsmäßig 
im  Großherzogtum  eine  im  Sinne  des  Gesetzes  (s.  Bestimmungen  über  cKe 
gesetzliche  Zwangsversicherung)  versicherungspflichtige  Beschäftigung  ausgeübt  hat 
(Art.  8  und  24). 

Erwerbsunfähigkeit  ist  nur  dann  vorhanden,  wenn  die  Erwerbsfähigkeit  infolge 
von  Alter,  Krankheit  oder  sonstigen  Gebrechen  dauernd  auf  weniger  als  ein  Drittel 
herabgesetzt  ist.  Diese  Bedingung  trifft  dann  zu,  wenn  die  betreffende  Person  nicht 
mehr  in  der  Lage  ist,  durch  eine  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende 
Tätigkeit,  die  ihr  unter  billiger  Berücksichtigung  ihrer  Ausbildung  und  ihres  bis- 
herigen Berufes  zugemutet  werden  kann,  ein  Drittel  desjenigen  zu  erwerben,  was 
körperlich  und  geistig  gesunde  Personen  derselben  Art  mit  ähnlicher  Ausbildung 
in  derselben  Gegend  zu  verdienen  pflegen  (Art  5,  Nr.  3).  In  diesem  Falle  heißt 
die  Rente  „Dauerrente". 

Femer  erhalten  die  Invalidenrente  diejenigen  Personen,  die  zwar  nicht 
dauernd  erwerbsunfähig  sind,  aber  während  26  Wochen  ununterbrochen  erwerbs- 
unfähig sind,  für  die  weitere  Dauer  ihrer  Erwerbsunfähigkeit  (Art.  9)  sog. 
„Krankenrente"). 

Für  vorsätzlich  herbeigeführte  Invalidität  besteht  keine  Rente  (Art.  10). 

Die  Invaliditätsversicherung  bezieht  sich  auf  alle  Arten  von  Erwerbsunfähig- 
keit, gewöhnliche  und  gewerbliche  Krankheiten,  Gebrechlichkeit,  Siechtum,  Unfälle 
außerhalb  des  Betriebes  usw.  Eine  durch  einen  Betriebsunfall  herbeigeführte 
Erwerbsunfähigkeit  begründet  den  Anspruch  auf  Invalidenrente  nur  insoweit,  als 
die  zu  gewährende  Invalidenrente  die  zuerkannte  Unfallrente  übersteigt. 

Die  Bestimmungen  über  das  Heilverfahren  zwecks  Vermeidung  oder  Ab- 
schwächung  der  Invalidität,  die  Unterbringung  der  Erkrankten  in  Krankenhäusern 
oder  Genesungsheimen  usw.  sind  dem  deutschen  Gesetze  angepaßt 

Aufbringung  der  Mittel.  Die  Mittel  zur  Deckung  der  im  Invaliden- 
versicherungsgesetze vorgesehenen  Leistungen  werden  vom  großherzoglichen  Staate, 
von  den  Arbeitgebern  und  von  den  Versicherten  aufgebracht  Der  großherzogliche 
Staat  leistet  jedoch  nicht,  wie  das  Deutsche  Reich,  einen  festen  Zuschuß  von 
50  Mark  jährlich  für  jede  Rente,  sondern  er  erstattet  ein  Drittel  von  jeder  tat- 
sächlich gezahlten  Grundrente  (Art  24).    Da  diese  Grundrente  180  Frs.  bei  Männern 
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and   144  Frs.   bei  Franen  beträgt,   belauft  sich  der  Jahresanteil  des  Staates  auf 
60  bzw.  48  Frs.    Der  Gesamtbetrag  wird  sonaoh  leicht  zu  berechnen  sein. 

Die  Begründung  stellt  auch  die  Frage,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre,  wenigstens 
einen  kleinen  Teil  dieses  Betrages  den  Gemeinden,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Hilfs- 
wohnsitz, zu  überlassen,  um  sie  .durch  diese  Beitragsentriohtung  zu  einer  objektiven 
und  aufrichtigen  Begutachtung  und  Beschlußantragung  über  die  zu  erteilende  Bente 
anzuhalten.  Die  Distriktskommissare  (Landräte,  Kreisdirektoren)  haben  sich  in 
dieser  Hinsicht  sehr  günstig  ausgesprochen. 

Vorläufig  wird  sich  die  staatliche  Einlage  während  der  ersten  zehn  Jahre 
auf  200  000  Frs.  als  Pauschalsumme  belaufen. 

Gemäß  der  Begründung  soll  durch  diese  staatliche  Jahreseinlage,  nach  Abzog 
des  geschuldeten  Beitragsanteils,  ein  zinstragender  Sonderfonds  gebildet  werden 
und  die  Zinsen  der  so  erzielten  Ueberschttsse  nach  Ablauf  der  zehnjährigen  Zeit- 
spanne als  Zuschuß  der  zukünftigen  Staatsbeihilfe  dienen.  Aus  den  beigefügten 
Tabellen  erhellt,  daß  dieser  Sonderfonds  nach  zehnjährigem  Bestehen  auf 
1  319  570.50  Frs.  veranschlagt  wird. 

Nach  Ablauf  der  ersten  zehn  Jahre  wird  der  staatliche  Beitrag,  unter 
Berücksichtigung  des  obenangeführten  Zuschusses,  von  neuem  bemessen  werden. 

Abzüglich  des  staatlichen  Beitrages  entfallen  die  übrigen  Kosten,  mit  Aus- 
nahme der  durch  die  Selbst-  oder  Weiterversicherung  verursachten  Gegenleistungen, 
zu  gleichen  Teilen  auf  die  Arbeitgeber  und  die  Versicherten.  Der  Vorentwurf 
weicht  hier  gänzlich  von  dem  deutschen  Marken-  oder  ELlebesystem  ab,  welches 
für  die  an  stramme  Disziplin  ungewöhnte  Bevölkerung  Luxemburgs  allzu  um- 
ständlich und  daher  unausführbar  ist. 

Der  Gesamtausgabenbetrag  der  durch  die  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
geschuldeten  Beiträge  wird  mittels  Heberollen  von  dem  Arbeitgeber  erhoben,  weloh 
letzterer  seinem  Arbeitnehmer  gegenüber  die  entsprechenden  Lohnabzüge  zu 
bewirken  hat 

Indem  gemäß  der  großherzoglichen  Gesetzgebung  die  durch  die  Gesamt- 
industrie und  das  Gesamtgewerbe  ausgezahlten  Löhnungen  festgestellt  sind  und 
nach  erfolgter  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf  die  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Unternehmen  auch  diese  Löhnungen  bekannt  sein  werden,  so  ist 
hiermit  allenfalls  schon  die  Hauptgrundlage  zur  Umlageberechnung  der  durch  die 
InvaliditätB-  und  Altersversicherung  verursachten  Kosten  gewonnen. 

Für  die  der  Unfallversicherung  nicht  unterliegenden  Versicherten  erfolgt  die 
Lohnermittlung  schätzungsweise,  und  zwar  in  jeder  Gemeinde  durch  die  im 
Mobiliarsteuergesetz  (Einkommensteuer)  vorgesehenen  Taxierungsräte. 

Ein  öffentliches  Verwaltungsreglement  wird  das  Verfahren  bei  dieser  Ein- 
schätzung sowie  dasjenige  bei  Beschwerden  und  Bekursen  bestimmen. 

Von  den  so  festgestellten  oder  eingeschätzten  Löhnen  werden  für  die  ersten 
fünf  Jahre  zwei  Prozent  erhoben. 

Die  etwaigen  Einnahmeüberschüsse  werden,  nach  Abzug  d^  Ausgaben,  zins- 
tragend als  Reservefonds  angelegt. 

Nach  der  ersten  fünfjährigen  Periode  wird  alle  fünf  Jahre  durch  öffentliches 
Verwaltungsreglement  im  voraus  der  für  die  nächsten  fünf  Jahre  geltende  Prozentsatz 
festgestellt 

Gtemäß  dem  luxemburgischen  Entwürfe  handelt  es  sich  also  nicht,  wie  bei 
der  luxemburgischen  Unfallversicherung,  um  eine  jährliche  Umlage  der  Jahres- 
ausgaben, sondern  um  die  Erhebung  einer  zum  voraus  auf  einen  bestimmten,  aber 
kurzen  Zeitraum  berechneten  Prämie  ^). 

Den  beigefügten  Tabellen  zufolge  wird  auf  diese  Art  während  der  zehn 
ersten  Jahre,  nach  Abzug  aller  Kosten  (Renten,  Verwaltungskosten  usw.),  ein 
Reservefonds  gebildet  von  8  943 178  39  Frs.,  dessen  Zinsen  für  die  zukünftigen 
Jahre  als  Zuschuß  dienen  können. 

Jedenfalls  muß  der  Prozentsatz  so  bemessen  werden,  daß  durch  denselben 
und  durch  die  Zinsen  dieses  Reservefonds  gedeckt  werden: 


»)  Vgl.  hierzu  Heft  XVI,  8.  21,  26  und  Hla,  S.  70. 
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Berechniing  des  Reservefonds  beim  Abschlag  des  zehnten  Jahres. 


Jahrgang 

Beiträge  der 
Arbeitgeber 
nnd  -nelimer 

JälkrUche 
OesamtaiiBlagen 

Zinstragend 

anzulegender 

üeberschoß 

Zinseazinsen  m 
8%  während 
9—1  Jahren 
Mnltiplikator 

Summe  des 

Kapitals  nebst 

Zinsen 

1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 
10. 

OOOOOOOOQO 

oooooooooo 
oooooooooo 
oooooooooo 

§000000000 
ooooooooo 

79  000 
113  500 
139  500 
167  500 
201  000 
231  400 
341  200 
460000 
575  ÖOO 
625  500 

921  000 
886  500 
860  500 
832  500 
799  000 
768  600 
658  800 
550  000 
424200 
374  500 

1.304  77318 
1.266  770  08 
1.229  873  87 
1.194052  30 
1.159  27407 
1.125  508  81 
1.092  727  00 
1.060  90000 
1.030  000  00 

1  201  696.10 

1 122  991.68  ■ 

1  718  306.47 

994  048.54 

926  259.98 

865  066.07 

•     719  888.55 

583495.00 

436  926.00 

374  500.00 

Total 

10  000  000 

2  924400 

7  075  600 

8  943  178.39 

Sonderfonds  ans  staatlichen  Zuschüssen. 


Jahrgang 

Jährlicher 
Staataznschnfl 

Yorauasicht- 

liche  Auslagen 

des  Staates 

Zinstragender 
Üeberschoß 

Zinseasinsen 
3%  während 
9—1  Jahren 
HultipUkator 

Sonderfonds 

1. 
2. 
3. 
4. 
6. 
6. 
7. 
8. 
9. 
10. 

200  000 
200000 
200  000 
200  000 
200000 
200  000 
200  000 
200  000 
200  000 
200  000 

28  500 

43  000 

55  000 

67  000 

81500 

93  500 

107  000 

118  000 

135  500 

152  500 

171500 

157  000 

145  000 

133  000 

118  500 

106  500 

93  000 

82  000 

64  600 

47  500 

1.3047 
1.2667 
1.2298 
1.1940 
1.1592 
1.1255 
1.0927 
1.0609 
1.0309 

223  756.06 

198  871.90 

178  321.00 

158802.00 

137  365.20 

119  865.20 

101  621.10 

86  993.80 

66473.70 

47  500.00 

2  000  000 

881  500 

1 118  500 

1  319  570-50 

1.  der  Kapitalwert  der  der  Versicherungsanstalt  zur  Last  fallenden  Renten- 
beträge; 

2.  die  während  der  kommenden  Periode  neu  zu  zahlenden  Renten  und 

3.  die  sonstigen  laufenden  Aufwendungen  der  Versicherangsanstalt. 

Der  Arbeitgeber,  welcher  also  den  ganzen  Beitrag  an  die  Versicherungs- 
anstalt abzuführen  hat,  ist  befugt,  dem  Vei'sicherten  bei  der  Lohnzahlung  die  Hälfte 
desjenigen  Prozentsatzes  in  Abzug  zu  bringen,  nach  welchem  in  dem  betreffenden 
Jahre  die  Umlage  erhoben  wird.  Da  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  dieser  Prozent- 
satz auch  nach  der  ersten  fünfjährigen  Periode  sich  auf  zwei  Prozent  belaufen 
wird,  so  wird  die  Berechnung  sehr  einfach  und  leicht  sein. 

Bezüglich  der  Berechnung  der  Beitragswochen,  der  Anrechnung  der  Krankheits- 
tage ohne  Beitragsverpflichtung  seitens  des  Versicherten  usw.  hat  der  Vorentwurf 
die  deutschen  Bestimmungen  aufgenommen;  es  liegt  somit  keineVeranlassung  vor, 
in  weitere  Erörterungen  einzutreten. 

Berechnung  der  Renten.  Wie  schon  für  die  Aufbringung  der  Geldmittel 
der  groflherzogliche  Vorentwurf  von  der  deutschen  Gesetzgebung  gänzlich  abweicht, 
'so  bestehen  auch  für  die  Berechnung  der  Renten  sehr  wesentliche  Abweichungen, 
welche  alle  auf  eine  Vereinfachung  der  Jahresverdienstnachweisung  hinzielen. 

Grundrente  und  Rentensteigerungen  sind  zwar  auch  vorgesehen,  aber  die  zu 
erfüllenden  Voraussetzungen  zur  Renten berechtigung  sind  höchst  einfach  ^). 

*)  Vgl.  hierzu  Heft  III  a,  S.  62  und  IV  a,  S.  70  ff. 
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Die  Grundrente  erhält  jeder  Versicherte  Inxembnrgischer  Nationalität, 
welcher  nachweist,  daß  er  während  der  letzten  fünf  Jahre  berufsmäßig  im 
Großherzogtum  eine  im  Sinne  des  Gesetzes  yeisicherungspfliohtige  Beschäftigung 
ausgeübt  hat. 

Die  bescheinigte  Krankheitszeit  gilt  auch  als  Arbeitszeit. 

Die  Grundrente  beträgt  bei  Männern  fünfzehn,  bei  Frauen  zwölf  Franken 
monatlich. 

Es  besteht  somit  nur  eine  Lohnklasse  fflr  jedes  der  beiden  Geschlechter. 

Die  Begründung  stützt  sich  auf  den  Umstand,  daß  für  das  kleine  liuxemburg 
mit  seinen  2800  Quadratkilometern,  seinen  250000  Einwohnern  und  seinen 
50  000  Versicherten  ein  ganz  wesentlicher  Unterschied  bezüglich  des  Jahresarbeits- 
lohnes  zwischen  den  einzelnen  Gegenden  und  den  einzelnen  Beschäftigungen  nicht 
besteht,  wie  z.  B.  in  dem  großen  Deutschen  Reiche,  welches  540  743  Quadrat- 
kilometer, 62  Millionen  Einwohner  und  rund  14  Millionen  Versicherte  zählt 

Die  in  der  Industrie  beschäftigten  Lohnarbeiter  beziehen  im  Großherzogtum 
einen  Durchschnittstageslohn  von  3,50  bis  4,50  Frs.  und  arbeiten  leider  im  Durch- 
schnitt nur  250  Tage.  Ihr  Jahresarbeitsverdienst  im  Durchschnitt  belauft  sich 
demnach  auf  875  bis  1125  Frs.  Die  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  welche  während 
der  schlechten  Jahreszeit  mit  Holzfällen,  Wegearbeiten,  Trimsportuntemehmen, 
Stetnbrechen  usw.  beschäftigt  sind  und  während  der  guten  Jahre^it  ohne  Unter- 
brechung arbeiten,  beziehen  jedenfalls  einen  Durchschnittsjahreslohn  von  800  bis 
1000  Frs.  Die  männlichen  Dienstboten  erreichen  gleichfalls  einen  Lohn  yon  800 
bis  1000  Frs.,  die  Kleidung,  Kost  und  Logis  miteinberechnet  Für  die  Frauen 
wird  ein  Durchschnittsjahreslohn  yon  630  bis  840  Frs.  ai^enommen.  Ein  wesent- 
licher, in  die  Wagschale  fallender  Unterschied  besteht  also  nicht,  und  eine  ein- 
heitliche Grundrente  hat  daher  ihre  yolle  Berechtigung. 

Die  Durchschnittsgrundrente  soll,  der  Begründung  gemäß,  jedenfalls  nicht 
niedriger  als  die  Durchschnittsrente  der  fünf  deutschen  Lohnklassen  sein,  sie  muß 
dem  oben  angeführten  Durchschnittslohn  entsprechen  und  sogar  Rücksicht  auf  einen 
höheren  Lohn  von  1200  bis  1500  Frs.  nehmen,  weil  diese  Interessenten  ebenfalls 
die  gewöhnliche  Grundrente  empfangen.  Jedenfalls  muß  sie  aber  so  bemessen 
werden,  daß  sie  die  notwendigsten  Existenzmittel  gewährt.  In  Berücksichtigung 
aller  dieser  Umstände  wurde  demnach  die  Grundrente,  einschließlich  des  staat- 
lichen Zuschusses,  auf  15  Frs.  monatlich  für  die  Männer  festgesetzt,  welche  Summe 
tler  vierten  deutschen  Lohnklasse  entspricht,  und  für  die  Frauen  auf  12  Frs. 
monatlich,  welche  Summe  der  dritten  deutschen  Lohnklasse  entspricht. 

Damit  jedoch  die  geschulten,  besser  besoldeten  Arbeiter,  als  Techniker, 
Beamte  usw.,  eine  ihrem  wirklichen  Arbeitsverdienst  näher  kommende  Grundrente 
erhalten  können,  bestinmat  der  Vorentwurf,  daß,  wenn  der  Versicherte  den  Nachweis 
erbringt,  daß  sein  durchschnittlicher  Arbeitsverdienst  während  der  letzten  fünf 
Jahre  mehr  als  1500  Frs.  (bei  Männern)  und  900  Frs.  (bei  Frauen)  jährlich  betragen 
hat,  sich  bei  Mann  oder  Frau  die  Grundrente  erhöht,  und  zwar  bei  einem 
nachgewiesenen  Durchschnittsjahreseinkommen  von 

1500—1600  für  den  Mann  auf  16  Frs.  monatlich 

1600-1700    „       „        „        „     17     „ 

1700-1800    „       „        „        „     18     „ 
900—1000  für  die  Frau       „     13     „  „ 

1000-1100    „     „       „  „     14     „ 

1100-1200    „      „       „  „     15     „ 

usw.  (Art  25). 

Für  alle  Versicherten,  welche  nachweisen,  daß  sie  mehr  als  fünf  Jahre,  d.  h. 
mehr  als  225  Wochen  (das  Arbeitsjahr  wird  zu  45  Wochen  berechnet)  berufs- 
mäßig eine  versicherungspflichtige  Beschäftigung  ausgeübt  haben,  tritt,  wie  in 
Deutschland,  eine  Bentensteigerung  ein  bis  zum  dreifachen  Betrage  der  für  die 
Versicherten  maßgebenden  Grundrente  (Art  24)  und  zwar  in  der  Weise,  daß  für 
jede  darüber  nachgewiesene  Woche  der  Normalbetrag  der  Grundrente  bei  der 
Ivalidenrente   um    0.16    Centimes,   bei   der  Altersrente   um   0.08  Centimes   steigt 
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(Art  26).  Die  Bentenerhöhangen  (Art.  15)  und  die  ßentensteigenrngen  (Art  26) 
können  gleichzeitig  eintreten,  ohne  daß  jedoch  der  Gesamtbetrag  der  Bente  den 
dreifachen  Betrag  der  Grandrente  übersteigen  darf  (Art  24). 

Für  die  Beibringung  und  Anfbewahrong  dieser  Nachweise  hat  der  Ver- 
sicherte Sorge  zn  tragen;  ein  gnt  geführtes  Arbeitsbuch  oder  die  Bescheinigungen 
seiner  Arbeitgeber  helfen  schon  aus.  Die  Gemeindeverwaltungen  sowie  die  Ver- 
sicherungsanstalt treffen  ebenfalls  die  nötigen  Maßregeln  zur  Aufbewahrung  der 
Arbeits-  und  Lohnbescheinigungen,  welche  die  Versicherten  ihnen  anvertrauen 
wollen. 

Folgende  Tabelle  gibt  eine  vergleichende  Uebersicht  der  gewöhnlichen 
Invalidenrente  gemäß  dem  luxemburgischen  Entwurf  und  dem  deutschen  Gesetze: 


225 
Wochen 
6  Jahre 

450 
Wochen 
10  Jahre 

900 
Wochen 
ao  Jahre 

1350 
Wochen 
30  Jahre 

1800 
Wochen 
40  Jahre 

2250 
Wochen 
50  Jahre 

Fw. 

Fra. 

Frs. 

Fre. 

Fr». 

Frs. 

Männer: 

' 

Deatsohes  Gesetas,  IV.  Klasse 
Laxemborgisoher  Entwarf  . 

203 
180 

231 
216 

287 
288 

345 
360 

400 
432 

456 

504 

Luxemburgischer  Entwurf   . 

—  23 

—  15 

+  1 

+  15 

+  32 

+  52 

Frauen: 

Deutsches  Gesetz,  III.  Klasse 
Luxemburgischer  Entwarf   . 

185. 
154 

207 
180 

252 
252 

297 
324 

342 
396 

387 
432 

Luxembui^ischer  Entwurf   . 

—  41 

—  27 

— 

+  27 

+  46 

+  45 

Aus  dieser  Tabelle  erhellt,  daß  die  luxemburgischen  Invalidenrenten  geringer 
sind  als  die  deutschen  bis  zum  20.  Arbeitsjahr;  im  20.  Arbeitsjahr  stehen  sie  sich 
gleich;  nach  dem  20.  Arbeitsjahr  sind  sie  jedoch  höher  als  die  deutschen. 

Die  geringeren  Beuten  in  der  ersten  Periode  finden  ihre  Elrklärung  in  dem 
Umstände,  daß  der  angeführte  Durchschnittsjahreslohn  nicht  gerade  dem  Jahres- 
lohn der  vierten  und  bzw.  dritten  Lohnklasse  des  Deutschen  Beiches  entspricht 
Im  jugendlichen  Alter  sind  überhaupt  die  Invalidenrenten  viel  seltener. 

Die  höheren  Beuten  in  der  zweiten  Periode  entsprechen  eher  den  wirklichen 
Bedürfnissen  und  kommen  namentlich  den  älteren  Arbeitern  mit  Familie  zugute. 

Altersrente.  Die  Altersrente  tritt  mit  dem  vollen ^0.  Lebensjahre  ein 
(Art.  70).  An  Stelle  des  70.  Lebensjahres  wird  in  den  eingelaufenen  Gutachten 
das  60.,  jedenfalls  das  65.  Lebensjahr  verlangt.  In  diesen  Vorschlägen  wird  voll- 
ständig außer  acht  gelassen,  daß  der  Beteiligte  schon  vor  dem  70.  Lebensjahre 
die  Invalidenrente  erhalten  kann,  sobald  er  für  zwei  Drittel  arbeitsunfähig  geworden 
ist.  Die  Altersgrenze  hat  also  unbedingt  nicht  die  Bedeutung,  die  man  ihr  bei- 
messen wilL  Ist  nämlich  der  Versicherte  in  seinem  65.  Jahre  für  zwei  Drittel  arbeits- 
unfähig, so  erhält  ec  die  Invalidenrente,  welche,  nach  dem  luxemburgischen  Ent- 
würfe ebenso  wie  nach  dem  deutschen  Gesetze,  viel  vorteilhafter  ist  als  die 
Altersrente.  Bleibt  er  aber  noch  arbeitsfähig,  so  tritt  mit  dem  70.  Lebensjahr  eine 
praesumptio  juris  et  de  jure  ein,  d.  h.  ein  Gegenbeweis  seiner  Arbeitsfähigkeit 
ist  nicht  zulässig. 

Der  Elntwurf  erörtert  in  der  Begründung  verschiedene  Vorschläge  zur  Be- 
rechnung der  Altersrente,  deren  Wiedergabe  hier  zu  weit  führen  würde. 

Aus  rein  finanziellen  Gründen  und  um  eine  allzu  große  Belastung  der  in- 
ländischen Industrie  und  der  Landwirtschaft  zu  vermeiden,  hat  der  Entwurf  be- 
schlossen, die  gleiche  Grundrente  für  die  Alters-   und  Invalidenrente  zu  erteilen, 
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den  Steigemngssatz  für  die  Altersrente  aber  auf  die  Hälfte,  also  auf  0.08  Centimes 
pro  Arbeitswoche,  zu  vermindern.^ 

Nachfolgende   Tabelle  gibt  ^  einen  Vergleich   der  großherzoglieben   und  der 
deutschen  Altersrente. 


Altersrente 


ag 
MM 


S2 


h 


^ 


iS 


SS 

CO 


^ 


ja  o 
SS 


Großherzogtum    . 
Deutsches  Reich , 


180 
180 


198 
198 


216 
216 


234 
234 


260 


270 
250 


300 
250 


342 

250 


Die  luxemburgische  Gesetzgebung  ist  also  für  die  70  jährigen  Greise  viel 
vorteilhafter  als  die  deutsche. 

Der  Unterschied  der  verschiedenen  Lohnklassen  fällt  ebenfalls  weg,  was  eine 
große  Erleichterung,  sowohl  für  die  Arbeiter  als  für  die  Versicherungsanstalt 
darstellt. 

Erstattung  der  Beiträge.  Der  großherzogliche  Entwurf  hat  nur 
zwei  Arten  von  Erstattungen  aus  der  deutschen  Gesetzgebung  ttbernommen. 

1.  Die  Erstattung  der  gezahlten  Beiträge  an  versicherte  Personen  luxem- 
burgischer Nationalität,  welche  dauernd  erwerbsunfähig  im  Sinne  des  Invaliden- 
gesetzes  sind  und  eine  Unfallrente  beziehen  (Art.  33).  Auf  ihren,  innerhalb  eines 
Jahres  nach  dem  Unfälle  gestellten  Antrag  werden  die  für  sie  entrichteten  Bei- 
träge auf  Grundlage  des  schätzungsweise  ermittelten  Durchschnittslohnes  während 
der  letzten  fünf  Jahre  erstattet. 

2.  Als  Entgelt  der  Erstattung  der  Beiträge  wird  beim  Ableben  des  Interessenten 
ein  Sterbegeld  von  80  Frs.  erstattet  (Art.  34). 

Eine  Erstattung  bei  Verheiratung  weiblicher  Versicherter,  wie  §  42  des 
deutschen  Gesetzes  vorsieht,  geschieht  nicht.  Der  Entwurf  schließt  sich  den  in 
Deutschland  oft  ausgesprochenen  Anschauungen  an,  daß  diese  Rückerstattung  der 
Beiträge  „eine  sozialpolitisch  ungünstig  wirkende  Bestimmung^  ist.  Durch  die 
Nichterstattung  ihrer  Beiträge  sollen  die  weibliehen  Mitglieder  zur  Weiterversicherung 
angespornt  werden,  damit  ihnen  im  Falle  der  Not  jedenfalls  die  Invaliden-  oder 
Altersrente  verbleibe. 

Die  Entziehung  der  Rente,  das  Ruhen  der  Renten  und  die  Unpfändbarkeit 
der  Ansprüche  geben  zu  keinen  besonderen  Erklärungen  Anlaß. 

Sonderlage  der  Ausländer.  Da  das  Großherzogtum  nur  sozusagen 
ein  Grenzgebiet  bilcj^t,  indem  es  in  seiner  kleinen  Ausdehnung  von  Belgien,  Frank- 
reich und  Deutschland  eng  umschlossen  wird,  und  da  überdies  von  den  50000 
Arbeitern  jedenfalls  8000  Ausländer,  namentlich  Italiener  sind,  welche  nur  zu 
bestimmten  Jahreszeiten  im  Großherzogtam  sich  aufhalten  und  arbeiten,  so  glaubt 
der  Entwurf  den  Ausländem  gegenüber  höhere  Anforderungen  stellen  zu  müssen. 
Bier  soll  besonders  betont  werden,  daß  die  Invaliden-  und  Altersrente  schon  dem- 
jenigen zukommt,  welcher  in  den  letzten  fünf  Jahren  berufsmäßig  gearbeitet  bat, 
da  der  Gesetzgeber  voraussetzt,  daß  er  auch  während  der  voraufgegangenen  Jahre 
dieselbe  Beschäftigung  ausgeübt  hat.  Nichts  wäre  demnach  für  alle  Ausländer 
leichter,  um  sich  auf  Kosten  des  Großherzögtums  Renten  zu  verschaffen,  als  beim 
Herannahen  des  geeigneten  Augenblicks  fünf  Jahre  im  Großherzogtum  zu  arbeiten. 

Der  Entwurf  stellt  daher  an  die  Ausländer  die  Anforderung,  daß  sie  wenigstens 
zehn  Jahre  lang,  das  Jahr  zu  45  Arbeitswochen  berechnet,  im  Großherzogtnm  be- 
rufsmäßig beschäftigt  waren;  desgleichen  ist  für  die  Zuerkennung  einer  Renten- 
steigerung oder  einer  Rentenerhöhung  die  fünfjährige  Frist  auf  das  Doppelte  ge- 
bracht worden.  Durch  Verfügung  der  Regierung  kann  diese  Bestimmung  für  be- 
stimmte Grenzgebiete  oder  für  die  Angehörigen  solcher  auswärtiger  Staaten  außer 
Kraft  gesetzt  werden,  durch  deren  (Gesetzgebung  luxemburgischen  Arbeitern  im 
Falle    der  Erwerbsunfähigkeit   oder   des  Alters    eine    entsprechende  Fürsorge   gfe- 
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währleistet  wird.  Anläßlich  dieser  Abkommen  kann  sogar  die  Regierang,  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Staatsrate,  Abweichungen  von  den  bestehenden  Gesetzen  zu- 
gestehen. Diese  Bestimmungen  könnten  wohl  einstweilen  nur  auf  Deutschland 
Anwendung  finden,  denn  Belgien  gewährleistet  bis  heute  noch  nicht  eine  ent- 
sprechende Fürsorge,  Frankreich  noch  weniger.  Italien  hat  die  Ausländer  aus- 
^cklich  von  den  Vorteilen  der  Invalidenversicherung  ausgeschlossen. 

Die  Regierung  ist  ferner  befugt,  zu  bestimmen,  daß  Ausländer,  welche  sich 
nur  zeitweilig  im  Inlande  aufhalten  und  die  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ins  Ausland 
zurückkehren,  der  Versicherungspflicht  überhaupt  nicht  unterliegen.  Sofern  eine 
solche  Bestimmung  getroffen  wird,  haben  Arbeitgeber,  welche  solche  Ausländer 
beschäftigen,  nach  näherer  Bestimmung  der  Regierung,  an  die  Versicherungsanstalt 
denjenigen  Betrag  zu  zahlen,  den  sie  für  die  Versicherung  der  Ausländer  aus 
eigenen  Mitteln  würden  entrichten  müssen,  wenn  deren  Versicherungspflicht  tat- 
sächlich bestände.  Diese  Bestimmung  hat  den  Zweck,  jedenfalls  die  Arbeitgeber, 
welche  Ausländer  beschäftigen,  nicht  zu  begünstigen.  Sie  müssen  demnach  1  7o 
des  Jahreslohnes  zahlen,  solange  der  Beitrag  des  Arbeitgebers  und  des  Arbeit- 
nehmers sich  auf  2  %  beläuft  Nur  der  Arbeitnehmer  wird  entlastet,  nicht  aber 
der  Arbeitgeber,  dessen  Beiträge  der  Gesamtheit  zugute  kommen. 

Ob  der  Ausländer,  welcher  nicht  dauernd  erwerbsunfähig  ist,  welcher  aber 
während  26  Wochen  ununterbrochen  erwerbsunfähig  gewesen  ist,  für  die  weitere 
Dauer  seiner  Erwerbsunfähigkeit  die  Invalidenrente  erhält  (Art.  9),  ist  nicht  durch 
den  Vorentwurf  ausdrücklich  gesagt.  Da  die  Wartezeit  aber  auf  zehn  Jahre  fest- 
gesetzt ist,  so  scheint  auch  Art  9  sich  nur  auf  diejenigen  Ausländer  zu  beziehen, 
welche  die  Wartezeit  von  zehn  Jahren  zurückgelegt  haben. 

Der  Ausländer,  welchem  gemäß  Art.  29  die  Invaliden-  oder  Altersrente  zu- 
erkannt wurde,  kann,  falls  er  seinen  Wohnsitz  im  Großherzogtum  aufgibt,  mit  dem 
dreifachen  Betrage  der  Jahresrente  abgefunden  werden  (Art.  17).  Durch  inter- 
nationale Abkommen  kann  diese  Bestimmung  außer  Kraft  gesetzt  werden. 

Organisation.  Auch  bei  der  inneren  Gestaltung  der  verschiedenen 
Behörden  hat  der  großherzogliche  Vorentwurf  soviel  als  möglich  für  die  Verein- 
fachung und  Vereinheitiichung  der  Gesamtorganisation  Sorge  getragen. 

Diesem  Grundsatz  gemäß,  hat  das  luxemburgische  Gesetz  vollständig  Abstand 
genommen 

1.  von  den  besonderen  Kasseneinrichtungen,  wie  solche  durch  §§  8 — 14 
des  deutschen  Gesetzes  für  Betriebe  des  Reiches,  eines  Bundesstaates  oder  eines 
Kommanalverbandes  usw.  vorgesehen  sind; 

2.  von  den  nachträglich  im  Deutschen  Reiche  vorgesehenen  Rentenstellen 
(§§  79—87  und  120),  welche  der  Entwurf  als  totgeboren  bezeichnet; 

3.  von  der  Rechnungsstelle  (§§  124—128),  welche  für  das  Großherzogtum 
überflüssig  ist; 

4.  von  dem  Reichsversicherungsamt  (§§  108 — 111),  an  dessen  Stelle  die 
Regierang  tritt. 

An  der  Spitze  der  Gesamtorganisation  steht  eine  „Versicherungs- 
anstalt", die  aas  Beamten  und  wählbaren  Mitgliedern  besteht 

Femer  ist  die  Mitwirkung  der  Post-  und  Steuerverwaltung,  sowie  diejenige 
der  Staats-  und  Kommunalbehörden  vorgesehen. 

Die  Postverwaltung  soll  namentlich  mit  der  nnentgeltiichen  Auszahlung  der 
Renten  betraut  werden.  Die  Steuerverwaltung  ist  beauftragt,  die  Beiträge 
schätzungsweise  festzustellen  und  beizutreiben.  Die  Arbeitgeber  werden  demnach 
nur  eiDen  Steuerzettel  erhalten,  welcher  den  Betrag  der  Mobiliarsteuer,  die  Unfall- 
versicherungs-  und  die  Invalidenversicherungsbeiträge  zu  gleicher  Zeit  aufführen  soll. 

Femer  werden  alle  Verwaltungsbehörden,  sowohl  des  Staates  wie  der  Ge- 
meinden, namentlich  die  Gendarmerie,  die  Gemeindepolizei  usw.,  zur  Ausführung 
des  Gesetzes,  insbesondere  zur  Untersuchung  der  Aiiträge  auf  Bewilligung  von 
Invaliden-  oder  Altersrenten  beitragen  müssen  und  in  dieser  Aufgabe  die  untere 
Verwaltungsbehörde  unterstützen. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  besteht  aus  den  Distriktekommissaren  (Land- 
räte,   Kreisdirektoren)    und   aus    den   Bürgermeistem.    Da   jedoch   vorauszusehen 
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18%  daß  in  manchen  Gemeinden  den  Bttrgermeistem  die  nötigen  Kenntniase  ab- 
gehen, so  sieht  der  Yorentwnrf  die  Ernennung  bestimmter  Personen  vor,  deren 
territoriale  Befugnisse  durch  ein  allgemeines  Verwaltungsreglement  bestimmt  werden. 
Diese  besoldeten  Personen  könnten  auch  zur  Ausführung  der  Krankenversicherung 
und  namentlich  der  Unfallversicherung  große  Dienste  leisten  und  würden  somit 
^e  Vermittlerdienste  zwischen  den  Beteiligten  und  den  Versioherungskassen  oder 
-anstalten  übernehmen,  was  zur  einheitlichen  und  schnellen  Ausführung  der  Gresetze 
führen  würde. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  in  gewissen  Fällen  die  Entscheidung  nur 
unter  Beistand  von  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten  zu  treffen 
(Art  47ff:). 

Die  „Versicherungsanstalt^  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Gebiet  des  Grofi- 
herzogtums.  An  der  Spitze  steht  ein  durch  die  Regierung  zu  ernennender  Ob^- 
verwidtungsbeamter  als  Präsident,  welchem  mehrere  Begierungsräte  und  die  gehörige 
Zahl  von  Hilfsbeamten  beigeordnet  Isind.  Der  Präsident  oder  dessen  Stellvertr^er 
hat  die  Eigenschaft  eines  Vorsitzenden  des  Vorstandes.  Die  innere  Organisation 
des  Vorstandes  wird  durch  das  Statut  näher  bestimmt  Zur  Erledigung  der  laufenden 
Geschäfte  wird  ein  Ausschuß  gewählt,  welcher  aus  mindestens  je  fünf  Vertreten 
der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten  besteht  Diese  Ämter  sind  Ehrenämter,  und 
es  wird  nur  Ersatz  für  die  Auslagen,  und  für  die  Vertreter  der  Versicherten  auch 
eine  Entschädigung  für  Zeitverlust  und  den  ihnen  entgangenen  Arbeitsverdienrt 
gewährt 

Die  Schiedsgerichte  lehnen  sich  vollständig  an  die  in  Unfallsaehen 
vorgesehenen  Schiedsgerichte  an  und  eatscbeiden  in  letzter  Instanz  über  die  Ab- 
lehnung oder  Zuerkennung  der  Beuten  sowie  über  die  Höhe  und  den  Beginn 
derselben. 

Ein  Eassationsverfahren  wird  durch  ein  öffentliches  Verwaltongs- 
reglement  näher  bestimmt 

Streitigkeiten  zwischen  den  Organen  der  Versicherungsanstalt  einer-  und 
Arbeitgebern  oder  Arbeitnehmern  andererseits  werden  auf  administrativem  W^^ 
entschieden.  In  besonderen  Fällen  werden  dieselben  dem  Staatsrate,  Ausschufi  für 
Streitsachen,  zur  EJntscheidung  vorgelegt 

Die  Versicherungsanstalt  ist  verpflichtet,  den  Geschäftsgang;  namentlich  die 
rechtzeitige  und  vollständige  Entrichtung  der  Beiträge  regelmäßig  zu  überwachen. 

Die  Oberaufsicht  gehört  der  Regierung,  welche  für  die  Beobachtung  der 
gesetzlichen  und  statutarischen  Vorschriften  verantwortlich  ist 

Strafbestimmungen  sind  für  Übertretungen  oder  Vernachlässigungen  vorgesehen. 

In  den  beteiligten  Arbeiterkreisen  wird  das  Gesetz  nachdrücklich  verlangt. 
In  Volksversammlungen,  durch  Petitionen  an  die  Abgeordnetenkammer,  werden  die 
Vorteile  auseinandergesetzt  und  inständigst  gebeten,  den  Entwurf  in  den  ersten 
Zeiten  zum  Gesetze  zu  erheben.  Ob  diesen  begründeten  Bestrebungen  baldigst 
Rechnung  getragen  werden  kann,  muß  einstweilen  noch  dahingestellt  bleiben. 


IT.  Arbeitslosenversicheron^. 

Die  Arbeitslosenversicherung  hat  im  Großherzogtum  nicht  die  große  soziale 
Bedeutung  wie  in  andern  Ländern,  da  die  inläqdischen  Arbeitskräfte  bei  weitem 
der  Nachfrage  nicht  genügen,  sondern  die  größeren  Arbeitgeber,  wie  Eisenbahnbau, 
Tief-  und  Hochbau,  Erzgruben,  Hochöfen,  eine  große  Anzahl  Ausländer,  namentlich 
Italiener,  beschäftigen  müssen  (s.  Heft  XIV  S.  3).  Bei  Niedergang  der  Konjunktur 
ist  eher  eine  Entlassung   dieser  fremden  Elemente  als  der  inländischen  angezeigt 

Ferner  darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  der  Inxembu^ische 
Arbeiter,  namentlich  auf  dem  Lande  und  in  den  kleinen  Städten,  außer  dner 
kleinen  Wohnung  oft  ein  paar  Ackerfelder  besitzt  und  Viehzucht,  natürlich  in 
bescheidenem   Maße,    betreibt    Im   Falle   der  Not  sind  somit  immer  noch  Mittel 
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yorhandeo,  besoDders  wenn  bei  den  hohen  LöbneD  einige  Sparpfennige  znrttck* 
gelegt  wurden  (s.  a.  a.  0.  Note  1).  Gemäß  dem  Berichte  der  Großherzoglichen 
Sparkasse  von  1906  sind  7952  Tagelöhner  nnd  Arbeiter,  4695  Dienstboten  nnd 
5334  kleine  Handwerker,  also  über  ein  Drittel  der  betre£fenden  Klassen,  im  Besitze 
von  Sparbüchern. 

Femer  hat  die  Großherzogliche  Regiemng  ein  Arbeitsnachweisamt 
für  das  ganze  großherzogliohe  Gebiet  mit  kostenloser  Stellenyermittlnng  eingeführt, 
dessen  Grnndzttge  die  folgenden  sind: 

Die  Tätigkeit  des  Arbeitsnachweises  erstreckt  sich  über  das  ganze  Land; 
alle  Postanstalten  nehmen  Gesuche  um  Zuweisung  von  Arbeit  oder  von  Arbeitern 
entgegen  und  übermitteln  dieselben  unverzüglich  der  Zentralstelle  Luxemburg. 
Die  Interessenten  können  sich  deshalb  schriftlich  oder  mündlich  bei  dem  nächst- 
gelegenen Postamte  oder  beim  Briefträger  melden.  Es  empfiehlt  sich,  bei  schrift- 
lichen Gesuchen  die  von  der  Verwaltung  des  Arbeitsnachweises  eingeführten 
Formulare  zu  gebrauchen,  welche  zweckentsprechend  eingerichtet  sind  und  von 
allen  Postämtern  unentgeltlich  verabfolgt  werden.  Um  möglichst  genaue  Angaben 
bezüglich  der  Leistungsfähigkeit  der  verlangten  Arbeitskräfte  wird  gebeten,  damit 
bei  Zuweisung  von  Arbeitern  den  Wünschen  der  Arbeitgeber  möglichst  Rechnung 
getragen  werden  kann. 

Die  Angabe  des  gebotenen  Lohnes  ist  unbedingt  erfordert,  denn  an  der  Höhe 
des  gebotenen  Lohnes  sieht  der  Verwalter  schon,  welche  Arbeitskraft  gewünscht 
wird.  Arbeiter,  welche  Stellung  suchen,  sollen  stets  ihre  Arbeitebücher  (livrete) 
mitführen.  Doppelte  Anmeldungen  an  zwei  oder  mehr  Arbeitsstellen  sind  unbedingt 
zu  unterlassen. 

Die  Vermittlung  ist,  wie  schon  gesagt,  für  beide  Teile  unentgeltlich.  Es  ist 
keinem  Beamten  oder  Angestellten  gestattet,  irgendein  Entgelt  entgegen  zu  nehmen. 
Arbeitgeber  jeder  Art,  Handwerker  aller  Branchen,  Landwirte,  Fabrikanten,  Kauf- 
leute, Hotel-  und  Wirteohaftebesitzer,  Dienstherrschaften  usw.,  Arbeiter,  welches  auch 
die  nachgesuchte  Beschäftigung  sein  ma;g,  landwirtechaftliche  Dienstboten,  Fabrik- 
arbeiter und  -arbeiterinnen,  Dienst-  und  Zimmermädchen,  Köchinnen  usw.  können 
ihre  Zuflucht  zu-  der  Zentralstelle   nehmen,   welche  unentgeltlich  Arbeit  vermittelt 

Arbeitgeber  sollen  jede  offene  Stelle  beim  Arbeitenachweis  oder  bei  dem 
Dächstgelegenen  Postamte  anmelden,  jede  angemeldete  Stelle,  sobald  sie  besetzt 
ist,  sei  es  mit  oder  ohne  Zutun  des  Arbeitenachweises,  wieder  abmelden  sowie  jedem 
Arbeiter,  der  ihnen  vom  Arbeitenachweis  zugeschickt  wird,  die  Zuweisungskarte 
ordnungsmäßig  ausfüllen,  sie  mit  Datum  und  Unterschrift  versehen  und  dem  Amte 
zurückschicken. 

Arbeitnehmer,  die  arbeitelos  sind,  sollen  sich  ohne  Verzug  an  das  Arbeite- 
nachweisamt  wenden.  Papiere,  Arbeitebücher  usw.  sind  stete  mitzunehmen.  Wird 
ihnen  eine  Stelle  zugewiesen,  so  sollen  sie  sich  sofort  oder  um  die  angegebene 
Stunde  beim  Arbeitgeber  vorstellen,  demselben  die  Zuweisungskarte  übergeben 
nnd  Sorge  tragen,  daß  dieselbe  ausgefüllt  und  dem  Amte  wieder  zugestellt  wird. 
Jeder  Verlauf  der  Bewerbung  ist  überhaupt  sofort  zu  melden. 

Arbeiter,  welche  vom  Arbeitenachweis  an  eine  Stelle  gewiesen  werden,  er- 
halten bei  der  Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahn  eine  Fahrpreisermäßigung,  wenn  die 
zu  durchfahrende  Strecke  26  Kilometer  beträgt.  Die  Sekundärbahnen  Luxemburg- 
Remich,  Kruchten — Fels  und  Luxemburg — Echternach,  die  Kantonaleisenbahnen 
Diekirch — Vianden  und  Nördingen — Martelingen,  sowie  die  Linie  Aspelt — Bettemburg 
gewähren  ebenfalls  50  %  Ermäßigung,  einerlei  ob  die  zu  durchfahrende  Strecke 
25  Kilometer  oder  weniger  beträgt. 

Wöchentliche  Übersichten  über  verlangte  Arbeitskräfte  und  über  die  ein- 
getragenen Arbeitsuchenden  werden  in  allen  Postämtern  und  in  allen  Zeitungen 
veröffentlicht. 

Trotz  der  vorerwähnten  günstigen  Lag^  wurde  die  Arbeitelosenunterstützung, 
zwecks  Einführung  von  Arbeitelosen versicherungskassen,  seitens  der  Behörden  nicht 
vernachlässigt.  Die  ersten  Unterstützungen  an  Arbeitslose  aus  öffentlichen  Mitteln 
wurden  im  Jahre.  1905  bewilligt.  Die  Kammer  der  Abgeordneten  beschloß 
1500  Frs.   in    das  Ausgabenbudget   einzutragen;   ein   gleicher  Betrag   wurde   zur 
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selben  Zeit  von  der  Stadt  Luxemburg  für  denselben  Zweck  aasgeworfen.  Seither 
bilden  diese  Sommen  ständige  Posten  in  den  Aasgabenetats  des  Staates  and  ge- 
nannter Stadt. 

Diese  Beträge  kommen  alljährlich  zur  Verteilung  an  solche  Arbeiterrereine 
(auch  nicht  staatlich  anerkannte),  welche  die  Unterstützung  ihrer  Mitglieder,  die 
ohne  ihr  Verschulden  arbeitslos  werden,  in  ihr  Statut  aufgenommen  haben.  Die 
an  die  einzelnen  Vereine  auszuzahlenden  Summen  werden  festgestellt,  indem  man 
die  Zahl  der  Mitglieder,  die  Höhe  der  von  letzteren  eingezahlten  Beiträge  und 
endlich  die  von  dem  Verein  während  des  in  Frage  stehenden  Jahres  an  seine  Mit- 
glieder gewährten  Unterstützungen  in  Betracht  nimmt. 

Im  Jahre  1905  wurden  die  vollen,  von  dem  Staate  und  der  Stadt  Luxemburg 
bewilligten  Summen  verteilt,  auch  dann,  wenn  eine  oder  die  andere  der  eben  auf- 
gezählten Berechnungsunterlagen  fehlte.  Man  wollte  dadurch  einerseits  die 
Gründung  von  Versicherungskassen  ermutigen  und  andererseits  denselben  im  ersten 
Jahre  ihres  Bestehens  durch  Gründung  eines,  wenn  auch  geringen  Kapitals  zu 
Hilfe  kommen.  Die  gemeindlichen  Unterstützungen  wurden  natürlich  nur  solchen 
Vereinen  zugestanden,  welche  ihren  Sitz  in  der  Stadt  Luxemburg  hatten.  Die 
staatlichen  Hilfsmittel  hingegen  sollten,  außer  letzteren  Arbeiterorganisationen,  auch 
denjenigen  zugewendet  werden,  welche  außerhalb  der  Hauptstadt  erstehen  würden. 
Eß  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß  es  den  Bemühungen  der  Behörden  nur  gelang, 
einen  einzigen  Arbeiterverein  zur  Annahme  der  Arbeitslosenunterstützungsklausel 
zu  bewegen.  Der  Grund  dieses  ablehnenden  Verhaltens  ist  in  der  damals  vor- 
handenen häufigen  Arbeitsgelegenheit  zu  suchen.  Erwähnter  Verein  befindet  sich 
in  der  Industrieortschaft  Esch  a.  A. 

Im  Jahre  1906  kamen  weder  seitens  des  Staates,  noch  seitens  der  Gemeinde- 
verwaltung von  Luxemburg  die  vollen  von  der  Abgeordnetenkammer  bzw.  dem 
Gemeinderate  bewilligten  Gelder  zur  Verteilung.  Dieselben  beliefen  sich  wieder 
wie  1905  auf  1600  Frs.,  doch  gab  der  Staat  nur  750  Frs.  und  die  Stadt 
Luxemburg  nur  ungefähr  1150  Frs.  her.  Die  Regierung  ging  dieses  Mal  von  dem 
Standpunkte  aus,  daß  denjenigen  Vereinen,  welche  keine  eigenen  Leistungen  auf- 
zuweisen hatten,  auch  keine  Zuschüsse  gewährt  werden  sollten. 

Auch  für  das  Jahre  1907  waren  die  beiden  Etats  mit  1500  Frs.  vorgesehen. 
Die  Stadt  Luxemburg  verteilte  im  Dezember  1907  1150  Frs.;  die  staatlichen 
Unterstützungssummen  hingegen  sind  noch  nicht  an  die  Arbeitervereine  abgeführt 
worden,  und  zwar  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  weil  die  hierzu  unerläßlichen 
Unterlagen  der  Regierung  noch  nicht  zugestellt  worden  sind^). 
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b)  Wien  17.— 28.  September  1905,  Wien  1906,  I.  213  ff. 


Luxemburg,  Juni  1908. 


H«  Neuman. 


^)  Vgl.  hierzu  Heft  la  S.  30 ff.  und  das  im  Ealserlichen  Statistischen  Amt  (Ab- 
teilung für  Arbeiterstatistik;  Bearbeiter  Reg.-EatDr.  Leo)  hergestellte  dreibändige  Werk:  „Die 
bestehenden  Einrichtungen  der  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im  Auslände 
und  im  Deutschen  Reich",  Berlin  1906,  sowie  Louis  Varlez,  „Die  Bekämpfung  der  unfrei- 
willigen Arbeitslosigkeit«  in  der  Zeitschrift  „Soziale  Kaltar",  Münster  1908,  S.  143—179  (inter- 
nationale Übersicht  mit  Literaturangaben  für  die  einzelnen  Länder). 
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Anlage  t« 

Gesetz  vom  6.  April  1902, 

betreffend  die  irbeiter^ünfaUTerBieheriingr« 
Titel  L  —  Allgemeine  Bestimmungen. 

I.  Versicherungspflicht 

Art.  !•    Der  Versicherungspflicht  anterliegen: 

1.  der  Eisen-  und  Straßenhahnhetrieb; 

2.  die  gewerbsmäßige  Ausbeutung  der  Bergwerke  und  Erzgruben,  sowie  aller  andern  Arten 
von  Gruben  und  Brüchen; 

3.  die  Betriebe,  in  welchen  Gas,  Elektrizität  und  Explosivstoffe  erzeugt  werden; 

4.  die  Hochöfen  und  Stahlwerke,  die  Hüttenwerke  und  Gießereien; 

5.  die  Fabriken,  in  denen  Eisen,  Stahl  oder  andere  Metalle  als  Hauptstoffe  verarbeitet 
oder  bearbeitet  werden; 

6.  die  Fabriken,  in  welchen  Tonwaren  hergestellt  werden; 

7.  die  Brauereien,  Mahl-  und  Sägemühlen; 

8.  der  gewerbsmäßige  Fuhrwerks-,  Binnenschiffahrts-,  Fähr-,  Schiffziehens-  und  Baggerei- 
betrieb ; 

9.  der  gewerbsmäßige  Speditions-,  Speicherei-,  Kellerei-  und  Gtiterpackereibetrieb ; 

10.  die  mit  einem  Großhandelsgewerbe  verbundenen  Fuhrwerks-  und  Lagerbetriebe; 

11.  die  Gewerbe  der  Schlosser  und  Schmiede,  der  Steinhauer,  Brunnengraber,  Metzger, 
Bachbinder  und  Schornsteinfeger; 

12.  die  Baatenindustrie  und  die  gewerbsmäßige  Ausführung  von  Hoch-  und  Tiefbauarbeiten; 

13.  die  Hoch-  und  Tiefbauarbeiten  und  andere  Unternehmungen  des  Staates,  der  Gemeinden, 
der  öffentlichen  Anstalten  oder  sonstiger  Eigentümer,  sofern  die  Arbeiten  ohne  Übertragung  an 
Baugewerbtreibeude  zur  Ausführung  gelangen  (Regiebanarbeiten) ; 

14.  der  staatliche  Betrieb  der  Telegraphen-  und  Telephonanstalten  oder  sonstiger  nicht 
oben  erwähnter  gewerblichen  Unternehmungen. 

Die  den  in  vorbenannten  Betrieben  beschäftigten  Arbeitern  zugestoßenen  Unfälle,  sei  es, 
daß  letztere  sich  während  der  Arbeit  oder  im  Zusammenhang  mit  derselben  ereigneten,  geben 
dem  Verletzten  oder  dessen  Berechtigten  Anspruch  auf  eine  Entschädigung,  deren  Höhe  und 
Art  durch  dieses  Gesetz  bestimmt  werden.  —  Das  gleiche  gilt  von  den  in  solchen  Betrieben 
beschäftigten  Betriebsbeamten,  Werkmeistern  und  Technikern,  sofern  ihr  Jahresarbeitsveidienst 
an  Lohn  oder  Gehalt  weniger  als  [3000]*)  Frs.  beträgt. 

Art.  2.  [Auf  Fabriken,  Betriebe  und  Unternehmen  der  im  Art.  1  bezeichneten  Art  findet 
dieses  Gesetz  nur  dann  Anwendung,  wenn  sie  regelmäßig  nicht  unter  fünf  Arbeiter  beschäftigen, 
oder  wenn  in  denselben  Dampfkessel  oder  andere  als  durch  menschliche  Kräfte  bewegte  Trieb- 
werke nicht  bloß  vorübergehend  zur  Verwendung  kommen.  Jedoch  können  durch  öffentliches 
Verwaltungsreglement  auch  Fabriken,  welche  vorstehende  Bedingungen  nicht  erfüllen,  zur  Ver- 
sicherungspflicht herangezogen  werden,  sobald  deren  Betrieb  mit  besonderer  Unfallgefahr  für  die 
darin  beschäftigten  Arbeiter  verknüpft  ist*).] 

[Die  Beschäftigung  in  Nebenbetrieben,  welche  wesentliche  Bestandteile  einer  der  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe  bilden,  wird  der  Beschäftigung  in  den  Hauptbetrieben  gleichgestellt.  Das- 
selbe gilt  für  die  Beschäftigung  bei  Bauarbeiten,  welche,  ohne  Übertragung  an  Baugewerbe- 
treibende, direkt  durch  die  Fabrikherren  in  ihren  Betrieben  ausgeführt  werden*).] 

Die  Versicherungspflicht  erstreckt  sich  ferner  auf  häusliche  oder  andere  Dienste,  zu  denen 
versicherte  Personen,  neboi  ihrer  Berufsbeschäftigung,  von  ihren  Arbeitgebern  oder  von  deren 
Beauftragten  herangezogen  werden  können. 


>)  Durch  Art.  2  des  Gesetzes  vom  21.  April  1908  auf  3750  Frs.  erhöht  (s.  Anlage  11). 

*)  Ersetzt  dnrch  Art.  2/3  des  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1904  (s.  Anlage  5). 

•)  Ersetzt  durch  Art.  4  des  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1904. 

Anmerkung:  Art.  4  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1904  sagt  irrtümlicherweise, 
daß  der  Endabsatz  des  Art.  2  (paragrapbe  final)  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902  durch  den  neuen 
Wortlaut  des  Art.  2  ersetzt  wird.  Aus  den  pariamentarischen  Drucksachen,  namentlich  dem 
Gatadbten  des  Vorsitzenden  der  Unfallversicherungsgenossenschaft  vom  19.  Februar  1904,  erhellt 
aoadrücklich,  daß  es  sich  hier  nur  um  Absatz  2  des  Art.  2  handelt  und  daß  Absatz  8  nicht  be- 
rührt wird. 

(Erkenntnis  des  Obergerichtshofes  vom  10.  April  1908  in  Sachen  Mathgen  Heinr.) 
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Art.  8.  Die  ausländischen  Betriebe  sind,  hinsichtlich  des  Arbeiterpersonals,  welches  die- 
selben Torübergebend  im  Großberzogtom  beschäftigen,  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unter- 
worfen. Sie  können  aber  durch  die  Regierung  Ton  der  Anwendung  dieses  Gesetzes 
entbunden  werden^),  sofern  bei  Unfällen  besagtem  Arbeiterpersonal  Ansprüche  auf  eine  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  identische  oder  gleichwertige  Fttr8orp;e  gesichert  sind. 

Die  Regierung  ist  femer,  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  m  Betracht  kommenden  aus- 
ländischen Regierung,  ermächtigt,  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  solche  Arbeiter  auszudehnen, 
welche  zeitweilig  im  Auslande  bei  Arbeiten  beschäftigt  sind,  die  yon  einem  inländischen,  den 
Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  unterliegenden  Betriebe  ausgeführt  werden. 

n.  Statutarische  Versicherung. 

Art.  4.  Durch  Statut  der  Versicherungsgenossenschaft  (Art.  26)  kann  bestinunt  werden, 
ob  und  unter  welchen  Bedinpfungen  Unternehmer  von  durch  Art.  1  zur  Versicherung  angehaltenen 
Betrieben  berechtigt  sind,  sich  selbst  oder  andere  nicht  schon  auf  Grund  derselben  Artikel  7er- 
sicherungspflichtige  Personen  ^egen  Betriebsunfälle  zu  versichem. 

D^ch  statutarische  Bestimmung  kann  die  Versicherungspflicht  auf  die  Betriebsuntemehmer 
selbst,  welche  nicht  regelmäßig  wenigstens  einen  Lohnarbeiter  beschäftigen,  sowie  auf  Betriebs- 
beamte, Werkmeister  und  Techniker  mit  einem  [3000]  *)  Frs.  übersteigenden  Gehidt  oder  Jahres- 
arbeitsverdienst erstreckt  werden. 

Durch  dasselbe  Statut  kann  femer  vorgeschrieben  werden,  ob  und  unter  welchen 
Bedingungen  nicht  versicherungspflichtige,  aber  den  mit  dem  Betriebe  verbundenen  ünf all- 
gefahren ausgesetzte  Personen,  welche  im  Dienste  des  Betriebsuntemehmers  oder  dessen 
Beauftragten  stehen  oder  zu  deren  Haushalte  gehören,  sowie  Ehefrauen  und  Familienangehörige 
von  Betriebsuntemehmem  der  in  §  2  dieses  Artikels  bezeichneten  Art  gegen  die  Folgen  der  bei 
dem  Dienste  bzw.  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  zu  versichem  sind. 

Werden  diesbezügliche  Bestimmungen  durch  Statut  erlassen,  so  ist  zugleich  der  Höchst- 
betrag des  jährlichen  Einkommens  bzw.  Arbeitsverdienstes,  bis  zu  welchem  die  Berechtigung 
zur  Versicherung  gewährt  wird,  in  demselben  festzustellen. 

Abweichend  von  den  Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  kann  auch  die  Art  der 
Ermittelung  des  Jahresarbeitsverdienstes  der  auf  Grund  solcher  Bestimmungen  versicherte 
Personen  und  der  Beitragsberechnung  durch  Statut  geregelt  werden. 

HL  Ausschluß  von   der  Versicherung. 

Art.  6.  Die  in  den  Betriebsverwaltungen  des  Staates  und  der  Gemeinden  mit  festem  Gehalt 
und  Pensionsberechtigung  angestellten  Beamten  unterliegen  der  Versichernngspflicht  nicht. 

Desgleichen  sind  diejenigen  Personen,  welche  zu  den  in  Strafanstalten,  Arbeiterkolonien, 
Erziehungs-  und  Besserungsanstalten  ftlr  Rechnung  der  Anstaltsverwaltung  ausgeführten  Arbeiten 
verwendet  werden,  von  der  Versicherung  ausgeschlossen. 

rV.  Gegenstand   der  Versicherung  und  Umfang   der  Entschädigung. 

Art.  6.  Gegenstand  der  Versicherung  ist  der  nach  Maßgabe  der  nachfolgenden  Bestim- 
mungen zu  bemessende  Ersatz  des  Schadens,  welcher  durch  Körperverletzung  oder  Tötung 
entsteht. 

Im  Falle  die  Verletzung  für  den  Betroffenen  Arbeitsunfähigkeit  nach  sich  zieht,  werden 
vom  Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalles  ab  als  Schadenersatz  gewährt : 

1.  freie  ärztiiche  Behandlung,  Arzneien  und  sonstige  Heilmittel,  sowie  Anschaffuig,  Unter- 
halt, bzw.  Erneuerung  aller  zur  Sicherung  des  Erfolges  des  Heilverfahrens  und  zur  Erleichterung 
der  Folgen  der  Verletzung  erforderlichen  Hilfsmittel ; 

2.  eine  Rente  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit 
Die  Rente  beträgt: 

im  Falle  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  derselben  ßß^/j^o  des  Jahresarbeits- 
verdienstes (Vollrente); 

im  Falle  teilweiser  Erwerbsun^Uiigkeit  für  die  Dauer  derselben  ein  unter  Berücksichtigung 
des  Maßes  der  verbliebenen  Erwerbs^igkeit  zu  bemessender  Teil  der  Vollrente. 

Solange  der  Verletzte  tatsächlich  und  unverschuldet  arbeitslos  ist,  kann  der  Vorstand  der 
Versicherangsgenossenschaft  die  Teilrente  bis  zum  Betrag  der  Vollrente  vorübergehend  erhöhen. 

Jedoch  wenn  der  Verletzte  zur  Zeit  des  Unfalles  bereits  teilweise  erwerbsunfähig  war, 
infolge  eines  früheren  Unfalles,  auf  Grund  dessen  er  von  der  Versicherungsgenossenschalt  eine 
Entschädigungsrente  bezieht,  so  zwar,  daß  sein  täglicher  Arbeitsverdienst  die  Höhe  seines 
früheren,  vor  dem  ersten  Unfall  gewonnenen  Tagelohnes  nicht  mehr  erreichte,  so  ist  die  durch 
den  zweiten  Unfall  verursachte  Mindererwerbsfähigkeit  der  Berechnung  der  Rente  zugrunde 
zu  legen*). 

^)  Vgl.  Gesetz  vom  12.  Mai  1905  und  die  Abkommen  mit  Deutschland  vom 
2.  September  1905,  mit  B  e  1  g  i  e  n  vom  14.  Oktober  1905  bzw.  1.  Januar  1907  und  mit  F  r  a  n  k  - 
reich  vom  28.  Juli  1906  (s.  Anlagen  7—10). 

*)  Durch  Gesetz  vom  21.  April  1908  erhöht  auf  3750  Frs.  (s.  Anlage  11). 

»)  Das  Gesetz  vom  21.  April  1908,  Art.  8  erweitert  diese  Bestimmungen  (s.  Anlage  11). 
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In  keinem  Falle  darf  der  der  Berechnnng  der  Bente  zngninde  zu  leg^ende  Arbeitsverdienst 
niedriger  sein  als  der  ortsübliche  Tagelohn  erwachsener  Tagearbeiter  (Art  14  des  Kranken- 
Tersicbercingsgesetzes). 

Art«  7«    Im  Falle  der  Tötung  ist  als  Schadenersatz  außerdem  zn  leisten: 

1.  ads  Ersatz  der  Beerdigungskosten  der  fünfzehnte  Teil  des  Jahresarbeitsverdienstes, 
jedoch  darf  dieser  Betrag  höchstens  80  Frs.  und  muß  er  mindestens  40  Frs.  betragen  ; 

2.  eine  den  Hinterbliebenen  vom  Todestage  des  Terstorbenen  ab  zu  ^währende  Rente. 
Die  Rente  besteht  nach  näherer  Bestimmung  der  Art  8  bis  11  in  emem  Bruchteile  des 

Jahresarbeitsverdienstes  des  Verstorbenen. 

Wenn  der  Verunglückte  bereits  auf  Grund  eines  ihm  früher  zugestoßenen  Unfalles  eine 
Rente  bezog  und  wenn,  infolge  dieses  Unfalles,  dessen  täglicher  Arbeitsverdienst  zur  Zeit  seines 
Todes  die  Höhe  des  von  ihm  vor  dem  ersten  Unfall  verdienten  Tagelohnes  nicht  erreichte,  so 
wird  die  den  Erbberechtigten  des  Getöteten  zu  gewährende  Rente  auf  Grund  des  von  letzterem, 
zur  Zeit  seines  tödlichen  Unfalles  bezogenen  ^beitsverdienstes  berechnet  mit  Hinzurechnung 
der  ihm  infolge  des  ersten  Unfalles  zuerkannten  Rente,  jedoch  ohne  daß  diese  beiden  Renten 
zusammen  den  Betrag  des  vom  Verunglückten  zur  Zelt  semes  ersten  Unfalles  verdienten  Tage- 
lohnes übersteigen  dürfen. 

Art.  8.  Hinterläßt  der  Verstorbene  eine  Witwe  oder  Kinder,  so  beträgt  die  Rente  für 
die  Witwe  bis  zu  deren  Tode  oder  Wiederverheiratung,  sowie  für  jedes  eheliche  oder  vor  dem 
Unfall  anerkannte  uneheliche  Kind  bis  zu  dessen  zurückgelegtem  fünfzehnten  Lebensjahre  je 
20^lo  des  Jahresarbeitsverdienstes. 

Jedoch  findet  vorstehende  Bestimmung  keine  Anwendung  auf  die  gesetzlich  geschiedene 
Gattin,  noch  auf  die  Ehefrau,  zu  deren  Ungunsten  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  aus- 
gesprochen wurde. 

Im  Falle  der  Wiederverheiratung  erhält  die  Witwe  60^/o  des  Jahresarbeitsverdienstes  als 
einmalige  Abfindung. 

Einen  Anspruch  auf  Rente  kann  die  Witwe  nicht  erheben,  wenn  ihre  Ehe  erst  nach  dem 
Unfälle  geschlossen  worden  ist  Jedoch  kann  der  Vorstand  der  Versichenmgsgenossenschaft  in 
besonderen  Fällen  auch  dann  eine  Unterstützung^)  gewähren. 

Der  Ehefrau,  die  vor  dem  Unfall  seit  mindestens  einem  Jahre  von  ihrem  Ehemann  frei- 
willig getrennt  gelebt  und  ohne  seine  Beihilfe  ihren  Unterhalt  gefunden  hat,  kann  die  Rente 
ganz  oder  teilweise  vorenthalten  werden. 

Die  Bestimmungen  über  die  Renten  der  Kinder  finden  auch  Anwendung,  wenn  der  Unfall 
eine  alleinstehende  weibliche  Person  betroffen  hat  und  diese  mit  Hinterlassung  von  Kindern 
verstirbt  Die  Bestimmungen,  betreffend  die  der  Witwe  und  den  Waben  zu  gewährende  Rente 
finden  auch  Anwendung  zugunsten  des  Witwers  und  der  hinterbliebenen  f Inder,  wenn  der 
Lebensunterhalt  der  Familie  infolge  der  Arbeitsunfähigkeit  des  Gatten  entweder  ganz  oder 
überwiegend  durch  die  Ehefrau  bestritten  wurde. 

Wird  eine  versicherte  Ehefrau,  deren  Ehemann  sich  von  der  häuslidpbn  Gemeinschaft 
femgehalten  und  der  Pflicht  der  Unterhaltung  der  Kinder  entzogen  hat,  durch  Unfall  getötet, 
so  wird  den  Waisen  die  Rente  zuerkannt, 

Art«  9.  Hinterläßt  der  Verstorbene  Aszendenten,  so  wird  denselben,  falls  ihr  Lebens- 
unterhalt ganz  oder  zum  überwiegenden  Teil  durch  den  Verstorbenen  bestritten  worden  war, 
bis  zu  ihrem  Tode  oder  bis  zum  Aufhören  der  Dürftigkeit  eine  Rente  von  insgesamt  20  ^/^  des 
Jahresarbeitsverdienstes  gewährt. 

Art.  10.  [Hinterläßt  der  Verstorbene  elternlose  Enkel,  deren  Lebensunterhalt  von  ihm 
bestritten  worden  war,  so  erhalten  dieselben,  im  Falle  der  Dürftigkeit,  bis  zum  zurückgelegten 
fünfzehnten  Lebensjahr,  eine  Rente  von  insgesamt  20%  des  Jahresarbeitsverdienstes*).] 

Art.  11.  Die  Renten  der  Hinterbliebenen  dürfen  insgesamt  60%  des  Jahresarbeitsver- 
dienstes nicht  übersteigen.  Bei  Witwen  und  Kindern  erfolgt  gegebenenfalls  die  Kürzung  im 
Verhältnis  der  Höhe  der  Renten. 

Aszendenten  haben  einen  Anspruch  nur  insoweit,  als  der  Höchstbetrag  der  Renten  für 
Witwe  und  Kinder  nicht  in  Anspruch  genommen  wird;  Enkel  nur  insoweit,  als  der  Höchstbetrag 
der  Renten  nicht  für  Witwen,  Kinder  oder  Aszendenten  in  Anspruch  genommen  wird. 

Wenn  Aszendenten  verschiedener  Grade  vorhanden  sind,  so  schließt  der  nähere  Verwandt- 
schaftsgrad den  entfernteren  aus. 

Art.  12.  Die  Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  finden  auf  Ausländer  wie  auf  Luxem- 
burger gleichmäßig  Anwendung. 

Vorstehende  Bestimmung  kann  jedoch  außer  Kraft  gesetzt  werden  in  bezug  auf  Angehörige 
solcher  Staaten,    durch   deren  Gesetzgebung   den  Luxemburgern   eine  den  eigenen  Angehörigen* 
gewährleistete  gleichwertige  Fürsorge  nicht  zuteil  wird, 

Art.  18.  An  Stelle  der  in  Art.  6  näher  bezeichneten  Leistungen  kann,  bis  zu  vollkommener 
Wiederherstellung,  freie  Kur  und  Verpflegung  in  einer  Heilanstalt  gewährt  werden,  und  zwar: 

1.  für  Verletzte,  welche  verheiratet  sind  oder  eine  eigene  Haushaltung  haben  oder  Mit- 
glieder der  Haushaltung  ihrer  Familie  sind,  mit  ihrer  Zustimmung  oder  nnabhän^g  von  der- 
selben, wenn  die  Art  der  Verletzung  Anforderungen  an  die  Behandlung  oder  Verpflegung  stellt, 
denen  in  der  Familie  nicht  genügt  werden  kann,  oder  wenn  die  Verletzten  wiederholt  den  ärzt- 
lichen Anordnungen  zuwidergehandelt  haben,  oder  wenn  ihr  Zustand  oder  ihr  Verhalten  eine 
fortgesetzte  Beobachtung  erfordern; 


*)  Nach  Art  4  des  Gesetzes  vom  21.  April  1908:  „Witwenrente"  (s.  Anlage  11). 
«)  Ersetzt  durch  Gesetz  vom  Sl.  April  1908.  Art  5  (s.  Anlage  11). 
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2.  für  sonstige  Verletzte  in  allen  Fällen. 

Für  die  Zeit  der  Verpflegung  des  Verletzten  in  der  Heilanstalt  steht  seinen  Angehörigen 
ein  Ansprach  auf  Rente  nur  insoweit  zu,  als  sie  dieselbe  im  Falle  des  Todes  des  Verletzten 
würden  beanspruchen  können  *). 

Art«  14,  Der  Jahresarbeitsverdienst,  auf  Grund  dessen  yorbenannte  Renten  zu  berechnen 
sind  (Jahresarbeitsverdienst  oder  Normaljahresverdienst),  wird,  wie  folgt,  ermittelt : 

Zunächst  wird  die  Zahl  der  Arbeitstage  des  Verletzten  während  des  letzten  Jahres  seiner 
Beschäftigung  in  dem  Betriebe,  in  welchem  der  Unfall  sich  ereignete,  bestimmt  und  der  Verdienst, 
welchen  der  Verletzte  an  Gehalt  oder  Lohn  innerhalb  desselben  Zeitraumes  bezogen  hat, 
festgestellt. 

Als  Gehalt  oder  Lohn  gelten  auch  Tantiemen,  Naturalbezüge  und  sonstige  Bezüge,  welche 
ganz  oder  teilweise  an  Stelle  des  Gehaltes  oder  Lohnes  treten. 

Für  Naturalbezüge  wird  der  Durchschnittspreis  in  Ansatz  gebracht. 

War  der  Verletzte  innerhalb  vorstehend  bezeichneten  Zeitraums  wegen  gehörig  festge- 
stellter Krankheit  arbeitsunfähig,  so  wird  sein  wirklicher  Verdienst  für  jeden  Krankheitsta^ 
(Art.  14  Nr.  2  des  Gesetzes  über  Krankenversicherung)  um  den  Betrag  seines  üblichen  Tages- 
verdienstes erhöht. 

Beläuft  die  Zahl  der  geleisteten  Arbeitstage,  einschließlich  der  Krankheitstage,  sich 
wenigstens  auf  300.  so  bildet  der  während  des  Jahres  wirklich  bezogene  Verdienst,  einschließlich 
des  Zuschlags  für  Krankheitstage,  den  als  Grundlage  dienenden  Jahresarbeitsverdienst. 

Beträgt  die  Zahl  weniger  als  300,  so  ^t  für  den  Verletzten  als  Jahresarbeitsverdienst 
das  dreihundertfache  des  Betrages,  welcher  sich  durch  Teilung  seines  wirklichen  Verdienstes, 
den  Zuschlag  für  Krankheitstage  miteinbegriffen,  durch  die  Durchschnittszahl  von  Arbeitstagen 
ergibt,  welche  die  das  ganze  Jahr  hindurch  regelmäßig  beschäftigten  Arbeiter  in  dieser  Betriebs- 
art gewöhnlich  erzielen  können. 

Erreicht  der  auf  diese  Weise  ermittelte  Jahresverdienst  den  wirklichen  Verdienst,  ein- 
schließlich der  Erhöhung  für  Krankheitstage,  nicht,  so  gelten  diese  beiden  zusammen  als  Jahres- 
arbeitsverdienst. 

War  der  Verletzte  in  dem  Betriebe  nicht  ein  volles  Jahr,  von  dem  Unfall  zurückgerechnet, 
beschäftigt,  so  hat  fragliche  Teilung  durch  die  Zahl  der  Arbeitstage  zu  geschehen,  welche  vor- 
benannte Arbeiter,  bei  regelmäßiger  Beschäftigung,  innerhalb  derselben  Zeitdauer,  während 
welcher  der  Verletzte  beschäftigt  war,  erzielt  hätten. 

[Uebersteigt  der  Jahresarbeitsverdienst  1500  Frs.,  so  wird  der  Ueberschuß  nur  für 
den  dritten  Teil  in  Anrechnung  gebracht*).] 

Für  erwachsene  Personen,  die  keinen  Lohn  beziehen  oder  deren  jährliches  Einkommen, 
nach  vorstehender  Art  berechnet,  die  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohns  erwachsener  Tagelöhner 
nicht  erreicht  (Art.  14  §  4  des  Krankenversicherungsgesetzes),  wird  das  [zweihundert- 
achtzigfac ige] ^)  dieses  ortsüblichen  Tagelohnes  der  Rentenberechnung  zugrunde  gelegt. 

Für  jug^raliche  Arbeiter  gilt  bis  zum  vollendeten  16.  Lebensjahre  als  Jahresarbeitsver- 
dienst das  [zweihundertachtzigfachel*)  des  für  solche  festgesetzten  ortsüblichen 
Tagelohnes ;  von  diesem  Zeitpunkt  ab  dagegen  das  [zweihundertachtzigfache]")  des 
für  Erwachsene  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohnes. 

Art,  15.  Der  Vorstand  der  Versichenmgsgenossenschaft  ist  befugt,  der  Krankenkasse, 
welcher  der  Verletzte  angehört,  gegen  Ersatz  der  ihr  dadurch  erwachsenden  Kosten,  die  Für- 
sorge für  den  Verletzten  über  den  Beginn  der  vierzehnten  Woche  hinaus  bis  zur  Beendigung 
des  Heilverfahrens  zu  übertragen. 

In  diesem  Falle  gilt  als  Ersatz  der  in  Art.  14  Nr.  1  des  Krankenversicherungsgesetzes 
bezeichneten  Leistungen  die  Hälfte  des  in  jenem  Gesetz  bestimmten  Miudestbetrages  des  Kranken- 
geldes, sofern  nicht  höhere  Aufwendungen  nachgewiesen  werden. 

Art«  16,  Vom  Beginn  der  fünften  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalles  bis  zum  Ablauf  der 
dreizehnten  Woche  hat  die  Krankenkasse,  welcher  der  Verletzte  angehört,  das  dem  letzteren 
gemäß  Art  14  Nr.  2  des  Krankenversicherungsgesetzes  zu  gewährende  Krankengeld  auf  mindestens 
zwei  Drittel  des  bei  der  Berechnung  desselben  zugrunde  gelegten  Tagesarbeits Verdienstes  zn 
bemessen. 

Art.  17*  Werden  Personen,  welche  nach  Art  1  oder  nach  statutarischer  Bestimmung 
gemäß  Art.  4  dieses  Gesetzes,  aber  nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Krankengesetzes  versichert 
sind,  durch  einen  Betriebsunfall  verletzt,  so  sind  denselben  die  in  Art  14  £L  des  Krankenver- 
'  sicherongsgesetzes  vorgesehenen  Unterstützungen  mit  Einschluß  des  aus  dem  vorhergehenden 
Artikel  sich  ergebenden  Mehrbetrages  für  die  ersten  dreizehn  Wochen  nach  Eintritt  des  Un- 
falles zu  gewähren,  und  zwar: 

1.  wenn  sie  wegen  der  auf  weniger  als  eine  Woche  beschränkten  Dauer  ihrer  Be- 
schäftigung (Art  1  §  6  des  Krankenversicherungsgesetzes)  einer  Krankenkasse  nicht  angehören, 
durch  die  Versicherungsgenossenschaft; 

2.  in  den  übrigen  Fällen  durch  den  Unternehmer  des  Betriebes,  in  welchem  sich  der 
Unfall  ereignet  hat. 


*)  Das  Gesetz   vom   21.  April   1908   Art.  6,   8,   9  hat  diese  Bestimmung  hinzu   ergänzt 
(s.  Anlage  11). 

«)  Aufgehoben  durch  Gesetz  vom:21.  April  1908  Art  7  (s.  Anlage  11). 

^  „Dreihundertfache«  nach  Gesetz  vom  21.  April  1908  Art.  7  (s.  Anlage  11). 
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Betriebsbeamten,  Technikern  und  Werkmeistern,  deren  JahreSarbeitsyerdienst  3000  Frs. 
übersteigt,  sowie  Unternehmern,  deren  Ehefrauen  and  Familienangehörigen  steht  ein  derartiger 
Ansprach  nicht  za. 

Art.  18«  In  Erkranknngsfällen,  welche  durch  Unfall  herbeigeführt  werden,  ist  der  Yor- 
stand  der  Versicherungsgenossenschaft  berechtigt,  das  Heilverfahren  aaf  Kosten  der  Genossen- 
schaft zu  übernehmen. 

Derselbe  ist  sogar  verpflichtet,  einem  dahin  gehenden  Antrage  der  Krankenkasse  za  ent- 
sprechen, wenn  die  Art  der  Verletzung  Anforderungen  an  die  Behandlung  oder  Verpflegung 
stellt,  welchen  in  der  Familie  des  Verletzten  nicht  genügt  werden  kann,  und  die  Krankenkasse 
ilieserhalb  die  Unterbringung  in  eine  Heilanstalt  angeor&et  hat 

In  Fällen  dieser  Art  erfolgt  die  Uebemahme  des  Heilverfahrens  spätestens  mit  dem 
Beginn  der  fünften  Woche  nach  dem  Eintritt  des  Unfalles,  bzw.  zwei  Tage  nach  dem  Tage  des 
Einganges  des  Antrages,  wenn  dieser  an  einem  späteren  Zeitpunkte  gestellt  worden  ist. 

Vom  Tage  der  Uebemahme  an  bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens  oder  bis  zum  Ab- 
lauf der  dreizehnteli  Woche  nach  Beginn  des  Krankengeldbezuges  geht  der  Anspruch  des  Ver- 
letzten auf  Krankengeld  auf  die  Versicherungsgenossenschaft  über.  Anderseits  übernimmt 
letztere  alle  Verpflichtungen,  welche  der  Krankenkasse  dem  Verletzten  gegenüber  obliegen. 

Art«  19*  Wenn  der  aus  der  Krankenversicherung  erwachsende  Anspruch  auf  Krankengeld 
vor  dem  Ablauf  von  dreizehn  Wochen  nach  Eintritt  des  Unfalles  weggefallen,  bei  dem  ver- 
letzten aber  noch  eine  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  fortbesteht,  für  welche  ihm  nach  Ablauf 
dieser  Zeit  ein  Ansprach  auf  Unfallrente  zustehen  würde,  so  ist  die  Krankenkasse  gehalten,  ihm 
bis  nach  Ablauf  der  dreizehnten  Woche  diese  Heute  zu  verabfolgen,  ohne  daß  diese  jedoch  den 
Betrag  des  Krankengeldes  überschreiten  dürfte  (Art.  14  Nr.  2  des  Krankenversicherungsgesetzes 
bzw.  Art.  16  des  gegenwärtigen  Gesetzes). 

Hat  die  Krankenkasse  die  ihr  gesetzlich  obliegeaden  Leistungen  vor  dem  Ablauf  der  drei- 
zehnten Woche  zu  Unrecht  eingestellt,  so  geht  der  Anspruch  des  Verletzten  auf  Krankengeld 
auf  die  Versicherangsgenossenschaft  bis  zu  demjenigen  Betrage  über,  welcher  der  durch  letztere 
verabfolgten  Summe  gleichkommt. 

V.  Haftpflicht. 

Art.  20.  Weder  dem  Versicherten,  noch  dessen  Berechtigten  steht  ein  Anspruch  auf 
Entschädigung  für  Verwundung  oder  Tod  zu,  wenn  der  Versicherte  den  Unfall  vorsätzlich 
herbeigeführt  hat.  Ein  seitens  des  Verletzten  oder  dessen  Berechtigten  eingereichtes  Gesuch 
um  Entschädigung  kann  sogar  ganz  oder  teilweise  abgelehnt  werden,  wenn  der  Unfall  dem 
Versicherten  beim  Begehen  eines  Verbrechens  oder  eines  vorsätzlichen  Vergehens  zoffestoßen  ist. 

Die  Versagnng  der  Entschädigung  ist  in  diesem  Falle  jedoch  nur  dann  zulässig,  wenn 
der  Verletzte  unwiderruflich  mindestens  zu  fünfzehn  Tagen  Gefängnis  oder  300  Frs.  Geldbuße 
oder  zu  acht  Tagen  Gefängnis  und  160  Frs.  Geldbuße  verurteilt  worden  ist. 

Art.  21*  Die  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  versicherten  Personen  und  die  in  Art  8 — 11 
bezeichneten  Berechtigten,  auch  wenn  sie  einen  Ansprach  auf  Rente  nicht  haben,  können  einen 
Anspruch  auf  Ebrsatz  des  infolge  des  Unfalls  erlittenen  Schadens  gegen  den  Betriebsunternehmer, 
dessen  Bevollmächtigten  oder  Vertreter,  Betriebs-  oder  Arbeiteraufseher  nur  dann  geltend 
machen,  weon  durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt  worden  ist,  daß  der  in  Anspruch  Ge- 
nommene den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat. 

Jedoch  beschränkt  sich  der  Anspruch  in  diesem  Falle  auf  den  Betrag,  um  welchen  die 
den  Berechtigten  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  gebührende  Entschädigung 
diejenige  übersteigt,  welche  ihnen  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zukommt. 

Art.  22«  Die  Betriebsuntemehmer,  deren  Bevollmächtigten  oder  Vertreter,  Betriebs-  odw 
Arbeiteraufseher,  gegen  welche  durch  strafgerichtliches  Urteu  festgestellt  worden  ist,  daß  sie 
den  Unfall  vorsätzlich  oder  durch  Fahrlässigkeit  herbeigeführt  haben,  dadurch,  daß  sie  es  an 
der  gehörigen  Umsicht,  zu  der  sie  vermöge  ihrer  Anstellung,  ihres  Gewerbes  oder  Handwerks 
verpflichtet  sind,  fehlen  ließen,  und  welche  deshalb  unwiderniflich  zu  einer  Gefängnisstrafe  von 
wenigstens  fünfzehn  Tagen  oder  zu  einer  Geldstrafe  von  wenigstens  300  Frs.,  oder  zu  einer 
Gefängnisstrafe  von  wenigstens  acht  Tacken  und  150  Frs.  Geldbuße  verurteilt  worden  sind,  haften 
der  Versicherungsgenossenschaft  und  den  Krankenkassen  gegenüber  für  alle  Aufwendungen, 
welche  von  diesen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  oder  des  Krankenversicherungsgesetzes  gemacht 
worden  sind. 

In  gleicher  Weise  haften  Gesellschaften  und  Genossenschaften  für  Unfälle,  welche  durch 
Mitglieder  ihrer  Direktion  oder  durch  ihre  Geschäftsführer  verschuldet  worden  sind. 

Als  Ersatz  für  die  Rente  kann  in  diesen  Fällen  deren  Kapitalwert  gefordert  werden. 

Der  Anspruch  verjährt  in  achtzehn  Monaten  von  dem  Tage,  an  welchem  das  stra&echt- 
liche  Urteil  rechtskräftig  geworden  ist. 

Art  28.  Wenn  in  den  Fällen  zu  Art.  20  §  2  und  Art  21  und  22  infolge  erlassener 
Amnestie,  eingetretenen  Todes  oder  aus  sonstigen  in  der  Person  des  Beschuldigten  liegenden 
Gründen  gerichtliches  Strafurteil  gegen  denselben  nicht  erfolgen  kann,  so  ist  die  Beweisführung 
über  das  strafrechtliche  Vergehen  sowie  über  sträfliche  Sachen  vor  dem  in  summarischen 
Rechtssachen  verhandelnden  Zivilrichter  zulässig.  Der  Zivilrichter  hat  über  die  Anwendbarkeit 
oder  Nichtanwendbarkeit  vorerwähnter  Bestimmungen  zu  entscheiden. 

Art«  24.  Die  Haftung  dritter,  in  den  Art.  21  und  22  nicht  bezeichneter  Personen  be- 
stimmt sich  nach  dem  gemeinen  Rechte. 
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Jedoch  ffeht  die  Forderung  des  EBtsch&digimgBberechtigten  auf  die  Yersicherongs- 
genossenschaft  Uisoweit  über,  als  letstere  ersterem  gegenüber  zur  Leistung  einer  Entsehftdigung 
verpflichtet  ist 

VI«  Verhältnis   zu  Krankenkassen,   Wohltätigkeitsanstalten  usw, 

Art«  2IL  Die  Verpflichtung  der  Kranken-,  Sterbe-  und  sonstigen  ünterstütsnngskaaien, 
den  von  Betriebsunfällen  betroffenen  Arbeitern  und  Betriebsbeamten  sowie  deren  An^Origen 
und  Hinterbliebenen  Unterstützungen  zu  gewähren,  sowie  die  Verpflichtung  des  Staates,  der 
Gemeinden,  Hospitien  oder  Armenanstalten  zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Personen,  wird 
durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

Soweit  auf  Grund  solcher  Verpflichtuu&^en  Unterstützungen  gewährt  worden  sind  in 
Fällen,  in  welchen  dem  Unterstützten  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  ein  Entschädigungsanspruch 
zusteht,  geht  der  letztere  bis  zum  Betrage  der  geleisteten  Unterstützung  auf  die  Anstelten  über, 
von  welchen  die  Unterstützung  gewährt  worden  ist. 

Letztere  Bestimmung  findet  jedoch  auf  Sterbekassen  keine  Anwendung. 

In  Fällen  vorbezeichneter  Ai*t  wird  der  Betrag  der  in  Art  14  Nr.  1  des  Kranken- 
versichemngsgesetzes  aufgezählten  und  von  den  Krankenkassen  vorgeschossenen  Leistungen 
nach  Maßgabe  des  Endparagraphen  des  Art.  15  dieses  Gesetzes  bestimmt 


Titel  II.  —  Gegenseitige  Genossenschaft  gegen  Unfälle. 

LArt  der  Versicherung. 

Art.  26.  Die  Versicheruns:  erfolgt  auf  Gegenseitigkeit  durch  die  Unternehmer  der  gemäß 
Art.  I  dieses  Gesetzes  der  Versicherung  unterliegenden  Betriebe,  welche  zu  diesem  Zwecke  für 
das  ganze  Land  in  eine  einzige  Versicherungsgenossenschaft  gegen  Unfälle  vereinigt  sind. 

Als  Unternehmer  gilt  derjenige,  für  dessen  Bechnung  der  Betrieb  erfolgt 

Die  Geschäftsführung  der  Genossenschaft  geschieht  nach  einem  Statut,  welches  von  der 
Generalversammlung  ihrer  Mitglieder  zu  beschließen  und  durch  allgemeines  Verwaltnngs- 
reglement  zu  genehmigen  ist 

Jeder  Unternehmer  oder  Vertreter  eines  Betriebes,  in  welchem  nicht  mehr  als  20  ver- 
sicherungspflichtige Personen  beschäftigt  werden,  verfügt  in  der  Generalversammlung  über  eine 
Stimme;  bei  mehr  als  20  bis  200  beschäftigten  Personen  entfällt  eine  Stimme  auf  je  20  Per- 
sonen. Sind  in  einem  Betriebe  mehr  als  200  Personen  beschäftigt,  so  berechtigen  von  der 
Ueberzahl  je  100  versicherungspflichtige  Personen  auf  eine  weitere  Stimme. 

Abwesende  Unternehmer  können  sich  vertreten  lassen,  sei  es  durch  ein  stimmberechtigtes 
Mitglied  der  Genossenschaft  oder  durch  einen  bevollmächtigten  Leiter  ihres  Betriebes. 

Das  Stimmrecht  kann  nur  von  im  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte 
stehenden  Personen  ausgeübt  werden. 

Art.  27.    Das  Statut  der  Versicherungsgenossenschaft  muß  Bestimmungen  treffen: 

1.  über  die  Berufung  der  Generalversammlung,  sowie  über  die  Art  ihrer  Beschlußfassung; 

2.  über  das  Stimmrecht  der  Mitglieder  und  £e  Prüfung  ihrer  Vollmachten; 

8.  tlber  die  Zahl  und  die  Amtsdauer  der  wählbaren  Mi^Ueder  des  Vorstandes,  sowie  über 
die  Art  seiner  Zusammensetzung  und  über  seine  Befugnisse^ 

4.  über  das  Verfahren  bei  der  Feststellang  von  Beitragsvorschüssen  sowie  bei  der  Ein- 
reihung der  Betriebe  in  die  Gefahrenklassen; 

5.  über  das  Verfahren  bei  Betriebsverändemngen,  sowie  bei  der  Aenderung  in  der  Person 
des  Unternehmers; 

6.  über  die  Folgen  der  Betriebseinstellungen,  insbesondere  über  die  Sicherstellung  der 
Beiträge,  welche  Unternehmer  in  dergleichen  FäUen  zu  leisten  haben; 

7.  über  die   den  Delegierten  der  versicherten  Arbeiter  zu  gewährenden  Vergütungssätze; 

8.  über  Aufstellung,  Prüfung  und  Abnahme  der  Jahresrechnung; 

9.  über  die  Ausübung  der  der  Genossenschaft  zustehenden  Be&gnisse  zur  Ueberwachung 
der  Betriebe  und  zum  ErliS  von  Schutzmaßregeln  gegen  Unfälle; 

10.  über  Abänderungen  des  Statuts. 

Das  [Statut')]  kann  bestimmen,  daß  die  Generalversammlung  der  Genossenschafts- 
mitglieder aus  Vertretern  gebildet,  sowie  daß  als  örtliche  Organe  Vertrauensmänner  eingesetzt 
werden. 

Enthält  [dasselbe')]  Vorschriften  dieser  Art,  so  ist  darin  zugleich  über  die  Er- 
nennung der  Vertreter,  über  die  Abgrenzung  der  Bezirke  der  Vertrauensmänner,  über  die  Wahl 
der  letzteren  und  ihrer  Stellvertreter,  sowie  über  den  Umfang  ihrer  Befugnisse  Bestimmung  zu 
treffen. 

Die  [Versammlung')]  kann  den  Genossenschaftsvorstand  mit  der  Abgrenzung  der 
Bezirke  der  Vertrauensmänner,  sowie  mit  der  Wahl  der  letzteren  und  ihrer  Stellvertreter  betrauen. 

Art»  28«  Die  Bildung  der  Genossenschaft,  die  Verhandlangen  über  das  Statut  und  die 
Genehmigung  des  letzteren  werden  durch  öffentliches  Verwaltungsreglement  geregelt 

»)  Abgeändert  durch  Gesetz  vom  21.  April  1908  (Anlage  11). 
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Wird  die  Genehmigaiig  des  Statuts  Ton  der  Regierang  gegebenenfalls  znm  zweiten  Mide 
Terweigert,  so  wird  dasselbe  endgültig  mit  bindender  Eralt  dnrch  allgemeines  V^rwaltnngs- 
reglement  beschlossen. 

Solange  die  im  Gesetz  odw  im  Statnt  vorgesehenen  Organe  der  Genossensdiaft  nicht 
regelmäßig  bezeichnet  sind  oder  diese  Organe  sich  ihren  gesetzlichen  oder  statutarischen  Ob- 
liegenheiten entziehen,  hat  die  Regierung  diese  durch  von  ihr  zu  bestellende  Vertreter  wahr- 
nehmen zu  lassen. 

n.  Verwaltung  der  Versicherungsgenossenschafti 

Art  29.  Die  Versicherungs^nossenschaft  Mhrt  die  Bezeichnung  „Unfallyersichenrngs- 
genossenschaft"  und  hat  ihren  Sitz  in  Luxemburg. 

An  der  Spitze  der  Genossenschaft  steht  der  Vorstand;  diesem  liegt  die  gesamte  Ver- 
waltung ob,  insoweit  nicht  einzelne  Angelegenheiten  durch  Gesetz  oder  Statut  der  General- 
yersammlung  oder  andern  Organen  vorbehalten  sind. 

Die  Generalversammlung  kann  einzelne  durch  Statut  oder  von  Fall  zv^  Fall  durch  Beschluß 
zu  bezeichnende  Angelegenheiten  besonderen  Ausschüssen  übertragen.  Sie  hat  alsdann  die  Be- 
fugnisse, die  Zusammensetzung,  Bildung  und  Art  der  Beschlußfassung  dieser  Ausschüsse  näher 
zu  regeln. 

Der  Beschlußnahme  der  Generalversammlung  müssen  vorbehalten  bleiben: 

1.  die  Wahl  der  wählbaren  Vorstandsmitglieder  der  Genossenschaft; 

2.  die  Prüfung  und  Abnahme  der  Jahresrechnung; 

3.  alle  Abänderungen  des  Statuts. 

Art«  80.  Die  Genossenschaft  wird  durch  den  Präsidenten  des  Vorstandes,  namens  des 
letzteren,  gerichtlich  und  außergerichtlich  vertreten.  Die  Vertretung  erstreckt  sich  auch  auf 
diejenigen  Geschäfte  und  Bechtshandlungen,  für  welche  nach  den  Gesetzen  eine  Spezialvollmacht 
erforderlich  ist. 

Durch  die  Geschäfte,  welche  der  Präsident,  der  Vorstand  und  die  Vertrauensmänner  inner- 
halb der  Grenzen  ihrer  gesetzlichen  oder  statutarischen  Vollmachten  im  Namen  der  Ver- 
sicherungsgenossenschaft abschließen,  wird  die  letztere  berechtifi[t  und  verpflichtet 

Zu  seiner  Legitimation  bei  Bechtsgeschäften  dient  dem  Vorstand  eine  Bescheinigung  der 
Begierung  über  seine  Zusammensetzung. 

Art.  81«  Der  Vorstand  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  mindestens  vier,  höchstens 
aber  sechs')  Mitgliedern. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Begierung  ernannt;  derselbe  darf  nicht  Mitglied  der  Ver- 
sicherungsgenossenschaft sein. 

Demselben  liegt  die  Vertretung  des  Vorstandes  nach  außen,  die  Geschäftsführung,  die 
Unterzeichnung  aller  von  der  Genossenschaft  ausgehenden  Schriftstücke  und  die  Leitung  der 
Verhandlungen  des  Vorstandes  und  der  Generalversammlung  ob. 

Dem  Vorsitzenden  werden  Beamte  in  der  erforderlichen  Anzahl  beigegeben,  welche  seiner 
Aufsicht  unterstehen;  dieselben  werden  vom  Vorstand  ernannt. 

Art«  82«  Die  übrigen  Mitglieder  des  Vorstandes  werden  von  der  Generalversammlung, 
gemäß  den  Bestimmungen  des  Statuts,  gewählt. 

Wählbar  zu  Mitgliedern  des  Vorstandes  und  zu  Vertrauensmännern  sind  nur  die  stimm- 
berechti^n  Mitglieder  der  Versicherungsgenossenschaft  und  deren  gesetzliche  Vertreter,  sowie 
die  von  ihren  Unternehmern  bevollmächtigten  Betriebsleiter,  soweit  das  Statut  es  zuläßt. 

Um  wählbar  zu  sein,  muß  man  außerdem: 

1.  am  Wahltage  das  fünfundzwanzigste  Lebensjahr  zurückgelegt  haben; 

2.  seinen  Wohnsitz  im  Großherzogtum  haben. 
Nicht  wählbar  sind: 

1.  diejenigen,  welche  durch  Urteilsspruch  der  Wählbarkeit  veriustig  gegangen  sind; 

2.  diejenigen,  welche  durch  Art  13  des  Wahlgesetzes  vom  5.  März  1884  vom  Wahlrecht 
ausgeschlossen  sind. 

Sobald  ein  Mitglied  irgendeine  zur  Wählbarkeit  bedingte  Eigenschaft  verliert,  tritt  es 
aus  dem  Vorstande  aus. 

Die  Wahl  zu  vorstehenden  Aemtem  kann  nur  von  solchen  Personen  abgelehnt  werden, 
auf  welche  die  Bestimmungen  der  Art.  438  tmd  434  des  Zivilgesetzbuches  Anwendung  finden. 
Die  Wiederwahl  kann  für  eine  Wahlperiode  abgelehnt  werden. 

Mitglieder,  welche  die  Wahl  ohne  gesetzlich  zulässigen  Grund  ablehnen  oder  sich  der 
Ausübung  ihres  Amtes  ohne  hinreichende  Entschuldigung  entziehen,  können  von  der  Genend- 
versammlung mit  Ordnungsstrafen  bis  zu  500  Frs.  belegt  werden. 

Art«  88«  Die  wählbaren  Mitglieder  des  Vorstandes  und  der  Ausschüsse,  sowie  die  Ver- 
trauensmänner verwalten  ihr  Amt  als  unentgeltliches  Ehrenamt,  sofern  ihnen  nicht  durch  Statut 
zu  Lasten  der  Genossenschaft  eine  Entschädigung  für  den  durch  Wahrnehmung  der  Genossen- 
schaftsgeschäfte ihnen  erwachsenen  Zeitverlust  zuerkannt  wird. 

Bare  Auslagen  werden  ihnen  von  der  Versicherungsgenossenschaft  ersetzt,  und  zwar,  so« 
weit  sie  in  Beisekosten  bestehen,  nach  festen  Sätzen,  welche  von  der  Generalversammlung  fest- 
zustellen sind  und  der  Genehmigung  der  Begierung  unterliegen. 

')  Nach  dem  Vorentwurf  von  1908,  betr.  die  Ausdehnung  der  U.-V.  auf  die  Land - 
und  Forstwirtschaft,  aus  acht  Mitgliedern,  von  denen  zwei  Jpand-  oder  Forstwirt- 
schaft betreiben  müssen. 
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Die  dem  Präsidenten  der  Genossenschaft  und  den  ihm  nnterstellten  Beamten  sa  gewährenden 
Entsohädigangen,  die  Unkosten  für  Heizung.  Beleuchtung  und  Instandhaltung,  sowie  sämtliche 
Bureau-,  Schreib-  und  Druckkosten  fallen  zur  Hälfte  dem  Staat  and  zur  andern  Hälfte  der  Ge- 
nossenschaft zur  Last.    Der  Staat  stellt  außerdem  geeignete  Bäume  nebst  Mobiliar  zur  Verftlgun^. 

Art.  M*  Der  Vorsitzende,  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  der  ikussch&ase  sowie  die 
Vertrauensmänner  haften  dem  Gemein  rechte  gemäß  der  Versieherungsgenossenschaft  für  ihre 
Amtswaltnng  und  für  die  bei  der  Geschäftsführung  begangenen  Fehler. 

ni.  Vertretung  der  Arbeiter. 

Art«  S5.  Durch  Statut  können  Delegierte  der  Arbeiter  dem  Vorstand  und  den  Ausschüssen 
der  Versieherungsgenossenschaft  beigegeben  werden. 

Sind  Yorstehende  Organe  berufen,  die  den  von  Unfällen  Betroffenen  oder  deren  Berechtigten 
zukommenden  Entschädigungen  festzustellen  (Art.  47)  oder  Vorschriften  zur  Verhütung  von  Un- 
fällen zu  erlassen  (Art.  64),  so  müssen  denselben  Delegierte  der  Arbeiter  beigeordnet  werden. 

Delegierte  der  Arbeiter  haben  außerdem  Sitz  in  den  Schiedsgerichten,  welche  über  die 
gegen  die  Feststellung  der  vorerwähnten  Entschädigungen  eingele^n  Berufungen  entscheiden 
(Art.  52  u  ff.). 

Die  Zahl  der  Arbeiterdelegierten,  welche  in  den  drei  vorauf  bezeichneten  Fällen  beschließende 
Stimmen  haben,  muß  der  Zahl  der  von  den  Arbeitgebern  gewählten  Mitglieder,  welche  bei  der 
Beschlnßnahme  zugegen  sind,  gleich  sein. 

Die  Delegierten  der  Arbeiter,  welche  an  den  Beratungen  teilnehmen,  sowie  mindestens  zwei 
Ersatzmänner  aus  der  Gemeinde,  in  welcher  die  Versammlung  stattfindet,  oder  aus  einer  an- 
grenzenden Gemeinde  werden  durch  das  Los  aus  diesbezüglichen  Namenslisten  bezeichnet. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  alle  drei  Jahre  in  jedem  Gerichtskanton  für  jede  Industrieabteilnng 
zu  der  Wahl  von  Arbeiterdelegierten  durch  die  Arbeitermitglieder  del*  Krankenkassenvorstände 
geschritten  werden. 

Aus  diesen  Kantonallisten  werden  die  Vertreter  bei  den  Schiedsgerichten  durchs  Los 
T)ezeichnet. 

Mit  Zuhilfenahme  derselben  Listen  werden  durch  den  Vorstand  Gesamtlisten  fürs  ganze 
Land  aufgestellt  entweder  nach  Art  der  Betriebe  oder  ohne  jeden  ünterscheidungsgmnd;  aus 
diesen  Listen  werden  in  allen  sonstigen  Fällen  die  Delegierten  durchs  Los  bestimmt,  gemäß  den 
diesbezüglichen  Verfügungen  des  Gesetzes,  der  Reglements  und  der  .Statuten. 

Die  in  Art.  32  dieses  Gesetzes  aufgezählten  Wählbarkeitsbedingungen  und  Entschuldigungs- 
gründe, mit  Ausnahme  der  in  §  2  desselben  Artikels  erwähnten  Bedingung,  finden  auf  (Ue  Ar- 
beiterdelegierten Anwendung.  Jedoch  müssen  letztere  einer  Krankenkasse  angehören ')  und  während 
wenigstens  eines  Jahres  in  einem  Betriebe,  welcher  der  Genossenschaft  beigetreten  ist  und  in 
dem  betreffenden  Kanton  liegt,  beschäftigt  sein. 

Die  Arbeiterdelegierten  unterliegen  gleichfalls  den  Bestimmungen  des  Art  34  dieses  Gesetzes. 

Sie  erhalten  nach  den  durch  das  Statut  zu  bestimmenden  Grundsätzen  Ersatz  für  verlorenen 
Arbeitsverdienst  und  für  Eeiseunkosten ,  und  zwar  aus  der  Staatskasse,  wenn  es  sich  um  eine 
Vertretung  beim  Schiedsgericht  handelt,  und  aus  der  Genossenschaftskasse  in  allen  andern  Fällen 

Ein  öffentliches  Verwaltungsreglement  wird  die  auf  jeden  Kanton  und  auf  jede  Betriebs- 
abteilung entfallende  Anzahl  von  Vertretern,  das  Stimmrecht  der  Krankenkassen  sowie  das  Ver- 
fahren bei  Wahlen,  bei  Berufungen  und  Prüfungen  näher  bestimmen. 

IV.   Rechtliche  Stellung  der  Versicherungsgenossenschaft 

Art.  86.    Die  Unfallversichenmgsgenossenschaft  ist  eine  Anstalt  öffentlichen  Nutzens. 
Dieselbe  genießt  folgende  Rechte: 

1.  die  Befugnis  vor  Gericht  zu  stehen  auf  Ersuchen  und  Betreiben  ihres  Präsidenten. 
Sie  ist  hinsichtlich  der  Zulassung  zum  Armenrecht  den  im  Gesetz  vom  23.  März  1893  erwähnten 
Wohltätigkeitsanstalten  gleichgestellt ; 

2.  die  Befugnis  Mobiliargegenstände  zu  besitzen,  dieselben  wie  auch  Lnmobilien  in  Pacht 
zu  nehmen,  Immobilien,  welche  durch  die  Regierung  als  förderlich  für  den  Bestand  und  das 
Gedeihen  der  Versicherungsanstalt  anerkannt  sind,  zu  besitzen  und  alle  auf  diese  Rechte  bezüg- 
lichen Handlungen  vorzunehmen; 

3.  die  Befugnis  Schenkungen  und  Vermächtnisse  gemäß  den  Bestinuoaungen  des  Gesetzes 
vom  11.  Mai  1892  anzunehmen.  Die  in  einer  Schenkungsurkunde  oder  in  einer  testamentarischen 
Verfügung  einbegriffenen  Immobilien  werden  binnen  der  in  dem  Ermächtigunfi^sbeschluß  ange- 
gebenen Frist  veräußert,  es  sei  denn,  daß  der  Besitz  dieser  Immobilien  für  den  Bestand  und 
das  Gedeihen  der  Versicherungsgenossenschaft  als  förderlich  anerkannt  werde; 

4.  die  Befreiung  von  Stempel-,  Enregistrierungs-  und  Erbschaftsgebühren  für  alle  in  ihrem 
Namen  oder  zu  ihren  Gunsten  aufgenommenen  Urkunden.  Desgleichen  werden  alle  Bescheini- 
gungen, Offenkundigkeits- ,  Ermäch tigfungs-  oder  Widerrufungs-  und  sonstige  Urkunden,  wenn 
solche  von  den  Mitgliedern  oder  von  den  Versicherten  vorgezeigt  werden  müssen,  kosten-  und 
gebührenfrei  an  sie  verabfolgt; 


^)  Nach  dem  Vorentwurf  von  1908  sind  die  Arbeiterdelegierten  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
von  der  Mitgliedschaft  einer  Krankenkasse  entbunden. 
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6.  kostenlose  und  stempelfreie  Verabfolgung,  darch  die  GemeindeverwaltimgeD ,  jeglicher 
Auszüge  ans  den  ZiTllstandsregistem; 

6.  die  vollständige  Befreiung  von  direkten  Steuern,  einschließlich  der  Zuschlagsoentimen, 
hinsichtlich  aller  ihr  zufließenden  Einkünfte  und  Vorteile,  sowie  der  ihrem  Dienste  angewiesenen 
Immobilien; 

7.  die  Portofreiheit  sowohl  für  alle  von  der  Versicherongsgenossensohaft  abgehenden,  als 
auch  für  alle  durch  die  öffentlichen  Verwaltongen ,  durch  ihre  liUtgUeder  und  durch  die  Ver- 
sicherten, zufolge  den  Bestimmungen  des  Gesetzes,  der  Reglements  und  des  Statuts,  an  sie  ge- 
richteten Postsendungen. 

Der  Zwangsvollstreckung  gegen  die  Versichemngsgenossenschaft  muß  eine  schriftliche 
Anzeige  an  die  Regierung  vorausgehen. 

Das  Vermögen  der  Versicherungsgenossenschaft  haftet  allein  für  deren  Verbindlichkeiten. 

Art«  87*  Die  Versicherungsgenossenschaft  ist  befujs^,  verfügbare  Beträge,  gleichviel  in 
welcher  Höhe,  bei  der  Sparkasse  zu  hinterlegen.  Der  Zmsfnß  für  diese  Depositen  wird  durch 
die  Regierung,  nach  Anhörung  der  Sparkasse,  geregelt. 

Mit  Genehmigung  der  Regierung  darf  die  Anlage  vorübergehend  auch  in  anderer  Weise 
erfolgen. 

Die  übrigen  Fonds  sind  in  luxemburgischer  Staatsschuld  oder,  mit  Genehmigung  der  Re- 
gierung, in  sonstigen  Staatspapieren  oder  Gemeindeobligationen  anzulegen. 

Die  Obligationen  sind  jedesmal  nach  Ankauf  bei  der  Generaleinnahme  zu  hinterlegen. 
Bei  luxemburgischen  StaatsschuldUteln  wird  eine  Hinterlegungsdeklaration  gegen  eine  auf  den 
Namen  der  Genossenschaft  lautende  Nominativbescheinigung  ausgestellt. 

Desgleiehen  kann  die  Refftemng  gestatten,  daß  das  Qenossenschaftsvermögen  bis  zur  Hälfte 
seines  Betrages  in  jedweder  anderen  Weise  angelegt  werde,  wie  z.  B.  in  Hypothekardarlehen, 
in  Immobilien,  namentlich  zur  Errichtung  von  An>eiterwohnungen,  und  in  Aktien  oder  Obligationen 
einer  im  Großherzogtum  gegebenenf alles  zu  errichtenden  landwirtschaftlichen  KreditansUlt 


V.  Aufbringung  der  Mittel. 

Art*  88*  Die  Mittel  zur  Deckung  der  von  der  Versichemngsgenossenschaft  zu  leistenden 
Ausgaben  werden  am  Schlüsse  jedes  Rechnungsjahres  durch  Beitr^  aufgebracht,  welche  auf  die 
Mitglieder  nach  Maßgabe  der  in  jedem  Betriebe  oder  Betriebszweige  verdienten  Löhne  sowie  des 
Gefahrentarif  es,  unter  welchem  der  Betrieb  bzw.  Betriebszweig  steht,  umgelegt  werden. 

Diese  Beiträge  sind  so  zu  berechnen,  daß 

a)  sämtliche  Auslagen  des  verflossenen  Rechnungsjahres,  welche  von  Hilfsleistungen,  von 
gewährten  Entschädigungen  und  von  sonstigen  im  Gesetz,  in  den  Reglements  und  im  Statut 
vorgesehenen  Unkosten  herrühren,  gedeckt  werden; 

b)  ein  nach  den  von  der  Regierung  zu  genehmigenden  mathematischen  Regeln  der  Ver- 
sicherung dem  wirklichen  Werte  der  gesetzlich  gewä&ten  Renten  entsprechendes  Kapital  ge- 
schaffen wird; 

c)  erlittene  Verluste  gedeckt  und  ein  Reservefonds  angelegt  werden  kann. 

Zu  anderen  Zwecken  als  zu  den  vorstehend  aufgeführten,  sowie  zur  Gewährung  von  Prämien 
für  Rettung  Verunglückter,  zu  Zwecken  der  Unfallverhütung  oder  zur  Erwerbung  von  Heil-  und 
Rekonvaleszentenanstalten,  letzteres  mit  Genehmigung  der  R;egierung,  dürfen  weder  Beiträge  von 
den  Mitgliedern  der  Versicherungsgenossenschaft  erhoben,  noch  Verwendungen  aus  dem  Vermögen 
dieser  letzteren  gemacht  werden. 

Art«  89.  Auf  ihre  Jahresbeiträge  können  von  den  Mitgliedern  vierteljährige  Vorschüsse 
gefordert  werden,  welche  jedoch  den  vierten  Teil  des  im  letztverflossenen  Rechnungsjahre  ent- 
richteten Beitrags  nicht  übersteigen  dürfen. 

Erstmalig  und  für  jedes  neu  eintretende  Mitglied  werden  diese  Vorschüsse  vom  Ver- 
sicheran^sgenossenschaftsvorstande  festgestellt,  und  zwar  nach  Maßgabe  der  in  der  Anmeldung 
der  Betriebe  verzeichneten  Löhne  und  Gehälter. 

Art.  40«  Unternehmer  von  Betrieben,  deren  Sitz  sich  im  Auslande  befindet,  können,  wenn 
sie  vorübergehend  im  Inlande  einen  versicherungspflichtigen  Betrieb  ausüben,  vom  Genossenschafts- 
vorstande  zur  Entrichtung  von  um  50  Prozent  erhöhten  Beiträgen  und  zur  Sicherheitsstellung 
herangezogen  werden. 


VI.  Reservefonds. 

Art.  41.  Die  Genossenschaft  hat  einen  Reservefonds  anzusammeln.  Zur  Bildung  desselben 
sind  jedes  Jahr  mindestens  fünf  Prozent  ihres  Ausgabaibetrages  so  lange  zu  verwenden,  bis  er  mit 
Hinzurechnung  der  Zinsen  seines  Bestandes  den  Betrag  der  durchschnittlichen  Jahresausgabe 
der  letzten  drei  Jahre  erreicht  hat. 

Ist  dieses  Minimum  erreicht,  so  können  die  Zinsen  zur  Deckung  'der  gewöhnlichen  Aus- 
gaben der  Genossenschaft  verwendet  werden. 

Die  Generalversammlung  kann  die  Zuführung  weiterer  verfügbarer  Beträge  zur  Bildung 
des  Reservefonds  beschließen,  sowie  bestimmen,  daß  derselbe  über  den  Betrag  der  durchschnitt- 
lichen Jahresaosgabe  der  drei  letzten  Jahre  hinaus  erhöht  werde. 

Derartige  Beschlüsse  bedürfen  der  Genehmigung  der  Regierung. 

In  dringenden  Bedarfsfällen  kann  der  Vorstand,  mit  vorläufiger  Genehmigung  der  Regierung, 
die  Zinsen  und   erforderlichenfalls   auch  den  Kapitalbestand  des  Reservefonds  angreifen,  bevor 
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derselbe  den  gesetzlichen  Mindestbetrag  erreicht  hat.     Die  Wiederergftnzong  erfolgt  alsdann 
nach  näherer  Anordnung  der  Begiemng. 

Die  Begierang  ist  ermächtigt,  dor  Genossenschaft  f&r  das  erste  Versichemngsjahr  and  so- 
lange der  Beserrefonds  noch  nicht  die  Hllfte  des  gesetelichen  Mindestbetrages  erreicht,  hat, 
Vorschüsse  zu  gewähren.  Die  Art  nnd  Weise  der  Rückzahlung  wird  nach  gegenseitiger  Übe^ 
einknnft  geregelt  werden. 

Yn.  Gefahrenklassen. 

Art.  42.  Alle  versicherongspflichtigen  Betriebe  werden,  je  nach  dem  Grade  der  mit  den- 
selben verbundenen  Unfallgefahr,  in  Gefahrenklassen  eingereiht  Jeder  Gefahrenklasse  entspricht 
eine  Gefahrenziffer,  welche  auf  die  verschiedenen  BetriMwabteüungei,  je  nach  ihrer  GefiUurlich- 
keit,  Anwendung  findet 

Der  Gefahrentarif '  wird  erstmalig  von  der  Regierung  aufgestellt  und  im  „Memonal"  ver- 
öffentlicht. Mindestens  alle  drei  Jahre  ist  derselbe  von  der  G^neralyersammlung  zu  prüf^  die 
ihn  aaf  Grund  der  statistischen  Rechnungsergebnisse  entweder  abändert  oder  beibehält 

Jede  Abänderung  des  Gefahrentarifs  bedarf  der  Genehmigung  der  Begiemng  und  vrird  im 
„Memorial"  wenigstens  vierzehn  Tage  vor  seinem  Inkrafttreten  veröffentlicht 

Unterläßt  es  die  Versammlung,  unumgängliche  Abänderungen  lu  beschließen,  so  hat  die 
Begiemng  eine  diesbezügliche  Beschlußfassung  anzuordnen.  Falls  dieser  Anordnung  keine  Folge 
gegeben  wird,  so  nimmt  die  Begiemng  die  erforderlichen  Abändemngen  am  Gefahrentarif  vor. 
Der  also  abgeänderte  Turif  wird,  nach  Veröffentlichung  im  „Memorial"*,  Anwendung  finden. 

Art.  48.  Die  Einreihung  der  Betriebe  oder  Betriebszweige  zu  den  einzelnen  Gefahren- 
klassen liegt  dem  Genossenschiätsvorstand  ob. 

Nach  dieser  Einreihung  kann  der  Vorstand  einen  Betrieb  während  der  Tarifperiode  neu 
einreihen,  wenn  die  erste  Einreihung  auf  unrichtigen  Angaben  des  Betriebsuntemehmers  beruhte. 

Ftür  Betriebsarten,  welche  im  offiziellen  Gefahrenturif  nicht  aufgeführt  sind,  kann  der  Vor- 
stand besondere  Gefahrenziffera  festsetzen,  von  welchen  jedoch  keine  die  höchste  offizielle  Ge- 
fahrenziffer übersteigen  darf. 

Liegen  in  einem  Betriebe  ungewöhnliche  Gefahren  vor,  fehlen  allgemein  gebräuchliche 
Schutzvorkehrungen  oder  ist  aus  der  Häufigkeit  von  Unfällen  auf  mangelhafte  Einrichtungen 
oder  auf  ungenügende  Beaufsichtigung  der  Arbeitsverrichtungen  zu  schBeßen,  so  kann  wegen 
erhöhter  Gefahr  die  tarifmäßige  Gefahrenziffer  bis  um  50  %  erhöht  werden. 

Für  Betriebe,  in  welchen  we^  besonderer  Betriebsweise,  wegen  außergewöhnlicher 
Sicherheitsmaßregeln  oder  aus  sonst^en  Gründen  geringere  Gefahren  vorliegen,  als  bei  der 
Bildung  der  betreffenden  Gefahrenklasse  vorausgesetzt  wurde,  kann  die  offizidle  Gefahrenziffer 
bis  um  50  %  herabgesetzt  werden. 

Vni.  Beaufsichtigung  der  Versicherungsgenossenschaft 

Art.  44.  Die  Verwaltung  und  die  Geschäftsführung  der  Versicherangsgenossenschaft 
unterliegen  der  Aufsicht  der  Begiemng.  Diese  Aufsicht  beschränkt  sich  auf  die  Beobachtung 
der  gesetzlichen  und  statutarischen  Vorschriften. 

Die  Entscheidungen  der  Begierung  sind  endgültig,  soweit  in  diesem  Gesetze  nicht  anders 
bestimmt  ist  (Art  59). 

Die  Begiemng  ist  befugt,  jederzeit  eine  Prüfung  der  Geschäftsführung  der  Versichemngs- 
genossenschaft  vorzunehmen  oder  vornehmen  zu  lassen. 

Der  Vorsitzende,  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  des  Ausschusses,  die  Vertrauens- 
männer und  die  Beamten  der  Versicherungsgenossenschaft  sind  zur  Vorlegung  ihrer  Bücher, 
Belege,  Korrespondenzen,  sowie  der  auf  £e  Festsetzung  der  Entschädigungen  und  Jahresbei- 
träge bezüglichen  Schriftstücke  verpflichtet.  Dieselben  können  hierzu  durch  Ordnungsstrafen 
bis   zu   500  Frs.   zum  Vorteil  der  Versicherangsgenossenschaft,   angehalten  werden. 

Die  Art  und  Form  der  Beohnungsführung  bestimmt  die  Regierung,  welcher  jedes  Jahr 
ein  Rechenschaftsbericht  über  die  Geschäftsführung  einzureichen  ist. 

Die  Regiemng  entscheidet  außerdem,   unbeschadet  der  Rechte  Dritter,  in  allen  Streitig- 
keiten, welche  sich   auf  die  Rechte  und  Pflichten  der  Genossenschaftsorgane,  auf  die  Auslegung 
der  Statuten  und  auf  die  Gültigkeit  der  vollzogenen  Wahlen  beziehen. 
• 

Titel  III.  —  Rechte  und  Pflichten  der  Betriebsuntemehmer  und  der 

Yersicherten. 

I.  Pflichten  der  Betriebsunternehmer. 

Art.  4&.  Die  Mitgliedschaft  bei  der  Versicherungsgenossenschaft  wird  für  die  Unter- 
nehmer der  unter  Art.  1  fallenden  Betriebe  mit  dem  Inteifttreten  dieses  Gesetzes  begründet 
für  Unternehmer  später  entstehender  oder  der  Versicherang  gemäß  Art  3,  8  §  3  nnd  4  unter- 
liegender Betriebe  mit  dem  Zeitpunkt  der  Eröffnung  bzw.  des  Beginns  der  Versicherungspflicht 
derselben. 

Durch  öffentliches  Verwaltungsreglement  werden  nähere  Bestimmungen  getaroffen  über  die 
Anmeldungen  bei   Eröffnung  oder  Abänderung  von  Betrieben,  über  das   Verfahren   der  An- 
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gliedemng  an  die  GenosBenschaft,  ttber  die  BabiingiiDf  nnmerischer  Verzeichnisse  der  yer- 
sicherten  Personen  und  der  in  den  yerschiedenen  Industriezweigen  ausbezahlten  Löhne,  ttber  die 
AufsteUung  und  Ftthrung  laaf^der  Listen  der  Arbeiter  und  der  Löhne  oder  Livrets,  ttber  den 
Verteilungsmodus  der  zu  leistenden  Beitr&ge,  ttber  die  zwischen  dem  austretenden  Unternehmer 
und  dessen  Nachfolger  bestehende  Solidarität,  ttber  die  Anmeldun^n  von  Unfällen,  ttber  das 
Verfahren  bei  administrativen  Untersuchungen,  wobei  der  Staat  die  Hälfte  der  Kosten  trägt, 
ttber  die  zur  Berechnung  der  Beuten  erfoi^erlichea  Verzeichnisse  der  Löhne  und  Gehälter  der 
TOfi  Unföllen  betroffenen  Personen,  endUch  ttber  das  dem  Vorstande  zustehende  Recht,  durch 
besondere  Delegierte  die  Angaben  der  Betriebsuntemehmer  durch  Einsicht  der  Geschäftsbttcher 
und  Papiere  pMea  zu  lassen  und  die  hieraus  entstehenden  Unkosten  den  betreffenden  Unter- 
nehmern zur  Last  zu  legen. 

IL  Erhebungsverfahren. 

Art.  46.  Die  Erhebung  der  Jahresbeiträge  (Art  38),  der  Vorschttsse  (Art.  39),  der 
ELautionsgelder  (Art  40  und  27  §  6),  der  Ordnungsstrafen  und  sonstiger  Leistungen,  welche  den 
Beteiligten  durch  Gesetz,  Reglement  oder  Statut  auferle^  sind,  erfolgt  durch  die  Steuer-  und 
Akzisenverwaltung,  welcher  zu  diesem  Zwecke  diesbezttgliche  Tom  Vorstand  aufgestellte  Hebe- 
rollen zugestdlt  werden. 

Die  beteiligten  Unternehmer  sind  yerpflichtet,  die  Jahresbeiträge,  Ordnungsstrafen, 
Kautionen  und  Kosten  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  der  Zustellung  des  Heberollenauszages 
oder  des  Strafmandates  bzw.  nach  Aufforderung  um  Hinterlegung  der  Kautionen  oder  Er- 
stattung der  Kosten  zu  entrichten.  Vorschttsse  sind  zahlbar  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach 
Ablauf  des  Quartals  bzw.  nach  dem  durch  das  Statut  bestinunten  FäUigkeitstermine. 

Alle  diese  Gelder  werden  in  derselben  Weise  und  mit  denselben  Privilegien  erhoben  wie 
die  direkten  Staatssteuem.    Im  Konkurrenzfalle  haben  jedoch  letztere  den  Vorzug. 

Drei  Jahre  nach  Ablauf  des  Fälligkeitsjahres  tritt  fttr  rückständige  Beiträge  Verjährung  ein. 

m.  Feststellung   der  Entschädigungen  und  Auszahlung  derselben  an 

die  Berechtigten. 

Art.  47.  Die  Feststellung  der  Entschädigungsbeträge  fttr  die  von  Unfällen  betroffenen 
Versicherten  oder  deren  Recht8inh£U)er  erfolgt  von  Amts  wegen,  sobald  als  möglich,  durch  die 
Organe  der  Genossenschaft  unter  Hinzuziehung  von  Arbeiterdelegierten,  welche  durchs  Los 
aus  der  Generalliste  bezeichnet  werden  (Art.  35). 

Entschädigungsberechti^,  fttr  welche  die  Entschädigung  nicht  von  Amts  wegen  fest- 
gestellt worden  ist,  haben  fir  Entschädigungsgesuch,  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses,  vor 
Ablauf  von  zwei  Jahren  nach  dem  Eintritt  des  Unfalles  und,  wenn  der  Verletzte  infolge  der 
Verletzung  gestorben  ist,  vor  Ablauf  von  zwei  Jahren  nach  dem  Tode  bei  der  Versicherungs- 
genossenschalt  einzureichen. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  sind  dergleichen  Gesuche  nur  dann  in  Betracht  zu  ziehen,  wenn 
nachgewiesen  wird,  daß  die  Folgen  des  Unfalls  in  bezug  auf  Arbeitsfähigkeit  des  Verletzten  erst 
später  festgestellt  werden  konnten  oder  daß  der  Entschädigungsberechtigte  an  der  Geltend- 
machung seines  Anspruches  durch  außerhalb  seines  Willens  liegende  Verhältnisse  verhindert 
gewesen  ist 

Wird  das  Gesuch  als  berechtigt  anerkannt  so  ist  die  Entschädigung  sofort  festzustellen. 
Die  Ablehnung  desselben  erfolgt  durch  einen  begründeten  schriftlichen  Bescheid. 

Spätere  Gesuche  um  Neuberechnung  der  Entschädigung,  wegen  Verschlimmerung  oder 
Verringerung  der  durch  Unfall  erlittenen  Gebrechen  oder  wegen  infolge  der  Verletzung  einge- 
tretenen Todes,  werden,  während  drei  Jahren,  vom  Tage  der  erstmaligen  Feststellung  durch  die 
Genossenschaft,  bzw.  des  rechtskräftigen  Urteilsspruches  bei  Berufungen  an,  zugelassen. 

Durch  öffentliches  Verwaltungsreglement  werden  nähere  Bestimmungen  getroffen  werden 
ttber  das  Verfahren  bei  Feststellung  der  Entschädigungen  und  deren  späteren  Abänderung,  ttber 
die  Mitteilung  solcher  Entscheide  an  die  Beteiligten,  ttber  die  Fälligkeitstermine  der  gewährten 
Renten  sowie  deren  Auszahlung  durch  die  Postverwaltung,  welche  letztere  der  Genossenschaft 
die  fttr  das  laufende  Rechnungsjahr  benötigten  Gelder  vorschießen  wird. 

IV.  Ruhen  der  Rente. 

Art.  48.    Das  Recht  auf  Bezug  der  Rente  ruht: 

1.  solange  der  Berechtigte  eine  die  Dauer  von  einem  Monat  ttbersteigende  Gefängnis- 
strafe verbttßt  oder  solange  er  in  einer  Besserungsanstalt  untergebracht  ist; 

2.  solange  der  berechtigte  Ausländer  nicht  im  Großherzogtum  wohnt.  —  Die  Regierung 
kann  die  Wirlrang  dieser  Bestimmung  aufheben. 

Hat  der  Berechtigte  Angehörige,  welche  im  Falle  seines  Todes  Anspruch  auf  Rente  haben 
wttrden,  so  ist  in  obigen  Fällen  seine  Rente  bis  zur  Höhe  jenes  Anspruches  diesen  Angehörigen 
zu  ttberweisen. 

Angehörige,  welche  nicht  im  Inlande  wohnen,  haben  keinen  Anspruch  auf  Ueberweisung 
der  Rente,  es  sei  denn,  daß  die  Regierung  dies  besonders  bestimme. 
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V.  Eapitalabfindnngen. 

Art.  49.  Sofern  bei  teilweiaer  Erwerbsanfähigkeit  die  gewährte  Bente  10  %  der  Voll- 
rente nicht  übersteigt,  kann  der  Vorstand  die  Rentenaaszahlnng  durch  eine  entsprechende 
Eapitalabfindung  ersetzen  (Art  88). 

Uebersteigt  die  gewährte  R^te  10  %,  ohne  aber  20  %  der  Vollrente  zu  erreichen,  so  hat 
der  Vorstand  dieselbe  Befugnis,  wenn  der  Kentenberechtigte  solches  verlangt 

Vor  der  Auszahlung  der  Abfindung  ist  das  Schöffenkollegium  des  Wohnortes  des  Antrag- 
stellers in  seinem  Gutachten  zu  hören. 

Ausländer,  welche  das  Großherzogtum  dauernd  verlassen,  können  mit  der  einmfdigen  Aus- 
zahlung des  dreifachen  Betrages  der  Jahresrente  abgefunden  werden. 

Die  Begierung  kann  die  Wirkung  dieser  Bestimmung  aufheben. 

VI.  Unpfändbarkeit  und  Unübertragbarkeit  der  gewährten 

Entschädigungen. 

Art*  50*  Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gewährten  Entschädigungen  können  ohne  Bück- 
sicht auf  ihren  Betrag  verpfändet,  abgetreten  oder  mit  Arrest  belegt  werden  für: 

1.  Heimzahlung  von  Vorschüssen,  welche  dem  Berechtigten  nach  dem  Unfälle  vom  Be- 
triebsuntemehmer  oder  von  einem  Mitglied  des  Vorstandes  geleistet  worden  sind; 

2.  Deckung  der  in  den  Art  208,  205,  206,  207  und  214  des  Zivil gesetsbuches  begründeten 
Forderungen; 

8.  Deckung  der  Ersatzforderungen  des  Staates,  der  Gemeinden  und  der  Hüfskassen  für 
die  in  Art.  25  erwähnten  Leistungen. 

Zuerkannte  Entschädigungen  dürfen  bis  zu  mnem  durch  das  Ausführungsreglement  fest- 
zusetzenden Betrage  auf  zu  Unrecht  gezahlte  Entschädigungen,  auf  die  zu  erstattenden  Prozeß- 
kosten und  auf  verhängte  Geldstrafen  aufgerechnet  werden. 

Im  übrigen  kommen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1895,  betreffend  die 
Abtretung  und  die  Pfändung,  sowie  das  Vei?ahren  bei  der  Pfändung  der  Arbeiterlöhne  und  der 
kleinen  Gehälter,  zur  Anwendung. 

VII.  Berufung  gegen  die  Entscheidungen  inbetreff  der 
Entschädigungen. 

Art.  51*  Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Festsetzung  von  Entschädigungen  oder  der  Ab- 
lehnung von  Entschädigungsforderun^n   werden    gemäß  Art.  52  ff.   dieses   Gesetzes   erledig 

Durch  die  gerichtliche  Klage  wird  die  provisorische  Ausführung  der  getroffenen  Entscheide 
nicht  aufgehalten,  mit  Ausnahme  derjenigen  jedoch,  welche  gemäß  Art.  49  des  Gesetzes  erfolgt 
und  eine  unterbrechende  Wirkung  hat. 

Das  diese  Bescheide  mitteilende  Schreiben  wird  die  beiden  vorhergehenden  Bestimmungen 
wiedergeben  und  auch  die  Frist  angeben,  während  welcher  die  gerichtliche  Klage  zulässig  ist, 
sowie  das  für  dieselbe  zuständige  Gericht. 

Nimmt  der  Vorstand  späterhin,  infolge  eingetretener  wesentlicher  Veränderungen  der 
Verhältnisse,  welche  die  erste  Festsetzung  veranlaßten,  eine  Neugestaltung  der  Rente  vor,  bevor 
die  erste  Festsetzung  rechtsgültige  Kraft  erlangt  hat,  so  muß  der  Abänderungsbeschluß  Angabe 
darüber  enthalten,  daß  der  über  die  gegen  die  erste  Festsetzung  eingelegte  Berufung  erfolgte 
Entscheid  die  Vollziehung  der  zweiten  Festsetzung  nicht  beeinflußt  und  daß  gegen  letztere 
neuerdings  Berufung  auf  gerichtlichem  Wege  zulässig  ist 

Die  neue  Festsetzung  ist  in  Abschrift  dem  mit  der  ersten  Berufung  befaßten  Gerichte 
durch  den  Vorstand  zu  übermitteln.  Letzteres  kann  in  seinen  Urteilen  zugleich  den  Betrag 
der  vom  Tage  des  Abänderungsbeschlusses  an  geschuldeten  Renten  festsetzen.  In  diesem  Falle 
wird  das  gegen  die  zweite  Festsetzung  etwa  eingeleitete  gerichtliche  Verfahren  beigelegt 

Titel  IT.  —  Beschwerden,  Oeldstrafen  nnd  Beknrse. 

I.  Gerichtliche  Entscheidungen. 

Art  52*  Zur  Entscheidung  über  Klagen  betreffend  die  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen 
Entschädigungen  ist,  ohne  Rücksicht  auf  deren  Betrag,  der  Friedensrichter  als  Schiedsrichter 
zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Sitz  des  Betriebes,  in  welchem  sich  der  Unfall  ereignet  hat, 
belegen  ist 

Das  gerichtliche  Verfahren  hinsichtlich  dieser  Streitsachen  ist,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit, 
innerhalb  vierzig  Tagen,  von  der  Zustellung  des  durch  Art  47  vorgesehenen  Bescheides  ab  ge- 
rechnet, einzuleiten.  Dies  geschieht  durch  einfaches  auf  ungestempeltem  Papier  nieder- 
geschriebenes, und  bei  der  Kanzlei  des  Friedensgerichts  einzureichendes  Gesuch. 

Die  Versicherungsgenossenschaft  und  die  Entschädigungsberechtigten  genießen  von  Rechts 
wegen  des  gerichtlichen  Beistandes,  sowohl  für  das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgericht  und  vor 
dem  Obergerichtshofe,  als  auch  für  alle  Mobiliar-  und  Immobiliarpfändungsakten  sowie  für  aUe 
gegen  die  Vollstreckuog  gerichtlicher  Entscheide  erhobenen  Einwände.. 
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Die  Einregi^tnerang  aller  auf  fragliche  Instanzen  bezügliehen  Urkunden,  gerichtlichen 
Urteile  und  Entscheide  erfolgt  kostenfrei.  Diese  Befreiung  erstreckt  sich  ebenfalls  auf  die 
Stempel-  und  Kanzleigebühren,  jedoch  nicht  auf  die  Lohnansprttche  der  Gerichtsschreiber. 

Art.  58.  In  allen  diesen  Sachen  stehen  dem  Friedensrichter  je  ein  Vertreter  des  Be- 
triebsuntemehmers  und  der  Arbeiter  mit  beschließender  Stimme  zur  Seite. 

Die  Vertreter  sollen  tunlichst  denjenigen  Berufsiweigen  angehören,  zu  welchen  der  Betrieb 
gehört,  in  dem  der  den  Entschädigungsanspruch  bedingende  Unfall  sich  ereignet  hat 

Zu  jeder  Serie  schwebender  Verhandlungen  dieser  Art  hat  der  Friedensrichter,  in  einer 
der  vorhergehenden  öffentlichen  Gerichtssitzungen,  die  Vertreter  der  Unternehmer  und  der 
Arbeiter  aus  den  diesbezüglichen  Listen  der  beteiligten  Berufszweige  in  der  erforderlichen 
Anzahl  durch  das  Los  zu  bestimmen.  Desgleichen  sollen  für  j^e  Art  von  Vertretung 
mindestens  zwei  Ersatzvertreter  bezeichnet  werden,  welche  die  Gemeinde  des  Kantonshaupt- 
ortes oder  eine  angrenzende  Gemeinde  bewohnen. 

Alle  drei  Jahre  erfolgt  für  jeden  Gefichtskanton  die  Aufteilung  einer  Liste  nach  Art 
deijenigen,  von  denen  im  Art.  35  Erwähnung  geschieht,  in  welcher,  nach  Bemfszweigen,  die 
durch  die  Generalversammlung  der  Genossenschaft  gewählten  Vertreter  der  Betriebsvorsteher 
eingetragen  werden. 

Die  Zahl  der  für  jeden  Kanton  und  jeden  Berufszweig  zu  wählenden  Vertreter  der  Be- 
triebsunternehmer, das  Wahlverfahren  und  die  Feststellung  der  den  betreffenden  Vertretern  zu 
gewährenden  Entschädigungen,  welch  letztere  dem  Staate  zur  Last  fallen,  werden  durch  ein 
öffentliches  Verwaltungsre&^lement  bestimmt. 

Art.  54.  Der  Friedensrichter  läßt  die  Parteien  und  die  Vertreter  durch  Einschreibebrief, 
in  welchem  er  ihnen,  wenigstens  fünf  Tage  zum  voraus,  den  Tag,  die  Stunde  und  den  Ort  der 
Versammlung  angibt,  zusammenberufen.    Die  Zusammenkunft  findet  im  Friedensgerichtssaale  statt. 

Jeder  Einspruch  gegen  die  Berufung  eines  Vertreters  muß  vor  Beginn  der  Verhandlungen 
vorgebracht  werden.    Der  Richter  entscheidet  unverzüglich  und  ohne  Rekurs. 

Der  Vertreter,  welcher  ohne  gesetzlich  zulässige  Ursache  oder  ohne  triftigen  Grund  bei 
einer  dieser  Sitzungen  fehlt  oder  sich  weigert,  an  der  Verhandlung  teilzunehmen,  kann  mit 
einer  Geldstrafe  von  16  bis  300  Frs.  bestraft  werden.  Die  Geldstrafe  wird  durch  den 
Friedensrichter  verhängt  und  hat  derselbe  auch  in  letzter  Instanz  über  den  vom  verurteilten 
Vertreter  vorgebrachten  Einspruch  zu  entscheiden. 

Die  Vertreter  können  dem  Richter  in  keiner  Angelegenheit  beisitzen,  an  welcher  sie  selbst 
oder  ihre  Verwandten  oder  Verschwägerten  bis  zum  vierten  Grade  einschließlich,  beteiligt  sind. 

Ebensowenig  können  sie  teilnehmen  an  Verhandlungen  über  Sachen,  in  denen  sie  bereits 
früher  in  einer  anderen  Eigenschaft  erkannt  haben. 

Außerdem  können  sie  aus  den  in  Art  398  der  Zivilprozeßordnung  angegebenen  Gründen 
perhorresziert  werden. 

Art.  55.  Nach  Zusammensetzung  des  Schiedsgerichtes  muß  jeder  Vertreter  unter  Eid 
versprechen,  sein  Amt  unparteiisch  wahrzunehmen  und  das  Geheimnis  der  Verhandlungen  zu 
wahren. 

Die  Parteiien  oder  deren  Bevollmächtigte  können  ihre  Bemerkungen  summarisch  vor- 
bringen. 

Das  Gericht  kann  alle  Aufklärung  gebende  Personen  verhören  und  jedwede  nutzbringend 
erachtete  Untersuchungsmaßregel  anordnen. 

Die  Verhandlungen  sind  öffentlich.  Allsogleich  nach  Schluß  der  Debatten  durch  den 
Richter  zieht  das  Gericht  sich  zurück,  um  unverzüglich  zu  beraten. 

Der  Entscheid  muß  begründet  sein. 

Das  hierbei  zu  befolgende  Verfahren  wird  des  näheren  durch  öffentliches  Verwaltungs- 
reglement vorgeschrieben  werden. 

Art.  56.  Die  gemäß  Art  52  ff.  gegenwärtigen  Gesetzes  erlassenen  Entscheide  des 
Schiedsgerichtes  sind  endgültig  bis  zu  finem  Betrage  von  1500  Frs.  Uebersteigt  der  Wert 
der  Streitsache  diese  Summe,  so  ist  Berufung  zulässig.  Der  Kapitalwert,  für  welchen  die  von 
V^unglückten  geförderten  Renten,  hinsichtlich  der  Anwendung  dieses  Gesetzesartikels,  in  An- 
rechnung zu  bringen  sind,  wird  durch  öffentliches  Verwaltungsreglement  festgesetzt. 

Berufung  gegen  ein  kontradiktorisches  Urteil  muß  innerhalb  [vierzehn]  Tagen,  vom 
Datum  desselben  an  gerechnet,  eingelegt  werden;  gegen  ein  Kontumazurteil  ist  dieselbe  inner- 
halb [vierzehn')}  Tagen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  Einspruch  nicht  mehr  er- 
hoben werden  kann,  zulässig. 

t Vierzehn')]  Tage  nach  Zustellung  des  Urteils  kann  kein  Einspruch  mehr  erhoben  werden. 
)er  Gerichtshof  entscheidet  unverzüglich. 

Die  Parteien  können  Nichtigkeitsbeschwerde  einlegen.  Bei  Strafe  des  Verfalls  muß  diese 
Berufung  innerhalb  [vierzehn')]  Tagen,  vom  Tage  der  Zustellung  des  gerichtlichen  Entscheides 
ab,  erfolgen. 

Die  für  die  verschiedenen,  in  Ausführung  gegenwärtigen  Gesetzes  zulässigen  Instanzen 
geltenden  Kostentarife  werden  durch  öffentliche  Verwaltungsreglemente  festgesetzt  und  ab- 
geändert.   Das  gleiche  gilt  für  die  Honorarbezüge  der  Advokaten   in  genanntem  Verfahren. 

Art.  Ö7.  Die  Entscheidung  des  Vorstandes  oder  der  Verwaltungsoberbehörde  über  die 
Frage,  ob  ein  Betrieb  der  Unfallversicherung  unterliegt,   ist  für  das  Friedensgericht  bindend. 

Ist  der  Unfall  in  einem  Betriebe  vorgefallen,  welchem  vom  Vorstand  ein  Mitgliedsschein 
nicht  erteilt  worden  war,  so  hat  der  Friedensrichter,   im  Falle  einer  Beschwerde,  dJe  Parteien 


')  Nach  dem  Gesetz  vom  21.  April  1908  Art.  11:   Vierzig  Tage  (s.  Anlage  11). 
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vor  die  Regierang  und  bzw.  vor  den  Staatsrat  zn  Terweisen.  Schwebt  gegen  den  Elftger  ge- 
richtliches Strafverfahren,  dessen  Ausgang  gemäß  Art  20  §  2  die  Ablehnung  des  Ent- 
schädigungsanspruches ZOT  Folge  haben  kann,  so  ist  die  Verhandlung  vor  dem  Eriedensrichter 
bis  zur  Beendigung  des  Strafverfahrens  aufzuschieben. 

Bildet  die  Anerkennung  oder  Nichtanerkennung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  dem 
Qetöteten  und  den  die  Entschädigung  Beanspruchenden  die  Voraussetzung  des  Entschädigungs- 
anspruchs, so  hat  der  Friedensrichter  die  Beteiligten  vor  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  zu 
verweisen,  um  die  Entscheidung  über  die  präjudizielle  Rechtsfrage  des  Vorhandenseins  eines 
solchen  Rechtsverhältnisses  herbeizuführra. 

n.  Ordnungsstrafen. 

Art.  58*  Betriebsuntemehmer,  welche  den  ihnen  durch  gegenwärtiges  Gesetz  oder  durch 
die  zu  dessen  Ausführung  erlassenen  reglementarischen  Vorschriften  auferlegten  Obliegenheiten 
nicht  nachkommen,  oder  welche  die  durch  das  Gesetz  oder  die  vorgedachten  Regiementz  ver- 
langten Aufschlüsse  nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  oder  ungenau  abgeben,  weil  sie 
darauf  nicht  die  nOtige  Sorgfalt  verwenden,  können  mit  Ordnungsstrafen  von  1  ,bis  800  Frs. 
belegt  werden.  Der  Vorstand  verhängt  gegebenenfalls  diese  Strafen,  deren  Ertrag  in  die  Kasse 
der  Versicherungsgenossenschaft  fließt. 

ni«  Administrative  Entscheidungen. 

Art«  59.  Streitigkeiten,  welche  zwischen  der  Versicherungsgenossenschaft  einerseits  und 
den  Betriebsuntemehmern,  den  Eigentümern,  den  Krankenkassen,  den  Gemeinden  und  den 
Wohltätigkeitsanstalten  anderseits  über  die  Bestimmungen  der  Art  15,  17, 18,  19  §  2,  Art  25, 
26,  28  §  1,  Art  32,  38,  39,  40,  43,  44,  45,  58,  64  68  §  2,  Art.  69,  70  und  71  dieses  Gesetzes, 
sowie  über  die  auf  genannte  Artikel  bezüglichen  reglementarischen  Vorschriften  entstehen, 
schlichtet  die  Regierung. 

Beschwerden  müssen,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  binnen  zehn  Tagen  nach  Zustellung  der 
angefochtenen  Entscheidung  auf  dem  Sekretariate  des  Vorstandes  niedergelegt  werden. 

Hält  letzterer  seinen  Beschluß  aufrecht,  so  stellt  er  die  Entscheidung  über  die  Beschwerde 
der  Regierung  anheim. 

Die  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung,  soweit  nicht  die  Regierung  anders 
verfügt. 

Gegen  die  Entscheide  der  Regierung,  welche  auf  Grund  der  Bestimmungen  in  vor- 
bezeichneten Artikeln  getroffen  worden  sind,  ist  der  Rekurs  an  den  Staatsrat,  Ausschuß  für 
Streitsachen,  zulässig. 

Dieser  Rekurs  ist,  gemäß  Bestimmung  des  durch  Eel.-Großh.  Beschluß  vom  26.  August  1866 
genehmigten  Reglements  über  das  Verfahren  in  Streitsacnen,  binnen  Monatsfrist,  vom  Tage  der 
Zustellung  der  angefochtenen  Entscheidung  ab,  einzulegen.  Der  Beistand  eines  Advokaten  ist 
nicht  erfordert 

Der  Ausschuß  entscheidet  mit  direkter  Jurisdiktion. 


Titel  Y.  —  Tersehiedene  Bestimmnngen. 

I.  Aeltere  Versicherungsverträge. 

Art«  60.  Die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aus  Kontrakten,  wodurch  Unternehmer  der 
durch  dieses  Gesetz  oder  dessen  Ausführungsreglement^  versicherungspflichtig  gewordener  Be- 
triebe oder  die  in  solchen  Betrieben  beschä&gten  Arbeiter  sich  bei  Privatversichernngs- 
gesellschaften  gegen  gewerbliche  Unfälle  versichert  haben,  werden  nach  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  oder  dieser  Reglemente  von  der  Versicherungsgenossenschaft  übernommen,  wenn  der 
Versicherungsnehmer  dies  innerhalb  zwei  Monaten,  vom  besagten  Zeitpunkte  ab,  bei  dem  Vor- 
stande beantragt. 

Die  aus  dieser  Uebemahme  erwachsenden  Zahlungsverbindlichkeiten  übernimmt  die  Ver- 
sicherungsgenossenschaft. 

[Während  der  Dauer  eines  Jahres,  vom  Tage  des  Inkrafttretens  der  vorbezeichneten  Be- 
stimmungen ab,  können  Versicherungsverträge,  welche  vor  dem  1.  Januar  1902  kein  sicheres 
Datum  tragen,  vom  Versicherer  oder  von  der  Versicherungsgenossenschaft  gekündigt  werden, 
entweder  durch  eme  diesbezügliche,  am  Sitze  der  Genossenschaft  bzw.  beim  Haupt-  oder  Lokal- 
agenten  abgebende  Erklärung,  worüber  Empfangsbescheinigung  auszustellen  ist,  oder  durch 
außergerichtliche  Urkunde').] 

n.   Verbot  vertragsmäßiger  Beschränkungen. 

Art.  Ol«  Der  Versicherungsgenossenschaft  sowie  den  Betriebsuntemehmem  ist  es  unter- 
sagt, die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zum  Nachteil  der  Versicherten  durch 
Abmachungen  oder  Sonderverträge  auszuschließen  oder  zu  beschränken. 

')  Ersetzt  durch  Gesetz  vom  28.  Dezember  1904  Art  5  (s.  Anlage  5). 
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Vertragsbestimiiiiiiigen,  welche  diesem  Verbote  miriderlaafen,  haben  keine  rechtliche 
Wirkung. 

Betriebsantemehmer  oder  deren  Angestellte,  welche  derartige  Vertrage  geschlossen  haben, 
werden  außerdem  mit  Geldstrafen  von  26  bis  1000  Frs.  bestraft 

Die  Bestrafung  tritt  jedoch  nnr  dann  ein,  wenn  die  Be8chrftnknn&:  oder  Ansschließong 
der  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetaee  in  der  Absiebt  erfolgt  ist,  dem  Betreffenden 
oder  seinem  Aoftrag^eber  einen  widerreehtliehen  VermögensvorteU  zn  yerBchsffen  und  dem 
Versicherten  einen  Schaden  zuzufügen. 

Obenbezeichnete  Strafe  trifft  auch  Betriebsantemehmer  oder  deren  Angestellte,  welche  an 
die  Genossenschaft  entrichtete  Beiträge  den  Versieherten  ^anz  oder  teilweise  auf  den  Lohn  in 
Anrechnung  bringen  oder  eine  solche  Anrechnung  wissentlich  bewirken. 

Die  Bestimmungen  im  ersten  Buche  des  Strafgesetzbuches,  mit  Ausnahme  derjenigen  in 
§§  2  und  d  des  Art.  72  und  derjenigen  in  §§  2,  d  und  4  des  Art  76,  sowie  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1879,  wodurch  den  Gerichten  die  Berttcksichtigune  mildernder  Um- 
stände vorbehalten  wird,  finden  auf  die  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  strafbaren  Handlungen 
Anwendung^). 

m.   Rechtshilfe. 

Art.  02.  Die  öffentlichen  Behörden  sind  verpflichtet,  die  Versicherungsgenossenschaft 
und  ihre  Organe  bei  der  Ausführung  des  Gesetzes  zu  unterstützen.  Sie  sind  sogar  gehalten, 
dem  Vorstand  unaufgefordert  alle  Mitteilungen  zukommen  zu  lassen,  welche  für  den  Geschäfts- 
betrieb desselben  von  Wert  sind. 

Etwaige  bare  Auslagen  werden  von  der  Versicherungsgenossenschaft  zurückerstattet. 

IV.  Zustellungen. 

Art«  63«  Zustellungen,  welche  den  Lauf  von  Berufungsfristen  bedingen,  erfolgen  durch 
Einschreibebrief  gegen  Empfangsschein. 

Verweigert  der  Empfänger  die  Annahme  des  eingeschriebenen  Briefes,  so  läuft  die  Frist 
von  dem  Tage  ab,  an  welchem  die  Annahme  verweigert  wurde. 

Personen,  welche  nicht  im  Inlande  wohnen,  können,  anf  Veriangen  des  Vorstandes  oder 
dessen  Organe,  angehalten  werden,  im  Großherzogtum  einen  Zustellungswohnsitz  zu  wählen. 
Wird  ein  solcher  nicht  angfegeben,  so  erfolgt,  anstatt  der  Zustellung,  öffentlicher  Anschlag 
während  acht  Tagen  in  den  Geschäftsräumen  des  Vorstandes,  des  zustellenden  Postbureaus  und 
des  Sekretariats  der  Gemeinde,  in  welcher  der  Betreffende  seinen  letzten  Wohnsitz  hatte. 

Das  gleiche  ^ilt,  wenn  der  Aufenthaltsort  des  Empfängers  unbekannt  ist. 

Hat  der  Beteiligte  ohne  sein  Verschulden  keine  oder  verspätete  Kenntnis  von  der  Zu- 
stellung erhalten,  so  ist  ihm,  auf  seinen  Antrag,  Wiedereinsetzung  in  seine  Rechte  zu  gewähren. 
Der  desfallsige  Antrag  muß  innerhalb  acht  Tagen,  nachdem  er  Kenntnis  von  dem  Bestehen  der 
Zustellung  erhalten  hat,  gestellt  werden. 

Titel  VI.  —  Unfallyerhfltnng. 

Art.  64.  Die  Mitglieder  der  Versicherungsgenossenschaft  sind  verpflichtet,  zum  Schutze 
der  Arbeiter  zweckdienliche  Vorkehnmgen  zu  treffen,  um  Unfälle  zu  verhüten. 

Infolgedessen  kann  die  Versicherungsgenossenschaft  für  alle  ihr  angehörenden  Betriebe 
oder  für  bestimmte  Gewerbszweige  oder  Beschäftigungsarten  Vorschriften  erlassen: 

1.  über  die  von  den  Mitgliedern  zur  Verhütung  von  Unfällen  und  zum  Schutze  von  Leben 
und  Gesundheit  der  Arbeiter  zu  treffenden  Einrichtungen,  unter  Bedrohung  der  Zuwider- 
handelnden mit  vom  Vorstande  zu  verhängenden  Ordnungsstrafen  von  1  bis  800  Frs.  oder 
mit  der  Einreihung  ihres  Betriebes  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  oder,  falls  der  betreffende 
Betrieb  sich  bereits  in  der  höchsten  Gefahrenklasse  befindet,  mit  Zuschlägen  bis  zum  doppelten 
Betrage  der  Beiträge.  —  Für  die  Herstellung  der  vorgeschriebenen  Einrichtungen  ist  den  Mit- 
gliedern eine  angemessene  Frist  zu  bewilligen; 

2.  über  die  in  den  Betrieben  von  den  Versicherten  zur  Verhütung  von  Unfällen  zu  be- 
obachtenden Vorsichtsmaßregeln  unter  Bedrohung  mit  Ordnungsstrafen  von  1  bis  10  Frs.; 
letztere  werden  vom  Vorstande  der  Versicherungsgenossenschaft  verhängt  zugunsten  der 
Krankenkasse,  welcher  der  Versicherte  angehört,  oder  falls  er  an  keiner  Krankenkasse  beteiligt 
ist,  zu^msten  des  Wohltätigkeitsbureaus  der  Gemeinde  seines  Wohnsitzes. 

Vorschriften  dieser  Art  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Genehmigung  der  Regierung. 
Die  genehmigten  Unfallverhütungsvorschriften  sind  den  Beamten  der  gerichtlichen  PolSsei  und 
4en  Unternehmern  bekannt  zu  geben.  Letztere  haben  dieselben,  soweit  sie  für  ihren  Betrieb 
gelten,  in  Auszügen  durch  Aushang  in  den  hierzu  bestimmten  Betriebsstätten  zur  Kenntnis  ihrer 
Arbeiter  zu  bringen. 

Art.  66.  Bei  Ausarbeitung  und  Erlaß  vorgedachter  Reglements  hat  der  Vorstand  oder 
der  zu  diesem  Zwecke   gebildete  Ausschuß,   gemäß  Art.  35  Vertreter  der  Arbeiter   zuzuziehen. 


1)  Zusatz  im  Gesetz  vom  21.  April  1908  Art.  18  (s.  Anlage  11). 
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Die  Vertreter  werden  in  einer  SitEong  des  Vorstandes  dorch  dessen  Vorsitzende  ans  der 
Generalliste  der  gewählten  Arbeitervertreter  durchs  Los  berufen. 

Sollen  die  Vorschriften  nor  für  bestimmte  Gewerbszweige  oder  JBetriebsarten  erlassen 
werden,  so  beschränkt  sich  die  Auslosung  auf  Arbeitervertreter,  die  in  Betrieben  besdiSftigt 
sind,  auf  weiche  die  Unfaliverhütungsvorschriften  Anwendung  finden  sollen. 

Auf  Verlangen  des  Vorstandes  oder  des  Ausschusses  sowohl  als  auch  der  Vertrete  der 
Arbeiter  können  zu  diesen  Verhandlungen  der  Bergbauingenieur  und  die  Fabrikinspektoren  mit 
beratender  Stimme  zugezogen  werden. 

Dieselben  Beamten  sind  auf  ihr  Begehren  jederzeit  zu  hören. 

Das  über  die  Verhandlungen  aufzunehmende  Protokoll,  aus  welchem  die  Abstimmung  der 
Arbeitervertreter  ersichtlich  sein  muB,  ist  in  Abschrift  der  Regierung  vorzulegen. 

Art.  66.  Der  Vorstand  ist  befugt,  durch  Besichtigung  der  der  Genossenschaft  an^ 
hörenden  Betriebe  feststellen  zu  lassen,  ob  und  welche  Vorkehrungen  zur  Verhütung  von  Un- 
fülen  getroffen  worden  sind,  bzw.  ob  die  gemäß  Art.  64  erlassenen  Vorschriften  über  Schuts- 
und  Vorsichtsmaßregeln  befolgt  werden. 

Die  Ueberwachung  der  Betriebe  kann,  außer  den  Vorstandsmitgliedern  und  den  Vertrauens- 
männern, den  Mitgliedern  der  zu  diesem  Zwecke  gebildeten  Ausschüsse  oder  besonderen  von  der 
Gteneralversammlung  zu  bestellenden  Beamten  übertragen  werden. 

Auf  Ersuchen  des  Vorstandes  sind  der  BergbauiDgenieur  und  die  Fabrikinspektoren  ge- 
halten, innerhalb  ihrer  amtlichen  Wirkungskreise  Besichtigungen  von  Betrieben  zu  dem  vor- 
erwähnten Zwecke  vorzunehmen  und  das  Ergebnis  ihrer  Walurnehmungen  dem  Vorstand  mit- 
zuteilen. 

Die  Mitglieder  der  Versicherungsgenossenschaft  sind  verpflichtet,  den  als  solchen  legiti- 
mierten Beauftragten  den  Zutritt  zu  ilu*en  Betriebsstätten  während  der  Betriebszeit  zu  gestatten. 

Art.  07«  Die  Organe  und  Beamten  der  Versichernngsgenossenschaft  haben  über  die  Tat- 
sachen, welche  durch  die  ueberwachung  der  Betriebe  zu  ihrer  Kenntnis  kommen,  Verschwiegen- 
heit zu  beobachten  und  sich  der  Nachahmung  der  von  den  Betriebsuntemehmem  geheim  ge- 
haltenen, zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  Betriebseinrichtungen  und  Betriebsweisen,  so  lange  als 
diese  Betriebsgeheimnisse  sind,  zu  enthalten. 

Die  mit  der  Ueberwachung  der  Betriebe  besonders  betrauten  Beamten  sind  dieserhalb 
durch  den  Friedensrichter  ihres  Wohnsitzes  zu  beeidigen. 

Wer  die  ihm  nach  Abs.  1  dieses  Artikels  obliegenden  Pflichten  verletzt,  wird  nach  den 
Bestimmungen  des  Art.  458  des  Strafgesetzbuches  bestraft. 

Art.  68.  Die  Generalversammlung  der  Mitglieder  der  Versicherungsgenossenschaft  be- 
stimmt die  Höhe  der  alljährlich  für  die  Ueberwachung  der  Betriebe  zu  gewährenden  Vergütungen. 

Diese  Unkosten  fiekllen  der  Versicherungsgenossenschaft  zur  Last.  Soweit  dieselben  in 
baren  Auslagen  bestehen,  können  sie  durch  den  Vorstand  dem  Betriebsuntemehmer  auferlegt 
werden,  wenn  derselbe  durch  Nichterfüllung  der  ihm  obliegenden  Verpflichtungen  zu  ihrer  Auf- 
wendung Anlaß  gegeben  hat. 


Titel  TU.  —  Besondere  Bestimmnngen  hinsichtlich  der  Yersichening  der 
Bautenindustrie  und  der  Bauarbeiten. 

Eegiebauarbeiten. 

Art.  e9.  Der  Staat  gehört  für  die  von  ihm,  ohne  Uebertra^ng  an  Baugewerbetreibende, 
auf  eigene  Bechnung  zur  Ausführung  gelangenden  Regiebauarbeiten,  mit  dem  Zeitpunkt  des 
Inkrafttretens  der  Vorschriften  des  Art.  1  Nr.  18  des  Gesetzes,  der  Versicherungsgenossenschaft 
als  Mitglied  an. 

Die  Gemeinden,  öffentlichen  Anstalten  und  Verbände  sind  gehalten,  für  ähnliche  von 
ihnen  ausgeführte  Bauarbeiten  der  Versicherungsgenossenschaft  beizutreten,  durch  Abgabe  einer 
entsprechenden  Erklärung  an  den  Vorstand. 

Ln  Uebrigen  erfolgt  die  Versicherung  von  Personen,  die  bei  Eegiebauarbeiten  beschäftigt 
sind,  welche  weder  durch  einen  Baugewerbetreibenden,  noch  in  einem  bereits  versicherten  Bau- 
betriebe ausgeführt  werden  (Art.  2),  auf  Kosten  desjenigen,  für  dessen  Rechnung  die  Arbeiten 
vorgenommen  werden,  wenn  zu  der  Ausführung  dieser  Regiebauarbeiten,  einzdn  genommen, 
melu-  als  zwölf  Arbeitstage  tatsächlich  verwandt  worden  sind. 

Dagegen  sind  als  Bestandteile  der  Land-  oder  Forstwirtschaft  anzusehen  und  von  der 
Versichemngspflicht  entbunden:  die  laufenden  Reparaturen  an  den  zum  Betriebe  der  Land-  oder 
Forstwirtschaft  dienenden  Gebäuden,  sowie  die  zum  Landwirtschaftsbetriebe  gehörenden  Boden- 
kultur- und  sonstigen  Bauarbeiten,  insbesondere  die  diesem  Zwecke  dienende  Herstellung  und 
Ausbesserung  von  Wegen,  Dämmen,  Wasserläufen  und  Wasserleitungen,  sofern  sie  von  Unter« 
nehmem  land-  und  forstwirtschaftlicher  Betriebe  auf  ihren  Grundstücken  ohne  Uebertragung  an 
andere  Unternehmer  und  ganz  oder  zum  überwiegenden  Teil  von  land-  oder  forstwirtschaftlichen 
Arbeitern  ausgeführt  werden. 

Art.  70.  Die  Eigentümer,  für  deren  Rechnung  die  im  Art.  69  §  3  bezeichneten  Arbeiten 
ausgeführt  werden,  gelten  nicht  als  Mitglieder  der  Versicherungsgenossenschaft. 

Dieselben  sind  gehalten,  spätestens  binnen  drei  Ta^en  nach  Ablauf  eines  jeden  Monats 
dem  Vorstand  eine  Nachweisung  der  in  diesem  Monat  auf  die  Ausführung  fraglicher  Bauart>eit6n 
verwendeten   Arbeitstage  und  der  von   den  Versicherten   dabei  verdienten  Löhne  vorzulegen« 
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In  dieser  NachweisuDg,  für  welche  das  Fonnnlar  von  der  Regierung  festgestellt  wird,  ist  auch 
die  Art  der  ausgeführten  Arbeiten  anzugeben. 

Soweit  diese  Nachweisungen  nicht  rechtzeitig  eingereicht  oder  unvollständig  ausgefüllt 
wurden,  nimmt  der  Vorstand  eine  Abschätzung  der  für  die  Ausführung  der  Bauarbeiten  erforderlich 
gewesenen  Arbeitstage  vor  und  bringt  den  von  den  dabei  beschäftigt  gewesenen  Arbeitern  ver- 
dienten Lohn  in  Ansatz. 

Die  Berechnung  der  zu  erhebenden  Beiträge  erfolgt  durch  den  Vorstand  nach  Maßgabe 
der  für  die  Gefahrenklassen  vorgesehenen  Beitragssätze. 

Sieht  der  offizielle  Tarif  einen  der  Art  der  ausgeführten  Arbeiten  angepaßten  Beitragssatz 
nicht  vor,  so  wird  der  Beitrag  nach  dem  höchsten  im  Tarif  für  Bauarbeiten  festgestellten  Satze 
berechnet. 

Für  Eigentümer,  welche  regelmäßig  Eegiebau arbeiten  ausführen  lassen,  können  an  Stelle 
der  Proportionalbeiträge  voraus  festgesetzte  Pauschalbeträge  treten.  Die  Verpflichtung  zur 
Einreichnng  vorbenannter  Naohweisungen  kommt  alsdann  in  Wegfall. 

Für  die  von  einem  Bauunternehmer  geschuldeten  Beiträge  haftet,  im  Falle  der  Zahlungs- 
unfähigkeit desselben,  der  Bauherr,  und  zwar  während  eines  Jahres  nach  der  endgültigen  Fest- 
stellung der  Beitrag. 

Art«  71.  Hinsichtlich  der  Bauarbeiten  der  im  Art.  69  §  3  bezeichneten  Artikel,  auf 
deren  Ausführung,  einzeln  genommen,  zwölf  oder  weniger  Arbeitstage  tatsächlich  verwendet 
worden  sind,  erfolgt  die  Versicherung  der  dabei  beschäftigten  Personen  auf  Kosten  des  Staates. 

Infolgedessen  werden  die  an  solche  Personen  entrichteten  Entschädigungsbeträge,  mit 
Binschluß  des  Kapitalwertes  der  geschuldeten  Renten,  sowie  ein  entsprechender  Teil  der  Ver- 
waltungskosten und  bzw.  des  Reservefonds  am  Schlüsse  jeden  Rechnungsjahres  der  Versicherungs- 
genossenschaft vom  Staate  zurückerstattet 

Der  Berechnung  der  Entschädigungen  wird  das  Zweihundertachtzigfache  des  ortsüblichen 
Lohnes  erwachsener  Tagelöhner  zugrunde  gelegt  (Art.  14  des  Kranken  versichern  ngsffesetzes), 
es  sei  denn,  daß  der  Berechtigte  für  das  letztverflossene  Jahr  einen  höheren  Verdienst  des 
Verletzten  nachweisen  kann.  In  diesem  Falle  wird  der  wirkliche  Verdienst  der  Berechnung  der 
Entschädigung  zugrunde  gelegt. 

Der  Staat  kann  die  auf  solche  Art  verausgabten  Gelder  mittels  Zuschlagcentimen  auf  die 
Grundsteuerqnoten  des  bebauten  Eigentums  wieder  einziehen. 

Durch  allgemeines  Verwaltungsreglement  kann  die  Versicherungspflicht  auch  auf  Betriebs- 
ontemehmer  mit  einem  1500  Frs.  nicht  übersteigenden  jährlichen  Reingewinne  erstreckt 
werden,  wenn  dieselben  gewerbsmäßig  Bauarbeiten  ausführen,  ohne  aber  dabei  regelmäßig 
mindestois  einen  Lohnarbeiter  zu  beschäftigen. 

Die  Versicherung  solcher  Personen  erfolgt  nach  Maßgabe  der  vorhergehenden  Bestimmungen. 

Titel  Till*  —  Inkrafttreten  des  Gesetzes. 

Art.  78*  Ein  Großh.  Beschluß  wird  den  Zeitpunkt  bestimmen,  an  welchem  die  Bestimmungen 
gegenwärtigen  Gesetzes  in  Kraft  treten  werden*). 


Anlage  g. 

Grossh.  Beschlass  vom  23.  Jannar  1903, 

betreffend  die  allgemeinen  Ausführangsbestimmungen  zum  Unfall versiehernngsgesetz 

vom  5.  April  1902. 

I.   Bezeichnung   der  versicherungspflichtigen   Betriebe. 

Art«  1«  Als  Anhang  zu  gegenwärtigem  allgemeinen  Reglement  wird  die  Regierung  im 
«Memorial"  das  Verzeichnis  aller  versicherungspflichtigen  Betriebsarten  veröffentlichen  und  die 
Unternehmer  dieser  Betriebe  ersuchen,  dieselben  fristgerecht  und  gemäß  dem  durch  denselben 
ministeriellen  Beschluß  vorzuschreibenden  Formular  bei  dem  Fabrikinspektor  anzumelden. 

Art.  8.    Die  Anmeldung  iHt  in  duplo  einzureichen  und  enthält: 

1.  die  Namen  (ev.  die  Firma)  und  Wohnort  des  Unternehmers  und,  wenn  dieser  im  Aus- 
lände wohnt,  den  Ort  seines  im  Großherzogtum  gewählten  Wohnsitzes; 

2.  den  G^egenstand  und  die  Art  sowohl  des  Hauptbetriebes  als  der  Nebenbetriebe; 

8.  den  Ort  und  die  Gemeinde,  in  welcher  der  Betrieb  gelegen  ist  und,  bei  mehreren 
Betrieben,  den  Ort,  wo  die  gemeinsame  Verwaltung  sich  befindet; 

4.  die  Durchschnittszahl  der  in  jedem  Betriebszweige  beschäftigten,  versicherungs- 
pflichtigen Personen. 


0  Vgl.  Gesetz  vom  28.  Dezember  1904  Art.  7  (A  n  1  a  g  e  5)  und  Art.  16  G.  v.  21.  April  1908 
Art.  16  (Anlage  11). 

5* 


Digitized  by 


Google 


98  Die  Arbeiteryersichenmg  im  Großherzogtam  Luxemburg. 

Die  Anmeldepflicht  liegt  dem  Betriebsanternehmer  oder  seinem  Vertreter  ob. 

Art*  8«  Nach  geschehener  Prüfung  und  etwaieer  Bichtigstellang  und  Vervollständigong 
der  Anmeldungen  stellt  der  Fabrikinspelrtor  ein  nadi  Betriebsgruppen  geordnetes  und  die  im 
Art.  2  erwähnten  Angaben  enthaltendes  Verzeichnis  auf,  welches  er  der  Ee^erung  mit  einem 
i^emplar  der  Anmeldungen  übermittelt. 

Für  die  nicht  angemeldeten  Betriebe  hat  er  diese  Angaben  nach  seinem  Wissen  oder  auf 
Grund  der  ihm  durch  die  Gemeindeverwaltungen,  die  Staatsbeamten  oder  die  Betriebsuntemehmer 
auf  sein  Begehren  erteilten  Auskünfte  zu  ergänzen. 

Diejenigen  Betriebsuntemehmer,  welche  diese  Auskünfte  verweigern,  verfallen  den  durch 
Art.  30  dieses  Beglements  vorgesehenen  Geldstrafen. 

II.  Bildung  der  Versicherungsgenossenschaft  und  Genehmigung 

des   Statuts. 

Art.  4.  Auf  Grund  jener  Verzeichnisse  beruft  die  Begierung  oder  deren  Vertreter  einseift 
und  durch  Einschreibebrief  die  betreffenden  Unternehmer  zu  einer  Generalversammlung  ein,  unter 
gleichzeitiger  Mitteilung  der  Tagesordnung  und  der  Stimmenzahl,  worüber  jeder  einzdne  gem&6 
g  4  des  Art.  26  des  Gesetzes  verfügt 

Art«  5*  Die  Versammlung  leitet  als  Vorsitzender  der  Begierung  ein  Vertreter;  sie  ist 
beschlußföhig,  sobald  der  zehnte  Teil  der  einberufenen  Unternehmer  zugegen  ist. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  einfacher  Mehrheit  der  in  der  Versammlung  vertretenoi 
Stimmen  gefaßt 

Nachdem  er  die  Zahl  der  anwesenden  Mitglieder  und  der  vertretenen  Stimmen  festgestellt 
hat,  läßt  der  Vertreter  zur  Wahl  von  zwei  Beisitzern  und  zwei  Schriftführern  schreiten,  welche 
mit  ihm  das  Bureau  der  Genossenschaft  bzw.  den  provisorischen  Vorstand  bis  zu  seiner  Statut- 
gemäßen  Zusammensetzung  bilden. 

Die  Versammlung  beratet  über  den  Statutenentwurf  der  Genossenschaft  sowie  über  die 
von  ihren  Mitgliedern  selbst  etwa  gestellten  Abänderungsanträge. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Versammlung  ist  ein  Protokoll  aufzxmehmen,  welches  die 
gestellten  Anträge  und  die  gefaßten  Beschlüsse,  das  Abstimmungsv^ahren  und  die  Zahl  der 
Stimmen  enthält  und  durch  den  provisorischen  Vorstand  innerhalb  acht  Tagen 'nach  der  Sitzung 
der  Regierung  behufs  Genehmigung  einzureichen  ist. 

Art*  6.  Der  nach  Anhörung  des  Staatsrats  getroffene  Genehmigungsbesohluß  wird  im 
„Memorial"  veröffentlicht  und  dem  Vorsitzenden  des  provisorischen  Vorstandea  übermittdt,  der 
unverzüglich  die  Genossenschaftsmitglieder  zu  einer  Generalversammlung  einberuft,  welche  die 
endgültige  Ernennung  der  Vorstandsmitglieder  vornimmt,  falls  dies  nicht  bereits,  vorbehaltlich 
der  Genehmigung  des  Statuts,  durch  die  erste  Versammlung  geschehen  ist. 

Unter  gleichem  Vorbehalt  kann  die  Generalversammlung  auch  andere,  zu  ihren  Obliegen- 
heiten gehörigen  Beschlüsse  fassen,  insbesondere  kann  sie  die  Wahl  der  Arbeitgeberdelegierten, 
der  mit  der  Prüfung  der  ersten  Bilanz  betrauten  Kommission  usw.,  vornehmen. 

Abänderungen  des  Statuts  unterliegen  denselben  Förmlichkeiten  hinsichtlich  der  Gendimignng 
und  Veröffentlichung. 

Art.  7*  Ist  in  der  Generalversammlung  ein  gültiger  Beschluß  nicht  gefaßt  oder  die 
Genehmigung  des  Statuts  versagt  worden,  so  hat  die  Regierung  oder  deren  Vertreter  die 
Genossenschaftsmitglieder  binnen  zwei  Wochen  zu  einer  neuen  Generalversammlung  einzuberuf^, 
auf  welche  die  Bestimmungen  der  Art  4  und  5  in  gleicher  Weise  Anwendung  finden. 

Führen  die  Beratungen  dieser  Versammlung  zu  keinem  gesetzlichen  Ergebnis  oder  wird 
die  Genehmigung  des  beschlossenen  Statuts  zum  zweiten  Male  versagt,  so  wird  dasselbe  mit 
bindender  Kraft  durch  ein  öffentliches  Verwaltungsreglement  festgesetzt  und  gemäß  Art  6  behufs 
Ausführung  veröffentlicht. 

m.   Betriebsanmeldung   und  Mitgliedschaft. 

Art  8.  Bei  neu  errichteten  Betrieben  oder  bei  einer  auf  Grund  des  Gesetzes  erfolgten 
Ausdehnung  der  Versicherung  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  innerhalb  einer  Woche,  nachdem 
er  Mi^lied  der  Genossenschaft  geworden  ist,  die  in  Art.  1  und  folgenden  vorgesehene  Anmeldung 
beim  Fabrikinspektor  einzureichen. 

Bei  neu  errichteten  Betrieben  ist  in  der  Anmeldung  zugleich  der  Tag  der  Eröffnung 
anzuführen. 

Art.  9.  Der  Fabrikinspektor  hat  die  Anmeldungen  zu  prüfen,  zu  vervollständigen  und 
gegebenenfalls  richtig  zu  stellen. 

Die  Anmeldung  ist  in  das  diesbezügliche  Verzeichnis  einzutragen  und  ein  Exemplar  davon 
innerhalb  einer  Woche  nach  ihrem  Eingange  dem  Genossenschaftsvorstande  einzusenden. 

Wenn  nach  der  Ansicht  des  Fabrikinspektors  der  Betrieb  nicht  versicherungspflichtig  ist,  so 
ist  bei  Einsendung  der  Anzeige  an  den  Vorstand  hiervon  Erwähnung  zu  tun. 

Ingleichen  muß  der  Fabrikinspektor  dem  Vorstande  diejenigen  Betriebe  anzeigen,  welche 
seines  Erachtens  zwar  versicherungspflichtig  sind,  jedoch  trotz  erfolgter  Aufforderung  noch  nicht 
angemeldet  worden  sind. 

Die  Schöffenkollegien  sowie  die  Staats-  und  Gemeindebeamten  sind  gehalten,  genanntem 
Beamten  in  der  Ausübung  seines  Amtes  Beistand  zu  leisten. 
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Art,  10.  Der  Vorstand  entscheidet  darüber,  ob  die  angemeldeten  oder  nicht  angemeldeten 
Betriebe  der  Yersicherungspflicht  unterlegen  oder  von  derselben  entbunden  sind. 

Ln  ersten  Falle  wird  der  Betrieb  in  das  ffir  die  Eintragung  der  zar  Genossenschaft 
gehörigen  Betriebe  bestimmte  Register  (Genossenschaftskataster)  eingeschrieben  und  dem  Unter- 
nehmer ein  Mitgliedschein  ausgestellt. 

Im  zweiten  Falle  ist  die  Entscheidung  zu  begründen. 

Art*  11«  Die  Genossenschaftsmitc^lieder  sind  gehalten,  dem  Vorstände  in  der  durch  das 
Statut  bestimmten  Form  und  Frist  Anzeige  zu  erstatten  über: 

1.  die  Einstellung  eines  der  Genossenschaft  angehörenden  Betriebes ; 

2.  jeden  Wechsel  in  der  Person  des  Unternehmers  ; 

3.  jede  Aenderung  im  Betriebe,  welche  für  die  Versichemngspflicht,  die  Gefahrenklassen- 
einreihung  und  die  Prämienfeststellung  yon  Bedeutung  ist. 

Ist  die  Anzeige  eines  Wechsels  in  der  Person  des  Betriebsuntemehmers  nicht  erfolgt,  so 
haftet  der  Ausscheidende  mit  dem  neueintretenden  BetriebBuntemehmer  solidarisch  für  die 
Zahlung  der  vom  Tage  des  Wechsels  bis  zur  Anmeldung  geschuldeten  Beiträge. 

IV.  Um lageT erfahren. 

Art.  12*  Die  Mitglieder  der  Genossenschaft  haben  bis  zum  1.  Februar  jedes  Jahres  dem 
Vorstande  eine  Nach  Weisung  einzureichen,  in  welcher,  nach  den  für  den  Betrieb  festgesetzten 
Gefahrenklassen  geordnet,  die  Zahl  der  durchschnittlich  während  des  verflossenen  Rechnungs- 
jahres in  jedem  Gewerbszweige  beschäftigten  versicherten  Pefsonen  sowie  die  von  denselben 
verdienten  G^samtlöhne  und  (^hälter  anzugeben  sind. 

Durch  das  Statut  kann  vorgeschrieben  werden,  daß  die  Nachweisungen  viertel-  oder  halb- 
jährlich eingereicht,  sowie  daß  fortlaufende  Arbeiter-  und  Lohnlisten  oder  Lohnbücher  geführt 
werden,  aus  welchen  die  für  die  Nachweisungen  notwendigen  Angaben  entnommen  werden 
können,  sowie  daß  diese  Nach  Weisungen  und  Listen  geprüft  und  cLrei  Jahre  lang  aufbewahrt 
werden. 

Art.  18«  Der  Vorstand  prüft  die  von  den  Mitgliedern  eingereichten  Nachweisungen ;  er 
ist  berechtigt,  durch  besondere  Delegierte  an  Ort  und  Stelle  die  Geschäftsbücher  bzw.  die 
Arbeiter-  und  Lohnlisten  oder  Lohnbücher,  welche  der  Aufstellung  dieser  Nachweisungen 
zugrunde  la^en,  einsehen  zu  lassen. 

Vermittelst  dieser  geprüften  Nachweisungen  und  in  Gemäßheit  der  Art  42  und  43  des 
Gesetzes  stellt  der  Vorstand  die  UmlagebeitrlQ^  fest  und  trägt  deren  Betrag  in  die  Hebe- 
rolle ein. 

Jedem  Mitgliede  ist  ein  Auszug  aus  der  Heberolle  zuzustellen,  aus  welchem  die  Höhe 
des  Beitrages,  die  bereits  gezahlten  Vorschüsse  und  der  noch  zu  zahlende  Restbetrag  oder  die 
zuviel  bewirkten  Einzahlungen  zu  ersehen  sind. 

Zudem  ist  jedes  Mitglied  berechtigt,  beim  Genossenschaftsamte  Einsicht  in  das  Umlage- 
berechnungsverfahren zu  nehmen. 

Für  Genossenschaftsmitglieder,  welche  mit  der  Einsendung  der  im  vorhergehenden  Artikel 
erwähnten  Nachweisung  im  Rückstande  sind,  wird  letztere  von  Amts  wegen  durch  den  Vorstand 
aufgestellt  Die  durch  Einsicht  der  Geschäftsbücher  des  säumigen  Unternehmers  verursachten 
Kosten  können  letzterem  zur  Last  gelegt  werden. 

Art*  14.  Auch  nach  erfolgter  Zustellung  des  Heberollenauszuges  ist  der  Vorstand  zu 
einer  anderweiten  Feststellung  des  Beitrages  noch  befugt,  wenn  die  Veranlagung  des  Betriebes 
zum  Gefahrentarif  nachträglich  abgeändert  (Art.  43  des  Gesetzes),  oder  im  Laufe  des  Jahres 
eingetretene  Betriebsveränderungen  angemeldet  werden  (Art  11  des  Reglements),  oder  die 
Unrichtigkeit  der  Nachweisung  sich  ergibt 

Sind  in  solchen  Fällen  oder  infolge  Unterlassung  der  Anmeldung  emes  neuen  Betriebes 
der  Genossenschaft  gesetzlich  geschuldete  Einnahmen  entgangen,  so  hat  der  Unternehmer  den  Fehl- 
betrag, soweit  nicht  Verjährung  eingetreten  ist,  nachträglich  zu  entrichten  (Art.  46  des  Gesetzes). 

In  diesen  besonderen  Fällen  ist  ebenso  zu  verfahren  wie  bei  der  gewöhnlichen  Feststellung 
der  Beiträge. 

Art«  15.  Der  Vorstand  kann  mit  den  Unternehmern  von  Kleinbetrieben  vereinbaren,  daß 
im  voraus  fes^esetzte  Pauschalsummen  statt  der  wirklich  verdienten  Löhne  der  Berechnung 
des  Beitrages  zugrunde  gelegt  werden. 

Derartige  Vereinbarungen  sind  für  jedes  Rechnungsjahr  mindestens  sechs  Monate  vor 
Ablauf  desselben  kündbar. 

Sie  entheben  den  Unternehmer  von  der  Beibringung  der  durch  Art.  12  dieses  Reglem^ts 
vorgesehenen  Nachweisungen. 

Sollten  hinsichtlich  der  Ausführung  derartiger  Vereinbarungen  Schwierigkeiten  zwischen 
Vorstand  und  Unternehmer  entstehen,   so  werden   dieselben   durch   die  Regierung  geschlichtet 

V.   —  Anzeige  und  Untersuchung  der  Unfälle. 

Art.  16.  Unbeschadet  der  durch  die  bestehenden  Gesetze  oder  Reglements  erlassenen 
Sonderbestimmungen  ist  der  Unternehmer  eines  zur  Genossenschaft  gehörigen  Betriebes  ver- 
pflichtet, jeden  Unfall  anzuzeigen,  durch  welchen  der  Tod  oder  eine  Körperverletzung  herbei- 
geführt wird,  welche  eine  völlige  oder  teilweise  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  drei  Tagen 
oder  den  Tod  zur  Folge  haben  kann. 
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Die  Anzeige  ist  binnen  drei  Tagen  nach  dem  Unfall  dem  Genossenschafts^orstande  oder 
den  dieserhalb  von  der  Regierung  bezeichneten  Personen  schriftlich  nnd  gemäB  dem  dnrch  den 
"Vorstand  vorzaschreibenden  Formular  zu  erstatten. 

Für  den  Unternehmer  kann  derjenige,  welcher  zur  Zeit  des  Unfalles  den  Betrieb  oder 
den  Betriebsteil,  in  welchem  sich  der  Unfall  ereignete,  zu  leiten  hatte,  die  Anzeige  erstatten, 
im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Behinderung   des  Betriebsuntemehmers  ist  er  dazu  verpflichtet 

Art.  17.  Unbeschadet  der  durch  die  bestehenden  Gesetze  und  B^glements  vorgesehenen 
gerichtlichen  oder  behördlichen  Untersuchungen  ist  jeder  Unfall,  durch  welchen  eine  Person 
getötet  wurde  oder  eine  Körperverletzung  erlitten  hat,  die  anscheinend  einen  Entschädigungs- 
anspruch auf  Grund  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902  zur  Folge  haben  kann,  einer  besonderen, 
durch  die  von  der  Regierung  dieserhalb  bezeichneten  Beamten,  von  Amts  wegen  zu  eröffnenden 
Untersuchung  sobald  als  möglich  zu  unterziehen. 

Auf  Antrag  des  Vorstandes  der  Genossenschaft  oder  der  beteiligten  Krankenkasse  (Art.  16 
und  19  des  Gesetzes)  har  diese  Untersuchung  selbst  auch  dann  zu  erfolgen,  wenn  die  Be- 
dingungen des  ersten  Absatzes  nicht  als  gegeben  anzusehen  sind. 

Die  Untersuchung  muß  feststellen  : 

1.  die  Veranlassung,  die  Umstände  und  die  Art  des  Unfalls; 

2.  die  getöteten  oder  verletzten  Personen  j 
8.  die  Art  der  Verletzungen; 

4.  den  Verbleib  der  verletzten  Personen; 

5.  die  Hinterbliebenen  der  Getöteten,  welche  einen  Entschädigungsansprach  erheben  können; 

6.  die  Höhe  der  Rente,  welche  der  Verletzte  bereits  auf  Grund  des  Gesetzes  bezieht. 

Je  nach  den  verschiedenen  Bedürfnissen  kann  die  Regierung  mit  dieser  besonderen  Unter- 
suchung durch  einen  im  „Memorial"  zu  veröffentlichenden  Be^luß  die  Beamten  der  Baa-, 
Minen-  und  Eisenbahnverwaltung,  die  Fabrikinspektoren  und  Gendarmen,  und  für  die  in  einem 
Staatsbetriebe  eingetretenen  Un&Llle,  die  diesem  Dienstzweige  vorstehenden  höheren  Beamten 
betrauen. 

Findet  eine  gerichtliche  oder  behördliche  Untersnchong  statt,  so  unterbleibt  die  besondere 
Untersuchung;  nötigenfalls  kann  sie  auf  Antrag  des  Vorstandes  eingestellt  oder  auf  die  von 
letzterem  angegebenen  Punkte  beschränkt  werden. 

Alle  mit  einer  Untersuchung  betrauten  Personen  müssen  tonlichst  darauf  bedacht  sein, 
die  Mittel  zur  Verhütung  der  Unfäle  ausfindig  zu  machen. 

Art.  18.    Den  besonderen  Untersuchungen  können  beiwohnen: 

1.  die  Vertreter  des  Genossen  Schaftsvorstandes; 

2.  der  Delegierte  der  Krankenkasse,  welcher  der  Versicherte  zur  Zeit  des  Unfalls  angehörte; 

3.  der  Unternehmer  oder  dessen  Stellvertreter; 

4.  der  vom  Unfall  Betroffene  oder  dessen  Hinterbliebene; 

5.  die  Sachverständigen,  deren  Mitwirkung  durch  den  Vorstand  beantragt  wird,  oder,  anf 
Ersuchen,  der  Beamte,  welcher  zuerst  den  Tatbestand  aufgenommen  hat. 

Diesen  Vorständen  und  Personen  ist  von  der  Einleitung  der  Untersuchung  rechtseitig 
Kenntnis  zu  geben. 

Von  dem  über  die  Untersuchung  aufgenommenen  Protokolle  sowie  von  den  sonetigen 
darauf  bezüglichen  Schriftstücken  wird  dem  Vorstande  unverzüglich  und  kostenlos  Abselmft 
erteilt. 

Die  sonstigen  Beteiligten  können  von  allen  Schriftstücken  Einsicht  nehmen  und,  wran  sie 
es  verlangen,  gegen  Erstattung  der  Schreibgebtthren  eine  Abschrift  erhalten.  Der  Vorstand 
kann  aber,  je  nach  den  gegebenen  Fällen^  diese  Kosten  erlassen. 

Hat  sich  der  Vorstand  auf  die  gerichtliche  oder  behördliche  Untersuchung  berufen,  so  ist 
demselben  von  dem  Untersuchnngsprotokolle  sowie  von  den  andern  hierauf  bezüglichen  Schrift- 
stücken gegen  Erstattung  der  Schreibgebühren  Abschrift  zu  erteilen,  wofern  nicht  besondere 
Vereinbarangen  zwischen  den  einzelnen  Parteien  getroffen  nnd  von  der  Regierung  genehmigt 
worden  sind. 

Art.  19.  Die  Untersuchungskosten  sowie  die  Zeugengelder  und  Gebühren  der  Sach- 
verständigen fallen  zur  Hälfte  dem  Staat  zur  Last  und  zur  andern  Hälfte  der  Genossenschaft, 
welch  letztere  die  Gelder  vorschießt. 

Zeugen^elder  sowie  Gebühren  und  Entschädigungen  an  Sachverständige  werden  nach 
Maßgabe  der  in  Strafsachen  geltenden  Tarife  liquidiert. 


Bezeichnung 

der 
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Per  Kilometer 


auf 
gewöhn- 
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auf 
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Aufenthalts- 
entschädi- 
gung per 
Tag 


Vergütung  für  jede 
Arbeitsstunde 


an  Ort 
und  Stelle 


in  Amts- 
stube 


1.  Baukondukteure,      Eisenbahnauf- 

sichtskommissare 

Minenkondukteure 

2.  HÜfskondukteure 

Minenaufseher 

3.  Gendarme 


0.25 
0.25 
0.20 
0.20 
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0.10 
0.075 
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10 

8 

8 

6 


1.50 
1.50 
1.00 
1.00 
0.50 


1.00 
1.00 
0.76 
0.75 
0.40 
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Für  die  besonderen  Untersuchungen  werden  die  den  damit  betrauten  Beamten  zukommen- 
den Eeise-  und  Aufenthaltskosten  gemw  den  durch  Kgl.-Gro6h.  Beschluß  vom  3.  Mai  1869  fest- 
gesetzten Regeln  sowie  den  Torgesehenen,  gewöhnlichen  Tarifen  liquidiert  yorbeh  altlich  der 
in  vorstehender  Tabelle  anfgeführteir  Abweichungen. 

Diejenigen  Zeugen,  welche  sich  etwa  weigern  sollten,  zu  erscheinen  oder  auszusagen, 
verfallen  den  durch  Gesetz  vom  6.  März  1818  angedrohten  Strafen. 

VI.  —  Feststellung  der  Entschädigungen. 

Art.  20«  Die  Feststellung  der  Entschädigungen  für  die  durch  Unfall  verletzten  Ver- 
sicherten oder  für  die  Hinterbliebenen  der  durch  Unfall  getöteten  Versicherten  erfolgt,  un- 
beschadet der  nachstehend  angeführten  Ausnahmen,  durch  den  Genossenschafts  vorstand  oder, 
gemäß  Art.  35  und  47  des  Gesetzes,  durch  den  dieserhalb  auf  Grund  des  Statuts  eingesetzten 
Ausschuß,  unter  Beisein  der  Arbeiterdele^ierten, 

Der  Vorsitzende  der  GenosseoschaK  ist  befugt,  bei  Unfällen,  hinsichtlich  deren  die  Ent- 
schädigun^spflicht  der  Genossenschaft  außer  Zweifel  steht,  an  Stelle  des  Vorstandes  oder  Aus- 
schusses m  dringlichen  Fällen  die  Uebemahme  des  Heilverfahrens  durch  die  Genossenschaft 
(Art  18  des  Gesetzes)  oder  die  einstweilige  Ueberweisung  des  Verletzten  in  ein  Krankenhaus 
anzuordnen. 

Vorbehaltlich  der  Genehmigung  durch  den  Vorstand  ist  er  femer  befugt  festzusetzen: 

1.  die  Vergütungen  für  Kosten  des  Heilverfahrens  sowie  für  Krankengeld  (Art  17  des 
Gesetzes) ; 

2.  das  Sterbegeld; 

3.  die  den  Angehörigen  eines  Verletzten  für  die  Zeit  seiner  Behandlung  im  Krankenhaus 
zu  gewährende  Rente  (Art.  13  des  Gesetzes); 

4.  die  vorläufigen  und  zeitweiligen  Entschädigungen. 

Der  Vorsitzende  ist  außerdem  berechtigt,  das  Ruhen  gewährter  Renten  (Art  48  des 
Gesetzes)  oder  die  Aenderung  bereits  festgesteUter  Entschädigungen  zu  verfügen,  welche  infolge 
der  Wiederverheiratung  von  Witwen,  der  Vollendung  des  15.  Lebensjahres  von  Kindern  Ge- 
töteter oder  des  16.  Lebensjahres  von  den  im  Art.  14  des  G^etzes,  Schlußabsatz,  bezeichneten 
Personen  oder  auch  infolge  des  Todes  von  Mitberechtigten,  bedingt  ist. 

Art.  81«  Die  Feststellung  der  Entschädigungsbeträge  hat  von  Amts  wegen  und  sobald 
als  möglich  zu  erfolgen. 

Bis  zur  endgmtigen  Feststellung  einer  Entschädigung  ist  eine  vorläufige  Entschädigung 
zu  gewähren. 

Erheischt  d^  Zustand  des  Verletzten  nach  Ablauf  von  dreizehn  Wochen  eine  weitere 
ärztliche  Behandlung  behufs  gründlicher  Heilung  der  erlittenen  Verletzungen,  so  hat  sich  die 
Feststellung  mindestens  auf  die  bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens  zu  leistenden  Ent- 
schädigungen zu  erstrecken.  Ist  die  endgültige  Feststellung  der  Entschädigung  nicht  eher 
möglich,  so  hat  dieselbe  jedoch  unverzüglich  nach  Beendigung  des  Heilverfahrens  zu  erfolgen. 

Vor  jeder  Rentenfeststellung  oder  Kapitalabfindung  muß  der  Beteiligte  Mitteilung  der 
Unterlagen,  auf  Grund  deren  die  Renten  zu  bemessen  sind,  sowie  eines  Auszuges  des  ärztUchen 
Gkitachtens  erhalten,  worauf  ihm  eine  Frist  von  acht  Tagen  zusteht,  um  sich  darüber  zu  äußern 
und  seinerseits  nötigenfalls  ein  ärztliches  Gutachten  beizubringen. 

kxU  22.  Für  die  nicht  von  Amts  wegen  festgestellten  Entschädigungen  müssen  die  Ent- 
schädigungsberechtigten  ihren  Anspruch  bei  Strafe  des  Verfalls  innerhalb  der  durch  Art  47  des 
Gesetzes  angegebenen  Fristen  geltend  machen. 

Art.  28.  Auf  Verlangen  des  Vorstandes  oder  seiner  Vertrauensmänner  sind  die  Genossen- 
schaftsmitglieder verpflichtet,  binnen  einer  Woche  die  zur  Feststellung  der  Entschädigung  er- 
forderlichen Gehalts-  und  Lohnnachweisungen  beizubringen. 

Art.  24.  Alle  Entscheidungen  über  Feststellung  oder  Ablehnung  von  Entschädigungen 
werden  den  Beteiligten  gemäß  Art.  51  und  63  des  Gesetzes  zugestellt. 

In  dieser  Mitteiiimg  ist  die  Höhe  der  gewährten  Entschädigungen,  das  Berechnungs- 
verfahren, der  ang^ommene  Grad  der  Arbeitsunfähigkeit  sowie  das  mit  den  Auszahlungen  be- 
traute Postamt  auch  anzugeben. 

Demselben  ist  ein  Auszug  aus  dem  ärztlichen  Gutachten,  betreffend  den  objektiven  Befund 
der  Verletzung,  beizufügen. 

Ueber  die  Höhe  der  dem  Entschädigungsberechtigten  zustehenden  Bezüge  ist  dem  Schöffen- 
kollegium seines  Wohnsitzes  Nachricht  zu  geben. 

Art.  26.  Tritt  in  den  Verhältnissen,  welche  für  die  Feststellung  der  Entschädigung  maß- 
gebend waren,  eine  wesentliche  Aenderung  ein,  so  kann  eine  anderweitige  Feststellung  entweder 
von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag  der  Beteiligten  erfolgen. 

Die  Vorschriften  der  Art.  20  ff.  dieses  Reglements  sind  auch  auf  die  neue  Feststellung 
anwendbar. 

Desgleichen  muß  dem  Beteiligten  vor  jeder  Abänderung  ein  Bescheid  über  die  bei  der 
anderweitigen  Feststellung  dienenden  Unterlagen  zugehen,  worauf  ihm  eine  Frist  von  acht  Tagen 
xur  Aeußerung  zusteht 

Die  neue  Feststellung  tritt  in  Wirksamkeit: 

1.  im  Falle  der  Erhöhung  vom  ersten  Tage  desjenigen  Monats  ab,  welcher  dem  Tage 
folgt,  an  dem  der  Beteiligte  seinen  Antrag  eingereicht  hat; 
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2.  im  Falle  der  Herfibsetzung  oder  Aufhebung  vom  ersten  desjenigen  Monats  ab,  welcher 
dem  Tage  folgt,  ui  d^n  der  Beschloß  des  Vorstandes  den  Beteiligten  sngestellt  wurde. 
Die  Berufung  hat  eine  aufschiebende  Wirkung. 

Vn.  —  Fälligkeitstermine. 

Art«  26.  Die  Kosten  der  Behandlung  und  das  Sterbegeld  sind  binnen  einer  Woche  nach 
ihrer  Feststellong  zu  zahlen. 

Die  Renten  der  Verletzten  und  der  Hinterbliebenen  der  Getöteten  sind  in  monatlichen 
Raten  im  voraus  zu  zahlen. 

Im  Einverständnis  mit  den  Entschädigungsberechtigten  kann  der  Vorstand  die  Zahlungen 
für  längere  Zeitabschnitte  erfolgen  lassen. 

Eine  Eückzahlung  für  die  Tage  des  Monats  nach  Erlöschen  der  Rente  wird  nicht  verlangt 

Fällt  für  einen  Teil  des  Monats  die  Rente  des  Verletzten  mit  der  Rente  der  Hinterbliebenen 
zusammen,  so  haben  diese  den  vollen  Betrag  zu  beanspruchen. 

Der  Vorstand  kann  die  Rückzahlung  der  Beträge  erlassen,  welche  über  seine  Verpach- 
tungen hinaus,  sei  es  auf  Grund,  des  Abs.  1  dieses  Artikels,  sei  es  vor  dem  Erlaß  der  endgültigen 
Entscheidung,  auf  die  Entschädigung  gezahlt  worden  sind. 

Vin.  —  Auszahlungen   durch   die  Post. 

Art.  27«  Die  Auszahlung  der  gewährten  Entschädigungen  wird  auf  Anweisuns^  des  Vor- 
sitzenden der  Genossenschaft  vorschußweise  durch  die  Postverwaltung  und  insbesondere  durch 
dasjenige  Postamt  bewirkt,  in  dessen  Bezirk  der  Empfangsberechtigte  seinen  Wohnsitz  hat 

Verlegt  letzterer  seinen  Wohnsitz,  so  hat  er  die  Ueberweisung  der  Auszahlung  an  das 
Postamt  seines  neuen  Wohnsitzes  zu  beantragen. 

Der  Vorstand  ist  befugt,  die  Auszahlung  auch  auf  andere  Weise  zu  bewirken,  insbesondere 
durch  Postanweisung  oder  durch  die  Vermittelnng  der  Krankenkassen. 

Innerhalb  zwei  Monaten  nach  Ablauf  jedes  Rechnungsjahres  stellt  die  Postverwaltun^  dem 
Vorstande  ein  Verzeichnis  d^  durch  die  Postämter  bewirkten  Auszahlungen  zu  und  bezeichnet 
die  Postkasse,  an  welche  die  zu  erstattenden  Beträge  einzuzahlen  sind. 

IX.  —  Aufrechnung. 

Art  28.  Zur  "V^edereinziehnng  der  zu  Unrecht  gezahlten  Entschädigungea,  der  zu  er- 
stattenden Prozeßkosten  und  der  verhängten  Geldstrafen  ist  der  Vorstand  befufft,  s^  Gathaben 
(Art  50  des  Gesetzes)  mittels  der  dem  Vermcherten  oder  dessen  Bechtsinhaber  geschuldetea 
Beträge  innerhalb  der  nachbezeichneten  Grenzen  zu  decken: 

1.  Handelt  es  sich  um  an  den  Versicherten  oder  dessen  Berechtigte  während  einer  be- 
stimmten Zeit  zu  zahlende  Beträge,  so  wird  die  Aufrechnung  in  der  Weise  bewirkt,  daß  die 
Schuld  mit  diesen  einmaligen  oder  zeitweiligen  Auszahlun^n  erlischt 

2.  Handelt  es  sich  um  Renten,  deren  Dauer  unbestimmt  ist,  so  hat  die  Aufreohnung  bei 
jeder  Auszahlung  bis  zum  Betrage  des  fünften  Teiles  der  zu  zahlenden  Rente  zu  erfolgeiL 

8.  Handelt  es  sich  um  die  unter  1.  und  2.  genannten  Beträge  zugleich,  so  hat  sich  die 
Aufrechnung  auf  den  dritten  Teil  der  unter  1.  genannten  Beträge  und  der  Restbetrag  auf  die 
unter  2.  erwähnten  Renten  zu  erstrecken. 

Zur  Aufrechnung  kann  das  Sterbegeld  nie  dienen. 

In  den  Fällen  2  und  3  steht  es  dem  Vorstande  frei,  jedwedes  andere,  für  den  Versicherten 
oder  dessen  Berechtigte  günstigere  Aufrechnungsverfahren  anzuwenden. 

X.    —  Regreßverfahren   gegen   die   Genossenschaft   behufs   Rückerstattung  ge- 
währter Unterstützungen. 

Art  29.  Wenn  die  Unterstützungsvereine,  die  Kranken-,  Alters-  oder  Pensionskassen  oder 
soastige  dergleichen  Kassen  ihren  Mitgliedern  oder  deren  Berechtigten  Unterstützungen  gewährt 
haben,  für  welche  sie  gegen  die  Versicherungsgenossenschaft  den  Erstattungsanspmch,  soweit 
diese  den  genannten  Personen  eine  Entschädigung  auf  Grund  des  Gesetzes  schuldet,  einzuleiten 
beabsichtigen,  so  haben  sie  diese  Rückforderungen  (Art.  25  des  Gesetzes)  so  bald  als  mö^ch 
und  spätestens  binnen  zwei  Wochen  nach  dem  Tage  der  gewährten  Unterstützung  bdm  Vor- 
stande geltend  zu  machen. 

Handelt  es  sich  um  Renten,  Pensionen  oder  sonstige,  periodisch  erfallene  Bezüge,  so  hat 
der  Antrag  mindestens  binnen  einer  gleichen  Frist  von  zwei  Wochen  nach  der  ersten  und  nach 
der  letzten  Auszahlung  zu  erfolgen. 

Vorstehende  Bestimmungen  finden  ebenfalls  Anwendung  auf  die  im  Art  25  des  Gesetzes 
bezeichneten  öffentlichen  Anstalten,  welche  diesen  Erstattungsansprueh  erheben  zu  können  glauben. 

Der  Vorstand  hat  über  diese  Erklärungen  sofort  eine  Empfangsbescheinigung  auszutteUaiL 

Wenn  innerhalb  zwei  Wochen  nach  Ausstellung  der  Empfangsbeseh^igung  die  ersatz- 
berechtigte  Kasse  oder  Anstalt  beim  Vorstande  eine  regelrechte  Verpflichtnngs«  oder  Abtretungs- 
urkunde nicht  eingereicht  oder  das  Pfändungsverfahren  nicht  eingeleitet  hat,  so  sind  diejenigoi 
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ZaklnngeD,  welche  der  Yontaiid  nach  dieser  Frist  aa  den  Versicherten  oder  dessen  Berechtigten 
oder  d^enigen,  welche  er  vor  AassteUong  der  Empfangsbescheinigong  diesen  geleistet  hat, 
rechtsgültig  (Art  50  des  Gesetses). 

XL  —  Ordnungsstrafen. 

Ali.  80.  Diejenigen  Unternehmer,  welche  den  ihnen  durch  Art  1,  2,  3,  8, 11, 12, 13, 16 
nnd  23  dieses  Eeglements  auferlegten  Obliegenheiten  nicht  nachkommen  oder  die  darcli  dieselben 
Artikel  verlangten  Aufschlüsse  ungenau  erteilen,  weil  sie  die  nötige  Sorgfalt  nicht  daranf  ver- 
wenden, können  mit  OrdnungsstrsSen  von  1  bis  zu  300  Frs.  belegt  werden. 

XII.  —  Berufungen. 

Ari.  Sl.  Gegen  alle  auf  Grand  der  Art.  10,  13,  14,  29  und  30  dieses  Reglements  ge- 
trofifenen  Entscheide  steht  den  Beteiligten  gemäß  den  Bestimmungen  des  Art  59  des  Gesetzes 
die  Berufung  an  die  Begierung  und  gegebenenfalles  an  den  Staatsrat,  Ausschuß  für  Streit- 
sachen, offen. 

Die  aus  der  Anwendung  der  Art  90,  21,  22,  25  nnd  28  entstehenden  Str^tigkeiten  ge- 
hören, gemäß  Art.  51  und  53  des  Gesetzes,  vor  die  Gerichte. 

Xin.  —  Inkraftsetzung. 

Die  Art  1,  2,  3,  4,  5,  26,  27,  28,  29,  30,  81.  32,  83,  34,  35,  36,  37,  44,  45,  58,  59,  62, 
68  und  69  des  Gesetzes  treten  mit  dem  1.  Februar  1903  in  Kraft,  soweit  diese  Bestimmungen 
sich  auf  die  Errichtong  der  Yersicherungsgenossenschaft  nnd  aaf  deren  sonstige  Organe  beziehen. 

Das  ganze  Gesetz  tritt  mit  dem  15.  April  1903  in  Wirksamkeit 

Art.  88.  Unser  Staatsminister,  Piilsident  der  Begierung,  ist  mit  der  Ausführung  dieses 
Beschlusses  beauftragt,  welcher  ins  „Memorial**  eingerückt  werden  soll. 


Anlage  8. 

Grossh«  Beschlass  Yom  7.  April  1903, 

betreffend  das  geriehtliehe  Yerfabrem  bei  dem  Sehiedsgerieliten  ind  deM  Obergeriehts- 
hofe,  sowie  die  6ebiUiren«rdnuig  im  Unfallyeniebormmgsamgelegemheiten. 

Titel  I.  —  Organisation  der  Schiedsgerichte. 

Art.  1.  Streitigkeiten  bezttglich  der  Feststellung  oder  nachträglichen  Abänderung  von 
Entschädigungsbeträgen  sowie  hinsichtlich  eines  Entschädigungsanspruches,  werden  durch  die 
Schiedsgerichte  erledig 

Das  Schiedsgericht  besteht  aus  dem  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  der  Betrieb  gelegen 
ist,  in  welchem  der  Unfall  sich  ereignete,  oder  aus  dem  gemäß  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  18.  Februar  1885  über  die  Gerichtsordnung  zur  Ersetzung  dieser  Gerichtsperson  berufenen 
Ergänzungsrichter,  sowie  einem  Arbeitgeber  und  einem  Arbeiterdelegierten. 

Dem  Gerichte  ist  der  Friedensgerichtsschreiber  beigegeben. 

Art.  2«  Das  gerichtliche  Yenahren  ist,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  innerhalb  yierzig 
Tagen,  von  der  Zustellung  des  durch  Art.  47  des  Gesetzes  vorgesehenen  Bescheides  ab  ge- 
rechnet, einzuleiten. 

Dies  geschieht  durch  einfaches  auf  ungestempeltem  Papier  niedergeschriebenes  und  bei 
der  Kanzlei  des  Friedensgerichtes  einzureichendes  Gesuch. 

Das  Verfahren  wird  gegen  die  durch  den  Präsidenten  des  Vorstandes  vertretene  Genossen- 
schaft gerichtet. 

Das  Gesuch  enthält  die  Namen,  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  des  Gesnchstellers  sowie 
die  Eigenschaft,  in  welcher  er  handelt  Dasselbe  gibt  den  Gegenstand  des  Anspruches  und  die 
kurzgefaßte  Auseinandersetzung  der  Rechtsmittel  an,  bezeichnet  den  im  Großherzogtum  ge- 
wählten Wohnsitz  und  muß  von  dem  Gesachsteller  oder  dessen  Bevollmächtigten  unter- 
zeichnet sein. 

In  Ermangelung  der  Wahl  eines  Wohnsitzes  kann  die  in  Ausführung  des  Art  4  an  den 
Gesnchsteller  abzugebende  Mahnung  demselben  am  Wohnorte  des  Bürgermeisters  der  Gemeinde, 
in  welcher  der  Betrieb  gelegen  ist,  worin  der  Unfall  sich  ereignete,  zagestellt  werden. 

Art.  8.  Der  Zeitpunkt  des  Einganges  der  Bemfungsschrift  ist  unverzüglich  durch  den 
Gerichtsschreiber  in  das  durch  Art  15  gegenwärtigen  Beglements  vorgeschriebene  Begister  ein- 
zutragen. 
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Innerhalb  achtnndTierzig  Standen  hat  der  GerichtBSchreiber  dorch  Einschreibebrief  dem 
Vorstande  der  Genossenschaft  eine  Abschrift  der  Bemfong  mit  dem  Ersuchen  mitsoteilen, 
binnen  vierzehn  Tagen  eine  Gegenschrift  bei  der  Kanzlei  des  Friedensgerichtes  einzoreicheft 
and  binnen  gleicher  Frist  alle  das  Gerichtsverfahren  betreffenden  and  in  seinem  Besitze  befind- 
lichen Schriftstücke,  welche  er  im  Laufe  der  Verhandlung  zu  verwerten  gedenkt,  bei  derselben 
Kanzlei  zu  hinterlegen.  Die  Empfangsbescheinigung  der  Postverwaltung  wird  den  Prozeßakten 
einverleibt 

Art,  4«  Innerhalb  48  Stunden  nach  Empfang  der  Antwort  oder  bzw.  nach  Ablauf  der 
der  Genossenschaft  eingeräumten  Beantwortungsfrist  fordert  der  Gerichtaschreiber  die  Parteien 
durch  eingeschriebenen  Brief  auf,  vor  dem  Schiedsgerichte  zu  erscheinen,  unter  .^igabe  des 
Tages  und  der  Stunde,  welche  der  Friedensrichter  festgesetzt  hat,  sowie  des  Versammlungsortes, 
welcher  der  Saal  des  Friedensgerichtes  ist. 

Zwischen  dem  Zustellungstage  und  dem  Erscheinungstermine  müssen  wenigstens  acht 
volle  Tage  liegen. 

Die  Empfangsbescheinigung  der  Postverwaltung  wird  den  Prozeßakten  einverleibt. 

Art,  5.  Die  Parteien  müssen  entweder  persönBch  erscheinen  oder  durch  solche  Personen 
vertreten  sein,  die  im  Besitze  einer  schriftlichen  Vollmacht  sind. 

Der  Friedensrichter  ist  befugt,  dem  Bevollmächtigten  einer  Partei  das  Wort  zn  ver- 
weigern, falls  er  ihm  die  zur  gehörigen  Vertretung  seines  Auftraggebers  erforderlichen  Eigen- 
schaften nicht  zuerkennt 

Art«  6.  Die  Zeugen  und  Sachverständigen  werden  durch  den  Gerichtsschreiber  mittels 
einfachen,  eingeschriebenen  Briefes  vorgeladen. 

Die  Empfangsbescheinigung  der  Postverwaltung  wird  den  Prozeßakten  einverleibt 

Art.  7.  Nach  Einsetzung  des  Schiedsgerichtes  leisten  die  als  Beisitzer  fungierenden 
Delegierten  in  die  Hände  des  Friedensrichters,  gemäß  der  durch  Art.  2  des  Gesetzes  vom 
17.  November  1860  vorgeschriebenen  Form,  den  Eid,  ihr  Amt  unparteiisch  zu  erfüllen  und  das 
Geheimnis  der  Beratungen  zu  wahren. 

Die  Gerichtsverhandlungen  beginnen  mit  der  Darstellung  der  Angelegenheit  durch  den 
Vorsitzenden. 

Hierauf  werden  die  Parteien  oder  ihre  Vertreter  in  ihren  Bemerkungen  vernommen. 

Das  Gericht  ist  befugt,  alle  diejenigen  Personen  zu  vernehmen,  deren  Kenntnisse  ihm  für 
die  Klarlegung  des  Sachverhaltes  wichtig  erscheinen,  und  alle  zweckdienlichen  Untersuchungs- 
maßregeln zu  erlassen,  sowie  sämtliche  Rechtsmittel  zu  prüfen,  selbst  diejenigen,  wdche  aie 
Parteien  nicht  angerufen  haben. 

Selbst  ohne  Zuziehung  der  Beisitzer  ist  es  dem  Vorsitzenden  anheim  gestellt,  Zeugen 
und  Sachverständige  vorzuladen,  sowie  das  persönliche  Erscheinen  einer  Partei  anzuordnen. 

Die  Verhandlungen  sind  öffentlich. 

Für  das  Verfahren  vor  dem  Gerichte  und  den  Urteilsspruch  bleibt  die  gewöhnliche 
Prozedur,  wie  sie  für  die  Friedensgerichte  maßgebend  ist,  bestehen. 

Die  Sache  ist  als  dringlich  zu  behandeln. 

Nachdem  der  Vorsitzende  den  Schloß  der  Verhandlungen  angekündigt  hat,  zieht  sich  das 
Gericht  zur  Beratung  zurück. 

Der  Vorsitzende  sammelt  die  Meinungen  einzeln,  indem  er  bei  dem  jüngsten  Beisitzer 
be^nt.  Der  Vorsitzende  gibt  seine  Meinung  an  letzter  Stelle  ab.  Bilden  sich  mehr  als  zwei 
Meinungen,  so  entscheidet  £ejenige  des  Vorsitzenden. 

l3as  Urteil  wird  sofort  verkündet  Das  Gericht  kann  jedoch  auch  die  Fortsetzung  der 
Verhandlung  auf  eine  spätere,  anzuberaumende  Sitzung  vertagen,  in  welchem  Falle  der  Urteils- 
spruch spätestens  innerhalb  vierzehn  Tagen  erfolgen  muß. 

Art«  8«  Der  Entscheid  wird  in  ein  Spezlabregister  eingetragen  und  vom  Vorsitzenden 
und  Gerichtsschreiber  unterzeichnet  Die  Abfassung  des  Urteils  muß  die  Namen  der  Richter,  ^e 
Namen,  Stand  und  Wohnort  der  Parteien,  deren  Sdilußfolfferungen,  die  summarische  Darstellung 
des  Sach-  und  Streitstandes,  die  Entscheidungsgründe  und  Urteilsformel  enthalten. 

Innerhalb  fünf  Tagen  nach  der  Verkündung  muß  der  Gerichtsschreiber  den  beteiligten 
Parteien  mittels  eingeschriebenen  Briefes  eine  gewöhnliche  Abschrift  auf  einfachem  Papier 
zustellen.    Die  Empfangsbescheinigung  der  Postverwaltung  wird   den  Prozeßakten   einverleibt 

Handelt  es  sich  um  Hilfeleistungen,  so  ist  das  Urteil  vorläufig  vollstreckbar. 

Art.  9.  Wenn  eine  der  Parteien  trotz  der  gemäß  obigem  Art.  4  an  sie  ergangenen 
Aufforderungen  weder  in  eigener  Person,  noch  durch  einen  Vertreter  erscheint,  so  entscheidet 
das  Gericht  durch  Kontumazurteil. 

Der  Einspruch,  welcher  nur  in  den  [vierzehn^)]  Tagen  vom  Datum  der  Urteilszustellung  zu- 
lässig ist,  wird  durch  eine  in  der  Friedensgerichtskanzlei  abzugebende  und  in  das  durch  Art;.  15 
gegenwärtigen  Reglements  vorgeschriebene  Register  einzutragende  Erklärung  bewirkt 

Im  Falle  des  Einspruchs  werden  alle  Parteien  vom  Gerichtsschreiber  durch  Einschreibe- 
brief innerhalb  der  durch  Art.  4  vorhin  bestimmten  Fristen  für  die  durch  den  Friedensrichter 
festgesetzte  Sitzung  vorgeladen.  Die  Empfangsbescheinigung  der  Postverwaltung  wird  den 
Prozeßakten  einverleibt 

Das  auf  den  Einspruch  hin  zu  erlassende  Urteil  ist  als  kontradiktorisch  zu  betrachten. 

Art«  10«  Die  gemäß  Art.  52  ff.  des  Gesetzes  erlassenen  Entscheide  des  Schieds- 
gerichts sind  endgültig  bis  zu  einem  Betrage  von  1500  Frs.  Uebersteigt  der  Wert  der 
Streitsache  diese  Summe,  so  ist  Berufung  zulässig. 


*)  Vierzig  Tagen  (s.  Gesetz  21.  April  1908,  Art  11). 
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Hinsichtlich  der  Feststellnng  dieser  Beinfniigsiiistanz  sind  die  von  Yeronglttckten  ge- 
forderten Renten  za  demjenigen  Kapitalwerte  in  Anrechnnng  za  bringen,  welcher  in  Ansf&hmng 
des  gemäß  Art.  56  §  1  des  Gesetzes  zu  erlassenden  Öffentlichen  verwaltongsreglements  fest- 
gesetzt wird. 

Titel  II.  —  Obergerichtshof. 

Art.  11.  Bemfong  gegen  ein  kontradiktorisches  Urteil  muß  innerhalb  [vierzehn')]  Tagen, 
Tom  Datum  desselben  an  geredmet.  eingelegt  werden,  ohne  daß  es  einer  diese  fVist  bestimmenden 
Zustellung  bedfuf ;  gegen  ein  Eontumazurteil  ist  dieselbe  innerhalb  [vierzehn^)]  Tagen,  yon  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  Einspruch  nicht  mehr  erhoben  werden  kann,  zulässig. 

Für  die  Eingabe  der  Berufung  sowie  für  das  Verfahren  vor  dem  Gerichte  und  den  Urteils- 
spruch bleibt  die  gewöhnliche,  in  den  Art  443  ff.  der  Zivilprozeßordnung  festgelegte 
Prozedur  bestehen. 

Die  Bttufungen  der  Schiedsgerichte  werden  als  summarisch  betrachtet  und  als  solche 
untersucht  und  abgeurteilt. 

Der  Gerichtshof  entscheidet  unverzüglich. 

Innerhalb  fünf  Tagen  nach  Verkündung  des  Urteils  muß  der  Gerichtsschreiber  den  be- 
teiligten Parteien  mittels  Einschreibebriefes  eine  abschriftliche  Mitteilnng  in  gewöhnlicher  Schrift 
auf  einfachem  Papier  zustellen.  Die  Empfangsbescheinigung  der  Postverwaltung  wird  den 
Prozeßakten  einverleibt. 

Art*  12«  Die  letztinstanzlichen  und  einspruchson fähigen  Erkenntnisse  und  Urteile  können 
auf  Grund  einer  Gesetzesübertretung  oder  einer  Verletzung  der  wesentlichen  oder  bei  St^e 
der  Nichtigkeit  vorgeschriebenen  Formen  vor  den  Kassationshof  gebracht  werden. 

Bei  Stxafe  des  Verfalls  muß.  diese  Berufung  innerhalb  vierzehn  Tagen,  vom  Tage  der 
Mitteilung  des  gerichtlichen  Entscheides  ab,  erfolgen. 

Bezüglich  der  Kontumazerkenntnisse  und  -urteile  beginnt  diese  Frist  mit  dem  Tage 
des  Ablaufes  der  Einspruchsfrist. 

Die  Berufung  wird  gemäß  den  für  die  Prozedur  beim  Eassationshofe  in  Zivil-  und 
Handelssachen  vorgeschriebenen  Formen  eingeleitet,  untersucht  und  abgeurteilt. 

Art*  18*  Berufungsfristen,  welche  sich  nach  den  durch  Einschreibebrief  bewirkten  Zu- 
stellungen richten,  beginnen  mit  dem  Tage,  wo  diese  Zustellungen  an  die  Post  gegen  Empfanfs- 
bescheinigang  abgegeben  wurden.  Die  Empfangsbescheinigung  der  Postverwaltung  wird  den 
Prozeßakten  einverleibt. 

Verweigert  der  Adressat  die  Annahme  des  Einschreibebriefes,  so  läuft  die  Frist  vom 
Tage  der  Verweigerung  ab. 

Auf  Ersuchen  des  Vorstandes  oder  seiner  Organe  können  die  im  Großherzogtum  nicht 
ansässigen  Personen  angehalten  werden,  im  Lande  einen  Zastellungswohnsitz  zu  wählen,  widrigen- 
falls die  Zustellung  durch  eine  während  acht  Tagen  in  den  (Geschäftsräumen  des  Vorstandes, 
in  dem  mit  der  Zustellung  betrauten  Postamte  und  im  Gemeindesekretariate  des  letzten  Wohn- 
sitzes des  Betreffenden  angeschlagene  Bekanntmachung  ersetzt  wird. 

Dasselbe  Verfahren   wird  eingehalten,   wenn   der  gegenwärtige  Wohnsitz  unbekannt  ist 

Hat  der  Beteiligte  ohne  sein  Verschulden  keine  oder  eine  nicht  rechtzeitige  Kenntnis 
von  der  Zustellung  erhalten,  so  wird  derselbe,  auf  seinen  Antrag,  wieder  in  seine  Bechte  ein- 
gesetzt. Dieses  Gesuch  muß  innerhalb  acht  Tagen,  nachdem  er  Kenntnis  von  dem  Bestehen 
der  Zustellung  erhalten  hat,  eingereicht  werden. 

Titel  III.  —  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art*  14*  Die  Versicherungsgenossenschaft  und  die  Entschädigungsberechtigten  genießen 
von  Hechts  wegen  des  gerichtlichen  Beistandes,  sowohl  für  das  verfahren  vor  dem  Schieds- 
gericht und  vor  dem  O^rgerichtshofe,  als  auch  für  alle  Mobiliar-  und  Immobiliarpfändungs- 
äten,   sowie  für  alle  gegen  die  Vollstreckung  gerichtlicher  Entscheide  erhobenen  Einwände. 

Die  Einregistrierun^  aller  auf  fragliche  Instanzen  bezüglichen  Urkunden,  gerichtlichen 
Urteile  und  Entscheide  enolgen  kostenfrei.  Diese  Befreiung  erstreckt  sich  ebenfalls  auf  die 
Stempel-  und  Kanzlei^ebühren,  jedoch  nicht  auf  die  Lohnansprüche  der  Gerichtsschreiber. 

Art*  15*  Die  in  gegenwärtigem  Reglement  vorgesehenen  Mahn-  und  Einschreibebriefe 
sind  portofrei« 

Art*  16*    Behufs  Ausführung  dieses  Reglements  muß 

a)  in  jeder  Friedensgerichtskanzlei  ein  stempelfreies  Register  geführt  werden,  welches 
mit  Seitenzahl  zu  versehen  und  vom  Fried^srichter  zu  paraphieren  ist.  In  dieses  Register 
sind  einzutragen: 

1.  die  Entgegennahme  des  Gesuchs; 

2.  ein  Vermerk  über  die  den  Parteien  oder  andern  zugestellten  Mahn-  oder  Einschreibebriefe ; 

b)  in  der  Kanzlei  des  Obergerichtshofes  ein  stempel&eies  Register  geführt  werden,  weiches 
mit  Seitenzahl  zu  versehen  und  vom  Präsidenten  des  Obergerichtshofes  zu  paraphieren  ist  In 
dieses  Register  ist  ein  Vermerk  über  die  den  beteiligten  Parteien  zugestellten  Einschreibebriefe 
einzutragen. 

Titel  IV.  —  Gebühren-  und  Honorartarif. 

Art*  17*  Der  für  die  in  Ausführung  gegenwärtigen  Reglements  zulässigen  Instanzen 
geltende  Kostentarif  ist  wie  folgt  festgesetzt: 

1)  Vierzig  Tagen  (s.  Gesetz  21.  April  1908,  Art  11). 
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a)  Schiedsgerichte. 

Den  FriedensgerichtBSchreibem  werden  außer  der  Erstattung  aller  Baranfllagen  an  G^ 
btthren  zuerkannt: 

1.  für  Abschrift  des  dem  Vorstande  der  Genossenschaft  zu  übermittelnden  Gesuches 
Frs.  1,50; 

2.  für  jede  Sendung  von  Einsehreibebriefen  Frs.  0,60; 

8.  für  Abschrift  und  Sendung  an  die  Parteien  sowohl  des  kontradiktorisohen  als  auch  des 
VersSumnisurteils  Frs.  2,50; 

4.  für  jede  Ausfertigung  per  Sohriftblatt  zu  25  Zeilen  per  Sdte  und  12  ^ben  per  Zeile, 
das  angefangene  Blatt  für  dn  ganzes  gezählt,  Frs.  0,40. 

Die  Vergütungen  und  ^isekosten  der  Zeugen  sind  dieselben  wie  die  den  Zeugen  und 
Sachverständigen  vor  dem  Friedensgerichte  zuerkannten. 

Die  Vergütungen  und  Reisekosten  der  Sachyerständiffen  sond  auf  drei  Vierte  derjenigen, 
welche  nachstehend  den  Sachverständigen  beim  Obergerichtshof  bewilMgt  werden,  festgesetrt. 
Diese  Kosten  werden  durch  den  Friedensrichter  taxiert. 

b)  Obergerichts-   und    Kassationshof. 

1.  Der  Obergerich tsschreiber  erhält,  außer  der  Erstattung  aller  Barauslagen,  für  Abschrift 
jedes  den  Parteien  zugestellten  kontradiktorischen  oder  Versäumnisurteils,  für  Abschrift  und 
Sendung  zuerkannt  Frs.  2,50. 

2.  Der  Kostentarif  für  das  Verfahren  vor  dem  Oberffencht  ist  um  25%  vermindert,  yor- 
behallüch  der  Vergütungen  und  Reisekosten  der  Gerichtsvollzieher,  an  denen  nichts  geändert  ist 

8.  Die  Honorargd)ühren  der  Rechtsanwälte  im  Verfahren  vor  dem  Obergerichts-  und  4em 
Kassationshofe  bemess^i  sich  für  das  Plaidoyer  über  ein  endgültige9  Interlokut  oder  Zwischen- 
erkenntnis auf  15  bis  150  Frs. 

Diese  Gebühren  werden  im  Erkenntnisse  festgesetzt 

Art.  18.  unser  Staatsminister,  Präsident  der  Regiemng,  und  unser  (Generaldirektor  der 
Finanzen  sind,  insofern  es  jeden  betrifft,  mit  der  Ausführung  dieses  Beschlusses  beauftragt, 
welches  ins  „Memorial^  eingerückt  werden  soll. 


Ajiiage4« 

Grossh.  Beschfuss  vom  7.  April  1903^ 

betreibend  die  BereelmuBg  des  Kapitalwertes  Ton  Arbeiterrentem  binsiebtlieh  der 

BerufluigBinstanz. 

Art«  1.  Vorläufig  und  bis  zu  anderweitiger  Verfügung  wird  der  Kapitalwert  für 
die  von  Vemnglückten  beanspruchten  Renten  hinsichtlich  der  Anwendung  des  Art  56  §  1  des 
Gesetzes  vom  5.  April  1902,  betreffend  die  Unfallversicherung,  auf  folgender  Grundlage  festgelegt: 


I.  Renten    verletzter  Personen. 


von 

Kapital- 
wert 

von 

Kapital- 
wert 

von 

Kapital- 
wert 

Alter  des  Rentenempfängers  in 
vollen  Jahren  bei  Beginn  der 
14.  Woche  nach  dem  Unfälle 

15—25 
25—35 
85-45 

8.10 
7.90 
7.80 

45—65 
55—65 
65—70 

7.95 
7.16 
6.07 

70—75 
75-80 
80—85 

4.86 
8.79 
2.92 

n.  Witwenrenten. 


von 

Kapital- 
wert 

von 

Kapital- 
wert 

von 

Kapital- 
wert 

Alter  der  Witwe  in  vollen 

Jahren  am  Schiasse  des 

Rechnungsjahres 

16-21 
21—25 
25-29 
29—88 
88-89 

12.65 
18.40 
14.48 
15.68 
16.05 

89—45 
45—51 
51—56 
56    60 
60-65 

15.47 
18.98 
12.28 
10.68 
9.02 

65—71 
71—76 
76—81 
81-86 

7.18 
5.50 
4.25 
3.28 
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m.  Waisenrenten. 


Yon 

Kapital- 
wert 

Yon 

Kapital- 
wert 

von 

Kapital- 
wert 

Alter  der  Waise  in  rollen 

Jahren  am  Schlosse  des 

Bechnnngsjahres 

1 
2 
3 
4 

7.97 
9.60 
9.66 
9.19 
8.70 

6 
6 
7 
8 
9 

8.18 
7.60 
6.82 
6.09 
5.88 

10 
11 
12 
13 
14 

4.52 
8.68 
2.80 
1.89 
0.98 

IV.  Aszendentenrenten. 


von 

Kapital- 
wert 

von 

Kapital- 
wert 

von 

Kapiial- 
wert 

Alter  des  Aszendenten  in  vollen 

Jahren  am  Schlüsse  des 

Rechnungsjahres 

30-36 
36-41 
41—50 
50—60 

17.85 
16.32 
14.44 
11.42 

60—65 
66—71 
71—76 
76—80 

8.86 
7.06 
5.43 
4.80 

80—86 
85-90 

3.40 
2.64 

Art«  8*  Die  Kapitalsnmme  ist  gleich  dem  zwölffachen  Betrage  der  Monatsrente,  miü- 
tipliziert  mit  derjenigen  ZifEer  des  Kapitalwertes,  welche  dem  obenerwähnten  Alter  des  Renten- 
empftngers  und  seiner  Eigenschaft  als  Verunglückter,  Witwe,  Waise  oder  Aszendent  entspricht 

Art.  S.  Unser  Staatsminister,  Präsident  der  Begiernng,  ist  mit  der  Ausführung  dieses 
Beschlusses  beauftragt,  welcher  ins  „Memorial"  eingerückt  w^en  soll. 


Anlage  g. 

Gesetz  vom  23.  Dezember  1904, 

betreffeai  die  AmsieluivBg  ier  Arl^iter-Ünfallyersiehenuig. 

Art.  1.  Das  Gesets  vom  5.  April  1902,  betreffend  die  Arbeiter-Unfallversiohemiig,  wird 
durch  nachfolgende  Bestimmungen  ergänzt 

Art.  2.  Aufier  den  im  Art.  1  vorbenannten  Gesetses  erwähnten  Betrieben  und  Unter- 
nehmen begreift  die  Arbeiter-Unfaliversicherung : 

die  Gerbereien  und  Biemenfabriken ; 

die  Mäliereien,  Champagner-,  Mineralwasser-  und  Konservenfabrikem ; 

die  Kerzen-,  Seifen-,  Farben-  und  Fimißfabriken,  Papierfabriken; 

die  Essigfabriken ; 

die  Beladnngs-  und  Entladungsuntemehmen,  sowie  Großwarenlageruntemehmen; 

die  Textilindustrie; 

die  Buch-  und  Steindruckereien; 

die  Handschuhindustrie  mit  ihren  Nebenbetrieben; 

die  Tabakfabrikation; 

die  Kalköfen; 

die  Schreiner-,  Wagner-,  Klempner-,  Hafner-  sowie  die  mit  dem  Reinigen  von  Fenstern 
sich  befassenden  Handwerke; 

der  staatliche  Postbetrieb,  insofern  derselbe  den  durch  den  Transport  oder  die  Abgabe 
von  Postsendungen  bedingten  aktiven  Dienst  betrifft; 

und  im  allgemeinen,  bei  Ausschluß  des  Handels  und  der  Landwirtschaft  mit  ihren 
Nebenbetrieben  ^),  sämtliche  Fabriken,  Usinen,  Werkstätten  und  gewerbliche  Unternehmen, 
sowie  alle  vorhin  nicht  besonders  bezeichnete  Gewerbe. 

Unter  Fabriken  versteht  man  im  Sinne  gegenwärtigen  Gesetzes  alle  diejenigen  gewerb- 
lichen Unternehmen,  in  welchen  die  Bearbeitung  und  die  Verarbeitung  von  Gegenst£iden  in  ge- 
winnbringender Absicht  ausgeführt  werden. 

aA  2  §  1  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902  ist  angehoben. 


^)  Sollen  nach  dem  Vorentwurf  von  1908,  betr.  Ausdehnung  der  U.-V.  auf  die  1  a  n  d  • 
und  forstwirtschaftlichen  Betriebe,  (Art.  2 — 15)  ebenfalls  dem  Versicherungszwang 
unterfallen. 
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Art«  8.  Durch  ein  öffentliches  Yerwaltnngsreglement  ^)  können  jedoch  yon  der  Ver- 
Bicherongspflicht  befreit  werden  diejenigen  Unternehmen  and  Handwerke,  welche  nur  leichte 
Betriebsgefahr  aufweisen  und  nicht  namentlich  durch  das  (besetz  der  Versichemngspflicht 
nnterwoäen  sind. 

Die  Inhaber  der  in  vorstehendem  Absätze  erwähnten  Betriebe  sowie  die  Inhaber  von 
Handelsunternehmen  sind  jedoch  ermächtigt,  ihr  Arbeiterpersonal  gegen  die  Schäden  von 
Betriebsunfällen  mittels  einer  bei  dem  Vorsteher  der  Unfa&Tersicherangsgenossenschaft  abzu- 
gebenden schriftlichen  Erklärung  zu  versichern.  Nach  der  Bestimmung  des  folgenden  Artikels 
hat  diese  Erklärung  das  ganze  Arbeitspersonal  nebst  dessen  vollständiger  Be8chäfti|ping  zu 
umfassen.  Die  freiwillige  Versicherung  beginnt  am  Tage  nach  der  Erklärung  und  erlischt  auf 
Grund  einer  bei  dem  Vorsteher  der  Genossenschaft  wenigstens  drei  Monate  vor  Schluß  des 
Bechnungsjahres  einzureichenden  Austrittserklärung. 

Art.  4«  Der  Endabsatz*)  des  Art  2  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902  wird  durch  folgmde 
Bestimmungen  ersetzt: 

Bei  den  mehrere  Abteile  umfassenden  Betrieben  besteht  die  Versicherungspflicht  für  das 
in  den  verschiedenen  Abteilen  beschäftigte  Gesamtpersonal  und  erstreckt  sich  auf  die  einem 
jeden  Arbeiter  auf  Geheiß  des  Arbeitgebers  oder  dessen  Vertreters  aufp^egebene,  vollständige  und 
sogar  außerberufliche  Beschäftigunfi: ,  sobald  ein  einziger  Betriebsteü  entweder  auf  Grund  des 
Gesetzes  oder  durch  freiwillige  Erldärung  der  Versicherung  unterliegt 

Art«  5*  Der  Endabsatz  des  Art  GO  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902  wird  durch  folgende 
Bestimmungen  ersetzt: 

Während  der  Dauer  eines  Jahres,  vom  Tage  des  Inkrafttretens  gegenwärtigen  Gesetze« 
oder  des  entweder  kraft  des  Gesetzes  oder  in  fiiiwilliger  Weise  erfolgten  Anschlusses  an  die 
Versicherungsgenossenschaft  ab,  können  Versicherunffsverträffe  vom  Versicherer  oder  von  der 
Versicherungsgenossenschaft  gekündigt  werden,  entweder  durch  eine  diesbezügliche  am  Sitze  der 
Genossenschaft  bzw.  beim  Haupt-  oder  Lokalagenten  abzugebende  Erklärung,  worüber  Empftjigs- 
bescheinigung  auszustellen  ist,  oder  durch  aiLßergerichtliche  Urkunde. 

Bezüglich  derjenigen  Versicherungsverträge,  welche  vor  dem  1.  Januar  1904  kein  sicheres 
Datum  trugen  oder  ans£ücklich  oder  stillschweig^end  nach  diesem  Zeitpunkte  verlängert  wurden, 
^bt  die  Kündigung  zu  einer  Entschädigungsleistung  keinen  Anlaß;  bezüglich  der  anderen 
Verträge  jedoch  hat  im  Falle  der  Kündigung  durch  die  Genossenschaft  die  Festsetzung  der  dem 
Versicherer  zukommenden  Entschädigung  auf  Grund  gemeinsamer  Vereinbarung  zwischen 
letzterer  und  dem  Versicherer  zu  erfolgen,  ohne  daß  diese  mehr  als  15%  des  Wertes  der 
bei  der  Erfallzeit  geschuldeten  Jahresprämien  betragen  darf.  Die  Erfidlzeit  darf  die  Dauer  von 
fünf  Jahren,  vom  Tage  der  Uebemahme  der  Versicherungsverträge  durch  die  Genossenschaft  ab 
gerechnet,  nicht  übersteigen. 

Vorstehende  Bestimmungen  finden  ebenfalls  Anwendung  auf  die  Versicherungsverträge 
von  solchen  Betrieben,  welche  entweder,  nachdem  sie  auf  Grund  des  Art  8  Abs.  1  von  der 
Versicherung  entbunden  waren,  durch  eine  spätere  Verfügung  versicherungspflichtig  werden, 
oder  auch  entweder  durch  großherzoglichen  Beschluß  gemäß  Art  3  oder  auf  freiwillige  Erklärung 
des  Betriebsherrn  hin  der  Genossenschaft  einverleibt  werden.  Derartige  Versicherungsverträge 
können  während  der  Daner  eines  Jahres,  vom  Tage  der  Mitgliedschaft  der  Betriebe  ab,  gekündigt 
werden.     Soll   die  Kündigung  durch  die  Genossenschaft  zu  einer  Entschädigungsleistung  Anlaß 

Sehen,  so  muß  sie  Bezug  haben  auf  die  Kontrakte,  die  wenigstens  ein  JsSr  vor  Ansehluß  der 
iesbezüglichen  Betriebe  an  die  Genossenschaft  ein  sicheres  Datum  trugen. 

Vorstehende  Bestimmungen  betreffen  nicht  die  bis  heute  zwischen  der  Genossenschaft  und 
den  Versicherem  geschlossenen  Verträge. 

Art«  6*  Alle  nicht  abgerufenen  Bestimmungen  des  G^etzes  vom  5.  April  1902  find^ 
Anwendung  auf  die  nach  Maßgabe  oder  in  Anwendung  gegenwärtigen  Gesetzes,  sei  es  in  gesetz- 
licher oder  sei  es  in  freiwilliger  Weise,  versicherungspflichtigen  Unternehmen  oder  Handwerke. 

Art«  7«    Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1^5  in  Kraft 

Die  Begierung  ist  ermächtigt,  vor  diesem  Zeitpunkte  alle  Vorbereitungsmaßregeln 
zu  treffen. 

Bei  Nichtbeobachtung  dieser  Maßnahmen  wird  die  im  Art  58  des  Gesetzes  vom  5.  April 
1902  angedrohte  Ordnungsstrafe  verhängt  werden. 


1)  8.  Anlage  6. 

^  Soll  heißen  Abs.  2  des  Art  2;  siehe  die  Anmerkung  zu  Anlage  1  Art  2  Note  8). 
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Anlage  6. 

Grossb.  BescUass  Tom  23.  Dezember  1904, 

woimreh  gewisse  nmr  leichten  Gefahren  amsgesetste  Gewerbe  von  der  Unfallyersiehe- 
rongspllieht  entbunden  werden.     (Art  1  Gesetz  vom  5.  April  1902,  Art  2--8  Gesetx 

Tom  2S.  Desember  1904.) 

Art.  1.  Die  nachbezeichneten  Handwerke  sind  yon  der  ünfallversicherungspflicht  entbanden : 

A.  Bekleidung:  die  Schuster,  die  Strumpfwirker,  Hemdenfabrikanten,  Schneider,  Kürschner, 
Hut-  und  Mützenmacher,  die  Kleider-,  Putz-,  Weißwaren-  und  Korsettmacherinnen,  die  Stickerinnen, 
Spitzenklöpplerinnen,  Büglerinnen  und  Wäscherinnen. 

Nicht  entbunden  sind  jedoch  di^enigen  Schusterwerkstätten,  in  welchen  außer  den  Näh- 
maschinen noch  andere  Maschinen,  z.  B.  Sohlenschneide-  oder  Dorchschlagmaschinen ,  zur  Ver- 
wendung kommen. 

B.  Toilette:  die  Friseure,  Barbiere,  iPerückenmacher,  Zahntechniker,  Massierer,  Hühner- 
augenoperateure, Handpfleger  und  Badewärter. 

C.  Lebensmittel:  die  Znckerwaren-,  Schokolade-  und  Marmeladefabrikanten,  die  Kuchen- 
und  Brotbäcker,  mit  Ausnahme  der  mechanischen  Werkstätten. 

D.  Kunstgewerbe:  die  Posamentierer,  die  Fabrikanten  von  Kunstwebereien,  Kunst- 
stickereien und  künstlicher  Blumen. 

E.  Hanseinrichtung:  die  Matratzenmacher,  die  Korb-,  Strohflechter  und  die  Ansstopfer. 

F.  Verschiedenes:  die  Seiler,  Scherenschleifer,  Schreibtintenfabrikanten,  Kammacher, 
Schirm-  und  Pfeifenmacher. 

Art  2.  unser  Staatsminister,  Präsident  der  Regierung,  ist  mit  der  Ausführung  dieses 
Beschlusses  beauftragt,  der  ins  „Memorial"  eingerückt  werden  soll. 


Anlage  7. 

Gesetz  yom  12.  Mai  1905, 

betreffend  die  Ansfühmng  der  ünfallyersiehernngsgesetse  im  internationalen  Terkehr. 

Art  1.  Die  Regierung  ist  ermächtigt,  in  ITebereinstimmung  mit  dem  Staatsrate,  in  den 
internationalen  Abkommen,  welche  zum  Gegenstande  haben,  nach  dem  Reziprozitätsprinzipe  die 
Ausführung  der  Unfallyersicherungsgesetze  in  den  yertragschließenden  Ländern  zu  regeln,  von 
den  luxemburgischen  Gesetzen  abzuweichen. 

Art  2.  Die  Entschädigung  derjenigen  Personen,  welche  im  Großherzogtum  yorübergehend 
beschäftigt  sind  von  ausländischen  Unternehmen,  welche  gemäß  Art  3  des  Gesetzes  Tom  5.  April 
1902  yon  der  Anwendung  des  letzteren  Gesetzes  entbunden  sind,  geschieht  nach  Maßgabe  der 
besonderen  Arbeiteryersicherungsgesetzgebung  desjenigen  Staates,  zu  welchem  das  Unternehmen 
gehört,  in  dem  sie  beschäftigt  sind. 


Ministerieller  Besehlnß  yom  13.  Mai  1905, 

betreffend  die  Ansserkraftoetning  yon  Bestimmnngen  des  UnfallTersiehemngsgesetses 
zugunsten  der  Angehörigen  des  Dentsehen  Beiehes. 

Art  1*  Die  Bestimmungen  über  das  Ruhen  der  Rente  und  den  Ausschloß  des  Anspruchs 
auf  Ueberweisung  'der  Rente  im  Art  4S  Abs.  1  Ziffer  2  und  Abs.  3  des  Gesetzes  yom  5.  April 
1902  werden  für  die  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  mit  Rückwirkung  auf  den  15.  April  1903 
außer  Kraft  gesetzt,  soweit  über  den  Anspruch  bei  dem  Inkrafttreten  ddeses  Beschlusses  noch 
nicht  rechtskräftig  entschieden  ist 

Das  Rentenbezugsrecht  ist  aber  dayon  abhängig,  daß  auf  die  rentenberechtigteD  Ausländer, 
solange  sie  sich  nicht  im  Inlande  aufhalten,  die  yon  der  Großherzoglichen  Regierung  für  unfall- 
rentenberechtigte Personen,  welche  im  Auslande  sich  aufhalten,  eyentuell  zu  erlassenden  Vor- 
schriften entsprechende  Anwendung  finden. 

Art  2.  Die  Bestimmung  über  die  Kapitalabfindung  im  Art.  49  Abs.  4  des  Gesetzes  yom 
5.  April  1902  wird  dahin  eingeschränkt,  daß  die  Abfindung  der  Angehörigen  des  Deutschen 
Reichs  nur  auf  ihren  Antrag  stattfinden  kann. 

Diese  Einwirkung  gilt  rückwirkend  yom  15.  April  1903,  sofern  über  die  Abfindung  bis  zum 
Inkrafttreten  dieses  BescUusses  noch  nicht  rechtskräftig  entschieden  ist 
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Anlage  8> 

Orossh.  BescUuss  Tom  10.  September  1905^ 

betreffend  Genehmigung  nnd  Yer^fftetiiehug  iei  am  8.  September  1905  swisehen  dem 
Großhersogtnm   nnd    dem   Dentsehen   Beiehe   nnteneiehneten   Abkommens   über   die 

ünfMlyergiehemng. 

Wir  Adolph,  von  Gottes  Gnaden  Großherzog  Ton  Lnxemborg,  Herzog  von  Nassau  usw. 

Nach  Einsicht  des  zu  Luxemburg  am  2.  September  1905  zwischen  der  Großh.  Begienmg 
und  der  deutschen  Keichsregiemng  unterzeichneten  Abkommens,  durch  welches  die  Anwendung 
der  UnfaÜTersichernngsgesetze  auf  die  Unternehmen  und  gewerblichen  Betriebe,  die  aus  dem 
einen  Lande  vorübergehend  in  das  andere  übergreifen,  ger^elt  wird; 

Nach  Einsicht  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902,  betreffend  die  Arbeiter-Ünfallyersicherung, 
namentlich  des  Art.  3  dieses  Gesetzes,  desjenigen  vom  28.  Dezember  1904,  betreffend  die  Aus- 
dehnung dieser  Versicherung,  nnd  desjenigen  vom  12.  Mai  1905,  betreffend  die  Ausführung  der 
Unfaliversicherungsgesetze  im  internationalen  Verkehr; 

Auf  das  zustimmende  Gutachten  des  Staatsrats; 

Auf  den  Bericht  unseres  Staatsministers,  Präsidenten  der  Regierung  und  nach  vorheriger 
Beratung  im  Eonseil; 

Haben  beschlossen  und  beschließen: 

Das  o^en  erwähnte  Abkommen  ist  genehmigt  und  soll  im  „Memorial"  veröffentiicht 
werden,  um  vom  1.  Oktober  1905  ab  in  Anwendung  zu  kommen. 

Schloß  Hohenburg,   den  10.  September  1905. 

Der  Staatsminister,  Für  den  Großherzog: 

Präsident  der  Regierung,  Dessen  Statthalter, 

Eyschen.  Wilhelm,   Erbgroßherzog. 


Abkommen. 

Nachdem  die  Großherzoglich  luxemburgische  Regierung  und  der  deutsche  Reichskanzler 
übereingekommen  sind,  die  Anwendung  der  in  Luxemburg  und  in  Deutschland  für  andere  als 
land-  und  forstwirtschaftliche  Betriebe  geltenden  Unfaliversicherungsgesetze  auf  solche  Betriebe, 
die  aus  dem  einen  Lande  vorübergehend  in  das  andere  übergreifen,  durch  ein  Abkommen  zu 
regeln,  haben  zu  ihren  Vertretern  für  den  Abschluß  dieses  Abkommens  bestellt: 
die  Großherzoglich  Luxemburgische  Regierung 

den  Staatsminister,  Präsidenten  der  R^ierung,  Herrn  Dr.  Paul  Eyschen; 
der  deutsche  Reichskanzler 

den  Kaiserlichen  außerordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  in 
Luxemburg,  Legationsrat  Grafen  von  Pückler. 
Diese  Vertreter  haben   die  folgenden  Bestimmungen  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung 
durch  ihre  Machtgeber  vereinbart: 

Artikel   1. 

Die  nach  den  (Jnfallversicherungsgesetzen  beider  Staaten  versicherungspflichtigen  Betriebe 
(mit  Ausnahme  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe)  folgen  —  mangels  anderweitiger 
von  der  Großherzoglich  luxemburgischen  Regierung  und  dem  deutschen  Reichskanzler  ge- 
nehmigter Vereinbarungen  zwischen  den  zuständigen  beiderseitigen  Versicherungsträgem  —  mn- 
sichtlich  derjenigen  Personen,  welche  in  einem  vorübergehend  in  das  Gebiet  des  anderen  Staates 
übergreifenden  Betriebsteile  beschäftigt  sind,  auch  für  die  Dauer  dieser  Beschäftigung  der 
Unfallversicherung  des  Staates,  in  welchem  der  Sitz  des  Haupt-  oder  Gesamtuntemehmens  ge- 
legen ist.  Als  vorübergehend  übergreifender  Betriebsteil  im  Sinne  dieses  Abkommens  gilt  nur 
ein  solcher,  dessen  voraussichtliche  Dauer  sechs  Monate  nicht  übersteigt.  Der  Zeitraum  wird 
für  jeden  einzelnen  übergreifenden  Betriebsteil  besonders  berechnet. 

Als  vorübergehend  beschäftigt  sind  auch  das  Fahrpersonal,  welches  in  durchgehenden 
Zügen  die  Grenze  Überschreitet,  sowie  solche  Personen  anzusehen,  welche  ohne  Wechsel  ihres 
dienstlichen  Wohnsitzes  in  dringenden  Fällen  zur  vertretungsweisen  Wahrnehmung  des  Eisen- 
bahndienstes in  dem  Gebiete  des  anderen  Staates  nicht  über  sechs  Monate  hinaus  abgeordnet 
werden. 

Artikel  2. 

Entstehen  Zweifel  darüber,  ob  nach  Maßgabe  des  Artikels  1  die  Unfaliversicherungsgesetze 
des  einen  oder  des  anderen  Staates  anzuwenden  sind,  so  entscheidet  —  mangels  einer -Ver- 
ständigung der  beiderseitigen  Versicherungsträger  untereinander  und  mit  dem  Betriebsunter- 
nehmer und  falls  es  sich  um  ein  Entschädigungsverfahren  handelt  auch  mit  dem  Ent- 
schädigungsberechtigten  —  darüber  in  ausschließlicher  Zuständigkeit  und  endgültig  die  Behörde 


Digitized  by 


Google 


Internationale  Abkommen.  81 

in  dem  Staate,  in  welchem  die  in  Frage  stehenden  Betriebstätigkeiten  ausgeführt  werden,  and 
zwar  zutreffendenfalls  in  Luxemburg  die  Begierung,  im  Deutschen  Kelche  das  Reichs- 
versicherungsamt. 

Die  gemäß  Abs.  1  ergehende  Entscheidung  ist  maßgebend  auch  für  den  Versicherungs- 
träger in  dem  andern  Staate,  sowie  überhaupt  für  die  weitere  Behandlung  der  Sache,  ins- 
besondere auch  für  das  Beitragsyerfahren  und  für  das  EntschädigungsTerfabren  nnd  für  die 
Frage,  ob  die  Organe  in  dem  einen  oder  die  in  dem  anderen  Staate  für  die  weitere  Behandlung 
der  Sache  zuständig  sind. 

Vor  der  Entscheidung  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Stelle  ist  den  beteiligten  Versicherungs- 
trägern und  dem  Betriebsuntemehmer  sowie,  falls  bereits  ein  Entschädigungsyerfahren  schwebt, 
auch  dem  Entschädigungsberechtigten  Gelegenheit  zur  Aeußerung  zu  geben;  die  ergangene  Ent- 
scheidung ist  den  Beteiligten  mitzuteilen. 

Artikel  8. 

Liegt  ein  zweifellos  entschädigungspflichtiger  Betriebsunfall  vor,  bestehen  jedoch  Zweifel 
darüber,  ob  dieser  den  Versicherungsträgem  in  dem  einen  oder  in  dem  anderen  Staate  zur  Last 
föllt,  so  hat  der  mit  der  Sache  zuerst  befaßte  Versicherungsträger  nach  den  für  ihn  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  einstweilen  die  Fürsorge  für  die  Entschädigungsberechtigten  zu 
übernehmen. 

Zur  endgültigen  üebernahme  dieser  Aufwendungen  ist  derjenige  Versicherungsträger  ver- 
pflichtet, welcher  demnächst  als  der  Entschädigungspflichtige  festgestellt  wird. 

Artikel  4. 

Haben  nach  den  Grundsätzen  dieses  Abkommens  einzelne  Betriebe  oder  Betriebsteile  aus 
der  Unfallversicherung  in  dem  einen  Staate  in  die  im  anderen  überzugehen,  so*  erfolgt  dieser 
Uebergang  erst  mit  dem  Ende  des  laufenden  Rechnungsjahres.  Durch  Vereinbarung  der  beider- 
seitigen Versicherungsträger  kann  der  Uebergang  mit  Rechtswirknng  für  alle  Beteiligten  bis 
auf  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Abkommens  (Artikel  7)  zurückverlegt 
werden. 

Verpflichtungen  aus  Unfällen,  welche  sich  vor  dem  Zeitpunkte  des  Ueberganges  ereignet 
haben,  sind  auch  weiterhin  von  demjenigen  Versicherungsträger  zu  erfüllen,  bei  welchem  die 
unfallbringende  Betriebstätigkeit  vor  dem  Zeitpunkte  des  Ueberganges  versichert  war. 

Artikel  5. 

Bei  der  Durchführung  der  Unfallversicherung,  insbesondere  bei  der  Feststellung  solcher 
Betriebsunfälle,  welche  der  inländischen  Unfallversicherung  unterliegen,  aber  im  Gebiete  des 
andern  Staates  sich  ereignen,  wird  gegenseitige  Rechtshilfe,  durch  die  zuständigen  Organe  und 
Behörden  gewährleistet,  unbeschadet  ihrer  Verpflichtung,  solche  Betriebsunfälle  alsbald  von 
Amts  wegen  festzustellen. 

Artikel  6. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  entsprechende  Anwendung  auf  diejenigen  Be- 
amten des  Deutschen  Reichs,  eines  deutschen  Bundesstaats  oder  eines  deutschen  Kommunal- 
verbandes, welche  in  Unfallversicherungspflichtigen  Betrieben  der  in  Artikel  1  bezeichneten  Art 
beschäftigt  sind,  für  welche  jedoch  an  Stelle  der  deutschen  Unfallversicherung  eine  Unfall- 
fürsorge im  Sinne  des  §  7  des  deutschen  Gewerbe-UnfaUversicherungsgesetzes  besteht. 

Dabei  tritt  an  die  Stelle  des  in  Artikel  2  zur  Entscheidung  berufenen  Reichsversicherungs- 
amts für  Reichsbeamte  der  Reichskanzler,  für  Staats-  und  Kommnnalbeamte  die  Landeszentral- 
behörde. 

Bei  der  Anwendung  der  deutschen  Unfallfürsorgegesetze  gelten  die  Vorschriften  dieser 
Gesetze  über  die  Geltendmachung  anderweitiger  infolge  des  Unfalls  nach  den  deutschen  Ge- 
setzen begründeter  Ansprüche  auch  für  solche  Ersatzansprüche,  welche  infolge  eines  auf  luxem- 
burgischem Gebiet  eingetretenen  Unfalls  nach  den  luxemburgischen  Gesetzen  begrilndet  sind. 

Artikel  7. 

Dieses  Abkommen  tritt  mit  dem  Beginne  des  auf  seinen  Abschluß  folgenden  Monats  in 
Kraft  und  kann  beiderseits  zum  1.  Januar  jeden  Jahres  mit  Wirksamkeit  vom  1.  Januar  des 
darauf  folgenden  Jahres  gekündigt  werden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Vertreter  das  gegenwärtige  Abkommen  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  doppelter  Urschrift  in  Luxemburg,  den  2.  September  1905. 

(gez.)  Ey sehen.  (gez)  ^.  Pückler. 

(L.  S.)  (L.  S.)     . 
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Anlage  9. 

Orossli.  Beschlnss  vom  14.  Oktober  1905, 

beireffend   Genehmigrnng   und   Yeröffentlichnng  des   am   15.  April  1905  zwiBehen   den 
GroBshensogtom   nnd   Belgien  nnterseiehneten  Vertrags   Aber   die  Entsch&dignng  yon 

Betriebsunfällen. 

Wir  Adolph,  von  Gottes  Guaden  Großherzog  von  Luxemburg,  Herzog  von  Nassau 
usw.,  usw.,  usw.; 

nach  Einsicht  des  zu  Brüssel  am  15.  April  1905  zwischen  dem  Großherzogtum  Luxem- 
burg und  Belgien  unterzeichneten  Vertrags  über  die  Entschädigung  von  Betriebsunfällen; 

nach  Emsicht  des  Gesetzes  vom  o.  April  1902,  betreffend  die  Arbeiterunfallversichemng, 
namentlich  des  Art.  B  dieses  Gesetzes,  desjenigen  vom  23.  Dezember  1904,  betreffend  die  Aus- 
dehnung dieser  Versicherung,  und  desjenigen  vom  12.  Mai  1905,  betreffend  die  Ausführung  der 
Unfallversicheningsgesetze  im  internationalen  Verkehr; 

auf  den  Bericht  unseres  Staatsmiu isters,  Präsidenten  der  Regierung,  und  nach  vorheriger 
Beratung  der  Regierung  im  Konseil; 

haben  beschlossen  und  beschließen: 

Art.  1.  Das  oben  erwähnte  Abkommen  ist  genehmigt  und  soll  im  „Memorial"  ver- 
öffentlicht werden,  um  vom  10.  November  1905  ab  in  Anwendung  zu  kommen. 

Art.  2.  unser  Staatsmiuister,  Präsident  der  Regierung,  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt 

Schloß  Hohenburg,  den  14.  Oktober.  1905. 
Der  Staatsminister,  Für  den  Großherzog: 

Präsident  der  Regierung,  Dessen  Statthalter, 

Eyschen.  W i  1  h e  1  m  ,  Erbgroßherzog. 

Conyention. 

Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc  de  lAixemhourg  et  8a  MajesU  le  Rot  des  Beiges, 
6galement  anim^s  du  d6sir  d'assurer  aux  ressortissants  de  Leurs  Etats  respectifs  le  b^n^fice 
riciproque  de  la  l^gislation  en  vigueur  sur  la  r^paration  des  dommages  r^suitant  des  accidents 
du  travail,  ont  r^soln  de  conclure  k  cet  effet  une  Convention  et  ont  nomm6  pour  Leurs  Pl^ni- 
potentiaires,  savoir: 

Son  AUesse  Royale  le  Grand-Duc  de  Luxemhowrg,  M.  le  Comte  de  Marchant  d'Ansembourg, 
Chambellan  de  S.  A.  R.  ie  Grand-Duc  de  Luxembourg  et  de  S.  M.  la  Reine  des  Pays-Bas, 
Commandeur  de  premiere  classe  avec  plaqne  de  Pordre  d'Adolphe  de  Nassau,  Officier  de  l'Ordre 
de  la  Couronne  de  Ch^ne,  Commandeur  de  l'Ordre  de  Leopold,  etc.,  etc.,  Son  Charge  d^affaires 
pr^s  Sa  Majest^  le  Roi  des  Beiges,  et 

8a  Majesti  le  Roi  des  Beiges,  M.  le  Baron  de  Favereau,  Membre  du  S6nat,  Chevalier  de 
rOrdre  de  Leopold,  Chevalier  de  l'Ordre  de  la  Couronne  de  Ch^ne,  etc,  etc.,  Son  Ministre  des 
Affaires    iltrangöres; 

lesquels,  apr^s  s'^tre  communiqu6  leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^s  en  bonne  et  due  forme, 
sont  couvenus  des  articles  suivants: 

Art.  l«'.  —  Les  ouvriers  luxembourgeois  victimes  d'accidents  du  travail  en  Belgique, 
ainsi  ^ue  leurs  ayants-droit,  seront  admis  au  b6n^fice  des  m^mes  indemnit^s  et  des  m^mea 
garanties  que  les  suiets  beiges.  Par  r^ciprocit^,  les  ouvriers  beiges  victimes  d'accidents  du 
travail  daus  le  Grand-Duch6  de  Luxembourg,  ainsi  que  leurs  ayants-droit,  seront  admis  au 
b^n^fice  des  memes  indemnit^s  et  des  m^mes  garanties  que  les  sujet«  luxembourgeois. 

Art  2.  —  II  sera  cependant  fait  exception  h  la  rögle  pr6c^dente  lorsquMl  s'agira  d'on- 
vrlers,  sans  distinction  de  nationalit^,  qui  sont  occup6s  passag^rement,  c*est-ä-dire  pendant  six 
mois  au  plus,  sur  le  territoire  de  celui  des  deux  ^fetats  contractants  oti  Paccident  est  survenu, 
mais  qui  sont  attach^s  ä  une  entreprise  situ6e  sur  le  territoire  de  Fautre  ifetat,  auquel  cas  la  l^gis- 
lation  de  ce  demier  Etat  sera  seule  applicable. 

Art,  3.  —  Les  dispositions  de  Tart.  48,  n»  2,  et  de  l*art.  49,  alin^a  4,  de  la  loi  luxera- 
bourgeoise  du  5  avril  1902  sont  suspendnes  express^ment  au  profit  des  ayants-droit  de  nationalit^ 
beige. 

Art.  4.  —  Les  dispositions  des  art.  1,  2  et  8  de  la  präsente  Convention  seront  sem- 
blablement  applicables  aux  personnes  que  les  lois  de  chacun  des  Etats  contractants  assimilent 
aux  ouvriers  en  ce  qui  concerne  la  r6paration  des  dommages  r6sultant  des  accidents  du  travail. 

Art  5.  —  Les  exemptions  prononc6es  en  mati^re  de  timbre,  de  greffe  et  d'enregistrement, 
et  la  d^livraiice  gratuite  stipul^e  par  la  16gislation  luxembourgeoise  sur  les  accidents  du  travail, 
sont  ^tendues  aux  actes,  certificats  et  documents  vis^s  par  cette  16gislation  qui  seront  pass6s  ou 
d^livr^s  aux  Ans  d'ex6cution  de  la  loi  beige.  R6ciproquement,  les  exemptions  prononc^es  et  la 
d^livrance  gratuite  stipnl6e  par  la  l^gislation  beige  sont  6tendues  aux  actes,  certificats  et  docu- 
ments vis^s  par  cette  16gislation  et  qui  seront  passes  ou  d61ivr6s  aux  fins  d'ex^cution  de  la  loi 
luxembourgeoise. 
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Art.  6.  —  Les  antorit^s  Inxemboargeoises  et  beiges  se  preteront  matiiellement  leurs  bona 
Offices  eu  yue  de  faciliter  de  part  et  d'aatre  Fex^cntion  des  lois  relatives  anx  accidents  da 
travail. 

Art.  7.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi6e  et  les  ratifications  seront  6chang6e8  ä 
Bruxelles  le  plus  tot  possible. 

Elle  entrera  en  viguear  dix  jours  apres  la  pnblication  dans  les  formes  prescrites  par  la 
legislation  des  deux  pays,  et  demeurera  obligatoire  jusqu'ä  l'expiration  d'une  ann6e  ä  partir  du 
jour  oü  l'une  ou  Pautre  des  Parties  contractantes  Taura  d6nonc6e. 

£n  foi  de  qnoi  les  Pl^nipoteutiaires  ont  sign^  la  präsente  Convention  et  y  ont  appos6 
leurs  cachets. 

Fait  en  double  ä  Bruxelles,  le  15  avril  1905. 

(L.  S.)  Le  Comte  d'Ansembourg.  (L.  S.)  Favereau. 

(La  Convention  ci-dessus  a  6te  ratM6e  et  Techange  dos  ratifications  a  eu  Heu  b,  Bruxelles, 
le  25  octobre  1905.) 


Großh.  Beschluß  yom  i.  Janaar  1907, 

wodurch  der  am  22.  Mai  1906  in  Brflssel  «Bterseieluiete  Znsatirertrag  zu  dem  Vertragre 

vom  15.  April  1905  zwischen  dem  Orossherzogtam  and  Belgien,  dber  die  Entschädignng 

von  Betriebsnnfälleiif  genehmigt  nnd  yerdffentlicht  wird. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Großherzog  von  Luxemburg,  Herzog  zu  Nassau 
usw.,  usw.,  usw.; 

nach  Einsicht  des  zu  Brüssel  am  22.  Mai  1906  unterzeichneten  Zusatzvertrags  zu  dem 
am  15.  April  1905  zwischeu  dem  GroÜherzogtnm  und  Belgien  abgeschlossenen  Vertrag  über  die 
Entschädigung  von  Betriebsunfällen; 

nach  Einsicht  Unseres  Beschlusses  vom  11.  Oktober  1905,  betreffend  Genehmigung  und 
Verö£Eentüchung  letzteren  Vertrags; 

nach  Einsicht  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902,  betreffend  die  Arbeiterunfallversicherung, 
namentlich  des  Art.  3  dieses  Gesetzes,  desjenigen  vom  23.  Dezember  1904,  betreffend  die  Aus- 
dehnung dieser  Versicherung,  und  desjenigen  vom  12.  Mai  1905,  betreffend  die  Ausfübrung  der 
Unfall  Versicherungsgesetze  im  internationalen  Verkehr; 

nach  Einsicht  des  Gutachtens  des  St-aatsrates  vom  30.  März  1906; 

auf  den  Bericht  unseres  Staatsministers,  Präsidenten  der  Regierung,  und  nach  Beratung 
der  Regierung  im  Eonseil; 

habeu  beschlossen  und  beschließen: 

Art.  1.  Der  obenerwähnte  Zusatzvertrag  ist  genehmigt  und  soll  im  „Memorial"  ver- 
öffentlicht werden. 

Art.  2.  Unser  Staatsminister,  Präsident  der  Regierung,  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Luxemburg,  den  1.  Januar  1907. 

Der  Staatsminister, 
IVäsident  der  Regierung,  Wilhelm. 

E  y  s  c  h  e  n. 

Convention. 

Son  Altesse  Royale  le  G^-anä-Duc  de  Liuremhourg  et  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  ayant 
jiige  utile  d'etendre  ä  certaines  categories  de  personnes  attach^es  k  des  entreprises  de  transport 
le  b^ii^hce  de  la  disposition  faisant  Tobjet  de  Fart.  2  de  la  Convention  conclue  le  15  avril  1905 
entre  la  Belgique  et  le  Grand-Duch^  de  Luxembourg  pour  la  r6paration  des  dommages  r^sultant 
des  accidents  du  travail,  ont  r^solu  de  conclure  k  cet  effet  une  Convention  additionnelie  et  ont 
nomm^  pour  Leurs  Pl^nipotentiaires  savoir: 

Son  AUesse  Royale  le  Grrand-Dnc  de  Lwremhourg : 

M.  le  comte  de  Marchant  d'Ansembourg,  ('harabellan  de  Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc 
de  Luxembourg  et  de  Sa  Magest6  la  Reine  des  Pays-Bas,  Gommandeur  de  1"  classe  avec  plaque 
de  i'Ordre  d*Adolphe  de  Nassau,  Ofiicier  de  TOrdre  de  la  Couroni^e  de  ch^ne,  Commandeur  de 
l'Ordre  de  Leopold,  etc.,  etc.,  Son  Charge  d'Affaires  prös  Sa  Majest^  le  Roi  des  Beiges, 

et  Sa  MajestS  le  Roi  des  Beiges: 

M.  le  baron  de  Favereau,  Membre  du  S6nat,  Chevalier  de  l'ordre  de  Leopold,  Grand  Cordon 
de  rOrdre  de  la  Conronne  de  chßne,  etc.,  etc.,  Son  Ministre  des  Affaires  firrangeres. 

Lesquels,  apr^  s'etre  coromuniqu6  leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^s  en  bonne  et  due  forme 
sont  convenus  des  articles  suivants: 

Art.  i«'.  —  La  disposition  ci-apr^s  est  ajout^e,  comme  second  alin6a,  ä  l'art.  2  de  la 
Convention  du  15  avril  1905 : 

„II  en  sera  de  mSme  pour  les  personnes  attach^es  ä  des  entreprises  de  transport  et 
occup^es  de  fagon  intermittente,  m^me  habituelle,  dans  le  pays  autre  que  celui  oü  les  entreprises 
ont  lear  si^ge.*' 
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^rt,  2.  -r-  La  presente  Convention  additionnelle  aara  m4me  valenr  et  duree  que  la  Con- 
vention da  15  avril  1905. 

Elle  sera  ratifi^e,  et  les  ratifications  6chang6e9  ä  Brnxelles  le  plus  tot  possible. 

Elle  eutrera  en  vigueur  dix  jonrs  apr^s  la  publication  dans  les  fonnea  preserites  par  la 
l^gislation  des  deux  pays. 

En  foi  de  quoi  les  Pl^nipotentiaires  out  sign^  la  präsente  Convention  additionnelle  et.  y 
ont  appos6  leurs  cachets. 

Fait  en  double  k  BroxelleSi  le  22  mai  1906. 

(sig.)  Le  Comte  d'Ansembourg.  (sig.)  Favereau. 

(La  Convention  ci-dessns  a  6t6  ratifi^e  et  l'^change  des  ratificatlons  a  en  Heu  ä  Bruxelles, 
le  14  janvier  1907.) 


Anlage  10> 

Grossh.  Beschlags  vom  28.  Juli  1906, 

wodurch  das  am  27.  Juni  1906  xwigeheii  dem  Grossheraogtum   «nd  Frankreich  unter- 
zeichnete Abkommen  über  die  Entschädigung  von  BetriebsunfiUen  genehmigt  uni  ver- 

5ffentlicht  wird. 

Wir W il  bei m ,  von  Gottes  Gnaden  Großhensog  von  Luxemburg,  Herzog  zn  Nassau  usw.  usw. ; 

nach  Einsicht  des  zu  Paris  am  27.  Juni  190^,  zwischen  dem  Großherzogtum  Luxemburg 
und  der  Französischen  Bepublik  unterzeichneten  Abkommens  über  die  Entschädigung  von 
Betriebsunfällen ; 

nach  Einsicht  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902,  betreffend  die  Arbeiterunfallversicherung, 
namentlich  des  Art.  3  dieses  Gesetzes,  desjenigen  vom  23.  Dezember  1904,  betreffend  die  Aus- 
dehnung dieser  Versicherung,  und  desjenigen  vom  12.  Mai  1905,  betreffend  die  Ausführung  der 
Unfallversicherungsgesetze  £di  internationalen  Verkehr; 

nach  Einsicht  des  Gutachtens  des  Staatsrates  vom  30.  März  1906; 

auf  den  Bericht  Unseres  Staatsministers,  Präsidenten  der  Regierung,  und  nach  Beratung 
der  Regierung  im  Eönseil; 

haben  beschlossen  und  beschließen: 

Art.  1«  Das  erwähnte  Abkommen  ist  genehmigt  und  soll  im  „Memorial**  veröffentlicht 
werden,  um  vom  15.  Dezember  1906  ab  in  Anwendung  zu  kommen. 

Art.  2..  Unser  Staatsminister,  Präsident  der  Regierung,  ist  mit  der  Vollziehung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. 

Sankt  Blasien,  den  28.  Juli  1906. 

Wilhelm. 
Der  Staatsminister, 
Präsident  der  Regierung, 
Eyschen. 

Conyeiitioii. 

Smi  ÄUesse  Rayale  le  Grand- Duc  de  Luxembotirg  et  le  President  de  la  BepMique  Fran^ise, 
^galement  anim^s  du  d6sir  d'assurer  ä  leurs  nationaux  respectifs  le  b^n^fice  r^ciproque  de  la 
l^gislation  en  vigueur  sur  la  r^paration  des  dommages  r^sultant  des  accidents  du  travail,  ont 
r^solu  de  conclure  a  cet  effet  une  Convention  et  ont  nomm^  pour  leurs  Pl^nipotentiaires,  savoir: 

Son  AUesse  Royale  le  Grand-Duc  de  Luxemhourg: 

M.  Henri  Vannerus,  Charg6  d'Affaires  du  Grand-Duch6  de  Luxemhourg,  ä  Paris. 

31.  le  President  de  la  Repuhlique  Fran^ise: 

M.  L6on  Bourgeois,  S^nateur,  Ministre  des  Affaires  ^txang^res. 

Lesquels,  apr^s  s'etre  commnniqu^  leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^  en  bonne  et  dne  forme, 
sout  convenus  des  articles  suivants: 

Art.  1^'.  —  Les  sujets  luxembourgeois  victimes  d'accidents  du  travail  en  France,  ainsi 
que  leurs  ayants-droit,  seront  admis  au  b^n^fice  des  indemnit^  et  des  garanties  attribu^es  aux 
sujets  fran^ais  par  la  l^gislation  en  vigueur  sur  les  responsabilit^s  des  accidents  du  travail. 

Par  r^ciprocit^,  les  sujets  fran^ais  victimes  d'accidents  du  travail  dans  le  Grand-Dach^ 
de  Luxemhourg,  ainsi  que  leurs  ayants-droit,  seront  admis  au  b6n6fice  des  indemnit^s  et  des 
garanties  attribu^es  aux  sujets  luxembourgeois  par  la  l^gislation  en  vigueur  sur  la  r^paration 
des  dommages  r^sultant  des  accident  de  travail. 

Art.  2.  J\  sera  toutefois  fait  exception  k  cette  r^gle  lorsqu^il  s'agira  de  personnes  d6tacb6es 
ä  titre  temporaire  et  occup^es  depuis  moins  de  six  mois  sur  le  territoire  de  celui  des  deux  ;^tats 
contractants  oü  l'accident  est  survenu,  mais  faisant  partie  d'une  entreprise  stabile  snr  le  territoire 
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de   Tantre  Etat    Dans   ce   cas,   les   intöress^s   n'aurout   droit   qa'anx   indemnit^s   et  garanties 
pr^vnes  par  la  l^gislation  de  ce  demier  Etat. 

II  en  sera  de  ineme  poor  les  personnes  attach^es  k  des  eutreprises  de  transports  et 
üccnp^es  de  fa^on  iiitennittente,  meme  habituelle,  dans  le  pays  antre  que  celai  oü  les  entreprises 
ont  leur  siöge. 

Art,  3,  —  Les  exemptions  prononc^es  en  mati^re  de  timbre,  de  greffe  et  d'enregistrement, 
et  la  d^lirrance  grataite  stipol^e  par  la  lögblation  grand-ducale  sar  les  accidents  du.  travail 
sont  ^tendaes  aux  actes,  certificats  et  docmnents  yisä  par  cette  l^gislation  qui  seront  passes 
OQ  d^livr^  anx  fins  d'ex^cution  de  la  loi  frangaise. 

B^ciproquement,  les  exemptions  prononcees  et  la  d^li?rance  gratuite  stipul6e  par  la  le^^is- 
lation  frangaise  sont  6tendaes  anx  actes,  certificats  et  docnments  vis^s  par  cette  l^gislation  qui 
seront  passes  on  d^livr^s  anx  fins  d'exöcntion  de  la  loi  luxembourgeoise. 

Art.  4.  —  Les  autorit^  luxembonrgeoises  et  fran^aises  se  preteront  mntuellement  lenrs 
bons  Offices  en  vae  de  faciliter  de  part  et  d'aatre  l'exöcution  des  lois  relatives  anx  accidents  du 
travail. 

Art,  3.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  et  les  ratifications  seront  echang^es  h 
Paris  le  plus  tot  possible. 

Elle  eatrera  en  vigueur  dans  le  Grand-Dnch6  de  Luxembourg  et  en  France  nn  mois 
aprös  qn'elle  aura  6t6  publice  dans  les  deux  pays  suivant  les  formes  prescrites  par.  leur  legis- 
lation  respective. 

Elle  demeurera  obligatoire  jusqu^ä  Texpiration  d'une  anu^e  k  partir  du  jour  oü  Tune  ou 
Tantre  des  parties  contractantes  l'anra  d^noncle. 

En  foi  de  quoi,  les  Fl^nipotentiaires  meutioun^s  plus  haut  ont  signe  la  präsente  Con- 
vention et  y  out  appos^  lenrs  eachets. 

Fait  en  double  excmplaire,  k  Paris,  le  27  juin  1906. 

(L.  8.)  signe:  Vaunerns. 

(L.  S.)  signe:  Leon  Bourgeois. 

(La .  Convention  ci-dessus  a  6t6  ratifiee  et  Fechauge  des  ratifications  a  eu  lieu  ä  Paris,  le 
19  octobre  1906.) 


Anlage  11» 

Gesetz  vom  21.  April  1908, 

wodmrch   die    Gesetzgebung   betreffend    die  ZwangsverBiobernng  der  Arbeiter   gegen 
Unfall  nnd  Krankheit  yervollständigt  nnd  abgeändert  wird. 

Art.  1.  Die  Gesetze  vom  5.  April  1902,  vom  23.  Dezember  1904  und  vom  12.  Mai  1905, 
betreffend  die  Arbeiterunfallversicherung,  sowie  das  Gesetz  vom  31.  Juli  1901,  betreffend  die 
Arbeiterkran kenversicherung,  werden  durch  nachfolgende  Bestimmungen  vervollständigt  bzw. 
abgeändert. 

Kapitel  I.  —  UnfallTersicherang. 

Zu    gewährende   Entschädigungen. 

Art.  2.  Der  Höchstbetrag  der  Löhne  oder  Gehälter,  der  die  Grenze  der  Versicherungs- 
pflicht bestimmt,  und  mit  dem  sich  die  Art.  1,  Scblußabsatz,  and  Art.  4,  Absatz  2,  des  Gesetzes 
vom  5.  April  1902  befassen    wird  von  3000  auf  3750  Frs.  gebracht. 

Art«  S.  Die  nachfolgenden  Bestimmungen  sind  vor  dem  letzten  Absatz  des  Art.  6  des 
Gesetzes  vom  5.  April  1902  einzuschalten: 

„Ist  der  Verletzte  infolge  des  Unfalls  nicht  nur  völlig  erwerbsunfähig,  sondern  auch 
derart  hilflos  geworden,  daß  er  ohne  fremde  Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  so  ist 
für  die  Dauer  dieser  Hilflosigkeit  die  Rente  bis  zu  100%  des  Jahresarbeitsverdienstes  zu 
erhöhen. 

War  der  Verletzte  zur  Zeit  des  Unfalls  bereits  völlig  erwerbsunfähig,  so  beschränkt  sich 
der  zu  leistende  Schadenersatz  auf  die  in  Absatz  2  Ziffer  1  desselben  Art.  6  bezeichneten 
Leistungen. 

Wird  ein  solcher  Verletzter  infolge  des  Unfalls  derart  hilflos,  daß  er  ohne  fremde 
Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  so  ist  eine  Rente  bis  zur  Hälfte  der  Vollrente  zu 
gewähren.'' 

Art.  4.    Der  zweite  Satz  des  Abs.  4  des  Art.  8  desselben  Gesetzes  wird  lauten  wie  folgt: 

„Jedoch  kann  der  Vorstand  der  Versiohemngsgenossenschaft  in  besonderen  Fällen  auch 
dann  eine  Witwenrente  gewähren." 
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irt.  5.    Art  10  des  Gesetzes  vom  5.  April  1903  erhält  folgende  Fassung: 

„Hinterläßt  der  Verstorbene  elternlose  Enkel,  so  wird  ihnen,  falls  ihr  Lebensunterhalt 
£Canz  oder  überwiegend  durch  den  Verstorbenen  bestritten  worden  war,  im  Falle  der  Bedürftig- 
keit bis  zum  zurückgelegten  fünfzehnten  Lebensjahr  eine  Rente  Ton  insgesamt  zwanzig  Prossent 
des  Jahresarbeitsverdienstes  gewährt" 

Art«  6.    Art.  13  dos  Gesetzes   vom  5.  April  1908  wird  vervollständigt  wie  fol^: 

„Die  Versicheruugsgenossen Schaft  ist  befugt,  auf  Grund  statutarischer  Bestimmungen 
allgemein,  und  ohne  solche  Bestimmungen  im  Falle  der  Bedürftigkeit,  dem  in  einer  Heilanstalt 
untergebrachten  Verletzten  sowie  seinen  Angehörigen  eine  besondere  Unterstützung  zu  gewähren.^ 

Art«  7«  Abs.  10  des  Art  14  des  Gesetses  vom  5.  April  1902  ist  abgeschafi^  und  die 
Abs.  11  und  13  desselben  Artikels  sind  abgeändert  wie  folgt: 

,,Für  erwachsene  Personen,  die  keinen  Lohn  beziehen  oder  deren  jährlicJieH  Einkommen, 
nach  vorstehender  Art  berechnet  die  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohnes  erwachsener  Tagelöhner 
nicht  erreicht  (Art  14  §  4  des  Krankenversichenmgsgesetzes),  wird  das  Dreihmidertfaehe  dieses 
ortsüblichen  Tagelohnes  der  Rentenberechnung  zugrunde  gelegt" 

„Für  jugendliche  Arbeiter  gilt  bis  zum  vollendeten  16.  Lebensjahre  als  Jahresarbeits- 
verdienst das  Dreihnndertfache  des  für  solche  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohnes ;  von  diesem 
Zeitpunkt  ab  dagegen  das  Dreihundertfache  des  ftlr  Erwachsene  festgäetztea  ortsüblichen 
Tagelohnes/ 

Aufnahme   in   die  Heilanstalten. 

Art«  8«  Wenn  die  Aerzte  feststellen,  daß  der  Empfänger  einer  üufallrcnte  bei  Durch- 
führung eines  Heilverfahrens  eine  Erhöhung  seiner  Erwerbsfähigkeit  erlangen  könnte,  so  kann 
der  Vorstand  zu  diesem  Zwecke  jederzeit  ein  neues  Heilverfahren  eintreten  lassen.  Dabei  finden 
die  Bestimmungen  der  Art.  13  und  15  des  Gesetzes  von  1902  Anwendung. 

Hat  sich  der  Verletzte  solchen  Maßnahmen  des  Vorstandes  oder  Maßnahmen,  die  gemäß 
Art  6,  13,  16,  17  and  18  des  Gesetzes  von  1902  getroffen  worden  sind,  ohne  triftigen  Grund 
entzogen,  so  kann  ihm  die  Entschädigung  ganz  oder  teilweise  versagt  werden,  sofern  er  auf 
diese  Folgen  hingewiesen  worden  und  nachgewiesen  ist,  daß  sein  Verhalten  die  Erwerbsfähigkeit 
ungünstig  beeinflußt. 

A^  9«  Der  Vorstand  kann  einem  Rentenempfänger  auf  seinen  Antrag  an  Stelle  der  Rente 
Aufnahme  in  ein  Invalidenhaus  oder  eine  Heilanstalt  auf  Kosten  der  Genossenschaft  gewähren. 
Der  Aufgenommene  ist  auf  ein  Vierteljahr,  und  wenn  er  die  Erklärung  nicht  einen  Monat  vor 
Ablauf  dieses  Zeitraumes  zurücknimmt,  jedesmal  auf  ein  weiteres  Vierteljahr  an  den  Verzicht 
auf  die  Rente  gebunden. 

Genossenschaft  —  Statut  —  Generalversammlung. 

Art«  10.    Art.  27  des  Gesetzes  vom  5.  April  1902  ist  abgeändert  wie  folgt: 
In  Abs.  2  werden  die  Worte  „Das  Statut  kann**  durch  die  Worte:   „Ein  öffentlicher  Ver- 
waltungsbeschluß kann**  ersetzt. 

Xn  Abs.  3  wird  das  Wort  „dasselbe**  durch  die  Worte  „dieser  Beschluß-*  ersetzt. 

In  Abs.  4  werden  die  Worte  „Die  Versammlung"  durch  die  Worte  „Der  Beschluß^  ersetzt. 

Prozeßfristen. 

Art«  II«  Die  Berufungs-,  Einspruchs-  und  Kassationsfristen,  mit  denen  sich  Art.  56  des 
Gesetzes  von  1902  beschäftigt,  werden  mit  Einschluß  der  Entfernungsfristen,  sogar  im  Auslande, 
auf  vierzig  Tage  gebracht 

Kap.  II.  —  Gemeinsame  Bestimmungen  iHr  die  Yersiclierungen  gegen 

Kranklieit  und  Unfall. 

Haftpflicht   der  Unternehmer. 

Art«  12.  Der  Hauptuntemebmer  haftet  gemeinsam  mit  den  Afteruuternchmem  für  die 
Erfüllung  der  den  Arbeitgebern  durch  die  Gesetze  und  Reglemente  betreffend  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung  auferlegten  Verpflichtungen. 

Strafbestimmungen  bei  Betrug. 

Art«  IB«  Unbeschadet  der  Anwendung  höherer  durch  die  Gesetze  verhängten  Strafen, 
wird  mit  Gefängnis  von  einem  Monat  bis  zu  fünf  Jahren  und  Geldstrafe  von  26  Frs.  bis  3000  Fr», 
bestraft,  wer  der  Unfallversicherungsgenossenschaft  oder  einer  Krankenkasse  einen  Schaden  zu- 
gefügt hat,  indem  er  sie  durch  Betrug  veranlaßte,  eine  Rente,  Unterstützungen  oder  andere 
Vorteile,  die  gänzlich  oder  teilweise  nicht  geschuldet  waren,  zu  gewähren. 

Der  Versuch  dieses  Vergehens  wird  mit  Gefängnis  von  acht  Tagen  bis  zu  zwei  Jahren 
und  Geldstrafe  von  26  Frs.  bis  1000  Frs.  bestraft 

Der  Schuldige  kann  außerdem  gemäß  Art.  88  des  Strafgesetzbuches  bestraft  und  während 
wenigstens  zwei  und  höchstens  fünf  Jahren  unter  die  besondere  Aufsicht  der  Polizei  gestellt  werden. 
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Die  Bestinminngen  •  des  ersten  Baches  des  Strafgesetzbuches  sowie  das  Gesetz  yom 
18.  Jnni  1879,  abgeändert  dorch  Gesetz  vom  16.  Mai  1904,  wodurch  die  Berücksichtigung  der 
mildernden  Umstände  den  Gerichten  vorbehalten  wird,  sind  anwendbar. 

Zeugen  verhör. 

Art«  14,  Bei  den,  sei  es  von  der  Regierung,  sei  es  vom  Genossenschafts  vorstand,  sei  es 
von  der  Aufsichtsbehörde  über  die  Krankenkassen  eingesetzten  Untersuchungen  können  die  zu 
vernehmende  Zeugen  eidlich  verpflichtet  werden,  die  Wahrheit,  nichts  als  die  Wahrheit  zu  sagen. 

Diejenigen  Personen,  welche  sieh  weigern,  zu  erscheinen  oder  Aussagen  zu  machen,  ver- 
fallen den  in  Art.  80  der  Kriminalprozeßor&ung  vorgesehenen  Strafen.  Es  wird  darüber  ein 
dem  Staatsanwälte  zu  übermittelndes  Protokoll  errichtet 

Die  Zeugengelder  werden  berechnet  wie  bei  Strafsachen,  wenn  die  Untersuchung  durch 
die  Regierung  oder  die  Aufsichtsbehörde  angeordnet  ist,  und  wie  in  Zivilsachen  vor  dem  Medens- 
gerichte,  wenn  die  Untersuchung  von  dem  Genossenschaftsvorstande  angeordnet  ist. 


Kap.  III.  — ^  Schlaßbestimmung. 

Art«  15«    Die  Art.  3  bis  7  einschl.  haben  rückwirkende  Kraft   auf  den    1.  Januar   1908. 
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Die  Hrfieiter-Versorgung. 

Centralorgan 

für  das  gesamte 

Kranken-,  Unfall-  und  Invaliden -Versicherungswesen 

im  Deutschen  Reiche. 

Herausgegeben  von  Dr.  J,  TroscheL 


Jährtidi  36  nummem.    Rbonnementspreis  hatbjährttdi  7  Nark. 


Die  jetzt  im  XXV.  Jahrgange  erscheinende  Arbeiter- Versorgung  hat  sich  zweifeUos  das 
Ansehen  zu  bewahren  gewußt,  daß  ihr  seit  ihrem  Entstehen  zuteil  geworden  ist.  Es  kann 
dies  ihrer  umsichtigen  Leitung  zum  Verdienste  angerechnet  werden,  die  alle  Verhandlungen 
über  die  deutsche  sozialpolitische  Gesetzgebung  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  und 
in  der  Presse  in  den  Kreis  ihrer  Erörterungen  zieht  und  keine  Mühe  scheut,  die  einschlägigen 
Entscheidungen  der  ordentlichen  und  der  Verwaltungsgerichte  von  allen  Seiten  heranzuziehen 
und  was  sonst  an  Materialien  aus  dem  Gebiete  der  Ausführungsbesthnmungen  und  der  Stati- 
stik sich  darbietet,  zu  sammeln. 

Nachdem  nun  in  dem  bis  zum  XVIII.  Jahrgange  vollständig  vorliegenden  Generalregister 
gewissermaßen  ein  Führer  durch  den  in  der  Arbeiter- Versorgung  angehäuften  Stoff  geboten 
ist,  kann  sie  noch  mehr  als  bisher  den  Anspruch  erheben,  eine  Quelle  der  Belehrung  und 
Auskunft  für  alle  zu  sein,  die  berufen  sind,  über  irgend  eine  der  einschlägigen  Fragen  zu 
entscheiden.  Nicht  nur  die  Verwaltungsbehörden,  sondern  auch  die  ordentlichen  Gerichte, 
von  den  Amtsgerichten  bis  zu  den  höchsten  Gerichtshöfen,  haben  ein  lebendiges  Interesse 
an  der  Kenntnis  der  im  Einzelfalle  ergangenen  Entscheidungen,  und  es  wird  sich  nicht  leicht 
ein  Fall  zur  Entscheidung  darbieten,  dem  nicht  ähnlich  oder  gleich  liegende  Fälle,  die  in  der 
Zeitschrift  abgedruckt  sind,  zur  Seite  gestellt  werden  könnten.  Da  diese  an  der  Hand 
der  Register  leicht  aufzufinden  sind,  ist  es  keine  Übertreibung,  wenn  die  Arbeiter- Versorgung  für 
alle  namhaft  gemachten  Entscheidungsstellen  als  unentbehrliches  Hüfsmittel  bezeichnet  wird. 

Das  gleiche  Interesse  an  dem  reichen  Inhalt  der  Zeitschrift  haben  die  Ausführungs- 
behörden  und  die  Organe  der  Arbeiter-Versicherung,  die  Regierungen,  Landratsämter  und 
Gemeindeverwaltungen,  die  Krankenkassen,  Berufsgenossenschaften  und  Versicherungs- 
anstalten, denen  ausführliche  oder  auszugsweise  Mitteilungen  über  die  in  ihren  Kreisen  ge- 
pflogenen Verhandlungen  sowie  statistische  Nachrichten  von  grundlegender  Bedeutung  dar- 
geboten werden. 

Endlich  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  die  ärztlichen  Kreise,  die  immer  mehr  der 
staatlichen  Fürsorgegesetzgebung  näher  geführt  werden,  sei  es  bei  der  Heübehandlung  der 
Kranken  und  Verletzten  oder  bei  der  Feststellung  der  Erwerbsbeschränkung  und  Erwerbs- 
unfähigkeit, in  einer  großen  Zahl  von  Abhandlungen,  Entscheidungen  und  Mitteilungen  wert- 
volles Material  für  die  Ausübung  ihres  Berufs  finden. 

Die  vorstehenden  Darlegungen  geben  dem  Veriage  Veranlassung,  das  Interesse  der 
beteiligten  Kreise  von  neuem  auf  die  Arbeiter -Versorgung  als  führendes  Organ  auf  ihrem 
Gebiete  hinzulenken.    Probenummem  werden  bereitwilligst  zur  Verfügung  gestellt. 


C.  Schalxe  A  Co.,  Q.  m.  b.  H.,  ür&fenhainiohen. 
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